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Beiträge 


zur 


künftigen Strafprozeß- Ordnung für Preußen, 


Bon Herrn Ober-Staatsanwalt von Tippelskirch zu Stettin. 


Fünfter Artifel. 
Bon der Einrichtung der Gerichte für Straffuchen erfter Inftanz. 


A. Don der Einrichtung der Gefhworenengeridhte. 
(Fortſeßzung bon ®b. III. ©. 760 fi.) 


3. SHauptverfahren vor dem Gefchmorenengericht. 


Das rag er is vor dem Gejchrworenengerichte beginnt überall mit ber 
BVorlefung des Anklage-Bejchluffes und der Anklage- Schrift. In England 
und Frankreich fchließt fich hieran zunächft eine Einleitungsrede des Anklägers, die 
unjere Gefepgebung nicht fennt. Augenſcheinlich ift auch eine ſolche vom Nebel, 
wenn ſchon die vorgelefene Anklagefchrift, wie bei und, eine vollftändige Relation 
der in der Vorunterſuchung ermittelten Thatfachen enthält, vor allen Dingen aber, 
wenn dem Bertheidiger nicht das Recht zufteht, die Bertheidigung in gleicher Weife 
einzuleiten. Nebenbei fehlt eö und an dem Zielpunft der Englijchen Einleitungs- 
reden, nämlich einer beftimmten Beweistheorie, mit deren Entwidelung fich, wie 
wir im vorigen Artikel gejehben haben, dieſe Reden in England vorzugsweiſe ber 
fchäftigen. Sollte jedoch unfer Vorfchlag') Beifall finden, die Anklagefchriften 
überhaupt auf die eigentliche Anklageformel und eine kurze Aufzählung der beizus 
bringenden Beweiſe zu bejchränfen und follte man im Strafverfahren auch bei uns 
zu einer beftimmten Beweis-Theorie zurüdfehren, fo würbe ed allerdings nicht um- 
zwedmäßig fein, dem Anfläger eine Einleitung der Anklage nach Engliſchem Muſter 
zu — dann aber auch dem Angeklagten ein gleiches Recht bezüglich ber Ver—⸗ 
theibigung einzuräumen. Diejes jegt aber voraus, daß ſich das Verfahren vor den 
Geihworenen, wie in England, in zwei beftimmt zu unterfcheidende Abtheilungen, 
nämlih in ein Anklage und in ein rg apa einig ii ie läßt; und 
eine . Zerlegung ift wiederum nicht wohl denkbar, wenn der Vorſitzende, wie 
in Frankreich und bei und, das ganze Zeugenverhör und die fonftige Beweisauf- 
nahme jelbft vornimmt. In der That fcheint au das Englifche Syftem, wonad) 
die Beweisaufnahme vor den Gefchworenen im Wefentlichen durch Die beiderjeis 
tigen Sachwalter beforgt wird, aus folgenden Gründen den Vorzug zu verbiemen. 
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a. Wir haben ſchon im vorigen Artikel auseinandergefegt, daß und wes— 
halb e8 wünfchenswerth erfcheint, vor einem Gefchworenengerichte, wenn irgend 
möglich, zwei wirfliche Parteien auftreten zu lafjen, und den Gefchworenen dadurch 
VBeranlafjung zu geben, die Rechte beider forgfältig gegen einander abzumägen. 
Nicht minder haben wir bereit8 erwähnt, daß die im Franzöfifchen Verfahren, dem 
das unfrige nachgebilvet-ift, eingeführten Schlufreden des Staatsanwalted und des 
Vertheidigerd und die damit verbundenen NRebnerfünfte, ganz abgefehen von dem 
dadurch herbeigeführten Zeitverlufte der Füllung eines fachgemäßen Spruches durch 
die Geſchworenen cher nachtheilig als förderlich find. Sollen diefe Reden aber 
verbannt oder doch auf das richtige Maaß zurüdgeführt werden, fo müſſen die 
beiderfeitigen Sadhwalter auf anderem Wege Gelegenheit erhalten, ihre einander 
— —— Behauptungen ig rn hervorzuheben, daß fich fchon im Laufe 
der Verhandlung ein Anflage- und Bertheidigungsverfahren, wie Klage und Klage- 
beantwortung (die hothwendigen und natürlichen Beftandtheile jedes Rechtsftreites) 
von einander unterfcheiden lafien. Die beiden Sachmalter müffen alfo, wie in 
England, Anklage und Vertheidigung jeder für fich allein einleiten, und da Diefe 
Einleitungen eben auf nichts anderes, als den zu führenden Beweis hinzielen fön- 
nen, diefen auch felbft zu produziren im Stande fein, da, wenn diefed ein Dritter 
thun fol, nicht immer zu erwarten fteht, daß derjelbe auf ihre Gedanken eingehen, 
am — daß er es mit derjenigen Lebendigkeit, Sorgfalt und Sachkenntniß 
thun werde, die das Intereſſe für ihre Partei den beiderſeiligen Sachwaltern von 
elbſt eingiebt. Von dieſem Geſichtspunkte aus kann ſogar das auf die Einleitungs— 
Reden folgende Verhör dem Vorſitzenden nicht einmal zugemuthet werden, da er 
über beiden Parteien ftehen fol, mithin den Sonder » Intereffen verfelben nicht 
dienftbar gemacht werben fann, wogegen e8 feiner höhern Stellung vollkommen ent» 
fpricht, wenn er im allgemeinen Intereffe der Wahrheit, jo wie der Aufrechthaltung 
von ee und Sitte gelegentlich in das Verhör des einen oder ded anderen 
Theils eingreift, unzuläffige Fragen abfchneidet, mit einem Worte die etwanigen der 
Ausmittelung der abr eit hinderlihen und die Würde der Juſtiz verlegenden 
Ausfchreitungen der Parteien zurückweiſt. 

. In unferem gegenwärtigen Verfahren vor den Gefchworenen ift der 
Vorfigende zugleich Inquirent und da diefes Verfahren die eigentliche (Haupt-) 
Unterfudhung ift, der Haupt-Inquirent. Nichts kann aber mit der Stellung 
eines BVorfigenden weniger verträglich fein, als das Gefchäft eines Inquirenten. 
Der vorzüglichfte und gewiß der triftigfte Grund, mit dem man feiner Zeit unfer 
altländifches, rein Ana liches Inquifitions-Verfahren befämpft, und die Nothwens 
digfeit eines Zurü vr auf die uralte Form des Anklage-Prozeſſes bewiefen hat, 
befteht darin, daß die Ergebniffe unjerer früheren, blos jchriftlich geführten Unter- 
fuchungen allein auf der Auffaffung des Inquirenten berubten, die audy bei dem 

ewiffenhafteften Streben nah Klarheit und Unparteilichkeit, vermöge der jeder 

enjchennatur anklebenden Schwäche, weder ftets vollfommen genau, noch frei von 
Einfeitigkeit waren und fein fonnten. Macht man nun den Horfigenden des Ge⸗ 
ſchworenengerichts zum alleinigen Inquirenten, fo fann es nicht fehlen, Des man 
die ſchwache Seite des alten Inquifitions = Prozefes in den neuen Anklage Prozeß 
wieder hineinträgt. 

Allerdings wird hier das Uebel daburch geringer, daß Richter und Ge— 
ſchworene die Antworten der Zeugen und des Angeklagten auf die Fragen des Vor— 
figenden wenigftens felbft hören, und daß erforderlichen Falles auch Anfläger 
und Bertheidiger noch Fragen ftellen können; ganz gehoben aber wird es nicht, 
denn immer noch hängt das Ergebniß des Verhord und der Eindrud, den daffelbe 
hervorbringt, zumal wenn es fi darum Handelt, Berfonen zu vernehmen, die, wie 
diefes fo Häufig der Fall ift, nur mit Mühe zur Ausfage defien vermocdht werben 
können, was man von ihnen ie will, zum großen Theil von der Methode, ber 
Einſicht und der Faͤhigleit desjenigen ab, der das Verhoͤr leitet. Iſt dieſer in feis 
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nem Urtheil befangen, fo fann nur zu leicht das Verhör einen fchiefen Einprud 
machen, zumal die Wirkfamfeit des Heilmitteld, die Zufagfragen der beiderfeitigen 
Sachwalter, von dem Umfange abhängt, in dem der eigentliche Inquirent, ne 
der ihm in feiner Eigenſchaft ald Worfigender zuftehenden disfretionairen Gewalt, 
die Anwendung deſſelben geftattet. Anders verhält es fich, wenn das Verhör in die 
Hände des Ankflägerd und des BVertheidigerd gegeben ift. Denn wenn gleich diefe 
dabei unfehlbar noch einfeitiger verfahren werden, als es mö Iherweife von dem 
Borfigenden gefchehen kann, jo wird doch die Einfeitigfeit des Einen durch die Ein- 
jeitigfeit des Anderen im Kreuzverhör wieder aufgewogen, es find ferner nicht allein 
die Zuhörer, fondern auch der Gegentheil auf ein ſolches Ergebniß gefaßt und in- 
dem die erften dad Verhör darnach vorweg beurtheilen, hat der legte nicht allein 
bie Gelegenheit, fondern auch die dringende Aufforderung, die ihm nachtheiligen Er: 
gebniffe durch das Kreugverhör jo viel als möglich wieder auszugleichen. Bor 
allen Dingen ift hier aber in der Perſon des Worfigenden eine Auftorität vorhans 
den, die über den Inquirenten fteht, folglich auch ihre Thätigfeit überwachen, 
fchiefen Auffafiungen begegnen und Unangemeffenheiten aller Art abftellen kann, 
was im umgefehrten Falle durch die 3ufagragn des Anflägers und des Verthei-⸗ 
digers, die dem Vorfigenden untergeordnet find, entweder nur in befchränfterem Um: 
fange oder auf Koften der Auftoritat des Vorfigenden, mithin nicht ohne neue Uebels 
ftände, zu erreichen ift. 

ce. Auch fonft ift das Anfehen des Borfigenden, welches, wie wir ſchon 
oben ausgeführt haben, nicht hoch genug angefchlagen werben fann, weil er bie 
oberfte Gerichtsbarkeit der Krone repräfentirt, vielfach ee wenn er zugleich 
en des Inquirenten ausüben fol. it Recht fagt fchon Herr 
v. Keller‘): : 

„daß es zur hohen und würdigen Stellung des Richters nicht wenig beis 

trägt, wenn er, anftatt fi) in das Gewirre der Aktion felbft zu begeben, 

nur auffehend und ergänzend über derjelben waltet.“ 

Wir fügen hinzu, daß es eine fehr anftrengende Arbeit ift, in einer langen 
Sigung Tag aus, Tag ein, vom Morgen bis zum Abende, faft ausfchließlich das 
Wort zu Ba daß eine folche fortvauernde Anftrengung nothwendig mit der Zeit 
zur Erfchöpfung führen muß, die nicht allein der ferneren Auffaffungsfähigkeit des 
Borfigenden und damit der Ausmittelung der Wahrheit Gefahr droht, fondern mehr 
ald Alles andere dazu beiträgt, die Würde feiner äußeren Erſcheinung und damit 
feine Auftorität zu untergraben, zumal, wenn man ihn, wie bei und, unter vier 
Richtern, einem Staatsanwalte und einem Vertheidiger, Die oft zwar nur fcheinbar, 
oft aber auch wirklich bei der ganzen Berhandlung unthätig find, jedenfalls nichts 
thun, um ihm fein Amt zu erleichtern, die ganze Laft allein tragen fieht. Es leuchtet 
ein, daß ein folcher Laftträger weit eher Mitleid ald Reſpekt einflößen wird. 

. Weiterhin führt das Inquiriren, und zwar oft gerade bei den Edelften 
und Beften, denen es mit der Ausmittelung der Wahrheit heiliger Ernft ift, gegen- 
über von Perfonen, die wirflich oder fcheinbar mit der Wahrheit zurüdhalten, nicht 
felten zu leidenjchaftlichen Erregungen und dieſe wiederum zu Fragen, Vorhaltun⸗ 
gen und Auftritten, die die Würde des Richteramtes beeinträchtigen und daher vor 
allen Dingen bei einer öffentlichen Berhandlung forgfältig vermieden werden müffen. 
Gegen dergleichen giebt es aber, wenn fie dem Vorfigenden felbft begegnen, fein 
— während, wenn etwa die Vertreter der Parteien hierin das Maaß der 

hidlichkeit überfchreiten follten, der Borfigende den Beruf und die Mittel Hat, 
ven Schuldigen in feine Schranken zu weifen. 

e. Enplich ift nicht zu verfennen, daß, wenn der nn fi, einige 
elegentlihe Fragen und Bemerkungen abgerechnet, im Wefentlichen darauf be- 
ß ränfen kann, den ruhigen und unbefangenen Beobachter der vor ihm gepflogenen 
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Verhandlung abzugeben, er ſchon während derfelben im Stande ift, ſich (gleich dem 
Engliſchen Lord-Oberrichter) das, was ihm Bemerkenswert fcheint, zu notiren, über: 
haupt das Material vorweg in feinem Kopfe zu orbnen und zurecht zu legen, fo 
aber bei Abgabe feines Refumes (oder, wie wir ed für wünfchenswerth erachten, 
feines motivirten Votums) ungleidy vorbereiteter aufzutreten, als es ihm jegt mög- 


lich ift, wo feine Zeit und feine Kräfte durch das Verhör oft bis zur Erfhöpfung , 


in Anfpruch genommen find, 

f. Sbgleich die Geftattung des Verhörs und Kreuzverhörs durch die Ver— 
reter der Parteien jchon bei der Berathung über das Gejeg vom 2. Mai 1852 
zur Sprache gefommen ift'), fo hat man dennoch Anftand genommen, daſſelbe 
gerabehin einzuführen, vielmehr in den Art. 77. nur die Beftimmung aufgenommen, 
daß der Borfigende der Staatsanwaltfchaft und dem Vertheidiger auf deren über: 
einftimmenden Antrag das Verhör (beziehungsweife Kreuzverhör) der Zeugen 
überlaffen Eönne, daß er in ſolchen Fällen über die Ordnung des Verhoͤrs zu 
wachen, unzuläflige Fragen und deren Beantwortung abzufchneiden oder zu verbie- 
ten, endlich das Recht habe, das Berhör in jedem Punkte wieder felbft zu über- 
nehmen und zu jchließen. 
| In dem Berichte der Kommiffion der Zweiten Kammer, von welcher ber 
— zu dieſer Beſtimmung ausgegangen iſt, wird als Grund dafuͤr her— 
vorgehoben: 

„daß es für den Augenblick vielleicht um deswillen praktiſch nicht wohl 
ausführbar fei, das Kreuzverhör unbefchränft einzuführen, weil weder die 
Staatsanwälte, noch die Vertheidiger mit einem folchen Verfahren aus 
eigener Anfchauung und Uebung befannt jeien, man fich alfo begnügen 
müffe, für jegt nur die Hindernife hinwegzuräumen, welche das Geſetz 
der Möglichkeit der Entwidelung jenes Verfahrens entgegenftelle ’).“ 

Die hierin ausgefprochene Erwartung, daß die eigen Mar allegirten 
Art. 77. dahin führen werde, Verhör und Kreuzverhör durch die Sachwalter der 
Parteien —— in unſer Strafverfahren einzuführen, ſcheint nun zwar getäufcht 
worden zu fein; dem Berfaffer ift wenigftens bis jegt weder amtlich 5. außer- 
amtlich ein Fall befannt geworden, wo die Barteien von dem Rechte, die Zeugen 
felbft zu verhören, Gebrauch gemacht hätten. Allein wir müffen und gegen die 
Folgerung, die daraus möglicherweife gezogen werden könnte, verwahren, daß jene 
Art des Verhörs bei uns überhaupt praftiich unausführbar fei. 

Unferes Erachtens liegt die gänzliche Nichtbeachtung, auf welche jene Vorfchrift 
geftoßen ift, theils in der Faffung des Geſetzes felbft, theild in anderen Einrichtun- 
gen, die mit demfelben nicht füglich zu vereinigen, wohl aber einer Aenderung fähig 
und bevürftig find. 

Zuvorderft liegt ed auf der Hand, daß ein übereinftimmender An: 
trag zweier Parteien, die ein entgegengefehtes SIR haben, ſchon an fich ſchwer 
zu erlangen ift; um fo ſchwerer aber bier, wo man bejorgen muß, denſelben von 
dem — als ein Mißtrauens⸗Votum gegen ſeine Befähigung, das Verhör 
in der bisher üblichen Weiſe ſelbſt zu leiten, aufgenommen zu ſehen, der leicht zu 
erkläärenden Abneigung nicht zu gedenken, einen ernſten und wichtigen Alt ohne 
nd Nothwendigkeit zum bloßen Gegenftande eined praftifchen Erperimentes 
zu machen. 

Sodann fegt die Ausübung der in Rede flehenden Befugniß voraus, daß 
Staatsanwalt und Bertheidiger fi mit dem in der Worunterfuchung ermittelten 
Sadverhältniffe durch eigenes Lefen der Aften auf das Genauefte vertraut. gemacht 
haben. Das Hat aber gegenwärtig feine Schwierigkeiten, weil die gerichtlichen Aften 
ſich gerade während der legten Tage vor dem Beginn der Sigung in den Händen 





1) Bollftändige Materialien u. f. w. ©. 102. 103. 127, 560. 561. 
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des Bo befinden, und da diefer nicht voraus wiſſen kann, ob die Parteien 
gereist fein werben, ihn ber Mühe des Berhörs zu überheben, zum Zmede feiner 

orbereitung auf daſſelbe quch nothwendig befinden muͤſſen. Bieter Mebelftand läßt 
ſich nicht eher heben, ald wenn den Parteien als Pflicht auferlegt wird, wozu fie 
jegt nur das Recht haben. ' 

Endlich beffimmt das Gefeh, und das ift der wichtigfte Punft, daß wenn 
der Borfigende dem Staatsanwalte und dem Vertheidiger das Verhör überläßt, er 
unter Anderem über die Ordnung des Verhörs zu machen und unzuläffige Fragen 
und deren Beantwortung zu verbieten habe. Diefe Beftimmung fegt aber ein Ver⸗ 
haältniß zwifchen dem Borfigenden und dem Staatdanwalte voraus, wie es zwar 
in England, nicht aber wie es in Frankreich und nach Franzöfifhem Vorbilde bei 
und exiftirt. Im England ftehen der Anwalt des .... und des Angeklagten, 
wie wir fchon mehrfach erwähnt haben, einander mit völlig gleichem Rechte gegen: 
über und beide find der Gewalt des Vorſitzenden unbevingt untergeordnet. Bei und 
ift dagegen die Staatdanwaltfchaft eine eigene, den Gerichten koordinirte Behörde, 
und wenn auch in den — en der Strafgerichte dem Vorſitzenden des Gerichtes 
die allgemeine Leitung der —— gebührt der fich fchließlich auch der Staats: 
anmalt unterwerfen muß, fo nimmt doch ver legtere ald Wächter des Geſetzes 
immerhin eine Stellung ein, mit der etwarige — —— des Vorſitzenden 
nicht wohl zu vereinigen fein möchten, und die daher jedenfalls dem Vorſitzenden 
gegen den Staatsanwalt Rüdfichten auferlegt, die er gegen ven Vertheidiger nicht 
zu nehmen braucht’). Noch der unmittelbar vorhergehende Art. 76. des Gefehes 
unterftügt diefe Ausnahmeftellung in fofern, ald darnach der Borfigende dem Ber: 
theidiger Fragen — fann, dem Staatsanwalte aber geſtatten muß. Wie 
ſollten alfo wohl die Staatsanwälte Neigung fühlen, von der ihnen im nächſtfol⸗ 
genden Artikel zugefprochenen Befugniß Gebrauch zu machen, die fie mit dem Ber- 
theidiger auf gleiche Linie flellt?! 

Begreiflicher Weife muß alfo, bevor der Art. 77. eine Wahrheit werben 
kann, mit der Staatsanwaltfchaft eine Veränderung vorgehen. Daß und wie eine 
ſolche vorzunehmen fei, darüber haben wir und im dritten Artikel diefer Beiträge 
weitläuftiger ausgefprochen. | 

8. — von Keller, wenn gleich fonft für das Eigen- und Kreuzverhör 
der beiderfeitigen Sachwalter lebhaft intereffirt, Außere gleichwohl das Bedenken: 

„daß unfere Vertheidigung dem Durchfchnitte nach, nicht ge der Stufe 
juriſtiſch-ſittlicher Bildung ftehe, welche bei folcher Veränderung 
nothwendig vorausgefegt werben muͤſſe“, 
und fcheint anzudeuten, daß unfere Advokaten in dieſer Beziehung ihren Englifchen 
Kollegen beträchtlich nachſtaͤnden). 

Diefed Argument, feine thatfächliche Richtigkeit, die wir unfererfeits bahin- 
geftellt fein laffen, vorausgefegt, möchte aber eher fir als gegen ung fprechen. Daß 
unfere Abvofatur unter dem auf dem tiefften Mißtrauen beruhenden Prinzipe ber 
Allgemeinen Gerichts: Orbnumg, ihr jeden Einfluß auf die Prozeßführung fo viel 
als mur immer möglich aus den Händen zu winden, fittlidh v mert fei, ift 
ſchon oft —— worden. Dieſes Prinzip iſt aber inzwiſchen aufgegeben, 
und die Veror vom 30. April 1847 über die-Bildung des Ehrenrathes hat 
\ ar den Korpsgeiſt ded ganzen Advolatenſtandes zum Wächter über die Ehren- 
—** ſeiner einzelnen Hlgkiever gefegt. Bebürfte es alfo noch eined Mehreren, 
um den Advolatenftand in „juriflifch-fittlicher* Bez g zu heben, fo wäre dazu 
die Ueberlaffung des Berhörd der Entlaftungs- und des Kreuzverhörs der Bes 


1) Vergleiche das Band U. ©. 799 biefer Blätter angeführte Miniferial- Reftript, worin 
ausgeführt ift, daß ber Vorfihenbe überhaupt nicht das Ne bat, ben Staatsanwalt zur Orb: 
nung zu rufen. 
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laftungszeugen in Straffachen nicht allein ein fehr geeignetes, ſondern auch ein fehr 
ungefährliches Mittel, weil etwaigen rabuliſtiſchen Verfuchen, durch die Art des 
— die Wahrheit zu verdunkeln, nicht allein durch die Auktorität des 

orſitzenden, ſondern auch durch die gebotene Deffentlichkeit der Verhandlung ſehr 
bald die verdiente Ruͤge zu Theil werden würde. 

Zu einem weiteren Bedenken hat die Frage Veranlaſſung gegeben, wer 
das Verhör des Angeklagten übernehmen ſoll? In England wird der An— 
geflagte bekanntlich gar nicht vernommen, es wird ihm vielmehr lediglich anheim- 
geftellt, ob er eine Erklärung abgeben wolle, ja er wird vor Ablegung eines Ge- 
Ränpniffee fogar verwarnt. Wir haben indefien jchon im zweiten Artikel -unferer 
Beiträge bemerkt, daß diefes Prinzip in feinem ganzen Umfange für uns jedenfalls 
nicht annehmbar ift und ftimmen daher ganz mit Herrn v. Keller’) überein, wenn 
er jagt, daß auf das Verhörweſen gegenüber dem Angeklagten bei uns nicht ganz 
werde verzichtet werben fönnen. 

Auch dagegen, daß dieſes Verhör dem Borfigenden zu belaffen fei, können 
wir im MWefentlichen nichts erinnern; wir glauben aber, daß, wenn man fich nur 
über den Umfang und die jegige Bedeutung dieſes Verhörs verftändigt,: darin nichts 
gefunden werden fann, was dem Prinzipe die Beweisaufnahme den beiderfeitigen 
Sachwaltern zu überlaffen, irgend widerftreiten fönnte. 

Die Beweistheorie der Kriminal- Ordnung vom 11. Dezember 1805 hatte 
zur Folge, daß ohne Geftändniß gegen den Angefchuldigten nur in feltenen Fällen 
die volle Strafe ded Gefeßed erfannt werden fonnte. Diefes Geftändniß zu er- 
langen, war daher die vornehmlichfte Aufgabe des Inquirenten und das Verhör des 
Angefhuldigten, nöthigenfall® fortgefegte Verhöre das Mittel, diefelbe zu löfen 
($. 291.). Zu diefem Zwede follte dem Angefchuldigten nicht ‚etwa vorweg mit- 
getheilt werden, weflen man ihn verdächtig Halt und welche Bemweife ‘gegen ihn 
vorlägen; im Gegentheil follte der Inquirent ihm Beides zu Anfang des Verhörs 
gefliffentlich vorenthalten, theils um von ihm felbft wo möglich noch neue Beweiſe 
zu erfahren, theild um ihn, falls er leugnete, mit erwiefenen Thatfachen in Wider- 
fpruch und durch Vorhaltung derfelben in Verwirrung bringen zu fünnen ($. 273.). 
Damit aber auch der Angefchuldigte nicht etwa verfuchen möchte, durch einfaches 
Ableugnen beftimmt bir Sa Thatfachen oder durch ‚gänzliches Stillfchweigen dieſe 
Klippe zu umgehen, follte dag eine wie das andere nöthigenfall® durch Förperliche 
Züchtigung an ihm geahndet werden ($. 292.). 

Diefes Alles ift durch unfere neueren Strafprozeß⸗-Geſetze befeitigt. a” 
nächft ift das Geftändniß Fein fo nothwendiges Beweismittel mehr, als früher, 
weil gegenwärtig der auf der Art und der Stärfe des geführten Beweiſes beruhende 
Unterjchied zwiſchen ordentlicher und außerordentlicher Strafe aufgehoben und ber 
Richter der That lediglich auf feine fubjeftive Ueberzeugung angewieſen ift ($. 22. 
der Verorbnumg vom 3. Januar 1849), ohne Rüdjicht, ob ein Geſtaͤndniß vorliegt 
oder nicht. Folgerecht find auch die Mittel, ein ſolches zu erlangen, beträchtlich 
vermindert worden. Der $. 43. a. a. D. verweift zwar den Unterfuchungsrichter 
noch auf die Vorfchriften der KriminalsOrdnung, der $. 44. gebietet. aber fchon, die 
Votunterfuchung nicht weiter auszubehnen, ald zur Begründung der Anklage noth- 
wendig ift, und der $. 75. verlangt in folhen Sachen, die vor das Gefchworenen- 
gericht gelangen, nichts weiter, ald daß der Angefchuldigte während der Vorunter— 
fuhung gehört werde; in geringeren Sachen ift nach $. A6. auch das nicht ein- 
mal nothwendig Schon vorher hatte der $. 4. des Geſetzes zum Schuge der 
perfönlichen Freiheit vom 24. September 1848 beftimmt, daß jeder Berhaftete (und 
das find diejenigen, die vor das Gefchworenengericht geftellt werben, in der Regel) 
binnen 24 Stunden von dem zuftändigen Richter dergeftalt vernommen werden folle, 
daß ihm die Anfhuldigungsgründe mitgetheilt und ihm die Mög: 


1) Göhe-Reller ©. 68. 69, 
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lichkeit zur Aufklärung eines Mißverſtändniſſes gegeben wird. Dieſe 
demnächſt wörtlich in den $. 5. des ſpäteren Geſetzes zum Schütze der perſönlichen 
Freiheit vom 12. Februar 1850 übergegangene Vorfchrift entreißt aber ſchon dem 
Inquirenten, indem fie den $. 273. der Kriminal-Orbnung, wenn nicht geradehin 
aufhebt, fo doch illuforifch macht, das darin zur Erlangung eines Geftandnifjes 
vorgeſchriebene, ſehr wefentliche Mittel, ven Angefchulvigten durch feine Antworten 
in Widerſprüche zu verwideln. 

Indem endlich der $. 18. der Verorpnung vom 3. Januar 1849 Zwangs- 
mittel jeder Art, durch welhe der Angeflagte zu irgend einer Gr; 
flärung genöthigt werden foll, für unzuläffig erflärt, alfo dvieg$. 292. ff. 
der Kriminal-Ordnung aufhebt und der $. 319. des Strafgejegbuches jeden Beam- 
ten, welcher dergleichen vornimmt oder vornehmen läßt mit Zuchthausftrafe 
bedroht, find fo ziemlich die Mittel fortgeräumt, durch welche der Angeichuldigte, 
der fich nicht fofort und aus eigenem Antriebe zur Ablegung eines Geftänpniffes 
verftehen will, wider feinen Willen dazu vermocht werden fann Zwar bleibt immer 
noch die Möglichkeit eines gewiſſen pſychologiſchen Zwanges übrig, indem der In— 
quirent durch Erweckung von Meue oder VBorhaltung erwiefener, vom Angefchul: 
digten beftrittener Thatfachen fein Gemüth zu erfchüttern verjuchen fann; einmal 
aber läßt ſchon die-allegirte Beftimmung des Geſetzes zum Schuge der perfönlichen 
Freiheit erfennen, daß ſelbſt vie Anwendung diefes Mittels nicht mehr in der Ab: 
ficht des Gefeggebers liegt, der vornehmfte Zwed des mit dem Angefchuldigten an: 
zuftellenden Berhörs vielmehr fortan darin befteht, dem letzteren Gelegenheit zu 
feiner Bertheidigung zu geben, und dann ift eine Affifenfigung auch nicht der Ort, 
wo dergleichen pinchologijche Zwangsmittel mit einiger Ausficht auf Erfolg ange: 
wendet werden fönnten. Denn wenn der Inquirent das Gemüth des Angeklagten 
erreichen und zu Reue und Buße ſtimmen will, fo darf er nicht in öffentlicher 
Berfammlung vom hohen Präfiventenftuhl herab auf ihn eindringen, fondern er 
muß im einfamen Verhörzimmer ohne weitere Zeugen, als höchftens den Protofoll: 
führer, ihm ins Auge fehen und als Menfch zum Menfchen reden fünnen. Noch 
viel weniger darf fich der Vorfigende Hoffnung machen, den Angeflagten in den 
Schlingen von Widerfprüchen zu fangen, nachdem derſelbe durch die Vorunter— 
ſuchung und die Anflage mit den gegen ihn vorzubringenden Beweifen vollftändig 
befannt geworben ift und hinlängliche Zeit gehabt hat, fogar unter dem Beirathe 
eines Nechtöfundigen jeinen Bertheidigungsplan zu entwerfen und ſich auf fein 
Berhalten im Berhör vorzubereiten. Eben deshalb nimmt man in Franfreich, ob- 
glei dort in der Worunterfuchung viel nach einem Geftänpniß inquirirt wird und 
FR in der Hauptunterfuchung das Anklage-PBrinzip nicht jo rein durchgeführt ift, 
ald in England, doch in der Afitfenfigung felbft von allen auf Erlangung eines Ges 
ftändnifjes gerichteten Maßregeln Abitand'). 

Noch viel mehr aber muß diefes gegenwärtig bei uns gejchehen, nachdem 
wir in dem Berfahren vor den Gefchworenen uns mehr dem Englifchen Prinzipe 
genähert haben. Denn indem der vorfigende Richter nach Vorlefung der Anklage 
den Angeklagten, ftatt ihn, wie bisher zur Wahrheit zu ermahnen, und mit den 
Strafen des frevelhaften Leugnens befannt zu machen, fategorijch auffordert, fich 
zu erflären, ob er des ihm zur Laft gelegten Verbrechens fchuldig oder nicht ſchuldig 
fei, und der Angeflagte ebenfo Fategorifch „nicht ſchuldig“ antwortet, hat der legtere 
gethan, was man von ihm verlangt und gleich Anfangs freigeftellt hat. Er ift nun 
aljo auch zu der Erwartung berechtigt, daß man ihn fortan mit Zumuthungen, 
etwas dem Gntgegenftehendes auszuſagen, vollends mit gefchict angelegten, jener 
fategorifhen Aufforderung völlig unähnlichen Redewendungen verjchonen werde. 

Wenn man daher in England auf die Erklärung des Angeklagten, daß er 
nicht ſchuldig fei, wirklich von jedem ferneren Verhör mit demfelben abfteht, fo 


4) Mittermater Lehre vom Beweiſe S. 239. 240. Code d’instr. Urt. 310 ff. 
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ift diefes nur fonfequent, und auch wir würden biefe Konſequenz im vollen Um—⸗ 
fange hinnehmen müffen, wenn nicht der Unterfchied zwifchen unferem und dem 
Engliſchen Verfahren in der Vorunterfuchung uns die Nothwendigfeit einer Modi: 
fifation auferlegte. 

In England wird nämlich, wie wir im zweiten Artikel bereits angeführt 
haben, auch in der Vorunterfuhung mit dem Angeklagten nicht inquirirt, er wird 
vielmehr, zuweilen ſogar unter Hinzufügung einer Warnung vor einem Geftändniffe 
nur gefragt, ob und was er auf die vom Anfläger wider ihn beigebradhten Be— 
weiſe zu AR habe. Bei ung. ift dagegen die Anftellung eines wirflichen Verhörs 
mit dem Angeklagten in der Vorunterfuchung und felbft die Aufforderung zu einem 
Geftändniffe, wenn gleich unter Vermeidung jeder Art phufifcher Zwangsmittel zur 
Ablegung eines ſolchen oder einer fonftigen Erklärung, noch immer zuläffig. Daher 
fommt es, daß, wenn auch der Angeklagte kein Geftänpniß abgelegt hat, dennoch 
häufig Erklärungen von ihm in den Akten vorliegen, die entweder für fich allein, 
oder in Verbindung mit anderen Beweifen ald Material zur Begründung der Ans 
klage gebraucht werben Fönnen. Diefe Erklärungen zu wiederholen, beziehungsweife 
au ergänzen oder abzuändern, wird daher der Angeklagte theild im Intereſſe feiner 
Bertheidigung '), theild um die Punkte zu finden, auf welche fich die Beweisfüh- 
rung des Anflägers noch zu erftreden hat, vom VBorfigenden aufgefordert werben 
fönnen und müſſen. Wird dabei nur feftgehalten, daß es nicht mehr darauf an- 
fommt, gegen den Angeklagten zu inquiriven, d. b. von ihm Dinge zu erfahren, 
die er noch nicht gefagt hat, und daß es Daher weder eines weiten Ausholens, noch 
eines ängftlichen Bermeidend von Suggeftivfragen bedarf, fo wird dieſes Verhör 
gemeinhin fehr kurz abgethan fein und nichts darbieten, was den Vorfigenden mit 
der hohen Würde, von der wir ihn umgeben zu fehen wünfchen, in Konflikt bringen 
fönnte. Eben fo wenig wird die Uebertragung dieſes Verhörs an den Vorfigenden 
mit dem Prinzip in Widerfpruch treten, daß die Beweiserhebung durch bie 
beiderfeitigen Sachwalter gefchehen muß, weil es eben gar nicht dazu dienen foll, 
einen Beweis, wenigftend einen neuen Beweis gegen den Angeklagten zu liefern. 
Der BVorfigende wird diefed Verhör am beften auf die Nichtfchuldig-Erklärung des 
Angeklagten unmittelbar folgen laffen, hieran geeigneten Falles eine Meberficht der 
von beiden Theilen annoch zu beweifenden —— anknüpfen, und num ſuc⸗ 
ceſſive den Ankläger und den Vertheidiger auffordern können, mit dieſen Beweiſen 
hervorzutreten. Hierauf folgte dann das Anklage- und resp. Vertheidungsverfah⸗ 
ren ganz nach Engliſchem Muſter. Hätte ſich der Angeklagte für ſchuldig erklärt, 
fo hätte der Vorfigende denfelben gleichfalls noch näher über fein Geftänbniß zu 
vernehmen und wenn biefes befriedigend ausfällt, unter Zuziehung feiner beiden 
Beifiger das Urtheil- zu fprechen?). Die Beurtheilung darüber, ob etwa mildernde 
Umftände vorliegen, Fönnte für diefen Fall (auch wenn es fonft nicht gefchehen 


1) Ueberhaupt entfpricht e8 bem Wefen bes Anklageprozeſſes, bafi.ber Zwed ber 
Vernehmung des Angeflagten nicht ſowohl barin gefeßt wird, ein Geftänbniß von ihm zu erlan- 
gen, als vielmehr ibm Selegenbeit zu geben, fi) auf bie wider ihn erhobene Anklage zu bertbei- 
digen. Mittermaier das Deutfche Strafperfahren 4. Aufl. Thl. I. S. 588, Deffelben Lehre vom 
Beweiſe. Darmftabt 1834. ©. 33. 233, 

2) Mührh bemerkt (a. a. ©. ©. 569. 603), daß in England wicht allein in ber Vor-, 
fondern auch in ber KHauptunterfuchung vor den Geſchworenen, au wenn fi ber Angellagte für 
ſchuldig“ befannt bat, dennoch ber Anfläger (prosecutor) und bie Anſchuldigungszeugen, mit« 
unter auch noch andere Zeugen vernommen werben. Es entipricht dieſes ber Vorfchri ‚unferer 
Kriminal-Orbnung ($. 136), wonach, auch menn ein bvellftändiges Geftänbniß abgelegt ift, ber 
Thatbeftand dennoch erhoben werben muß. Daß man bei und, wenn ber Angeflagte fih in ber 
Hauptunterfuchung auf Verlefung der Anklage fhuldig erkennt, fernere Beweiserhebungen unter- 
läßt (Urt. 75 bes Gef. d. 3. Mai 1852), rührt wohl baber, daß diefe Een fhon in ber 
PRorunterfuhung ftattgefunden haben, und der Inhalt berfelben in ber Anklageſchrift zufammen- 
geftellt ift. Wird biefe nad) unferen Vorfchlägen auf die Antlageformel vebuzirt, fo wirb man 
allerdings nicht umhin können, auch hierin dem Beifpiele ber Engliſchen Praxis zu folgen. 
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follte) füglich dem Richter Kollegium überlaffen bleiben, felbft wenn der Ankläger 
wiverjpräche, dadurch aber eine bedeutende Abkürzung der mancherlei Weiterungen, 
zu denen der Art. 75. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 Anlaß giebt, erzielt werden. 

Wenn hiernach die Zeugenvernehmung in der Regel durch die beiderfeitigen 
Sachwalter erfolgen und der Vorfigende nur das Recht behalten würde, fich gele- 

entli durch einzelne Fragen dabei zu betheiligen, fo könnte nod die Frage ent: 
— wer die Zeugen vereidigen ſolle. In England thut dieſes der Gerichts— 
ſchreiber (elere) '). ‚ 

Bei und würde diefes nicht angebracht fein, auch halten wir dafür, daß, 
wenn das Protofoll durch einen Beifiger geführt wird, der Gerichtsjchreiber ganz 
geſpatt werden fann. Wir möchten daher vorfchlagen, daß die vorgefchriebene Er: 
mahnung und Warnung vor dem Meineive Sache des Borfigenden bliebe, dieſer 
aber das Recht hätte, das ziemlich mechanijche Gefchäft der Vorfprechung der Eides— 
formel einem feiner Beifiger zu übertragen. 


VI. #Brageftellung. 


Wer den Abfchnitten diefer Zeitfchrift, die von den Frageftellungen handeln, 
einige Aufmerkfamfeit geſchenkt hat, wird fich der wenig erfreulichen Wahrnehmung 
nicht entziehen können, daß wir durch Einführung jenes mechanischen Frage- und 
Antwortfpiels, in dem wir gegenwärtig unfere Franzöſiſchen Mufter noch überbieten, 
in ein nimmer auszuſchöpfendes Meer von juriftifchen Bedenken und Wortftreitig: 
keiten gerathen find, welches der Auffindung des materiellen Nechtes, dem Ziele, 
dem doch unfere Gefepgebung unabläffig nachftrebt, nichts weniger als günffig ift. 
Verfolgen wir einmal den Gang, welchen die Engliſche, die Franzöfifche und bie 
Preußifche Geſetzgebung in dieſem Punkte genommen hat, fo werden wir ed uns 
nicht verhehlen Fönnen, daß die feßtere, wie bei manchen anderen Gelegenheiten fo 
auch hier, vornämlich durch Hintanfegung der Korn, troß aller Redlichkeit ihrer 
Beftrebungen, zu einem fo unerwünfchten Nefultate gelangt ift. 

Kir haben fchon im vorigen Artifel erwähnt, daß man in England an die 
Geſchworenen eigenttich gar feine Frage richtet. Die Anklage, welche die dem An- 
geflagten Schuld gegebenen Thatfachen ftrenge nach den Worten des Geſetzes for— 
mulirt und das daraus gefolgerte Verbrechen mit dem technifchen Ausdrude be- 
zeichnet, liegt vor, und mit Beyiehung auf dieſelbe fordert der vorfigende Richter 
nah beendigter Verhandlung, und nachdem er jelbit feine Anficht ausgefprochen, die 
Geſchworenen zur Erflärung auf, ob der Angeklagte jchuldig oder nicht ſchuldig 
fei. Man ift dabei keinesweges fo pedantifch, daß etwa Jemand, der des Mordes 
angeklagt wäre, freigefprochen werden müßte, weil ihm zwar fein Mord, wohl aber 
ein Todtſchlag nachgewiefen worden; im Giegentheil, es fteht den Gefchworenen 
unter Umftänden frei, den Angellagten eines minderen als des unter Anklage ge- 
ftellten Verbrechens ſchuldig zu erklären’), eine Abweichung von der ftrengen Form 
zu Gunften ded materiellen Rechtes, welche darum unbedenklich geftattet werden 
kann, weil der Borfigende den Gefchworenen die Richtung, nach welcher hin der: 
gleihen Abweichungen möglich find, in feiner Charge vorweg zu bezeichnen und 
wenn gleichwohl ein Irrthum dabei vorgefommen wäre, denfelben auch nach dem 
Spruche noch berichtigen zu lafien vermag. 

Indem wir und von England nach Frankreich wenden, wollen wir die 
gänzlich verfehlte Zerlegung der Thatfrage in ihre Urbeftandtheile, wie fie bei der 
erften Ginführung des Gejchworenengerichtd beliebt wurde, übergehen und ung fo- 
gleich der napoleonifchen Gefeggebung zuwenden. 


1) Mittermaier (bas ngkiar. Schottifhe u. f. m. Strafverfahren S. 412 Note 32) 
mb Mübrp (a. a, O. S. 594. 596) behaupten fogar, daß dieſes durch einen Gerichts-Boten 
geſchehe, mas —* Weiſe bei uns noch rg u empfehlen märe. 

2) Vergl. Glafer das Engliſch-Schottiſche Strafverfahren Wien 18550, $. 359. 
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Wir haben im vorigen Artikel bemerkt, daß diefe zwar den Aſſiſen⸗Präſiden— 
ten die Entwerfung gewiffer Fragen an die Gefchworenen auferlegt, daß dieſelben 
fi aber eng an die am Schluffe der Anflagefchrift des General» Profurators bes 
findliche Anklageformel anfchließen, indem die Hauptfrage lautet: 

„Iſt der Angeklagte fchuldig, diefes oder jenes Verbrechen (Name veffelben) 
mit allen Umftänden begangen zu haben, welche in den die Sache Furz 
zufammenfaffenden Schlußworten des Anflageaftes enthalten find?“ 
fo daß ed nur noch in Betreff etwaniger, erft während der Verhandlung zur Sprache 
gefommener, erfchwerender oder die Strafe ausfchließender Umftände befonverer Fra— 
gen bedarf. Diefe Beftimmungen galten Anfangs auch in der Rheinprovinz; Die 
Preußifche Regierung fand ſich jedoch, wie wir ebenfall® fchon gefehen habe, ver- 
anlaßt, diefelben abzuändern und zu beftimmen, daß der Aſſiſen-Präſident bei der 
Frageftellung an die Anflageformel des General» Profuratord nicht gebunden fei, 
vielmehr nah Anhörung beider Theile davon abgehen und die Fragen anders ftellen 
fonne Sicherlich lag fchon diefer Beftimmung die Altpreußifhe Marime zum 
Grunde, daß der Richter bei Erforfchung der Wahrheit durch feine Formen be- 
fchränft werden dürfe und daher fo viel als möglich Alles von Amtswegen betrei- 
ben müfle. Bei Erlaß der Verordnung vom 3. Januar 1849 ging man indeffen 
noch weiter. Der $. 39. Nr. 1. dieſer Verordnung beftimmt zwar, daß die An- 
Hlagefchrift außer dem Namen des Angeflagten, einer Darftellung der ihm zur Laft 
gelegten That und der dafür beizubringenden Beweismittel auch „die Bezeich- 
nung des Verbrechens“ enthalten folle, deſſen der Angeklagte befchuldigt werde. 
Von einer Anflage formel, aus welcher fich eine Frage an die Geſchworenen ftel- 
len ließe, war dagegen nicht die Rede, und deshalb im $. 100. dem Vorfigenden zur 
Pfliht gemacht, die von den Gefchworenen zu beantwortenden Fragen (ohne be- 
ftimmte pofitive Grundlage lediglih nad eigenem Ermeffen) zu entwerfen, wenn⸗ 
gleich mit Vorbehalt der Entfcheidung des Gerichtshofes, falls gegen die entworfe- 
nen Fragen von Seiten des Staatsanwalts oder des Vertheidigerd Erinnerungen 
erhoben wären ($. 104.). Daffelbe beftimmen die in die Stelle diefer Paragraphen 
getretenen Art. 79. ff. des Gefeges vom 3. Mai 1852, nur daß der Art. 86. we: 
nigftens auf die der Anklage zum Grunde liegenden Thatfachen hinweift, und ver 
Art. 63. zwar nicht den Staatdanmwälten, wohl aber den Rathskammern und Anklage- 
Senaten die Verpflichtung auferlegt, in ihren vorläufigen und definitiven Anklage- 
befchlüffen die zu den wefentlichen Merkmalen des Verbrechens gehörigen That- 
ſachen furz zufammenzufaflen. 
-Erft durch Minifterial:Reffripte, zulegt durch die allgemeine Verfügung vom 
29. März 1853’), ift au den Staatsanwälten die Weifung ertheilt worden, in 
ihren zugleich als Anflagefchriften zu benugenden Anträgen nicht allein das Ver— 
brechen (mit dem technifchen Ausdrude) zu bezeichnen, fondern auch die demfelben 
zum Grunde liegenden Thatfachen, an die Definition des Geſetzes anfchließend, der: 
geftalt zu formulieren, daß diefe Formel ohne Weiteres in eine Frage an die Ge: 
ſchworenen umgeftellt werden fann. Den Gerichten wird demnähft empfohlen 
(in Ermangelung’ einer fie dazu verpflichtenden gefeglichen Vorfchrift konnte füg- 
lich nicht mehr gefchehen), diefe Kormel, wenn fie den Gefegen und der Sachlage 
entfprechend gefunden würde, wörtlich in ihren Befchluß aufzunehmen. Jeden: 
fall8 hat aber fchließlich der Ober» Staatsanwalt die vom Anklage -Senate beliebte 
Kormel wörtlich in die Anflagefchrift einzurüden. Man follte meinen, daß der 
Staatsanwalt, da er ald der öffentliche Ankläger unbedenklich die Anflage zu machen 
hat,- auch die Anflageformel, die Doch nur der furze Anhalt oder die Spiße der 
erften ift, zu redigiren und daher auch die Werantwortlichkeit für diefe Redaktion zu 
tragen haben müffe. Dem ift aber nicht fo. Die allegirte Beftimmung ergiebt, 
daß die Anklageformel vom Anklage » Senate des Appellationsgerihts ausgeht und 


1) Zuftiz-Minifterialblatt für 1853 ©. 134 ff. 
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der Ober-Staatsanwalt fie höchftend vorzuſchlagen hat. Wer für ihre Faſſung 
aber verantwortlich fei, läßt fich jchon deshalb nicht beftimmen, weil im Ganzen 
zehn Perfonen (ein Staatsanwalt und drei Richter der erften und ein Ober-Staatds 
anmwalt und fünf Nichter der zweiten Inftanz) daran gearbeitet haben. Es fommt 
dazu, daß feine von diefen zehn Perfonen einmal ein beſonderes Intereſſe hat, der 
Formulirung der Anklage zum Zwede der fünftigen Frageftellung eine vorzügliche 
Aufmerkfamkeit zu ſchenken, weil der Vorfigende des Geſchworenengerichts dieſer 
Hormulirung ungeachtet die Fragen noch immer nad eigenem Ermeiien zu ftellen 
hat, bei der ausgedehnten Befugniß des Gerichtöhofes von der Anklage abzugeben 
(Art. 30. des Gerepes vom 3. Mai 1852) hierin auch nicht füglich bejchränft wer- 
den fann. Die hieraus entjpringenden Mebelftände liegen auf der Hand. Wir 
wollen ganz von der Unangemefjenheit eines Berhältnies abjehen, welches dem 
Vorfigenden, wenn er, wie jegt häufig vorfommt, ein dem Appellationsgerichte un- 
tergeordnneter Richter erfter Inftanz ift, geftattet, einen Beſchluß feiner vorgejegten 
Behörde beliebig anzunehmen oder zu verwerfen, und nur hervorheben, daß vermöge 
diefer dem Borjigenden erteilten Befugniß die eigentliche VBerantwortlichfeit für Die 
roßen Opfer an Zeit, Koften und Arbeitskräften, des jchlimmen Eindrudes im 
Bublitum nicht zu gedenken, weldye die Vernichtung eines ſchwurgerichtlichen Er— 
fenntnifjes wegen mangelhafter Frageſtellung nach fich zieht, zum großen Schaden 
für das Anſehen der Juftiz auf ven Borjigenden jelbft zurüdjallt. Allerdings 
fehlt e8 demjelben in vielen Füllen nicht an Mitteln, viefelbe von fich abzulehnen, 
Denn ift gegen die von ihm geftellten, hinterher ald unangemefjen bezeichneten Fragen 
weder vom Staatsanwalte, noch vom Vertheidiger etwas erinnert worden, jo wird 
er dieje wenigftens als mitverantwortlich bezeichnen können; find dergleichen Erinne- 
rungen aber erhoben worden und hat demnächit der ganze, aus 5 Mitgliedern be- 
ftehende Gerichtshof in gemeinfamer Berathung den Wortlaut der Fragen feftgeftellt, 
jo fehlt es an jeder nachweisbaren Perjönlichkeit, der das Verjehen zur Laſt gelegt 
werden könnte. Allein diefer Fall ift wo möglicy noch jchlimmer, ald der vorher: 
ehende, weil dann Jedermann fieht, daß der Fehler nicht an der mangelnden Ein- 
ht oder Aufmerkjamfeit eines einzelnen Beamten, ſondern an den Einrichtungen 
des Staates jelbft liegt, die dadurch in Mißkredit gerathen. 

Nur beiläufig wollen wir hier noch bemerfen, daß für eine zwedmäßige For: 
mulirung der an die Gejchworenen zu ftellenden Fragen nichts gefährlicher ıft, als 
ein großes Kollegium dabei mitwirken zu laſſen. Denn jo fruchtbringenv eine folle- 
gialiihe Berathung fein fann, wenn es fich darum handelt, Material für eine zu 
ergreifende Maaßregel oder einen zu fafenden Beſchluß zufammenzutragen, Gedan— 
fen auszutaufchen, Begriffe zu berichtigen und aufzuklären, jo ganz unmöglich ift 
fie, wenn es darauf anfommt, das Ergebniß einer Berathung in Worte zu faflen, 
vollends wenn das berathende Kollegium, wie die Schwurgerichtöhöfe jederzeit, fein 
ftehendes, jondern ein zu jeder Sigung befonders einberufenes ift, deſſen verſchie— 
denartige Elemente noch nicht Zeit gehabt haben, fih zu einem Ganzen zu geftalten. 
Fügen wir hinzu, daß die Disfuffton, welche ſich über die zu ftellenden Fragen 
nicht felten zwijcyen dem Staatsanwalt und dem Vertheidiger dem Vorfigenden ges 
gemüber vor den Augen der Gefchworenen erhebt, mehr noch die firenge, fich in 
ungewohnten Ausprüden bewegende Formulirung der Fragen ſelbſt dazu beiträgt, 
die Gejchworenen zu verwirren, da dieſe, wenn auch vecht wohl im Stande, den 
Hall in feiner Totalität nad den Grundfägen des natürlichen Rechtsgefühls, 
allenfalls auch nach den ihnen vorgelegten Strafgejegen zu beurtheilen, und dabei 
das Richtige zu treffen, ſich doch nicht immer auf die Bedeutung und Tragweite 
der bei dem Entwurfe der Fragen gebrauchten einzelnen Ausprüde und Wendungen 
ri und daher nicht jelten durch unrichtiges Verſtaͤndniß derſelben zu unrichtis 
—* pruͤchen gelangen; überbliden wir endlich die bisher im Gebiete der Frage— 

ellung gemachten Erfahrungen, deren Zufammenftellung wir der vorliegenden Zeitz 
Iprift verbanfen, jo wird unfere Behauptung gerechtfertigt erfcheinen, daß ung ges 
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rade bei diefem Punkte die dringendfte WVeranlaffung gegeben ift, den einmal betre- 
tenen Weg zu verlaſſen und und zur Auffindung des richtigen auf das Urbild des 
Geſchworenengerichts in England zurüdzugehen. 
Ein wefentlicher Unterfchied des Englifchen und des aus Frankreich zu ung 
Serge Verfahrens befteht darin, daß in England mit dem Oeneral- 
erdift „ Schuldig ” nicht allein die eigentlich fogenannte That-, ſondern auch die 
Rechtsfrage jo weit beantwortet ift, daß es feftfteht, die dem Angeflagten Schuld ge— 
ebene That ſei dem in der Anklage bezeichneten Gejege unterworfen, während in 
Frantreich und bei und die Subfumtion der durch den Spruch der Gefrhiworenen 
objektiv für eriftent erklärten und fubjeftiv dem Angeklagten imputirten That unter 
das Gefeß dem Gerichtöhofe vorbehalten ift. Ob man in Franfreich hiervon abficht- 
li oder aus Mißverftand von dem Englifhen Vorbilde abgewichen \% wollen 
wir dahin geftellt fein laffen; wahrfcheinlich aber ift «8, dad in Franfreich dabei 
wiederum das Prinzip von der Theilung der Gewalten eine Rolle gefpielt hat. Es 
entfpricht wenigftens dieſem Prinzipe vollfommen, daß, wenn einmal die Juſtizgewalt 
zwijchen der Krone und dem Volke getheilt ift, die Krone durch ihre Richter die 
Rechts-, das Volk dagegen durch feine Gefchworenen die Thatfrage zu entſcheiden 
hat, und daß, fowie die Richter die Sachverftändigen in Bezug auf die Rechts- 
frage, fo die Vertreter ded Bolfes die Sachverſtändigen in Bezug auf die That: 
frage find. Allein fo jhön und fo in fich felbft fonfequent diefer Sa in der 
Theorie zu fein jeheint, jo wenig haltbar ift er in der Wirklichkeit. 


Daß die jogenannten Vertreter ded Volkes in den Geſchworenengerichts— 
Kollegien bezüglich der Thatfrage im Allgemeinen nicht mehr Sachverſtändige feien, 
als die Richter, ja, daß bei diefen hierin in der Regel noch mehr Sachkenntniß vor- 
ausgefegt werben koͤnne, als bei jenen, haben wir fchon im vorigen Artikel audein- 
andergejegt. Nicht minder haben wir aber auch dargethan, daß das ——— 
gericht bei ung, wo ed nicht aus den urſpruͤnglichen Inſtitutionen des Landes her—⸗ 
vorgegangen ift, und wo ed an dem zur Handhabung der Strafgerichtöbarfeit er- 
forderlichen Richterperfonal nicht fehlt, in juriftifcher Beziehung feinen anderen Sinn 
hat, ald das natürliche Rechtsgefühl der Nichtgelehrten und den juriftiich ausgebil- 
deten Verftand der Rechtskundigen einander gegenjeitig Fontrolliren und ergänzen, 
beide daher zu einem gemeinfamen Spruche N ee zu lafien. Hieraus 
folgt aber von felbft, daß man unfere Gejchworenen, nachdem fie den Ausspruch 
des rechtsfundigen Richterd vernommen haben, nicht blo8 mit Beantwortung ein- 
zelner Fragen bejchäftigen darf, jondern ihnen das Urtheil über die ganze Schuld 
überlafjen muß; denn gerade für die Beurtheilung der Schuld, wohin nicht allein 
die Frage gehört, ob die That dem —— unterworfen ſei, ſondern auch, ob 
der Angeklagte fie als ſolche habe erkennen können, bedarf es jenes natürlichen 
Rechtögefühls, weldyes, wie wir ebenfalld erwähnt haben, der Jurift durch bloße 
Bernunftfchlüffe nicht erfegen kann, dennoch aber zuweilen mißachten zu Bon 
glaubt, wogegen, um auf die Wirklichkeit der That, die Perfon des Thäters, jelb 
auf die —38— deſſelben aus den beigebrachten Beweiſen zu ſchließen, nur Klarheit 
des Verſtandes nothwendig iſt, welche die Richter in ver Regel noch in höherem 
Maaße befigen, ald die Gejchworenen. 


Wo gleichwohl die Frage darüber, ob die That unter das Geſetz und unter 
welches Gejeg falle, befondere Epwierigkkiten hat, ift den Geſchworenen in Eng« 
land ausnahmsweiſe das Necht vorbehalten, nur einzelne darauf bezügliche Eragen 
zu beantworten (ein Spezial-Berdift abzugeben), die Anwendung ded Gefepes a 

dem Richter zu überlafien. Diefen Vorbehalt könnte man füglich aud bei und an- 
nehmen, obgleich bei uns noch jeltener davon Gebrauch gemacht werden dürfte, als 
in England, weil unfere materiellen Strafgeſetze llarer und präzifer gefaßt find, 
als die Englifcden, und weil, wenn unjere obigen Vorichläge Beifall finden, Die 
Gefhworenen überall nur auf ſolche Faͤlle beſchraͤnlt fein werben, Die ſchon Das 
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natürliche Nechtögefühl ald unfittlich bezeichnet, die mithin ſchon die Bermuthung 
gegen ſich haben, vom Strafgefege betroffen zu fein. 

Wie wenig übrigens im Allgemeinen die Trennung der fogenannten That- 
von der Rechtsfrage möglich fei, hat, wie wir gejehen haben, jhon Gambactres 
im Jahre 1 bei den Berathungen im Franzöfiichen Staatsrathe ausgefprogpen, 
indem er diefe Trennung geradezu ein Hirngefpinnft nennt, und wie wenig Das, 
was man die Berweifung der Gejchworenen auf ihr eigentliches Gebiet, die That⸗ 
frage, genannt hat, im Stande geweſen ift, fie zu verhindern, über dafjelbe hinüber: 
zugreifen und offenkundig vorliegende Thatfachen zu verneinen, um die Anwendbar⸗ 
feit des Geſetzes auf bierelben zu verhindern, hat die Erfahrung in Frankreich, wie 
bei ung, fattfam gelehrt. 

Wir halten aus diefen Gründen dafür, daß unfere Gejeggebung wohlthun 
würde, den Gefchworenen, ohne jeven Vorbehalt, als die Leitung eines hochgeftell- 
ten und einfichtsvollen NRichterd die Beantwortung der ganzen Schulvfrage mit 
——— der Unterordnung der That unter das Geſetz vertrauensvoll in die Hände 
zu legen und ihnen höchſtens die Befugniß vorzubehalten, ſich des Urtheils über 
diefen legten Punkt zu enthalten, alfo nad Englifhem Sprachgebraud ein Spezial- 
Verdikt abzugeben. Zu dem legteren würde der Borfigende * den Geſchwore⸗ 
nen in allen ſolchen Fällen zu rathen haben, wo die Gültigkeit oder Auslegung 
des Geſetzes zweifelhaft ift, wo er felbft alfo Anftand nimmt, darüber eine be: 
flimmte Anfiht auszufprechen, ohme ſich vorher mit feinen Kollegen berathen zu 

aben, oder wo er dem Angeklagten die Möglichkeit offen lafjen will, im Wege der 
al die Entjcheidung des oberften Gerichtshofes über den Rechts 
punkt einzuholen. ' 


Außer dem Fall eined Spezial» Berbifts (und wir nehmen an, daß dieſer 

nur fehr felten vorfommen wird) fällt nun, wenn wir dem Englifchen Gerichte, 

ebrauche folgen, unfer jo unerquidliches Syſtem der Frageftellung von jelbft. Es 

edarf dann nur einiger Sorgfalt bei Ausarbeitung der Anklageichriften, da ſich 

auf deren Inhalt die Teftchenne Frage gründet, ob der Angeklagte jchuldig oder 
nichtſchuldig ſei. 

Unſerer ſchon oben angedeutelen Ueberzeugung nach werden dieſe Schriften 
an Präzifion des Ausdruckes und Schärfe des Gedankens weſentlich gewinnen, 
wenn man vor allen Dingen nicht allzu viele Berfonen daran Theil nehmen läßt, 
fondern fie wo möglid den a. eines Einzigen anvertraut. Diefer kann 
begreiflicher Weife nur der Ankläger fein, nach unferen Borfchlägen alfo der Staate- 
oder Kronanwalt, und wenn ein Brivat-Anfläger auftritt, deſſen Sachwalter. Aller 
dings find auch diefe nicht unfehlbar, und die Möglichkeit, einen Spruch wegen 
mangelhafter Formulirung der Anklage ftatt wie bisher wegen unrichtiger Frage 
ftellung vernichtet zu fehen, wird immer noch beftehen bleiben. Allein dieſe Fälle 
würden fich in eben dem Maaße, wie die Zahl der Perſonen, vermindern, die ges 

ig mit dem Zuftandefommen der Anklage beichäftigt werden. Beſchränkt 

ch diefe der Hauptſache nach auf die eigentlichen, mit dem Anflägeramte betrauten 
eamten, kann man dieſe für Fehler, die zu vermeiden geweſen wären (was bei 
Richtern gerade fo fehr jchwer, wo nicht unmöglich, bei den Beamten der Staats— 
anwaltſchaft aber jehr leicht ift), verantwortlihd machen, und gewährt endlich das 
Berfahren felbft die Meberzeugung, daß die Faſſung der Anklage auf den Erfolg 
derſelben von Einfluß ift, fo werben die Beamten der Staats» oder der Kronanmwalt- 
jelbft die Aufforderung fühlen, diefem Theil ihres Amtes eine vorzügliche 
orgfalt - widmen, zugleich aber darin mit der —* eine ſolche Uebung erlangen, 
daß man ihrer Erfahrung und Sachkenntniß in dieſem Punkte mehr wird vertrauen 
können, als jenem Uebermaaße von Kontrollen, an dem wir jegt zu leiden haben. 
Auf Privat Ankläger, follte man fie 2* Vorſchlaͤgen im erften Artikel 
überhaupt zulaſſen, e, wie wir dort ſchon bemerkt haben, bei uns nur ſelten 
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zu rechnen fein, eventuell- würden deren Sachwalter leicht Gelegenheit finden, fich: 
über die Formulirung der Anflage bei einem Kronanwalte Raths zu erholen. 

Das Berfahren, welches nach diefen Vorfchlägen eintreten fönnte, denken 
wir und etwa fo: 

Der Kronanwalt (beziehungsweife der Sachwalter des Privat Anklägers) 
entwirft, fobald die Sache dazu vorbereitet ift, in der von uns ſchon oft angegebe- 
nen Form die Anklage, und legt fie dem Richter, der darüber zu. befchließen hat (in 
den Sachen alfo, die vor die großen Affifen gehören, dem Anklage: Senate, da es 
aus den ſchon im zweiten Artifel von uns erwähnten Gründen eines doppelten 
Beſchluſſes unter allen Umftänden nicht bedarf), mit den Borunterfuchungs - Aften 
vor. Er fann, wenn er nicht zur Stelle ift, das zur Unterftügung der Anklage 
Geeignete jchriftlich, fonft auch mündlich vortragen, und dabei das Gericht bezeich- 
nen, vor welches die Sache verwiefen werden fol. 

Findet der Richter die Anklage nach den Borunterfuchungs Akten und den 
Gejegen begründet, jo erklärt "er dieſes durch die auf die Anklage felbft gefegten 
Worte: 

„Senehmigt und vor das ..... Gericht zu ..... verweifen. 
(Datum und Unterfchrift)”; 
findet er eines oder das Andere nicht, fo befcheidet er den Anfläger darüber mit 
Gründen, und defien Sache bleibt e8 dann, nach Umftänden, falls er die Sache 
nicht auf fich beruhen laffen kann, weitere Ermittelungen herbeizuführen, oder die 
Anklage zu verbefien, oder über den Beſcheid bei der vorgefegten Inftanz Be— 
ſchwerde zu führen. 

Der Anklage Senat giebt die von ihm genehmigte Anklage an den Vor— 
figenden des betreffenden Geſchworenengerichts, der nach unjeren obigen Vorſchlägen 
ftetd eined feiner Mitglieder fein wird. Diefer verfügt darauf die Anfegung Des 
Verhandlungs-Tetmins und erläßt unter Mittheilung der Anklage, nebft den Aften, 
die erforderlichen Weifungen an den ’Kreisgerichts= Direftor, um den Beginn der 
Sitzung vorzubereiten. er Kreisgerichtö » Direftor hat alddann felbft oder durch 
einen von ihm Fommittirten Richter dem Angeklagten, der, wenn er nicht fchon 
früher verhaftet wäre, jegt nothwendig zur Haft gebracht werden müßte, die Ans 
klage vorzuhalten, ihn über die Wahl eines Bertheidigers zu vernehmen, nöthigen- 
falls ihm einen foldyen von Amtswegen zu beftellen, hiernächft ihn unter Zugiehung 
des BVertheidigers über die Anklage und die darin angegebenen Beweiſe zu ver: 
nehmen, und nachdem er jo die Munfte erfahren, in welchen ver Angeklagte die 
Anklage zu widerlegen gedentt, ihm zur Herbeifhaffung der dazu erforberlichen Be- 
weismittel behülflich zu fein. ES wird zwedmäßig fein, dieſe Beantwortung in 
ver Sigung jelbft jogleidy nach der Anklage zu verlefen, fo daß der Borfigende den 
beiderjeitigen Sachwaltern vorweg die Punkte bezeichnen fann, auf die fie ihre Be— 
weisführung vornehmlich zu richten haben werben. 

Am Schlufje der Sigung (das Verfahren während derjelben haben wir 
ſchon oben weitläuftig erörtert) wird fich der Vorfigende darauf bejchränfen fönnen, 
die Gefchworenen mit —— auf die Anklage, die ihnen gleich deren etwaniger 
Beantwortung fügli in das Berathungszimmer mitgegeben werden kann, zu bes 
fragen, ob fie den Angeklagten des in der Anklage bezeichneten Verbrechens ſchuldi 
oder nichtſchuldig erachten. Liegt die Sache fo, Daß der Angeklagte möglicher Weije 
zwar nicht des zur Anklage geftellten fchweren, wohl aber eines leichteren Ver—⸗ 
brechens oder Vergehens ſchuldig zu erachten fein fönnte, z. B. ftatt des Mordes 
eines bloßen Todtſchlages, oder einer vorjäglichen Körperverlegung mit en 
Erfolge, ftatt eines jchweren Diebftahls nur eined einfachen u. |. w., und find 
nicht Ihen vom Ankläger (was jehr zu empfehlen) gleich Anfangs Eventual-Anklagen 
diefer Art erhoben worden, auf Die dann die Geſchworenen nur hingewieſen zu 

ae An —— J 0° sen Antraa des Anklaͤgers 
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auf das geringere Verbrechen zu richten, hier aber, wie überall, feine eigene Anficht 
auszufprechen haben. 

Wäre vielleicht im Laufe ver Verhandlung ein Bedenken über die Fafjung 
der Anflage zur Sprache gefommen, welches auf die Entſcheidung von Einfluß fein 
könnte, 3. B. daß die Thatfachen, jowie fte formulirt find, das in der Anklage be- 
zeichnete Verbrechen nicht vollftändig im fich ſchließen, und ließe ſich das Fehlende 
nach dem vorliegenden Material erganzen, jo könnte der Vorſitzende, allenfalls nach 
vorangegangener follegialijcher Berathung mit feinen Beifigern, jedenfalls nach An— 
hörung des Vertheidigers, dem Ankläger geftatten, den Fehler zu verbefjern, wobei 
jedoch felbftverftännlich die jogleih bei Nachſuchung dieſer Erlaubniß anderweit ans 
zugebende Klageformel lediglidy Sache des Anflägers bliebe, jo daß der Vorſitzende, 
eventuell der ganze Gerichtshof, die neue Formel nur zuzulafen oder zurüdzuweifen, 
niemals aber ſich felbft mit deren Feſtſtellung zu beſchäftigen hätte. 

Unter der nämlichen Borausjegung könnten auch Eventual-Anklagen (auf 
ein geringeres Verbrechen derſelben Kategorie), die nicht gleich Anfangs ge: 
ftellt wären, noch bis zum Schluffe der Verhandlung zugelafjen werden. Unzuläjtig 
bliebe e8 Dagegen allerdings, die zur Anklage geftellten Thatſachen, ſei es für ſich 
allein oder in Verbindung mit anderen, die erſt im Kaufe der münplichen Verhand- 
lung zur Spradje gefommen wären, wie es der Art. 30. des Gefeges vom 3. Mai 
1852 geftattet, erſt im Yaufe derjelben 

„von einem anderen Gefichtöpunfte aus als ftrafbar zu bezeichnen, als 

unter welchen fie die Anklage gebracht hat“, 
d. h. alfo dem in der Anklage benannten Verbrechen ein anderes, einer anderen 
Kategorie angehoͤriges zu fubflituiren, aljo 3. B. eine Anklage auf Raub in eine 
Anklage auf Körperverlegung, eine Anklage auf Diebftahl in eine Anklage auf Un- 
terfchlagung oder VBermögensbejchätigung umzuwandeln, vielmehr dürften vergleichen 
Anträge ſtets nur in Form gleich Anfangs mit der Haupts Anklage zugleich erho— 
bener Eventual-Anflagen gejtattet werden, weil jonft dem Angeklagten die Gelegen- 
heit, ſich auf die Anklage zu vertheidigen, verfümmert wird. Äeußerſten Falles 
würde eine jolhe Umwandlung der Anklage während der mündlichen Verhandlung 
nur mit ausdrüdlicher Genehmigung des Angeflagten zu geftatten fein, falls biefer 
es vorzöge, dadurch für den Fall jeiner Freiſprechung von der urjprünglichen An- 
Hage der Möglichkeit einer nochmaligen Berfolgung zu entgehen. 

Unzuläffig dürfte e8 ferner fein, wegen etwaniger erſch werender Umftände 
die urfprünglich auf ein geringeres Verbrechen gerichtete Anklage während der 
Sigung auf ein höheres auszudehnen, alfo wenn die Klage von Haufe aus nur 
auf Todtfchlag gelautet, hätte, diejelbe fortan auf Mord auszudehnen und vder- 
gleichen. Abgejchen davon, daß, wenn man bei der mündlichen Verhandlung 
mehr verhandelt als inquirirt und dafür der Sammlung von Beweifen in der 
Vorunterſuchung deftomehr Aufmerkjamfeit jchenkt, die Falle, daß dergleichen er: 
ſchwerende Umjtände noch in der Hauptverhandlung zur Sprache fommen, fich fehr 
beträchtlich vermindern werben, wird man es auch nicht zu beklagen haben, wenn 
die aus anderen Gründen jo nothivendige Zefthaltung der Form eben nur nad 
diefer Richtung hin der vollen Ausmittelung der Wahrheit hemmend in den 
.. tritt. Es kommt hinzu, daß es in vielen Fallen jogar wünfchenswerth er 
foheinen fann, von Geltendmachung etwaniger erichwerender Umftände lieber ganz 
zu abftrahiren, und dem Staats- oder Kronamwalte, möchte man ihn auch nicht, 
wie in Schottland, volftändig zum Dominus litis machen’), doch hierin einige 
Greiheit zu geftatten. Wir haben bereitö im dritten Artikel ausgeführt, daß auch 
der öffentliche Ankläger gleich dem Vertheidiger nur ein Advofat fein foll; ein Advofat 
aber wird, bevor er einen Prozeß anhängig macht, wohl thun, weniger feiner eigenen 
rechtlichen Anficht des Falles zu folgen, als vielmehr die Aufnahme, die diefelbe bei 





1) Siehe ben erften Artitil Band UI, ©, 31 biefer Zeitfchrift, 
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dem entjcheidenden Gerichtähofe finden dürfte, in Erwägung zu ziehen, mithin alle 
folhe Sachen fallen zu laffen, bei denen er feine Ausficht auf einen günftigen Er— 
folg hat, möchten fie ihm auch felbft als gerecht erfcheinen. Vorzugsweiſe gilt das 
von demjenigen, der e8 mit einem Gejchiworenengerichte zu thun hat. Denn wäh. 
rend die mit Juriften bejegten, ftehenden Gerichtshöfe jeden Fall meift nur nach 
der Schärfe des Nechtspunftes beurtheilen, und es für ihre Aufgabe halten, das 
Gejeg in aller Strenge zur Anwendung zu bringen, es mag ihnen billig und für 
den vorliegenden ‚Fall angemefjen erfcheinen oder nicht, folgen die Gefchworenen in 
der Regel nur ihrem natürlichen Billigfeitsgefühl, und es ift verlorene Mühe, von 
ihnen Verurtheilungen zu verlangen, wo das Gefeg nicht auf den fonfreten Fall 
berechnet jcheimt oder wohl gar (wie wir dieſes am Schluffe des vorigen Artikels 
an einzelnen Beifpielen nachgewiefen haben) mit den im Volke herrſchenden Anſich— 
ten in Wiverfpruch tritt. In ſolchen Fällen wird es im Intereſſe der Aufrecht- 
haltung der Auftorität des Gefeges felbft dienen, den Gefchworenen vergleichen Fälle, 
wenn möglich, lieber gar nicht vorzuführen, mindeftend die erfchwerenden Umftände 
(3. B. bei der Körperverlegung) fallen zu laſſen. Augenfcheinlich müffen dabei die 
öffentlichen Anklüger mit einigem Takte verfahren, und damit fie dieſes können, in 
ihren Befugniffen durch den Gerichtähof nicht zu ſehr beſchränkt werden. 

Wird nach unferen Vorfchlägen auf der einen Seite den Gefchworenen die 
freie Würdigung der That ohne jeden Nüdhalt zugeftanden, auf der anderen Geite 
dem Richter geftattet, in feinen Anfprachen an die Gefchworenen jeden Rüdhalt zu 
verbannen und jo zwifchen beiden Faktoren des Urtheilsfpruches volles und unein— 
gefchränftes Vertrauen hergeftellt, jo verliert endlich auch die Frage, wer fich über 
die mildernden Umftände auszufprechen habe, einen großen Theil ihrer Bedeutung. 
An England find die Gefchworenen, wie wir gefehen haben, nicht berechtigt, mi 
dernde Umftände feftzuftellen, es iſt dieſes vielmehr Sache des Gerichtähofes. Im 
Franfreih hat man diefe Feftftellung den Gefchworenen als einen Nothbehelf übers 
laffen müffen, um den durch die Strenge der Strafgefege und durch das ftete Miß— 
trauen der Gejchworenen gegen die Staatsgewalt hervorgerufenen unbegründeten 
Freifprechungen entgegenzuwirfen. Die Erfahrung hat jedoch, wie wir gefehen ha⸗ 
ben, trogdem, daß man das Syſtem der mildernden Umftände immer weiter ausge- 
dehnt hat, hinreichend gezeigt, daß dieſes Mittel feinen Zwed nicht allein verfehlt, 
fondern noch andere und jchlimmere Uebel zur Folge hat. Es möchte ſich daher 
auch für und empfehlen, uns hierin die Englifchen Inftitutionen zum Mufter zu 
nehmen, und wir zweifeln nicht, daß, wenn man dafür unjeren Gefchworenen die 
übrigen Gerechtfame der Englifchen verleiht, fie ſich für eine ſolche Beſchränkung 
ihrer bisherigen Befugniffe mehr als entfchädigt erachten werden. Eventuell fönnte, 
wenn die Feititellung von mildernden Umftänden den Geſchworenen verbleiben follte, 
ſolches füglich —— ohne daß es dazu einer beſonderen, ſtreng formulirten Frage 
bedürfte. Es wäre vollkommen ausreichend, wenn der Vorſitzende fie in feinem 
Schlußvortrage auf ihre dDesfällige Befugniß aufmerffam machte. 


VIL Verdikt der Gefhworenen Stimmen-Einheit oder Mehrheit? 


Faft in allen Schriften über das Englifche Gefchworenen » Gerichtöwefen, 
welche wir einzufehen Gelegenheit gehabt haben, wird die gebotene Einhelligfeit des 
Verdiktes der Gejchworenen als ein ganz bejonderer Vorzug defelben er 3 
und ſelbſt bei den Berathungen über dad Zuſatzgeſetz zur Verordnung vom 3. Ja— 
nuar 1849 iſt der Antrag, dieſes Gebot auch bei ung einzuführen, lebhaft unter- 


4) Rüttimanns Bericht u. f. w. S. 96. db. Stemann a. a. D. S. 363 ff. Mitter- 
maier die Münblichkeit u, f. w. ©. 397. Mittermaier das Deutſche Strafverfahren, 4. Aus: 
gabe, Th. 2. S. 553-556. Bneift a. a. O. S. 55. Rintela. a. O. ©. 3%. Gößerfeller 
0 
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fügt worden"). Ueberall wird in der Ginftimmigfeit der Geſchworenen die 
möglichft höchfte Garantie für die objektive Wahrheit ihres Spruches gefunden, und 
ſelbſt Mittermaier ftimmt dem bei, obgleich er zugiebt, daß dieſe Einheit oft auf 
Tauſchung beruhe, zumal es am lächerlichen Gefchichten nicht fehle, wie der Eigen: 
finn eines einzigen Gefchworenen zuweilen die übrigen gezwungen babe, ſich feiner 
Meinung anzufchließen. Unſeres Dafürhaltens hat indefjen die Preußiſche Legis- 
latur wohlgethan, auf jenen Antrag nicht einzugehen. 

Zunächft walter zwijchen der Englifchen Gerichtöverfaffung und der unſri— 

he Unterjchied ob, daß in England, mit Ausnahme der im Gingange dieſes 
feld erwähnten Fälle, wo meift nur ein Gingelrichter entjcheidet, das Urtheil 
über die Schuld überall von Gefchworenen gefällt wird, während deſes bei ung, 
trogdem daß wir das Gefchworenengericht adoptirt haben, doch noch in fehr vielen 
Zällen von Richter» Kollegien gefchieht, und auch, felbft wenn unſere obigen Bor: 
[hläge, die Ausdehnung der ſchwurgerichtlichen Kompetenz auf gewifje Vergehen 
betreffend (zu 1), Beifall finden follten, noch ferner würde geſchehen müffen. Ver— 
langt man aber unter diefen Umftänden von den Geſchworenen Stimmeneinhellige 
feit über die That» und Schuldfrage, jo müßte man fie noch viel mehr von den 
Richtern fordern, die, weil ihre Ausbildung theoretifch und praftifch in der Regel 
benjelben Gang genommen hat, und fie in ihrer Wiffenfchaft eine gemeinfame Grund» 
lage haben, weit eher, ald die aus Perſonen der — *2 Bildungsſtufen 
und Lebensrichtungen zuſammengeſetzten Geſchworenen-Kollegien zu einhelligen 
Schluͤſſen mußten gelangen können. Wenn man gleichwohl an die Richter eine 
ſolche Forderung nicht ftellen darf, fehon weil ed mit ihrer Würde nicht verträglich 
wäre, gegen fie irgend einen, auch nur fcheinbaren Zwang auszuüben, fo darf 
man fie den Gefchworenen noch weniger zumuthen. 

Gegen diefes Argument wird zwar angeführt, daß 

„bei durchgebildeten Kachmännern und bei ungefähr gleicher Bildung der- 
jelben die Stimmenzahl ein gewiſſes Gewicht habe; aber bei ſachlich un« 
gebildeten und ihrer allgemeinen Bildung und Ginficht nach ungleichen 
und durh Zufall zufammengewürfelten Mprrfonen die Abftimmung und 
Stimmenzählung nicht viel zuverläffiger, als das einfache Loos ſei“).“ 

Unferes Erachtens ift aber der erfte Theil dieſes Satzes nicht richtig, wäh 
rend der zweite fein Ziel überfchreitet. Gerade bei einem Kollegium von Sach— 
verftändigen Fanıı ed weniger auf die Zahl, ald auf dad Gewicht der Stimmen, 
dv. h. auf den Gehalt der von einem oder dem anderen Theil angeführten Gründe 
ankommen, und wo diefe Gründe nur empirischer Natur find, er die größere oder 

eringere Erfahrung derjenigen, die fie vorbringen. en ift Diefer der Maaß— 

ab, nach welchem man in unferen Gerichtshofen den Werth verfchieden lautender 
Gutachten über technifche Fragen zu beurtheilen pflegt. Andererfeits fann man auch 
nicht jagen, daß bei Entjcheidung der That» und Schuldfrage die Richter fich zu 
den Gefnworenen wie Sachverftändige zu Laien verhielten, weil das Gefchworenenz 
gericht bei uns überhaupt nur im der Vorausſetzung feine Rechtfertigung findet, 
daß es zur Entjcheidung der That: und Schuldfrage feiner Sacverftändigen von 
Profeſſion bedürfe, und daß, in foweit Nichter dabei mitwirfen, die Gefchworenen 
und die Richter einander gegenfeitig ergänzen. 

Ein zweiter ungleich erheblicherer Grund gegen die Forderung, daß die Ger 
ſchworenen ihre Verdikte nur einhellig abgeben follen, befteht in dem dadurch herz 
vorgerufenen Gewifjenszwange Denn welche Formel für den Eid der Ges 
—— man auch erfinden möge, ſie wird im Weſentlichen immer das Ver— 

rechen enthalten muͤſſen, daß jeder Einzelne das, was er nach ſeiner innerſten 
Ueberzeugung für Recht hält, ausſprechen wolle. Offenbar iſt damit aber ein Ans 


1) Vollftändige Materialien u. ſ. w. ©. 103. 
2) Gbtze⸗Keller &, 70. Vollftändige Materialien S. 103. 
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jchliegen an eine fremde Meinung nicht verträglich, wenn es auf einem anderen 
Motive ald der wirklich erlangten Meberzeugung ihrer Nichtigkeit beruht; insbes 
jondere fann die gebotene Nothwendigkeit der Stimmeneinheit daffelbe niemals recht⸗ 
fertigen. Zwar hat man in Braunjchweig, wo die Einhelligkeit der Gefchworenen 
gejeglich eingeführt ift, dergeftalt, daß wenn diefelbe binnen 24 Stunden nicht zu 
erlangen ift, der Präftvent die Gefchworenen entlafjen und die Sache zu einer an—⸗ 
deren Sigung verweifen kann, eine Eidesform aufzuftellen verfucht, die diefen Ges 
wiffenszwang entfernen jol. Die Gefchworenen jollen dort eidlich geloben: 
„Die vorkommenden Anfchuldigungs- und Entichuldigungsbeweife mit 
ihren Mitgefhworenen gewiflenhaft und forgfam zu prüfen, und 
Niemanden zu Leide oder zu Liebe einen gemeinfamen Sprud nad 
freier und gewiffenhafter Weberzeugung zu fällen ').“ 

Allein wir vermögen nicht abzufehen, wie damit das Gewifjen derjenigen, 
die ſich den übrigen anfchließen, um nicht 24 Stunden eingejperrt zu bleiben, ge= 
wahrt fein fol. Denn da die zwölf Gefchworenen fo wenig einen gemeinfchaft- 
lichen Eid leiften können, als fie ein gemeinfchaftliches Gewiffen haben, fo ift es 
immer nur der Einzelne, der jenen Eid für fich felbft leiftet, weshalb ihn auch die— 
fer Eid, troß der Hinweifung auf feine Eigenjchaft als Theil eines größeren Gan— 
zen, von der Pflicht, die eigene Meberzeugung den anderen Gliedern der Korporation 
gegenüber aufrecht zu erhalten, nicht zu entbinden vermag. 

Man wird uns vielleicht darauf hinweifen, daß doch die Engländer, bei 
denen die Religion in hoher Achtung fteht, dieſes Dilemma ſeit Jahrhunderten 
praftifch zu löfen im Stande gewefen feien, da gerade bei ihnen die Einhelligfeit 
des Verdiktes der Gefchworenen, man könnte AR fagen, zu einem politifchen 
Glaubensartifel geworden ift. Allein wenn wir auch auf den Nachweis verzichten 
müffen, wie fi die Englifchen Gefchworenen in jolden Fällen mit ihrem Ges 
wiffen abzufinden im Stande find, fo glauben wir doch darthun zu Fönnen, daß 
das Gebot der Einhelligfeit des Spruches der Gefchworenen nur auf der hiftorifchen, 
ganz individuellen Entwidelung des Gefchworenengerichtes in England, nicht aber 
auf einem im Weſen deſſelben gegründeten PBrinzipe beruhe, welches auch für ung 
maaßgebend wäre. 

Wir haben fchon im vorigen Artifel erwähnt, daß die große Jury, welcher 
die vorläufige Prüfung der vor die Heine Jury zu bringenden Anklagen obliegt, 
aus 12 bis höchftens 23 Mitgliedern befteht, und daß, wenn ihre Zahl größer als 
12 ift, nicht nothwendig Cinhelligfeit aller Stimmen vorhanden zu fein braucht, 
fondern daß e8 genügt, wenn eben nur 12 die Anklage für zuläfftg erklären”). 
Dieje bilden aber, wenn bie Zahl der Mitglieder der großen Jury bis auf 23 an« 
fteigt, nichts weiter als die einfache Majorität. Daß man auch fonft, wenn diefe 
Zahl geringer ift, immer 12 Konfentirende verlangt, beruht auf der uralten Idee, 
daß der Spruch der Jury das Zeugniß der Gemeinde fei, und daß die Gemeinde 
nicht durch weniger ald 12 Mitglieder vertreten werben fünne. | 

Jedenfalls ift fo viel far, daß bei der großen Jury Stimmeneinheit' nicht 
unbedingt verlangt wird, und daß, wenn man behauptet, jeder Engländer fünne 
nur durch 24 feiner Mitbürger (nämlid 12 Mitglieder der großen und 12 Mit- 
glieder der kleinen Jury) eines Verbrechens für ſchuldig erklärt werden, dieſes we— 
nigftens nicht den Sinn hat, daß Alle, die über ihn geftimmt haben, über feine 
Verurtheilung einig gewefen fein müfjen. Von dem Standpunfte der großen Jury be= 
trachtet, ift alfo eine gefegliche Nothwendigkeit der Stimmeneinheit thatfächlich nicht 
einmal vorhanden. 

Gehen wir von der großen zur Heinen Jury über, fo haben wir ebenfalls 
fhon im vorigen Artikel bemerft, daß auch diefer Die Idee des Gemeindezeugniffes 





1) Mittermaier in von Jagemanns Gerichtsfaal, 5, Zabrgang, 1. Bb. ©. 12—14, 
2) Daffelbe gilt von ber Coroner’s jury, bergl, Stephen-Mührh a. a, D, ©. 376, 
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zum Grunde liegt, auf welches fich die Parteien zur Vermeidung des Zweikampfes 
urfprünglich nur in gewiffen Givilrechtd-Streitigkeiten, fpäter aber auch in Straf: 
fachen berufen durften. 

Wenn nun hier ebenfalld der Sa aufgeftellt wird, daß die 12 Vertreter 
der Gemeinde ihr Zeugniß einftimmig ablegen müflen, um demſelben gefegliche 
Gültigkeit zu verjchaffen, jo erfennt man leicht, daß jchon diefer Grund weder dem 
u. Standpunkte der Hiftorifchen Kritik, noch der gemeinen Anficht unferes 

olfes entiprechen würde. Denn unfere Richter, welche über Thatfragen zu ent- 
—* haben, kommen täglich in den Fall, aus widerſprechenden Zeugenaus— 
agen die Wahrheit herausjuchen und fich für einen oder den anderen der einander 
entgegenftehenden Zeugen entjcheiden zu müffen, und das Nämliche gefchieht nicht 
blos in gerichtlichen Verhandlungen von den Gefchworenen, fondern aud im täg- 
lichen Berfehr des Privatlebend. Sehr erflärlich iſt es jedoch, daß man fi in 
einer Zeit, wo man noch dem Grundjäge nicht fern ftand, daß, wenn der Ange— 
ſchuldigte weder der That geftändig noch unmittelbar bei derjelben betroffen war, 
nur Gott und er felbft wifjen könne, ob er fchuldig fei, und daß es daher feines 
geringeren als eines Gottesurtheild bedürfe, um feine Schuld zu erweifen, auf eine 
fritifche Unterfuchung über den Werth wiverfprechender Zeugenausfagen nicht ein- 
laffen, fondern zum mindeften Ginftimmigfeit der in die Stelle ded Gottes: 
urtheild getretenen 12 Gemeindezeugen fordern zu dürfen glaubte. Dennoch hatte 
man fich felbft hiebei von einer gewiſſen Sophifterei nicht fern gehalten. Die 12 
Gemeindezeugen hatten nämlich, wie wir gefehen haben, urſpruͤnglich die Aufgabe, 
was fie aus eigener Wiſſenſchaft nicht zu fagen vermochten, durch Nachforſchung 
bei anderen Perjonen, deren Ausfagen fie wie ihren eigenen vertrauten, zu erkun— 
den. Begreiflicherweife fonnten diefe Nachforfchungen aber nicht bei Allen ſtets zu 
demfelben Refultate führen. Es mußte vielmehr vorfommen, daß einige mehr, 
andere weniger, noch andere vielleicht gar nichts, oder von dem Anderen Abweichen- 
des ermittelt hatten. 

Für ſolche Fälle diente dann ald Ausfunftsmittel das Affortiiren, d. b. man 
wählte jucceffive fo viel Perfonen hinzu, bis fich unter der ganzen Zahl 12 befan- 
den, die ein übereinftimmendes Zeugniß ablegen Fonnten. So hatte man zwar 
formell die für nöthig erachtete Einftimmigfeit hergeftellt; daß ſie aber materiell 
nicht vorhanden war, ja, daß man damit moöglicherweife dahin fommen fonnte, eine 
BerurtHeilung fogar auf die bloße Minorität aller vernommenen Zeugen zu grün: 
den, bedarf nach dem Obigen feiner weiteren Ausführung. 

Große Schwierigfeit mußte natürlich entftehen, nachdem es Sitte geworden 
war, die 12 ſ. g. Gemeindezeugen nicht mehr felbft mit der Unterfuchung des Sad): 
verhältnifjes zu beauftragen, fondern diefe Unterfuchung in ihrer Gegenwart vor 
dem Gerichtöhofe vernehmen zu laffen. Denn einem etwanigen Diffens über das 
Ergebniß der Unterfuchung fonnte nur durch das fonft beliebte Mittel des Affor- 
tiirend nicht mehr abgeholfen werden; andererfeits fonnte man ſich aber auch von 
dem althergebrachten Örunpfage nicht trennen, daß man 12 übereinftimmender Zeus 
gen (als ſolche wurden die Gefchworenen noch immer angefehen) zur Feftitellung 
der Thats und Sculpfrage bevürfe. Da fi nun diefer Knoten nicht löfen ließ, 
fo zerhieb man ihn mit dem Schwerte, d. h. man fperrte die Geſchworenen ohne 
Feuerung und Koft fo lange ein, bis fie fich geeinigt hatten. Auf dieſe Weife war 
war wiederum die Form gerettet, die wirkliche, auf freier Uebereinftimmung berus 
— Einhelligkeit des Spruches der Gemeinde dagegen eben ſo wenig hergeſtellt, 
als früher durch das Mittel des Affortiirens. Wie wenig in der That dieſes Ver— 
langen eines einhelligen Spruches in der Natur der Sache begründet ift, ſieht man 
aus Ähnlichen, der Englifhen Jury nahe verwandten Inftitutionen der Sfandinas 
viſchen Reiche, fo der Bäniichen naefnd, der Isländiſchen tolftargvidr, nicht minder 
der in Ditmarfchen üblich gemefenen nemede, welche zwar gleich der Schwebifchen 
naemd untergegangen find, bevor fie die Ausbildung der heutigen Jury in England 
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erlangt hatten, in denen jedoch niemals ein einftimmiges, fondern ſtets nur ein 
Majoritätszeugniß über die Thatfrage verlangt wurde '). 

Daffelbe gilt von Schottland, wo die Gefchworenen noch heutiged Tages 
durch bloße Stimmenmehrheit einen gültigen Spruch fällen können ?), obgleih das 
Gefchworenengericht dort ebenfalls auf uraltem Herkommen beruht ’). 

Menn man gleichwohl in England auf die Ginhelligfeit dieſes Spruches 
einen fo hohen Werth legt, ohne ſich dabei über die Gemiffensfrage jonderliche 
Sfrupel zu machen, fo erklärt ſich diefes nicht allein durch die hohe Ehrfurcht der 
Engländer vor ihren althergebrachten Inftitutionen überhaupt, fondern auch viel- 
leicht durch Die Erfahrung, daß in Zeiten bürgerlicher Unruhen, wo das Geſchwo— 
renengericht (in Grmangelung anderer Gerichte) die einzige Schugwehr gegen poli- 
tiſche Verfolgungen bildet, dieſelbe durch die geforderte Einftimmigfeit des Spruches 
der Gefchworenen ſehr weſentlich verftärft wird. 

Mag fi daher auch in England hin und wieder der Humor der ſchwachen 
Seite des Inftitutes bemächtigen und erzählen, wie es oft nicht der ausgezeichnetfte 
Kopf, fondern der ftürffte Magen oder das größte Phlegma ift, welches die andern 
zu feiner Meinung herüberzieht, fo wird dadurch in England die auf uralter Ge— 
wohnheit beruhende Ueberzeugung von der Vortrefflichkeit des Inftituted nicht mehr 
erjchüttert werden, während das Gefchworenengericht bei und, als ein von aus— 
wärts eingewanderter Fremdling, verloren wäre, wenn ed, bevor ed noch recht 
heimifch geworben, dem eingebornen Witze verfallen ſollte. 

Zwar berichtet uns Mittermaier“), daß in Braunſchweig, wo, wie wir 
ſchon erwähnt haben, die Stimmeneinhelligkeit der Geſchworenen geſetzlich einge— 
führt iſt, die öffentliche Stimme der Wirkſamkeit derſelben das günſtigſte Zeugniß 

ebe. Einmal aber möchten wir ſchon wegen der Neuheit der dort gemachten Er— 
ahrungen auf dieſe Zeugniſſe nicht allzuviel Gewicht legen, und dann führt uns 
Mittermaier ſelbſt Thatſachen an, die wir damit nicht in Einklang zu bringen ver— 
mögen. Er ſagt, daß in Braunſchweig kurze Berathungen der Geſchworenen 
felten ſeien. Dieſelben dauerten häufig 3, 4 auch 5 Stunden, in einer Sache 
(gegen einen Beamten wegen verſchiedener Rechnungsfälfchungen u. f. w.) haben 
die Berathungen fogar 24 Stunden gedauert. Zweimal habe man fich binnen 24 
Stunden überhaupt nicht einigen können, und es habe deshalb die Verweifung der 
betreffenden Sachen vor ein anderes Gefchworenengericht ausgejprochen werden 
müſſen. Wenn. wir nun auch von den wenigen Sachen mit 20 und 24ftünbiger 
Berathung, die vielleicht fehr ſchwierig oder weitläuftig waren, abftrahiren, fo 
fönnen wir es doch als fein günftiges Ergebniß bezeichnen, wenn 3 bis Sftündige 


1) Micelfen über die Geneſis der Jurh. Leipzig 1847. ©. 23 ff. 53. 94. 103, 117 ff. 
125. 160 ff. 185. 188, Mittermaier das Deutfche Strafverfahren, 4. Aufl. Tbl. 1. ©. 91. 
In Norwegen eriftirt übrigens nad einem Gefege Chriftians V. von 1687 bei dem Gerichte des 
Soerenskriver’s noch beutines Tages eine Art von Jurh, melde aut 8 Mitgliedern für jebe 
Pfarrei beftebt, in der ber Soerenskriver minbeftens einmal in jedem Vierteljahr Gericht hält. 
Auch diefe Geſchworenen, welche ſowohl in Cibil- als Strafſachen zugezogen werden, übrigens aber 
mebr den Charakter von Gerichts-Beifikern baben, urtbeilen nah Stimmenmebrbeit. Vergl. 
Auguft Morik Tagebuch der Reifen in Norwegen in den Jahren 1847 u. 1851. Stettin 1853, 

— rmaier das Engliſche, Schottiſche u. ſ. w. Strafberfahren. S. 471. Mührh 
a. a. O. ©. 617. 

3) Selbſt aus dem gegenwärtigen Verfahren in England läßt ſich noch ein Beiſpiel an- 
führen, aus dem man fieht, daß es von Haufe aus nicht die Abficht geweſen iſt, einen einhelligen 
Spruch aller zu deſſen Fällung berufenen Perfonen zu fordern, fondern daß bie Idee nur babin 
gegangen ift, ed müßte die etwanige, die Verurtbeilung ausfprechende Majorität aus nicht weni— 

er als 12 Perſonen befteben. Noch jebt gilt nämlih vor dem Gerichtshofe des Lord High 

Steward und bes Oberhauſes der Sak, daß die Nerurtbeilung durch die Majorität der Stimmen 

erfolgt, biefe aber die Verurtheilung nicht ausfprechen fann, menn fie nicht aus 12 oder mehr 

Stimmen beitebt, weshalb es üblich ift, zur Bildung biefes Gerichtshofes nicht weniger als 

23 Peers vorzuladen. Stepben-Mübry a. a.D. ©. 359. 481. Nüttimann a. a.D. ©. 31. 
4) bon Zagemanns Gerichtsfaal, 5. Jahrgang, B. 1. ©. 16 ff. 
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Berathungen häufig find. Ganz abgefehen von dem Zeitverlufte, den man nad) 
einer Vorunterfuhung von vielen Monaten vielleicht nicht fonderlih hoch anzu— 
ſchlagen geneigt fein möchte, fönnen offenbar die gewöhnlich bei den Gefchwo- 
renengerichten vorkommenden Saden für fich allein zu jo langen Berathungen 
feinen Stoff geben." Die Verhandlung felbft, verbunden mit den Vorträgen des 
Staatdanwaltes und des Vertheidigerd, wird auch ohne das (in Braunfchweig ver: 
botene) Refume des Vorfigenden füglich jedem einzelnen Gefchworenen ſchon eine 
Ueberzeugung beigebracht haben, bevor er das Berathungszimmer betritt. Mag nun 
aud die demnächftige Berathnng häufig dazu beitragen, dieſe Ueberzeugung zu 
läutern und ſelbſt umzugeftalten, fo fann doch in einfachen Sachen der Vortrag von 
Gründen und Gegengründen unmöglich 3 bis 5 Stunden in Anfpruch nehmen und 
ed halt daher ſchwer, fich der Vermuthung zu erwehren, daß e8 eben der Kampf 
der Gewiflen gegen das Gebot der Einftimmigfeit ift, der die Beratbungen hinaus— 
jieht, und daß es oft weniger dem Gewichte der von der anderen Seite vorgebrach- 
ten Beweisgründe, ald der Abſpannung und langen Weile zu danken ift, wenn die 
Diffentirenden fich endlich fügen. Augenſcheinlich liefert aber ein auf diefem Wege 
zu Stande gefommener einhelliger Spruch eine weit geringere Gewähr objefti- 
ver Wahrheit, ald ein Majoritätsſpruch. Denn hier fann man wenigftens an- 
nehmen, daß die Mehrheit fih um ven Einfichtsvollften gefchaart haben werde. 
Was vermag aber auch die höchfte Ginficht gegen die langſam fortichreitenne Ge— 
walt förperlicher und geiftiger Grmüdung?! Dazu fommt, daß in Braunfchweig, 
wie wir fchon erwähnt haben, dem Worfigenden die Abgabe eines Reſumés, noch 
vielmehr aljo eines motivirten Gutachtens, welches auf baldige Herbeiführung eines 
einhelligen Verdiktes augenjcheinlich von großem Einfluffe fein muß, gefeglich unter- 
fagt iſt Wird aber nach unferen Vorjchlägen ein ſolches beliebt, fo würde die 
Nothivendigkeit, fich über den Spruch zu einigen, für die Giefchworenen eine Auffor: 
derung mehr jein, ohne weitere Prüfung dem Vorfigenden beizuftimmen, und dadurch 
der Ginfluß des Legteren, wie groß wir denfelben auch immerhin wünſchen, doch 
leicht das Maaß überfchreiten, mit welchem ein felbftftändiges Urtheil der Geſchwo— 
renen noch verträglich ift. 

Menn wir uns folchergeftalt im Intereſſe der Heiligkeit des Eides, der 
Freiheit der jubjeftiven Ueberzeugung und des moralifchen Antchene der Geſchwo— 
renen überhaupt gegen ein gefegliches Gebot der Einhelligfeit ihres Verbiftes aus— 
fprechen müfien, jo ift die Frage bald beantwortet, welche Majorität zu einer Ber: 
urtheilung für ausreichend anzunchmen fein möchte? 

€ genügt hier, auf das Reſultat hinzumeifen, zu weldyem man in Frank— 
reich nach zahllojen Experimenten, alles Sträubens ungeachtet, endlich doch gelangt 
ift, nämlidy ſich mit der einfachen Majorität (7 gegen 5 Stimmen) zu begnügen. 
Geht man von dem Grundjage aus, Daß die Gefchworenen nichts anderes als Die 
für eine fpezielle Sache von der Krone beftellten Richter feien'), fo wird man ſich 


1) Die Frage, ob das Verbift ver Geſchworenen nody jept, wie in alter Zeit, ein Be— 
weismittel, ober ein wirkliher Richterſpruch fei, fcheint zwar für England noch nicht ganz 
entfdieben zu fein. Michelfen (a. a. ©. ©, 22), gejtügt auf einen Ausſpruch Bladftones, 
ber die Jury ein trial und wicht ein judgment nennt, erflärt fi noch immer für die erfte An— 
nabme, und Rintel gebt in feinem oft von un allegirten gefhägten Werfe „Von ber Jury“ 
fogar jo weit, dem Verdikte der Gefchmorenen diefen Charakter fogar noch für den fall der Ein» 
führung des Gefchmwornengerihts in Deutichland zu bindiziren. Allein wir glauben, baf die Ge: 
ftalt, in der wir das Sejchworenengericht heutigen Tages in England mit einenen Augen feben, 
für uns mehr entſcheiden muß, als die aus alter Zeit berftammenden technifchen Ausbrüde ber 
Englifhen Rechtslehrer. Denn mas die bei der mündlichen Verhandlung in Gegenwart bes Rich— 
ters und ber Geſchworenen abgebörten Zeugen gefagt baben, braucht dem Richter Niemand zu be: 
zeugen, weil er es felbft gebört bat. Auch bezeugen die Geſchworenen in der That nicht, was bie 
bernommenen Zeugen gejagt baben, fondern fie fprechen ihre Meinung darüber aus, was aus 
biefen Ausfagen folgt, und das kann nad unferen heutigen Begriffen body nicht mebr ein 
Zeugnif, fondern nur noch ein Urtheil fein. Für und werben wir baber ben zuleßt gedachten 
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auch nicht entbredhen fünnen, ihnen gleich anderen Richtern zu vertrauen. Stellt 
man fie aber nach unferen PVorfchlägen unter die Leitung eines hochachtbaren, 
juriftifch durchgebildeten Yuftizbeamten, der ihnen mit einem juriſtiſchen Gutachten 
vorangeht, fie ſelbſt nach aefälltem Spruche noch auf etwanige Irrthümer auf: 
merffam machen und deren Verbefferung herbeiführen fann, und geftattet man endlich 
für den fchlimmften Fall dem VBerurtheilten, wie wir im folgenden Artifel weiter 
ausführen werden, auch gegen den Spruch der Gefchworenen noch ein Rechtsmittel, 
fo find zugleich alle Vorfichtdmaaßregeln getroffen, die fich gegen die nachtheiligen 
Folgen etwaniger Irrthümer treffen laffen, ohne andere und vielleicht fchlimmere 
Uebel herbeizuführen. 

Das Auskunftsmittel, bei verurtheilenden Werbiften durch einfache Majo- 
rität den Spruch der Geſchworenen ganz zu verwerfen und nun, wie gegenwärtig 
bei ung gefchiehbt, jo, als ob gar feine Gefchworenen vorhanden gewefen wären, 
die Richter allein entfcheiden zu laffen, wird dann Hoffentlich von felbft für ent: 
behrlich erachtet werden. 

Mir wiffen nicht, ob man fich bei Erlaß der Kabinets-Ordre vom 31. De— 
zember 1833, die dieſes Werfahren zuerft für die Nheinprovinz; anordnete, noch mit 
der Abftcht getragen bat, das Gefchworenengericht dort ganz aufzuheben, allein wir 
find überzeugt, daß nichts mehr als eine Vorfchrift diefer Art dazu beitragen kann, 
das Inſtitut jelbft in der öffentlichen Achtung herabzuſetzen und innerlich zu demo- 
ralifiren. Denn das Hingutreten von 5 Nichtern, die dem Anfcheine nach nichts 
Anderes zu thun haben, als einen foldhen Fall zu erwarten, liefert für Jedermann 
den augenfcheinlichften Beweis, daß die Gefchworenen überflüffig feien, und bietet 
ihnen felbft zugleich eine verlodende Gelegenheit, ſich in fchwierigen Fällen der 
Mühe des eigenen Nachdenkens zu überheben, indem fie eine Majorität von 7 gegen 
5 Stimmen fingiren. 


B. Don der Einrichtung der übrigen Strafgerichte erſter Inftans. 


Wir haben ſchon oben im Allgemeinen die Källe bezeichnet, welche fich un- 
ferer Ueberzeugung nach zur Gntfcheidung durch Geſchworene nicht eignen. Es 
bleibt ung demnach hier noch übrig, die Gerichtshöfe zu bezeichnen, vor welche die— 
jelben gebracht werden fönnen. 

Zu dieſen gehört: 

l. Das Kammergericht, welches durch das Geſetz vom 25. April 1853 
(Gef.-Samml. ©. 162) zum ausfchließlichen Gerichtshofe für den ganzen Umfang 
der Monarchie rüdfichtlih der im Tit. 1. Th. 2. des Strafgefeßbuches vorgeſe— 
henen Verbrechen des Hoch- und Landesverrathed, imgleichen der in den $$. 74. 
76. 78. a. a. D. gedachten Verbrechen aegen den König, die Mitglieder der Kö— 
niglichen Familie umd die Staaten und Regenten des Deutfchen Bundes beftellt ift. 
2 diefem Geſetze ift zugleich das in foldhen Fällen eintretende Verfahren vorge- 
chrieben. 

Hiernächft würden wir vorfchlagen: 

1. Den Appellationsgerichten, 1) die Gerichtdbarfeit über alle die— 
jenigen ftrafbaren Handlungen zu überlafien, welche das Strafgeſetzbuch als „Ver- 
brechen“ bezeichnet, fo weit fie nach den obigen Vorfchlägen weder zur Kom- 
petenz der Gefchworenen noch des Kammergerichtes gehören, alfo in den Titeln 4. 
‚bis 10. und 28. Th. 2. des Strafgefegbuches und einzelnen dahin gehörigen Spe— 
ziafgefegen vorfommen. Diefer Vorfchlag folgt aus dem fchon oben von und her- 
vorgehobenen Sate, daß die hohe Kriminalgerichtsbarfeit, gewiß alfo die Gerichte- 





Charakter bes Verdikts ber Geſchworenen um fo mebr feftbalten müffen, als mir bei Einführung 
bes Geſchworenengerichts in Preußen, dieſes Inſtitut nicht mit allen feinen biftorifhen Remini- 
feenzen, fondern nur fo, wie e& jebt ift und fo meit es in diefer Geftalt für uns paßt, übernehmen 
fönnen. 
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barfeit über alle diejenigen ee welche das Strafgefepbuch „Verbrechen“ 

nennt, von jeher ein Vorbehalt der LandesjuftizeKollegien gewefen ift, umd biefen 

deshalb aud die Direktion der Gefchworenengerichte zuſtehen muß. Die Feſthal— 
tung dieſes Prinzipes wird ſich auch vom praftifchen Standpunfte ganz befonders 
dadurch empfehlen, daß es durchaus unangemeffen fein würde, etwanige Verbrechen 
von Jufizbeamten, deren der Tit. 28. erwähnt, vor die Heinen Gerichte erfter In— 
ftanz zu bringen, denen die Befchuldigten felbft angehören, und daß ed auch zur 
richtigen Würdigung von Verbrechen anderer Beamten eines höheren Standpunftes 
bedarf, als desjenigen, den die Gerichte erfter Inftanz füglich einnehmen fönnen. 
Aus eben diefem Grunde würden wir e8 aber auch für angemeffen erachten; 

2) alle bloßen Amts-Vergehen, fo weit fie nicht vor die Disziplinarhöfe 
gehören, ferner alle gemeinen Vergehen, die von Auftigbeamten began- 
gen find, den Appellationsgerichten zuzumeifen, in foweit fie aber der Zuftändig- 
eit der oben von uns vorgeichlagenen kleinen Gefchworenengerichte anheimfallen 
follten, wenigftend einem Mitgliede des Appellationsgerichtes den Vorfig darin vor- 
zubehalten. Die hierin liegende Ginführung eines erimirten Gerichtsftandes, halten 
wir nad dem Borgange der Art. 479 ff. des Code d’instruction eriminelle’) im 
Interefie des wahren Anfehens der Zuftiz, deffen Aufrechthaltung von einem Richter 
gegen feine Koliegen und täglichen Umgangsgenoffen ng erwartet werben 

fann, für unerläßlich, zumal unfere Gerichte erfter Inſtanz der großen Mehrzahl 
nach viel Heiner find als die Nheinifchen, bei denen jene Vorfchriften des Code 
d’instruction ebenfalls gelten. 

Das Verfahren vor den folchergeftalt aus der Mitte der Appellationsge- 
richte zu bildenden Strafgerichten erfter Inſtanz würde ſich in der Hauptjache nach 
den jegt für die follegialifiben Gericbtsabtheilungen ertheilten Vorfchriften richten fön- 
nen. Allenfalls fönnte man für wirkliche Verbrechen Abtheilungen von fünf, für bloße 
Bergehen von drei Mitgliedern bilden und in jenen dem Gefchworenengerichts-Prä- 
fidenten den Vorſitz vorbehalten. Es Fönnte ferner von dem Grmeffen des Appel: 
lationsgerichted abhängig gemacht werden, die Sitzung an feinem gewöhnlichen 
Wohnorte oder an einem anderen Orte ſeines Departements anzufeßen und im 
legten Falle auch Mitglieder eines Gerichtes erfter Inftanz zu Beifigern zu beftellen. 

Ueber alle übrigen Vergehen, die nach unferen obigen Borfchlägen 
weder vor die Gefchworenen, noch vor die Appellationsgerichte, noch endlich vor 
die Einzelrichter gehören, würden nach wie vor aus drei Mitgliedern bes 
ſtehende Follegialifhe Abtheilungen der Gerichte erjter Inſtanz 
in dem bisherigen Verfahren zu entfcheiden haben. 

&8 blieben dann: 

IV. fchließlih für Webertretungen und gewiffe „Bergehen“, deren 
wir ſchon oben unter A. I. gedacht haben, noch Eingelrichter übrig, die in dieſen 
—— in bisheriger Weiſe nach ſummariſcher Unterſuchung das Urtheil zu ſprechen 
ätten. 


€. Don der Strafgeridtsbarkeit über Perfonen jugendlihen Alters. 


Man hat zu allen Zeiten über das zunehmende Verderben der Jugend ge- 
Hagt, und man möchte daher geneigt fein, die Klagen, die gegenwärtig hierüber ge- 
führt werden, ohne Meiteres mit der Bemerfung abzuthun, daß es zu feiner Zeit 
befier gewefen ſei. Demunerachtet fcheint und diefer Gegenſtand einer ernfteren 


1) Der Artikel 16 bes Napoleonifchen Geſetzes vom 20. April 1810 über die Organifation 
bes Gerichtsweſens hat dieſe Exemtion fogar nody auf verfchiedene andere Perfonen von bobem 
Range ausgedehnt. Auch mir würben genen eine foldye Ausdehnung nichts zu erinnern finden, 
da mir es und nicht verbehlen können, daß bie Auftorität unferer Gerichte erfter Inſtanz nicht fo 
meit reicht, um ihnen bie Strafgerichtöbarfeit über Berfonen vom höcdften Range fuüglich 
übertragen zu können. 
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und tiefer eingehenden Beachtung werth, einmal, weil mit dem Worfchreiten ber 
Civilijation die Anforderungen an den Staat fi) auch nach diefer Richtung hin 
erweitern, fodann weil der gegenwärtige Zuftand der Gefellfchaft Elemente birgt, 
welche trog aller Givilifation das Verderben der Jugend mehr als früher zu be— 
fördern geneigt find. Abgefehen von der beflagenswerthen Zunahme des Proleta- 
riats, die vielleicht nur eine Folge der anwachjenden Bevölkerung überhaupt fein 
mag, zählen wir bieher die lareren Anfichten über Erziehung im Allgemeinen und 
Die Daraus hervorgegangene Abſchwächung der Erziehungs: Mittel, welche fich 
überall, wo es auf Erziehung junger Leute anfommt, in den Schulen und fonftigen 
Vorbereitungs -Anftalten zu den verfchiedenen Kebensberufen bis zu den Zunftver- 
bänden hinab unverkennbar ausfpricht, und wenigftens nicht immer in den geftei= 
gerten Anforderungen ber Humanität ihre Rechtfertigung findet. Anfcheinend haben 
wir es diefem Umftande zu danfen, daß, während man früher die Aufrechthaltung 
von guter Orbnung und Sitte unter Perfonen jugendlichen Alters der Familie, der 
Schule und anderen Anftalten überlaffen zu können glaubte"), man in neuerer Zeit 
die Strarjuftiz zu Hülfe gerufen hat. 

Noch der $. 17. Th. 2. Tit. 20. des Allg. Landrechts ließ ein eigentliches 
Strafverfahren gegen Unmündige nicht zu, beftimmte vielmehr, daß unmündige und 
ſchwachſinnige Perſonen zwar zur Verhütung fernerer Vergehungen gezüchtigt, 
niemald aber nach der Strenge der Gefege beftraft werden dürften. Wer dergleichen 
Züchtigungen zu verhängen habe, fcheint Anfangs nicht unzweifelhaft gemwefen zu 
fein; denn ein Reffript des Staatsrathes an das Berlinifhe Fabrifengericht 
vom 25. April 1796?) fpricht fich dahin aus, daß gegen Unmündige zwar fein 
Kriminalverfahren, folglich auch fein Kriminalarreft, wohl aber Unterfuhung 
ftattfinde und die zu ertheilende Kaftigation von dem fompetenten Gerichte 
feftgefeßt werden müflee Damit war num zwar die Beitrafung unmündiger Per— 
fonen ſchon in die Hände der Juftiz gelegt, noch aber glaubte man wenigftend von 
einem ftrengen gerichtlichen Verfahren Fe zu dürfen. Ein fpäteres Reffript 
vom 14. März 1815’) ging fogar ausdrüdlih von der Vorausſetzung aus, daß 
bei Feftiegung jener Züchtigung der Richter nur in die Stelle desjenigen trete, 
„dem die Hauszucht über das Kind oder den Schwadhfinnigen zuftehe“, und daß 
es daher in Fällen, wo eine f. g. förperliche Züchtigung oder eine Gefängniß> 
fteafe von nicht mehr ald 14 Tagen feftzufegen fei, dazu feines förmlichen Erfennt- 
niſſes bedürfe. 

Wenn gleich fich diefes Neffript auf das Verfahren beim Stadtgerichte zu 
Berlin bezieht, welches wohl fchon damals ein ziemlich großes Kollegium bildete, 
fo entfprach es doch der damals noch verbreiteten Vorftellung von der Patriarchas 
fität der Juſtiz, die vorzüglich in den Patrimonialrichtern, Juftiz-Amtleuten und 
anderen Einzelrichtern der untern Inftanz ihren Ausdruck fand. Diefen, die zu— 
gleich die Vormundfchaftsrichter waren und als ſolche gelegentlich wohl felbft einmal 
die Funktionen der Wormünder übten, fonnte man füglich Fein Bedenken tragen, 
auch vom rein patriarchalifchen Standpunfte aus die Strafgewalt über die Unmün— 
digen zu überlaffen. Einmal in deren Händen mußte jedoch das Strafverfahren gegen 
Unmündige feinen urfprünglichen patriarchalifchen Charakter nothivendig in eben dem 
Maaße verlieren, wie die Untergerichte felbft; es fonnte daher nicht fehlen, daß auch 
gegen Unmündige fehr bald förmliche Unterfuhungen eingeleitet, förmliche Erfennt- 
Hife efällt und gegen diefe die ordentlichen Rechtsmittel zugelaffen wurden‘), fo 
daß fich das Strafverfahren gegen Unmündige von dem gegen alle anderen Per- 
fonen nur noch durch mildere Strafen unterfchied. in au den Gerichten zur 


1) Vergl. Reinhold Köftlin Syſtem bes Deutſchen Strafrechts. Tübingen 1855. Allg. 
Theil ©. 66 ff. 135 ff. = 

2) Stengels Beiträge Bb. 7 ©. 175—176. Rabes Samml. Bb. 3 ©. 333. 

3) Zahrb. Bd. 5 ©. 30. Gräffſche Samml. ©. 319. 320. 

4) Yuftiz-Minifterialblatt 1851 ©. 37. 
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Nachachtung mitgetheiltes weitläuftiges Neftript des Minifteriums der geiftlichen 
Angelegenheiten vom 2. Dftober 1826’) bemühte ſich zwar die Nothwendigkeit 
darzuthun, bei Beftrafung — Verbrecher mehr den Standpunkt der Er— 
ziehung als der eigentlichen Kriminalgerichtsbarkeit feſtzuhalten; da es aber zur 
Ausführung dieſer Idee keinerlei Art organifcher Einrichtungen traf, jo konnte ed 
auf das Verfahren der Gerichte wohl ſchwerlich einen Einfluß üben. 

Eine Konfequenz des bei den Gerichten eingetretenen förmlichen Verfahrens 
gegen Unmündige war es, daß, nachdem der Allerböchfte Erlaß vom 6. Mai 1848 
(Gef.:Samml. ©. 123) beftimmt hatte: 

„daß fortan von Givil- und Militairgerichten die Strafe der körperlichen 

—X nicht mehr verhängt, ſondern ſtatt deren auf verhältnißmaßige 

reiheitsftrafe erfannt werden folle” 

man auch gegen Unmindige feine andere Art der Züchtigung als Gefängnipftrafe 
verhängen zu dürfen glaubte. Zwar trat das Ober-Tribunal in einem Erfenntniffe 
vom 4. April 1851?) diefer Anficht entgegen und bemühte fich auszuführen, daß 
die förperliche Züchtigung nur ald Strafe, nicht aber ald Korrreftionsmittel, wo⸗ 
für das Gefeg fie bei Unmündigen betrachte, durch den obigen Erlaf aufgehoben, 
und daß bei dieſen eine durch den Richter an Stelle des Vaters anzuordnende fürs 
— Züchtigung ungleich angemeſſener ſei, als die Einſperrung in ein Ge— 
füngniß. 

: Allein ſchon dad wenige Tage darauf erjchienene Strafgeſetzbuch vom 
14. April 1851 reprobirte diefe Anficht. Nach dieſem ($$. A2, 43.) giebt es für 
Verbrecher unter 16 Jahren, ſobald feftgeftellt worden, daß fie mit Unterfcheidungs- 
Vermögen gehandelt, fortan Fein anderes Strafmittel ald Gefängniß. In dem Ge- 
fühl, daß dadurch das Verderben der Jugend eher beförvert, als gehoben werben 
möchte, beftimmt zwar das Geſetz, daß dergleichen Strafen jederzeit in ausfchlieglich 
für jugendliche Perfonen beftimmten Gefangenenanftalten oder doch in abgefonderten 
Räumen vollftredt werben follen; allein befanntlich find feit dem Erfcheinen des 
Strafgejeßbuches die vorhandenen Zuchthaus- und Gefängnißräume fo über alles 
Maag in Anfpruch genommen, daß an die vollftändige Ausführung dieſer Bor: 
fhrift wohl fobald nicht zu denfen fein wird. Wie unerfreulich außerdem der Ein- 
drud gewefen jein muß, den das Auftreten Unmünbiger vor den Strafgerichten 
gemacht hat, zeigt der Art. IV. des Gefeges vom 22. Mai 1852, welcher beftimmt, 
dag Perſonen unter 16 Jahren, außer wenn es die Konnerität erfordert, nicht mehr 
vor die Gejhworenen, jondern ſtets nur vor die Gerichtsabtheilungen geftellt wer- 
den follen. Unſerer Ueberzeugung nach dürfte aber auch damit wenig geholfen jein, 
zunächft weil die Richter ernfte Männer, und gewohnt, ſich mit wichtigen und 
ernften Sachen zu bejchäftigen, in der Beurtheilung von VBergehungen, die meift 
nur aus Leichtfinn, Unbedachtſamkeit oder jugendlichem Webermuthe hervorgegangen 
find, oft nicht den richtigen Maaßſtab anlegen, fodann, weil, wenn fie dieſes auch 
zu thun vermöchten, fie durch die für Kinder nicht berechneten Formen des Ber- 
fahrens gebunden find, endlich und vor allen Dingen, weil es ihnen an ben Straf- 
mitteln fehlt, die dem jugendlihen Alter angemeffen find, und felbft, wenn man 
ihnen dergleichen geftatten wollte, diefelben in ihrer Hand die beabfichtigte Wir- 
fung nicht haben würden. 

Das Dber » Tribunal fagt in dem oben allegirten Erkenntniſſe mit vollem 
Rechte, daß bei Unmündigen eine väterlihe Züchtigung ungleich angemeſſener fei, 
als Einfperrung in ein Gefängniß; allein wir möchten bezweifeln, das, ivenn biefe 
Züdtigung vom Richter an Stelle des Vaters vollftredt wird, ihre Wirkung 
noch dieſelbe ſei. Zunächſt vollftredt der Richter eine ſolche Züchtigung an dem 
Beichuldigten nicht in eigner Perfon, wie ed der Vater an feinem Kinde thut. 


1) Zabrb. Bd. 29 ©. 216. Gräfffge Samml. Bb. 1 ©. 303 ff. 
2) Yufti-Minifterialblatt 1851 ©. 40. 
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Es fällt diefes Gefchäft vielmehr dem Gerichtöviener anheim. Schläge von ber 
rohen Hand des Bütteld empfindet aber auch ein Unmündiger als is Sie 
erfüllen ihn deshalb mit Haß und Ingrimm, während er die ſtrafende Hand des 
Vaters, auch wenn fie ihm Schmerzen zufügt,-noch verehren fann. Diefem Uebels 
ftande dadurch abzuhelfen, daß man etwa dem Nichter die Vollſtreckung folcher 
Züdtigungen in eigener Perſon zumuthete, wird man heutiges Tages im Ernſte 
nicht verfuchen wollen; wäre dieſes aber auch denkbar, fo würde felbit dadurch Der 
Zweck einer Züchtigung nicht erreicht werden. Denn das patriarchalifche Verhältniß, 
in welchem in früherer Zeit die Richter. zu ihren Gerichtseingefeffenen ftanden, ift 
nun einmal dahin, und eine Ruͤckkehr zu demielben, gleichviel ob erftrebenswerth 
oder nicht, auf jeden Fall unmöglich. Diefe Betrachtungen führen uns von felbft 
zu dem Schluffe, daß ein angemefjenes Verfahren wegen geringerer Vergehungen 
“ jugendlicher Perfonen und eine angemefiene Ahndung derfelben nicht anders zu er— 
reichen ift, al8 wenn diefelben fo viel als möglich den Händen der ordentlichen Ge— 
richtöhöfe entzogen, und dafür in die Hände von Behörden gelegt werden, die Dabei 
mehr den Standpunft der Erziehung als der ftrafenden Gerechtigkeit ind Auge zu 
faffen und praftifch durchzuführen im Stande find. 

Zur Ermittelung diefer Behörden wird und die afademifche Gerichtsbarkeit, 
wie fie für Preußen durch die Neglements vom 28. Dezember 1810 und vom 
18. November 1819") feftgeftellt und nad Art. 147. des Gefeped vom 3. Mai 
1852 bis jeßt unverändert ftehen geblieben ift, einen Fingerzeig geben fönnen. 

Wir müffen es dahingeftellt fein laſſen, ob der auf uralten Privilegien be— 
ruhenden Gerichtsbarkeit der Univerfitäten von Haufe aus die Abftcht zum Grunde 
gelegen hat, ſich ihrer ald eines Erziehungs» oder vielmehr eines Zuchtmitteld zu 
bedienen, oder ob fie nur im Intereſſe der Miffenfchaft den Zweck gehabt hat, die 
Studirenden gegen die Barbarei mittelalterlicher Juftiz in Schuß zu nehmen; jeden 
fall8 aber fcheint ed ung, daß, indem dad Reglement vom 28. Dezember 1810 die 
bis dahin beftandene Gerichtäbarfeit der SBreußifchen Univerfitäten aufgehoben ($. 1.) 
und ftatt ihrer den afademifchen Obrigfeiten eine ſich an deren Disziplinar- und 
Polizeigewalt unmittelbar anfchließende begrenzte Strafgewalt für gewiffe Verge— 
hungen verliehen hat (88. 7—9.), e8 von dem Grundfage ausgegangen ift, daß 
dergleichen Vergebungen der akademiſchen Jugend mit einem anderen Maaßftabe ges 
mefjen werden müßten, als er von den gewöhnlichen Gerichten angelegt zu werben 
pflegt. Es fpricht dafür ganz befonders die Beftimmung, daß gewöhnliche Stu— 
denten-Duelle, welche ofme großen Schaden abgelaufen End, von der afademifchen 
Obrigkeit disziplinarifch behandelt und folchergeftalt nicht härter als mit vier Wochen 
Gefängniß (Karzer) beftraft werden follen, während fie von den ordentlichen Ge— 
richten nach den Vorfchriften der g$. 667. ff. Th. 2. Tit. 20. des Allg. Landrechts 
mit vieljähriger Zuchtbausarbeit hätten geahndet werden müſſen. 

Wenn hiernach aber der Gefeßgeber gewiffe Vergehungen der reiferen afa= 
demifchen Jugend einer nachfichtigeren Beurtheilung und einer den Berhältniffen 
derfelben entjprechenden Ahndung unterwirft, auch, um ihnen Beides zu fichern, für 
fie noch bis auf diefen Augenblid ein eigenes, nicht aus ftrengen Nichtern, ſondern 
bauptfächlich aus theilmehmenden und wohlmwollenden Lehrern beftehendes Forum 
unterhält, jo follte man meinen, daß die übrige, in ihrer geiftigen Entwidelung ſehr 
viel weiter zurüdftehende Jugend der Gymnaſien, der höheren und niederen Bürger- 
fhulen bis zu den Landichülern und Handwerfölehrlingen herab, zum mindeſten 
eine gleiche Fürforge zu beanfpruchen berechtigt fein möchte, daß alfo auch die Ge- 
richtsbarfeit über fie für gemiffe leichtere, mindeftend von ihrem Standpunkte aug 
als ſolche zu betrachtende Vergehungen nicht den gewöhnlichen Richtern, ſondern 
ihren Lehrern und Erziehern, mit einem Worte denjenigen, die wirklich an ihnen 
Baters Stelle vertreten, zu übertragen fein möchte. 


1) Geſetz⸗-Samml. 1810 ©. 142, Gefeh-Samml. 1819 ©. 238. 
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Es würde weit über unfere Kräfte gehen, wenn wir ed unternehmen woll⸗ 
ten, einen bis ind Ginzelne gehenden Plan zu einer jo durchgreifenden Maßregel 
zu entwerfen. Augenfcheinlich fann ein folder auch nur unter Mitwirkung der 
Schulmänner und aller derjenigen, welchen die Ausbildung der Jugend zu ihren 
verjchiedenen Lebensberufen anvertraut ift, bis zu den Handwerfsmeittern hinab zu 
Stande fommen. Indem wir daher im Uebrigen die weitere Ausführung und Ver— 
arbeitung diefer Idee der wohlwollenden Berudjihtigung aller derjenigen empfeh- 
len, denen das Wohl des heranwachjenden Gefchlechted aufrichtig am Herzen liegt, 
müffen wir und vom juriftifchen Standpunkte aus auf die nachitehenden allgemei- 
nen Bemerkungen bejchränfen. 

Was zuvörberft die ftrafgerichtliche Kompetenz der Schuls, Erziehungs: und 
anderer Ausbildungs » Anftalten Air die Jugend betrifft, jo fegen wir voraus, daß 
fich diefelbe überall nicht auf etwa vorfommende ſchwere Verbrechen zu erftreden 
— wird, die in tief eingewurzelten, verdorbenen Neigungen ihren Urſprung ha- 
en. Dergleichen Verbrechen, ald Mord, Todtſchlag, Branpftiftung, Raub, ſchwe— 
rer Diebftahl, wenn auch nicht gerade alle Arten defjelben, welche ver $. 218. des 
Strafgefegbuches aufzählt, nicht minder alle Diebftähle, eventuell auch alle anderen 
Verbrechen im zweiten und ferneren Rüdfalle müßten den ordentlichen Strafgerich- 
ten verbleiben, und ed füme nur darauf an, für eine genügende Zahl von Beſſe— 
rungs-Anftalten zu forgen, in denen die in ſolchen Fällen zu erfennenden Strafen 
verbüßt werden fünnen. Bloße Uebertretungen, alle Vergehen (in fofern nicht wies 
derholter Rüdfall vorliegt) und felbft gewiffe leichtere Verbrechen, als jchwere Körpers 
eg ($. 193. des Strafgefegbuches), nicht minder gewiſſe Bleifchesverbrechen, 
die fich bei entwidelnder Pubertät wohl hin und wieder einfinden ($. 144. Nr. 3,), 
die leichteren Arten des ſchweren Diebftahls u. ſ. w. fünnten dagegen den erwähn— 
ten Schul», Erziehungs: und fonftigen Bildungs-Anftalten zur Beftrafung überlaffen 
werden. Ihrem Ermeffen fünnte es dabei anheimgeftellt bleiben, in wichtigeren 
Fällen, oder wo ihre Auftorität fonft nicht zureicht (3. B. zur Vorladung und eid- 
lihen Bernehmung von Zeugen, die nicht der Anftalt felbft angehören) einen Rich— 
ter um feine Mitwirkung zu vequiriren, oder aber auch die Sache ganz dem ordent— 
lichen Strafgerichte zu uberlaffen. 

Befonderer Vorfchriften über das in folchen Fällen zu beobachtende Ver— 
fahren möchte e8 vielleicht faum bedürfen; das Berfahren wäre fein anderes, als 
es bei gewöhnlichen Disziplinar Verfahren eingejchlagen wird. 

Ebenfo dürften auch die Strafmittel Feine anderen fein, als fie eben bei 
sam der Disziplin gebräuchlich und bei den meiften Schul» und Bildungs- 

nftalten jchon vorhanden find. 

Mo diefe bisher in förperlicher Züchtigung beftanden haben, wird man 
dieſes Mittel unbedenklich auch bei Beftrafung von Vergehen und leichten Ber: 
brechen anwenden fönnen. Denn auch die entjchiedenften Gegner der förperlichen 
Saygung werden ung wohl zugeftehen, daß die Hand, die für eine fchlecht ge— 
arbeitete Schulaufgabe gejchlagen wird, diefe Art der Züchtigung noch viel mehr 
verdient, wenn fie etwa nach fremdem Gute gegriffen hätte. Das Maaf, das bei 
diefen Strafmitteln eingehalten werden muß, wird in den meiften Fällen durch die 
Reglements der verfchiedenen Anftalten ſchon beftimmt fein, namentlich wird ed an 
Beimmungen darüber felten fehlen, bid wie lange Freiheits- (Karzer=) Strafen 
ausgedehnt werden fönnen. Eventuell würden dergleichen noch zu erlaffen fein. 
Rab dem Borbilde der afademifchen Gerichtöbarfeit möchten etwa vier Wochen 
Karzer ald die höchfte zuläffige Freiheitsftrafe zu limitiren fein. Da die hierzu er- 
forderlihen Einrichtungen wenigftens beiden größeren Schul- und Bildungs: 
Anftalten fi: vorhanden fein werben, jo wird damit zugleich in allen Fällen, 
wo ed auf Freiheitsſtrafen ankömmt, der Zwed des $. 43. des Strafgefegbuches, 
dergleichen gegen jugendliche Verbrecher in ausfchließlich für ſolche beftimma 
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ten Gefangen-Anſtalten vollfireden zu laffen, am ficherften und ohne ver⸗ 

mehrte Opfer für den Staat erreicht werben. 
Nur die als Strafmittel für Disziplinarvergehen jo häufig vorfommenven 
Relegationen werden im öffentlichen Suiaefe möglichft zu befchränfen fein. Unferes 
Dafürhaltens möchte fich die Strafe der Relegation nur im Gefolge anderer Strafen 
und auch nur dann empfehlen, went es aus befonderen Gründen wünfchenswerth 
erfcheint, den Beftraften aus feinen bisherigen Verbindungen herauszubringen. Denn 
von einem — Standpunkte aus betrachtet, muß es natuͤrlich gewuͤnſcht und 
moͤglichſt befördert werden, daß der Religirte bald wieder in einer anderen Anſtalt 
Aufnahme finde, weil er fonft vollends der Verwilderung Preis gegeben fein wuͤrde. 
* aber die einzelnen Bildungs-Anſtalten dieſes in Erwägung, fo werden fie 
zugleich zu der Ueberzeugung gelangen, daß es ihnen wenig nügen kann, fchlechte 
Schüler zu entfernen, um dafür von anderen Anftalten mit ähnlichen Subjeften 
bedacht zu werben. 


Meber die Stellung des Appellations - Kichters 
zur Thatfrage. 


S, jehr man alfjeitig über die Vorzüge des mündlichen und öffentlichen Verfah— 
rend einverftanden ift, und die Streitfragen, welche in Beziehung auf daffelbe zur 
Erörterung gefommen find, in der Negel nicht das Prinzip der Mündlichkeit und 
Deffentlichfeit überhaupt, fondern immer nur die einzelnen Bedingungen und For— 
men defjelben betreffen, jo bleibt doc eine Streitfrage bisher noch als ungelöft 
ftehen, die zugleich die Ausdehnung diefes Prinzips, in joweit aljo diefes jelbft, mit 
umfaßt. Es iſt dies die Streitfrage über die Appellations » Inftanz, in Beziehung 
auf die Thatfrage. Selten tritt der Konflift zwijchen Theorie und Praxis jo ſehr 
hervor, als gerade bei diefer Frage. Man kann die Einwendungen, welche gegen 
diefe Appellationd = Inftanz aus dem Prinzip der Mündlichkeit und Deffentlichfeit 
mit feiner nothwendigen Konfequenz in Beziehung auf die Wirfungen ded Beweifes 
bergenommen werden'), und welde in treffender Weife in ug auf das 
Preußifche Verfahren in diefem Archiv von Voitus erörtert worden find *), faft als 
unwiderlegbar bezeichnen, weil ja der den Kern der Sache bildende Sag unwiderleg⸗ 
bar ift, daß, jo lange die richterliche Entſcheidung der freien Ueberzeugung über die 
Refultate des Beweiſes überwiejen ift, eine Appellatione » Inftanz in dem Sinne, 
daß diefe Meberzeugung als thatfächlih unrichtig angefochten, und reformatorie die 
Meberzeugung eines anderen Richterd an die Stelle des erften gejeßt wird, eigent⸗ 
lich undenfbar ift, indem in diefem Sinne die Appellations-Inftanz nicht eine folche, 
fondern mehr ein erweitertes, aber völlig haltlofes Reftitutionsverfahren, d. h. ein 
nochmaliges erſtes Urtel durch Reproduftion des bisherigen Beweiſes, oder durch 
neuen Beweis, wird; — man fann, wie gedacht, diefe Einwendungen als unwivders 
legbar anerkennen, und dennoch führt die Praxis zu einer Anfchauung der Sache, 
nach welcher die Appellations = Inftanz mehr oder minder in ihrer bisherigen Ver— 
faffung unentbehrlich iſt. Es foll hierbei feineswegs von einem Vorwurf gegen 
unjere Gerichte erfter Inftanz ausgegangen werden; im Gegentheil ift anzuerkennen, 
daß fie im Großen und Ganzen ihre Aufgabe, nämlich die einer möglichiten Er— 
Ihöpfung des Beweiſes und einer detaillitten und fachgemäßen —2 der 
thatjächlichen Reſultate deſſelben erfüllen. Allein es widerſpricht dem natürlichen 
Gefühl, die Hauptjache, nämlich diefe Feitftelung der Thatfrage, der Entfcheidun 

eines Richters zu überlaffen, und für Die Mebenfache, die Anwendung des GStraf- 
gefeges auf diefe Thatfrage, alle Inftanzen zu eröffnen; denn es bevarf kaum der 
weiteren Ausführung, daß fich eben in der ganzen Operation beide Theile in ſolchem 
Berhältniß zu einander ftellen. Es ift aljo wohl gerechtfertigt, wenn die Geſetz⸗ 


1) Sie find treffend und erſchöpfend zufammengeftellt von Schwarze in bem trefflichen Aufs 
faße: Die zweite Inftanz im mündlichen Strafverfahren. Gerichtsfaal 1855, U. S. 3.81 f, 
Dort findet man gi bie vor unbetraͤchtliche Literatur über biefe Frage, 
. 2) Band IL S. 20 fi 
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gebung, troß jener vom Standpunkte der Theorie aus unwiderlegbaren Einwen- 
dungen dagegen, praktiſch einen Weg verfucht, um auch die Sanptiade nod einer 
anderen Gntjcheivung zu unterbreiten. Die Inkonfequenz, welche hiermit in 
das Prinzip gebracht wird, wird gerade durch das entjchuldigt, was auch in die— 
I felbt das Mangelhafte ift, nämlich in der Unvollfommenheit menſchlicher Ein— 
icht, alfo in der Unvollfommenheit einer pofitiven Wahrheit durch das Mittel der 
he ne Ser Heberzeugung aus äußeren Thatfachen allein. Dazu tritt das 
unverfennbare Mißverhältniß, in welchem die Verteidigung des Angeklagten in der 
Mehrzahl der Fälle ‘ver Anklage gegenüber fich befindet. Es ift hier nur die Rede 
von Sachen, welche nicht zur Kompetenz der Schwurgerichte gehören. Findet eine 
Vorunterſuchung nicht ftatt, fo erhält der Angeklagte mit der VBorladung zur Haupt - 
verhandlung einen, nur den Gegenftand der Unterfuchung bezeichnenden Beichluß 
des Gerichts über die Eröffnung der Unterfuchung, und eine in der Regel fehr 
Be: Anklagefchrift. Seine Vertheidigung hiergegen ift auf den jehr abge- 
fürzten Berlauf der Hauptverhandlung bemeſſen; bier erft hört er die betaillirtere 
Ausführung des Staatsanwaltd und Die Ausfage der Zeugen; von feiner Faſſungs— 
fraft hängt es ab, ob er den fo erft jetzt vor ihm fich entwidelnden Verlauf der 
Sache, die für ihn günftigen Momente, das mögliche Nefultat des Beweifes in 
Verbindung mit dem gefeglichen Thatbeftande, zu begreifen vermag, um fich wirf- 
fam vertreten zu können. Anders ift feine Lage auch nicht, wenn eine Borunter- 
juhung ftattgefunden hat. Ihr im $. 44. der Verordnung vom 3. Januar 1849 
angegebener Zwed ift nur die Begründung der Anklage, die Vertheidigung kon— 
furrirt daher nur in foweit, als dies unumgänglich nothiwendig ift, um die An— 
flage nicht von vorn herein ald unftatthaft erfcheinen zu laffen. Ein rechtöverftän- 
diger Vertheidiger zumal wird dabei nicht zugelaffen ($. 16. ibid.). Alfo auch in 
der einer förmlichen Worumterfuchung folgenden Hauptverhandlung tritt erft Die 
BVertheidigung in gleicher Weiſe, ja jogar noch unter fchwierigeren Berhältnifien 
dem Staatsanwalt und dem Richter gegenüber, welche mit dev vollen überfichtlichen 
Kenntnig des Refultats der — ausgeſtattet find, in Kraft. Nun würde 
fih für die Vertheidigung noch allenfalls ein fefter Standpunft dadurch gewinnen 
laffen, daß fie auf ven Befchluß über die Eröffnung der Unterfuchung und auf den 
Inhalt der Anklage fußt, indem fie den Thatbeftand des angefchuldigten Vergehens 
ind Auge faßt. Allein der Richter ift ſchließlich am dieſen hatbeftand gar nicht 
gebunden; ev darf in feiner Entjcheidung über denfelben nach Art. 30. ded Gejeges 
vom 3. Mai 1852 hinausgehen, und feiner Verurtheilung einen ganz anderen, ja 
weit fchwereren Thatbeftand zum Grunde legen, fofern er demfelben nur die That 
überhaupt, als das urfprünglich Gegebene, zum Grunde legt; denn die von der 
Anklage abweichende Entwidelung, wie ſich diefelbe aus der Hauptverhandlun 
ergiebt, ift feiner freien Beurtheilung überlaffen. Findet er nun zugleich nicht, das 
zur befferen Vorbereitung der Bertheidigung gegen eine nach feinem Befinden dem 
Angeklagten nachtheiligere Entwidelung des Sadjverhältniffes eine Vertagung der 
Sache erforderlich fei, erfennt er vielmehr jofort, jo wird dem Angeklagten ein Er— 
kenniniß verkündet, welches von dem Thatbeftande der Anklage durchweg abweicht. 
Es bedarf aber kaum der Bemerkung, wie verfchiedene Gefichtspunfte eine Verthei— 
digung auch in thatfächlicher Hinficht je nach dem verfchievenen Thatbeftande des 
Bergehens in das Auge zu kaff at; wie bedenklich e8 daher fein muß, von dem 
Befinden des Richters allein ed abhängig fein zu laſſen, ob er gegen den verän«- 
derten, von ihm aufgefaßten Thatbeftand noch eine befondere Vertheidigung durch 
Bertagung der Sache eintreten lafjen will. 

Coma ift e8 vollfommen richtig, daß in der Mehrzahl der Fülle der An— 
effagte hauptfächlich erft durch das erfte Urtel des Richterd inne wird, warum es 
ich eigentlich gegen ihn gehandelt habe, und zwar dies ſowohl dann, wenn das 

Urtel den unveränderten Thatbeftand der Anklage, ald Hauptfächlich dann, wenn es 
einen veränderten Thatbeftand zum Grunde legt. Und die Mehrzahl der Anges 
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klagten gehört den unteren Ständen an, denen Bildung und äußere Mittel nicht 
zur Seite jtehen, die aljo weder in jener die Fähigkeit der eigenen Vertheidigung, 
noch in diejen die Möglichkeit finden, durch Nechtsbeiftände ſich wirkjam vertheidi- 
gen zu lafjen, während der Richter durdy das Prinzip des Anklage-Prozeſſes — 
früheren Stellung, die ihm auch die Wahrnehmung der Vertheidigungs-Momente 
auferlegte, entrüdt if. Es iſt aljo buchftäblid wahr, daß für einen großen Theil 
der Angeklagten erft die zweite Inftanz das Feld der wirkſamen Dertheivigung 
bietet; zahlreiche Appellationgjchriften geben Zeugniß davon, daß ein wirkliches Ber 
ſtäändniß der Sache erft nun für fie begonnen hat. 

Wir find aljo von der Meberzeugung durchdrungen, daß die Appellationg- 
Inſtanz in Bezichung auf die Thatfrage praktiſch unentbehrlich jei. Uns find, 
wenn auch nicht zahlreiche, jo doch wenigſtens fehr erhebliche und veshalb allein für 
unſere Anficht ausreichende Fälle bekannt, in denen fid) das, was jo eben ausge 
führt Äft, vecht in die Augen fpringend als richtig erwiefen hat, in denen aljo 
Perſonen aus den niederen Ständen erft Durch die Hauptverhandlung und die Ent- 
iheidung des erften Richterd zu einem eigentlichen VBerftänpnig der Sade, und 
nummehr durch ihren in zweiter Inftanz hauptſächlich erſt angetretenen Vertheidi— 
gungsbeweis zur Freifprehung in Appellatorio gelangt find; wo ferner, auch ab- 
gejehen hiervon, der von der Anklage abweichende veränderte Gefichtöpunft des 

en Richters erft nun, aljo erft in zweiter Inftanz, ein befonderes Vertheidigungs— 
Moment darbot, für welches nach der Anklage allein feine befondere Beranlafjung 
vorlag. So ging die Anklage auf Unterfchlagung einer gefundenen Sache. Der 
erfte Richter entnahm aus den Berhandlungen, daß der Bejig und die Gewahrjam 
der Sache noch nicht verloren gewejen ſei, und verurtheilte wegen Diebftahls, und 
zwar, da der Angeklagte wegen Diebjtahls bereits zweimal verurtheilt war, wegen 
Diebftahl8 im wiederholten Rüdfalle mit der ſchweren Strafe des $. 219. Wäh- 
end nun in erfter Inftanz der Einwand des Angeklagten leviglid dahin gegangen 
war, daß er die von ihm gefundene Sache nicht verbraucht, alfo nicht unterjchla- 
gen habe, fonnte fi nun in zweiter Inſtanz fein Bertheidigungsbeweis erft auf 
das Moment richten, daß die Sache allerdings ald eine verlorene, d. h. nicht mehr 
im Befige und in der Gewahrfam des Eigenthümers befindlicy geweſene, zu erach— 
ten fei; es hing dies lediglich von der ab, ob der Eigenthümer den Ort, 
wo ſich die Sache befand, noch gefannt und ob ihre Wiedernahme noch in feiner 
Willfür geftanden habe; Dies hatte der erfte Richter angenommen; ein einfacher 
Gegenbeweis entfräftete diefe Annahme in zweiter Inftanz, und der Angeklagte 
wurde nur wegen einfacher Unterjchlagung zu ungleich geringerer Strafe verur: 
theilt. Will man in jolden Fallen das Schickſal des Angeflagten davon abhängig 
fein lafjen, ob der erfte Nichter jchon in der Verhandlung jelbft. und nicht erft bei 
der Urtelsfaffung feinen veränderten Gefichtspunft ins Auge nimmt, und ihn übers 
haupt jo fund giebt, daß der Angeklagte fih auch dagegen noch zu vertheidigen 
vermag? ine Verpflichtung dazu ift für den Richter von dem Si nicht aus⸗ 
gefprochen ; er genügt feiner Pflicht, wenn er allein prüft, ob die VBertagung im 
Intereſſe der Vertheidigung erforderlich jei, und einem Irrthum nicht in judicando, 
fondern in biejer ig allein, fann man doch unmöglich das Schidfal des An- 
geflagten preisgeben. Will man aber endlich jenen Bildungszuftand unſeres gemeis 
nen Mannes, und das unauslöfchliche Vertrauen in ihm, daß der Richter ja feine 
Rechte jchon wahrnehmen werde, ignoriren, und trog ihrer die Verfäumniß rechtäzeitis 
er Beibringung aller irgendwie zur Sache dienenden Beweife durch den Verluft der 
Beweisführung annoch gegen das erfte Urtel trafen, jo verfennt man wahrlich die 
Erfordernifje einer dem wahren Zuftande des Bolfes und feiner Eigenthümlichkeit 
entiprechenden ——— 

Allein mit dem Anerkenntniß praktiſcher —— 1 der Appellations⸗ 
Inſtanz iſt die Streitfrage noch nicht vollftändig gelöft. Nicht geringerem Zweifel 
unterliegt die Frage über die dem Appellationsrichter beizulegenden bejonderen Des 
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fugniffe; daß der, Appellationsrichter, als anderer Richter der Thatfrage, an und 
für fich diefelben Befugniffe haben müſſe, wie der erfte Richter, verfteht fih von 
ſelbſt. Allein die Schwierigfeit liegt darin, daß er nicht immer, wie der erfte 
Richter, einen Thatbeitand neu feftitellt, fjondern daß er fich einem bereits feftge: 
ftellten Thatbeftande gegenüber befindet, und zwar einem Thatbeftande, der nicht 
durch pofitive Beweife allein, fondern auch durch ein jeder Kritik fich entziehendes 
Mittel, die freie Ueberzeugung, feftgeftellt if. Dem Appellationgrichter ift die feinem 
Ermeſſen allein unterliegende Befugniß gegeben, den vom erften Richter erhobenen 
Beweis vollftändig zu wiederholen. Greift er zu diefem Mittel, fo fegt er fich 
vollftändig an die Stelle des erften Richters, und es ift völlig fonfequent, ihm als— 
dann die Macht einer durchweg neuen Feititellung zu gewähren, diejenige des er- 
ften Richters alfo aufzuheben oder neu zu beftätigen. Die Bedenken, die hiergegen 
aus der inzwijchen vielleicht eingetretenen Alterirung der Beweismittel, 3. B. aus 
dem, Vergeſſen der Zeugen, ferner aus dem Umftande, daß ja das geiftig Eigen— 
thümlihe, aus welchem der erjte Nichter mit gefchöpft haben mag, nicht repro- 
duzirt werden fönne, find bei der Wichtigkeit der Sade nicht in das Gewicht 
fallend. Allein außer diefem alle einer vollftändigen Reproduktion des Beweifes 
erfter Inftanz find die weit zweifelhafteren Fälle ind Auge zu faflen: 

1) wenn der Appellationsrichter nicht den vollftändigen Be: 
weis, jondern nur einen Theil des Beweifes erfter Inſtanz 
repoduzirt; 

2) wenn er dieſen Beweis gar nicht reproduzirt, aber einen 
in zweiter Inftanz angetretenen neuen Beweis erhebt; 

3) wenn er den angetretenen neuen Beweis als thatjählid 
unerheblich ausfegt. 

Das Gefeg hat hat zwar diefe drei Fälle in dem $. 126. der Verordnung 
vom 3. Januar 1829 und im Art. 101. des Gefepes vom 3. Mai 1852 dahin 
entfchieden, daß der Appellationsrichter zu 1. und 2, alfo auch durch nur theilweife 
Reproduktion, oder jogar ohne alle Reproduktion durch bloße Erhebung des neuen 
Beweiſes zu neuen tbatjächlichen Seftftellungen ermächtigt wird, und daß er zu 3. 
die Erheblichkeit des neuen Beweiles nach freiem Ermeffen prüfen könne. Allein 
e8 bleiben hierbei dennoch Bedenken zu erledigen, die, wie man zugeben muß, bie 
Mängel des Syitems in feiner fonfequenten Durchführung allerdings darlegen. 

Anfcheinend giebt e8 nur den einen möglichen Fall, defjen oben gedacht 
ift, Daß nämlich der Appellationsrichter nur durch vollftändige Wiederholung aller 
der Beweife, auf welchen der erfte Richter feine Heberzeugung gegründet hat, zu 
einer freien und jelbftftändigen Beurtheilung der ganzen Sache ermächtigt werden 
fann, Wenn nun aber dennoch das Geſetz ihm Befugniffe in Beziehung auf bie 
Thatfrage auch dann giebt, wenn er nur theilweife den Beweis erfter Inſtanz re— 
produgirt, oder ſogar ohne alle ſolche Reproduftion nur neuen Beweis erhebt, fo 
könnte man zu dem Schlufje berechtigt fein, daß alsdann diefe Befugniß nur fo 
weit reichen könne, als diejer theilweis veproduzirte oder neue Beweis jelbft reicht, 
niemals aber in Beziehung auf die ganze Thatfrage, es wäre denn, daß dieſer 
Einzelbeweis allein ein Haupt-Element des Thatbekandes elidirt. Beifpiele werben 
dies Har machen. Der Appellationsrichter erhebt nur Beweis über die Frage, ob 
die Wegnahme der Sache rechtswidrig gewefen fei, indem er durch das beige- 
brachte Beweismittel findet, daß der Angeklagte durch Erbgang Eigenthumsanfpruch 
auf die Sache gehabt; er, muß alfo den Angeklagten freijprechen, obwohl er über 
die Thatfache der Wegnahme jelbft, vielleicht durch Einbruch, feinen Beweis er: 
hoben oder veprobuzirt hat. Anders aber ift es, wenn feine Beweisaufnahme nicht 
in gleicher Weife das Haupt-Element des Thatbeftandes felbft im Auge hat, wenn 
* 4 alfo nur etwa auf den Einbruch oder auf einen anderen erſchwerenden Um- 

and erftredt. Reicht hier der neue oder veprodugirte Beweis zwar fo weit, um 
den Einbruch zu vermeinen, fo muß der Appellationsrichter anſcheinend zwar bie 
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Strafe des fehweren Diebftahls aufheben, aber auf diejenige des einfachen Dieb: 
ftahls erkennen; er darf alfo anfcheinend den Angeklagten nicht gänzlich freifprechen. 
Oder der Richter findet fogar, daß auch der neue Beweis nicht einmal die Feſt— 
ftellung des erften Richters über den Einbruch zu erfchüttern geeignet fei, fo muß 
er anſcheinend das erfte Urtel in Beziehung auf die Thatfrage vollftändig beftätigen. 
Dver endlich der neue oder theilweiſe reproduzirte Beweis betrifft nur Ncbenum- 
fände, wie 4. B. mildernde Amftände, fo muß, derjelbe mag günitig ausfallen oder 
nicht, anfcheinend auch hier die Thatfrage in der Hauptfache beftätigt werden, da 
die etwa erwieſenen mildernden Umftände nur die Höhe und die Natur der Strafe 
indern können. In gleicher Art würde fich umgefehrt die Sache verhalten, wenn 
vr Staatsanwalt appellivender Theil gegen ein freifprechendes Urtel wäre. Weberall 
aljo würde Die Negel jich ergeben, daß der Einzelbeweis nur in feiner bejonderen 
Rirfung eine Befugnig in Veriehung auf die Thatfrage Außern fönne, und daß 
diefe Wirkung zumal dadurch bedingt fein müfle, Daß das Beweismittel auch in der 
That einen Beweis gewährt habe, welcher irgendwie eine andere Ueberzeugung von 
der betreffenden Thatfache, ald fie der erfte Richter darliber ausgefprochen hat, zu 
gewähren vermag. 

Allein, fo richtig Dies wiederum vom Standunkte der Theorie auch ift, fo 
läßt es ſich doch praftiich nicht rechtfertigen. Es fehlt nämlich in der Hauptjache, 
für die Mehrzahl der Källe, an einem ficheren Maapftab für die Kritik des höheren 
Richters, welcher über-die Operation des Thatrichters urtheilen joll, um beurtheilen 
zu fönnen, wie weit thatfächlich die Wirkung eines Beweismitteld reicht, wie weit 
alfo dadurch der Appellationsrichter in Beziehung auf die Thatfrage nur habe er- 
mächtigt werden fünnen. Dad Geſetz fordert einen nach den Regeln der Prozeß: 
Ordnung erhobenen Beweis. Liegt Diefer vor, jo entzieht fich Die Beurtheilung, 
welche aus diefem Beweiſe jchöpft, quantitativ in Hinficht auf ihre Rejultate jeder 
Kritif. In demjelben Maaße aljo, wie der erite Ihatrichter vor dem Vorwurfe 
geihügt fein muß, daß er aus dem von ihm erhobenen Beweife unmöglich zu der 
von ihm bewirkten tharfäcylichen Feitftellung babe gelangen können, in demfelben 
Maaße muß dies bei dem Appellationsrichter der Fall fein Freilich liegt für ihn 
die Sache anders, ald für den erften Richter, in fofern der Appellationsrichter be- 
reitd den pofitiven Beweis-Refultaten des erften Richters gegenüberfteht, feine Ber: 
neinung derjelben mithin anjcheinend auf einem anderen Wege ald die polttive Feft- 
ftellung des erften Richters, nämlich in gewiffem Sinne zugleich kritiſch in Bezie- 
hung auf diefe, begründet werden müßte. Allein muß man auch dem Appellations— 
richter vermöge des Umſtandes allein, daß er Beweis erhoben hat, im Allgemeinen 
die Qualität und die Macht des Thatrichters, alfo die Befugniß einer jelbftitändi- 
gen Feftftellung überhaupt, beilegen, fo muß man ihm auch das Weſen des That: 
richterd nach den neueren ———— nämlich das Urtheil lediglich auf Grund 
der Ueberzeugung über das Ergebniß des Beweiſes beilegen; dann aber ſteht ja 
ſeine Ueberzeugung derjenigen des erſten Richters gegenüber; ſie ſchließt die letztere 
einfach aus, ohne daß es nöthig wäre, daß fie ſich dieſer gegenüber fritifch und 
verneinend mit befonderer Motivirung verhalte. In mehreren. Entfcheidungen ift 
diefer Grundſatz bereits ausgefprochen, alfo angenommen worden, daß die Entſchei— 
dung des Appellationsrichtere, welcher das erfte Urtel auf Grumd eines von ihm auf- 
genommenen neuen, oder eines theilweife reproduzirten Beweifes abgeändert hatte, 
nicht deshalb anfechtbar fei, weil ja das Nefultat diefes Beweifed nur eine bes 
fehränfte Wirkung auf die thatfächliche Feftftellung des erften Richters gehabt, oder 
nur das eine der von dem legteren aufgeftellten Indizien betroffen habe, mithin eine 
vollftändige Aenderung jener Feftitellung nicht rechtfertigen könne. Beiſpiele diefer 
Art find Bdo. IM. ©. 404 diefes Archivs amgeführt. Sie zeigen indeß Deutlich, 
daß ſich eine, alle Fälle umfaſſende, Regel nicht ausfprechen laͤßt. Weber die zwei— 
felhafteften, oben berührten Bälle, daß nämlich der Appellationgrichter anerkennt, 
det neue Beweis Habe die zu erweifende Thatſache nicht dargethan, dennoch aber 

3% 
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fih nun e einer Kritik der thatjächlichen Feftftellung des erften Richterd blos des⸗ 
halb, weil er ja überhaupt Beweis erhoben, herbeiläßt, ihre Nefultate verneint, 
und das Urtel ändert; oder, daß der neue Beweis nur einen Nebenpunft, 3. B. 
nur mildernde Umftände betrifft, und der Richter nun gleichwohl die ganze That 
frage ändert, liegen Borentfcheidungen nicht vor. Wir würden nicht anftehen, in 
diefen Fällen eine Weberichreitung der Befugniffe des Appellationsrichterd anzuer- 
fennen, aa wie fi nachweifen läßt, die Auffaffung einzelner Appellations- 
gerichte eine joldhe Ausdehnung der Befugniß behauptet. 

Der für die Praxis wichtigfte Punkt ift der dritte der oben hervor= 
gehobenen: 
die Befugniß des Appellationsrichters bei der Prüfung der 

Erheblichfeit des neu angetretenen Beweifes; 
der wichtigfte deshalb, weil er faft bei jedem Appellationsurtel in Frage fteht, zu 
ahllofen vernichtenden Entfcheidungen geführt hat, und envlid das Prinzip der 
pellations-Inftanz fo zu fagen auf die Spige ftellt. 

Der $. 126. der Verorbnung vom 3. Januar 1849 beftimmt: 

der Appellant kann dasjenige, was vom erften Richter als thatfächlich 
feftftehend angenommen worden ift, nur mittelft neuer Thatfadhen, oder 
neuer Beweismittel anfechten, und der Appellationsrichter hat zu 
beurtheilen, ob diefe neuen Thatfahen und Beweismittel 
erheblich find. 

Der Art. 101. ded Zufaßgefeges vom 3. Mai 1852 beftimmt aber: 

Das Appellationsgeriht muß Hinfichtlich derjenigen Thatfachen, 
welche in Gemäßheit des Art. 31. in dem Urtheile hervorzuheben und für 
erwiefen oder nicht erwiefen zu erflären find, feiner Entſcheidung die im 
erften Urtheile enthaltene Feſtſtellung zum Grunde legen, fofern nicht neue 
Thatfachen, oder neue Beweife, oder die gänzliche oder theilweife Wicder- 
holung der in erfter Inftanz — ———— Beweisaufnahme eine ab- 
weichende thatjächliche Feftftellung begründen. 

Eine folhe Wiederholung hat das Appellationggericht nur dann 
anzuordnen, wenn fich wefentlihe und durch die bisherigen Verhandlun- 
gen nicht zu befeitigende Bedenken gegen die Feftftellung der Thatjachen 
ergeben, oder wenn die Wiederholung mit Rüdficht auf die vorgebrachten 
neuen Thatfachen oder Beweife nothwendig erfcheint. _ 

Abgefehen von der ———— der Befugniſſe, welche dieſe letztere Vor— 
ſchrift dem Appellationsrichter in Beziehung auf die Veranlaſſung des Beweiſes 
überhaupt beilegt, und deren weiter unten beſonders zu gedenken, iſt alſo jedenfalls 
eine Borfchrift des $. 126. der Älteren Verordnung ftehen geblieben: 

daß nämlich der Appellationsrichter überhaupt nur dann verpflichtet ift, 
den neuen, von dem Appellanten angetretenen Beweis zu erheben, wenn 
er denfelben für erheblich hält. 


Er hat denfelben alfo in diefer Beziehung einer freien Prüfung zu unters 


Die Konfequenz des Kaffationd » Rechtsmitteld gegen die Appellations- 
Erkenntniſſe, alfo der Nichtigkeitöbefchwerde, welche nad Art. 107. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852: 

e wegen Berlegung oder u. Anwendung von Gefegen, Rechts⸗ 
— oder weſentlichen Vorſchriften oder Grundſätzen des Ver— 
ahrens, 

gute ift, hat nothwendig dahin geführt, daß, wenn der Appellationsrichter jener 

efugniß gemäß, die neuen Beweife für unerheblich erklärt, er fpeziel anzugeben 
verpflichtet iſt, ob die Unerheblichkeit aus thatſaͤchlichen oder aus rechtlichen 

& gefunden fei, weil, wenn das Lebtere der Fall, die Anfechtbarfeit diefes 
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rechtlichen Befundes durch die Nichtigkeitsbeſchwerde zuläffig ift. Nicht minder hat 
die Konfequenz des im Art. 108. Nr. 5. ſpeziell aufgeftellten Nichtigfeitsgrundes: 
wenn unzuläffigerweife dem Angeklagten die Bertheidigung abgefchnitten 
oder weſentlich befchränft worden ift, 
dahin geführt, daß der Appellationsrichter die ———— Thatſachen oder 
Beweiſe vollſtändig, alſo erſchöpfend, prüfe, weil, wenn wenigſtens das 
Appellationsurtel in dieſer Hinſicht einen Mangel ergiebt, die Annahme gerecht⸗ 
fertigt iſt, daß der Angeklagte in feiner Appellations = Vertheidvigung durch Ueber⸗ 
gehung einzelner feiner Nova befchränft worden fei. 

Das Refultat diefer Praris nun, fo wie fich diefelbe durch diefe Lage der 
Gefeggebung ausgebildet hat, und in einer überaus großen Menge von Entfchei- 
dungen der Appellationsgerichte und des Ober » Tribunald vorliegt, ift fein ganz 
glüdliches zu nennen. Ein großer Theil der Appellationsgerichte folgt allerdings 
durchgängig jenen Grundfägen; von diefer Seite alfo bieten in der Regel die Urtel 
feinen Gegegenftand des Angriffs aus den bezeichneten Vorſchriften ($. 126. und 
Art. 101.); denn fie enthalten in der Regel fehr forgfältige, auf das Einzelne ein- 
bene, alfo vollftändige Erörterungen der neu angeführten Thatfachen oder Beweis: 
mittel aus dem Gefichtspunft ihrer Erheblichfeit, und geftatten ſomit auch eine ein- 

ehende Prüfung in der Nichtigkeit - Anftanz dahin: ob diefe Erörterungen that: 
Pchlicher oder rechtlicher Natur, in diefem legteren Falle alfo einer Anfechtung in 
biefer Inftanz unterworfen find? Ein anderer Theil der Appellationsgerichte fcheint 
jedoch jenen Standpunkt unferer Gefeggebung nicht anzuerfennen; von diefer Seite 
her enthalten die Urtel nur zu häufig eine fehr fummarifche Erörterung über bie 
GErheblichfeit der Nova, die fowohl in Betreff ihrer Vollftändigfeit, ald auch ihres 
Inhalts zu Far a Zweifeln, und nur zu oft zu Kaffationen Beranlaffung geben. 
Man ftößt häufig bei einem fehr umfangreichen neuen Beweisantritt auf den ganz 
allgemeinen Sag in dem Appellationsurtel: 
daß durch die neu angeführten Thatfachen oder Beweismittel die that- 
—— Feſtſtellung des erſten Richters dennoch nicht erſchüttert werden 
würde 


Mit dieſer ſummariſchen Formel wird der geſammte neue Beweis, ohne alle 
ſpezielle Erwaͤhnung ſeines Inhalts, als unerheblich abgewieſen. Oder man ſtößt, 
auch wenn die Erörterung eine ſpeziellere iſt, auf Sätze, die mit dem Inhalt der 
Akten in offenem Widerſpruche ſtehen, oder die bei näherer Pruͤfung offenbar nicht 
zu rechtfertigen find, mindeſtens das nicht enthalten, was fie ausdrücken wollen. 
Solden Urteln gegenüber ift das Ober-Tribunal ald Kaffationshof in einer eigen- 
thümlichen Lage. An fich ift ſchon der Zweifel, ob ein Zurüdweifungsgrund that- 
fädhlicher oder rechtlicher Natur fei, Fein geringer; bejonderd dann, wenn er das 
gefammte neue Material, in eine folche allgemeine Formel — efaßt, als be— 
Agua! erflärt. Sodann aber ift zu prüfen, ob die Luͤcke, welche ſich hier und 
dort auch bei fpezieller Erörterung der Beweiſe in dem Appellationsurtel findet, 
nicht durch diefen oder jenen thatfächlichen Grund bei anderen Punkten gededt wird. 
Endlich aber fteht e6 in Frage, ob Mängel der zulegt gedachten Art, alfo Berftöße 

egen den Alten-Inhalt, gegen die Konfludenz u. f. w. zu einer Kaffation führen 
önnen? Im Allgemeinen tft die bisherige Praris die gemwefen, daß auch foldhe 
allgemeine Formeln, weil hinter ihnen eine thatfächliche Erwägung liegt, mag fie 
auch freilich eine ganz allgemeine fein, ald ausreichend haben angenommen werben 
müffen; daß es genügt, wenn bei fvezieller — dennoch vorhandenen Lücken 
durch die Erwaͤgungsgruͤnde bei anderen Punkten gedeckt werben; daß aan . 
der Erwägungsgrund überhaupt ein thatfächlicher ift, feine Unanfechtbarfeit in der 
Nichtigkeits-Inſtanz trotz der offenbarten, ja aftenmäßigen Irrthümer, welche er 
enthält, anzuerlennen if. Nur wenige Ausnahmen in diefer legteren Hinficht, im 
denen der Verftoß in der That ein zu auffallender war, und in denen deshalb kaſſtrt 
worden ift, würden ſich namhaft machen laffen. 
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Es ift anzuerkennen, daß in dieſer Art allerdings die Stellung der Appel- 
lationsgerichte zu dem Ober: Tribunal eine ihrem hohen Wirkungsfreije nicht ganz 
— iſt, fie find einer Kritik unterworfen, die immer unerfreulich iſt. Es 
ift nicht minder anjuerfennen, daß es in vielen Fällen feine ganz leichte Aufgabe 
ift, die Zurückweiſung von Beweisanträgen thatjächlich ausreichend zu motiviren, 
während doch der Kern des Zurüdweifungsgrundes in einer inneren, durch den 
Aktensnhalt vollkommen begründeten, äußerlich faft gar nicht darlegbaren Ueber« 
zeugung liegt; daß endlich das Erfordernig der WVollftändigfeit der Prüfung oft 
genug faft zu einem weitſchweifigen Abjchreiben der Rechtfertigungsfchriften führt. 
Allein es ift auf der anderen Seite feftzubalten, Daß Das Bertrauen zur Rechts— 
pflege nicht _ftärker untergraben werden kann, als durch die Ueberzeugung Der Ver— 
urtheilten, fie jeien ungehört verurtheilt. Darauf aber geht zulegt dus Erforderniß 
zurück, daß der Nichter die Behauptungen des Angeklagten prüfe, und dieſe Prüs 
tung regiftrive, um zu zeigen, daß er den Angeklagten gehört, d. 5. bei jeinem 
Urtheil alle feine Behauptungen vor Augen gehabt habe. Die Behauptung, Daß 
in der Prarid der Appellations-Inftanz, ſowie fich Diefelbe im Allgemeinen bei ung 
darftellt, eine Neigung gegen eine neue oder wiederholte Beweisaumahme in Appel— 
(atorio ſich kundgebe, ift nicht völlig unbegründet; dieſer Neigung aber kann feine 
Geſetzgebung auch mit der ausdrücklichſten Anerfennung einer Nothwendigfeit der 
Appellation gegen die Thatfrage entgegentretin; aber darauf muß fie in ihren 
legten Organen, alfo dur das Kaffationgmittel, hinwirken, Daß das Gebiet Der 
Thatfrage bis zur rechtsfräftigen Verurtheilung hin durch alle zuläffigen Mittel, 
alfo. entweder durch einen vollftändigen Beweis, oder Doch Durch eine vollftändige 
GSrörterung der Beweisfrage erfchöpft werde, Damit jened Vertrauen zur Rechts- 
pflege nicht erjchüttert werde. nr 

Es fragt ſich nun aber, welche Stellung der Appellationsrichter bei der Prü— 
fung der Erheblichfeit der neuen Thatfachen oder Beweije einzunehmen habe. Die Be— 
deutung diefer Frage läßt ſich am anſchaulichſten durch folgenden Rechtsfall darlegen. 

Der erſte Nichter gründete feine thatjächliche — über den dem An— 
geklagten zur Laſt fallenden Widerſtand gegen einen Beamten auf die Ausſagen von 
vier Selaftungegeugen. Der Angeklagte griff in Appellatorio die Glaubwürdigkeit, 
alfo Beweisfähigfeit eines diefer Zeugen durch Anpührung verfchiedener, mit Be— 
weismitteln unterftügter Ihatfachen an. Der Appellationsrichter erachtete dieſen 
neuen Beweis aus Dem Grunde für unerheblich, weil jchen durch die Ausfage der übri- 
gen Zeugen jener dem Angeklagten zur Laft fallende Wivderftand erwiejen ſei, umd 
es deshalb auf Feititellung dieſer Thatſache auch Durd das Zeugniß des jet an— 
gefochtenen Zeugen nicht anfomme. Der Beweis iſt Daher ausgeſetzt, und das erſte 
Urtel ift beftätigt. 

Durch Das Urtel des Ober» Tribunald vom 24. November 1854 wider 
Schwarzer ift das Appellationsurtel vernichtet, und die Sache zur zweiten Inſtanz 
zuriidgewiefen, weil Diefer Grund der Ausjeßung der vom or verlangten 
Aufnghme des Beweiſes über die Unglaubwürvdigfeit des Zeugen SB. mit den in 
den Borjchriften der Verordnung vom 3. Januar 1849 und des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 beruhenden Unterfuchungs-Verfahren nicht vereinigt werden fann, im 
fofern darnach der erfte Richter die Schulpfrage nach feiner freien, aus dem In— 
begriffe der vor ihm erfolgten Verhandlungen gejchöpften Ueberzeugung zu 
beantiworten hat, und der zweite Richter — wenn er nicht zugleih Richter über 
die Thatfrage ſei — fih nicht in der Lage befinde, darüber ein begründetes Urtheil 
zu fällen: ob die im erften Grfenntniffe angegebenen mehreren Beweife nur in ihrer 
Verbindung und dem daducch hervorgebrachten Totel-Eindrucke, oder ob einzelne 
derjelben, umd welche zue Gewinnung der freien Meberzeugung des erſten Richters 
geführt haben '). 


4) Vergl. Archib Band II. ©. 118. 
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Der Sinn des in diefem Urtel ausgevrüdten Grundſatzes ift alfo der, daß, 
fobald der Appellationsrichter fich durch einen neuen oder wiederholten Beweis nicht 
in die Lage verfeßt, ein freies und felbftftändiges, vom erften Richter unabhängiges 
Urtheil über die Thatfrage zu füllen, alſo eine eigene thatfächliche Feftftellung zu 
treffen, fobald er alfo vorweg nur die Erheblichfeit der neuen Thatfachen prüft, er 
nicht in der Lage fei, zu urtheilen, daß der erfte Richter auch mit der Kenntniß und 
Berüdichtigung diefer Thatfachen, alfo ungeachtet ihrer, ‘chen fo, wie gejchehen, 
geurtbeitt haben würde. 

Diefer Grundfag ift fehr bedenklich, und er hat feither vielfachen Wider: 
ipruch gefunden. Gr wird aber auch durch den Sinn umferer gefeglihen Vor— 
ſchriften nicht unterftüßt. 

Der $. 85. der Verordnung vom 17. Juli 1846, betreffend das Verfahren 
in ven bei dem Kammergericht und dem Kriminalgericht zu Berlin zu führenden 
Unterfuchungen, welche bereits im $. 19. die biöherigen pofttiven Regeln über die 
Rirfungen der Beweife außer Anwendung feßte, und den Nichter auf feine freie, 
aus dem Inbegriff der vor ihm erfolgten Verhandlungen gejchöpfte Ueberzeugung 
verwies, beftimmte: 

„sn der Appellations-Inſtanz find, der Regel nach, nur die neu vorge: 
jchlagenen Beweismittel, und dieſe auch nur dann aufzunehmen, wenn fie 
geeignet erjcheinen, ſolche vom erften Richter für erwiefen angenommenen 
Thatjachen, welche auf die richterliche Beurtheilung von Einfluß find, als 
unrichtig darzuftellen. Dem Appellationsrichter fteht jedoch frei, in erſter 
Inftanz aufgenommene Beweismittel von Neuem aufzunehmen, wenn er 
dieſes wegen wejentlicher Bedenfen für nothwendig hält, die fich bei Prü— 
fung des Urtheild erſter Inſtanz gegen die Richtigfeit der darin als feft- 
ftehend angegebenen Thatjachen ergeben.” 

iernächft beftimmte aber der oben bereitö allegirte $. 126. der Verordnung vom 

. Sanuar 1849: 
„Der Appellant fann dasjenige, was vom erften Richter als thatjächlich 
feftitehend angenommen worden ift, nur mittelft neuer Thatfachen oder 
neuer Beweismittel anfechten, und der Appellationdrichter hat zu beur— 
theilen, ob diefe neuen Thatjachen und Beweismittel erheblich find.“ 

Diefe, jenen 8. 85. der Verordnung vom 17. Juli 1846 befchränfende Vor: 
ſchrift hatte eine fehr verfchiedene Beurtheilung gefunden. Ihrem Wortlaute nad 
fagte fie nur, daß die erftrichterliche Feftitellung nur auf Grund neuer Thatfachen 
oder Beweismittel abgeändert werden fönne; daß dem Appellationsrichter aber vie 
Prüfung der Erbeblichkeit der legteren zuftehe. Man ging nämlich davon aus, 
dag, vermöge der Begründung jener erftrichterlichen Feftftellung durch die freie Ueber— 

jeugling des Thatrichterd, Diejelbe an und für fich den Gharafter der Unabänder— 
lichkeit am fich trage, weil jene freie Heberzeugung einer Reproduktion in der Perjon 
eined Anderen, des Appellationsrichters, unfähig fei, mithin durch diefen weder neu 
— ** noch abgeändert werden könne, ſobald er ſich nicht durch neue Thatſachen 
oder Beweismittel eine eigene jelbititändige Meberzeugung zu fchaffen vermöge. Man 
folgerte nun, daß da, wo die erftrichterliche Feftftellung nicht durch neue Thatfachen 
oder Beweismittel angefochten worden, diejelbe ganz der Kritik des höheren Richters 
entzogen jei, ja jelbit da, wo Nova vorgebracht werden, die Wiederholung der Be- 
weisaufnahme erfter Inſtanz ganz oder zum Theil nicht geftattet ſei; daß jedoch der 
höbere Richter wenigjtend durch den neu angetretenen, von ihm erhobenen Beweis 
Richter der Sache in ihrem ganzen Umfange werbe. 

Bon welcher Auffaffung man nun damals indbefondere über den Stand: 
punft des Appellationsrichters, — der thatſächlichen erſtrichterlichen Feſtſtel— 
lung bei der Prüfung der Erheblichkeit neuer Thatſachen oder Beweismittel über: 
haupt, insbefondere aber in dem Kalle ausging, in welchem dieſe Thatfachen oder 
Beweismittel an und für fich für erheblich erklärt wurden, das ergiebt die nach— 
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folgende, fehr bemerfenswerthe Entfcheidung des Ober-Tribunale vom 20. Juli 1850 
wider Geride. Der Fall war diefer: 
Der erfte Richter ftellte die Verübung mehrerer Diebftähle gegen den Anı= 
geflagten Geride feft, und gründete diefe Feftftellung : 
auf die Bezüchtigung des Mitangeflagten Neumann, welche dur das 
Auffinden mehrerer Säde des Beftohlenen in dem Haufe des Geride 
unterftüßt werbe. 
Der Angellagte trat unter Anderem in appellatorio darüber neuen Beweis an: 
daß er die bei ihm vorgefundenen Säde fchon lange vor dem hier in 
Rede ftehenden Diebftahl befefien habe. 
Der Appellationsrichter beftätigte aber ohne Erhebung diefes Beweifes, indem er 
erflärte: 
derjelbe fei deshalb unerheblich, weil der erfte Richter feinesweges auf 
diefen Befig der Säde allein die Beftrafung des Angeflagten gegründet 
habe, "mithin durch diefen Umftand, auch wenn er bewiefen wäre, die thats 
. fächlichen Feftftelungen des erften Richter nur theilweije erfchüttert wer— 
den würden, dies aber feinenfalld die Freifprebung des Angeklagten zur 
Folge haben Fönnte, weil der Richter zweiter Inftanz nicht in der Lage 
fei, überfehen zu können, ob nicht der erfte Richter feine Ueberzeugung von 
der Schuld des Angeklagten gerade aus der hierdurch nicht angefochtenen 
thatfächlihen Feitftelung entnommen habe. 
Der Sinn war aljo, wie auch das nachfolgende Nichtigkeitsurtel ergiebt, daß Der 
angetretene Beweis gegen die eine Thatfache nicht durchgreifen könne, weil nicht 
beurtheilt werden dürfe, ob nicht der erfte Richter feine Feititellung ſchon durch Die 
unangefochten gebliebene Thatfache begründet habe, oder allein würde begründet 
haben, auch wenn ihm der jegt angetretene Beweis vorgelegen hätte. 
In dem vernichtenden und in die zweite Inſtanz zurüdhweifenden Urtel des 
Ober: Tribunals heißt es nun: 
„Nach $. 126. der Verordnung vom 3. Januar 1849 ift es zweifellog, 
daß, wenn feine neuen Thatfachen oder Beweismittel vorgebracdht find, 
der zweite Richter nur darüber zu befinden hat, ob die von dem erften 
Richter feftgeftellten Thatfachen das von demjelben angenommene Ver— 
brechen darftellen. Aus einem anderen Gefichtöpunfte ift aber die Sache 
aufzufaflen, in fofern neue Thatfachen und Beweismittel vorgebracht wor— 
den. In diefem Falle ift dem Appellationsrichter durch den $. 126. in - 
feiner Weife die aus feiner Stellung als Richter zweiter Anftanı von 
jelbft folgende Befugniß befchränft, die Thatfrage mit Berüdfichtigung 
des aus den neuen Thatfachen und Beweismitteln fich ergebenden Re— 
ſultats feldftftändig zu würdigen, insbefondere auch zu erwägen, ob und 
in wieweit die aus anderen Erfenntnißquellen bervorgegangene Ueberzeu— 
gung des erften Richterd damit noch beftehen kann und aufrecht zu erhal— 
ten ift. Insbeſondere muß daher auch in einem Falle, wie er hier vor— 
liegt, in weldhem von zweien Gründen, welche die Heberzeugung des erften 
Richter bei dem Ausfpruche der Schuld geleitet haben, einer derſelben 
durch die in zweiter Inftanz neu aufgeftellte Thatfache befeitigt werden 
fol, der freien, durch den $. 126. in feiner Weife befchränften Beurthei- 
lung des Appellationsrichter anheimgeftellt bleiben, ob und in wiefern 
die jodann gegen den Angeflagten nur allein noch ftehen bleibende, durch 
® feine anderen Thatumftände unterftügte Bezüchtigung des Mitangeklagten 
ausreiche, die Meberzeugung von der Schuld ded Angeflagten zu begrün- 
den. Der Appellationsrichter hat fonach, indem derfelbe den über eine 
erhebliche Thatfache angetretenen Beweis zurüdwied, feinen ihm durch 
das Geſetz angewiefenen Standpunkt verfannt, dem —— das recht⸗ 
liche Gehör verſagt, und in ſofern auch das Geſetz verlegt, als nach 
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der zeitigen Lage der Sache nicht feftfteht, ob die zur Anwendung des 
Strafgefeges erforderliche thatfächliche Unterlage vorhanden if. Aus 
diefem Grunde hat daher das Appellationsurtel vernichtet, und Die Sache 
zur anderweiten Agrar insbefondere zur Erhebung des Beweiſes 
über die vorgedachte, jedenfalls erhebliche neue Thatfache, fowie zur Ent: 
ſcheidung in die zweite Inftanz zurüdgewiefen werden müffen.“ 
Bei der Redaktion des Zufaggefeges vom 3. Mai 1852 ging man nun von dem 
Grundfage aus, daß die Beichränfung des Appellationsrichters, welche in dem 
$. 126. der Verordnung vom 3. Januar 1849 lag, oder welche man doch darin 
finden zu müfjen geglaubt hatte, im fofern aufzuheben fei, als dem Appellations⸗ 
rihter überhaupt eine thatfächliche Kritif des erften Urteld in feiner Begründung, 
namentlich in Bezug auf die darin gemachten Folgerungen, zu dem Zwede zu ges 
Ratten fei, um wegen wefentlicher Bedenken gegen die Begründung des Urtels die 
Beweisaufnahme erfter Inftanz reproduziren zu können, alfo zu jenem $. 85. der 
Verordnung vom 17. Juli 1846 zurüdzufehren. Zur Befeitigung indeß einer bei 
der Interpretation dieſer legteren Vorſchrift entftandenen Kontroverfe wollte man 
dem Appellationsrichter bei der Prüfung feiner Bedenken gegen das erfte Urtel ge: 
Ratten, auf den gefammten Aften-Inhalt zurüdzugehen, ib alſo auf jenes Urtel 
allein nicht zu befchränfen, wenn er aus dem übrigen Aften-Anhalt feine Bevenfen 
erledigt finde. Hierauf beruht der legte Sag des oben mitgetheilten Art. 101. des 
Gefeges vom 3. Mai 1852, und insbefondere joll der Sag: 
„und durch die bisherigen Verhandlungen nicht zu befeitigende Be— 
denfen u. f. w.” 
die zulegt gedachte Befugniß ausdrücken. Außerdem follte dem Appellationsrichter 
dann, wenn er die neuen Thatfachen oder Beweismittel für erheblich erachte, Die 
gänzliche oder theilweife Reproduktion des Beweiſes erfter Anftanz zugleich mit Diefem 
neuen Beweife geftattet werden. Im Uebrigen aber follte, wie in der Verordnung 
vom 3. Januar 1849, der Appellationsrichter an der thatlächlichen Feftftellung des 
erften Richters für gebunden erachtet werden. (Zweiter Saß ded Art. 101.) 
Man muß anerkennen, daß durch das, was bier aus der Redaktions— 
— der Verordnung vom 3. Januar 1849 und des Geſetzes vom 3. Mai 
852 beigebracht iſt, fuͤr die Entſcheidung der hier vorliegenden Frage über die 
Ausdehnung der Befugniß des Appellationsrichters bei der Prüfung der Erheblich— 
feit neuer Thatfachen und Beweiſe nicht viel gewonnen wird. Nur foviel ift aus— 
drüdlich Zugeftanden, daß der Appellationsrichter fih überhaupt, alfo auch dann, 
wenn feine Nova vorgebracht find, fragen darf, ob er die thatjächliche Feftftellung 
des erften Richterd in ihrer Begründung und in ihren Rolgerungen für gerecht: 
fertigt halte, daß er alfo feine Ueberzeugung an die Stelle derjenigen. des erften 
Richters infoweit fegen darf, um, wenn er nicht zu demfelben Refultate gelangt, 
den Beweis reproduziren zu dürfen. Es liegt nun in der Natur der Sache, daß 
er hierbei eine Kritif üben darf, welche der bier in Rede ftehenden bei der Prü- 
fung der Erheblichfeit der Nova völlig gleicht. Denn wenn der erfte Richter feine 
thatfächliche Ueberzeugung auf drei beftimmte Anvizien gründet, und der Appella— 
tiondrichter bei der Frage über die Neproduftion des Beweijes wegen bloßer Be- 
denfen gegen die Feftftellung zwar das eine diefer Indizien als unhaltbar und be- 
weisunfähig erachtet, Dagegen findet, daß die beiden anderen Indizien für ihn fchon 
ausreichend geweſen fein würden, fo wird er fich fagen, daß im Refultate fein 
Bedenken gegen die erftrichterliche Feſtſtellung vorliege, der Beweis aljo nicht zu 
reprodugiren fei. Denn er darf fogar noch weiter gehen, er darf hierbei auf 
den übrigen Aften-Inhalt zurüdgeben, und daraus, alfo aus einer Erfenntnißgquelle, 
aus welcher der erfte Richter vielleicht gar nicht gefchöpft hat, die er wenigftend 
als ſolche in dem Urtel nicht regiftrirt hat (Art. 31. des Gefeped vom 3. Mai 
1852), fein Bedenken erledigen. indeftens aber ame fih die Sadye fo, daß, 
da der Appellationsrichter nicht verpflichtet if, den Aft feiner Prüfung und die Art 
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und der Erledigung feiner Bedenken durch biefelbe zu — die Geſetz⸗ 
gebung ihm völlig freie Hand gelaſſen hat, da fie den Weg der Nichtigleitsbeſchwerde 
gegen die Art und —— der Erledigung ſeiner Bedenken nicht eröffnet hat, und 
aus jenem Grunde nicht eröffnen konnte. 

Es fragt fich alfo, ob die Sache ſich in dem Falle ,der Prüfung der Er— 
heblichfeit der neuen Thatſachen oder Beweismittel anders geftaltet, da hier Die 
Praris eine Regiftrirung der Gründe fordert, und wenigftens dann, wenn die leg- 
teren rechtlicher Natur find, den Weg der Nichtigfeitöbefhwerde nach den allgemei- 
nen Regeln zuläßt. Man kann indeß nicht zugeben, daß der Appellationsrichier in 
diejem Falle eine mindere Befugniß, ald in jenem der bloßen (Erledigung feiner 
Bedenken gegen die thatjächliche Feftitellung des erften Nichters, haben jollte. 

Rad der bisherigen Erfahrung geichieht jene Prüfung der Erheblichkeit, 
jowie jie in den Urteln regiftrirt ift, entweder durch fpezielled Eingehen auf die ein« 
zelnen Thatſachen oder Beweismittel und ihr Verhältmiß zur thatfächlichen Feftftel- 
lung, oder durch den oben bereits angeführten, bisher ald ausreichend erachteten, 
allgemeinen Sag: 

daß durch die neu angeführten Thatfachen oder Beweismittel die thatfäch- 

liche Feftftellung dennoch nicht erfchüttert werden würde. 
Unter dieſer legteren Form, die, als eine thatjächliche Prüfung darftellend, bisher 
dem Angriff durch die Nichtigfeitöbefchwerde unterworfen, von dem Ober-Tribunal 
nicht erachtet worden ift, wird fich aber fehr häufig auch die Erwägung des Ap— 
pellationsrichterd verbergen, daß, auch wenn dur die angeführten neuen That: 
ſachen oder Beweismittel einzelne Erwägungsgründe des erſten Richterd entkräftet 
„werden fönnten, dennoch die thatfächliche Feſtſtellung deſſelben aus den übrigen 
Gründen, überhaupt durch die ganze Page der Sache, Be erſcheine. 

Sieht man aber von dieſer allgemeinen Form ab, ſo kann doch da, wo das 
Appellationsurtel detaillirte, auf die einzelnen Thatſachen oder Beweismittel ſpeziell 
ee Pe für die Unerheblichfeit derfelben enthält, Die Lage der Sache nur 
olgende fein: . 

’ 1) die neuen Thatfachen find in dem Sinne neu, daß fie bejondere, von 
dem erjten Nichter gar nicht erwogene, in den Alten bisher nit an— 
geführte Umftände enthalten, welche geeignet fein jollen, die erftrichter- 
liche Feftftellung zu erſchüttern. Es wird alſo z. B. ein bisher noch gar 
nicht zur Sprache gebrachtes Alibi, oder bei der Bermögendbeichädi ung 
die Grlaubniß des angegebenen Eigenthümers, oder endlich ein Etrafaus- 
fhließungsgrund, wie Nothwehr u. ſ. w, behauptet; 

2) die neuen Fhatfachen beziehen ſich auf Umftände, welche der erfte Richter 
erwogen und als Entjcheidungsgründe aufgeftellt hat, und fie jollen den 
Zwed haben, diefe Umftände in ihrer Wirfung als Indizien zu entfräf- 
ten. Es wird alfo 3. B. behauptet, daß das ald verdächtig aufgeführte 
dinbegeben zum Orte der That deshalb unverbächtig gewejen, weil der 
ngeflagte eine gerechte Beranlafjung zu diefem Hinbegeben gehabt habe ; 
daß der als Indizium aufgeführte Beſitz der geftohlenen Sade ih auf 
den Erwerb von einem namhaft gemachten Dritten gründe; 
3) die neuen Thatfachen jollen einzelne, vom erften Richter ald beweisfähig 
erachtete, Beweismittel ald beweisunfähig Darftellen; 
4) die neuen Beweismittel follen einen vom erften Richter für nicht erwiefen 
erachteten Umftand beweijen. FOR 
Wird man nun nicht behaupten wollen, daß der Begriff der „Erheblichkeit“ nach 
$. 126. der Verordnung immer nur rein abftraft aufzufaſſen ſei, denn in diefem 
Sinne ift er ed nur in fehr bejchränktem Maaße, und hält der Appellationsrichter 
jene Thatfachen oder Beweismittel nicht an und für fi für unerheblich, vielmehr 
für erheblich, fo werden doch alle jene Fälle mehr over minder dad mit einander 
gemein haben, daß der Richter dennoch durch eine jelbftftändige thatjählihe Beur- 
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theilung der Sache und der vorhandenen Beweiſe in ihrem ganzen Zufammenhange 
zu dem Refultate ver — fonfreten — Unerheblichfeit der Thatfachen und Beweids 
mittel gelangen fann. Denn er fann finden RR 
ad 1., daß das Verbrechen nicht, wie der erfte Richter annehme, eime einfache, 
fondern eine mehrfache, fortgefegte Thathandlung gewejen, deren legter 
vollendender Aft gerade an den Ort des behaupteten Alibi falle; daß eine 
Nothwehr nicht vorhanden fei, weil das Verhalten defien, gegen den fie 
gerichtet worden, nach Lage der Aften als ein vechtmäßiger Angriff fich 
darftelle; daß die Erlaubniß zu der Handlung, welche die Bermögend- 
befehädigung darftelle, aus dem Grunde nicht vorhanden fein könne, weil 
nicht der vom erften Richter angenommene, jondern nach Inhalt der Aften 
ein anderer der Gigenthümer der Sache fei; - 
ad 2., daß, wenn aud von den vom erften Richter angeführten Indizien Das 
eine durch den Angriff der Appellationsbeſchwerde entfräftet werden würde, 
dennoch theild an und für fich die übrigen Indizien zur thatjächlichen 
Feſtſtellung ausreichen, alfo zu demfelben vom erften Richter angenomme- 
nen Refultate führen würden, theild aber auch andere vom erften Richter 
ar nicht berüdfichtigte, aus den Akten fich ergebende Umftände zur Be- 
atigung jener Feftftelung dienten; 
ad 3., daß, auch Die — des einen vom Richter als beweisfähig 
angenommenen Beweismittels vorausgeſetzt, die Thatſache doch auch durch 
die anderen dafür angeführten oder uͤberhaupt vorhandenen Beweismittel 
® dargethan werden wirde; 
ad 4., daß, auch wenn die Thatfache durch die neu angeführten Beweismittel. 
erwieſen würde, diefelbe doch den vom erjten Richter anfcheinend voraus— 
gelegten Einfluß auf die Sache nicht haben würde. 
In allen dieſen Fällen alfo gelangt der Appellationsrichter zu dem Schluffe der 
„Unerheblichfeit“ dadurch, daß er, wie der durch eine wirkliche Beweisaufnahme 
zur freien Beurtheilung der Thatfrage in ihrem vollen Umfange berufene Thatrichter, 
ir urtheilt, daß er aljo feine Heberzeugung in gewiſſem Sinne derjenigen 
des erſten Richters jubftituirt, und wie die übereinftimmenden Strafprogeß-Orbnun- 
gen der Thüringijchen Staaten (Weimar vom 20. März, Meiningen vom 21. Juni, 
chwarzburg⸗Sondershauſen vom 25. März, Schwarzburg-Rudolftadt vom 26. April 
und Anhalt-Deffau und Köthen vom 28. Mai 1850) ſich fehr richtig im Art. 329. 
ausdrüden: 
„an der Stelle und mit den Befugniffen des Kreisgerichts, welches Das 
vorige Urtel gefällt Hat, entfcheidet. “ 

In diefer Befugniß des Appellationsrichters liegt auch eine An Ber Ai 
Konjequenz. Der Art. 101. des Gejeged vom 3. Mai 1852 ftellt es nämlich in 
dad Ermeſſen des Appellationsrichters, ob er nur den neuen Beweis allein erheben, 
oder mit ihm zugleich die Beweisaufnahme erfter Inftanz theilweife (oder ganz) 
reproduziren wolle. In beiden Fällen wird er unbezweifelt, nach der Abficht des 
Geſetzes und nach der bisherigen, durch zahlreiche Präjudifate des höchften Gerichts— 
hofes beftätigten Praris durch die, wenn auch nur theilweife veranlaßte oder re- 
produzirte Beweisaufnahme volftändig Thatrichter mit freier Beurtheilung der 
Sade. Er darf daher auch vorher, bevor er dieſe theilmeife Beweisaufnahme be- 
fließt, urtheilen, wie-fich die Lage der Sache bei dem vorausgefegten, die Bes 
hauptungen des Appellanten beftätigenden Rejultate der Beweisaufnahme geftalten 
würde. ollte man ihn nun zwingen, dennoch den Beweis zu erheben, den er bei 
diefer Beurtheilung der Sache für unerheblich Hält, blos um ihm dadurch in der 
Wirklichkeit Die Befugniß zu geben, welche er bei der bloßen Pruͤfung der Erheb⸗ 
lichkeit nur vorläufig übt, jo würde man in der That eine foftbare und in ihrem 
Erfolge völlig unmöthige Maapregel, die deshalb das Gefeg nicht gewollt haben kann, 
anordnen. Anders wirbe Dies fein, wenn dad Geſetz im Art. 101. etwa fo Tautete: 
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Der Appellationsrichter ift nur durch vollftändige Wiederholung ber Be— 
weisaufnahme erfter Inftanz zu einer felbftfländigen freien Beurtheilung 
der Sache und insbefondere zu einer freien Kritif der thatfächlichen Feft- 
ftellung des erften Nichterd befähigt. Er hat viefelbe alfo alddann zu 
veranlaffen, wenn er die neu angeführten Thatfachen oder Beweismittel 
an und für fich, alfo nicht durch eine nur mittelft neuer Beweisaufnahme 
zu gewinnende freie Beurtheilung der Sache, für erheblich erachtet, oder 
alddann, wenn er Bedenken bei der thatfächlichen Feftftelung des erften 
Richters findet. Durch die Aufnahme des neu angetretenen Bemweifes 
allein, ohne Wiederholung der Beweisaufnahme erfter Inftanz, erlangt 
der Appellationsrichter nicht die Befugniß einer felbftftändigen und freien 
Beurtheilung der Sache. 
Lautete das Gefeh fo, dann würde es Far fein, daß der Appellationsrichter auch 
nicht die Befugniß haben Fönnte, bei der bloßen Beurtheilung der Erheblichfeit der 
neuen Thatfachen oder Beweismittel vorläufig das ganze Sachverhältniß, ſowie es 
in dem Urtel erfter Inftanz vorgetragen ift, oder wie es fih aus den Aften ergiebt, 
feiner Beurtheilung zu unterwerfen, um prüfen zu fönnen, ob diefe Thatfachen u. |. w. 
bei ihrer vorausgefegten Wahrheit die Abänderung der thatfächlichen Feſtſtellung 
des erften Richterd würden bewirfen fünnen. Denn das, mas dem Appellations= 
richter alddann in der MWirflichkeit verfagt wäre — nämlich die Abänderung diefer 
Feftftellung, ohne vollftändige Wiederholung des Beweiſes erfter Inftanz, blos auf 
Grund einer auf die neuen Thatfachen oder Beweismittel erſtreckten Beweisquif— 
nahme — das würde er auch nicht bei feiner vorläufigen Prüfung der Erheblich- 
feit al8 bloßen Erwägungsgrund in Betracht ziehen dürfen, nämlich den Grund, 
daß nad feiner Beurtheilung der Sache die thatfächliche Feftftellung auch dann 
beftehen bleiben müßte, wenn auch einzelne Momente derfelben durch den Beweis 
der Nova erfchüittert werden würden u. f. w. 

Allein fo, wie angegeben, lautet der Art. 101. nicht. 

Schon der $. 126. der Verorbnung vom 3. Januar 1849 ließ e8 außer 
Zweifel, daß der Apvpellationsrichter durch den von ihm veranlaßten Beweiß Der 
neuen Thatfachen allein vollftändig Herr der Sache werde; der Art. 101. hat dies 
nur beftätigt, er hat nur noch hinzugefügt, daß auch die nur theilmeife Wieder— 
holung der Beweisaufnahme erfter Inftanz diefe Wirkung habe. Der Richter darf 
alfo in dem erften Falle unbedenklich auch vorher prüfen, wie er entfcheiden würde, 
wenn die neuen Thatfachen bewiefen fein würden, und er darf, wenn. er diefe Prit- 
fung der Natur der Sache nah in freier Beurtheilung der ganzen Sache anftellt, 
und dann findet, daß er dennoch die thatfächliche Feſtſtellung für gerechtfertigt ers 
achten würde, die Nova für unerheblich erklären, und aus diefem Grunde den Be— 
weis als unnöthig ausfegen. 

Die entgegengefegte Auffaffung in dem oben gedachten Urtel vom 24. No- 
vember 1854 wider Schwarzer, fowie die Auffaffung in dem oben mitgetheilten 
Appellationsurtel, gegen welches das Urtel vom 20. Juli 1850 wider Geride er- 
ging, beruht auf dem Jrrthum, daß der Appellationsrichter in den Fällen, in welchen 
der neue Beweis eine der Grundlagen des erften Urteld angreife, fich bei der Prütr- 
fung der Erheblichfeit dieſes Beweiſes nicht in dem Sinne an die Stelle des erften 
Richters fegen, und aljo dahin urtheilen dürfe, daß auch der erfte Richter dann, 
wenn ihm der jegt angetretene neue Beweis vorgelegen hätte, dennoch diefelbe that- 
fachliche Feftftellung getroffen haben, alfo zu demfelben von ihm feftgefegten Re- 
fultate gelangt fein würde. i , 

Daß dies unrichtig fe, ift bereit8 ausgeführt. Nicht in ber Seele des er- 
ften Richters foll der Appellationsrichter urtheilen; denn das ift unmöglich; er ſoll 
vielmehr an eigener Stelle urtheilen, wie er ſelbſt als Herr der Sache entſcheiben 
würde. Nicht eine fremde Meberzeugung foll er zu reproduziren fuchen, fondern 
feine eigene Meberzeugung walten lafjen. Es war daher zwar völlig richtig, wenn 
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jened Urtel vom 20. Juli 1850 wider Geride die gedachte Auffaffung des Appel- 
lationdrichterd ausprügflich reprobirte, nur durfte derjelbe nicht, wie gejchehen, ans 
gewiejen werden, die Beweisaufnahme unter allen Umftänden zu veranlaffen, jons 
dern er durfte nur angewiefen werben, zuvor jelbjtftändig zu urtheilen, ob er. aud) 
dann, wenn der Beweis des Novi gelingen jollte, die thatſächliche Feſtſtellung des 
erften Richter dennoch für gerechtfertigt erachten würde oder nicht. 

In diefem Sinne iſt denn auch neuerlich von dem Plenum des Straf- 
Senats ded Ober» Tribunald, an welches die zulegt erörterte Frage zur Entſchei— 
dung gewiefen worden war, entjchieden worden. Der Fall war wiederum derjelbe, 
wie oben in dem Urtel wider Schwarzer vom 24. November 1854. Der erjte 
Richter gründete feine Feftftellung auf die Ausjage dreier Zeugen. Die Glaub- 
würbigfeit, aljo die Beweisfähigfeit des einen diefer Zeugen, wurde in der Appel 
lationd - Inftanz durch neuen Beweis von dem Angeklagten angegriffen, der Appel- 
lationsrichter hatte aber das erfte Urtel ohne Weiteres betätigt, indem er dieſen 
neuen Beweis aus dem Grunde für unerheblich erklärt hatte, weil die Feftftellung 
des erften Richters auf den Ausfagen dreier glaubwürdiger Zeugen beruhe, dieſelbe 
aljo auch dann nicht erjchüttert werden würde, wenn auch das Zeugniß des einen 
jegt angegriffenen, mit den übrigen aber übereinftimmenden Zeugen fortfalle. 

Die gegen dieſe Argumentation gerichtete Nichtigkeitsbeſchwerde des Ange 
klagten ift durch das Urtel des Plenums des Ober: Tribunald vom 26. November 
1855 wider Torges (Nr. 15. PL.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß es freilich 
unmöglich ift, daß der Appellationsrichter in der Seele des erſten Richters urtheile, 
welche von den mehreren Beweismitteln dieſem genügt. haben wuͤrden, die Ueber: 

ugung zu gewinnen, welche er auf den Grund aller ausgejprochen hat; daß «6 
ich aber auch nicht hierum, jondern darum handelt, in wieweit der Appellationd- 
richter feine eigene Heberzeugung walten lafjen dürfe; 

in Erwägung, daß der Appellationsrichter, welcher durch die an ihn er: 
gangene Berufung Herr der Sache — wenn aucd an gewijje VBorjchriften gebun— 
den — wird, allegeit Richter über die Thatfrage ift, indem nicht nur nach $. 126. 
der Verordnung vom 3. Januar 1849 vie thatjächliche Beurtheilung, ob die ange- 
führten neuen Thatjachen und Beweismittel erheblich find, ihm unbejchränft zufteht, 
jondern nach Art. 101. ded Geſetzes vom 3. Mai 1852 er auch jedesmal die thats 
ſaͤchliche Feitftellung des erften Richters über die Schuldfrage nach den in Gemäß: 
heit des $. 22. der Verordnung vom 3. Januar 1849 im erften Erfenntnifje anzu— 
gebenden Gründen, welche den erften Richter bei feiner Feftftelung geleitet haben, 
und fonft zu prüfen hat, und, wenn fich hierbei Bedenken gegen dieſe Feſtſtellung 
ergeben, erwägen foll, ob joldye fich nicht beſeitigen, zu welchem Behufe er nicht 
‘blos Alles, was die Ermägungsgründe enthalten, jondern auch den ganzen ſonſti— 

en Inhalt der bisherigen Verhandlungen berüdfichtigen joll; daß er nur, wenn 
Peine Bedenken fich nicht auf dieſe Weiſe befeitigen, zu einer gänzlichen oder theil— 
weifen Wiederholung der Beweisaufnahme fchreiten foll; daß bei dieſen Erwäguns 

en er öfters in die Lage kommen wird: daß er ein Beweismittel, welchem ber erfte 
Richter Beweisfraft beigelegt hat, für nicht beweifend, einen Zeugen für gänzlich 
unglaubwürdig erachtet, das hieraus fich ergebende Bedenken aber fallen lafjen 
muß, wenn die anderen, vom erften Richter angegebenen Beweismittel oder auch 
die fonftigen, in den Verhandlungen enthaltenen, vom erften Nichter nicht benupten 
Beweismittel ihm — dem Appellationsrichter — gewichtig genug find, die vom 
eriten Richter mit auf Grund, oder auch allein auf Grund des von ihm — dem 
Appellationsrichter — als unfähig erfannten Beweismitteld gewonnene Ueberzeu— 
gung dennoch zu der jeinigen zu machen; daß ed nur diejelbe Operation ift, welche 
der Appellationsrichter vornimmt, wenn, nachdem er nicht durch eigene Pruͤfung, 
fondern durch neue Anführungen des einen Theild dahin gelangt ift, eines der vom 
erften Richter angeführten Beweismittel für unerheblich zu erfennen, ihm doch die 
anderen vorhandenen Beweismittel genügen, die Heberzeugung des eriten Richters 
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zu der feinigen zu machen, und daß, wenn er died ausfpredhen darf, nachdem er 
über die neuen Anführungen des einen Theild den Beweis erhoben, und in Folge 
hiervon diefe Anführungen als richtig, und: eben deshalb jened eine Beweismittel 
als untüchtig erfannt, weiter aber Feine neue oder wiederholte Bemweisaufnahme ver— 
anlaßt hat, er auch berufen ift, ehe er über diefe neuen Anführungen den Beweis 
erhebt, fich die Frage zu beantworten, ob, wenn er dieſe Anführungen vorläufig als 
richtig vorausfept, die anderen umangefochten gebliebenen Beweismittel ihm doch ge= 
nügen, die Mebergeugung des erften Richters zu der ‚feinigen zu machen, jo, daß 
wenn er diefe Brage fih bejahet, er die teuen Anführungen über die Untüchtigfeit 
jenes Beweidmitteld für unerheblich halten, und daher nad) der ihm im $. 126. ver 
Verordnung vom 3. Januar 1849 und Art. 101. des Gefeges vom 3. Mai 1852 
gegebenen Stellung auch für unerheblich erflären und die Aufnahme des Beweifes 
darüber verfagen muß; 

in erg daß nach dem Allen die befonvere Vorfchrift, an welche ver 
Appellationsrichter ald Richter der That nach dem $. 126. und Art. 101. gebunden 
ift, nur dahin geht: daß er die thatfächliche Feftftellung des erften Richters nicht 
ohne eine vor ihm erfolgte Beweisaufnahme ändern darf, nicht dahin: daß er 
nicht ohne folche Beweisaufnahme auf den Grund freier Benutzung alles in ven 
bisherigen Berhandlungen enthaltenen Materiald fie beibehalten könne, wenn 
auch die Gründe des erſten Richters für diefelbe erjchüttert werben. 
Rei Auf Grund diefer Entjcheidung ift folgendes Präjudiz des Plenums feft- 
geftellt: 


Der Appellationsrichter ift befugt, die Erhebung folcher Beweife, durch 
welche nur die Beweiskraft eines der erftrichterlichen Feftftelung mit zum 
Grunde liegenden Beweismittel angefochten wird, deshalb abzulehnen, 
weil, abgefehen von diefem Beweismittel, die betreffende Feftftellung durch 
andere Beweiſe gerechtfertigt werde. 


Die £ehre von der Unterfchlagung, 
nach den neuen Deutichen Gejegbüchern überfichtlih dargeftellt. 


— — — — 


Bon Herrn Prof. C. Reinhold Köſtlin in Tübingen. 


Cinleitung. 


Das das Deutjche Strafrecht feit der modernen Kodififation in einen buntfchedi» 
en Partikularismus zerfahren ift, wird eine jeßt wohl faft allgemein anerkannte 
batfache fein. Nur wenige optimiftifchen Träumer halten noch an dem Aberglau- 

ben an ein gemeines (d. b. ein wirklich beſtehendes, thatfächlich lebendes gemeines) 

Recht auf diefem Gebiete feft. Sie finden aber bei Niemanden mehr Glauben, ver 

mit eigenen Augen zu fehen gewohnt ift und unter dem Recht gebührendermaßen 

eine praftifch greifbare, unmittelbar anmwendbare, dem fonfreteften Bedürfniß ent 
egenfommende Eriftenz verfteht. Der hohe, gerade bei der praftifchen Zerfahren- 

Be doppelt und dreifach hoch anzufchlagende gejhichtlihe Werth einer genauen 

Kenntniß der Entwidelung des gemeinen Rechts bis zu feiner Ausäftung in Sonder: 

rechte ift eine andere Sache. Dieſes gemeine Recht und feine wifjenfchaftliche Ver: 

arbeitung ift aber eben mur noch eine gefchichtliche Potenz. Es ſteckt zwar materiell, 
mehr oder minder modifizirt, in allen eier Aber ed erflärt nur dieſe, ed 
ift jelbft feine praftifch wirkende Macht mehr, nicht einmal fubjidiär. Es führt das 
her nur zu beillofer Verwirrung, wenn fich die ee Lehrbücher fo anftellen, 
als lehrten fie mit gedachtem gemeinen Rechte, das überdies nur immer das emeine 

Recht nach der individuellen Auffaffung des Verfaſſers ift, etwas wirklich Xebendi- 

ged. Die Richter können folche Abftractionen nicht brauchen; fie dienen nur etwa 

den Anwälten zur Rüfttammer, wenn es gilt, einem wirklich beftehenden Rechte in 
favorem defensionis ein Bein unterzuftellen. Gewiß ift ed aber fein geringer 

Mebelftand, daß das Recht, welches in den gangbaren Lehrbüchern gelehrt wird, 

—— unpraktiſch, dagegen das wirklich praftifche in einer der Jah und ber 
röße nad) immer mehr anmwachfenden partifularrechtlichen Literatur von Kommen- 

taren, Zeitjchriften und Monographien verzettelt ift. 

Damit hängt es denn zufammen, daß zwar die Thatfache der Partikularis 
fation des Strafrechts allbefannt, dagegen die Art und Größe derfelben, überhaupt 
alles Genauere davon, den Wenigften deutlich if. Den Praftifern giebt in der 
Regel das eigene Landes-Geſetzbuch viel zu viel zu thun, ald daß fie Zeit hätten, 
fih um die Nüffe zu befümmern, welche die Nachbarn aufzufnaden haben. Wenn 
fie es aber je für gut finden, von der vergleichenden anche Gebrauch 
zu machen, fo geſchieht e8 meift nur in fporadifcher und fragmentarijcher Weife, 
um einzelne Punkte zu beleuchten, einzelne Kontroverfen nach verwandten Gefeß- 
gebungen zu entjcheiden u. dgl. Bon Ueberſichtlichkeit, Bollftändigkeit ift dabei nicht 
Die Rede, fie ift in der Regel von vorn herein nicht- beabfichtigt. Schlägt man das 
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gegen die theoretifchen Schriften auf, fo findet man — abgejehen von einigen neue- 
ren Monographien — zwar die neuen Gefeggebungen (nur zu oft in wenig zuver— 
läffiger Weiſe) citirt, vefp. abgedrudt, aber nicht verarbeitet. Gewiß wird faum 
Jemand im Stande fein, aus jolchen trodenen, an den Faden gereihten, gewöhn— 
lich jehr lüdenhaften Notizen irgend ein nur oberflächlichftes Bild von den Deut— 
Ihen Strafrechtszuftänden zu gewinnen. Auch das befannte Werk von Häberlin, 
abgejehen davon, daß mehrere wichtige neuere Gejeggebungen darin fehlen, fördert 
die wahre Einficht nur wenig, da es vorherrjchend eben nur Kompilation ift und, 
wo eine Verarbeitung verfucht wird, die folide wiſſenſchaftliche Grundlage fehlt. 

Diefe Lüde habe ich vorerſt für den allgemeinen Theil des Strafrehts durch 
den erften Theil meines Syſtems des Deutihen Strafrechts einigermaßen auszu- 
füllen gejucht. Ich hoffe darin ein, jo weit ed möglich war, verläffiges und über- 
fichtliches Bild der weſentlichen VBeräftungen. der gemeinrechtlichen Theorie und 
Praxis in der modernen Geſetzgebung') aufgerollt zu haben. Die Schilderung wird 
auf Jeden, ver nicht vorher ſchon den Thatbeftand Ffannte, den Eindrud de Er— 
ftaunens darüber machen, daß jelbft in den allgemeinften Grundlagen eine jo große, 
großentheild jehr wefentliche Abweichung der verfchiedenen Gejeßgebungen unter 
einander möglich fei. Das Erftaunen wird einigermaßen gemildert durch die Erin- 
nerung an den lebhaften Streit der Strafrechtötheorieen, der eben in der erften 
Hälfte dieſes Jahrhunderts gährte und naturgemäß dazu führte, daß aus verfchie- 
denen Grundprinzipien gerade für die Lehren des allgemeinen Theil auch verſchiedene 
Konfequenzen entwidelt werden mußten; — immerhin aber nur einigermaßen. Denn 
faft alle neueren Gefeggebungen tragen in philoſophiſcher Hinfiht das Gepräge 
des Eklektizismus an ſich, wobei freilich die Karten überall ziemlich verfchieven ge- 
mifcht find und überall mehr oder minder das Syftem der Abfchredung vorherrfcht, 
wie es im Bayrijchen Strafgefeßbudy, refp. was das neue Breußifche betrifft, 
im Code penal vorgebilvet ift.’) 

Man follte num freilich meinen, die Tendenz zur Abweichung werde im be— 
jonderen Theile weniger fich geltend machen, da es ſich hier Doc) vorzugsweife nicht 
um wiffenfchaftliche Grundprobleme handelt, deren verſchiedene Auffafjung allerdings 
folgerichtig eine fehr verjchievene Geftaltung der Lehren des allgemeinen Theils, im 
Grunde jogar noch eine weit größere, als bie neuere Deutfche Gefeßgebung fie 
thatjächlich zeigt, bedingt. Zwar reichen natürlich diefe allgemeinen Lehren größten: 
theils auch in die belonberen hinüber, beftimmen Art und Größe der Strafe, 
Strafzumefjungs:, Schärfungs- und Milvderungsgründe u. f. f. Allein vornehmlich 
ift Doch im —— Theil nicht mehr das Prinzip in Frage, ſondern es handelt 
ſich weſentlich nur um die richtige Auffaſſung des im Volksinſtinkt dem Keime nach 

elegenen und mit der fortjchreitenden Entwidelung des nationalen Recdtöbewußt- 
Find weiter ausgebildeten Ihatbeftandes der einzelnen Verbrechen. Hier ift alfo 
vorherrjchend nicht philofophifcher, fondern hiftorifcher Boden. Die Erwartung ers 
fcheint mithin als fehr natürlid, daß hier viel größere Gemeinfamfeit herrichen 
werde, wie denn ja erft neueftens gerade dies ald etwas ganz Bekanntes aus- 
efprochen wurde, d. h. Daß der innere Unterfchied des allgemeinen und des fpeziel- 
en Theil des Strafrechts fi unter Anderem auch in der beachtenswerthen That⸗ 


1) Wächter in Schletters Jahrb. der beutfchen —— u. Gefeßgebung, I. 2, 
S. 112, fpricht zwar über die Verdienftlichfeit eines foldyen Verfuhs zum Voraus ab, da jeber 
Schriftfteller nur Ein Rartitularrecht gründlich zu fennen und bdarzuftellen bermöge. Allein fo 
fehr ich wünfche, daß der von W. bvorgezeichnete Weg befchritten und verfolgt werden möge, fo 
wenig glaube ich doch, daß dadurch eine Darftellung mie die meinige ee werbe und als 
berdienitlos erſcheine. Zwiſchen der eindringenden Detailbarftellung und ber bloß enchklopädifchen 
Ueberficht ar ed doch wohl ein Mittleres! 

2) Das Deftr. Strafgefepb. ftebt weder unter bem Einfluſſe ber Feuerbachſchen, noch unter 
bem ber Bhilofopbie bes Code — wohl aber unter dem ber älteren Präbentionstheorie, die 
freilich minder einfeitig war. Das revib, Gb. hat hierin nur menige Mobifitationen im Sinne 
bes mobernen Efleftiziömus erfahren, 
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fache offenbare, daß die Zahl der GStreitfragen in leßterem ei meer. ges 
ringer jei, als in erfterem, und daß die Kontroverje dort durchweg einen eregetifchen 
Charakter habe, während fie hier größtentheild in aprioriftifcher Weiſe geführt 
werde. ') 

Gleihwohl wird man bei genauerem Nachjehen finden, — und der zweite 
Theil meined Syſtems wird es überzeugend darthun,’) — daß die neueren Geſetz— 
gebungen im befonderen Theile das Gegentheil des: variatio delectat faum in 
viel geringerem Grade zu ſchmecken geben, ald im allgemeinen Theile. 

Es ift hier nicht der Ort, die Gründe diefer auffallenden Erſcheifung ge⸗ 
nauer auseinanderzuſetzen. Daher mag nur ſo viel bemerkt werden, daß die Hin— 
weiſung auf die bekannte Souveränetätsbehauptungsſucht der Deutſchen Staaten, 
beſonders der mittleren und kleineren, ihr fieberhaftes Beſtreben, ihre Individualität 
auf Koften ver nationalen Einheit möglichft zur Geltung zu bringen, zur Erklärung 
nicht ausreicht. Ebenjowenig genügt die Hinweifung auf die dod immer nur 
für einzelne Verbrechen und Berbrechensgruppen enticheidende Berfchiedenheit im 
Grade der politifchen Entwidelung, die ohnedies feit dem Jahre 1848 ſehr merklich 
mobifiziet worden ift. Vielmehr ift, von manchem Anderen abgefehen, der legte Grund 
auch bier im der ſeit Jahrhunderten immer mehr fortgefchrittenen Verkuͤmmerung 
der ftaatlichen und nationalen Einheit Deutfchlands zu fuchen, vermöge deren das 
Recht partifularrechtlich auswucherte und die Doftrin die Möglichkeit verlor, ſich 
aus dem allgemeinen Volksbewußtſein Raths zu erholen, daher denn die Doftrin 
immer mehr fich partifularrechtlich färbte und andererfeits die Partifular-Gefeggebung 
an die buntjchedig werdende Doktrin fi anſchloß,“) — eine fehr natürliche 
Wechſelwirkung, da Doftrin, Praxis und Gefeßgebung Jahrhunderte lang allein 
in ben —— des Juriſtenſtandes lag. 

8 handelt fich jedoch, wie gejagt, Hier nicht darum, die Erjcheinung zu 
erklären, fondern nur darum, fie zu fonftatiren, und zwar auf einem Boden, wo 
man fie — am wenigſten erwarten ſollte. 

or Allem ſollte man nämlich doch wohl denken, daß bei den Privatver- 
brechen überhaupt am wenigften Verſchiedenheit der Auffaffung und Behandlung 
fih hätte einniften jollen. Unter diefen ift es aber gerade ber jebftahl mit feinen 
ZTrabanten, bei welchem einflimmig angenommen wird, daß ſchon die PB. ©. O. 
bier in der Hauptjache Deutjches Recht im Auge gehabt habe und en Rechts⸗ 
gewohnheit habe fixiren wollen. Gerade hier ſollte man alfo vorzugsweiſe eine über- 
einftimmende Auffaffung in ver Doftrin und Gefeggebung zu erwarten berechtigt 
fein. Der — wird zeigen, daß die Erwartung auch hier täuſcht, wenn nicht 
beim Diebſtahl ſelbſt, fo doch bei der Unterfchlagung, von der hier näher ge: 
jprochen werben foll. 

Natürih kann Hier von einer erfchöpfenden Darftellung der Lehre Feine 
Rede fein. In Beziehung auf das — bisher nur allzufehr vernadläffigte — ältere 
Deutſche Recht ift auf eine an anderem Orte erfchienene Ausführung *) zu verwei- 
fen. ‚Aber auch die Entwidelung und Ausbildung des gemeinrechtlichen Rechts— 
ftoffs feit der P. ©. ©. foll hier nur als Folie für die Darftellung ded modernen 
Rechtözuftandes, wie er in dem neueren Gefeggebungen vorliegt, verwendet werben. 


1) Walther in ber Münchener krit. Ueberſchau zc. IIL, 1. ©. 23. 

2) Ein Beifpiel in Beziehung auf einen ganz fonfreten all habe ich nn in ber Ab⸗ 
bandlung über bie Wahrheitseinrede bei Injurien, in Goltdammers Archiv 306 ff. 

3) Es ift bekannt genug, wie fehr von jeher befonders bie Saͤchfiſchen Juriſten die Sächfifche 
Mobififation des gemeinen Rechts begten und pflegten, und fogar weit über bie Sächfifhen Grenzen 
— zur Geltung brachten. Aber auch die neuere — zeigt noch Ph genug ihre Ab- 

ammung bon gm beftimmten Doftrinen. Um bon ber hiritn 2. gar nicht zu reben, barf 
lich " a anndberfhe mit Bauers, bie Badiſche mit Mittermaters Schriften ber- 
glihen werben. 

A 6. meine Abh. über ben Diebftahl nach bem Deutfchen Rechte vor ber Karolina in ber 
Dlüncener krit. Ueberfhau x. II. 203 f. 


Archiv, 1856, L A 
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‚Eine ſolche Darftellung ift nicht ganz ohne Vorgänger, wird aber durch 
biefe wohl nicht entbehrlich gemacht. Was Kleinfchrod') und Klien?) gaben, 
ift, fo großen Werth auch die Abhandlung des letzteren an fich hat, hierher eigent- 
lich nicht zu rechnen. Dagegen gehören hierher in Beziehung auf das Defterrei- 
chiſche Gefepgbuh vom Jahre 1803 die Abhandlungen von SGenull’), von 
Weffely*), Benefh‘’), in Beziehung auf das Bayrifche und den Entwurf 
vom Zahre 1822 die von Gönner‘), und die Bemerkungen von Derfted’). 
Sind nun diefe Arbeiten mehr oder weniger von bloß partifulariftifchem Belang, 
fo nefmten einen weiteren Gefichtsfreis die von Mittermaier‘), Hepp’) und 
Scholz'“). Die des Erfteren hat nun allerdings alle die Vorzüge, welche die Aus- 
führungen dieſes alfen einzelnen Erfcheinungen mit Liebe nachgehenden und doch 
nie im Beſtehenden befangenen, fondern überall Fortfchritt anregenden Gelehrten 
auszuzeichnen pflegen. Abgeſehen aber davon, daß er zur Zeit der Abfaffung doch 
nur erft die wenigften der neueren Gefeßgebungen als vollendete Thatfachen vor 
fih hatte, begegnet man auch hier einer doch wohl das Mofitive, namentlich die 
Darftellung des gemeinrechtlichen Zuftandes viel zu fehr überwiegenden Tegislatori- 
fhen Tendenz, und vermißt neben jcharffinnigen Ausführungen einzelner Punfte 
und einer Reihe lichtwoller Bemerkungen den prinzipiellen Zufammenhalt. Die Als 
teren Aufläge von Hepp befchäftigen ſich vorzugsweiſe nur mit der gemeinrechts 
lichen Doftrin, ohne durch Selbftändigfeit oder gründliche rigen N ch 
auszuzeichnen. Der neuere hat dagegen zwar allerdings gerade die Kritik ver Mehr⸗ 
zahl der neueren Gefehgebungen zu —* Hauptgegenftande; allein die Kritik ift, 
wie bei diefem Schriftfteller gewöhnlich, zu eigenfinnig und Fleinlich, in den Prin— 
zipien zu fchal und flach, umd zu fehr auf Nebendinge Faprizirt, um auf wahrhaft 
wiffenfchaftlichen Werth Anſpruch machen zu können. Dabei hat ihn feine Tadel⸗ 
ſucht wieder mehrfach gegen einzelne —— ungerecht werden laſſen, in 
welcher Beziehung ihm denn Grohmann Behufs der Vertheidigung des Saͤchſi—⸗ 
ſchen Geſetzbuchs entgegengetreten iſt“). Die Abhandlungen von Scholz find ganz 
unſelbſtaͤndig. Mehr Werth haben einige Bemerkungen von dem eben vorhin Ges 
nannten, die er ſpaͤter in allgemeinerem Sinne dem Auffage von Hepp entgegen» 
‚ftellte'?). Als das Gehaltvollfte aber zeichnet ſich eine freilich zunächft nur an das 
Bayriſche Geſetzbuch ich anfchließende Abhandlung von Dollmann'’) aus, wie 
denn in eben diefer Beziehung auch Arnold einige fpezielle Punkte lichtvoll be- 
handelt hat'““) Noch ift als ein fcharffinniger Beitrag die freilich fehr knapp ge— 

altene Abhandlung von Rahn'’) anzuführen, die befonders durch Mittheilungen 
ber die Zürdherifche Praxis Werth erhält. 

Eine verhälmigmäßig viel umfänglichere und eingehendere Bearbeitung ift 
einem befonderen Falle der Unterfchlagung zu Theil geworden, dem fogenannten 
Funddiebſtahl, einem Delikte, das freilich in Doftrin und Gefepgebung die Rolle des 


1) Abhandlungen I. 98-109, 
2) Im NR. Arch. d. Krim.Rechts 1. 219 f. 
3) In Pratobeveras Materialien (1817) UI. 205 f. 
h der Oeſtreich. Beitier- 1833. D. 321 f. | 
ü PR 3 ae Juriſt. VII. 236 f. vgl. Frahwald eb. XVH. 455 f. u. Deft- 
reich. r. EL Ä 
6) In Gönner u. Schmibtlein Jahrb. I, 1 fi 
7) Vrüfung des Bair. Entw. ©. 342 f. 
8) In Demmes Annalen VII, 1-32. 
9) Verfuhe ©. 1-25. NR. Ar. XIV. 352 f. eb. 1850. ©. 561 fi 
ren Im R. Arch. 1840. ©. 537 f. und: Bemerkungen über das Vergehen der Unterfchla- 


1841. 
"15m N. Arch. 1851. ©. 359 f. 
12) Im N. Arc. 1852, ©. 225 f. 
13) An ben Blättern für Rechisanwendung. X. 113 f. 129 f. 193 f. 209 f. 
14) &henbaf. VI. 273 f. vgt. 11. 318 f. MI. 232 f. 
15) In Shaubergs Beıtr. 5. Zürder Rechtspflege. I, 1-18, 
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—28 Vaganten zu ſpielen, und ſich bald dahin, bald dorthin Konfiniren 
ſſen zu müſſen verdammt iſt, dem aber doch neuerdings nach und nach mit grö- 
ferer Mebereinftimmung feine richtige Stellung und Bedeutung zuerfannt wird. In— 
defien ift die Literatur über diefes Delift') von fehr ungleihmäßigem Werth. Als 
bedeutend find herauszuheben befonders die Abhandlungen von Schend und 
Bloͤde, die Schrift von Walther und der Artifel von Mittermaier. 


$. 1. 
Die gemeinrehtlidhe Doftrin. 


Zunächft ftellt fich als großer Mangel bei der gemeinrechtlichen Doktrin 
bier, wie jonft, die jaft rg ichtbeachtung des älteren einheimifchen Rechtes 
heraus. Nur höchit felten, 4. B. bei Dollmann, Ben Walther, begegnet 
man in einzelnen Punkten?) einer Bezuguahme auf die befannte klaſſiſche Abhand⸗ 
lung von Cropp. 

Die meiften Schriftfteller begnügen ſich mit der ganz allgemeinen Angabe, 
daß nach hergebrachter Deutjcher Rechtsanſchauung die Unterſchlagung ein vom 
Diebftahl unterfchiedenes, geringeres ’) Delift fei; Andere erfennen nicht einmal dieſes 
Algemeinfte an, fondern rechnen die Unterfchlagung zum Diebftahl, während wieder 
Andere dies zwar nicht mit der Unterjchlagung überhaupt, aber doch mit dem fo- 
genannten Funddiebſtahle“) thun. Dies heißt nun eben das einheimifche Recht 
gang ignoriren und lediglich dem Römijchen ’) folgen. Aber auch Diejenigen, welche 
die Unterfchlagung vom Diebftahl abtrennen, degen im Uebrigen doch auch das Rö- 
mifche Recht zu Grunde‘), wenn fie wicht mit Hintanſetzung alles pofitiven 
Rechts das Delikt auf ihre eigene Weife auffaffen und dann meift unter den Bes 
trug fubfumiren ’). 

Freilich fah fich die Doftein durch die P. ©. DO. fehr verlafien. Denn diefe 
(Art. 170.) erwähnt nur Einen Fall: die Unterfchlagung eines Depofitum, welche 
fie gleich dem unbefugten Gebrauchen oder bolofen Verderben hinterlegter Sachen’) 


furto inventionis. 1784. Bfeiffer prakt. Ausführungen II. Nr. 16. Gönner Jahrb. 1. 227 f. 
Schend im N. Urd. 1834. ©. 228 f. b. Schir ach Beitr. zur Anwend. bes Rechts. Nr. 21. 
Blöde in den N. Sächſ. Jahrb. I. 2. S. 1. f. Walther über den Funddiebſtahl 1848, Mitter- 
maier im N. Arch. 1852. S. 437 f. f. übrigens auch die ſämmtlichen zuvor angef. Arbeiten 
über die Unterfchlagung überhaupt. 

PA Freilich zum Theil gerade in folhen, bei weldyen bie Auktorität von Eropp fehr pro» 
blematiſch ift. 

E)) ies ift nur theilweiſe richtig, wirb aber nah Cropp, obwohl er nur bon ben Saͤch⸗ 
—3 echten ſpricht, meiſt ganz allgemein bin behauptet; ſ. dagegen meinen Art. in ber krit. 
Ueberſchau. 

4) Böhmer ad Carpz. qu. 85 obs. 1.3. Med. ad art. 170. 68.4. 5. C. F. G. Meister 

. 165. Duiftorp $. 343. Kleinſchrod Abhandl. U. 103 f. Saldom Entwendbung ©. 12. 
euerbad $. 315. Hepp Verfude ©. 11 f. und im N. Arch. XIV. 352 f., nicht aber au 

feiffer, ber A freilich widerſpricht. Mit Unrecht ſtellt Walther (Funddiebſtahl) au 
arpjod qu. 85. 86. u. a, Aeltere hierher, dagegen Böhmer auf bie andere Geite, wie et 
ah Martin nicht yon rubrizirt. 

5) Man beruft ei war in ber . auch auf die P. G. O. Urt. 170, aber ganz mit Un⸗ 
recht; f. dagegen bef. Wächter Rechtälegifon II. 390-332. 

6) Hierher gehören weit bie meiften neueren Rechtslehrer. 

7) Wie Grolman in ber Bibl. 1. 2. ©. 204, Zittmann $. 510, theilmeife auch Hepp 
im R. Ar. XIV, 355 (nicht auch, wie diefer behauptet, Roßhirt eb. Ul. 86— 88), Schenck 
a. a. D., Abegg Lehrb. ©. 460, Marezoll Lehrb. S. 500. ©. dagegen befonders Klien im 
N. ua 1.219 f. Eicher Betrug ©. 254-263. 

) ©. Soblers Ueberfegung unb bie Kommentare bon Zieritz, Beber, Blumblader, 
Kreh, unter ben Neueren Ziitmann $. 540 not. f. Martin $. 200, Wächter Lebrb. IL, 
397 f. Heffter $. 400, Abegg ©. 445, Bauer 6. 265 not. a Dollmann Entwendung 
S. 9. — Die Kommentare bon Stephani, Ludobici, Böhmer med. ad art. 170, 
$.2. Mittermoier in Demmes Annal. VII. 3.23, Scholz 6.7. 8. 16. 


4*r 


1) Breuning de furto rei casa amissae. 1766. Triller de furt. Ser praes. de 
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mit der Strafe des Diebſtahls bedroht (keineswegs jedoch als Diebftahl bezeichnet). 
Der gedachte Artifel des gemeinrechtlihen Gefegbuchs rief eben wegen feiner Ab- 
eriffenheit verfchievene Streitigkeiten hervor, die noch heute nicht ganz beigelegt 
And, und zwar namentlich in zwei Richtungen. 

Einmal nämlich fragte es fich, ob die Beftimmung der P. G. DO. auf Das 
Depofitum zu bejchränfen, oder ob fie auch auf andere Verträge oder Rechtsgeſchäfte 
auszudehnen ſei, deren Zweck die Innehabung einer Sache für einen Anderen mit 
der Verpflichtung zur Ruͤckgabe an dieſen oder zur Ablieferung an einen Dritten 
iſt? Die erſtere Anſicht') fand einen Anhaltspunft an Goblers Ueberſetzung; 
die andere hatte die Ueberſetzung von Remus, und dazu die Beiſtimmung der 
überwiegenden Mehrzahl älterer und neuerer Schriftſteller für fh’). Nur wollen 
einige Neueren irriger Weife, unter Berufung auf die Autorität von Eropp, Leibe 
und Pfandvertrag ausgenommen wiffen’), wie denn auch ſchon früher zum Theil 
willführliche Unterfcheidungen gemacht wurden ). Die zweite Anficht ift dann auch 
in die Therefiana (Art. 94. $. A.) und in den Cod. Maxim. (f. Anm. zu l. 2. 
$. 1. not. i.) übergegangen. Nach den Grundfägen des gemeinen Rechts über die 
Analogie war fie auch wohl die richtige. 

Ferner war ed zweifelhaft und beftritten, ob aus der Nichterwähnung an— 
derer Fälle in ver P. G. DO. deren Straflofigfeit zu folgern fei oder nicht? Nament- 
lich alſo der Fälle der Unterfchlagung gefundener Sachen, zugelaufenen Viehs, 
überhaupt folcher Sachen, die man rechtmäßig oder mindeftend nicht Durch Diebs- 
griff in feinen Befig erhalten hat. Meift wird freilich die Frage nur unvollftändig, 
namentlich blos binfichtlich gefundener Sachen und ähnlicher Falle erörtert. Uebri— 
gend find in Beziehung auf die Unterſchlagung dieſer weitaus die meiften Aelteren 
und Neueren ’) dafür, daß fie nach gemeinem Rechte, wenn aud in geringerem 
Grade, ftrafbar fei, freilich unter fehr verfchiedenen Mopificationen im Einzelnen. 

Außer der Beinl. Gericht8-Orbnung enthält indeffen, was freilich gewöhnlich 
überfehen wird, noch ein anderes Reichsgeſetz wenigftens einen Fall der Unter- 
—5 Die Wein-Ordnung Marximilians I. vom Jahre 1498 8. 3. bedroht 
nämlich Unterſchlagung des zum Verführen erhaltenen Weins (nebft konkurrirendem 
Betrug) mit Strafe an Ehre, Leib und Gut‘). 

Mochte man nun aber die vürftigen Beftimmungen der Peinlichen &e- 
tichts - Ordnung aus dem Römifchen oder aus dem älteren Deutjchen Rechte 
zu ergänzen beftrebt fein, fo gelangte man auf jedem diefer beiden Wege 
nach der richtigen Anficht auf den im Vorſtehenden angebeuteten weiteren Bez 
ge der Unterfchlagung, wonad fie ſich namentlich nicht auf die widerrechtliche 

neignung anvertrauter, oder überhaupt irgendwie unter der Berpflihtung der 
Rüdgabe oder Ablieferung an einen Dritten übergebener Sachen befchränft, ſondern 
— — — — 
9 ©. bie Kommentare bon Ludobici und Beher, beſonders aber Carpzov pract. 
qu. 85 Nr. 66. 71, und Wächter Lehrb. 11. 341. 397. 398. f. a. ea S. 238. 
2) ©, die ftommentare von Stephani, Blumblader, Kreß ad art. 170, Böhmer 
ib. $. 1, Gerſtlacher Handbuch d. Deutſchen Reichsgef. Xl. ib. Grolmann $. 207. not. a, 


Tittmann $. 510, Martin $. 200, Hepp Veriuhe ©. 18, Roßhirt Gef. u. Spftem 1, 
314 ob. Bauer $. 264 not. c. Marezoll ©. 499, Mittermaier in Demmes Annal. VII, 
14 f. vgl. auch die in ber folg. Note —* fuührten. 

) Dollmann zung S. %. %. Heffter $ 400 not. 2. Walther Funbbiep- 
ſtahl ©. 81. vgl. auch Rahn in Schaubergs er Zürd. Nechtöpflege. 1. 420. 

4) ©. z.B. Kleinſchrod Abbandl. I. 107— 109. vgl. aber. dagegen Grolman in 
* u... 1. 2. ©. 205. 206, und überhaupt noch Dollmann in ben Bl. f. Redhtsanwen- 
ung. X. . 

5) AM. find Dollmann —— ©. %. 108, Roßhirt Geſch. u. Syſtem Il. 314. 
319 (?), Mittermaier in den Annalen VIl. 2. 15. (f. aber benf. im N. Arch. 1852 ©. 438, 
439), Walther Funddiebftahl S. 68— 91. Unbeftimmt äußern fih Scholz a. a. O. ©. 10, 
Eſcher Betrug ©. 261—263. f. ©. 260 Note, Zemme Glofien ©. 286. ob. 
6) Gerſtlacher Handb. d. Deutſchen Reichsgeſ. IX. 1347, vgl. K. P. OD. b. 1548 u, 1577, 


Kittel 16, 
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auch die widerrechtlidhe rag sap gefundener, ja überhaupt aller und jeder frem- 
den Sachen in fich befaßt, die man auf rechtmäßige, oder, wenn auch nicht, doch 
mindeftens nicht auf diebifche Weife in feinen Befig erhalten hat. Soweit das 
Römische Recht in Frage fteht, ift Died auch meift zugegeben’). Daſſelbe fah in 
der Unterfchlagung, ohne mit der vorkommenden Bezeichnung: interversio, eine tech: 
nifche Bedeutung zu verbinden, einen der mehreren Fälle des furtum rei ipsius, 
und gab diefem durchaus den angedeuteten Umfang”). Daß aber auch das ältere 
Deutfihe Recht den Begriff der Unterfchlagung feinesweged in engere Grenzen 
bannte, ift gegen die dur Eropp aufgefommene Anficht an anderem Orte aus: 
führlich gezeigt worden’). Jedenfalls hat die herrſchende Doktrin, und, ſoweit fie 
irgend mit Verläffigkeit zu erkennen war, die gemeinrechtliche Praris für die ans 
gegebene Auffafjung aufs beftimmtefte entſchieden. 


$. 2. 


Thatbeftand der Unterſchlagung nad dem gemeinen 
Deutfhen Rechte. 


Auf der Grundlage des im vorigen Paragraphen Angeführten, ift der That- 
beftand der Unterfchlagung gemäß der richtigen Theorie nach gemeinem Rechte 
folgendermaßen näher zu beftimmen. 

1) AM. 3. B. Mittermaier $. 315 a. zu Feuerbach, not. 4, 

2) ©. —— Wächter im Rechtslexik. II. 360. Rr. 34. 35. Dollmann Entwen- 
bung ©. 10. 11 (&. 11 ob. „auf erlaubte Weiſe“ ift eine willklürliche Beſchränkungh), Walther 
Fundbiebftahl S. 28—34. 

3) S. meinen Art. in ber Erit. Ueberfchau II. 203 f. An Begiebung auf den Funddieb— 
ſtahl ift noch Einiges beizufügen: In unzähligen Weisthümern mwirb ber Fund („Fund u. Prund“ 
— „tiber ber Erbe und unter der Erbe” — „bon ber Erben an bis an den Himmel“ u. f. f.) 
ber Grundherrſchaft pinbizirt, f. er Grimm Weisthbümer 11. 14. 20. 24. not. 3. 33. 42, 44. 
47. 49. 59. 69. 73. 81. MW. 92. 96. 98. 99. 101. 102. 103. 107. 109. 110. 112. 114. 117. 122, 
124. 250. 253. 255. 257. 361. 267. 284. 288. 290. 293. 301. 304. 308. 316. 319. 321. 322, 
324. 332, 334. 337. 340. 343. 353 u. f. f. — Dabei bat man wohl meift an berrenlofe Sachen 
zu denken. Unfehlbar ift dies der Fall bei dem Weistb. von Trittenheim (©. 325), wo dem 
Herrn „Freimadı gegeben wird, nad Pfrondt ober fund zu ſuchen, es fei in Käufern, Wein- 
gärten, Wiefen, Feldern, ausgeſchieden allein bes Diannes Feuerplatz ober Heerd und Plaß feines 
Betts;“ eben fo in bem von Reumünfter 1429 (eb. ©. 34 ob.), mo es beißt: is sie uff den 
lehen oder anderswa, under der erden oder uber der erden, is sie von golde, silber, 
— bly, isen, steynekohlen oder anders wie oder was man fondt nennen mag. 
Allein, daß dies feineöwegs durchgängig ber Fall ift, vielmehr auch bloß verlorene Sadyen unter 
ben Begriff des Fundes fallen, zeigt bad Werstbum bon Taben 1486 (eb. ©. 74. 75), welches 
fagt: Item weisen sie auch dem abt zu fondt und prondt, und were es sach, dass etwas 
funden würde, es se golt, kleider, viehe oder ander stückh, so wie die weren, soll 
der fundt dem abt allein zustehen, darumb dass er ein grundtherr ist, — und weiterhin: 
were es sach, dass einige fundt funden würden, ess were geldt, kleidter, hausrath, 
viehe o.a. etc. Verbältnikmäkig viel feltener find die Stellen, welche verorbnen, daß die verlo— 
renen Sachen eine gewifle Zeitlang für den Eigenthümer aufgehoben werben follen, wie z. B. in 
bein Weistbum bon Zedingen 1534 (ch. S. 45). Das von Riffentbal 1620 (eb. ©. 71) 
verfügt: wenn Pferbe, Kühe oder was Unders im Dorf gefunden würde, fo fall bas Gefundene 
ber Herrſchaft beimfallen, wenn es 6 Wochen und 3 Zage im Dorf verblieben fei. Ob nun aber 
berlei Sachen als Eigentbum bes Verlierenden ober bes Örunbberrn angefehen wurben, jedenfalls 
fiebt man, baß ber Begriff der Fundunterſchlagung im Deutſchen Rechte ein gang und gäber war. 
Nur beim Bienenfund fommt meiftend bie Beftimmung vor, daß der finder die Hälfte bebalten 
bürfe; f. eb. &. 11. 72. 251. 265. 272., während allerdings in anderen Quellen der Finderlohn 
fi viel häufiger findet. Daß aber die Gewährung des Finderlobns den Begriff ber Sunbunter- 
ſchlagung nicht ausſchließt, vielmehr denfelben gerabe borausfekt, braucht faum beſonders bemerkt 
zu werben. Nur als feltene Ausnabme fommt es bor, daß gefundene Sachen von einem beftimm» 
ten geringeren Wertbe bem finder zugefprochen werben, wie in ben Weistbümern von Dübdingen, 
geiningenaltorf, Piebenftein und S. Ingbert (eb. ©. 47. 48. 55); unb es findet ſich 
babei meift der charalteriftifche Beifaß: so er schweigen kann. In dem Weistbum von Alflen 
1499 (eb. ©. 410) ſteht: „Wer einen Fund fünde, geſchweige; könnt’ er nicht gelämweigen, fönnt' 
er macht (?) mebr verliefen. Der Pfrund ift eine Sache vor fi; wer fi damit diel befüm- 
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L Das Objeft ded Verbrechens bildet, wie beim Diebftahle, das Eigen⸗ 
thum. Daher fann der Gegenitand der Handlung nur eine fremde (und zwar 
bewegliche) ') Sache fein. Der Eigenthümer fann an feiner eigenen Sache 
das Delikt nicht begehen’), nur ein untauglicher Verſuch veflelben iR ihm 
möglih’). Eben fowenig können herrenlofe Sachen, wie 3. B. ein Schag, Gegen- 
fland der Unterfchlagung fein, was gleihwohl einige für möglich halten *). 

Wenn num aber in foweit die Unterfchlagung ganz mit dem Diebftahl über- 
einftimmt, fo unterfcheidet fie fich dagegen von dieſem fehr wefentlich in dem wei— 
teren Erforderniffe, daß die fremde Sache eben nicht durch eine animo furandi ver- 
übte Beſihentziehung oder Theilnahme an einer foldhen in die Hände des Thäters 
gelangt fein darf. Gerade diefed Moment indeffen wird meift unrichtig oder min— 
deftend unvollftändig beftimmt. Namentlich ift zunächft jede politive Bezeichnung, 3. B. 
Zueignung einer Sache, die man bereits in Befit und Gewahrjam bat’), 
unrichtig, weil damit der Fall nicht getroffen wird, wenn der Thäter ſchon den 
Befig einer gefundenen Sache animo furandi ergreift"). Man hat dadurch abau— 
helfen gefucht, daß gefagt werden foll; einer Sade, die der Thäter in rechtmäßi- 

em Befig hatte oder in Befig zu nehmen befugt war’). Allein nicht nur 
ömmt Grohmann a. a. O. ©. 237. 238 felbft mit einigen Fällen ind Gedränge, 
wo der Thäter objektiv ohme Recht, wenn auch in gutem Glauben G. B. als pu— 
tativer Erbe) Befig ergriff, fondern er überficht mit den Meiften gan, daß Unter: 
fhlagung auch dann vorliegt, wenn der Thäter den Beitg unrechtmäßig, aber 
nur nicht dur Stehlen oder Theilnahme am Stehlen erlangt hat’). Noch 
irriger find alle pofitive Bezeichnungen, die ſchon von vorn herein auf der Aus— 
ſchlleßung des Funddiebftahls von dem Begriffe der Unterfchlagung beruhen’). Das 
fraglihe Moment läßt fich daher in richtiger Weiſe nur negativ, wie es hier ge— 
ſchehen ift, beftimmen ’°). 

Am — kann nun die Sache entweder 

A. dem Thäter von dem Berechtigten ſelbſt in Beſitz und Gewahr- 
fam gegeben fein. Dies kann mittelft jedes Rechtöverhältniffes gefchehen, deſſen 


mert und an fich bringt, möcht’ am Iehften zum Galgen dienen; ba büte ſich ein jenlidher für.“ Ange— 
ſichts fo vieler Beweiſe, die leicht noch fehr vermehrt werden könnten, mirb man doch wobl die Behaup- 
tung aufgeben müſſen, daß das Deutfche Recht fein Delift der Fundunterſchlagung gekannt babe! 

1) Martin $. %00 not. 8 meint, auch unbewegliche Sachen können unterfchlagen werden; 
f. dagegen Grohman $$. 206. 207, Wächter ®b. II, 340 unten. Rahn a. a. O. ©, 5 glaubt, 
auch Forderungsrechte fönnen Begenftand ber Unterfchlanung fein. 

2) AM. Rahn S. 2—4, ber bier übrigens bie Zürcherifche Praxis für fih bat. f. ba- 
genen befonderd Dollmann in ben BI. f. Rechtsanwendung X. 115. 116. Nicht any Mar ift 
Mittermaier in Demmes Annalen VI. 16; f. aber auch $. 315a. zu Feuerbach Nr. 12. Aus 
bem angef. Grunde nimmt bei ber Annahme eines indebitum feine Unterfchlaaung an Doll. 
mann eb. ©. 136. f. indefien meine demnächſt in ber Zeitfchr. f. Eivilr. u. Proz. erfcheineride 
Abh. über bie Grenzen bes ftrafbaren Betruas. 

3) Dies überfiebt Dollmann a. a. D. , 

4) 3. ®. Sepp und Grobmann in ben Abb. im N. Ar. 1850 und 1852, tbeilmeife 
auch Rlien Mebifion ber Lehre vom Diebſtahl S. 193 f. und, wie es fheint, Heffter $. 506; 
f. bagenen Schend im N. Arc. 1834 ©, 258, 259, und Mittermaier $ 315a 3. F. not. 11, 

5) ©. 4. 8. Grolman $. 207, Wächter 2b. 11. 340, Heffter $. 506, Dollmann 
in ben Bl. f. Rechtsanwend. X, 136 u. 9. 

6) An diefem Kalle nehmen freilich Manche, aber ganz gegen das pofitive gemeine Deutfche 
Net, Diebftabl an, worüber das Nähere. unten. 

7) Srobmann im N. Arc. 1852. j 

8) Wächter im Nechtslerifon III. 360 Nr. 34, Marezoll 2b. ©. 499; vol. übrigens 
aub Grobmann ©. 239, mo freilich das punctum saliens nicht aetroffen und Sepp mit 
Unrecht getadelt wird, und Temme Glofien 5. Preuß. Strafgefehb. ©. 285 (f. aber &. 286 ob.) 

9) Wie bei Martin, Mittermaier u. A. , 2 

10) Hierin hat Sepp im N. Arc. 1850 Recht; aber bie Ansfübrung ift mangelbaft, ba 
er doch wieder einen rechtmäßig erlangten Befib vorausſeht und noch überdies Unterfblagung an 
Berreniofen Saden „ohne Wegnahme aus dem Beſiß des Berechtigten * zu flatuiren feinen An- 
ftanb nimmt: 
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Haupt» oder Nebenzweck die Detention einer Sache für einen Andern mit der Ber: 
pflihtung der Reftitution der Sache an diefen oder der Ablieferung derſelben an 
einen Dritten bildet. Ausgefchloffen find dagegen alle Fälle, wo es fich nicht um 
die Eache ſelbſt handelt, fondern die Pflicht der Reftitution oder Ablieferung nur 
auf ein tantundem geht '). Thäter kann hiernach fein ein Depofitar, Kommodatar, 
wpfandgläubiger, Mandatar, negotiorum gestor, Miether, Handwerker, Uſuar, 
—* rachtfahrer, Vormund u. ſ. ſ. Die nähere Ausführung hierüber gehört 
dem Civilrecht an. Immer muß das Geſchaͤft oder Verhaͤliniß die vorhin bes 
zeichnete Natur haben, wobei es oft ganz auf die befonderen Umſtände des Falles 
ankommt’). Sobald aber die angegebene Vorausfegung vorliegt, ift auch Unter: 
Pe möglich, jo 3. B, um nur Giniges zu erwähnen, auch von Seiten des 
erd, wenn er in Beſitz gekommen und das Geld nicht gezahlt oder kreditirt iſt, 

von ‚Seiten des Berkäufers, wenn das Geld gezahlt, er aber durch ein comstit. 
‚im Beſitz geblieben ift; auch beim Trödelvertrag ift Unterfchlagung wenig- 

ens mittelft Ableugnung des Empfanges der Sache oder einer fonftigen Hands 
lung: möglich, welche die Abficht ausprüdt, ven Anderen um Sache und Preis zu: 


gleich zu nn) 

B. Oder fann die Sache ohne Vermittelung des Berechtigten in den Befig 
des Thäters gelangt fein, und zwar auf verfchiedene Weife: 

a, durch Anvertrauung von Seiten eimed Unberechtigten, dem er für ben 
ad hielt; 

. indem er irrthümlich in gutem Glauben die Sache als die feinige in 
Befig nahm, z. B. durch Mißgriff, ald putativer Erbe u. dergl.; 

- €. indem er fie unrechtmäßiger Weife, aber nur nicht durch diebifch ver: 
übte Befigentziehung‘) oder Theilnabme daran, alfo 3. B. dur Betrug, als 
falsus procurator oder — in Beſitz nahm’); 

d. indem der Zufall die Sache ihm in die Hand führte, wohin namentlich 
Befipergreifung an zugelaufenem Vieh und an verlorenen Sachen gehört. Verloren 
ift aber eine Sache dann, wenn der Berechtigte nach den Girundfägen des Givil- 
rechts den Beſitz verloren hat, d. h. wenn er in die Unmöglichkeit gelommen ift, 
das unmittelbare Herrichaftsverhältnig über die Sache beliebig zu reproduziren ‘). 
So lange dies nicht der Fall, die Sache alfo nicht wirklich verloren ift, begeht der 
Finder, welcher fie animo huerandi ergreift, nicht blos einen Fundviebftahl (eine 


1) ©. befondbers Heyne in den Neuen Sächſ. Jahrb. IL 155 f. und Dollmann in ben 
BI. f. Rechtsanw. X. 134—136. Ausgeſchloſſen ift baber die Möglichleit der Unterfchlagung na» 
mentlich beim depositum irregulare, bei ber Gpezififation eines als fungibler Sache übergebes 
nen Stoff (anders nah Bair. u. Preuß. Pandredt), bei der Uebernahme einer fungiblen Sache 
als folder zur Frachtfuhr, beim contractus socidae (anders nah Prenf. ER.), beim faufmän- 
nischen Rommilfionsgeihäft (UM. Henne ©. 165). Die von Dollmann mitermähnte Annahme 
eines indebitum gebört keinenfalls bierber. Ueber den Unterichied bes Mandats vom depos. 
irreg. f. Heyne a. a. O. ©. 102, f. 

2) Ueber das Mandat vgl. Dollmann a. a. DO. X. 116—123 (einentbümlich ift bier die 
Deſt reich. Praxis; f. Frühwald Hanbb. &. 180 unt.), über die Verfaufstommiffion Hehne a. 
a. D. ©. 165. vgl. Sarweh Monatfchrift VII, 265 f. und N. ſächſ. Jahre. 1. 4. ©, 114 f,, 
über Handwerker BL. f. Rechtsanw. 11. 318 f., über eine Reibe von fällen f. überhaupt Senne 
in dem angef, Artikel und (nicht fehr verläffig) Scholz ©. 59— 75. vgl. auch Goltdammer 
Romment. 11. 500, 

2 Nicht genau genug Mittermaier in Demmes Unnal. VI. 17, Neibmaper in Zu— 
rheins Beitr. 11. 262 f Goltbammer ſtomment. I. 505. f. dagegen Dollmann a. a. O. 
©. 129—134. vgl. Scholz ©. 72. 73, Heyne a. a. D. ©, 165. 166. NR. Sädhf. Jahrb. IX, 
109. 110. Shmwarze im N. Ard. 1853 ©. 338. 

4) Dollmann a. a. O. ©. 138. 

5) Dollmann eb. ©. 117. Nr. 8. ©. 139, Nr. 46, Anders natürlich, mo das betrüge- 
riſch Gingenommene in bas Eigenthbum bed Annehmenden übergebt, eb. S. 136. Nicht nanz genau 
Heffter $. 507 unter b. bel. meine o. a. Abhandl. in ber Zeitfchrift für Cibilrecht und 


rozeß. 
* vb. Sabiguh Beſiß 6 U. ©. 395 f. 415. 417. Puchta Pandelten $. 131. 
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Unterfchlagung), fondern einen wirklichen Diebftahl'), vorausgefegt nur, daß er Die 
Sade nicht in gutem Glauben für verloren hielt). 

N. Die — °) beſteht ſofort: 

A. objektiv) in der Zueignung der als fremd erfannten Sache. Dabei 
find aber verfchievene Fälle zu unterfcheiden: 

1) diejenigen, wo ber Thäter, ehe er das Delift beging, die Sache bereits 
inne hatte, fei es, daß fie ihm vom Berechtigten anvertraut oder fonft bona fide’) 
oder felbft mala fide, aber nicht diebifch in feinen Befig gelangt war. Nah Rö- 
mifchem Rechte ift hier, wie beim furtum überhaupt, die nothiwendige Voraus— 
fegung der Aneignung eine contrectatio fraudulosa*)., Nach Deutfchem Rechte da= 
gegen ift dieſes Erforderniß Fein abfolutes’). Die Aneignung‘) kann zwar und 
wird meiftend durch eine contrectatio, z. B. Veräußerung, Verſchenkung, Ber: 
brauch, — ıc. vollzogen werden. Sie liegt aber auch bereits in der Ab— 
un des Empfanges oder des Befipes der Sache gegenüber dem zur Rüdfor- 
derung Berechtigten, alle der Thäter zu diefer Zeit die Sache in der That noch 
im Befige hatte. (Hatte er fie nicht mehr im Befibe, fo hatte er fie fich entweder 
auf andere Weife, z. B. durch Verbrauh, Berfauf ic. angeeignet, oder er war 
ohne einen ſolchen Akt darum gefommen; legteren Falles liegt in der Ableugnung 
feine Aneignung der Sache’), ebenfowenig darin, wenn er den Empfang der Sache 
zugefteht, und blos die Reftitutionspflicht abfeugnet '°) Bei diefer Klaffe von Fällen 
ift indefien nicht felten die Vorfrage ſehr ftreitig, ob fich der Thäter wirflich bereits 
in der Detention der Sache befunden habe '')? jo namentlich bei Dienftboten, Holz- 


1) Klien Revifion S. 185 f. Grolman $. 179. Wächter ®b. 11. 340. Schend im 
N. Arch. 1834 ©. 234 f. Krug Studien II. 89 f. Mittermaier im N. Arc. 1852 ©. 458 bis 
460. Hufnagel Strafgb. m. Anm. ©. 368 Nr. 1. Weiß Komment. S. 650. A. M.Frühwald 
Handb. S. 201 unter c., II. dgl. noch Simon und Strampff Rehtfprüde I. 364. Hitzig 
Zeitfehr. IX. 439 Note. 

2) Blöbe in ben N. Sächſ. Jahrb. I. 2. ©. 1 f. (zum Theil übertrieben); bal. dagegen 
Walther Funddiebſtahl S. 74— 77. Mittermaier im N. Ar. 1852 S. 464 -466. Wei 
Komment. ©. 649 not. 5. S. 650. Thür. Wocdenbl. 1852 ©. 212f. Haimer! Magaz. VI. 
Beil. ©. 15. 16. f. übrigens aud ſchon Grolman $. 179 not. c. und Wächter Rechtslerik. 
11. 398 not. 138, 

3) Unnötbige Kautelen f. bei Mittermaier in Demmes Annal. VII. 3. 4, und nad ihm 
bei ie ©. 11. 

4) Das fubjeltive Moment ift natürlich hinzuzudenken, daher die Bedenken und Vorwürfe 
bei Bönner Jahrb. 1. 246 f,, Mittermaier in Demmes Annal. VI. 6 u. U. ungegründet. 

5) Dabin gebört allerdings auch ber Fall einer zunächſt bona fide ergriffenen verlore- 
yet RAN e. Allein aus formellen Gründen erjchien es ziwedmäßig, biefe Fälle unter 2 befonbers 
aufzuführen. 

6) Darauf bebarren denn Manche auch nach bem gem. beutichen Nechte, 4. B. Wächter 
2b. II. 340. 341 (vgl. Rechtslexik. III. 360 not. 34, S. 365 not. 66, mo er nur vom römijchen 
Rechte fpricht), vgl. Bauer $. 264 not. d., Heffter .” not. 2, Marezoll ©. 499, Sepp 
> ur XIV. 353, Lüden Abhandl. I. 392. 497. WU. M. nad röm. Recht Scholz 

7) Grolman $. 207. Bauer $. 264 not. ce. Mittermaier in Demmes Annal. VII, 
55 Beim hr N. Arch. 1850 ©. 599 ob. vgl. Oeftr. Zeitfchr. 1846 ©. 49 f. Jadariä 

erſuch 1. 73. (2) 

8) Auffallender Weife jagt Mittermaier in Demmes Annal. VII. 22 (und, wie ge- 
woͤhnlich, nah ibm Scholz ©. 14), die Sache müfle in das Eigentbum bes Thäters übergeben ; 
f. dagegen Dollmann in ben Bl. f. Rechtsanw. X. 194. N. 48. 

9) Inbeſſen läht ſich über den Hall des Abläugnens bed Empfangs ber Sache ftreiten. 
Sollte bier nicht der Werth an die Stelle der Sache treten? 

10) Nicht gan — Mittermaier in Demmes Annal. VII. 22. 23, und nach ihm 
Scholz S. 14—16; agegen Dollmann in den Bl. für Rechtsanwendung X. 194. 195. 

11) Graefe (Pr. Treiber) de furt. frumentar. 1718 8. II. Klien ©. 171 f. Titt- 
mann $. 415. 510. Jenull in Pratobev. Mater. II. 205 f. Weffelp in der Oeſtr. Zeitſchr. 
1833 S. 321 f. Bauer $. 264 not. a. Heffter $. 506 not. 4. Mittermaier in Demmes 
Annal. VII. 18—20. —— 76. 77. Wächter im Rechtslex. III. 423. Dollmann in ben 
Bl. f. Rechtsanw. X. 137. Efcher Betrug S. 277—288 (f. bier auch das theilmeife auf fehr 
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machern, Drefchern u. vergl. Es genügt dazu nicht fehon, daß der Thäter gu der 
Sache leichter ald Andere den Zutritt hatte (wie MWirthshausgäfte, Dienftboten 
hinfichtlich der ihnen nicht irgendwie befonders übergebenen Sachen der Herrſchaft ıc.) 
Wohl aber genügt es, wenn die Sache dem Thäter auf irgend eine Weife zur 
Verwahrung, Aufficht, Beforgung'), Bearbeitung *) oder zum Gebrauch’) überge- 
ben war; nur muß das Delift eben während der Dauer des beftimmten Auffichts-, 
Bearbeitungds ıc. Verhältnifies verübt werden. Ammer aber ift jehr wohl zu beach» 
ten, daß der Thäter nicht die Detention felbft fchon auf diebifche Weiſe erlangt 
haben darf, was auch dann ftattfinden kann, wenn er die Sache unmittelbar aus 
der Hand des Berechtigten, aber ohne daß diefer die Mebertragung der Detention 
auf ihm beabfidhtigte, erhielt‘). Dagegen bleibt die Handlung —— 
ſobald der Berechtigte die Uebertragung der Detention auf den Thäter wirklich beab— 
ſichtigte, mochte ſie dieſer gleich durch Täuſchung erſchlichen haben, und mochte 
gleich letzteres bereits mit vorgefaßter Abſicht der Zueignung geſchehen fein’). 

2) In den Fällen dagegen, wo der Zufall die Sache dem Thäter im die 
Hand führt, tritt Die Möglichkeit ein, daß ſchon die Befigergreifung felbft von vorn 
herein animo furandi ausgeführt fein kann“). Gleichwohl liegt auch in dieſem 


willkührlichen Diftinktionen berubenbe engliihe Net. bal. Mittermaier im N. Ard. 1852 
©. 67. not. 10). Kriminal:Yeitung 1. Nr. 16. Hufnagel Komment. III. 460 — 466. 
Mittermaier im N. Arch. 1852 ©. 60 f. 540 f. 

1) Diefe Momente enticheiden befonders bei Dienftboten. Klien und Dollmann a. a. DO, 
weniger genau Tittmann einer-, Mittermaier anbererfeits. vgl. bas nicht nachahmenswerthe 
engliſche Recht bei Eicher ©. 283 (f. au das preuß. Obertribunal bei Soltbammer Arc. IIL 
133. Thilo bad. Strafgefekb. ©. 344 (??) und dagegen die öftreich. Jurisprudenz bei Früh— 
mwalb Handb. zu $. 181 Nr. 2. 

2) Drefcher, welche während ber Arbeit Garben befeitinen, begeben feinen Diebftahl, fon: 
bern eine Unterfchlagung Alien a. a. D. M. M. bei Tbilo aa ©. Goltdammer 
Arch. I. 397. / 

3) Der Gaft, welcher den ibm zum Eſſen gegebenen Löffel einftedt, der Gefangene, welcher 

die ihm zum Gebrauche überlaflenen Utenfilien mitnimmt, unterfchlägt. Indeſſen herrſchen bier: 
über bie verfchiebenften Anfichten in der Doftrin und in der Praxis. Ueber Entwenbung aus 
einem bem Täter verfchloflen überaebenen Koffer f. 3. ®. Goltbammer Ard. 11. 122, 211— 
216. 425. 426. j. 1. 573 (2), über Befeitigung bon Garben durd den Getreide bom feld megfüh: 
renden Knecht eb. I. 710 u. bair. Eikungsber. IV. 115. j. IM. 511. 512, über bad Mitnebmen 
ibm anvertraut geweſener Gefängnifi » Utenfilien durch einen entmeichenben Gefangenen Golt- 
bammer Ar. I. 91. 397 (9, beff. Ger. bei Bopp &. 160 1. (2), vgl. öftreich. Urtb. 15. Apr. 
1852 und Frühwald a. a. O. Hufnagel II. 459-461, Mittermaier im N. Arch. 1852. 
&. 60 f. u. ſchon Titt mann $. 415; f. aud noch Goltdammer Arc. 11. 257 (richtige Abwei- 
fung eines unbegreiflihen Antrags). Präjudizien bei Wei Komment. S. 580 (?). Ueber bag fran- 
zöſiſche Recht f. Helie VI. 543 8q. (Nvpels 1. 232 sq.). Morin dietionn. p. 806. Journal 
1845 p. 155 sq. Rauter U. 108 sq. Haus IM. 76 sq. 
a 4) Wie in bem von Dollmann in ben BI. f. Rechtsanw. X. 138 not. 45 angef. Fall: 
„Ein Bauer fommt vom Markte mit wohlgefüllter Geldfabe nad Haus; bier beftürmen ihn bie 
Kinder um eine Gabe aus bem Ueberfluß; er meilt fie ab; mie fie aber immer ungeftümer wer— 
ben, reift er das Fenſter auf und thut fo, als reiche er ben Gurt einem Aufenftebenden zu, in— 
bem er ausrief: „Da, N. N. (er nannte babei ben Namen eines im jener Gegend berüchtigten 
Bauners) haft Du das Geld!“ Der auf biefe Weife Herbeibefchmorene, ftand aber leibbaftig 
bor beim Fenſter auf der Lauer (er batte den Bauern fhon auf ber Schranne ins Auge gefaft 
und war ihm nadhgefchlichen) und fäumte natürlich nicht, bie fo überraſchend dargebotene Babe 
in Empfang zu nehmen und bamit eiliaft dat Weite zu ſuchen.“ — 

5) UM. und zwar, daß bier Diebftabl anzunehmen fei, ift bas englifche Recht (f. Eſcher 
Betrug &. 277. 80— 282); ebenfo Mittermaier arg. feiner Note 1 zu Feuerbach $. 318, 
besgleichen das Urtbeil in den N. fächf. Rabrb. VII. 84. Nr. 4. (Rreufen). Betrug ift ange 
nommen in ben Bair. Sikungsberichten 111. 386 f. IV. 99. Note. N. fädhf. Qabrb. VIU. 212, 
Nr. 23 (Deftreih). Haimerl Magazin VI. Beil. S. 14 (vgl. ſächſ. OAGer. bei Held u, 
Siebdrat Komment. S. 343), Frübwald a.a. O Nicht genau aenug ift Dollmann a. a. O. 
©. a Mr. 8. ©. 139. Nr. 146. Näberes f. in meiner o. a. Abb in ber Zeitfchr. f. Cibilr. 
u. Bro. 

6) Died wird von Mebreren (4. B. Grolman, Bauer) überfeben; f. dagegen Hepp 
im N, Arch. 1850 S. 573, 574. 585—587 (freilich etwas fubtil). 
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all nur Unterfchlagung vor’), ebenfo wie dann, wenn der Thäter zuerſt in gutem 
fauben Beſitz ergriffen und erft nachher die Zueignung der Sache beſchloſſen hat ”). 
Die Handlung ift daher auch hier doch nur (wie bei 1.) ald Zueignung zu be= 
eichnen, die ſich noch nicht in der am fich erlaubten Befigergreifung, ſondern ewft 
n der (animo furandi vorgenommenen) Berleugnung, Berheimlihung, Berbraubung, 
Veräußerung der Sache verwirklicht. Dies ift auch die Anficht des Römifchen 
Rechts. Freilich find die Meinungen hierüber fehr verfchieden. Nach ver einen 
fol ſchon die Befigergreifung mit dem animus furandi das Delift hergeftellt haben ). 
Nach einer andern ift das Delikt erft dann vorhanden, wenn dem Finder der Eigen- 
thümer befannt wird '), wogegen von anderer Seite‘) behauptet wird, ſelbſt das 
Ableugnen gegen den fich meldenden Gigenthümer fei nicht als eigentliche Dekift 
behandelt worben®). In feinem Falle ift «8 richtig, das betreffende Delift als 
falsum oder Betrug aufzufaflen "). 

B. Gubjeftiv erforderlich ift, wie beim Diebftahl, dolus, fpezialifirt als 
animus Iueri faciendi, d. h.“) Abficht, die Sache widerrechtlich als Eigenthum zu 
haben und irgendwie Vortheil davon zu ziehen’). Dieſes Erforberniß, * bie äußere 
Seite der Panblung zurückbezogen, ergiebt: 

a. daß der bloße Gebrauch (der bloße, d. 5. fofern er nicht als Folge 
der unter A. angeführten Handlungen erfcheint) zum Ihatbeftande der Unterfchla= 
gung nicht hinreicht, und zwar felbft dann nicht, wenn dabei die Sache zu Grunde 
geht, und fofort der Empfang abgeleugnet wird '°); 

b. daß in der Verpfändung eine wirkliche Unterfchlagung bald liegen 
konn, bald nicht, je nachdem darin die Abficht der — oder die Abſicht des 
bloßen Gebrauches (erkennbar in dem von Anfang an erſichtlichen, durch die Um— 
ſtaͤnde ke Willen, die Sache rechtzeitig einzulöfen und zu reftituiren) fich 
ausdrüdt ''); 


1) A. M. — . 315. not. 5. Salchow Lehrb. 3. A. $. 337. 340. Sepp im 
N. Arch. XIV. 356 f. Henke Lehrb. $. 270 (f. dagegen Handb. II. 403. 404). Dagegen ift meber 
Martin noch Pfeiffer mit Recht bierber zu ftellen. Inkonſequent und unklar ift der Letztere 
allerdings; ſ. Schend im N. Ard. 1834 ©. 2332, Waltber Funddiebſtahl ©. 11. bel. über- 
baupt Schend a. a. D. ©, 238 f. Unklar ift auch dv. Alende in vd. Bothmers Erörter. II. 230, 

2) Klien, Revifion ©. 182 f., unterſcheidet beibe Fälle als; Funddiebſtahl und Fundunter⸗ 
[ölagung, — mit Unrecht, ba nad feinen eigenen Begriffen von Diebftahl bier nie bie Rebe fein 
ann und bie animo furandi geſchehene Befikerareifung an fi ein noch ganz inbifferenter Akt 
3 Schenda. g. O. S. 241. 243. 244. 250. 260. Waltber ©. 101; vgl. auh Mittermaier 

Arch. 1852 ©. 462. 463 (?) und Hepp eb. 1850 ©. 567. 
) Wächter Bebrb. II. 340. 

4) Grolman $. 179 not. b, 

6) Schend im R. Arc. 1834 ©. 251—255 (die Darftellung ift nidt ganz Far). 

6) Val. dagegen bie treffende Ausführung von Waltber — &. 27—33, 

Q Wie Schend a. a. Orte thut; f. dagegen Walther ©. 8i—87. Wenn aber biefer 
S. 80. 81 es auch nidht als Unterfhlagung gelten laſſen will, fo berubt bies eben auf einer bem 
beutfchen Rechte gegenüber durchaus willkührlichen Einfchränfung bes Begriffe der Unterſchla⸗ 
gung; f. indeffen ©. 90 bie Einräumung, daß das Delift unter das römiſche furtum falle, wor- 
aus aber feineswegs, wie W. will, feine heutige Etraflofigkeit, fonbern nur bie Subftitution einer 
(geringeren) öffentliben Strafe folgen würbe. vgl. auch Blöde a..a.D. ©. 10-16, u, Mitter- 
maier im N. Arch. 1852 ©, 458. 463. 

8) Ein genaueres Eingehen auf die Etreitfrage über bie richtige Auffaſſung des animus 
lueri würbe bier zu meit führen. Die Wächterſche Bezeichnung halte ih nicht für genügend, 
ba fie viel zu weit führen mürbe und deshalb unter allen Umftänden durch bie Hinweiſung auf 
ben Vortheil bes Thäters genauer beftimmt werben muß. 

9) Ubficht, die Sache dem Berechtigten völlig ohne Erſaß zu entziehen, fordern Gönner 
er 1 231 f. Mittermaier in Demmcs Unnal, VU.4.5.98f Scholz ©. 19—2%, 

350, theilmeife aub Hepp Verfuhe ©. 19—22 (für ben Fall ber Noth); |. a. Arnolb im 
ben BI. f. Rechtsanwend. VI. 334 f. en 

10) Mittermaier in Demmes Unnal. VI. 3. 4. 23. 24 (nicht! genau gen). Scholz 
©. 11. 16. 17 (ebenfo); ſ. beſonders Dollmann in ben Bl. f. Rechtsanwend. X. 195—197, bal. 
jebod oben bei II. A. 1. 

41) Dollmann a. a. D. ©. 203. 204, vgl. Hufnagel Romment. II, 465. 466, Weiß 
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c. daß unter derſelben Borausfegung, d. h. der Durch die Umflände bewahr⸗ 
heiteten ernftlichen Abficht der rechtzeitigen MWiedererftattung in gleicher Quantität 
und Qualität, felbft der wirklihe Verbrauch vertretbarer Sachen’) als 
bloßer Gebrauch, johin nicht als Unterfchlagung erfcheint, felbft wenn die Ausfüh- 
rung der Abficht wider den Willen des Thäters vereitelt wurde?). Der entfchei- 
dende Punkt liegt im Wefen der vertretbaren Sachen, vermöge deffen hier gar nicht 
die Sache als Tolche anvertraut, fondern nur der Werth libergeben erfäheint®), 
Freilich verfennen dies die Meiften*) von dem Satze ausgehend, daß ja auch beim 
Diebſtahl die Abficht des Erſatzes nichts ändere; fie Überfehen aber, daß nicht dieſe 
Abſicht an fich es ift, welche im betreffenden Fall das Delift der Unterfchlagung 
aufhebt, fondern nur der Umftand, daß unter der Vorausſetzung diefer Abficht der 
Verbrauch fungibler Sachen gar nicht mehr als ein den Thatbeftand der Unter⸗ 
ſchlagung bildender Aft fi darftellt, daß aber insbefondere vom Diebftahle in 
diefer Richtung gar fein Schluß auf die Unterfchlagung zuläflig ift, weil bie äußere 
Handlung zwar beim Diebftahl allerdingd der Art ift, daß fie Durch wie Abficht des 
Erfages ihre weientlich und unter allen Umftänden widerrechtliche Ratur nicht ver: 
kieren kann, gerade dies aber bei der Unterjchlagung ſich anders verhält‘). Ins 
defien iſt der hier behauptete Sa auch nur in Beziehung auf vertretbare Sachen 
und nur unter der hier angegebenen Befchränfung richtig *). 

Wie beim Diebftahl, fo wird auch bei der Umterfehlagung der dolus dur 
die Einwilligung des Berechtigten ausgefchloffen, jelbft wenn der Inhaber dieſe 
blos irrthümlich, aber in gutem Glauben vorausjept"). Auch durch die Abficht 
der Kompenfation fann der dolus ausgeſchloſſen fein’), wobei aber Gleichartigfeit 
der Sadıen die nothiwendige Vorausfegung bildet. 

C. Bollendet wird die Unterfchlagung durch jede Handlung (f. unter A.), 
welche ungweideutig die Abficht der Aneignung, die Abficht, dem Berechtigten die 
Subftanz der Sache zu entziehen, ausfpriht”). Zu erinnern ift nochmals, daß 
zum Ableugnen nah Römiſchem Rechte noch contrectatio hinzufommen mußte. Eine 
gefegliche Pflicht zur Anzeige gefundener, zugelaufener ac. Sachen befteht gemein: 





Romment. ©. 655, Held u. Siebbrat Komment. ©. 335, und ben fall bei Gönner Jahrb. 
1. 243. vgl. ſächſ. Entw. Urt. 290. Motive 3. bair. Entw. Art. 291. 

1) Und zwar verfiegelt und berfchloffen übergebener. Ueber das depasitum irregulare, 
bas biermit nicht zu bermechfeln ift, ba bei ibm aus ganz anderem Grunde bie Möglichkeit einer 
Unterfhlanung überhaupt mwegfällt, f. o. unter I. A. 

2) &, befonderd Dollmann a, a.D, &, 197—202. bal. Sehne in ben R. fächf. Jahrb. 
I. 155170 (Goltbammer Komment. II. 505), mo das in ber vor. Note Bemerkte nicht ges 
börig beachtet, daher ber bier fraglihe Fall (S. 170) unſicher bebanbelt ift. 

Serabe dies mißfennt Rabn a. a. D. ©. 11—13 völlig. 

4) ©. befonders Derfteb Prüfung bed bair. Entw. &. 342 f. Klien Rebifion S. 1%, 
Hebp Verfuhe ©. 19 f. Eicher Betrug S. 274 (läft doch Ausnahmen zu). vgl. die Bem. von 
Hufnagel Komment. 1], 467 Note! 

5) Hierbon zeigt namentlih Hepp im N. Ard. 1850 ©. 598 gar kein Bewußtſein. 

6) Viel meiter geben Gönner, Mittermaier, Schola, Hepp (theilweile), Arnold in 
ben oben angef. Stellen; f. dagegen Dollmann a..a. ©. &. 209 f. dal. noch Efcher Betrug 
©. 273. 274. Sufnagel Komment. II. 466. 467. II, 462. 704. Hepne in ben N. fühl. Kabrb. 
11. 161. 170, mit diefem übereinftimmend Goltbammer Komment. 1. 505. Wei Komment. 


55. 
D L. M 8. 5. L. * 7.8. L. 76 D. de furt. (47. 2) Dollmann a. a. DO. ©, 214 
bis 216 überſieht, daß ber Thäter, welcher obne Kenntni ber borbandenen Einwilligung bes 
Eigentbümers handelt, wenigſtens einen Verſuch am untauglicen Objekte verſchuldet. Auf bie 
bermutbete Einwilligung gründet Rahn a. a. O.“ S. 9—13 bie Etraflofigkeit des Verbrauchs 
beim Vorhandenſein bereiter Erfakmittel, felbit bei nicht fungiblen Sachen. 

8) Mittermaier in Demmes Annal. VI. 29, genauer Dollmann a. a. O. ©. 216. 
Weit Komment. ©. 656. 

9) Mittermaier in Demmes Annal. VI. 31. 32. Zbeilmeife vermorren Scholz 
6. 4—%. 43—50; ebenso binfichtlih bes Funddiebſtahls Hepp im N. Arch. XIV, 359. 360 
(f. aber denf. eb. 1850 S. 598), bal. dagegen befonders Schend a. a. O. 6. 260, u. Walther 
Funddiebſtahl S. 27—33 (mo freilih nur bom römischen Rechte bie Rebe ift). 
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rechtlich nicht, da in dieſem Punkte nicht") das Ältere Deutfche Recht”), fondern 
das Römische maaßgebend ift’). Die Ableugnung muß daher dem ſich melvdenden 
Berechtigten gegenüber erfolgen *). 


$. 3. . 
Strafe der Unterfhlagung nad dem gemeinen Deutſchen Rechte. 


Die Peinl. Gerichts-Dronung feßt auf die Unterfchlagung eines Depofttum Die 
Diebftahlöftrafe “). Diefe Strafe hätte dann nach den richtigen Grundſätzen über 
analogifhe Anwendung der Geſetze auch auf andere Veruntreuungen ausgedehnt 
werden müflen, wogegen für Unterfehlagung gefundener, zugelaufener ıc., überhaupt 
nicht anvertrauter Sachen zwar nah Römiſchem Rechte diefelbe arg wie 
bei der Unterfchlagung überhaupt, d. h. die Strafe des Diebftahls hätte eintreten 
müffen, nach älterem Deutfchen Nechte dagegen Verfchiedenheiten der Anfichten 
ftattfand °), während die Peinl. Gerihts-Ordnung hier ganz rathlos ließ. 

Es erfcheint als überflüffig, die mannigfach abweichenden Anfichten der 
Theoretifer hierüber (f. oben $. 1.) genauer aufzuführen. Soweit fib aus den 
zerftreuten Nachrichten über die Praris etwas Allgemeines mit einiger Berläfftgfeit 
entnehmen läßt, fo ließ die herrfchende Praris, wie namentlih Karpzov fie be- 
zeugt’), ſelbſt beim Depofitum an der Strenge der Peinl. Gerichtd-Drdnung nach *) 
und ftrafte alle und jede Art der Unterfchlagung geringer, als den Diebftahl’), und 
zwar die Unterfchlagun —— zugelaufener ꝛc. Sachen!“) in der Regel wieder 
geringer, als bie Unterfch agung anvertrauter Sachen ''). 


8. 4. 


Berhältniß der neuen Befepgebungen zum gemeinen Deutſchen 
Rechte in diefer Lehre überhaupt. 


Um dieſes Verhältnif angeben zu können, ift ed nöthig, ald Anhaltspunkt 
hier den Begriff der Unterfchlagung voranzuftellen, wie er nach richtiger Auffaffung 
des — Rechts ſich als das Reſultat der im 8. 2. gelieferten Ausführung 
ergiebt. 

. Unterfchlagung ift hiernach die widerreihtliche, in der Abficht dem Berech- 
tigten die Subftanz zu entziehen und fie für fich zu haben, vorgenommene Zueignung 
einer fremden beweglichen Sache, ohne ſolche durch Entziehung aus dem Befige 
des Berechtigten in diebifcher Abficht in die Detention erlangt zu haben, fei es nun, 





1) Wie Schend a. a. D. meint. 
2) ©. über biefes meine Abb. in ber frit. Ueberſchau III. 203 f. 

3) Waltber jzundbiebftabl ©. 83. 88. 89. 

4) Vgl. Mittermaier im N. Arch. 1852 ©. 460 — 462. j. 463. 466. 467. (?) Blöde 
a. a. O. © 21-30, 

5) Die Tiroler Malef. ©, $. 20 (Wendt) drobt für Hinwegführung dertrauten Guts 
bie Strafe der Ertränkung. Die Tiroler Landesordnung VII. 29 fept auf bie Verläugnung 
ſolchen Guts die Diebftahlsftrafe. 

6) Val. hierüber meine Abb. in der Frit. Ueberichau. 

7) ©. noch befonder® die Anmerf. aum Cod. Maxim. I. 2 $. 1 not. i. und $. 10 
not. a., fowie Theresiana Urt. 94 $. 10 „Drittens“. Beide Gefekbücher ftellen übrigens bie 
Unterſchlagung zum Diebftahl. 

8) A. M. Wächter Lebrb. I. 341. Ungenau Marezoll ©. 500. 

9) ©. die Citate bei Bauer $. 265 not. d. und Heffter $. 507 not, 1. 

10) Gar nicht ermäbnt ift biefe in der Therefiana, mobl aber im Cod. Maxim. I. 2, 
F. 10. a. €. Auch die Verbeimlihung eines Schapes ift bier für ftrafbar erklärt (f. bie Anmerf, 
bei not. f.); bie Abläugnung gegen ben bie Sache herausfordernden Eigentbümer wirb in ben 
Unmert. (not. h.) als ein ſchwerer zu beftrafenber dal bezeichnet. 

11) HSeffter $. 507 not. 3. Zittmann $. 510. vgl. Pfeiffer pralt, Ausführ. II. 267. 
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daß fie dem Thäter von dem Berechtigten irgendwie mit der Verpflichtung zur 
Zurüdgabe oder zur Ablieferung an einen Dritten übergeben, oder daß fie von ihm 
efunden worden oder durch Zufall, Irrthum, Uebertragung von Seiten eines Un- 
Berechtigten oder jelbft durch einen unrechtmäßigen, wenn nur nicht diebifchen Akt 
in feine Detention gelangt fei. 

Wiewohl nun die neuen Gejegbücher auch in diefer Materie (f. die Ein- 
leitung) fehr von einander abweichen’), jo ftimmen fie Doch wenigitend darin übers 
ein, daß fie faft ohne Ausnahme das Delift nicht ald Betrug’), ſondern ald eine 
Art der Entwendung ’) anjehen. Ebenfo freilich aber auch darin, daß feines der- 
jelben den Begriff des Delifts in dem hievor nach dem gemeinen Deutſchen Rechte 
angegebenen Umfang auffaßt, vielmehr alle hierin mehr oder weniger Lücken laffen, 
und befonders die Unterſchlagung gefundener Sachen, wenn fie dieſelbe nicht gar 
als Diebftahl bezeichnen, wenigſtens außerhalb der Sphäre des Gattungäbegriffes 
ftellen. Daß dies ein fyftematijcher Fehler ift und zu mancherlei Unzuträglichkeiten 
führen muß, weil die neuen Gejepbücher meift Doch auch wieder einen allgemeineren 
Begriff von Unterfchlagung gleihjam im Hintergrund haben, ift gewiß nicht zu 
leugnen, Indeſſen muß man doch nicht im Uebermaaß formaliſtiſcher Mikrologie 
ganz überſehen“), daß die moderne Geſetzgebung für die gedachten Lüden plaufible 
materielle Gründe, unter anderen namentlich aud; das Motiv ’) haben kann, das 
ftrafrechtliche‘ Gebiet thunlichft zu bejchränfen ®). 

Bon dem legteren Punkte nun vorerft abgejchen, tritt der Begriff der Unter: 
fohlagung in den neueren Gefegbüchern in ſehr verjchiedener Geftalı auf. 

Die meiften nämlich bejchränfen ihn auf die Veruntveuung anvertrauten 
Gutes. Technifch ift daher auch diefe Bezeichnung vom Defterreichifchen Geſetz— 
buche, das in dieſe ng gehört, ganz richtig angenommen; dagegen unrichtig vom 
Sächſiſchen, defien Begriff darüber hinausgeht’), und noch mehr vom Thü- 
ringijhen, das hierin noch mehr thut. Umgekehrt fehlt die technijche Bezeich— 
nung in anderen Gejegbüchern, denen fie ihrem Inhalte gemäß ganz wohl anjtehen 
würde, wie dem Baierifhen, Oldenburgiſchen, Hannöveriſchen, Hef: 
fifhen, Badiſchen und Breußifchen. 

Und zwar findet fi) die gedachte Beichränfung bald in einer allgemeinen 


1) Das Gegentheil verfihert Häberlin IV. 136, ber es fi übrigens mit der Nachmer- 
fung ber Uebereinflimmung bier befonders bequem macht. Anbererjeits ift in der Kritit von Sepp 
im N. Arch. 1850 ©. 651 f. zu viel Haarfpalterei und, wie oft, eine ungerechte Animofität gegen 
bas mürtemb. Geſeßb.; überbies herrſcht durchaus die derlehrie Vorausfepung, daß ber Begriff 
ber Unterfhlagung aud auf die Vorenthaltung einer herrenlofen Eache pafjen müſſe. Gegen bie 
———— Beurtheilung des Saͤchſ. Gb. ſ. Grohmann in den angef. Abh. im N. Arc. 

2) So faßt das franzgöfifche Recht die Unterſchlagung auf; f. Code art. 408. Geſe 
1832 art. 9. vgl. Chauveau Code progress. p. 3% sq. hauter U. 146 sq. Helie vil 
353 sq. Morin Journal d. droit erim. 1844 p. 2 sq. Sebire encyclop. v. abus de con- 
fiance, Journal d. droit crim. 1846 p. 15 sq. 1847 p. 122. Uebrigens umfaßt das franzdfi» 
{he Geſeß überall nur die Unterfchlagung anvertrauten Gutes, nicht aud bie des zufällig in Des» 
tention erbaltenen; anders zum Zheil die mehrfach millführlihe Praxis; f. Mittermaier im 
N. Ur. 1852 ©. 440-442. Hierher gebörte auch das preuß. Landr. $. 1347. 1350. 1353— 
1357. 1366. 1367. Eigenthümlidy ift das englifche Recht, in welchem fich ber Begriff der Unter: 
6 erft neuerdings zwiſchen denen bes Diebſtahls und bes Betrugs berborarbeitet; vgl. 

[her Betrug ©. 274 f. Fourth report ete. 1839. Geſeß p. 1851 (7. Aug.) 
3) Nur das dftreich. Gb. weicht infofern ab, als es bie BD bes Befundenen 
ober irrthümlich —— unter ben Betrug einreiht, $. 201 c. Das preuß. Gb. $. 246 
bebanbelt einige Faͤlle ganz eigenthümlich. 
4) Dies gefchieht namentlih von Hepp a. a. D. 
& Vol. Soltdbammer Komment. II. 499, 
6) Es ift dies eben das Motiv, welchem Hepp in anderen Fällen über bie Gebühr zu 


huldigen — 
T) Dies iſt von Hepp unbemerkt geblieben. 
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ormel gegeben, wie im Baierifchen'), Oldenburgifchen’), Hannöveri— 
hen’) und Defterreihifchen‘) ———— bald aber auch in einer genaueren, 
jedoch eben der Kaſuiſtik halber mancherlei Zweifeln Raum gebenden Aufzählung 
a) tee zogen; fo im Heffifhen’), Badifhen‘) und Preußi- 
hen’) Geſetzbuche. 

Andere Geſetzbücher faſſen dagegen den Begriff etwas weiter, ohne gleich- 
wohl ven in $. 2. — Umfang zu erreichen. Hierher gehören: das Er ch⸗ 
fifhde*), Württem —— braunfdweigifce °) md Thürins 

ifche '’) Geſetzbuch. Faktiſch Fommen dieſe indeflen doch faft auf daſſelbe Re- 

Fultat, wie das gemeine Recht, da fie die Unterfchlagung gefundener Sachen nur 
unter anderem Titel verpönen'?), für die Unterfchlagung bereits im Befig be- 
findlicher Sachen aber den weiteften Ausdruck wählen, vermöge deſſen die Ber 
ſchraͤnkung auf anvertrautes Gut ausgefchloffen wird. 





1) Urt. 229, vgl. Dollmann in ben Bl. f. Rechtsanwendung. X. 114. Gegen bas 
Geſehßbuch dehnen freilich die Anmert. U. 147 mit gewohnter Willfübrlichkeit ben Begriff meiter 
aus, und noch bayı in einer Weile, woburd ber bärtefte Stonflitt mit der Behandlung bes Fund- 
biebftabls (eb. II. 99) entitebt; vgl. Eſcher Betrug ©. 359 Note 

2) Urt, 234 vgl. Verord. 7, Nob Dez. 1836, 

3) Urt. 304. Echmwer zu begreifen ift der Grund, warum Yeonbarbt Komment, Il. 363 
eine meitere Auslegung dem Geſetze unterlegt, und noch willkührlicher das Aurüdgreifen von Hepp 
(N. Arc. 1850 ©. 573 f.) auf bie Anfiten von Bauer, da boch ber erfte und ber revibirte 
Entwurf gerade in bem punctum saliens weſentlich abweichen. 

4) 8, 181. 183. Zu bemerken ift bier befonders Saß 2, mwonad bie vom Gläubiger ge» 
bfänbeten, aber in ber Verwahrung bes Schuldners gelaffenen Sachen aud als ein dieſem anver- 
trautes Gut anzuſehen find (wie in der Jürderifchen Praxis, vgl. Rahn a, a, D. ©. 2-4). 
Ueber das Mandat vergleiche das in den N. ſächſ. Jahrb. VIIL 211 mitgetheilte Urtheil unb 
Frühw ald Handbuch S. 180 unten (9). 

5) Urt. 379. 

6) $. 400. Irrig meint Hepp (N. Arch. 1850 ©. 583), bie Definition bes badiſchen 
Geſeßbuchs umfafle mehr, als die bes fähfifhen; vgl. Weiß Komment. ©. 654. 655. 

g 7) $. 225; vgl. Soltdammer Komment. II. 500. |. auch bas franzöfifhe Geſeß 
b. 3. 1832 


9) Art. 344. 

10) $. 220; vgl. freilihd Breym. ©. 311? — 

411) Urt. 232, 

12) Freilich beſchränken fie fi eben auf gefundene Sachen, anftatt auch andete zu wen» 
nen, beren Befik durch Zufall erlangt wird. 


(Sortfegung folgt.) 


Meber die Ausdehnung der Pflicht zur Anzeige 
beabfichtigter Verbrechen. 


Dar 8. 39. des Strafgefeßbuches ſchreibt vor: 

„Wer von dem Vorhaben eines Hochverraths, eines Randesverrathe, einer 
Müngfälfchung, eines Mordes, eines Raubes, eines Menfchenraubes oder 
eines das Leben von Menfchen gefährdenden gemeingefährlicyen Verbrechens 
zu einer Zeit, zu welcher die Verhütung diefer Üerbrecpen möglich ift, 
glaubhafte Kenntniß erhält, und es unterläßt, davon der Behörde oder 
der durch das Verbrechen bevrohten Perfon zur rechten Zeit Anzeige zu 
machen, foll, wenn das Verbrechen wirklich begangen oder zu begehen 
verfucht wird, mit Gefängnig bis zu 5 Jahren beftraft werben.” 

Der Angeklagte v. Balinski erhielt am 1. Dezember 1853 einen Brief 
des Gutöbefigerd v. P., in welchem fich 18 Gelpfcheine der ſogenannten Mazsinis 
fen Anleihe, in Form Polnifcher Kaffen-Anmweifungen, ferner aufrührerifche und 
zum Aufruhr anreizende Drudjachen, fo ein Aufruf der Polniſchen demofratijchen 
Geſellſchaft an die Polniſche Nation d. d. London, 1. Oftober 1852, ferner ein 
Aufruf von Lebru-Rolin, Mazzini und Ruge Namens des Europäifchen Eentrals 
Komites an alle die Entjochung anftrebende Völker, und endlich eine Inftruftion 
für die Bezirks- und Bereifungs-Direftoren, deögleichen für die Gefelfchafts-Mit- 

lieder der zum Zwede der auf revolutionairem Wege zu errichtenden allgemeinen 
Repubiit gebildeten geheimen Gefellihaft befanden. Er hat von dem Empfange 
biefer Zuſendung der Behörbe feine — gemacht. 
Der v. P, der Ueberſender dieſer Gegenſtände, ift von dem er ge 
hofe nach $. 66. des Gtrafgefegbuches wegen einer ein hochverrätherifches Unter⸗ 
nehmen vorbereitenden Handlung verurtheilt, unter der Feftftellung: 
daß derſelbe mehrere von der Polnifchen Propaganda in Umlauf gefehte 
Geldſcheine und Proffamationen, welche die Herftellung des alten Polen— 
reiches und die Republifanifirung der untetjochten Völker, namentlich des 
Polnischen und Deutfchen Volkes, bezwedten, dem Balinski zum Zwede 
der MWeiterverbreitung am 30. November 1853 zugefendet, und dadurch 
die nam betänderung der Breußiichen Berfaffung 

und die Losreißung eines Theiles des Preußifhen Staates 
gebietes vom Ganzen vorbereitet habe. 

v. Balinski ift aus $. 39. des Strafgefepbuches angeflagt, bon biefem 
hörhverrätheriichen Unternehmen zu einer Zeit, wo die Ausführung deffelben noch 
zu verhäten war, nämlich in der Zeit vom 29. November bie 1. Dezember 1853, 
— Kenntniß erhalten, jedoch einer Behörde davon keine Anzeige gemacht 
zu haben. | 

Det Staatögerichtshof Hat ihn von diefer Anklage am 2. Zuli 1855 freis 
geſprochen. Er ftellt den Empfang jetter Sendung des v. P. an ben Angellag⸗ 
ten, die Kenntnißnahme von dem Inhalt durch den letzteren, und dadurch die glaub⸗ 
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hafte Kenntniß deſſelben von dem hochverrätherifchen Unternehmen des v. P., end⸗ 
lic die Nichtanzeige des legteren an die Behörde, feit; er hält ferner den $. 39. 
des Strafgefegbudhes auch auf den Fall der Kenntnig einer bloßen Vorbereitung 
eines hochverrätherifchen Unternehmens im Fall des $. 66. für anwendbar, verneint 
jedoch den Thatbeftand in der Ausdehnung, Daß der Angellagte feine Kenntnig von 
dem hochverrätherifchen Unternehmen des v. P. zu einer Zeit erhalten habe, wo Die 
Verhütung des Verbrechens noch möglih war; denn nach der Anklage fei dem 
v. P. felbft einzig und allein die Weberjendung der Geldfcheine, Aufrufe und Pro- 
famationen an den v. Balinsfi, und die Darin gefundene Verbreitung derfelben 
als die ein age Unternehmen vorbereitende Handlung zur Laſt gelegt ; 
diefe aber fei durch den Empfang des fraglichen Briefes mit dem angegebenen In— 
halt Seitens des v. Balinski vollendet, daher eine Verhütung diefes Verbrechens 
des v. P. nicht mehr möglich geweien. Zwar behaupte die Anklage noch, wie auch 
gegen den v. P. in contumaciam demnächſt feitgeftellt worden, Daß die Ueberſen— 
dung der verbrecherifchen Dofumente an v. Balinski zu dem Zwede der weiteren 
Verbreitung erfolgt jei. Daß aber v. Balinski dieſe Weiterverbreitung wirklich 
übernommen habe, fei von der Anklage nirgend behauptet, von ihm jelbft auch ent- 
ſchieden beftritten worden, mit der Behauptung, Brief und Inhalt verbrannt zu 
haben. Ebenſowenig erwiejen fei die Zufage des v. Balinsfi wegen der Weiter- 
verbreitung. der ihm zugejandten Dokumente. Wenn aber auh v. Balinsfi die 
MWeiterverbreitung übernommen hätte, jo würde diefe Handlung nicht die Bollen- 
dung der von dem dv. P. unternommenen ftrafbaren Verbreitung gewejen fein, ſon— 
dern des v. Balinsfi eigenes jelbitftändiges Verbrechen, zu defien Anzeige er ge- 
feglich feine Verpflichtung bei befonderer Strafe gehabt habe. Endlich fünne man 
mit Grund nicht anführen, daß die Handlung des v. BP. einen Hochverrath im 
Allgemeinen, nämlich den vollendeten jelbft, zum Zwed gehabt habe, deſſen Ver— 
hütung aljo noch möglich gewejen wäre; denn die Anklage bejchuldige den v. P. 
nur eines Aftes des Berjuches zum Hochverrath, namlich der Verbreitung von Do- 
humenten hochverrätheriſchen Inhalts an den v. Balinsfi. 

Die Nichtigkeitsbefchwerbe des Ober» Staatsanwalts führt Hiergegen aus: 
aus der Feftftellung des Staatögerihtöhofes, v. Balinsfi habe davon Kenntnig 
erhalten, daß v. P. ein hochverrätheriiches Unternehmen vorbereitete, folge mit lo— 
giſcher Konfequenz, daß er von dem Bejtehen eines hochverrätherifchen Unterneh— 
mens überhaupt Kenntniß erhalten habe. ine Feititellung, daß v. Balins fi 
zwar Kenntniß von dem von v. P. vorbereiteten Unternehmen gehabt, ihm aber 
die Eriftenz eines hochverrätberiihen Vorhabens überhaupt unbefannt geblieben 
fei, würde an einem inneren Widerjpruche leiden, und Die Nichtigfeit de6 Verfah— 
rend und der Entjcheidung nach fich ziehen. In der That fonne aber das Vor- 
bandenfein der übrigen thatfäplichen Merkmale des $. 39. nicht bezweifelt werden, 
denn 

1) das hochverrätheriiche Vorhaben, welches v. P. vorbereitete, jei notorifch 
bis heute noch nicht zur Ausführung gekommen; 

2) v. P. habe durch Verbreitung der Dokumente die Ausführung vorbereitet, 
und daher einen entfernten, für den Hochverrath ftrafbaren Verſuch zur 
Ausführung des Verbrechens gemacht. 

Seid * weit der Thatbeſtand und die Beſchwerde gegen das Urtel des Staats— 
tshofes. 
5 Handelt ſich bei Prüfung der Beſchwerde hauptſächlich um zwei Fragen: 

1) Du heipt „ Vorhaben eines Hochverraths“ im $. 39. des Strafgefeg- 

uches 

2) tigt ein bierunter fallender Thatbeftand vor? 

Zu 1. ergiebt fih, was Hochverrath fei, aus der beftimmten Vorfchrift 
bed $. 61. des Etrafgefeßbuches. Es ift ein Unternehmen, welches darauf abzielt, 
a) den König zu tödten u. f. w.; b) die Thronfolge oder Staats» Verfafjung ge- 


u) 
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waltfam zu ändern; c) das Gebiet des Preußijchen Staats ganz oder theilweife einem 
fremden Staate einzuverleiben, oder einen Theil des Gebiets vom Ganzen loszureißen. 

Vorhaben aber heißt: menjchliche Entfchließung zu Etwas, wie viel over 
wie wenig jchon zu ihrer Ausführung gethan jein möge, vorzüglich eine folche, 
deren Ausführung feft befchloffen ift, und nur auf Zeit und Gelegenheit wartet. 

Das Vorhaben eines Hochverraths fann alfo vorhanden fein, wenn 
ſchon gar nichts zu defien Ausführung gefchehen iſt Es liegt auch in den Worten 
nicht, daß die Art und Weije der Ausführung im Einzelnen es müffe, wenn 
nur der ernfte, fefte Entſchluß vorhanden ift, ein hochverrätherifches Unternehmen 
im Sinne des $. 61. auszuführen. 

Die 88. 62. 63. 64. 66. enthalten die verfchiedenen Abftufungen und Weifen, 
welche die lusführung des hochverrätherifchen Borhabens haben fann. Weberall 
ift hier ein foldhes Vorhaben ald Grundlage anzufehen. Es ift daffelbe, was das 
Römische Necht bei dem crimen majestatis unter der cogitatio verftanden zu haben 
jpeint (l. 6. pr. und $. 4. D. ad leg. Jul. majest. Novella 117. cap. 8. 8. 1.). 

Zu 2. ergiebt fih aus $. 36, des Strafgefegbuches folgender gefeßlicher 
Ihatbeftand für das Vergehen der ftrafbaren Nichtanzeige: 

a. ein Vorhaben der gedachten Art, wobei nicht einmal erfordert ift, daß die 
damit ſich tragende Perfon eine genau gefannte beftimmte Perſon fei; 

b. glaubhafte Kenntniß eines Anderen von dem Vorhaben zu einer Zeit, wo 
die Verhütung des Verbrechens annoch möglich ift; 

ec. Unterlafjung der Anzeige in folcher Zeit und demnach 

d. — erfolgte Begehung oder der Verſuch des beabſichtigten Vers 
rechens. 

Zu a. ift num feftgeftellt, daß die von dem v. PB. an den Angeklagten 
». Balinsfi überfendeten Dofumente zweierlei bezweckten: 

1) die Wieverherftellung des alten Polenreiches ; 

2) die Republifanifirung aller unterjochten WBölfer, insbefondere des Pols 
nifchen und Deutjchen, womit auch die Losreigung eines Theiles der 
Preußifchen Lande, fowie die Aenderung der Preußifchen Staatsverfaffun 
verbunden gewejen fein würde, und zwar auf revolutionairem, d. h. alte 
gewaltfamem Wege. 

Die Verbreitung der überfendeten Dofumente — den Zweck, das Voll 
zu bearbeiten und zur Bildung revolutionairer Geſellſchaften zu verleiten, endlich 
aber daſſelbe im geeigneten Zeitpunkte zur revolutionairen Erhebung zu veranlaſſen, 
deren Ziel der Aufruf des obengenannten Komites ausdrüdlich dahin angab, eine 
allgemeine Befreiung oder eine allgemeine Republif durch eine folidarifche Verbin— 
dung aller Revolutionaire herzuftellen. Die Verbreitung und Abnahme der Geld- 
ſcheine follte nach dem Aufruf der Polnifchen demokratiſchen Geſellſchaft Diefer die 
Mittel verfchaffen, Alles zu dem legten Zwede, nämlich zu einer rewolutionairen 
Erhebung, vorzubereiten. 

; Fe hatte der Staatögerichtöhof kein Bedenken gehabt, in der Verbrei- 
tung diefer Dofumente und Geldſcheine nach $. 66. des Strafgefegbuches den ob» 
jettiven Thatbeftand einer ein hochverrätherifches Unternehmen vorbereitenden 
Handlung zu finden. 

In der Feftftellung der dem v. P. zur Laft fallenden Handlung mußte man 
aljo das Borhaben eines Hocverraths finden; denn wo ein Hochverrath, d. 5. 
ein hochverrätherifches Unternehmen, vorbereitet wird, da ift auch das Vorhaben 
eines ſolchen vorhanden. Wenigftens läßt fich die Vorbereitung eines Hochverraths 
ohne das Vorhaben eines folchen nicht denken, 

Unter den übrigen Elementen oben zu b. bis d. welche zur Anwendung 
des $. 39. erforderlich And, ift nun aber offenbar das letzte präjubiziell. 

Es muß, wenn wegen Nichtanzeige des Vorhabens — werben foll, 
der Hochverrath wirklich begangen over doch ftrafbar verfucht fein. 

Archiv, 1856, 1. 5 
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An diefem Erforberniffe fehlte e8 aber im vorliegenden Yale. 

Das Vorhaben eines DaNSS EN ift nur dann vorhanden, wenn ein 
Unternehmen von der im $. 61. bezeichneten Beichaffenheit beabfichtigt wird. Das 
allein heißt Hochverrath, in folches Unternehmen hätte aljo entwever vollendet 
oder verfucht fein müffen, wenn ber Angellagte v. Balinsfi geftraft werben follte, 
d. h. es mußte eine — ———— ſein, durch welche das hochverraͤtheriſche 
Unternehmen unmittelbar zur Ausführung gebracht werben ſollte ($. 62.); oder es 
hätte wenigftens zu einem Anfang diefer — gekommen, die Ausführung aber 
durch andere Umſtände verhindert oder erfolglos geblieben fein müſſen (8. 31.). 

In diefer Beziehung lag nun nichts vor. Nach der Feftftelung des Staats- 
Gerichtshofes hatte überhaupt nur eine Vorbereitung eines hochverrätherifchen Un— 
ternehmens ftattgefunden. orbereitung ift jedoch noch Fein Verſuch des beabfich- 
tigten Verbrechens. 

Der Staatögerichtshof nimmt in feinem Urtel an, der $. 39. fei direft auf 
$. 66. anwendbar; denn es fei hierin ein entfernter Berfuh des Hochver— 
raths ausnahmsweiſe mit Strafe bevroht. Sobald aljo ein folder Verſuch ge— 
fchehen fei, fönne der von dem Urheber zuvor glaubhaft unterrichtete Dritte nach 
$. 39. verantwortlich gemacht werden. — Allein man ift weder begriffsmäßig, noch 
nach unjerem Strafgetepbude berechtigt, Borbereitungshandlungen ald Verſuch anz 
zufehen. Das Strafgejegbuh hat auch nicht erklärt, daß die ın den 88. 63— 66. 
aufgeführten Handlungen als Verſuche des Hochverrathe —— ſollten, ſondern es 
—— fie deutlich als blos vorbereitende in den $$. 64. und 66., und ſcheidet 
von dem Falle der hochverrätherifchen Verbindung im $. 63. ausdrücklich denjeni-⸗ 
gen aus, wo es ſchon zum Beginn der im $. 62. bezeichneten Handlung gekommen 
ift; es deutet hierdurch auf den nach 88. 62. und 31. zu beurtheilenden Verſuch 
eines Hochverraths hin, indem es hierin bei vem allgemeinen Brinzip bleiben fonnte, 

Nur wenn-man bei $. 62. ſich den $. 31. mit vergegenwärtigt, ift Das Syftem 
der Hochverraths⸗Geſetzgebung ein vollftändiges. Demnach aber gehört zu einem Ver⸗ 
fuche des Hochverraths mehr, ald was in den 88. 63—66. mit Strafe bevroht ift. 

Wenn nun der $. 39. von dem Vorhaben eines Hochverraths fpricht, 
welcher vollendet oder verfucht fein müffe, jo kann darunter ein Borbereitungsfall 
ohne eine unberechtigte —— des Strafgeſetzes nicht begriffen werden. 

Der Staatsgerichtshof ſagt ferner in ſeinem Urtel: 

„Man kann auch nicht mit Grund anführen, daß die Handlung des 
v. P. einen Hochverrath im Allgemeinen, alſo den vollendeten zum 
Zwecke gehabt habe, deſſen Verhütung noch möglich geweſen ſei. Denn 
die Anklage jelbft behauptet das nicht; vielmehr — fie den v. P. 
nur eines Altes des Verſuches zum Hochverrath, nämlich der Verbrei- 
tung von Dofumenten hochverrätherifchen Inhalts durch Meberfendung an 
ben Angeklagten v. Balinsfi. “ 
Hierin liegt aber wiederum eine Vermiſchung von Verfuh und Vorbereitung. An- 
dererfeitd ift zuvor —— en, ſowohl im Allgemeinen, wie für den vorliegenden 
Gall, daß ſelbſt einer Verbreitung, wie die hier in Rede ſtehende, das Vorhaben 
eines Hochverraths zum Grunde liegt. Es kann dies aber zu Feiner Beftrafun 
führen, weil der $. 39. dazu den wirklichen Verſuch des Verbrechens verlangt. 

Es ift indeß noch eine andere Auffafjung der Sache, ald die vorftehende, 
ynd zwar eine folche möglich, welche fich derjenigen des Stantsgerichtshofes im 
Weientlichen anfchließt. Unter den Kommentatoren des Strafgefepbuches ift darin 
Uebereinſtimmung De daß die in den 88. 63—66. aufgeführten Handlum- 

en ald wirkliche Verſuchshandlungen des Hochverraths zu betrachten und eben als 
olche unter Strafe geftelt fein’). Man kann darüber freiten, ob, wenn diefe 





1) Senne Gloſſen S. 142 f. Temme Lehrbu ©. 583 fE Goltbammer Materiali 
U. ©. 41, Befeler tommentar ©. 226 f. Zadariae in biefem Arhib @b, I, ©. 172. 


Ueber bie Ausbehnung ber Pflicht zur Anzeige beabfichtigter Verbrechen. 67 _ 


ndlungen nicht unter. bejondere Strafe geftellt wären, fie, vom Standpunfte der 
heorie uͤber den Verfuch und insbefondere vom Standpunfte des $. 31. aus, 
wirklich ald Berfuhshandlungen zu qualifiziren fein würden. Denn die 88. 61. 
und 62. haben bereits den Verſuch des Hochverraths in den Thatbeftand des voll- 
endeten Verbrechens mit aufgenommen. Der Anfang der Ausführung der im $. 61. 
bezeichneten Handlungen ift aljo bereits vollendeter Hochverrath. Der Verſuch 
viefer Handlungen würde alfo als foläyer undenkbar fein, wenn er eben auch nad 
der Regel des 8. 31. den Anfang der Ausführung mit enthalten follte Da nun 
in der That die in den 88. 63— 66. mäher bezeichneten Handlungen, fo weit ihr 
Thatbeitand ausdrüdlich angegeben ift, feine Anfangsbandlungen der bezeichneten 
Art, vielmehr nur Vorbereitungshandlungen find, wie das Gefeh fie auch bezeichnet, 
jo würden fie, wie gedacht, ohne ausprüdliche geſetzliche Sanktion ftraflos bleiben 
müſſen. Wenn das Geſetz fie aber gleihwohl mit Strafe bedroht, fo kann dies 
nur aus dem Grunde geichehen fein, weil es fie pofitiv zu Verfuchshandlungen des 
Hochverraths qualifizirt, hier alſo eine beſondere Theorie ausnahmsweiſe befolgt. 
Somit würde alſo in der Handlung des v. P. in der That mit dem Staatsgerichts— 
hofe ein Verſuch des Hochverrath8 zu finden fein, weil diefe Handlung als unter 
$. 66. fallen —— ift. 

Run ift Band II. ©. 651 dieſes Archivs ein eigenthümlicher Fall mitge- 
theilt worden. Ein Ehemann war der vollendeten Münzfälfhung angefchulvigt 
und fchuldig erflärt. Seine Ehefrau war aus $. 39. mit angeklagt, weil ie von 
dem Verbrechen zu einer Zeit Kenntniß erhalten hatte, als daffelbe bereitd in das 
Stadium des Verfuches getreten war und fie Davon Feine Anzeige gemacht hatte, Der 
Schwurgerichtöhof war davon ausgegangen, daß hier von einer Verhütung des Ver— 
brechens nun, nachdem dafjelbe bereitd begonnen worden, bis zum Verſuch gediehen, und 
alfo über die Grenzen des bloßen "Borhabeng“ hinausgegangen war, nicht mehr die 
Rede fein könne. Diefe Auffaffung ift mit Recht getadelt worben. Der Begriff des 
„Vorhabens“ ift im Sinne des 8. 39. weiter — er iſt im Sinne dieſer Vor: 
ſchrift fo Lunge vorhanden, ald noch eine eg ae einer ferneren Handlung, its 
gend eines ferneren Stadium der verbrecherifchen Thätigfeit möglich iftz er ift alfo auch 
dann anzuwenden, wenn zwar fchon ein Berfuch vorliegt, die Bollend ung des Ber; 
brechens aber noch verbütet werben fann. Freilich fonfurriren dann zwei erhebliche 
Momente: einmal nämlich die bei und anerkannte Befreiung von der Pflicht zur 
Anz ige bereits begangener Verbrechen umd die im $. 39. ausgefprochene Pflicht 
der Verhütung erit beabfichtigter Verbrechen, foweit fie durch Anzeige erfolgen 
kann. Diefe beiven Momente widerftreiten einander, das erftere, foweit ſchon ein 
ftrafbarer Berfuch vorliegt, deffen Anzeige nun erfolgen fol, das legtere, ſoweit erft 
die Bollendung eintreten und durch die Anzeige verhütet werben fol. Der fo vors 
liegende Konflitt kann fogar zu einer wmerträglichen Härte führen, wenn die An- 
flage der Nichtangeige, wie in dem fo eben gedachten Halle, gegen nahe Verwandte 
gerichtet ift. Aber mit Recht ift angenommen, daß überall, auch in ſolchem Falle, 
die gedachte Befreiung von der Pflicht zur Anzeige begangener Verbrechen aufhöre, 
fobald fie ohne Verlegung der im $. 39. unter Strafe gebotenen Pflicht zur Ans - 
zeige erſt —— Verbrechen nicht beſtehen kann. In jenem Falle nun war 

egen dieſe Grundſätze dadurch verſtoßen, daß, obwohl nach der zur Zeit des bereits 
— Verſuches erlangten Kenntniſſe von dem Verbrechen hinterher die 

ollendung des letzteren eingetreten war, dennoch der 8. 39. aus dem obigen, von 
dem Schwurgerichtshofe angenommenen Grunde ausgefchlofien war. Hier aber, 
in dem vorliegenden Falle, ift allerdings auch die Kenntniß zur Zeit des bereits 
ftattgefundenen Verfuches erlangt worden, aber der Unterfchied ift hier in die Augen 
fallend. Denn einmal ift hier der Verfuch ein vollftändig in ſich abgeſchloſſenes, 
mit befonderer Strafe bedrohtes Verbrechen; feine Strafbarfeit ift eine unbedingte, 
und insbefondere nicht von der im $. 31. enthaltenen Bedingung abhängige a6 
nämlich die Vollendung des Hochverraths felbft nur durch äußere, von dem Willen 
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des Thäterd unabhängige Umftände gehindert worben ſei. Sodann aber ift in 
diefem Falle die Vollendung, d. h. der vollendete Hochverrath nad 88. 61. 62., 
hinterher gar nicht eingetreten, und endlich beftand ja überhaupt der ganze Verſuch 
nur in einer Meberfendung hHochverrätherifcher Dokumente an den Angeflagten 
v. Balinsfi jelbft. 

Das Ober: Tribunal bat am 28. November 1855 (Nr. 1021. L) die Bes 
ſchwerde des Ober: Staatsanwalt zurüdgewiefen, in Erwägung, daß nach der end— 
lien Feſtſtellung des Fammergerichtlichen Urtheild »Senates für Staats-Verbrechen 
der v. P. am 30. November 1853 dem jepigen Imploraten v. Balinsfi mehrere 
von der Polnijchen Propaganda in Umlauf gefegte Geldſcheine und Proflamatio- 
nen, welche die Herftelung des alten Polenreiches und die Republifanifirung Der 
unterjochten Völker, namentlich ded Polniſchen und Deutjchen, bezwedten, zum 
Zwede der weiteren Berbreitung zugefandt und dadurch die gewaltfame Verände— 
rung der Preußifchen Verfaſſung, fowie die Losreißung eines Theiled des Preußi—⸗ 
[hen Staatögebieted vom Ganzen vorbereitet hat; 

daß der Urtheild- Senat in der Verbreitung jener Dokumente und Geld- 
fcheine den objektiven Thatbeftand einer, ein hochverrätherifches Unternehmen vor— 
bereitenden Handlung im Sinne des 8. 66. des ren Sir sen befunden bat; 

daß hiermit von felbft auch das Dafein eines Vorhabens des Hochverraths 
anerkannt ift, weil vorbereitende Handlungen für einen ſolchen ohne ein Vorhaben 
defjelben nicht gedacht werben können; 

daß ferner nach der Feftftelung der Jmplorat von dem Inhalte des von 
dem v. P. ihm überfendeten Packets genügende Kenntnig genommen, um aus dem— 
felben von dem hochverrätherifchen Unternehmen des v. ®B. glaubhafte Kenntniß zu 
erhalten, dennoch aber einer Behörde feine Anzeige davon gemacht hat; 

daß inzwijchen zum Thatbeftand des dem Imploraten vorgeworfenen Ver— 
gehens nah $. 39. des Strafgefegbuches auch noch die wirkliche Begehung oder 
doc der Verſuch des zur Anzeige zu bringenden Verbrechens, von der am ange: 
—— Orte angegebenen Beihaftenheit, vorausgejegt wird, und daß bie dahin Die 

nzeige von dem davon Unterrichteten unterlaffen worden, wo noch die Verhütung 
bed Verbrechens möglich war; 

daß gleichwohl im vorliegenden Falle nicht feftgeftellt, in der Anklage felbft 
auch nicht behauptet ift, daß nach der Zeit, wo Implorat Kenntniß von dem hoch- 
verrätherifchen Unternehmen erhalten hatte, daſſelbe wirklich begangen oder auch nur 
verfucht worden I und 

daß, in jofern in ber Zufendung des v. P. an den Imploraten felbft ſchon 
ein Verſuch ded Hochverraths im Sinne des $. 39. befunden werden müßte, eine 
Berhütung diefer Handlung des v. P. durch eine vorherige Anzeige des Implo- 
raten, der jelbft erft mit der Vollendung jener Handlung Kenntniß davon erlangte, 
gemäß der Feftftellung des Nrtheils- Senates nicht mehr möglich war. 


Weber die Ausdehnung des Grundfages, daß 
nit in pejus zu erkennen fei. 


Die abfolute Rechtskraft eines im Anklageprozeſſe ergangenen rechtsfräftigen 
Erfenntniffes ift in en auf bie Frage de ee br % idem — 
aus dem Weſen jenes Prozeſſes folgend wenigſtens nach Lage der Geſetzgebung in 
Preußen anerfannt worden '). 

In einer anderen Form hat ſich die Frage der Rechtskraft, und zwar der 
relativen, als eine natürliche Kolgerung dieſes Anklageprozeſſes neuerlich in ver- 
fhiedener Weife herausgeftellt. Es fragt fi nämlich, wie weit der gleichmäßig 
für den Eivil- wie für den Kriminal-Prozeß geltende Grundfag, daß innerhalb der 
Inſtanzen nicht in pejus zu erfenmen fei, reicht? 

Zuvörberft find folgende bemerfenswerthe Fälle hervorzuheben. 

Nah Art. 102. des Gefeges vom 3. Mai 1852 hat der Appellationsrichter, 
welcher findet, daß das angegriffene Urtheil oder das demfelben vorangegangene 
Berfahren an einer Nichtigkeit leidet, die Befugniß, diefes Urtheil resp. * 
aufzuheben, und entweder die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſchei— 
dung an den erſten Richter zurückzuweiſen, oder auch ſogleich auf Grund eines 
neuen Verfahrens ſelbſt zu erkennen. Nur in dem Kalle, wenn der erfte Richter 
ſich mit Unrecht für fompetent erachtet hat, darf der Appellationsrichter nicht fofort 
felbft in der Sache erfennen. Diefe Vorfchrift hat den Zwed, dem Mißverftänd- 
niffe vorzubeugen, als könne die durch das Mittel der Kaflation d. h. der Nichtig- 
feitöbefchwerde vor dem höchften Gerichtshofe zu verfolgende Nichtigkeit nicht auch 
innerhalb der orventlichen Inftanzen, alfo in der Appellations-Inftanz mit der Wir: 
fung, daß das erfte Urtel als nichti —— werde, gerügt werden. Man 
wollte vielmehr anerfennen, daß der Appellant alle feine Beſchwerden, alfo auch 
die, welche eine Nichtigkeit des erften Urteld rügen, mit derſelben Wirkung, welche 
die Richtigfeitsbefchwerde an den höchften Gerichtöhof hat, ſchon in der Appella- 
tions-Inftanz geltend machen könne’). 

Die Anwendung diefer Vorfehrift nun hat in mehreren Fällen zu der von 
dem Ober-Tribunal_ausgefprodenen Anerkennung ded Grundſatzes geführt, daß die 
hier zugelaffene Aufhebung des erften Urtels, als eines nichtigen, nicht zum Nach— 
theil — Appellanten —O gereichen dürfe. Unter vielen Fällen iſt der folgenden 
zu gedenken: 

i 1) Der Angeklagte war vom erften Richter wegen des Vergehens des Be— 
truges verurtheilt worden. Nur er hatte appellirt und um milvere Strafe ge: 
beten. Das Appellationsgericht erwog auf diefe Appellation, daß Urfundenfäl: 
{hung vorliege, welche ald Verbrechen zur Kompetenz des Schwurgerichts gehöre, 
und erfannte: daß das erfte Erfenntniß aufzuheben, und die Gerichtsabtheilung in 
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vorliegender Sache nicht für fompetent zu achten. Der Ober: Staatsanwalt legte 
Nichtigkeitsbeſchwerde ein, weil die Entfcheidung des Appellationsrichterd der ein- 
etretenen Rechtskraft des erften Erfenntniffes zuwiderlaufe und gegen den Appel— 
anten eine reformatio in pejus enthalte. Das Ohber-Tribunal vernichtete am 
13. Mai 1853 wider Krüger das Appellations-Urtel und beftätigte das erfte Urtel: 
in Erwägung, daß der Artifel 102. dem Appellationsrichter nicht die Be— 
fugniß beilegt, von Amtswegen eine Vernichtung in einer Richtung, welche von 
dem eingelegten Rechtsmittel nicht getroffen wird, eintreten zu laffen; 

: * gegen das erſte Erkenntniß von der Staatsanwaltſchaft nicht ap— 
pellirt iſt; 
daß der Appellationsrichter nicht befugt war, das erſte Erkenntniß zum Be— 
huf der demnächftigen Verweiſung der Sache vor das Schwurgericht und der Ver— 
hängung einer härteren Strafe aufzuheben, weil dies den beiderfeitigen Anträgen 
zuwiberläuft und die Nechtöfraft des erften Erfenntniffes, foweit diefelbe eingetreten, 
beeinträchtigt. 

2) Der Angeklagte, ein Gerichtöbote, war vom erften Richter wegen mehr⸗ 
facher Unterfchlagung fremder, in amtlicher Eigenfchaft empfangener, Gelver und 
mehrfacher Een en verurtheilt, und Dabei ausgeführt worben, daß die ihn zur 
Laft fallenden falſchen Erefutionsberichte nicht als Urkundenfälfhungen anzufehen 
fein. Nur der Angeklagte appellirte, gab bei einigen Punften neue Beweije für 
feine Unſchuld an, und bemerkte, daß auch fonft eine mildere Beurtheilung eintreten 
müffe. Im mündlichen Verfahren trug der ihm beftellte Vertheidiger, in Ueberein— 
ſtimmung mit der Staatsanwaltfchaft, auf Vernichtung des erſten Erfenntniffes 
und Verweifung der Sache an das Schwurgeridt an. Das tee aha 
erwog, daß die falfchen Erefutionsberichte unter den $. 323. des —— uches 
fielen, und hob das Erkenntniß erſter Inſtanz als nichtig auf. Auf die ſowohl 
vom Ober-Staatsanwalt ald vom Angeklagten erhobene Nichtigkeitsbefchwerde Hat 
das Ober- Tribunal am 7. September 1833 wider Budig zunächft ausgeführt, 
daß der $. 323, des Strafgefegbuches auf unrichtige Erefutionsberichte nicht ans 
wendbar fei, fodann aber erwogen: 

daß der Appellationsrichter, —J—— gegen das erſte Erkenntniß nur der 
Angeklagte appellirt und keinesweges ſelbſt die Aufhebung des erſten Erkenntniſſes 
beantragt oder Beſchwerden, die auf eine ſolche Aufhebung gingen, angebracht hatte, 
das erfte Erfenntniß alfo gegen die Staatsanwaltfchaft rechtskräftig geworden war, 
der Angeklagte ein Recht darauf erlangt hatte, nicht mit einer härteren, ald der in 
erfter Inftanz erfannten Strafe belegt zu werden, und deshalb nicht mit Verlegung 
der Grundſätze über die Rechtskraft richterlicher Entſcheidungen noch in zweiter 
Inſtanz dem Verfahren eine Richtung gegeben werden durfte, welche dahin führen 
fönnte (und nach der Intention des Appellationsrichters dahin führen follte), den 
Angeflagten mit einer härteren, als der in erfter Inftanz erfannten Strafe zu be- 
legene— fi und den erften Richter für infompetent erachtet hat, daß deshalb auch 
das im zweiter Inftanz ftattgehabte Verfahren zu vernichten, und das Erkenntniß 
und Verfahren zweiter Inftanz vernichtet und die Sache zur anderweiten Berhands 
lung und ——— in die zweite Inſtanz zurückgewieſen. 

In dieſen Fällen wurde alſo anerkannt, daß die Entſcheidung des erſten 
Richters alsdann, wenn der Gegner (in allen dieſen Fällen alſo der Staatsanwalt) 
fich bei derfelben beruhigt, nach allen Richtungen hin zu Gunften des allein appel- 
lirenden Theiles in dem Sinne rechtskräftig geworden fei, daß eine Aufhebung oder 
Aenderung, welche dem Appellanten allein nachtheilig fei, und welde daher nur 
ber Gegner durch eine von ihm einzulegende Appellation hätte rügen können, unzu- 
läfftg fei. Der Appellationsrichter Darf alfo auch eine Infompetenz des erften Rich- 
ters, welche der Appellant nicht rügt, dann, wenn = Inkompetenz wegen Der 
Annahme einer fehwereren, die Kompetenz des erften Richters überfteigenden Ge— 
feßesverlegung vorhanden ift, nicht zu dem Zwede rügen, um durch Aufhebung bes 
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erften Urteld die Berfolgung des Appellanten wegen dieſer fchwereren Gefegesver- 
legung eintreten zu lafſen. 

3) Ein anderer Fall war folgender. Der Einzelrichter erfannte auf vier 
Wochen Gefängniß wegen grober Unfittlichfeit. Der Angeklagte appellirte 
allein, und der Appellationdrichter vernichtete das erfte Erkenntniß gen Inkom⸗ 
petenz des Einzelrichters, da das ſchwerere Vergehen der unnatürlichen Sün— 
den nad g. 1069. Tit. 20. des (damals noch in Kraft beſtehenden) Allg. Land⸗ 
rechts vorkiege. Die Sache war damals nicht an das Ober-Tribunal gediehen. 
Demgemäß wurde eine neue Anklage erhoben, und die Gerichtsabtheilung erfannte 
nun in erfter Inftanz wegen ımnatürlicher Sünden auf ſechs Monate Gefängniß. 
Der Angeklagte appellirte wiederum, und der Appellationsrichter beftätigte zwar 
infoweit, ald das Vergehen der unnatürlichen Sünden vorliege, ermäßigte aber das 
Strafmaaß auf vier Wochen, weil in Hinficht auf diefes Strafmaaß das frühere 
Urtel des Eingelrichterd, gegen welches nur der Angeklagte appellirt habe, maaß— 
gebend geblieben jei. Auf die — ger des Angeklagten vernichtete 
das Ober-Tribunal am 7. Januar 1852 wider Weiß das Appellationd-Urtel und 
erfannte in der Sache felbft auf vier Wochen Gefängnig wegen grober Unfitt- 
bichkeiten. Denn da nur der Angeklagte gegen das zuerft ergangene erſte Urtel 
des Ginzelrichterd appellirt gehabt habe, fo habe der Appellationsrichter nach der 
unter diefer Borausfegung noch gültigen Vorſchrift des S. 528. der KriminalsOrb- 
nung ein dem Angeklagten nachtheiligereds Strafurtheil nicht mehr erlafien können. 
Dies fei aber dadurch gefchehen, daß der Appellationsrichter, wenn auch mit dem— 
felben Strafmaaß, wie damals der Einzelrichter, doch der That des Angeklagten 
eine ſchwerere Qualififation durch die Annahme des Bergehend der unnatürlichen 
Sünde beigelegt habe, worin immer, auch mit Rüdficht für einen etwaigen künfti- 
gen Rüdfall, eine Berfchärfung liege. 

ier nun hatte fich die Sache ſchon anders, als in den oben zuerft ge- 
dachten beiden Fällen, geftaltet. Abgeſehen nämlich davon, daß auch die mildere 
- Qualififation der ftrafbaren Handlung durch den erften Richter zu Gunften des 
allein appellirenden Angeklagten als in Nechtöfraft übergegangen, alfo angenommen 
ift, daß, wenn-auch der Appellationsrichter in der Annahme einer fohwereren Qua— 
lififation wohl einen Erwägungsgrund zur Beftätigung des Strafmaaßes in 
feinen re ein finden, er doch diefe ſchwerere Qualififation nicht refor- 
matorie in dem Tenor feines Urteld ausdrüden dürfe. — Abgefehen alfo hiervon, 
fo war hier auch der Grundſatz befolgt, daß, wenn nach dem oben citirten Art. 102. 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852 eine Vernichtung und Aufhebung des erften Urtels 
durch den Appellationsrichter und eine Zurüdweifung in die erde Inſtanz erfolgt, 
der erfte Richter alsdann bei feiner neuen Entfcheidung das Strafmaaß nicht über: 
fchreiten dürfe, welches er bei der erften Entfcheidung gegen den Angeklagten, wel 
cher demnächft allein appellirte, erkannt hatte. 

Diefer Grundfag num ift endlich in verfchienenen Entfcheidungen des Ober- 
— auch auf. die Nichtigkeitöbefchwerde felbft übertragen, und es ift erkannt 
worden: 

daß, wenn auf die nur vor dem Angeklagten eingelegte Nichtigkeitöbe- . 
ſchwerde eine Vernichtung der Urtel und eine Zurüdweifung der Sache 
jur anderweiten Berbandluung und Entjcheidung in die Inftanzen erfolgt, 
alsdann von den Inftangrichtern bei diefer neuen Entfcheidung auf eine 
höhere, als die in den früheren Urteln erkannte Strafe nicht erkannt 
werden dürfe. 

Diefer Grundfag ift indeß nicht unangefochten geblieben. Abzufehen ift 
von dem reinen nquifitionsprozefle, der durch unfere neueren Verordnungen befeis 
tigt ift. Dort beftand eine Kaffation und —— in die Inftangen nicht. 
Das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung beftand allein für den Angeklagten, 
und für dieſes fonnte aus 9. 528. der Kriminal» Ordnung der Grundſah als feft- 
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ftehend erachtet werben, daß der höhere Richter gegen den Angellagten nicht in 

ejus erkennen dürfe. Nur eine Ausnahme wurde aus der damaligen Berfaffung, 
daß die Erfenntniffe, welche ein gewiffes Strafmaaß erreichten, der höheren Beftä- 
tigung des SJuftize Departements unterlagen, infofern hergeleitet, ald das gedachte 
Departement in zweifelhaften Fällen eingegangene Urtel anderen Gerichtöhöfen zur 
Abfaffung von Gutachten in der Form von Erfenntniffen vorlegen und diefe häufig 
auch —— ausfallenden Erkenntniſſe ſodann publiziren ließ. Inwiefern eine 
wirkliche Vollſtreckung erfolgt ſei, iſt nicht bekannt; nur von einem beſonderen Falle 
wird dies berichtet. 

Die Frage iſt, nach dem Wegfall dieſer Verfaſſung, ſonach lediglich auf 
den Anklageprozeß beſchränkt, in welchem ein dem Civilprozeſſe analoges Partei— 
Verhaͤltniß ſtattfindet. 

Voranzuſchicken iſt, daß nach Art. 107. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 
die Nichtigfeitöbefihwerde an das Ober-Tribunal von beiden Theilen, dem Staate- 
Anwalt und dem Angeklagten, ergriffen werden kann: 

a. wegen — oder unrichtiger Anwendung eines (materiellen) Geſetzes 
oder Rechtsgrundſatzes; 

b. wegen Verletzung oder unrichtiger Anwendung weſentlicher Vorſchriften 
oder Grundſaͤtze Des (Prozeß-) Verfahrens. 

In dem Falle zu a. hat dad Ober⸗Tribunal, wenn es die Verlegung findet, 
mit Vernichtung des Urtels fofort in der Sache felbft zu erkennen, und nur in Dem 
Falle, wenn es bei dem von ihm angenommenen veränderten Rechtsſtandpunkte 
dennoch die Ermittelung und Feftftellung von Thatfachen für nothwendig erachtet, 
die Sache zur anderweiten Verhandlung, Feftftellung diefer Thatfahen un® Ent— 
ſcheidung nach diefem veränderten Standpunfte in die Inſtanzen zurüdzumeifen. 

&n dem alle ad b. hat ed nah Art. 117. a. a. DO. mit Vernichtung Der 
Urtel und des mangelhaften Berfahrens die Sache immer zur amderweiten Ber: 
handlung und Entfcheidung in die Inftanzen zurüdzumeifen. 

Gembfich ift im Art. 109. der Grundſatz ausgefprochen, daß von der Staate- 
Anwaltfhaft die Verlegung von Vorfchriften, welche lediglich im Intereffe des An- 

eflagten gegeben find, zu dem Zwecke nicht geltend gemacht werden fann, um eine 
Bernichtung des Urtheils zum Nachtheil des Angeklagten herbeizuführen. 
Zuvörderft fragt ed fih num, in wiefern das Nechtömittel der Appellation 
oder der Nichtigfeitöbefepiwerde als beneficium commune, und der Grundfag, dag 
nicht in pejus erfannt oder reformirt werden dürfe, anzuerfennen fei? 

Für den gemeinrechtlichen Eivilprozeß wird für die Appellation befanntlich 
der Grundfag des beneficium commune, resp. der Adhäſion und endlich der Zu: 
läffigfeit einer reformatio in pejus anerfannt, obwohl über feinen Umfang eine 
Vebereinftimmung nicht befteht. So viel ift mindeftens gewiß, daß der Appellat 
in foweit abhäriren fann, ald die Appellation reicht; daß aber eine reformatio in 

ejus zwar auf die Grenzen der fpeziellen Beſchwerde des Appellanten nicht be- 
hränft ift, jedoch auf alle Punkte erftredt werben fann, welche aus dem ftreitigen, 
in dem devolvirten Urtel der vorigen Inftanz entfchievdenen Rechtsverhältniffe I 
rühren. Der Erwähnung der noch weiter gehenden Anfichten bedarf e8 hier nicht. 

Einen Fall fcheidet das gemeine Civilrecht von dem Begriffe der reformatio 
in pejus aus, nämlich den, wo der höhere Richter findet, daß das Progefverfahren 
der früheren Inftanzen an einer unbeilbaren Nichtigfeit leide, und er deshalb daf- 
felbe als nichtig aufhebt, möchte auch diefe Aufhebung in’ ihrem Erfolge zum Nach- 
theile des Appellanten oder Imploranten gereihen. Denn der höhere Richter er- 
fenne materiell Nichts, und nur alsdann, wenn dies gefchehe, fei von einer refor- 
matio in pejus die Rede; die Aufhebung eines Mag nd Verfahrens enthalte 
aber an umd für fich nichts Nachtheiliges für den Appellanten, dem nach wie vor 
die Ausführung feiner Gerechtfame in dem neuen Verfahren unverfchränft bleibe, 
Der in diefem neuen Verfahren wiederholt erfennende Richter müffe aber in feinem 
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Ermeſſen "völlig frei fein, weil er ja einer neuen Entwidelung des Sachverhält: 
niffes gegemüberftehe, daſſelbe nicht ignoriren dürfe, und mindeftens mit derfelben 
Machtbefugniß audgeftattet fein müffe, wie der Apvpellationsrichter felbft, wenn er 
nicht kaſſirt, fondern auf Grumd Diefer meuen Entwidelung in der Appellationds 
Inſtanz in pejus reformirt hätte’). 

Der Preußifche Eivilprogeh verneint das beneficium commune der Appel⸗ 
fation und der ſonſtigen Nechtsmittel, ferner die Befugniß zur reformatio in pejus, 
geftattet aber die Adhäſion, umd ledinlich alfo als ihre Folge die Reformation, die 
aber dann natürlich nicht mehr in den Begriff des in pejus fällt: (88. 11. 12. 
Fit. 14 Th. 1. Allg. Landrechts.) 

Ebenfo fpricht die Nr. 36. der Inftruftion vom 7. April 1839 zu der De 
flaration vom 6. April 1849 den Grundfaß aus, "daß, wenn Urtel im Wege der 
Nichtigfeitsbefchtwerde angegriffen und vom Ober-Tribunal vernichtet werben, daf- 
felbe alsdann, wenn es in der Sache felbft anderweit erfennt, nicht in pejus gegen 
den Imploranten erkennen fünne. Derfelbe Grundfag findet natürlich für bie In: 
ftanzrichter Anwendung, wenn die Sache zur andermweiten Entfcheidung indie In— 
ftangen zurüdgewiefen wird. 

Der Anflageprozeb im Ünterfuchungsverfahren bietet vermöge der: Partei: 
ftellung in vieler Hinficht Analogien mit dem Civilprozeſſe dar; ja es fcheinen hier 
‚ noch ftärfere Gründe gegen eine reformatio in pejus in jederlei Form zu fprechen. 
Allerdings ift der Grund für die reformatio in pejus, wie ihm zuerſt die Vorfchrif- 
ten Yuflintan’e für das Givilrecht in der Novella 39,, 49; und 126. ausfprechen, 
daß nämlich der Richter, an welchen der Mechtöftreit devolvirt wird, vorzugsweiſe 
das wahre Recht verwirklichen folle (si neglectum aliquid sit, id corrigant, et le; 
gitimam sententiam ferant), noch in einem hößeren Grade für das Strafrecht 
anwendbar, weil diefes nicht, wie der Givilprozeß, die dem Verzichte der Parteien 
untertwworfenen Privatrechte, ſondern das öffentliche Necht zum Gegenftande hat. 
Allein das größere Webel, welches der Strafprogeß für die verflagte Partei ver: 
wirflicht, fordert ftärfere Garantieen, beftimmtere Rormen, möglichfte Entfernung je⸗ 
der Willfür. Die ——— find darum »fürger, als im Civilrecht; in 
Hinficht auf die Neftitution ift der Angeklagte in der Regel in dem‘ pofitiven Ge— 
fee gegen den Staat, als anflagender Theil, bevorzugt; gewiſſe PBräfumtionen be 
gleiten dem Angeflagten. "Man ift daher auch im gemeinen- Kriminalrecht überwie— 
gend jegt der Anficht, daß aus diefen Rückſichten die 'reformatio im pejus gegen 
den Angeklagten unzuläffig fei?). 

Bon den neueren Deutjchen Prozeßgeſetzen verneinen diefelben ausdrüdlich 
das Bayrifche vom 10. November 1848 Art. 338., das Kurheffifche vom’ 31. Of 
tober 1848 8 381, das Württembergifche über die Schwurgerichte vom 14. Augquft 
— 5 — ar regt vom — — das Naf- 
a e vom 14. Ap tt. ., und die iſche Strafprozeß⸗Ordnung 
vom 11. Auguft 1855 Art. 347 351. a | 

Eine Adhäfion dagegen, und nur als ihre Folge fomit die’ reformatio in 
pejus geftatten die Hannöverfche Strafprozefi » Ordnung vom 8. Nodember 1850 
$. 212. und die Badiſche StrafprozeßOrdnung vom 6. März 18458. 381., fowie 
das Badifche Gefeb vom 5. Februar 1851 $. 110. 

Nah dem Bayrifchen Gefege vom 10. November 1848 Art. 339. 321. hat 


1) Pufendorf obs. for. I. obs. 119 $. 6. Zu Rhein Jahrbücher bed gemeinen bürger- 
lihen Prozeſſes, Bb. 1, ©. 294. 306. - 

) Sie wird bertbeidigt bon Duiftorp peinliches Recht $. 780. Zittmann IV. ©. 711. 
Martin * 155. Böhmer ad Carpzov qu. 139. Obsery. 2. und in medit. ad Carol. art. 99 
8. 4 art. 219 8. 7. — Kress ad art. 99 Carol. N 3 No. 1. — Vergl. überhaupt Mitter- 
maier —— ge > —— er . 6. = hr — * re fie be 

e nbergiiche afprozeß »Orbnung vom uli e fie dagegen 
in ben S 392. 393. 395. 404. i . 
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der Appellationsrichter auch nur in Folge der Berufung des Angella die Be: 
fugniß, wenn er findet, daß eine fohwerere, das Schwurgerichtöverfahren begrün- 
dende Gefegesübertretung vorliege, die Sache an dieſes zurüdzumeifen. Dort ift 
alfo die oben zu 1. und 2. bei und verneinte Frage ausbrüdlich bejaht. 

Endlich hat die — ——— Strafprozeß⸗Ordnung vom 22. Juli 1843, 
welche die in dem fpäteren Gefehe über die Schwurgerichte vom 14. Auguft 1849, 
wie bemerkt, ausörüdlich verneinte reformatio in pejus geftattete, im $. 421. auch 
die Ausdehnung, daß in der in Folge zugelaffener Reftitution des Angeklagten ge: 
gen veruetheilende Erfenntniffe eröffneten neuen Unterfuchung härter gegen den ein. 
geflagten erfannt werben dürfe, al8 dies in dem aufgehobenen Verfahren gefche- 

war 


Der Preußiſche Strafprozeß nun kennt eine Adhäfton, wie fie der Preus 
ßiſche Eivilprogeß geftattet, nicht; er verneint durch die bereits citirte Borfchrift 
des $. 528. der Kriminal-Ordnung die reformatio in durius; er fennt relative 
Richtigkeitsgründe, d. h. ſolche, welche nur zu Gunften einer Partei eingeführt find 
umd nur dom diefer geltend gemacht werden fönnen (Art. 109. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852); er verneint implicite in den Art. 107. ff. dieſes Gefeges für bie 
Richtigkeitsbefchwerde die Befugniß des Richters, von Amtswegen Nichtigkeitögründe 
geltend zu machen, welche ver Implorant felbft nicht gerügt hat'), ein Grundſatz, 
der in anderen Geſetzgebungen eine ausprüdliche Anerkennung gen hat. (Rurs 
heffiiches Gefes vom 31. Oftober 1848 8. 360.)?) Für die Appellations » Inftanz 
hat diefer Grundfag in Beziehung auf den Art. 102. des gedachten Geſetzes durch 
die Entfcheidungen in den Fällen zu 1. und 2. eben wenigftens in der Hinficht 
eine Anerkennung gefunden, daß die Vernichtung nicht, in einer dem Angeklagten 
ungünftigeren Richtung von Amtswegen ftattfinden dürfe. Endlich kennt umfer 
Strafprozeß vermöge der Stellung der Parteien gegen einander, der Präkluſivkraft 
der Friften für die Rechtsmittel, und der ®e ung der Aohäflon eine relative 
Nechtöfraft der Erfenntniffe zu Gunften des Imploranten und gegen den Implo— 
raten, welcher fich bei denfelben beruhigt hat. Die Intereſſen des Staates find im 
der Berfon des Staatdanwaltes fir den Prozeß vollftändig vertreten; alle Rüd- 
fichten alfo, welche für den Staat obwalten fönnen, eine in irgend welcher Beie- 
bung nachtheiligere Behandlung oder Beurtheilung des Angeklagten durch einen 
anderen Richter zu erhalten, find diefer Prozeßftellung feines Bertreterd untergeord- 
net, und nur durch die für fie geltenden Regeln geltend zu machen; fie treten ge- 
en das Prinzip der Rechföran: unter den Parteien zurüd. Nur umgefehrt zu 
unftern des Angeklagten hat die Jurisprudenz den Grundfag aufgeftellt, und in 
vielen Entfcheidungen bei und durchgeführt, daß nämlich die in ihrer Richtung ge- 
gen den Angeklagten erfolgte Einlegung des Nechtsmitteld won Seiten des Staats: 
anmwaltes, wenn fie zur Vernichtung des Erfenninifjes führt, dennoch auch zu 
Gunſten ded Angeklagten, welcher feinerfeits bei dem Erfenntniffe fich beruhigt 
hatte, die Folge habe, daß nunmehr der Richter mit der ganzen Sache befaßt wird, 
ne fit na der wahren Lage der Sache much zu Gunften des Angeklagten er: 
enmen e. 
Es fragt ſich nun, was aus dieſen Grundſaͤtzen für die hier zu erörternde Frage: 


1} Zmeifelbaft fann die Frage fein, ob ber Richter nicht wenigſtens bie Inkompetenz ober 
bie nicht gehörige Befehung bes Gerichts bon Amtswegen rügen müfle. Der $. 45 ber Kriminal⸗ 
Orbnung fagt: „Aft in der Sache einmal rechtskräftig erfannt und bie Strafe ſchon vollftredt, fo 
fol biefer Verftoß bon Amtswegen nicht gerügt werben." Sie läßt alfo in allen anderen Fällen 
bie Rüge dieſes Verftoßes bon Amtswegen zu, freilich in dem alten Unterſuchungsprozeß. Indeß 
feinen bie Gründe bafür fi) durch bas neue Verfahren nicht geändert zu baben. 

2) Anders bas oben citirte Bahriſche Geſeßz vom 10. Nob. 1848 Art. 339. 321. 

3) Archid Bb. I. S. 60 f. Bb. I. ©. 116. 700. Ausdrücklich ausgeſprochen ift biefer 
Grundſaßz im Artikel 278 bes Darmftäbtifchen Prozeßgeſehes vom 28. Oltober 1848, unb bes 
Nofjauifhen vom 14. April 1849. 
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0 über die Steafbefugniß des Richters, welcher in Folge ver Vernichtung 
Ä jeines Erkenntniſſes nochmals erkennt, 
zu folgern fein düͤrfte? 

Die Franzöfifche Jurisprudenz behauptet, daß in Folge der Bernichtim 
ber Erkenntniffe ver dann von Neuem erfennende Richter eine unbefchränfte Str 
befugniß habe, und fie verführt hiernach. Daffelbe wird für und aus dem Grund: 
fage gefolgert, daß ein vernichteted Erkenntniß feinerlei Wirkungen, auch nicht zu 
Gunften des Angeklagten, äußern fönne'); daß die reformatio in pejus ja nur in 
dem Berhältniffe von beftehenden Erkenntniffen zu einander als unzuläfftg erfchei- 
nen könne, daß fie alfo als ſolche nicht eriftire, wenn eine völlig neue Fubikanur 
in dem Inſtanzen eintrete; man giebt endlich zwar zu, daß in pejus nicht erlannt 
werben fönne, wenn der Nichter das frühere Urtel zwar vernichtet, ſodann aber 
fofort in der Sache jelbft erfennt, weil er dann nur unmittelbar an die Stelle des 
erfennenden Richters innerhalb der Inftanzen trete, daß davon aber der Fall 
verjchieden fei, wenn der Richter nicht fofort jelbft erfennt, ſondern, fei es wegen 
Mängel des Verfahrens, oder wegen annoch nötbiger fachlicher Grmittelung, umter 
Bernichtung der früheren Erfenntmiffe zur nochmaligen vollftändig neuen Judikatur 
in die Inftangen zurücweift, weil alsdann ein völlig neuer Prozeß vorliege. 

Allein alle diefe Gründe find nicht durchgreifend. Zuvörderſt ift für uns 
daran zu erinnern, daß, wie oben bemerkt, auch der Preußische Eivilprozeß das 
Erkennen in pejus nad Vernichtung der früheren Urtel verneint; daß ber gemein 
rechtliche Civilprozeß dafjelbe zwar zuläßt, allein lediglich al® Folgerung aus dem 
allgemeinen dort geltenden Prinzip der reformatio in pejus überhaupt, daß aber 
der Preußische Civilprozeß Die legtere verneint, wenn fie nicht als Folge der Ad; 
haͤſion eintritt. Es muß daher an und für fi) ſchon bevenklich fein, andere Grund» 
füge auf den Preußifchen Strafprogeß in der bier vorliegenden Frage anzuwenden, 
Es ift aber außerdem Folgendes zu berüdjichtigen. Vorwiegend ift das Prinzip, 
daß ein vom Staatsanmwalte nicht angegriffenes Urtel zu Gunften des Angeklagten 
techtöfräftig wird, daß diefer aljo einen vechtöfräftigen Anſpruch darauf hat, nicht 
mit einem größeren Webel belegt zu werden, wenn er jeinerfeitd allein ein Rechte: 
mittel eintegt; daß alfo auch die Nüge von Nichtigfeiten von feiner Seite den noths 
wendigen Borbehalt feiner größeren Nebel für ihn, als Folge diefer Rüge, haben 
muß. Tritt nun in Folge der Vernichtung allerdings eine neue Judifatur ein, fo 
ift fie doch nicht in dem Sinne neu, daß fie wie ein auf einer anderen Anklage 
beruhender völlig neuer Prozeß zu betrachten feiz fie ift vielmehr nur die Repro- 
duftion des bisherigen Verfahrens auf Grund derfelben Anktage, alfo derfelbe Bros 
zeß, im welchem notbwendig dasjenige ftehen bleiben muß, was bisher in dem Res 
fultate, welches der Tenor ausvrüdt, zu Gunften des —— feſtgeſtellt war. 
Jene Unterſcheidung zwiſchen dem Falle des ſofortigen Erkennens nach erfolgter 
Vernichtung, und — — der Zurückweiſung in die Inſtanzen zum anderweiten 
Erkennen beruht auf zufälligen, nicht in der Säche jelbft nothwendigen Einrichtun: 
gen, und ift daher auch mehreren anderen Prozeß-Ordnungen, welche nach erfolgter 
— ——— immer ein Zurückweiſen in die Inſtanzen vorſchreiben, fremd. Zudem 
aber ift dabei nicht berüdfichtigt, daß, wenn 3.8. der höchfte Gerichtshof bei Ver: 
nichtung des Appellations-Urteld wegen formeller Mängel, welche er nur in ber 
Appellationd» Inftanz findet, oder wegen ungenügender fachlicher Ermittelung in 
diefer Appellations-Initanz allein die Sache alsdann nur an den Appellationsrich- 
ter zuruͤckweiſt, dieſer nunmehr bei feiner nochmaligen Urtelsfällung doch offenbar 
blos aus dem Grunde, weil fein früheres Urtel vernichtet war, nicht in eine andere 
Stellung zu dem ftchen gebliebenen erften Urtel, als welche er vor jener Vernich— 
tung einnahm, und welche ihm Damals das in pejus verfagte, getreten ſein kann 


1) Dies ift au bie Anficht von Kleinfhrod im Archib für Ariminalrecht, Bb, I. ©. 32; 
er nimmt alfo an, daß nach der Vernichtung im pejus erfannt werben könne. 
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Sollte aber der Fall blos deshalb ein anderer geworben fein, weil der höchſte Ge— 
richtshof findet, daß die formellen Mängel bereits in der erften Inftanz liegen, oder 
daß ſchon in erfter Inftanz eine ungenügende thatfächliche Feftftellung vorgelegen 
bat, und er deshalb auch das erfte Urtel vernichtet? Der oben hervorgehobene 
Unterfchied ift alio in fich unhaltbar. Es ift vielmehr anzuerkennen, daß in Den 
bezeichneten Fällen jeder neu erfennende Richter nur innerhalb der Schranfe, welche 
zu Gunften des Angeklagten durch die Nechtsfraft gewonnen war, an bie Stelle 
des früheren in der Sade erfannt habenden Richters tritt’). 

Es ift nicht zu leugnen, daß diefes Prinzip in fofern zu MWiderfprüchen 
führen kann, als e8 den neu erfennenden Richter, welcher nun nah Vernichtung 
des Verfahrens und der Erfenntniffe einem neuen Verfahren oft mit neuer Beweis- 
aufnahme und alfo mit neuen Ermittelungen gegenüberfteht, zwingt, diefen neuen 
Refultaten fein Auge zu verfchließen, wenn es ſich um eine härtere Beurtheilung 
des Angeklagten daraus handelt. Allein der Fall ift ja nicht anders, ald wenn 
der Appellationsrichter auf die alleinige Berufung des Angeflagten zufällig durch 
eine neue von ihm veranlafte oder eine reproduzirte Beweisaufnahme gleihfalls 
einer dem Angeklagten ungünftigeren Entwidelung des Sachverhältniffes gegenüber- 
fteht; auch er muß ja, um des Prinzips des non in pejus willen, biefelbe ignori- 
ren, und fann fie nur benugen, um die Berufung zurüdzumeifen?). Endlich ift es 
auch nicht zu leugnen, daß jenes Prinzip die fernere nothmendige Konſequenz bat, 
daß, wenn der Angeklagte die gegen ihm rechtöfräftigen Strafurtel durch Reftitution 
angreift, und wenn er reftituirt wird, die alddann in dem neuen Verfahren erfen- 
nenden Richter gleichfall8 nicht in pejus gegen ihn erfennen dürfen. Allein es 
liegt hierin nichts Befonderes. Denn, ob die Nichtigfeitögründe innerhalb der or— 
dentlichen Inftanzen gegen noch nicht rechtöfräftige Urtel, oder ob fie hinterher ge— 
gen rechtöfräftige Urtel geltend gemacht werden, das bleibt fih in der Sache gleich. 

n jenem Kalle ift ed nur die relative, in dieſem aber die abfolute Rechtsfraft, 
welche dem Angeklagten zur Seite fteht’). 

In einem neueren Rechtsfalle ift das bisher erörterte Prinzip, nah Ver— 
weifung der Sache an das Plenum des Senates für Straffachen beim Ober-Tri- 
bımal, von dieſem in dem hier vertretenen Sinne entjchieden worden. 

Die Angeflagten Schlömer und Rüping waren wegen Maifchfteuer- 
rg durch Urtel vom 25. Auguft 1852 zur Strafe verurtheilt. Beide 
appellirten. 

Im mündlichen Verfahren zweiter Anftanz brachte der Referent von Amts— 
wegen zur Sprache, daß bei Abfaffung des Erkenntniſſes erfter Inftanz ein Refe- 
rendarius, der nicht von dem Juſtiz-Miniſter oder vom Appellationsgerichte als 

ülfsrichter zugeorpnet war, mitgewirkt hatte, und gegen den Antrag der Verthei— 
diger, welche anf diefen Nichtigkeitseinwand verzichteten und darauf antrugen, Der 
Verhandlung und Enticheidung der Sache Fortgang zu geben, erfannte Ar Grund 
diefes, von Yintewegen zur Sprache gebrachten BVerftoßes, das Appellationsgericht 
am 4. März 1853: daß das Erfenntniß erfter Inftanz aufzuheben, und die Sache 


1) Dies erkennt nunmehr auch Walther in bem Werke „Die Rechtsmittel im Strafper- 
fahren“ ®b. II. ©. 114 und 116 an, während e8 Heffter in feinem Lehrbuche $. 689 verneint, 
indem er fagt, der höbere angerufene Richter Fönne, den Fall ber Nullität abgeredinet, nicht in 
durius erfennen. 

2) Die neue Sächfifhe Strafprogef-Orbnung vom 11. Auguft 1855 beftimmt im Art. 353: 
Daf das Gericht, an welches (nad — Vernichtung) die Sache zur nochmaligen Verbanb- 
lung und Entſcheidung gewieſen wirb, bei diefer an die Anfichten nicht gebunden ift, von welchen 
in Betreff der Veweit-Mufnahme, insbefondere ber einzelnen Beweismittel und ihrer Beweiskraft, 
das frühere erfennende Gericht ausgegangen ift. Ob aber das Refultat biefer felbftftänbigen Prü- 
fung ein pejus ee ber Strafe felbft fein bürfe, ift nicht gefagt. Im Uebrigen verfteht fich 
jener Saß von felbft. — 

—X Ha allgemeinen Prinzip gemäß, bie Würtembergifche Strafprogei-Orbnung dom 
22. Juni 1843 im-$. 421 das Gegentheil beftimmt, ift bereits bemerft, 
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zur anderweiten Berhandlung und Entjcheibung in die erfte Inſtanz zurüdzumeifen. 
Der Staatdanwalt ftellte nun über die Zahl der vorgenommenen - heimlichen 
maijchungen neue Behauptungen auf, und nach einer wieder erfolgten Beweisauf- 
“nahme erkannte am 20. Mai 1853 der erfte Richter gegen Rüping eine höhere, 
egen Schlömer eine niedrigere Strafe, als er zuerft am 25. Auguft 1852 er- 
annt hatte. Auf die von Ruping und Schlömer gegen die ganze Verurthei— 
lung zur Gelpftrafe, vom Staatsanwalte dagegen, daß nicht gegen beide auf eine 
härtere Strafe, als gejchehen, erfannt worden, eingelegte Appellation, hat nach einer 
ausgedehnten Beweisaufnahme der Kriminal- Senat des Appellationsgerichts nun 
fowohl gegen Rüping, ald gegen Schlömer auf eine höhere Strafe, als in 
dem aufgehobenen Erkenntniſſe vom 25. Auguft 1852 geipehen war, erfannt. 

Beide Angeklagte greifen dieſes Berfahren durch die Nichtigfeitäbefchwerde an. 

Der General-Etantsanwalt führte bei der —— dieſer Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde vor dem Ober-Tribunal zur Begründung feines Antrages auf Zurück— 
weijung derjelben Folgendes aus: 

„Die Aufhebung des Freißgerichtlichen Urtheild vom 25. Auguft 1852 if 
unbedingt ausgejporchen. Behielt dafjelbe gleichwohl noch die Bedeutung, daß, weil 
dagegen von der Staatdanwaltfchaft nicht appellirt worden war, der Richter erfter 
Inftanz, indem er fein neues Urtheil erließ, Feine höhere, als die in dem erften Ers 
fenntnifje ausgefprochene Strafe verhängen konnte?“ 

„Meines Erachtens ift diefe Frage zu verneinen. “ 

„Wäre ed wirklich richtig, daß die Nichteinlegung der Berufung von Sei— 
ten der Staatsanwaltfchaft dem Urtheil vom 25. Auguft 1852 eine gewifie Rechte- 
fraft beigelegt hätte, welche die jpätere Berhängung einer höheren Strafe verhinderte, 
jo würde daraus doch nur folgen, daß der Appellationsrichter dieſe Rechtskraft 
hätte beachten müflen, daß er aljo die Vernichtung nur mit dem Borbehalte 
hätte ausfprechen dürfen, daß dem Urtheile, ungeachtet feiner im Uebrigen eintre- 
tenden Vernichtung, dennoch die Wirkung verbleiben rl daß es den nochmals 
erfennenden erften Richter bei Feftjegung der Strafe bejchränfe. That. der Appel- 
lationsrichter dieſes nicht, hob er das Urtheil unbedingt auf, fo verlegte er mög- 
licherweife die Grundfäge über die Rechtskraft, allein dieſe Verlegung fonnte nur 
aufgehoben werden, wenn das Appellationsurtheil mit Erfolg durch Nichtigkeits- 
beſchwerde angegriffen wurde. Dies ift nicht gefchehen. Das Appellationsurtheil 
ift in Rechtökraft übergegangen, und diefe Rechtöfraft verhinderte den erften Richter, 
dem unbedingt aufgehobenen früheren Urtheile noch irgend eine Wirkung beizu- 
legen, den Vorbehalt, der vielleicht hätte gemacht werben follen, als wirklich ge— 
macht zu betrachten.” 

„Allein gelett, der erfte Richter wäre befugt gewejen, das Appellations:- 
urtheil, welches die Aufhebung unbedingt ausſprach, gegen feinen Wortlaut jo 
zu interpretiren, wie es gefeglich hätte erlaffen werben follen, fo fragt ſich: 

Konnte und mußte der Appellationsrichter, indem er die Aufhebung aus: 
fprah, den Vorbehalt machen, daß das neu zu erlaffende Urtheil Feine 
härtere Strafe feftfegen dürfe, ald das aufgehobene?* 

„BHür die Zuläffigkeit eines ſolchen Vorbehalted würde nur der anerkannte 
Rehtsjag angeführt werden können, daß gegen denjenigen, der die Berufung ein: 
gelegt hat, nicht in pejus reformirt werben darf. Allein die völlige Vernichtung 
des Urtheils und des demfelben zum Grunde liegenden Verfahrens ift nichts weni- 

er, als eine reformatio in pejus. Das Unrecht, welches durch ein Urtheil mög- 
cherweife zugefügt fein kann, wirb durch die gänzliche Verfichtung dieſes Urthei 
und die Anordnung einer ganz neuen Verhandlung und Entſcheidung radifal ge- 
hoben. Durch die Erlaffung des vernichtenden Urtheild kann daher der Appellant 
öglih als in eine ſchlimmere Lage verfept gedacht werben, als in weldher er 
nd befand, als er, mit einer el belaftet, vor den Appellationsrichter trat 
und um Abhülfe der zugefügten Beſchwerde bat, “ | 
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„Auf die Vernichtung des ungefeglichen Verfahrens und des darauf gebaus- 
ten Urtheild hatte er ein Recht, und dieſes Recht ift ihm vollftändig geworden.“ 

„Breilih muß, nach der Vernichtung, ein neues Verfahren eintreten, ein 
neues Urtheil erlafien werden; dieſes neue Urtheil kann ungünftiger lauten, als 
das erfte vernichtete.“ 

„Allein diefe Möglichkeit iſt die nothwendige Folge des eingeleiteten neuen 
Verfahrens. Dem Ergebnifje deffelben Schranken zu ziehen, ift der vernichtende 
Richter nicht befugt. Denn das Gejeß verpflichtet ihn einfach, die Sache zur an- 
derweiten Verhandlung und Entſcheidung in die erfte Inſtanz zurückzuverweiſen, 
ohne ihn zu einem, den Richter diefer Inſtanz bindenden Vorbehalte zu ermächtigen. 
Bei dem Mangel einer jolchen durch das Gejeg gegebenen Ermächtigung greift der 
Sa buch, daß ein Urtheil, welches vernichtet ift, nicht mehr eriflirt, alfo nach 
feiner Richtung bin eine Wirkung äußern kann.“ 

„Der Appellant fann ſich über ein folches NRefultat nicht befchweren, weil 
er wiſſen muß, daß die Geltendmachung eines Nichtigleitsgrumdes im fchließlichen 
Refultate eine ihm nachtheiligere Folge haben kann, da es unmöglich ift, ein —— 
als beſtehend und als nicht beſtehend zu betrachten; weil es ihm nicht entgehen 
darf, daß, wenn die Staatsanwaltſchaft das ergangene Urtheil ihrerſeits nicht an— 

ift, eine Rechtskraft dieſes Urtheils gegen ſie nur denkbar iſt, ſo lange es beſte— 
en bleibt, nicht aber, wenn es, auch wider ihren Willen, aus der Welt geſchafft 
wird. Daß in casu die Nichtigkeit ex ofliecio ausgeſprochen worden war, fommt 
nicht in Betracht, Da das Appellationsurtheil nicht angegriffen ift, alfo angenom- 
men werden muß, daß die Vernichtung eine gefegliche Folge der von dem Appel⸗ 
lanten eingelegten Berufung war.“ 

„Betrachtet man die Sache von dem Standpunkte der höheren Anforderun— 
gen der Gerechtigkeit, und vergleicht man damit den Gang der Gefeggebung, fo 
gelangt man ebenfalld zu dem von mir vertheidigten Refultate. 

„An fi kann ein Rechtsmittel nicht den Zweck haben, ein für eine Partei 
oder einen Angeklagten günftigeres, fondern nur den, ein gerecdhteres Urtheil 
herbeizuführen; nur darauf hat die ‘Bartei und der Angeklagte einen Anfpruch; ber 
höhere Richter hat ven Beruf, Recht zu fprechen, ohne Rüdficht darauf, wen es 
aa nachtheilig ift.“ 

„Dieſe Anjchauung führt zu ber ae der Rechtsmittel, wie 
fie auch im gemeinen Rechte anerkannt ift. Enthalten pofitive Beftimmungen des 
Geſetzes Ausnahmen von der Regel, fo dürfen diefe Ausnahmen nicht ausdehnend 
erklärt werben.“ 

„Wie ftand nun die Sache in unferem Rechte vor Einführung der Nich- 
tigfeitsbejchwerbe ? 

„Im Strafrecht ift die Lehre von den Rechtsmitteln nicht ausgebildet. Man 
muß auf das Givnilrecht zurüdgehen, in welchem ſich die Lehre von der Rechtsfraft 
überhaupt ausgebildet hat, namentlich kann das Rechtsmittel der weiteren Verthei— 
Digung hierbei nicht in Betracht kommen. Bei diefem konnte die ftreitige Frage 
gar nicht vorfommen, indem eine Erſchwerung zum Nachteil des Angellagten über- 
haupt unmöglich war.“ 

Für — Appellation beſtimmt der 8. 11. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
4A: 


3. 1. Fit. 14.: 
Die Appellation foll zwifchen den Parteien fein gemeinfchaftliches Nechts« 
mittel fein, ſondern berjenige, welcher fich bei dem Erkennmiſſe beruhigt, 
fann auf die®von feinem Gegner ba gen eingewwanbte Appellation eine 
Abänderung befielben — ſeinem Both le niemals hoffen.” 

„Der $. 12. modifiziert diefe Beftimmung weſentlich dadurch, daß er im Kalle 
einey von dem Appellanten veranlaßten neuen Inftruftion im appellatorio dem Ap⸗ 
pellaten das Recht der Anhäfion giebt; darin liegt ſchon ſelbſt bei ver Appellation 
“ eine wefentliche Annäherung an das Prinzip der Gemeinfchaftlichkeit dev Rechtsmittel,“ 
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„Für die Fälle der Nullität aber fpricht der $. 8. der Allg. Gerichts⸗ 
Ordnung Th. I. Tit. 16. Die Regel aus, daß nicht nur Das ganze Urthei, fondern 
aud das ganze Verfahren, worauf jelbiges fich gründet, für gar nicht eriftirend 
angefehen wird. Nirgendwo findet fi auch nur eine Anbeutung davon, daß 
das vernichtete Urtheil noch irgend eine Wirkung äußern fol.“ 

„Hür die in Straffadyen vorfommende Vernichtung muß das Nämliche 
elten, da feine Gründe der Abweichung beftehen, vielmehr, wie bemerft, die ganze 
—* von der Rechtskraft der Urtheile resp. der Unzuläſſigkeit einer reformatio in 
pejus aus dem Civilrechte herübergenommen ift.“ 

„Im Franzöſiſchen Rechte, einer der Hauptvorbilder des gegenwärtigen 
Strafprozeſſes, ift wohl darüber geftritten worben, in wiefern bei der Bernichtung 
eined fehwurgerichtlichen Berfahrens einzelne Ausſprüche der Gefchworenen aufrecht 
zu erhalten jeien, und namentlid, ob die verneinende Antwort der Gejchworenen 
über erfehwerende Umftände der That als dem Angeklagten erworben zu betrachten 
fein. Allein hierbei handelt ed fih immer nur darum, ob einzelne Punkte als 
abgefonderte zu betrachten jeien, auf welche ſich die Vernichtung nicht zu erftreden 
babe. Abgejehen hiervon ift es, jo viel ich habe ermitteln können, in Frankreich 
nie bezweifelt worden, daß der Richter, vor welchen eine Sache, in der Urtheil und 
Verfahren vernichtet worden, gewiejen wird, im jeinem Urtheil gänzlich unbejchränft 
ift, daß 3. B. in dem Falle der Bernichtung eines Appellationdurtheild auf den 

ekurd des Angeklagten ber neue Appellationsrichter eine höhere Strafe erfennen 
ann, als diejenige, welche in dem vernichteten Urtheile ausgeſprochen war.“ 

„Es ift in der vorliegenden Sade nur von dem Falle die Rede, wo: 
wegen Verlegung von Grundjügen des Verfahrens die Aufhebung oder 
Vernichtung des Urtheild ausgeſprochen und die Sade zur anderweiten 
Verhandlung und Entjcheidung in die frühere Inftanz zurüdgewiefen ift.* 

„Damit die von mir vertheidigte Anficht in ihrem Zufammenhange übers - 
jehen werden kann, erlaube ich mir, auch noch die anderen Fälle der Aufhebung 
oder Vernichtung zu berühren.“ 

Wenn in Gemäßheit des Art. 102. des Gejeped vom 3. Mai 1852 ber 
Appellationsrichter wegen wejentlicher Mängel des Berfahrens dieſes und das 
Urtheil vernichtet, jo fann es feinen Unterfchied machen, ob er die Sache in bie 
erfte Inftanz zurüdverweift, oder ob ex ſelbſt erkennt. Erläßt er auf Grund eines 
vor ihm ftattgefundenen neuen Verfahrens jelbft die Entſcheidung, jo hat er bie 
nämlichen Befugnfe, welche im alle der Zurüdverweifung der erfte Richter ges 
* hätte; er kann eine härtere Strafe verhaͤngen, auch wenn bie Staatsanwalts 
haft nicht appellirt hatte.“ 

„Anders ſteht dagegen Die Sache, wenn 9— die von dem Angeklagten allein 
eingelegte Richtigkeiisbeſchwerde nicht wegen Mängel des Verfahrens, ſondern wegen 
Berlegung von Gejegen oder Rechtögrundfägen die Vernichtung ausgeſprochen wird. 
Alsdann wird re vera nur ein Theil des Urtheils, derjenige, weldyer Die Anwen⸗ 

des Geſetzes betrifft, vernichtet; das Urtheil bleibt in einem weſentlichen 
Theile, demjenigen, welcher den Thatbeſtand feftftellt, beftehen, und muß baher auch 
zu Gunften des Angellagten die Wirfung äußern, daß nicht zu feinem Rachtheil 
geändert werden darf. Das Nämliche muß gelten, wenn in Gemäßheit des Art, 116. 
bed Geſetzes ber Gerichtshof Behufs thatjärhlicher Ermittelungen die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entjcheidung an das Gericht der betreffenden Inſtanz 
verweijet, weil auch in diefem Falle der Thatbeftand im Wefentlichen beftchen 
bleibt und ed nur noch auf Thatjachen anfommen fann, die neben bemfelben von 
—— ‚find, 3. B. Umftände, welche auf die Strafabmeflung Einfluß Haben und 

en. 


Das Dberräribunat Hat Ach Ind Derieiben nicht angefihlofen, ‚nifmch 
4 na an „ ‘ 
am 12. November 1855 bie 834 A rer und auf eine — — lan, 
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welche dad Maaß der in dem erften Erfenntnifie des erften Richterd vom 25. 
Auguft 1852 erfannten, nicht überjchreitet. Es ift dadurch das Prinzip anerfant, 
daß auch nach erfolgter Vernichtung nicht Härter ald zuvor gegen den alleinigen 
Imploranten zu erkennen jei. 

In den Gründen wird bemerkt, daß ſich für. Die entgegengefegte Meinung 
Folgendes anführen laſſe: daß nämlich das vernichtete Erkenniniß nicht mehr be— 
ftebe, alſo der Angeklagte ſich nicht mehr auf defien, zu feinen Gunften eingetre= 
tene Rechtskraft ftügen könne; er habe die Möglichkeit, daß daflelbe ganz wegges 
räumt werde, felbft durch das von ihm eingelegte Rechtsmittel herbeigeführt, und 
könne fich darüber, daß das, was wenigftens bei der Nichtigfeitöbefchwerde er ſogar 
zunächſt als fein Recht bezwedt habe, nämlich diefe Wegräumung eingetreten fei, 
nicht befchweren; daß mit diefer Wegräumung die Sache in die Lage komme, daß 
möglicherweife gegen ihn härter erkannt werden Fönne, und habe er dies bei Der 
Einlegung des Rechtsmittels fich felbft jagen müflen; aud im @ivilprozefie, in 
welchem die Lehre von den Nechtömitteln vollftändiger ausgebildet worden, als im 
Kriminalpreozeffe, fomme nicht allein die Vorſchrift des $. 12. Tit. 14. Th. L Der 
Allg. Gerihtd-Orbnung, wonach im Falle einer auf Antrag des Appellanten ver- 
anlaßten neuen Inftruktion der Appellant bis zum Schlufie der zweiten Inftanz 
dem Rechtsmittel adhäriren könne, vor, ſondern es beftimme auch für den Fall der 
Nullitätsklage der $. 8. Tit. 16. ibid. ausprüdlih, daß die ausgefprochene Nullität 
des Erfenninifjes die rechtliche Wirkung habe, daß nicht nur das ganze Urtel, 
fondern auch das ganze Verfahren, worauf jelbiges ſich gründete, für gar nicht 
eriftirend angefehen werde. 

In Erwägung aber, jo heißt e8 weiter, daß ber allgemeine Grundfag des 
Preußischen Prozefies, wonach die Rechtömittel nicht ein benelicium commune find, 
wovon die für einen befonderen Fall gegebene Borjchrift des $. 12. Tit. 14. TH. 1. 
der Allg. Gerichts-Ordnung nur eine hier nicht in Betracht kommende Modififation, 
daß der Appellat im Laufe der Inftang noch jelbit die Appellation nachholen fann, 
bildet, durch die Beftimmung des $. 8. Tit. 16. nicht erfchüttert wird, weil der 
Nulitätsprogeß fein Rechtsmittel im Laufe eines Prozeſſes, jondern ein neuer Prozeß 
ift; daß diefer Grundſatz auch für das durch Die —— vom 14. Dezember 
1833 eingefuͤhrte Rechtsmittel der ag ee (in Civilſachen), obwohl 
mehrere von den früheren Gründen der. Nullitaͤtskllage jetzt zu Gruͤnden der Nich- 
tigfeitöbefchwerbe erhoben worden find, in Geltung geblieben ift; daß für das Kris 
2* ren die Kriminal⸗-Ordnung von 1805, indem fie überhaupt nur Dem 
Angeklagten ein Rechtsmittel geftattet, Feine Abweichung von ſolchem allgemeinen 
Grundfage fennt, und daß die Verordnung vom 3. Januar 1849, indem fie im 
$. 126. * dem Angeklagten als dem Staatsanwalt eine präklufivifche Friſt 
zur Ginlegung der Appellation, und das Gejeg vom 3. Mai 1852, indem es im 
Art. 106. 109. 110. eine ſolche Frift zur Einlegung der Nichtigkeitöbefchwerde ges 
ftattet, denſelben Grundfag für das Kriminalverfahren deutlich bingeftellt haben ; 
daß hieraus folgt, daß, wenn der Staatsanwalt gegen ein ergangenes Erkenntni 
bis zum Ablaufe der ihm zur Einlegung eines Rechtsmittels ofen geftandenen Fri 
ein ſolches nicht eingelegt hat, Das Erkenntniß zu Gunften des Angeklagten dahin 
die Rechtskraft erlangt, daß in dieſer Sache gegen ihn nie nachtheiliger erkannt 
werden kann; daß diefes von ihm erworbene Recht Durch die Einlegung eines 
Rechtsmitteld von feiner Seite, eben weil diefes fein beneficium commune, fondern 
nur ein benefiecium für ihn ift, micht wieder jchwanfend gemacht, und deshalb 
durch ein auf dieſes Rechtsmittel ergangened Erkenntniß nicht wieder genommen 
werben kann; daß dies zu thun alfo Damit nicht beabfichtigt ift, daß auf jein Rechts: 
mittel, welches auf eine Verlegung von Grundfägen des Verfahrens over. des ma— 
teriellen Rechts, aljo in fofern auf eine dem Erkenntniſſe anklebende Nichtigkeit 

egründet wird, und nur dann von Erfolg ift, wenn Das angefochtene. Erfenntnig 
I dieſem Sinne an einer Nichtigkeit leidet — dieſe Nichtigkeit ausgefprochen, das 
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Erkenntniß und ‚resp. das Verfahren vernichtet wird, daß vielmehr dieſe vom Richter 
der Nichtigkeits-Inſtanz ausgefprochene Vernichtung des Erfenntniffes resp. des 
Verfahrens up wie ein im Givilprozeffe auf die Nichtigkeitsbefchwerde einer Partei 
ergehendes vernichtendes Urtel, indem es ſelbſt anfündigt, auf weflen Rechtsmittel 
es ergangen fei, daß es aljo nur im Wege eines bieferm angehörenden beneficii, 
d. h. nur zu deſſen Gunften das wegräume, was ihm nachtheilig fei, oder nach— 
theilig fein fönne, — in fich jelbft enthält, daß es dasjenige, was zu Gunften des 
Angeklagten rechtöfräftig geworden, ftehen lafje, mithin nicht nur nicht ausfpricht, 
daß das zu Gunften des Angeklagten vernichtete Erkenntniß gar nicht mehr rechtlich 
eriftire, een das Gegentheil, daß es zu Gunften des Angeklagten fortwährend 
feine volle rechtliche Wirkung äußere, befagt, und deshalb dem Inftanzrichter, an 
welchen es die Sache zur anderweiten Berhandlung und Entfcheidung verweift, 
nicht geftattet, gegen den Angeklagten ein nachtheiligeres Erfenntniß zu Hallen, als 
das nur auf fein Rechtsmittel vernichtete war; 

In Erwägung, daß alles Vorftehende ebenfo von dem Falle gilt, wo * 
Grund des Art. 102. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 der Appellationsrichter au 
eine nur vom Angeklagten eingelegte Appellation, ein Erfenntniß erfter Inftan 
weil er findet, daß das Verfahren an einer Nichtigkeit leidet, aufhebt, und d 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung in die erfte Inftanz zurüd- 
verweift, oder. auf Grund eines neuen Verfahrens felbft in der Sache erfennt; 

In Erwägung, daß, wenn der MAppellationsrichter diefe Grundfäge ver- 
fennend,, auf die Appellation des Angeklagten das Erkenntniß erfter Inftanz in 
einer beftimmten, dem Angeklagten nachtheiligen Richtung aufgehoben und in diefer 
Richtung hin etwas weiteres angeordnet hätte, 3. DB. ein, den Angeklagten wegen 
eines — verurtheilendes Erkenntniß einer Gerichtsabtheilung darum, weil 
nicht ein Vergehen, ſondern ein Verbrechen vorliege, die Gerichtsabtheilung alſo 
nicht kompetent geweſen ſei, aufgehoben, und die Sache zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an das Schwurgericht gewieſen hätten, damit die härtere Strafe des 
Verbrechens erkannt werden könne, alsdann der Angeklagte Veranlaſſung haben 
mag, gegen ein ſolches Erkenntniß ein weiteres Rechtsmittel einzulegen, daß aber 
im vorliegenden Falle das Erfenntniß erfter Inftanz vom 25. Auguft 1852 darum, 
weil an defien Abfafjung ein dem Gerichte nicht als Hülfsrichter zugeordneter Res 
ferendarius —R enommen hatte, aufhebende und die Sache zur anderweiten Vers 
handlung in die erſte Inſtanz zuriidweifende Appellationd-Erfenntniß vom 4. März 
1853 in einer folchen beftimmten Richtung hin nicht erlaffen war, für den Ange— 
Hlagten feine Beranlaffung vorlag, gegen dafjelbe ein Rechtsmittel einzulegen, indem 
es ald auf ihre Appellation ergangen, nad dem Obigen das von ihnen erworbene 
Recht, daß gegen HR nicht nachtheiliger, ald im Grfenntniffe vom 25. Auguft 1852 
geſchehen, erfannt werden dürfe, ihnen —* konſervirte; 

n “gung daß das demnächit anderweit in erfter Inftanz ergangene 
Erfenntnig vom 20. Mai 1853, in -fofern es gegen den Angeklagten Rüpin 
nachtheiliger, ald das Erfenntmif vom 25. Auguf 1852 lautet, und daß das au 
die gegen dieſes Erfenntniß vom 20. Mai 1853 fowohl von den Angeklagten 
Schlömer und Rüping ald von dem Staatsanwalt eingelegte Appellation er- 
gengene Erfenntniß zweiter Inftang vom 9. Februar 1855, welches fowohl gegen 

hlömer ald gegen Rüping nactheiliger als das Erkenntniß vom 25. Auguft 
1852 Inutet, die obigen Rechtsgrundfäge verlegt haben, das Appellations-Erfenntnig 
vom: 9. Februar 1855 alfo der Vernichtung und das Erfenntniß erfter Inftanz vom 
20. Mai 1853 ber ag in foweit a daß age beide Angeklagte 
he er als im Erfenntniffe vom. 25. YAuguft 1 gefchehen, erkannt 
en darf; 

In Erwägung, daß dies aber nicht weiter Au als daß im Ganzen nicht 
nachtheiliger ‚gegen fie erfannt werden darf, die Motivirung derſelben Strafhöhe 
aber, in joweit of thatfächlich eine andere fein darf, als zur Aufrechthaltung 
Archiv 1896. I. 6 
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fur dom Angeflagten angefochtenen Erkenntniſſes erfter Inftanz der Staatsanwalt 
in der Appellations-Inftanz nette Thatfachen oder Beweismittel anführen fann. 

In Gemäßheit diefer Entfcheidung ift folgendes Präjubiz des Plenums a 

eitöbe- 

Be oder Appellation ein Erfeitntniß wegen PBerlegung von Grundjägen des 

erführens resp. das Verfahren felbft gänzlich oder theilweife vernichtet, oder in 


Meber die Behandlung der erfchwerenden Umftände 
bei der Srageftellung. 


Die Behandlung der erfchwerenden Umftände bei der Frageftellung bietet erhebliche 
Schwierigkeiten dar. Es liegt auf der Hand, daß die Gejeggebung befondere 
fichernde Formen aufftellen müffe, um mit untrüglicher Gewißheit feitftellen zu 
lafjen, daß die Gefchworenen in allen den Fällen, in denen ein fomplizirter, in ges 
wiſſem Sinne felsftftändige Beftandtheile umfafiender Thatbeftand vorliegt, jeder 
Theil diefes Thatbeftandes von ihnen erwogen und feitgeftellt werde. Iſt die That, 
wie 3. B. der Diebftahl, in ihrer einfachen Geſtalt ſchon ftrafbar, fo * die Ge⸗ 
fahr nahe, daß fle ihr Schuldig hauptſächlich nur darauf richten, und nicht genug— 
farm beachten, daß die oft ſehr umfangreiche Frage ein einzelnes Moment enthält, 
auf welchem doch vorzugsweife die ſchwerere Strafe ruht. Alle der Frangöftfchen 
nachgebildeten ri ar haben daher verfchievene Vorfchriften nothwendig ger 
funden, deren Zwe hi die Gefchworenen zur befonderen Berathung folher ein» 
zelnen erfchwerenden Momente in dem Thatbeftande der ihnen vorgelegten Stage 
zu nöthigen, und aus der Form des Verdilts für den Gerichtshof die Gewißheit 
zu begründen, daß diefe Momente befonders feftgeftellt feien. 

Die fchwierigfte Frage bleibt aber für die Praris immer bie: 

welche diefe Momente find, deren Feftftellung fomit befonderd und aus» 
prüdlich außer dem allgemeinen „Schuldig“ erfolgen foll? 
Sie findet in unferer weiter unten fpezieller zu erwähnenden Gefeggebung feine 
genügende Loöſung. 

Die Erörterung hierüber knupft ſich an einen neuerlich vom Ober-Tribunal 
entſchiedenen intereffanten Rechtsfall. Er vereinigt alle die bei Beantwortung jener 
Frage vielfach fich ergebenden Zweifel. 

Der $. 175. des Strafgefepbuches definiert den Mord dahin: 

Wer vorfäglich und mit Weberlegung einen Menfchen töptet, begeht einen 
Mord, und wird mit dem Tode beftraft. 

Ein früher entſchledener Nechtsfall über einen Mord Hatte nun folgende 
Entfcheivung veranlaßt: 

Auf die Frage: 

Ift der Angeklagte ſchuldig, am 15. Dftober 1854 zu — den Tifchler- 
meifter B. vorjäglich getödtet zu Haben, und zwar mit Meberlegung ? 
hatten die Gefchworenen geantivortet: 
Ya, der Angeklagte ift ſchuldig, 
mit mehr ald 7 Stimmen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das hierauf wegen Mordes zum Tode ver⸗ 

urtheilende Etlenniniß behauptete Die Verlegung des Art. 91. des Gefeged vom 
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3: Mat 1852, weil die Geſchworenen über den in der Frage befonvers herborgehos 
benen erfhwerenden Umftand der „Ueberlegung “ befonders abzuftimmen, 
und dad Ergebniß in ihrem Wahrfpruch auszudrüden verpflichtet geweſen wären. 

Die Beſchwerde wurde durch Urtel der erften Abtheilung des Strafienats des 
Ober⸗Tribunals vom 19. Sept. 1855 wider Grups zurüdgewiefen, in Erwägung, 
daß die Vorausſetzung der Beſchwerde, daß die „Ueberlegung“ einen erſchwerenden Um— 
ftand des dem Imploranten zur Laft gelegten Verbrechens bilde, rechtlich nicht begründet 
ift, daß nämlich das Strafgefegbuch bei dem Verbrechen wider das Leben nicht von einem 
Gattungsverbrechen ausgeht, Daß es namentlich nicht den Todtfchlag als das allgemei- 
nere Verbrechen aufgeftellt hat, zu welchem fich der Mord wie eine ausgezeichnete Art 
deſſelben verhielte, * daß durch den Umftand der Ueberlegung der Todtſchlag zum 
Morde nur qualifizirt würde; daß vielmehr das — ———— im Anſchluß an 
das gemeine Deutſche Recht den Mord und den Todtſchlag als beſondere charakte— 
riſtiſche Verbrechen behandelt, die im Gegenſatz zu einander ſtehen, und durch den 
jedem dieſer Verbrechen eigenthümlichen dolus von einander unterſchieden ſind; daß 
die zu einem beſtimmten Verbrechen gehörige Beſchaffenheit des Willens und des 
Seelenzuſtandes, als zur inneren That gehörig, ftets einen weſentlichen Beſtand— 
theil diefes beftimmten Verbrechens ausmacht; daß bei dem Verbredhen des Mor: 
des der dolus, im Gegenfag zum Todtfchlag, welcher blos die Vorfäglichkeit der 

andlung fordert, in der Ueberlegung befteht, daß dieſes Merkmal aljo zum gefeß- 
lichen Begriffe des Mordes — zu feinem Tchatbeftande — gehört; daß die Merl, 
male des Thatbeftandes in ihrem Verein die Hauptthat, das angefchuldigte Ver— 
brechen in feiner allgemeinen Natur, bilden; daß die fogenannten erfcehwerenden 
Umftände außerhalb der Hauptthat liegen, und nur als un der Ausführung 
derfelben mit Rüdjicht auf die Strafe einen erfchwerenden Charakter verleihen ; 
daß, wenn dem Ausgeführten gemäß, das Moment der Meberlegung zum Begriffe 
des Mordens gehört, dafjelbe feinen erfchwerenden Umftand dieſes Verbrechens oder 
des Verbrechens des Todtſchlags darftellen kann '). 

. Newerlich haben wiederum mehrere Fälle ganz gleicher Art vorgelegen, und 
das Ober⸗Tribunal ift endlich in feiner weiter unten mitzutheilenden Plenar + Ent» 
ſcheldung für die vorliegende Frage: 

ob in der wegen Mordes geftellten Frage das Moment der „Ueberlegung“ 

ein ſolches bilde, über welches von den Gefchworenen befonders abgeftimmt, 

und deffen befondere Beantwortung aus dem Ausfpruche erhellen muß? 
von dem in dem fo eben gedachten Erfenntniffe ausgefprochenen Grundfage abge: 
gangen, indem es dieſe Srage bejaht hat. 

Bei einer genauen Erörterung derfelben ift es zuvörderſt nöthig, einen Blick 
auf die Lage unferer Gefeggebung, welche jchon in ihrer Terminologie ein aufs 
fallendes Schwanken zeigt, zu werfen. 

Die Verordnung vom 3. Januar 1849 fchrieb Folgendes vor: 

1) $. 105. Der Borfigende muß den Gefchworenen bemerklich machen, daß, 
wenn fie mit einer Mehrheit von nur 7 Stimmen den Angeklagten der 
That, oder der die That begleitenden erfhwerenden Umftände 
für ſchuldig erklären follten, fie dies bei der Abgabe ihrer Erflärung aus- 
drüdlich moon haben. 

2) $. 102. Sind in der Verhandlung erfhwerende Umftände hervor 
getreten, deren in ber Anklage feine Erwähnung gefchehen ift, ſo ſtellt 
der Vorfigende die zufägliche Frage: 

at der Angeklagte die That mit diefem oder jenem Umftande begangen? 

3) $. 109. Der Borfteher der Gefchworenen befragt fie u._f. m. wie u: 
2) Iſt er der Meinung, daß der Angeklagte der That mit den in der Frage 

enthaltenen Umftänden (88. 102. 103.) fchuldig fei, fo antwortet er; 

4) Vergl. 8b. U. ©. 88. 
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„Sa, der Angeklagte ift ſchuldig, mit den in ber Frage enthal⸗ 
tenen Umftänden“, 
3) Iſt er der Meinung, daß der Angeklagte der That ſchuldig, aber daß kei— 
ner jener befonderen Umſtände erwiefen fei, jo antwortet er: 
„3a, der Angeklagte ift ſchuldig, aber feiner der befonderen 
Umftände ift erwiefen“. 
4) Iſt er der Meinung, daß der Angeflagte der That fhuldig, daß aber 
nur einzelne Umjtände Ar u. erklärt er: 
„Ja, der Angeflagte ift fehuldig, die That mit dem und dem 
Umftande begangen zu haben, aber der oder die übrigen 
Um ftände find nicht erwiefen“. 
4) $. 111. Iſt das Schuldig rüdfichtlich der That, oder der die That be- 

—— erſchwerenden Umſtände, nur durch eine Mehrheit von 

Stimmen gegen 5 ausgeſprochen: fo tritt dad Gericht in Berathung u. f. ww. 

5) $. 113. Der Borfteher der Gefchworenen muß dabei (bei der Verfündi- 

gung des Ausfpruches), wenn die Entjcheidung rüdjihtlih der That 

oder der die That erfchwerenden Umftände zum Nachtheil des An— 

geflagten lautet, ausdrüdlich angeben, ob fie mit mehr ald 7 Stimmen, 
oder nur’mit 7 gegen 5 Stimmen getroffen ift. 

Diefe Vorfchriften haben in dem Gefeße vom 3. Mai 1852 theild eine Er- 
gänzung, theild eine Abänderung erhalten. 

1) Die Hauptfrage fol nach Art. 80. nicht in mehrere Fragen getheilt werden. 

Nah eben dieſer Vorfchrift follen Umftände, welche die Strafe ausfchließen, 
mildern oder erfchweren, in diefer Hauptfrage befonders hervorgehoben werden ; 
es fönnen aber auch deshalb befondere Fragen geftellt werben. 

auptfrage ift, wie der Kommijftonsbericht der zweiten Kammer zu jenem 

Gefege bemerft, diejenige, welche den Thatbeftand der dem Angeklagten zur Laft ge- 
legten ftrafbaren reg in ihrer einfachen Geftalt — ſoll. Ihre Zerie⸗ 
ung in mehrere ragen würde die Geſchworenen verwirren, indem fie zu einer 
erwechjelung der das Verbrechen Fonftituirenden und der begleitenden Um— 
ftände verleitet würden. (Materialien zur Verordnung v. 3. Jan. 1849 ıc. Seite 130.) 

Bei der Diskuffion in der zweiten Kammer über jene Borfchrift des 
Art. 80. finden ſich Grörterungen, deren hier nothwendig zu gedenfen ift. 

Es wurde des Beifpield einer Frageftellung über die Brandftiftung nach 
dem Landrecht, und zwar zur Nachtzeit und mit erheblichem Schaden, gedacht und 
tadelnd hervorgehoben, daß 3 Fragen geftellt wurden 

a, über das Feueranlegen, ald Hauptfrage, 
b. über die Nachtzeit, 
c. über die Höhe des Schadens, 
ftatt alle diefe Momente in eine Frage zufammen zu faffen. 

Der Regierungs > Kommifjar bemerkte, dieſe Srageftellung fei eine richtige 
gewejen, denn die Nachtzeit und die Höhe des Schadens feien nur erjchiwerende 
Umftände, die Frage nach der einfachen That ohne erſchwerende Umftände, alfo nach 
der —— welche auch ſchon ohne dieſe Umftände ſtrafbar ſei, ſei die nach 
der Brandſtiftung überhaupt. Ebenſo würde beim Morde der Todtſchlag — 
d. h. die Todtung mit der Abficht zu töbten, — die einfache That, die Ueber- 
legung aber der erſchwerende Umftand fein. Die Sade fönne fih aber auch 
fo seen, daß es zwedmäßig wäre, die vorfäglihe Mißhandlung oder Körper: 
verlegung, welche den Tod zur Folge gehabt hat, in die Hauptfrage aufzunehmen, 
und jodann die Frage hinzuzufügen, ob die Verlegung ohne die Abficht, zu tödten, 
zugefügt fei, oder in der Abjicht zu tödten und mit Weberlegung. 

Gegen diefe Argumentation wurde geltend gemacht, daß dasjenige, was alg 
erfchwerender, den Thatbeftand des Mordes bildender, Umftand hervorgehoben fei, 
naͤmlich die Meberlegung, nicht ein folder erſchwerender Umftand, fondern vielmehr 
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ein weſentliches Merkmal des Morves überhaupt fei. Iene, die erfchtwerenden Um- 
ftände, feien folhe, durch welche die Strafbarfeit erhöht werde, ohne daß das 
Wefen der That irgendwie alterirt werde. Der Mord fönne aber überhaupt nur 
als ein felbftftändiges Verbrechen gedacht werden, wenn das Merkmal des Worbe: 
dachts (der Ueberlegung) gedacht werde. (Materialien u. f. w. ©. 590.) 

2) Art. 84. des Gelehes vom 3. Mai 1852: Wegen der in den Strafgefegen 
befonder8 hervorgehobenen Thatumftände, welche die Verhängung einer 
fehwereren oder milderen Strafe begründen, find geeigneten Falls von Amts⸗ 
wegen, jedenfalls auf einen viesfälligen Antrag, Fragen zu ftellen. 

Diefer Artikel ift die Reproduktion des Art. XXIV. des Einführungds 
Gefepes vom 14. April 1851, welcher fo beginnt: 

„Wenn das Gefeg die Erhöhung oder Ermäßigung der Strafe von dem 
Borhandenfein erfchtwerender oder mildernder Umftände abhängig macht, 
fo muß u. f. mw.“ 

3) Art. 91. des Gefepes vom 3. Mai 1852. Wird (von den Gefchworenen) 
die Frage in Betreff der kenne verneint, fo ift dadurch zugleich 
die Frage nach den diefelbe begleitenden Umftänden erledigt. Im 

* engeſetzten Falle muß uͤber das Vorhandenſein eines jeden dieſer 

begleitenden Umſtaͤnde ſelbſt dann, wenn dieſelben in die rc aufs 
enommen find, befonderd abgeſtimmt und das Ergebniß in dem Aus— 
pruche befonder® erwähnt werben. 

4) Art. 92. 93. 98. Jede dem Angeflagten nachtheilige Beantwortung einer 
Srage fann nur mit Eisen eu befchloffen werden. In jedem 

usipruche, durch welchen eine Frage zum Nachtheil des Angeklagten 
beantwortet wird, muß ausdrüdlich angegeben fein, ob fie mit einer Mehr: 
heit von mehr als 7 Stimmen, oder nur mit 7 gegen 5 Stimmen bes 
fchloffen worden. 

In dem legten Falle tritt der Gerichtshof — und ent⸗ 
ſcheidet ͤber den von den Geſchworenen nur mit 7 gegen 5 Stimmen 
feftgeftellten Bunt. 

Endlich ift noch zu bemerfen, daß der Entwurf der Strafprogeß - Orbnung 
vom Jahre 1851 im Art. 373 gleichfalls den im Art, 91. unferes Gefeged vom 
3. Mai 1852 enthaltenen Sa: 

Wird die Frage nah der Hauptthat verneint, fo ift dadurch zugleich die 

tage nach den die ge Se begleitenden Umftänden erledigt, 
enthält, hierbei aber in Betreff deſſen, was unter begleitenden Umftänden zu vers 
ftehen fei, auf den Art. 366. zurüdweift, welcher, faft wörtlich übereinftimmend mit 
bem obigen Art. 80. Abfag 1. des Geſetzes vom 3. Mai 1852, fagt: 

Wegen der in dem Strafgefeße hervorgehobenen Umftände, welche die Berhän- 

ung einer Strafe ausfchließen, oder die Anwendung einer milderen oder 

? hmereren Strafe begründen, müffen geeignetenfalls Fragen geftellt werben. 

Der Unterfchieb ift alfo nur, daß der jegige Art. 80. von „befonders hervor- 
gehobenen Thatumftänden“ fpricht. Diefe Bezeichnungen enthält bet der Art. 84, 

Man fieht aus diefer gering 5 wie verfehieden die Terminologie 
des Geſetzes in Beziehung auf den hier in Rede ftehenden Punkt if. Es finden 
fih die Ausprüde: begleitende Umftände; begleitende erſchwerende Umftände; Um: 
ftände; einzelne Umftände; befondere Umftände; Umftände, welche die Strafe er- 
ſchweren; befonderd hervorgehobene Umftände, welche die Verhängung einer ſchwe⸗ 
teren Strafe begründen. Die Quelle unferes Gefeges, der Franzoͤſiſche Code d’in- 
struction criminelle in feiner urfprünglichen Faſſung fowohl, als in feinen Abän- 
derungen durch die fpäteren Gefehe vom 28. April 1832, 9. September 1835, 
13. Mai 1836, 7. Auguft und 18. Dftober 1848, und endlich durch die Belgifche 
Redaktion vom 15. Mai 1838, ift in diefer Hinficht beftimmter. 

Nah Art. 241. foll die Anklage-Afte enthalten: 
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1) La nature du delit, qui forme la base de Vaccusation, 2) le fait et 
toutes les circonstances, qui peuvent aggraver ou diminuer la peine. 
In den Art. 337, 338. 341. 344. 345. 351. ift fodann der Inhalt der den 
Gefchworenen nach jener Anklageformel vorzulegenden Frage, die Art und Weife 
ihrer Abftimmung über diefelbe und der Inhalt ihrer Antwort darauf bezeichnet. 
Es find dies: le fait principal, und les circonstances aggravantes, die legteren, fo 
wie fie in der Anflageformel enthalten find oder fich aus dem Laufe der Debatte 
ergeben haben. Beide werben in der Behandlung getrennt von einander gehalten, 
und wenn auch in einzelnen jener Vorſchriften nur von „eirconstances“ im Allge- 
meinen die Rede ift, fo find doch darunter nach dem Zufammenhange immer nur 
„eirconstances aggravantes“ zu verftehen'). Im gleicher Art jpricht denn auch Die 
jene Borfchrift zum Theil abändernde, für Die Preußische Rheinprovinz ergangene 
Verordnung vom 31. Dezember 1833?) nur von „erfhwerenden Umftänden“, 
deren befondere Beantwortung den Gefchworenen und rejp. dem Gerichtöhofe bei 
nur einfacher Majorität der erfteren obliegt. Darüber freilich, was unter dem 
„fait principal“, und in feinem Gegenfage daher unter den „ceirconstances aggra- 
vantes“ zu verftehen fei, ift in der Kranzöfifchen Jurisprudenz Streit. Diefer Streit 
muß fich begreiflicherweife wiederholen, man mag nun das Syftem der einfachen 
Beagen, wie ed vor dem Code von 1808 in Frankreich beftand (Die Konftitution vom 
9. Fructidor, Jahr II. — 1795 — verbot im Art, 250. die komplexen Kragen aus— 
drüdlih), und wie ed noch jegt in den meiften Deutfchen Gejeggebungen befteht, oder 
das Syftem der fogenannten fompleren Fragen annehmen, wie es der Code von 
1808 vorjchreibt’), und unjer Gefeg vom 3. Mai 1852 es wenigitens geftattet. 
Denn, ob die erfehwerenden Umftände bei dem Syſtem der einfachen Fragen in die 
ufagfragen aufgenommen, over bei dem Syſtem der fompleren Fragen in die 
aupffrage felbft mit aufgenommen werben, immer bleibt der Zweifel, was ald er- 
hwerender Umftand zu betrachten fei, und daher dort in die Zufaßfrage gehöre, 
ier aber außer der einfachen Bejahung des fait principal befonders zu beantworten 
fei? Im erfteren Falle tritt nur biete Verpflichtung einer bejonderen Beantwor: 
tung der Gefchworenen deutlicher vor die Augen. — Nady Masse (Guide annote 
pour les debats criminels p. 72) und na Morin (repertoire des verbes: „eircon- 
stances aggravantes‘‘ No. 5. und questions au jury No. 9.) wirb das fait prinei- 
pal durch ſolche elements constitutils gebildet, ohne deren Gewißheit die Handlung, 
auf welche die Anklage geht, überhaupt feine ftrafbare That ift; eirconstances 
aggravantes dagegen find die Umftände, deren Dafein den Angeklagten einer aus 
der Hauptthatfache nicht folgenden Strafe ausfegen würde. Auch Carnot (de lin- 
struetion criminelle II. p. 162. 196) nennt circonstances aggravantes Diejenigen 
Umftände, welche das Verbrechen qualifiziren, oder welche den Verbrecher einer 9 
heren Strafe ausfegen, ald welche an die einfache That allein geknüpft ift. Legra- 
verend endlich (traité de la legislation criminelle I. p. 192) nennt in anderer 
Bedeutung eirconstances aggravantes alle diejenigen Winftänbe, welche der Haupt» 
that in dem Sinne hinzutreten, daß fie, nachdem diefe Gegenftand der richterlichen 
Entfcheidung geworden, nach der Regel des Art. 360. einer weiteren abgefonderten 
Verfolgung nicht unterliegen würden. 
Man fieht hiernach, daß die Auffaffung der Natur der circonstances aggra- 
vantes im Sinne der Prozedur-Gefepe in der Franzöſiſchen Jurisprudenz eine jehr 
weite ift. Die Anwendung ergiebt fich insbefondere bei dem Verbrechen des meurtre. 


1) La disposition de l’art. 338, qui ordonne de poser la question relative aux 
eirconstances, à la suite du fait principal, ne concerne que les circonstances aggravan- 
tes, et non celles qui sont &lementaires et constitutives de la culpabilite principale 
qui en devient le resultat. (Cass. 14. Decemb. 1815. Dalloz 1816 p. 1.) 

2) —— 1834 S. 4. 

3) In Frankreich bat das Geſeß vom 13. Mai 1836 es wiederum aufgehoben, indem es 
zu dem Spitem ber einfachen Fragen zurüdgefehrt ift. 
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Auch das Franzöfifche Recht kennt den deutſchrechtlichen Unterfchied zwifchen Todt- 
flag und Mord. Nach dem Code von 1810 ift die in Folge eines Anreijes, 
wofür beftimmte Gründe angegeben werben, erfolgte Tödtung meurtre excusable 
(Art. 321. fg.); die freiwillig erfolgte Tödtung ift einfach meurtre (Art. 295.); die 
mit Vorbedacht oder Auflauern erfolgte Tödtüng ift assassinat (Art. 296.). Der 
Sache nad ift alfo auch unfer Syftem von Todtfchlag und Mord vorhanden, ob- 
wohl das Geſetz dort praftiich zu anderen Refultaten führt. Der: charafteriftifche 
Unterfied zwifchen dem meurtre volontaire und dem assassinat liegt im ber 
„ Meberlegung * oder dem „Borbedacht * umd in dem „Auflauern” Obwohl man 
nun anerkennt, daß der meurtre und das assassinat in dieſer Unterfcheidung zwei 
von einander‘ ganz verjchiedene Verbrechen mit felbftftändigem Thatbeftande find, fo 
ift man doch darüber völlig einverftanden, daß im progefiualifchen Sinne dasjenige 
Moment, welches beide von einander unterjcheidet, der Vorbedacht und das Auf: 
lauern ald erfchrverende Umftände zu behandeln feien. Denn, obwohl im Sinne 
des materiellen Strafrechts der Charakter des erfchwerenden Umſtandes eben der— 
jenige fei, daß das Verbrechen oder Vergehen dafjelbe bleibe, und nur die Erhö- 
hung der. Strafe dadurch bewirkt werde, fo müfje doch im progefjualifchen Sinne 
mehr dieſe legtere Wirkung die enticheidende fein, es alfo gleichgültig erfcheinen, 
daß Vorbevacht und Auflauern nicht allein die Strafe erhöhen, fondern überhaupt 
ein ganz anderes Verbrechen bilden. Man findet daher in ganz verfchievenen Rich- 
tungen die Anwendung dieſes —— Vorbedacht und Auflauern ſind bei der 
Anklage, bei der Baum der Frage, bei der Abftimmung der Gefchworenen und 
bei der Baflung ihres Berbifts als erfchwerende Umftände Mu behandeln; es ift 
ausdrüdlich erkannt, daß fie nicht als «löments constitutils zu dem fait Prin- 
eipal gehören"); ferner nach ‚Art. 351. treten die Richter in Berathung, wenn das 
fait prineipal nur mit einfacher Majorität von den Gefchtworenen beantwortet ift, 
und es iſt anerfannt worden, daß fich dies nicht auf die prömeditation als eircon- 
stance aggravante beziehe; — es ift in einem Falle, wo die Gefchworenen bei der 
Anklage auf assassinat zwar mit abfoluter Majorität bejahend geantwortet, aber 
die pr&meditation verneint hatten, wo hierauf der Gerichtshof aus feiner Befugniß 
(Art. 352.) die Sache vor ein anderes Schwurgericht verwiefen hatte, dort aber 
nunmehz auch die premeditation bejaht war, vernichtend von dem Kaffationshofe 
erkannt worden, weil die Berweifung vor ein anderes Schwurgericht nur zu Guns 
ften des Angeklagten geübt werden dürfe, hier alfo, wo nur das fait ne zu 
feinem Nachtheil, die eirconstance aggravante aber zu feinem Vortheil entſchieden 
fei, diefe e eirconstance nicht mehr Gegenftand der Beantwortung durch Die 
neue Jury habe fein fönnen, während, wenn die premeditation als ein &lement 
constitutif des assassinat auch im progeflualifchen Sinne zu betrachten wäre, die 
Verweifung an ein anderes Schwurgericht aus jenem Grunde überhaupt nicht 
hätte erfolgen fännen ); — endlich N anerfannt worben, dab, obwohl der Art; 338. 
die Ausdehnung der Frageftellung nur auf neue, in der Anflage nicht: erwähnte, 
aber durch die Hauptverhandlung hervorgetretene, eirconstances aggravantes ge- 
ftattet, dennoch Die Ausdehnung der Anklage, welche nur meurtre volontaire vers 
folge, auf assassinat durch den neu heworgetretenen Verdacht der premeditation etc. 
ma fei, weil eben diefe im progefiualiichen Sinne als ſolche circonstance m 
ehandeln fei. Jeder Zweifel aber in diefer Hinficht mußte fchon von vorn herein 
für die Franzöfifche Jurisprudenz dadurch ſchwinden, daß ſchon die zur Kriminal- 
— * vom 16. September 1791 erlaſſene Inſtruktion in dem Dekret der 
onal»Berfammlung vom 29. September. defielben Jahres den Vorbedacht beim 
Morde ald einen in der Frageftellung befonders zu behandelnden Umftand gefeglich 
angeorbnet ; fo wie, daß der rt. 379, der tution vom 5. Fructidor Jahr II. 





A) Paillet, 1 du droit frangais $. 344 des Code d’instruetion, Rote 2. 
3 — vom 23, Yunt 1814, Birch ke j * 
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(1795) andererſeits die Auspehnung der Frageftellung in dem oben zuletzt gedachten 
Sinne ausdrüdlich geftattet hatte. 

Eine ganz neue Auffaffung über den prozeffualifchen Begriff des fait prin- 
cipal und der circonstances aggravantes hat fich aber neuerlich in der Franzöftfchen 
Doftrin geltend gemacht, und es ift ihrer Hier gleichfalls zu gedenken, weil die 
Gründe für diefe Auffaffung auch bei und geltend gemacht werden können, obwohl 
fie eigentlich nur das Syſtem der einfachen Frage vor Augen haben, welches in 
Frankreich, wie oben bemerkt, durch das Gejeg vom 13. Mai 1836 wieder in der 
Art eingeführt ift, daß nur das fait principal Gegenftand der Hauptfrage ift, und 
die circonstances aggravantes wiederum in die Zufaßfragen gewiefen find, während 
bei ung noch die, beide Theile zugleich umfaffenden, fompleren Fragen geftattet find. 
Man fagt nämlich Folgendes: Im Gegenfage der früheren Gefeggebung handelt 
der Code penal, das materielle Strafgeſetzbuch, von den Verbrechen und Vergehen 
nicht in getrennten Syftemen, fondern in der Art von beiden zugleich, daß in Folge 
diefer Vereinigung aller Handlungen, deren innere Natur diefelbe ift, und die ſich 
nur durch den Grad der Kriminalität unterfcheiden, ein Umftand mehr die 
Handlung zu einem Verbrechen erhebt, ein Umftand weniger aber fie zu einem 
Vergehen herabjegt'). Man muß demnach die wefentlichen Umftände eines Ber- 
brechens, wie ed zur Kompetenz des Schwurgerichtd gehört, nicht metaphuftich 
und in abstracto, fondern nach dem pofttiven Gefegbucdhe auffuchen. Man darf fich 
daher nicht an den philofophifchen Begriff jeder verbrecherifchen Handlung halten 
und etwa fagen, ein wefentlicher Umftand fei derjenige, der zu den nothwendigen 
Beftandtheilen der angefchuldigten That gehört, und ohne den diefe That nicht mehr 
ſtrafbar fein würde. In dem abftraften Rechte würde dies richtig fein, aber in 
der Anwendung auf das pofitive Recht des Code führt dies zu falſchen Refultaten, 
weil dieſes Recht von fonfreten Umftänden ausgeht, deren Bereinigung fpezielle 
Verbrechen in feinem Syſtem bildet. So ift nach dem abftraften Strafrecht der 
Diebftahl die betrügliche Entwendung einer fremden Sache. Hiernach würden alle 
anderen hinzutretenden Umftände nur erfchwerende fein, denn fie fügen dem Begriffe 
des Diebftahls nichts Neues hinzu; fie vermehren nur feine Strafbarfeit. Aber nach 
dem Code ift der einfache Diebftahl ein Vergehen, der Hausdiebftahl z. B. aber 
ein Verbrechen. Der Umftand der Häußlichfeit ift alfo ein wefentlicher Umftand 
(element constitutil) ded Verbrechens, fein erfchmwerender Umftand deffelben. 
Sobald aljo die Jury diefen Umftand befeitigt, verliert fie das Recht, über die 
Handlung zu entfcheiden; ihre Antwort würde in fofern einer Infompetenz + Erflä> 
rung gleichftehen, als fie das Recht verlieren wiürbe, über die etwanigen mildernden 
Umftände des Vergehens des einfachen Diebftahls zu befinden, indem dieſes 
Recht auf den Gerihtähof übergehen würde”). Man muß demnach in dem Code 
felbft die Unterfcheidung der mwefentlihen von den erfchwerenden Umftänden auf: 
fuchen. Dies führt dahin, aufzuſtellen: 

wefentliche Umftände find alle die, ohne welche Fein Verbrechen mehr 
eriftirt, oder ohne welche das Verbrechen ein anderes wird, dem der 
Code eine andere Natur zutheilt. 

Der erfte Theil dieſes Satzes ift unbeftreitbar. So ift bei der Brandftif- 
tung der Umftand, daß das Haus bewohnt war, oder der Brand einem Anderen 
Schaden gebracht Hat, wefentlich für das Verbrechen nach Art. A34. des Code, 
wenn das Feuer von dem Eigenthuͤmer angelegt worden ift; denn fonft wäre nicht 
einmal eine Strafgefegwidrigfeit da. Dafjelbe gilt von dem Alter der Perfon bei 
einer unzüchtigen Handlung ohne Gewalt, weil bei höherem Alter (über 11 Jahre) 


1) So bezeichnet Berlier in feinem Expose au Corps legislatif das Spftem bes Code 
Locre Tom. 29 p. 423. 

2) In ſolchem Falle entſcheidet allerdings ber Gerichtshof ald tribunal correctionel, 
ohne an ben Auzfpruch der Zurp über bie mildernden Umftände gebunden zu fein. Cass. 10. April 
1844 (Sirey 44. 1, 734) 22. Juillet 1852 (Sirey 1853 1. 19). 
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weber ein Verbrechen noch Vergehen vorhanden wäre. Daffelbe bei der Eigenfchaft 
des Handeldmannes zum Thatbeftande des betrüglichen Banferutts u. f. w. In 
alfen ſolchen Fällen hat daher der Kaffationdhof vernichtet, wenn dieſe Umftände 
abgefondert als erfchwerende in der Krageftellung behandelt find’). — Der zweite 
Theil des Sapes ift dagegen beftritten. Dennoch wendet ihn die Aurisprudenz 
weniaftens beim Verwandtenmorde an, indem bei der Verneinung des Umftandes 
der Verwandtfchaft ein ſolcher Mord nicht vorliegt; der Umftand ift daher für 
dieſes Verbrechen fonftitutif, obwohl ohne ihn dennoch das Verbrechen des Mordes 
bleibt”). Ebenfo ift bei dem Verbrechen der Urfunden-Fälfhung der Beamten ent: 
fhieden, daß die Amtsqualität ein Fonftitutiver Umftand fei, obwohl ofne ihn den» 
noch das Verbrechen der Fälfchung ftehen bleiben würde; denn, fo heißt es in dem 
Urtel des Raflationshofes, die fpezieDe Natur der im Art. 145. des Code vorgefe- 
henen Fälfhung falle dann hinweg’). Kraft derfelben Schlußfolgerung num muß 
man aber auch zugeben, daß der Umftand allemal ein wmefentlicher (Fonftitutiver) 
it, wenn er aus Vergehen ein Verbrechen bildet; denn es läßt fich Feine 
gründlichere Veränderung der That denfen, als diejenige, welche eine vollftändige 
Veränderung der Kompetenz und ber Natur der Strafe zur Folge hat. Auch Hier 
fommt es nicht auf den philofophifchen Begriff, fondern auf das pofitive Recht an. 
Nach diefem Rechte ift der Hausdiebftahl ein Verbrechen sui generis, in welchem 
die Häuslichfeit das Fonftitutive Element ift. Daſſelbe ift der Fall bei der Miß- 
handlung der Eltern, während die Mißhandlung Anderer ein Vergehen iſt. Den- 
noch verläßt die Jurisprudenz hier wiederum den oben behaupteten zweiten Satz, 
und hat in zahlreichen Fällen entfchieven, daß der Umftand, welcher ein Vergehen 
zum Verbrechen macht, in der progeffualifchen Behandlung Fein Fonftitutiver, fon- 
dern ein erfchmwerender fei. — Der bisherigen Ausführung gemäß find alfo er- 
ſchwerende Umftände ſolche: 

welche, ohne die Natur und die geſetzliche Qualification der ſtrafbaren 

Handlung zu ändern, nur ihre Kriminalität erhöhen, und die Verhängung 

einer fchwereren Strafe begründen. 

Sie find zweierlei Art. Einmal find, fie folche, welche das Verbrechen be- 

feiten, indem fie auf fein moralifche® Element Einfluß üben, ohne an und für 
ich, getrennt von der Hauptthat, felbft eine ftrafbare Handlung zu bilden. So 
das Alter der gemiäbrauchten Perfon bei der gewaltfamen Unzucht; der Tod bei 
BVerwundungen. Sodann find fie folche, welche auch an und für ſich ftrafbare 
Handlungen fein würden, welche aber in Verbindung mit anderen zu erfchweren- 
den Umftänden werben. So der Todtfchlag bei Ausübung eines Verbrechens oder 
—— Hier iſt jener die Hauptthat, und die letzteren find dag erſchwerende 
oment. 

Soweit diefe Ausführung, die man beſonders neuerlich durch Trebutien 
und Andere vertreten findet *). 

Es ift bereit bemerft, daß die Praris der Frangöfifchen Gerichtshöfe, ob» 
wohl fie allerdings in einzelnen Fällen diefer Auffaffung zu folgen ſcheint, dieſelbe 
doh im Ganzen und Großen nicht theilt. Am deutlichften zeigt fich dies in einem 
Urtel des Franzöſiſchen Kaffationshofes vom 7. Januar 1842). Die Anklage 
ging auf körperliche Mißhandlung der Ehefrau, ohne Abficht zu tödten, die jedoch 
= Tod zur Folge gehabt hatte. Den Gefchworenen waren zwei Fragen vor: 

elegt: , 
s 1) ob der Angeklagte feiner Ehefrau Förperlihe Mißhandlungen zugefügt? 


1) Siren 1847. 1. 392, 1848. 1. 592— 668. 1842. I. 63. 1834. I. 767. 1842. 1. 732, 
1844, 1. 584. 1846. 1. 548. 

2) Siren 1840. 1. 381. 1844. I. 454. 

3) Siren 1842. I, 935. 

4) Cours &lömentaire du droit eriminel p. 427 seq. 

5) Sireh 1842. I. 882, 
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2) ob biefe, ohne die Abficht zu tödten, zugefügten Mißhandlungen, dennoch 
den Tod zur Folge gehabt? 

Die Beſchwerde behauptete nun, diefe Frageftellung fei unzuläffig; fie folgte 
hierbei der obigen Ausführung. Denn nah Art. 337. und 338. des Code d’in- 
struction dürfe den Geſchworenen bei einer Anklage wegen Verbrechen auch nur 
eine, ein Verbrechen enthaltende Frage vorgelegt werben, während die erfte Frage, 
das fait principal enthaltend, nur ein Vergehen darftele. Der Kaffationshof vers 
warf die Beichwerde, weil ed genüge, wenn die beiden das fait principal und bie 
circonstance aggravante enthaltenden Fragen zufammen, aljfo in ihrer Ber- 
bindung unter einander, den Thatbeftand des Verbrechens darftellten. Hier 
wird alfo deutlich ausgefprochen, daß auch der das Vergehen begleitende Umftand, 
wenn nur durch feinen Zutritt allein die That den Charakter ded Verbrechens ers 
halte, immer nur als ein erfchwerender, im Sinne der Prozeßgeſetze zu betrachten, 
daß ed aljo nicht nöthig fei, daß die That, dieſes Umftandes entkleidet, auch an und 
für fih ein Verbrechen bilde, um eben diefem Umftande die Natur eined erfchwe- 
renden zu verleihen. 

Nach diefer Darftellung des Standes der Franzöfifchen Jurisprudenz möge 
nur noch bemerkt werben, daß auch fämmtliche neuere Deutſche Prozeß-Ordnungen, 
welche dem Franzöſiſchen Verfahren nachgebilvet find, und befondere Borfchriften 
über die Anflageformeln, die Fafjung der Fragen und der Antworten der Geſchwo— 
renen enthalten, immer nur der „erfchiwerenden Umftände “ oder der Umftände, 
„welche die Strafe erhöhen (qualifiziren)” ferner, „welche in den Belegen als folche 
befonders bezeichnet find, wegen deren der Richter die Strafe über den regel- 
mäßigen höchften Strafgrad hinaus feftiegen darf“, als folcher gedenken, welche der 
befonderen Hervorhebung in der Hauptfrage, und demnach der befonderen Beant- 
wortung durch die Gefchworenen bedürfen, oder welche in befondere Zufaßfragen 
aufzunehmen find. 

Unfer Gejeg Fann daher unter „begleitenden“ Umftänden aud nur 
die „erfhwerenden“ gemeint haben, natürlich außer ihnen auch die, welche die 
Strafen ausfchließen oder mildern. Es liegt dies in der Natur der Sache. Wollte 
man fonftitutive Elemente in der Hauptfrage oder von ihr trennen, fo würde man, 
außer ihnen, Nichts haben, worauf fib das Schuldig in der Bedeutung eines 
friminalrechtlihen Wahrſpruches beziehen könnte. Die Inftruftion des Juftiz-Mi- 
nifters vom 29. März 1853') fagt daher auch: 

Iſt die That eine folche, welche fchon in einer einfacheren Geftalt ftrafbar 
fein würde, welche jedoch wegen hinzutretender erſchwerender Umftänve, 
unter ein härtere Strafgefe fällt, fo find mit Nüdficht auf die dem— 
nädfftige Frageftellung an die Gefchworenen in der Anklageformel zuerft 
diejenigen Thatfachen, durch deren Vorhandenſein der Begriff der ftraf- 
baren Handlung in ihrer einfachen Geftalt bedingt wird, im Zuſammen⸗ 
hange — und ſodann getrennt davon die erſchwerenden Umftände, 
damit einer Verwechfelung jener Thatfachen mit den erfchwerenden Umſtän—⸗ 
den vorgebeugt werde. 

Als Beifpiele find der Diebftahl: 

a. zur Machtzeit, 
b. im bewohnten Haufe, 
und der Mord ald vorfägliche Tödtung und zwar mit Ueberlegung angeführt. 

So ift denn auch bei der Redaktion des $. 175. unferes — die 
frühere Definition des Mordes „mit überlegtem Vorſatze“ zum Zwecke der doppelten 
Frageſtellung an die Geſchworenen: 

a. Vorſatz, 
b. Ueberlegung, 
in die jetzige Faſſung „vorſätzlich und mit Ueberlegung“ umgeändert worden. 


1) Minifterialblatt 1853 ©. 134. 
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Ä Ueberfieht man num, um für den vorliegenden Zwed zu einem Begriffe ver 
erfchwerenden Umftände zu gelangen, unfer Strafgefegbuch, fo laffen fich dreierlei 
Momente unterjcheiden, welche ind Auge zu faflen find: 

Bejonderd im Strafgefege bervorgehobene Umftände, ohne welche bie 

That überhaupt gar Feine ftrafbare Handlung iſt. Sie find als Fonftitutive Ele— 

mente hier außer Betracht zu laflen, und nur wegen des Gegenfages zu erwähnen, 

jo die „Deffentlichfeit “ in den $$. 95. 100. 135, die „Gewerbmäßigfeit * in den 

$$. 146. 264. 266., die Qualififation des dolus, durch „böswillig* im $. 93. Nr. 1. 

3., der Mangel der Befugniß oder Erlaubniß in den $$. 137. 155. 199. 265. 268, 

273. 280,, das Alter der verlegten Perfon in den 88. 149. 183. 205. 206., die ges 

winnfüchtige Abficht im $. 241., die Beamten-Qualität in vielen Fällen u. f. w. 

Umjtände mit dem Charakter der Erfchwerung, in dem Sinne, daß 
auch die einfache That bereits ftrafbar ift, daß jedoch Durch das Hinzutreten jener, 

ae That in eine höher qualifiziete Spezies oder Gattung tritt. Sie find z. B. 

olgende: 

1) die einfache Thätlichkeit ($. 187.) und die einfache oder durch Schrift, 
Drud u. ſ. w. an fi fchon qualifizierte Beleidigung ($$. 343, 152. ff.) 
wird zur Majeftätsbeleivigung, wenn fie gegen den König, die Königin 
u. ſ. w. verübt wird ($$. 74. ff.); ferner zur „feindlichen Handlung 

egen befreundete Staaten”, wenn fie gegen fremde Regenten oder Ge— 
—— verübt wird (88. 78. ffy); ferner wird die Beleidigung zu einem 
Vergehen wider die öffentliche Ordnung, wenn fie gegen Beamte, Behörs 
den u. ſ. w. verübt wird (8. 102.); endlich wird die einfache Beleidigung, 
welche bei dem bloßen mündlichen oder jymbolifchen Ausdruck dieſes 
MWillend nur eine Mebertretung ift ($. 343.), durch Den christlichen oder 
ers Ausdruck dieſes Willens zu dem Vergehen der Ehrverlegung 
($. 152.); 

2) die Gewalt in ihrer einfachen Geftalt, die in der Form der förperlichen 
Mishandlung ($. 187.) an und für fich fchon ftrafbar fein würde, wird zum 
Vergehen wider die öffentliche Ordnung durch Widerftand gegen Beamte 
($. 89.), Durch Nöthigung gegen Behörden oder Beamte ($. 90.); zum 
Verbrechen oder Vergehen wider die perfönliche Freiheit, durch gewalt: 
fame Entführung u. ſ. w. ($$. 204. ff); 

3) der Diebjtahl wird Raub durch Gewalt gegen die Perſon ($$. 215. 230.) ; 

4) Die Uebertretung der einfachen Bettelei ($. 341.) wird ein Vergehen wider 
die öffentliche Ordnung in den Fällen des $. 118. Nr. 1. 2.; 

5) einzelne Verbrechen oder Vergehen treten durch die Qualität des Thäters 
ald Beamten in die Klaffe der Amtsverbrechen oder Vergehen, fo die 
Nöthigung ($. 315.) die förperliche Mißhandlung ($. 316.), die Freiheit: 
beraubung ($. 317.), die Hansrechtöverlegung (8. 318.), die Urfunden- 
fälſchung ($. 323.), die Unterfcehlagung ($$. 324. 325.), die Briefer- 
brechung ($. 328.). 

In allen diefen Fällen tritt außer jener Aenderung der Spezies oder Gat— 
tung durch Hinzutreten des Umſtandes immer zugleich eine höhere Strafe ein, als 
diejenige, welche mit der einfachen That verbunden fein würde; außerdem wird 
dadurch in vielen Fällen der Charakter der Handlung als Vergehen in den des 
Verbrechens verändet. 

II. Umftände, welche nur die Strafe erſchweren, ohne dadurch zugleich die 
Stellung der ftrafbaren Handlung in dem Syftem des Strafgefeßbuches zu ändern. 
Faft ein jeder, die befonderen Vergehen oder Verbrechen enthaltender Titel des Straf: 
gejegbuches enthält vergleichen Umflände, und zwar ſowohl in dem Sinne, Daß dadurch 
nur die Vergehens⸗ oder nur Die Berbrechensftrafe erhöht wird, als auch in dem Sinne, 
dag dadurch das 534 zum Verbrechen wird, Bälle der erſteren Art ſind bei— 
ſpielsweiſe in den $. 85. zweiter Sas, $. 106. zweiter Sag, $. 137. zweiter Gag, 
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8. 156. zweiter Satz, $. 217., — $..61. letzter Satz, $. 67. zweiter Satz, $. 69. 
ad 1. bis 6, $. 175. zweiter Satz, $$. 178. 179. 182. 183. zweiter und dritter 
Sag, $$. 232. 233. u. f. w. — Fälle der fegteren Art, wo alfo dad Vergehen 
zum Verbrechen wird, find beifpieldweife in den $. 91. zweiter Sag, $. 92. zweiter 
Sag, 88. 169. 183. 193. 218. u. f. w. 

Bei der Frage nun: 
welche Umftände nach diefem Syftem des Strafgefeßbuches als erſchwe— 
rende zu erachten feien? 

erfcheint es von vorn herein Far, daß man fic überhaupt nicht auf die Kategorie 
“der erſchwerenden Umftände bei Verbrechen zu beichränfen haben fann. Jene 
zulegt gedachte Auffaffung in der Franzöfifchen Jurisprudenz geht hiervon aus, 
weil ja die regelmäßige Kompetenz der Schwurgerichte fih nur auf Verbrechen er- 
ſtrecke, das Geſetz alfo der Regel nach bei den Vorfchriften über die Frageſtellung 
nur die Frage nach einem Verbrechen vor Augen haben könne. Allein durch Die 
Konnerität gelangt ja auch das Vergehen und die Mebertretung zur Kompetenz Des 
Schwurgerichtd. Dagegen ift es richtiger, die Streitfrage dahin zu ftellen: 
ob bei einer Anklage wegen Berbrechen, resp. wegen Vergehen, nur die— 
jenigen Umftände als erfchwerende zu betrachten Kim, welche das ange⸗ 
Hagte Verbrechen resp. Vergehen von anderen Verbrechen resp. Vergehen 
unterfcheiden, oder welche ihre Strafen ald Verbrechen resp. Bergehenerhöhen ? 

Denn wir haben nach dem obigen Syftem unſeres Sirafgefepbuches Um= 
ftände, welche: 

a. der einfachen, bereits ald Vergehen bezeichneten Handlung, nur als 
ftrafichärfende hinzutreten, ohne defien Natur als Bergehen, und ohne 
defien Stellung im Spyftem, der Spezies oder Gattung nad), zu ändern ; 

b. welche der einfachen, bereits ald Verbrechen bezeichneten Handlung, mit 

derfelben Wirfung nur hinzutreten; 
. welche dem Bergehen hinzutreten, und es zu einem Verbrechen 
machen, ohne aber weiter die Stellung im Syftem zu ändern; 

d. welche dem Bergehen hinzutreten, und es zu einem Verbrechen einer 
anderen Spezied oder Gattung ftrafbarer — machen. 

Unſerer Anſicht nach find nun alle dieſe Umſtände, unter allen dieſen Wir— 

kungen als erſchwerende zu behandeln. 

Zuvörderſt iſt es klar, daß das Strafgeſetzbuch ſelbſt da, wo es von „er⸗ 
ſchwerenden Umſtaͤnden“ ſpricht, in den 8. 7. zweiter Sag, $. 44. zweiter Sag, 
$. 58. erfter Sa, $. 349. Nr. 3. und Art. XXIV. des Einführungsgefehes, Die- 
felben in dem doppelten Sinne, alfo fowohl mit der Wirfung einer bloßen Straf- 
erhöhung, als auch mit ver Wirkung einer Aenderung der Spezied oder Gattung, 
verfteht. So hat ed in den $$. 7. 58. 349. Nr. 3. zwar nur die Wirfung der 
Straferhöhung; im $. AA. und im Art. XXIV. des Einführungsgefepes aber zu- 
gleich mit dieer —— der Straferhöhung diejenige der Aenderung im Syſtem 
vor Augen. Sehr deutlich tritt dies im g. 44. hervor; denn, wenn 3. B. der Ur- 
heber einer Thätlichfeit gegen einen fremden Regenten diefe Eigenfchaft des leßteren 
nicht gefannt Hat, fo trifft ihm nur die Strafe der einfachen Mißhandlung nach 
g. 187. im Titel 16. und nicht die höhere Strafe, welche auf feindliche Sarhlunzen 
gegen befreumdete Staaten im Titel 3. des Strafgeſetzbuches angedroht ift. ier 
ift alfo die Höhe der Strafe und die qualifizirtere Natur der Handlung im Syſtem 
von der a des verlegten Objekts abhängig gemacht und das Borhanden- 
fein diefer Eigenfchaft ift im Sinne des $. 44. ein erfchwerender Umftand. 

Sm gleicher Art find aber die erfchwerenden Umftände auch im Sinne der 


Prozeßgeſetze —— 

Rah Art. 80. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 find die Umſtände, welche 
die Strafe erfchweren, entweder in der Hauptfrage befonders hervorzuheben, oder 
es find deshalb befondere Fragen zu fellen. 
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Vergleicht man dieſe Vorfchrift mit derjenigen des Art. 84. ibid., welche 
nad dem Marginale die Zufapfragen betrifft, und beftimmt, daß megen der in 
den Strafgefegen bejonders hervorgehobenen Thatumftände geeignetenfalls u. ſ. w. 
Fragen zu ftellen find, fo fcheint der Sinn beider der zu fein: 

Die einfache Hauptthat und der, diejelbe ald Verbrechen oder als 
fchwerered Vergehen qualifizirende Umftand, find der Regel nach Gegens 
fand der Hauptfrage nach Art. 80.; es kann aber auch wegen des Um- 
ftandes eine befonvere Frage geftellt werden. So wird aljo der Regel 
nach die Frage wegen des ſchweren Diebſtahls nach $. 218., oder wegen 
Diebftahls unter den im g. 217. erwähnten Umftänden geftellt werben. 

Die befonders hervorgehobenen Thatumftände des Art. 84, 
welche immer Gegenftand der Zufaßfrage fein jollen, Eönnen hiernach 
nur folche fein, welche das Gejeg außerdem in befonderen Borjchriften 
neben der Hauptthat hervorhebt. So im $. 182. bei der Abtreibung der 
Leibesfrucht durch Dritte die Bewirkung ded Todes der Schwangeren; 
im $. 184. bei der fahrläffigen Tödtung, die Verlegung der durch das 
Amt u. f. w. gebotenen Vorſicht. 

_ Man könnte zur Bereinigung beider Vorfchriften (Art. 80. 84.) aufftellen: 

der Art. 80. begreife alle in der Anklage hervorgehobenen Umftände, der Art. 84. 

aber die, welche erft hinterher fich ergeben haben. Allein der Art. 85., welcher fagt: 

die Beftimmungen des Art. 84. finden auch in dem Falle Anwendung, 

wenn die Thatumftände erft in der Hauptverhandlung hervorgetreten find, 

widerlegt dies; denn hier erft findet fich der Gegenfag zwijchen dem Ihatbeftande 
der Anklage und dem erjt fpäter ermittelten Thatbeftande. 

Diefer Art. 85. ift ſodann in Verbindung mit Art. 86. aufzufafien. Der 
letztere jchreibt vor: 

Wenn die Thatfachen, welche der Anklage zum Grunde liegen, ober bie 
etwa herporgetretenen näheren Umftände, von welchen diefelben begleitet 
waren, verbunden oder vereinzelt, von einem Gefichtspunfte aus, ftrafbar 
erfcheinen, unter welchen die Anklage fie nicht gebracht hat (Art. 30.), fo 
find geeignetenfalld darauf bezügliche befondere Fragen zu ftellen. 

Nach der Entftehungsgefchichte Dieher legteren Vorſchrift, und jo, wie diefelbe 
bisher praftifch gehandhabt worden ift, hat fie den Fall im Auge, wo zwar bie 
materielle That in der Hauptfache unverändert bleibt, ihre vechtlihe Dualififation 
aber theil durch Veränderung oder Hinzutritt einzelner Umftände unter einem neuen 
Gefihtspunft erfcheint, derſelbe möge nun ald Ergebniß eine andere ftrafbare 
Handlung derfelben Gattung, oder einer anderen, ſelbſt höher — Gattung 
haben. Der einfachſte Fall iſt beiſpielsweiſe der, daß ſich findet, es liege fein Dieb⸗ 

ahl, ſondern eine Unterſchiagung vor, weil die Sache bereits im Beſitze des 

häterd war. Hierbei bleiben Spezies und Gattung unverändert. Es kann ſich 
aber auch finden, daß bei der Anklage wegen Raubes, der Zwed der Gewalt nicht 
die Befignahme einer beweglichen Sache, ſondern die Verübung der Unzucht war, 
dag alfo Nothzucht vorliege. Hier wird die Gattung der ftrafbaren De 
geändert. Endlich kann fi finden, daß die angeflagte vorfäglide Mißhandlung 
den Tod zur Folge gehabt, und daß der Thäter die Abficht der Tödtung gehabt 
hat. Hier wird nicht allein die Spezies geändert, fondern das Vergehen wird zu 
einem ungleich härter bedrohten Verbrechen. 

Das Geſetz fieht hiernach in allen jenen Borfchriften drei Fälle vor: 

1) erſchwerende Umftände der zur Anklage geftellten ftrafbaren Handlung, 
welche fih aus der Anklage, in Verbindung mit dem darauf anwenbbaren 
Strafgejege, ergeben: 

2) erfchwerende Umftände der zur Anklage geftellten ftrafbaren Handlung, 
welche, ohne die Gattung derfelben zu ändern, erft durch die Hauptver⸗ 
Handlung ermittelt werben; 
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3) erſchwerende Umftände, welche erft durch die — — ermittelt 
werden, und der zur Anklage geſtellten materiellen That mit der Wirfun 
hinzutreten, daß fie dadurch zu einer ftrafbaren Handlung anderer, felb 
höher qualifizierter Gattung werben. 

In allen diefen Fällen muß die Feftftellung des erfchwerenden Umftandes 
befonders, entweder durch Stellung einer befonderen Zufagfrage, oder durch befon= 
dere —— nt deffelben in der Hauptfrage und in der darauf ertheilten Ant— 
wort erfolgen. 

& leuchtet nun ein, daß es für das Wefen der Sache, d. h. für den Cha— 
rafter des erfchwerenden Momentes als folchen, gleichgültig ift, in welcher Form 
feine Feſtſtellung ah fol, ob durch befondere Zufagftagen oder durch fpezielle 
Hervorhebung in der fompleren Hauptfrage, und in welchem Stadium des Pro— 
jeſſes feine befondere Feſtſtellung nothwendig wird. Es ift alſo gleichgültig, ob Die 
urjprüngliche Anklage nur auf Körperverlegung lautete, und erſt fpäter ein neuer 
Umftand, der erfolgte Tod, und die Abficht zu tödten, hinzutritt; ob die urfprüng- 
liche Anklage auf Todtjchlag lautete, und erft fpäter die Ueberlegung hinzutritt. 
Dort muß die Hauptfrage wegen Körperverlegung, bier wegen Todtſchlages, dort 
die Aufabfenge wegen des erfolgten Todes und der Abficht zu tödten, hier wegen 
der Meberlegung geftellt werden. In beiden Fällen hat das Hinzutretende Moment 
den Charakier eines erfchwerenden, und eben deshalb wird die Zufaßfrage geftellt ; 
fie würde nicht geftellt werden, wenn das neue Moment nur den Charakter einer 
Veränderung der fonftitutiven Grfordernifie des Thatbeftandes hätte; denn alddann 
würde nur die veränderte Stellung der einfachen Hauptfrage die Folge fein, wie 
3. B. wenn ſich ergiebt, daß nicht Diebftahl, fondern Unterfchlagung, wegen des 
bereitd vorhanden geweſenen Beſitzes der Sache, vorliegt. Yolgerichtig atto muß 
in allen ven Fällen, in welchen dad Moment, welches bei feinem fpäteren Hinzu- 
tritt zu dem Thatbeftande der Anklage prozefjualifch durch eine Zufagfrage als er— 
ſchwerendes behandelt wird, ebenjo behandelt werden, wenn es bereitS urjfprünglich 
in der Anklage liegt, und es ſich alfo um die Stellung der Sauptfioge, jei es in 
fomplerer Form, oder in der Form der einfachen ——— in Verbindung mit 
einer Zuſatzfrage, handelt. Bei der urfprünglichen Anklage wegen Mordes muß Daher 
der Umftand der Heberlegung fo behandelt werben. 

Dazu treten nun die Vorfchriften Über die Abftimmung der Geſchworenen 
und über die Konftatirung diefer Abftimmung in dem Verdikte. 

Nah Art. 92. fol jede dem Angeklagten nachtheilige Beantwortun 
einer Frage nur mit Stimmenmehrheit bejchloffen werben fönnen, un 
nach Art. 93. foll in jedem Ausfpruche, durch welchen eine Frage zum 
Nachtheil des Angeklagten beantwortet wird, ausbrüdlic angegeben 
werden, ob derfelbe mit einer Mehrheit von mehr ald 7 Stimmen, oder 
nur mit 7 Stimmen gegen beſchloſſen ift. 

Alfo das „Schuldig “ überhaupt fällt vor Allem hierunter. Allein jede 
dem Angeklagten nachtheilige Beantwortung der Frage fol fo behandelt werben. 
Der $. 109. der Verordnung vom 3. Januar 1849 nannte allgemein blos die in 
ver Frage enthaltenen „Umftände.* Will man aber den „Nachtheil” für den An- 
geflagten in jener Bedeutung finden, Y hat man Stufen zu bilden, in welchen der 

eringere Nachtheil zum größeren fortjchreitet. Da nun die Strafe überhaupt der 
wed der Strafverfolgung ift, fo ift die größere oder geringere Strafe, mag fie 
nun aus einer Veränderung des Thatbeftandes innerhalb derjelben Gattung, oder 
aus dem Eintreten einer anderen Gattung der ftrafbaren Handlung folgen, Gegen= 
. diefer Zerlegung des Thatbeftandes in Stufen, d. h. der Zerlegung deſſelben 
n folche Theile, welche allein, oder in ihrer Verbindung unter einander, eine Schär- 
ung der Strafe zur Folge haben. Daraus folgt, daß das Schuldig an und für 
ch als Grundlage einen Thatbeftand zum Gegenftande haben muß, der an und 
ſich ftrafbar iſt; es ift dies die einfache Hauptthat; und daß fodann diejenigen 
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thatfählihen Momente, welche dur ihren Hinzutritt allein die Strafe diefer H 

that erhöhen wen weiteren Stufen find, auf welche fich die Hier in Rede fte- 
henden Vorſchriften beziehen. Daraus folgt endlich der Fehler in jener oben zulegt 
gedachten Auffaffung der Franzöſiſchen Jurisprudenz. Sie will nur ſolche Stufen 
ald Ausprud der erjchiwerenden Umftände gelten laffen, welche dem „Verbrechen“ 
hinzutreten. Alfo die der Stufen entkleivete Hauptthat foll ſchon an und für ſich 
ein Verbrechen bilden, wie wir denn auch nach der obigen Darftellung, deren 
mehrere im Strafgefegbuche haben, (4. B. $. 175. in Verbindung mit $$. 176. 182. 
232. 233.). Allein man wird unmöglich vorausfegen Fönnen, daß die zufällige An- 
ordnung der ftrafbaren Handlungen im Syftem, in Verbindung mit der regelmäßigen 
Kompetenz der Schwurgerichte durch eine auf Verbrechen lautende Anklage, von bes 
ftimmendem man auf die Feftftellung des wahren Rechts in fichernden For- 
men für den —* agten > jollte. Wenn es 5. B. im Intereſſe der Strafver- 
folgung zuläffig if, von einem durch die Kommerität vor das Schwurgericht gewie- 
jenen Bergehen durch Sufabfeagen zu einem höher beftraften Vergehen und endlich 
zu einem Berbrechen emporzufte gm, fo muß es andererfeits im Intereſſe des Ans 
geflagten nothwendig fein, den Thatbeftand des angeklagten Verbrechens derjenigen 
Momente zu entkleiven, welche für ihn nachtheiliger find, als die übrig bleibenven, 
ohne jedoch, um diejes Refultat zu erreichen, die Gefchworenen zu einem einfachen 
Nichtſchuldig“ auf die ganze Frage zu zwingen. Das Mittel aber, welches diejen 
Uebelftand vermeidet, und dennoch jenes Rejultat, und zwar in einer für den Ans 
geflagten fichernden Form, erreicht, ift, außer dem Schuldig, die befondere Antiwort 
auf alle ſolche Momente, welche in dem umgekehrten Falle emporfteigend dem urs 
Weingtih einfachiten Thatbeftande hinzugefügt werden, um die Strafe gegen den 
Angeklagten durch höhere Qualififationen zu erſchweren. Bon einer Inkompetenz: 
Erklärung durch foldhe Entkleivung der erfchwerenden Momente, fann weder bei 
ung, noch in dem —— Verfahren die Rede ſein, mag auch in dem letzteren 
dann, wenn nur ein Vergehen, oder gar nur eine Uebertretung ſtehen bleibt, der 
en bag als Mn in gewiffen Fällen Befugniffe erhalten, wie fie dem korrek⸗ 
tionellen allein zuftehen. 

Nach diefer re wäre das Refultat folgender Satz: 

Begleitende Umftände im Sinne des Art. 91. des Gefeges vom 3. Mai 
1852 find die erfchwerenden Umftände ver ya Handlung; erſchwe⸗ 
rende Umftände find aber ſolche, welche der einfachen, an und für ſich 
ſchon ftrafbaren ——* mit der Wirkung der Straferhöhung und ohne 
alle Rüdficht auf die Stellung der ftrafbaren Handlung im Eyftem des 
Strafgefegbuches hinzutreten, 

Was insbefondere num die Grundfäge betrifft, welche in dem Eingangs ges 
dachten Urtel wider Grups vom 19. September 1855 aufgeftellt find, fo ge! 
dafjelbe von der Annahme aus, daß die „Ueberlegung”“ ein charakteriftifches M 
mal des Mordes, und daß der Mord und der Todtſchag nach deutichrechtlicher 
Auffaffung nicht in dem Verhältnif des einfachen und des qualifizirten Verbrechens 
zu einander ftehen, jeder vielmehr feinen eigenthümlichen Thatbeftand, der dur 
den eigenthümlichen dolus von dem anderen gejchieven fei, habe, eben desha 
aber diefer dolus zu den wefentlichen, und nicht nur Mu den erfchwerenven 
Umftänden des Mordes, im Verhälmiß zum Todtſchlag, gehöre. Im Wefentlichen 
diefelben Gründe wurden auch, wie im Eingange bemerkt worden, in den Kammer⸗ 
verhandlungen bei der Diskuffton des Art. 80 geltend gemacht. Allein, fo richtig 
diefe Gründe auch nach dem Standpunkte des’ materiellen Strafrecyts jein mögen, 
fo wenig beftimmend erſcheinen fie für die progefjualifche Behandlung. Entfleidet 
man, forwie die Vorfchriften ver 88. 175. 176. ausdrücklich lauten, das Verb 

ordes des einen Momentes der er “, jo bleibt außerdem eine 


des 
ade, gleichfalls. That, welche, außer jenem Momente, diefelben Exrforders 
Ir Hat a Fe ba *— 44 eine ethebliche Straffhärfung. OB 
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—7 in einer beſonderen Qualifikation des dolus beſtehe, iſt gleichgültig. Der- 
ji e Fall findet fi) öfter. So in den $$. 187. und 19%.; man wird aber nicht 
ehaupten fönnen, daß die mit Heberlegung verübte Körperverlegung ($. 190.) durch 
diefe Qualififation des dolus in dem Grade ein generifch verfchiedenes Vergehen 
von der einfachen, ohne — verübten Koͤrperverletzung ($. 187.) werde, 
daß diefe nicht ald die einfache That ein Verhältniß zu jener mit höherer Strafe 
bedrohten zu betrachten wäre. Das dem einfachen Vorſatz binzutrende Moment 
der Ueberlegung bedarf daher nach den Prozeßgefegen einer bejonderen Feftftelung. 

Das Plenum des Ober-Fribnunald (Senat für Strafjachen) hat —— 
wie bemerkt, in einer an daſſelbe gewieſenen Sache am 17. Dezember 1855 wider 
Koch und Hübenthal auf Vernichtung des Schwurgerichtöurtels erfannt, weil 
die wegen Mordes geftellte Frage: 

Iſt die Angeklagte ſchuldig, am 24. März 1855 u. f. w. in Gemeinfhaft 
mit einer anderen Perſon den Lorenz K. vorfüglic und mit Neberlegung 
getodtet zu haben? 
nur .. dahin beantwortet hatten:. 
a, die Angeklagte ift ſchuldig, mit mehr als 7 Stimmen, 
vn aber auf dieſes unvollftändige Verdikt die Todesftrafe aus $. 175. er⸗ 
nnt war. 

In den Gründen des Urtels heißt es: daß nad) den, das fchwurgerichtliche 
Strafverfahren betreffenden Vorſchriften, wie fie die Verordnung vom 3. Januar 
1849 und das Geſetz vom 3. Mai 1852 gegeben haben, bei der Abftimmung, ver 
Angabe des Ergebnifjes diefer Abftimmung und der Angabe des Stimmenverhält- 
nifjes bei dieſem Grgebniffe, im Sinne Diefer prozefjualifhen Vorſchriften und 
namentlich der des Art. 91. Abſ. 4. Hinfichtlich der Gegenüberftellung der Haupt: 
that und der diefelbe begleitenden Umftände, die Hauptthat begleitende er- 
jhwerende Umftände auch ſolche Momente find, welche, ald die Hauptthat, d. 5. 
die ſchon in einfacher Geftalt firafbare Handlung qualifizirend, die That unter ein 
härteres Strafgefeß fallen lafjen und in fofern mit zu dem Thatbeftande der in Der 
legteren bedrohten ftrafbaren Handlung gehören; daß alfo, rüdfichtlih der progefiunas - 
liihen Behandlung im fchwurgerichtlihen Berfahren bei der Abftimmung der Ge— 
jhworenen, bei der Angabe des Ergebnifjes diejer Abftimmung, und der Angabe 
des Stimmenverhältnifjes bei dieſem Ergebniffe, für begleitende erjchwerende Um— 
ftände auch die Momente gelten, welche die ſchon in einfacher Geftalt ftrafbare 
— dergeſtalt qualifiziren, daß dieſe dadurch im Syſteme des materiellen 

trafrechts einen anderen ſtrafrechtlichen Charakter erhält, ſie dadurch zu einem 
Verbrechen oder zu einem ſchweren Verbrechen wird; daß bei einer das Verbrechen 
des Mordes betreffenden Strafverfolgung, Gegenſtand derſelben eine That iſt, die 
ſchon in einfacher Geſtalt — als vorſätzliche Tödtung — ſtrafbar ſein würde, der 
auch zu dieſer erforderliche Vorſatz — die Abſicht zu tödten — aber für den Mord 
durch die Ueberlegung qualifizirt wird, demnach die Ueberlegung den erſchwerenden 
Umftand bildet, welcyer die That zum Morde geftaltet; daß deshalb bei einer Anz 
Hage auf Mord, das Moment der Ueberlegung einen erfchwerenden Umftand im 
Sinne des Art. 91. Abſ. A. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 bildet, und demzufolge 
es dabei, neben der Abftimmung der Gejchworenen und Angabe des Stimmenver- 
—— darüber, ob der Angeklagte vorſätzlich getödtet habe, der beſonderen Ab—⸗ 

immung, und der beſonderen Angabe des Stimmenverhältnified darüber, ob dies 
mit Heberlegung gejchehen fei, bedarf; daß jene Beftimmung (Art. 91. Abſ. A.) zur 
Grreihung des wejentlihen Zwedes des Strafverfahrens, der Ermittelung und 
Feftftellung der wahren Schuld des Angeklagten nach allen gefeglihen Richtungen 
jeiner That hin, die fichernde Form vorjchreibt, um die ——— zur beſon⸗ 
deren Prüfung der Beweiſe über alle Umſtaͤnde, von deren Vorhandenſein die 
größere oder geringere Strafbarkeit der Handlung geſetzlich abhängig ift, zu veran— 
laſſen und vollftändige und unzwedeutige Ausiprüche derjelben herbeizuführen, hierzu 
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fodann auch der Zwed tritt, es möglich zu machen, daß da, wo für einen gravis 
renden Umftand (Punkt), nur die einfache Mehrheit der Gefchworenen vorhanden 
war, der Gerichtshof felbft in Berathung trete und hierüber entſcheide (Art. 98. 
a. a. D.), daß deshalb die gedachte Vorfchrift des Art. 91. Abſ. A. für eine wejent- 
liche ee im Sinne ded Art. 107. Nr. 2. und 108. a. a. D. erachtet wer- 
den muß. 
Auch nach diefer Entfcheidung find nunmehr noch verfchiedene vernichtende 
Erfenntniffe des Ober-Tribunals in völlig gleichem Sinne — 
ai ift denn mehrmald zur Sprache gefommen, in welcher Form der 
2* der Geſchworenen erfolgen müͤſſe, um den oben bezeichneten geſetzlichen 
Vorſchriften zu genügen. Die zweckmäßigſte Form ift die, daß, wenn der erſchwe— 
rende Umftand ungetrennt in Die —— aufgenommen iſt, die Geſchworenen 
denſelben in dem Verdikte ausdrücklich mit erwähnen, oder daß, wenn mehrere ers 
fehmwerende Umftände getrennt in die Hauptfrage aufgenommen find, 3. B. in 
folgender Form beim Diebftahl, und zwar: 
a. zur Nachtzeit in bewohntem Gebäude, 
b. durch Einbruch u. f. w. 
c. durch Einfteigen u. f. w. 
fie bei jedem diefer Umftände beſonders antworten: 
ad a. ja mit mehr ald 7 Stimmen u. f. w. 
ür den Fall nun aber, daß dies Alles unterbleibt, fo genügt es, wenn das 
Verdikt überhaupt lautet: 
ja, der Angeflagte ift ſchuldig, und zwar mit allen in der Frage enthal- 
tenen Umftänden, mit mehr als 7 Stimmen. 
Diefe legtere Form ift von dem Ober » Tribunal in mehreren Fällen aus— 
drüdlich für genügend erflärt; fie ift in der Nheinprovinz die gewöhnliche. 
Aus der vorftehenden Erörterung ergiebt ſich Übrigens, daß bei dem aus— 
edehnten Begriff, welchen die erfchwerenden Umftände hiernach im prozefjualifchen 
Sinne haben, es rathjam fein wird, darauf u dringen, daß die Geſchworenen die 
zulegt gedachte Form ald die gewöhnliche gebrauchen. 


Aus den Landtags-Verhandlungen.‘) 


I. a. 


Beribt 


ber 


Kommilfion für das Juſtizweſen im Hanfe der Abgeordneten über ven 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger 
Beftimmungen des Einführungs = Gefeges zum Strafgefegbuche. 


Der Geſetz-Entwurf bezweckt durch die unter den. Artikel I. aufgenommenen Beſtim⸗ 
mungen, in denjenigen Landestheilen, in welchen die Verordnung über die Einführung 
des mündlichen und öffentliben Verfahrens vom 3, Januar 1849 Geſetzeskraft hat, bie 
Kompetenz ber Einzelrichter a Bea und Entſcheidung ftrafbarer gan lungen 
u erweitern. Nach Artikel XI. des Gefeges vom 14. April 1851 über die Einführung 
ed Strafgefegbuds umfaßt diefe Kompetenz zur Zeit nur „Uebertretungen“; nad dem 
Geſeh⸗Entwurfe foll diefelbe auch quf einzelne fpeziell bezeichnete "Vergehen" ausgebehnt 
werden. Das Bebürfniß hierzu erkennt die Königlihe Staatsregierung nad Inhalt der 
dem Gefeg-Entwurfe beigegebenen Motive, vornehmlich in der bervorgetretenen Nothwen⸗ 
digkeit, die Gerichts:Abtheilungen zu erleichtern, da deren in dem Artifel XIII. des Ein- 
—— zum Straf-Geſetzbuche nur für „Vergehen“ beftimmte Kompetenz da— 
durch bereit8 beträchtlich erweitert worden ift, daß bdenfelben durch das Geſetz vom 
22. Mai 1852 (Geſetz-Sammlung Seite 250) eine erheblihe Anzahl von „Verbrechen“ 
zur Unterfuhung und —— überwieſen iſt, und noch mehr erweitert werben wird, 
wenn nach dem Vorſchlage der Koͤniglichen ar bie in dem Gefeh-Entwurfe, be— 
treffend die Abändernng einiger Beftimmungen des Strafgefehbuhs (Nr. 13. der Drud- 
ſachen) eine Reihe ftrafbarer Handlungen, welche bisher mit Zudthausftrafe bedroht wa— 
ten, und fomit ſich ald „Verbrechen“ barftellten, fernerhin nur mit Gefängnißftrafe ge- 
ahndet werben, und dadurch den Charakter der „Vergehen“ annehmen. 

Bei der in Anweſenheit eines Kommiſſarius des Herrn Juſtiz-Miniſters ſtattge— 
fundenen Berathung des Gefeß-Entwurfes wurde nur bon zwei Mitgliedern der Kom— 
miffion die Bedürfnihfrage verneint. Diefe vermochten darin, daß man durdy das Gefe 
bom 22. Mai 1852 in Antehung ber Gerihts-Abtheilungen die diefem durch den Artikel XII. 
des Einführungs-Gefehes zum Strafgefeßbuhe angemwiefene Kompetenz über bie Grenzen 
—— hinaus ausgedehnt habe, noch keine hinreichende Veranlaſſüng zu finden, zur 
Erleichterung der ame jebt aud ein Gleiches binfichtlih der Kompetenz 
ber Einzeltichter zu thun, zumal da die in dem Artikel XII. gegebenen Vorſchriften über 
die Kompetenz der einzelnen ei von Gerichten, in enger a ftehen mit dem 
Spfteme des Strafgefepbuches über bie ag ng der ftrafbaren Handlungen, und eine 
Veränderung in den Kompetenz-Vorſchriften des Artiteld XII. deshalb nicht ohne Rüd- 
wirkung auf die Anwendung des materiellen Rechts felbft bleiben köͤnne. Dagegen gab 





1) Die GefepEntwürfe der Regierung zu ben nachftebenden Berichten find Bd. III. ©. 846 ff. 
abgebrudt. 
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bie u ige der Rommiffion der von der Königlichen Staatsregierung durch ben Gefeh- 
Entwurf verfolgten Tendenz ihre volle Zuftimmung. Ed wurde anerkannt, daß man 
einzelne nur mit mäßigen Strafen bedrohte, für die faltiſche Erörterung und rechtli 

Entfheidung der Regel nad gar feine —— darbietende „Vergeben“ ſehr wohl 
dem Einzeltichter zur Unterſuchung und Entſcheibung überlaſſen könne, ohne für ben An- 
geſchuldigten den ihm durch die Unterſuchung zu gewährenden Rechtsſchutz zu gefährden, 
und daß, wenn man für derartige Vergeben den Einzelrichter für zuftändig erfläre, man 
das Strafverfahren durd Verminderung bon Arbeitskräften ber richterlihen Beamten, 
Beichleunigung der Prozedur und Verminderung ber Koſten weſentlich verbeſſern werde. 

Ber der Berathung der einzelnen Beftimmungen des Gefeh-Entwurfes fand bie 

Kommiſſion 
gegen die Ueberſchrift des Geſetzes 

nichts zu erinnern; ſie empfiehlt deshalb dem hohen Hauſe, 
die Ueberſchrift anzunehmen. 

Ebenſo wurden auch gegen 

die Eingangs-Beſtimmungen des Artikels J. 
feine Ausſtellungen gemacht, daher auch bier beantragt wird: 
daß das Haus denſelben ſeine Zuſtimmung geben möge. 

Zu $. 1. Die unter Nr. 1 bis 4. anfaefährten Vergeben find fämmtlich foldye, 
welche ih von dem vorher angegebenen Gefihtspunfte aus, nad der Anfiht ber Kom» 
miffion, dazu eignen, dem Eingelrichter zur Unterfuhung und Entſcheidung überwieſen zu 
werden. Ganz beſonders gilt dies von den Vergehen der Landſtreicherei, Bettelei und 
Arbeitsſcheu auch um deswillen, weil dieſelben ſehr haͤufig vorkommen und durch den 
Transport der Angeſchuldigten zu den Sitzen der Kollegial-Gerichte bisher beträchtliche 
Roften ber Staatkaſſe erwachſen find. 

Die Kommiffton erklärt fi fonah mit dem Inhalte des 3 1. des Gefeh-Entwurs 
fed der Hauptſache nad) einverftanden. Zu den Nrn. 1. und 2. erſchienen indeſſen ber 
LEN en, einige Uenderungen in der Faſſung angemeffen. Man hielt nämlich dafür, 


a 
in der Wr. 1. ftatt der Worte: 

„der Führung eines falfhen Namens“ 

beſſer zu feßen fein mwerbe: 

„ber — eines dem Angeſchuldigten nicht zukommenden Namens“ 
weil in dieſer Weiſe das Vergeben in dem $. 105. des Strafgeſetzbuchs, auf welchen bier 
nur Deine genommen werden foll, bezeichnet ift; und daß man in der Nr. 2. das Wort: 

„qualifizirten * 
weg af babe, weil die Bettelei für diejenigen Fälle, wo fie ald „Vergehen“ zu be: 
firafen, in dem Strafgefeßbucde — $. 118.) nicht die Bezeichnung als „qualifizirte“ 
erhalten bat und in diefem Gefeke nicht der Ort ift, für das gedachte Vergehen eine 
neue — zu ſchaffen. 

Zu NMr. 4, erachtete die Kommiſſion es für eine Verbeſſerung des Geſetzes, wenn 
auch das in dem $. 275. des Strafgeſetzbuches vorgeſehene Drzaehen der Unterfuhung 
und Entfceidung des Einzelrichters überlaffen werde, und beſchloß deshalb, hinter den zu 
Nr. 4. allegirten $$. 273. und 274. auch no den $. 275. aufzunehmen, 

Der $. 275. ordnet nämlih für die —— eng ber Jagd, welche in dem 
}: 274. mit Strafe, — und zwar mit Geldbuße bis zu 100 Kithlr. oder mit Gefängniß 
is zu 3 Monaten bedrobt ift, eine Erhöhung der Strafe bis zu 6 Monaten Gefängniß 
für die Fälle an, wenn dem Wilde nicht mit Schießgewehr oder Hunden, fondern mit 
Schlingen, Neben, Fallen oder anderen Vorrihtungen nadıgeftellt, oder wenn dad Ber: 
geben während der geſetzlichen Schongeit, oder in Wäldern, oder gi Nachtzeit, oder ges 
meinihaftlih von zwei oder mehreren Perfonen begangen wird. Da fonad die $$. 274. 
und 275. daffelbe Vergehen zum Gegenftande haben, jo erfchien es der Kommiſſion räth« 
lic, die Unterfuhung und Entfheidung darüber auch berfelben Eu bon Gerichten zu 
übertragen, und dafjelbe Verfahren dafür eintreten zu laſſen, ohne Rüdfiht darauf, ob 
die gefehliche Strafe für die derſchiedenen Arten der VBerübung bed Vergehens verſchieden 
normirt iſt; und man trug fein Bedenken, ſich für bie Kompetenz des Eingelrihters zu 
entſcheiden, weil die Fälle —— für die zu treffenden Entfheidungen Schwierigleiten 
nicht verurſachen, auch felten die Umſtände von der Art find, daß die Gerichte Veran⸗ 
lafjung haben, auf das höchſte gefehlih zuläffige Strafmaaß wirklich zu erfennen. 

7* 
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Die Kommiffion glaubt indefjen, daß außer den in dem Gefeb-Entwurfe unter den 
Nr. 1—4. aufgeführten Vergeben fib auch noch folgende Vergeben: 

a) die Zumwiderhandlung gegen die durd Stellung, unter Polizei: Auffiht auferlegten 

Beſchraͤnkungen ($. 116. des Strafgefeßbudes), 

b) die in dem $. 254. bes Strafgefeßbudyes bezeichneten Urkunden: Fälfhungen 
befonders dazu eignen, dem Einzelrichter zur Unterfuhung und Entſcheidung überwiefen 
zu werben, und beſchloß deshalb, diefelben nod in den $. 1. unter Nr. 5. und 6. aufzu— 
nehmen. 
y Das zu a, erwähnte Vergehen nämlich, weldes nah $. 116. des Strafgefegbuches 
mit Gefängniß don Einer Woche bis zu ſechs Monaten beftraft werben foll, ift faft im— 
mer fehr einfach für die thatſächliche Feſtſtellung und rechtliche Entſcheidung. Es kommt 
häufig vor, und es erſcheint beſonders ungeeignet, daß den Korrigenden, die ſich dadurch 
ftrafbar gemacht, daß - fie ihren Wohnort oder ihre en zu einer Zeit verlaffen 
haben, mo fie dafelbft hätten anmefend fein follen, dadurch felbft, daß man fie Behufs _ 
Unterfuhung und Entfcheidung ihres Vergehens an den uf eines nicht felten entfernten 
Rollegial: Gerichtes verweiſet, Gelegenheit gegeben wird, ſich der Kontrole ber Polizei- 
Behörden mit Fug und Recht oft für mehrere Tage zu entziehen. 

Der $. 254. des Strafgeſetzbuches wird zwar, wenn berjelbe nah dem Vorſchlage 
der Königlihen Staatö-Regierung in dem Geſetz-Entwurfe Nr. 13. der Drudfaben und 
resp. dem ber unterzeichneten Kommiffion durch Gefeb abgeändert werden follte, fünftig- 
bin nicht mebr blos die Fälſchung von Neifepäffen, Wanderbüchern und fonftigen die 
Stelle von Reifepäffen vertretenden Legitimationspapieren, ſondern auch bie Fälfhung 
anderer amtlichen Urkunden betreffen, auch wird die Strafe fobann nicht mehr im Maris 
mum nur 3 Monate Gefängniß betragen, fondern 6 Monat erreihen, oder auch Gel ⸗ 
buße bis zu 100 Rthlr. fefigeieht werden fönnen, immer aber wird die große Mehrzahl 
der unter dem $. 254. zu fubfumirenden Fälle von jehr geringer Bedeutung fein, weil nur 
folche Urkunden-Fälſchungen darunter fallen, bei denen die Abficht, fib oder Anderen Ge- 
winn zu verſchaffen, oder Anderen Schaden zuzufügen, nicht obgewaltet hat. Wornehmlich 
aber war für ben Beſchluß ber Kommiffion, aud die in dem $. 254. bes Strafgefeß- 
buches vorgefehenen Vergeben der Kompetenz des Einzelrichters zu überweifen, die Rüd- 
fit maaßgebend, daß, wenn man für das Vergeben der Fä (dung bon Reifepäffen, 
Wanderbühern und fonftigen Zegitimationspapieren fernerbin die Kompetenz ber Gerichts— 
abtheilungen aufrecht erhalte, dies zur Folge haben werde, daß fodann auch — gegen bie 
Intention des $. 1. zu Nr. 2, — die Vergeben ber Landftreicherei und Bettelei häufig 
nicht don dem Eingelrichter unterfuht und entſchieden werden dürften, weil Yandftreicher 
und Bettler häufig ihre Reifepäffe, Wanderbücher oder fonftige Zegitimationspapiere ver- 
fälfht haben, oder von falfhen Urkunden diefer Art wiſſentlich Gebrauch maden, und 
fodbann auf Grund der Konnegität die Kompetenz der Gerichtsabtheilung aud für Die 
Zandftreicherei und Bettelei Plab greifen werde. 

Es wird daher bei dem Hohen Haufe — 

ben $. 1. in der von der Kommiſſion, beſage der Anlage dieſes Berichts, in Vorſchlag 

gebrachten Faſſung anzunehmen. 

u den $$. 2. und 3. wurde bon einem Mitgliede der Kommiffion der Antrag 
geftellt, dieſelben —— und dagegen —— Beſtimmungen zu beſchließen. 

F. 2. In Anſehung des einfachen Diebſtahls in den Fällen der & 216. und 
217. Nr. 1—6. des Strafgefehbudhes, ber Unterſchlagung ($. 227. a. a. O.) und ber 
einfachen, Heblerei ($: 237. a. a. D.) erfolgt, unter den Einſchränkungen der $$. 3. und 
4., infofern nicht Rüdfall vorliegt, die Unterfuhung und Entſcheidung durch den Einzel: 
richter, wenn der Werth des Gegenftandes des Diebftabls, der A und der 
Heblerei nicht mehr ald Einen Thaler Pig und bie Unterfagung der Ausübung der 
bürgerlihen Ehrenrechte auf Zeit für den — feine der in dem $. 22. des 
Strafgeſetzbuches bezeihneten Wirkungen zur Folge bat. 

$. 3. rg ber in bem \ 2. erwähnten — bat ber Einzel—⸗ 
tichter in denjenigen Fällen fi der Entſcheidung zu enthalten, in melden er be 
nad ftattgefundenem mündlichen Verfahren eine Gefängnißftrafe von längerer als drei— 
monatliher Dauer für angemeffen erachtet; dagegen aber, falld nad feinem Ermefjen 
die feftzufeßende Freiheitsſtrafe über diefes Maaß nicht hinausgeht, das Erfenntmiß au 
alsdann abzufaffen, wenn bei ber mündlichen Verhandlung ſich ergeben hat, daß ber Wert 
ber entuenschn. unterfehlagenen oder verheimlichten Gegenftände Einen Thaler überfteigt, 
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$. 4. Iſt in ben bei dem Einzelrihter auf Grund des $.2. anbängig gewordenen 
Unterfuhungen die Zuftändigfeit deffelben zur Abfaffung des Urtheils nah $. 3. ober 
deshalb ausgeſchloſſen, weil ih im Yaufe derfelben ergeben bat, daß der Angefchuldigte 
fih bereit3 im Rüdfalle befindet, oder die eg ber Ausübung ber bürgerlichen 
Ehrenrechte auf Zeit für ihn eine der in dem $. 22. des Strafgeſeßbuchs bezeichneten 
Mirkungen zur Folge baben würde, fo bat der Eingelrichter mittelſt Beſchluſſes, gegen 
welden eine Beſchwerde nicht ftattfindet, zu erflären, daß die Sache an bie Gerichts— 
Abtheilung abzugeben fei. Behufs der Verhandlung vor der Berichts » Wbtheilung ift 
eine Antlagefcrift und ein auf Grund berfelben die Einleitung der Unterfuhung anord- 
nender Beſchluß ($. 39. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Befeh : Sammlung Seite 
14) nicht erforderlich. 
$.5. Für dad Verfahren in den Fällen der $$. 1. und 2. kommen die Beftim- 
u. in ben 6$. 28. — 35. und 37. der Verordnung vom 3. Januar 1849 zur An: 
wendung. 
alls ein Angefchuldigter oder Zeuge ber Deutfchen Sprache nicht mächtig ift, be: 
barf es der Zuziehung eined Dolmetfhers nicht, wenn der Richter oder Gerichtäfchreiber 
der fremden Sprache mädtig ift. u 
ſcriſt An Anſehung der Rechtsmittel gelten die für Vergehen beſtehenden Bors 
riften. 
Für den Fall, daß die Kommiſſion zwar geneigt fein möchte, dem Einzelrichter 
in . des Vergehens bed Diebſtahls eine weitere Kompetenz einzuräumen, ald in 
Betreff des Diebftabls in dem $. 3. des Geſetz-Entwurfs von der Königlihen Staats: 
Regierung vorgefchlagen fei und biefelbe auch auf die damit häufig fonneren Vergehen 
ber Heblerei und Unkerſchlagung auszudehnen, jedoch aber Anftand nebmen follte, dem 
Einzelrihter die Befugniß zu geben, aud auf Stellung unter Polizeiauffiht und zeitige 
Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Chrenrechte, wenn auch mit der in fine des 
— 2. des Vorſchlages enthaltenen Einſchränkung, zu erkennen, mobifizirte das Mitglied 
einen Vorſchlag dbabin, daß fodann in dem vorgefhlagenen $. 2. bie Worte: 
„und die Unterfagung“ ꝛc. bis zum Schluffe ded Paragraphen 
wegzulaffen ; 
in dem vorgeſchlagenen $. 3. bie Worte: 
„eine Gefängnißftrafe? ıc. bis „auch alsdann abzufaffen“ 
megzulaffen und dafür zu feßen: 
„nicht blos eine Gefängnißftrafe, und zwar eine folde von höchſtens breimonatlidher 
Dauer für angemeffen erachtet, dagegen aber innerhalb diefer Grenzen auch alsdann 
zu erfennen, wenn ꝛc.; 
in dem vorgefchlagenen $. 4. die Worte: 
„ober die Unterfagung der Ausübung” ıc. bis „zur Folge haben würde“ 
wegzulaſſen. 
u Motivirung dieſer Vorfhläge wurde von dem Antragfteller Folgende vor: 
gebracht 


Es ſei bekannt, dak die Vergeben des Diebſtahls, der Unterſchlagung und ber 
Hehlerei die große Mehrzahl derjenigen Fälle bildeten, welche die Gerichts-Abtheilungen 
zu unterſuchen und zu entſcheiden hätten. Wolle man daher die Gerichts-Abtheilungen 
merklich erleichtern, ſo —* man bei den benannten Vergehen Aenderungen der Kompe— 
tenz⸗Vorſchriften eintreten laſſen. Gerade bei kleinen, nur mit geringer Strafe zu ahn— 
denden Diebereien made ſich das Bedürfniß nach einem einfachen und ſchleunigen Straf: 
verfahren vornehmlich geltend, und werde es vorzüglich beläftigend gefunden, wenn bie 
je en Behufs der Verhandlung der Sache vor dem Rollegial- Gerichte oft meilenmweite 

rt die Staatskaffe Toftfpielige Reifen zu machen bätten. Ueberweiſe man derartige Ver: 
geben den Einzelrichtern, fo werde man benfelben regelmäßig nur die Gelegenbeit geben, 
auf eine ſolche Freibeitöftrafe zu erkennen, für melde fie gegenwärtig ſchon nad $. 1. 
des Strafgeſetzbuches und Artifel XIII. des Einführungs-Geſetzes zu demſelben kompe— 
tent feien, dba jekt auch von den Gerichtsabtheilungen in der aha ber Fälle nur 
auf Freiheitäftrafe und zwar auf eine folche, welche 6 Wochen Gef npnib nicht überfteige, 
erfannt werde, und die Zuftändigfeit der Einzelrichter für eine Klaſſe bon Vergeben 
wieber berftellen, für melde fie bis zum 1. Juli 1851, wo bad Strafgefeßbudh und das 
Einführungs - Gefeß in Kraft getreten find, in den Altern Provinzen von jeher und auch 
nad Einführung des mündlichen Verfahrens im Unterfubhungsfadhen (ef. $. 27. ber 
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Verordnung vom 3. Januar 1849) beftanden habe. Niemals habe man früher darin, 
baß die Einzelrichter die Fälle des Heinen gemeinen Diebftahls zu unterfuchen und zu 
entfcheiden gehabt hätten, einen Mißftand empfunden; nur dadurch hätten fich Inkonve— 
nienzen berausgeftellt, daß das Allg. Landrecht die Höhe ver Strafe wefentlih nad dem 
Werthe des entwendeten Objeft3 normirt habe. Um diefen Inkonvenienzen zu begegnen, 
— man im Strafgeſetzbuche ein verſchiedenes Maaß der Strafe je nach dem Werthe 
er geſtohlenen Gegenſtände nicht angeordnet, aber indem man ——“ vielleicht 
einem Bedürfniſſe des materiellen Rechts Genüge gethan, babe man auf den Gebieten 
bes formellen Rechts und der Kompetenz der Gerichte obne Veranlafjung dazu Aende— 
rungen bewirkt, die früher nicht gefannte Uebelftände zur folge gebabt hätten. Man 
— die Vorzüge aus ber nd des materiellen Rechts bebalten, und die big 
zum 41. Juli 1851 beftandenen Vorzüge des formellen Rechts der Hauptſache nad wieder 
—z — man die gegenwärtige Gſetzgebung nah Maaßgabe der gemachten Vor— 
e abänbere. 
— Wenn regelmäßig bisher die Kompetenz der Gerichte nach der Art und dem Maaße 
ber im Gefehe angedrobten Strafe beftimmt worden, fo fei dabei die Abficht leitend ge— 
wefen, daß Zweifel über die Kompetenz und Schwankungen darin möglichft abzufchneiden. 
Derfelbe Zweck werde aber auch auf den im den Vorſchlägen betretenen Wegen vollftän- 
dig erreicht werden. Indem hiernach einerfeits die Kompetenz der Einzelrihter zur 
Einleitung der Unterfuhung an ein BE Merkmal — der Werth des entwen- 
beten, unterfhhlagenen oder verheimlichten Objekts — gefnüpft worden, fei andererfeits 
dafür Sorge getragen, daß der Einzelrichter nicht leicht in die Yage fommen könne, fich 
zur Abfaffung des Urtheils in einer Sache, mit deren Verhandlung er einmal befaßt 
worden, für infompetent zu erklären, denn ſchon gegenwärtig babe fi die Praxis bei 
ber großen Mehrzahl der Gerichte dabin firirt, daß man in den Fällen, wo Jemand zum 
erften Male fi eined einfachen Diebitahls, einer Unterfhlagung oder Heblens fhuldig 
ang babe, und das Objekt nur ein geringes fei, mildernde Umftände annehme, bei 
er Feftfeßung ber fFreibeitsftrafe eine dreimonatliche Dauer bei weitem nicht erreiche 
und auf Stellung unter Polizeiaufficht oder zeitige Unterfagung der Ausübung der bür- 
gerlihen Ehrenrechte nicht erfenne. Deshalb fei es aud vom Standpunkte der Praxis 
unmwefentlih, ob man dem Einzelrichter noch die Befugniß einräume, die zuleßt bezeich- 
neten Strafen zu verhängen. Wenn in dem Prinzipal-Borfehlage diefe Befugniß dem— 
nah*bem Einzelrichter beigelegt worden, fo fei dies gefcheben, weil es durd das Geſetz 
dem Richter nicht berſchränkt Hei, auch in den geringfügigften Fällen des Diebſtahls, der 
Hehblerei und Unterfhlagung auf zeitige Unterfagung der Ausübung der bürgerliben Ehren— 
rechte und, beziehungsweife, auf Stellung unter Poli ei» Aufficht zu erkennen, dem 
freien richterlichen Ermeſſen in Betreff der geſetzlich uläffigen Strafarten Schranten nicht 
gezogen werden dürften, und innerhalb der in dem Prinzipal-Vorſchlage gezogenen Gren= 
> die Befugniß beigelegt werden könne, ohne daß dadurch dem Angefchuldigten ber nötbige 
echtsſchutz age werde. Denn nad dem Prinzipal-Vorſchlage follten diejenigen Rälle 
bes Diebſtahls, der Unterfchlagung und ber Heblerei der Kognition des Einzelrichters 
überhaupt Sig en bleiben, mo die Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren— 
rechte auf Zeit für den Verurtbeilten den Verluſt von Rechten, die aus früberen öffent- 
lihen Wablen hervorgegangen feien, ingleichen den Verluſt von öffentlihen ‚Nemtern, 
Würden, Titeln, Orden und Ehrenzeichen, oder den Verluft des Adeld — in Gemäßbeit des 
$. 22, des ——— — von Redlötvegen zur folge haben würde; fehliege man 
aber Fälle biefer Art von der Kompetenz des Einzelrichters aus — wie dies auch durch 
ben bis zum Eintritt der Gefekeskraft des Strafgefeßbuhes und des Einführungs - Ge- 
ſetzes zu demfelben in Gültigkeit gewefenen $. 27. der Verordnung vom 3. Januar 1849 
pelhehen fei — fo wetde im Mefentlicen die Unterfagung der Ausübung der bürger: 
ichen Ehrenrechte auf Zeit Feine größern Nachtheile für den Verurtheilten mit fih führen, 
ald früher der Verluft der Nationalkofarde mit fi geführt habe, auf welden zu erfennen, 
bie Einzelrihter ftet3 befugt geweſen feien. 

Um bemmende Ermittelungen über die Höbe dei Werthes der entwendeten, unter- 
ſchlagenen oder verheimlichten Gegenftände möglichſt abzufdhneiden, wenn im Laufe des 
Verfahrend Zweifel darüber erwachfen, ob der Wertb nicht etwa Einen Thaler über: 
feige. müßte es angemeffen erfheinen, zu beftimmen, daß die Kompetenz des Einzelrichters 

adurch nicht ee Dr werde, daß fich bei der mündlichen Verhandlung ein höherer 
Werth berausgeftellt hat, fobald nur deffenungeadtet nah dem Ermeffen des Einzel: 
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richterd die feflzufeßenbe —* innerhalb ber Grenzen bleibt, die nad ben Vorſchlaͤgen 
für feine Kompetenz gezogen find. 

Sonach werde ed weder bei Annahme bed Prinzipal: noch bei Annahme bes eben» 
tuellen Vorſchlags leiht vortommen fönnen, daß fidh der Einzelrichter für infompetent zu 
ertlären babe; gefchebe es aber dennoch ausnahmsweiſe einmal, fo fei durch bie — unter 
ar ag, der Vorſchriften der Artikel 7. und 11. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 — 
in dem $. 4. vorgeſchlagenen Beftimmungen binreibend Borjorge getroffen, daß das 
aaa eye: abren in möglichſt geringem Grabe dadurch aufgebalten werde. 

ine gegründete Beforgniß, es möchten bei der in Vorſchlag gebradyten Ausdeh- 
nung der —— der Einzeltichter die Gerichts-Kommiſſarien mit Geſchäften zu ſehr 
überhäuft werden, koͤnne nicht entſtehen. Denn einmal müffe angenommen werden, daß 
man ſchon bei Organifation ber Gerihtö-Kommiffionen auf Grund der Verordnung bom 
2. Januar 1849 darauf Bedacht genommen babe, ihnen nur einen ſolchen Gejhäftsfreis 
uzumweifen, innerhalb welches fie im Stände wären, aud diejenigen Strafſachen zu bear: 
eiten, für melde fie durch ben $. 27. ber —— vom 3. Januar 1849 für kom: 
petent erflärt wurden, und jene Strafſachen wären bei ben damals beftandenen Vor: 
ſchriften binfichtlih des materiellen Strafrehts gewiß zahlreicher, als diejenigen, melde 
dem Einzelrihter durd den Artikel XIII. des Einführungs:Gefeßes zum Strafgefeßbude 
zugeführt feien, und ihnen bei Annahme des vorliegenden Geſetz-Entwurfs und der dazu 
empfohlenen Abänderungs-Vorfhläge zufallen würden, zum Andern aber würden fämmt- 
liche „Vergeben“ ſchon jetzt vielfach von den Gerichts-Kommiſſarien in ihrer Eigenfhaft 
ald Mitglieder ftändiger oder periodifh zufammentretender Gerichtd- Deputationen ber: 
handelt und entſchieden, und mo bied gelhche, ba mwerbe die Zeit, welche burch Ueber: 
mweifung einzelner Vergeben vor die Einzelrichter den Gerichts-Deputationen erfpart werde, 
binreichend für die Geriht3-Rommiffarien fein, um ſolche Fälle in ihrer Eigenfhaft als 
Einzelrihter verhandeln und entſcheiden zu fönnen. 
ndlich könne aud der aus ber mangelhaften Dualifitation mander Polizei» Un: 
wälte etwa berzunehmende Einwand gegen die Vorſchläge nicht für zutreffend erachtet 
werden, weil es zur gehörigen —————— ber Funktionen ber Staats-Anwaltſchaft 
bei den Vergeben beö einfachen Diebftahld, der Unterfhlagung und Heblerei unzweifels 
baft geringerer Rechtskenntniſſe bedürfe, als bei Vergeben gegen die Steuer: und Ge 
werbegeſetze, bie doch vielfach jetzt ſchon bon ben Einzelrichtern zu verhandeln und zu 
entſcheiden und fonad bereits von den Polizei» Anwälten zu verfolgen feien. 

Den Vorfhlägen wurde nicht nur von ben beiden Mitgliedern, welde, wie Kin⸗ 
gangs erwähnt, fhon das Bebürfniß nad dem von der Königlihen Staats » Regierung 
porgefchlagenen Befeße verneint hatten, ſondern auch nod von anderen entgegengetreten, 
Dian bob insbefondere hervor: 

Nachdem ſchon durch den $. 1. eine Anzahl zum Theil ſehr häufig vorlommenber 
Vergeben den Einzelribtern überwiefen worden, feine es nicht erforberlid, die Gerichts: 
Abtdeilungen noch mehr zu erleichtern, Man laufe, wenn dies gefchebe, und den Ein» 
zelrichtern eine noch größere dr er in Strafſachen übertragen werde, Gefahr, diefe 
mit Gefchäften zu überbürden, Diefelbe — entſtehe auch hinſichtlich der Polizei⸗ 
Anmälte, von denen viele jetzt ſchon ihrem Berufe nicht —— ſeien, und die den An— 
forderungen deſſelben noch weniger zu genügen im Stande ſein würden, wenn man ihre 
Geſchaͤfte noch vermehre. 

Nach den Vorſchlägen werde für eine große Reihe von Fällen die Kompetenz ber 
Einzelrichter von ber in concreto eintretenden Strafe abhängig — ein ſolches Prin— 
zip ſei durchaus verwerflich, denn es induzire den Richter, aus Rückſichten auf ſeine Kom— 
petenz das Geſetz in einer Weiſe anwenden, welche der Beſchaffenheit des Falles nicht 
entſpreche. In den Vorſchlägen ſei die Kompetenz des Einzelrichters zur Einleitung bes 
Verfahrens unbedingt von der Höhe bed Werths des entwendeten, unterfhlagenen oder 
verbeimlichten Gegenftandes abhängig gemacht, man merbe daher in einer großen Zahl 
bon —* ſchon vor Einleitung des Verfahrens eine Werthsermittelung nach den Vor— 
ſari n ber F8. 181. seq. der Kriminal-Ordnung vornehmen müſſen: dadurch aber werde 
er Betrieb der Sachen gehemmt; überdies ſeien Werthsermittelungen immer mehr oder 
weniger unzuverläffig, und es fei daher aud aus biefem Grunde ungeeignet, die Höhe 
bed Objelts als Norm für die Kompetenz binzuftellen. Räume man dem Einzelrichter 
bie Befugniß ein, auf zeitige Unterfanung ber Ausübung ber bürgerlichen Ehrenrechte, 
und auf Stellung unter Rolizeiaufficht zu eriennen, fo gefährbe man, bei den ſchweren 


104 Aus ben Landtags» Verhandlungen. 


Nachtheilen, welche diefe Strafen für den Verurtheilten mit no führten, den Rechtsſchutz, 
den der Angefhulbigte in der Beſchaffenheit des Gerichts und den Formen bed Verfah— 
rend zu beanſpruchen habe, — gebe man ibm aber die Befugniß nicht, wie es in dem 
eventuellen Vorfchlage gefchehen fei — fo ftebe zu beforgen, baß der Einzelrichter, nachdem 
er einmal die Sache verhandelt, ftatt fi nunmehr für infompetent zu erflären, aub als— 
dann erkennen werde, wenn feines Erachtens auch die zejtige Unterfagung der Ausübung 
ber bürgerlichen Ehrenrechte, oder die Stellung unter Boltzei-Aufficht angemeffen fein möchte. 

an babe fonad von der Annabme bes eventuellen VBorfchlages zu fürdten, Daß 
man für diejenigen Fälle des Diebftahld, der Unterſchlagung und Heblerei, welche man 
dem Eingelrihter überweife, die Strafen der e en Unterfagung ber Ausübung der bür- 
erlichen Ehrenrechte und der Stellung unter Boligei - A ht faktifhb überhaupt aus— 
ließen und damit diefen Vergehen in bem Bee des Volks den entehrenben 
Charakter entzieben werde, den fie notbwendigerweife behalten müßten. 

Der Kommiffarius des Herrn Yuftiz- Minifterd gab dem eventuellen Vorſchlage 

feine Zuftimmmung, bebielt ſich aber über den Prinzipalvorfhlag feine Erflärung vor. 

Bei der Abftimmung wurde, unter Anwefenbeit von 13 Mitgliedern, der Prin— 

a os mit 10 gegen 3, der eventuelle Vorſchlag mit 8 gegen 5 Stimmen ab— 
elehnt. 

Man ging ſodann in der Spezial-Berathung des Geſetz-Entwurfs der Königlichen 
Staatd-Regierung weiter. 

u $. 2. der Regierungs-Vorlage. Nah Inhalt dieſes Paragraphen ſollen 
zum größeren Rechtsſchutze den wegen Vergeben vor den Einzelrichter verwieſenen Ange- 
aufdigten die Rechtsmittel verbleiben, melde ihnen zugeftanden haben würden, wenn das 
Erfenntniß erfter Inſtanz bon der Gericht3-Abtheilun ergangen wäre, dagegen aber für 
die Verhandlung in erfter Inftanz diejenigen Vorferiften zur Anwendung fommen, welche 
überhaupt für den Einzelrihter bei Verhandlungen in Straffahen maaßgebend find. Die 
Kommiffion war hiermit einverftanden, erachtete indeſſen für angemeffen, anftatt der $$. 29, 
bis 35. der Verordnung vom 3, Januar die $$. 28. bit 35. a. a. D. zu allegiren, um 
dadurch außer allem Zmeifel zu fiellen, daß bei ber Verbandlung vor dem Eingelrichter 
ber * "eg nicht der Staatd:Anwalt die Funktionen der Stants-Anwaltfhatt wahr: 

unehmen babe. 
Der Artifel 27. des Gefehes vom 3. Mai 1852 orbnet an, daß, wenn ein Ange- 
[@ulbigter oder Zeuge ber deutſchen Sprache nicht — iſt, bei der Verhandlung ein 
Dolmetſcher zugezogen werden ſoll, der nicht aus der Zabl ber bei dem Gerichte mitwir— 
fenden Perfonen genommen werden darf, läßt indeffen in Unterfuchungen wegen Leber: 
tretungen eine Ausnahme infofern ftattfinden, als es in diefen der Zuziehung eines Dol— 
metſchers nicht bedürfen foll, wenn der Richter oder der Gerichtsſchreiber 9— fremden 
Sprache mächtig iſt. Dieſe Ausnahme von der Regel bat ihren Grund darin, daß es 
ber den Gerichts-Kommiſſionen oft an Gelegenheit fehlt, Dolmetfher anderswoher als aus 
ben bei dem Gerichte mitwirkenden Perfonen zu entnehmen. Die Kommiffion bielt e8 da— 
er für erforderlich, die erwähnte, in den Art. 27. a. a. O. —— Beſtimmung auch 

latz greifen zu laſſen bei den durch das vorliegende Geſetz dem ae ju über: 
weifenden Verhandlungen beftimmter „Vergeben, * und befhloß deshalb, dem $. 2. als 
zweites Alinea noch den Gab einzufchalten: 

„Hals ein Angeſchuldigter oder Buße der Deutſchen Sprade nicht mächtig ift, bedarf 

es ber Ausiehun eines Dolmetfhers nicht, wenn der Richter oder ber Gerichts: 

—— — en Sprache mächtig iſt.“ (Artikel 27. Abſchnitt 2. des Geſetzes vom 

. Mai 1825.) 
Der Rommiffarius des Herrn Juſtiz-Miniſters war mit den zu $. 2. befchloffenen 

Abänderungen einverftanden. 

Die KRommiffion empfiehlt daber dem Hoben Haufe: 
ben $. 2. nah dem Vorfchlage der Kommiffion anzunehmen, 

Zu $. 3. der Regierungs: Vorlage. Den Beftimmungen diefes Paragrapben 
ab bie Kommiffion aus den in den Motiven zu dem Geſetz-Entwurfe näber entwidelten 
rünben ibre —— Man hielt wi für angemeffen, außer den 8 42. und 

43. der Feldpolizei-Ordnung auch noch den $. 41. derſelben zu — weil auch unter 
ben in dieſem Paragraphen aufgeführten Feldfreveln einige find, welche den Charakter des 
——— durch die bei der Entwendung vorhandene gewinnſüchtige Abſicht annehmen 
Önnen. 
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Die in der gebrudten Vorlage enthaltenen Worte: 
bi8 1. November 1856 
beruben auf einem Drudfebler, und müffen deshalb wegfallen. Der Herr Regierungs- 
Kommiffarius erflärte fi mit den von der Rommiffion befchloffenen Abänderungen ein: 
verftanden; die Kommiffion empfieblt deshalb dem Hohen Haufe: 
ben $. 3. nach dem Vorſchlage der Kommiffion anzunehmen. 

Hiernähft wurden zu dem Art. 1. des Geſetz-Entwurfs noch folgende neue Para: 

grapben in Vorſchlag gebradt. 
. In Anſehung aller Vergeben folder Perfonen, welche zur Zeit der That das 

16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erfolgt die Unterfuhung und Entſcheidung 
durch den Einzelrichter, fofern die Sadye nicht der Konnerität wegen vor bie Berichtd- 
Abtbeilung x ört. 

$. Die Unterfuhung und Entſcheidung wegen bed ſchweren Diebſtahls im erften 
Rüdfale ($$. 218. 58. des Strafgeſetzbuches) erfolgt durch die Berichts» Abtheilungen. 
Hinſichtlich des Verfahrens kommen die für Vergeben beftebenden Vorſchriften zur 
Anmenbung. 

Diefe Vorfehriften finden auf alle Fälle Anwendung, in denen zu ber Zeit, mo 
dieſes Geſetz in Kraft tritt, die definitive Verfolgung der Angefhuldigten von bem 
Anflage-Senate noch nicht erfolgt ift. 

— des zuerſt erwaͤhnten Vorſchlages wurde auch von anderer Seite dem 
Antragſteller darin beigetreten, daß die Verhandlungen vor den Gerichts-Abtheilungen 
fowohl * ber Bildung des Gerichts, als der Formen des Verfahrens für Kinder ſich 
nicht eigneten, vielmehr fir folde Perfonen eine größere Einfachheit der Prozedur zu 
wünfchen bleibe; man m aber Bedenken, deshalb in Anſehung der Vergeben der Ber: 
fonen unter 16 Jahren überhaupt die Kompetenz der Einzelrichter eintreten zu laffen, ba 
au gegen dergleichen Perfonen wegen Vergeben zur Zeit nad $. 43. des Strafgefeb- 
buches auf eine mehrjährige Freiheitsſtrafe erfannt werden fann. 

Der Vorfchlag, dem auch der Herr Regierungd-Fommiffariud entgegentrat, wurde 
biemähft einftimmig abgelebnt. 

Zur Motivirung des zuletzt erwähnten Vorſchlages wurde geltend gemacht, daß 
man bie Etrafrechtöpflege um fo mebr verbeffere, je mebr man die Kompetenz der Schwur: 
gerihte bermindere, daß in dem von der Königlichen Staats:Regierung felbft vorgelegten 
Entwurf des Gefehed dom 22. Mai 1852 auch der ſchwere Diebftahl im erften Rüdfalle 
als eines derjenigen Verbrechen bezeichnet worden fei, welches man den Schmwurgerichten 
zu entziehen und an die Gerichts - Abtbeilungen zu verweilen habe, auch die gefekliche 
Etrafe für diefes Verbrechen die Strafe des einfachen Diebftabld im wiederholten Rüd: 
falle, hinſichts gi hir die Unterfuhung und Entſcheidung nad dem Gefehe vom 22. Mai 
1852 durch die Gerichts-Abtheilungen erfolge, nicht überfteige. 

Dem Vorſchlage wurde indeffen ſowohl von Seiten des Herrn Negierungd: Roms 
miffarius als auch von Mitgliedern der Kommiffion mwiderfproben. Man bob hervor, 
daß zur Zeit fein Bebürfnik borwalte, die Schwurgerichte durch Beſchränkung ibrer Kom» 
petenz noch mehr zu erleichtern, Allerdings fei die Zahl der Sikungs-Perioden bei den 
einzelnen Schwurgerichten und die Zahl der Sikungstage während der einzelnen Schwur: 
geriht3: Perioden fehr verfchieden, ald Durchſchnikt babe fi) aber ergeben, daß in bem 
Fahre 1854 jedes Schwurgeriht nur brei bis vier Sikungs =» Perioden abgehalten und 
—— Sitzungs-Periode nur zehn Sitzungstage erfordert habe. Unter ſolchen Umſtänden 
önne man eine übergroße Beläſtigung der Schwurgerichte durch die Zahl der zu ihrer 
Kompetenz gehörigen Fälle nicht anerkennen, zumal da diefe ſich noch erheblich vermindern 
würden, wenn nad den Vorfchlägen der Königlichen Staats:Regierung in bem Geſetz— 
Entwurfe Nr. 13. der Drudfaden und beziebungsmeife denen der Kommiffion in ihrem 
über den Gefeh: Entwurf erftatteten Berichte noch mehrere ftrafbare Handlungen, melde 
jest im Strafgefeßbuce mit Zuctbausftrafe bedroht find, fünftigbin nur mit Gefängniß- 
rafe follten geahndet werden, wodurch fie dann in die Klaffe der Vergeben fallen und 
damıt von felbft der Kompetenz der Schwurgerichte entzogen fein würden. Ob es im 
Intereſſe der Strafrechtspflege liege, die Schwurgerichte yänzlib aufzubeben, fei eine 
Frage, auf welche näber einzugeben je&t feine Veranlaſſung vorliege. 

Der Vorfhlag wurde biernäcft mit allen gegen eine Stimme abgelebnt. 

Zu Artifel I. Mit den Beftimmungen diefed Artifeld erklärt fih die Kom: 

miffion einverftanden und empfiehlt deshalb dem Hohen Haufe: die Unnahme defjelben. 
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Bei ber demnächft ftattgefunbenen Abftimmung über den ganzen Gefeß : Entwurf, 
nad den Vorſchlägen der Kommiffion, wurde die Annahme mit allen gegen zwei Stimmen 


beſchloſſen. 


I. h. 
Bericht 


der 
Kommiſſion für die Rechtspflege im Herrenhauſe über denſelben Gegenſtand. 


Die unterzeichnete Kommiſſion hat den Geſetz-Entwurf, betreffend die Abaͤnderung 
und Ergänzung einiger Beſtimmungen bed Einführungs-Geſetzes zum Strafgeſetzbuche, 
unter Zuziebung bes Kreisgerichtsraths Sydow, ald Kommiſſars des Juſtiz-Miniſteriums, 
in forgfältige Berathung gezogen und erftattet über dad Ergebniß berfelben dem Herren: 
baufe hiermit Bericht. 

Der Zweck des Geſetz-Entwurfs ift ber: 

bie Kompetenz ber Einzelrichter in Straffahen zu erweitern. 

Diefer Zwed wird durch die Erwägung gerechtfertigt, daß durch die Verhandlung 
bor einem Einjelrichter das Straf-Verfahren nit nur beſchleunigt, fondern aub, durch 
Vermeidung von Reifen ber Angeklagten, der Zeugen, der Sadverftändigen u. f. w. an 
ben Sitz der Gerichts-Kollegien, weniger bejchwerlich und foftfpielig gemadht wird — 
bauptfächlic aber dur die Erwägung, daß durch die Kompetenz-Erweiterung auch bag, 
nicht genug zu beförbernde Anſehen der Einzelrichter bei ihren Gerichts-Eingefeffenen 
geboben und ihnen felbft ihre amtliche Stellung lieb und das Verbleiben in derfelben 
mwünfchensmwertb gemacht wird. 

Diefe Vortheile find unverkennbar und erheblich; ihre Aneignung darf jedoch nur 
mit dem Vorbehalt erfolgen, daß darunter der erböbete Rechtsſchutz nicht leiden Darf, 
welcher — nad ber Abficht des Geſetzes — in ſchwereren und verwidelten Straffällen 
bem Angellagten dur das Verfahren vor Gerichts-Abtheilungen gewährt werben foll. 

tit diefer —53 bejaht die Kommiſſion die Bedürfnißfrage einſtimmig. 

Zweifelhafter iſt die Beantwortung der Frage befunden worden: 

auf welchem Wege der Zwed ber Kompetenz-Erweiterung der Einzelrichter in Straf: 
fachen erreicht werben foll? 

Nach Artikel XIII. des Einführungs-Gefehed zum Strafgeſetzbuche vom 14. April 
1851 ift die Kompetenz der inzelrichter in Straffahen jest auf die „Uebertretungen® 
beſchränkt, — alfo auf diejenigen Fälle, welche das Gefeß mit Feiner höheren Strafe 
ala mit ſechs Moden GSefängnik oder mit 50 Rthlr. Geldbuße bedroht. 

Von diefem Grundfaße beabfihtigt der Gefeh-Entwurf „Ausnabmen“ einzus 
führen, bergeftalt, daß in Zukunft nicht blos „Uebertretungen“, jondern aub einige Ver: 
geben, welche mit böberen Strafen ald mit ſechs Wochen — —* ober mit 50 Rthlr. 
Beldbuße bedroht find, der Kompetenz der Einzelrichter anheimfallen ſollen. 

Dagegen ward das Bedenken erhoben: ob es wohl empfehlenswerth fei, von dem 
die Rompetenz-Verhältniffe fo Ear und durdpgreifend regelnden Grundfaße des Arti— 
felö XII. abzumeihen und Ausnahmen davon einzuführen? Es möge erwogen werden, 
ob e3 nicht vorzuziehen fei, den Artikel XIII. in feiner Reinheit aufrecht zu erhalten und 
bie Kompetenz der Einzeltihter in Straffahen dadurch zu erweitern, daß man bie jetzt 
—— Strafen derjenigen Vergehen, welche man der Kompetenz der Einzelrichter 
unterwerfen will, bis * das Strafmaaß vermindere, welches ſie in die Kategorie der Ue— 
bertretungen verſetzt? 

Die Kommiſſion ſchloß ſich jedoch dieſem Bedenken nicht an. 

— ward angeführt, daß ber Grundſatz des Artikels KIM. in feiner Nein: 
beit nicht mebr befteht, denn durch das Gefeh vom 22. Mai 1852 feien, um die Mt m: 
petenz; der Schwurgerichte zu bermindern und dagegen bie ber Gerichts-Abthei— 
lungen zu erweitern, einige Verbrechen der Kompetenz der Schwurgerichte entzogen und 
ber ber Gericht3-Abtheilungen unterworfen — alfo in biefer Beziebung ſchon usnab: 
men bon ber Regel des Artikels XIII. gefeblih eingeführt worden, Ausnahmen, welche 
fi) unbeftritten als nüglid erwiefen haben. ' 
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Sodann erwog man, daß es nicht anrätblich erfcheine, die Strafmaaße gewifler 
rd welche als zu Hoch gegriffen nicht bezeichnet werben, lebiglib deshalb 
berabzufeßen, um fie aus der Kategorie der Vergeben in die der Uebertretungen zu 
bringen und fie dadurch der Kompetenz der Einzelrichter anzureiben. Auch von ber 
beiten Regel könnten nüslihe Ausnahmen gemacht werben, und folde Ausnahmen feien 
der ſtarren weiterer eines zu weit greifenden Prinzips vorzuziehen. 

Die Kommiffion erflärte fi, nad diefen Erwägungen, auch mit dem Prinzipe ber 
von ber Regel ded Urt. XIH. zu machenden Ausnahmen einverftanden. 

Gegen die beabfichtigte Ueberichrift des Gefehes erhoben ſich feine Bedenken, 

Eine Eingangs: Formel ift dem Gejegentwurfe nicht gegeben worden, 

Um Wiederholungen zu vermeiden, nimmt die Kommiſſion auf dasjenige Bezug, 
was fie in biefer Hinficht bereits in mehreren Berichten ausgeführt bat, und was durch 
Beſch öfe bed Herrenhaufes genehmigt worden ift. 

ie glaubt fi) in diefem Falle mit der Vorausſetzung begnügen zu dürfen: daß 
dem Gefeke keine andere, ald die gewöhnliche, von dem NHerrenbaufe für angemeffen er- 
achtete, Eingangs-Formel werde vorgefekt werden. 

Gegen den Artikel I. wurden keine Bedenken erhoben; jedoch bie Bemerkung ge: 
macht, daß diefer Artikel feinesweges an die Stelle des Artilels XII. treten, fondern 
demſelben nur ald Ausnahme binzutreten foll. 

Diefe Vorausſetzung wurde ſowohl von der Kommiffion, ald von dem Regierungs» 
ſtommiſſar als richtig anerkannt ; eine Verdeutlibung in diefem Sinne jedoch nicht für 
notbwendig, fondern für genügend erachtet, diefelbe in diefem Berichte ausdrücklich hervor: 
zubeben. 

Der 8. 1. des Geſetzentwurfs bezeichnet 4 Straffälle, welche aus ber Kategorie 
der Vergeben in die der Uebertretungen übergeben follen. 

iefelben haben das Gemeinſame, daß der höchſte Grad der Freiheitsſtrafe, 
mit welcher fie bedroht find, in acht Wochen refp. in drei Monat Gefaͤngniß befteht, 
welche nur im Nüdfalle um die Hälfte über diefed Magß hinaus erhöbet werben foll. 
Or Ueber die Annahme diefer vier Fälle ergab fib im der Kommiſſion Einftim- 
migfeit. 

Diefen Straffällen liegt in der Regel ein fehr einfacher Thatbeftand zum Grunde, 
der fat ohne Ausnahme viel ficyerer, fehneller und mit weniger Koften vor dem Cinzel- 
richter als vor der entfernten Gerichts » Abtbeilung erhoben werben fann, Vorzugsweiſe 
gilt diefes von den Fällen sub Nr. 2, der Yandftreicherei, der Bettelei und der Arbeits: 
ſcheu, d. h. von denjenigen Fällen, in welden der Shwerpunft des Gefeges zu finden 
fein dürfte. 

Speziell wurde zu 
Nr. 1. der Antrag gemadt: 

zu —9 ſtatt 
falſchen Namens 
„eines dem Angeſchuldigten nicht zukommenden Namens“; in 
Nr. 2. das Wort: 
„gualifizirten“ 
u ſtreichen, und ber 
Nr. 4. aud noch dad Allegat des $. 275. des Strafgefekbuches hinzuzufügen. 
Zur Begründung diefer Anträge ward angeführt: 
zu ern Fr bie proponirte Faſſung dem Snbalte des $. 105. des Stragefetzbuches 
entfpricht ; 
zu Nr. 2. daß, da der Ausdrud: 
„Dualifizirte Bettelei“ ’ 
vom Geſetz bisher nicht gebraudt worden, aud durd das Allegat der $$. 117-119. 
Har genug ausgebrüdt ift, welde Arten der Bettelei bier gemeint find, biefe Prägi— 
firung befjer wegfalle; 
zu Nr. 4. daß der $. 275. des Strafgeſetzbuches das böchſte Strafmaaß zwar bis auf 
ſechs Monate ausdehne, daß jedoch fein Grund vorbanden fei, die —— in 
dem Falle des $. 275. anders zu regeln, als in ben Fällen der $$. 273. und 274. 

Die Rommiffton, unter Zuftimmung des Regierungs-Kommiſſars, nahm diefe An: 
träge und deren Begründung einitimmig an, 

Sodann aber wurde beantragt: 


# 
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dem $. 1. noch * Vergehen hinzuzufügen, in welchen die Kompetenz des Einzelrich— 

ters eintreten ſoll, und zwar: 

Nr. 5. die Zuwiderhandlung gegen die durch Stellung unter Polizei-Aufficht aufer— 
legten Befchräntungen 

($. 116. a. a. D©.); : 

Mn bie in dem $. 254. des Strafgefeß- Buches bezeichneten Urkunden » Fäl- 
ungen. 

Den Antrag zu Nr. 5. nahm die Kommiffion, unter Zuftimmung des Regierungs= 
—— einhellig an. Bei Nr. 6. aber traten verſchiedene Anſichten hervor. 

on einem Theile der Kommiffion warb berborgehoben : 

Die Heranziehung des $. 254. begründe eine febr ausgebehnte Kompetenz, befon- 
ber in Vergleihung mit den $$. 250. und 251. a. a. O. Es unterlägen bemfelben 
biele Fälle, in welchen eine fo einfache Verhandlung, wie biefelbe vor dem Eingelrichter 
erfolgt, den erforberliben Rechtsſchutz nicht gemähre und alfo nicht angemeffen 
— z. B. alſo, wenn es ſich um die Verfälſchung von Heiraths-Konſenſen 

andle. 

Diefer Anficht ſchloß ſich auch der Regierungs-Kommiſſar an. 

Dem entgegnete jedoch der andere Theil der Rommiffion: 
bie fomplizirteren Fälle würden wohl nur fehr felten vorfommen; die leichteren würden 
bie bäufigeren fein, und dieſe alfo müffe man ing Auge faffen. 

Bei der Abftimmung wurde von fünf gegen drei Stimmen auch die Aufnahme ber 

Nr. 6. in den $. 1. befchloffen. 

Es wurde zwar no in Anregung gebradt: 
ob nicht auch die Straffälle, von melden bie $$. 107., 108., 264. a. a. O. handeln, 
angemefjen ber Kompetenz der Einzelrichter zu überweifen fein möchten ? 

Allein auf die Entgegnung, ber fih auch der Regierungs-Rommiffar anſchloß, daß 
folhe Ausdehnung ber Kompetenz ber Einzelrihter über das dringende Bedürfniß hin— 
ausgebe und auch — fein könnte, die Einzelrichter in ihren Arbeiten zu überbürden, 
wurde bon einer Antragftellung Abſtand genommen. 

Am $.2. des Geſetz-Entwufs find die Vorfchriften für das Verfabren ent: 
balten, welches in Beziehung auf diejenigen Bergehen- ftatthaben fol, welde der Kom— 
petenz der Eingelrichter unterworfen werben. 

Die Kommiffion ift mit dem Prinzip diefer Vorfchriften volllommen einverftanden, 
indem dadurch für die erfte Inſtanz diejenigen Vorfchriften für anwendbar erflärt 
werden, welche bei den Unterfuhungen vor den Einzelrihtern im Allgemeinen ertbeilt 
find, wogegen die Einlegung der Rechtsmittel, wie bei Vergeben, alfo die Appel: 
lation und bie a Here ar für ftattbaft erflärt werden. 

E3 wurde no beantragt: 
a. im erften Abſatze auch den $. 28. der Verordnung vom 3. Januar 1849 zu allegi- 
ten, und damit war man allerfeits einverftanden, und 
b, als zweiten Abſatz folgende Beſtimmung einzufchalten: 
„Halle ein Angefbulbigter oder Zeuge ber deutſchen Sprade 
nit mädtig ih, bedarf es der Zuziehung eines Dolmetſchers 
nicht, wenn der Richter ober der Gerichtöfchreiber der fremden 
Sprade mädtig ift. 
cfr. Art. 27. Ubfap 2. des Geſetzes dom 3. Mai 1852. 

Diefem Antrage 5— die Erwägung zum Grunde, daß es ohne dieſe ausdrück— 
liche Beftimmung zweifelhaft befunden werden fönnte, die im Artikel 27. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 nur wegen ber Uebertretungen gegebene formale Vorfhrift au dann 
für anwendbar zu erachten, wenn der Eingelrichter über Vergeben verbanbelt. 

Es wurde zwar erinnert, daß dieſe formale Vorſchrift eigentlich in diefed Rompe: 
tenzgefek nicht gehöre; allein nach Anerkenntniß der Nütlichkeit der re ber auch 
der Regierungs:Kommiffar beitrat, fete fi die Kommiffion über biefe Bedenken hinweg 
und nahm auch den Antrag zu b. einſtimmig an. 

Der — bes F. 3. gebt dahin: die Kompetenz des Einzelrichters aud dann ein- 
treten zu laflen, wenn Gegenftände, welde in den 98. 42. und 43. der eldpolizei - Orb- 
nung bom 4. November 1847 und im $. 349. des Strafgefeßbuches benannt 
werden, in gemwinnfühtiger Abficht entwendet worden, und wenn alfo nit blog 
bie Strafe der Uebertretung, fondern die des Diebſtahls Plah greift. 


— — | — 
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‚Sn dem Anerlenntniſſe, daß es ſehr ſchwer ift, in den in Rede —* ällen 
die Grenze zwifchen bloßer Uebertretung und ber Wegnabme in gewinnſich Ka bficht 
im Voraus an bezeichnen, und da es alſo unangemeſſen erſcheint, daben die —— 
Regelung abhängig zu machen, erklaͤrt fi die Kommiffion mit dem Prinzip des 
um fo mehr einveritanden, 9 die ——⸗ der Einzelrichter an die Fa 
lativen Bedingungen genüpft daß 

1) nur von ne bon "Diebfiablöfttafen aus den $$. 216. und 217. des Straf- 
rechts die Nede i 

2) hab mildernde — vorhanden find, und 

3) daß bie von der Staatsanwaltichaft beantragte und von dem Richter ‚erfannte age 
nicht über dad Maaf von drei Monaten hinaus ‚gehen darf. 

Es wurde nod beantragt: 

a. in zweiter Reibe die auf einem Drudfehler beruhenden Worte: 
„bis 1. November 1856* 
zu ftteichen : 
b. in erfier Reihe dem Allegate der $$. 42. und 43. auch noch bas Perg des 8.41, 
ber Felbpoligei-Ordnung dom 1. November 1847 dinzuzufügen und 
e, in dem zweiten Abſatze binter „gelten“ die Worte: 
in einem folhen Kalle“ 
einzufchalten, und — dieſe Beſtimmung als eine Ausnahme von ber Regel 
berborzubeben. 

Unter Zuftimmung des Regierungssftommifjars erklärte fi die Kommiffion mit 
diefen Anträgen einverftanden, 

Das Gefeh über das Verfahren in Wald», Feld- oder Yagdfrevelfahen bei Ci— 
bileinreden im ei. irke des Appelationögerichtäpofes u Köln vom 31. —* 1845 
iſt in Beziehung —* en Holzdiebftabl durch den $.49. des Geſetzes vom 2. Juni 1852 
bereits fi den Umfang der ganzen Monardie für anwendbar erklärt worden. 

ie Erweiterung biefer Anwendbarkeit aud auf Feld» und Jagdfrevel ent 
fpricht dem durch die Praxis feftgeftellten Bedürfniffe, und die Kommiſſion bat fi), nad 
diefer Erwägung, aud mit dem Inhalte des Urtifels Il. einftimmig einverftanden erklärt, 


Hiernad lautet der Gefeh-Entwurf nad den Vorſchlägen beider Kommiffionen über: 


einftimmend babin: 
Entwurf eines Gefeges, 


betreffend 
die Abänderung oder Ergänzung einiger Beftimmungen des Einführungs- 
Geſetzes zum Strafgefegbude. 


Artifel L Die Beftimmungen über die Kompetenz ber Gerichte im Artitel XIII. 
— —— 14. April 1851 über die Einführung bes Strafgeſetzbuches werden 
abin geände 
$. 1. Die Unterfuhung und Entſcheidung in Anfehung der nachbenannten Ber: 
gehen erfolgt durch Eingelrichter: 
) des unbefugten Tragens einer Uniform, einer Amtskleidung, eined Amtszeichens, 
4 Ordens oder hrenzeichens, der unbefugten Annahme von Titeln, Würden: 
ober Adeld-Prädifaten und der Führung * dem Angeſchuldigten wicht zukommen⸗ 
ben Namens ($. 105. bes Strafgeſetzbuches) 
2) der Landftreicherei, der Bettelei un m — ($$. 117. bis 119. a. a. O. ); 
3 Be ewerbsmäßigen Unzucht ($. 146 
4 ifpereis und Ar wi Jagdver —— is '273. 274. und 275. a. al 
5) * uwiderhandlung Feel die * Stellung unter Polizei-Aufſicht auferlegten 


Bei — en nn 
6) ber des Shfgeeisudes I IE BOREN een en. 
t das Verfabren . 1. fommen bie 
8 den * 290 bis 35. und 37. ber Verordnung - . Zanuar 1849 (Gef. Samml, 
©. 14) zur Anwendung. 


[2 
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Falls ein Angefchuldigter oder Zeuge der Deutſchen Sprade nicht mächtig ift, 
bedarf es ber Aushang eined Dolmeticherd nicht, wenn ber Richter oder Gerichts— 
— — Sprache mächtig iſt. (Wrtifel 27. Abſaß 2. des Geſetzes vom 
3. Mai .) 

n Anfehbung der Rechtömittel gelten bie für Vergehen beftehenden Vorſchriften. 

3. enn fi in den Fällen ber $$. 41. 42. und 43. der Feldpolizei-Orbnung 
vom 1. November 1847 oder des $. 349. Nr. 3. des Strafgefehbubes nab Eröffnung 
der Unterfuchung ergiebt, daß die Sachen, deren Wegnahme in diefen Geſetzen unter 
Strafe geftellt ift, in gewinnfüchtiger Abficht entwendet worden find, fo fol der Einzel- 
richter befugt fein, auf die Strafe des Diebftahls unter Anwendung der $$. 216. und 
217. des Strafgeſetzbuches zu erkennen, in fofern mildernde Umſtände vorliegen und bie 
von der Staatdanwaltfhaft beantragte und von dem Richter für angemeffen erachtete 
Strafe nur in Gefängniß don höcftens drei Monaten beftcht. 

3" Anſehung der Rechtsmittel gelten die für le beftebenden Vorſchriften. 

ttifel 1. * Das Geſetz über das Verfahren in Wald:, Feld: oder Jagdfrevel— 
fadyen bei Eivtleinreden vom 31. Januar 1845 (Gef. Samml. S. 95) kommt fortan für 
den ganzen Umfang der Monarchie zur Anwendung. 





II. a. 
Bericdbt 


der 


Kommiffion für das Juſtizweſen im Haufe der Abgeordneten, über ven 
Entwurf des Geſetzes, betreffend die Abänderung einiger Beftimmungen 
des Strafgeſetzbuchs. 


Der Entwurf bes Gefehes bezwedt nad den beigefügten Motiven einige Abänbe: 
rungen in den Beftimmungen des Strafgefeßbucdes, melde fi bei der Anwendung beffel- 
ben nad vielfahen Wahrnehmungen als Bedürfniß berausgeftellt haben. - Diefe Aende— 
rungen find, abgefehen von einigen anderen mehr oder minder erheblihen Beftimmungen 
weſentlich al erichtet 

in mebrfader Sinfit eine Ermäßigung der Freiheitsſtrafen und Beſchränkung der 
QDualififationen bei manden Verbrechen herbeizuführen. 

Von einer allgemeinen, in das Syſtem tief eingreifenden Rebifion des Strafgejeh- 
buches ift dabei abgefehen worden. 

Die Kommiffion erklärte ſich mit biefer Kr ber der ihr geftellten Aufgabe ein: 
verftanden und hat, fi in den Grenzen derjelben baltend, davon Abftand genommen, 
andere Beftimmungen des Strafgefeßbucdes in das Bereich ibrer Erwägungen zu zieben, 
foweit biefelben nicht mit den Worfchriften, in Anfehung deren Uenderungen borgefi lagen 
find, in näherer Verbindung ftehen. 

Es find aber bier zwei Gegenftände zu erwähnen, melde in der Kommiffion vor 
Eintritt in bie Berathung der einzelnen Vorfchläge zur Beſprechung gelangt und von 
allgemeiner Bedeutung find. 

1. Wie in den Motiven ©. 20 erwähnt wird, ift durh einen Beſchluß der 
Zweiten Kammer in ber Sihung dom 28. März 1855 der Erwägung der Staats-Regie- 
rung empfohlen worden : 27: 

ob nicht, und eventuell in welcher Art eine Abkürzung ber Freiheitsſtrafen unter gleich: 
—— RL berfelben das geeignete Mittel zur Entleerung der Strafanftalten 
einzuführen fei. 

n den Motiven ift fobann ausgeführt, aus welchen Grünben die Staat3-Regie- 
be fih geaen zu Abkürzung ber SFreibeitsftrafen durch Straffhärfungen ausfprechen zu 
müffen geglaubt bat. 

— — bält dafür, daß es ihre Aufgabe ſei, dieſe Gründe einer Eroͤr— 
terumg zu umterwerfen, ift jebod zu ber Anficht gelangt, daß bier nicht der Ort fei, auf 
biefe Erörterung einzugeben. “ 

Es ift nämlid eine nicht geringe Anzahl don Petitionen und ein vollſtändig for 
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mulirter Antrag (Mr. 37. ber ——— eingegangen, welde die Einführung von 

ken en, indbefondere auch ber förperlichen güdt ung als Strafmittel zum 

Gegenftande han, und fonad mit dem erwähnten Beſchluſſe der Ameiten Kammer in 

Verbindung ftehen. 

Es ſchien der Rommiffion nicht geeignet, die Erörterung dieſes Gegenftandes bei 
der —— der gegenwärtigen Vorlage vorzunehmen, ba es ſich bei leßterer um bie 
Prüfung beftimmter, bon der Staats - Regierung gemächter Worfhläge handle und es 
fe weniger empfehle, die Berathung ber Petitionen bierher zu übernehmen, ald wielmehr 

en in den Motiven berührten Gegenftand der Beratbung über die bamit zufammenbäns 
genden Petitionen und Anträge vorzubehalten. Es ift dies denn auch befchloffen und 
wirb barüber befonderd Bericht erftattet werben. 

. Die Defonomie des Entwurfes bed Geſetzes anlangend, fo find die betreffen: 
ben Paragraphen des Otenfpefepbuges in einer bvollftändig neuen a borgelegt, es 
ift aber die Reihefolge der Paragraphen des Strafgeſeßbuches beibehalten. Es ift diefe 

orm gewählt worden, um bei einer neuen Ausgabe ded —— den neueſten 
tand bet Gefehgebung durch Einrückung der berichtigten Faſſung ber aͤbgeaͤnberten Pa— 
ragraphen leicht — zu machen. 

n gleicher Weiſe iſt ſchon bei Erlaß des Gefehes vom 9. März 1853, betreffend 
die Abänderung der 69. 56. 219. 240. 250. des Strafgefehbuhes (Gefeh + Sammlung 
S. 78), verfahren. 

Es wurde die Bemerkung gemacht, daß eine folhe Rebaktionsform nicht wünfchens: 
wert, es vielmehr angemefjener erfheine, die zu erlaffenden neuen Vorſchriften zu einem 
für fi abgefchloffenen Ganzen und als ein — Geſetz zuſammenzufaſſen und neben 
dem Strafgeſeßbüche beſtehen zu laſſen. Ein beſonderer Antrag wurde an diefe Bemerkung 
nicht geknuͤpft; in — hierauf aber von dem Regierungs-Kommiſſarius die gen. 
abgegeben, daß allerdings für Geſetze größeren Umfanges die gewählte Form —8 nich 
empfehle, wu für den vorliegenden Entwurf, der nur einzelne Aenderungen in einem 
größeren — zum Gegenſtande habe, anwendbar und brauchbar erſcheine. 

In Be der einzelnen Vorfchläge des Entwurfes iſt 

zu den Eingangsworten 
u bemerken, daß dieſelben nah Maaßgabe der Beſchlüſſe der Kommiſſion und der darauf 
& gründenben he berfelben eine Aenderung zu erleiden haben. Es wird zmed: 
mäßig das Nöthige am Schluffe des Berichts gefagt werden, 

a $. 10. Es ift bier vorgefchlagen: 

Den Minimalfag ber ie tafe don 2 Fahren auf 1 Jahr herabzuſetzen. 

Die Rommiffion i —— der Meinung, daß dieſer Votſchlag nicht annehm⸗ 
bar iſt. Sie verkennt das Gewicht der Gründe nicht, welche die Motive für den Vor— 
fhlag anführen, es ift aud einem großen Theile der Mitglieder der Kommifſion aus 
eigener Erfahrung befannt, daß in einzelnen Gerichtsbezitlen die Wollftretung ber Zucht: 
baudftrafe gegen verurteilte Verbrecher, wegen Ueberfüllung der Etrafanftalten, zeitweife 
_. muß, fie erachtet aber ihren Beſchluß durch folgende Erwägungen für 

echtfertigt: 

er Die men und deren Dauer bei jedem einzelnen Verbrechen ift im Straf. 

eich uch nit für fih, fondern nur im Verbältniffe zu dem ganzen Syſteme ber 

Are heitöftrafen tegulirt; eine durchgängige Herabſetzung ber in dem Strafgefehbuche 

angenommenen geringften Dauer von 2 Sabıen würde nad Anſicht der Kommifflen 

nicht eher und anders erfolgen können, als wenn eine forgfältige Prüfung bes 
Syitems ber Fteiheitsſtrafen überhaupt vorher vorgenommen worben. 

2) Wollte man aber auch von einer folden allgemeinen Prüfung des Syſtems abfeben, 
fo erachtet ed bie Rommiffion body für bedenklich, auf die beantragte allgemeine 
—— der ——— einzugeben, ohne bei jedem einzelnen mit Zuchthaus⸗ 

rafe bedrohten — vorher eine Erörterung eintreten zu laſſen, ob fein That- 
beftand es zulaffe, die Strafe zu ermäßigen. 
Die KRommiffion vergegenmwärtigte fi, um nur eines Beiſpiels zu erwähnen, 
daß für Hetabſetzung ber auf den —— Meineid geſetzten Strafe von 2 bis 10 
Jahren Zuchthaus bewegende Gründe gewiß nicht gefunden werben könnten, 
EL einer ſolchen für nothwendig erachteten Prüfung, welche ihrer Natur nach 
ſeht umfafend fein müßte und würde, liegt aber borbereitended Material zur Zeit 
nicht vox. 
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3) Wenn aus ber Pragis heraus viele Anträge auf Herabſetzung der Zuchthausſtrafe 
in ihrem Minimalfage eingegangen find, fo werden biefelben zu einem großen Theile 
ihre Erledigung durch diejenigen neuen Beftimmungen finden, melde in Betreff der 
Beſchraͤnkung der Qualifitation der ſchweren Körperverlegung ($. 193. des Straf: 
gejeßbuches) und des ſchweren Diebſtahls ($. 218.) und dur Zulaffung der An— 
nabme mildernder Umftände in den Fällen der Urkundenfälibung im $. 251. gege- 
ben find. Es wird dadurd eine nicht unbeträchtlihe Anzahl ftrafbarer Handlungen 
fünftig gar nicht mehr mit Zudthausftrafe, fondern mit Gefängnißftrafe geahndet, 
und damit dem Zwecke der — gedient werden. 

4) Die Kommiſſion ſtimmt den Gründen bei, welche nad Anhalt der Motive für die 
Feftfekung der geringften Dauer der Zuchthausſtrafe auf zwei Jahre maaßgebend 

eweſen And. 8 find besbalb nad ihrer Anficht die Bedenken gegen bie Herab— 

* der Dauer um ſo erheblicher, als jene Gründe, in der gegenwärtigen Zeit, 
in welcher die Verbrechen ſich vermehrt haben, recht eigentlich zur vollen Geltung 
elangen. Wenn in den Motiven darauf bingewiefen ift, daß das Minimum ber 
Pefige ehten Strafe überhaupt nur für die leichteren Fälle beftimmt, und nicht etwa 
als der Regel aufzufaffen fei, jo ift dem entgegengefeßt worden, daß die Gerichtshöfe 
ber Erfahrung gemäß zu ſehr geneigt find, bei dem niedrigften Strafmaaße ftehen 
zu bleiben, wenn nicht gan befondere Umftände fi berausgeftellt haben, 
welde ein Hinausgehen über daffelbe fordern. 

Die Kommiffion empfiehlt biernah dem Hohen Haufe: 

den $. 10. der Vorlage abzulehnen. 

Zu $. 113. Die Kommiffion war darüber einverftanden, daß durch die Vorſchrift 
im $. 113. des Strafgeſetzbuches nicht alle diejenigen Fälle getroffen würden, in welchen 
ſich Militairpflichtige dem Dienfte ganz oder auf Zeit entziehen oder “ entzieben ber- 
ſuchen. * war ferner damit einberſtanden, daß eine außvehnende Strafbeftimmung notb- 
wendig fei. 

Bei Prüfung des in diefer Beziehung zu $. 113. vorgeſchlagenen Zufaßes ging 
man indeß von ber Erwägung aus, daß bloße Lügen ‘in Betreff der Tauglichkeit zum 
Militairdienft vor der Erfapfommiffion nicht unter Kriminalftrafen zu ftellen feien, A sun 
nicht zu den falfchen Ungaben des Militairpflichtigen befondere Handlungen binzuträten, 
welche darauf abzielten, denfelben den Schein der Wahrheit zu geben und eine TZaufhung 
ber Bebörben herbeizuführen, 

Es ift auch die Sache Seitens der Militairbehörde in diefer Art behandelt und 
im $. 29. der Inftruftion für das Gefhäft der Erfagaushebung vom 3. April 1825 
Folgendes beftimmt worden: 

Sollte die Kreis-Erſatzkommiſſion ermitteln, daß ein — —— ein körperliches 

Gebrechen boshafterweiſe erdichtet hat, um ſich auf dieſe Weiſe dem Militairdienſt 

u entziehen, fo bat fie ein ſolches Individuum, in ſofern es zum Militairdienſte brauch— 
ar iſt, ohne Rückſicht auf feine Koofungsnummer und die etwa für feine Zurückſtellung 
fprehenden fonftigen Gründe zum Dienfte bei den Fahnen zu beftimmen, 

Hiernah wird das bloße lügenhafte Vorbringen von Untauglichkeitsgründen im 
Wege der Disziplin geahndet und Dat nur die Folge, daß gewiſſe Vortheile in Bezug 
auf die Zeit des Eintrittd in dad Heer nicht gewährt werben. 

8 bat fomit der Zufaß zu $. 113. nah Anfiht der Kommiffion eine Beſchrän— 
fung dabin zu erleiden: 

daß nur derjenige unter Strafe e ftellen, welcher befondere Mittel anwendet, um bei 

ber Aushebungsbehörde durch Taͤuſchung derfelben die gemachten falfchen Angaben als 

wahr bdarzuftellen, 
u. = aud in dem lebten Theile des Zufaßes ausgebrüdt if. Wenn aber bier die 
orte: 

„betrüglide Mittel“ 

ebraudht end, fo ift dagegen erinnert, daß dadurch die Meinung berborgerufen werden 

önne, als fei bier der Nachweis bes Thatbeftandes des Betruged, Beihädigung des Ver- 
mögend eined Anderen in gewinnfüchtiger Abfiht ($. 241. Strafgeſetzbuch) erforberlid; 
darum handelt e3 ſich aber bier, wie vorftehend gezeigt worben, nicht, und bat die Kom— 
u ben Zuſatz in folgender Selfung beſchloſſen: 
er in der Abſicht, ſich der Verpflichtung zum Militairdienſte ganz oder zeitweiſe zu 
entziehen, auf Täuſchung berechnete Mittel anwendet, wird mit Gefüngnig nicht unter 
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brei Monaten und zeitiger Unterfagung ber Ausübung ber bürgerlichen Ehrenrechte be: 
firaft. Diefelbe Strafe haben die Theilnehmer an diefem Vergehen verwirkt. 

Diefe Faſſung, mit welcher fi der Regierungs-Kommiffarius einverftanden erklärte, 
wurde einftimmig beſchloſſen, nachdem zwei andere Anträge auf Uenderung der Faffung 
bes $. 113. abgelehnt waren, 

1) Nah dem Schlußfaße des erften Abfapes wird derjenige, weldyer einen Anderen auf 
deſſen Verlangen zum Militairdienſte untauglich macht, diefem Letzteren gleich geftraft. 

Es ging ein ar. dahin: 

dem Abſatz 1. des $. 113. die Worte hinzuzufügen: 

„oder in anderer Weife an dem Vergeben Theil nimmt,“ 
um damit der etwanigen Annahme vorzubeugen, ald babe nur bie eben bezeichnete 
—— der Theilnahme, und nicht überhaupt jede Theilnahme ($. 34.) bier unter 
Strafe geftellt werden follen. 

Die Kommiffion lehnte den Antrag ab, weil ed als fich von felbft verftehend an- 
zufehen, daß die Theilnahme nad $$. 34. 35. überall da, wo fie eintrete, beftraft werde 
und bie Beftimmung im Schlußſaße des erften AUbjapes im keiner Weife die Beftrafung 
fonftiger Theilnahme an dem Vergeben ausſchließe. 

Außerdem wurde bemerkt, daß fi im $. 181. eine ähnliche Beftimmung wie bier 
borfinde, indem bort verordnet fei: 

daß derjenige, mweldyer mit Einwilligung der Schwangeren die Mittel (zur. Abtreibung 
ober Tödtung ber Yeibesfrucht) angewendet oder berabreiht bat, mit der nämlichen 
Strafe belegt wird, wie die Schwangere, welche a. Leibesfrucht abtreibt oder töbtet. 
2) Ebenfo wurde der zweite Antrag abgelehnt, welder dahin gig: 
ben lekten Sak in dem ** und zweiten Abſatze des $. 113. zu ſtreichen. 
fo daß —— ber Vorſchriften über Theilnahme bier feiner Erwähnung geſchehe, viel, 
mehr beöhalb auf die allgemeinen Beftimmungen zurüdgegangen werden müſſe. 

Der Schlußfaß des erften Abſatzes bezeichnet aber eine befondere Handlung ber 
Theilnabme und empfiehlt fi aus dem oben angegebenen Grunde zur Beibebaltun 
fowie deshalb aud die Erwähnung der Strafe der Theilnabme im zweiten Abſatze, zum 
an mehreren Stellen des Strafgefeßbuces es für zwedmäßig erachtet ift, der Strafe ber 
Theilnehmer befonders zu — . 180. 260. 

Die Kommiſſion empfiehlt fomit dem Hoben Haufe: 

die Annahme des $. 113. in der obigen Sue 

Zu $$. 117. bis 120. Bei der Beratbung über die Beftrafung der Vagabonden, 
Bettler und arbeitsfheuen Müßiggänger vereinigte fih bie Kommiffion zu — — 
Anſchauungen: 

1) Es wurde anerkannt, daß der Schwerpunkt der Strafe in der Einſperrung in ein 

————— beruht und die ra a wenig geeignet find, zur Regreffion 

diefer, leiber überhand nehmenden, Vergeben und zur Belferung der Verurtbeilten 


u führen. 

2) & wurde aber für bedenklich gehalten, eine Ermäßigung ber im Strafgeſetzbuche 
feitgefeßten Gefängnißftrafen —— theils weil damit der Annahme einer 
geringeren Strafbarkeit der Handlung Vorſchub geleiftet werde, theild weil die Art 
und Meife, wie namentlich die Bettelei im $. 118. des Strafgeſetzbuches bezeichnet 
fei, die Zuläffigfeit ber Seftfebung eined milderen Straffahes ausfchließe. 

Deshalb wurde auch ein atrag, 
das Strafmaaf für die in den $$. 117. 118. 119, bezeichneten Vergehen auf höchftens 
6 Wochen Gefängniß feftzufeßen, 

abgelehnt. 

Insbeſondere wurde zu $. 117. durch Ablehnung bes bier gemachten Vorfchlages, 
die Strafe des gefchäftslofen und arbeitslofen Umberziehens nur mit Gefängniß bis 
8 Wochen zu beitrafen, ftatt, wie im Strafgeſetzbuche bis zu 3 Monat, 

mit 7 gegen 7 Stimmen die Beibehaltung der Beftimmungen des Strafgefeßbuhes, und 
zu $. 18. bafjelbe einftimmi nl 

Hierbei bat fih vor Allem die Erwägung geltend gemacht, daß ber vorgeſchlagene 

$. 118. keinen Unterſchied zwifchen ben zwei erften Fällen des Bettelnd und dem weiter 
rüdfälligen, fowie dem Betteln unter Drohungen oder mit Waffen u. ſ. w. made, es 
aber bedenklich erjcheine, ſchon bie gr Bälle des Bettelns als ein Vergeben binzuftellen, 
das Rorrektiondhaft nach ſich ziehen folle. 

Archiv 1856. L. 8 
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Dur Ablehnung des $. 118. der Vorlage tritt die in denfelben mitaufgenommene 
Vorſchrift des 6. 341. Über die Beftrafung der einfachen Bettelei wieder an ihre Stelle. 

Zu $. 119. wurde ber Antrag geftellt, die Vorſchrift unter Nr. 1. dabin zu faſſen: 

Wer dem Spiele, dem Trunfe oder Müßiggange fidh dergeftalt bingiebt, daß zu feinem 
eigenen oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ift, durch 
Vermittelung der Behörden fremde Hülfe in Anfprudh genommen werden muß. 

Bur — ——— des Antrages wurde — macht, daß das Strafgefehbuch 
und die Vorlage erſt dann die hier beſtimmte Strafe eintteten laſſe, wenn ein ſolches 
— in den bezeichneten Zuſtand verſunken ſei, daß mithin erſt gänzliche 

nfähigfeit eingetreten fein müſſe, ſich und feine Familie zu ernähren, bie Strafbarfeit 
diefer Sanblungäieife aber fchon früber und ſchon dann eintreten müffe, wenn Jemand 
fi andauernd berfelben bingegeben und ohne gerade unfähig zur Arbeit zu fein, ed vor— 
ziehe, na und feine Familie durch Andere ernähren zu lafjen. j 

er Antrag wurde jedoch mit 10 gegen A Stimmen abgelehnt, weil die Hand- 
lungsweiſe nur als Vergeben beftraft werden könne, wenn bas betreffende Individuum 
9 wirklich durch ſeine Lebensweiſe außer Stand geſetzt habe, die ihm obliegenden 
Pflichten zu erfüllen und weil die Verhütung — uſtandes in das Gebiet 
der Särforge ber Armenpolizei falle und dahin auch burd die Beftimmungen im Artikel 

11. und folgenden des Gefehed vom 21. Mai 1855 über die Verpflichtung zur Armen- 
pflege (Gefehfammlung ©. 311) zu einem großen Theile gewiefen fei. 

Ebenfo wurde ein anderer Antrag mit 8 gegen 6 Stimmen abgelehnt, welcher 
a ging, der Nr. 3. folgende ale: u geben: 

er nach Verluft feines oder feiner Familie bisherigen Unterfommens binnen einer 
bon ber DOrtöpolizeibehörde zu beftimmenden Friſt ſich ober feiner Familie fein 
anderes Unterfommen berf art u. ſ. w. 
Es wurde für zu weit gehend erachtet, wenn man die Pflicht zur Beſchaffung 
einer Wohnun bergeflat ausdehnen wollte, daß bie Verabfäumung biefer Pflibt au 
Sinfihts der Familke als ein Vergeben unter Strafe fallen follte. Der Artikelü1. bes 
oben allegirten Geſezes vom 21. Mai 1855 bat außerdem biefelbe Faffung, wie $. 119. 
Nr. 3. des Strafgefeßbuches. 
Zu 8.120. Das Strafgefehbuc legt im $. 120. den Gerichten bie P e” auf: 
In dem Falle der $$. 117. 118. 119. zu erkennen: — nach ausgeſtandener Strafe 
— nn inder aus dem Lande zu weiſen, und der Inlaͤnder in em Arbeitshaus zu 
gen fei. 

Diefe Pflicht tritt nach der Vorlage nicht ferner ein. 

1. In Betreff der Einfperrung in ein Arbeitsbaus war die Kommiſſion einftimmig 
der Anficht, daß diejelbe, dem Vorfchlage gemäß, ITediglich der Anordnung der Landes— 
Polizeibebörbe zu überlaffen fei, dergeftalt, daß ein auf $$. 117 — 119. gegründetes rich- 
terliches Erlenntniß der Landes-Polizeibehörde die Befugniß giett. nad) Iren Ermefien 
unter Beurtheilung der vorwaltenden Umftände, bie verurtheilte Berfon nad BVerbüßung 
der erkannten Gefängnißftrafe no in ein Arbeitshaus einzufperren. Die — [fiom 
hatte um fo weniger Bebenten, diefe Befugniß in die Hand der Landes-Polizeibeh orde 
u legen, da einestheild biefelbe ſchon bisher allein bie Dauer der Einfperrung zu be- 

immen batte, und anderntheils diefe Befugniß dor dem Strafgeſeßbuch beftanben hat 
—— vom 6. Januar 1843, Geſetzſammlung Seite 19); endlich aber daburch ber Uebel: 

and vermieden wird, daß richterliche Straf Erkenntniffe, melde bie Einfperrung in eim 
Arbeitshaus vetorbnen, unvollſt bleiben, wenn ſich dieſelbe aus irgend welchem drin⸗ 
genden Grunde, und namentlich auch wegen Ueberfuͤllung, nicht außfüßren läßt. 

Mit —— dieſer Befugniß wurde aber augleic bie Ausdehnung berfelben 
durch Aufnahme des folgenden Zufahes zu . 120. einftimmig bef bh 

An Stelle der Einfperrung in das Arbeitshaus Tann von ber Landes-Polizeibehörde 
angeorbnet werden, baß die Verurtbeilten durch ben Landrath ober die Orts: PVolizei- 
bebörbe zu gemeinnuͤtzigen Arbeiten verwendet werben. 

. Die RKommiffion hatte auch binfiht3 der Ausweifung ber Ausländer kein Be- 
benfen, daß bie besfalld den Gerichten auferlegte Pflicht, die Ausweifung durch Erkennt: 
niß augzufprechen, wegfallen könne, ba zweifelhaft bie —— welche bon der Lanbes⸗ 
PBoligeibehörde vorgenommen wird, bie Wirkung bat, daß bie, dieſer Ausweiſung umge- 
achtet, ohne Erlaubniß erfolgende Nüdkehr mit den im $. 115. des Steagefebbucee 
berorbneten Strafen zu belegen ift. (Zuftiz.Minifterial:Blatt 4852 Seite 379.) 
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Der neu redigirte $. 189. foll nur einen Drudfehler berichtigen, indem nicht der 
wölfte, fondern der breigebnte Titel allegirt werben muß. Der Drudfehler wird 
urch die beigefügte Bezugnahme auf die Ueberfchrift des Titeld „von den Ehren - Ver: 

leßungen * ae und ift bie Kommiffion ber Meinung, daß e3 der Berichtigung 
burdy eine geſetzliche Beftimmung nicht bedarf, es vielmehr der Verwaltung zuftebt, bie 
Berichtigung bei Veranftaltung der beabfichtigten neuen Ausgabe des en en 
seyunemen Es ift deshalb beſchloſſen, den $. 189. in das vorliegende Geſeß nicht 
aufzunehmen. 

Der $. 1%. ift aus ben N 1%. 191. nah Ynhalt der Motive nur zu dem 
Zwecke redigirt, um bie bisherige er eg bes Strafgefeßbucdhes unverändert zu 
erhalten. Die Rommiffion bielt, wie bei $. 195. näher nachzuweiſen, nicht für erfor: 
berlih und befchloß die F9. 10. 191. des Strafgefehbuches in ihrer bisherigen Son: 
derung befteben zu laffen. 

Der $. 19. enthält den Text des $. 192, des Strafgeſetzbuches mit ber Aende— 
rung, daß ftatt der Worte 

„ein Mitglied ber Kammern * 
die Worte 

— bes Herrenhauſes, bed Haufes der Abgeordneten“ 
geſeht find. 

Obwohl diefe Aenderung dem Gefehe vom 30. Mai 1855 el ger &.316) 
entfpricht, fo erachtet die Kommiffion doch biefelbe nicht für erforderlich, weil in dieſem 
Gefepe nur die Benennung ber legislativen Körperfchaften eine andere geworben und 
biefe zu Zweifeln über den y" alt nicht Anlaß geben kann. Es ift deshalb bie Nicht: 
aufnahme des $. 191. diefes Geſetzes beſchloſſen, zumal damit gleich bie Aufnahme 
der $$. 82. 83. 102. 103., weldye ebenfalls obige Bezeichnung entha 
fhlagenen Aenderung — erfolgen muͤſſen. 

u 68. 192. 19. Der $. 193. des Strafgeſetzbuches ſtraft es als eine ſchwere 
Mißhandlung oder Körperverlegung mit Suhtpand bis zu 15 Jahren, wenn diefelbe 
eine Krankheit oder Arbeitsunfäbigfeit von einer längeren ald 2Otägigen 
Dauer zur Folge gehabt bat. 

n ben Motiven ıft 2 bargelegt, zu melden Unzuträglichfeiten diefe dem Rhei— 
niſchen Rechte (Code penal Art. 309.) entlehnte Beltimmung geführt at, und daß na- 
mentlich bagegen anzuführen ift, daß ber rein äußerliche und zufällige Umſtand: 

ob eine Krankheit oder Arbeitsunfähigleit einen Tag länger gedauert hat, 
einen wefentlihen Einfluß auf die Strafbarkeit der arten ausübt. 


ten, mit ber borge: 


iefer Unterfchieb führt nämlid dahin, baß in dem Falle der längeren ald 20tä- 
gigen Krankheit oder isst gel Zu *— is zu 15 Jahren, bei der 
nur einen Tag kürzeren Dauer aber nur Gefängnißſtrafe bis zu 2 Jahren eintritt 


($. 187.). 
ie Unterfuchhungen ber vorliegenden Art haben — daß die a hä 
bes als entſcheidend aufgeftellten Zeitpunftes oft durch das ungeeignete Verhalten be 
—— und durch die nicht jeitig nachgeſuchte oder zu erlangende ärztlihe Hülfe, oder 
auch durch mangelbafte Behandlung veranlaßt wird. Nicht felten ift es aber auch ſchwer, 
ben Zeitpunkt des Aufhörend der Krankheit genau zu figiren, 

8 ift vielen Mitgliebern ber Rommiffion bie ın ben Motiven — in 
fache bekannt, daß in ben Unterfuhungen ber vorliegenden Art, welche nad den beftehen- 
ben Vorfchriften zur Kompetenz ber Schwurgerichte gehören, von ben Geſchworenen (ef 
immer mildernde Umftände angenommen mwetben, und in Folge beffen auf Grund de3 
$. 1%. faft regelmäßig nur auf Gefängniß erkannt wird. 

Die KRommiffion bat fi deshalb dem Vorſchlage ber —— die Faͤlle der 
durch Mißhanblung oder Körperverlegung entſtandenen längeren ſtrankhelt ober Arbeits— 
unfähigleit aus der Strafbeſtimmung bes $. 193. des Strafgeſetzbuches auszuſcheiden, 
angeſchloſſen und ift derſelben auch darin beigetreten, daß bie größere Strafbarkeit nicht 
ferner von ber längeren als 20tägigen Dauer abhängig gemacht wird. Der hiernach ges 
bildete neue $. 192, beftimmt: 

Hat eine vorſähliche Mißhandlung oder Körperverlekung erhebliche Nachtheile für 
die Gefunbheit oder die Gliedmaßen des Verlehten oder eine länger andauernde Ar- 
beitdunfäbigfeit au Folge gebabt, fo tritt Gefängmiß nicht unter 6 Monaten ein, 

Es wird nicht verkannt, daß biefe WVorfchrift ganz beftimmte unterſcheidende 

P 8* 
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Merkmale nicht enthält, es ift aber auch auau eben, daß dies nad ber Natur der Sache 
bei ber großen Berfhiebenartigfeit des Erfolges der verlegenden Haltung nit wohl 
möglich if Die Kommiffion ift aber der Anficht, daß den Richtern und — Ermeſſen 
damit eine genugfame Anleitung gegeben ſei, indem der Beurtheilung die poſitiven That- 
fahen einer beftebenden oder beftandenen Krankheit ober EN 
feit unterbreitet werben, bamit aber bie Unbeftimmtheit der Vorſchrift des $. 797. IE, 
20. Allg. Landrechts vermieden ift, welche bie größere Strafbarfeit davon abhängig madhte: 
ob aus ber er > für Gefundbeit oder Gliedmaßen ein erbebliber Nachtheil hätte 
— können. der gegenwärtigen Haflun bes 8. 192. handelt es fih nicht 
um bloße Gefahr für die Se Oli 

lichkeit nachtheiliger Folgen. 

Die Kommiifion bat fi mit dem Inhalte des $. 192. aus biefen Gründen ein= 
berftanden erklärt, indem fie namentlich auch das Strafmaß für angemefjen erachtet. 

Sat ben Begriff. der ſchweren mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren zu ftrafenben 
Mißhandlung oder Körperverlegung blieben hiernach nur die Fälle ded neuen $. 193. 
fteben, welcher jet alfo lautet: 

Iſt bei einer vorſätzlichen Mißhandlung oder Körperverletzung ber Ver— 
lebte berftümmelt oder ber Sprache, des Geſichts, des Gehoͤrs oder ber Zeugungsfäbig- 
feit beraubt oder in eine Geiſteskrankheit verfeßt worden, fo iſt die Strafe Zuchthaus 
bis zu 15 Jahren. 

Die in die Vorlage eingefhobenen Worte: 

bei einer —— Mißhandlung oder Körperverletzung“ 
haben nur ben Iwed, die Vorſchrift in Ra beutlicher und dolfändiger erfcheinen zu laſſen. 
Es wurde zwar der Antrag geftellt, hinter den Worten: 
„in eine Geiſteskrankheit verſetzt worden“ 
die Worte einzufdalten: 
„oder hat die zugefügte Mißhandlung oder Krankheit eine immer dauernde Krankheit 
oder Unfähigkeit zu den Berufdarbeiten verurſacht“, 
derfelbe indeß mit 7 gegen 5 Stimmen abgelehnt, Auch der Regierungs-Kommifſarius 
fprach fi gegen Aufnahme diefer Beftimmung aus. 

Es wurde zwar anerkannt, daß eine immer dauernde Krankheit oder Arbeitsun— 
fähigkeit höher zu veranſchlagen fei, ald eine vielleicht nur unbedeutende Verftümmelung, 
und or materiell eine Strafbeftimmung der beantragten Art wuͤnſchenswerth fer, 
ed * — indeß erwogen, daß formell der mit dem Antrage beabſichtigte Zweck nicht zu 
erreichen ſei. 

Die Außlakt, welche jebt im $. 193. als ſchwere KRörperverleßung bezeichnet find: 
BVerftümme ung, Beraubung, ber Sprache, des Gefihts, des Gehörs oder ber Zeugungs: 
fähigkeit und Verſetzung in eine Geiſteskrankheit 

a wenn der Nichter darüber entſcheidet, exiftent und als ſolche mit Beftimmtheit von 
en Sacpverftändigen zu erkennen und feftzuftellen. Die Entfheidung darüber, ob 
abgefehen von obigen Fällen eine Krankheit oder Arbeitsunfähigfeit Lebenslänglich 
dauern werde, wird zur Zeit ber Unterfuchung, wenn überhaupt, doch gewiß in fehr fel- 
tenen Fällen getroffen werben können, es werden fih die Gutachten barüber — 
auf der Konſtatirung 
ee Nachtheile für die Geſundheit und einer länger andauernden Arbeits: 
nfäbigfeit* 
befchränfen und damit die Beftrafung nah $. 192. der Vorlage herbeiführen. Es wird 
aber bie bis zu 5 Jahren fi ausbehnende Gefängnißftrafe des $. 192. für bie fehr fel- 
tenen Fälle der Feſtſtellung einer Tebenslänglih dauernden Krankheit oder Arbeitsunfähig— 
feit ausreichend erfcheinen. 

Dazu fommt, daß durd bie beantragte Beftimmung die gegenwärtig gezogene 
Grenze ber Kompetenz zwifhen erhebliher ($. 192.) und —— ($. 19.) Körperber⸗ 
legung, von benen erftere jebt den Gerichtd - Ubtheilungen zugemwiefen wird, leßtere den 
Schwürgerichten verbleibt, wieder ungewiß werden mwürbe. 

ds ift über die fonadh angenommenen $$. 192. 193, noch — u bemerken: 
a. ber $. 192. der Vorlage wird in’ Folge der Beſchlüſſe zu F. 189. bis 191. die 

gi 1924. erhalten müffen; 

b. in den $$. 195. 196. und an mehreren anderen Stellen ift die Körperverlegung des 
$. 193, des Strafgeſetzbuchs als „ſchwere“ bezeichnet und biefer Ausdrud als tech: 


undheit und Gliedmaßen und nit um bie bloße Mög— 
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niſcher in der Praxis angewendet; ed bat der Rommiffion angemeffen geſchienen, an 
ben Stellen, wo der Inhalt des jebigen $. 192a. angegogen wird, zur Vermeidung 
ber Wiederaufnahme des ganzen tal bie bier im Begriffe Mißhand⸗ 
lung und Körperverletzung als „erheblich“ zu bezeichnen (cf. $$. 195. 196. 232.); 
e. an berfhiebenen Stellen des Strafgefeßbuches, insbefondere in den $$. 195. 197. 
198. 210. 294. 295. 301. 316. 317. wird auf ben Begriff ber ſchweren Körperver- 
legung unter Allegirung bes $. 193. des Strafgefehbuhes Bezug genommen; bie 
Kommiffion ift mit dem Regierungs-Kommiffarius darüber einverftanden, daß mit 
bem Eintritte der Geſetzeskraft diefer Novelle überall da, mo ber $. 193. des Straf: 
geſetzbuches allegirt ift, der neu gebildete $. 193. mit dem —— Begriffe der 
ſchweren Koͤrperberletzung als in Bezug genommen und maßgebend anzuſehen iſt. 
Die Rechtfertigung liegt in der Beſtimmung des Artikels III. des Einführungsgeſetzes 
zum Strafgeſetzbuche, welche einem allgemeinen Rechtsgrundſatze folgend verordnet: 
Wenn in irgend einem Gefehe auf Beftimmungen bes bisherigen Strafrechtd 
... —— treten die Vorſchriften des gegenwärtigen Strafgeſetzbuches an 
eren Stelle. . 

Die Kommiffion hält ed aber zur Befeitigung eines Zweifeld für ratbfam, bad 
Entſprechende in ben —— Entwurf aufzunehmen und wird deshalb auf die Be— 
merkung am Schluſſe des Berichts verwieſen. 

us. 185. Der $. 195. des Strafgeſetzbuches hat 
1) darın eine Aenderung erlitten, daß nah ben Beftimmungen in $. 192 a. und 19. 
bie Unterſcheidung zwifchen der erheblichen und ſchweren Rörperverlegung aufzuneh- 
men tar. 
2) Außerdem iſt beliebt, zu dem Worte: 
„Körperberlegung 
ſtets das Wort: 
Mißhandlung“ 
zur, Herftellung der Uebereinftimmung mit ben vorhergehenden Vorſchriften hinzu—⸗ 


zufügen. 
3) Die Wahl ded Ausdruckes in der Vorlage: 
ESS TEMUORE und betheiligt“ 


„Theilnahme und Theilnehmer“ 
im erſten und zweiten Abſatze iſt gebilligt worden, weil badurch beſſer die Thatſachen 
bezeichnet werben, daß bie Perſonen ſich in die Schlägerei gemiſcht, resp. dabei thät— 
lid mitgewirkt haben. Der Begriff der Theilnehmer nad $. 34., ala der Anftifter 
und Gebülfen, trifft bier nicht un 
4) Ebenfo ift die —— der Worte: 
‚_ „modber Urheber“ 
im Fr Abſatze aus dem in den Motiven angeführten Grunde für gerechtfertigt 
erachtet. 
5) Zu Abſatz I. war der Antrag eingebracht, hinter dem Worte: 
„Betheiligung“ 
einzuſchalten: 
„auch wenn der Thäter nur aus — J— Furcht oder Schrecken über bie 
“7, Grenzen ber Vertheibigung binausgegangen iſt.“ 
Es ſoll hiermit der Einwand ber Nothweht für ausgefchloffen erflärt werben. Die 
ei iffion lehnte den Untrag ab, da der Abſatz 1. fhon die bloße Betheiligung an einer 
*. Shläperei oder an einem Angriffe unter Strafe ftelle, die Beftimmungen über Nothwehr 
6 41.) bei dieſem reatus mithin nicht zuträfen, Schließlich wurde ber $. 195. im Ein- 
erftänbniffe mit dem Regierungs-Kommiſſarius dahin rebigirt: 


8. 195. Wenn bei einer Schlägerei oder bei einem von mehreren Perfonen ber: 
übten Angriffe ein Menſch getöbtet wird, ober eine ſchwere ($. 193.) oder erhebliche 
($. 192.) Mifbanblung oder Körperverlegung erleidet, jo ift jeder Betbeiligte 


an ber Schlägerei oder dem Angriffe fon wegen diefer Betheiligung mit Gefäng- 
ni nicht unter 3 Monaten zu beftrafen, infofern nicht feftgeftellt wird, daß er ohne 
fein Verfhulden hineingegogen morben. RE 
Sind mehreren Betbeiligten folde Verletzungen zuzuſchreiben, welche nicht ein- 
zeln für fi, fondern nur in ihrer Geſammtheit den, Tod oder bie ſchwere oder bie er: 
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beblide Mißhandlung oder Rörperverlegung zur Folge gehabt haben, fo Tom- 

men gegen jeden dieſer Betbeiligten die in den sg 194. 193. 192a. be- 

ftimmten Strafen zur Anwendung, body darf in den Fällen ber$$. 194. 

193. die Dauer einer zehnjährigen Zuchthausſtrafe nicht überfdritten 

werden. Die Anmendung ber Befebe gegen diejenigen, melde als Urheber eines 

Mordes, ober eines Todtſchlags, oder einer ſchweren oder erheblichen ſtörperverletzung, 

ober ald Zheilnehmer an diefen ftrafbaren Handlungen fhuldig find ($. 34. 1. 2.), ift 

hierdurch nicht ausgefchloffen. 

Der $. 196. ıft mit Rüdficht auf die Bemerkungen zu $$. 192a. und 193. und 
unter Umftellung ber Strafbeftimmungen nad) der Gr bes Erfolgs ber — an⸗ 

enommen resp. redigirt, nachdem ein Antrag, die Strafe im Falle des $. 193. auf ſechs 

onate im Minimo feftzufeßen, mit 9 gegen 4 Stimmen abgelehnt war. 

Zu $. 217. In dem $. 217. des Strafgefeßbuches ıft in Ar. 1-—-3. ber Dieb- 
ftabl an Sachen, mweldye nicht unter befonderer Auffiht und Verwahrung gehalten werden 
fönnen, unter Nr. 4. und 5. ber Hausbdiebftahl unter einer höheren Strafe geftellt, als 
ber einfache Diebftahl im $. 216. 

Nah der Vorlage follen die bier als Diebftähle unter erſchwerenden Umftänden 
charakterifirten Diebftähle: 

Nr. 1. an Adergerätbfchaften, oder Thieren, welche zum Aderbau gebraucht werben, von 

bem Felde, oder Thieren von der Weide, Wild aus umzäunten Gehegen u. f. f.; 

Nr. 2. an geernteten Früchten; 

Nr.3. an gefhlagenem Holze; 

Nr. 4, * * boten, Lehrlinge, Arbeiter u. f. w. in der Wohnung ‚der Herr— 

aft u. f. w.; 
nicht ferner mit ber höheren Strafe, im Minimalfage drei Monate Gefängniß, belegt, 
fondern dem einfachen Diebftahle, defjen Strafe mit vier Wochen Gefängniß beginnt, zu: 
gerechnet werben. 

Es ift dafür angeführt worden, daß in diefen Beflimmungen gewiffermaßen nur eine 
Reihe von Zumeffungsgründen aufgeftellt worden, deren Aufnahme und Erwähnung fonft 
im Steafpelehbude bermieben fei, und daß in den meiften dieſer Källe die Straferhöhung 
nicht an die Kriterien einer in ſich abgefchloffenen Handlung, fondern an bie ———— 
eg und Befchaffenheit der Gegenftände, an denen der Diebftahl begangen worden, 
gefn ei. 

Die Kommiffion fonnte die Richtigkeit diefer Sätze nicht beftreiten, bielt aber bie 
Gründe, welde für die Beibehaltung der Vorfchriften des Strafgefehbudes im $. 217. 
1—4. —5* für überwiegend und beſchloß letztere einſtimmig: 

1) Der Umſtand, daß der Eigenthümer die in den bezeichneten —— genannten 
Sachen nicht ſelbſt ſchützen und jederzeit beauffichtigen fann, die Mebrzahl derfelben 
dem allgemeinen Schuße und ig anvertraut ift, macht es erforderlih, daß das 
Geſetz fie unter befonderen Schuß ftellt. Diefe Anſchauung ift eine allgemeine und 
mwoblbegründete, und ift ihr ſowohl das rn Th. N. it. 20. $$. 1141. sqq., 
als auch der Code penal Art, 386. 387. 388. in Uebereinitimmung mit den Straf: 
geſetzen ber älteren und neueren Zeit gefolgt. 

Damit widerlegt fi auch die Annahme, daß dieſe Vorfhriften nur den Cha— 
rakter von Straf ger Age an ſich tragen. 

2) Allerdings ift es bauptfädylid bier die Befchaffenheit der Begenftände, auf welche 
die höhere Strafbarkeit ded Diebſtahls fi gründet. Diefe befondere Beſchaffenheit 
der Gegenftände giebt aber auch den Grund ab, weshalb 5. B. der Diebftabl von 
Begenftänden, welche dem Gotteödienfte gewidmet find, aus einem zum Gottesdienfte 
beftimmten Gebäude, und der Diebftahl, mwelder —— einer — ober 
MWafferdnoth an oeführbeten oder geflüchteten Sachen begangen wird, ald ſchwerer 
Diebftapl nah $. 218. Nr. 1. 9. des Strafgefeßbudes mit Zuchthaus bis zu gehn 
Jahren beftraft wird, 

Ben Nr. 1. der Vorlage ift gleihlautend mit der Nr. 5. $. 217. des Strafgefeh- 
uches. 

Nr. 2. bringt den Diebſtahl zur Rachtzeit in einem bewohnten Gebäude aus ber 
Reihe der ſchweren Diebftähle, $. 218, Nr. 2. in folgender gaflung bierber: 

wenn der Diebftabl bei Nachizeit in einem bewohnten Gebäude don einer Perſon ver— 

übt wird, welche mit dem Beftohlenen nicht die nämlihe Wohnung hat. 

s 
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Der $. 218. Nr. 2. firaft jeden Diebftahl bei Nachtzeit in einem bewohnten Ge- 
bäube als einen ſchweren und legt nad) feiner Faſſung und der Auslegung in ber ven or 
fein Gewicht darauf, ob ber Dieb in der Ahficht zu ftehlen, bes Nachts in ein bemohntes 
Bebäube rn ober aus einer anderen Urſache anmwefend ift. (Entfcheidungen des 
Ober:Tribunald XXIV. ©. 494.) 

r Fe den Motiven greift dieſe Strafbeftimmung zu weit, und zwar in zweifacher 
inficht: - 

a) wenn zwei Perſonen diefelbe Wohnung inne haben, ihnen alfo das Beftehlen fehr 
leicht ift, fo ift ein von denfelben begangener Diebftab! nur als einfaher anzu: 
ſehen, felbft wenn der Diebftahl zur Nachtzeit verübt ift, weil bier ber Unterſchied 
zwiſchen Tag und Nacht feine Bedeutung hat. Diefer Fall ift deshalb nicht einmal 
in $. 217. aufgenommen, fofern er nicht unter bie Vorfchrift in Nr. 4. $. 217. 


bört. 
b) Dagegen ift der Fall des Diebftahls zur Nactzeit in einem bewohnten Gebäude aus 
$. 218. Rr. 2. bierber übernommen, wenn ber Dieb, der nicht die nämliche Woh— 
nung mit dem Beftohlenen rg zur Badge in dad bemobnte Haus (ohne Einbruch 
und Einfteigen) gebt oder fih darin befindet, wohin alfo namentlih auch ber Fall 
ri wenn ber Dieb fi des Nachts einſchleicht ober fih in demſelben einfließen 
äßt. Diefer Kal war zwar im $. 1166. 1. 20. Allg. Landrechts mit der Strafe 
bes gemwaltfamen Diebftabld, Zuchthaus von ſechs Monaten bis drei Fahren, bedroht, 
es ift aber für die Stellung dieſes Diebſtahls unter die Vorfhrift des $. 217. an» 
eführt, daß bier eine Gefängnißftrafe von drei Monaten bis fünf Jahren nebft 
nterfagung ber Ausübung ber bürgerlihen Ehrenrechte und Stellung unter Polizei- 
Auffiht angedroht und damit diefer Diebftahl binreihend geahndet fei. 
s wurde der Antrag geftellt, ohne die in der Vorlage gemachte Unterfheibung: 
ob der Dieb mit dem Beftoblenen biefelbe Wohnung babe, aufzunehmen : 
jeden Diebftabl zur Nadtzeit in einem bewohnten Gebäude unter bie Stra- 
en bes $. 217. zu ftellen, 
fo daß berfelbe in der Art, wie er unter $. 218, Nr. 2. als ſchwerer Diebftahl behandelt 
worden, jebt bier behandelt werde. 

Im Schooße der Kommiſſion erhob ſich Widerſpruch dagegen, den Diebſtahl zur 
Nachtzeit nicht ferner als ſchweren re u befirafen. 

Es wurde zur Begründung bes Wiberſpruchs zwar ergo daß ber Dieb» 
ſtahl bei Nacht in einem bewohnten Gebäude wegen der bamit verbundenen Gefahr für 
bie Perfon der Bewohner eine beſonders harte Strafe verdiene, diefer Erwägung jebod 
entgegengefeßt, daß das Eindringen in die bewohnten Gebäude zur Nachtzeit in ben bei 
weiten meiften Fällen durch Einbruch und Einfteigen erfolge, und fon beshalb bie 
Strafe des ſchweren Diebftahls eintrete, und daß die Mehrzahl der Faälle, worauf doch 
für dad Bedürfniß eines Geſetzes bauptfählihd Gewicht Ei legen, Y ſo geſtalte, daß 
darin eine Gefahr für Perſonen nicht gefunden werden könne. Außerdem wurde ange— 
führt, daß bie wenigen Fälle bes Einſchleichens in die Häuſer bei Nacht eine Aus— 
Fi um fo weniger nothwendig machten, ald das Einſchleichen verhältnikmäßig weniger 
Kühnheit und Verwegenheit des Diebes, ald eine gewiffe abrläffigleit Seitens der Haus— 
bewohner — 

Bei der Abſtimmung wurde der Vorſchlag der Regierung in obiger Aenderu 
mit 7 gegen 4 Stimmen angenommen. Im Anſchluſſe an dieſe Aenderung des Stat, 
gefehbuches wurde der Antrag geftellt: 

* — Inhalt des $. 218. Nr. 2. mit folgender Faſſung hierher in $, 217. zu 
übernehmen: 
vn * ZEN in einem bewohnten Gebäude bon zwei oder mehreren Perſonen 
berübt wird. 

Die Regierungd Vorlage bat diefen im Strafgeſeßbuche enthaltenen Fall bed 
ſchweren Diebftahld nicht wieder aufgenommen, und benfelben damit unter die Kategorie 
der einfahen Diebftähle gebracht; biermit erklärte ſich die Rommiffion nicht einderftanden, 
bielt vielmehr dafür, daß der alfo begangene Diebftahl wegen ber größeren Gefährlichkeit 
mit einer bärteren Strafe zu belegen fei. Es herrſcht nur eine Verſchiedenheit der Mei- 
nungen darüber, ob der Diebftahl ald ſchwerer, wie bisher in $. 218,, beizubehalten oder 
in $. 217. aufzunehmen fei? j i 
Auf der einen Seite wurde nicht verfannt, daß dad Erfcheinen mehrerer Perfonen 
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in biebifcher Abficht Beftürzung und Furcht bergeftalt zu erregen im Stande fei, daß ber 
Eigenthümer, um größerer Gefahr zu entgehen, fein Eigenthum‘ ger gebe, andererſeits 
wurde aber geltend gemacht, daß, wenn ber Diebftahl in der That unter Drohungen mit 
egenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben verübt werde, bie Strafe des Raubes nach 
| 230. eintrete, und bie weitaus größere Mebrzabl der alfo verübten Diebftäble, 3. 8. 
er häufig porfommenden Ladendiebſtähle, eine Folche Gefahr für die Perſon des Eigen: 
thumers nicht enthielten, und mit der Strafe des $. 217. genügend getroffen mürben. 

Bei der Abflimmung wurde der Antrag mit 9 gegen 5 Stimmen angenommen, 
und gebt fomit die ganze Beftimmung in $. 218. Nr. 2., in $. 217. Nr. 6. mit folgen- 
den Worten über: 

Wenn der Diebftahl in einem bewohnten Gebäude entweder zur Nachtzeit oder bon 
zwei oder mehreren Perfonen begangen wird. 

Der unter Nr. 3. der Regierungd-Vorlage enthaltene, ebenfalld aus $. 218. ent- 
nommene —* folgende Beſtimmung in $. 217. aufzunehmen: 

wenn in einem Gebäude oder in einem umfchloffenen Raume vermittelft Einbruchs oder 
Einfteigend, oder vermittelft des Gebrauchs falſcher Schlüffel geftohlen wird, 
fand lebhaften Widerſpruch. 

E3 wurde für den Vorſchlag angeführt, daß gerade in diefer Beziehung aus ber 
Praris viele Klage über die zu barte Strafe des Zuchthauſes eingelaufen fei, indem eine 
Mehrzahl ber Fälle der Auffaflung des Begriffes eines fehweren Diebftahld im gewöhn— 
Leben nicht entfpreche, daß die Vorfchrift fih nur auf unbemohnte Gebäude und 
ſolche — Räume beziehe, welche nicht den bewohnten Gebäuden nach 
F. 221. Nr. 4. gleichſtünden, und daß die Qualifikation des ſchweren Diebſtahls weſent— 
lich darin liege, daß der Dieb auf gewaltſame Art in ein bewohntes Gebäude ein— 
dringe, und damit zu erkennen gebe, daß er kein Mittel zur Erreichung der diebiſchen 
Abſicht ſcheue, age! eben die Gefahr für die Perfon bed Hausbewohners entftebe. 

Außerdem wurde bemerkt, daß der Vorfchlag in ber Regierungs: Vorlage fich der 
Beftimmung im $. 1169, 11. 20. des Allg. Landrechts wieder anſchließe, wonach gemalt: 
famer Diebftabl in unbemohnten Bebäuden, Bebältniffen, Gärten, Sheuern 
oder Fifhhältern ald gemeiner Diebftabl unter erfhmwerenden Umſtänden 
beftraft werde. 

Dagegen wurde bie Erwägung hervorgehoben, daß nad dem Strafgefeßbuche der 
Schwerpunkt für den Begriff des y Ara Diebſtahls in dem Schutze bes befriediaten 
Eigentbumd gegen das AL Eindringen in baffelbe vermittelt Ein- 
bruchs, Einſteigens oder falfcher Schlüffel liege, und daß durch den Vorſchlag das Syſtem 
bed Strafgeſetzbuches zerftört werde, wonach die angewendete Gewalt nicht mehr ala 
harakteriftifches Merkmal der Qualififation des ſchweren Diebſtahls dienen ſolle. Es 
wurde hinzugefügt, daß — allerdings häufig — Fälle von geringerer Bebeutung, ala 
j. B. Einfteigen in einen * Garten, Oeffnen eines Gartenhauſes mittelft 
falſcher Schluͤſſel, Einbruch in eine Scheure durch Erweiterung einer in der Wand be— 
findlichen Oeffnung, vorkaͤmen, ſolche Faͤlle aber nicht zu einer Aenderung des Syſtems 
führen bürften, zumal bei ihnen durch Annahme mildernder Umftände die als genügend 
erfcheinende geringere Beftrafung erreicht werben fönne. 

i Nachdem befchloffen war, der Nr. 3. $. 217. der Vorlage eventuell folgende Faffung 

u geben: 
: * in einem unbewohnten ®ebäube ober in einem umſchloſſenen Raum, welcher 
einem benachbarten Gebäude nicht ———— ($. 221. Nr. 4.) vermittelſt 
Einbruds oder Einfteigend ober vermittelft des Gebrauchs falſcher Schlüffel geftohlen 


wird, 
wurde bei der fchließlichen Abftimmung die Vorlage der Regierung $. 217 Nr. 3, mit 6 
gegen 6 Stimmen abgelehnt. u | 
Ebenfo wurbe ein anderer, noch über bie Regierungs » Vorlage hinaus gehender 
Antra 


bie Ir. 4. 8. 221. des OtTafEBNANEE zu ſtreichen und ben Schlußfak in $. 224, 
welcher den Begriff des umfchloffenen Raumes giebt, zu Nr. 3. $. 217. der Regie- 
rungs-Borlage zu ſetzen, 
mit 9 gegen 2 Stimmen abgelebnt. — 
Der Antrag hatte den Zweck, überhaupt jeden Diebſtahl in einem umſchloſſenen 
Raume, er möge zu einem bewohnten Gebäude Igehören oder nicht, aus der Zahl ber 


Aus ben Landtags - Verhandlungen. 121 


ſchweren Diebftähle ($. 218.) zu entfernen, und ihn in bie Kategorie der Diebftähle bed 
$. 217. zu bringen. 

Hiernad erleidet $. 218. des Strafgefeßbuches nur die Abänderung, daß dieB e- 
ftimmung in Nr. 2., dahin lautend: 

„wenn ber Diebftahl in einem bewohnten Gebäude entweder zur Nachtzeit oder bon 
2 ober mehreren Perfonen verübt wird“ j 
ausfcheibet und in derjelben Faſſung in $. 217. sub Nr. 6. enthalten ift. 

Megen Ablehnung ber Nr. 3. $. 217. der Regierungs-Vorlage find die in $. 218. 
Nr. 2. und 3. der Negierungs:Vorlage vorgefblagenen Aenderungen erledigt. 

Die 9 Nummern des $. 218, find auf 8 vermindert. 

* Schlußſatze des 218. iſt vorgeſchlagen: 

Sr em Falle der Annahme mildernder Umftände die Befängnißftrafe im Minimal: 
fabe auf 3 Monate zu ermäßigen." 

Es hängt dies mit der vorgefählagenen, von ber Rommiffion aber nicht angenom: 
menen Herabfekung ber Zuchthausſtrafe auf ein Zabr zufammen. 

Die Rommiffion beſchloß einftimmig: 

als geringfte® Maaß 6 Monate Gefängniß feftzufeken. 
us. 233. Der $. 233. des Strafgeſetzbuches verhängt Iebenslängliched Zucht: 
haus bei dem Raube, wenn dabei: 
ein Menſch gemartert oder verftümmelt, der Sprache, des Gefichts, des Gehörs ober 
ber — sfähigkeit beraubt, oder durch Mißhandlung oder Körperverletzung in eine 
Gei — verſetzt, oder länger als 20 Tage frank ober arbeits ünfähig 
geworben iſt— 
Die per läßt die lebten Worte: 
„oder länger ald 20 Tage frank ober arbeitdunfähig geworben“ 
weg, meil diefelben nach der Aenderung bes $. 193. nicht mehr zum Begriffe der ſchwe— 
ren Rörberverlekung gehören. 

Es wurde bierbei der Antrag eingebracht, flatt diefer Worte zu fagen: 

„ober ihm erhebliche Nachtbeile für die Gefundbeit zugefügt find,“ 
indem ed für nothwendig zu erachten, daß ben Räuber bie gerechte harte Strafe bed 
$. 233. aud in dem lektern Falle treffe. 

Dem Antrage wurde entgegengefekt, daß die bier feftgefehte abfolute Strafe, das 
lebenslängliche Zuchthaus, ihrer Natur nad für das Verbrechen, welches damit bebrobet 
werde, beftimmte und ſcharf begrenzte Ariterien fordere, daß ein ſolches beftimmtes Krite— 
rium in der Mtägigen Dauer der Krankheit und Arbeitäunfäbigfeit gelegen babe, daß 
aber dieſe Beftimmtbeit, in ber jekigen Faſſung des zu $. 192. a. berübergenommenen 
Theild des F. 193, feble, und ber Ausdrud 

„erbeblibe Rachtheilefür die Geſundheit“ 
weniger beftimmt fei, ald bie Abarenzung ber Krankheit nad ber Dauer von 20 Tagen. 
8 wurde ber Antrag mit 9 gegen 2 Stimmen abgelehnt, jedoch ein anderer 


Antrag: 
dem $. 232. unter einer Aten Nr. folgenden Sak zuzufügen 
A) wenn bei dem Raube einem Menfchen eine erbeblihe Mißhandlung oder Körper: 
verletzung ($. 192 a.) zugefügt wird, 
mit 7 gegen 4 Stimmen angenommen, um damit zu erreichen, daß ber Räuber in biefem 
Falle wenigftend mit 10 bis 20 Jahren Zuchthaus beftraft wird. 
u $. 237. Der Anbalt des $. 237. hat in der Anwendung zu mehreren Zwei— 
feln Anlaß gegeben, deren Behebung Zwed der Vorlage ift. 
Die Hehlerei beftebt nad $. 237. in dem 
Ankaufe, zum Pfande nehmen oder Verheimlichen ber als foldyer gefannten, geftob- 
lenen ober mittelft anderer Verbrechen oder Vergeben erworbenen Sachen“. 
a) Es ift in ber Praxis häufig angenommen, daß ber Ausdruck 
Verheimlichen“ 
die allgemeine Bezeichnung für die Thätigkeit des Hehlens ſei, fo daß ſowohl bie 
beiden daneben fpeziell aufgeführten Geihäfte dad Kaufen und zu Pfande nehmen 
darunter fielen und nur als Beifpiele anzufeben, ald au alle fonftige Handlungen 
barunter begriffen feien, welche ber Hebler in Bezug auf die neftohlenen Sachen, jei 
es, um biefelben für fih zu erwerben, fei es, um biefelben fonft der Entdedung und 
Rüderftattung zu entziehen, vornehme. Hiernach wird unter 
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Verheimlichen“ 
nicht nur 
das Ankaufen und zum Pfanbe nehmen, 
fondern aud, um in den Beifpielen fortzufabren, 
dad Unnehmen an Zahlungsſtatt, ald Taufchmittel, zum Darlebne, zum Ge— 
fhenke, der Vertrieb der Sachen durh Mitwirfung bei dem Verkaufe, Verän— 
bern der Form und Farbe, Vermifchen mit anderen Sachen u. dergl. 
berftanben, 
b. Diefe Auslegung des 8. 237. fleht einer andern entgegen. Sie nimmt nicht an, 
daß das Wort „Verheimlichen“ ein allgemeined und umfaffendes fei, und giebt 
nicht zu, baß bie in $. 237. aufgefüh en Erwerbsarten, das Anfaufen und zum 
Pfandenehmen nur als Beifpiele des Verheimlihens anzuſehen. Diefe Auslegung 
gebt vielmehr davon aus, daß der Mortfinn des Ausdrucks „Verheimlihen” nicht 
qulaffe, bie in dem Gefehe außer dem „Verheimlichen“ genannten, und mit bemfel- 
en nur dur das Wort „oder“ in Verbindung gefehten Erwerbsarten ald Bei: 
fpiele deö Verheimlichens anzufehen und daß fomit diefe und ähnlihe Erwerbsarten 
nur dann und in foweit als eine INSIOnDanDs. anzufeben fein, wenn 
a ennellen laffe, daß damit ein Verfieden, Verbergen u. ſ. w. ver— 
unben fei. 
Diefer Auslegung zufolge wird mithin z. B. die Annahme an Zablungsftatt zum 
Tauſch u. ſ. w. nicht ohne Weiteres als folde mit der-GStrafe der Hehlerei zu belegen 
fein, fondern nur dann, wenn barin zugleih „eine Verheimlichung“ nach dem eben ge— 
dachten Sinne liegt und befonders feftgeftellt ift. 
Es wird genügen, in Betreff der obwaltenden Verſchiedenheiten der Unfihten auf 
bie Ausführung in 
Goltdammer's Archiv für Preußifched Recht. Bd. 1. S. 401. sqq. 2. ©. 611. 
Boltdammer’sd Materialien. . 2. 6.589. 
Koch's Allg, Landrecht. Bd. 4. S. 1043. Note 17. 

Bezug zu nehmen. u 

Die Regierungs» Vorlage will die beftehenden Zweifel dadurch befeitigen, daß fie 
durch folgende Tafun - u 

er u. ſ. w. anfauft, zum Pfande nimmt, ober onſt verheimlicht u. ſ. w. 
bem Ausdruck , Verheimlichen“ die oben gedachte allgemeine Bedeutung beilegen und das 
Ankaufen und zum Pfandenehmen nur ald Beifpiele erfcheinen laffen will, 

Dagegen wurbe ein Antrag eingebracht, welcher davon ausgeht, daß es richtiger 
erſcheine, fi an den gewöhnlichen Wortfinn des Ausdrucks, Verheimlichen“ anzufchließen, 
damit nicht die daneben angeführten Erwerbsarten in Verbindung und Belebung zu 
bringen, vielmehr durch einen ber erfteren hinzuzufügenden allgemeinen Nusdbrud 
alle anderen Erwerbsarten geftohlener u.f.w. Sachen obne den fpejiellen 
Zweck ber Verheimlihung derfelben und außerdem das „VBerheimlidhen“ als Beh. 
lerei unter Strafe zu ftellen. 

Der Antrag ging babin, ben $. 237. alfo zu faffen: U 

Wer Sachen, von denen er weiß, daß fie geftoblen, — oder mittelſt anderer 
Verbrechen oder Vergehen zer find, berheimlicht, ankauft, zum Pfande 
nimmt oder fonft an ſich bringt u. f. w. 

Der gewählte Ausdrud 

„an fi bringt” 
fließt zugleih aus, daß etwa die bloße Theilmahme an den Vortheilen eined Dieb— 
ſtahls u. f. w. als ftrafbar erfcheint, und bewegt fid fomit in dem Syſteme bed Straf: 
efehbuches. 
er Zu diefem Antrag wurde ein weiterer Antrag dahin geftellt, obigem Sape binguzufügen : 
„oder zu beren Abſaße bei Anderen mitwirkt.“ | 

Auf die Bemerkung, daß das Bertreiben der geftohlenen Sachen an ſich unter 
den Bear! des Verheimlichens falle, wurde erwibert; daß diefe Handlung gerade fehr 
bäufig vorfomme und, als zu Diebftählen reizend, ſehr gefährlich, deöhalb aber auch mwün- 
ſchenswerth fei, ihrer in dem Geſetze ausdrücklich zu ermähnen. 

Die Kommiffion nahm bei der Abftimmung beide Anträge mit Majorität an, 

Die Regierungs-Vorlage enthält aber nod eine zweite Veränderung des $. 237.: 

bie Heblerei iſt hiernach doppelter Urt und zwar 
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a. — 34 auf die Sachen, welche mittelft eines Verbrechens ober Vergehens er: 
angt find; 

b. in Bann "auf die Berfonen, welde diefed Verbrechen oder Vergehen began- 
en baben, 

ür beide Arten der Heblerei ift in 7 237. ald zum Thatbeftande gehörig aus— 
drücklich beftimmt, daß dem Hehler die Eigenſchaft der Sache, als geftoblene u. f. w. und 
bie Eigenfhaft der begünftigten Perfonen, als eines Diebed u. |. m. befannt gewefen. 
Es ift aber dafelbft au in Bette der Heblerei in Bezug auf die Perſonen beftimmt 
baß diefe um des eigenen Bortheils willen gefächen 38 

n der Beſtimmung über die Hehlerei der Sachen iſt dieſes Erforderniß nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen; es bat aber zu Zweifeln Anlaß gegeben, 

ob nicht überhaupt zu jeder Art ber Hehlerei erforderlich ift, daß ber dolus des 
Hehlens auf den eigenen Vortheil gerichtet fein müſſe. 

Es wird aud Der genügen, auf die Darlegungen in Goltdammers Ardiv für 
Aber Heer Strafrebt Bd. 1. S. 401 sqq. zu berweilen und zu bemerken, daß ber höchſte 

erichtshof ſich für Bejabung der eben Seflellten Frage ausgefprocden bat. 

Durch die Regierungs Vorlage follten die beftebenden Zweifel dahin gelöft werben, 
daß es bei der Heblerei der Sachen nit darauf anfomme, ob ber Hebler um bed 
eigenen Vortheild willen gehandelt habe. 

Die Kommiffion beſchloß mit Majorität den auf Feſtſtellung dieſes Grundſatzes 

gerichteten Zuſatz in der Vorlage: 
„e8 fei um feines eigenen Vortheils willen oder nicht“ 
anzunehmen. 

Sie ging dabei von ber Annahme aus, daß der $. 237. ausdrüdlih nur in Be 
ug auf die Heblerei der Perfonen den eigenen Vortheil ald Bedingung der Straf: 
arkeit verlangt bat, und daß dies feinen quten Gruud darin bat, daß ber Begünftigung 

ber Perfonen andere weniger verwerflihe Motive, z. B. Mitleid, zum Grunde liegen fön- 
nen und für ſolche gelindere Fälle dann die geringe Strafe ber —— ung nach 6.37. 
bes Strafgefeßbuches eintreten muß. Eine ſolche mildere Beurtheilung läßt ſich aber bei 
ber Heblerei in Bang auf Sachen nicht rechtfertigen. Diefe ift beſonders —8 
weil ſie den gegen das Eigenthum vo Verbreden und Vergeben Vorſchub leiftet, 
deshalb unter allen Umftänden — ichſt zu unterdrücken, dabei aber gleichgültig iſt, wel— 
ches Motiv den Hehler geleitet; es genügt, wenn ihm — wird, daß er die 
Sachen —— geraubt u. ſ. w. gekannt. Zwar wird in ber Regel ber 
Hebler diefer Art ebenfalld aus Eigennub handeln; bei dem Anfaufen, zum Pfande 
nehmen und den ähnlichen Ermwerbäarten wird faum eine andere Abfiht, ald der des zu 
madenden Gewinnes anzunehmen fein, es wird aber hier, öfter aber noch bei der Ver— 
beimlihung in einem einzelnen Falle ſchwer nachzuweiſen fein, daß und welchen Vortbeil 
ber Hebler für fib gefucht und erlangt habe; die ers erg aber biefes — 
baften ober zweifelhaften Nachweifes ungeachtet in gleicher Gefährlichkeit für das Allge— 
meine, ald wenn diefelbe als folche feitgeitellt worden, welche der Hehler feines Gewinnes 
balber vorgenommen. 

» Von diefer Anfhauung ift aud die Kommiffion ber Zweiten Kammer bei ber von 
ihr bewirkten Redaktion der die Hehlerei betreffenden Vorſchriften ($. 218. a. bis d. ihrer 
Vorfhläge zum Regierungs:Entwurfe des Strafgeſetzbuches) ausgegangen, 

u x 238. Bei ber bier bebandelten fhweren Heblerei find diefelben Nenderungen 
—. — bon ber Kommiſſion angenommen, welche vorſtehend bei $. 237. erwähnt 
worden find, j 

ie Regierungs : Vorlage fhlägt aber außerdem vor, für den Fall der Annahme 
mildernder Umftände, den Minimalfab der Gefüngnißftrafe auf drei Monate herabzufeken ; 
die Rommiffion hat aber, in Uebereinftimmung mit dem Befchluffe zu $. 218. den Sab von 

„ſechs Monaten“ 
angenommen. 

Zu $. 243. Zu ben bier verzeichneten Fällen des Betruges unter erſchwerenden 
Umftänden hat die Regierungs-Vorlage sub Ar. 6. den Kal binzugefügt: 
wenn Jemand in der Abſicht, eine verhängte Exekution abzumenden ober hinauszu— 
ſchieben, von einem Poftfheine über eine Geldverſendung Gebrauch macht, obgleich ex 

weiß, daß ber verfendete Brief oder das verfendete Bader kein Geld oder nur eine 
geringere Summe enthalten bat, ald der Poſtſchein befagt. 
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Die Rommiffion erfannte an, daß mit biefer Beftimmung eine Lüde in ben Straf- 
Vorſchriften ausgefüllt werde, und beſchloß einftimmig bie Annahme des Vorſchlages. 

Zu 6. 251. Auch bier erfolgte die einſtimmige Annahme des Vorſchlages, eine 
Strafermäßigung im Falle des Vorhandenſeins und ber FFeftftellung milbernder Umftänbe 
eintreten zu laflen; es murbe aus der Erfabrung beftätigt, daß unter ben im $. 251. 
aufgezäblten Fällen ber qualifizirten Urkunden-Fälſchung nicht felten, namentlich bei 
Mecfel- Fälfhung, ſolche vorkämen, melde eine mildernde Beurtbeilung in Anfpruch 
nähmen, und für welche die mit einer Geldbuße von 100 bis zu 2000 Thlrn. verbundene 
Zuchthausſtrafe bis zu zehn —55— zu bart erfcheine. 

Dad Maaß ber Strafen für den Fall der Annahme mildernder Umftänbe: 

„nicht unter ſechs Monaten Gefängniß und nicht unter 10 Thlrn. Geldbuße“, 
fhließt fi Beftimmungen in $$. 218. 238. und in bem Gefeke vom 9. März 1853 


jwedmäßig an. 

p 65. 254. 355. Es wurde in ber Rommiffion anerkannt, daß bie in ben 
88. 254. 255. des Strafgefehbuches egebenen Vorſchriften über bie Sälfhung bon Ur- 
funden obne betrügerifche Abficht nicht alle diejenigen Fälle treffen, melde als ftrafbar 
ag find, und daß ed zweckmäßiger, jenen Vorfchriften eine allgemeinere Faſſung 
zu geben. 

Im Allgemeinen erklärte ſich aud die Rommiffion mit ber vorgefchlagenen Faſſun 
einberftanden; es gaben die Worte in $. 254.: 5 . 2 

„ein auf Grund beftebender Vorfchriften auszuftellendes Zeugniß“ 
zu dem Bebenten Anlaß, ob nicht diefe Ausbrüde zu unbeftimmt und refp. bie Straf: 
borfhrift zu bart fei, wenn 3. B. Jemand ohne irgend eine Nebenabfiht hierbei feinen 
Namen dur einen Anderen fehreiben läßt. Es ging deshalb ein Antrag dahin: _ 
biefen Sab zu ftreichen, 
und fhloß ſich daran ein anderer Antrag: 
in bem erften Abfabe den Theil, welcher mit den Worten anfängt: 
„ober eine andere öffentlihe Urkunde“, 
fortzulaffen und bemfelben folgende Worte zu fubftituiren: 
ober eine auf Grund eines Geſetzes, oder ber Berorbnung einer Central» ober 
Propinzial:Bebörbe auszuſtellendes Zeugniß, Kührungs- ober Fahigkeits-Atteſt falfch 
anfertigt, ober verfälfcht, oder davon miffentlih Gebrauch macht.“ 

Es murben jedoch beide Anträge mit ſechs gegen ſechs Stimmen abgelehnt und 
bie Regierungs » Vorlage mit Majorität angenommen, babei aber einftimmig befchloffen, 
ſowohl in $, 254. ala in dem ebenfalld angenommenen $. 255. auch eine Geldftrafe big 
u 100 Thlrn. a ang um für die Fälle der geringfügigften Art eine entſprechende milde 

eftrafung eintreten laffen zu können. 

u $. 256. Es ift in ber Rommiffion anerkannt, baß es an einer Beflimmung 
barüber gefehlt bat, daß auch bie Verfälſchung eines ärztlichen Atteſtes firafbar 
fei, und ber in ber Vorlage zur Ausfüllung diefer Yüde in den F. 256. aufgenommene Sag: 

„oder ein derartiges Achte Zeugniß verfälfcht”, 
einftimmig angenommen. 

Zu |. . Mit ber bier vorgenommenen Aenberung ber Faffung und ber darin 
gegebenen Erweiterung des Thatbeftandes der ftrafbaren Handlung mar bie Kommiffion 
aus den in ben Motiven enbaltenen Gründen einverftanben. 

Es wurde aber beantragt: 

aus dem Satze: 
Wenn Sachen, welche dur zuftändige Behörden ober Beamte gegen ihn ge» 
pfändet oder in Beſchlag genommen find u. f. m. 
dad Mort: 
„zuftänbdige" 
zu flreichen, 
damit nicht, wie wohl angenommen fei, in frage komme, ob die Behörden ober Beamten 
ihre Befugniffe bei Vornahme ber Handlungen überſchritten. 

E3 wurde dem Antrage entgegengefegt, daß bier nur von der Auftänbigkeit über- 
haupt bie Rebe, alfo ed nur darauf ankomme, daß der Beamte überall für Bernabme 
von Pfändungen und Befchlagnahmen Auftrag habe oder beftellt fei. 

Ein anderer Antrag ging babin: 

binter dem Worte: 
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f —— 
noch einzuſchalten: 
ir fonft Bereditigte.“ 

Zur Motivirung wurde angeführt, daß nad) näberer Beftimmung der Gefehe, 
namentlih aud ber Selpolge-Drbnung, auch Privat: Perfonen zur Vornahme von 
Pfändungen berechtigt und fie, gleih den Behörden und Beamten, dagegen geſchützt 
ger —— daß die Wirkungen ihrer gefegmäßig vorgenommenen Handlungen verei— 
elt würden. 

Dagegen wurde hervorgehoben, daß in Betreff der Pfändungen durch Privatper- 
fonen und ber dabei vorfommenden Unbilden das Allg. Landrecht in den 98. 418. sqq. 
Thl. 1. Tit. 14. und in ber jFeldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847, auf welde 
au im $. 347. Nr. 19. des Strafgefegbuhs ausdrücklich verwiefen worden, Vorfcriften 
enthalten, jener Antrag aber ohne eine genaue Prüfung ber einfchlägigen Beftimmungen 
er A erörtert verden Fönne, und hierzu die möthige Besen nicht 
ewahrt fei. 

’ Bei der Abftimmung wurden beide Anträge mit Majorität verworfen, 
Zu * 341. Dieſer aus dem le pn des $. 342. des Strafgeſetzbuchs gebildete 
aragraph fällt weg und tritt fein Inhalt wieder dem * 342. zu, da nach den Be— 
gläfen zu $. 118. dort ber $. 341. des gi in nit, wie die Negierungs- 
rlage es —— Platz gefunden hat, vielmehr an ſeine Stelle zurückgetreten iſt. 
Zu $. 342. Der } 342. des Strafgeſetzbuches bleibt nunmehr unverändert und 
bedarf es baber ber Aufnahme defjelben in dieſes Geſetz nicht mehr. 

gi $$. 347. 349. Bei Abfafjung bes Gtrafgefeßbuhs wurden aus ber Feld‘ 
polizei⸗Ordnung dom 1. November 1847 Na Se S. 376.) die Vorfchriften 
im * 41. Nr. 1., $. 42. Nr. 1.2.3, $. 43. Nr. 1. ihrem weſentlichen Snpeite — 
übernommen in $. 347. Nr. 10. 8. 349. Nr. 1. 2. bed Strafgeſetzbuches. Es geſcha 
dies deshalb, weil die Feldpolizei-Ordnung in der Rheinpropinz feine Gültigfeit hat, und 
diefe Vorſchriften in dem Muralgefepe vom Sr 1781, welches dort gilt, nicht 
enthalten find, es aber für nothwendig gehalten wurde, biefelben auf diefen Landestheil 
auszudehnen. 

Es finden fi dieſe Vorſchriften aber auch noch in der Feld olizei- Ordnung. 
Letztere ift nad ber N (Nr. 34, der Druckſachen) einer Reviſion in 
mehreren Beftimmungen unterworfen, und um nn Inkonvenienz zu befeitigen, follen bie 
obigen Vorſchriften ganz aus ber Keldpolizei-Ordnung ausigeiben, n daß fie fi 
fünttig nur in bem ur LE finden. Es enthalten aber die Vorſchriften 
in ber eg einige Beftimmungen, welche bisher nicht mit in das Straf— 
gefegbud übernommen waren. Dieſes fol jet nad der Regierungs-Vorlage geſchehen, 
und erklärte fi die Kommiſſion damit einverftanden, 

In den $. 347. Nr. 10. ift hiernach die Strafe der Benukung eined verbotenen 
Weges durd die hinzugefügten Worte: 

ober auf einem bur arnungszeichen verbotenen Privatwege geht“ 
aufgenommen. 

In den $. 349. find aus gleihem Grunde in Nr, 1. die Worte: 

ober Grenzraine” 
und in Nr, 2. die Worte: 
Plaggen oder Bülten haut” 
aufgenommen, 
Es ift aber die Erweiterung ber bier vorfindliden Strafbeftimmungen bon ber 
Kommiffion noch in einer andern Beziehung beſchloſſen worden. 
uch die Regierungs-Vorlage, Nr. 8. der Druckſachen, ift bei dem Haufe ber 
Abgeordneten ber Entwurf eines Geſetzes über die Beftrafung der unbefugten Gemin: 
nung oder Aneignung von Mineralien eingebradt. Der Entwurf bezwedt bie Befttas 
fung ber unbefugten Gewinnung ober Aneignung folder Diineralien, 
welche Gegenftand des Bergregals find, oder, wenn fie dies nicht find, doch deren Ge- 
winnung von ber Genehmigung des Staats abhängig-ift. 

Ber Beratbung dieſes Seh « Entwurf3 ift ſchon in ber vereinigten Kommiffion 
für Handel und Gewerbe und für das Juſtizweſen geltend — daß dieſelben Gruͤnde, 
welche zu Gunſten des Bergregals für den Schuß durch Strafgeſete ſpraͤchen, auch für 


o 
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ben Eigenthümer des Bodens in ſolchen Landestheilen einzuführen feien, in denen auf 

Grund: und Provinzialgefegen gemwiffe Mineralien, 3. B. der Eifenftein in Schlefien, dem 

Regale nicht unterlägen und ohne Konzeffion gewonnen werben könnten. Es ift aber 

angenommen, baß eine bezügliche ————— nicht in das vorgelegte Spezialgeſe 

— vielmehr als zum Schutze des Pribateigenthums dienend, in das Gebiet des all— 

gemeinen Strafrechts falle. 

Die Kommiffion bat, ſich dieſer Anſicht anſchließend, die Aufnahme einer entfpredden= 
ben Straf - Vorfarift in $. 349. Nr. 2. als den geeigneten Ort für nothwendig erach- 
tet und fidh über folgende Faſſung geeinigt: 

2) Wer unbefugt an öffentlichen oder Privatwegen Erbe, Steine oder Rafen, aus 
Grundftüden, welche einem Anderen zugebören, Erde, Sand, Grand ober Mergel 
räbt, end ia; ober Bülten haut, Rafen, Steine, Mineralien, zu 
eren Bewinnung es einer Verleihung, einer ——— —— oder einer 
Erlaubniß der Behörde nit bedarf, ober ähnliche Materialien weg— 


nimmt, 

Die Fälle des Diebftahls an ſolchen Mineralien, melde ald im Befibe des Eigen- 
ven des Grundftüds befindlich anzufeben, gehören jelbftverftändlich nicht bierber, find 
vielmehr ung $$. 215. sqq. zu beurtbeilen. 

Die Kommiffion ift ferner der Meinung, daß ber aud in dem oben angeführten 
Gefeb-Entwurfe gebraudte Ausdruck: 

a 

mit dem Zufaße: 
„andere Pterialien 

genügend ſei, um alle Gegenſtände des Bergbaues — bezeichnen, ohne, daß es darauf 

—— dieſe Gegenſtaͤude nach F. 69. 8499. II. 16. Allg. Landrechts naͤher zu ſpezi— 
ren. 

5 Zu 8. 349. Nr. 3. Hier wird im Strafgefeßbub ald eine Uebertretung ge 

ftraft, wenn Jemand ohne gefeglich erſchwerende Umftände des Diebftahls Früchte, &- 

waaren und Getränke entwendet und auf der Stelle verzebrt. 

ai Diefe Vorſchrift foll nah der Vorlage in doppelter Beziebung eine Aenderung 

erleiden: . 

a. bie een Umftänbe bes Diebſtahls“ find durch die Hinweifung 
auf $. 218. näher beftimmt: 

b. ‘die mildere Strafe ift nicht auf ben all des „fofortigen VBergehens auf der 
Stelle“ beſchränkt, fondern auf alle gerinfügigen Entwendungen an den bezeich— 
neten Gegenftänden ausgedehnt. Die Geringfügigkeit fol „an bem unbedeutenden 
Wertbe oder der geringen Qualität“ erkannt werben. 
raus ift aber ber Borfärift des Etrafgefehbuches in der Vorlage noch bin: 

ugefeßt: 
a ie Beftimmung nicht anwendbar fei, wenn die Wegnahme in gewinnſüchtiger 

Abſicht flattgefunden habe. 

Die Kommiffion war zubörderft darüber einverftanden, daß bie ah igen Ent- 
wendungen an ben bezeichneten Gegenftänden nicht mit der Strafe des Diebſtahls zu be- 
legen, wenn auch babei ber für den Diebftahl geforderte allgemeine dolus „die Abficht 
rechtswidriger Aneignung” ($. 215.) vorhanden it. fie war ferner darüber emverftanden, 
daß nur dann, wenn zu jenem allgemeinen dolus noch das Rule Dierfmal der ge- 
winnfüdtigen Abfict binzutrete, die Strafe des Diebftahls eintrete, daß er 
wenn die Entwendung aud nur mit jenem allgemeinen dolus, aber unter den im $. 218, 
bed Strafgeſetzbuches bezeichneten erfchwerenden Umftänben begangen werde, doch wegen 
ber Gefährlichkeit der —* dann die mildere Beurtheilung wegfalle und die Strafe 
bed ſchweren Diebftahls eintrete. Die Kommiffion glaubte aber hierbei eine Ausnahme 
zulaffen zu müffen für den Fall, daß 

die Entwendung in einem umbewohnten Gebäude ober in einem bemfelben gleihgeheüten 

en ri Raume mittelft Einbruchs, Einfteigend oder Anwendung falſcher Schlüffel 

verübt werde. 

Sie nahm an, daß für diefen Fall es genüge, wenn dafür bie Strafe des $. 349, 
eintrete, vorausgeſetzt, daß nicht eine gewinnfüdhtige Abſicht ae werde. 

Auf Grund dieſer Erwägung beſchloß die Kommiffion, dem $. 349, Nr. 3, fol- 
gende Fafjung zu geben: 
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wer Fruͤchte, Eßwaaren und Betränte von unbebeutendem Werthe ober in geringer 
Dualität entwendet, felbft wenn bie Entwendung bermittelft Eindruchs oder Einfteigens 
in ein unbewohntes Gebäude ober in einem bemfelben gleichftebenden umſchloſſenen 


Raum —* t. 

Mieht bie Entwendung unter einem anderen ber im $. 218. bezeichneten 
erfhiwerenden Umftänbde oder in gemwinnfüchtiger Abfiht, fo kommen bie Strafen bed 
Diebftabld zur Anwendung.“ 

iernach: 

1) findet $. 349. Nr. 3. Anwendung, wenn bie bier unter Strafe geftellte Entwendun 
ohne erſchwerende Umftänbe überhaupt ober doch nur unter den im erften Abfas 
bervorgehobenen erfchwerenden Umftänden unb in beiden Fällen ohne gewinn- 
make Abſicht verübt ift. 

ird nun folde gemwinnfüdtige neo, nachgewieſen, fo tritt auch 
in gr Fällen die Strafe resp. des einfachen und bes ſchweren Diebftahls ($. 215. 
216. 218. Rr. 2.) ein. 

2) Die Strafe des ſchweren Dieböftahld tritt immer ein, wenn bie Entwendung aud 
obne gewinnfüdtige „ unter ben übrigen in $. 218. bervorgehobenen 
erſchwerenden Umſtaͤnden verübt ift. 

as fhließlih die Eingangsworte des Geſetzentwurfes betrifft, fo hat es zwed- 
mäßig gefdhienen, demfelben wegen ber bei $. 193. eingetretenen Aenderung der Para: 
graben folgende Fafſung & geben: 

rtifel 1. An dem gr für bie — Staaten vom 14. April 

1851 werben bie $%. 113. 120. 195. 196. 217. 218. 232. 233. 237. 238. 243, 251, 

254. 255. 256. 272. 347. 349. und zwar jeder einzeln im der Art abgeändert, mie 
derfelbe nachfiehend unter feiner bisherigen Nummer umgeftaltet ift. 

Der $. 193. des Strafgeſetzbüches aber erhält die aus ben nadhflebenden 
$$. 192a. und 193. erfihtliben Abänderungen. 

Zugleich wurbe mit Rüdficht 4— ben zu $. 193. gefaßten Beſchluß für nothwen⸗ 
big en n ben Gefeh-Entwurf folgende Beitimmung aufzunehmen: 

rtifel 2. Wenn in ben Geſetzen und insbefondere in dem Strafgeſetzbuche bisher 

auf einen ber im Eingange des Artikeld 1. bezeichneten Paragraphen bingemiefen ift, 
bezieht ſich diefe Hinmweifung fortan auf den Paragraphen in feiner vorftehend abge: 
änderten Geftalt. 

Statt des $. 193. des ag er aber ift, too fh bisher eine Hinwei⸗ 
fung vorfindet, der vorſtehende neue $. 193. ald maafgebend zu betrachten, 

Die Rebaktion des Gefehes in der Äußeren Form anlangend, ſchien es zweckmäßi 
baffelbe in 2 Artifel zu trennen unb in den erften die Eingangsworte mit den nadfol: 
genden abgeänberten Paragraphen bed Gtrafgefehbuches, in ben zweiten bie zuleßt er- 
mwähnte Beftimmung aufzunehmen. 


U. b. 
Beridbt 


ber 


Kommiffion für die Mechtöpflege im Herrenhauſe über denſelben Geſetz⸗ 
Entwurf. 


Bald nah der Emanation bed —— ir erließ ber Juſtizmini an die 
Gerichte und an die Beamten der Staatsanwaltſchaft die Aufforderung: in allen Fällen, 
im weldhen fi bie Notbmenbigfeit einer Mbänderumg ober Ergänzung des Strafgefch- 
buches ergeben follte, davon Anzeige zu machen. 

ar Aufforderung hat ein reiches, auf viehaͤhriger Erfahrung beruhendes Mate: 
rial berbeigefchafft, mweldyes bauptfählih in den Schwurgerichtd -Verbandlungen und in 
den, diefelben begleitenden Berichten ber Staatsanwälte, der Schwurgerichts - Präfidenten 
und der Üppellationsgericht3 : Präfidien, fowie in den Zahresberichten der Appellations, 
gerihts- Bräfidenten und der Ober-Staatsanwälte, niebergelegt worden iſt. 
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Diefed Material ift von ber Königlichen Staatsregieruug bei der Ausarbeitung 
bed vorliegenden Geſetz- Entwurfes benußt worden. Es ift dabei die Anficht —— 
daß nah ben in ſeltener Uebereinſtimmung abgegebenen Gutachten der Berichterſtatter 
das Strafgefeßbuh im Großen und Ganzen, in feiner fuitematifhen Anordnung, in Der 
Aufftellung und in der Gliederung der Begriffe und in der relativen Abftufung ber ver— 
jhiedenen Verbrechen gegen einander, allen billigen Anſprüchen genügt, anbererfeitS aber 
in mebrfacher Beziehung eine Ermäßigung der angebrobeten * empfehlenswerth 
erſcheinen läßt — daß alſo zur Zeit fein Grund vorhanden iſt, eine tief und allgemein 
eingreifende ſyſtematiſche Reviſion des Strafgeſetzbuches eintreten zu lafien, daß viel— 
mebr die Abänderungsanträge ledigli auf diejenigen zu befhränfen End, welde die bis- 
berige Praxis als ein Bedürfnis berausgeftellt * 

Dieſer Anſicht hat die unterzeichnete Kommiſſion in ihren Berathungen, an denen 
ber Geheime Ober-Juſtizrath Biſchoff als Kommiſſar des Juſtizminiſteriums Theil ge- 
nommen hat, unbedingt beigeſtimmt. 

n den Motiven, welche die Staatsregierung dem Geſetz-Entwurf beigefügt bat, 

ift die Frage erörtert worden: 
ob nicht eine Abkürzung ber Freibeitsftrafen, unter gleichzeitiger Verſchärfung der— 
jelben, alö geeignetes Mittel zur Entleerung der Strafanftalten einzuführen fein möchte ? 

Die Staatsregierung bat fih gegen die Einführung folder Strafqualififationen 
ausgeſprochen (cfr. Seite 14 und 15 der Motive). 

Die unterzeichnete Kommiffion verfennt nit das Gewicht ber gegen bie Qualifi- 
tationen angeführten Gründe, insbefondere nicht die Schwierigkeit deren Ausführung. 

Ein eo der Kommiffion, weldes im Ganzen der Ausführung in den Mo— 
tiven beitrat, e erbor: 

Der Zwed der Strafe fei die Sühnung des verlegten Rechts, unter Berüdfihtigung 
der Zwede ber Prävention und der Befferung. 

Bei der Einrihtung der Zuchthäuſer würden aber die Qualififationen — als 
Regel — in Graufamfeit ausarten und die Etrafzwede vereiteln. Nur ausnahms— 
weife, namentlih in Gefängniffen, bei jugendlien Verbredern, bei Vagabunden, 
Bettlern und Arbeitsfheuen, würden die Qualififationen vielleicht nüßlic werden fönnen. 

Die große Mehrheit der Kommiffion trat jedoch dieſer Anfiht nidt bei. Wan 
führte aus: 

’ Die —— in den Strafanſtalten und noch mehr in den Bellen: abge: 
fehen von einzelnen Ausnahmen, wären der Art, daß der Aufenthalt in denjelben von 
der Mebrzabl ber ee und Gefangenen als eine empfindliche, die Begehung der 
Verbrechen und Vergeben Fräftig abwebrende, Strafe nicht geſcheut werde, 

Befunde und regelmäßige Verpflegung, Aufenthalt in erwärmten Räumen und 
oft zufagende Gefellfcatt, bei nicht übermäßig anftrengender Arbeit, würden fogar von 
vielen Gefangenen geſucht, und eben —— werde es erllaͤrlich, daß alle Straf— 
anſtalten und ——— überfüllt ſeien und Tauſende erkannter Strafen, wegen 
Mangels an Raum, lange Zeit hindurch nicht vollſtreckt werden können. 

Diefem großen Uebelſtande einigermaaßen abzuhelfen, würde die Einführung der 
Qualifitationen wohl geeignet fein. — 

Man gehe nicht fo weit, die Einführung der Qualifikationen allgemein 
zu verlangen; man werbe dabei vielmehr die einzelnen Fälle unterſcheiden möffen. 

Bei geringen Gefängnißftrafen würde z. B. eine Schärfung ber Strafe 
durch zeitweife Beichränfung der Nahrungsmittel fehr wohl angebradt fein, und 
nicht minder bie Einführung einer ftrengen Zucht in den Gefängnifen, welche jegt mit: 
unter zu lag jei. Als —* Grundſaß dürfte der anzunehmen ſein: daß die Dua- 
lifitation der Strafe mit der Qualififation der verbrederifhen 
Handlung in Uebereinftimmung gebracht werden müfje. 

Auf diefe Erwägungen ftüt die Kommiſſion feine beftimmten Anträge, aber fie 
feßt diefelben den in Bezug genommenen Motiven der Königlichen Staatsregierung ent- 
eben. Sie fließt fi alſo dem Prinzip der gänzliden Ausſchließung der 
Dualifitotionen nicht an, fpricht vielmehr den Wunſch aus, daß die Königlide Staats- 
tegierung bie Frage: — — 

bei welchen Strafen und in welcher Art und Maaße Qualifilationen einzuführen fein 
möchten ? 
in ne Erwägung ziehen und event. Geſeßes-Vorlagen darauf gründen möge, 
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Der Gefepes: Entwurf bringt bie Beer ten —— in einer je 
gern A nit —* ufäße resp. Abänderungen der bisherigen vorſchrif 
ten ‚ fondern, mit Beibehaltung der bisherigen iffer, die Abänderungen an 
die Stelle ber bisherigen Vorſchriften treten läßt. iefe Form ge der 9 in 
dem Gefeh vom 21. Mai 1852 (Seit® 249 ber —— ung pro 1852) gewählten, 
und vermeidet die fonft nothwendig werdende Abän erung einer Menge von Allegaten 
w 


im bang bude u. ſ. w. Pe 

HT ommiſſion erklärte fi mit diefer Form einverfianden, wohl erwägend, daß 
nett der eingetretenen Abänderungen durd) bie befondere ublifation 
diefes Geſehes für den Richter zc. dennoch erkennbar werden würde. 

Zum Bivede der größeren Verdeutlichung wurde jedoch beantragt, dem Gefeh- 

‘ Entwurf im Eingange folgende Faffung zu geben: 

-  Mrtilell. nm dem Strafgefeßbucde für bie Preußischen Staaten vom 14. 
= 1851, werben bie $$. 113.120. 195. 196. 217. 218. 232, 233. 237. 238. 243, 
251. 254. 255. 256. 272. 347. 349. und zwar jeber einzeln in der Urt abgeändert, 
wie Pr ge unter feiner bisherigen Nummer jeßt umgeftaltet ft 
u‘ er $. 193 des Strafgeſetzbuchs aber enthält die aus den nachftehen en $$. 192, 
und 19. erfichtlichen Abänderungen. 

und fobann am Schluffe des Geſehes den 
Artikel 11. in folgender Faſſung anzureihen: 
Wo in den Gejehen und insbefondere in dem Strafgeſetzbuche jelbft bisher 
* auf’einen der im Eingange des Artikels 1. bezeichneten Paragraphen Hingemiefen ift, 
ezieht dieſe Hinweiſung Ah fortan auf den Paragraphen in feiner borftehend abge: 
änderten Geftalt. Statt des $. 193, des Strufgefepbuches aber ift, wo ſich bisher 
Borleng auf denfelben vorfindet, der vorftehende neue $. 19. allein als maaͤß— 


e Kommiffion — in Uebereinftimmung mit dem Regierungs: Kommiffar — 
nahm die Anträge in diefer Faſſung einftimmig an, 
Mach dem Gefeh- Entwurf foll der 


- ö r | e zu den früheren, 
milderen Strafen ftänden. Es empfehle ch daher, das Arbitrium des Richters in Be 


Die Kommiffion trug jedoch Vedenken, diefes Argument für durchgreifend zu 
erachten. Man erwog, daß, bevor man auf die Herabjeßung des Minimums 
der — von zwei auf ein Jahr eingehen könne, man nothwendig vorher feft- 
ftellen‘ müfje, welde einzelne Straffälle davon betroffen werden würden? Kinzelne 
Straffälle möge es geben, welche ſolche Herabjegung geftatten, bei anderen dagegen, wie 
3. ©. bei dem wifjentlich falſchen Eide ($. 125.), bei dem Inceß ($. 139.) u. h w, 
würde ſolche Herabfegung ganz unangemejjen erfheinen, um jo mehr, als die Erfahrung 
lehrt, daß die Richter, wenn der <trafgrad von ihrem Arbitrio abhängig ift, geneigt 

d, bei dem geringften oder doch bei den geringeren Strafgraden ftehen zu bleiben und 
nicht darüber hinaus zu ertennen. 


Minimum der Zudthausftrafe auf ein Fahr herabzufegen und andererſeits derjenigen 
gr in welden das iebige Minimum von zwei Jahren beizubalten fei, weıl diefe 
el zu der „nicht beabfichtigten“ allgemeinen Rebiſion des Strafgefeßbuches fü 
ten würde, beſchloß die Kommiffion einftimmig; 
den $. 10, abzulehnen, indem fie Bedenten trä t, bdenfelben im feiner jeßigen Faf- 
anzunehmen, und in deffen Allgemeinheit das Minimum ber Rue aus: 
e auf ein Jahr herabzuſehen; denn fie erkennt zwar an, dab in einigen Fällen 
olde Herabfehung angemefjen erſcheinen mag, in anderen Fällen würde dagegen bie 
ltung der jetzigen Strafbeftimmung nothwendig fein, 
um erfien Abſatze des F. 113, wurden keine Einwendungen erhoben, Ge 
Archiv, ABO6, L. 9 


— 


ed by Google 


430 Aus den Landtags ⸗ Verhandlungen. 


genden zweiten Ubjab aber wurde erinnert, daß nur die lügenhafte Vorſchüßung 
bon Krankheiten und Gebrechen in der Abficht, ſich der Verpflichtung zum Militairdienfte 
zu entziehen, zwar ſehr tadelbaft, aber nicht ftrafbar. erfheine, Es wurde folgende ber- 
änderte Faſſung in Antrag gebradt: 
„Wer in der Abficht, fih der Verpflibtumg zum Militairdienfte ganz oder zeitweife zu 
entziehen, auf TZäufhung berechnete Mittel anwendet, wird mit Gefängniß niept 
unter drei Monaten und zeitiger Unterfagung der Yusübung der bürgerlihen Ebren- 
rechte beſtraft. Diefelbe Strafe haben die Theilnehmer an diefem Berne berwirkt." - -» 
Eat die Kommiffion, in Uebereinftimmung mit dem Negierungssfommiffar, nabm dieſe 
afjung at. 

Dir Beratbung über die SB: 117. 118. und 119, fiel aus, nachdem der Kom- 
miffar erklärt hatte, daß die Königliche Staatsregierung mit Nüdfiht auf die im Haufe 
ber Abgeordneten ftattgefundenen Verhandlungen den rc berfelben zurüdziebe., 
8* dit dem Grundſatze des $. 120, erklärte ſich die Kommiſſion unbedingt einver⸗ 

anden. 


Der Titel zur Detention ſoll auch fernerhin, nach Maaßgabe des I bom 
6. Januar 1843, in dem richterlichen Urtel beruhen, die Benupung und Ausfüh— 
rung bdeffelben aber lediglih dem Ermeflen der Landes Bolizeibehörde anheimfallen. 

Eine folde gefeglihe Anordnung erfheint um fo angemeffener, ald es thatfädh- 
lih aud ieh fhon in die Hand der Verwaltungsbehörde gegeben ift, in wieweit fie bas 
richterliche Erkenntniß wegen der Detention der Dauer nad zu vollftreden, ober 
den Detenirten ſchon db or Ablauf des dreijährigen Zeitraums aus mannigfachen Gründen der 
Detention zu entlaffen, angemeffen findet. 

Es wurde nur noch beantragt, im Anſchluſſe an das Geſetz vom 11. April 1854, 
hinter dem zweiten Abſatze folgenden Zufab einzufcieben: 

„Un Stelle der Einfperrung in ein Arbeitshaus fann bon ber Landes⸗-Polizeibebörde 
angeorbnet werden, daß bie Verurtheilten durch den Landrath ober die Orts-Polizei— 
behörde zu gemeinnüßigen Arbeiten verwendet werden,“ 
und unter Zuftimmung des Regierungs:Kommiffard nahm die Kommiſſion den $. 120. 
mit dieſem —* einſtimmig an. 

Der F. 189. des Strafgeſetzbuches enthält einen Druck- resp. Redaktions— 
fehler, indem darin ber Zwölfte Titel ſtatt des Dreizehnten in Bezug genommen iſt. 

Die Kommiſſion, unter u des Regierungs-⸗Kommiſſars, erachtete es jer 
doch für genügend, wenn bier das Erfenntniß Dietze offenbaren ebaltiongfeblers und 
demnächft die Berichtigung deffelben, nit im Wege der Gefeßgebung, fondern buch Be— 
lanntmachung bes uftiyminifiers erfolgt. 

Man beſchloß die Streihung des $. 189. der Vorlage. 

Der Berathung der Ss: 1%. und 191. bedurfte ed nicht, weil der Kommiſſar er: 
Mlärte, daß die Königliche © — den Vorſchlag derſelben zurüdziebe. 

In dem $. 193. des Strafgeſetzbuches find zwei Straffälle auf gleiche 
Linie geftellt und mit uhtpausftzafe bis zu funfjehn Jahren bedroht, und zwar, wenn 
eine vorſätzliche Mißhandlung oder Körperberlegung: 

a. eine Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit von einer längeren ald zwanzigtägigen Dauer 
‘zur Folge gehabt bat — oder 
b, wenn ber Verletzte verftümmelt, oder der Spracde, des Geſichts, des Gehörs oder 
ber Zeugungsfäbigfeit beraubt oder in eine Geiſteskrankheit verſetzt worden ift. 

Diefe Spezifizirung gewährt allerdings den Vortheil, daß man im gegebenen alle 
einer Körperverlegung ꝛc. nicht zweifelhaft jein Fann, ob biefelbe zur Rognition des Shwur- 
gerichtd oder der Gerichtsabtheilung gehört? allein fie verlegt die materielle Ger 
tehtigfeit — denn ob eine, im Folge einer Körperverlegung eingetretene Krankheit 
ober Arbeitdunfäbigkeit über oder unter zwanzig Tage währt, Pier bon fo vielen, Die 
Strafbarkeit an ſich nicht erhöhenden Aufälligkeiten ab, daß, nad ben gemadten Er; 
fahrungen, die Geſchworenen faft jedesmal durch Anerkennung mildernder Umftände Die 
Anwendung ber bärteren gefehlihen Strafe abwenden, Es bat baber zwertmäßig gefchie- 
nen, das Kriterium ber länger ald zwanzig Tage dauernden Krankheit oder Arbeitsunfä ig: 
feit — fallen zu laſſen und in dem $. 192. der Vorlage ben Fall der erheblich en 
Verlegung w. ſ. w. mit Gefängniß nit unter fehs Monaten zu bedrohen, und es im 
$. 193. nur im alle der Verftümmelung ıc. (dev ſchweren Berlefung) bei der bishe. 
tigen Zuchthausſtrafe bid zu fumfzehn Yabren zu belaffen, 


Aus den Landtags » Verhandlungen. 131 


Die Rommiffion war hiermit bolllommen einverftanden. Es wurde jedoch in Un 
trag gebradt: 
a. bem $. 192. der Vorlage bie Ziffer Nr. 192a. au geben, 
um bie Bifferfolge des Strafgeſetzbüches nicht zu berändern, und 
b. im $. 193. hinter „Sft“ die Worte einzuhalten: 
„bei einer vorfäßlichen ————— oder Körperberletzung“, 
um feſtzuſtellen, daß dieſes Kriterium, ſowie bei $. 192 a., fo auch bier, nicht fehlen darf. 

Die Kommiffion, unter Zuftimmung des egierungd-Rommiffard, erklärte fih mit . 
diefen Anträgen einverftanden. 

Der $. 195. der Vorlage nimmt theild (im erften Abſatze) diejenige Unterſcheidun 
der Straffälle auf, welche nunmehr in den $$. 191. und 193. zwiſchen „erbebliher” un 
„ſchwerer“ Körperverlegung gemacht worden ıft, theils beabſichtigt berfelbe, eine Unge 
nauigfeit der bisherigen Redaktion zu verbeffern. 

Im Wefentlihen ift die Kommiffion damit einverftanden. Sie erachtet ed jedoch 
für empfehlenswerth, im dritten Abſahe ben $. 34. Nr. 1. und 2. zu allegiren, und ftellt, 
unter — des Regierungs-Kommiſſars, anheim, ben $’19. in folgender Faffung 
anzunehmen: 

2 „Wenn bei einer Schlägerei oder bei einem bon mehreren Perfonen verübten An⸗ 
tiffe ein Menſch getödtet wird, oder eine ſchwere ($. 193.) oder erhebliche ($. 1922.) 

— ober Körperberlegung erleidet, fo ift jeber ac. wie im erften Abſatze ber 
orlage. 

Sind mehreren Betheiligten ſolche Verlekungen zuzuſchreiben, welche nicht ur 
für fib, fondern nur in ihrer Gefammtheit den Tod ober bie ſchwere oder die erhebliche 
Mißhandlung oder Körperverlekung Ye olge gehabt haben, fo kommen gegen jeden 
diefer Betheiligten die in den $$. 194. 193, 192a, beftimmten Strafen zur Anwen ung, 
doch darf in den Fällen der $$. 194. und 193, die Dauer einer zebnjährigen Zucht: 
hausſtrafe nicht überfchritten werden. 

Die Anwendung der Gefepe gegen diejenigen, welche ald Urheber eines Mordes, 
oder eined Todtſchlags, oder einer ve oder erheblichen Körperverlegung, oder als 

‘ a a ftrafbaren Handlungen ſchulbig find, 

(efr. $. 34. 1. 2. 

ift hierdurch nicht ausgeſchloſſen.“ 

Gegen den Eingang des $. 196. ber Vorlage bis zu ben Morten: borbanden 
pr wurde nichts erinnert, fobann aber, im Anſchluſſe an den $. 195., folgende ver⸗ 

uderte Faſſung in Antrag gebracht: 

„ſo iſt im Falle der Tödtung ( 3$. 194. 195.) auf Gefängnig nicht unter ſechs Mo: 
naten, im Falle einer ſchweren Mißhandlung oder Rörperverle ung ($. 193.) auf Ge 
fängnig nicht unter drei Monaten, und im Kalle ber erheblichen Mißhandlung oder 
Körperverlegung ($. 192.) auf Gefängniß nicht unter vier Wochen zu erkennen, 

Diefe Ermäßigung der Strafe bleibt aber ausgefhloffen, wenn das Verbrechen 
gegen Verwandte in auffteigender Linie begangen wird.“ 

Diefer lebte Abfap be ndet ſich wörtlid im $. 196. des Strafgeſetzbuches. Seine 
ng. ift, wie der Re terungs- Kommiffar beftätigt, beabfihtigt worden, und bie 
Auslaffung defjelben in der Vorlage an das Herrenhaus (cir. Nr. 27. ber Druds 
ſachen) berubt nur auf einem Verfehen des Druders, 

Der $. 217, des Gtrafgefepbuches bezeichnet in fünf verſchiebenen Nummern meh» 
tere Fälle, in melden das in $. 216. beftimmte Maximum ber Strafe ded gemeinen 
Diebftahld zwar unverändert beibehalten, das Minimum ber Strafe aber auf drei Mor 
nate fefigeieh wird, in fofern nicht milbernde Umftände anerfannt werben. 

ie Vorlage beabfihtigt im $. 217. bon diefen fünf Fällen nur ben sub Mr. 5. 
bed Gtrafgefeßbudes beizubehalten, bie ‚anderen bier Fälle, Nr. 1. bis 4, dagegen fallen 
zu lafjen und benfelben jwei andere Fälle (cf. Nr. 2. und 3. der Vorlage) zu ſubſtitui⸗ 
ten, Die ———— erlaubt ſich in dieſer Beziehung auf die dem Gefeh » Entwurfe beir 
gefügten Motive Bezug zu nehmen (cf. ©. 21), 

Die Kommilfion trug jedoch Bedenken, fi) dem Untrage — — und zwar 

in Erwägung, daß bie in bem fünf Nummern de $. 217. des Strafgefehbuches aufge: 

ten Hülle, wenn feine mildernden Umftände eintreten, in ber That 5 chwerender Art 

nd, daß fie die Ausfhliefung des Minimums bes gemeinen Diebftahld aus g. 216, 

rechtfertigen, um ſo mehr, ald nad den empfangenen Mittheilungen die Entf gen 
9* 
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Auf diefe Betrachtung gegründet, wurde der Antrag gemadt: j 
 ehbunes mit feinen fünf Nummern vollftändig bei«- 
zubebalten; 
b) als Nr. 6. aber die Nr. 2. des $. 218. mit den Worten: 
„wenn der Diebftahl in einem bewohnten Gebäude entweder zur Nachtzeit oder 
bon zwei oder mehreren Perjonen begangen wird“ 
zu übernehmen, fowie 
ce) den Schlußſatz: 
MWird f geftebt, daß mildernde Umftände vorhanden find, fo kann die Strafe 
bis auf vierzehn Tage Gefängniß ermäßigt werden. 
beizubehalten, dagegen den $. 217. des Gefeg: Entwurfs in feiner Faſſung 
und insbefondere in den Nrn. 2. und 3. abzulehnen. 

Die Verlegung der Nr. 2. aus dem $. 218., und zwar ald Nr. 6. in den $. 217. 
des Strafgeſetzbuches, enthält eine erhebliche Strafmilderung, melde empfehlenswertb er— 
ſcheint, weil dad jeßt durch den $. 218. (abgefeben von den mildernden Umftänden) be— 
dingte Strafminimum von zwei Jahren Zuchthaus in vielen Fällen zu hart erfcheint. 

Unter Zuftimmung bes Regierungs:Kommifjard nahm die Kommiffion ben gemadh- 
ten Antrag einftimmig an. 

Das vorftehend befhhlofjene Uebertragen der Nr. 2. des $. 218. in ben $. 217. ver: 
mindert die Nummern im > 218. von 9. auf8. Daran wurde der Antrag genüpft, nunmebr 
den $. 218. des Strafgeſetzbuches mit nur 8 Nummern, fonft aber unverändert beizu- 

behalten und nur im Schlußfage das Strafminimum von Einem Zahre auf ſechs Dio: 
nate berabzufeßen. 

Unter Zuftimmung des Negierungs:Kommifjars nahm die Rommiffion diefen An: 


an. 
Durch die Unterfcheidung, welche bei ber ner ag Mißhandlung ober Körper: 
verlegung in den $$. 192a. und 193. zwiſchen „erheblichen“ und „ſchwere“ (Werftümme- 
lung ac. zur Folge habenden) Verletzungen gemacht worden ift, wird aud bie Anwen 
dung bieker nterfhiede bei den Strafen des Raubes bedingt. Deshalb wurde der 
Antrag gemadt: i 

a, dem N; 232. des Strafgefehbudes folgenden Zufak zu geben: 

Nr. 4. wenn bei einem Raube einem Menſchen eine erheblide Mißhandlung 
oder Körperverlegung ($. — zugefügt wird; 

b. ben $..233. der Vorlage unverändert anzunehmen. 

Die Kommiffion, fowie der Negierungs-Rommiffar traten diefem Antrage bei. 

Die in den $$. 137. und 138. der Vorlage in Antrag gebraten Faſſungs— 

Aenderungen baben den Zwed, einerjeitd außer Zweifel zu fehen, daß das „Anfaufen“ 
oder „zum Pfand nehmen“ nur Beifpiele der Verheimlihung bilden — andererfeits 
aber ausbrüdlich zu beftimmen, daß es bei diefer Art der Hehlerei, im Gegenfaße der 
perfönliyen Begünftigung des Verbrechers felbft, nicht darauf anfommt, ob bie Handlung 
um ded eigenen Vortheils willen geſchehen ift oder nicht? 
Sodann aber ift, fonjequent der zu $. 218, erfolgten Strafmilderung des fhweren 
Diebftahls, auch die Herabfegung des Minimums der Strafe der Heblerei im $. 238, 
und zwar bei dem Vorhandenfein mildernder Umftände, auf brei Monate in Antrag 
gebracht worden. 

Die Kommiffion war mit dieſen Faflungs » Abänderungen und mit der Straf— 
ermäßigung im Prinzip einverftanden und bielt aud dafür, daß die Anwendung der 
in Vorſchlag gebrachten Ubänderung auf Fälle, in welden ein ftrafbarer dolus nicht 
fonfurrirt, dadurch ausgefchlofien wird, daß nach den * des Strafgeſezbuches 
dolus immer vorhanden fein müſſe, wenn Kriminalftrafe eintreten ſoll. 

Dagegen wurde bemerkbar gemacht, daß, — ber zu $. 218. getroffenen 
Beftimmung, — bas Strafminimum im $. 218. nicht auf drei, fondern au nur auf 
ſechs Monate beftimmt werden dürfe, und wurde folgende Kafjung in Vorſchlag gebracht: 

. 237, Wer Saden, von denen er weiß, “ e et pre unterfchlagen oder 


trag 


mittelft anderer Verbrechen oder Vergehen erlangt find, berheimlicht, anfauft, 
zum Pfande nimmt oder fonft an fih bringt oder zu beren Abfage be 
Anderen mitwirkt, es ſei um feines eigenen Vortheild millen oder nicht u, f. mw, 
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$. 238. Wie vorftehend mit ben unterftrihenen Morten — ftatt ber in ber 
Vorlage gebraudten Worte: anfauft, zum Pfande nimmt oder verheimlicht, — 

und im Schlußſatze flatt „drei“ „ſechs“ Monate. 

Die Kommiffion — im Einverftändniffe mit dem Regierungs - Kommiffar — 
nahm diefe Faſſung und den Antrag an, 

Der $. 243. des Strafgeſetzbuches bezeichnet in 7 Nummern betrügliche Hand— 
lungen, welche mit Gefängniß nicht unter drei Monaten und zugleih mit Geldbuße von 
50 Rtblrm. big zu 1000 Rtbien., fowie mit zeitiger Unterfagung ber Ausübung der bür— 
gerlihen Ehrenrechte beftraft werden follen. Der Gefeh » Entwurf beabfihtigt, biefen 
7 Nummern eine achte hinzufügen, und zwar sub Wr. 6., dahin laufend: 

„Wer in ber Abfiht, eine verhängte Exekution abzumenden oder hinauszu— 
ſchieben, von einem Poſtſchein über eine Geldverfendung Gebrauch macht, obgleich er 
weiß, daß ber verfendete Brief oder dad verfenbdete Badet fein Geld oder nur eine 
geringere Summe enthalten bat, ald der Poſtſchein befagt." 

E83 wurbe das Bedenken erhoben: 

ob das angedrohte Strafmaaf in fpeziellen Fällen und bei geringen Objekten nicht als 
ſehr bart zu erachten wäre? 

Dem warb entgegnet: 

bon einigen Gerichten feien ſolche betrügliche Handlungen fogar mit den Strafen ber 

Urfunden:Fälfhung belegt worden. 

Menn man nun auch in der Erwägung, 

baß der an ſich richtige Poſtſchein nicht verfälfcht, fondern daß ber, an ſich 

rechte Poſtſchein nur in betrüglicher Abſicht mißbraucht worden fei, 
bon ber Strafandrobung der Urkunden-Fälfhung Abftand genommen babe, fo fei es doch 
polllommen gerechtfertigt, die Strafen des qualifizirten Betruges eintreten zu laffen. 
Um Fälle von ganz befonderer Geringfügigfeit berüdfichtigen zu Tönnen, möge man ers 
mägen, ob allenfalls mildernde Umftände zuzulaffen feien? 

Es mwurbe ber ——— 

a. ben $. 243. bed Geſetz-Entwurfes anzunehmen und 
b. demfelben noch folgenden —— binzuzufügen: 

„Wird feftgeftellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, fo kann die Strafe bis 

auf vierzehn Tage Gefängniß und Fünf Thaler Geldbuße ermäßigt werben.“ 

Dabei wurde aud noch zur Erwägung geftellt: 

ob nicht empfehlenswerth fein möchte, den neuen all nicht ald Nr. 6., fondern als 
(neue) Nr. 8. in den $. 243. aufjunebmen, 
und die Feftftellung der mildernden Umftände nur auf diefen achten Fall zu befchränfen, 
nicht aber auch auf bie jekigen fieben Fälle des $. 243. für anwendbar zu erklären. 

Die Rommiffion, in Uebereinftimmung mit dem Regierungs » Rommiffar, nahm 
jebob nur den Antrag ad a. einftimmig an; lehnte dagegen den ad b. mit 6 gegen 4 
Stimmen ab. 

Der $. 251. des Entwurfes giebt die Vorſchriften des Strafgefehbuches wieder, 
nur mit bem Zuſatze: 

„Wird feftgefiellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, fo ift auf Gefängniß, nicht 
unter ſechs Monaten, und zugleich Geldbuße, nicht unter Zehn Thalern, fowie auf 
zeitige Unterfagung ber bürgerliben Chrenrechte, zu erkennen.“ 

Die Kommiffion war einftimmig der Anficht, daß diefer Zuſatz empfehlenswerth 
ift, weil nad den gemachten Erfahrungen die Strafe ber qualifizirten Fälſchung in gering: 
fügigen Fällen in fofern zu bart erfcheint, als jetzt eine Strafermäßigung aud bei dem 
Vorhandenfein mildernder Umftände nicht zuläffig if. 

Die KRommiffion war mit dem Aufake einverflanden, und wurde ber $. 251. ber 
Vorlage einftimmig angenommen. 

n den $$. 254. und 255. bes Strafgefehbudes ift die Fälfhung mehrerer 

fpeziell bezeichneter öffentlicher Urkunden mit Strafen bedroht. 

Die fpeziell bezeichneten Urkunden erfhöpfen jebod den Kreis der vorkommenden 
firafbaren Fälle nicht. 

Um diefem Mangel abzubelfen, haben die $$. 254. und 255. der Vorlage bon 
ber Kaſuiſtik derjelben Paragrapben des Strafgefehbudes, welche zur Straflofig: 
feit einzelner, gleich ftrafbarer Täufchungen geführt hat, Abftand genommen, und ift ben: 
felben eine allgemeinere Faſſung gegeben worden. 
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Die Kommiffion ift damit einverfianden und nimmt auf den Inhalt der, der Vor» 
lage beigefügten Motive, Bezug. 

83 wurde noch beantragt: 

a. fowohl im $. 254. am Ende des erften Abfabes hinter: ſechs Monaten ald auch 
b. im $. 255. in defien Ende binter: ſechs Monaten, bie Worte: . 
„ober mit Geldbuße bis 100 Rthlr.“ 
einzufehalten und, in Uebereinftimmung mit dem Regierungs-Kommiſſar, nahm die 
Kommiffion dieſen Antrag und mit diefen Einfhaltungen die $$. 254. und 255. ber 
Vorlage — an. 
m $. 256. be ee eher ift nicht ausgebrüdt, 
daß aud Faͤlſchung eines dort bezeichneten echten Zeugniffes der angebrobten Strafe 
unterliegen foll. 

Diefem unverfennbaren Mangel wird durch bie jebt in Antrag gebrachte Faffung 
abgeholfen und die Kommiffion nahm den $. 256. unverändert an. 

Die Erfahrung bat gelehrt, daß auch die im $. 272. des Strafgefeßbuches fpeziell 
getroffenen Beftimmungen den Kreis der Fälle nicht erfhöpfen, in melden bie wider: 
rechtliche Entziehung in —— genommener Gegenftände ſtrafbar erſcheint. 

Die Vorlage hat deshalb im $. 272. eine allgemeinere Faſſung ſubſtituirt, welche 
bie Kommiffion — annahm. Das jetzige Strafmaaß ift unverändert geblieben. 

Der Send über bie $$. 341. und 342, der Be bedurfte es nicht, mit 
Rüdfiht auf die erfolgte Zurüdnahme der 99. 117— 119, der Vorlage, womit ſich ber 
ſtommiſſar der Staats-Regierung einverftanden erklärte. 

Die zu den $$. 347. und 349. des Strafgeſetzbuches in Antrag gebraten Ab: 
änderungen fteben im Zuſammenhange mit der gleichzeitig in ag ebrachten Re: 
u res — ber Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1 ? (ef, Nr. 35. 
er Drudjaden). 

Mehrere Beftimmungen der FeldpolizeisOrdnung befinden ſich faft wörtlich auch in 
dem Abfchnitte des Strafgeſetzbuches über die Uebertretungen. Es erfheint angemefien, 
biefe Inkonſequenz zu befeitigen und die betreffenden Beftimmungen aus ber Feldpolizei— 
— ausſcheiden zu laſſen. 

er Bericht darüber wird auf die Vorlage in Nr. 25. der Druckſachen beſonders 
erftattet werben. 

Anlangend die fpeziell in Antrag gebrachte Abänderung zum $. 347. des Straf: 
geſetzbuches, fo befchränkt fich biefelbe darauf: 

in Nr. 10. die Strafandrobung auch auf den all auszudebnen, wenn das Geben, 
bren, Reiten oder Viehtreiben auf einem durb Warnungszeihen gefhlof: 
enen Privatwege erfolgt. 

Die Rommiffion — kein Bedenken, dieſer Erweiterung beizutreten und nahm den 
$. 347. der Vorlage unverändert an. 

Der Antrag, welder in der Vorlage auf die Abänderung der Nr. 3. bes $.349. 
bes Strafgeſetzbuches gemacht worden ift, fteht im Aufammenbange mit bem bon der 
——— Staats-Regierung gleichzeitig vorgelegten Geſetz-Entwurfe über die Abän— 
derung des Artikels XIII. des inführung8-@efehes zum Strafgefeßbudhe (conf. Nr. 26. 
ber Druckſachen). Es wird darüber befonderer Bericht erftattet. 

s zen zum $. 349. Nr. 3. der Vorlage in Antrag gebrachte Beftimmung bat 
en Zweck: 
Entwendung bon Früchten, Eßwaaren oder Getränken von unbebeutendem Werthe oder 
in geringer Quantität, 
wenn 
a. bie Wegnahme nicht in gewinnfüchtiger Abfiht fattgefunden bat, und wenn 
b. feine ber im $. 218. des Strafgefeßbuches erwähnten erfchwerenden Umſtände vor: 


u. find, 
nur die Strafe des $. 349., alſo Geldbuße bis zu 50 Rthlrn. ober Gefängniß bis zu 
6 Wochen, eintreten zu laffen, 
Allein diefe Beftimmung genügte der Kommiffion nicht. 
E8 wurde erwogen: 
daß, wenn man au von der Annahme ausgehe, daß der $. 349. Nr. 3. des Straf: 
geiehbuges nur auf die nicht ſchon von ber Feldpolizei-Ordnung betroffenen Fälle zu 
ezieben fei — und wenn auch die Regierungs-⸗Vorlage angenommen. werben 
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möchte, babutdh dennoch nicht ausgefhlöffen werben mürbe, daß z. B. derjenige, mel: 
ohne gewinnſüchtige Abfiht über einen Gartenzaun fteigt und Ana ſchon 
gefammeltem Obſte nur eine ſehr geringe Quantität ſofort verzehrt, 
in Anwendung ber $$. 217. und 218. des Strafgefehbuches, minbeftend einer 
Strafe von zwei aften Zuchthaus, ſowie der Stellung unter Polizei-Auffiht, und 
felbft bei dem Vorhandenſein milbernder Umftände jetzt einjäbrigem (fünftig ſechs⸗ 
monatlihem) Gefängniffe und der zeitigen Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte unterliegen würde, 
Um diefes Mibverhältniß zwiſchen Strafe und Vergehen abzuwenden, wurde in 
Antrag gebracht, der Nr. 3. folgende Faffung zu geben: 
Wer Früchte, Eßwaaren ober Getränke von unbedeutendem Werthe ober in ge 
et 


eſtimmungen ber Feldbolizei⸗Ordnung 
—* unter: 


handen ift; 


1) wer unbefugt ein fremdes Grundſtück, ober einen öffentlichen ober Privatweg 
ober Grenzraine durch Abgraben oder Abpflügen verringert; 

2) wer unbefugt von öffentlichen oder Privatiwegen Erbe, Steine oder Nafen, ober 
aus Grundftüden, melde einem Anderen zugebören, Erbe, Lehm, Sand, Brand 
ober —— gräbt, Plaggen ober Bülte haut, Raſen, Steine oder Mineralien, 
u deren Gewinnung es einer Verleihung einer Konzeffion oder einer Erlaubnif 

er Behörde nicht bedarf, ober ähnliche Materialien wegnimmt; 

) wer Früchte, Eßwaaren oder Getränke von unbedeutendem Merthe ober in ge— 
tinger Quantität entwenbet, felbft wenn die Entwendung bermittelft Einbruchs 
ober Einfteigeng in ein unbewohntes Gebäude ober in einen demfelben gleich. 
ftebenden umſchloſſenen Raum erfolgt. 

Befhieht die Entwendung unter einem andern ber im $. 218. bezeidh- 
neten erfchwerenden Umftände oder in gemwinnfüchtiger Abficht, fo kommen bie 
Strafen bed Diebftahls zur Anwendung. 

Nr. 4. 5. und 6, unverändert, wie im ber Geſetzes⸗Vorlage. 


Hiernach lautet der Geſetz-Entwurf nad) ben Vorſchlaͤgen beider Kommiſſionen 
übereinffimmend bahin: | 


Entwurf eines Gefeges, 
betreffend 
die Abaͤuderung einiger Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs. 


Artitel J. In dem Strafgefehbuhe für die Preußiſchen Staaten vom 14. A il 
1851 werden die zed 113. 120. 195. 196, 217. 218, 232. 233. 237. 2838. 243, ob, 
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254. 255. 256. 272. 347. 349., und zwar jeber einzeln in der Art abgeändert, wie ber» 
felbe — unter ſeiner bisherigen Nummer umgeftaltet ift. 

193. des Strafgefeßbuches aber erhält die aus den nachſtehenden $$. 192. 
und 193. erfehtlicen Abänderungen. 

113. Wer ſich borfäklid durch Selbftverftümmelung oder auf andere Weife 
zu dem Militairbienfte untauglid macht, oder durch einen Anderen untauglih machen 
läßt, wird mit Gefängniß nicht unter Einem Jahre und zeitiger Unterfagung der Aus— 
übung ber bürgerliben Ehrenrechte beftraft. Diefelbe Strafe bat berj * verwirkt, wel⸗ 
cher den Andern auf deſſen Verlangen zum Militairdienſte untaugli 

Wer in der Abſicht, ſich der Verpflichtung zum Militairbienfte 
ganz ober a zu entziehen, auf Täuſchung berechnete Mittel an: 
wendet, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten und zeitigerlinter: 
fagung der Ausübung der bürgerlihen Ehrenrechte beftraft. Diefelbe 
Strafe Iaben bie Theilnebmer an dieſen Vergeben verwirkt. 

120. . In den fällen der $$. 117 — 119. kann der Verurtbeilte nad 
ausgeftandener Strafe nah dem Ermeffen ber Landespolizei— Behörde 
in ein Arbeitshaus gebracht werben. 

Die don der Landespolizei— Behörde feſtzuſetzen de Dauer der Einfper- 
rung in dem Arbeitähaufe darf einen- Zeitraum bon brei Jahren nicht überfteigen. An 
Stelle der Einfperrung in ein Arbeitsbaug fann von der Landespolizei— 
Behörde angeordnet werden, daß die Verurtbeilten durch den Landrath 
ober die Ortspolizei-Behörde zu gemeinnützigen Arbeiten verwen— 
bet werben. 

Die Befugniß der Lanbespolizei-Bebörde, Ausländer aus dem 

Rande au Ban; wird hierdurch nit berührt. 
a. Hat eine vorſätzliche Mißhandlung oder Körperverlegung erbeblihe Nach⸗ 
tbeile für bi —*&* ober die Gliedmaaßen des Verletzten, oder eine länger andauernde 
BER zur folge gebabt, fo tritt Gefängniß nicht unter ſechs Monaten ein, 

6.193. Iſt bei einer borfäkliden Mißbandlung oder Körperber: 
letzung der Verletzte verftümmelt, oder der Sprade, des Gefihts, des Gehörs oder 
ber Zeugungsfähigfeit beraubt, oder in eine Geiſteskrankheit verfetzt worden, fo ift bie 

Strafe Zuchthaus bis zu fünfzehn Sabren. 

. 195. Wenn bei einer Schlägerei oder bei einem von mebreren Berfonen 
verübten - Menſch getödtet wird, oder eine ſchwere ($. 193.) oder erbeb- 
liche ($.192 Mikbandlung oder Rörperverlekung erleidet, fo ift jeder, welder 
fib an ber Sälägent oder dem Angriff betbeiligt bat, ſchon wegen dieſer Betbeili- 
gung mit Gefängniß nicht unter drei Monaten zu beftrafen, in fofern nicht feftgeftellt 
wird, daß er obne fein Verſchulden bineingezogen worden. 

Sind mehreren Betbeiligten folbe Verletzungen zuzufchreiben, welche nicht 
einzeln für fich, fondern nur in ihrer Befammtbeit den Tod oder die ſchwere ober bie 
erhebliche Mißhandlung oder Körperverlefung zur folge gebabt haben, fo"Tom: 
men gegen jeden dieſer Betbeiligten bie in den $$. 194. 19. 192 a. ber 
fimmten Strafen zur Anwendung, doch barf in ben Fällen der 88. 19. 
193. die Dauer einer zebnjährigen Zuchthausſtrafe nit überf&rit- 
ten werben, 

Die Anwendung ber Geſetze gegen diejenigen, melde als Urheber eines Mordes 
ober eines Todtſchlags, ober einer fehweren oder erbebliden Körperberlekung, 
oder ald Theilnehmer an diefen ftrafbaren Handlungen ſchuldig find ($. 34. 1. 2.), 
ift are nicht ausgeſchloſſen. 

8. 196. War bei einer Mißbandlung oder Körperverlekung der Thäter obne 

eigene Schuld durch eine ihm felbft oder feinen Angebörigen zugefügte Mißhandlung ober 
fe were Beleidigung bon dem Verlekten zum Zorn gereizt und dadurch auf der Etelle 
zur That bingeriffen worden, oder wird feftgeftellt, daß andere mildernde Umftände vor: 
banden find, fo ift im Falle ber Tödtung (8. 194. 195.) auf Gefängniß nit unter 
fehd Monaten, im Falle einer ſchweren Mikbanblung oder Körperverlekung ($. 193.) 
auf Gefängnif nicht unter drei Monaten, und im fall der erheblichen Mifbandlung oder 
er a: ($. 192 a.) auf Gefäniß nicht unter bier Moden zu erkennen. 

Diefe Ermäßigung der Strafe bleibt ausgeſchloſſen, wenn das Verbrechen gegen 
Jeiblidye Verwandte in auffteigender Linie begangen wird, 
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in ki 6. 217. In folgenden Fällen foll die Gefänifftrafe nicht unter drei Monas 
en fein: . 

1) wenn Adergerätbichaften, oder Thiere, welche zum Aderbau gebraudt werden, bon 
bem Felde, Thiere von der Weide, Wild aus umzäunten Gebegen, Fiſche aus Tei- 
chen oder Behältern, Bienenftöde von dem Stande, Tuche, nen, Gewebe ober 
Garne von bem Rabmen oder von der Bleiche geſtohlen werden; 

2) wenn Früchte oder andere Boden-Erzeugnifie, welche bereits geerntet find, von Fel—⸗ 
bern oder Miefen oder aus Gärten geftoblen werben ; 

3) wenn gefchlagenes Holz aus dem Walde oder von ber Ablage, oder wenn Schwennm: 
oder Flößholz geftoblen wird; 

4) wenn eine Perſon, welde für Lohn oder Koft dient, den Diebftahl gegen ihre Herr: 
fhaft ober gegen einen Dritten verübt, welcher fich im der Wohnung der Herrichaft 
befindet; ingleihen wenn ein Arbeiter, Gefelle oder Lehrling den Diebftahl in ber 
Wohnung, der MWerkftätte oder dem MWaarenlager des Meifterd oder Arbeitgebers 
begebt, ober wenn eine Berfon, welche in einer Wohnung gewöhnlich arbeitet, in 
bdiefer Wohnung ftieblt; 

5) wenn ein Gaftwirtb oder ein Dienftbote deſſelben Sachen eined aufgenommenen 
Gaſtes, oder wenn ein aufgenommener Gaft in dem Gaftbaufe ftieblt; 

6) wenn der Diebftabl in einem bewohnten Gebäude entweder zur Nacht— 
zeit ober bon zwei oder mehreren Berfonen begangen mwirb. 

Mird feftgeftellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, fo fann die Strafe bie 
auf vierzehn Tage Gefängnif ermäßigt werben. 

$. 218. Zuchthausſtrafe bis zu zehn Jahren und Stellung unter Bolizei:Aufficht 
tritt in folgenden Fällen ein: 

1) menn aus einem zum &ottesdienfte beftimmten Gebäude Gegenftände geftoblen wer: 
ben, welche dem Gottesdienite gewidmet find; 

2) wenn in einem Gebäude ober in einem umfehlofienen Raume vermittelft Einbruchs 
ober Einfteigend geſtohlen wird; 

3) wenn ber Diebftahl daburd bewirkt wird, daß zur Eröffnung eines Gebäubes oder 
ber Zugänge eined umfclofienen Raumes, oder zur Eröffnung der im Innern be: 
findlihen Thüren oder Behältniffe falſche Schlüflel angewendet werben; 

4) wenn auf einem öffentliben Wege, einer Straße, einem öffentlichen Platze, einer 
Mafferftraße oder Eifenbabn, oder in einem Poftgebäude oder dem bazu gebörigen 
Hofraume, oder auf einem Eifenbabnbofe, eine zum Weifegepäd ober zu anderen 
Gegenftänden des Transports gehörende Sache mittelft Abfchneidens oder Ablöſens 
ber Befeftigungs» oder Verwahrungsmittel oder durch Anwendung falfher Schlüffel 
geftoblen wird; 

wenn Saden, welche eine blödfinnige Perfon oder ein Kind unter zwölf Jahren an 
ober bei ſich führt, geftoblen werben; 

wenn ber Dieb oder einer der Diebe, oder einer der Theilnehmer am Diebftahle 
MWaffen bei ſich führt; 

wenn u dem Diebftahle zwei oder mehrere Perfonen als Urheber oder Theilnehmer 
mitwirken, welche ſich zur fortgefekten Verübung von Raub oder Diebftahl ver— 
bunden haben; 

wenn ber Diebftabl während einer Feuers- ober Waſſersnoth an ben gefährdeten 
ober geflüchteten Sachen begangen wird. 

MWird feftgeftellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, fo ift auf Gefängnif 
nicht unter ſechs Monaten, fowie auf zeitige Unterfagung der Ausübung der bürger: 
lien Ehrenrechte zu erkennen. 

$. 232. Der Raub wird mit Zuchthaus von zebn bis zu zwanzig Jahren, fowie 
mit Stellung unter Bolizei-Aufficht beftraft: 

1) wenn- der Räuber, oder einer der Räuber oder Theilnebmer am Raube Waffen bei 
fi führt; 

2) wenn zu dem Raube zwei oder mehrere Perfonen ald Urheber oder Theilnehmer 
mitwirken, melde fi zur fortgefeßten Verübung von Raub ober Diebftabl ver: 
bunden haben; 

3) wenn der Raub auf einem öffentlihen Wege ober Plage verübt wird; 

4) wenn bei einem Raube einem Menfhen eine erhebliche Mißhandlung 
ober Körperverlegung ($. 192a.) zugefügt wird, 
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$. 283. Der Raub wird mit lebenslänglichem Zuchthaus beftraft: 

1) wenn der Räuber fchon einmal wegen Raubes oder gewaltfamer Erprefiung dur 
einen Preußiſchen Gerichtshof rechtäfräftig verurtheilt worden ift; ber $. 60. findet 
bier feine Anwendung; 

2) wenn bei dem Raube ein Menſch gemartert oder verftümmelt, ber Sprache, des Ge— 
fibts, bed Gehörs ober ber geunungafabigeit beraubt, oder durch, Mißhandlung 
oder Rörperverlegung in eine Seiftestranfheit verfeht worden ift; 

3) wenn bei bem Raube der Tod eines Menſchen durch Mißhandlung oder Körperver- , 
letzung verurfacht ift. 

. 237. Wer Saden, von denen er weiß, daß fie geftohlen, unterfhlagen ober 
mittelft anberer Verbrechen oder ray erlangt find, verbeimlicht, anfauft, zum 
Pfande nimmt, ober fonft an fi bringt, oder zu deren Abfahe bei An- 
beren mitwirft, es fei um feines eigenen Vortheils willen oder nicht, 
ne wer PBerfonen, die fidh eines Diebftabls, einer Unterfhlagung oder eines äbn- 
lichen Verbrechens ober Vergebens ſchuldig gemacht baben, in Beziehung auf das ihm 
befannte Verbrechen oder Vergehen um feines eigenen Bortheild willen begünftigt, ift 
mit —— nicht unter Einem Monate und mit zeitiger Unterſagung ber Austbun 
ber bürgerlihen Ebrenrechte zu beftrafen; auch kann berfelbe zugleich unter Polizei-Auf: 
fiht geftellt werben, 

Wird feftgeftellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, fo farın die Strafe bis 
auf Eine Woche Gefängnik ermäßigt werden. 

$. 238. Wer Saden, von benen er weiß, baf fie von einem Raube oder einer 
bem Raube gleich zu achtenden Erpreffung ($. 236.) oder einem ſchweren Diebftahle 
($. 218.) berrübren, verbeimliht, anfauft, zum Pfande nimmt oder he 
an ſich bringt, oder zu deren Abfak bei Anderen mitwirkt, es fei um 
feine3 eigenen Vortheils willen oder nicht, ingleichen wer Berfonen, bie fich 
eined der genannten Verbrechen fhulbig gemacht haben, in Beziebung auf das verübte 
und ihm befannte Verbrechen um feines eigenen Vortheils willen begünftigt, ift mit Zudht- 
haus big © zehn Jahren und Stellung unter Polizeiaufficht zu beftrafen. 

Wird feftgeftellt, daß mildernde Umftände vorhanden Ans, fo ift- auf Gefängniß 
nit unter ſechs Monaten, fomwie auf zeitige Unterfagung der Ausübung ber bürger- 
lichen Ehrenrechte zu erfennen. 

9. 243. it Gefängniß nicht unter drei Monaten und zugleid mit Geldbuße 
bon Sunfäig bis zu Eintaufend Thalern, ſowie mit zeitiger Unterlogang der Ausübung 
ber bürgerlichen Ehrenrechte wird beftraft: 

1) wer fich wiſſentlich unrichtiger, zum Meſſen oder Wiegen beftimmter Werkzeuge zum 
Nactbeile eined Anderen bedient; 

2) wer einen Ankaͤufer von Gold oder Silber über die Eigenfchaften dieſer Waare 
hintergebt, indem er ihm geringbaltigeres Gold oder Silber für vollbaltigeres verlauft; 

3) wer echte, zum Umlauf beftimmte Metallgeldftücde durch Befchneiden, Abfeilen ober 
auf andere Art verringert und als vollgültig ausgiebt oder ausjugeben verſucht; 

4) wer foldye verringerte Münzen gewohnbeitsmäßig ober im Einverftändniffe mit dem, 
welcher fie verringert bat, als vollgültig audgiebt oder auszugeben verſucht; 

5) wer Geldpadete, bie mit einem öffentlien Eiegel verſchloſſen und mit Ungabe bes 

nbaltes verfeben find, zu ibrem vollen Anbalte —— ober auszugeben verſucht, 

obgleich er weiß, daß fie eröffnet und ihr Inhalt veringert worden; 

6) wer in der Abſicht, eine verhängte Exekution —— oder hin— 
auszufbieben, von einem Poſtſcheine über eine Gelbverſendung Ge: 
braub madt, obgleih er weiß, daf der verfenbete Brief oder bag 
verſendete Badet fein Geld oder nur eine geringere Summe enthal: 
ten bat, als der Poſtſchein ind: 

7) wer Grenzſteine oder andere zur Bezeichnung einer Grenze oder des Wafferftandes 
beftimmte Merkmale zum Nachtbeile eines Anderen wegnimmt, vernichtet, untenntlidy 
macht, verrüct oder faͤlſchlich feht; 

8) wer Urkunden, melde ihm entweder garnicht, oder nicht ausfcließlic gehören, zum 
Nachtheile eined Anderen vernichtet, befhädigt oder unterbrüdt. 

$. 251. Die Urkundenfälſchung wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und 
paris mit Geldbuße von Einhundert bis zu Zweitauſend Thalern beftraft, wenn bas 

erbrechen eine ber folgenden Arten vom Urkunden zum Gegenſtande bat: 
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1) —— as mit ber Unterſchrift ded Königs ober mit dem Königlichen Infiegel 
ausgejeriig ; 
2) Urkunden, welche von Staatäbehörden, Gemeinden ober Rorporationen des Inlandes 
oder Anslanded, bon inlänbifhen oder ausländifhen Beamten, ober von folden 
——— welche nach ben Geſetzen des Inlandes oder Auslandes öffentlichen Glau— 
en haben, aufgenommen, ausgefertigt ober beglaubigt werben; 
Bücher, Regifter, RKatafter oder Inventarien, welche umter amtlihem Glauben ge: 
v —— 
erfügungen von Todeswegen; 
) Wechſel. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtände vorbanden find, fo iſt 
auf Gefängniß nicht unter ſechs Monaten und zugleich Geldbuße nicht 
unter zehn Zbalern, ſowie auf zeitige Unterſagung ber Ausübung ber 
bürgerlihen Ehrenrechte zu erkennen. 

$. 254. Wer obne die Abſicht, fi oder Anderen Geminn ju ver: 
ſchaffen, oder Anderen Schaben zuzufügen, jedoch zu dem Jwede, Be: 
börden oder Privatperfonen zu täufben, einen Reifepaß, einen Legi- 
timationsfchein, ein Wanderbud oder eine andere öffentliche Urfunde oder 
ein auf Grund beftebender Vorſchriften awdzuftellendes ſonſtiges Zeng- 
nis, oder ein Führungs- oder Fähigkeitszeugniß falſch anfertigt ober 
berfälicht, oder von einer folden falfhen oder verfälfhten Urkunde 
wiſſentlich Gebraud mat, ift mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten ober 
mit Geldbuße bis zu Einbundert Thalern zu beftrafen. 

Auf diefelbe Strafe ift gegen den zu erfennen, welder zu aleihem 
Zmwede von folden für einen Anderen ausgeftellten echten Urkunden, 
als feien fie für ibn ausgeftellt worden, Gebrauch macht, oder welder 
folde für ihn ausgeftellte Urkunden einem Anderen zu dem gebadten 
Zwede überläßt. i 

$. 255. Wer vorfäklid, jedoch nicht in ber Abſicht, ſich ober An— 
beren Gewinn zu verfdhaffen, * Anderen Schaben zuzufügen, bewirkt, 
daß Verhandlungen, Erklärungen ober Thatſachen in öffentlichen Ur— 
kunden, Büchern oder Regiſtern als abgegeben oder geſchehen beurkundet 
werden, wäbrend ſie gar nicht oder in anderer Weiſe oder von anderen 
Perſonen abgegeben ober geſchehen ſind, wird mit Gefängniß bis zu 
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ſechs Monaten oder mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern beſtraft. 


$. 256. Wer unter dem Namen eines Arztes, Wundarztes oder einer anderen 
Mebdizinalperfon ein Zeugniß über feinen oder eined Anderen Befundheitszuftand ausſtellt, 
ober ein derartiges echtes Zeugniß verfälſcht und davon zur Täufhung bon 
Behörden oder Verfiherungs : Gefellibaften Gebraud macht, wird mit Gefängniß bon 
Einem Monate bis zu Einem Jahre beftraft; auch kann gegen denſelben auf zeitige Un- 
terfagung der Ausübung der bürgerliben Ehrenrechte erfannt werben. 

$. 272. Wer Sachen, melde durd die zuftändigen Behörden oder Beamten ge: 
pfändet oder in Befhlag genommen worden find, vorfählih bei Seite jhafft, ver: 
bringt oder zerftört, oder in anderer Weife der Pfändung oder Beſchlagnahme 
gung oder theilweiſe entziebt, wird mit Gefängnif bis zu Einem Jahre beftraft. 

$. 347. Mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder mit Gefängmiß bis zu bier- 
jebn Tagen wird beftraft: 

1) wer dad Raupen, in fofern dies durch geſetzliche oder polizeiliche Anordnungen gebo- 
ten ift, unterläßt ; , 

2) wer ben polizeilichen Anordnungen über die Schließung ber Weinberge entgegenbanbelt ; 
3) wer obne polizeiliche Erlaubniß eine neue Keuerftätte errichtet ober eine bereitd vor⸗ 
bandene an einen anderen Ort verlegt; 

4) wer e3 unterläßt, dafür zu forgen, daß die Feuerftätten in feinem Haufe in baulihem 
und brandfiherem Zuftande unterhalten, oder daß die Schornfteine zur rechten Zeit 
gereinigt werben ; ‚ 

5) wer Maaren, Materialien oder andere Vorrätbe, welche ſich leicht von felbit entzüns 
ben, ober leicht euer fangen, an Orten oder in Bebältniffen aufbewahrt, mo 
ihre Entzündung gefährli werden fann, oder wer Stoffe, die nicht obne Gefahr 
einer Entzündung bei einander liegen können, ohne Abfonderug aufbewahrt ; 
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4140 Aus den Landtags - Verhandlungen. 


6) wer Scheumen, Ställe, Böden oder andere Räume, melde zur Aufbewahrung feuer: 
fangender Sachen bienen, mit unverwahrtem Feuer ober Ficht betritt, oder fih ben- 
felhen mit unverwahrtem Feuer oder Licht näbert ; 

7) wer an gefährlihen Stellen in Wäldern oder Haiben, oder in gefährlider Nähe von 
Gebäuden ober feuerfangenden Sachen Feuer anzündet; 

8) mer in gefährlidyer Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen mit Feuergewehr 
fehießt oder Feuerwerke abbrennt ; 

9) wer die polizeilich vorgefchriebenen Feuerlöfch : Gerätbfchaften entweder gar nicht oder 
* . brauchbarem Zuftande bält, oder andere fewerpolizeilihe Anordnungen nicht 

efolgt; 

10) wer unbefugt über Gärten oder Weinberge, oder vor völlig beendeter Ernte über 
Wieſen ober beſtellte Aecker, oder über ſolche Aecker, Wieſen, Weiden oder Scho— 
nungen, welche mit einer Einfriedigung verſehen ſind, oder deren Betreten durch 
Warnungszeichen unterfagt ift, oder auf einem durch Warnungszeichen 
aefhloffenen Privatwege gebt, fährt, reitet ober Vieh treibt. Die befonderen 
Beftimmungen, welche wegen ber Pfändungen bei ſolchen Webertretungen, fowie 
ber — in ben Feldpolizei-Orbnungen enthalten find, werden hierdurch nicht 
ge ; 

11) mer obne Genehmigung des Jagbberechtigten auf einem fremden Zagbdrebiere außer 
bem öffentlichen, zum gemeinen Gebrauche beftimmten Wege zwar nicht jagend, aber 
mit Schießgewehr, Windhunden oder zum Einfangen des Wildes gebräuchlichen 

erfzeugen betroffen wird; 

12) mer Eier oder Junge von jagbbarem Federwild ausnimmt. 

$. 349. Mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefängniß bis zu ſechs 
Moden wird beftraft: 

1) wer unbefugt ein frembed Grundftüd, oder einen öffentlichen oder Privatweg ober 
Grenzraine durch Abgraben oder Abpflügen verringert ; 

2) wer unbefugt von öffentlichen oder Privatiwegen Erde, Steine oder Rafen, ober aus 
Grundftüden, melde einem Anderen zugebören, Erbe, Lehm, Sand, Grand ober 
Mergel gräbt, Plaggen ober Bülten baut, Rafen, Steine, Mineralien 
zu beren Gewinnung es einer Berleibung, einer Ronzeffion ober 
einer Erlaubniß der Behörde nicht bedarf oder ähnliche Materialien 
wegnimmt; 
wer Früchte, Eßwaaren oder Getränke von unbebeutendem Werthe 
ober in geringer Quantität entwendet, ſelbſt wenn bie Entwendung 
vermittelſt Einbruchs oder Einſteigens in ein unbewohntes Gebäude 
ober in einen demſelben gleichſtehenden umſchloſſenen Raum erfolgt. 

Geſchieht die Entwenbung unter einem anderen ber im 6. 218, 
begeihneten, erſchwerenden Umftände oder in gewinnfühtiger Abficht, 
fo fommen bie Strafen bes Diebſtahls zur Anwendung; 

4) wer von einem zum Dienftftande gehörenden Unteroffizier oder Gemeinen, obne bie 
ſchriftliche Erlaubniß des vorgeſetzten Kommandeurs, Montirungd- ober Armatur: 
ftüde kauft oder zum Pfande nimmt; 

5) wer bei ben Uebungen ber Artillerie verſchoſſene Eifenmunition, oder wer Blei: 
fugeln aus den Rugelfängen ber Schießftände der Truppen widerrechtlich fi zueignet; 

6) ein Pfanbleiher, welcher bei Ausübung feines Gewerbes den barüber gefehlich er: 
laffenen Anordnungen entgegen banbelt. 

Artikel I. Mo in den Gefeken und insbefonbere in dem Straf: 
gefeßbude felbit bisher auf einen ber im Eingange bed Artikels I. be— 
zeihneten Paragrapben bingemiefen ift, beziebt diefe Hinweiſung ſich 
fortan auf den Paragrapben in feiner vorſtehend abgeänberten ®eftalt. 

Statt des $.19. des Strafgeſetzbuches aber ift, wo fib bisher eine 
Hinmweifung auf benfelben vorfindet, ber borftebende neue $. 193. allein 
ald maaßgebenb zu betradten. 
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IIL a. 
Bericht 


der 


Kommiſſion für das Juſtizweſen im Hauſe der Abgeordneten über den 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen 
ber SeldpolizeisOrdnung vom 1. November 1847. 


Die unterzeichnete Kommiffion für das Yuftizwefen bat fih in Gegenwart bes 
Geheimen Ober-Zuftizratbs Bifchof, als Vertreters des Königlichen Juſtiz-Miiniſterii, ber 
Vorberathung über den auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 28. November v. J. 
dem Haufe der Abgeordneten vorgelegten Bejeh- Entwurf, betreffend die Abänderung einiger 
Beitimmungen der Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847, unterzogen. 
1. Dem Entwurfe ift in der Reihe der dem Haufe der Abgeordneten gleichzeitig 
vorgelegten, die Abänderung und Ergänzung ber beftchenden materiellen und formellen 
Strafgejebgebung bezwedenden drei Gefeß-Entwürfe vom 28. November v. %. die Auf— 
gabe zugefallen, nady Maaßgabe des hervorgetretenen Bebürfnifjes die in den $$. Al. bis 
46, der Feldpolizei-Drdnung zufammengeftellten ſtrafrechtlichen Vorſchriften über Feld⸗ 
frevel, fo weit erforderlih, abzuändern und mit den einfchlagenden Beftimmungen ber 
anderweitigen Strafgefeßgebung in Einklang zu ſetzen. 
Zu diefem Zwede hat der Entwurf diejenigen Straf-Beftimmungen ber Felbpoli- 
zei⸗Ordnung, welche ſich ihrem wejentlihen Inhalte nach bereitd in dem Abfchnitte des 
Strafgefeßbudhes vom 14. April 1851 über die Uebertretungen vorfanden, Behufs voll 
ftändiger Aufnahme in die neue Redaltion bes —— aus der Feldpolizei— 
Drbnung entfernt, die in der leteren verbleibenden Beftimmungen aber unter Vornahme 
der nothiwendig fcheinenden Ubänderungen nach ihrem inneren Zuſammenhange georenet. 
Der vorftehend angedeuteten Tendenz des Gefeh- Entwurfes ift von der überwie- 
genden Majorität der Kommiffion als einer richtigen beigeftimmt und es ift namentlich 
anerkannt worden, daß das Fortbeſtehen von Strafbeftimmungen gleichen Inhalts in 
der Felbpolizei-Ordnung und dem Strafgeſetzbuche unzuträglid erſcheine und, zumal bei 
unvollftändiger Faſſung der einzelnen Vorſchriften in dem einen oder anderen Geſetzbuche, 
zu Zweifeln bei der Rechtsſprechung Veranlafjung geben müſſe. 
Nur von einer Eeite der Kommiſſion wurde dem Entwurfe der Borwurf gemacht, 
daß er neben wirklichen legislativen Zweden auch die Ubfiht verfolge, eine Ueberſicht 
bereit$ beftebender gefegliher Vorſchriften zu geben. 
Das leptere fei nicht Aufgabe ber Gefeggebung und müfje, wenn erforberlidy, 
auf abminiftrativem Wege erreicht werben. 
In fofern wurde das Bedürfniß eines Geſetzes über den vorliegenden Gegenftand 
beftritten, der gemachten Ausftellung aber von anderer Seite unter Zuftimmung ber Kom: 
miffion entgegengeſeßt, daß biefelbe unbegründet fei, weil es fid im vorliegenden Falle um 
die nothwendige Ausgleihung zweier bereits beftehender Geſetze handle. 
Im Uebrigen war die Kommiffion darüber einig, daß die Frage über das Bebürf- 
niß des vorliegenden Geſetz-Entwurfes zu einem Theile mit ber von der Kommiffion bes 
jahend beantworteten Bebürfnißfrage in —* auf die beiden anderen Entwürfe vom 
28. November pr. in engem Zufammenhange ftebe, zu anderem Theile aber fi nur bei 
Erörterung ber Eingelbeftimmungen bed Entwurfed beantworten lafle. 
Gleichzeitig ift indeffen in der Kommiſſion die Frage angeregt: 
Ob es nicht in weiterer Verfolgung der Zwede des Entwurfes geboten erſcheine, die in 
den $$.41. fi. des Entwurfes enthaltenen Beftimmungen über Zeldfrevel überhaupt 
aus der Feldpolizei » Drbnung auszuſcheiden und in die neue Redaltion des Straf— 
Geſehbuches aufzunehmen, 

Es ift in dieſer Beziehung geltend gemacht, daß man, wie die legislatoriſchen Ver⸗ 
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bandlungen über den Entwurf der Feldpolizei-Orbnung aus den Jahen 1844 und 1846 
ergeben, bie fraglihen Straf-Borfchriften nur um deshalb auf dag Gebiet der Feldpolizei— 
Drbnung verwiefen babe, weil man fie der Kompetenz des Strafrichters babe entziehen 
und dem fürzeren, ſchnelleren und weniger foftfpieligen, polizeilihen Strafverfahren unter: 
werfen wollen, 

Nachdem aber das lehtere durch die neuere Gefeßgebung befeitigt fei und nachdem be- 
reitd eine Reihe hierher geböriger Strafbeftimmungen in das Strafgeſetzbuch Aufnahme 
gefunden hätten, m. es an einem inneren Grund für die Aufrechterhaltung ber bisheri- 

: Scheidung, und. ed empfehle ſich zugleich aus praftifchen Gründen, für- bie in Rebe 
ebenden, mit einander, verwandten Beftimmungen eine gemeinfame sedes materiae im 
Strafgefeßbuche zu gewinnen. 

Dem gegenüber wurde indeſſen andererfeit3 hervorgehoben: 

Die in den $$. 41. ff. der Yeldpolizei - Ordnung beziehungsweife ded Entwurfes 
aufgenommenen verhältmißmäßig umfangreichen und betaillirten Beftimmungen über Feld— 
frevel feien ohne Ausnahme auf den Schub des Yandbaues beredhnet und gehörten um 
beöhalb, gleich den in den früheren Paragraphen ber N: enthaltenen 
Strafbeftimmungen über Hütungs-Exzeſſe, recht eigentlih in das Gebiet der Feldpolizei- 


Drbnung. - 

Ba nun bie lehtere nur für. diejenigen Landestheile, in denen bag Allgemeine 
Landrecht Gefeheöfraft habe, mit Ausnahme der Kreife Rees und Duisburg, erlaffen Ru 
mithin namentlih im ber Rheinprovinz und in ben gemeinredhtlichen Gebieten der Mo— 
narchie feine. Anwendung finde, fo fei die Frage über die Aufnahme jener Beftimmungen 
in das für den ganzen Umfang der Monarchie erlafjene Strafgefehbudh von dem Näch— 
weiſe des Bebürfniffes in jenen Yandestheilen abhängig, ftebe mit der allgemeineren Frage 
über den Erlaß einer Landes-Feldpolizei-Ordnung oder von elbpolizei- Ordnungen für 
jene Zanbeötheile im Zufammenhange und fönne jedenfalls nur nah Anhörung der Pro- 
vinzialbehörben entſchieden werben, 

Ueberdies lafje fi ohne genügende Vorbereitung, welde nicht in dem Zwede bes 
geaenmär gen Gefeh » Entwurfs gelegen habe, zur Zeit gar nicht überfehen, in welches 

erhältniß die fraglichen Vorſchriften der Feldpolizei-⸗Ordnung, falls ihnen durch Wer: 
ſchmelzung mit dem — un Allgemeingültigleit gegeben werde, zu den in den 
betreffenden Landestheilen beftehenden provinzielen und _lofalen, die Feldpolizei betreffen- 
den Sttafbeftiimmungen treten, und melden Einfluß fie auf die fernere Gültigkeit der- 
felben ausüben würden. 

Aus diefen, .. im Schooße der Kommiffion, theild von dem Regierungs-Rom: 
mifjarius herborgehobenen Gründen hat die Kommiffion von der Aufnahme der F8. 41. ff. 
der Feldpolizei-Ordnung in das Strafgefeßbud Abjtand nehmen zu müfjen geglaubt. 

11. Bei dem Eintreten in die Einzelberathung fand fi gegen die Eingangsworte 
des Entwurfes nichts zu erinnern, 

—Zu F. 41 des Entwurfs. 1. $. 41. des Entwurfs ergiebt zuvörberſt: daß 


Wer unbefugterweiſe 
1) über GArten, Weinberge, oder vor völlig beendeter Ernte über beſtellte Aecker oder 
Wiefen, oder über folde Aecker, Wieſen oder Weiden, weldye eingefriedigt find, oder 
beren Betreten durch Warnungszeichen (Tafeln, Strohwiſche, Gräben u. f. w.) un« 
terfagt ift, oder auf einem duch Warnungszeihen geſchloſſenen Privatwege gebt, 
reitet, fährt oder Vieh treibt; _ 
in dem Entwurfe fortgeblieben ift, weil fie ſich gegenwärtig vollftändig in dem $. 347. 
ad 10, der vorgeſchlagenen neueren Faſſung des Strafgeſetzbuches borfindet. 
Die Kommiffion bat ſich hiermit aus den im Eingange des Berichts erörterten 
allgemeinen Gründen einverftanden erklärt, 
Die gleichzeitig in der Kommiffion erörterte neue Faſſung des $. 347. ad 10. des 
Pr a ift Gegenftand des betreffenden befonderen Berichtes, 

. Die Nm. 1. 2, 3. 4. 6. 7. 8. des $. 41. des Entwurfes a unberändert 
geblieben umb entſprechen wörtlich der Faſſung ber Nm. 2. 3. 4.5.7, 8.9, des $, 41, 
ber Feldpolizei⸗Ordnung. 

3. Nr. 5. des $. 41. des Entwurf entſpricht ber Nr. 6. bed $. 41. der Feld⸗ 
poligei⸗Orbnung mit dem Unterſchiede, daß im Entwurfe ſtatt des Wortes: 
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¶Endblich ift dem $. Al. des Entwurfes unter Ar. 9. bie Beftimmung: 
„Wer Steine, Scherben, Schutt ober Untath auf fremde Grundftüde ober Pribat- 


wege wirft,“ F 
—— ſich in ber Feldpolizei ⸗Ordnung unter Nr. 4. des 8. 42. norfindet, wörtlich hin⸗ 
ugefuͤgt. 
Die Kommiffion erklärt fich biermit einberſtanden, weil bie bier getroffene Ueber⸗ 
tretung mit den übrigen im $, 41. zufammengeftellten Felbfreveln der leichteften Gattung 
verwandt ift und baber zwedimäßig auch nur dem minderen Strafmaaße des $. Ai. uns 
termorfen wird. 
— Zu $. 42. des Entwurfs. 1. Die Nrn. 1. 2. 3. bes $. 42. der Feldpolizei⸗ 
tbnung: 

wer unbefugterweife: 

1) Erde, Lehm, Grand, Sand, —288 oder dergleichen graͤbt; 

2) Plaggen ober Bülten haut oder Raſen ſticht; 

3) Steine gräbt, bridt oder einfammelt, infofern bas unbefugte Fortnehmen berfelben 
nicht deshalb, weil fie zum Bergregal gehören, in ben Gefeßen mit den höheren 
Strafen bedroht ift; : 

"r in dem Entwurfe fortgeblieben, weil fie gegenwärtig in dem $. 349. ad 21. der neuen 
ebaktion des Strafgeſetzbuches ſich vorfinden, beziehungsweife in dem ber Lanbesvertre: 
tung vorgelegten Geſetz-Entwurfe über die Beftrafung unbefugter Gewinnung oder Uns 
eignung bon Mineralien berüdfichtigt find. 
2. Deögleihen Nr, 4, des $. Al. der Feldpolizei-Orbnung aus bem zu $. 41. 
des Entwurfs bereitd angeführten Grunde, 
3. Die Wr. 5. bes $. 42. der Felbpoligei» Drbnung: 
Wer unbefugterweife von Allee» oder Feldbäumen oder von Heden Laub abpflüdt 
oder Zweige abbricht, 
ift unberändert in Nr. 1. ded Entwurfes aufgenommen. 
. Nr. 6. des $, 42. ber — „ betreffend die Entwendung bon 
—— * Feldfrüchten, findet ſich im beränderter Koffung in Nr. 2. des $. bes 
wurfes. 
Die Berathung über die Faſſung dieſer Strafbeſtimmung iſt von ber ſtommiſſion 
ausgeſetzt, um fie mit der Berathung der mit derſelhen in Verbindung ſtehenden Beftim« 
mung bed Alinea 2. des 6. 45. des Entwurfes zu verbinden. 
5. Nr, 7. des $. 42. der Felbpoligei » Ordnung: 
Wer unbefugterweife 
das zur Bewäfjerung von Grundftüden dienende Waſſer ableitet, 
ift in $. 42. des Entwurfs fortgeblieben und zwedmäßig, wie bied die ſtommiſſion aner- 
tennt, unter Nr, 3 des $. 43. des Entwurfed aufgenommen. 
6. Dagegen ift in $. 41, des Entwurfes unter Nr. 3. die bis babin in $. 43. 
ad 2. der FeldpolizeisDrdnung enthaltene Strafbeftimmung: 
Wer —— 
Bäume oder Straͤucher, welche in Gaͤrten, Obſtanlagen, Alleen, auf Aeckern oder ſonſt 
außerhalb eines Forſtes ſtehen oder Hecken und andere zur Einfaſſung von Grunb⸗ 
ſtücken dienende Anpflanzungen abhaut, abbricht oder heſchädigt; 
aufgenommen. 
dc Umftellung ift nad der Unficht F ſtommiſſion durch die Verwandtſchaft 
der nunmehr in $. 42. zuſammengeſtellten Strafbeſtimmungen gerechtfertigt. 
Die Hinzufügung der Worte: 
 hlufle br —— er ueb ändert gebliebenen Vorſ eetferig 
am uffe der gebadhten, im Uebrigen underän ebliebenen ri t 
fi nah Unſicht * ——— unter —— in den oe bed 
wurfs angegebenen Gründe namentlid um beöhalb, weil das KRöniglihe Ober-Tribunal, 
und zwar u. a. Goltdammer, Archib IL pag. 417. in bem Erkenntniſſe vom 10. Maͤrz 
1854 angenommen hat, baß $. 43, ad 2, ber Felbpoligei,Orhnung ſtrilt zu 
und mithin nur dann anzuwenden fei, wenn bie Bäume ober Sträucher abgehauen, abs 
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gebrochen oder befhäbigt, nicht aber, wenn fie burh Herausreißen aus dem Boben 
weggenommen feien. 

Ein dahin gerichteter Antrag, die fraglihe Abftimmung dahin zu fallen: 

Wer Bäume, Sträucher, Pflanzen oder Blumen u. f. f. j 

wurde mit ſechs egen ſechs Stimmen abgelehnt, weil angenommen wurde, daß dem 
praltiſchen 34 ſſe durch die Beſtimmungen des $. 42. ad 1. und 2. genügt ſei. 

7. Schließlich hat ſich die Kommiſſion damit einverftanden erklärt, daß mit Rück— 
ſicht auf die nach Umftänden nicht unerhebliche Bedeutung der in dem gedachten Para— 
graphen vr a jähe &i Uebertretungen bie angedrohte Strafe in ihrem höchſten Maaße 
bon 5 Rthlr. auf 20 Rthlr. erhöht worden ift, 

Zu $. 43. des Entwurfs. 1. Nr. 1. des $. 43. der Feldpolizei-Ordnung 

Mer unbefugterweife: 

1) fi eines Theils benahbarter Grundftüde durch Abpflügen oder auf andere Weife 
anmapt, oder durch Abpflügen, Abgraben oder andere dergleihen Handlungen einen 
Privatweg oder Grenzrain ganz oder theilweife ſich zueignet, 

ift im Entwurfe fortgeblieben, weil ſich diefe Beftimmung in vervollftändigter Faſſung 
* en 1. des $. 349, der vorgejchlagenen neuen Redaktion des Strafgefeßbuches 
vorfindet. 

2. Desgleihen Nr. 2. des $. 43. der Feldpolizei-Orbnung aus dem zu $. 42, 
des Entwurfd erwähnten Grunde. ’ 

3. Die Nm. 1. 2. 4. und 5. des Entwurfs wiederholen wörtlich die in der Feld— 
polizei-Orbnung unter Nr. 3. 4. 5. 6. enthaltenen Beftimmungen. 

4. Unter Nr. 3. des Entwurfs findet fih, wie zu $. 42. deſſen bereitö gedacht 
— ift, die aus F. 42, Nr. 7. der Feldpolizei-Ordnung hierher übernommene Be: 

mmung. l 

Ey Die am Schluſſe des $. 43. des Entwurfs enthaltene Hinweifung auf die 
im Strafgefeßbuche beftimmten ftrengeren Strafen der gemeingefährlichen Beſchä— 
dig FH: = ehlt fih nad Anſicht der Rommiffion vor der in der Feldpolizei-Ordnung 

ewählten Faſſung: 

i „So unterliegen fie den anderweit in den Geſetzen beftimmten firengen Strafen“ 
durch ihre größere Bejtimmtheit. 

u F. 44. des Entwurfs, Gegen $.44. des Entwurfs, welcher fih nur dur 
die. nothwendig gewordene Ubänderung eines Citats von der älteren Faflung des $, 44. 
unterfcheidet, ift nichts erinnert worden. 

Zu $. 45. A. Die Beftimmung des Alinea 1. $. 45. des Entwurfd enthält den 

bereits in $. 45, ber Feldpolizei-Ordnung anfgeftellten Grundfah, 
daß, wenn in den Fällen der $$. 41. bis 43. eine Befhädigung fremden Ei- 
entbums aus Race oder Bosheit verübt ift, die geordneten Friminalredt- 
ihen Strafen zur Anwendung kommen follen. 

Er entfpricht der allgemeinen Tendenz der Feldpolizei-Orbnung und dem überwie- 
gend präventiven Charakter der in derfelben enthaltenen, auf den Schuß des Lanbbaues 
berechneten Strafbeftimmungen, welche fi der Natur der Sache nad nur auf diejenigen 
Fälle der Beihädigung fremden Eigentbums bezieben können, in denen bie Handlungs: 
weife des Freblers prafumtiv aus Fabrläffigteit leichgültigfeit oder andern nicht eigent- 
li verbrederifhen Motiven hervorgegangen ift. 

Die Kommiffion ift daher mit der Aufrechterhaltung des gedachten Grundfaheg, 
wenngleich derſelbe jelbftverftändlich fein mag, namentlich aber aud damit einverftanden, 
daß die Anwendung oder Nichtanwendung der in ben 88. Ai. bis 43. der Feldpolizei— 
Ordnung borgefehenen milderen Strafen der Befhäbigung fremden Eigenthums gegen: 
über den in den $$. 281. ff. des Strafgeſetzbuches geordneten Strafen der Vermögens: 
Bejhädigung nah den Motiven ded Handelnden beftimmt werde, obwohl — aus 
dem älteren Strafrechte — Unterſcheidung im Strafgeſetz buche nicht adoptirt, 
fondern die Strafe der Vermögend-Befhädigung in den $$. 281. ff. a. a. D. vielmehr 
nad ber Verſchiedenheit der Gegenftände dieſes Vergehens und deren Bebeutung für das 
Öffentliche Intereſſe abgewogen ift. 

Es wurde dabei hervorgehoben, daß ſich für den böfen verbrecherifchen Vorſatz, 
welcher die milderen Beftimmungen ber Feldpolizei-Ordnung ausfchließen müffe, eine dem 
en bomogene und zugleich treffende und gemeinverftänbliche Bezeichnung 
nicht auffinben laſſe, und daß andererfeits unter die Motive der Rache und Bosheit jehr 
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wohl alle —— zu fubfumiren fein würden, in welcher bie Anwendbarkeit ber 
ST mmungen ——— erſcheine. 
B. Die Beſtimmung des Alinea 2. des $. 45. iſt in Verbindung mit $. 42. ad 2. des 
Entwurfes Gegenftand einer eingebenden Erörterung in der Rommiffion geworben. 
$. 42. ad 6. der Feldpolizei-Ordnung beftimmt: 
daß mit einer Geldbuße von 10 Sgr. bis zu 5 Thlrn. derjenige befiraft werben foll, 
ber unbefugter Weife Garten: und Feldfrüchte in geringer Quantität und unter Lim: 
ftänden, melde die Ubficht eines unredlihen Gewinnes ausſchließen, z. B. zum Ber: 
gen auf der Stelle, entwendet, 
und ftellt damit im Anſchluſſe an $. 279. des ben vereinigten ſtändiſchen Ausſchüſſen 
vorgelegten Entwurfed zum Strafgefeßbuche von 1847 eine allgemeine Begriffs: 
beſtimmung für diejenigen fälle der Entwendung von Feld- und Gartenfrücten auf, 
bei melden mit Rüdfiht auf minder vermwerfliche Willensrichtung des Thäters die An- 
wendung. ber. ordentlichen Diebftabläftrafe nicht —— erſcheinen wuͤrde, waͤhrend 
man Pr in den früheren Entwürfen ber Feldpolizei-Ordnung von 1844 und 1846 barauf 
batte, die Anwendung der Diebftahlaftrafe nur für ben Fall des Verzehrens 
ber Früchte auf ber Stelle auszufchließen. 
Der hiernach in Beziehung auf Barten- und Feldfrüdte angenommene Grundſatz, 
Entwendungen von offenbar biebifhem Charakter nicht den milderen Strafen ber 
ligei-Drbnung, fondern den Strafen bed eigentliben Diebftabls unterworfen werben 
len, iſt in Betreff ber übrigen in ven $$. 41—43. ber Feldpolizei- Ordnung umter 
Strafe geftellten Feldfrevel, melde gleihfalld ben Charakter der Entwendung haben oder 
unter Umflänben annehmen können, nicht ausbrüdlicy ausgefprochen, jedod von ber Mebr: 
zahl ber Berichte analog auf diefelben angewendet worben. 
Das Königliche Ober:Tribunal ift indeffen anderen Grundfäßen gefolgt, und bat 
u. U. dur die Erfenntnifie vom 12. Januar 1853 (Yuft.-Minift.-BL. pro 1853 ©. 172) 
in fpezieller Beziebung auf $. 43. ad 2. der Feldpoligei-Ordnung, ſowie durch Erkenntniß 
vom 17. Mai 1854, Goltdammer Arhiv II. ©. 685, in fpezieller Beziehung auf 
6.43. ad 4. a. a. D. angenommen, daß ber im $.42.ad b. a. a. D. aufgeftellte Grundfa 
nur in Beziehung auf Entwendungen von Feld: und Gartenfrüchten, nicht aber in Bette 
ber übrigen in ber —— Arge: mit Strafe bebrobten Entiwendungen zur Anwen— 
bung komme, fo daß auf diefe auch im Falle nachgemwiefener diebifcber Abfiht nur die 
— Strafe Anwendung findet. 
ieſe Anſicht iſt, und zwar in ſpezieller —— auf $. 43. ad 2, «der Feld⸗ 
bolizgei-Drbnung, aud im Plenum des Senat für Straffahen durch das Erfenntniß vom 
12. Dezember 1853 (Juſt.Miniſt.Bl. 1854 ©. 924) zur Geltung gebracht. 
m ben auf diefe MWeife in der Praxis berborgetreienen ißftänden zu begegnen, 
der Entwurf den im $. 42. ad 6. ber Feldpolizei-Ordnung aufgefiellten Grundfaß in 
iehung auf die in der Abficht eines unredlihen Gewinnes verübten Entwendungen in 
ben entfprechenden $. 42. ad 2.: 
Mer —— Weiſe 

—— ober Felbfruͤchte von geringer Quantität oder von unbedeutendem Werthe ent: 

wen 
nicht mwieber aufgenommen, ſondern dur die dem $. Ad. des Entwurfs in Alinea 2. 
bin gefügte allgemeine Beſtimmung: 

Henn den Fällen der 8$. 42. 43. eine Wegnabme in gewinnfüchtiger Abſicht ftatt- 

gefunden bat, jo kommen die Strafen des Diebitabls zur Anwendung, 
erfeßt und für alle in den 99. 42. u. 43. mit Strafe bedrobten Entwendungen generalifirt. 

Eime berbortretende Bedeutung gewinnen bie Beftimmungen des $. 42. ad 2. und 

$. 45. Alinea 2. des Entwurfs zugleich in fofern, als der Grundfaß, daß die —— 
Entwendungen, falls fie in gewinnſüchtiger Abſicht verübt find, bon ber polizeim Bigen 
Beftrafung ausgeſchloſſen werden follen, auch in Beziehung auf die in $. 349. ad 3. des 
Strafgefeßbudpes erwähnten Entwendungen von rüchten, + Por rn und Getränfen meuer: 
dings zur Anwendung gebracht ift und die gedachten Beitimmungen deö vorliegenden Ent: 
wurfs daher beftimmt erſcheinen, fi an die neue Redaktion des $. 349. ad 3. bes Straf: 
geſezbuches in der von der Kommiſſion nach Ausweis des betreffenden Berichts beſchloſſe— 
nen ge namentlich aber an die generelle Beftimmung des $. 349. ad 3. a. a. O. 

e u le MWegnahme in gewinnfüchtiger Abſicht finttgefunden bat, fo kommen die 

Strafen des Diebftahls zur Anwendung“, 

Archiv. 1856. L 10 
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anzufchließen und in ber gedachten Beziehung Hand in Hand mit der Vorfehrift des 
$. 349. ad 3. eine prinzipiell gleichmäßige Beharbiune aller Entwenbungen ber bezeich— 
neten Art herbeizuführen, eine Tendenz, melde nah Ausweis der Verhandlungen des 
Staatsraths im Fahre 1847 auch ſchon bei den legislatorifhen Berathungen über Die 

eldpolizei-Orbnung — und auf die felieflice, bem $. 279. des Entwurfs zum 

trafgefeßbuche von 1847 entfpredhende Faflung des $. 42. ad 6. der Feldpolizei⸗Ord— 
nung beftimmend eingewirft hat, während die auf folde Weiſe in der Strafgefeßgebung 
berbeigeführte Uebereinftimmung demnächſt dur bie bei Beratbung des Strafgefeßbuches 
Seitens der Kammern befchloffene abweichende Faflung des $. 349. ad 3. wiederum auf- 
gehoben worden ift. 

Der Entwurf bat nach den bervorgehobenen Ridbtungen bin die Billigung der 
Rommiffion gefunden, und es ift die von einem Mitgliede derfelben geäußerte Anficht, 
daß es im Intereſſe der Sicherheit des Eigenthums gerathen erfheine, den in $. 215. 
bes Strafgeſehbuches aufgeftellten, allgemein gültigen und Aa Fri richtigen Begriff des 
Diebftahld aud für die in ben $$. A2. und 43. der Feldpolizei- Ordnung bezeichneten 
Entwendungen feftzubalten, umd die mildere Beſtrafung einzelner geeigneter Fälle dem 
freien Ermeffen des Richters zu überlaffen, ohne Unterftükung geblieben. 

Die Kommiffion nahm dabei an, daß der im Entmwurfe und beziehungsmweife in 
$. 249. ad 3. der neuen ——— Strafgeſetzbuches zur Geltung gebrachte Grundſatz 
in Betreff der Beahndung von Entwendungen ohne ſpezifiſch — * e Abſicht ſich 
dem hervorgetretenen Beduͤrfniß zufolge naturgemäß in der Preußiſchen Geſetzgebung ent: 
wickelt und in der Anwendung bereits bewährt babe. 

Ueberdies erfcheine es, da die in dem Gefek-Entwurfe, betreffend die Abänderung 
und Ergänzung einiger Beftimmungen des Ginführungsgefeßes zum Strafgefeßbuche, vor— 
geſchlagene Erweiterung der Kompetenz ber Einzelrichter auf das Vergeben des Diebftahls 
nicht erftredt worden fei, auch aus formellen Gründen notbwendig, die zur Kompetenz 
der Einzelrichter gehörigen Entwendungen dur eine befondere Begriffäbeftimmung von 
dem Gebiete des Diebſtahls abzugrenzen. 

Indem die Rommiffion fich nunmehr BE Prüfung der für die bezüglichen Beſtim— 
mungen borgefchlagenen neuen Faſſung wandte, war man in Beziehung auf $. 42. ad 2. 

a) zubörberft darüber einig, daß es ſich empfehle, die Worte bes Entwurfes: 
„don geringer Quantität oder von unbebeutendem MWertbe*, 
entſprechend der neuen geffung des $. 349. ad 2. des Strafgefeßbuches dahin zu faffen: 
»bon unbedeutendem Werthe oder in geringer Quantität. 
b) Außerdem wurde bon einem Mitgliede der Kommiffion der Antrag geftellt, dem 
$. 42. ad 2. des Entwurfes folgende Faſſung a" geben: 
Wer aus Gärten, Weinbergen, Obftanlagen ober Alleen, oder 
von Nedern ober Wiefen Gartenfrücdte, Feldfrühte oder andere Boden: 
unge e bon unbebeutendem Werthe oder in geringerer Quantität ent- 
menbet, 
und zu befien Begründung bemerft: 

Die Faſſung der gedachten Strafbeftimmung gebe in fofern zu Bedenken Wer: 
anlaffung, ald der Inhalt derfelben fit mit dem Inhalte des G. 349, ad 3. der 
neuen Redaktion des Strafgeſetzbuches in Beziehung auf die in beiden Paragraphen 
bezeihneten Gegenftände die Entwendung dede. Als folde feien in beiden Para— 
graphen Krücte aufgeführt. Es fei vorauszuſehen, daß ohne näbere Begrenzung 
beider Beftimmungen in der Praxis Zweifel über die Anwendbarkeit ber einen oder 
ber anberen fich geltend machen würden. Die Anwendung ber einen ober der anderen 
Vorfhrift im einzelnen Falle fei aber unter Berüdfichtigung des anderweitigen In— 
baltes und der fpeziellen Tendenz ber eldpolizei-Ordnung nur nad dem 8 tte zu 
beftimmen, von meldem die Entwendung borgenommen worden. Hiernach werde 
F. 42. ad 2, des Entwurfed in der beantragten Weiſe zu limitiren fen und dem- 
nächft die generellere Beftimmung des Strafgeſetzbuches in denjenigen Fällen Feine 
Anwendung finden Fönnen, in welden die Spezialbeftimmung des $. 42. ad 2. eintrete, . 

Außerdem erſcheine es zur Vermeidung bon Zweifeln bet der Rechtſprechung, 
melde fich aus dem gewählten Ausbrude „Garten und Feldfrüchte“ bei ftrifter Inter 
pretation deſſelben ergeben möchten, wuͤnſchenswerth, die betreffende Beftimmung auch 
auf Boben-Erzeugniffe anderer Art auszudehnen. 

Der Antrag ift hierauf einftimmig angenommen worden, 
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9 d die Faſſung des Alinea 2, des $. 45. des Entwurfes, fo fand 
f in fofern Widerſpruch, als aus der Mitte der Kommiffion der Antrag ge 
w 


eig € 

Die $$. 42, 43. fommen nur bei folden Entwendungen zur Anwendung, die unter 

‚ Umftänden begangen find, welche die Abficht eines unredlichen Gewinnes aüsſchließen, 
weil es bebenflid) erſcheine, bei Entwendungen das Vorhandenſein der gewinnfüch: 

‚tigen Abficht nur ald eine Ausnahme anzuerkennen, 
4 gegenüber wurde indeſſen geltend gemacht: 

Die in $$- 42, und 43. mit Strafe bedrohten Handlungen trügen, wenn fie gleich 
Gebieten des Diebftahld angehörten, dennoch der Regel nad den biefem Ver: 
ſonſt eigenthumlichen ſittlich verwerflichen Charakter nicht in 1* Weiſe an ſich; 

ke würden der Kegel nach nicht in gewinnfüchtiger Abficht verübt. 

Dies * ber Grund, aus welchem man gi e bon jeher bie firengeren Strafen 

abe, und aus weldem man 2 


egriffs⸗ 


den Behoͤrden ein freierer Spielraum eingeräumt werde, ſo laſſe ſich ein ſolcher 
Ko in Beziehung auf unerlaubte Handlungen, bei denen es weit mehr auf f aa 


abe, und daher zu Mißverftändniffen feine Veranlaffung geben werde. — 
) Die Generalifirung des früher nur in Beziehung auf $. 42. ad 6, der Feldpolizeis 
rdnung zur Geltung gebrachten Grundfages wurde don der Rommiffion aus 
Eingangs bervorgebobenen Gründen für nothwendig erachtet. 
8 An aber gleichzeitig ein Untrag, biefelbe auch auf $. Al. des Entwurfes 
auszubehnen, und Alinea 2. des $. 45. dahin fi faſſen: 
Abenn in den Fällen der $$. 41. 42, ud 43. u. ſ. f. 
mit 11 gegen 2 Stimmen die Billigung der Kommiffion, weil die Majorität ng 
auc in einzelnen Fällen des $. 41. des Entwurfes eine berbortretend diebiſche Ab: 
ſicht des Thäters ſehr wohl vorhanden fein könne, 

Zu $.46. Gegen die Faſſung des $. 46, des Entwurfes, in weldem die Be- 
flimmung im erſten Abjabe des $. 46. der ;seldpoligei - Ordnung über die Verjährung 
der Feldpoligei-Bergeben fortgeblieben ift, wurde nichts erinnert, weil, wie in den Motiven 
des Entwurfes bemerlt ift, jene Beftimmung durch $. 339, des Strafgeſetzbuches ent⸗ 
behrlich geworden ilt. 





IH. b. 
Bericht 
der 


Juſtiz⸗-Kommiſſion im Herrenhauſe über denſelben Gegenſtand. 


Bei den Berathungen der Zuftiz-Rommiffion über den vorliegenden Gefeg-Entwu 
war, in Vertretung des —X Ku inifterii, ber —* Ober; | 
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Biſchoff gegenwärtig, nach deſſen ——— das Beduͤrfniß zu dem Erlaß an 
Geſetzes dadurch herborgerufen ift, daß in das Strafgefeh vom 14. April 1851 einige Be- 
ftimmungen ber Feldpolizei-Orbnung vom 1. November 1847 aufgenommen find, und es 
. nicht für angemefjen erachtet werden konnte, diefelbe Strafbeftimmung für gleidhe Ueber- 
trefungen im verſchiedenen Gefegen fortbefteben zu lafien. Ein fernerer Grund ift, wie 
{don in den Motiven bemerkt, daß der böchfte Gerichtshof bei mehreren, in der Feld— 
polizei-Ordnung mit der Strafe des Diebſtahls bedrohten Liebertretungen, nicht dieſe zur 
Anwendung brachte, vielmehr, die Präfumtion der gewinnfüchtigen Abſicht ausſchließend, 
in Betracht, daß bei dergleichen Diebftäblen an Sachen von geringem Werth und in 
Heiner Duantität in dem gedachten Geſetz die che Abſicht niht ausdrädlih ausge- 
ſprochen ift, nur eine geringe Bolizeiftvafe, nad Maaßgabe der betreffenden Fälle ald zu: 
läffig erachtete, eine Anficht, welche mit den Erfahrungen bes praktischen Lebens in is 
derfpruc, vielfeitig von dem Gerichten ausgeſprochene Bedenken: hervorrief. Nach ber 
Erklärung des ebenen DOber-Fuftizratdbs Biſchoff ift der vorliegende Gefeß-Entwurf 
in dem Fuftiz » Minifterium auf den Antrag der Minifterien des Innern, der Finanzen 
—* der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ausgearbeitet und vom ihnen genehmigt 
worden. 

Es bat nun der Eingang des Gefehes der Juſtiz-Ktommiſſion zu dem Antrage 
auf Abänderung nicht Veranlafjung gegeben. 

In $. 41, ift die Beftimmung einer Geldbuße von 5 Sgr. bis 3 Nthlr, in $, AL, 
Nr. 1. der Feldpolizei-Orbnung für denjenigen, welcher unbefugterweife über Gärten, 
Weinberge u. ſ. w. reitet, fährt oder Vieh treibt, weggelaffen, weil fie bereits in das 
Strafgefeb $. 347. Nr. 10, noch mit dem Zufaß aufgenommen ift, daß auch die Sche- 
nungen ala ſolche u begende Grundftüde zu achten find, und die befonderen Beftimmun: 
gen, welche wegen der Pfändungen bei folden Uebertretungen, fowie über Weidefrevel in 
den FFeldpoligei-Drbnungen enthalten find, dadurch nicht geändert werben. 

Die Fu iz Kommiſſion erachtet die Weglaffung diefer Beftimmung für angemefjen 
und ftimmt. derfelben. bei. 

Es ift demnach Nr. 2, der FeldpolizeiOrdnung ald Nr. 1, in den Gefeh-Entwurf 
aufgenommen und in weiterer Reihenfolge der regen die entfprechende Ziffer 
gegeben. Von ihnen war bei den Nummern 1, bis incl. 4. nichts zu erinnern, 

Nr. 5. enthält in fofern eine Abweihung von ber früheren Faffung, daß 

att an Grenzrainen u. f. w. 
est ift: 
auf Grenzrainen u. f. w, 

Die Auf Rommiffe erkennt dieſe daffung als bie gr ai und tritt auch ben 
weiteren Beftimmungen unter Nr. 6. 7. 8. bei, für welde ein Grund der Abänderung 
ber bereit3 beftehenden Vorſchriften ihr nicht vorzuliegen fcheint. 

u. Nr. 9. wurbe beantragt: 
bie pet egebene Strafbeftimmung in diefem Paragraphen wegfallen zu laffen, und 
biefelbe als Nr. 1. in den nächſtfolgenden Paragraphen aufzunehmen, 
und zu deſſen Begrünbung bemerkt: 
die hier aufgenommene Strafbeftimmung fei in der Feldpolizei-Ordnung, $.42, Nr. 4., 
mit einer Strafe von 10 Sgr. bis 5 Kthlr. bedroht; dem in Bd Gefeg: 
Entwurf würbe biefe — nur einer Strafe bon 5 Sgr. bis 3 Kthlr. unter: 
liegen; ein Grund zu diefer Ermäßigung fei in den Motiven nicht angegeben, es er- 
ſcheine diefelbe aber nicht empfe — — wenn erwogen werde, daß * ſchon eine 
Due andlung eine genglige ißachtung fremder Eigenthumsrechte, und eine Rück 
htölofigkeit an den Tag lege, melde, nächſt der Erwägung ber Beſchädigung des 
Grundftüdes, um fo weniger auf eine mildere Beurtheilung Anfprud zu machen babe, 
als, namentlih durch das Bewerfen der Privatwege mit erben, welde möglicher: 
weife durh Schutt verborgen, nicht fofort erkennbar feien, Menfchen und Thiere bei 
dem Betreten diefer Wege und der darauf geworfenen Scherben, Verleßungen erleiden 
fönnten, deren Folgen ſich oft nicht berechnen ließen. Der Richter fei, wenn nicht be- 
fonbere Gründe vorwalten, in der Regel geneigt, nur das mindefte Strafmaaß anzus 
wenden, burch eine Strafe von 5 Sgr. werde aber biefe Uebertretung nit gefühnt, 
in dem Volke müffe ber Sinn der Achtung für das allgemeine, fowie au das Privat- 
Wohl aufrecht erhalten und befeftigt werben, durch eine dergleichen KHerabfeßung ber 
Strafe werde aber dieſer Zwed gewiß nicht erreicht, 
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Für den Enitvurf des Gefeped wurde angeführt: 
daß die in Rede ftehende Uebertretung doch nicht in der Weife für erfehwerend erachtet 
werden könne, um ihr eine größere Strafbarfeit beizumefien, ala den übrigen in $. 4. 
aufgeführten Fällen, das Strafmaaß erfcheine daher vollftändig ausreichend; überdies 
fei auch bereits in $. 344. Wr. 7. und 8. des Strafrechts durch die bafelbft befindliche 
Strafbeftimmung und Hinweifung auf die vorbehaltenen Polizeiverorbnungen der Be- 
trachtnahme ausreichend Rechnung getragen. 
Von dem Vertreter des Juftizminifterii wurde demnächft noch darauf Ben 
baß die in Rebe ftebende Llebertretung auch ſchon deshalb ihre angemefjene Berüdfichti: 
gung in $. 41. finde, weil $. 42. inöbefondere die Uebertretungen behandelt, bei welden 
die gewinnfüchtige Abficht vorauszufehen fei, melde bei den in Rede ſtehenden Vergeben 
änzlib ausgefhloffen werde. Der Konnegität wegen fei baber die in Rede hebenbe 
Strafbe immung in ben $. 41. heraufzunehmen geweſen. 
ür den Abänderungsantrag wurde darauf erwiedert, dab aud in dem Straf: 
geieh eine folde Uebertretung mit einer Geldbuße bis zu 20 Rthlrn. bedroht fei, daß 
aber in dem erwähnten Geſeß nur die öffentlihen Straßen, Wege und Pläße, nicht 
aber Privatwege ald diejenigen Dertlichleiten bezeichnet feien, für welche die Straf- 
beftimmung einen Schuß gewähren folle, ohne Zweifel deshalb, weil dafür die Feldpolizei— 
Ordnung die erforderliche Befliimmung bes Strafmaaßes enthalte; diefe in ihrem ganzen 
früberen Umfange aufrecht zu erhalten, müſſe in der That als dringend nothwendig er: 
achtet werben. 
Das Amendement wurde jedoch mit 7 gegen 3 Stimmen abgelehnt und damit auch 
Nr. 9. in der Faſſung des Entwurfes angenommen, 
. 42. Die ın biefem Paragraphen behandelten Lebertretungen find nad dem 
Gefeh » Entwurf mit einer Geldbuße von 10 Sgr. big zu 20 Rihlem. bedroht, demnach 
abweichend don der Feldpolizei-Ordnung, melde als höchſtes Strafmaaß nur eine Geld» 
buße von 5 Rthlen. zuläßt. Wenn nun aud in ber Kommiſſion ein zureichender Grunb 
dafür nicht aufgefunden werden fonnte, das niedrigfte Strafmaaß zu erhöhen, fo ließ 
anbererfeit3 nicht verfennen, daß die Moralität der bier bemerkten Fälle aus einem mi 
deren Geſichtspunkte nicht zu erfaffen, und in ihrem höchſten Strafmaaß nicht mit größerer 
Nachſicht zu bedenken ift, als die in dem $. 43. aufgeführten Fälle, zumal Nr. 3.: wer 
Bäume oder Sträuder u. f. w., aud in der Feldpolizei-Ordnung ($. 43. Nr. 2.) mit 
einer Strafe von 15 Sgr. bis zu 20 Rtblm. bedacht ift, offenbar aus dem Grunde, um 
damit möglichft dem überhand — Baumfrevel Einhalt thun zu können. Die 
neuere abrung ae feine Beranlaffung won die dafür beftehende Strafbeftimmung 
zu ermäßigen, im Gegentheil mehren ſich duß ig bie über dieſe frevelhaften Beſchaͤdigungen 
der Bäume und Anpflanzungen erhobenen Klagen. Daſſelbe ift der Fall mit ben Dieb: 
—— an Garten- und Feldfrüchten, welche letztere namentlich in immer größerer Aus— 


Te 
usgeſchieden find * dem vorliegenden x derer bie Beflimmungen ber 
Seldpoligei- Ordnung $. 42. Wr. 1. 2. 3. Die . affung ift durch deren Aufnahme 
in das Strafgeſetz — 349, Nr. 2. in Verbindung mit dem, die Abänderung einiger Be: 
Arena * — bezweckenden, gleichzeitig vorgelegten Geſetz-Entwurf voll- 
ig gerechtfertigt. 
Ey betreffend das Bewerfen fremder Grundflüde u. f. w., ift in $. 41. ber 
aufgenommen und bort bereitö erörtert. 
Nr. 7., betreffend das Verbot des Ableitens bes zur Bemäfferung von Grunb- 
ftüden dienenden Waſſers, ift in den $. 43, sub Nr. 3, vermwiefen, und dagegen, wie oben 
bemerit, die Beftimmung $. 43. Nr, 2, der Yeldpoligei-Orbnung in den x 42. des Ent: 
mwurfes als Nr. 3. beraufgenommen. 
Es ift demnaͤchſt nad der Faſſung des vorliegenden Gefeh-Entwurfes 
zu Nr. 1. nichts zu erinnern geweſen, 
Dagegen 
zu Nr, 2. nachſtehende Faſſungsänderung beantragt: 
wer aus Gärten oder Weinbergen, Obftanlagen, Allen, von Felbern ober Wiefen 
Garten» oder Feldfrüchte oder andere Bodenerzeugniffe von unbebeutendem e 
oder in geringer Quantitat entwendet. 
Diefer leßteren Yeflung gab die Kommiffion einftimmig den Vorzug vor ber des 
Entwurfed, und trat berjelben bei im Einverftändniß mit dem Bertreter bed Zuflig 
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miniſterii. Die Beweggründe für dieſe Abänderung wurden in bet tößeren —— 
teit der Beftimmung der Lokalitäten, auf welchen der Diebſtahl h bt, und der Gegen: 
ftände, welche genommen werden, um den Diebftabl unter diefe Kategorie bringen zu 
fonnen, gefunden. In Betreff der frage, in wiefern Diebftähle an geernteten Früchten, 
wenn der Garten u. f. w. eingefriedigt, alfo ein umfcploffener Raum ift, die Strafe bes 
Diebſtahls unter erſchwerenden Umftänden eintritt, mußte beven Erledigung zu ber Be- 
rathbung über, den Gefe: Entwurf, ee die Abänderung einiger Dbatsatahhen des 
Strafrecht3, verwiefen werden, und ift diejelbe dort bon ber Annahme der gewinnfüchtigen 
Abſicht abhängig gemacht worden. 

u Nr. 3. ift, nächſt den ſchon erwähnten allgemeinen Andeutungen über die 
Strafbarfeit diefer Uebertretungen, Feine Abänderung in Antrag gebracht und damit diefe 
— von ber Kommiſſion angenommen, 

8.43. Es ift aud bei diefem Paragraphen bie Nr. 1. $. 43. der Feldpolizeis 
Ordnung mengelaffen, da diefe Beftimmung inzwiſchen in den $. 349. Nr. 1. des Straf: 
rechts und dem gleichzeitigen Yänberungs- Geiep- Entwurf aufgenommen iſt. Es ift da— 
nah Nr. 3. $. 43. der Feldpolizei-Ordnung in dem abändernden Geſetz- Entwurf als 
Nr. 1. mit den fortlaufenden Nummern aufgeführt, und nur, wie oben bemerkt, als Nr. 3. 
die Beftimmung, betreffend das Ableiten des zur Bewäflerung don. Grundftüden dienen⸗ 
den Waffers, hineingeſchoben worden. Im Uebrigen find die Strafbeſtimmungen an ſich 
denen ber Felbpoligei-Ordnung ganz gleich, Anträge zu einer Abänderung zu maden fand 
die Kommilfion feine Veranlafjung. Der $. 43. ift danach unverändert angenommen, 


ebenfo $. 44. 

—* F. 45. bat ſich nur die Nothwendigleit ergeben, dem Citat ber SS. 42., 43. 

in dem zweiten Abſatß noch den $. 41. hinzuzufügen, da diefer Paragraph für mehrere 
älle die Strafbeftimmung enthält, bei welden eine Wegnahme in gewinnfüchtiger Abficht 
ehr wohl vorausgeſetzt werden kann. 

. 46. In dem Gefeg-Entwurf ift die Beftimmung des erften Abſatzes $. 46. ber 

Feldpoligei- Ordnung, betreffend die Verjährung ber danach verwirkten Strafen, mit Recht 

mengeaen, weil der $. 50, des Strafrechts die entſprechende Beftimmung bereit3 ent- 

bält. Die noch vorhandene Beftimmung ift ohne Abänderung dem früheren Geſetz ent: 

nommen. 
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1) Die Borunterfuchung, verbunden mit der praftijhen Anwendung des 
Preußiſchen Sirafrechis von J. Wollner, Königl. Stadtgerichtsrath. 
Berlin 1856 bei Cari Heymann. XI und 306 ©. 8. 

Der Verfaffer bat die, aucd von anderer Seite bereits verfuchte Aufgabe zu löfen ge— 
fucht, das jept geltende Strafverfahren Preußens in einer das zerftreute Material zufammenfafjen- 
ben, 85 hen Darftellung zu derarbeiten, und dabei das materielle Strafrecht felbft nach dem 
Strafgefepbudhe und den wichtigften, neben demjelben beftehenben Spezialgefegen, joweit dies für 
jenen Zived bienlich ſchien, barzuftellen. 

2) Erläuterungen und Novellen zum Steafgefegbuche für_ bie Preußiſchen 
Staaten und zum Geſetze über die Prefie. Bon Earl Hahn, Gerichts- 

45 bei der Königl. Staatsanwaltſchaft zu Breslau. Supplement, 
die Gefege, Entfcheidungen u. f. w. bis zur neueften Zeit enthaltend. 
Breslau 1855 bei J. U. Korn. 

3) Präjudizien und Noten zum Preußifchen Strafrecht und Strafverfahren. 
Aufammengeftellt und herausgegeben von Lanz, Gerichts-Afjefjor. Raums 
burg a. ©. 1856; im Gelbitverlage des Verfaſſers. 

Beide Werfe ad 2. und 3. verfolgen —— Plan einer für ben Handgebrauch be— 
flimmten Turzen, der Legal-Orbnung folgenden Zu ammenftellung der bis jekt ergangenen, bie 
ginzelnen Vorſchriften betveffenden Entſcheidungen u. j. w. Das Werlchen zu 2 ift eine, bis in. 
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bie neuefte aa fortgeführte Fortſezung des, bereits Bd. III. S. 425 angezeigten. Werkes Das 
Merk zu 3. iſt in fofern umfafiender, als es auch den 8 in der ſtriminal⸗Ordnung, der 
Rerorbnung bom 3. Januar 1849 und bem Gefeke dom 3. Mat 1852, ſowie alle wichtigeren, 
neben dem Strafgeſeßbuche beftebenden Spexialgeleke, ſoweit biefelben bisher durch wichtigere 
Entſcheidungen eine Erläuterung erfabren haben, umfaßt; endlich aber von dieſen Spezialgefeken 
biejenigen, welche die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle u. f. w. betreffen, zugleich durch 
eine allgemeine Angabe der mwichtigften, für ben Strafrichter erheblichen, geſeßlichen Vorſchriften 
neben jenen Entfheibungen der Gerichte zu erläutern fucht. 


4) er Schwurgerichte nothiwendig? Bon W. v. M. Berlin 1856 bei 
er, 
Der ee fucht, unter furger Darftellung der über bie Kompetenz der Schwurgerichte 


beftebendben Vorfchriften und einer kurzen Kritik bes Verfahrens vor benfelben den Sak zu recht⸗ 
fertigen, daf die Schwurgerichte völlig entbehrlich feien, und bie ſtehenden Gerichte biefelben und 


beſſere Dienfte leiften würden. So indeß, mie bier, mit völliger Ignorirung bes überreichen Ma- . 


terials, welches über diefe Frage allein in der Deutſchen Fiteratur exiftirt, ift bie Aufgabe, welche 
fi ber Verfaffer geftellt-bat, nicht zu löfen, Für eine fo bochwichtige Frage bebarf es eines 
tieferen Eingebens auf die Sache. 

5) Das Amt und die Pflichten des Gerichtsfchreibers im Preußifchen Straf: 
verfahren der Gegenwart. Gin mit gefchichtlicher Einleitung verfehenes 
Hülfse- und Handbuh. Won F. X. Frölich, Sie» ffenten zu 
Graudenz. Guben 1856. In Kommiffion bei Karl Heymann in Berlin. 

Der Verfafler, bon welchem mehrere, im Gentralblatte für Juſtiz Büreaubeamte ent- 
baltene Auffäke über bie Gerichtsfchreiberei berrübren, bat durch das mit Umſicht und Sadı- 
kenntniß aufammengeftellte Werk eine fühlbare Lüde in Beziehung auf bie, durch die Neugeftal- 
tung unferes Prozeſſes fo ſehr wichtige, amtliche Wirkſamkeit bes Gerichtsſchreibers ausgefüllt. 
Er bat dabei zugleich in foweit auf das materielle Strafrecht Rüdficht genommen, als dies für 
feinen Awed bienlich erfchien. Das Werf ift allen, bie Funktionen bes Gerichtsſchreibers erfül- 
enden Beamten, aber auch den Nichtern und Staatsanwalten felbft zu empfehlen. 

6) Ausführlicher Fritifcher Kommentar zu Feuerbachs Lehrbuch des gemeinen, 
in Deutfchland aültigen, peinlihen Rechts. Won Vrofeſſor Dr. K. €. 
Morftardt. Nach defien Tode vollendet von Dr. E Dfenbrüggen, 
Profeſſor in Zürih. Schaffhauſen 1855 bei Hurter. ’ 

Die Herausgabe der in ber Form ber Mittermaierfchen Ausgaben bes Feuerbachſchen 
Lehrbuches zaufammengeftellten Anmerkungen Morftarbts und ihre Ergänzung und Kortführung 
durch Ofenbrüggen ift immerbin febr dankenswerth. 

7) Die Einzelhaft nach fremden und fehsjährigen eigenen Erfahrungen im 
neuen Männer-Zuchthaufe in Brucfal, Von J. Küflin, Direktor der 
Straf-Anftalt in Bruchfal. Heidelberg 1855 bei Mohr. 

Das Werk entbält neben der Darlegung ber eigenen Erfahrungen bes bewährten Rer- 
faffers eine Kritif des Syſtems, ſowie ſtatiſtiſche Nachtweifungen. 

8) Das Recht der Nothwehr. Eine ftrafrechtliche Abhandlung von Dr. Carl 
” v J Privat-Dozenten der Rechtswiſſenſchaft in Gießen. Gießen 1856 

14 er. 

Eine vortrefflide Monograpbie über bie fo einflufreiche und flreitige Lehre ber Notb- 
wehr. Der Verfaffer erörtert den Begriff in feiner Stellung zu bermandten Rechtöbegriffen, ftellt 
bie Grundfähe des Römischen und Kanonifchen Rechts, ſowie die geſchichtliche Entwidelung bes 
Deutſchen Rechts bis zur Karolina, und endlich bas Syſtem des heutigen gemeinen Rechts und 
ber einzelnen Deutfchen Gefehbücher bar. Das Material ift mit Geiſt und umfaflender Kenntniß 
ber Quellen erihöpft und ſehr lehrreich erörtert. 


9) Betrachtungen über die Gerichtöverfaffungen. in Deutfchland und insbe— 
fondere in Baiern. Stuttgart 1855 bei Scheitlin. 

Die Schrift berührt auch bie — über bie Gerichtsberfaſſung in ſtrafrechtlicher 
Beziebung und erörtert namentlich mit fritifchem Geiſte bie Hauptfragen über die Schwurgerichte, 
bie Staatsgerichtshöfe, die Berufungs-Inftanz und das Inftitut der Staatsanwaltſchaft. 

10) Kommentar zum Ötrafgefegbuche für das Königreih Sachſen vom 


41. Auguft 1855. Bon Dr. A. DO. Krug, gr m Sädfifchen Ges 
heimen Juftizrathe. Leipzig 1855 bei Voigt und her. 


* 
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11) Kommentar re Strafprozeß⸗Ordnung für das Königreih Sachſen Bon 
Dr. 3. DO. Schwarze® Königlih Sächſiſchem Ober » Appellationsrathe. 
Leipzig 1856 bei Voigt und Günther. 

Am 11. Auguft 1855 ift eine neue Redaktion bes Sächfifchen Strafgeſetzbuches, und eine 
neue Strafprozeh - Orbnung für Sachſen publiziert. Beide find bon bobem Intereſſe für bas 
Deutfche Strafrecht, theils wegen ber trefflihen ®orarbeiten, melche biefer Geſetzes Emanation 
borangegangen find, theild megen ber unmittelbaren Thätigkeit, melde Seine Majeftät ber jegige 
König von Sacfen und ein Verein hochgebildeter Juriften, an benen Sachſen fo reich ift, dieſem 
neuen bebeutenben Werke gemwibmet haben. Es ift baher überaus dankenswerth, daß zwei bon 
biefen Juriften, bie Herren Krug und Schwarze, bon benen ber letztere ald Verfaſſer der bebeutend- 
fien Vorarbeiten unb als Königlicher Kommiſſar bei den ftänbifchen Beratbungen befonderen Ein- 
fluß auf die Vollendung bes Werkes gebabt bat, in gebiegenen Kommentaren, bie durch ibren 
Reichthum überall, aud außerhalb Sachſens für die Praxis dienlich find, fofort nach der Bubli- 
fation ber Gefehbücher dad Material nm BVerftänbniß derfelben geliefert haben. 

12) Deutfches Staats- und Bundesreht. Bon Dr. H. A. Zahariä, Pro- 
feffor der Rechte zu Göttingen. Zweite Auflage. Zwei Theile. Göttin: 

853, 1854 bei Bandenhöd und Ruprecht. 

12) Die Deutfchen Berfaffungsgefege der Gegenwart, einfchließlich der Grund⸗ 
aefege des Deutjchen Bundes und der das Verfaſſungsrecht der Einzel— 
ftaaten Ddireft betreffenden Bundesbefchlüffe, gefammelt und mit Einleitun- 

en und Anmerkungen herausgegeben von Dr. H. A. Zahariä, Pros 
or der Rechte zu Göttingen. Göttingen 1855 bei Dietrich. 

Es ift nicht allein eine Hulbigung, melde wir bem auch für unfere Zeitfchrift thätigen 
hochberehrten Verfaſſer durch die Anzeige und bringendbe Empfehlung biefer bebeutenden Werke 
barbringen; aud das Strafrecht in feiner höheren Bebeutung als öffentliches Recht findet bier 
einen Theil feiner Quellen gefammelt und in biefem Sinne führen wir biefelben in biefer bem 
Strafreht allein gemibmeten Anzeige mit auf. 

14) Weber dolus und eulpa und insbefonbere über den So der unbeftimms 
ten Abfiht. Bon Dr. 9. O. Krug, Königlich Säͤchſiſchen Geheimen 
Juſtizrath. Leipzig 1854 bei Tauchnig. 

15) Die Lehre vom Verfuche der Verbrechen, dargeftellt von Dr. A. DO. Krug, 
Königlih Sächfifchen Geheimen Juſtizrathe. Leipzig 1854 bei Wigand 

16) Bom Verſuche der Verbrechen. ine juriftifhe Abhandlung von 
G. E. Otto, Königlich Sächfifcher Ober» Bergrath. Leipzig 1 bei 

Teubner. | 

17) Die ec Sn den — Deutſchlands und der Deut: 
fhen Schweiz. Ein kritiſcher Kommentar mit biftorifcher Einleitung. 
Bon Dr. E. Dfenbrüggen, Profeffor der Rechte zu Züri. Leipzig 
1854 bei ‚Heinrich. 

— zer — — wir erſt jetzt auf das Erſcheinen dieſer bier 


Berlin, gedruckt in der Deckerſchen Geheimen Dber ⸗ Hofbuchdruderei. 


Die Lchre von der Unterfchlagung, 
nach den neuen Deutjchen Gejepbüchern überſichtlich dargeftellt. 


Bon Herrn Prof. E. Reinhold Köftlin in Tübingen. 
(Fortfeßung und Schluß von S. 47—62,) 


x 


8. 5. 
Thatbeftand der Unterfhlagung nah den neuen Gefegbüdern. 


Was fjofort den Thatbeftand des Delikts im Einzelnen betrifft, fo ift bier 
vor Allem die Unterfchlagung anvertrauter Sachen von der Fundunterfchlagung und 
den ihr ähnlichen Fällen zu fondern. 

Unterfchlagung anvertrauter Sachen. Bei diefer ftimmen nun: + 

A. in Beziehung auf den Gegenftand der Handlung die neuen Geſetz— 
bücher faft ausnahmslos mit dem überein, was oben ($. 2.) ald gemeines Recht 
dargeftellt wurde. Eine Ausnahme macht nur das Defterreihifche Geſetzbuch, 
dad auch am eigenen Sachen eine Unterfchlagung als möglich annimmt, dann 
namlich, wenn fie vom Gläubiger gepfändet, aber in der Berwahrung des Schuldners 
gelaffen find’); 

B. Die Handlung jelbft bezeichnen fie faſt durchaus als: rechtswidrige 
— Nur das Preußiſche Geſetzbuch erſetzt dieſen Begriff durch Spezi— 

fation der Fälle Meiſtens indeſſen fügen fie noch andere Ausdruͤcke, beziehungs— 
weife erläuternde Beifpiele hinzu. 

So z. B. jagt das Defterreihifihe Geſetzbuch: — vorenthält oder fich 
zueignet, und zwar ift unter dem Vorenthalten der Fall des Ableugnens zu ver- 
—— d. h. wenn der Thäter zu der Zeit, da er die Sache zurüdgeben oder ab- 
liefern joll, den Befig derjelben widerrechtlich fortfegt, indem er fie falfchlich für die 
aka ausgiebt oder ihren Empfang ableugnet ’). Dagegen verftcehen andere Geſetz— 

üher (das Bayerifche, Olvenburgifche, Hannöveriſche und Heſ— 
fifhe’), das dolofe Ableugnen mit unter der Jueignung — neben dem Berbraud,, 
der Veräußerung oder „font einem Akte, der nur dem Eigenthümer zufteht.* Das 
Bayerifche Geſetzbuch fieht es aber außerdem ſchon für (vollendete) Unterjchla- 
gung an, wenn an verfiegelt oder verfchloffen übergebenen Sachen auch nur die 

iegel oder Behältniffe erbrochen werden. Die Oldenburgiſche Verordnung 
vom Jahre 1836 hat dies geftrichen, glaubt ed aber noch ausdrüdlich für Unter: 





1) Vgl. die Zürch eriſche Praxis bei Nahn a. a. O. S. 2—4. Diefe fonderbare Er- 
meiterung des Begriffs ber fremden Sache wirft a auf den Zhatbeftand des Diebftahls nad 
dftreich. Recht zurüd; f. Frühwald Handb. S. 166. 

2) Jenull Komment. H. 330. 331. 

3) Art. 380, 

Archiv, 1856, IL e 11 
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ſchlagung erflären zu müflen, wenn die Verwalter fremder Angelegenheiten Sachen 
oder Gelder, die fie ihren Prinzipalen oder dergleichen aushändigen follten, für 
fich felbft einnehmen oder verbrauchen oder deren Forderungen auf ihre Privat- 
fchulden abrechnen oder fonft für fi) verwenden '). 

Noch genauer führen andere Gefegbücher (dad Württembergifche, 
Braunfhweigifche und Thüringifche) Veräußern, Verbrauchen, Verpfän— 
den, Befigableugnen oder Berheimlichen auf. Wenn übrigens das Braunfhweis- 

ifche bei der Verpfändung, das Württembergifche bei der Verpfändung und 
Befigableugnun, noch ausprüdlich die Abficht der Aneignung fordern, fo ift Dies 
wohl eine überflüffige Kautel, die überdies zu falfcher Auslegung hinſichtlich ans 
derer Fälle verleiten kann ?). 

Das Sächfifche Gefepbuch begnügt fich mit dem allgemeinen Begriffe Der 
Zueignung’). Umgefehrt jubftituirt diefem das Preußifche einzelne Afte, nämlich: 
veräußern, verpfänden, verbrauchen, bei Seite fchaffen, — eine Spezififation, Die 
zu mandjerlei Zweifeln führt. Jedenfalls aber genügt hiernach das bloße Ableugnen 
des Beſitzes nicht‘). Beiläufig mag bemerft werden, daß gemäß den Worten: 
„zum Nachtheil —“ auch nach dem Beeußif hen Gefegbuche die abgegebene Ent- 
jcheidung hinfichtlich der Verpfändung mit der Abficht der Einlöfung fih gar wohl 
vertheidigen läßt, mindeflens in derſelben Modifikation, wie e8 in Sachſen ges 
fchieht, d. h. unter der Vorausſetzung des wirklichen fteten Befiges bereiter Meittel 
zur Einlöfung ’). 

Eigenthümlich ift endlich dad Badiſche — welches in den angeführten 
“ einzelnen Aften, Ableugnung, Verbrauch u. f. f., nur Bermuthungen für das Bor- 
bandenfein der widerrechtlihen Aneignung erblidt, — eine Beftimmung, Die aus 
Uebermaaß wohlwollender Vorfichtigfeit einen feltfamen Berzicht auf juriftifche Bes 
ftimmtheit enthält‘). Diejelbe hängt aber genau mit dem gleich Folgenden zuſammen 

C. Der fubjektive Thatbeftand nämlich wird gleichfalls von dem Badi— 
ſchen Geſetzbuch auf ei —— Weiſe beſtimmt. 

Die Übrigen Geſetzbüͤcher fordern eben nur, wie beim Diebſtahl, die Abſicht 
der Zueignung, freilid wieder im verfchievdener Ausdrudsweife. Einige (Das 
Defterreihifche, Bayerifche, Oldenburgifche und Sähfiihe) fepen fie 
voraus, ohne fie direkt zu erwähnen‘). Andere (dad Württembergiſche, 
Hannöverifhe, Braunfhweigifhe, Thüringifche) erwähnen fie direkt, 
wenigftens theilweife’); und zwar Ehe das Braunfhweigiiche und Thür 


1) Der Verpfändung ift in ben angef. Geſeßbüchern nicht ſpeziell gedacht; ſ. aber Dolk, 
mann in ben Bl. f. Rechtsanwend. X. 203. 204, und Leonhardt Komment. 11. 364; vgl. indeſſen 
Se A a —* Art. 304, und dazu Leonhardt K 

) . das hanndv. u rt. 304, und dazu Leonhardt Komment. II, 366, 
not. 7. Soltbammer Romment, in. 5 N). s >» 

3) Ueber die Werpfänbung f. Weiß Komment. ©. 655. 657 — 659. vgl. Shwarge im 
N. Arch. 1853. ©. 338, Zu bem don Weiß über bie Afterberpfändung Geſagten vgl. Dollmann 
in ben BL f. Rechtsanw. X. 203 not. 67; |. aud Held u. Siebdrat Komment. ©. 335 (Zwei- 
felbaft ift, ob ber erlangte Pfanbichilling oder der Werth ber Sache über bie Größe des Delikte 
entſcheidet; richtiger das erftere; |. darüber and Rahn a. a. D. u. Frühwald Handb. ©. 181), 
und (treffend) fächf. Entwurf Art, 290. 

4) Bei ber — — iſt das Gegentheil angenommen! 

5) Bol. Goltdammer Komment. 11. 501. 502 und beff. Arch. I. 555. 556. Die S. 501 
angef, Anfiht ber Immediat-Kommiſſion kann wohl nicht entſcheiden. 

6) Belobt mirb biefelde von Mittermater ımb Scholz. Le 

T) Vgl. übrigens Jenull Komment. II. 331, Dollmann a. a. ©. S. 193 f. (nament⸗ 
lich gegen ungegrändete Vortwärfe von Gönner, Mittermaier u. 9.) Weiß Kommt. S. 656, 

8) Ueber die Infonvenienz ber blos theilmeifen Erwähnung f. o. Diefe Schulb tri jedoch 
beſonders nur das württemb. Geſeßbuch. Ueber die Worte: „mit rechtswibrigem VBorfape * im 
banndd. Geſeßbuch f. bie Abhandl. in dv. Bothmers Erdrterungen II. 186-193, bagegen aber 
b. Botbmer eb. I. 19. 20. N. 193 —195, Leonhardt Komment. IL 365—372; vgl. & 
vs W in den Annal. f. Kriminal-Rechtspflege XL. 2, ©. 1-56. Sarwe ys Monatsfchr, 
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ringiſche Gefepbuch noch ausdrücklich gewinnſüchtige Abfiht. Das Heffifche 
Geſehbuch nennt die Abficht, Die Sache dem Eigenthümer oder fonft Berechtigten 
zu entziehen’). Das Preußijche jpricht ſehr unvolllommen nur von Handlungen 
zum NRachtheile des Gigenthümers, wodurch die —— erſchwert wird). 

Das Badiſche Geſetzbuch fordert dagegen die Abſicht, die Sache dem Be— 
rechtigten ganz ohne Erſatz zu entziehen. Hier iſt alſo der Goönner'ſche Gedanke, 
dem beſonders Mittermaier beipflichtete“), gejeglich firirt. Zuſtimmend zu dem— 
felben verhalten fidy auch die neuen Bayeriid en Motive (zu Art. 291.). Durch. 
diefe Beftimmungen werden nun freili die in $. 2. (U. B.) erörterten Fragen 
über die Verpfändung und über den Verbrauch vertretbarer Sachen kurzweg ent: 
te Aber dieſe Einfachheit entjpricht Feinesweged den Forderungen der Ge: 
rechtigfeit. 

\ ee zwar fann auch nad der neuen Gefepgebung Fein Zweifel 
ein, daß: . 
a) der bloße Gebrauch (f. $. 2. unter I. B.) zum Thatbeftande der Unter: 
ſchlagung nicht ausreicht *); 

) daß der dolus durch die wirkliche oder in gutem Glauben vorausgeſetzte 
und nach den Umftänden des Falles auch vorausfegbare Einwilligung des Bere: 
tigten ausgeſchloſſen wird’). Nicht Hierher gehört aber die Entſcheidung der 
Mürttemdergif ben Praris über Die Frage, ob beim faufmännifchen Kommif: 
fionsgeichäfte die at ki einer Unterfchlagung anzunehmen ſei“). “Denn nicht 
die vermuthete Einwilligung ded Kommittenten, fondern die Natur des fraglichen 
Gefchäftes felbft bewirkt, daß hier von der Unterfchlagung einer fremden Sache 
nicht die Rede fein fann ’). 

Zweifelhafter ift jchon 

c) die Frage über die Kompenfation. Indeſſen jollte doch unter der Bor: 
ausjegung der Gleichartigkeit der Sachen und der Liquidität der Forderung unbe- 
dentlidy angenommen werden fönnen, daß der Thatbeftand der Unterfchlagung 
wegfalle, felbft wenn der Thäter bona fide im Jrrtfum war. Zum Mindeften 
wäre im legteren Falle, wenn die wirklichen und vorausgefegten Umftände zu jehr 
von einander abwichen, nur Selbfthülfe anzunehmen”). 

Beſonders jchwierig ift aber 

d) die Frage, ob die Erjagabficht (natürlich die ermftliche und durch die 
Umftände bewahrheitete) den dolus der Unterſchlagung dann aufhebe, wenn vertret- 
bare Sachen verbraucht worden find. 

Zunächft fcheint hier alle Schwierigkeit wegzufallen im Falle des depositum 
irregulare, d. h. wenn Geld oder andere fungible Sachen unverfiegelt und unver- 


1) Vgl. Arc. f. Strafrecht in Helfen 1. 264—267, 

2) Goltbammer Stomment. II. 502—504 glaubt, daß bie geminnfüchtige Abficht fupplirt 
werben müfle — are. 6. 246 (vgl. Helie VU. 358 sq.), f. auch deff. Arc. 1. 248 Note, IE 
126. 692. 693 (ber dolus indeterminatus, dem Cigentbüner zu ſchaden — ? — foll genügen); 
vgl. a Komm. ©. 430. 431, Temme Gloſſen S. 285 (9); f. nun aber auch Goltbammer 
Arc. 54. 

° 3) Untipodifch dagegen verhält fih Sepp im N. Arc. 1850 ©. 582 not. WO S. 595. vgl. 
Gy —— württemb. Ober»Zrib. bei Hufnagel Strafgeſeßbuch mit Anmerkungen, 
S. not. 3. 

4) Weiß Komment. S. 655. Leonharbt Komment. II, 364. Temme Gloffen 3. preuß. 
Geſetzb. S. 285. Dollmann a. a. D. ©. 195-197. Ueber die Verpfänbung ſ. o. unter B. 

3) Sehr bedenklich ift die Anwendung, welche von diefem Satze die Abb. in v. Bothmers 
Erört. I, 186 f. macht. 

6) Vgl. darüber Hufnagel Komment, 41. 467. 468 in ber Note; III. 459. Sarweh 
Monatfhr. a. a. O. N, ſächſ. ui 1. 4. ©. 114 (vgl. fähf. Jahrb. ©. 397). 

T) Val. Goltdammer Ar. 111. 134—137. Zu eng ift, was Henne in ben N. fähf. 
Jahrb. U. 165 (vgl. Goltdammer Komment. II. 505) fagt. 

8) Weif Komment. ©. 656. Schwarze im N, Arc. 1853 ©. 338. Dollmann in ben 

BI. für Rechtsanwendung. X. 216. Bopp heſſ. Gb. ©. 180 Nr. IE vgl. N. ſächſ. Jahrb. VII.222. 
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ſchloſſen, alfo blos gezählt oder zugemefien, beziehungsweife mit allgemeiner Angabe 
der — hinterlegt werden. Denn hier iſt nach der herrſchenden Anſicht die 
ftilffehmweigende ') Abſicht anzunehmen, daß nur in genere reſtituirt werden fol’). 
Gleihmwohl hat felbft dies Anftand gefunden’). Indeſſen ift am betreffenden Orte 
doch nur eben das als Voraudfegung verlangt, was auch oben $. 2. ald ſolche 
angegeben ift, wenn die Verwendung vertretbarer Sachen überhaupt blos ald Ge— 
brauch erfcheinen folle. 

Sera des depositum irregulare muß auch nach den neuen Gefeßbüchern 
die Möglichkeit der Unterfchlagung als wegfallend betrachtet werden, weil es hier 
am erften ——— derſelben, dem Gegenſtande der Handlung fehlt. Anders 
verhält es ſich zum Theil mit einigen analogen Verhältniſſen, bei welchen nach 
—— Pi aus gleichem Grunde die Möglichkeit der Unterfchlagung wegfällt. 

o namentlich: 

aa) bei der Uebergabe eines Stoffes ald fungibler Sache Behufs der Ver— 
arbeitung an einen Künftler oder Handwerker; hier geht das Eigentum des Stoffes 
nach gemeinem Rechte auf den Empfänger über *), nicht aber 5.3. nah Preußi- 
fhem und Bayerifchem Landrechte ‘); 

bb) beim contractus socidae®), d. h. wenn der Gutspächter das Wirthfchafte- 
Inventar gegen eine Tare übernimmt; auch hier geht nach gemeinem Recht auf 
den Empfänger im Zweifel das Eigenthum der Sachen über, nicht aber z. B. nach 
* ußiſchem Landrechter). Dagegen muß auch nach den neueren Rechten dem 

epositum irregulare der Fall gleichgeachtet werden, wenn Jemand_eine fungible 
Sache zur Fracht nur mit der Verbindlichkeit übernimmt, dieſelbe Quantität und 
— ie Daffelbe ift vom Faufmännifchen Kommiffionsgefchäfte an- 
zunehmen”). 

Bon allen diefen Fällen, wo es am Gegenftande des Delikts fehlt, ift 
nun aber der Fall wohl zu umterfcheiden, wenn die fungiblen Saden verfchloffen 
(resp. verfiegelt) übergeben wurden. Hier weichen die neuen Gefepbücher wieder 
fehr von einander ab. 

Ausgeſchloſſen ift jeder Einfluß der Erfagabfiht im Defterreihifchen 
ae in der Dldenburgifchen Verordnung von 1836 (zu Art. 253. 
8. 3.''), und im Wiürrttembergifchen Gefegbuch '*) (weil durch die Verſchließung 
der Sache die Eigenfchaft der Vertretbarkeit entzogen werde?). 


1) Wo dies ausbrüdlih ausgemacht ift, kann ohnebies fein Atoeifel fein. L.9 6.9 L. 10 
D. de R. C. (12. 1). L. 34 pr. D. mand. (17. 1). vgl. L. 24.25 6.11.26 $. 1 D. depos. (16. 3). 

2) L.31 D. locati (19. 2) j. $. 2. J. de usufr. (ll. 4) L.7. D. de usufr. ear. rerum 
(7. 5). Sehne in ben N. Bay. Sapıb. 11. 155 f. Dollmann a. a. O. ©. 135. 136. Huf— 
nagel Strafgb. m. Anm. S. not. 6. Goltbammer Komment. I. 505. Weiß Komment. 
&. 661 Nr. 16. Held und Siebdbrat Komment. ©. 335. 

IE. N. fähf. Jabrb. VI 474 (mit Berufung auf vd. Bangerom), Auch bie Olden⸗ 
burgifche Verorbnung vom Sabre 1836 zu Art. 235 (kr Geſeßbuchs) $. 3 ſeßt, mo bie Vers 
wendung nicht ausbrüdlic ober ſtillſchweigend (?) geftattet ift, die „woblbegründete Ueberzeugung 
ber rechtzeitigen Reftitutionsmöglichkeit* voraus. 

4) L. 31 D. locati (19. 2) vgl. L. 34 pr. D. de auro argento (34. 2). 

5) Sier bleibt es baber bei der gewöhnlichen Negel, daß der abläugnende x. Speififant 
— Blätter für Rechtzanwendung 11. 318. vgl. Schwarze im 

. Ach. u - 


5) L. 3. L. 54 $. 2 D. locati (19. 2). 
er preuß. EM. I. 21. 88. 476. 601. vgl. bag. Cod. Bavar. civ. IV. 6. 
8) L. 31 D. locati (19. 2). 
9, ©. oben unter b. a. €, 
10) Jenull Kommentar II, 330. 
dali 11) Uebrigens fiellt biefe BD. im Zuſaß zu Art. 234— 237. eine nadte praesumtid 
oli auf, 
7 Motive z. Art. 327 des Entw. Hufnagel Komment, IL 466. III. 461. 462. 704, 
f. bag. Dollmann in ben BI, f. Rechtsanw. X. 198 not. 56. Hehne a. a. O. ©, 170, 
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Anderswo dagegen wird die in $. 2. ald die richtige dargeftellte Anficht 
vertheidigt, freilich nicht immer mit voller Klarheit und Konfequenz. Zuläffig ift 
dies nah dem Sächſiſchen“), Hannöverifhen?), Preußiſchen“), und 
mit Rüdficht auf den Ausdruck: gewinnfichtige Abficht, auch nach dem Braun— 
fhweigifhen und Thüringiſchen Geſetzbuch ), 9* en es ſich mit den 
Worten des Bayeriſchen Geſetzbuches ſchwer vereinigen ist ’). Eine Halbheit 
liegt in der Beflimmung des Württembergifchen Geſetzes vom 13. Auguft 1849 
Art. 30., weldhes in dem gedachten Falle dod noch Strafe (freilich nur gan 
geringe), diefe aber nur wieder auf Klage des Beſchädigten eintreten läßt. Dabe 
wird auch in den bisher genannten Gefehbüchern der ftrafmildernde, resp. a 
aufhebende Einfluß, welcher der rechizeitigen thätigen Reue überhaupt bei Diebftahl 
und dergleichen beigelegt wird, nicht ausgefchlofien. Meift ee fie dem Erfag 
bei der Unterfhlagung eben die gleiche Wirfung wie beim Diebftahl*), einige fogar 
eine noch größere ). 

Wieder in anderen Gefegen hat man, ohne auf die Abficht des Erſatzes 
zu refleftiren, «nur der Thatfache des wirklichen Erfages eine ftrafaufhebende 
Wirfung eingeräumt, So namentlih im Heffifchen Gefepbude‘)., Eine 
wunberliche Mifchung beider Gefichtspunfte enthielt der jegt aufgehobene Art. 345. 
des Württembergiſchen Gefegbuches’). Eine ähnliche Vermiſchung tritt nach 
dem Preugifchen Gefegbuche gemäß den Worten: „zum Rachtheile des Eigen- 
thümers“ ein, d. h. eine in gutem Glauben mit der Abficht der Erfagleiftung unters 
nommene Verwendung fungibler Sachen bleibt ftraflos, felbft wenn die gute Abficht 
hinterher vereitelt wird; aber auch eine in böfem Glauben unternommene muß 
ftraflo8 gelaffen werden, fobald nur der Erfag rechtzeitig wirklich geleiftet wird '). 

— hat das Badiſche Geſetzbuch zwar auch dem wirklichen Erſatze 
dieſelbe (blos ſtrafmildernde) Wirkung eingeräumt, wie beim Diebſtahl, dafür aber 
der Abſicht des Erſatzes, und zwar auch bei nicht vertretbaren Sachen, eine ganz 
erorbitante Wirkung beigelegt. 

Indeſſen ift ausprüdlich zu bemerken, daß ſich die fraglichen Beftimmungen 





2) Leonhardt Komment. II. 365—372. 

3) Goltbammer fomment. 11. 505. 69. 695. 

4) Vgl. die Motive zum neueften bayr. Entm. Art. 291. 

5) Urt. 230, 2. ſ. indefin Dollmann a. a. O. ©. 199 f., und, nod weiter gehend, 
Arnold eb. (BI. f. Rechtsanwend.) VI. 334 f. 

6) Sobas öftreihifhe Gbuch SS. 187. 188. 466, das oldenb uraiige Urt. 231. 232 j. 
BO. 1836, bie enge Diebftahlsnovelle Art. XL. j. Anmerk. zum Gb. II. 142 f., das fäd- 
fifde Ob. Art. 65 (vgl. ben Entw. Urt. 2099-301), das hanndverſche Gb. Art. 306, ber 
bahriſche Entm Urt. 204 j. 284. Ueber bas preuf. Gb. f. nachher. 

7) Das braunfhmweigifde er 243, das tbüringifche Art. 49, unb bad würt- 
tembergifche Gefeh vom 13. Aug. 1849 Art. 29. 

er a Mol, und zwar ift die Wirkung bedeutender, ald beim Diebftahl; dgl. Art. 384 
u opp 182. 

9) Vgl. Hufnagel Komment. II. 466—469. 980. 981. II. 461463. 704. Derf. Straf» 
geſeßbuch mit Anmerk, S. 365. Sarwey Monatfhrift X. 1 ff. Jener Artikel enthielt überbies 
noch eine ganz verkehrte Beſchraͤnkung ber Grundſähe über bad depositum irregulare. 

10) Soltbammer Komment. 11. 505. 695. on aben bie Morte: zum Nachtbeil (au 
prejudice) einen fatalen Doppelfinn. f. auch beff. Ar. IN. 536. Der Unterfchieb, melden ©. 
hie en dem Depofitum einerjeitd und dem Mandat und tömmiffionsgefchäft anbererfeits aufftellt, 
ift nicht erfchöpfend und das Gefagte nicht durchaus richtig. Es fehlt eine Entfcheibung über ben 

all des gemöhnlidhen Depofitums, fo wie über das Mandat in Beziehung auf pecunia clausa. 

ollte aber bie Meinung Zr baf bei — clausa überall bie Erſaßabſicht nichts helfe, fo 
wäre bies unrichtig, wie es auch bas über ben Tröbelvertrag und das Kommiffionsgefhäft ift; 
vgl. Heyne a. a. D., ber aber ©. 170 richtig einlentt. f. a. Hölie VII. 360-365. Sehr ber: 
worren ift bie Darftellnng bei Häberlin IV. 138—140, ber überhaupt ben Zhatbeftand fehr 
millfürlic) aus ben verſchiebenen neuen Gbücdhern zufammenleimt. 
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über Erfag und Abficht des Erjages nur auf die Unterfchlagung als Privat: 
verbrechen beziehen. Gin näheres Eingehen auf diefelbe ald Amtsöverbrechen würbe 
hier zu weit führen. 

1. Die Unterfchlagung gefundener Sachen wird von einigen neueren 
Gefegbüchern irrigertweife dem Diebftahl jubjumirt. Namentlich gilt died von dem 
Bayverifhen') und DOlpdenburgifchen *), welche beiden Gefegbücher auch 
ebenjo willkürlich die Unterfchlagung an einer gemeinfchaftlihen Sache oder Erb- 
fchaft zum Diebftahl ziehen’). Indeſſen hat in Oldenburg die Verordnung vom 
44. Oktober 1821 jener falfchen Prädizirung des Delikts die bloße Anwendung ber 
Strafe des Diebftahls fubftituirt. Auch das Medlenburgifche Diebftahle- 
Geſetz vom Jahre 1839 $. 21. gehört hierher; bier ift jedoch auf das Delikt nur 
die Hälfte der gemeinen Diebftahläftrafe gefegt. Nur formell dagegen auch das 
Braunfhweigiihe Gefegbud '). 

Mit der Subfumtion des Delikts unter den Betrug fteht unter den in 
— Wirkſamkeit befindlichen Deutſchen Geſetzbuͤchern das Oeſterreichiſche 
iſolirt. . 

Alle übrigen Gefegbücher ’) ftellen das Delift unter dem richtigen Geſichts— 
punft dar. Zwar könnte es fcheinen, als fei man nach der Definition des Dieb- 
ftahls im Saͤchſiſchen Geſetzbuche berechtigt, resp. verpflichtet, die animo furandi 
erfolgte Befigergreifung an einer gefundenen Sache ald Diebitahl zu beftrafen °). 
Allein in Hahrheit liegt eine Röthigung hierzu nicht vor’). 

A. Was nun den Gegenftand der Handlung betrifft, fo erhebt fich fofort 
die wichtige Fage, ob den gefundenen Sachen andere, in deren Befig man zufälli 
resp. irrthümlich gelangt, als gleichgeftellt zu betrachten feien oder nicht? uch 
hierüber ftimmen die neuen Gefepbicer feinesweges überein. Ginige bejahen vie 
Frage ausdrücklich; auch dieſe ziehen indefien die Grenze bald weiter, bald enger. 
Das Defterreihifche Geſetzbuch $. 204. c. fpricht von gefundenen oder dem 
Thäter irrthümlich zugefommenen Saden’), das Heififche Art. 381., dad Ba- 
diſche 8. 407. und dad Preußifche $. 226.°) enwähnen furzweg den Zufall. 
Der Bayerifche Entwurf nennt: Irrthum oder Zufall; der Sächſiſche führt 
auch angeſchwemmte Sachen ausdrüdliih auf. Nah anderen Gefepbüchern muß 
bie Frage ebenjo beftimmt verneint werden; fo namentlich nad) dem Bayerifchen, 
obgleich die Anmerkungen'“), den Begriff jehr willkürlich durchfahrend ausdehnen. 
Nach dem Bayerifchen, Oldenburgiſchen, Braunfhweigifchen Gefeg- 


1) Art. 32 j. Anmerf. 11, 9, 

2) Art. 218. 

3) ©. dagegen das hannövberſche Gbuch Art. 304, bas braunſchweigiſche $. 242, 
bas beffifche Art. 384, das badiſche $. 406, ben bahr. Ent. Art. 294, und in Beziehung 
auf bas preußiſche Gbuch Goltdammer ſtomment. 11. 458. Im württembergiſchen, fäd« 
ſiſchen und thüringiſchen Gbuche iſt nur vergeſſen worden, die betreffenden Artikel bei der 
Unterſchlagung ausdrücklich zu allegiren;, ſ. dagegen ben ſächſiſchen Entwurf Art. 292. vgl. 
auh Frühwald Handbuch ©. 180 j. 167. 

4) $ 223. Der Tadel bei Hepp im N. Arc, 1860 ©. 588. 589 ift daher gefucht. 

5) ©. auch den bayr. Entwurf Art. 203. 

6) Dies ſucht Blöbe a. a. O. ©. 16 zu beweiſen. 

7) Weiß Komment. ©. 649. Held und Siebdrai Komment. S. 305 unten. 

8) Die öftreihifche Praxis rechnet hierher auch angefhwemmte Sachen; ſ. Frühwald 
Hanbb. S. 201, Unrichtig ift es aber, wenn diefer auch folde Sachen bierber ftellt, „welche ber 
Befiper irgendwo vergeffen hat“. Hier liegt offenbar Diebitabl vor. Dagegen kann allerdings 
nad dem Öftreich. Gb. aud die Zueignung folder Sachen bierher gerechnet werden, welche Je— 
mandem aus Verſehen ftatt bes eigentlich Bezugsberechtigten übergeben wurben (Betrug). vol. 
Kitka in der öſtr. Zeitfchr. 1830 II. 87, Graßl eb. 1831 11. 298. Früh wald in ber Zeitſchr. 
„Der Zurift“ IV. 369 f. 

9) Vgl, Soltdammer Komment. U, 507. 508. Einen befonderen Fall enthält das Gb. 
$. 349 Nr. 5. vgl. VO. 23, Juli 1833. 

‚ ,10) Unmerf. 3, bayr. Gbucde I. 147. vgl. Sepp im N. Arch. 1850 ©. 565. 571; 
f. indeſſen die neue bahr. Zeitſchr. J 216. 
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buche und nad dem Mecklenburgiſchen Diebftahlsgefege fann bie — 
zugelaufenen Viehs, angeſchwemmier Sachen u. dergl. nur ale Finddiebſtah 
behandelt werden (in Braunfhmweig und Medlenburg tritt freilich eine ge: 
zingere Strafe ein, als beim eigentlichen Diebſtahle). — Nach einer dritten Klaffe 
von Gefegbüchern ift endlich die Frage zweifelhaft. Indeſſen wird von der Würt- 
tembergifchen Praris wohl mit Recht der Begriff ver verlorenen Sachen in der 
angegebenen Weiſe erweitert '). Daffelbe erfcheint aber au nah dem Sädfi- 
ſchen, Hannöverifchen und Thüringifchen Gefegbuche zuläffig, wiewohl es 
nicht außer Streit ift?). Immer aber eritredt fi die Ermeiterung nur auf zus 
fällig in die Detention erhaltene Sachen’). 

Nicht einmal darüber herrfcht in den neuen Gefegbüchern Uebereinſtimmung, 
daß die Annahme einer Fundunterſchlagung an eimem Schatze (ald herrenlofer 
Sade) verworfen wird. Mit Necht geichieht Died zwar nämlich in Bayern‘), 
Oldenburg“), im Sächſiſchen Geſetbuch Art. 241.*), im Hannöveriſchen 
Art. 305., im Heffifchen Art. 381., im Medlenburgifchen Diebftahlögefege 
$. 21., und im (revidirten) Defterreihifchen?) Geſetzbuche $.201.c. Dagegen 
nehmen andere die Möglichkeit einer ſolchen Unterfchlagung an, und zwar das 
Württembergifche*), Art. 349. (die Strafe ift die der Fundunterſchlagung), 
das Braunſchweigiſche“) $. 223. (ebenfo), dad Badiſche 88. 400. 409. (dieſes 
ift kaum hieher zu rechnen, da die Strafe nur in dem VBerlufte des Antheils befteht, 
ben der Thäter erhalten haben würde, wenn er nicht unterfchlagen Hätte), und das 
Thüringifche Art. 232. (welches gar die — Diebftahlsftrafe androht.) Nach 
— k reußifchen Gefegbuche wird die richtige Entſcheidung mit Unrecht bes 
zw t!R 

Auch die neue Geſetzgebung entfernt nicht alle Zweifel über den Begriff der 
verlorenen Sache. Indeſſen wird Doch eine bloß verlegte Sache wohl kaum irgend- 
wo Dazu gerechnet'’), und die herrfchende Meinung fcheint fich dahin feftzuftellen, 
daß dabei von dem Standpunkte des Finders ausgegangen, d. h. daß in jedem 
einzelnen Falle erwogen werden mäüffe, ob diefer (der Finder) die Sache vernimfti- 
ger Weife ald eine verlorene habe betrachten konnen oder nicht”). Unter Umftänden, 
namentlich 3. ®. bei Dienftboten, welche gefundene Sachen der Herrfchaft abzu⸗ 
liefern ſchuldig find, kann in der Berheimlichung ſolcher Gegenftände eine gemeine 
Unterfchlagung liegen '?). 


:) &. Sufnagel Romment. Il. 461. 

2) &. Krug Studien I. MW. Buſch fähf. Kriminalgb. S. 23. Weiß Komment. 
S. 650. Nr. 7. 

y ee rt 6 229 3 ber BI. f. Recht Mm. 32. vgl 

jwar nner Jahrb. I. 229, egen aber BI. f. Rechtsanw. 2, . 
bie Berf. vom 22. Nov. 18168 ’ =“ ” 

5) Oldenburg, Berorbn. d. 3. 1836 zum Gb. Art. 234, 

6) Vgl. über Sahfen-Altenburg bie N. fähf. Jahrb. IX. 33 f. 

T) Dal. De ſtomment. II, 370 not. F u. Frühwald Handb. S. W 
in ber öſtr. Sr tr. 1836 11. 269; vgl. eb. 1849 I. 370. f. Ullg. bürg. Sb. 8. 

8) ©. Hufnagel Romment. II. 479. 480. 982. M. 475. 

9) Breymar ©. 312, 

10) Goltdammer ſtomment. II. 508 (vgl. auch Hölie VI. 577. 578). Da ber $. 226 
eine „frembe" Sache ausdrücklich fordert, jo kann ein Schatz unmöglich bierber gerechnet und auf 
ER. L 9 $. 102 fein Gewicht gelegt werben. f. inbefjen iv 11. 707. 708 & 

11) &. indeffen Frühwald Hanbb. ©, 201. 

12) Vgl beififhes Gbuch Art. 381, banndn. Art. 305, Held w. Siebbrat Komment. 

. 333. Weiß Komment. S. 649 — 651. Blöbe a. a. O. S. 3 f. Waltber YZunbbiebftahl 
&. 74 f. Leonhardt Komment. U. 374. Sufnagel Komment. II. 473475 (val. aber II. 477, 
81. Strafgb. mit Aum. ©. 368 Nr. 1 * Soltdammer ſtomment. II. 507. 508. Thüring. 
Wodrenbi. 1851 ©. 11 f. 1852 6. 212 f. Mittermaier im NR. Arch. 1852 ©. 66. 
Schwarze eb. 1853 ©. 339. 

13) AM. Mittermaier a. a. D. ©. 459; f. dagegen Weif Komment. S. 651 Nr. 6.9. 
Leonhardt Komment. 1. 374. 


1. Schuller 


398. 400. 
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B. Die Handlung ift auch hier zunächft nach den meiften Gefehbüchern 
ebenfo zu beftimmen, wie bei der gemeinen Unterfchlagung, nämlich ald bewußt 
widerrehtlihe Aneignung; jo namentlich nad denen von Oldenburg, 
Defterreich, Preußen, Württemberg, Hannover. Weber die irrige Anficht 
des Bayrifchen'), resp. (formell) des Braunfchweigifchen Geſetzbuchs, daß 
hier Diebftahl vorliege, f 0.°) Bei dem Preußifchen Gejegbuche fommt indber 
fondere noch doloje Ableugnung gegen die Obrigkeit hinzu’). 

Nur einige wenigen der neueren Gefegbücher beftimmen das Moment der 
Handlung hier überhaupt auf aparte Weife. Das Säch ſiſche unterfcheidet einen 
mehr und einen minder ftrafbaren Fall, nämli: a) wenn der Thäter die Sache 
fi aneignet, resp. fie veräußert, während ihm der Verlierer bereits befannt gewor⸗ 
den, oder eine öffentliche Aufforderung zur Nüdgabe zur Kenntniß gekommen war '); 
b) wenn er fich die Sache anmaßte, ehe er jene Kenntmiß hatte. Einige’) wollen 
in dem Gefegbuche eine Lüde für den Fall finden, wo der Thäter, ohne den Bers 
lierer zu kennen, fich fofort durch Verbrauch, Veräußerung u. dgl. die Rüdgabe un: 
möglich macht. Allein mit Unrecht. Der gedachte Fall ift einfach unter b. zu ſub— 
fumiren, eine Lüde mithin nicht anzuerkennen, wenn auch allerdings eine Ungeſchick— 
lichfeit ded Geſetzgebers.“) Derfelbe Borwurf trifft troß der etwas genaueren Faflung 
das Thüringifche Gefegbuh Art. 235. Das Bapdifche unterfcheivet die Fälle 
im MWefentlichen ebenfo. Dabei ift denn aber in Beziehung auf den Fall a. fehr 
auffallend, daß hier diefelben Afte ald Momente des Thatbeftandes aufgenommen 
find, welchen bei der gemeinen Unterfchlagung nur die Bedeutung von Indizien 
beigelegt ift. Ganz verunglüdt dagegen ift die Beftimmung zu b., welche alle Ge- 
fihtspunfte durcheinander mifcht. Das Heſſiſche Gefepbuch endlich erklärt höchſt 
auffallender Weife nur die Fälle unter a. für ftrafbar. 

Die meiften neuen Gefegbücher begnügen fich nun aber mit der bisher an- 
gegebenen (einfacheren oder verzwidteren) Beftimmung des Moments der Handlung 
nicht, fondern ziehen noch weiterhin in das ftrafrechtliche Gebiet Fälle herein, 
welche lediglich dem Bolizei-Strafrecht überlaffen bleiben follten ’). 

Nah dem Nechtöbegriff kann für ftrafbar nur gehalten werden die dolofe 
Ableugnung des Befiges gegenüber dem fich meldenden Berechtigten, und — ab: 
gejehen von einer folhen Meldung — jede dolofe, d. h. animo furandi vorgenoms 
mene Handlung des Finderd, wodurch die Nüdgabe von vorn herein unmöglich 
gemacht wird”). 

Dagegen haben die neuen Gefeßbücher es meift”) für paflend erachtet, eine 
Pflicht zur fpontanen Herausgabe an den Berechtigten oder mindeftens zur Anzeige 
bei der Obrigkeit zu ftatuiren. An fich ift denn hiergegen nichts einzuwenden, IA 
lange die Verlegung dieſer Pflicht nur polizeilich — wird, wie nach dem 
A en Polizei» Strafgefeßbuche Art. 58., dem Me dlenburgis 


ſchen Diebftahlögefege $. 21., dem Defterreichifchen bürgerlichen Gefegbuche 


1) Vgl. die Anmerk. ;. bair. Gb. 1. 97. 9. 

2) Ebenfo über bie irrige Anficht von Blöde, baf nah dem fähfifchen Gbude wenige 
ſtens in einem beftimmten Falle Diebftahl anzunehmen fei. 

3) Bei ber gemeinen Unterfhlagung reicht bie Abläugnung nicht bin. 

4) Held und Siebdrat Komment. ©. 333 unten ftellen ben Ball gleih, wenn er bie 
Kenntnißnahme abfichtlih vermied. Dies ift doch wohl zu beweifeln. vgl. Werk Komment. ©. 653 
Mr. 13. N. ſächſ. Jahrb. IV, 465. 

5) Blöbe a.a. O. ©. 31 f. und Walther Funddiebſtahl S. 105 not. 2. 

6) Der ſchadhafte Punkt, den die in der vorigen Note Angeführten ganz richtig berbor- 
beben, ift in den Stritifen bon Hepp und Mittermaier unbeachtet geblieben. 

7) Arnold im N. Arc. 1843 ©. 536—539. 

8) ©. darüber Blöde a. a. O., und gegen einige ausfchmeifende Behauptungen befjelben 
Walther Funddiebſtahl S, 102 f., ber jedoch feinerfeits mit dem fubjelktiven Thatbeftande ſehr 
willfürlih umgebt. 

9) Das preußifhe Gb. enthält nichts dergleichen. 
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Het. 333—394'), der Braunfhweigifchen Verordnung vom 15. April 1824 °). 
Namentlich darf man die Begründung diefer Anficht im älteren und älteften Deuts 
fchen Rechte nicht außer Augen laffen. Ganz: anders aber verhält es fih, und 
fchlechthin zu tadeln ift ed, wenn aus der Verſäumniß der Erfüllung jener Vers 
bindlichfeit binnen einer gewiffen Krift (die überdies wieder fehr verfchieden beftimmt 
wird, auf 8 Tage, 4 Wochen, 3 Monate ıc.) eine praesumtio doli abgeleitet wird. 
Dies gefhah im Bayriſchen Gefegbuche Art. 212., im Didenburgifchen 
Art. 217. im Sächſiſchen Art. 241., im Hanndöverifchen Art. 305., im Ba- 
difchen $. 407., im Thüringifchen Art. 235., und troß der Proteftationen 
der Wiſſenſchaft gegen die fraglichen Beitimmungen ’) hat noch der neue Säch— 
ſiſche Entwurf, obwohl er in einigen Punkten Kehler des Gefegbuches verbeffert, 
von den Präfumtionen nicht laffen können ). Im Heffifhen Gefegbuche findet 
fih die gleiche Präfumtion, nur ohne Friftbeftimmung und mit einer Andeutung zu 
Führung des Entſchuldigungsbeweiſes *). 

C. Hinfichtlich des fubjeftiven Thatbeftandes ſtimmen — mit Ausnahme 
des Defterreichifchen, welches die Handlung ald Betrug auffaßt, — alle neueren 
Gefepbücher darin überein, daß die Abficht ald animus furandi aufzufaffen fei'). 
Dabei ift e8 denn aber dem Sächſiſchen und Thüringifchen Geſetzbuche 
eigenthümlich "), troß des dolus bei den leichteren Fällen (f. 0.) den Eintritt der 

trafe von einem beftimmten Werthe der gefundenen Sache abhängig zu machen. 
Dbwohl diefe Beftimmung mit gutem Grunde angefochten wurde"), ift fie doch im 
Sächſiſchen Entwurfe erhalten geblieben. 

. Die Frage über die Vollendung des Delifts ift für mehrere neue 
Gefeßgebungen eben in Folge der o. a. Erweiterung des Thatbeftandes mittelft 
Aufnahme der Verfäumniß der Nüdgabe oder Anzeige an die Obrigfeit eine vers 
widelte geworben. Hinfichtlich folcher Akte, wodurch fich der Finder die Rüdgabe 
fofort unter allen Umftänden unmöglich macht (wie Verbrauch, Veräußerung), ift 
die Sache freilich einfach’). (Auffallenderweife verlangt der Bayeriſche Entwurf 
hier noch indbefondere, daß ein WVerfuch der Ausmittelung des Berechtigten unter: 
blieben fein müffe.) Schwieriger aber ift die Enfcheidung da, wo das Gefeß an die 


1) Vgl. Winiwarter 1, 152 f. Frühwald S. 201 (nad) dem angef. Kaſſat.-Erk. ge» 
nügt die bloße Nichtanzeige zur Unterfhlagung nicht, ſondern es muß Abläugnen ober dal, 
binzufommen). 

2) Vol. Mittermaier im N. Ard. 1852 ©. 460. 

3) Vgl. Mittermaier bie Strafgefehgebung in ihrer Kortbilbung I. 44 f. Blätter f. 
Rechtsanwend. II. 113. Arnold im N. Arch. 1843 a. a. O. und Bl. f. Rechtsanwend. I. 
2118. 2332 f. 249 f. Leonbarbt Komment. II. 374. Blöde a. a. O. ©. 17—21. 3. 33 f. 
(befien Auslegung bes ſächſiſchen Gbuchs zwar mwohlgemeint, aber doch wohl millfürlich ift). 
MWaltber Funddiebſtahl S. 107. 108. 

4) Umgefebrt bietet ber neuefte bayriſche Entwurf Art. 293 bier eine Präfumtion ber 
bona fides allzu freigebig an, 

5) Urt. 381. dgl. Mittermaier im N. Arch. 1852 ©. 446. 447. Ueber bie Praxis 
f. Bopp ©. 182. Ganz überfehen ift das fragliche Moment von Hepp im N. Ar. 1850 
©. 587. 588, ber nur mwieber feine Marotte borbringt, daß die Verheimlichung eines gefundenen 
Schatzes überſehen (!) fei. 

6) ©. darüber befonders Blöbe a. a. DO. ©. 2—24. AM. Mittermaier im N. Arc. 
1852 ©. 458, wo ſich aber eine petitio prineipii findet. Obne Grund will Walther Funddieb— 
ftabl S. 105 auch Verbeimlihung aus Bosheit, um bie Sache zu zerftören ac., in den Thatbeſtand 
aufgenommen wiffen. 

7) Mit Unrecht fügt Waltber a. a. O. ©. 108 (vgl. S. 100) das württembergiſche 
Net hinzu; er fcheint das Rolizei-Strafgefekbud Urt. 59 überfeben zu haben. Das medien» 
burgiſche Diebftablägefek $. 21 i. U. enthält eine ähnliche Beftimmung, wie das ſäch ſiſche 
Gbuch; unter 2 Ntbir, bezieht fie fich aber nur auf das bier richtig abgearenzte reine Polizeiber— 
geben ber Nichtanzeige. vgl. Mittermaier in der Abb. im N. Arch. 1852 not. 64. 

8), ©. Mittermaier bie Strafgefehgebung in ihrer Kortbildung II. 46, 47, und befon- 
bers Blöde a.a. DO. S. 35—30. 

9) Bol. au das heſſiſche Urtheil bei Bopp ©. 182. 
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Verſaͤumniß gewiſſer Friften eine praesumtio doli fmäpft, und noch ſchwieriger, wo 
die Unterlaffung der Anzeige oder Nüdgabe ohne eine Friftbeftimmung für eine der 
Begehungsmweifen des Delikts erflärt ift. Einige") wollen den Ablauf der Frift 
nicht enticheiden laffen; es follen vielmehr ungeachtet der Präfumtion doch noch 
fonkludente Handlungen für das wirkliche VBorhandenfein des dolus dargethan wer: 
den. Dies ift jedoch offenbar willfürlich ; vielmehr fann man von dem Standpunft 
ber fraglichen Gejegbücher aus nur jo viel einräumen, daß durch die praesumtio 
doli der Beweis des Gegentheils nicht ausgeſchloſſen werde; fo nad dem Säch— 
fifhen, Hannöverſchen, Heflifchen?), zur Roth auch nad dem Bayeri- 
hen und Didenburgifchen Gefegbuh; — dagegen auch nicht einmal dies 
nach dem Thüringifchen. Ganz eigenthümlich ift endlich das Badiſche Geſetz— 
buch $. 407. Nr. 3., wonach der Gegenbeweis gegen die Präfumtion zugelaffen, 
aber ausprüdlich durch die Solvenz bedingt ift. 


$. 6. 
Strafe der Unterfhlagung nad den neuen Gefegbüdern. 


Auch in Beziehung auf die Strafe der Unterfchlagung (ald Privatverbre: 
chen) ift die gemeine Unterfchlagung von der Fundunterfchlagung zu unterfcheiden. 

I. Auf die gemeine Unterjchlagung ($. 5. unter L) fegen die meijten Geſ 
bücher, jelbft wenn feine Erfchwerung damit verbunden ift, wie Diebftahlöftrafe. 
Namentlich gehören hierher das Bayerifche Gefegbuh, die Oldenburgiſche 
Berordnung vom Jahre 1836, das Sächſiſche, Hannöveriſche, Braun: 
fhweigitche, Thüringifche Gefegbuh, und der Bayerifche Entwurf. 

Andere, nämlich das Württembergifche und das Heffifche Gefegbuch, 
ftrafen fie überhaupt geringer, als den Diebftahl. 

MWieder andere thun eben died nur relativ. Kaum nennenswerth ift bie 
betreffende Mopififation im Badischen Gefegbuche $. 403. Nr. 3.°) Das Preu— 
Bifche läßt doch wenigftens bei der Unterſchlagung die Stellung unter polizeilicher 
Aufſicht weg, und geftattet beim Vorhandenſein mildernder Umſtände eine Ermäßi— 
gung bis auf einen Tag — Das Oeſterreichiſche fordert zum Ver— 
brechen der Unterfchlagung einen Betrag von mehr ald 50 (beim Diebftahl 25) 
Gulden und ftraft bis zu 300 Gulden nur mit einfachem Kerfer von 6 Monaten 
bis zu einem Jahre. Schwerer Kerker von 4—5 Jahren tritt erft bei einem Betrag 
über 300 Gulden ein (beim Diebftahl 5—10 Jahre). Nur bei befonders erſchwe— 
venden Umftänden fteht die Unterfchlagung (mit ſchwerem Kerfer von 5—10 Jahren) 
dem ſchwerſten Diebftahl gleich '). Im dieſe Klaffe reiht fih auch der Sächſiſche 
Entwurf Art. 291. Nr. 3. ein. i 

Alle modernen Gefegbücher *) ftimmen darin überein, daß fie überhaupt ges 
wiſſe Fälle der a als erfchwerte hervorheben, namentlich wenn das 
Delift von ſolchen PBerfonen begangen wird, die mit dem Befchädigten in gewiſſen 
ſpeziellen Pflichtverhälmiffen ftehen. Weit feltener findet ſich eine Auszeichnung 
aus anderen Gründen, worunter namentlih nach der Oldenburgifchen Berorb- 


1) Blöbe a. 0. ©. 6, 4-30. Walther Funddiebſtahl S. 109. 110. 

2) Unklar bleibt aber, wann die Unterfclagung als vollendet anzunehmen fei, bie durch 
Unterlafjung der Jurüderftattung oder Anzeige (obne Entfchulbigungsgründe) begangen wir, 
Hierüber geben weder Bopp, noch Hepp, noh Mittermaier Aufihluß. Mit Unrecht meint 
legterer a. a. D. ©, 447 not. 37, es fei blos bon einer Vermuthung im Gefege bie Rede, ba 
doch ganz Har gejagt wird, durch nicht entſchuldigte Unterlaffung ber Neftitution ober Anzeige 
werde Unterfchlagung verübt. 

3) Val. Thilo ©, 347 (!?). Blos bei einem Betrage über 300 Gulden ift ein geringeres 
Marimum beftimmt. 

4) Bl. Zenull Komment. II. 334. 335. 

5) Anders ber bayrifche Entwurf (f. die Motive zu Urt. 292), ber bier Alles dem rich» 
terlichen Ermefjen überläßt. 
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nung von 1836 zum Art 237.'), dem Württembergifchen Geſetzbuch Art. 347.°), 
dem Braunſchweigiſchen $$. 221. 222, dem Badiſchen $. 404, die Unter 
fhlagung eined depositum miserabile gehört, wogegen andere Geſetzbücher, wie 
. B. das Bayerifche Art. 232, das Hannöverijche Art. 307.°), beim Depo⸗ 
Ktum überhaupt die Unterfchlagung als erſchwerte behandeln. 

Aber auch jene aus dem befonderen Rechtöverhältniffe der Perſonen abges 
leitete Qualififation wird ſehr verjchieden behandelt. Das Defterreichifche Geſetz— 
buch 3. B. führt fie nicht fpeziell auf (der $. 181. gehört zum Theil gar nicht 
hierher; das Geſetzbuch fpricht nur von Gut, das Jemandem „vermöge bejonderen 
obrigfeitlihen oder Gemeinde-Auftrags“ amvertraut ft‘). Dagegen macht Das 
Preußiſche Gefegbud daraus ein ganz eigenes Delift, defien Dimenfionen fehr 
anomal erfcheinen. Die ungemeine VBagheit’) liegt übrigens nicht in der Aufftellung 
eines ſolchen Delifts an ficy, wie fie auch im Bayerifchen, Hannöverifchen, 

effi —— und Badiſchen Geſetzbuche vorkommt, ſondern darin, daß der dem— 
elben beigelegte Thatbeſtand alle moͤglichen ſpeziellen Delikte, worin eine Untreue 
gegen bie Perſon“) oder das Vermögen ſich darſtellt, relativ in fich abſorbirt.) Die 
Unbeftimmtheit der Auffaffung zeigt fich vornemlich in den Kommiffionsmotiven*). 
Zweifelhaft bleibt unter Anderem namentlich die Frage, ob die im $. 228. angeord- 
nete Straflofigfeit der Eltern auch in den Fällen des g. 246. Platz greife??) 

Die Übrigen Gefegbücher bleiben in der fraglichen Beziehung einfach bei 
dem Gefichtöpunft der erfchwerten Unterfchlagung ftehen, weichen aber unter ein- 
ander wieder vielfach ab, jo vor Allem darin, daß die einen die Qualififation als 
Schärfungs- (Auszeichnunge-) Grund, die anderen als bloßen Erſchwerungsgrund 
bebandeln'°). Zu den erfteren gehören thatſächlich das Defterreichifche ($. 182) 
und das Preußische Geſetzbuch, das Bayeriſche Art. 232.'’), die Oldenburs 
gil he Verordnung von 1836 (unter Borausfegung eines Wertes von mindeftend 

Reichsthalern Gold), das Hannöveriſche Geſetzbuch Art. 307. '?), das Brauns 
ſchweigiſche 88. 221. 222. (in ähnlich fomplizirter Behandlung wie beim Dieb— 
ftahl), das Sähfifche Art. 243. und das Thüringifche Art. 233., der Sache 
nad endlih aud das Württembergifche Art. 347., deften Straffanftion durch 
das Geſetz vom 13. Auguſt 1849 nicht aufgehoben ift, obwohl es der Art. 29. 
dieſes Geſetzes in eilfertiger Nedaktion (!) fagt. — Zu den legteren gehört Dagegen 
das Heſſiſche Geſetzbuch Art. 383., das Badiſche g. 404, und das Bayeriſche 
Recht nach dem angeführten Reſkripte vom Jahre 1816. Indeſſen ift der gedachte 
Unterſchied deshalb Fein jehr großer, da nach den eben angeführten Gefegbüchern 


1) Eben biefe VO. ift außerdem noch befonders reih an Dualificationen, bie ganz nach ber 
Diebftahlsfhablone geichnitten und mehrfach ganz unpraktiſch find. vgl. bie bahr. Motive! 
2) Vgl. Geſeß vom 13. Auguſt 1849 Art. 29 und Gefeß über bie pribiatrechtl. Folgen, 


a) Bl. auch das braunſchweigiſche Gb. $. 221, wo das Verhältniß von B zu D 


auffällt. 
, 4) Der Werth muß über 5 Gulden betragen, morin eine Milderung bes früheren Rechts 
biegt. re Handb. ©. 181 nennt den: „Vormund, Kurator, Sequefter, Abminiftrator ıc.* 


) Befeler in feinem Kommentar und Temme in den Gloffen fcheinen fie nicht zu 
bemerten. 

6) AM. Temme Gloſſen S. 205 (?). 

T) Soltbammer Komment. I. 559—563. 

8) S. biefelben bei Bejeler Komment. S. 468. 

9) Zemme a. a. O. bebauptet, beim Vater könne ber Kall gar nicht vorfommen; f. da— 
gegen Bejeler Komment. S. 470, Soltdammer Klomment. 11. 563. Das Ober-Tribunal bat 
(f. Soltdammer Ardie 11. 561. 562) die Frage in Beziehung auf Vater und Mutter bejabt. 
is Fan — biefe Varietaͤt macht bie ganze Diebſtahlslehre nach den neueren Geſetzbüchern fo 

e buntfchedig. 
11) ©. jedoch Reſtript 12. Mai 1816. 
‘2 en ut Leonhardt Komment, 1. 375 not. 2. f. jedoch Polizei-Strafgeſeßbuch 
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die betreffenden Erfcehwerungsgründe in der Wirkung den Schärfungsgründen fehr 
ähnlich gemacht find. 

Ebenfowenig herrſcht Einftimmung in Beziehung auf die Perfonen, von 
welchen gefagt wird, daß fie eine erfchwerte Unterfchlagung begehen. Einige Gefeß- 
bücher bejchränfen fih auf foldhe, denen vermöge obrigfeitlichen Auftrages Güter 
anvertraut, resp. Gefchäfte übertragen find. Dahin gehört, wie ſchon angeführt 
wurde, das Defterreihifche Geſetzbuch $. 181.; ferner das Preußiſche $. 246. 
(Diefed nennt Vormünder, Kuratoren, Sequefter, Teftamentsvollzieher, Verwalter 
von Stiftungen, Mäfler, Güterbeftätiger, Schaffner und andere von der Obrigfeit 
befonders verpflichtete Gewerbtreibende), dad Sähfifche Art. 243.'), und Thü— 
ringifche Art. 233. (welche, wie das Defterreichifche, die Beamten glei bier 
mit aufführen), und im Ganzen auch das Badiſche $. 404. (das nur Erzieher 
und Boten beifügt). Dagegen führen andere Gefeßbücher außerdem noch eine Reihe 
weiterer Berfonen auf, freilich wieder in fehr verfchiedener Weife. Das Bayerifche 
Geſetzbuch begnügte ſich noch mit öffentlichen Boten, Bevollmächtigten, Verwal 
tern, PrivatsRechnungsführern, Depofitarien und dem Hausgefinde. Spätere Ge— 
fege haben aber die Lifte reicher machen zu müffen geglaubt, fo beſonders vie 
Oldenburgiſche Berorbnung, das Hannöverifhe, Braunfhweigifche, 
Heffifheund Württembergifche Geſetzbuch. In der Württembergifchen Praxis 
haben fich aber ſehr viele Anftande ergeben’), daher das Gefeg vom 13. Auguft 
1849, Art. 29., die Lifte mehrfach modifizirt hat’). 

Theilweife wird die erſchwerte Unterfchlagung auch dadurch ausgezeichnet, 
daß nur hier von Amtswegen unterfucht und beftraft werben foll, fo im Württem- 
——— Geſetze vom 13. Auguſt 1849 Art. 29, im Badiſchen Geſetzbuch 
8. 405. (hier fogar nur die durch das perſönliche Verhältniß erſchwerte Unter: 
Nlagung), im Sächſiſchen Entwurf Art. 291. a. €. 

ndererfeitd werden aber auch (gleichfall® nach Analogie des Diebftahls) 
überall privilegirte Unterſchlagungen, nämlich zwifchen Familiengliedern, resp. an 
Eß- und Trinfwaaren, anerfannt. Ein näheres Eingehen darauf kann aber hier, 
wo es fich ohnedies nur um eine überfichtliche Darftellung handelt, umfomehr 
unterlaffen werben, als die Unterfchlagung bier gar nichts Belonderes hat, die Aus⸗ 
führung mit Ruͤckſicht auf den Diebftahl aber hier -zu weit abführen würde. Es 
mag daher genügen, die betreffenden Gefegesftellen, in welchen eben auch meift ein- 
fach auf den privilegirten Diebftahl hingewiefen wird, in der Note anzuführen *). 

1. Auch Hinfichtlich der Beftrafung der Fundunterfchlagung variiren bie 
neuen Gefeßbücher. 

Das Bayerifche Gefegbuch und die Oldenburgifche Verordnung be- 
ftrafen fie (gleich der gemeinen Unterfchlagung) wie den Diebftafl. Das Defter: 
reichifche Gefepbuch beftraft fie ald Betrug, hiernach theild härter *), theils mil- 
der‘), al& die gemeine Unterfchlagung. Das Preußiſche und Heſſiſche behandeln 
F ah gemeine Unterfchlagung, d. h. relativ, resp. abjolut milder, ald ven 

iebſtahl. 


1) S. auch ben ſächſiſchen Entwurf Art. 291 not. 1. 

2) ©. darüber Hufnagel Komment. I. 476. 611—614, Note. ©. 981. III. 463— 472, 
Strafgefepbuch mit Anmerf. S. 366. 367. 

3) Vgl. auch den fähfifhen Entwurf Art. 291 Nr. 2. 

4) Baprifche Diebftahlenovelle Art. V. XII. j. ———— bayr. &bud 1. 142, 143, 
152. Olbenburgifche Verordnung zum Gbuch Art. 234— 237. 391, fählifhes Gbud 
Art. 244, mwürttembergifhes Art. 350, banndberifches Art. 307. 318, braunfhmeigi. 
{ches $. 240 (vgl. Breymar ©. 318), beffifhes Art. 384, babifhes $. 406, thüringi- 
ſches Urt. 234, preußifches Y 228. 229 (bei $$. 349 Nr. 3 ift die Gleichftellung bergefien 
BE: ER FRallget $. 463, baprifher Entwurf Art. 294, fähfifcher Entwurf 
Urt. 305. 306. 

5) Werth über 25 Gulden und bei einem Werth über 300 Gulden a Kerker! 

6) Bei erſchwerenden Umſtänden 1—5jäbr. Kerker. ſ. F9. 202. 203 j. 184. 
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Das Sähfifhe und Thüringifche Gefepbuch unterfcheiden (f. o.) 
chwerere und leichtere Fälle. Auf die ſchwereren fegen fie die Hälfte der Dieb- 
ahlö= (gemeinen Unterfchlagungs=) ftrafe, auf die leichteren eine noch mildere. 
Aehnlich verfährt das Medlenburgifche Diebftahlsgefeg $. 21., jedoch mit dem 
wejentlichen Unterfchiede, daß hier der Funddiebſtahl als folcher ſtets mit der Hälfte 
der Diebftahlöftrafe bedroht, die geringere Strafe aber (wie im Württembergis 
chen Polizei» Strafgefegbuch Art. 58.) blos für das richtig abgegrenzte Polizei— 
ergehen der Nichtanzeige refervirt if. Im erften Punkte ftimmt das Hannöve— 
rifche Gefegbuch überein, welches aber freilich das PBolizeivergehen mit dem krimi— 
nellen vermengt! Bei einem Werthe unter 2 Rthlen. hat das Hannöverifche 
Recht (nach dem Polizei⸗Strafgeſetzbuch 88. 211. 212.) nur geringe Polizeiftrafen. 
Nah dem Sähfifhen und Thüringifchen Gefegbuche tritt bei den Fällen, 

die fie ald die leichteren herausheben, gar feine Strafe ein, wenn fih der Werth) 

- nicht über einen Thaler beläuft. Nach dem Medlenburgifchen Gefege ift das 
friminelle und das Polizeivergehen ftraflos, wenn der Werth nicht über einen halben 
Thaler beträgt). 

Das Württembergifche, Braunſchweigiſche und Badiſche Geſetz— 
buch endlich drohen für die Fundunterfchlagung geringere Strafe, ald für die ge: 
meine Unterfchlagung, was bei dem erftgenannten am meiften zu bedeuten hat, weil 
es ſchon die gemeine Unterfchlagung geringer als den Diebftahl ftraft?). 

Unter den Gefegbüchern, welche auch der Unterfchlagung eines Schatzes 

edenken, zeichnet fich das Thüringifche dadurch aus, daß es für dieſen Fall die 
Diebftahlsftrafe feſtſetzt. 

Die Frage über die Wirkung des Erſatzes, resp. der Abſicht des Erſatzes 
im Augenblicke der Handlung kehrt auch bei der Fund-Unterſchlagung wieder. Ge— 
rade hier aber zeigt ſich die Syſtemloſigkeit, welche bei den neuen Deutſchen Geſetz— 
büchern in dieſer ganzen tie herrſcht, am grellften. 

Das Defterreihifche Gefegbuch, indem es das Delift dem Betruge uns 
terftellt, fchließt eben damit hier auch vie Wirfung des wirklichen Erfages aus, 
fehr im Widerfpruch mit den Beftimmungen über die gemeine Unterfchlagung. Da- 
gegen fommt ed dem Bayerifchen und Oldenburgiſchen Gefegbuche gerade 
zu ftatten, daß fie (freilich fehr irrthümlich) das Delift zum Diebftahl zählen, fo- 
fern dadurd) — die Artikel über die thätige Reue beim Diebftahl für den 
„Fund-Diebſtahl“ ummittelbar wirkfam werden. In Beziehung auf Olden- 
.; ift die Wirfung freilih nur ig eg Hinfichtlic der Verwendung 
fungibler Sachen ift aber nach beiden Gefegbüchern wohl anders zu entfcheiden, 

als bei der Unterfchlagung, da von diefer fein Schluß auf den Diebftahl gemacht 
werden kann. Aus un Grund, wie nad) den eben gedachten Gefegbüchern, 
fommt auch im Medlenburgifchen Diebftahlsgefege der Strafmilderungsgrumd 
des Erſatzes ($. 11.) dem Funddiebftahl mit zu gut. Das Gleiche fcheint vom 
»Braunſchweigiſchen Gefegbuche —— werden zu müſſen, da es die 
Fundunterſchlagung formell zum Diebſtahl zählt, mithin wie das Bayerifche aus— 
zulegen fein wird. 

Sehr —— liegt dagegen die Sache da, wo die Fundunterſchlagung 
(gewöhnlich Funddiebſtahl genannt) als ein eigenes Delikt neben die Unter: 
rt geftellt ift, wie im Sächſiſchen Geſetzbuche. Nach dem Thüringi- 
Ken Gefegbuche verſchwindet dieſe —— da die Forderung einer „gewinn— 
füchtigen * Aneignung im Art. 235. eine felbftftändige Auslegung geftattet, eben 
wie dies auch beim Preußiſchen Gefegbuche vermöge der Worte: „zum Nach— 
theile“ ıc. der Fall ift’). 


1) ©. auch ben Je are Entwurf Art. 293, 

2) Art. 348. 349. Poligei-Strafgefepbuh Art. 59. Im Art. 58 ift das Polizeibergehen 
ber Nichtangeige enthalten. ©. aud) den bayr. Entwurf Art. 293, 294, 

3) Dig, Kommentare laſſen ſich auf die Frage nicht ein, 
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Freilich ift num im den übrigen Gefegbüchern die Fundunterſchlagung gleich“ 
falls der Unterfchlagung überhaupt formell keinesweges ſubſumirt. Aber fie ift in 
diefen doch jo aufgefaßt und fo mit der gemeinen Unterfchlagung verbunden, daß 
theils analogifche Anwendung der betreffenden, bei der gemeinen Unterjchlagung 
gegebenen Beftimmungen, wie im Heſſiſchen Gefegbuche, theild jogar das argu- 
mentum a majori ad minus geftattet fein muß, wie nah dem Hanndöverifchen 
Gefegbuche und dem Württembergifchen Gefege vom 13. Auguft 1849’). Une 
mittelbar entjchieden ift die Frage nur im Badifchen Gefepbuche. 

Mehrfach (nicht aber auh im Hannöverifchen und Thüringifchen 
Gefegbuche, im Medlenburgifchen Diebftahlögefege und im Bayerifchen Ent: 
wurfe) werden auch die in der Regel beim Diebjtahl beliebten eigenthümlichen Be: 
age über Hehlerei auch auf die Unterfchlagung als anwendbar erklärt; fo 
m Sächſiſchen Gefegbuche Art. 239. (gemäß der Rubrify?), im Württember: 
gifchen Akt. 350., im Defterreihifchen 88. 185. 186. 464. A65., was fich 
jedoch nicht auf die Kalle des $. 201. c., fondern nur auf die gemeine Unterjchla- 
gung bezieht. Hierher gehört au das Preußiſche Gefegbuch, nach welchem es 
übrigens beftritten ift, ob fich im Unterfchiede von Theilnahme an einer Unterfchlagung 
ein jelbftftändiges Delikt der Hehlerei durch Anfauf unterfchlagener Sachen denken 
lafje’). MUebrigens ift hierbei die in Beziehung auf die privilegirte Unterfchlagung 
gemachte Bemerfung in Betreff des genaueren Eingehens Lediglich zu wiederholen. 


8.7. 
Schlußbemerfung. 


Nachdem hiermit eine möglichit überfichtliche Darftellung des gegenwärtig 
in dieſer Lehre wirklich in Deutfchland geltenden Rechts im Vergleich mit der ger 
meinrechtlichen Theorie und Praris, worauf es größtentheils beruht, zu geben ver: 
fucht worden ift, mag ein Rüdblid auf das in der Einleitung Bemerfte zum 
Schluſſe geftattet jein. 

Das Hauptaugenmerk bei vorftehender Darftellung war, wenn der Aus: 
druck geftattet ift, nicht auf Detail, fondern auf Deforationsmalerei gerichtet. Das 
genauere Eingehen in einzelne feinere Fragen, in bereitd entftandene ee 
des neuen PBartifularrechtd wurde abfichtlich vermieden. Es wurde auf diefe will- 
fommenere und wohl auch danfbarere Aufgabe verzichtet, weil die Abficht, ein Bild 
des gegenwärtig geltenden Rechts über die Unterfchlagung zu liefern, von Dem weir 
teren Zwede begrenzt war, mit diefem Bilde ein Beifpiel der auch. im befonderen 
Theile des Strafrechts vorfindlichen partikulariſtiſchen Zerfahrenheit des heutigen 
Rechts zu geben, zu welchem Behuf eine gedrängtere Gruppirung und Beſchrän—⸗ 
fung auf die Hauptumriſſe erforderlich erſchien. 

Eben diefe gedrängtere Zufammenftellung der Hauptpumfte wird aber den 
Beweis geliefert haben, daß auch im befonderen Theile des Strafrechts, daß felbft* 
bei Privatverbrechen, fogar bei folchen, bei denen man es am allerwenigiten er⸗ 
warten follte, die neuen Gefegbücher vielfache Abweichungen zeigen, nicht etwa blos 
In Modalitäten, die nur um einen feften Kern berfpielen, fondern in Beziehung auf 
faft alle wefentlihen Momente des Thatbeftanded, ja die ganze Auffaffung und 
fuftematifche Stellung des Delikte. 

Angefichts folcher Ergebniffe, von denen hier, wie gejagt, nur die Außerften 
Umeiffe angegeben find, darf man fich doch wohl emftlich die Frage vorlegen, 
wohin das nod führen foll? 


1) Dal. Hepp im N. Ark. 1850 ©. 596. 
= Me Vsl. Held in den N. fähf, Jahrb. IV. 150-152. ſ. auch den ſäch ſiſchen Entwurf 
rt, 204. 
m 02 S. Goltdammer Archib 1 53 Nr. 8 ©. 54 Nr. 1, ©. 408 Mr. 6, 11. 558, 559 
. 264, z 
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Der in den neuen Geſetzbüchern ausgeſäete Partikularismus beginnt nur 
erft feine Früchte zu zeigen. Selbft die früheften derfelben leben, fo IM man ihnen 
auch ſchon hat nachhelfen müfjen, noch nicht fehr lang, und andere find neuen und 
neueften Datums. Gehen fie num jchon jetzt, ſchon beim erften Heberblid fo auf 
fallend auseinander, wie wird ed erjt werben, wenn fie fich immer mehr einleben, 
wenn ihr partifulariftifches Leben erft vecht ausfocht, wenn feine Gentrifugalität 
durch das eiferne Gebot der Nothwendigkeit erft recht zum Gähren und Ausichla- 
gen nach allen Seiten bin gebracht wird? 

Glaube man nur nicht, vaß es bei den bisherigen Anfängen bleiben werde, 
die man in optimiftifcher Schlaffheit etwa noch für harmlos halten mag! Schon diefe 
Anfänge find keinesweges unbedeutend. Aber der partifulariftiiche Keim wird von 
Jahre zu Jahr immer uͤppiger wuchern. Wer an der Berufung auf die Natur der 
Sache Anſtoß nehmen follte, der fann einfach darauf verwiefen werden, daß die 
Trophezeiung nicht nur etwa bei dem Defterreihifchen und Bayerifchen 
Geſetzbüche, die ein Altered Datum haben, fondern auch bei den Gejepbüchern feit 
1838 bereits nur zu ſehr in Erfüllung gegangen ift. Zudem bevenfe man, daß der 
Zeitraum jelbjt jeit 1813 für das volle Sichausleben einer Strafgejeggebung ein 
jeher kurzer war, daß es im Gebiete einer folchen Geſetzgebung eine Menge der 
wichtigften Fragen giebt, über welche, weil fie felten vorfommen, eine fefte Anficht 
fh nur ſehr langjam bilden kann, daß in den Gefegbüchern, die derzeit in Wirkſam— 
feit find, unfehlbar noch eine Menge von Kontroverfen fchlummert, die erſt noch 
erwachen werben. Beſonders aber bevenfe man, daß bie jegt immer noch, wenn 
auch mit immer mehr jchwindendem Boden, eine forgfältig gepflegte Dogmatik des 
„gemeinen Deutichen Strafrechts*“ vorhanden war, an die man ſich anlehnen, auf 
die man im Notbfalle zurückgreifen konnte, wenn man fih vom SPartifularrecht im 
Stiche geefien, in Zweifel und Verlegenbeit geftürzt oder gar mit dem wiffenfchaft- - 
liben Bewußtjein in Konflikt gebracht jah. 

Freilich hatte num dieſes eventuelle Anlehnen an die gemeinrechtliche Willens 
haft ſchon bisher feine ſehr bevenfliche Seite. Wenn es einerfeits wohlthätig 
wirkte, indem es immer noch ein Gegengewicht gegen den Partikularismus bildete, 
und jene Wifjenfchaft zu einer Art von gemeinfchaftlicher Vorrathskammer machte, 
aus welcher fich je nach Bedarf alle Bartifularrechte verforgten und aus welcher 
die Erinnerung an den gemeinfchaftlichen Urfprung von Zeit zu Zeit immer wieder 
aufgefrifcht wurde, fo ift doch andererjeitd nicht in Abrede zu ziehen, daß gerade 
dieje Ergänzung aus der gemeinrechtlichen Doftrin (foweit fie nicht etwa Durch die 
Entjtehungsgefhichte des beftimmten Gefegbuches unmittelbar gefordert war) gegen 
die Bundamentalgrundfäge über die Auslegung und Anwendung einer in ſich ge 
ſchloſſenen Gejehgebung verftieß und deshalb durchaus zu verdammen war, — wie 
denn auch die Dejterreichijche Jurisprudenz feit 1803 von diefem Gefichtspunfte 
aus ganz mit Recht die Individualität des Gefegbuches wahrte, und fih mit Preis— 
pebung aller Bortheile, die das Fefthalten am gemeinrechtlichen Bande hätte haben 
oͤnnen, völlig ijolirte. 

Abgeſehen nun aber vom Preußiſchen Gefegbuche, welches (wie theils 
weife auch der neue Bayerifche Entwurf) dem Fefthalten am nationalen Stamme 
den Anichlup an das Franzöſiſche Recht vorgezogen hat, wird jelbft jene Möglich- 
feit Der a einiger Gemeinfamfeit durch fubfidiaires Zurüdgreifen auf die 
gemeinrechtlihe Wiſſenſchaft von jet an bald ganz verfchwinden, weil mit dem 
gänzlichen Abkommen des bisher jogenannten gemeinen Rechts als eines praktischen 
noihwendig aud; die Dogmatif des fogenannten gemeinen Rechts ein Ende nehmen 
muß. Wenn in Kurzem fein Fuß breit Deutfcher Erde mehr übrig fein wird, ber 
nicht unter einer befonderen eg: in Straffachen ftünde, fo muß die 
— Wiſſenſchaft, wenn ſie nicht leeres Stroh dreſchen will, ſich ganz 
n Rechtsgeſchichte verwandeln, und die Dogmatik muß ſich in eben ſo viele be— 
ſondere Disziplinen auflöfen, als es eben neue Geſetzbuͤcher geben wird. Freilich 
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eine Ausficht, die einer großen Nation — man muß es mit bitterem Schmerze 
fagen — unbefchreibli würdig ift!! 

Folgt nun aber aus alle dem, daß man die Kodififation des Strafrechts 
beflagen und an der Fähigkeit unferer Zeit dazu verzweifeln fol? Gewiß nicht. 
Wohl aber erhellt daraus, daß die Kodififation in Deutjchland auf einem falfchen 
und verderblichen Wege ift. In der Regel (mit Ausnahme der beiden Großftaaten) 

eht diefelbe von vorn herein mit viel zu geringen Mitteln ausgerüftet and Werf. 
Es fehlt an dem gehörigen Reichthum praftifcher — an dem erforder⸗ 
lichen wiſſenſchaftlichen Blick und Takt in der leitenden Region, an der gehörigen 
Zahl und beſonders an dem gehörigen Gleichgewicht der unmittelbar arbeitenden 
Kräfte, von den — noch ganz abgeſehen, die ſo häufig einem erträglich 
uten Entwurf auf der Laufbahn der ftändifchen Berathung noch angehängt werden. 

ndefien wenn nur immer die vorhandenen Mittel gehörig genügt würden! Wenn 
man nur nicht gerade Eines beharrlich mißachtet und nur nebenbei zu Hülfe ge- 
nommen ſehen müßte, deſſen anfpruchslofe und gewifienhafte Benügung für manche 
Mängel entjchädigen würde, die man bei Eleinfaatlicher Gefeggebung nun einmal 
nothwendig mit in den Kauf nehmen muß! Aber leider, — und dies gilt von den 
Großftaaten ebenfjo, — leider ſucht man wo gt allen Anfprüchen gerecht zu 
werben, nur nicht dem Einen, welcher an erfter Stelle beachtet werben follte, dem 
Anſpruch an Sekpaltung der nationalen Einheit. Weber dem unficheren veſtreben 
nach dem Abſolutbeſten wirft man das gewiſſe Gute hinweg, was in der treuen 
Bewahrung des gemeinrechtlichen Schatzes laͤge. Scheint es doch oft fogar, als 
ob man fi des Schöpfens aus diefer Quelle fchämte, und nur mit dem fich 
brüftete, wad man von Apartem beizubringen weiß! 

Sehr richtig hat eine der erften Autoritäten im — Wächter‘), 
erft —— wieder das Traurige dieſes Rechtszuſtandes für eine große Nation aus— 
einandergeſetzt und beigefügt: „Daß man bei den iſolirten Kodifikationen nicht ſtehen 
bleiben ſollte, kann nicht oft genug und nicht dringend genug ausgefprochen werben. 
Gemeinfamfeit des Rechtes ift eines der voichtigften und fefteften Cinigungsbande 
für die Stämme einer Nation, ein Band, welches das Zufammengehören erft recht 
zum vollen Bewußtfein bringt und demjelben den größten Werth verleiht, und in 
Gefahr und Noth eine Feftigfeit beweijen würde, wie fie von anderen mehr Außer- 
lichen Banden nicht gehofft werden Fann. Dabei ift fie von unſchätzbarer Bedeu- 
tung für eine gedeihliche Fortbildung des Rechts durch Wiſſenſchaft und Praris. 
Sie ift namentlich nothivendig, wenn das Recht felbft nicht wefentlich leiden ſoll 
durch Entbehrung einer wahrhaft erfprießlichen Hülfe von Seiten der Wiffenfchaft.“ 

Wächter prophezeit: wenn unfer Recht in dem PBartifulartsmus von mehr 
als einem Dugend Gefepgebungen beharre, fo werde die Wiffenfchaft entweder 
in diefer Mafje von verſchiedenen Kodififationen ihre Kräfte in unfruchtbarer Weife 
zerjplittern müffen, oder fih nur einzelner PBartifularrechte annehmen fönnen, vie 
übrigen aber im Wefentlichen mehr zur Seite liegen ie müfjen. Ich halte dieſe 
Alternative für nicht richtig; denn der zweite Theil ift mit dem erſten wefentlich 
identifch, wie Dies auch aus Wächters weiterer Ausführung hervorgeht. Mir 
werben vielmehr, ganz offen gejagt, jehr bald gar Fein Deutſches Strafrecht 
mehr haben, fondern nur noch ein Defterreichifches, Preußifches, Saͤchſiſches, 
Bayeriſches, Wuͤrttembergiſches, Hannoͤveriſches, Braunſchweigiſches, Oldenburgi— 
ches, 8665 Badiſches, Naſſauiſches, Sachſen-Weimariſches, Koburg⸗Gothai— 
ches, Meiningiſches, Anhaltiſches, Schwarzburgiſches, Reußiſches jüngerer Linie 
u. f. f. — Freilich wird das Strafgeſetzbuch für den Reußiſchen Staat jüngerer 
Linie eine weniger bedeutende Doftrin und Praris groß zu len vermögen, ala 
das Defterreichiiche und Preußiſche. Allein auch die Defterreihifche und Preußische 
Strafrechtswifjenfchaft wird nicht zu beneiden fein. Sie wird zwar nicht dem une 





1) In Schletters Jahrbüchern der beutfchen Rechtswiſſenſchaft I. 2. ©, 111 ff. 
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ausbleiblichen Verſinken und Verdumpfen verfallen, welches der PBartifularrechte 
von geringerem und geringftem Gebietsumfange wartet. Aber einer traurigen Halb: 
heit, einer fröftelnden Dede, einem unheimlichen Gefühl troftlofer Sfolirtheit und 
— wird ſie bei allem Talent ihrer Bearbeiter nimmermehr entgehen 
fonnen. elche Früchte foll der Aft noch tragen, wenn der Stamm allmälig un- 
aufhaltfam verborrt!? 

Es ift wahre Gewiffensfache, die mahnenden Worte Wächters duch rück— 
haltlofe Beiftimmung zu befräftigen. Allein ich geftehe offen, daß ich mir von der 
Refignation, womit er die Wiſſenſchaft felbft auf die partifularrechtlicde Sphäre 
verweift, nicht viel verfpreche. Er meint, gerade Durch die tüchtige Durchbildung 
einzelner (?) Bartikularrechte werde einer gemeinſamen Gefeßgebung wefentlich vor— 

earbeitet werden. Ich halte dies nur in dem Sinne für wahr, daß auf diefem 
ÜBege die Troftlofigfeit des jegt im Beginn begriffenen Zuftandes bis zur abfoluten 
Unerträglichfeit gefteigert werden muß, ohne damit dem widerfprechen zu wollen, 
was ih a. E. der Vorrede zu meinem Syſtem des Deutfchen Strafrechts über 
den relativen Werth ifolirter Kodififation gefagt habe. Meine Ueberzeugung ift 
aber, daß die Wiffenfchaft eben jegt in einer furchtbaren Klemme fich befindet, daß 
von ihr nicht die Rettung, fondern höchſtens die Hinhaltung der tödtlichen Krifis 
des Deutfchen Strafrechts erwartet werden Fann. 

Mit Recht ſchließt aub Wächter feinen, Auffag damit: „daß es eine der 
wichtigften Aufgaben der Deutfhen Regierungen fei, den Partifularismus auf 
dem Gebiete des Rechts zu überwinden umd zum großen Werfe einer gemein- 
famen Gefeggebung fich zu einigen. * Das ift der fpringende Bunft. Nur 
bie le a kann helfen; und fie muß helfen, wenn nicht alle bisherige Er— 
rungenfchaft der Deutſchen Wiffenfchaft im ftrafrechtlichen Gebiete unrettbar ver- 
loren ter ſoll. 

o wie die Sachen jetzt liegen, gehöre ich nicht zu den Optimiſten, bie 
wirklich auf den Entſchluß zu einer gemeinfamen Gefeggebung ihre Hoffnung jegen. 
Wohl aber ift ein Doppeltes möglich, wodurch fchon unendlich viel gewonnen wäre. 
Es wäre 1) ein jehr a ihnen felbft im höchſten Grade heilfamer Akt, 
wenn die Fleineren Deutfchen Staaten fich entfchließen könnten, fich lediglich und 
ruͤckhaltlos an eines der beveutenderen Gefegbücher anzufchließen; denn auf bie 
Dauer können fie fich in ihrer aparten Stellung gar nicht behaupten, ohne rettungs- 
(08, weil von der Wifienfchaft aufgegeben, dem lebendigen Tode zu verfallen; 
2) aber wäre ed ebenſo vernünftig und erfprießlich, wenn die größeren Staaten 
bei Gelegenheit der für alle über furz oder lang nothwendig werdenden Revifion 
ihrer Strafgefegbücher mindeftens ihr Hauptaugenmerk darauf richten wollten, alle 
fremdartigen, dem Deutfchen Rechtöbewußtjein nicht entfproffenen Elemente auszu— 

ogen, und vornehmlich nur aus der jegt noch offenen, bald aber vem Berfiegen an⸗ 
eimfallenden Quelle der gemeinrechtlihen Wiffenfchaft noh in der elften 
tunde zu fchöpfen! 


Arqhiv 1856. II, 12 


Statiftik der Preußifchen Schwurgericdte 
für 
Das Jahr 1854, 


Des eren Zuftiz-Minifters Ercellenz haben den Abdrud der nachftehenden Uebers 
fiht geftattet, welche die im Königlichen Juftiz-Minifterium ausgearbeiteten und im 
Manufkript gedrudten ftatiftifchen Tabellen der Preußiſchen Schwurgerichte für 
das Jahr 1854 begleitet. Diefe Meberficht enthält die fummarifchen und verglei- 
chenden Refultate aus diefen Tabellen. Der Abdruck diefer Iegteren hat wegen 
ihres großen Umfanges hier nicht ermöglicht werden können. 


Um über den Umfang der —— und über die Wirkſamkeit der Schwur— 
erichte eine nähere Ueberſicht zu erlangen, find die von den Schwurgerichts⸗Vor— 
Äbenpen über eine jede Sitzungsperiode einzureichenden Berichte und tabellarifchen 
Nachweiſungen im Jahre 1854 dazu benugt worden, ftatiftifche Nachrichten über 
die Gefchäfte diefer Gerichte, die Zahl der verhandelten Sachen und Verbrechen, 
über die Ausfprüche der Gefchworenen, die Zahl der Angellagten, der erfannten 
Strafen und der Freifprechungen, foweit fih das Material hierzu aus den gedachten 
Berichten ergab, zu fammeln und feftzuftellen. 


Die Ergebniffe diefer Zufammenftellungen werden in dem Folgenden vers 
öffentlicht. 


Den Nutzen und die Bebeutung eines derartigen Materiald näher hervor— 
zuheben, erfcheint überflüffig, nachdem in vielen anderen Ländern, in England, 
Franfreih, Belgien, den Niederlanden, Bayern, Baden und anderen Staaten ähn— 
nr Ride Nachrichten bereits feit längerer Zeit ald praftifh anerkannt 
worden find. 


Die Schwurgerichte Haben in Preußen über die nah dem Strafgefegbuch 
vom 14. April 1851 ald Verbrechen bezeichneten ftrafbaren Handlungen zu erkennen. 
Verbrechen find hiernach diejenigen Handlungen, welche die Gefege mit Todes- 
Kraft: Zuchthausſtrafe, oder mit Einfchliegung —— von mehr als 
fuͤn ne bevrohen. Das geringfte Maaß der zu erfennenden zeitigen Zucht« 
hausftrafe beträgt zwei, das höchfte zwanzig Jahre. 


Ausgefchloffen find von der Kompetenz der Schwurgerichte die in dem erften 
Titel des zweiten Theils und in den $$. 74. 76. und 78. des Strafgefegbuches 
vorgefehenen Verbrechen, namentlich KHochverrath and Landeöverrath, Thätlichkeiten 
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gegen ‚die Verfon des Königs, der Königin, des Thronfolgers oder eines anderen 

itglieded des Königlichen 8* oder des Regenten des Preußiſchen Staa— 
tes, und hochverrätheriſche Handlungen gegen befreundete Staaten (Geſetz vom 
25. April 1853). 


Außerdem ift in denjenigen Landestheilen, in welchen die Verordnung vom 
3. Januar 1849 über die Einführung des mündlichen und öffentlihen Verfahrens 
in Unterfuchungsfachen zur Anwendung fommt, d. h. in fämmtlichen Obergerichts- 
Departements, mit Ausſchluß des Appellationd = Gerichtshofes in Göln, die Unter: 
ſuchung und GEntfcheidung wegen ſchweren Diebftahls und fchwerer Hehlerei, fobald 
fie nicht im Nüdfalle verübt find, und wegen einfachen Diebftahls und einfacher 
Hehlerei im wiederholten Rüdfalle, den Gerichts» Abteilungen überwiefen (Geſetz 
vom 22. Mai 1852). Es fünnen jedoch ausnahmsweife wegen der Konnerität mit 
anderen Berbrechen auch joldhe fteafbare Handlungen, und in gleicher Weife die 
nur mit Gefängniß- oder Geldftrafe bevrohten Vergehen gleichzeitig vor den Schwurs 
gerichten zur Aburtelung gelangen. 


l. Umfang ber Gefchäfte. 


In den 22 Obergerichtö-Departements beftehen zur Zeit 88 Schwurgerichte. 
Diefelben haben in 330 Sigungsperioden an 3340 Sitzungstagen 5553 Unter: 
fudungsfachen gegen 8895 Angellagte, wovon indeß 550 nur wegen eines Vers 
gehene vermöge der Konnerität vor Die Schwurgerichte an waren, alfo gegen 

5 eined Verbrechens angeklagte Perſonen abgeurtheilt. > 


Hiernach hat im Durchſchnitt jedes Schwurgeriht 3—4 Sitzungsperioden 
abgehalten; nur ein Schwurgericht, das des Stabtgerichts in Berlin, hält all- 
monatlich feine Sigungen; zwei (das des Kreisgerichts in Berlin und das des 
Stadtgerichts in Breslau) Haben in 8; drei (die Schwurgerichte in nich Poſen 
und Magdeburg) haben in b; ſieben haben in 5 Sitzungsperioden verhandelt, und 
nur bei acht Schwurgerichten (denen in @üftrin, Greifswald, Stralfund, Braunds 
berg, Heildberg, Memel, Deutſch-Crone und Hechingen) find aus befonderen lofalen 
— anderen vorübergehenden Gründen weniger als 3 Sitzungsperioden abgehalten 
worden. 


Jede Sigungsperiode hat im Durchfchnitt 10 —— erfordert. Hier⸗ 
von kommen jedoch bei den einzelnen Schwurgerichten erhebliche Abweichungen vor. 
Die Regel, daß feine Sitzungsperiode laͤnger als 12—15 Sitzungstage dauere, da— 
mit die Geſchworenen nicht zu lange ihren gewohnten Geſchäften entzogen werden, 
iſt in 40 Sitzungsperioden überſchritten worden; in 14 find ſogar mehr als 
18 Sitzungstage erforderlich geweſen, um die Hei Sachen zu erledigen. Es 
war dies der Fall 3mal bei dem Schwurgericht Angerburg-Lyck, 1mal in Tilfit, 
2mal in Danzig, 1mal in Elbing, 1 mal in Graudenz, 2 mal in ra gern. 2 mal 
in Münfter, Imal in Hamm und Imal in Goblenz. Weniger ald 3 Sigungstage 
haben nur 2 Perioden in Paderborn und 1 in Eleve gedauert. 


In jeder Sigungsperiode find im Durchfchnitt 17 Sachen gegen 27 Ange: 
flagte und an jedem ‚pungetoge durchſchnittlich 2 Sachen mit 3 Angeklagten 
verhandelt. Auch von dieſer Annahme finden jedoch im Einzelnen viele Abweichun- 

en ftatt. Die meiften Sachen find in der verhältnismäßig Fürzeften Zeit bei den 
Hwurgerichten in Breslau und Oppeln verhandelt; dort fommen | 93 Sigungs- 
tage in 8 Perioden 278 Sachen mit 452 — — resp. auf 51 Tage in 
5 Perioden 164 Sachen mit 237 Angeklagten, alfo durdhfchnittlich auf jede — 
35 resp. 33 Sachen mit 56 resp. 47 Angeklagten an nur 12 resp. 10 Tagen, 
d. h. auf jeden Tag 3 Sachen mit A—5 Angeflagten. Außerdem find malen 
lich mehr als 2 Sachen täglich noch verhandelt bei 21 Schwurgerichten, namlich; 
12° 
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u Landsberg a. d. W. (an 22 Tagen A6 Sachen mit 61 Angekla ten), 
3 g nn ch au 000 


Pr Koͤnigsber in Pr. " n " " 
— Bartenfein a 50 ”  „ 3% " 
„ Memel Fe 87. 2.5 26 ⸗— 
„Mohrungen RE Se... 101 
" Wehlau " 37 " 75 " „ 4145 " 
" Snfterburg " 53 " 125 n.n 199 " 
" Brieg " 1 " 128 " " 229 " 
PR Sauer " 27 " 65 " " 84 u" 
" Schweidnig " 32 " 68 " " 106 " 
" Glogau " 22 " 47 ” n 66 ” 
" Görlig " 25 " 51 " " 93 " 
„ Gleiwig J 41 -5- HE 5 „ 168 S 
„ Neiße J 49 A „ 204 Pi 
„ Ratibor „55 u 5 „ 229 PR 
„ Meferig a. 70 .; SR: 7 | " 
„ Bromberg we: BE 320 m 
n Gnejen " 32 " 67 " " 98 ” 
„ Schneidemühl Be: |: ae a 5 =. S 
„» Naumburg a ae 0 -, „ 105 . 
" Paderborn " 11 " 28 " " 49 " 


Die verhältnigmäßig längfte Zeit ift bei folgenden Schwurgerichten ver: 
wandt worben, welche weniger Sachen verhandelt haben, als Situngstage abge- 
halten find: dem Kreisfchwurgericht 


zu Berlin an 98 Tagen 88 Sachen mit 147 Angeklagten, 
„ Brandenburg „ 20 „ 1 & „24 2 
„ Neuftettin =. „. DM 5, J 658 — 
„ Danzig „I a Mn 8 " 


„ Stendal „DD u A „ „69 „ 
„ Münfter „5 „ 7% " „ 113 " 


Den BVorfig haben in den erwähnten 330 Sigungsperioden 
Appellationsgerichts-Räthe, 
77 Stadt: oder Kreißgerichtd-Direftoren und 
18 Stadt: oder Kreisgerichts-NRäthe, 


‚  jufammen 163 Beamte geführt; es kommt alfo im Durch— 
ſchnitt auf jeden diefer Beamten ein zweimaliger Vorfig. Es haben jedoch 1 Stabt- 
——— in 8, ———— in je 5, 18 Beamte in je 

Sitzungsperioden präfidirt, und 74 Beamte find in weniger als 2 Perioden, 
theild nur zur Vertretung, ald Vorfigende thätig geweſen. 


298 Saden mußten, obwohl fie zu einer beftimmten Sigungsperiode an—⸗ 
beraumt waren, auf die nächftfolgende vertagt werden. Danach fommen auf 
100 Sachen 5, welche zu vertagen waren. Diet Durchſchnittszahl ift jedoch über⸗ 
fchritten am erheblichften: 

im Departement Kammergericht, wo auf 100 Sachen 10, 
n " te tin, „nu 100 " 11, 
" " Poſen, " " 100 " 12 
zu vertagende Sachen fommen. 


Am geringften war die Zahl der Vertagungen im Departement Cöln, in 
ben fämmtlichen Weftphälifchen Departements, im Departement Magdeburg, Greifs- 
wald und Eöslin. Die Urfachen der Bertagüngen find fehr verfejleben. ©ie er: 
geben fich oft erſt aus der mündlichen Verhandlung felbft, nicht felten beruben fie 
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in dem Ausbleiben erheblicher Zeugen; zu vermeiden find fie in den Fällen, wo eine 
mangelhafte Ladung oder die unterlaffene Herbeifhaffung von Beweisftücen ober 
die unterbliebene Verhaftung der Angeklagten die Veranlaffung dazu bietet. 


1. Zahl der Unterfuchungen. 


Die Zahl der vor den Schwurgerichten im Jahre 1854 verhandelten Unter 
ſuchungen betrug 5593. 

Diefe Zahl ift nicht mit der Zahl der abgeurtheilten Verbrechen zu vers 
wechfeln, welche Nr. III. angegeben find, und felbftredend viel höher fich beläuft, 
da ſehr häufig Eine Unterfuhung mehrere Verbrechen umfaßt. 

Immerhin hat auch die Zahl der Unterfuchungen ihr befonderes Intereffe, 
umfomehr, ald aus den allgemeinen Gefchäftstabellen des Jahres 1853 ') fich ergiebt, 
daß in diefem gedachten daher 9808 Unterfuhungen wegen Verbrechen bei den 
Schwurgerichten anhängig wa: 
ren, fo daß 1854 ſich die Zahl 
der Sachen auf ............. 

alfo um 255 vermindert hat. 


Aus jenen Gejchäftstabellen mag hier gleichzeitig nachgetragen werben, daß 
im Jahre 1853 bei den Gerichts-Abtheilungen noch außerdem 6896 Unterfuchungen 
wegen Berbrechen, d. h. mit Zuchthausſtrafe bedrohter fchwerer Diebftähle und 
— anhängig geweſen find — ein Beweis, wie ſehr die Schwurgerichte 
belaftet fein würden, wenn fie noch mit jenen Sachen befaßt wären. 


II. Zahl der Verbrechen. 


Die weiteren ftatiftifhen Nachweife erftreden fih nur auf die vor den 
Schmwurgerichten verhandelten Verbrechen’). 


Dabei muß vorweg bemerft werden, daß der Verſuch und die Theil 
* überall unter der —* der betreffenden Verbrechen mit aufgenommen wor⸗ 
en ſind. 


Die Gefammtzahl der hiernach im Jahre 1854 vor den Schwurgerichten 
verhandelten Verbrechen, inch. des Verſuchs und der Theilnahme, betrug 8500. 
Den ftärkiten Beitrag hierzu liefern auch hier die Diebftähle; «8 find unter den 
8500 Berbrechen enthalten: 

1928 fchwere Diebftähle im wiederholten Rüdfall, alfo 23 pCt. 
1798 — = „ erften u SE: 8 
sufammen 44 pCt. 


Nimmt man nun hinzu, daß die Rubrif: „Andere, einzeln nicht aufgeführte 
Verbrechen * im Betrage von 373 ebenfalls meiftentheild nur ſchwere Diebftähle 
enthält, auch der einfache Diebftahl im wiederholten Ruͤckfall noch mit 459 Ber: 
brechen vertreten ift, jo daß man auch von diefer Zuhl recht wohl noch 12 pCt. 
der Gefammtjumme zu den obigen 44 pEt. hinzurechnen fann, fo erhellt, daß die 
Diebftähle noch jegt über die Hälfte der den Schwurgerichten überwiefenen Sachen 


2 Vergleihe: Jahrbuch ber Preußifchen Gerichtsverfaffung. Dritter Jahrgang. Berlin, 
1854. Verlag ber Dederſchen — Ober: Hofbuchdruderei. Entbaltenb: ——8 e Mit⸗ 
theilungen über die Geſchaͤftsverwaltung ber Juſtiz-Behörden in ben Jahren 1851, 1852 unb 
1853. Seite 5. 

2) Um ein vollftänbiges Bild gewinnen zu können, ift in einer Zabelle auch eine fummas 
tifche ——— ber vor ben Schwurgerichten verhandelten Vergehen enthalten; die Ge— 
fammtzabl beträgt 2152. 


174 Statiftit der Preußifchen Schwurgerichte für dad Jahr 1854. 


ausmachen. So erheblich diefe Zahlen an fich erfcheinen, fo darf es doch zu eini- 
er Befriedigung gereichen, daß die ganze Neihe der übrigen Verbrechen, im Ganzen 
Pohl, wie im Einzelnen, viel geringer vertreten if. Wollte man daher eine ganze 
Kategorie diefer Diebftähle, z. B. die ſchweren Diebftähle im erften Rückfalle, den Ge- 
ſchwoͤrenen völlig entziehen, fo würden die Echwurgerichte in einer nicht Kleinen 
a von Departements kaum einen Gefchäftsfreis für zwei Sigungsperioden im 
ahre behalten. 
Die den Diebftählen an Zahl am nächften kommenden Verbrechen find die 
Urkundenfälfchungen. Ihre Zahl beträgt 752, alfo 9 pE&t. der Gefammtfumme. 
Hieran reiht fich das Verbrechen des Meineided und der Verleitung dazu — 
717 Verbrechen, alfo 8 p&t. der Gefammtfumme. Demnächft folgen die übrigen 
in nachftehender Ordnung: 


Schwere Körperverlegung..... 529, alſo .......... 6 pCt. 

Verbrechen gegen die Sittlichkeit 399, alſo faſt .....- 5 „ 

Verbrechen im Amte ......... 293, alſo .......... 33 

Brandſtiftung und andere ge— 
meingefaͤhrliche Verbrechen 250, alſo .......... 3 „ 

1 RETTET TT ENTE 138, alle aoaonunnen i—2 „ 

Münzverbrechen ............. 122 alſo 1— „ 

Mord (wobei nicht zu überfehen, * 
daß auch hier, wie überall, Gefammt- 
Verfuh und Theilnahme fumme 


mit in der Gefammtzahl 


enthalten find) .......... 87, alſo .......... on 
Zufammenrottung von Gefan- 

a 88, alſoo u. 
Kindesmord ............ .... 54 
er TEILT 37 alfo 
Betrüglicher Bankerutt ....... 18( weniger ald i,2 
13, 7 Pe SERNGE 6 


Es ift von Intereffe, einzelne diefer Zahlen, bei denen das vorhandene Ma- 
terial es geftattet, mit den Angaben aus früheren Zeitperioden zu verglei— 
hen. Nah dem in den Jahrbüchern für die Preußiſche Gefeggebung, Rechtswiſſen— 
fhaft und NRechtöverwaltung Bd. 61 Seite 209 ff. veröffentlichten General-Berichte 
"des Juſtiz-Miniſters Mühler über die Preußische Juftiz-Verwaltung in den Jahren 
1840 und 1841 find 3. B. im Jahre 1840 398 Unterfuchungen wegen Fleiſches— 
verbrechen in den Landestheilen, wo das Allgemeine Landrecht galt, 16 der— 
gleichen im Departement Greifswald (Meberficht Q’. dafelbft) und 56 in der Rhein 
provinz (Meberficht L. dafelbft), zufammen alſo 470 derartige Unterfuchungen neu 
eingeleitet worden. Sept, im Jahre 1854, find nur 399 Verbrechen gegen die 
Sittlichfeit (von denen nicht felten mehrere in Einer Unterfuchhung verhandelt wors 
den find) zur Anklage gediehen; es ift alfo bei der erheblich vermehrten Seelenzahl 
(von 14,701,830 * 16.923.724) eine Verminderung diefer Verbrechen anzunehmen ; 
wenngleich nicht überfehen werden darf, daß unter den Fleifchesverbredhen im 
Jahre 1840 auch ſolche ftrafbare Handlungen mit enthalten find, welche jet nur 
als Vergehen fich Farafterifiren, und daß die Gefammtzahl der Verbrechen und Ver— 
geben jegt bedeutend höher iftz fie betrug im Jahre 1853: 1338 excl. der Rhein— 
provinz. Allein es ift auf der anderen Seite auch wieder an erwägen, daß bie 
meiften der jegt hierunter enthaltenen Vergehen in gewerbsmäßiger Unzucht beftchen, 
welche 1840 zur Kognition der Polizei und nicht der Gerichte gehörten. 


Ob bei dem Berbrechen des Meineides eine Vermehrung eingetreten fei, 
muß fehr in Frage ftehen. Das Jahr 1840 zeigt zwar nur 468 neu eingeleitete 
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Unterfuchungen wegen Meineides, Zeugenbeftechung und Eidesbruch, das Jahr 1854 
717 Verbrechen des Meineides und der Verleitung dazu; allein abgefeheh davon, 
daß gerade hier fehr häufig Eine Anterfuchung mehrere Verbrechen umfaßt, fo ift 
wohl nächft dem Diebftahl bei feinem Verbrechen die Einwirkung des Inftituts der 
ar wir ar entfchiedener und eingreifender gewefen, als bei dem Meineide. 

Das Verbrechen des Kindesmordes ergab 1840 nur A3 neu eingeleitete 
— en; 1854 ſind 54 derartige Verbrechen begangen worden. 

uffallend erſcheint die Verminderung von Mord und Todtſchlag; 

1840: 224 neu eingeleitete —— 1854: 124 Verbrechen. 

Ebenfo bei dem Raube; 1840: 219 Unterfuchungen; 1854: 135 Ber: 
brechen der Art. 

Desgleichen bei der vorfäglihen Brandftiftung; 1840: 310 Unter 
fuchungen; 1854: 250 Verbrechen. 

Verhaͤltnißmäßig gleich geblieben ift die Zahl der Münzverbrechen; 
1840: 113 Unterfuchungen, 1854: 122 Verbrechen. 

In allen dieſen Fällen ftimmt der Thatbeftand nach den Strafbeftimmungen 
des früheren Strafrechts mit denen des neueren im -Wefentlichen überein. 
fahrb Bei den nicht erwähnten Verbrechen iſt eine Vergleichung nicht aus— 

r 


ar. 

Wie ſich die Zahl der Verbrechen nach den einzelnen Schwur— 
gerichten, Obergerichts-Departments resp. Provinzen ſtellt, ergeben die 
beſonderen Tabellen IH. und IX. Es genüge, hier die gr nach den Pros 
vinzen anzugeben. Sie ftehen nach der Einwohnerzahl in folgender Reihe: 


Provinz en es re Einwohner mit 22 Verbrechen. 
e reußen ........... ‚604, " J 
Rheinprovinz excel. Oftrhein... 2572,036 7a42 J 
Provinz Brandenburg ........ 2,245,886 > „ 4139 — 
— Weſtphalen incl. Oft: 
rhein ........... 1,904,345 & 7a4l ö 
PR Sadjen... 1,817,085 R „193 a 
> RR aaa 1,381,745 2 740 
x Pommern .......... 1,254,710 > „ 2 = 


Es fommt fomit 1 Verbrechen auf: 
1433 Einwohner in der Provinz Preußen. 
1 5 " " ” "” Schleſien. 
Poſen. 
1972 — ar R Brandenburg. 
2358 —J r Pommern. 
24 1 3 " ” ” " Sadjen. 
2570 - En a MWeftphalen. 
3466 5 ”» m Rheinprovinz. 

Am günftigften ift alfo das Verhältnig in der Rheinprovinz, am ungünftig- 
ften in der Provinz Preußen. 

Anlangend die einzelnen Verbrechen, fo wird ed von Intereffe fein, in dieſer 
Beziehung aus der Tabelle IX. Folgendes hervorzuheben. 

Bon den 83 Berbrechen der Zufammenrottung von Gefangenen fommen 
allein 35 auf die Provinz Preußen, 12 auf Pommern; in der Rheinprovinz ift 
feines, in Sachfen find nur 4 vorgefommen. 

Bon den 122 Münzverbredden kommen 30 auf Weftphalen, 29 auf Bran- 
denburg (davon 24 allein auf das Stabt- und Kreisfchwurgericht in Berlin), 18 
auf die Rheinprovinz. Am geringften ift PBofen, mit 3, vertreten. 

Bon den 717 Berbrechen des Meineides und der Berleitung dazu fommen 
207 auf Brandenburg (davon 89 allein auf das Stadtgericht Berlin), 154 auf 


— 
je.) 
Tin 
—X 
= 
= 
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Preußen, 107 auf Schlefien, 96 auf Weftphalen; die wenigften liefert die Rhein— 
provinz (33), Poſen (36) und Pommern (41). 

Bon den 399 Verbrechen gegen die Sittlichfeit fommen 78 auf Schlefien 
(davon 22 auf das Echwurgeridyt Glatz), 60 auf Brandenburg (davon 21 auf Das 
Stadtgericht Berlin), 59 auf Preußen, 57 auf die Rheinprovinz, die wenigften 
finden fi in: Bofen (25) und Pommern (27). 

Bon den 87 Verbrechen des Mordes kommen 21 auf Preußen, 16 auf 
Schlefien; nur je 4 auf die Aheinprovinz und MWeftphalen. 

Bon 529 fchweren Körperverlegungen vertheilen fich 113 auf die Provinz 
Preußen, 95 auf Schleften; die übrigen Provinzen find nicht erheblih davon 
verfchieden. 

Bon 1798 fehweren Diebftählen im erften Nüdfalle fommen 571 auf 
Schleſien, 496 auf Preußen, auf Weftphalen nur 90; aus der Rheinprovinz ift Die 
Zahl nicht genau feitgeftellt. 

Bon 1928 ſchweren Diebftählen im wiederholten Nüdfalle fallen 551 auf 
Schleſien, 409 auf Preußen, auf Weitphalen nur 121 und auf Pommern 123. 

Auc der Raub (insgeſammt 135 Verbrechen) ift am meiften in Schlefien 
(42) und Preußen (29), am geringften in der Rheinprovinz (6) und Pommern (5) 
vertreten. 

Die Urfundenfälfchung (insgeſammt 752) findet fih am meiften in Bran— 
benburg, 156 (davon 80 in Berlin), und in Schlefien (163); auch in MWeftphalen 
(128); fehr wenig in Poſen (28). 

Bon den 18 betrüglichen Banferutten des gefammten Staates hat Berlin 
allein 6, Tilſit 5 aufzuweiſen. Die übrigen vereinzeln ſich. 

Brandftiftung und andere gemeingefährliche Verbrechen (250 insgefammt) 
find in Preußen 69, in Schlefien 63, in der Rheinprovinz nur 17, in Sachſen 14 
und in Bommern 6 vorgefommen, 

Bon den Verbrechen im Amte endlich (253) liefert MWeftphalen auffallend 
viel, 47, ei Rheinprovinz 44, Poſen 39, Preußen nur 37, Schlefien 31, Boms 
mern nur 9. 


IV. Ausfprüde der Gefchworenen. 


Nah Ausweis der Tabelle I. find nur 19 Verbrechen im ganzen Preußi— 
fhen Staate in contumaciam entfchieden worben. 

Erheblich dagegen erfcheint die Zahl der Schuldbefenntniffe Das 
Geſetz beftimmt, daß, wenn ein Angeflagter in Bezug auf die ihm zur Laft gelegte 
That ſich jchuldig befennt, auch alle zum Ihatbeftande der ftrafbaren Handlung 
wefentlichen Merkmale einräumt, der Gerichtshof ohne Zuziehung der Gefchworenen 
zu entfcheiden hat. Dies ift in 1888 Fällen gefchehen, und es ift daher beinahe 
der fechfte Theil der Gefammtzahl der Ausfprüche auf diefe Weife erledigt worden. 
In dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes in Cöln findet jene Gefepbeftimmung 
übrigens feine Anwendung. 

Die meiften foldyer Schulobefenntnifie find bei den Urkundenfälſchungen 
(z—Y), den Diebftählen (;—Y), den Münzverbrechen (), den Berbrechen im 
Amte (5), und ven Verbrechen gegen die Sittlichkeit (59), ſowie den Zufammen- 
rottungen der Gefangenen ;—%); die wenigften bei der ſchweren Körperverlegung 
(3, — 5), dem Morde („u — 35), dem Meineide (37 — 35), gar feine beim Todt- 
Ihlage, Kindesmorde, der Vergiftung und dem betrüglichen Banferutte vorges 
ommen. 

Nach den Departements der Obergerichte geordnet, fommen die meiften Schuld— 
befenntniffe auf Breslau (3—%), Paderborn (3), Frankfurt (4), Eöslin (Z—%), 
Glogau (4), Naumburg und Hamm (4), die wenigften auf Rönigsberg, Stettin, 
Poſen, Halberftadt, Muͤnſter x — ih). 
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Die Geſchworenen haben 11,176 Definitiv-Ausfprüche abgegeben, 
wovon bei 1527 mildernde Umftände angenommen worden find. 

Bon 9649 die Hauptthat felbft betreffenden Ausiprüchen lauteten 6521 auf 
Schuldig nach der Anklage (alfo zwei Drittheile), 439 auf Schulvig wegen eines 
anderen Verbrechens, 757 auf Schuldig wegen eines Vergehens; 1932 auf Nicht: 
fhuldig, alfo bei dem fünften Theile der Gefammtausiprüche. 

Dies Verhältniß ift jedoch im Einzelnen ein fehr verfchiedened. Die meiften 
Ausfprüche auf Nichtſchuldig fommen vor bei der Brandftiftung (KB), der Vergif- 
tung (4), dem Meineide (3—%), dem Kindesmorde (4), dem betrüglichen Ban— 
ferutt (%), den Verbrechen im Amte (4;— 4); die wenigiten bei den fchweren Dieb— 
ftählen im wiederholten Nüdfalle (1), im erften Rüdfalle (4), dem Raube (-};). 

Nach den Departements geordnet fommen die meiften Ausfprüche auf Nichts 
ſchuldig auf Paderborn und Ehrenbreitftein (5— %), die wenigften auf Göslin (%) 
und Halberftadt (— 5). 

In dem fünften Theil der Fälle, wo der Ausſpruch der Geſchworenen auf 
Schuldig lautete, find mildernde Umftände angenommen worden; am meiften 
bei den ſchweren Körperverlegungen (in 237 von 444 Fällen, alfo in mehr als der 
An den Urfundenfälfchungen (3 —%), dem betrüglichen Banferutt (in 7 von 11 

allen), dem fchweren Diebftahl im erften Rüdfalle — . 

Am häufigften kommt die Annahme mildernder Umftände vor in ber Rheins 
provinz und in Ratibor (— 4), in Halberftadt (9), Infterburg und Paderborn (}), 
Arnsberg (4); am feltenften in Cöslin und Hamm ('). 

n 431 Fällen, alfo in einem Falle von 17—18, haben die Gefchworenen 
die ihnen vorgelegten Fragen nur mit 7 gegen 5 Stimmen beantwortet; in 
318 Fällen der Art, alfo etwa in 3 Füllen unter 4, ift der Gerichtshof dem Aus: 
fpruche der Majorität beigetreten. 

Die meiften derartigen Antworten finden fich bei der Brandftiftung (;— X), 
dem Morde (4), der ſchweren Körperverlegung (;—!;), die wenigften bei den Ver: 
breden im Amte (5), den Diebftählen (zZ; resp. 337 —,;) und den Verbrechen 

egen die Sittlichfeit (z,). Die Gefchworenen im Departement Bromberg, Münz 
er, Paderborn und der Rheinprovinz haben am häufigften (4; — 5) Derartige 
Antworten ertheilt. 

Nur in 12 Fällen Hat der Gerichtshof (Amal im Departement Glogau) 
Beranlafjung gehabt, anzunehmen, daß die Gefchworenen ſich zum Nactdeil 
des Angeklagten geirrt hätten. 

In 1817 Fällen, alfo in —!; der Gefammtzahl, hat der Ausſpruch der 
Geſchworenen gegen den Antrag des Staatdanwalts gelautet; am häufig- 
ften bei dem Meineide, dem Morde und Todtichlage, dem Kindesmorde, der ſchweren 
Körperverlegung, der Vergiftung, der Brandftiftung und den Verbrechen im Amte, am 
feltenften bei den Diebftählen, dem Raube und den Zufammenrottungen; nach den 
Departements am häufigften in Bromberg, Paderborn und Ehrenbreitftein, am 
feltenften in Cöslin und Halberftadt. 


V. Zahl der Angeklagten im Allgemeinen, und gefondert nad 
Geſchlecht und Beruf. 


Die Tabellen IV. und V. weifen die Zahl der Angeklagten nad). 

Der oben unter 11. — 8500 Verbrechen ſind 8345 Perſonen, 
und zwar 7203 Männer und 1142 Weiber angeklagt worden. Es kommt alſo auf 
7—8 Angeklagte eine Perfon weiblichen Geſchlechts. Faſt genau die Hälfte der 
Gefammtzahl (4195 von 8345) gehört der Klaffe der Arbeitsleute, Tagelöhner, 
Häusler, Inftleute und dergleichen an; der fechfte bis fiebente Theil (1361 von 
8345) den Gewerbs- und Handlungsgehülfen, der neunte bis zehnte (907) den 
Dienftboten, Knechten und ähnlichen Berfonen; 3—4 pEt. werden von Beamten, 
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Aerzten, Geiftlichen, Lehrern und dergleichen gebildet; faft eben fo viel von ben 
Handiwerfsmeiftern; weniger von Handeldleuten und Krämern, je 1 p&t. von Kauf— 
leuten und Gutsbefigern. 


Die meiften Angeklagten haben fih an den Diebftählen betheiligt. 


1786 Perſonen find des fchweren Diebftahle im erften Rüdfall, 
1533 „ des fchweren Diebftahl8 im wiederholten Rüdfall, 
24 — des einfachen Diebſtahls im wiederholten Rüdfall, und von Den 
1786 der nicht befonders aufgeführter Verbrechen bezüchtigten 
Perfonen gewiß 
1200 „ auch noch des fchiweren Diebſtahls, zuſammen alfo 


4543 Perſonen des als Verbrechen zu beftrafenden Diebjtahls angeklagt worden. 
Es find dies fomit 54 pCt. der Geſammtzahl. 


Bei den uͤbrigen Verbrechen entfpricht die Summe der Angeflagten nicht 
überall der der Verbrechen. Denn es find 


646 Perſonen 529 fchwerer Körperverlegungen, 
549 „ 717 Meineide, 
540 , 752 Urfundenfälfchungen, 
314 „ 399 Berbrechen gegen die Sittlichfeit, 
286 . 250 Brandftiftungen, _ 
216 „ 83 Zufammenrottungen im Gefängniß, 
181 = 135 Räubereien, 
146 * 122 Münzverbrechen, 
110 5 253 Verbrechen im Amte, 
106 87 Verbrechen des Mordes, 
57 -z 54 — „Kindesmordes, 
4 „ 37 ” „ Zodtfchlagg, 
20 18 betrüglicher Bankerutte, 
" 6 Bergiftungen | 
angeklagt. 


Die Münzverbrechen (39 von 146), die Verbrechen des Meineives (173 
von 549) und die Verbrechen gegen die Sittlichfeit (87 von 314) find weniger von 
Perfonen der geringften Bortstlarfe begangen; auf fie fallen allermeift vie Dieb- 
ftähle. Bon den Dienftboten, Knechten ıc. haben die meiften an Diebftählen und 
ſchweren Körperverlegungen ; von Handlungss und Gewerbsgehülfen die meiften an 
Diebftählen, Münzverbrecben, Meineiden, Verbrechen gegen die Sittlichfeit und 
Urkundenfälfchungen; von den gebildeteren Klaffen ein großer Theil Hauptfächlich 
an Meineiden, Berbrechen gegen die Sittlichkeit, Amtsverbrechen und Urfunden- 
falfhungen ſich betheiligt. 


Die Tabelle V. insbefondere ergiebt, wie ſich die Zahl der Angeklagten nach 
den einzelnen — —— und den Departements der Obergerichte geſtaltet. 
Auch hier mögen die Verhältniſſe, nach den Provinzen geordnet, eine Stelle finden. 
Es kommen auf die 


Provinz Schlefien. .......... . mit 3,143,119 Einwohnern 2072 Angeklagte 
" Preußen ........... „  2,604,795 * 1956 — 
Rheinprovinz excl. Oftehein.. „ 2,572,036 = 646 = 
Provinz Brandenburg ......- n  2,245,886 — 1022 — 
„Weſtphalen incl. Oſtrh. 1,904,345 621 a 
u „  1,817,085 Bi 733 . 
„Poſen ..... ER „  1,381,745 i . 816 . 


Pommern .......... „  1,254,710 " 479 — 
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Es kommt fomit 1 Angellagter vor den Schwurgerichten 


in der Provinz Preußen .......... auf 1332 Einwohner. 
En r Sclefien ......... 4817 Mr 
ES * Rnn 4168693 
a » Brandenburg z..... „ 2198 : 
Fa Sachſen ..P....... „ 2479 pr 
vu " Pommern eis. aan " 2619 ” 
u „,  Weltphalen ....... „ 3067 . 
„Rheinprovinz ............. 3881 


Wie ſich das Verhältniß der Angeklagten zu den Einwohnern 
im Einzelnen geftaltet, ergiebt ſich aus der Tabelle VI. 


Danad) fommen die meiften Angeklagten auf die Schwurgerichte: 


Graudenz ............ 1 Angeflagter auf 819 Einwohner. 
Angerburg-Lyck ....... 1 . „844 = 
Wehlau ............. 1 = „. %5 2 
TE aan 1 A „99 — 
Bromberg ............ 1 A „90 — 
Selll l 5 „ 91 — 
41 1 — „ 979 pe 
Heilsberg ............ 1 x „ 4001 a 

Die wenigften auf die Schwurgerichte: 
1 HE EEE 1 Angeflagter auf 6922 Einwohner. 
Trier ....... are 1 . „ 6336 — 
de inge— 1 — „ 9790 ’ 

achen ............... 1 „ 9088 . 
Deutfh + Erone........ 1 . 4757 — 
Saarbrücken .......... 1 . „ 4710 — 
ale —— — 1 x „ 4519 3 
randenburg .. ....... 1 — „ 4257 » 

Elberfeld ... .......... 1 R „ 4223 r 

Am ungünftigften kommen unter den Obergerichtd-Departements zu ftehen: 
Inſterburg............ 1Angeklagter auf 949 Einwohner. 
DOUDSE une 1 © „ 1257 r 
Bromberg .. .......... 1 . „ 1342 * 

Am günftigften: 
Paderborn............ 1 Angeklagter auf 4067 Einwohner. 
BE aaa 1 a „ 3981 u 
Münſter ............. 1 5 v 3952 — 
Arnsberg........ — 1 Mi „ 3885 e 
Ehrenbreitftein ........ 1 J 3708 J 
Coöslin ............... 1 Mi „ 3352 — 


Erwähnenswert erſcheint noch der Umſtand, wie erhebliche Unterſchiede 
innerhalb deſſelben Departements zu Tage treten. So fchwanfen die Verhältniffe 
der Angeklagten zu den Einwohnern: 

im Departement des Kammergerichts: 

Schwurgericht Wriezen (1: 1569), Brandenburg (1: 4257); 

im Departement Frankfurt: 

Schwurgericht Cottbus (1: 1825), Eüftrin (1: 3307); 

im Departement Stettin: 

Schwurgericht Stettin (1: 1142), Anclam (1: 3499); 
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im Departement Königsberg: 

Schwurgeriht Wehlau (1: 905), Bartenftein (1: 2477). (In Braund- 
berg ift das Verhältniß anfcheinend noch günftiger (1: 2805); 
dies kann aber nicht maaßgebend fein, da dort erft in der zweiten 
Hälfte des Jahres ein Schwurgericht eingerichtet worden ift.) 

im Departement Marienwerber: 

Schwurgericht Graudenz (1: 819, Deutfch = Erone (1: 4757); 
im Departement Breslau: 

Schwurgericht Brieg (1: 979), Schweidnik (1: 2439); 
im Departement Pofen: 

Schwurgericht Poſen (1: 1475), Liffa (1: 3030); 
im Departement Bromberg: 

Schwurgericht Bromberg (1: 930), Schneidemühl (1: 2191); 
im Departement Göln: 

Schwurgericht Coblenz (1: 2677), Eleve (1: 6922). 


VI Refultate der Unterfuhungen. 


Von den 8345 Perfonen, welche im Jahre 1854 eines Verbrechens vor 
den Schwurgerichten angeklagt worden, find 1496, alfo 18 pEt., freigefprochen, 
und 6849, alfo 82 p&t., verurtheilt; von den Lehteren find 42 Berfonen Caljo 1 
von 163) mit der Todesftrafe, A526 (alfo zwei Drittheile) mit Zuchthaugsftrafe, und 
2281 mit Gefängniß» oder Geldſtrafe belegt worden. Auf Einfchließung (Feftungs- 
arreft) ift gar nicht erfannt. Bon den Zucdhthausftrafen lautet mehr als die Hälfte 
2623, auf eine Dauer unter 5 Jahren, 1421 auf 5—10 Jahre, 356 auf 10—15 
Jahre, 87 länger als 15 Jahre, nnd nur in 39 Fällen ift auf lebenslängliche Zucht: 
hausftrafe erfannt. 


Nah Ausweis der Tabelle VI. ift das Verhältniß der Freigefprocde- 
nen zu den Berurtheilten bei den verfchiedenen Verbrechen ein fehr verfchie- 
denes; ed kommen auf 100 Angeklagte 


bei dem fchweren Diebftahl im wiederholten Rüdfall - Freigefprochene, 


„ dem fhweren Diebftahl im erften Rüdfall ..... — 
En 5 ue 13 — 
„ den nicht einzeln aufgeführten, Verbrechen ...... 18 2 
„ den Muͤnzverbrechenn 05000 21 i 
„ den Zufammenrottungen von Gefangenen ...... 22 — 
= DER Tobiſchlage.... em 22 = 
„ dem Morde ........... ERTEILT TLERTT 25 Be 
„ ber Beriftungng 25 — 
„ den Verbrechen gegen die Sittlichkeit .......... 28 A 
„der Urkundenfaͤlſchung. .... . ................. 29 — 
„der ſchweren Körperverletzung .... ............ 30 
„den Amtsverbrechen........................ 31 — 
dem Kindesmorde...................... 32 
u: DEM. Meineeddee 39 — 
„ dem betrüglichen Bankerutt .. ................ 45 — 
„der Brandſtiftung .......................... 47 J 


Die Tabelle VIII. weiſt im Vergleich mit den Tabellen IX. und X. nach, 
wie fich die Freiſprechungen und Verurtheilungen bei den einzelnen Schwurgerichten 
nad) den Obergerichtd-Departements und Provinzen im Allgemeinen und mit Rück— 
fiht auf die einzelnen Verbrechen verhalten. 
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Es fommen danach auf 100 Angeklagte ' 


im Departement Halberftadt nur ................. 9 Freigefprochene, 
in Cöslin und Naumburg nur............ ....... 11 P 
in Frankfurt nur an anne ee aaa ie z 
in Ratibor 14 a 
in Königäberg, Imfterburg, Marienwerder, Poſen, 
a EEE TETTEITTETTT ä 
11 VPE TITTENETIEITT TER ON EETENT 18 — 
in Greifswald, Glogau und Bromberg .P........... 19 s 
im Departement Rammergericht und Breslau....... 21 . 
in Arnsberg ...... — ———— ee ö 
1 PET EUEDEN RT 23 — 
in Paderborn......... ———— Karren 25 u 
in 2. ———— EEE 26 
N nßßee 28 
und in Ehrenbreitſtein ſogar. .................... 40 
und nach den Provinzen geordnet, auf 100 Angeklagte: 
inſſeee REUETT 13 Freigeſprochene, 
Preeßnnßßßßs ER 17 A 
in Brandenburg, Schlefien, Pofen, der Rheinprovinz 
exel. ERDE ........... ... ............... 18 — 
in Bommern ......... ——— —— TE: || . 
und in MWeftphalen inel. Oſtrhein ................ 26 Re 


Bemerkenswerth ift auch, wie innerhalb deffelben Obergerichts - Bezirfs die 
Berhältniffe von einander abweichen. So betragen die Freigefprochmen 


innerhalb des Departements des Kammergerichts bei dem 

Schwurgericht Wriegen nur 10, bei Brandenburg 42 pCt.; 
im Departement Frankfurt: 

Schwurgeriht Sorau nur 3, Frankfurt 18 pEt.; ' 
im Departement Stettin: 

Schmwurgeriht Stargard 17, Naugard 32 pCt.; 
im Departement Königsberg: 

Schwurgericht Bartenftein nur &, Heilöberg 24 pCt.; 
im Departement Marienwerber: 

Schwurgeriht Deutſch-Crone nur 9, Conitz 30 p&t.; 
im Departement Breslau: 

Schwurgericht Schweidnig nur 9, Jauer 29 pCt.; 
im Departement Göln: 

Schwurgericht Aachen nur 8, Düffelvorf 31 pEt. 


Die wenigften Freifprechungen fallen auf die Schwurgerichte: Sorau 3 pCt., 
Ze are 5 y&t., Bartenftein 6 pEt., Deutfch-Erone 9 pCi., Schweinnig 9 pEt., 
Halberftadt 7 pEt., Erfurt 8 pCt. und Aachen 8 pEt.; die meiften auf die Schwurs 
Den Brandenburg 42 pEt., Neuwied AO pE&t., Naugard 32 pCt., Hagen 
2 p&t., Düffeldorf 31 pCt. 


Die Verſchiedenheit des Verhältniffed wiederholt ſich natürlich auch bei den 
einzelnen Verbrechen, fobald man dieſe nach den verfchiedenen Provinzen mit eins 
ander vergleicht. Das Nähere hierüber ergiebt folgende Ueberſicht: 
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Wirft man endlich noch einen Blid auf die erfannten Strafen, fo er- 
geben die Tabellen im Einzelnen hierüber Folgendes. 


Die meiften Gefängniß- oder Geldftrafen find bei der ſchweren Körper: 
verlegung und dem betrüglichen Banferutt erkannt. Bei der ſchweren Körpers 
verlegung find von 451 Berurtheilten 335, alfo 74 p&t., zu Gefängniß- oder Geld- 
ftrafe verurtheilt; bei dem betrüglichen Banferutt von 11 Berurtheilten 7. Bei den 
ſchweren Diebftählen im erften Rüdfall find von 1653 Verurtheilten 658, alfo 
40 p&t., 6108 zu Gefängnißftrufen verurtheilt worden. Auch bei den einzeln nicht 
aufgeführten Verbrechen, welche zumeift des fchweren Diebftahls angeflagte, nicht 
im Rüdfall befindliche Perfonen enthalten, gehören von 1466 Berurtheilten 738, 
alfo 50 pCt., zu diefer Kategorie. Bei der Urkundenfälfhung zählen von 382 Ver: 
urtheilten 186 Perjonen, alſo 49 p&t., hierher. Weniger Gefängnißftrafen find bei 
den Übrigen Verbrechen erkannt; insbefondere fommen beim Meineide auf 333 Ber- 
urtheilte nur 27 Gefängnißftrafen, d. h. alfo folche Fälle, wo bei der Verhandlung 
ftatt des wifjentlichen Meineides nur fahrläffiger angenommen worben ift. 


Nach den einzelnen Provinzen geordnet, ftellt fich das Berhältniß, wie folgt: 


Todesftrafen find erfannt in Preußen 12, in Schlefien 9, in Bofen 6, 
in Brandenburg und in der Rheinprovinz je 5, in Pommern 3, in Sachſen 2, in 
MWeftphalen feine. 


Lebenslänglide Zudthausftrafen find erfannt in Schlefien 15, in 
Preußen 10, in Bommern 5, in Brandenburg 4, in Poſen 2, in Sachen, Weſt⸗ 
phalen und der Rheinprovinz je 1. 


Zuchthausftrafen überhaupt find erfannt 


in Schlefien.. 2.2.2.0... 1078, davon unter 5 Jahren 614, alfo 57 pCt. 
In Preußen ............ 1053 „ 6882 60 
in Brandenburg ........ 630 „ ee 88658 
in a — — BB 5 ne SE 66 
in Sachſen ............ 49 „ Bee u Se 
in Weſtphalen.......... 302 „ — 48 = 
in der Rheinprovinz..... 28 „ “- 5-5 10..5./ DB, 
in Pommern ........... 263 „ Pe re: Be : 6° 


" 

Dana find in Weftphalen mehr längere, in Preußen und der Rhein: 
provinz mehr Zuchthausftrafen von fürzerer Dauer erkannt worden, ald dies in den 
übrigen — —— der Fall iſt. Ueberall beſteht aber mehr als die Hälfte der er— 
fannten Zuchthausſtrafen aus ſolchen, deren Dauer 5 Jahre nicht erreicht. 


Die meiften Be find erfannt von den ae ha ae Berlin 
(Stadtgericht) 125, Angerburg⸗Lyck 145, Tilfit 114, Graudenz 116, Breslau 217, 
Brieg 101, Oppeln 110, Ratibor 112, Poſen 111, Magveburg 120. Diefe Zah: 
len weifen jedoch nicht das Verhältniß zu den Gefängnißftrafen nach. In diefer 
Beziehung fommen auf 100 Angeklagte die meiften zur Zuchthaugftrafe Berurtheilten 
vor in den Obergerichtd » Departements Frankfurt (69), Cöslin (67), Naumburg 
(65), Königsberg und Magdeburg (61); die wenigften in Ehrenbreititein (25), 
Paderborn (34), Gnfterburg und Münfter (48), Stettin und Ratibor (49). 


VI Ber Ai gr ber Refultate der ſchwurgerichtlichen Unter» 
(udungen n Preußen mit denen in anderen Ländern. 


Es fei fchlieglich geflattet, hier noch anzuführen, wie ſich das Verhaͤltniß 
der Freifprechungen zu den Verurtheilungen in anderen Ländern, insbefondere in 
folhen Sachen, wo gleichfalls Schwurgerichten die Entſcheidung obliegt, geftaltet, 
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In Franfreich') kamen im Jahre 1853 auf 7317 vor den Schwurge- 
richten Angeklagte 2025 Freigefprochene, alfo 28 pCt.; 2626, alfo 36 pGt., find 
zu Leibes- und Ehrenftrafen, und 2666, alfo 36 p&t., find zu forreftionellen Stra— 
fen verurtheilt. Im Jahre 1852 zählte man auf 1000 Angeklagte im Durchſchnitt 
311 Freifprechungen, alfo 31 p&t.; im Jahre 1851 333, aljo 33 p&t. „In Den 
Jahren 1848— 50“, fagt der unten allegirte Dericht wörtlich, „waren die Erfolge 
viel beflagenswerther, denn die verhältnigmäßige Zahl der Freifprechungen betrug 
414, 397 und 374 auf 1000 Angeklagte. Dem Gefege vom 4. Juni 1853, vie 
Bildung der Schwurgerichte betrefend, und der andauernden Sorgfalt der Behör— 
den ift e8 zu danken, daß im Jahre 1854 jich die Zahl der Freigefprochenen noch 
vermindert hat; fie überfteigt nicht 25 pCt.“ - 


Der Bericht giebt aber ferner auch eine intereffante Vergleichung des ge: 
dachten Verhältniffes mit Bezug auf einzelne Verbrechen. Auch in Frankreich 
fommen bei den Diebjtählen die wenigften Freifprechungen vor, jedoch mehr als in 
Preußen, hier 3—7 p&t., dort 7—17 p&t.; nämlich Kirchendiebftähle 7 pEt., 
ewaltfame Diebftähle 14 pCt. Diebftähle auf öffentlichen Wegen oder mittelft 
kinbruchs und Einfteigens in bewohnte Gebäude 17 pCt. Hieran reihen fich als 
diejenigen Verbrechen, bei welchen die wenigften Freifprechungen ftattgefunden haben : 
Mord 17 pCt, VBatermord 21 pCt; Mishandlungen gegen Afcendenten 22 pEt., 
Nothzucht und unzüchtige Handlungen gegen Kinder 23 pCt., Hausdiebſtähle 
24 yp&t., Todtfchlag 25 pCt. 


Die größte Zahl der Freifprechungen fommt dagegen vor bei den Verbrechen 
der Erpreſſung 69 pEt.; des Meineivdes, der Verleitung dazu und des betrüglichen 
Banferuttd 53 p&t.; Abtreibung der Leibesfrucht 48 p&t.; Aufruhr und fchwerer 
Körperverlegung 46 p&t., Urkundenfälfhung 44 pCt. und Brandftiftung 43 pEt. 


In England’) ift das Verhältniß der Freigefprochenen zu den Befchul- 
digten ein — Die Zahl ver erſteren iſt in den legten 7 Jahren in einer 
——— Abnahme begriffen. Sie betrug: 1846 27,6 p&t.; 1847 25,1 pCt.; 
1848 244 pCt.; 1849 24,1 pCt.; 1850 23,2 p&t.; 1851 22,7 pyGt.; 1852 
22,1 p&t. Im Jahre 1853 find von 27,057 Berfonen 20,756 verurtheilt, und 
6265 freigefprochen, . 36 aber für wahnfinnig befunden. Die Zahl der Freige- 
fprochenen beträgt aljo etwa 23 p&t. Im Einzelnen vertheilen fih die Zahlen 
nach den 6 größeren Klafjen, unter welche die Verbrechen ſubſumirt find, folgender- 
maßen: 


1) Verbrechen gegen die Perfon 


EEE 2100 682 freigefprochen, alfo 32,5 p&t. 
2) Verbrechen gegen das Eigen 

thum mit Gewalt, von..... 1696 394 e „232, 
3) Verbrechen gegen das Eigen- 

thum ohne Gewalt, von ... 21,545 4699 = „24,8, 
4) Boshafte Beſchaͤdigungen des 

Eigenthums, von... ... .... 219 4 A „MT. 


(darunter Brandſtiftung.) 
5) Fälfhung und Münzverbre: j 
den, von..... ash 850 95 2 „14,2, 
6) Andere Verbrechen, von ... 647 284 e ., 81 , 





1) Compte general de l’administration de la justice eriminelle en France pendant 
Vannée 1853. Paris. Imprimerie imperiale. 1855. p. X. 

2) Tables showingh the number of criminal offenders in —— and Wales in 
the year 1852. London, Printed by George Edward Eyre and William Spottiswoode, 
1853. p. VI, und biefelben Tabellen für das Fahr 1853; ebenbafelbft 1854 erſchienen; p. 53, 
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Für Belgien ergeben bie ftatiftifchen Weberfichten’) intereffante Ver— 
—— uͤber die Wirkſamkeit der Schwurgerichte waͤhrend eines Ed von 
9 Jahren. Dana find die Verhältnifie folgende: 








Zahl der Freigefprodenen von 100 Angeklagten: 










Durchſchnittlich 
auf eine beſtimmte Periode: 





Bei den Verbrechen 

























Ins— 
Im Jahr: geſammt Bei den Verbrechen 8 
gegen | gegen das i ur * nd 
: gegen egen bas | gefammt. 
Ferfonen. Gigenthum. Perſonen. —2 






1832 53 3 37 | 

1833 60 29 39 Ä 

1834 60 28 39 

1835 63 3 12 59 30 a0 
1836 61 33 12 
1837 49 3 37 

1838 66 28 42 

1839 53 25 34 | 

1840 51 30 37 

1841 45 26 3 

1842 33 1:32 | 3 a4 27 32 
1843 39 32 34 

1844 A3 23 38 

1845 38 Pr 26 

1846 a 19 23 

1847 43 30 32 m ” er 
1848 39 2 25 

1849 23 24 a 


1) Extrait du rapport decennal sur la situation administrative du royaume 
(1841—1850). Administration de la justice eivile et criminelle de la ‚Belgique; resume 
statistique, par M. P. Lentz, chef de division au ministere de la justice, Bruxelles. 
Imprimerie de Th. Lesigne. 1352. p. 13 s. 

Archiv, 1856, IL 13 
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Hiernach ift die Zahl der Freigefprochenen feit 1839 eine erheblich geringere. 
Man fchreibt — jagt der unten allegirte Bericht — Died Refultat mit Recht haupt: 
fächlih dem feit diefer Zeit in Kraft getretenen Gefege vom 15. Mai 1838 über 
die anderweite Bildung der Schwurgerichte zu.  " 

Auch Hier ift das Verhältniß bei den verfchiedenen Verbrechen ein verfchie- 
denes. Der Bericht findet den Grund hiervon in dem Umftande, daß einzelne 
Handlungen ihrer Natur nach ſchwerer zu erweifen find; auch jcheine die Schwere 
der feftgejegten Strafen nit ohne Einfluß auf die Ausſprüche der Gejchworenen 
zu fein. 

Mährend der Zeit von 1840 bis 1849 famen auf 100 vor den Schwur- 
gerichten Angeklagte bei den einzelnen Verbrechen: 


Beftechung und Unterfchlagung von Staats- 


ßſ 74 Freigeſprochene, 
Aeenn 69 
Fineenrrrreee 56 a 
a nice WE ARE OR FERETE 53 5 
Einzeln nicht aufgeführte Verbrechen gegen 
Peſgeeee 48 
| ET RRTERTEEE 45 = 
Schwere Körperverletzung.. ............ 43 un 
Mord und Todtfchlag, Bergiftung — 39 — 
Münzfälſchung...................... 39 J 
Urkundenfälſchung .................... 38 5 
Aufruhr, Gewaltthätigfeiten gegen Beamte 36 . 
Nothzucht amd unzüchtige Handlungen... 35 _ 
Mishandlung von Ajcendenten.......... 28 5 
BUSSHEROBIE san tandnaae 22 — 
ndere Diebſtähle .................... 20 — 


im Allgemeinen 29 Freigeſprochene. 


In Bayern’) war das Verhältnif der Freifprechungen zu den Verurthei- 
lungen, fo weit e8 die Schwurgerichte in den Regierungsbezitfen diefjeits Des Rheins 
betrifft, im Jahre 

18550 —51 1851 —52 1852 —53 1853 — 54 

wie 1:6, 1: #1, 148, 1:8, 

im Durchſchnitt der vier Jahre alfo wie 1:84, d. h. auf 100 Angeklagte kommen 
12 Freigefprochene. In der Pfalz dagegen ftellt ſich das Verhältnig in den ge- 
nannten 4 Jahren wie 

1:4}, 1: 25, 1: 114, 1:45, 
im Durchſchnitt der vier Jahre alfo etwa wie 1:5%, d. h. auf 100 Angeklagte 
fommen etwa 18 Freigejprochene. 


Für die Regierungsbezirle dieffeits des Rheins wird noch befonders darauf 
aufmerffam gemacht, daß in Betreff der Brandlegung und der Preßvergehen eine 
auffallende Abweichung von den Durchfchnittszahlen ftattfände. Während diefelben 
nur 12 p&t. Freigefprochene ergaben, waren von 129 der Brandlegung Angeflag- 
ten 26 Angeklagte freigefprochen, alfo 20 p&t. Bei den Preßvergehen wurden in 
den genannten A Jahren von 


1) Ueberſicht der Ergebnifje der Strafrechtspflege im Königreich Baiern während der Jahre 
1850-51, 1851—52, 1852—53 und 1853—54. Auf Allerböchften Befehl bergeftellt im Staats. 
Minifterium der Juftiz. Seite 7 und 29, 
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16 — 17 — 17 — 19 Angeklagten 
13 — 11 — 14 — 17 freigefprochen, 
alfo bezüglid 81 — 64 — 82 — 89 yEt. 


In Hannover’) wird bei Vergleihung des Verhältniſſes der Freige- 
fprochenen zu den VBerurtheilten zunächft bemerkt, daß im Jahre 1852 56 p&t., Im 
Jahre 1853 54 pEt. aller Angeklagten wegen Diebftahld vor den Schwurgerichten 
geftanden haben. Es verhalten ſich fodann 


1852 1853 
die Freifprechungen wegen Diebftahld zu den 
Berurtheilungen Wie ............... 1:15 1:9 
die Freifprechungen wegen fonftiger Ber: 
brechen zu den Berurtbeilungen wie . .... 1: 2,9 1: 1,8 
die Freiſprechungen zu den Verurtheilungen 
uüberhaupt wie ...................... 1:38 1:37. 


Es find ſomit im Durchfchnitt von 100 Angeklagten im Allgemeinen 1852 14,6 pCt., 
1853 21 pCt. freigefprochen worden. 

Als beachtenswerth wird fchließlich noch angeführt, daß 1853 bei dem Ver— 
brechen der Brandftiftung die Zahl der Verurtheilten der der Freigefprochenen gleich 
ift und bei dem — der Unterſchlagung die Zahl der Letzteren auf 6, die 
der Erfteren auf 3 fich beläuft; bei A dieſer Freigejprochenen und 2 der Berur- 
theilten fonfurrirte das Dienftverbrechen der Unterfchlagung. 


Wenden wir und nunmehr zu Preußen zurüd, fo ergiebt eine Vergleihung 
der für die dieffeitigen Schwurgerichte gewonnenen Refultate mit denen der übrigen 
Länder, daß bei den Preußiſchen Schwurgerichten, wo im Durchſchnitt nur 18 pCt. 
der Angeklagten im Jahre 1854 freigefprochen worden find, fih das Berhältnig 
—— als in den meiſten übrigen Staaten geftaltet, daß namentlich bei den 

Kwurgerichten in Franfreih, Belgien und England verbältnigmäßig viel mehr 
Freifprechungen vorkommen, als bei den Preußifchen Schwurgerichten. Intereffant 
ift aber —— die Bemerkung, welche ſich durch die Vergleichung herausſtellt, 
dag nämlich die Verhältniffe bei den verſchiedenen Verbrechen ſich oft ganz gleich— 
artig geftalten, daß alfo insbefondere bei den Diebftählen überall die mwenigften, bei 
der Brandftiftung u. a. faft überall die meiften Freifprechungen wahrzunehmen find. 
Es wird hiernach der Schluß als berechtigt erjcheinen, daß, fo ungleich auch die 
Berhältniffe ſich im Allgemeinen darftellen, doch insbefondere bei folchen Verbrechen, 
wo der Beweis des Thatbeftandes und der Thäterfchaft ſchwerer zu führen ift, auch 
die Freifprechungen häufiger vorkommen. 


Bon befonderem Intereffe würde noch es fein, für Preußen felbft eine Ber: 
leihung des Verhältniffes der Freigefprochenen zu den Berurtheilten zwifchen den 
chwurgerichten und den Gerichtöabtheilungen innerhalb deſſelben Zeitraums an- 

ftellen zu fönnen. Dazu ift indeß zur Zeit das erforderliche Material nicht vor- 
handen. Es ift jedoch im diefer Hinficht nicht * Bedeutung, zu erwaͤhnen, daß 
für das Jahr 1851 folgendes Verhältniß ſtattgefunden hat?). 

In den Landestheilen excl. des Bezirfd des Appellationsgerichtöhofes in 

Göln wurden bei Unterfuchungen wegen Verbrechen, welche damals fämmtlich vor 
den Schwurgerichten verhandelt worden find, von 8131 Angeklagten 1558, bei 


1) Mittheilungen zur Kriminalftatiftif des Königreichs Hannober aus ben Seren 182— 
1853. —* amtlichen Quellen herausgegeben von C. Lichtenberg, General⸗Sekretair bes ſt. Han— 
novberſchen Fuftiz-Minifteriums. Hannober. Carl Rumpler. 1855. Seite 19. 

2) Tabellen und amtliche Nachrichten über ben Preußiſchen Staat für das Jahr 1849. 
Herausgegeben bon dem ftatiftifchen Büreau zu Berlin. Berlin. Drud und Verlag von 
A. W. Hahn. 1853. Band IV. Die Nefultate ber Verwaltung enthaltend. Seite 634. 635. 


13* 
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Unterfuchungen wegen Vergehen (vor den Gerichtdabtheilungen) von 79,855 Ange⸗ 
Elagten 13,453 freigefprochen. 

Es betrug ſomit 1851 bei den Verbrechen die Zahl der a 
etwas über 19, bei den Vergehen beinahe 17 pE&t., d. h. faft ebenfoviel, als 1854 
vor den Schwurgerichten wegen Verbrechen freigefprochen worden find. 

"Ganz erheblich ee ift übrigens die Zahl der Freifprechungen im Ber- 
hältniß zu der Zeit, wo auf Grund des fchriftlihen Verfahrens das Urtheil 
in Straffachen gefprochen wurbe. 

Mährend jegt auf 100 Angeklagte bei ven Schwurgerichten 82 Verurtheilte 
und 18 Freigefprochene fommen, wurden in den Jahren 1839, 1840, 1841’) bei 
den wirklichen Kriminalunterfuchungen in den Landestheilen, wo die Kriminals- 
Ordnung vom 11. Dezember 1805 zur Anwendung kam, 

im Jahre 1839 1840 1841 
verurtheilt nur.......... 66,9 634 66,% 
vorläufig freigefprodhen .. 15,3 171 16,7 
völlig freigefprochen ... j 158 14,2 13,5 
begnabigt ...... — 

Es find alfo von den Schwurgerichten 16 — 19 pCt. mehr verurtheilt wor⸗ 
den, als nach dem damaligen ſchriftlichen Verfahren. 


1) Jahrbücher für die Preußiſche Gefepgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsberwaltung. 
Band 61, Seite 375. 


Die Gewalten des Strafprozeffes. 


Bon Heren Staatsanwalt Dieterici zu Wefel. 


Das Syftem der getrennten Gewalten hat feinen empfehlenden Urfprung. Es ift 
mit der Franzöſiſchen Revolution aufgefommen, in den verfchiedenen Konftitutionen 
Franfreichs mit wenig Glüd verfucht, und unverkennbar auch auf die damalioe 
Organifation der Gerichte und das Gerichtöverfahren, namentlich im Gefchworer,en: 
gericht, von Einfluß geweſen. 

Allein fowie man damals die Englifche Staatsverfafjung fopirte, ohne fie 
verftanden zu haben, fo war es auch Mißfenntniß, wenn nicht Unfe mtmiß des 
Englifhen Gerichtöverfahrens, wenn man aus vorhandenen Inftitutir gen deffelben 
Prinzipien abftrahirte, und diefe in Frankreich zu verwirklichen ftre'ste, ohne ihre 
nationale Grundlage zu erforfchen und in Betracht zu ziehen. 

So ward in Franfreich eine Schöpfung der Theorie, wis in England aus 
dem Leben vieler Generationen im Einklange und Zuſammenh inge mit den übrigen 
Inftitutionen des Landes fich gebildet Hatte. 

Diefer weſentliche Unterfchied charakterifirt noch Feute das Strafverfahren 
beider Länder. Gr ift auch für uns von Werth. Den‘, während die Gefeße vom 
3. Januar 1849 und 3. Mai 1852 vorzugsweife aa die Vorfchriften des Code 
d’instruction criminelle fi angefchloffen, tritt jeßt das Beftreben mehrfeitig hervor, 
das Faum Begründete von Neuem umzugeftalten und Formen in daffelbe einzufüh⸗ 
ven, welche dem Engliſchen Strafverfahren entlehnt find. Wenn diefes Beftreben 
auch übereilt erfcheint und der Werth und die Bedeutun defien, was wir Durch 
jene Gefeße gewonnen haben, nicht blos nah fremden uftern zu bemeffen ift, fo 
müfjen wir doch für die Fortbildung unferes Verfahrens in jenem harafteriftifchen 
Unterjchiede einen richtigen Maßftab erkennen, um bie meiftend ganz divergenten 
Reformbeftrebungen würdigen zu können. Wir werden deshalb Einrichtungen nicht 
blo8 darum das Wort reden dürfen, weil fie und Forderungen eines doftrinellen 
Prinzips ſcheinen, oder weil fie in England fich bewährt haben. Wir werden viel- 
mehr vor Allem fragen müflen, ob fie in den Organismus des Prozefles paſſen, 
wie er durch jene Gefege geichaffen ift, und der ruhig entwidelnden Praxis unferer 
Gerichtshöfe überlaffen dürfen, ob fie die Probe beftehen. 

Soll neben ihr die Wiffenfchaft eine Aufgabe haben, fo fann es meines 
Erachtens nur die fein, die Veränderungen klar zu machen, welche unfer Verfahren 
gegen früher erlitten, die Bedeutung und Wirkfamfeit der neu geichaffenen Inftitute 
zu verftändigen, und über ihre Ergebniffe und Erfolge die Erfahrungen zufammen: 
autragen, welche fich in einem 5Sjährigen Zeitraume überhaupt gewinnen laffen. 

Bon diefen Erwägungen geleitet, verfuchte ich in einem früheren Auffage 
(Archiv II. pag 501 seq.) den Unterjchied zwifchen dem Anklage- und Unterfu: 
— darzuſtellen; ich bin dabei zu dem Reſultate gelangt, daß die Geſetze 
vom 3. Januar 1849 und 3. Mai 1852 das Inquifitionsprinzip der Kriminal- 
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Ordnung keinesweges aufgegeben, fondern nur in Formen gebracht haben, welche den 
Prozeß als —— gegliedertes, wohlgeordnetes Ganze darſtellen. Es iſt dieſes, 
wie ich gezeigt, einestheils geſchehen durch eine ſcharfe Scheidung der einzelnen 
Stadien des Berfahrens, anderentheild durch die Theilung der Gewalten, welche 
fi in demjelben bethätigen. Es Hat ſonach allerdings jener Sa der Theorie auch 
in unferem Verfahren Anerkennung gefunden. Je weniger indefien feine praftifche 
Nothwendigkeit zu bezweifeln fein möchte, defto größer dürfte vielleicht das Interefje 
fein, in welcher Art derſelbe durchgeführt und jeder der einzelnen Gewalten ihr 
Wirkungskreis begränzt und zugewiefen worden. Es leuchtet ein, daß derfelbe ver- 
ſchieden fein müßte, je nachdem das Anklage- oder Unterfuchungsprinzip in einem 
Berfahren vorherrfcht. Wenn ich mir he die Aufgabe ftelle, im Anfchluß an 
jene frühere Auseinanderfegung, die Wirkſamkeit der einzelnen Organe des Pro- 
zeffes näher zu erörtern, fo kann ich dabei nur die Refultate derfelben zur Boraus- 
fegung nehmen: 
1) Daß für das Strafverfahren allein die Unterfuhungsmarime die 
richtigen Normen abgeben könne, und nach den Gefegen vom 3. Januar 
1849, 3. Mai 1852, maßgebend fein folle, fowie 
2) daß nach dem oberften Grundfage derfelben jede der im Berfahren thäti> 
gen Gewalten für den Zwed deffelben: Ermittelung der Wahrheit, mit: 
wirfen muͤſſe. 

Zweifellos wird fich diefes behaupten und begründen laffen in Betreff des 
Unterfuhungsrichterd, des prozeßleitenden und erfennenden Nichterd und des 
Staatsanwaltes. Es wird jedod) außerdem in Frage fommen müffen, in wieweit 
jener Grunviag auch auf die Stellung des Vertheidigers zu dem Angeflagten und 
den Übrigen Gewalten von Einfluß fei? Wenn hierdurch meine Aufgabe vorges 
zeichnet ift, fo darf ich doch die Thäthigkeit des prozeßleitenden und erfennenden 
Richterd unberührt laſſen, da fie nach ihrer am meiften hervortretenden Seite eine 
vollftändige Erörterung in diefem Sinne bereits gefunden hat. 

ehr. Archiv J. p. 164, 334 seq. 


I. Die Borunterfuhung und der Unterſuchungsrichter. 


Es ift vielleicht eine when nicht glüdlich gewählte Beftimmung des Geſetzes 
vom 3. Januar 1849, wenn ee g. 43. den Unterfuchungsrichter = die für den 
Inquirenten gegebenen Borfchriften verweifet. Denn wenn es auch $. 44 fofort 
die nöthige Einjchränfung Hinzufügt, jo ift dadurch doch u. a. aud) das Mißver: 
ftändniß hervorgerufen, als habe der Unterfuchungsrichter zur Erreichung diefes bes 
fhränften Zivedes feiner Thätigfeit dieſelbe Verfahrungsweife zu beobachten, und 
diefelben Mittel in Anwendung zu bringen, auf welche der Inquirent ange: 
wiefen war. 

Und doch ift Die Wirkfamkeit des Unterfuchungsrichters von der eines In— 
quirenten fo verjchieden, daß fie nur im Allgemeinen eine Bergleihung damit zuläßt. 
Der Inquirent hatte die Aufgabe, alle geſetzlichen Mittel zur Erforſchung der Wahr: 
heit zu erjhöpfen, um die Ihat in allen Beziehungen objektiv und fubjeftiv Kar 
zu ftellen, fomit auch die Wirfung der Beweiſe auf die Angefchulpigten zu erproben 
und dieſelben zu firiren. Seine Ermittelungen und Verhandlungen waren die einzige 
Erfenntnißquelle für das richterliche Urtheil. Dies find die Verhandlungen ver 
Borunterfuchung in feiner Weife. | 

Der Spruchrichter verfchafft fich felbft in der Hauptverhandlung aus eigener 
Anfhauung und unmittelbarer Kenntniß durch das Verhör des Befchuldigten umd 
die Entwidelung und Zufammenftelung der Beweife in mündlicher Rede und 
Gegenwart die Meberzeugung für fein Urtheil. Die Hauptaufgabe des Inquirenten 
ift Daher auf den erfennenden und prozeßleitenden Nichter felbft übergegangen, und 
die mündliche Verhandlung allein derjenige Theil des Berfahrens, in welchem die 
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un le der Unterfuchung gewonnen und zur Anſchauung gebracht werden können 
und jollen. 

Für die Vorunterſuchung ift nur ein Heiner Theil jener Aufgabe geblieben. 
Ja fie wiirde ganz entbehrlich fein, wenn es möglich wäre, wie in der Kindheit 
des gerichtlichen Berfahrens geſchehen fein mag, die mündliche Verhandlung ſofort 
zu beginnen und mit Erfolg zu vollführen. Die Borunterfuchung kann deshalb 
nur den Zwed haben, die Hauptverhandlung möglich zu machen. Die Thätigfeit 
des Unterjuchungsrichterd wird mithin nur eine informatorifche und präparatorische 
fein fünnen: Grftens, um einestheils dem Staatsanwalte diejenige Kenntniß von 
Thatfachen und Umftänden zu verichaffen, deren er zur Beurtheilung bedarf, ob 
und in welcher Art eine Berfolgung ftattfinden könne, anderentheils, um auch dem 
Richter Die Gründe für feinen Befchluß zu gewähren, ob die Anklage zuzulaffen 
und die Unterfuhung gegen den Befchuldigten zu eröffnen fei, Yepteres, um die 
Hauptverhandlung vorzubereiten und Die Beweiſe Dazu zu fammeln. 

Es ift hieraus erfichtlich, daß dieſer unbeftrittene Zwed der Borunterfuchung 
diefelbe nicht nur in Bezug auf Umfang und Ausdehnung begrängt und bejchränft, 
fondern auch dem Unterfuchungsrichter eine andere Verfahrungsweife vorſchreibt 
Denn er hat feine Thätigfeit lediglich nad dem Bedarf der fünftigen Hauptver— 
handlung zu bemefien, und, ohne ihren Ergebniffen vorzugreifen, dem Richter das 
Urtheil überall frei zu halten, gleichwohl demſelben die thatfüchlichen Grundlagen 
dafür zu bereiten. Es ift fonach der Standpunkt möglichfter Objektivität und 
größter Unpartheilichkeit, welchen er inne zu halten hat, jo daß er auch die Ent— 
laftungs = und Gmtfchuldigungsmomente in den Kreis feiner Ermittelungen ziehen 
muß, und den Bejchuldigten nicht einmal als Angeklagten behandeln darf. Wenn 
diefer Gharafter der Borunterfuchung feitgehalten wird, jo kann dieſelbe nicht in 
den Fehler verfallen, welcher gewöhnlich an diefem Berfahren bemerft wird, daß 
nämlich in ihm das ganze Ergebniß der Unterfuhung fertig, vollendet und abge— 
fchloffen vorliegt, und die mündliche Verhandlung nichts als eine matte, bedeu— 
tungslofe oder jchauftellerifche Wiederholung deſſen ift, was die Vorunterfuchung 
ausgemittelt und feftgeftellt hat. Wie jehr hierdurch das ganze Berfahren verkehrt 
und der mündlichen Berhandlung ihre wahrer Werth genommen wird, muß Jedem 
Far fein. Ich halte aber diefes Hauptgebrechen der Borunterfuchungen für eine 
Bolge der Gewöhnung an die Inquifitionsmanier des Inquirenten und das Be: 
ftreben, Erfolge herbeizuführen und Reſultate zu gewinnen, welche gar nicht zur 
Aufgabe ded Unterfuchungsrichterd gehören. Fallen wir Dagegen die Vorunter— 
fuchung als ein blos vorbereitendes Verfahren auf, fo werden wir nicht nur Die 
Anforderungen leicht ermefjen können, welche im Einzelnen nad) Form, Gehalt und 
Manier an dafjelbe zu machen find, fondern auch die Fehler zu beurteilen und zu 
vermeiden, jowie die Vorfchläge zu würdigen im Stande fein, welche zur Regelung, 
Verbefferung und Beichleunigung defjelben gemacht find. 

Es jei mir erlaubt, diefe in folgenden Sägen zufammenzuftellen: 

1. Ob und in welcher Ausvehnung eine Vorunterfuhung ftattfinden folle? 
hängt allein von dem Ermefjen des Staatsanwalts und in Bezug auf 
legteren auch des Gerichtshofes ab, welcher über Zulaffung der. Anklage 
zu entjcheiden hat. 

Es ift dieſer Sap, welcher in dem Gefege vom 3. Januar 1849 
(s$. 41. 42. 1. ec.) volle Anerfennung gefunden, zwar nothwendige Folge des 
Zwedes der Vorunterfuhung, wie er vorftehend aufgefaßt worden. er fcheint des⸗ 
halb kaum einer weiteren Erörterung und Begründung zu bevürfen. Gleichwohl 
find in feiner Amwendung und Ausführung Meinungsverjchiedenheiten hervorgetre- 
ten, welche für die Praxis von Bedeutung fein Fönnen. 

Wir bezeichnen ald Vorunterfuhung nur dasjenige Verfahren, in welchem 
ein richterlicher Beamter für Feſtſtellung des Thatbeftandes und Ermittelung der 
Beweife für die Thäterfchaft jelbftftändig nach eigenem Ermeſſen zu obigem Zwede 
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thätig if. Wir unterfcheiden davon einestheild die Vorverhandlungen, welche von 
dem Richter auf befondere, beftimmte Anträge des Staatsanwaltes über einzelne, 
fpeziell bezeichnete Umftände durch Aufnahme von Beweifen und fonft gepflogen. 
werben, anderentheils die —— Ermittelungen, welche von Orts- und Polizei— 
Behörden vorgenommen werden. Auch dieſe haben die Information des Staats— 
Anwalts und Vorbereitung der Hauptverhandlung zum Zwed. Ihr Unterfhied von 
der Vorunterfuchung befteht aber darin, daß bei ihnen der Staatsanwalt Herr und 
Leiter des Verfahrens bleibt und allein zu beftimmen hat, welche Ausdehnung ihnen 
zu geben fei, bei der VBorunterfuchung hingegen die Leitung des Verfahrens ganz 
auf den Unterfuchungsrichter übergeht, und der Staatsanwalt nur fontrollirend und 
unterftügend auf dafjelbe einwirken kann. Es ift num unbezweifelt Sache des letz— 
teren, auf welchem Wege er ſich die nöthige Information verfchaffen wolle. Es 
laffen ſich auch feine Regeln darüber aufftellen, welchen er in dem betreffenden Falle 
zu wählen habe. Es wird vielmehr das vernünftige Ermefjen ded Beamten Darüber 
eintreten müffen. Derfelbe wird indefjen zu erwägen haben, ob die Mittheilungen, 
welche ihm zukommen, eine genügende Meberficht der That und zureichende Grund- 
lage, für eine Anklage gewähren, oder ob noch Ginzelnes zu ermitteln und aufzu= 
Hären bleibt, oder ob der Vorgang noch in fo allgemeinen Umriſſen vorliegt, Daß 
er objektiv fich nicht mit Sicherheit qualifiziren, gefchweige denn gegen eine be— 
ftimmte Berfon ſich eine Befchuldigung mit Grund erheben läßt. 

Nur in dem legteren Falle wird die felbftftändige Thätigkeit des Unter- 
fuchungsrichterd an der Stelle und der Antrag auf Vorunterfuhung gerechtfertigt 
fein. Denn e8 würde nicht wohl möglich fein, im Voraus zu beftimmen, auf 
welche Umftände die Ermittelungen zu richten feien, vielmehr ift bei fortfchreitender 
Entwidelung in jeder Lage eine freie Beurteilung nothwendig. In dem anderen 
Falle, wenn nur Einzelnes zu ergänzen und nachzuholen bleibt, wird wiederum Das 
umfichtige Ermeffen des Beamten in Erwägung ziehen müflen, ob vergleichen Er— 
mittelungen den Ortd- und PBolizeibehörden anzuvertrauen und von ihnen in ents 
fprechender Weiſe erwartet werden fönnen, oder ob eine gerichtliche Feitftellung vor— 
zuziehen fei. Es hängt alfo ftetd von dem Ermeffen des Staatsanwaltes ab, wel— 
chen Weg er, je nach der Individualität des Falles, für geeignet erachte, fich für 
feine Beurtheilung deffelben die nöthige Information zu verfchaffen. Wenn er 
hierin auch unbefchränft ift, fo ergiebt fh doch, daß eine Vorunterfuhung die Aus- 
nahme bleibt, und in der Negel polizeiliche Exrmittelungen und einzelne gerichtliche 
Feftftellungen ausreichen werden, um zu einer Flaren Weberficht zu gelangen. 

Es ift deshalb nicht zu billigen, wenn man ſich Hin und wieder gewöhnt 
hat, jede Anzeige, die eine weitere Verfolgung erheifcht, durch die Hand des Unter- 
fuchungsrichters gehen zu laſſen. Es werden auf diefe MWeife Zeit und Kräfte un: 
nöthig aufgewendet, dad VBerführen verzögert, und die oft dreimalige Vernehmung 
von Aa für dieſe beläftigenv. Es ergiebt ſich aber eben nicht minder, daß für 
die Beurtheilung: ob eine Vorumerfuchung nöthig? nicht die Schwere des Ver: 
brechens an fich, jondern nur die Individualität des Falles, je nachdem feine Ent: 
widelung eine ftetig wirffame und leitende Thätigfeit bedingt, maßgebend fein könne. 
Wenn deſſenungeachtet pofitive Gefege (wie $. 75. Geſeß vom 3. Januar 1849) 
bei befonders ſchweren Verbrechen fie ald nothwendig vorfchreiben, jo liegt Diefer 
Vorſchrift kein innered Beduͤrfniß ald vielmehr die Sorge für eine zuverläfltge Vor— 
bereitung der Hauptverhandlung und fichere Garantie gegen übereilte Anflagen zum 
Grunde. Wenn daher die Erfahrungen der Praris fie bei manchen Verbrechen, 
3. B. Diebftählen, Fälſchungen ꝛc, entbehrlich erfcheinen laffen, bei anderen dagegen: 
Tödtungen, Brandftiftungen, ſchon wegen der Feititellung des Thatbeftandes und 
des größeren Dunfels, in welches dergleichen Thaten ſich hüllen, eine Vorunter— 
fuhung ohnehin unerläßlich ift, jo möchte jene Beftimmung unferes Geſetzes viel- 
leicht in Wegfall treten, und dem Beamten ‚der Staatsanwaltfchaft auch in diefen 
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wenn er fie nach forgfältiger Erwähnung für nöthig findet. Wie nun hiernach, 
außer diefer pofitiven Beftimmung, dem Staatsanwalt in der Art und Weife feiner 
information und Vorbereitung der ee feine Befchränfung auferlegt 
ift, ebenfowenig fann ihm in der Ausdehnung und dem Umfange derjelben eine 
Grenze gezogen werden. Es ift hierüber Fein Zweifel in Betreff derjenigen Fälle, 
in welchen eine Borunterfuchung nicht beantragt worden. Nichter wie Polizei— 
Behörden haben gleichmäßig Die Berpficptung, den Anträgen des Staatsanwaltes 
zu genügen, ohne mit einer Prüfung ihrer Erheblichfeit und Zwedmäßigfeit fich zu 
befaffen oder fie ablehnen zu dürfen. cfr. 88. A. 5. Gefeg vom 3. Januar 1849. 
Denn es würde der Beurtheilung vefjelben Zwang anthun beißen, wollte man ihr 
Grundlagen entziehen, welche er dazu für nothig erachtet. 

Eben diefer Grund teifft auch für den Fall der Vorunterfuchung zu. Der 
Unterfuchungsrichter wird alfo auch nach beendeter Vorunterfuchung noch die Er- 
mittelungen vornehmen müflen, welche der Staatsanwalt verlangt, und die hierauf 
gerichteten Anträge defielben nicht abweifen können. 

Aus eben demjelben Grunde muß aber auch der Gerichtshof, welcher auf 
die Anklage zu befchließen bat, in feiner Beurtheilung ebenfo frei und uneingefchränft 
fein, ald der Beamte der Staatsanwaltfchaft. Denn wenn er auch nicht aus eige— 
nem Antriebe eine Vorunterfuchung bejchließen und veroronen kann, jo. muß er doch 
die gleiche Befugniß haben, diejenigen Aufflärungen ſich zu verfchaffen, welche er 
zu feinem Befchlufie für nöthig findet. Nur in der Art und Meife und ven Mit: 
ten, durch welche diefes gefchehen muß, kann ein Unterfchied obwalten, je nachdem 
eine Borunterfuchung eingeleitet ift oder nicht. Im letzteren Falle ift der Gerichte- 
hof noch gar nicht mit der Sache befaßt, welche vor ihm gebracht wird. Er wird 
es erſt durch den Bejchluß, welcher die Anklage zuläßt. Gr fann alfo die Aufklä— 
rungen, welche er für nöthig hält, nur von dem Beamten verlangen, welcher den 
Beichluß erwirft, und muß es diefem überlaffen, wie er fie ihm verfchaffen will. 
Anders im Falle der Vorunterfuchung. Hier ift der Gerichtshof ſchon jelbit thätig 
für Ermittelung der Wahrheit durch den ernannten Unterfuchungsrichter. Er wird 
daher durch dieſen feinen Beichluß unmittelbar ausführen laffen müflen, welcher 
das Organ ift, Durch welches in diefem Kalle alle Aufflärungen und Ermittelungen 
bewirft werden. 

Es ift diefer Unterfchied ein nothwendiger und in der gegenjeitigen Stellung 
ber verſchiedenen Gewalten des Prozeſſes begründeter. Er ift deshalb auch für das 
Gefeg vom 3. Januar 1849 (88. Al. 42.) maßgebend gewefen, und cs ift eine 
unrichtige Anwendung defjelben, wenn Gerichtshöfe ihren Beichluß, durch welchen 
noch weitere Aufflärungen gefordert werden, auch im Kalle einer VBorunterfuhung 
dem Staatdanwalte zur Take mittheilen, der fich nur an den Unterfuchungss 
richter wenden fan. Sie werden ihn vielmehr diefem unmittelbar zufertigen und 
dem Staatsanwalt nur davon Kenntniß geben müffen, wie diefes im Falle der Bor: 
‚unterfuchung bei jchweren Verbrechen ausprüdlich vorgefchrieben ift. 

$. 77. Gefeg vom 3. Januar 1849. 

Es erweifet fih fomit, daß nach der natürlichen Konftruftion des Verfah— 
rend wie nach unferem Gefege Nichter und Staatsanwalt in ihrem Ermefjen 
über Umfang und Ausdehnung ver vorläufigen Ermittelungen völlig unbefchränft 
und unabhängig von einander find. Die Konfequenz verlangt die gleiche Stellung 
auch für den Fall einer Vorunterfuchung. Dennoch ift das Gefeg vom 3. Januar 
1849 in diefem Falle verfchievden verftanden worden, und die Frage: ob der Ge— 
richtöhof Anträge des Staatsanwalts auf Ergänzung der Vorunterfuchung durch 
nachträgliche Grmittelungen ablehnen dürfe, von dem General- Staatsanwalte ver: 
neinend, von dem Tribunale bejahend beantwortet. 

Die Gründe, welche von legterem in den Befchlüffen vom 17. März und 
4. Oftober 1854 geltend gemacht werden (efr. Archiv II. p. 409. 809) haben mich 
nicht von der Richtigkeit diefer Auffaffung des Gefeges überzeugen können. Denn, 
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wenn der Staatsanwalt durch polizeiliche Ermittelungen fich ftets diejenigen Auf 
Härungen verfchaffen kann, welche ihm das Gericht weigert, wenn er — im 
Hauptverfahren durch Berufung der Zeugen ohne Widerſpruch eben das zur Ver— 
handlung bringen kann, worüber in der Vorunterſuchung die Erörterung abgelehnt 
worden, fo fcheint mir die Berechtigung zu ſolcher Weigerung illuſoriſch zu fein. 
Ich halte fie nicht wohl vereinbar mit der unabhängigen Stellung beider Gewalten, 
von denen jede jelbftftändig nur nach eigenem Grmefjen zu entfcheiden haben kann, 
welcher thatfächlichen Grundlagen fie zu ihrer Beurtheilung bedarf. Sowie der 
Staatsanwalt alle die Ermittelungen gefchehen laffen muß, welche der Gerihtshof 
für nöthig findet, ebenfo können ihm die Aufflärungen nicht entzogen werden, welche 
er verlangt. Die Berechtigung, fie abzulehnen, fchließt eine Beauffichtigung deffel- 
ben in fih, welche ich mit der Stellung deffelben und der allgemeinen VBorfchrift 
g. 5. I. e. nicht zu vereinigen weiß, und die fehr leicht zu unerquidlichen Eifer: 
füchteleien verleitet. Es hat indefjen diefe Streitfrage eine fehr geringe praftifche 
Bedeutung. Denn bei dem Mangel einer Berftändigung würde es fih nur darum 
handeln, welche von beiden Gewalten die Initiative ergreifen und die Meinungsver- 
fhiedenheit zum Austrage bringen müfje? 

Die Aufgabe der Vorunterfuhung ift, den Thatbeftand feftzuftellen,, vie 

Beweife für die Thäterfchaft zu fammeln und, foweit es ohne Beeinträch- 

tigung der Hauptverhandlung gejchehen kann, zu firiren. 

Es ift ſchon der unrichtigen Vorftellung gedacht worden, welche fich noch 
nicht entwöhnt hat: die Thätigfeit des Unterfuchungsrichters lediglich nach der Ver: 
fahrungsweife des vormaligen Inquirenten zu bemefjen. Hierdurch wird der Schwer- 
punkt des ganzen Berfahrens verrüdt, und nicht felten dafjelbe völlig auf den Kopf 
geftellt. Nach der Idee, welche ihm zum Grunde liegt, müffen wir die mündliche 
Verhandlung für den wefentlichen Theil, den eigentlihen Kern deſſelben, erkennen. 
Die Aufgabe der VBorunterfuchung läßt jich daher nur im Verhältniß zu dieſer 
richtig auffaffen und allein nach —— Bedarf beſtimmen. Sie wird daher dieſe 
zwar vorbereiten und ihr eine ſichere Grundlage gewähren müſſen, allein die Er— 
mittelungen nicht foweit ausdehnen dürfen, daß dieſe dadurch entbehrlich wird, und 
als ein unvermeidliches Hinterher erfcheint, um der Form zu genügen. Sie wird 
fonach mit der Grforfchung und Begründung des Thatbeftandes und der Thäter- 
Schaft fich zu befchäftigen haben, allein die Darftellung derjelben nicht in einer 
Weiſe erfchöpfen dürfen, daß für die Hauptverhandlung nichts übrig bleibt. Ihre 
Aufgabe ift deshalb nicht nur dem Umfange nach beſchraͤnkt, fondern vorzugsweife 
in der Art der Behandlung des Gegenftandes gegen früher erheblich modifiziert. 
Betrachten wir fie im Einzelnen, jo gehört zunächft 

1) Die Feftitellung des Thatbeftandes nach wie vor zu ihrer Aufgabe, weil 
das Dafein einer beftimmten Gejegesübertretung und deren Qualififation Die 
Grundlage aller weiteren Verfolgung bildet. Es ift deshalb für fie felbft vie 
Meinungsverfchiedenheit, welche jich über die Anwendung $. 136. Kriminal =» Ord: 
nung: daß auch bei — ——— Bekenntniſſe des Angeſchuldigten der Thatbeſtand 
feſtgeſtellt werden müffe, im Verhältniß zu 8. 22. Geſetz vom 3. Januar 1849 
fund gegeben hat, nur von untergeordneter Bedeutung. elr. Archiv II. pag. 766 
seq., Minifterialblatt de h. c. pag. 113. 

Denn wenn auch die fortvauernde gefegliche Gültigkeit jener Vorſchrift der 
Kriminal⸗Ordnung bezweifelt werden müßte, fo würde dennoch bei dem Befenntniffe 
des Thäters eine Grmittelung der näheren Umftände der That felten und nur bei 
ganz einfachen Handlungen entbehrt werden fönnen, weil von dieſen häufig Die 
rechtliche Qualifikation der That abhängig, und ihre Kenntniß zur Prüfung des 
Geftändniffes nothwendig ift. Oftmals erjcheint die That nach diefem eine andere, 
als fie nach Ausfage des Beichädigten und anderer Unbetheiligter wirklich ift. Sene 
Beftimmung der Kriminal> Ordnung ift indefjen ge weder ausdrüdlich no 
indirekt aufgehoben. Sie ift und bleibt eine inftruftive Vorfchrift für den die Unter- 
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ſuchung führenden Richter, und wird durd die Beftimmung $. 22. Gefeh vom 
3. Januar 1849 nur infofern berührt, als es dem erfennenden Richter, welcher 
feine Ueberzeugung frei aus der Summe der Beweife zu fchöpfen hat, unbenommen 
ift, diefe in Betreff des Thatbeftandes und der Thäterfchaft allein auf das Ge— 
ſtändniß des Angefchuldigten zu gründen. So wenig fich diefes mit Rückſicht auf 
die gleiche (Art. 75. Gefeg vom 3. Mai 1852 ausgefprochene) Befugniß im ſchwur— 
gerichtlichen Verfahren bezweifeln läßt, ebenfowenig verliert die Vorfchrift der Kris 
minal-Ordnung dadurch ihren Werth. Schwerlich möchte bei Tödtungen, Brand: 
ftiftungen und ähnlichen Verbrechen ein Unterfuchungsrichter fie aus den Augen 
fegen. Auch bei Anderen würde es oft gewagt fein, da er felten gewiß fein kann, 
daß die Richter, welche das Urtheil zu jprechen haben, feine Auffaffungsweife theis 
len. Immer alfo bleibt ihre Berolgung für ihm”ratbfam, und eine Abmahnung da- 
von würde umfoweniger an der Stelle fein, als die genaue und forgfältige Feft: 
ftellung des Thatbeftandes von jeher an der Preußifchen Strafrechtspflege und mit 
Recht gerühmt worden ift. — Die Verfchievenheit der Stellung des Unterfuchungs: 
richterd gegen die des Inquirenten tritt 

2) Am deutlichften hervor bei Sammlung und Aufnahme der Beweife. So 
wie die Erforfchung derfelben ihm weniger obliegt, fondern vorzugsweife Sache der 
Orts» und Polizeibehörden ift, und er meiftend nur leitend und Fontrolfirend ein: 
wirfen kann, ebenfo gehört die Entwidelung und Zufammenflellung derfelben nicht 
zu feiner Aufgabe. Hierzu foll vielmehr das mündliche Haupt» und Beweisver- 
fahren dienen. Es werden daher Konfrontationen von —* untereinander, und 
mit dem Ang eirulbigten nur in feltenen Fällen, insbefondere dann geboten fein, 
wenn es jo; Ermittelung von Umftänden anfommt, deren Feftftellung das weitere 
Vorſchreiten bedingt. Sonach kann die Aufgabe des Unterfuchungsrichterd haupt: 
ſächlich nur in der Firirung der Beweife beftehen. In welcher Weife und in wel: 
chem Umfange dieſe gefchehen müſſe, um nicht in nußlofen Verhören Zeit und 
Kräfte aufzuwenden, oder gar die Hauptverhandlung zu beeinträchtigen, darüber 
wird allein das Ermeſſen des Richters in dem einzelnen Falle entfcheiven Fönnen. 
Während es nöthig fein Fann, die Ausfagen einzelner Zeugen umftändlich und 
genau aufzunchmen, wird es bei anderen ausreichend fein, wenn überhaupt erficht- 
lich ift, worin ihre Wiffenfchaft befteht. So wenig fich hierüber Normen aufftellen 
laffen, ebenfowenig fcheint mir die Vorfchrift 8. 45. des Gefeßes vom 1. Januar 
1549 gerechtfertigt, daß die Zeugen von dem Unterfuchungsrichter in der Negel zu 
vereidigen feien. Sie mag auf der Erwägung beruhen, daß erft durch die Eides— 
leiftung das Beweismittel gegen alle Zwifchenfälle, welche duch Tod, Krankheit oder 
Entfernung eintreten können, vollftändig für die Unterfuchung gefichert ſei. Allein 
die Mipftände und Nachtheile, welche mitunter daraus hervorgehen, feheinen mir 
überwiegend. Mit dem Eidſchwur fieht der Zeuge die Sache für abgemacht an, 
und betrachtet das Protokoll als feine unwiderruflich firirte Wiffenfchaft, fo daß 
diefes fich gegen ihm felbft zu einer Autorität erhebt. Jeder Praktifer weiß aber, 
daß die mündliche Verhandlung nicht felten Ungenauigkeiten, Mißverftänbniffe, ja 
Widerfprüche aufdeckt, die ſich bei aller Sorgfalt nie ganz werden vermeiden laffen. 
Denn auch das beftgefaßte Brotofoll erfegt nie ganz den mündlichen Vortrag. Noch 
viel weniger ift es dazu geeignet, wenn fich ergiebt, daß der Zeuge von dem Richter 
nicht überall richtig verftanden worden, weil ihm vielleicht die Borftelfungs und 
Ausdrudsweife defielben nicht geläufig gewefen, wie diefes bei Leuten niederen 
Standes nichts Ungewöhnliches iſt. Andererfeits erhält der Zeuge oft erft bei der 
mündlichen Verhandlung Gelegenheit und Veranlaffung, fich felbft zu berichtigen. 
Wenn nun auf dieſe Meife Differenzen hervortreten, fo ift die Folge, daß der ges 
wifenhafte Zeuge Angftlih an dem Befchworenen fefthäft, oder an fich feldft irre 
und in feinen Angaben ſchwankend wird, jedenfalls aber an feiner Glaubwürdig- 
feit einbüßt. Dem NRüdhaltigen wird die beſchworene Ausfage einen willfommenen 
Schutz gegen weiteres Eindringen bieten. , Wenn num aber erft die mündliche Vers 
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handlung durch das Zufammenwirfen aller Gewalten bei der Befragung die fichere 
Garantie gewährt, daß die Ausfage des Zeugen überall richtig a efaßt worden, 
jo halte ih den Nachtheil, welcher durch vorzeitige Vereidung entfteht, für größer, 
als die Gefahr ift, welche in dem Verluſte eines Beweismitteld liegt, zumal der 
Richter auch eine unbeeidete Ausſage nicht unberüdjichtigt laffen wird. 

Soweit daher meine Erfahrungen reichen, fcheint es mir zwedmäßiger : 
daß Die Zeugen in der Vorunterfuchung nicht vereidet werden, es fei denn, Daß 
Umftände, wie $. 21. 1. c. fie bezeichnet, es rathſam erfcheinen laffen. ’ 

I. Die Sammlung und Firirung der Beweife muß mit größter Unpartei- 
lichfeit gefchehen, und fowohl auf die Anfchuldigungs: als Entlaftungs= 
Momente gerichtet fein. 

Nah dem Code d’instr. orim. ift der Inftruftionsrichter zugleich Beamter 
der gerichtlichen Polizei und in foweit dem General-Prokurator untergeorbnet. 

Diefe Verfchiedenheit in der Stellung ift nicht ohne Bedeutung für feine 
Thätigkeit. Sie ſcheint mir indeffen nicht vereinbar mit dem richterlichen Amte, 
verlegt ohne North den Grundfag: daß der Nichter nur auf Antrag einfchreiten 
dürfe und ftört das Gleichgewicht der Gewalten. Ein Richter kann, wenn feine 
Gigenichaft als folcher gewahrt bleiben foll, nie im einfeitigen Intereſſe thätig fein. 
Als Beamter der gerichtlichen Polizei muß er aber das Intereſſe wahrnehmen, 
welches der Staat an der Grforfchung und Verfolgung von Verbrechen bat, wo— 
durch er deshalb zum Kinfchreiten auch ohne Antrag verpflichtet werden kann. 

Diefes ift jedoch Durch den Staatsanwalt ſchon ausreichend vertreten. Es 
wird alſo daffelbe durch beide nicht nur über Bedarf gewahrt, fondern es find auch 
im MWiderjpruche mit dem, was die Trennung der verfolgenden und unterfuchenven 
Gewalt herbeigeführt hat, beide in der oft follivirenden Ihätigfeit zweier Beamten 
wiederum vereinigt. 

Nah dem Unterfuhungs-PBrinzipe, welches in der Idee des Staates felbft 
wurrzelt, ift zwar Ermittelung der Wahrheit Zwed alles Verfahrens, und es müffen 
alle dabei thätigen Gewäalten zur Erreichung defjelben mitwirken. Allein die Mittel 
und Wege find fo verſchieden und laffen eine fo verſchiedene Auffaffung zu, daß 
fich nothwendig dabei Interefjen geltend machen, welde ihre Befriedigung fuchen. 
Ganz abgefehen davon, daß der Vertreter des Staatsinterefjes allein die Entſchei— 
dung darüber haben Fann: ob und in wieweit ein foldhes in der Unterfuhung 
überhaupt liegt, jo wird demſelben bei diefer felbft von vorne herein eine PBartei- 
ftellung aufgedrungen, welche ihm nicht befähigt, die Ermittelungen in derjenigen 
Objektivität vorzufehren, zu fihern und auszuführen, welche ihr Zwed bevingt. 

Darum unterfagt unfer Gefep ganz richtig dem Staatsanwalte, Unter 
fuchungs- Verhandlungen jelbft vorzunehmen ($. 7. I. c.), und legt fie in die Hand 
des Nichters, welcher von dem Standpunkte vollfommener Unparteilichfeit in felbft- 
ftändiger Forſchung und Behandlung den Unterfuchungszwed verfolgt. 

Der Unterftuchungsrichter hat daher zwar nur zu unterfuchen, wozu er aufs 
gefordert wird. Allein ev hat bei diefer Unterfuhung alle Rüdfichten zur Geltung 
zu bringen, welche in der That gegeben find, fomit auch das Intereſſe des beſchul— 
digten Thäters zu wahren, auch wenn diefer jelbit noch nicht handelnd in das Ver— 
fahren eingetreten ift. Ed würde diefes Alles kaum einer Erörterung bedurft 
haben, wenn es nicht nöthig gefchienen, auf den Unterfchied in der Stellung des 
Inſtruktions- und Unterfuhungsrichters aufmerffam zu machen, und einen of ges 
fühlten Mangel unferer VBorunterfuchungen zu rügen. Denn obwohl jchwerlich ein- 
Unterfuchungsrichter daran gezweifelt haben mag, daß er auch nad) den Entfchul- 
digungs-Momenten zu forfhen und fie ind Licht zu ftellen habe, fo gefchieht doch 
in den Vorunterfuchungen dafür ‚meiftens ſehr wenig. Es führt diefe Vernach— 
läffigung Nachtheile herbei, welche für Anklage und Vertheidigung gleich erheblich find. 

Grit nach der Anklage werden mit oder ohne Hülfe des Vertheidigers Um— 
ftände in die Unterluchuna einaeführt, oder fie fommen aar erit bei der mündlichen 
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Berhandlung zu Tage, welche die That in einem anderen Lichte en laſſen, 
ſei es in ihrer thatſaͤchlichen oder rechtlichen Auffaſſung. Das Ergebniß iſt dann ein 
anderes, ald nach der Borunterfuhung fich vorausfehen ließ. Häufiger noch find 
die Friften zu kurz, und es gebricht an hinreichender Zeit: der Bertheidigung, um 
alle Beweife herbeizufchaffen, noch mehr der Anklage, fie zu prüfen und zu wür- 
digen. Wenn ferner der Vertheidiger nichts für die Vertheivigung vorbereitet findet, 
fo hat er zwar die manches Mal Ichwierige Aufgabe, die Entjihuldigungs-Momente 
zu erforfchen und zu begründen, aber auch ein offenes Feld, um fe nach eigenem 
Gutduͤnken zu fonftruiren, jo daß der Angeflagte zu feiner Berwunderung oft Dinge 
hört, von denen er felbft nichts weiß. Solchen Uebergriffen wird begegnet, umt 
die Bertheidigung gefichert, wenn der Unterfuchungsrichter nach dem alten Sage 
handelt: daß der Richter der befte Vertheidiger des Angeklagten ſei. Es behält 
derjelbe für ihn, wie für den WVorfigenden des Gerichtshofes feine Geltung, mag 
auch die Erfahrung lehren, daß die von Angeklagten vorgebrachten Entſchuldigungs— 
Momente häufig ald unwahr oder gehaltlos fich erweijen. 

IV. Das Berhör des Angefchuldigten in der Vorunterſuchung ift zwar in der 
Regel rathſam, allein nicht nothwendig, fo wenig als die Zulaffung einee 
Vertheidigers und die Deffentlichfeit des Verfahrens Beduͤrfniß ift. 

Ob auch der Angefchuldigte in der Vorunterfuhung vernommen werden 
müffe, darüber läßt fi nur je nach Bedarf für ven Unterfuchungszwed entjcheiden. 
Das Berfahren an fich, ald blos vorbereitendes und informatorifches, verlangt ed 
nicht, ebenjowenig ald es nothwendig macht, daß er überhaupt Kenntniß davon er 
halte. Folgeweife hat er aber auch fein Recht, diefe zu fordern umd mit feiner 
Rechtfertigung gehört zu werden. 

Es hängt vielmehr allein von dem Ermeſſen des Unterfuchungsrichters ab, 
ob er zum Zwed der Grmittelung der Wahrheit für die Aufklärung des Sachver— 
Fran er von feiner Vernehmung Ergebnifie erwarten darf, und in diefem Intereſe 
ür nöthig findet, wobei allerdings die Rüdficht auf die Entlaftungs- und Ent: 
fchuldigungs- Momente vorzugsweife maaßgebend fein wird. Dem entiprechend hat 
auch unjer Geſetz ($. A6. I. c.) hierüber Beftimmung getroffen, und das Ermeſſen 
des Unterſuchungsrichters allein entjcheiden lafjen. Wenn daſſelbe ($. 75. 1. e.) bei 
ſchweren Berbrechen, welche vor die Schwurgerichte gewiefen find, die Bernehmung 
als nothwendig fordert, jo mag dieſe Ausnahme, wie oben erwähnt, in der Sorge 
für eine fichere Borbereitung der Beweisverhandlung ihre Erklärung finden, ohne 
dag ich fie in jedem Falle durch die Sache felbft für geboten erachten Fönnte. 

Meberhaupt hat die Frage über die Vernehmung des Beſchuldigten, weil 
diefelbe zur Aufklärung der Sache häufig nicht zu entbehren, und bei fhweren Ber, 
brechen ohnehin wegen der fonfurrivenden Verhaftung nothwendig fein wird, eine 
geringe praftifche Bedeutung. 

Die Beftimmung unferes Gefeges ift nur deshalb von Wichtigkeit, weil es 
damit der Auffaffung der Vorunterfuchung fich angefchloffen hat, welche den An: 
geichuldigten nicht als eine berechtigte Gewalt in derſelben anerkennt, fondern fie 
als ein Verfahren betrachtet, welches im Intereſſe der Staatsgewalt ftattfindet und 
fih über Präliminarien verhält, zu deren Feftftelung durch richterlichen Beſchluß 
es dienen fol. 

Hieraus folgt aber, daß: 

1) die Verhandlungen und Ermittelungen derfelden nur zur Kenntniß derer 
zu gelangen brauchen, für welche fie beftimmt find: des Staatsanwaltes 
und Richters; 

2) die bezüchtigte Perfon, jo lange auf Grund derfelben Feine Schritte gegen 
fie ſelbſt geſchehen, ſo wenig als ein Anderer ein Recht in Anfprucdy 
nehmen kann, deren Kenntniß zu fordern; 

3) auch wenn der Angejchulvigte bei den Verhandlungen zugezogen wird, 
es von dem Ermeſſen des Unterfuchungsrichters abhängt: ob und in wie⸗ 
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weit es nöthig, ihn von den Beweifen in Kenntniß zu ſetzen und feine 
Angaben zur Aufklärung der Sache zu benugen; 

4) der Beichuldigte vielmehr erft durch den Beichluß, welcher die Anklage 
zuläßt oder verorbnet, als vollberechtigtes und felbftthätiges Glied in Das 
Verfahren eintritt. Es ift hieraus ferner erfichtlich, daß in einem folchen 
Verfahren ein Bertheidiger für feine Thätigfeit Feine Stelle finden kann, 
(wie fich weiterhin noch Elarer ergeben wird, wenn von feinem Berufe zu 
handeln ift), diefes auch ebenfowenig für Münpdlichkeit und Deffentlichkeit 
ein Bedürfniß haben, vielmehr nur die Schriftform feinem Zwede ent- 
jprechen kann. 

Sonach hätten wir, wird man fagen, in der vorgezeichneten Thätigfeit Des 
Unterfuchungsrichterd ein gutes Stüd jenes alten Snguihtionewefens übrig behal⸗ 
ten, gegen welches fo viel geeifert worden, und der Angeklagte wäre nach wie vor 
jiemlih der Willfür anheimgegeben. in ſolches Urtheil würde indeffen obenhin 
abfprechen, ohne den wefentlichen Unterfchied der Stellung zu beachten, welche ver 
Beichuldigte in dem Verfahren gegen. früher überhaupt einnimmt. Er ift auch für 
dad Haupt= und Beweisverfahren von Bedeutung und deshalb etwas näher ins 
Auge zu faffen. — Es war eine Folge der pofitiven Beweisregeln, daß es das 
Streben und Ziel aller Inquirenten ward, ein Geftänpniß au erlangen. Es gab 
dazu allerdings Feine Tortur mehr, allein die fogenannten media eruendae veritatis, 
und allerlei Kleine Kunftftüdchen und Manöver, welche ſich die Braris geftattete, 
boten in gewiffen Grade Erjagmittel, um auf den Angejchuldigten zu wirken. Das 
Inquiriren war eine Kunft geworden, welche pſychologiſche Studien erforderte, und 
hatte ein Berfahren üblich gemacht, glei unwürdig für den Richter wie den Be— 
fhuldigten. Denn abgefehen, daß Diefer in der Hand des Inquirenten bloßes 
Mittel für den Unterfuchungszwed geworden, verirrte ſich die Rechtspflege auf ein 
ihe durchaus fremdes Gebiet. Denn das Sündhafte einer That vor Dingen zu 
fiellen, den Menfchen zur Erkenntniß feiner felbft und dadurch zur Neue und Ent- 
fünbigung zu führen, ift Sache der Kirche und ihrer Diener. 

or dem Gefeg und feiner Handhabung ift Das Innere eines Menfchen 
re frei gegen jeglichen Zwang und jedes Eindringen in daſſelbe ver— 
werflich. 

Diefer ie und nothwendigfte Grundſatz aller Strafrechtöpflege ift auch in 
dem Geſetz vom 3. Januar 1849 ($. 18.) ohne Einfchränfung anerkannt. Dem— 
nach müfjen wir aber auch den Angeklagten für berechtigt erachten, jede Erflärung 
auf die Befchuldigung zu verweigern, alfo zu fehweigen oder zu feiner Verantwor— 
tung- zu erklären, was? und wie er es feinem Intereffe gemäß findet, alfo auch Die 
Wahrheit zu verleugnen, wenn er es mit feinem Gewiften zu vereinigen vermag, 
Diefe unantaftbare Stellung, in welche derfelbe durch das Geſetz gebracht ik, 
zeichnet auch dem Nichter das Verhalten vor, welches er ihm gegenüber zu befol- 
en hat. 

Br” Er wird dieſe Stellung in jeder Beziehung achten müffen. Denn jeder 
Eingriff in diejelbe fällt auf ihn felbft zurüd. Er wird ſich daher Des 
Inquirirens und Eindringens auf den Angeklagten, der Vorhaltungen und Ermah— 
nungen x. enthalten aber Selbft die Aufforderung zum Geſtändniß finde ich 
feiner Stellung nicht entfprechend, ich weiß ihm vielmehr feinen angemeffeneren und 
würdigeren anzuweifen, als das Verhalten des Englifchen Richters darbietet, welcher 
ſich begnügt, den Angeklagten aufzufordern: ob und was er auf die Beſchuldigung 
zu fagen babe? und wenn er ihn zur weiteren Erklärung veranlaßt, diefes nur in 
dem eigenen Intereſſe defjelben thut. Wenn nun bei einem folchen Berhalten des 
Richters in dem Hauptverfahren, im welchem der Beſchuldigte unter Anklage fteht 
und feine Rechtfertigung zu führen hat, von der alten Inquifitions-Methode nichts 
verblieben ift, wie viel weniger in der Vorunterfuchung, welche ihn nicht einmal 
als Angeklagten zu behandeln hat? 
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Unfer Gefeg vom 3. Januar 1849 hat deshalb feine Stellung richtig auf: 
efaßt, wenn es ($. 46.) verordnet: daß er vernommen werden fönne, wenn es „zur 
ufflärung“ des Sachverhältnifjes zweckmäßig erfcheine. Es hat hierdurch den 

Gefichtspunft deutlich bezeichnet, von welchem diefe Vernehmung zu beurtheilen, und 
nad Maaßgabe defien fie zu bewirken ift. So wenig nun hiernach ein Richter über 
fein Berhalten und feine Befugnifje im Zweifel fein fann, ebenfo find hinreichende 
Garantieen gegeben, daß er fich It eg derjelben halten werde. 

In dem Hauptverfahren gewährt fie das Zufammenwirfen aller Gewalten 
unter dem Schuße der Deffentlichteit, in der Borunterfuchung außer der Kontrolle 
des Staatsanwalts und der Prüfung des Kollegiums, welches über ihre Ergebnifje 
u befchließen hat, die Gewißheit, daß ein mündliches und öffentliches Verfahren 

Igen und allein entjcheivend fein werbe. 

Ih halte daher das fchriftliche Verfahren dem Zwede der Borunterfuhung 
für vollfommen entiprechend, und glaube nicht, daß man fi auf das Englifche 
Verfahren berufen kann, um die vermißten Garantieen für daffelbe zu fordern. 

Die Verhandlungen und Grmittelungen, welche in diefem Vorunterſuchung 
enannt werden können, Haben gar nicht die Vorbereitung und Begründung der 

nflage für das Hauptverfahren zum Zwed. Diefe ift vielmehr lediglich Sache 

des Anklaͤgers. Es dienen diefelben auch nicht ale Grundlage für die Prüfung 
der Anklage. Sie werden der großen (Anklage) Jury gar nicht vorgelegt. Diefe 
hört vielmehr die (Anklage) Zeugen felbft, und gründet darauf ihren Befchluß. 
Die Verhandlungen vor dem PBolizeirichter (police magistrate) haben nur den Zived, 
feftäuftellen, ob und welche Gefegesübertretung begangen, und ob hinreichende Gründe 
vorhanden, ſich des Beichuldigten durch Haft oder Kaution zu verfichern, und ihn 
einem beftimmten Richter zu uͤberweiſen. Sie fünnen daher auch ald Grundlage 
für das Urtheil des PBolizeirichters felbft dienen, wenn dieſer fich für kompetent ers 
achtet, ef. Mittermaier p. 64 seq. p. 267 8eq. Sie haben daher ganz andere 
‚Zwede und Borausjegungen, und erheben fich nicht über ein Skrutinal-Berfahren, 
deſſen Formen für unjere Borunterfuchungen nicht maaßgebend fein fünnen. 

Nur die Lehre möchte ih als einen fchägbaren Gewinn aus dem Engli- 
ſchen Berfahren betrachten: daß, je felbftftändiger die Stellung ift, welche der Än— 
nn einnimmt, je freier wir die Unterfuchung vorjchreiten und fich nach allen 

eiten unbehindert entwideln laſſen, je weniger der Nichter feine Leitung direkt 
und unmittelbar geltend macht, deſto mehr das richterliche Anfehen gehoben, fein 
Einfluß gefichert und die Ermittelung der Wahrheit gefördert wird. 

Unfere eigenen Erfahrungen werden es als eine irrige Vorftellung erkennen 
lafien, daß der Erfolg einer Unterfuchung allein durch eine ftetig wirkſame, ven 
Angeklagten beauffichtigende und bejchränfende Thätigfeit des Richters bedingt fei. 
Das Wirkende und Geftaltenvde ift vielmehr allein die Macht der Wahrheit, 
deren Einflufje weder Richter noch Angeklagter fi wird entziehen fönnen, wenn 
fie überhaupt zur Darftellung zu bringen if 

V. Mit dem Gerichtsbeſchluſſe, welcher die Zulafjung der Anklage verordnet, 
wird die Unterfuchung eröffnet, und der Angeklagte tritt als berechtigfes 
Glied in das Verfahren ein. Diefelbe fann jedoch nur ftattfinden, wenn 
—— ——— Gericht und Staatsanwaltſchaft darüber einverſtan— 
den ſind. 

Bei dem bloßen Skrutinal-Verfahren, mag das Gericht darin thätig ge— 
wefen fein oder nicht, fteht der Staatsanwaltfchaft über das Ergebniß defjelben 
allein umd endgültig die Entjcheidung zu. Der kompetente Beamte derjelben hat 
daher ganz felbftftändig zu ermefjen: ob und in welcher Weife die weitere Verfol— 
ung zu betreiben, ob die Anklage vor den Richter zu bringen oder davon abzu- 
* ſei. Sein Ermeſſen unterliegt nur der Beurtheilung der Aufſichts-Inſtanz, 
und kann lediglich im Wege der Beſchwerde des Verletzten, Beſchädigten oder ſonſt 
Betheiligten durch Entſcheidung dieſer abgeändert werden. 
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Dem Gerichte fteht in Feiner Meife eine beftimmende Einwirkung auf das— 
jelbe zu. Es wird erft durch feinen Beſchluß mit der Strafe befaßt, welcher in 
gleicher MWeife im Befchwerdewege von Seiten der Staatsanwaltichaft angreifbar 
if. Wir müſſen geftehen, daß ein jo geregeltes Verfahren ganz dem Berufe ent— 
fpricht, welchen die Staatsanwaltichaft zu erfüllen hat ($$. 1—3. Gefeg vom 
3. Januar 1849) und der unabhängigen Stellung beider Gewalten geziemt. Es 
ift nur die nothwendige Folge des Grundfages, welcher an die Spike unſeres 
Prozeßgefepes geftellt worden. Die Verordnung vom 17. Juli 1846 hatte daſſelbe 
aud im Falle einer Vorunterfuchung inne gehalten, indem fie nicht blos die Ini— 
tiative zur Einleitung einer Verfolgung ausjchließlich in die Hände der Staatsan— 
waltjchaft legte, jondern ihr auch das Necht gab, felbft nach eingeleiteter VBorunter= 
fuchung nad ihrem Ermefjen fo lange von der Anklage Abftand zu nehmen, als 
nicht die Eröffnung der Unterfuchung befchlofien worden. Erſt durch den Einfluß 
des Rheinischen Berfahrens find andere Maafnahmen zur Geltung gefommen. Nach 
den Borjchriften des Code d’instruct. erim. bejchließt die Rathefammer auf den 
Bericht des Inftruftiondrichters jelbftftändig über das Ergebniß der Borunter- 
ſuchung, und verbindlich für die Staatsanwaltſchaft, welche nur Anträge zu neh— 
men hat. Art. 127 —130. 133. 231. 241. 

Gleiche Beftimmungen hatte der Entwurf der Strafprozeß » Orbnung vom 
Jahre 1851 ($. 257. seq.), welcher fich überhaupt mehr noch ald das Gefeg vom 
3. Januar 1849 den Vorfchriften des Code d’instr. angefchloffen. Diefes und die 
Zufaßverordnung vom 3. Mai 1852 haben einen Mittelweg eingefchlagen. 

Die Initiative bleibt zwar auch nach beendeter — — in den 
Händen der Staatsanwaltſchaft, welcher, wenn der Beſchluß der Gerichtsabtheilung 
nicht ihrem Antrage oder der Anklage gemäß für die weitere Verfolgung entfcheivet, 
die Beſchwerde zufteht. Allein es kann diefer Beſchluß auch gegen den Antrag der 
Staatsanwaltjchaft, die Eröffnung der Unterfuchung oder die Verfegung in Den 
Anklageftand verorpnen, ohne daß diefer eine Berufung dawider zuftände. 88. 47. 
76— 78. $. 12. Geſetz vom 3. Januar 1849 Art. 63. Gefeß vom 3. Mai 1852. 

68 kann alfo auch nach unferen Gefegen die Staatdanwaltfchaft wider 
ihren Willen genöthigt werden, eine Verfolgung zu betreiben, die von ihr, vieleicht 
eldft in den Auffichts-Inftanzen für unräthlich erfannt worden. Es ift diefes eine 

bweichung von dem Prinzipe des Verfahrens, welches verlangt, daß die verfchie- 
denen Funktionen der Anklage und Unterfuchung befonderen, von einander unab= 
hängigen Organen übertragen werde. Dieſelbe führt zu einer Konfufion dieſer 
Gewalten, und jchafft für die Staatsanwaltichaft in den Gerichten eine Kontrolle, 
welche die Autorität_derfelben beeinträchtigt. Man hat diefelbe zwar damit gerecht- 
fertigt, wenn eine Sache bereit8 anhängig gemacht fei, fo ericheine es nicht mehr 
angemeffen, daß von der Staatsanmwaltichaft nad) eigenem Gutdünfen das weitere 
Verfahren eingeftellt werbe, fondern diejes Fünne nur unter Zuftimmung des Ge- 
richts gejchehen. 

. iefer Grund ift von größerer Bedeutung für das Rheinifhe Verfahren 
vermöge der abweichenden Befugniffe des Inftruftionsrichterd. Wenn indeffen, wie 
in unferem Verfahren, die Verfolgung und inleitung einer Vorunterfuchun 
lediglich und allein in das Ermeſſen der Staatsanwaltichaft geftellt ift, und dieſelbe 
von den Gerichten aus feinem Grunde geweigert werden fann und darf, fonach 
ein Verfahren ift, welches im Intereſſe defien gefchieht, der es beantragt, jo läßt 
ſich meines Erachtens von einer Anhängigfeit der Sache in den Formen einer Vor— 
unterfuchung nicht mehr und nicht weniger reden, als wenn nur einzelne Verhand—⸗ 
lungen ftattgefunden haben. 

Gin Gericht kann mit einer Unterfuchung nicht befaßt werden, und fie zu 
der feinigen machen, deren Zuläffigfeit es nicht zu beurtheilen hat, welche e8 nicht 
verweiaern darf und nicht zu vertreten hat. 
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Borunterfuchung im obigen Sinne auffaßt, demgemäß ($. 11. 1. c.) generell ver- 
orbnet: daß die Eröffnung einer Unterſuchung durch Beichluß des Gerichts erfolgen 
muͤſſe, fomit die Anhängigfeit erft von diefem datirt, gleichwohl die Staatsanwalt: 
haft in ihrem Ermefjen über das Ergebniß der Vorunterfuchung an die Zuſtim⸗ 
mung des Gerichts bindet. 

Die Berathung über das Geſetz vom 3. Mai 1852 hat uns belehrt, daß 
es Mtilitäts » Rüdfichten gewefen find, welche diefe Infonfequenz veranlaßt haben 
und zwar diefelben, weldye weiter zu dem Borjchlage Hg die Appellationd- 
gerichte zu ermächtigen, durch Plenarbeſchluß felbftftändig eine Vorunterfuchung 
anzuordnen. elr. Materialien Bag: 229 seq. 

Einerfeits nämlich ift es die Beſorgniß ame: in der Staatsanwaltfchaft 
zwifchen dem Verletzten und dem Richter eine Barriere aufzurichten, mit welcher 
auch das Syſtem der Privatanklage gerechtfertigt wird (efr. Archiv II. pag. 28 seq.), 
andererfeitö die Nüdlicht, im der Zuftimmung des Gerichts ihr eine Dedung zu 

ewähren. Mit der einen wie der anderen ftellt man indeffen der Staatsanwalt- 

‚Ichaft eben Fein günftiges Zeugniß aus. Denn es Tiegt beiden die Vorftellung zum 
Grunde, als feien die Beamten der Staatsanwaltfchaft ein ausgefondertes Korps 
Abtrünniger, welche durch andere Nüdjichten als die des Rechts und Gefeges ge- 
leitet und beftimmt würden. Diefe Vorſtellung ift ebenjo unrichtig, als, wie if 
gezeigt (Archiv pag. 509), die Privatanklage in unfer Verfahren nicht paßt. 

Wenn wir vielmehr berechtigt find, in dem Staatsanwalte den vollfommen 
ebenbürtigen und mit ihm untrennbar verbundenen Genofjen des Richters zu er 
fennen, fo bedarf er weder einer Dedfung für feine Handlungen, noch weniger ftellt 
er fich als hinderliches Mittelding zwifchen diefen und die Nechtfuchenden. Gehteres 
gewiß dann nicht, wenn man zugiebt, Daß das Intereffe, welches die Staatsbehörbe 
an der Nichtverfolgung in befonderen Fällen haben könnte, auch von den Gerichten 
gewürdigt werden würde, und man befennen muß, daß von Seiten der Staatsan- 
malte eher zu viel als zu wenig verfolgt wird. 

8 jcheinen mir daher jene Nüdfichten nicht beveutfam genug, um eine fo 
erhebliche Abweichung von der natürlichen und durch die Beftimmung der einzelnen 
Gewalten felbft gegebenen Abgrenzung ihres Wirfungsfreifes nothwendig zu machen, 
die leicht zu verderblichen Neibungen führen kann, und ein — egen eine 
der Strafgewalten in ſich ſchließt, zu welchem dieſelbe auch bei — und 
Preßvergehen feinen Anlaß gegeben bat, als daß wir für eine geſetzmäßige Ver- 
olgung folcher Gefegesübertretungen eine — außer ihr ſuchen müßten, ich 

de ſonach, obwohl die einzelnen Faktoren der Geſetzgebung das Fefthalten an den 
onfequenzen des Prinzipes nicht gut geheißen, daß ber ugen, welcher aus ber 
anctionirten Abweichung entipringt, geringer ift als die Beeinträchtigung, welche 
e für die unabhängige Stellung beider Gewalten im Gefolge hat. 

Auch wenn daher der Staatdanwaltjchaft, wie über die Einleitung einer 
Borunterfuchung, fo auch über das Ergebniß derſelben und die weitere Ver olgung 
allein die Entſcheidung beigelegt wird, läßt ſich eine Rechtöverlegung nicht befürch- 
ten. Dem Verletzten, Beichädigten und fonft Betheiligten find durch die Beſchwerde 
bei der Auffichts-Inftanz hinreichende Mittel geboten, eine wiederholte Prüfung und 
Erwägung der Sache zu veranlafien. 

ach Allem dem ift es erſt der auf Antrag der Staatsanwaltfchaft gefaßte 
Beichluß über Zulaffung der Anklage, mit welchem die (eigentliche) Hauptunter 
fuchung beginnt und bei Gericht anhängig wird, 

Nach unferen Gejegen wird Dertelbe von der Gerichtöabtheilung gefaßt, 
welche das Urtheil zu fprechen hat. In Sachen jedoch, welche vor das Schwurgericht 

ehören, ift derfelbe nur ein vorläufiger und der Senat für Straffachen des Appel 
tionsgerichts befchließt endgültig über Verfegung in den Anklageftand. 
88. 39. 76. Geſetz vom 3. Januar } 
Art. 63, Geſetz vom 3. Mai 1852, 
Archiv. 1856, IL, . 14 
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Es ſind dieſe Beſtimmungen eine Nachbildung der Vorſchriften des Code 
d’instruct. (Art. 127. seq. 133. Art. 217. 8eq.), allein, wie ſchon anderwaͤrts ganz 
richtig ausgeführt ift, (Archiv II. pag. 324. seq.), eine mißverftandene und für 
unfer Verfahren ohne praftifchen Werth. Der Verweifungsbefchluß der Raths— 
fammer wird durch die Stellung des Inftruftionsrichters zu ihr bedingt, und hat 
in dem Befchluffe der Gerichtsabtheilung, welche die Unterfuchung vor ſich felbft 
zieht, Fein Analogon. In Sachen, weldye vor das Schwurgericht gehören, ift er 
nicht einmal ein Befchluß zu nennen, da jelbft die Stimme eines Richters, welcher 
in der That ein Verbrechen findet, die Entjcheivung vor den Anflage-Senat bringen 
fann. (Art. 133.) 

Das Erkenntniß dieſes über Verfegung in den Anflageftand ift Forderung 
des Syſtems, nach welchem die Affifenhöfe aus den Appellationögerichten hervor— 
gehen, bei welchen die Strafgerichtsbarfeit über Verbrechen if. Bei uns findet 

erade das umgekehrte Verhältniß ftatt. Alle Gerichtöbarfeit in Straffachen ift bei 


en Kreisgerichten. 
$. 20. Geſetz vom 2. Januar 1849. 

Aus ihnen werden die Schwurgerichtöhöfe gebildet, und meiftens auch die 
Borfigenden derjelben genommen. Sie find, bis das Schwurgericht zufammentritt, 
die vorbereitende, leitende und entfcheidende Behörde. Der bei denfelben angeftellte 
Staatsanwalt faßt in feinem Antrage die vollftändige abe a ab, und hat, 
wenn das Schwurgeridht am Sie des Kreisgerichts abgehalten wird, auch deren 
Vertretung in öffentlicher Sigung. Es würde daher diefem Organismus folgerecht 
ſich anfchließen, und nur das Beftehende janktioniren, wenn auf die eingebrachte 
Anklage des Staatsanwalts der Beihluß des Kreisgerichts endgültig auch über 
Berfegung in den Anflageftand entjchiede. Ein doppelter Beſchluß, welcher in 
unfere Prozedur nicht paßt, würde nur dann gerechtfertigt fein, wenn in der Sache 
felbft fih ein Bebürfnig dafür auffinden ließe. Ein folches läßt fich indeffen nicht 
erfennen. Der Beichluß des Appellationsgerichts gewährt Feine größere Garantie 
gie übereilte Anflagen, als jedes Kreisgericht in feinem Befchluffe bieten würde. 
Wohl aber erweifet ihn die Praxis als das erheblichite Hindernip einer ſchleuni— 
gen Beendigung des Strafverfahrens, welches jelbft durch die Thätigkeit der Bean: 
ten nicht immer überwunden werden kann. 

Die lange Dauer unferer Borunterfuchungen ift aber gerade einer der 

auptvorwürfe, welche unjerem Berfahren noch immer gemacht werben. Er hat 
jedoch nicht die Bedeutung, welche ihm meiftens gegeben wird. Wenn der Staats: 
anwalt eine Borunterfuhung nur dann beantragt, wenn jie Bebürfniß ift, die 
— ——— der Polizeibehörden leitet und benutzt; wenn der Unterſuchungsrichter 
feine Aufgabe in jedem Falle ſich klar macht und nicht der Inquiſitions-Manier 
verfällt, wenn Die Kreisgerichte, wie gezeigt, endgültig befchließen, jo wird fich ein 
Verfahren herftellen laſſen, welches jeder verftändigen Kritif genügt, und ohne Zeit 
” un nuglos aufzuwenden in angemefjener Feif zu einem rechtlichen Ende 
gelangt. 

Jede der hierbei thätigen Gewalten Fontrollirt die andere. Sucht man 
aber nach einer Kontrolle, jo ift Diefe in dem Staatsanwalte und feinem Berufe 


- gegeben. 


Er ift die bewegende und treibende Gewalt in dem Organismus, welche 
da8 Getriebe in Bewegung fegt, und nach den gefeglichen Formen darin zu er 
halten berufen ift. 


Mittbeilunungen 


aus den 


Schwurgeridts - Verhandlungen. 


88. 85. 86. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Bollftändiger 
Aufsuf der nicht beurlaubten Gefchworenen bei der Auss 
oofung. 


Die Verhandlung vor dem Schwurgericht "u am 24. September ftattgefunden. 
Der Gefchworene 8. war am 21. und 22. September beurlaubt. Bei dem ar 
ruf am 24. September fanden fi 27 Gefchworene; ihre Namen wurden im bie 
Loos⸗Urne gelegt, und aus ihnen die Namen der 12 fungirenden Gefchtworenen 
ezogen. Unter diefen 27 hat fich jener Gefchworene 2. nicht befunden. Der Bor- 
Äpenbe hat regiftrirt: Ä 
der 2. fei am 21. und 22. September beurlaubt gewefen, der 23fte fei 
auf einen Sonntag gefallen, und da am Terminstage des 24ften der 2. 
feine erfolgte Rüdkunft nicht angezeigt gehabt, jo möge deshalb der Auf: 
ruf feines Namens unterblieben fein. 
Die Angeklagten greifen nun das Verfahren an, weil, wenn auch der Gefchworene 
L. ſich nicht gemeldet hätte, fein Name jedenfalls hätte aufgerufen werden müſſen. 
Derjelbe fei in der That anweſend geweſen. 


Durch Urtel des Ober-Tribunals vom 23. November 1855 wider Mard- 
mann (Nr. 1075. 1.) ift das Schwurgerichtöurtel und das Verfahren vernichtet, 
in Erwägung, daß die Abwefenheit des Geſchworenen 2. aus dem Protokolle über 
die Bildung des Schwurgerichts nicht erhellt, derfelbe fih zwar nach dem Inhalt 
diefes Protokolls als anweſend nicht gemeldet hat, aber auch gar nicht aufgerufen 
ift, indem der Vorjigende des Schwurgerichts regiftrirt Hat: der L. fei u. ſ. w. wie 
oben; hiernach der L., da er nur für die beftimmten Tage am 21. und 22. Sep— 
tember dispenfirt war, am 24. September nicht mehr für beurlaubt erachtet werben 
fonnte, umd fein Name daher in Gemäßheit des $. 85. der Berorbnung vom 3. Ja— 
nuar 1849 aufgerufen, und wenn er auf den Aufruf antwortete, in die Urne ges 
legt werben mußte, ohne daß der Gerichtähof erft Die Anzeige des L., daß er von 
dem ihm nur auf beflimmte Tage erteilten Urlaub zurüdgefehrt fei, abwarten 
durfte, weil es fich von felbft verftand, daß der 2. nach Ablauf Feines Urlaubs fich zur 
näcften Sipung, alfo am 24. September, wieder einfinden mußte; daß diefe Ver- 
letzung der Bortehrift des $. 85. 1. e. die Nichtigkeit des Verfahrens nach Art. 108. 
in fine des Gefeges vom 3. Mai 1852 begründen muß, weil es nicht blos für die 
Entſcheidung der Schuldfrage von dem allererheblichften Einfluß ift, welche Namen 
in die Urne kommen und aus welchen Geſchworenen mithin das Gericht gebilvet 
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wird, fondern auch die Zahl der zuläffigen Ablehnungen nach Art. 69. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852 lediglich von der Zahl der — Geſchworenen abhängig 
iſt, alſo die Folgen, wenn bei Bildung des Schwurgerichts der Name eines nicht 
dispenſirten Geſchworenen nicht aufgerufen und deshalb nicht in die Urne gelegt 
wird, außer aller Berechnung find, ein ſolcher Mangel im Verfahren daher derge- 
ftalt wefentlich erfcheint, daß Das legtere nicht beftehen Fann. 


Art. 75. des Gejehes vom 3. Mai 1852. Ausfchliegung der Ge— 
fhworenen beim Geftändniffe des Angeklagten. 

Auf die Anklage wegen Kindesmordes befennt fich die Angeklagte in der Audienz 

für fchuldig; befennt, daß fie fchwanger gewejen, am 9. Februar ein Kind geboren 
habe, welches in und nach der Geburt gelebt, weil fie Bewegungen an demfelben 
wahrgenommen; daß fie nun den Vorſatz der Tödtung gefaßt, zu dieſem Zwecke 
dem Kinde zuerft den Mund zugehalten, dann den Finger tief in den Mund — 
und 5 Minuten darin belaſſen; daß das Kind während dieſer Zeit ſich bewegt 
habe, nach dem Herausziehen des Fingers aber nicht mehr; daß fie in dem Glauü— 
ben an die Möglichkeit, daß das Kind noch lebe, fodann ein Mefler genommen 
und damit mehrmals in den Hald des Kindes gefchnitten habe, um es zu töbten; 
daß fich das Kind dabei nicht mehr bewegt; ob es ſchon todt gewefen, wifle fie 
nicht. Ob das Kind den Erftidungstod, oder in Folge der Schnittwunden geftor- 
ben, fönne fie nicht angeben, fie räume aber ein, daß der Tod deffelben die Folge 
ihrer Handlungen gewefen und beabfichtigt fei. 
Der Staatsanwalt erachtet diefes Geſtändniß für ausreichend. Der Ber- 
theidiger nicht, weil dadurch nur die Thäterjchaft, nicht aber der objektive That— 
beftand feftgeftellt fei. Lepterer fönne nur Durch Vernehmung der in der Sikung 
anweſenden Sachverftändigen fetgeftellt werden. Er trägt auf diefen Beweis und 
demgemäß auf Zuziehung der aan an, indem er zugleich das Gutachten 
der erfteren in ihrem Obduktionsbericht anficht, und hervorhebt, daß im Laufe der 
Beweisaufnahme zugleich die Frage über die Zurechnungsfähigfeit zur Entfcheidung 
fommen Fönne. 

Der Gerichtöhof befchließt und verfündet, daß das Geftändniß aus den fpe- 
ziell angeführten Gründen für ausreichend zu achten; daß ver bloße MWiderfpruch 
der Vertheidigung, und weil fie dad Gutachten der Sachverſtändigen anficht, nicht 
geeignet fei, die A unlehun der Gefchworenen herbeizuführen, wenn der Gerichtähof 
gegen die Richtigkeit des Befenntnifies fein Bedenken hege; daß die Anfechtung des 

utachtend aber auch nur darin beftehe, daß das Kind nicht an Verblutung, fon- 
dern an Erftidung geftorben, dies aber gleichgültig erfcheinen müffe, weil die An- 
e. auch ſchon bei dem Verſuche des Erftidens die Abficht zu töbten zugeftan- 

en habe. 
Darauf ift ohne Zuziehung der Gefchworenen die Angeklagte wegen Kindes» 
morded vom rer verurtheilt. 

Die Nichtigkeitöbefchwerben der Angeklagten felbft und ihres Vertheidigers 
rügen bie a des Art. 75. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 durch Nichtzus 
— der Geſchworenen. Die Angeklagte habe nie eingeräumt, die That mit 
vollem Bewußtfein verübt zu haben; die Umftände ergäben den Mangel des lepte- 
ren. Die Brage wegen des Mangeld ber —— — würde ſich aus 
dem Laufe der Beweisaufnahme ergeben haben. Der objektive Thatbeftand fei bes 
ftritten, und hätte deshalb die Beweisaufnahme erfolgen müffen. 

Die Befchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 23. Januar 1856 
wider Staudinger (Nr. 108. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß der Art. 75 
des Gefeged vom 3. Mai 1852 vorfchreibt u. f. w.; daß hiernach das Schuld- 
befenntniß des Angeklagten ganz auf gleiche Linie mit einem vom Gerichte forms 
gerecht und vollftändig befundenen Wahrfpruche der Geſchworenen geftellt ift; daß 
auch im Sinne des gegenwärtigen Beweisſyſtems bei einem derartigen Schulds 
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befenntnifje die vichterliche Prüfung feiner Richtigkeit nicht etwa nach beftimmten 
Rechtsregeln zu veranftalten, fondern lediglich darauf zu richten ift, ob ſich nad 
feiner menſchlichen Weberzgeugung Bedenken dagegen erheben laffen, und baffelbe 
nicht etwa als ein irrthümliches zu erkennen, gleichwie den Nichtern auch durch 
Art. 99. des Gefeges vom 3. Mai 1852 die Befugniß erteilt ift, einen nach ihrer 
einftimmigen Anficht ierthümlichen Ausfpruch der Gejchtworenen gegen den Anger 
Hagten bei Seite zu ftellen; daß ferner im Syſtem des heutigen Beweisrechtes 
feine anderen Erforderniffe für den Beweis des objektiven Thatbeftandes, als für 
bie wann Theile des Anklagebeweifes, aufgeftellt, die Theile deſſelben auch übers 
haupt nicht von einander getrennt find; daß der Art. 75. offenbar die Möglichkeit 
zuläßt, die ganze Thatfrage ebenfo durch das Schulvbefenntnif, wie durch den 
Ausſpruch der Geſchworenen (vgl. Art. 79. 81.) feftzuftellen; daß es hinfolglich 
feinen Gegenftand einer Nichtigfeitöbefchwerbe abgeben kann, ob etwa der Gerichts: 
hof hätte Berenten tragen jollen, das Schulpbefenntniß des Angeklagten in dem 
einen oder anderen Stüde, oder Überhaupt für richtig, d. h. für ein wahrheits- 
gemäßes Gewiſſenszeugniß anzunehmen, vielmehr es nur darauf anfommt, ob der Ge- 
richtshof das Bekenntniß überhaupt und in Beziehung auf die einzelnen Merkmale 
des zur Anklage gebrachten Berbrechens geprüft babe; daß nun hier eine folche Prü- 
fung nad Ausweis des Protokolls und der Entſcheidungsgruͤnde des Schwur— 
gerichtsurtels ftattgefunden hat; daß bie aingektagte namentlich zugegeben hat, daß 
das von ihr am 9. Februar 1855 geborene Kind gelebt habe, und daß fie mit dem 
beftimmten Vorſatze, daſſelbe zu tödten, die näher angegebenen *— an dem⸗ 
ſelben veruͤbt habe, deren Papers Folge fein Tod geweſen je ; daß das Schwurs 
gericht Hierbei, im Hinblid auf die Ermittelungen in der Borunterfuchung, fein 
Bedenken — at; daß denn auch einem ſolchen Schuldbekenntniß, wie es 
nach dem Geſetze vor jeder weiteren Verhandlung abgelegt und angenommen wer— 
den kann, der zuvor beantragte Vertheidigungsbeweis nicht entgegenſtand, die An— 
geklagte vielmehr die Aufnahme deſſelben durch ihre vorbehaltloſe Zuſtimmung zu 
der Anklage überflüffig gemacht, dengus in das Ermeſſen des Gerichtshofes geſtellt 
hat; daß demnach weder der Art. 75. des Er vom 3, Mai 1852 für verlegt 
angefeben, noch auch dem Schwurgericht eine IR Na oder wefentliche Ber 
fchränfung des Vertheidigungsbeweiles vorgeworfen werden kann; daß endlich auch 
der Vertheidiger nach Ausweis des Sigungsprotofolles unterlafien hat, einen be- 
fonderen * auf Entſcheidung der Frage zu —*6* ob die Angeklagte ohne 
Zurehnungsfähigfeit gehandelt habe, von dem Gerichte ſelbſt aber deshalh eine Zu⸗ 
ziehung ber a nicht nöthig befunden ift. 


$$. 86. 87. 93. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Mitwirkung 
eines abgelebnten Gefhworenen Zulaffung deffelben 
durch die Parteien. 

Unter den Gefchworenen befanden fich zwei mit Namen Schulz. Der 
eine warb von dem —— abgelehnt, der andere Dagegen von beiden Theilen 
angenommen. Dur einen Irrthum derjelben über diefe Ablehnung, resp. Ans 
nahme, trat der Fall ein, daß der * Geſchworene ah Nr ded ange: 
nommenen mitgewirkt hat, und daß dieſer Irrthum erft gegen den Schluß der weit: 
läuftigen Beweisaufnahme bemerkt wurde. Der Vorſitz eröffnet Died der Ver⸗ 
fammlung, und der Angeklagte, jowie der Staatsanwalt, erflärten fi nun aus- 
drüdlich einverftanden, daß der in Wirklichkeit abgelehnte Gefchworene an Stelle 
des angenommenen dennoch mitwirfe. Der Angeklagte ift für ——— 

Der Vorſitzende führt in feinem Berichte aus, daß troß der Erflärung der 
arteien das Verfahren dennoch als nichtig anzufechten gewefen fein würde. Das 
raͤſidium des Appellationsgerichts ift in feinem Begleitungsberichte hiermit einver- 

Alte fe weil nach $. 87. eine Zurüdnahme der einmal erfolgten Ablehnung unzu- 
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Art. 81 f. des Gefehes vom 3. Mai 1852. Stellung nadträg« 
licher Fragen nad abgegebenem Berdift. 

Die Anklage geht auf Urkundenfälſchung aus 88. 247. 248. Die deshalb ge— 
ftellte Frage Über die Anfertigung der Urkunde durch den Angeklagten jelbit wir 
in ihrem wefentlichen Theile von den Gefchworenen verneint. Nachdem dieſes Ver— 
dit auch dem Angeklagten publizirt war, trägt der Staatsanwalt auf eine nach— 
trägliche Frage aus g. 249. über wiffentlichen Gebrauch einer falſchen Urkunde 
durch den — pn an. Diefe wird geftellt und bejaht, und der Angeklagte hier— 
auf aus $. 249. verurtheilt. 

Auf feine Befchwerde ift das Urtel durch dasjenige des Ober-Tribunals 
vom 30. Januar 1856 wider Paetzold (Nr. 1073. 1.) vernichtet, und es ift der 
Staatsanwaltfchaft nur die anderweite Verfolgung aus $. 249. vorbehalten wor— 
den, in Erwägung, daß die Anklage lediglich auf das Verbrechen der Urkundenfäl— 
fehung nach 88. 247. und 248. des Strafgefegbuches lautet, und demgemäß Die 
erite 44 an die Geſchworenen hierauf gerichtet war, fo daß bei der erfolgten 
verneinenden Antwort die Anklage mit der zu erfennenden Freifprechung ihre voll: 
ftändige Erledigung gefunden hätte; daß aber, nachdem der Ausfpruch der Gefchwo- 
renen in Gegenwart des Angeflagten verfündigt worden, auf den Antrag des 
Staatsanwalts eine Zufaßfrage wegen wifjentlichen Gebrauchs falfcher Urkunden 
geftellt und von den Gejchworenen bejaht wurde; daß die Zuläfftgkeit foldher even 
tuellen Fragen zufolge Art. 25. des Ginführungsgefeges vom 14. April 1851 und 
des Art. 86. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 an fich feinem Bedenken unterliegt, 
diefe Stellung derfelben jedoch jedenfalls vor Berfündigung des Ausfpruchs ver 
Gefchworenen auf die ihnen übergebenen vorausgehenden Fragen ftattfinden muß, 
indem hiermit die thatfächlichen Erörterungen vor dem Schwurgerichte abgefchloffen 
find, und nach 88. 118. und 120. der Verordnung vom 3. Januar 1849 fofort 
das Urtheil erfolgen foll, wenn nicht der Fall des Art. 99. des Geſetzes vom 
3. Mat 1852 vorliegt; daß eine fpätere Zulaffung eventueller Fragen noch Ver— 
handlungen der Parteien nothwendig machen fönnte, diefe aber gemäß Art. 79. 
nicht mehr ftatthaft find, nachdem den Gefchworenen die Fragen übergeben worden, 
noch weniger aber, nachdem fie bereits eine Antwort ertheilt haben; daß auch eine 
ſolche nachträgliche Zuflaffung bei der nunmehr befannt gewordenen Anficht der Ges 
ſchworenen als ein Mittel, anfcheinend unrichtige Grflärungen zu berichtigen, be— 
trachtet, und fomit ein Einfluß auf deren freie Ueberzeugung ausgeübt werben 
fönnte; daß demnach die Stellung der Zufaßfrage im vorliegenden Falle eine Ver: 
legung wejentlicher Grundfäge des fchwurgerichtlichen Verfahrens enthält u. f. w.') 


Art. 81. 8I—86. des Gefeßes vom 3. Mai 1852, Art. XXV, des 
Einführungsgefeges. Stellung eventueller Fragen wegen Fahr— 
läſſigkeit. 

Es wind eine Frage wegen wiſſentlichen Meineides geftellt. Der Antrag des 
Staatsanwalts auf Stellung einer Zufaßfrage wegen fahrläffigen Meineides wird 
vom Gerichtöhofe abgelehnt, weil bei der Lage der Sache die Gefchiworenen, wenn 
fie die Hauptfrage verneinen follten, auch diefe Frage wegen der Fahrläffigfeit ver— 
neinen müßten. Die Gefchworenen haben die Frage wegen wiffentlihen Mein— 
eides verneint, und die Angeklagten find freigefprochen. 

Die Nichtigfeitsbefchwerde des Staatsanwalts rügt die Vennveigerung jenes 
Antrages wegen der Frage über die Fahrläffigfeit; dadurch feien die Art. 84. 85. 
des Gefeges vom 3. Maui 1852 ımd Art. XXV. des Einführungsgefeges verlegt. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober»Tribimals vom #5, Februar 1856 
wider Stephan (Nr. 110. 1) zurücgeniefen, in Erwägung, daß die von dem 
Staatsanwalt für den Fall ver Berneimung der Hauptfrage in Antrag gebrachte 
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Frage, ob nicht ein fahrläffiger Meineid vorliege, Feine Zufagfrage im Sinne des 
Art. 8A. des Sefepes vom 3. Mai 1852 ift, weil hierunter nur folche zu verftehen 
find, welche bei erwiefener Anklage befonderd im Geſetze hervorgehobene Thatum- 
ftände, die eine ſchwerere oder mildere Strafe begründen, zum Gegenftande haben, 
daher jenes Gefeg nicht verlegt ift; daß die — Frageſtellung vielmehr nur 
eine eventuelle im Sinne des Art. 86. und Art. XXV. des Einführungsgefehes 
vom 14. April 1851 fein würde, welche geeigneten Falls von dem Richter zu 
veranlaffen ift; daß die Stellung eventueller Fragen mit Rüdficht auf die Durch 
die Unterfuchung ermittelte J der Sache demnach lediglich in das Ermeſſen des 
Richters geſtellt iſt, und die Ablehnung eines hierauf gerichteten Antrages daher 
an und fuͤr ſich keinen, die Nichtigkeit des Urtels zur Folge habenden Verſtoß gegen 
jene Geſetze, vorliegend aber um jo weniger enthält, als der Richter das Sachver— 
hältnig dahin aufgefaßt hat, daß mit der Verneinung der Hauptfrage die Sache 
änzlich erledigt und erwiefen fei, daß die Angeklagten Fein falfches Zeugniß be— 
chworen haben. ') 


Art. 86. des Gefeges vom 3. Mai 1852. Eventuelle Frageftel- 
lung wegen einesftrafrechtli veränderten Gefihtspunfte. 
Die wegen Raubes geftellte Frage: 
fhuldig, am — dem N. eine Brieftafche mit 18 Rthlrn. u. f. w. in der 
Abficht rechtswidriger Zueignung weggenommen zu haben, und zwar mit 
— gegen ** Perſon, indem er denſelben am Arm packte und 
eſthielt, 
ift von den Geſchworenen mit der Maßgabe, daß die Gewalt gegen die Perſon 
nicht eriwiefen fei, bejaht worden. 
Unter Proteft des Vertheidigers formirte nun der Staatsanwalt den Straf: 
antrag wegen einfachen Diebftahls, und der Schwurgerichtshof erfannte darauf. 
Die Nichtigfeitöbefchwerde des Angeklagten rügt Verlegung des Art. 86. 
des Geſetzes vom Mai 1852, indem wegen des eventuell hervorgehobenen Bet: 
gehens auch nur eine eventuelle Frage, und erft nach deren bejahenden Antwort 
eine Strafe wegen Diebftahls zuläffig gewefen fei. Durch die Unterlaffung fei der 
Bertheidigung die Möglichkeit einer befonderen Beftreitung der Merkmale des Dieb: 
ftahls, oder Doch des Antrages auf mildernde Umftände beim Diebftahl entzogen. 
Die Befchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunale vom 2. Jartuar 1856 
wider Großmann (Nr. 5. 1) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß der Raub nad 
$. 230. des Strafgefeßbuches in der Megnahme einer fremden beweglichen Sache 
in der Abſicht rechtswidriger Zueignung mittelft Gewalt gegen die Perſon  befteht, 
mithin die Erforderniffe des Diebftahls nach $. 215. vollftändig, jedoch mit der 
QDualififation enthält, Daß die Wegnahme mit Gewalt gegen die Perſon verübt 
wird; daß daher, wenn diefe Verübung der Gewalt allein verneint wird, die übri- 
en gedachten Grfordernifie des Thatbeftandes aber bejaht werben, alsdann der 
hatbeftand des Diebftahls ftehen bleibt; daß mithin der Gerichtshof verpflichtet ift, 
feinem Urtheile, durch welches er von der Anklage des Naubes freifpricht, doch dies 
fen Thatbeftand des geringeren, aber vollitändig ergeftellten Bergehend zum Grunde 
zu legen; in Erwägung, daß der Art. 86. des Gefehes vom 3. Mai 1852, wel: 
cher vorfchreibt, daß der Gerichtshof wegen des von der Anklage abweichenden 
veränderten Gefichtöpunfts jedenfalls befondere Fragen zu ftellen habe, den Fall vor 
Augen hat, wo die thatfächlichen Merkmale des zur Anklage geftellten Verbrechens 
eine thatfächliche Aenderung durch die Beweisaufnahme oder fonft durch die Haupt: 
verhandlung — in welchem Falle die Hauptfrage wegen des zur Anklage ges 
ftellten Verbrechens, die eventuelle Srage aber wegen Feftftellung diefer veränderten 
Merkmale geftellt werben muß; daß hierunter alfo nicht der hier vorliegende Fall 
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zu begreifen ift, wo die Hauptfrage zugleich alle Merkmale eines anderen minderen 
Verbrechens oder Bergehend enthält, deſſen Thatbeftand mithin dann vollftändig 
als erwiefen ftehen bleibt, wenn nur das befondere Merkmal des größeren Verbre— 
chend oder Vergehens durch das Verdikt der Gefchworenen verneint ift, indem in 
folhem Falle nach der Bejahung der übrigen Merkmale durch die Gefchworenen, 
eben wegen dieſer bereitd erfolgten Bejahung, Fein befonderd oder nochmals zu 
beantwortender Gegenftand für eine eventuelle Frage übrig bleibt; in Erwägung, 
daß, nachdem die Gefhtworenen das Merkmal des Raubes verneint, und der Staat: 
anwalt hierauf den Antrag auf die Strafe des Diebſtahls geftellt Hatte, die Ver— 
theidigung annoch die Befugniß hatte, den Antrag auf Stellung einer nachträg— 
lihen Frage wegen mildernder Umftände zu formiren, daß fie aber einen 
folhen Antrag nicht formirt hat u. f. w. 


Art. 96. des Gefeges vom 3. Mai 1852. Berlefung der Fragen 
durch den Vorfteher der Gefchhworenen bei Verkündigung 
des Spruches der [egteren. 

Der bei dem Sigungs-Protofolle befindliche Fragebogen enthält in_gewöhn- 
licher Form einerfeits die Fragen und andererfeitd neben einer jeden derfelben Die 
Antwort der Gefchworenen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt, daß der Vorfteher der Gefchworenen bei 
Verfündigung des Ausfpruches der legteren, der Vorfchrift des Art. 96. des Geſetzes 
vom 3. Mai zuwider, nicht auch die Fragen verlefen habe. 

Der Staatsanwalt giebt diefe Thatfache zu. Die Nichtigkeitsbefchwerde ift 
indeß durch Urtel des Ober» Tribunald® vom 11. Januar 1855 wider Brandt 
(Nr. 94. L) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß zwar nach Art. 96. des Gefepes 
vom 3. Mai 1852 der Vorſteher der Gefchworenen bei der Verkündigung des 
Spruches der legteren auch die geftellten Fragen felbft zu verlefen hat; daß jedoch 
> diefe Vorfchrift nur den Zwed hat, eine genaue Beziehung der ertheilten Antwor— 
ten auf jede einzelne der geftellten Fragen zu Fonftatiren, um Verwechfelungen zu 
vermeiden; daß diefer Zweck hier durch den Inhalt des Fragebogens vollftändig er- 
reicht ift, indem auf demfelben jede der ertheilten Antworten neben die beitefrende 
Trage gefchrieben ift, alfo ihre Beziehung auf Diefelbe allein deutlich ergiebt, Daher, 
wenn der gerügte Mangel der Nichtverlefung der Fragen auch vorhanden fein 
follte, derfelbe doch eine Nichtigkeit des Verfahrens nicht nach fich ziehen würde. 


Frageftellungen. 


I. In Bezug auf Alternativen in der Frageftellung heißt es in dem 
Urtel des Ober-Tribunals vom 20. Dezember 1855 wider Niermann (Nr. 7. IL): 
daß zu der aus $. 284. des Strafgefepbuches geftellten Frage der Ausſpruch es 
unbeftimmt läßt, ob der Angeklagte die Sachen verwüftet, zerftört oder ge- 
plündert habe; daß jedoch jede diefer Alternativen mit der im $. 284. gedachten 
Zuchthausſtrafe bedroht ift; daß zwar, wenn ein Strafgeſetz mehrere von einander 
wirklich verfchiedene un alternativ zufammenfaßt und mit derfelben Strafe 
bedroht, 3. B. der 8. 34. Nr. 2. des Strafgeſetzbuches alternativ von einer Anlei- 
tung zum Begehen der That und ſodann von einer Hülfsleiftung in den Handlun- 
gen, welche die That vorbereitet, erleichtert oder vollendet haben, redet, ein zur An— 
wendung der Strafe genügender Ausſpruch nicht vorliegt, wenn nur alternativ die 
verſchiedenen Thätigfeiten bejaht worden find, in dem vorftehenden Beifpiel alfo 
alternativ Anleitung oder Pac feftgeftelft ift, weil nur eine beftimmte Aeuße— 
rung eines ftrafbaren Willens —88 der Beſtrafung ſein kann, da aber, wo 
eine ſolche beſtimmte Thaͤtigkeit nicht feſtſteht, es zur Anwendung des Strafgeſetzes 
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an der erforderlichen thatfächlichen Unterlage fehlt und nicht gerechtfertigt werben 
kann, auf einen Fall, wo ein Theil der Richter der That die eine, ein anderer Theil 
die andere mit gleicher Strafe bevrohte Thätigfeit ald vorhanden annimmt, diefe 
von einander kann Stimmen zufammenzurechnen; daß aber, wo eine und die— 
felbe, im Strafgefeße ind Auge gefaßte Thatäußerung in demjelben alternativ in 
verjchiedene Beziehung auf den Erfolg gejegt ift, in der Art, daß das Gtrafgefek 
zu feiner Anwendung alternativ die eine oder die andere von diefen Beziehungen 
erfordert, ed genügt, alternativ eine von dieſen Beziehungen feftzuftellen, weil die 
Auffaffung diefer Beziehungen bei ven Richtern ver That fubjektiv verfchieden fein 
fann, ohne daß darum der Eine eine andere That als der Andere beftrafen will, daß 
aljo, wenn in dem obigen Beifpiel von einer hülfsleiftenden Handlung die Rede 
ift, die Richter der That aber diefe Hülfsleiftung darin verſchieden auffaffen, daß 
nach der einen Auffaffung fie die That vorbereitet, nach der anderen erleichtert, nach 
der dritten vollendet hat, e8 ganz richtig ift, dieſe Auffaffungen nicht von einander 
zu trennen, und daher auf die Keititellung, daß der Angeklagte dem Thäter in den 
andlungen, welche die That vorbereitet oder erleichtert oder vollendet haben, wiffent- 
lich Hülfe geleiftet habe, die auf die Theilnahme verordnete Strafe anzumenden ; 
in Erwägung: daß im $. 284. der gewaltfame Angriff der zufammengerot- 
teten Menge auf Sachen eines Anderen die vom Strafgefege ind Auge * 
Thätigkeit iſt, welche mit der in demſelben angedrohten Strafe alsdann beſtraft 
werben ſoll, wenn der Erfolg derſelben ein ſolcher geweſen iſt, daß darin ein Plün— 
dern oder ein Verwüſten ober ein Zerftören vorliege; nicht aber, wenn darin nur 
ein Bejchädigen gefunden werden muß, daß alfo wohl die Auffaffung, daß nur ein 
eröhnliches Beſchaͤdigen, nicht aber eine Verſchiedenheit in der Auffafjung, ob ein 
lündern, ein Berwüften oder ein Zerftören vorliege, die Anwendung der in dieſem 
Strafgefeße verordneten Strafe auf die eine verbrecheriihe Handlung ausfchließt, 
daß alfo die in dieſer Beziehung erfolgte alternative — Feſtſtellung genügt. 


II. Die Frage aus 8. 144. Nr. 1. lautet: 
Schuldig, am — in dem Gehölze zu — an der unverehelichten N. mit 
Gewalt Handlungen verübt zu haben, die auf Befriedigung des Geſchlechts— 
triebe8 gerichtet waren? 
Auf. das bejahende Verdikt ift der Angeklagte wegen mit Gewalt verübter, auf Ber 
friedigung des Gefchlechtötriches gerichteter unzüchtiger Handlungen verurtheilt, 
und ausgeführt, daß zwar der Ausdruck „unzüchtiger (Handlungen) ” in ber 
Frage fehle, aber auch entbehrlich fei, weil jede auf Befrievigung des Geſchlechts⸗ 
triebes gerichtete, mit Gewalt verübte Handlung, infofern fie nicht gegen einen Ehe: 
gatten gerichtet, zugleich nothwendig immer eine unzüchtige fei. 
Auf Beſchwerde des Angeflagten ift das Urtel am A. Januar 1856 von 
dem Ober» Tribunal wider Köhn (Kr 1. 1.) vernichtet, weil der $. 144. Nr. 1. 
immer die. ausdrüdliche Feftftelung auch der Unzüchtigfeit der Handlung fordere. 


NL Ein Gefangenwärter hat einen feiner Bewachung anvertrauten Ges 
fangenen vorfäglich Nachts aus feinem Gefängniffe und demnaäͤchſt aus dem Ges 
fangenhaufe herausgelafien und dadurch befreit. Er ift aus g. 322. beftraft. 

Mitangeklagt wegen Theilnahme find feine Ehefrau und zwei andere Per: 
fonen.. Die Anklage legt ihnen zur Laft, daß, nachdem der Haupt-Angeflagte den _ 
gedachten Gefangenen aus dem Gefängniffe Nachts herausgelaffen, 

a. die Ehefrau den Gefangenen von dem Gefängniffe ab begleitet, ihm Klei— 
der gegeben, um ihn unfenntlich zu machen, und ihm durch Speife und 
Trank BVorfchub geleiftet ; 

b. der 2. den vermummten Gefangenen ſodann wiederholt begleitet, und da— 
durch zu feiner Sicherheit wefentlich beigetragen; 

e. der G. den Gefangenen von feinen Feffeln befreit und ihm in feiner Woh— 
nung Aufenthalt gewährt habe. 
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Der Anklagebefchluß und die Anklageformel lauten: 
daß . drei Mitangeklagten dem Haupt» Angeklagten zu der von dem— 
felben bewirkten Befreiung Des im Gerichts» Befängniffe zu G. verhaf: 
teten, feiner amtlichen Bewachung als Gefangenmwärter anvertrauten ®. 
durch Vorbereitung eines Berfteds, heimliche Weiterbeförderung, Ver; 
ftedihalten oder fonft in Handlungen, welche die That vorbereitet, erleich- 
tert oder vollendet haben, wifjentlich Hülfe geleiftet haben. 

Die Frage felbft ift Hinfichtlicy der drei Mitangeklagten dahin geftellt: 
Schuldig, dem Erekutor 2. zu der zu 2 gedachten, von demfelben vorſätz⸗ 
lich bewirften Entweichung des im Gerichts-Gefängniffe zu ©. verhafte 
ten, feiner amtlichen Bewachung ald Gefangenwärter anvertrauten B. in 
Handlungen, welche die That a) vorbereitet, b) erleichtert, e) vollendet 

haben, wifjentlih Hülfe geleiftet zu haben? 

Sie ift von den Gefchworenen binfchtlich der Ehefrau 2. ganz, hinfichtlich der bei- 

den — mit der Einſchränkung bejaht, daß nur das „vorbereitet“ verneint 

worden ift. 

Die drei Mitangeflagten find daher als Theilnehmer an dem Verbrechen 
der arg Ser $$. 322. 331. zu zwei Jahren Zuchthaus verurtheilt. 

Die Beichwerde greift unter Anderem dieſe Frageftellung deshalb an, weil 
fie die fpeziellen, den Angeklagten zur Laft gelegten Handlungen nicht aufgenommen, 
ftatt ihrer fich blo8 der allgemeinen Formeln des $. 34. Nr. 2. „vorbereitet u. f. w.“ 
bedient, und dadurch allein den Gefchworenen die Rechtsfrage unterbreitet habe, ob 
in der Beförderung der Flucht eines bereits auf der Flucht befindlichen Gefangenen 
eine Beihülfe zu dem Amtsverbrechen der Befreiung felbft liege. 

iefe Befchwerde hat nun freilich von dem Ober-Fribunal (Urtel vom 

16. Januar 1856 wider Lupdneit. Nr. 98. 1.) zurückgewieſen werden müffen, weil es, 

nach den bisher bei demfelben angenommenen Grundfägen bei der Feftftellung der 

Theilnahme, welche durch den allgemeinen Satz des $. 34. Nr. 2. des —— 

buches „vorbereitet, erleichtert oder vollendet“ ausgedrückt iſt, einer ausdrücklichen 

Bezeichnung der Handlungen, durch welche dieſes geſchehen iſt, in der Frageſtellung 

nicht bedarf’). Wenn daher auch die Anklageformel ſelbſt die gedachten Hanblun- 

en ausprüdlich und fpeziell genannt hatte, fo konnte die Frageftellung doch, wie 

Bierbei ausprüdlich ausgefprochen wurde, hiervon abweichen, und die ausprüdliche 

Nennung der Handlungen unterlaffen, Da — wie es in dem Urtel heißt — dieſe 

Abweihung von der Anklageformel den Thatbeftand ſelbſt nicht änderte. 

Wäre aber auch die Frage fo gefaßt gewefen, wie Die Anklageformel, fo 
würde dadurch die Sache nicht zu Gunften der Angeflagten geändert fein, weil ber 
Schlußfag, der eben jenen allgemeinen Sap des $. 34. Nr. 2. enthielt, immer die 
Anwendung der Strafe der Theilnahme gerechtfertigt haben würde Es ift aud) 
vollfommen richtig, daß, wie die Beſchwerde hervorhebt, den Gefchworenen allein 
auf diefe Art die Entfcheidung über die Nechtsfrage in die Hand gelegt ift, wann 
ein Verbrechen für vollendet, und ob fomit die Theilnahmehandlung für eine folche 
zu achten fei, welche das Verbrechen vollendet hat, oder welche der Vollendung 
defielben gefolgt; daß ferner hier die Entfcheidung derfelben den begründetften Zweifeln 
unterliegen fonnte. Denn es will nicht einleuchten, wie die Handlungen der Mit: 
angeflagten, wie fie oben bezeichnet find, zur Vollendung der Durch den Gefangen 
wärter bewirften Befreiung des Gefangenen beigetragen haben follen, da fie alle Doch 
erft eingetreten waren, nachdem der Gefangenwärter den Gefangenen bereits aus dem 
Gefüngniffe und fogar aus dem Gefangenhaufe entlaffen hatte, der Gefangene alfo im 
rechtlichen Sinne bereits befreit und auf der Flucht war. Der Fehler lag hier er- 
fichtlih in dem Anklagebeſchluß und der Anklageformel ſelbſt, welche die Handlun— 
gen als folche qualifizivt Hatte, welche die Befreiung vorbereitet, erleichtert oder 
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vollendet haben follten. Daß die Angeklagten ihre Handlungen mit dem Haupt⸗ 
Angeklagten, den Gefangenwärter, vorher, vor der durch dieſen bewirkten Bes 
freiung, verabredet hatten, war nicht feftgeftellt. Es würde aber auch dies gleich“ 
gültig gewejen fein, da es fich ja hier nicht um die Anwendung des $. 38. handelte, 
und die Grundfäge über das Komplott in der Ausdehnung und mit den ftrafrecht- 
lichen Folgen, wie fie dad gemeine Recht fennt, dem PBreußifchen Rechte fremd find. 


IV. Nach der Anklage beantragte der Sohn des Angeklagten feine Prä— 
fentation zur DOffigierswahl ald Landwehr⸗Offizier bei feinem Bataillon. Es wurde 
zu diefem Zwede der Nachweis hinreichender Handesmäßiger Subjiftenzmittel, und 
zwar eines Einfommens von 300 Rthlen. außer feinem Gehalte, von ihm gefordert. 
Er bat den Angeklagten, feinen Bater, um einen durch die Ortsgerichte zu beglau— 
bigenden Revers, in welchem derfelbe fich zur Zahlung von 300 Rthlrn. jährlichen 
Zufchuffes an ihn verpflichte, und erhielt folchen. 

Der Vater ift angeflagt, bei der Ausftellung dieſes Neverfes die orts— 
gerichtliche — — deſſelben fälfchlich angefertigt zu haben. 

Die Gefchworenen haben gegen ihm folgende Frage bejaht: 

ft der ———— ſchuldig, in der Abſicht, feinem Sohne die 

Möglichkeit zu verſchaffen, als Landwehr-Offizier einzu— 

treten, unter eine von ihm ausgeſtellte Beſcheinigung, daß er ſeinem 

Sohne 300 Rthlr. jährlichen Zuſchuß geben wolle, ohne Wiſſen und 

Willen des Ortsrichters R, unter Nachahmung der Handſchrift deſſelben, 

und unter Beidrückung des Ortsgerichts-Siegels, nachſtehendes Atteſt: 
„Daß der Kantor und Schullehrer Herr H. fo viel Privatvermögen 
befigt, um feinem Sohne den oben ausgefegten Zufhuß von 
300 Rthlrn. zu zahlen, bejcheinigen Groß-H. die Ortsgerichte. 
N. Richter. (Datum.) 

Der Schwurgerichtshof hat wegen Urfunden-Fälfchung aus 88. 247. und 251. 
Nr. 2. verurtheilt, indem er ausführt, daß nur diefe, nicht aber der $. 255. An— 
wendung finden fönne, indem der feftgeftellte Ziwek, dem Sohne durch Sicherung 
eines Unterhalts die Aufnahme als Landwehr: Offizier zu verfehaffen, nicht der im 
$. 255. allein vorausgefeßte fei, feinen Sohn dem Wohlwollen Anderer zu empfeh— 
len, vielmehr lediglich dahin abziele, eine Bedingung bei der militairdienftlichen Be— 
förderung zu erfüllen. 

ei Prüfung der hiergegen erhobenen Nichtigfeitsbefchwerde kamen verfchie- 
dene Fragen zur Erwägung: 

1) Daß die Auflöfung des Begriffs „Gewinn“ in der Frageftellung an 
die Gefchworenen zuläfiig fei, den Gefchworenen alfo nicht unter allen Umftänden 
die Feftftellung dieſes Begriffes allein gebühre, ift durch die Entfcheidung und das 
Präjudiz Bo. II. ©. 196. 197. feftgefteltt. Es ift ferner durch die Entfcheidun- 
gen Br. II. ©. 265. feftgeftellt, daß der Begriff „Gewinn“ bei der Urfunden-Fäl- 
Ihung nicht auf Bermögensvortbeile allein zu befchränfen, fondern auch auf 
andere Rechte, wie Freiheit, Ehre u. |. w., zu beziehen fei, wie dies auch durch die 
Redaktionsmaterialien ausprüdlich beftätigt wird’). Dagegen ift in jener Entfchei- 
dung Bd. IN. ©. 196. 197. die Auflöfung in dem dort mitgetheilten Falle 

„in der Abficht, um dadurch (bei der Vollftrefung einer Erefutton) einen 
Auffchub der Erefution zu erlangen”, 
nicht für genügend erachtet, weil die fo feitgeftellte Abficht nicht unbedingt eine 1“ 
winnfüchtige zu fein brauche, indem fie ct ansichließe, Daß es dabei lediglich 
auf Abwendung eines Schadens u. f. w. abgefehen geweſen fein könne. Der Sinn 
ift alfo, daß, wenn der Gerichtähof die Auflöfung des gedachten Begriffs vorzieht, 
die alsdann feftgeftellten, den Begriff bildenden Hatfaden unmittelbar Den noth⸗ 


1) Materialien Bb. U. ©. 571. 


212 Schwurgerichts Verhandlungen. Frageſtellungen. 


wendigen Schluß der gewinnfüchtigen Abficht zur Folge haben müffen, daß aljo 
die Auflöfung unzuläffig ift, wenn fie, um die gedachte Abficht daraus zu folgern, 
dem Gerichtöhofe annoch anderweite thatfüchliche Erwägungen auferlegt, zu denen er 
an fich, als bloßer Richter über die Rechtöfrage, nicht berufen ift. Ein folcher Fall 
lag hier offenbar vor. Die Beförderung zum Landwehr- Offizier ift der Gewinn 
einer ehrenhaften Stellung, aber dennoch nicht unter allen Umftänden ein Gewinn, 
wie ihn ſich das Gefeß denkt; er ift es 3. B. alddann nicht, wenn dem zu Beför- 
dernden das Amt eine Laft ift, die er nicht allein nicht fucht, fondern nach feiner 
fonftigen bürgerlichen Stellung fogar vermeidet und ablehnt. Ob alſo ein folcher 
Fall hier vorlag, oder nicht, war Gegenftand befonderer Eriwägung für den Ge- 
richtshof, während fie hier den Gefchworenen gebührt hätte. 

2) Das Geſetz fordert „Gebrauch zum Zwede der Täuſchung“. Es fragt 
fih, ob hierunter ein jeder Gebrauch, oder nur derjenige zu verftehen fei, welcher 
unmittelbar dem durch die falfche Urkunde zu Täufchenden gegenüber gemacht wird ? 
Offenbar fann das Gefep nur den Leßteren gemeint haben. Die innere Verwandt- 
fchaft der Urkunden-Falſchung mit dem Betruge, die durch die Trennung beider 
Verbrechen im Syſtem unferes Strafgefeßbuches nicht gänzlich hat befeitigt werden 
fönnen, gebietet dies. Freilich jagt Das Gejeg im 8. 247. ganz allgemein „und 
von derfelben zum Zwede der Taͤuſchung Gebrauch macht“, fo daß alfo eine Frage- 
ftellung, welche doch in der Regel den Worten des Geſetzes folgen ſoll, vollfommen 
in ihrem Rechte ift, wenn fie nur allein dieſe Worte, alfo ohne Zufügung des Ge- 
brauchs dem zu Täufchenden gegenüber, aufnimmt. In der Regel aber wird in 
der Praxis fo verfahren, daß die Art und MWeife, wie von den Urfunden Gebrauch 

emacht ift, und welcher Perfon gegenüber, mit aufgenommen wird. Hier nun 
det fich der Satz in der Frage: . 
zu dem Zwede Gebrauch gemacht, daß dafjelbe (Das Atteft) der Militair- 
Behörde als ein echtes vorgelegt werben follte. 

Es ift alfo eine Art Auflöfung, die aber nicht enthielt, daß die Vorlegung 
an die Militairbehörde, die getäufcht werben follte, wirklich erfolgt fei. Hiernach 
würde nur das Stadium ded Verſuches vorgelegen haben. 

3) Fraglich konnte ferner die Anwendung des $. 247. fein, infofern es fich 
darum handelte, ob der Revers des Vaters, Durch welchen derſelbe einen jährlichen 
Zuſu⸗ verſprach, eine Urkunde ſei; denn eine rechtliche Verpflichtung für den 

ater zur wirklichen Zahlung des Zufchuffes wurde Durch den Revers allein nicht 
begründet. Allein Die Age ra der Ortögerichte, ald das allein gefälfchte Do- 
fument, fonnte auch für fich allein, alfo ohne feine innere Verbindung mit dem 
Neverfe, ald Urfunde im Sinne des $. 247. erachtet werben. 

4) Zweifelhaft endlich war Die Anwenpbarkeit des $. 255. Es ift zwar 
richtig, daß der Ausdruck diefes $. 255. sub Nr. 1. „vem Wohlwollen Anderer zu 
empfehlen, und ihr Unterfommen u. f. w. zu verfchaffen u. f. w. “ in dem Sinne 
fumulativ aufzufaffen ift, daß das Unterfommen nur von dem Wohlmwollen des 
Getäufchten abhängig fein muß, während, wenn die gefälfchte Urkunde einen An— 
fpruc auf Unterfommen oder Unterftügung gewährt, wie 5. B. bei den Zeugniffen 
über die Anftellungsberechtigung im Givilvienfte für gediente Unteroffiziere, reis 
willige von 1813 u. ſ. w., der Thatbeftand des $. 247. vorliegen würde. So hat 
auch die Quelle unferer Vorſchrift, die Franzöfifche Jurisprudenz in Bezug auf 
den im Wefentlichen gleichlautenden Art. 161. des Code penal entjchieden‘). Die 
Anftellung als Landwehr-DOffizier nun beruht zwar nicht auf dem Wohlmwollen, 
wohl aber auf dem bloßen Gutvünfen der Vorgefegten, andererfeits begründete doch 
das ee Atteft ein Recht wenigftens zur Wahl durch das Offizierforpe. Ein 
„Unterfommen“ ift eine folche Anftellung gewiß, und es würde ficherlich als ſolches 
im Sinne des befannten Reffripts vom 21. April 1828, welches alle Fälfchungen 


1) Materialien Bb. I. S. 587 ad 5. 


Schmurgerichtd- Verhandlungen. Frageftellungen. 213 


von polizeilichen Atteften „zum befjeren Fortkommen“ nannte, zu betrachten geweſen 
fein, obwohl e8 damals immer zweifelhaft blieb, ob das Refkript auf Anftellungen 
im Staatsdienfte anwendbar wäre. 

Das Ober » Tribunal hat am 12. Dezember 1855 wider Hoffmann 
(Nr. 1118. 1.) auf Vernichtung des Schwurgerichtöurteld und Zurückweiſung der 
Sade an das Schwurgericht erfannt, in Erwägung, Daß zwar die Auflöfung des 
im $. 247. des Strafgejegbuches enthaltenen Erforderiffes ber Urfunden-Fälfchung, 
nämlich der gewinnfüchtigen Abficht, nach dem Ermefien des Schwurgerichtshofes 
an fich nicht unzuläffig ift, daß auch die der Entfcheidung des Schwurgerichtshofes 
um Grunde liegende, und in der Nichtigfeitsinftang mit Unrecht angegriffene Auf: 
Faffung, als fei der Begriff des „Gewinnes“ bei der Urfunden-Fäljhung nicht allein 
auf wirkliche Bermögensvortheile befhränft, gejeglich gerechtfertigt ift; daß jedoch, 
wenn eine ſolche Auflöfung des gedachten Erfordernifles eine genügende Grundlage 
für die vichterliche Feitftellung der gewinnfüchti en Abficht und für die rechtliche 
Prüfung des alſo feitgeftellten Begriffes in der Nichtigfeitsinftang, zumal in einem 
Falle, wo nicht ein Bermögensvortheil unzweifelhaft in Rede fteht, gewähren foll, 
fie für fich felbft zu dieſem Zwede allein genügend fein, und nicht annoch eine 
anderweite thatfächliche Erwägung ber vorhandenen Umftände und Berhältniffe ers 
fordern muß, um erjt mit Hülfe diefer die Eriftenz einer gewinnfüchtigen Abficht 
auf diefem Wege anzunehmen; in Erwägung nun, daß die „Möglichkeit, ald Land» 
wehr-Öffizier eintreten zu fönnen“, vermöge des Dienftranges und der bürgerlichen 
Daun des Offiziers zwar als ein Gewinn im Sinne des Geſetzes betrachtet 
werden fann, daß jedoch dabei die Abficht der betreffenden Perfon, überhaupt eine 
—* Beförderung erreichen zu wollen, die größere oder geringere Wahrſcheinlich— 
eit, diefelbe erreichen zu fönnen, endlich ihre bereits vorhandene bürgerliche Stel 
lung überhaupt zu berüdjichtigen ift, alfo nicht unter allen Umftänden allein bie 
Anwendung des Geſetzes rechtfertigen würde; daß aber in einem ſolchen Falle, fo: 
fern die at ung des Begriffs nicht zugleich alle folche thatfächlihen Momente 
mit umfafien Fann, eben deshalb ven ihnen die Feftftellung der gewinnſuͤch— 
tigen Abficht direft gebührt; 

in Erwägung, daß, fobald es fih um das Verbrechen der vollendeten 
uhupben-Bälfhung Kante, nicht jeder Gebrauch der gefälfchten Urkunde, fondern 
nur der Gebrauch demjenigen gegenüber, welcher Dadurch Ash werben follte, 
genügt; daß nun aber das im $. 247. enthaltene Erforderniß, daß von der Urkunde 
zum Zwecke der Täufchung Gebrauch gemacht worden, im vorliegenden Falle gleich 
falls nicht direft, fondern nur in der Auflöfung: 

„zw dem Zwede Gebrauch gemacht zu haben, daß dafjelbe der Militair- 
Behörde als ein echtes vorgelegt werben follte“, 

den Gefchworenen vorgelegt worben iſt; daß indeß auch dieſe Auflöfung nicht ge— 
nügt, indem bei der angenommenen vollendeten Urkunden» Fälfhung die wirkliche 
Borlegung an die Militairbehörde nicht erhellt, oder, fofern dieſe Vorlegung nicht 
erfolgt fein follte, und daher nur der Verfuch der Urkunden-Fälfhung anzunehmen 
wäre, die Erforderniffe des Verfuches nach $. 31. des Strafgefegbuches thatfächlich 
nicht feftgeftellt find. 


V. Die erfte Frage wegen Urkunvden»Fälfchung aus $. 247. enthält die 
Erforderniſſe: 
„in der Abſicht, ſich oder Anderen Gewinn zu verſchaffen, und Gebrauch 
un Zwecke der Täuſchung“. 
Dieſe Srage ift von den Gefchworenen verneint, Dagegen ift die eventuelle 
aus $. 249. geftellte Frage: 
ob der Angeklagte in der Abficht, fich oder Anderen Gewinn zu vers 
ſchaffen, von der gefälfchten Urkunde Gebrauch gemacht habe? 
von ihnen bejaht. 
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Die Nichtigkeitsbeſchwerde greift dieſe Frageſtellung aus dem Grunde an, 
weil auch in dieſer eventuellen Frage aus 8. 249. nicht, wie in jener erſteren aus 
$. 247. das Erforderniß: 

daß von der Urkunde zum Ziwede der Taufchung Gebrauch gemacht 
worden, 
ausgedrüuͤckt fei. 

Die ee ift durch Urtel des Ober: Tribunal vom 10. November 

1855 (Nr. 349. IL) wider von Ganſewinkel zurüdgewieen, in Erwägung, daß die 

eftellte Frage der Vorſchrift des 8. 249, wörtlich entfpricht; daß zwar nad) 8. 247. 

Ih Betreff des vom Fälfcher ſelbſt gemachten Gebrauches der faljchen Urkunde 
ausdrüdlich ein „zum Zwede der Täuſchung“ gemachter Gebrauch gefordert 
wird, und hiernach diefer Zwed bei der zweiten, zum Thatbeftande der Faͤlſchung 
gehörenden, Thathandlung, nämlich beim Gebrauch der jelbft verfäljchten Urkunde, 
befonders feftgeftellt werden muß; daß aber bei der einfachen Thathandlung des 
Gebrauchs einer von einem Anderen verfälfchten Urkunde die Damit zuſammenhän— 
gende Kenntniß der Faljchheit und die Abficht des Gewinnes oder der Schadens— 
zufügung den betrügerifchen Zwed genügend zu erfennen giebt; daß es daher hier . 
einer ausdrüdlichen Erklärung, daß der Gebrauch zum Zwede der Täufchung ge 
macht fei, nicht bedarf. 


VI. Die aus $. 34. Nr. 2. wegen Theilnahme durch Hülfeleiftung geftellte 
Frage hat nur den Paſſus: 

— — das Mittel, welches zu der That gedient hat, wiffend, daß «8 
dazu dienen follte, verfchafft zu haben. 

Die Nichtigfeitsbefchwerde greift diefe Srageftellung an, weil das Mittel, 
durch Hl Darreihung die Hülfeleiftung ftattgefunden Babes fol, nicht fpeziell 
angegeben fei. 

> Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober »Tribunald vom 10. November 
1855 wider von Ganfewinfel (Mr. 349. 11.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß 
der $. 34. des Strafgefehbuches in feiner Nr. 2. (theilweife abweichend von Nr. 1.) 
zum Thatbeftande der Theilnahme an einem Verbrechen nur ganz allgemein das 
Geben einer Anleitung, das Berfchaffen von Waffen, Werkzeugen, oder von an— 
deren Mitteln, welche zur That dienten, oder wifjentliche Sülfeleiftung in den 
Handlungen, welche die That vorbereitet, erleichtert oder vollendet haben, erfordert; 
daß deshalb eine fpezielle Bezeichnung der Thatjachen, in welchen die Anleitung 
oder die Hülfeleiftung gefunden worden, oder eine Angabe der Art von Waffen 
und Werkzeugen, folglich nad diefer Zufammenftellung eine fpezielle Benennung 
Be AS: welches zur That gedient hat, nicht für notwendig erachtet wer: 
den kann. 


VI Die Frage wegen der verjuchten Berleitung zum Meineive aus 
$. 130. lautet: 
Schuldig, in der gegen ihm wegen Holzdiebſtahls u. ſ. w. eingeleiteten 
Unterfuchung den C. und den K. wifjentlich zur eivlichen Bekräftigung 
einer Unwahrheit zu verleiten verfucht zu haben. 
Der Vertheidiger hatte mit Bezug auf die Entfcheidung des Ober» Tribunald vom 
8. Dezember 1853 wider Ofterfeip (Ardiv Bo. IL ©. 118) die Fafjung der 
Frage dahin gefordert: 
ob der Angeklagte fchuldig fei, wiffentlich den u. f. w. zur wiffent- 
a eidlichen Bekräftigung der Unwaährheit zu verleiten verfucht zu 
aben. - 
Der Gerichtshof Hat diefen Antrag abgelehnt, die Gefchworenen haben jene Frage 
ei und der Angeklagte ergreift auf das demgemäß verurtheilende Erfenntnig 
die — wegen Ablehnung dieſes Antrages. 
Die Beſchwerde iſt durch Urtel des Ober⸗Tribunals vom 10: Januar 1856 
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wider Sprenger (Nr. 21. II.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß der $. 130. des 
Strafgefegbuches, abweichend von den Grundfägen des allgemeinen Theils über die 
Theilnahme an dem Verbrechen oder Vergehen eines Anderen und namentlich über 
die Theilnahme durch Anftiftung ($. 34. Nr. 1.) — ohne jedoch im Uebrigen von 
diejen allgemeinen Grundjägen eine Abweichung zu beftimmen — auch die erfolglos 
verfuchte Berleitung zum Meineide, die Anftiftung des Verbrechens des Meineides, 
— welche auf Seite deffen, der den Eid leiſten follte, weder die Leiftung eines 
Meineides, noch einen ftrafbaren Verſuch deſſelben zur Folge hat, mit Strafe bedroht; 


" daß, wenn auch das Strafgefegbudh eine Definition des Meineides nicht 
gegeben hat, der letztere doch — abgefehen von dem Falle bloßer Fahrläffigkeit 
($. 132.) — nad) $$. 125. 126. einen wiffentlich falſch Schwörenden erfordert, 
und jelbft in dem Falle, wo die abfichtliche Herbeiführung oder Beförderung eines 
Irrthums ald das Mittel zu einer Anftiftung des Thäters gebraucht wird, unter 
diefem Irrthume ($. 34. Nr. 1.) nur ein Irrthum im Beweggrunde des Thä- 
—* * welchen der verbrecherifche Wille des letzteren angeregt wird, zu vers 
ehen ift; 


dag deshalb die Strafvorfchrift ded $. 130. nur unter der Borausfegung 
anwendbar ift, daß der die Verleitung zum Meineide Verſuchende den Vorſatz —* 
denjenigen, den er verleiten will, zum wiſſentlich falſch Schwören zu beſtimmen, 
daß aljo die Unwahrheit der Thatfache, deren eidliche Bekundung von ihm beab— 
fichtigt wird, fowohl ihm, ald demjenigen, den er hierzu beftimmen will, befannt 
fei, und daß jener dabei auch mit dem Bewußtfein handelt, daß auch dem leßteren 
das, was jener ihm zumuthet, eidlich zu befunden, als unwahr befannt fei; 


daß daher, wo bei einem, das Verbrechen der erfolglos verfuchten Verlei— 
tung zum Meineide ($. 130.) zum Oegenftand habenden Strafverfahren, die Bes 
deutung der von dem Geſetze bei diefer verfuchten Verleitung erforderten Wiffent- 
lichkeit und alfo ftreitig wird, ob wiffentlich der Angeklagte in dem angegebes 
nen Sinne gehandelt habe, die Sachlage wohl Beranlafung geben kann, der 
den Gefchworenen r ftellenden Frage fih, Nüdfichts der Angabe der wefentlichen 
Merkmale des Verbrechens, nicht blos auf den Gebrauch der Worte des Gefeßes 
im $. 130. zu befchränfen (Art. 82. des Gefeged vom 3. Mai 1852); 


daß jedoch die. Ausübung des Ermeſſens des Gerichtshofes darüber, ob die 
Sachlage ſich fo geftaltet gehabt habe, daß bei der Angabe des Thatbeftandes es 
a erfcheinen müßte, fich auf den Gebrauch der Worte, deren fich dafür 
das Gefeg bedient hat, zu befchränfen, nicht Gegenftand des Angriffs durch die 
Nichtigkeitsbefchwerde werden kann, die Verlegung des Geſetzes aber nicht vorliegt, 
wenn die durch den Ausfpruch der Gefchworenen erfolgte thatfächliche Feftftellung 
vollftändig mit den Worten des Geſetzes den in dem lepteren vorausgejegten Thats 
beftand gewährt hat, und darauf das Strafgefeg angewendet worden ift; 


daß durch den von den Gefchworenen abgegebenen Ausipruch mit den Wors 
ten des Geſetzes (8. 130.) vollftändig der Thatbeitand der erfolglos verfuchten Ber: 
leitung zum Meineide, und dadurch namentlich auch, daß dabei der Angeklagte 
wijjentlich in dem oben angegebenen Sinne gehandelt habe, feftgeftellt worden 
ift, da danach wiffentlich zur eiblichen Behröttinung der Unwahrheit ven E. 
und den K. zu beitimmen von dem Angeklagten verjucht, jenen alfo wiffentlich, 
und — da ofne Borfag ein Berfuch nicht denkbar ift, — vorfüglich zugemuthet 
worden ift, etwas Unwahres zu befunden und eiblich zu befräftigen, mithin nicht 
etwa Etwas, was ihnen ald wahr dargeftellt wurde und ald wahr erjchien, 
und auch wicht anzunehmen ift, daß der Gerichtshof bei Ablehnung des obengedach« 
ten Antrages des Bertheidigers und in feinem Erfenntniffe, oder die Gefchworenen 
„die erwähnte Wiffenslichkeit im einem anderen ald dem oben angegebenen Sinne 
aufgefaßt hätten. 
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VI. Das auf die bejahte Frage: 


Schuldig, am — zu E. dem Kaufmanne N. aus deffen in einem 
bewohnten Haufe belegenen Laden ein Stüd roth- und fchwarz- 
eftreiften Zeuges u. f. w. in Gemeinfchaft mit einer oder zwei anderen 
Berfonen in der Abficht rechtswidriger Zueignung weggenommen zu haben, 


ergangene, wegen ſchweren Diebftahls ftrafende Schwurgerichtsurtel hat, wie in 
vielen ähnlichen Fällen, wiederum vernichtet werben re al weil die Frage und 
das Verdikt nur feftitellen, daß aus dem im bewohnten Haufe belegenen Laden 
eftohlen ift, nicht aber, wie der $. 218. Nr. 2. des Strafgefegbuches fordert, daß 
ich auch der Dieb bei der Verübung des Diebftahls felbft in dem Laden, alfo im 
bewohnten Haufe, befunden habe. (Urtel des Ober » Tribunals vom 16. Februar 
1856 wider Beh. Nr. 204. 1.) 


IX. Bei der amtlichen Unterſchlagung mit Fälfhung der Bücher ift die 
Frage in legterer Hinficht zugleich dahin geitellt: 

und zwar, nachdem der Angeklagte das Geld in feiner Eigenſchaft als 
Beamter der Königlichen Gerichts -Kommiffion in Empfang genommen, 
und in Beziehung auf diefe Unterfchlagungen das zur Kontroll der Iſt— 
einnahme beftimmte, von ihm zu führende — er der Sportel⸗ 
kaſſe unrichtig geführt zu haben? ferner das zur Kontrolle der Einnahme 
und Ausgabe dienende Aſſervatenbuch unrichtig geführt zu haben? 


Die Gefchworenen, denen nach dem Protokolle die gefeglichen Vorfchriften erläutert 
und die einjchlägigen Vorfchriften der Kaſſen- und Affervaten- Inftruftion, fowie 
des Gejchäfts-Regulativs beim Kreisgericht mitgetheilt find, haben diefe Frage be- 
jaht, und der Angeklagte ift aus $. 325. verurtheilt. 

Die Nichtigkeitsbefchtwerde des Angeklagten behauptet, daß der Inhalt diefer 
Trage über die faljche Buchführung gar nicht zur Kompetenz der Gefchworenen 
gehöre, weil er fih nur aus den über die Buchführung beftehenden Gefegen beant- 
worten lafje, und es ſich namentlich darum handele, ob die unterlaffene Eintragung 
pflichtwidrig und ob eine pflichtwidrige Unterlaffung des Buchens eine unrichtige 
Buchführung ſei; event. hätten die eine unrichtige Buchführung begründenden That: 
fachen befonders feftgeftellt werden müffen. 

Die Beichwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 9. Januar 1856 
wider Dannenberg (Nr. 45. I.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß ed zwar an 
und für fich eine Rechtöfrage ift, was ein Beamter vermöge feines Amtes zu thun 
oder zu unterlaffen verpflichtet fei, gleichwohl die Frage, ob in einem einzelnen 
Falle der Beamte darnach gehandelt habe, in das Gebiet des Thatfächlichen fällt, 
—39 auch der Beurtheilung der —— zu unterſtellen iſt, während die 

erhandlung felbft dazu Gelegenheit giebt, über die amtlichen Verpflichtungen auf: 
uflären; daß auch nach Ausweis des Sigungs-Protofolles die einfchlägigen Vor— 
Äpriften u. f. w. (wie oben) von dem Borfigenden mitgetheilt worden find; daß es 
demnächft in der Frageftellung ſelbſt Feiner weiteren ahnung der Thatfachen 
wefentlich bedurfte, aus welchen eine unrichtige Buchführung zu entnehmen. fein 
würde, oder der Frage, ob die Buchführung unterlaffen worden fei, vielmehr es 
nad de ana Behandlung der Sache genügte, den Gefchmworenen die im $. 325. 
des Strafgefeßbuches enthaltenen wejentlichen Merkmale einer — amtlichen 
Unterſchlagung, insbeſondere nach m. der Anklage, dahin zur Beantwortung 
vorzulegen: ob Angeklagter ſchuldig, in Beziehung auf die amtlichen Unterfchlaguns 
gen das zur Kontrolle der Ifteinnahme von ihm zu führende Einnahme Journal 
und das zur Kontrolle der Einnahme und Ausgabe dienende Affervatenbuch der 
—* ommiſſion unrichtig geführt zu haben? wie im vorliegenden Falle ges » 

ehen ift. 
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X. Die Frage gegen den Hauptangeflagten lautet: 


1) It der Angeklagte W. ſchuldig, am — vorfäglich und mit Ueberlegun 
die Ehefrau des Mitangeklagten L. durd einen Schuß getödtet zu haben 
ferner die Zufaßfrage: 
2) ift die zu 1. gedachte That unter befonderd erfchwerenden Umftänden be: 
angen? 
Die — haben beide Fragen beantwortet. 
Gecgen den Mitangeklagten 2. lautet die Frage: 
3) Iſt der Angellagte hulig, den Thäter des zu 1. bezeichneten Ver— 
brechens zur Begehung defjelben duch Berfprechungen und Gefchente an- 

” gereizt, verleitet oder beftimmt zu haben? 

Auch diefe Frage ift bejaht, und beide Angeflagten find zur Todesftrafe, nebſt 
Berluft der bürgerlichen Ehre, Das leßtere wegen der erfchwerenden Umftände, 
verurtheilt. 

Bei der Erörterung der Nichtigfeitsbefchwerde über die Verurteilung ift 
die allgemeine Faſſung der Frage ad 2. wegen der erfchwerenden Umftände ftreitig 
geworden. Nach Lage der gejeglichen Vorſchriften über die Frageftellung und nad 
der bisherigen Praris muß jeder erſchwerende Umſtand durch fpezielle Erwähnun 
der Thatſache, welche ‚ven erfchwerenden Umftand bildet, feftgeftellt werben, fo tab 
alfo 3. B. die allgemeine Frage: ob ein Diebftahl unter erichwerenden Umftänden 
begangen jei? unzuläflig it. Der Grumd liegt darin, daß das Strafgefegbuch 
überall diejenigen Umftände, Durch welche eine von ihm beftimmte Strafgradation 
begründet werden fol, ausdrüdlich bezeichnet. Darin eben befteht der Unterfchied 
mit den allgemeinen Schärfungsgründen, über welche das Gefeß ſchweigt, und deren 
fonfrete Seiftellung und Anwendung es eben dem Ermefjen des Richters lediglich 
überläßt, ohne ihn alfo zur Feftftellung durch die Gefchiworenen zu nöthigen. Aus— 
nahmsweiſe aber beftimmt der $. 7. des Strafgefegbuches: 

Mit der Todesftrafe ift zugleich auf Verluft der bürgerlichen Ehre zu ers 

fennen, wenn feftgeftellt wird, daß das mit der Todesftrafe bedrohte Ver: 

brechen unter befonderd erfchwerenden Umftänden begangen worben ift. 
Es find aber nur drei Fälle im Strafgefegbuche, in welchen der erfchwerende Um- 
ftand neben der Todesftrafe ausdrüdlich angegeben, und damit der Verluft der 
bürgerlichen Ehre in diefen Fällen begründet ift; es find dies die 88. 61. 67. und 
175. In allen anderen Fällen ($$. 68. 69. 74. 178. 179. 285. 290. 294. 302. 
303. 304.) ift dies nicht geichehen. Die Erläuterung über die Entftehung jener 
— Vorſchrift des Alinea 2 des $. 7. iſt in den Materialien Bd. 1. ©. 150. 
151 gegeben. Daraus ergiebt ſich, daß allerdings das Gefeg fich auch andere 
Fälle, außer den drei oben bemerften, gedacht hat, in welchen durch Feftitellung ers 
ſchwerender Umjtände auf Verluft der bürgerlichen Ehre neben der Todeöftrafe er: 
fannt werden kann. Welcher Art jedoch diefe Umftände feien, welche fpezielle That: 
ſachen alfo den Gejchworenen zu dieſem Zwede vorgelegt werben follen, darüber 
fehlt. e8 an jeder Andeutung. 

Die allgemeine Frage ad 2. mußte daher hier für genügend erachtet werben. 
Denn der fpeziell im $. 175. gedachte erfchwerende Umftand (Mord an Verwand- 
ten in aufiteigender Linie oder an Ehegatten) traf bei dem Hauptangeflagten W. 
nicht zu. Die Ermordete war die Ehefrau feines Theilnehmers, nämlich des in 
der Frage ad 3. gedachten Anftifters & Die Qualififation richtet fich aber nur 
nad dem Verhältnig des Thäterd zur Sache oder zur Perſon, und der Theilnehmer, 
der L., ift deshalb hier nicht mit dem Verluſt der bürgerlichen Ehre geftraft, weil 
feine Anftiftung auf die Ermordung feiner eigenen Ehefrau ging, fondern deshalb, 
weil allgemein ein erfchwerender Umftand der That gegen den Thäter felbft feft- 
geitellt war, mithin nach der Regel des $. 35. dieſelbe Qualififation der Strafe » 
auf den Theilnehmer anzuwenden war. 
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XI. Die Anklage behauptet den Verſuch eines ſchweren Diebſtahls durch 
Einfteigen Behufs der Entwendung von Kohlrabien. 

Demgemäß wurde die Frage geftellt: 

Schuldig, am — mittelft Einfteigend in die Scheune des N. demjelben 
— zu ſtehlen verſucht zu haben, welcher Verſuch durch Hand- 
ungen u. ſ. w. 

Außer diefer Frage ftellte der Affifen» Präfivent folgende eventuelle Frage: 
Oder ift der gedachte Angeklagte jchulbig, in der nämlichen Zeit und am 
nämlichen Orte mittelft Einfteigene, wenn auch nicht Kohlrabien, doch 
jonft zu ftehlen verfucht zu haben, welcher Berfuh durch Handlungen 
u. ſ. w 


Die Geſchworenen haben die erſte Frage verneint und die zweite bejaht, und der 
Angeklagte iſt wegen Verſuchs eines ſchweren Diebſtahls verurtheilt. 

Der Kaſſationsrekurs des Angeklagten behauptet Verlegung der Art. 337. 
338. der Rheinischen Strafprogeß - Ordnung und des Art. XXV. des Einführungs- 
Geſetzes. ie Anklage ſei * ein ſpeziell bezeichnetes Verbrechen, den Diebftahl 
an Kohlrabien, gerichtet gewefen, und eine Ausdehnung auf ein ganı anderes Ver: 
brechen durch die zweite eh ob der Angeklagte ſonſt noch Etwas zu ftehlen ver: 
fucht Habe, fei unzuläfftg gewefen. 

Der Refurs ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 15. November 1855 
wider Hürter (Nr. 399. 11.) verworfen, in Erwägung, daß der Anklage: Senat 
des Königlichen Appellations-Gerichtähofes zu Eöln in * Urtheil vom —, in— 
dem es den Fr wegen Berfuchs, bei 2. mittelft ars Kohlrabien zu fteh- 
len, vor die Affifen verwies, die allgemeine Faſſung des Antrages der Staatsbehörde: 
„den 2. mittelft Einfteigens zu beftehlen verfucdht zu haben“, nicht berüdfichtigte 
und nicht ausprüdlich verwarf; — daß vielmehr der fragliche Diebftahlsverfuch 
überhaupt und nicht das zu ftehlen beabjichtigte Objekt den wefentlichen Gegenftand 
der Anklage bildete; daß daher die in der zweiten Frage an die Gefchworenen er: 
folgte Subftituirung anderer Gegenftände ald Objekte deſſelben Diebſtahlsverſuchs 
weder eine rechtöfräftige Entfcheidung des Anklage-Senats verlegt, noch auch eine 
andere, ald die von der Anklage verwiefene und eventuell nach Art. 361. der Strafe 
prozeß⸗Ordnung befonders zu verfolgende Thathandlung zum Gegenftand des Urtheils 
gemacht hat; daß vielmehr diefe Frage nur eine Mopififation der angeflagten That- 
handlung betraf, derentwegen auf Grund der mündlichen Verhandlung im Geifte 
der Art. 337. 338. der Strafprozeß-Ordnung und insbeſondere nach Vorſchrift des 
Art. XXV. des Einführungsgefeges vom 14. April 1851 eine eventuelle Frage 
geftellt werben Fonnte. 


Mittbeilungen 


aus der 


Praxis der Gerichtshöfe und der Staats- 
Anwaltfchaften. 


$. 2. der Berorbnung vom 3. Januar 1849, Funktion des Staats 
anwaltes und des Vertheidigers resp. Richters in derjel» 
ben Berfon. 


Da Staatsanwalt 8. hat die — gegen den Angeklagten beantragt. 
Dieſer iſt in erſter Inſtanz verurtheilt und appellirt. Inzwiſchen war der gedachte 
Staatsanwalt zum Rechtsanwalt bei dem Appellationsgericht ernannt, fertigte num 
im Auftrage des Angeklagten die Appellationsjchrift deffelben, und vertheidigte den⸗ 
felben vor dem Appellationsgericht. Der Ober - Staatsanwalt erhob Widerfpruch 
egen diefe Vereinigung der Yunftionen des Staatsanwaltes und des Vertheidigers 
n einer Perfon, wurde aber damit von dem Appellationsgerichte zurückgewieſen, 
weil fich die Thätigkeit des früheren Staatsanwalted K. nur auf die Beantragumg 
der Vorunterſuchung befchränft habe, und hierin eine materielle‘ Barteinahme, wie 
wie bei der förmlichen Anklage, gegen den Befchuldigten nicht zu finden fei; abges 
jehen hiervon aber die Rechte und Pflichten des Vertheidigerd aus einem anderen 
Gefichtspunfte, als die des Richters, beurtheilt werden müßten, indem der letztere 
allerdings über den Parteien ſtehe, und daher nicht ald Ankläger und Richter felbft 
gegen feine ftrenge, rechtliche Anficht das Interefje des Angeklagten wahrnehmen 
fönne, auch wenn er in feiner früheren Stellung als Organ der Staatsanwalt: 
haft bereitd Anträge gegen den Angeflagten ausgebracht haben follte. Der Ober- 
Staatsanwalt, welcher das Appellations⸗-Urtel aus dieſem Grumde anficht, führt 
hiergegen aus, daß die Unvereinbarfeit des Amtes des Vertheidigers mit den Funf- 
tionen der Staatsanwaltfchaft ebenfo, wie die des Richteramtes, mit der lehteren 
aus der Stellung der Staatsanwaltichaft folge, da fie dem Angeklagten gegenüber: 
fiehe, und nach der Natur der Sache nicht mit der Vertretung deſſelben ibentifizirt 
und beliebig vertaufcht werben könne. 

Die Befchwerde ift am 14. November 1855 von dem Ober» Tribunal 
in Sachen wider Oftrowsfi (Mr. 889. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß 
feine gejegliche Beftimmung verbietet, daß der Staatsanwalt, welcher in einer Un- 
terfuchung Anträge geftellt hat, jpäter, bei veränderter dienftlicher Stellung, als 
erwählter Vertheidiger in derſelben die Bertheidigung übernehmen könne; daß 
ein folches Verbot auch nicht aus der Natur der Sache folgt, weder mit Rüdficht 
auf das Intereffe des Angeklagten, weil diefem die Wahl des Vertheidigerd am 
beften anheimgeftellt bleibt, noch mit Rüdficht auf das öffentliche Intereffe, da 
hierdurch die Verfolgung der Anklage nicht leidet, und dem Staatsanwalte Feine 
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Mittel des Angriffs zu Gebote ftehen, welche der Angeklagte nicht Fennen darf; 

daß hiervon der Fall wefentlich verfchieden ift, wenn der in einer Unterfuchung 

fungirende Staatsanwalt fpäterhin als Richter urtheilen wollte, indem die bei der 

Anlage —Fenen Richtung auf die freie, unbefangene Pruͤfung und Ueberzeugung 
in 


von uß ſein könnte. 


Art. 30. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. Vorbehalt anderweiter 
Verfolgung, wenn bereits die Anklage den diesfälligen 
Anſchuldigungspunkt ausdrücklich zum Gegenſtand hat. 
Die Anklage geht auf Hehlerei. Der erſte Richter findet dagegen in den 
re des Angeklagten Theilnahme am Diebitahl, und ftraft deshalb wegen 
iebftahle. Der Appellationsrichter findet diefen Berdacht für widerlegt und erfennt 
- daher auf Freilprehung von dem Verdachte des Diebftahlde. Was die Hehlerei 
betreffe, auf welche die Anklage allein gebe, fo fei darüber, namentlid über ihre 
befonderen thatjächlichen Erfordernifie, vom erften Nichter nicht entſchieden; es ift 
deshalb auf Grund des Art, 30. des Gefeges vom 3: Mai 1852 der Staatdan- 
waltjchaft nur die Wiederaufnahme der Ddiesfälligen Anklage resp. eine neue An— 
flage vorbehalten. . 
Auf die Nichtigkeitsbefhwerde des Angeklagten über die Verlegung des 
Art. 30. ift dieſes Appellationsurtel am 14. Februar 1856 von dem Ober-Tribunal 
wider Ruprecht (Nr. 12. 11.) vernichtet, "und es ift die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entjcheidung in die zweite Inftanz zurüdgewiefen, in Erwägung, 
daß, wenn der Art. 30. im zweiten Abjage geftattet, Anjchuldigungspunfte einem 
neuen Berfahren vorzubehalten, dies fich nicht auf jolche bezicht, welche die An- 
lage und der die Gröffnung der Unterfuchung anordnende Befchluß feldft- ſchon 
aufgeftelt und zum Gegenftande des Verfahrens gemacht hatten; daß es vielmehr 
zu den wefentlichen Grundfägen des in den Formen des Anklageprozefies fich be: 
wegenden Strafverfahrens gehört, Daß durch die Verhandlung und Enticheivung 
die Anklage zu erledigen ift; Daß der erſte Nichter, indem er den Angeklagten in 
der gegen diefen wegen Betheiligung durch Hehlerei an einem Diebftahle eröffneten 
Unterſuchung der Berübung eben dieſes Diebftahls ſchuldig erklärte, hierdurch 
offenbar die Anklage wegen Hehlerei ſchon für miterledigt deshalb erachtete, weil 
nicht Jemand in Bezug auf denfelben Diebitahl Thäter oder Theilnehmer und zu: 
gleich Hehler fein fünne; daß aber der Appellationsrichter, indem er nach bewirfter 
anderweiter Beweisaufnahme den Angeklagten von der Anjchuldigung des Dieb- 
ftahls Ws — welche, wohl unter Berüdfichtigung des Art. 30. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 (vgl. Art. XXV. des Einführungsgefeges) der auf Hehlerei gehen- 
den Anklage in erfter Inftanz fubftituirt worden war, und welche der erfte Richter 
im Sinne der das jchiwurgerichtliche Verfahren betreffenden Borjchriften “der 
Art, 86. 81. seq. des Gefege® vom 3. Mai 1852 zur Prinzipalfrage gemacht hatte, 
während die in der Anklage enthaltene Befchuldigung der Hehlerei von ihm ale 
eventuelle oder fubfidiäre, durch Bejahung der erfteren fchon erledigte Frage behan— 
delt worden war — freifprach, nunmehr noch die auf Hehlerei gehende Anklage zu er- 
ledigen hatte; daß dies von ihm nicht gefchehen ift, er vielmehr der Staatsanwalt 
jhaft nur das Recht, wegen Hehlerei eine neue Anklage einzureichen resp. wieder 
aufzunehmen, vorbehalten bat; daß hierdurch der Appellationsrichter den Art. 30. 
duch unrichtige Anwendung, fowie den obigen wejentlichen Grundſatz des Verfah— 
rend verlegt hat. 


$. 126. f. der tie, vom 3. Januar 1849, Art. 104. f. des 
Geſches vom 3. Mai 1852, Strafbefugniß des Appellations— 
richters. 
Der erfte Richter ftraft wegen zweier wiederholter Unterfchlagungen mit 
einem Jahr Gefängniß, Der Appellationsrichter erachtet Die eine dieſer als Unter— 
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ſchlagung qualifizirten Handlungen für nicht ftrafbar, den Angeklagten deshalb 
nicht für fchuldig, beftätigt aber gleichwohl wegen der einen gleichfalls für ftrafbar 
erachteten Unterfchlagung das Strafmaaf von einem Jahr. Das Urtel ift von dem 
Ober Tribunal am 4. Januar 1856 wider Gabriel (Mr. 2. 1.) vernichtet, weil 
hierin eine Verlegung der Grundfäge von der Nechtöfraft liege, indem der Theil 
der Strafe, welcher durch Die zweite jegt für nicht ftrafbar erachtete Unterfchlagung 
nach dem Ermeſſen des erften Richters verwirft war, hätte erlaffen, und mit Rüds 
fiht darauf, Daß das erfte Urtel zu Gunſten des Angeflagten rechtskräftig ge- 
—— war, die Strafe für eine Unterſchlagung geringer hätte arbitirt werden 
muͤſſen. 


$. 126. der Verordnnng vom 3. Januar 1849. Verſäumniß des 
Richters bei der Präfentation der Appellationsfchrift. 
Das die Appellation als verfpätet zurückweiſende Appellationsurtel ift am 
12. Dezember 1855 wider Doring (Nr. 90. 1.) von dem Ober » Tribunal ver: 
nichtet, in Erwägung, daß die Appellationsanmeldung zwar erft am 4. Dezember 
1854, alfo nah Ablauf der präftufivifchen 10tägigen Friſt, bei dem Richter erfter 
Anftanz präfentirt worden; daß jedoch nach ver $eiftellung des Appellationsrichters 
diefe Anmelvung bereit8 am 2. Dezember Abends 6 Uhr auf der Poft zu C. (dem 
Site des Gerichts erfter Inſtanz) angefommen war, und am 3. Dezember (einem 
Sonntag) nicht von dem Gerichtöboten abgeholt worden; daß demnach die Prä— 
fentation der Anmeldung innerhalb der gefeglichen Frift fehr wohl möglich gewefen, 
die Rechte des Appellanten aber nicht von den zufälligen Einrichtungen in Bezug 
auf das Abholen der Briefe von der Poſt abhängig fein können u. ſ. w. 


Art. 101. und 103. des Gefeges vom 3. Mai 1852. Berlefung 
der Zeugenaugfagen erfter Inſtanz durch den Appella— 
tionsrichter ald neue Beweisaufnahme in Injurienfacden. 
Der Appellationsrichter bewirft in einer im Givilprozeffe erfolgten Injurien— 
fache, mit Rüdficht auf $. 154., die neue thatfächliche Feititellung, Daß der Ange: 
Hagte die Abficht zu beleidigen gehabt hat, und erflärt fich zu dieſer Feftftellung 
durch die Verlefung der in erfter Inſtanz abgegebenen Zeugenausfagen befugt. 
Der Berklagte rügt dies ald Verlegung des Verfahrens, da die bloße Ver— 
lefung der Zeugenausfagen erfter Inftanz nach Art. 101. des Gefeges vom 3. Mai 
1852 feine neue Beweisaufnahme fei. ® 
Die Beichwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunals vom 11. Oftober 1855 - 
in Sachen Rofe wider Seewig (Nr. 224. 11.) zurüdgewiefen, in Erwägung, 
daß in der nochmaligen Verlefung der Zeugenausfagen eine in Gemäßheit der Be- 
ftimmungen des Art. 101. des Geſezes vom 3. Mai 1852 erfolgte Wiederholung 
der in erfter Inftanz ftattgefundenen Beweisaufnahme gefunden werden muß, weil 
die Vorfchrift des $. 14. der Verordnung vom 3. Januar 1849, wonach der Bes 
weis von dem erfennenden Richter zu erheben ift, auf die im Wege des Givilpro- 
zeffes verhandelten Injurienfachen feine Anwendung findet, in diefen Injurien-Pro- 
seffen hinfichtlich der Beweisaufnahme lediglich die Vorſchriften der $$. 33. und ff. 
$. 53. der Verordnung vom 1. Juni 1833 maßgebend find; daß Hieraus für Die 
eben gedachten Prozeſſe von jelbit folgt, daß, fo wie bei der mündlichen Verhand— 
fung in erfter Inftanz die Verlefung der Verhandlungen, welche über die Zeugen: 
vernehmungen und die- fonftige Beweiserhebung kommifjarifch aufgenommen worden 
find, die Beweisaufnahme bildet, aus welcher der erfennende Richter feine Ueber— 
zeugung von der Schuld oder Nichtfchuld des Verklagten in Gemäßheit des $. 6. 
des Gefeßes vom 11. März 1850 zu fchöpfen hat, eine Wiederholung biefer Be- 
weisaufnahme bei der mündlichen Verhandlung in zweiter Inftanz darin angetrof- 
fen werden muß, wenn bei der leßteren jene, die Zeugenvernehmung und fonftige 
Beweiserhebung enthaltenden fommifjarifchen Verhandlungen nochmals verlefen und 
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zur Debatte geftellt worden find; daß daher der Appellationsrichter, wenn berfelbe 
jegt fo, wie gefchehen, näher feftgeftellt Hat, nicht allein, daß die in Rede ftehende 
Aeußerung ſchon an fich ehrverlegend fei, fondern auch, daß nach der Form umd 
den Umftänden, unter denen diejelbe erfolgt fei, die Abficht des Imploranten, den 
Imploraten zu kränken, als vorhanden und feftftehend angenommen werben müſſe, 
zu dieſer tharfächlichen Feftftelung in Folge jener Wiederholung der Beweisauf- 
nahme unbedenklich völlig befugt: war; 

daß ſich mithin deren Zuläffigkeit nicht in Zweifel ziehen und dem Appel 
lationsrichter fich nicht der Vorwurf einer unftatthaften Abweichung von der that- 
ſächlichen Feftftelung des erften Richters und einer ihm demgemäß zur Laft fallen- 
den Verlegung der oballegivgen Gefege machen läßt. 


$. 134. der Verordnung vom 3. Januar 1849. PBerfönlidhe Vor— 
ladung des Angeklagten in Appellatoriv. 

Urtel des Ober-Tribunals vom 13. Februar 1856 wider Feligfi (Nr. 180.1), 
daß der Appellationsrichter den Angeklagten zur Audienz zweiter Inſtanz nicht per- 
ſönlich, fondern nur feinen Vertheidiger vorgeladen hat, der Angeklagte in biefem 
Audienztermine nicht in Perſon erfchienen ift; daß aber die Borladung des Ber: 
theidigerd Namens des Angeklagten, obwohl der erjtere durch Vollmacht fegitimirt 
war, nicht genügte, da der $. 134. der Verordnung vom 3. Januar 1849 ausdrück⸗ 
lich vorfchreibt, Daß, infofern er nicht verhaftet ift, der Angeklagte, alfo perfön- 
lih, zur mündlichen Verhandlung vorgeladen werben joll; daß Durch dieſe unter: 
bliebene Borladung der Angeklagte verhindert fein fann, im Audienztermine in 
Perſon zu erfcheinen, oder Doch feinen Vertheidiger mit der erforderlichen Infor: 
mation zum Termin zu verſehen; Daß hiernach der Angeklagte in feiner Vertheidi— 
gung. unzuläffigerweife wefentlich befehränft und das Appellationsurtel daher zu 
vernichten ift. 


Art. 110. des Gefeges vom 3. Mai 1852, Anmeldung der Nic: 
tigfeitsbefchwerde zu PBrotofoll ohne Angabe der Be> 
jhwerbepunfte, 

Es ift in der Unterfuchung wider Zeifing (Mr. 14. 1) von dem Ober: 
Tribunal durch den Beſchluß vom 21. Dezember 1855 wiederholt ausgefprochen, 
daß bei der von dem verhafteten Angeklagten zum gerichtlichen Protokoll aufgenom- 
menen Anmeldung der Nichtigkeitsbeſchwerde zugleich die Belehrung defjelben dar— 
. Über erfolgen müffe, daß derfelbe zur Wahrung des Nechtsmitteld daffelbe nicht blos 
anzumelden, fondern auch durch Angabe der Beſchwerdepunkte zu rechtfertigen habe. 
Es ift daher, da in diefem Falle die Belehrung unterblieben war, die nachträglich, 
wenn auch verjpätet, erfolgte Rechtfertigung wer Beſchwerde zugelaflen worden '). 


$. 59. seq. $. 329. der Kriminal-Orbnung, Art. 27. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852. Zuziehbung von Dolmetjchern in der Vor— 
unterfuchung. 

In Betreff der Zuziebung von Dolmetjchern in der Vorunterfuchung resp. 
in der Hauptverhandlung, heißt es in dem vernichtenden Urtel des Ober-Tribunale 
vom 4. Januar 1856 wider Jalocho (Nr. 1097. 1.), in Grwägung, daß, wenn 
auch die Vorſchriften der $$. 59. ff. und $. 329. der Kriminals Ordnung wegen 
Zuziehung zweier vereideter Dolmeticher und Führung des Nebenprototolle für 
die Borunterfuchung noch maaßgebend, und Durch Art. 27. des Gefehed vom 
3. Mai 18352 nicht aufgehoben fein jolten *), doch, wenn nur ein Dolmetfcher in 
der Vorunterſuchung adhibirt worden, Diefer Mangel im Berfahren die Nichtigkeit 
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der Hauptverhandlung nur dann herbeiführen könnte, wenn die im der Bor- 
unterjuchung formell ungenügend aufgenommenen Ausjagen der Angeklagten und 

gen ald Beweismittel in der — — vor den Geſchwore⸗ 
— — gemacht worden ſind; — daß zwar die mit dem verſtorbenen, nur der 


nen 
Polniſchen Sprache mächtigen Zeugen Rogalla aufgenommene Verhandlung vom — 
in der Audienz verlejen ift, che jedoch feine Zeugenausjage, jondern nur eine 
Regiftratur des Gerichts über Angaben des Nogalla enthält, welche, da ihm ber 
Unterfuchungsrichter wegen feines leidenden Zuftandes nicht I vernehmungsfähig 
hielt, weder von ihm beeidigt noch unterfchrieben ift, was den Geſchworenen bei 
der Verlefung befannt gemacht wurde, fo daß. fie die Angaben des Nogalla als 
nicht beweifend vollfommen zu würdigen im Stande waren; daß Bagegen die Be- 
ſchwerde über die unterbliebene nochmalige Vereidung des Zeugen Dlejewsfi be 
u erfcheint, da derfelbe in der Borunterfuhung laut Verhandlung vom 
, September 1854 nicht blos ohne Zuziehung zweier Dolmeticher vernommen 
und vereidigt ift, fondern der eine adhibirte Dollmetſcher zugleich ald Gerichtsfchrei- 
ber fungirt hat, was nach Art. 27. des Geſetzes vom 3. Mai 1852, da man diefe 
Beitimmung auch für die Vorunterfuchung und nicht blos für die Hauptverhand- 
lung —— anſehen muß, unzulaͤſſig war, fo daß die Sache nach dem gedach— 
ten Art, 27. formell ganz fo liegt, al wenn bei der Verhandlung dom 20. Sep: 
tember 1854 gar fein Dolmetfcher zugezogen worben, mithin bei Derfelben weder 
den Borfchriften ver Kriminal- Ordnung noch des Gefepes vom 3. Mai 1852 
genügt ift; daß zwar der Zeuge Ole zews ki in der Audienz nochmals vernommen 
und da feine formwidrige Bernehmung in der —— iſt, der 
Dlezewsti jedoch die Richligleit feiner Ausſage auf den in der Vorunterſuchung 
formell ungültigen Gid verfichert hat, alfo formell gar nicht vereidigt iſt. 


$. 352. der — Vernehmung vonOffizieren in 
der mündlichen Verhandlung. 

Der Angeklagte fordert in der Appellation die Erg: der Beweis- 
aufnahme dadurch, daß zwei Offiziere, welche in erfter Inftanz nicht in der Audienz, 
ondern nur kommiſſariſch als Zeugen vernommen find, nunmehr unmittelbar in der 

wbienz zweiter Inftanz vernommen werden. Der Appellationsrichter lehnt dies 
weil diefe Beweisaufnahme vor dem exrfennenden Nichter felbit nad) $. 22. der 
nung vom 3. Januar 1849 in Verbindung mit $. 352. der Kriminal-Drv- 

nung nicht zu veranlaffen fei. 

In dem dieferhalb vernichtenden Urtel des Ober» Tribunald vom 25. Ja: 
nuar 1856 wider Duandt (Mr. 122. 1.) heißt es, daß zwar der $. 22, der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Januar 1849 die beftehenden gefeglichen Vorfchriften über, das 
Berfahren bei Aufnahme der Beweife, insbefondere auch darüber, welche Perſonen 

Seugen vernommen werden dürfen, aufrecht erhält, dadurch aber die Vorfchrift 
. der Kriminal-Orbnung, nach welcher Offiziere ald Zeugen in. der Regel 
Ki das Milltairgericht vernommen werden follen, nicht aufrecht erhalten ift, dieſe 
a Beftimmung vielmehr durch 88. 20. und 21. der Verordnung vom 3. Ja— 
tar 1849 und Art. 25. des Gefeges vom 3. Mai 1852 aufgehoben ift, fo daß 
jept alle Milimirperfonen, alfo auch Offiziere, wenn feine befonderen Hinder— 
e obwalten, in der Audienz vor dem Givilgericht perfönlih zu vernehmen find. 


Art. 317. der Rheinischen Steafprogeß »Drbnung. 
Die zufällige Anwefenheit eines fpäter vernommenen Zeugen bei der Ber- 
anderer Zeugen bewirkt feine Nichtigkeit des Verfahrens. Urtel des Ober— 
Tribunals vom 10. November 1855 wider von Ganfewinfel (Mr. 349. 11.). 
Art. 365. der Rheinifchen Strafprozeß⸗Ordnung. Dualifizirung 
der ftrafbaren Handlung in dem Tenor des Urtels. 
Der Tenor des Urtels des Ajfifenhofes enthält in einer Branpftiftungsfache 
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nur den Ausfpruch der. Berurtheilung zu zehn Jahren Zuchthaus, ohne die ftraf- 
bare Handlung, wegen weldyer die Strafe erkannt ift, zu benennen. 

Das Urtel des Ober-Tribunald vom 6. Dezember 1855 wider Jünder 
(Nr. 386. 1.) erflärt dies für feinen die Nichtigkeit begründenvden Mangel, daß 
das Erfenntniß nach Art. 365. der Mheinifchen Prozeß-Ordnung nur die gefegliche 
Strafe auf die von den Gefchworenen und die Erklärung des Afitfenhofes feftge- 
ftellte ftrafbare Handlung anzuwenden hatte, und dieſe Feitftellung aus den Erwäz 
gungen des Erkenntniſſes hervorgeht. 


$. 43. Nr. 3. der Feldpoligei- Ordnung vom 1. November 1847. 


Die Beftimmung im $. 43. Nr. 3. der Feldpoligei- Ordnung vom 1. No: 
vember 1847: „auf Brivatwegen“ ift nur auf die dort genannten Brüden, und 
nicht auf die Übrigen dajelbft erwähnten Gegenftände zu beziehen. 

Präjudiz der I, Abtheilung des Senats für Straffadhen beim Ober-Tri- 
bunal vom 27. Juni 1855 wider Munzig (Nr. 629. 1.). 


Kabinets = Ordre vom 8. Februar 1840. Gefeß vom 11. März 1850 
88. 5. 11. Bublifation von Kreis- und lofalpolizeiliden 
Verordnungen. 

» Die Königliche Regierung zu Frankfurt a. -d. DO. hat ein Regulativ zur 
Erhebung und, Beauffihtigung der Mahl: und Schlachtfteuer für die Stadt Frank— 
furt a. d. DO. am 16. Februar 1843 aufgeftellt, im Amtsblatt des dortigen Regie: 
rungsbezirks den Erlaß dieſes Negulativs angezeigt und dabei bemerkt, daß dafjelbe 
dadurch zur Kenntniß des Dabei intereffirten Publikums gebracht werden folle, daß 
dafjelbe auf dem Haupt-Steueramte und an den Thorkontrollen eingejchen, überdies 
en Eremplare davon für 3 Sgr. auf dem Haupt» Steueramte angekauft werden 
önnten. 
Das Kreisgericht und das Appellationsgericht halten diefe Art der Publi— 
fation gejeglich nicht für genügend, weil nach der Verordnung vom 28. März 1811 
(Gef. Samml. S. 165) das Negulativ feinem vollen Inhalte nach in das Amts— 
blatt hätte aufgenommen werden müſſen, und weil, was die Kabinets-Ordre vom 
8. Februar 1840 betreffe, die Regierung hiernach nur allgemeine Rublifations- 
arten beftimmen könne, nicht aber jede fpezielle, abweichend von den allgemeinen 
Beftimmungen publizirte Negierungs-Verfügung ſchon dadurd für gehörig befannt 
gemacht zu erachten fei, daß die Regierung in dieſem einzelnen Falle einen anderen 
Publifationsmodus beliebt habe. Der Antrag des Staatsanwaltes in einer fpe- 
ziellen Sache auf Eröffnung einer Interfuchung ift aus dieſem Grunde zurüd- 
gewiefen. 

Der Ober-Staatsanwalt erhebt hierüber Beſchwerde. Hätte die Regierung 
das Regulativ nur durch Auslegung in dem Haupt-Steueramte und in den Thor— 
fontrollen publiziert, fo wilde allerdings eine gültige Publikation nicht vorliegen. 
Wenn aber in der durch das Amtsblatt gehörig befannt gemachten diesfälligen 
Verordnung der Regierung ausdrüdlich beftimmt fei, auf welche Weile Das Regu— 
lativ publizirt werden ſolle, fo fei die Regierung nach der Kabinets-Ordre vom 
8. Februar 1840 zu einer derartigen Anordnung binlänglich befugt, und die in 
Folge diefer Verordnung bewirkte Publikation müffe für eine gültige erachtet wer— 
den. Die Regierung fei nicht genöthigt, die ihr gegebene Befugniß über das Be— 
dürfniß hinaus auszudehnen. Wenn fie daher auch einen allgemeinen Publifationg- 
Modus, aljo 5. B. für alle die Mahl: und Schlachtfteuer betreffenden Verordnun— 
gen, feftftelen fönne, fo dürfe es auch nicht in Zweifel gezogen werben, daß fie, 
jofern das Bedürfniß eben nur für eine Stadt oder für einen Zweig der Polizei: 
pflege vorhanden ſei, auch ihre diesfällige Anordnung auf das nur für den ſpe— 
ziellen Fall vorhandene Beduͤrfniß befchränfen könne. 
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Die‘ Befchwerde ift durch den Beſchluß des Ober: Tribunal vom 5. Des 
jember 1855 wider Mettfe (Nr. 360. B. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß, 
abgefehen von der Frage, ob ein Regulativ zur Erhebung und Beauffichtigung Der 
Mahl- und Schlachtfteuer in einer diefer Steuer unterworfenen Stadt von einer 
Provinzialbehörde ausgehen (veral. Geſetz vom 30. Mai 1820 88. 16. 19. Kabi— 
net8-Ordre vom 22. Dezember 18343), ſowie, ob ein derartiges Regulativ ald eine 
landespolizeiliche Verordnung im Sinne der Kabinets-Ordre vom 8. Februar 
1840 angejehen werben fünne, — durch die zuletzt gedachte gefegliche Beſtimmung 
den Regierungen nur die Befugniß beigelegt worden ift, die Art der PBublifation 
derartiger Verordnungen mit verbindlicher Kraft für Publikum und Behörden zu 
beftimmen, d. h. ein für alle Male, und für alle Arten von Lofalverorbnungen die 
maßgebenden Normen feftzuftellen, daß aber daraus keinesweges folgt, daß es den 
Regierungen zuftehe, für verjchiedene Arten von Yofalverordnungen auch verfchiedene 
Publifationsarten vorzufchreiben, weil auf dieſem MWege dem Publifum und den 
Behörden die Möglichkeit der erforderlichen Kenntnißnahme erheblich erſchwert wer: 
den würde; daß übrigens im vorliegenden Falle auch eine foldhe, die Art der Pu— 
blifation, fei es allgemein, fei es für gewiffe Arten der Verordnungen , feftitellende 
Verfügung nicht vorliegt, ebenfowenig auch die Griftenz einer folchen behauptet, 
vielmehr nur geltend gemacht wird, daß das Regierungs-Regulativ vom 16. Fe— 
bruar 1843 im Amtsblatte angezeigt, und dabei beftimmt worden fei, daß daffelbe 
dadurch zur Kenntniß der dabei intereffirten SBerfonen gebracht werden folle, daß 
e8 auf dem Haupt» Steueramte und an den Kontrollen eingefehen, überdies auch 
Eremplare für 3 Sgr. angefauft werden könnten; 

daß hierin aber überhaupt nicht eine die Publifationsart ergangener Pokal: 
verordnungen regulirende Verfügung, fondern nur eine Einzel-Publikation zu finden 
ift, welche in feiner Meile unter die Vorſchrift der Kabinets-Ordre vom 8. Februar 
1840 (resp. jeßt des PBolizeigefeges vom 11. März 1850 88. 5. u. 11.) fällt; daß 
es fonach hier an einer Verfügung fehlt, welche die beobachtete VBerkündigungsart 
vorher angeordnet, und fo die Bezirkseingefeffenen darauf bingewiefen hätte, auf 
jeve in diefer Form bewirkte Weife zu achten, und durch Hinverfügung an Ort 
und Stelle diejenige Kenntnis zu gewinnen, welche die erfte Bedingung der Befol- 
gung einer bindenden höheren Vorſchrift ift; 

daß hiernach das Königliche Appellationsgericht mit Recht eine den geſetz— 
lichen Vorſchriften entjprechende Verfündung des mehrgedachten Negulativs vermißt, 
und mit gleichem Rechte dafjelbe für unverbindlich erachtet hat. 


Gejeg vom 9. März 1839 und vom 16. Mai 1853 wegen Beichäftis 
gung jugendlicher Arbeiten in Rabrifen. Begriff der Fabrik. 
Der Angeklagte, ein Seidenweber, ift von dem Polizeirichter von der Anz 
Hage freigefprochen: 
das Gejeh vom 16. Mai 1853 über die Vefchäftigung jugendlicher Ars 
beiter in den Fabrifen dadurch übertreten zu haben, daß er in feinem 
Fabriflofale ein Kind über die gejeglich zuläſſige Zeit befchäftigt und es 
unterlaffen habe, die genaue und vollftändige Lifte der befchäftigten jugend- 
lichen Arbeiter zu. führen und im Fabriflofale aufzubewahren. 
Denn das gedachte Geſetz und das in demfelben bezogene Regulativ vom 
9. März 1839 ſei auf Diefen Fall, nämlich auf die Beichäftigung jugenplicher Ars 
beiter in den einzelnen Zimmern der Mohnung eines Seidenwirfers, nicht anwend— 
bae. In jenen Geſetzen fei nicht angegeben, was unter Fabrik zu verftehen fei. 
In den Motiven der Negierung zum Gefege vom 16. Mai 1853 fei diefe Begriffs: 
beftimmung für eben fo jchwierig wie überflüfftg bezeichnef und angenommen wor— 
den, daß alle Anftalten, welche jugendliche Arbeiter zu gewerblicgen Zweden 
regelmäßig befchäftigen, ohne daß folche in einem Schuls oder eehrlin Pverhättniffe 
ſtehen, unter das Gefe fielen. Eine ähnliche Annahme enthalte der Bericht der 
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zweiten Kammer, der zwar dem Iandrechtlichen Begriff von „Fabrik“ nicht mehr 
allein für maßgebend erachte, vielmehr annehme, daß die Verorbnung vom 9. Fe: 
bruar 1849 über einge Aenderungen der Gewerbe» Ordnung dem Worte „Fabrik“ 
einen anderen, die nöthige Dehnbarkeit zulafienden Begriff gegeben habe. Indeß 
fünne man überhaupt das Zimmer einer fehr befchränften Wohnung, in welche 
der Weber einige Stühle hinftelle und Seide verarbeite, nicht füglich eine Anftalt 
nennen und den Weber als den Gigenthümer einer folchen Anftalt, oder ald Fabrif- 
beren bezeichnen. Nach $. 52. der Verordnung vom 9. Februar 1849 fönnten die 
Weber der dortigen Gegend, welche nur die dem Fabrifheren gehörige Seide gegen 
Lohn verarbeiteten und verarbeitet dem Fabrifheren wieder überlieferten. nur als 
Fabrifarbeiter, nicht aber al8 Eigenthümer einer „Anftalt “ betrachtet werden. In 
dem Kommifftonsbericht der zweiten Kammer fei auch das Bedürfniß einer Aus- 
behnung des Schuged auf die in viel größerer Zahl zu Haufe oder in Heinen 
Merkftätten mit gewerblichen Arbeiten, insbefondere mit der Weberei befchäftigten 
Kinder hervorgehoben, indeß habe der NRegierungsfommiffar eine folche Ausdehnung 
für praftifch unausführbar erklärt. 

Der Kaſſationsrekurs des Ober-Prokurators gegen diefe Freifprechung führt 
aus, daß zwar die bezogenen Gefege von „Fabriken “ ſprächen, daß fie aber au 
auf die Merfftätte eines für die Fabrif arbeitenden Webermeifters, die nur als eine 
Abzweigung von der Hauptfabrif anzufehen fei, angewendet werden müßten, weil 
fonft ein Fabrifinhaber, welcher neben der Fabrif eine befondere Werfftätte habe, 
jugendliche Arbeiter ohne alle Befchränfung befchäftigen fünnte, während er, wenn 
die Weberei im Fabriflofale felbft betrieben würde, dem Gefege unterworfen fei. 
Nicht fowohl der Ort, als die Art der Beichäftigung fei — Nach der 
Miniſterial-Inſtruktion vom 18. Auguſt 1835 ſolle beim Zweifel, ob eine Anſtalt 
unter Das Geſetz falle, vor Allem die Art-und der Zwed der Befchäftigung geprüft 
werden, wobei ed wejentlich darauf anfomme, ob ein feftes, die gefammte Ausbil- 
dung zum ſelbſtſtäändigen Betriebe eines Gefchäfts bezwedendes Lehrlingsverhältnig 
ftattfinde oder nicht. Diefe Frage fei hier gar nicht erörtert. 

Durch Urtel des Ober: Tribunald vom 7. Februar 1856 wider Wolf 
(Nr. 42. 11.) ift der Rekurs zurückgewieſen, in Erwägung, daß in dem Regulativ 
vom 9. März 1839 über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken, und 
in dem dafjelbe ergänzenden Gefege vom 16. Mai 1853 nicht jede mehr oder we— 
niger mechanifche oder fabrifenmäßige Beichäftigung jugendlicher Arbeiter, jondern 
nur diefe Befchäftigung, fofern fie in Anftalten, die mit dem Namen Fabriken 
bezeichnet find, oder in den dieſen gleichgeftellten Berg-, Hütten- und Pochwerken 
verrichtet wird, einer befonderen Beichränfung und Aufficht unterworfen ift; daß 
im Allgemeinen die Frage, ob eine Gewerbäftätte ald Fabrikanſtalt anzufehen fei, 
zur thatfädhlichen Erörterung des einzelnen Falles gehört, und die diesfällige Feft- 
ftellung des angegriffenen Urtheils einer Cenſur in der Kafjationsinftanz nicht unters 
liegt; Daß auch die dieſer thatfächlichen Feftftellung zum Grunde liegenden Anfichten 
feinesweges mit den betreffenden gefeßlichen Vorjchriften im Widerfpruche ſtehen; 
daß insbefondere Das Allgemeine Landrecht Th, HM. Tit. 8. $. 407. Fabriken als 
Anftalten bezeichnet, in welchen die Verarbeitung oder Verfeinerung gewiffer Natur: 
erzeugniffe im Großen betrieben wird; daß, wenn auch nach der ————— vom 
9. Februar 1849 der Bezeichnung Fabrik ein mehr dehnbarer Begriff zum Grunde 
liegt, doch zwiſchen Handwerkern, Fabrikinhabern und Handelsleuten unterſchieden 
wird, und Weber überhaupt im $. 23. zu den Handwerkern gerechnet werden; daß 
auch nach dem angegriffenen Urtheil der Angeklagte nicht, etwa in einem befonderen, 
zu einem Fabrik-Etabliſſement gehörigen Lokale, in welchem Falle nicht er, ſondern 
der Inhaber dieſes Gtabliffements verantwortlich fein würde, fondern in feiner 
Wohnung die von einem fogenannten Fabrikheren erhaltene Seide gegen Lohn ver- 
arbeitet hak; und auf ein folches Verhältniß weder die in dem Renulatiye vom 
9. März 1839 und in dem Gefege vom 16. Mai 1855 gebrauchten Bezeichnungen 
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Fabrifherr, Fabrikanftalt u. ſ. w. paflen, noch auch überhaupt eine Beauffichtigung 
dieſes Berhältnifies in der Abficht der bezogenen Geſetze gelegen hat. 


$. 12. des Stempelgefeßes vom 7. März 1822. $. 63. des Tarife zu 
dem Geſetze vom 10. Mai 1851. Art. 21. des Gefeges vom 9. Mai 
1854. Stempel zu Vollmachten in Unterfuhungen vor 
rechtöfräftiger Entfheidung Nachbringung innerhalb 
14 Tagen auch nach erfolgter Ginreihung bei Gericht. 

Die Angeflagten appelliren gegen ein Erfenntniß, durch welches fie wegen 
Wuchers beftraft find. Der von dem Rechtsanwalt H. überreichten Appellations- 
ſchrift ift eine Vollmacht der Angeklagten auf denfelben, jedoch ohne Stempel, bei- 
gefügt. Der erfte Richter perurtdeilt fie wegen Stempel:Kontravention. Der Ap— 
pellationgrichter fpricht fie von diefem Vergehen frei, weil es eined Stempeld zur 
Vollmacht gar nicht bedurft habe, da zur Bet der Einreihung der Vollmacht eine 
rechtskräftige Verurteilung wegen des Vergehend (des Wuchers), wegen deſſen 
jene Unterfuchung damals jchwebte, noch gar nicht erfolgt geweſen fei, aljo nod 
fein ftempelpflichtiger Gegenftand vorgelegen habe, überdies aber auch die Vollmacht 
dem Gerichte vor Ablauf der zur Nachbringung des Stempels gefeglich geftatteten 
U taͤgigen Frift eingereicht fei. 

Auf die Nichtigfeitöbefchwerde des Ober-Staatsanwalts ift das Appellationd- 
urtel durch Urtel des ObersTribunald vom 7. November 1855 wider Blanf 
. (Rr. 1035. 1.) vernichtet, und das erfte verurtbeilende Erfenntmiß in der Haupt: 
jache beftätigt worden, in Erwägung, daß in Straf und Snjurienfachen nach dem 
Tarif zum Gefege wegen der Stempelfteuer_ vom 7. März 1822 sub voce „Er 
fenntmiß litt. A. e.* ein Stempel von 15 Sgr. bis 50 Rthlr. zum Urtel zu vers 
wenden ift; daß Vollmachten nach demjelben Tarif einen Stempel von 15 Sgr. er= 
fordern; hiernach die Stempelpflichtigfeit der wider die Angeklagten wegen Wuchers 
eingeleiteten Unterfuchung und der von ihnen in zweiter Inftanz eingereichten, auf 
ihren Bertheidiger Rechtsanwalt H. ausgefteltten, außergerichtlihen Vollmacht vom 
1. Februar 1854 feinem Bedenfen unterliegt; daß zwar nach $. 16. des Geſetzes 
vom 10. Mai 1851 der Grfenntnißftempel nicht mehr in natura verbraucht, nichte- 
deftoweniger aber die Verpflichtung der Parteien, den Vollmachtsſtempel zu ent- 
richten, und ihn bei außergerichtlihen Wollmachten in natura zu verwenden, noch 
befteht, da nur der Naturalverbrauch des Stempelpapiers bei den Gerichten in 
den von ihnen bearbeiteten Rechtsangelegenheiten aufgehört bat (Ce. f. Minift.s 
Inſtruktion vom 1. Juni 1854 Nr. 27. zu 8. 16. des Geſetzes vom 10. Mai 1851, 
Art. 21. des Geſetzes vom 9. Mai 1854 und Nr. 81. vorgedachter Inftruftion); 

daß der Appellationsrichter zwar der Meinung ift, daß, weil zur Zeit der 
Ginreihung der Vollmacht die rechtöfräftige Verurtheilung der Angeklagten wegen 
Wuchers noch nicht erfolgt war, fie au Damals noch nicht verbunden geweſen, 
au der Vollmacht für ihren Bertheidiger den Bollmachtöftempel zu verwenden, diefer 
Anficht des Appellationsrichters jedoch nicht beigetreten werden fann, weil nach 
8. 12. bes Geſetzes vom 7. März 1822 ftempelpflichtige Verhandlungen in der 
Regel auf das erforderliche Stempelpapier felbft geichrieben werden müffen, wo dies 
aber nicht hat gefchehen können, der nöthige Stempel längftend binnen 14 Tagen 
nachfaffirt werden muß, das Geſetz hiervon eine Ausnahme in Beziehung auf Unter: 
fuchungen nicht gemacht bat, auch ſolche Vollmachtsſtempel daher längftens beizu- 
bringen, und feinesweges von dem Ausfall der Unterfuchung und der rechtöfräfti- 

en Verurtheilung des Ausftellerd abhängig zu machen find, was nur in Bezier 
ung auf den Erfenntnißftempel, der Natur der Sache nach, ſtattfindet, 
weil der Angefchuldigte, wenn cr freigefprochen wird, überhaupt von der Berpflich- 
tung zur Zahlung von Gerichtsfoften, mithin auch des Erfenntmißftempels, be: 
freit ift, während jeder Angefchuldigte die auf feing Vertheidigung verwendeten 
außergerichtlichen Koften, wohin auch die Koften der Bevollmächtigung feines 
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Bertheidigers gehören, unter allen Umftänden tragen muß, da ihn fein Geſetz er- 
mächtigt, die Erftattung derjelben im Kalle der Freifprechung aus öffentlichen Mit- 
teln verlangen zu fönnen, der für nichtichuldig Erklärte nach $. 615. seq. der 
Kriminal- Ordnung und $. 178. der Verordnung vom 3. Januar 1849 vielmehr 
nur von Gntrichtung der gerichtlichen Koften befreit ift; 
in Erwägung, daß im vorliegenden Falle die mit feinem Stempel a 

Vollmacht am 1. Februar 1854 dem Gericht, und zwar vor Ablauf der zur Nachs 
bringung des Stempeld gefeglich geftatteten 1Atägigen Friſt, eingereicht, aber der 
erforderliche Stempel aud in Dieter gejeglichen Frift von den Angeklagten nicht 
nachgebracht ift, durch bloße Einreihung der Vollmacht innerhalb der zur Nach: 
bringung geftatteten 14tägigen Frift der Ausfteller der Vollmacht von feiner Ver— 
bindlichfeit, dafür zu jorgen, Daß das zur Vollmacht erforderliche Stempelpapier 
innerhalb der gefeglichen it nachgebradht wird, nicht für befreit erachtet werben 
fann, indem die Gerichte zwar verbunden find, von Amtswegen für die Einziehung 
der gejeglichen Stempelbeträge zu forgen, ihnen aber jchon Ha der früheren Sportel: 
gejeßgebung keinesweges auch die Verpflichtung oblag, durch vechtszeitige Nachkaffi« 
rung der Stempel das Intereffe der Barteren wahrzunehmen und Stempelftrafen 
von ihnen abzuwenden; das Nachkaffiren von Stempeln .feit dem Gefege vom 
10. Mai 1851 aber überhaupt nicht mehr zuläffig ift, fondern nach $. 63. des Tarife 
zu dem gedachten Gefege und Art. 21. des Gejehes vom 9. Mai 1854, wenn Bolls 
machten ohne den vorgejchriebenen Stempel eingereicht werden, der Betrag des 
Stempeld ald Gerichtögebühr zu liquidiren und einzuziehen, die verwirfte Stempel-. 
ftrafe aber außerdem feitzufegen ift (c. ſ. Minift.Anftruftion vom 1. Juni 1854 zu 
$. 16. des Gejeges vom 10. Mai 1851); daß auch in dem von dem Appellations- 
richter in Bezug genommenen Grfenntnifje des Ober- Tribunal vom 13. Oftober 
1851 (Entfcbeivungen Br. 22. ©. 80) nur ausgefprochen ift: 

daß, wenn die Borzeigung einer Verhandlung oder Urkunde, welche 

mit dem vorfchriftsmäßigen Stempel nicht verfehen ift, innerhalb der 

1Atägigen Frift erfolgt, binnen welcher die nachträgliche Beibringung ge— 

feglich zuläfftg ift, gegen einen folchen bloßen Produzenten die Stempel: 

ftrafe nicht verfolgt werben fünne; 
im vorliegenden Falle es fih aber um die von dem Ausfteller, aljo dem eigent- 
lichen Kontravenienten verwirfte Stempelftrafe handelt. 


$. 20. des Key ng vom 7. März 1822. Zeitpunft der 
Stempelpflichtigfeit traffirter Wechſel an eigene Ordre. 
Der Angeflagte hat eine Tratte an eigene Ordre auf den. Kaufmann R. zu 
Königsberg gezogen, diefelbe diefem zur Annahme überfendet, und fie jodann, nach 
erhaltenem Accepte, dem Steueramte zur Stempelung übergeben. Gr ift von dieſem 
zur Stempelftrafe verurtheilt, weil die Stempelung nicht forort nach der Ausftellung 
des Wechſels bewirft fei, jedoch, nach Provofation auf rechtliche Gehör, in beiden 
Inſtanzen freigefprochen. , 
Der Appellationsrichter legt den $. 20. des Gejeged vom 7. März 1822: 
Gezogene inländifche Wechſel müfjen gleich nach der Ausftellung, aus— 
ländijche gleich nach dem Eingange in Unfere Staaten, und che ein Ge- 
Ihäft damit gemacht oder Zahlung darauf geleiftet wird, geftempelt 
werden, 
dahin aus, daß der legte Sag ſowohl auf inländifche, als ausländifche Wechfel zu 
beziehen, und unter dem Gefchäfte, im Gegenfage von Zahlung, nicht das Accept, 
fondern das Giriren zu verftehen fei, daß Die Stempelung eines Wechfels an eigene 
Ordre nicht ſchon vor der Acceptation durch den Traffaten, fondern nur vor er: 
folgtem Giro Seitens des Traffanten erfolgen müfje, zumal nad $. 1132. seq. 
Tit. 8. Th. I. des Allg. Landrechts, unter deſſen Herrichaft das Stempelgefeß er- 
gangen fei, durch das Accept des Trafjaten allein feine Wechfelverpflichtung ent— 
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ftanden fei. Die Allgemeine Deutfche Wechſel-Ordnung beftimme num zwar in den 
Art. 4. 6. 23., daß bei Wechſeln an eigene Ordre durch das Accept des Traffaten 
für diefen, auch ohne Giro Seitens des Traffanten, wechjelmäßige Verpflichtung 
entftehe; allein der Begriff, welchen der $. 20. des Stempelgefepes vom 7. März 
1822 mit gezogenen Wechfeln verbinde, ſei nicht alterirt worden, und dieſes Geſetz 
fönne nur nach dem Allgemeinen Landrecht interpretirt werben. 

Die biergegen erhobene Nichtigkeitsbefchwerde der Königlichen Regierung ift 
von dem Ober-Tribunal in Sachen wider Floß am 31. Oktober 1855 (Nr. 946. 1.) 
zurüdgewiefen, in Erwägung, daß unter gezogenen Wechjeln im $. 20. des Stempel- 
ejeges vom 7. März 1820 nur folche zu verftehen find, welche zugleich den Zah— 
ungsempfänger — den Remittenten — benennen, weil diefelben zu Realifirung 
eines verabreveten Wechſelgeſchafts und mit dem Erfolge eines abgejchlofjenen 
Wechſelgeſchaͤfts ausgeftellt werden, und durch deren Aushandigung an den Remit⸗ 
tenten eine wechjelmäßige Verpflichtung für den Ausfteller, hiermit aber feine Ber: 
bindlichkeit zur Entrichtung der Stempelfteuer entfteht; z 

daß dagegen durch Die Ausftellung eines gezogenen Wechſels an eigene Ordre 
allein eine wechjelmäßige Verpflichtung für den Ausftellee nicht entfteht, weil in 
demfelben fein Zahlungsempfänger benannt, derjelbe vielmehr erft durch ein Giro 
zu benennen ift, und wenn derſelbe zum Zwecke der Aushändigung an den In— 
doffatar mit einem Giro verfehen worden ift, die Pflicht zur Abſtempelung für den 
Ausfteller eintritt; daß ebenjowenig durch die Verfendung eines, an eigene Ordre 
eftellten, gezogenen Wechjels an den Traſſaten der Aussteller eine wechjelmäßige 
Verpflichtung übernimmt, daß dieje vielmehr nach Art. 23. der Allgemeinen Deutfchen 
Wechjel-Ordnung vom 6. Januar 1849 durch die Acception von Seiten des Traffas 
ten auch dem Traffanten gegenüber entfteht, daß daher in dem vorausgefegten Falle, 
wenn der Ausfteller eines, an eigene Ordre geftellten, gezogenen Wechjeld denjelben 
zur Mcceptation an den Traffanten verfandt hat, durch die Acceptation ein ftempel- 
pflichtiges Wechfel-Inftrument entftebt, und im vorliegenden Falle der Trafjat des— 
halb den mit feinem Accept verfebenen Wechſel vor der Zurüdgabe an den Aus: 
fteller hätte abftempeln lafjen müflen, daß indeffen es hier nicht darauf anfommt, 
eine Strafe wegen Stempelfontravention gegen den Acceptanten zu beftimmen, ſon— 
dern vielmehr darauf, ob der Angeklagte die Abftempelung feines Wechſels, nach— 
dem ihm derjelbe, welcher von dem Atceptanten geftempelt hätte überfandt werden 
müfjen; ungeftempelt zugegangen ift, verfpätet hat; 

daß aber auch, wenn man — wie verlangt wird — die Eigenfchaft des 
Angeklagten als Ausftellers des Wechfeld, welcher mit dem Accepte verfehen und 
deshalb — ———— geworden iſt, feſthalten, und nach der obigen Beſtimmung 
des $. 20. 1. ce. feine Straffälligkeit als angeblichen Kontravenienten beurtheilen 
will, einerfeits die Zeit der Ausftellung des Wechfels nach dem Vorſtehenden nicht 
in Betracht kommen kann, andererfeits aber auch jene Beftimmung in Verbindung 
mit dem $. 26. ibid. nur dahin aufzufaflen ift, daß die Worte in $. 20. „und ehe 
damit ein Gejchäft gemacht oder Zahlung darauf geleiftet wird * ſich ſowohl auf 
inländifche, als auf ausländifche gezogene Wechfel beziehen, weil die Strafbarfeit 
des Ausftellers, Präfentanten, Acceptanten, Indoffanten oder Giranten nach $. 26. 
J. e. nur unter der Vorausjegung ausgefprochen ift, daß der MWechfel in Umlauf 
gefegt ift, und die gedachten Ausiteller, Präfentanten ıc. an dem Umlauf Theil ges 
nommen haben; 

daß der Angeflagte den von ihm an eigene Ordre ausgeftellten Wechfel nach 
defien Annahme durch den Traffaten nur durch ein Giro in Umlauf fegen konnte, 
ein ſolches Giro aber vor der Borlegung des Wechſels zur Abftempelung nicht 
audgeftellt hat; 

daß der $. 20. 1. e. im zweiten Abjage zwar jeden inlänbifchen Inhaber 
eines noch nicht geftempelten Wechjels verpflichtet, denfelben fofort zur Stempelung 
vorzulegen, dieſe Beftimmung aber, wenn man biefelbe auf den Angeklagten für 
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anwendbar erachtet, nur in dem Sinne, wie der * erſte Satz dieſes 8. 20. aus⸗ 
zulegen iſt, weil derſelbe fonft mit jenem Satze in Widerſpruch ſtehen würde, 


$. 22. des Stempelgefeged vom 7. März 1822. Kabinets-Ordre vom 
19. Juni 1834. Stempel zu Berträgen, wenn einer der 
Kontrahenten Analphabet ift. 

Beide Angeflagte haben eine Bunktation wegen Verkaufs eines Grunpftüds 
errichtet und den Stempel dazu nicht abhibirt. Beide haben unterfchrieben; der P. 
ift des Lefens und Schreibens vollfommen mächtig, der W. aber Analphabet, weil 
er a feinen Namen fchreiben, jonft aber weder fchreiben, noch Gefchriebenes 
lefen kann. 

Wegen Stempel: Kontravention angeklagt, ift der PB. deshalb beftraft, der- 
W. aber ald Analphabet, weil die von ihm vollzogene Urkunde für ihn nicht rechts— 
verbindlich fei, freigefprochen worden. 

P. legt die Nichtigfeitsbefchwerde gegen feine Beftrafung und ber Ober- 
Staatsanwalt gegen die Freifprehung des R ein. Das Ober: Tribunal hat am 
19. Oktober 1855 wider Warm und Preuß (Nr. 955. 1.) die Nichtigkeitsbeſchwerde 
des Oberſtaatsanwalts zurückgewieſen, in Betreff des Preuß aber auf Vernichtung 
und Freijprechung erkannt, in Erwägung, daß der Angeklagte Warm nur feinen 
Kamen fchreiben, ſonſt aber weder jchreiben, noch Gejchriebened leſen kann; daß 
derfelbe daher nach $. 72. des Anhangs zur Allg. Gerichts-Ordnung einem Analz 
phabeten gleih und nach $. 68. 1. c. die von ihm unterfchriebene Punktation vom 
24. Zuli 1854 für ihn unverbindlich ift; daß überhaupt nach $$: 172. und 174. 
zit. 5. Th. 1. des Allg. Landrechts außergerichtliche fehriftliche Verträge der Ans 
alphabeten nur den mündlich gejchloffenen gleich geachtet werben; ve nach der 
Allerhöchften Kabinets-Drdre vom 19. Juni 1834 nur „Bunftationen, welche die 
Kraft eines Vertrages haben, und demnach eine Klage auf Erfüllung begründen ®, 
dem gefeglichen Bertragsftempel unterworfen, hierunter aber -cinestheild nur Punk— 
tationen, welche die Kraft eines fchriftlihen Vertrages haben, zu verftehen find, 
anderentheild nur ſolche Bunktationen gemeint jein können, welche eine Klage auf 
Erfüllung von Seiten beider Kontrahenten geftatten, weil eine Punktation, aus 
welcher nur der eine Theil auf Erfüllung Hagen fann, überhaupt noch nicht die 
Kraft eines förmlichen Kontrafts hat, ſondern auch gegen denjenigen Kontrahenten, 
für welchen eine, zur Zeit nur Er Verpflichtung befteht, erſt durch eine an— 
derweitige rechtsguͤltige Erflärung des durch die Punktation nicht verpflichteten 
Theils, feinerjeits daran gebunden fein zu wollen, Hagbar wird, alſo erft aus dieſer 
neuen Erklärung des bißher nicht verpflichteten Theild das Gefchäft zur vollftändi- 
gen Perfektion gelangt, und nach $. 120. Tit. 5. Th. I. des Allg. Landrechts nur 
eine von beiden Theilen umterfchriebene, d. h. auf legale Weife vollzogene 
Bunftation, aus welcher die gegenjeitige Einwilligung der Parteien in alle meinte 
lien Bedingungen des Gefchaftes erhellt, mit einem fürmlichen Kontraft von gleicher 
Gültigkeit ift; daß hiernach die Punktation vom 24. Juli 1854 für ftempelpflichtig 
nicht zu achten ift u. f. w. i 


88. 20. 26. des Stempelgefeges vom 7. März 1822. Kabinets=-Drbre 
vom 3. Januar 1830. Nr. 4. $. 2. des Gefepes vom 26. Mai 1852, 
Höhe der Stempelftrafe bei trodnen Wechſeln. 

Die Höhe der Stempelftrafe für einen erft nach Ablauf von fieben Monaten, 
alſo zu fpät, zur Stempelung präfentirten trodenen Wechfel ift vom erften Richter 
auf 20 Sgr., vom Appellationsrichter auf 1 Rthlr. ſeggeeg waͤhrend die Staats⸗ 
anwaltſchaft auf Grund des 8. 2. des Geſetzes vom 26. Mai 1852 den 25fachen 
Betrag des zu verwendenden Stempeld als Strafe fordert. Der Appellationgrichter 
nimmt an: der $. 4. des gedachten Geſetzes beftimme nur, welche. eigene Wechſel 
und Papiere fortam der Stempelfteuer für gezogene Wechfel unterworfen fein follen, 
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jege mithin nur feft, welcher Stempel zu dieſen Wechfeln und Anmweifungen zu ver- 
wenden ſei; ferner im $. 2, daß auf die im $. 1. bezeichneten Papiere, alfo auf 
alle eigenen Werhfel, die unter den Benennungen „Promeſſen oder Handelsbillets“ 
vorkommenden Handelöpapiere, jowie Anweifungen aller Art zwar alle Borfchriften 
des eſehes vom 7. März 1822, namentlich auch die $$. 20. und 26, Anz= 
wendung finden ſollen, jedoch mit den daſſelbe erläuternden, ergänzenden und abän- 
dernden Beftimmungen, die Kabinets-Ordre vom 3. Januar 1830 aber den $. 26. 
des Stempelgefeged dahin abändere, daß bei trodenen Wechieln der Strafbetrag auf 
den vierfachen Werth des zu wenig verwendeten Stempels feftzufegen fei; hiernach 
alfo durch $. 2. des Gefeges vom 26. Mai 1852 nur beftimmt fei, daß, wenn zu 
teodenen Wechfeln, Promeſſen, Handelsbillets und Anweifungen der gefepliche 
Stempel nicht verwendet fei, die Strafe auf den vierfachen Betrag feftzufegen fei, 
un nad $. 17. des Strafgefegbuches nicht unter 1 Rthlr. beftimmt werden 
nne. 
Die Nichtigkeitöbefchwerde des Ober - Staatsanwalts behauptet, daß der 
$. 2. des Gefeges vom 26. Mai 1852 ausdrücklich nur die auf Verfteuerung 
ezogener Wechjel bezüglihen Erläuterungen und Ergänzungen des Stempelge— 
Das, nicht aber neben dem Stempelgefege alle daſſelbe erläuternden u. f. w. Be: 
ftimmungen als fortvauernd gültig bezeichne. 
Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunals vom 14. Dezember 1855 
wider Kofott (Nr. 1140. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die $$. 20. und 26. 
ded Gefeged wegen der Stempelfteuer vom 7. März 1822 ſich nur auf gezogene 
Wechſel beziehen; daß zwar die Allerhöchite Kabinet3:Ordre vom 3. Januar 1830, 
welche sub Nr. 2. die Stempelfteuer bei gezogenen Wechfeln auf die Hälfte herab- 
fest, und in dieſer Beziehung die dort näher bezeichneten trodenen Wechſel den ger 
zogenen Wechfeln gleichftellt, Die $$. 20. und 26. des Gejepes vom 7. März 1822 
aber auch auf kaufmännifche Handelsbillets und Ajjignationen u. f. w. angewandt 
wiffen will, sub Nr. A. beftimmt: 
daß den Strafbeftimmungen im $. 20. des Gefeged vom 7. März 1822 
auch Stempelfontraventionen bei trodenen Wechjeln unterworfen find, daß 
der Strafbetrag jedoch — wie bisher — nach dem vierfachen Werthe des 
zu wenig verwendeten Stempels feſtzuſetzen ift; 
dag diefe Beflimmung durch das Gefeg vom 26. Mai 1852, betreffend die Beſteu— 
rung der trodenen Mechfel, Anweifungen und anderen faufmännrjchen ‘Papieren, 
namentlich durch defien $. 2. nicht aufgehoben ift, weil daſſelbe überhaupt Feine 
Strafbeftimmung enthält, fondern nur im $. 1. die Stempelfteuer beftimmt, und im 
$. 2. verordnet: 
Alle Vorfchriften des Stempelfteuergefeges vom 7. März 1822, und die 
dafjelbe erläuternden, ergänzenden und abändernden Beftimmungen, welche 
fih auf die Verfteuerung der gezogenen Wechſel, auf deren Indoſſa— 
mente, auf Bürgfchaften dafür u. ſ. w. beziehen, namentlich auch die 
88. 20. und 26. des Geſetzes finden auf die 4im $. 1. bezeichneten Pa— 
piere Anwendung; 
daß wenn die Beichwerde behauptet, Daß hier nur von den Vorfchriften die Rede 
ift, welche fich auf die Verfteuerung der gezogenen Wechjel beziehen, rin Ausles 
gung zwar beigetreten werden muß, hieraus aber von jelbft folgt, daß die 88. 20. 
und 26. des ne auch nur in fofern Anwendung finden follen, 
als fie die Verſteuerung und die Fälle, in welchen eine Strafe eintritt, aber nicht 
das Strafmaaß betreffen, welches für die trodenen Wechfel, gleichfalls mit Bezie- 
hung auf den $. 26. I. e., durch die Allerhöchfte Kabinets ⸗Ordre vom 3. Januar 
1830 beftimmt iſt; daß die Abficht, diefe Strafbeftimmung abzuändern, im Geſetze 
vom 26. Mai 1852 nicht einmal angedeutet, und nach dem Borftehenden, und da 
neben jener Strafbeftimmung auch der $. 26. des Stempelfteuer= Gefepes zur An- 
wendung fommen kann, durch Die bloße Bezugnahme auf den $. 26. I. e. eine Aufs 
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hebung der Allerhöchften Kabinets Ordre vom 3. Januar 1830 Nr. 4., welche nadh 
$. 59. ver Einleitung zum Allgemeinen Landrecht ausprüdlich hätte ausgefprochen 
werden müjfjen, nicht erfolgt ift. 


Art. VIII. und-AUL des Staatsvertrages zwiſchen Frankreich und Preußen 
21, Juni 


vom — 1845 wegen gegenfeitiger Auslieferung von Verbrechern. 


Ausdehnung der Verfolgung auf'andere Verbrechen, als 
wegen welcher die Auslieferung erfolgt ift. 


Die Requifition an die Franzöſiſchen Behörden wegen Auslieferung des 
flüchtigen Angeklagten bezeichnet das Verbrechen defjelben, welches zur Auslieferung 
Beranlafjung giebt, als Fälfhung öffentlicher Urkunden, In diefer Art und unter 
Bi Bezeichnung dieſes Verbrechens ift die Auslieferung von den Franzöfifchen 

ehörden bewilligt und vollzogen. Hiernächſt äber lautet der Anklagebefchluß des 
Appellationshofes außer der Faͤlſchung öffentlicher Urkunden auch wegen Berübung 
verjchiedener Vergehen, namentlich der Zoll-Defraudation, welche wegen Konnerität 
mit jener Faͤlſchung gleichfalls gegen die Angeklagten vor die Aſſiſen gewiefen find. 

Die Angeklagten erhoben gegen die Verhandlung diejer Fonneren Vergehen 
vor dem Aiffiienhofe Widerfpruch, und forderten die Bejchränkung der Verhandlung 
auf dasjenige fpezielle Verbrechen der Fälſchung, wegen beffen die Auslieferung 
allein erfolgt jei. 

Der Affifenhof verwarf diefen Widerfpruch, weil die den Angeklagten zur 
Laft gelegten Berbrechen und Vergehen ſämmtlich im Inlande verübt feien, daher 
zur Kompetenz der hiefigen Gerichte unabhängig davon gehörten, ob die Angeflag- 
ten fich bei Gericht geftellt hätten oder nicht, da im legteren Falle gegen fie in 
contumaciam zu verhandeln gewefen wäre; weil die übrigen Vergehen mit dem der 
Auslieferung zum Grunde liegenden Verbrechen fonner feien, und daher davon nicht 
getrennt und wegen der erfteren mur in contumaciam verhandelt werden dürfe; weil 


endlich der Staatsvertrag mit Franfreich vom er 1845, mit Ausnahme einer 
Verfügung wegen politifcher Verbrechen, feine Beftimmung enthalte, nach welcher 
der wegen eines beftimmten Berbrechens ausgelieferte Fremde nicht auch wegen 
anderer ftrafbarer Handlungen, namentlich Fonnerer, zur Unterſuchung und Beftra- 
fung gezogen werben follte, 

Gegen die Angeklagten ift hierauf auf Grund des verneinenden Verdikts 
auf Freifprechung von der Anklage der Fälſchung, Dagegen auf Grund des bejahen- 
den Verdifts auf eine hohe Geld- event. Freiheitsitrafe wegen Zolls Defrauda- 
tion erkannt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde greift dieſe legtere Berurtheilung auf Grund jenes 
Staatövertrages und der auf das Verbrechen der Fälſchung befchränften Ausliefe- 
rung als unzuläffig an. 

Die Befchwerde if durch Urtel des Ober- Tribunals vom 10. November 
1855 wider v. Ganfewinfel (Nr. 349. IL) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß 
überhaupt ein dem Fremden zuftehendes, von ihm perfönlich geltend zu machendes 
und vom Richter zu berüdfichtigendes Aſylrecht, dem eine Afyipflicht entfpräche, 
weder in der Preußifihen, noch in der Frangöfifchen Gefeggebung eine Begründung 
findet; daß im Allgemeinen folche Auslieferungs-Verträge, welche daher auch ohne 
Zuziehung der gefeßgebenden Gewalt abgefehloffen werben, nicht als Befchränfungen 
eines beftehenden Ajylrechtes anzufehen find, ſondern als vertragsmäßige Verpflich- 
tungen zur Auslieferung beftimmter Gattungen von Verbrechern, deren Ausliefe- 
rung von den betreffenden een fonft willfürlich bewilligt oder verweigert 
wird; daß fie auch Fein vechtliches Hinderniß bieten, andere nicht unter diefelben 
fallende Berbrecher dennoch auszuliefern; daß die Anficht, als ob ein von fremden 
Staaten, auf Grund eines Auslieferungs- Vertrages wegen eines beftimmten Vers 
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brechens ausgelieferter Inländer nicht wegen anderer ftrafbarer Handlungen, ſelbſt 
nicht mit feiner Einwilligung, verfolgt und beftraft werden fönne, daß derſelbe viels 
mehr nach der Beſtraſung desjenigen Verbrechens, wegen deſſen er ausgeliefert 
worden, an die Grenze zurüdgebracht werden müfle, in ihrer Konfequenz dahin 
führt, einen Inländer ohne gefegliche Gründe aus dem Lande zu weifen, oder in 
falls das Ausland ihm nicht aufnehmen will, ftraflo8 im Lande zu laflen; daß aber 
diefe Anficht und deren Folgen weder in der Natur derartiger Auslieferungs-Berträge, 
noch im Intereffe des betreffenden Auslandes begründet find, noch aud in Deutſch⸗ 
land, namentlih in Preußen, fi Anerkennung verfchafft haben; daß insbefondere 
der bier fragliche, zwifchen Preußen und Franfreich abgefchloffene Auslieferungs- 
Bertrag, weder feinem Geijte, noch feinem Inhalte nach, dem entgegenfteht, daß die 
wegen beftimmter Verbrechen einmal ausgelieferte Perſon von dem kompetenten 
Richter auch wegen anderer ftrafbaren Handlungen felbft dann abgeurtheilt werde, 
wenn fie auch wegen des die Auslieferung begründeten Verbrechens jpäter freiges 
ſprochen oder außer Verfolgung gejegt werden follte; daß diefe Anficht namentlich 
auch dem $. 8. dieſes Vertrages entfpricht, indem derfelbe ausdrücklich beftimmt, 
daß die Konvention nicht auf Individuen Anwendung finden fol, die ſich irgend 
ein politifches Vergehen haben zu Schulden fommen laffen, obgleich für volitifihes 
Vergehen eine Auslieferungspflicht nicht vereinbar war; 

daß hiernach die Verurteilung der Kaffationskläger wegen anderer ftrafs 
barer Handlungen, als derjenigen, wegen derer die Auslieferung allein beantragt 
war, und beantragt, resp. bewilligt werben Fonnte, fein Geſetz und namentlich den 
zwifchen Preußen und Frankreich abgefchloffenen Auslieferungs-Bertrag nicht verlegt. 


$. 35. Nr. 3. des Poftgefeges vom 5. Juni 1852. Verpadung 
von Gegenftänden, für welde ein höheres Porto zu ents 
richten ift, unter anderen Sachen, welche nad geringerer 
Taxe befördert werden. 

Der früheren Entfiheivung Band U. ©. 542 gemäß ift von dem Ober: 
Tribunal am 16. Januar 1856 (Nr. 52. 1.) wider Weiß wiederum erfannt, daß 
der $. 35. Nr. 3. des Poftgefeges vom 5. Juni 1852 auch in dem Falle Anwen- 
dung finde, wenn, wie hier feftgeftellt worden, der in das Padet Druckſachen — 
die gegen ein geringeres Porto befördert wurden — verpadte, an denfelben Adreſſa— 
ten gerichtete Brief auch dann, wenn er in den Begleitbrief eingefchloffen, alfo 
nicht in das Padet verpadt worden wäre, dennoch vermöge feines, mit Einſchluß 
des Begleitbriefes noch nicht ein Loth erreichenden Gewichtes fein höheres Porto, 
als das gezahlte, wirklich verurfacht haben würde, aljo eine Beſchädigung des Poſt— 
fisfus durch Entziehung von Porto nicht jtattgefunden habe. 


Kabinets-Ordre vom 18. November 1828. Allgem. Landrecht Th. I. 
Tit. 14. 88. 78. 79. Feftfegung der Steuerbehörden über 
die Dualität der Waaren mit Rüdfiht auf die Höhe des 

Z0lles und der Defraudationsftrafe, 
Die Angeklagten find wegen Einfhwärzung von Eifen zur Unterfuchung 
zogen. Nach dem Tarif wird altes Brucheifen mit 10 Sgr. pro Gentner, grobes 
Glfen und Stahlwaaren Dagegen mit 6 Rthlm. pro Gentner verzollt. Die Steuer: 
behörde ftellte im vorliegenden Falle die leptere Qualität des eingefchwärzten Eifens 
feft, während die Angeklagten den Beweis durch Sachverftändige antraten, daß nur 
die erftere Qualität vorliege. Beide Richter weiſen diefen Beweis als unzuläffig 
urüd, weil der Steuerfag lediglich durch die Steuerbehörve zu beflimmen, ihre 
BeRinkmung alfo für den Richter maßgebend fei. Die Angeklagten find daher zur 
Defraudationdftrafe unter Zugrundelegung jenes höheren Steuerjages von 6 Rthlen. 

pro Eentner verurtheilt. 
Auf ihre Nichtigkeitsbefchwerde hat das Ober- Tribunal am 22. November 
Archiv 1856, IL. 46 
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1855 wider Püttmann und Genofjen (Nr. 380. 11.) auf Vernichtung und Zurüd- 
weifung in die Inftanzen erkannt, in Erwägung, daß es zur thatjachlichen Feit- 
ftellung in einer gerichtlichen Unterfuchung wegen Zolldefraudation gehört, ob zoll 
pflichtige Gegenftände überhaupt mit Umgehung des Zolles eingeführt worden find, 
und welcher Qualität, in fofern hiervon die Höhe des Zolles abhängig ift, dieſel— 
ben find; daß es im vorliegenden Falle alfo zu der dem Gerichte zuftehenden that- 
fächlichen Feltitellung gehörte, ob das nach diefer Feftitellung eingeſchwärzte Eifen 
altes Brucheifen, welches nach dem Zolltarif pos. 6. litt. a. mit 10 Sgr. pro 
Centner, oder grobe gefchmiedete Gifenwaaren, welche nach pos. 6. litt. ſ. Nr. 2. 
mit 6 Rthlen. pro Centner verzollt wird, ſei; daß zwar nach dem in der Aller- 
höchften Kabinets-Ordre vom 18. November 1828 (Gef.-Samml. 1829 ©. 16) an- 
erfannten Grundfage über die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner Staats» 
Abgaben Ce. J. das Allg. Landrecht Th. I. Tit. 14. 88. 78. 79.) behufs Erhe- 
bung des Zolles die Steuerbehörve allein zu entfcheiden hat, welcherlei Art Die 
eingeſchwärzte Waare ift, und welcher Zoll hiernach davon zu entrichten iſt, daß 
aber, wenn es behufs Beftrafung zur gerichtlichen Unterfuchung kommt, zum Be» 
hufe der feftzufegenden Strafe alle Thatfachen, von denen dieſe und beren 
Höhe abhängig ift, auf dem für das gerichtliche Verfahren vorgefchriebenen Wege 
vom Richter Feftgefteitt werden muͤſſen, alfo auch die Qualität der ‚eingeführten 
Waare u. ſ. w. 


88. 5. 7. 26. des Regulativs über den Gewerbetrieb im Umherziehen 
von 28. April 1824. Kabinets-Ordre vom 9. März 1835. An— 
wendung der Haufirgefege auf die Subjfriptiond-Samm= 
lungen von Autoren für hHerauszugebende Werfe. 

Der Angeflagte, ein Privatgelehrter, welcher fih von Vorleſungen und 
fchriftftelerifchen Arbeiten ernährt, hat, nach der Feftftellung der Richter, ohne 
im Befige eines darauf lautenden Gewerbefcheins zu jein, und während er zu Diefer 
Zeit feinen Wohnfig in Berlin hatte, zu Schwiebus bei drei Einwohnern Subjfrip- 
tionen auf ein von ihm herauszugebendes Werk gejammelt, indem er zu dieſem 
Zwede umhergereiſt ift. 

Der erfte Richter fpricht ihm von der Anklage wegen Kontravention gegen 
das Haufirgejeg frei, weil der $. 5. des Negulativs vom 28. April 1824, welcher 
fih nur auf das Gefchäft derjenigen PBerfonen beziehe, welche im Lande umher— 
reifen, um in Häufern ıc. Wanrenbeftellungen zu fuchen, nicht anwendbar fei, wenn 
es fich, wie hier, um ein herauszugebendes Werf handele, zu deſſen Eriftenz weiter 
Nichts, als die Idee vorhanden fei, und welches daher nicht ald Waare angefehen 
werden fonne. 

Der Appellationsrichter ftraft Dagegen wegen Uebertretung der $$. 5. und 7. 
des gedachten Regulativs, denn zum Gewerbebetriebe im Umberziehen, foweit dafjelbe in 
dem Suchen von Waarenbeftellungen gefunden werden müfle, werde nicht gefordert, 
daß die zu beftellende Waare bereits in dem Förperlichen Befige des Umherziehen— 
den fich befinde; die von dem Angeklagten gefammelten Subifriptionen hätten aber 
nicht eine bloße Idee, fondern ein fünftiges Werf betroffen, welches als Gegenftand 
des Handels, eine Waare fei. 

Die hiergegen eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde ift durch Urtel des Ober 
Tribimals vom 30. November 1855 wider Nichter (Mr. 1053. 1.) zurückgewieſen: 

in Erwägung: daß ein fchriftftellerifches Werk, welches zum Berfauf be= 
ftimmt ift, ein Gegenftand des Handels, mithin eine Waare im Sinne des $. 5. 
des Regulativs über den Gewerbebetrieb im Umberzichen und das Haufiren vom 
28. April 1824 ift, und das Sammeln von Subjfriptionen auf ein ſolches Werk 
zum Zwede des Abjages defjelben, ein Suchen von Waarenbeitellung enthält, 
welche der Subffribent durch die Subffription macht; 

daß nah 8.3. a. a. O. der Angeklagte daher eines Gewerbejcheines bedurfte, 
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und wenn er ohne Gewerbeſchein Subfkribenten im Umherreifen fammelte, wider 
das Verbolsgeſetz 8. 7. a. a. D. gehandelt hat; 

daß der Umftand, daß — wie jegt behauptet wird — die Herausgabe des 
Werts von dem Erfolge der Subjkription abhängig fei, und daß aljo die Waare 
noch nicht eriftire, die Anwendung jener Gejege nicht ausjchließt ; 

daß der Angeklagte auch nicht ald Schriftfteller und weil er ein Buch ge- 
ſchrieben hat, resp. fehreiben will, verpflichtet erachtet it, einen Gewerbefchein zu 
löjen, fondern weil er das bezeichnete Mittel gewählt hat, um fich den Abjag des 
nein es ſichern, hierin aber eine gewerbeſteuerpflichtige Handlung gefunden wer: 
en muß; 

daß für diefe Auslegung die, in v. Kampp Annalen Bd. 19. ©. 176 
abgedrudte Kabinets-Ordre vom 9. März 1835, auf welche die Enticheidung des 
Appellationsrichterd übrigens nicht geftügt ift, zum Anhalte dienen fann, wenngleich 
diejelbe nicht durch Die Öefep-Sammlung publiziert ift; 

daß der, zur Ausjchliefung der Anwendbarkeit des 8. 25. des alten Regu— 
lativs ferner in Bezug genommen, $. 18. ibid. nicht anwendbar ift, weil es ſich 
nicht, wie hier vorausgefegt wird, um Kunftleiftungen und Ausftellungen umber- 
ziehender Perſonen im rein wifjenichaftlichen Interefje handelt; 

daß ferner aus dem Umftande, daß dem Angeklagten ein Gewerbefchein nicht 
ertheilt worden fei und ihm gejagt worden, daß ein foldyer nicht erteilt werde, nicht 
folgt, daß der Angeklagte im Umberreifen Subjfriptionen fammeln durfte, fondern im 
Gegentheil, daß er fih des Sammelns von Subjfriptionen zu enthalten hatte, zumal 
ed nach $. 11. a. a. D. dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Regierungen überlaffen 
ift, welchen Perſonen fie den Gewerbebetrieb im Umherziehen geftatten wollen, das 
in Bezug genommene Rejkript vom 10. März 1838, welches die Regierungen ans 
weit, in der Regel aus polizeilichen Rüdfichten einen Gewerbefchein zum Sammeln 
von Subjfriptionen auch Schriften zu ertheilen, aber hier feiner Kritif unterworfen 
werden kann; 

daß daher die Beſchwerde über die Anwendung der $$. 5. 7, 26. des Res 
ulativs unbegründet und bei Berüdjichtigung des $. 8. des Negulativd vom 
1 Dezember 1836 dem Angeklagten durch die wider ihn feitgefegte Strafe fein 
Grund zur Bejchwerde gegeben in 


88. 21. 26. 27. 28. 30. des Haufir-Regulativs vom 28. April 1824. 
Ueberſchreitung des Bezirks, für welden der Haufir-Ge- 
werbeſchein ertheilt ift. 

Der Angeklagte hat einen Haufir« Gewerbefchein für den Regierungsbezirk 
Danzig; er hat auf denjelben im Regierungsbezirk Königsberg, auf welchen derjelbe 
nicht lautet, unbefugterweife haufirt, iſt jedoch auf die aus $$. 26. und 28. des Regu- 
lativs vom 28. April 1824 erhobene Anklage nur zu zwei- Thaler Geldftrafe 
yerurtheilt, weil beide Vorſchriften unanwendbar feien, der allein anwenbbare 
$. 21. ibid, aber feine Strafe androhe, und daher der $. 30, ibid. in Kraft trete. 

Die hiergegen erhobene Nichtigfeitsbefhwerde des Ober» Staatdanwalte ift 
durch Urtel des Ober » Tribunal vom 5. Dezember 1855 wider Kochoſchki 
(Nr. 1048. 1) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß nach $. 21. des Regulativs über 
den Gewerbebetrieb im Umbherziehen, und indbefondere das Haufiren pom 28. April 
1824 ein Gewerbefchein immer nur, wofern darin nicht eine noch engere Grenze 
beſtimmt ift, zum Gewerbebetrieb innerhalb des Bezirks der Regierung, welche ihn 
ertheilt hat, berechtigt, umd, wenn bie Befugniß daraus au auf einen anderen 
‚Regierungsbezirk oder einen Theil defielben ausgedehnt werben foll, jede betreffende 
Regierung die Erlaubniß dazu unter dem ** beſonders vermerfen muß; 
“ daher der Angeflagte die —— des 8. 21. übertreten hat; Daß 
das Regulativ für eine foldhe Uebertretung feine befondere Strafe beftimmt, Die 
Beichwerbe zwar den $, 26. angewendet wiflen will, dieſes Geieg aber au feiner 
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Anwendung erfordert, daß derjenige, welcher ein Gewerbe im Umberziehen betreibt, 
einen Gewerbefchein nicht gelöft und die Haufir-Gewerbefteuer nicht berichtigt hat; 
daß die 88. 27. und 28. ibid. gleichfalls nur Strafbeftimmungen für die beſonders 
hervorgehobenen Fälle enthalten, nämlic; wenn der Inhaber des Gewerbejcheing ein 
anderes als das darin genannte Gewerbe treibt, oder einen Anderen ald Gewerb- 
treibenden vorfchiebt; daß daher der Appellationsrichter den $. 30., nach welchem 
andere Webertretungen des Regulativs, für welche in den vorhergehenden Para— 
raphen nicht befondere Strafen beftimmt find, mit einer Geldbuße von 10 Sgr. bis 
0 Rthlr. geahndet werben follen, richtig angewendet hat, wie Died auch ſchon in 
dem Reffript des Minifterii des Innern und der Finanzen vom 17. Dezember 1834 
v. Kamp Bdo. 18. ©. 1101) und vom 24. März 1840 (Minift.-Bl. für innere 
erwaltung 1840 Nr. 178. 296.) anerfannt ift. 


88. 3. 5. 6. des Gewerbefteuer-Gejeged vom 30. Mai 1820. Unter- 
laffene Anmeldung des fteuerpflichtigen Gewerbes. Cha— 
rafter des Gewerbes als eines erlaubten. 

Der Angeklagte hat mehrere Jahre hindurch unbefugterweife den Fiſchfang 
in einem öffentlichen Strom ausgeübt, und mit den gefangenen Fifchen Handel ges 
trieben. Er ift deshalb aus $. 273. wegen unberechtigten Fiſchens in fremden 
Gewäffern beftraft, dagegen von der gleichzeitigen Anklage der unterlaffenen Ans 
meldung eines fteuerpflichtigen Gewerbes freigefprochen. Der erfte Richter bemerkt 
in diefer Hinficht: aus einer verbotenen Handlung fünne der Handelnde niemals 
Nechte erwerben; mithin fönne der, welcher unbefugt die Fifcherei ausübe, niemals 
das Recht erlangen, ſolche Fifcherei in verbotswidriger Art gewerbsweife auszuüben. 
Der: $. 6. des Geſetzes vom 30. Mai 1820 erkläre auch nur denjenigen Fifchfang 
für fteuerpflichtig, welcher zum Gewerbebetriebe gepachtet fei. 

Der Appellationsrichter fagt dagegen: das gedachte Geſetz eracdhte im $. 3. 
nur den Handel für fteuerpflichtig, welcher unter einer Firma betrieben werde und 
im $. 5. den Handel, welcher im Anfaufen und Wiederverfaufen von Waaren u. ſ. w. 
beftehe, wozu auch der in ſolcher Weife betriebene Viktualienhandel gehöre, und als 
Pe zu befteuern fei, wenn Jemand den Fifchfang abgefondert zum Gewerbe— 

etrieb gepachtet habe, welcher Fall hier aber nicht vorliege. . 

Die Nichtigkeitöbefchwerde des Ober - Staatsanwalts ift durch Urtel des 
Ober - Tribunal vom 14. Dezember 1855 wider Hauptftüd (Nr. 1067. 1.) zus 
rüdgewiefen; in Erwägung: daß zwar nach $. 2. ff. des Gejeges vom 30. Mai 
1820 der Handel überhaupt, und nicht, wie der Appellationdrichter annimmt, blos 
der unter einer Firma betriebene Handel fteuerpflichtig ift, dem Appellationsrichter 
auch darin nicht beizutreten ift, daß der Verkauf von Fifchen nur dann zu befteuern 
fei, wenn Jemand den Fifchfang abgefondert zum Gewerbebetrieb gepachtet hat; 
daß jedoch von Entrichtung einer Gewerbefteuer und Anmeldung des Anfangs des 
Gewerbes nur bei einem an und für fi erlaubten Gewerbe die Rede fein fann, 
nicht aber, wenn Jemand unerlaubte Handlungen gewerbmäßig verübt, daß im vor— 
liegenden Falle der Angeklagte nur folche Fiſche, welche er auf unrechtmäßige Weife 
erworben, verfauft, aljo zwar eine ftrafbare Handlung begangen, aber feinesweges 
ſich einer Gewerbefteuer-Defraudation fchuldig gemacht hat. 


Art. V. des Gefeßes vom 22. Mai 1852. Anwendung deffelben 
auf Zuwiderhandlungen gegendie Berorbnung vom. De 
zember 1843. 

Der aus der Verordnung vom 8. Dezember 1843 wegen — von 
Waarenbeſtellungen bei Nichtgewerbtreibenden Angeklagte ift vom erſten Richter 
unter Anwendung des 8. 339. des Strafgeſetzbuches freigeſprochen, weil drei— 
monatliche Verjährung vorliege. 

Auf den von dem Appellationsrichter als Appellation behandelten Rekurs 
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des Polizeianwalts führte der Angeflagte aus, daß der Art V. des Geſetzes vom 
22. Mai 1852 hier unanwendbar jei, weil es fih nur um eine Zumiderhandlung 
gegen die Beftimmungen über die Ausübung des Gewerbebetriebes, und nicht um 
einen Verftoß gegen ein, die wirkliche Steuerentrichtung betreffendes Geſetz handle. 
er Appellationsrichter ftrafte indeß reformatorie, indem er den Art. V. 
des gedachten Geſetzes anwendete, da zu den Borfchriften über die Entrichtung von 
Steuern auch die Verordnung vom 8. Dezember 1843 wegen ihres Zufammenz- 
hanges mit dem Gewerbefteuer-Gefege vom 30. Mai 1820 ($. 40.) mit dem Haufir- 
Reglement vom 28. April 1824 gehöre, der gedachte Art. V. aber zu feiner An— 
wenpbarfeit nicht den Fall einer wirklichen Steuerdefraude verlange. 
Die hiergegen erhobene Nichtigkeitsbefchwerde des on it durch 
Urtel des Dber » Tribunald vom 18. Dftober 1855 wider Müller (Nr. 342. II) 
zurückgewieſen; 
in Erwägung: daß der Art. V. des Geſetzes vom 22. Mai 1852 nicht 
unterſcheidet zwiſchen ſolchen Vergehen und Uebertretungen, welche direkt zum Zwecke 
der Defraude einer Steuer begangen werden, und ſolchen, welche blos eine Ver— 
legung allgemeiner, im ntereffe der Steuerverwaltung erlaſſener Borfchriften ins 
volviren, ſei ed durch Weberfchreitung der ertheilten Gewerbe-Konzeffion, durch un— 
erlaubten Gewerbebetrieb oder in ähnlicher Weife; 
daß daher auch von den Gerichten eine folche im Geſetze nicht enthaltene 
Unterfcheidung nicht aufgeftellt, fondern lediglich unterfucht werden darf, ob das 
Vergehen durch eine Zumwiderhandlung gegen Borfchriften über die Entridhtung von 
Steuern u. ſ. w. begangen worben ift; 
daß zu diefen Vorfchriften unzweifelhaft die, dad Gemwerbefteuer-Gefe vom 
30, Mai 1820 und das Haufir » Reglement vom 28. April 1824 erläuternde und 
ergänzende Verordnung vom 8. Dezember 1843 gehört, die sub Nr. 3. eine Steuer- 
ftrafe verhängt und in fine ausdrücklich beftimmt, daß hinfichtlich des Verfahrens 
egen die Kontravenienten die in Betreff der Zuwiderhandlung gegen das Gewerbe- 
—— vom 30. Mai 1820 und das Hauſir-Reglement vom 28. April 1824 
ertheilten Vorſchriften zur Anwendung kommen ſollen. 


Kabinets⸗Ordre vom 10. Januar 1824 Nr. 5. 
1) Die in der KRabinets » Orbre vom 10. Januar 1824 Nr. 5. (Annalen 
Br. 8. ©. 48) auf die nicht angefagte oder in anderen Tagen, in anderen Räumen 
oder in anderen Gefäßen vorgenommene Cinmaifhung angeordnete Geldbuße von 
100 Rthlm. ift, wenn eine Einmaifchung gkeichzeitig mehrere der vorbezeichneten 
Kontraventionen enthält, nur einmal, wenn aber zu verfchiedenen Zeiten 
mehrere Einmaifchungen ftattgefunden haben, durch jede derfelben beſonders verwirft. 
2) Mehrere ald Thäter oder Anftifter an einer und derſelben ordnungs— 
widrigen Einmaifchung Betheiligte find nur in den einmaligen Betrag der Strafe 
von Rthlrn. gemeinjchaftlich zu gleichen Theilen und folidarifch verfallen, fo 
daß zwar gegen den einzelnen der ganze Betrag verfolgt werden ann, fo lange und 
foweit diefer von den Anderen nicht erlegt ift, bei gleichzeitiger le gegen 
Alle diefelben aber nur zur gemeinfchaftlichen Grlegung zu gleichen Theilen und 
mit folidarifcher Haft zu verurtheilen find’). 
Präjudiz des Plenums des Senats für Straffachen beim Ober:Tribunal 
vom 12. November 1855 wider Schlömer. 


g. 11. Nr. 1. des Zoll-Strafgefeges vom 23. Januar 1838. Schär- 
fung der Defraudationgftrafe durch Fünftliche Berbergung 
der Gegenftände beim Transport. 

Der Angeklagte hat jehr bedeutende Quantitäten Salz über die Grenze ein- 





1) Vgl. 8b. IU. ©. 126. 
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geſchwärzt. Ein Theil davon ift im Inlande auf der Eifenbahn mit Befchlag 
belegt, und zwar in einer fünftlichen, fchwer zu entvedenden Berpadung in Fäffern 
u. f. w. In Bezug auf diefen Theil ift auf die um die Hälfte erhöhte Defraus 
dationsfteafe aus 8. 11. Nr. 1. des Zoll» Strafgefeßes vom 23. Januar 1838 er- 
fannt, ohne daß dabei feitgeftellt wäre, daß viefe fünftliche Verpadung bekeits bei 
vem Transport über die Grenze, alfo bei der Einjchmuggelung felbft, attgefunven 
habe. Denn, jo wird ausgeführt, Das Geſetz unterfcheide in dieſer Hinficht nicht. 

Das Urtel ift auf die Befchwerde des en durch das DOber:Tribunal 
am 29. November 1855 wider Delbrügge (Nr. 379. II) vernichtet: 

in Erwägung: daß das Vergehen der Kontrebande von demjenigen verübt 

wird, der es unternimmt, Gegenftände, deren Einfuhr verboten ift, diefem Verbote 
zumider einzuführen ($. 1. des Zoll-Strafgefehes vom 23. Januar 1838), und das 
Vergehen der Kontrebande als vollbracht angenommen wird, wenn Gewerbetreibende 
verbotene Gegenftände an der Zollftätte nicht anmelden, fowie, wenn über verbotene 
Gegenftände, welche aus dem Auslande eingehen, vor der Anmeldung und Revifion 
on arme auf dem Transporte eigenmächtig verfügt wird ($. 6. Nr. 1. 
. 3. ibid.); 

daß daher bei dem Vergehen der Rontrebande, umd indbefondere auch der 
Salj:Kontrebande (Evift vom 10. Juni 1816 $. 6. Verordnung vom 17. Januar 
1820 $. A.) die ftrafbare Handlung in dem Einbringen verbotener Gegenftände in 
das Land befteht, und fie durch folches Einbringen vollbracht ift; 

daß als einen erfchwerenvden Umſtand dieſer ftrafbaren rg — alfo 
dies Einbringend — welcher die Schärfung der Strafe um die Hälfte begründen 
fol, das Geſetz $. 11. Nr. 1. des Zoll: Strafgefeged es anficht, wenn die Gegen- 
ftände der Kontrebande beim Transport in geheimen Behältniſſen und fonft auf eine 
fünftliche und ſchwer zu entdeckende Art verborgen worden find; 

daß deshalb der Transport, defien hier gedacht ift, Fein anderer ift, als 
derjenige, durch welchen die ftrafbare Handlung, das — der Kontrebande, 
vollbracht wird, durch welchen alſo Gegenſtände, dem Verbote zuwider, aus dem 
Auslande über die Grenze in das Land gebracht werden, daß daher die Vorſchrift 
des gedachten $. 11. Nr. 1. nur da Anwendung finden kann, wo feftgeftellt ift, 
daß auf dem Transport bei dem Kinbringen in das Land die verbotenen Gegen 
fände in folcher Art, wie fie jene Vorſchrift angiebt, verborgen worden waren. 


$. 83. der Steuer »- Ordnung vom 8, Februar 1819. $. 19. des Zoll: 
Strafgefeges vom 23. Januar 1838. Subfidiarifhe Haftung 
für die Steuerftrafen des Gefindes u. f. w. bei eigener 
Theilnabme und Berurtheilung wegen des Vergebene. 

Es ift in dem Band IM. ©. 126 mitgetheilten Nechtsfalle der Grundfag 
ausgefprochen: daß, wenn die im $. 83. der Steuer-Orpnung vom 8. Februar 1819 
oder die im $. 19. des Zoll» Strafgefeged vom 23. Januar 1838 gedachten Ges 
werbetreibenden als Anftifter der von ihrem Gefinde u. ſ. w. begangenen Berleguns 
gen der Steuer: oder Zollgefege zu einer eigenen Gelvbuße verurtheilt werden, als— 
dann ihre ſubſidiariſche Vertretungs » Verbinplichfeit für die Gelpftrafen ihres Ge— 
findes u. ſ. w. wegfällt. 

j In einem neueren Falle ift diefer von der zweiten Abtheilung des Senats 
für Strafſachen ausgeiprochene Grundjag zweifelhaft geworden, und die Entichei- 
dung der Sache deshalb an das Plenum des Senats für Straffachen beim Ober: 
Tribunal gewiefen. 

Hier führte der General-Staatsanwalt bei der Erörterung der Sache Fols 
gendes au: 

„Der $. 83. der Steuer-Ordnung vom 8. Februar 1819 beftimmt: 

Wer Brauerei als Gewerbe und Branntweinbrennerei, Weinbau und 
Tabacksbau betreibt, muß für fein Gefinde, Diener, Gewerbsgehülfen und 
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feine im Haufe befindliche Ehegattin, Kinder und Anverwandten, was die 
verwirfte Strafe betrifft, mit feinem Vermögen haften (Deklaration vom 
19. Oktober 1812), jedoch nur dann, wenn die Gelpftrafe wegen Unver: 
mögend des eigentlichen Verbrechers, ſowie auch die an deren Etelle zu 
erfennende Gefängnißftrafe nicht zur Vollziehung gebracht werden kann.“ 

„Die legtere Beſtimmung bat befanntlicd durch die Kabinets-Ordre vom 
6. Dftober 1821 eine Modifikation erlitten, worauf es hier nicht weiter anfommt. “ 

„Die Worte des Geſetzes fehliefen es nicht aus, daß der Gewerbetreibende 
auch da mit jeinem Vermögen hafte, wenn er jelbft der Anftifter der Zuwiderhand- 
lung war; denn die Strafen, für die er haften foll, find darum nicht minder folche, 
welche von den Gehülſen verwirkt find, weil er ſelbſt als Anftifter eine prinzipale 
Strafe erleidet. Allein es wird ex ratione legis argumentirt, Die Verhaftung 
des Gewerbetreibenden habe darin ihren Grund, daß derfelbe die Aufficht über 
feine Gewerbegehülfen vernachläfiigt babe, dieſer Grund treffe aber nicht zu, wenn 
der Gewerbetreibende die Gehülfen zu dem Vergehen felbft angeftiftet babe, und 
baher angenommen werden müſſe, daß dieſes Vergehen durch die erfannte Defrau: 
dationgftrafe geahmdet worden ſei.“ 

„Wenn aber fchon vie bloße culpa die civifrechtliche Haftbarfeit zur Folge 
hat, jo kann Doch dieſe Folge dadurch nicht ausgefchlofien werden, daß nicht bloße 
eulpa, jondern wirklicher dolus vorliegt.“ 

„Daß in einem folchen Falle die ſubſidiariſche Haftbarfeit beftehen bleibe 
und wegen der eigenen Theilnahme an ver Defraudation die Defraudationsftrafe 
hinzutrete, ijt Doch gewiß der ratio legis entfprechender, ald die Annahme, daß bei 
prinzgipaler Strafe gegen den Gewerbetreibenvden feine fubfiviarifche Haftbarfeit für 
‚die Strafen feiner Gehülfen wegfalle, eine Annahme, welche in allen Fällen, wo 
mehrere Gehllfen an der Defraudation Theil genommen haben, wo alfo der Ge— 
werbetreibende bei bloßer eulpa unbedenklich für die mehreren verwirften Geld» 
ftrafen haften müßte, die Folge hätte, daß er bei bewiefenem dolus vortheilhafter 
ftände, indem er nur die einmalige Strafe zu erlegen hätte. Daß diefe eigene 
Strafe eine prinzipale iſt, welche eventuell in Gefängnißftrafe verwandelt werden 
fann, ift im Sinne eines fisfalifchen Gejeges, welches hauptfächlich auf Gelpftrafen 
berechnet ift, die Uneinziehbarkeit bei Gewerbetreibenden 'gewiß die Ausnahme bildet, 
nicht in irgend einen erheblichen Anſchlag zu bringen. Die ratio legis fpricht daher 
meines Erachtens gegen die von dem Imploranten vertheidigte Anlicht, zum min- 
deften aber fpricht fie nicht fo klar für viefelbe, daß der Ausleger des Gefehes be— 
rechtigt wäre, in dafjelbe eine Beſchränkung hineinzulegen, welche die Worte un- 
zweifelhaft nicht enthalten. * 

„Das angegriffene Urtheil hat daher den $. 83. der Steuer-Orbnung vom 
8. Februar 1819 nicht verlegt, jondern richtig angewendet.“ 

Diefer Ausführung bat ſich nunmehr das Plenum des Senats für Straf: 
ſachen angejchlofien, und am 12. November 1855 wider Schlömer erfannt: 

daß die im $. 83. der Steuer» Ordnung vom 8. Februar 1819 und im 

$. 19. des Zoll: Strafgefeges vom 23. Januar 1838 angeordnete fub- 

fidiariiche Verhaftung des Gewerbetreibenden für die bei Ausübung ihres 

Gewerbes von ihrem Gefinde u. ſ. w. verwirkten Steuer: oder Zoll-De— 

fraudationgftrafen auch alsdann ftattfindet, wenn der Gewerbetreibende 

als Anftifter der verübten Defraudation zu eigener Strafe verurtheilt wird, 
und zwar in Grwägung: 

daß die Verurtheilung des Gewerbetreibenden als Anftifters zur eigenen 
Strafe nur auf Anwendung der allgemeinen dtrafrechtlichen Grunpfäge von der 
Strafbarfeit des Anftifters, die im $. 83. der Steuer-Ordnung und im $. 19. des 
Zoll-Strafgefeges vorgefchriebene ſubſidiariſche Verhaftung des Gewerbetreibenden 
für vie von feinen Leuten verwirkten Gelobußen dagegen nur ‚auf dieſer pofitiven 
Vorſchrift Des $. 83. resp. des $. 19. beruht, ohne daß dieſe ausprüdlich enthalten, 
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daß neben jenen allgemeinen ftrafrechtlichen Grundfägen dieſe ſubſidiariſche Ha 
eintreten folle, weshalb dann wohl einiger Schein dafür fpricht, daß da, wo die 
Anwendung der allgemeinen ftrafrechtlichen Grundſätze Platz greift, weil der Ge— 
werbetreibende feine Leute zur ftrafbaren Handlung angeftiftet hat, dadurch fein 
anzes Verhältniß zu der von feinen Leuten verübten Handlung ſchon mit Strafe 
Betroffen werde, und er Daher nicht noch einmal mit der fubfidiarifchen Verhaftung " 
für die Gelpftrafen feiner Leute beftraft werden fönne, vielmehr die Ausjchliegung 
diefer fubfidiarifchen Haft nur eine, der Anwendung jenen allgemeinen ftrafrechts 
lihen Grundfägen anklebende nothwendige Anwendung des anderen allgemeinen ftraf- 
rechtlichen Grundfages fei; 
daß die Stellung eines und defjelben Angeklagten zu einer ftrafbaren Hands 
lung nicht doppelt, einmal, weil er pofitiv feine Leute zu der Handlung beftimmt, 
und das andere Mal, weil er fie nicht davon abgehalten habe, beftraft werden 
fönne; Ä 
daß aber doch alles Gewicht darauf gelegt werden muß, daß die jubjidiarifche 
Verhaftung der Gewerbetreibenden für die von feinen Leuten verwirkten Geldbußen auf 
der rein pofitiven Vorfchrift des $. 83. der Steuer » Ordnung und des $. 19. des 
F ⸗Strafgeſetzes beruhet, welche ſich an keine allgemeinen ſtrafrechtlichen 
rundſätze, namentlich nicht an die von der Theilnahme an Vergehen anlehnt, 
ſondern außerhalb derſelben liegt, daher auch nicht durch deren Anwendung, wo 
diefe ftattfinden muß und fchon zu einer eigenen Beftrafung des Gewerbetreibenden 
führt, ausgejchlofien werden darf, da ſie ganz allgemein und ohne zu unterfcheiden, 
ob der Gewerbetreibende fich felbft an dem Vergehen durch Anftiftung u. ſ. w. bes 
theiligt hat, deſſen fubfiviarifhe Haft für die Geldbuße feiner Leute vorjchreibt ; 
daß die andere Anjicht zu dem unnatürlichen Refultat führen würde: daß, 
wenn mehrere unvermögende Leute des Gewerbetreibenden das Vergehen gemein 
fchaftlich verübt haben, alfo ein jeder von ihnen in die volle Strafe verurtheilt 
wird, der Herr, wen er fie angeftiftet hat, nur die einfache Geldbuße, wenn er fie 
nicht angeftiftet hat, die mehrfache zu zahlen hätte, was der Gefeggeber nicht ge— 
wollt haben fann; 
daß auch für einen anderen Fall in $. 19. des Jagdpolizei = Gejeges vom 
7. März 1850 vorgefchrieben ift: 
„Ver zur Begehung einer JagdpolizeisWebertretung füch feiner Angehörigen, 
Dienftboten, Lehrlinge oder Tagelöhner als Theilnehmer oder Gehülfen 
bedient, haftet, wenn dieſe nicht zahlungsfähig find, neben der von ihm 
felbft verwirften Strafe für die von denſelben zu erlegenden Gelpftrafen 
und den Schadenerſatz“, 
bier alfo der Geſetzgeber ausdrücklich neben der eigenen Strafe des Anftifters die 
fubfidiariihe Verhaftung defjelben für die Geldbuße feiner von ihm angeftifteten 
Angehörigen u. ſ. w. angeordnet hat, wodurch das Argument, daß er ein Gleiches 
für den Fall des $. 83. der Steuer-Ordnung und des $. 19. des Zoll-Strafgejeßes 
nicht gewollt haben könne, zerfällt. 


Art. XVIII. des Ginführungsgefepes. Nachholung der ſchieds— 
männijchen Sühne in Il. Inſtanz. 
Der erjte Richter weift die wegen leichter Mißhandlung eingeleitete Civil— 
flage durch Urtel zurüd: 
1) weil der Beweis in der Sache fetbit nicht geführt fei; 
2) weil der Sühneverfuch bei dem Ausbleiben des Klägers im Sühnetermin 
nicht gehörig ee. habe. 
Der Kläger tritt in zweiter Inſtanz neuen Beweis in der Sache jelbft 
(ad 1.) an, und bringt (ad 2,) nunmehr ein Atteft des Schiedsmannes über einen 
neuerlich nach ergangenem Urtel wiederholt abgehaltenen Sühneverfuh, unter Zu: 
ziehung des Klägers, bei. 
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Der. Appellationsrichter erachtet dieſes Atteft nunmehr für genügend, und 
verurtheilt auf Grund der neuen Beweife in der Sache ſelbſt den Oerflagten. 

Die Nichtigfeitöbefchwerde des Legteren rügt diefes Verfahren. Die man- 
gelnde Sühne hindere die Klage; der Kläger müffe nach dem neuen vervollftändig- 
ten SühnesAttefte von Neuem klagen. ine Erledigung des Mangels in ziveiter 
Inftanz fei unzuläffig. 

Die Beichwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 5. Dezember 1855 - 
in Sachen Schwarzgenberger wider Roffius (Nr. 979. 1.) zurüdgewiefen, in 
Erwägung, daß zwar nach Art. XVIN. des Einführungsgefebes vom 14. April 1851 
der Mangel einer nad) den gefeglihen Erforderniſſen angeftellten ſchiedsmänniſchen 
Sühne die Einleitung einer Klage wegen leichter Mißhandlungen oder Beleidigun- 
gen hindert; daß aber, wenn der Richter gleichwohl die Klage einleitet, und in der 
Hauptfache verhandelt hat, die Behauptung oder der Einwand der mangelhaften 
fhiedsmännifchen Sühne nach denfelben Regeln zu behandeln ift, welche die Prozeß: 
Ordnung in den $$. 62. ff. und 79. ff. Tit. 10. Th. I. Allg. Gerichts » Ordnung 
für die exceptiones litis ingressum impedientes vorfchreibt; daß hiernach, wenn 
der Richter nach 88. 63. und 80. ibid. zugleich in der Hauptfache und über einen 
folden Einwand verhandelt und erkannt, und, wie im vorliegenden Falle, den 
Kläger fowohl wegen des mangelnden Beweifes in der Hauvtjache, ald auch wegen 
des gedachten für Durchgreifend erachteten Einwandes abgewiefen hat, der Appel- 
lationsrichter befugt ift, ſowohl in der Hauptfache als über den Einwand in dem- 
jelben Maaße, wie der erfte Richter, zugleich zu erkennen. 


$. 43. Nr. 3. 8. 120. des Strafgeſetzbuchs. Nothwendigfeit der 
Einfperrung in ein Arbeitshaus gegen Verbreder unter 
. 16 Jahren. 
Die 10 jährige Angeklagte ift wegen Landftreichens, Bettelns und Dieb- 
ftahls, unter Feftitellung ihres Unterfcheidungsvermögens, aus $$. 117. 341. u. f. w. 
und $. 43. Nr. 3. zu 1 Woche Gefängniß verurtheilt. Die Nothwendigkeit gleich“ 
zeitig zu erfennender Einfperrung in das Arbeitshaus nach $. 120. ift verneint, 
weil der $. 43. den Richter in ſolchem Falle hiervon dispenfire. 
Die hiergegen erhobene Nichtigkeitöbejchwerde des Staatsanwalt ift durch 
Urtel des Ober-Tribunals vom 15. November 1855 wider Weiffe (Nr. 321. II.) 
zurüdgewiefen, in Erwänung, daß der Appellationsrichter fich mit dem erften Richter 
auf Grund des $. 43. Nr. 3. nicht für. ermächtigt erachtet hat, gegen die nur erft 
10 Jahre alte Angeklagte, von welcher jedoch feftgeftellt ift, daß Hietefbe mit Unter⸗ 
fcheidungsvermögen —— hat, bei der Anwendung des 8. 117. die Beſtimmung 
des $. 120. nicht mit zur Anwendung zu bringen; daß dies um deswillen als ge— 
rechtfertigt erjcheint, weil die in jenem $. 43. Nr. 3. ertheilte Ermächtigung, unter 
das niedrigfte Maaß der gefeglichen Strafe hinabzugehen, ſich nur dahin auffaffen 
läßt, daß «8 in das Ermeften des Richters geſtellt fein foll, auf eine niedrigere, als 
die in den Gejegen angedrohte Strafe zu erfennen; daß daher, wenn in den Fällen 
ber 88. 117—119. die gefegliche Strafe in Gefängniß von 1 Woche bis zu 3 Mo: 
naten, umd außerdem nad $. 120. für Ausländer in Landesverweilung und für 
Snländer in Unterbringung in ein Arbeitshaus befteht, der Richter befugt ift, nicht 
nur unter 1 Woche Gefängniß zu erfennen, fondern auch die Landesverweifung 
und beziehungsmeife die Unterbringung in ein Arbeitshaus außer Anwendung zu 
laſſen; daß folches ſich ſchon daraus ergiebt, daß in jenen Fällen Gefängniß von 
1 Woche bis zu 3 Monaten zufammen mit Pandesverweifung und beziehungsweife 
mit Unterbringung in ein Arbeitshnus die gejegliche Strafe bildet, und daß Die 
zulegt gedachten Maaßregeln, man mag diefelben nun als bloße polizeiliche Anord- 
nungen oder als wirkliche Strafen betrachten, fich als Zufagftrafen darftellen, welche 
eine Verſchärfung der Gefängnißftrafe enthalten, auf welche neben der legteren vom 
Richter mit zu erkennen -ift; daß mithin dann, wenn ein Herabgehen unter Das 
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niedrigfte Maaß jener gejeplichen Strafe geftattet ift, es für zuläffig gehalten wer- 
den muß, Daß das richterliche Ermeſſen dahin eintreten fann, daß nicht nur die 
Gefängnißftrafe auf eine Dauer unter einer Woche abgemeffen, fondern auch, daß 
von einer Anwendung der Zufagftrafen‘, eben weil dieſelbe eine Verfchärfung ver 
Gefängnißftrafe enthalten, ganz abftrahirt wird. 


$. 56. des Strafgeſetzbuches, Gefeg vom 9. März 1853. Reale 
Konkurrenz. | 
Durch Urtel des Ober-Tribunals vom 21. Dezember 1855 wider Reimann 
(Rr. 31. 1.) find die Vorerfenntniffe vernichtet, weil bei der Beftrafung der meh- 
reren Verbrechen der Angeklagten einfach die reale Konkurrenz erkannt ift, ohne 
dabei des Gefeges vom 9. März 1853 zu gedenken, aljo in Erwägung zu ziehen, 
ob nicht ein Grund zur Ausfchließung diefer Konkurrenz vorliege. 


$. 57. des Strafgefegbuches, Art. 131. des Gefeges vom 3. Mai 1852. 
Reduktion verfchicdener, das Maaß von 20 Jahren Frei— 
heitsftrafe überfteigender Straffeftfeßungen. 

Der $. 57. des Strafgefeßbuches jest feit, Daß auf mehrere zeitige Freis 
heitöftrafen vereinigt nicht über das Maaß von 20 reip. 10 Jahren erfannt 
werben jolle. Der Art. 131. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 ſetzt das hiernach einz- 
zufchlagende Reduftionsverfahren jet, wenn durch verſchiedene gegen dieſelbe 
Perfon ergangene Urtel diefes Maaß überftiegen worden ift. Der $. 57. hat fich 
alfo den Fall gedacht, daß gleichzeitig durch einen Richter erfannt wird, während 
der Art. 131. den Fall vor Augen bat, daß Die verfchievenen Richter, welche er— 
kannt haben, die anderweiten Beftrafungen nicht gekannt haben. In dieſem Falle 
muß daher nachträglich von einem diefer Richter ein befonderes Reduktionsverfah— 
ren bewirkt werden. Borausfegung ift Dagegen auch in diefem Falle, daß die Mögs 
lichfeit einer gleichzeitigen (vereinigten) Verurtheilung wenigftend vorgelegen 
haben müffe, vaß alfo z. B. alle die ftrafbaren Handlungen, wegen Deren die vers 
jchiedenen Erkenntniſſe ergangen find, zu einer Zeit verubt worden, bevor das erfte 
diefer Erfenntniffe ergangen war. Ueber den Sinn und die Ausführung dieſer 
Vorſchriften ift folgender Nechtsfall anzuführen: 

Der Angeklagte hat: 

1) im Juni 1852 und im Sommer 1853 verfchiedene ſchwere Diebjtähle im 
wiederholten Rüdfalle; 

2) am 26. September 1852 einen Naub, und 

3) am 10. September 1852 einen Raub mit Waffen verübt. 

Wegen diefer verjchievenen Verbrechen ſchwebten drei verjchiedene Unter: 

fuchungen in den drei verfchiedenen foris delieti commissi, Und es wurde 
ad 1. am 26. April 1854 zu 8. auf 10 Jahre Zuchthaus, und 
ad 2. am 16. Januar 1855 zu P. auf 10 Jahre Zuchthaus gegen den Ange: 
klagten erfannt. 

Nunmehr lag die Aburtelung des ad 3. gedachten Raubes bei dem Schwur- 
gericht zu B. vor, die Gejchiworenen fprachen das Schuldig wegen des Raubes 
mit Waffen ($. 232. Wr. 1.) aus. Der Gerichtshof erkannte hierauf am 26. Okto— 
ber 1855: 

daß der Angeklagte des Raubes jchuldig, auf dieſes Verbrechen jedoch) die 

durch die Erfenntnifje der Gerichte zu X. und P. (oben ad 1. 2.) ausge— 

fprochenen Zucthausftrafen von zuſammen 20 Jahren anzurechnen, 
indem er anerfannte, daß Über alle 3 Verbrechen gleichzeitig hätte erfannt werden 
fönnen, und Died nur aus zufälligen Umfjtänden nicht gefchehen fe. Auf eine 
felbftftändige Strafe zu erfennen, hält er ſich unter diefen Ihmftänden, und da ihm 
zur Zeit der Urtelsfällung befannt geweien, daß der Angeklagte durch die beiden 
früheren Urtel bereitö zu der hoöchſten zuläfjigen Strafe von 20 Jahren verurtheilt- 
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fei, nah 8. 57. nicht für berechtigt; denn der Art. 131. fege voraus, daß allen ers 
fennenden Richtern die bereits erfolgte Verurtheilung durch andere Urtel unbekannt 
geweſen fei, indem es nur alsdann möglich fei, daß verfchiedene das Maaß von 
20 Jahren überfteigende Urtel vorlägen. s 

Auf die Nichtigkeitsbefchwerde des Staatsanwalts, welcher inabefondere 
rügt, daß nicht auf Strafe erkannt fei, ift diefes Erfenntniß von dem Ober: Tri: 
am. am 18. Januar 1856 wider Müller (Nr. 61. 1.) vernichtet, und es ift 
erfannt: 

daß der Angeklagte wegen Raubes (des oben ad 3 gedachten) zu 10 Jah— 
ven Zuchthaus zu verurtheilen, diefe Zuchthausftrafe von 10 Jahren 
jedoch nur zu vollftreden, infofern und infomweit als die durch die beiden 
Ürtel der Schwurgerichtshöfe zu L. vom 26. April 1854 und zu SB. vom 
16. Januar 1855 gegen den Angeklagten erfannten Strafen von refp. 
10 Jahre Zuchthaus und 10 Jahre Zuchthaus nicht zur Vollſtreckung kom— 
men follten. 

In den Gründen wird bemerkt, daß fein Hinderniß entgegenftehe, daß ber 
Schmwurgerichtöhof als legter von den drei erfennenden Richtern, und indem er ges 
funden, daß durch die beiden früheren Urtel vom u. |. w. das zuläfftge Maaß von 
20 Jahren bereits erfchöpft geweſen fei, fich fofort in feinem Urtel auf denjenigen 
Standpunft geftellt hätte, welchen er hiernächſt nach Art. 131. einzunehmen gehabt 
haben würde, wenn es fich namlich um die Reduktion von drei durch drei Erkennt: 
niffe jelbftftändig erkannten Strafen gehandelt hätte; daß dies jedoch nicht in der 
gewählten Form, nach welcher Überhaupt von ihm auf gar feine Strafe erkannt, 
diefelbe vielmehr auf die erfannten Strafen von rejp. 10 und 10 Jahre Zuchthaus 
angerechnet worden, gefchehen durfte; daß vielmehr ganz unabhängig von dieſen 
bereits erfannten Strafen und nach unbefchränktem Erineffen von om auf Strafe 
für das jetzt vorliegende Verbrechen hätte erfannt, und ſodann erſt die ihm im 
Art. 131. beigelegte Befugniß hätte ausgeübt werden müffen; daß fi die Noth— 
wendigfeit dieſes Verfahrens einmal daraus ergebe, daß die Feftfegung einer 
Strafe überhaupt, die nicht aus anderen Gründen aufgehoben wird, der nothwen— 
dige Ausdruck der Geſetzesanwendung auf die Schulvigerflärung des Angeklagten 
ift, fovann aber daraus, daß, wenn der legte der drei erfennenden Richter ſich auch 
fofort auf den Standpunft des Art. 131. ftellen darf, er doch auch durch fein Urtel 
zugleich den in diefer Vorſchrift vorausgefegten Fall, daß nämlich verfchiedene das * 
Geſammtmaaß von 20 Jahren Freiheitsftrafe überfteigende Berurtheilungen vors 
liegen, wirklich ausdrüden muß; daß nun, wenn hiernach verfahren und eine feldft- 
ftändige Strafe für das vorliegende Verbrechen gegen den Angeklagten erkannt wird, 
die Form für die Reduktion des Geſammtſtrafmäaßes aller Erfenntniffe auf das im 
$. 57. vorgefchriebene Strafmaaf zugleich den Fall vorfehen muß, daß eine der 
drei erfannten Strafen durch Reftitution oder Begnadigung in Weg» 
fall, alfo nicht zur Vollſtreckung fommen fann. 


$. 89. des Strafgefepbuches. Widerftand mit Gewalt gegen 
einen Beamten bei Weberfchreitung der Befugniffe des 
legteren. 

Der Kreid:Erefutor ift vom Landrath beauftragt, 3 Rthlr., welche der U. 
ſchuldete, aus den Pachtgeldern einzuziehen, welche der Angeklagte an diefen leßtes 
ren zu entrichten hatte. Da der Angeklagte nicht zahlt, auch behauptet, dem A. 
feine Pachtgelder ſchuldig zu fein, pfändet der Erefutor ihm cinen Schlitten ab, 
und erfährt hierbei gewaltfamen Wiverftand des Angeklagten. Der Appellationss 
richter fpricht denfelben von der Anklage aus $. 89. frei. Denn der Erefutor habe 
nicht den Auftrag gehabt, wenn der Angeklagte die beizutreibende Summe nicht 
freiwillig zahlen, over feine Verbindlichkeit over Schuldigfeit verabreden follte, dem- 
jelben Pfandſtücke wegzunchmen, wozu auch das Landrathsamt feinen Auftrag Habe 
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ertheilen fönnen. Sobald alfo der Angeklagte feine Zahlung leiftete, Habe der Exe— 
futor nur an das Landratsamt berichten fünnen, fein Auftrag aber jei mit ver 
Erklärung des Angeklagten, Feine Pachtgelder zu ſchulden, beendigt; die Auspfän- 
dung ſei ohne Auftrag ausgeführt, ſonach nicht ald Amtshandlung zu betrachten, 
und der Erefutor nicht als in feiner Eigenfchaft ald Beamter handelnd zu erachten. 
Gegen eine Privatperfon, als welcher hiernach der Erefutor nur zu erachten gewes 
fen, habe der Angeklagte fein Eigenthum fchügen dürfen. 

Der Ober: Staatsanwalt führt aus, daß bei Anwendung des $. 89. der 
Umftand, ob der Landrat die Erefution zu verfügen berechtigt gewefen fei, oder 
nicht, gleichgültig fei, und daß der Erefutor dadurch, daß Einwendungen gegen feis 
nen Auftrag zulafjig gewejen, unmöglich feine Amtsqualität verloren haben könne. 

Die Beſchwerde ift indeß durch Urtel des Ober-Tribunald vom 7, Dezember 
1855 wider Sregiehn (Nr. 1122. 1) zurüdgewiefen, weil nach der Feftftellung 
des Appellationsrichterd der Erefutor die Auspfändung felbft ohme Auftrag auss 
gerührt, und ſich mithin nicht in ver Vornahme einer Amtshandlung befunden habe, 
der $. 89. mithin nicht anwendbar fei. 


$. 89. des Strafgeſetzbuches. Widerftand gegen Beamte bei 
Amtshandlungen, welde Befigftörungen Find. 

Es befteht ein Eigenthumsftreit zwifchen der Dorfichaft ©. und dem Königs 
lichen Fisfus über eine Fläche Sandbodens, weldye fih entweder durch Anfpülen 
oder Inſelbildung am Kurijchen Haff, und zwar als Anſchluß an dasjenige Delta 

ebilvet hat, welches zwifchen den beiden Armen des Skirwith » Stromes bei ihrer 
ündung in dieſes Haft liegt, und welches der Dorfſchaft ©. gehört. 

Die bäuerlihen Wirthe zu ©. behaupten das Eigentbum dieſes Vorlandes 
an dem jo eben gedachten Delta, und den jüngften fchon vor dem Jahre 1853 durch 
Viehhütung und Weidenbepflanzung beitandenen Befig deſſelben. Im Auguft 1853 
bat der Forfter Golz im Auftrage der Königlichen Regierung zu Gumbinnen 
Weidenpflanzungen auf diefem Vorlande angelegt, in der erflärten Abficht, Dadurch 
für den Königlichen Fisfus Befig ergreifen zu, wollen. Die bäuerlichen Wirthe 
meldeten am 13. Oktober 1853 die Poffefforienklage gegen den Fiskus mit Bezug 
auf diefe Befighandlungen an, begründeten die Klage am 19. November und ers 
ftritten am 5. Dezember 1854 ein Urtel, durch welches fie unter Anerkennung der 
. SThatfache, daß fie fich bereitd vor dem Auguft 1853 im Befige des Vorlandes bes 
funden, in diefem Beſitz gefchügt wurden, und Fiskus verurtheilt wurde, fich jeder 
Störung dieſes Befiges zu enthalten und die gepflanzten Weidenfeplinge herauszus 
nehmen. Die Nichtigfeitsbefchwerde des Fisfus gegen dieſes Urtel ijt durch das 
Urtel des Ober-Tribunals am 29. Juni 1855 verworfen. 

Nah der Anklage nun haben die bäuerlichen Wirthe nad) dem Auguft 1853 
gleichfalls begonnen, das ftreitige Borland mit Weiden zu bepflanzen. Am 17. No- 
vember begab ſich der Förfter Golz dahin, um dies zu verhindern, begann Die ges 
pflanzten Stedlinge der Wirthe wieder auszuziehen, und erfuhr hierbei durch Die 
3 Angeklagten, welche zu den damals dort verfammelten Wirthen gehören, in der 
Art thätlihen Wiverftand, daß er von ihnen feitwärts mit der Schulter fortgeftoßen 
wurde. Der erjte Richter ftellt dies, ferner, daß der Förfter Golz im Auftrage 
feines Borgejegten, des Oberförfterd U., gehandelt habe, thatfächlich feft, und ftraft 
daher Die 3 Angeklagten wegen Widerftandes gegen „die Staatsgewalt“ jeden mit 
14 Tagen Gefängnig aus $. 89. Auf die Appellation der 3 Angeklagten hat das 
Appellationsgericht am 29, September 1855 ohne neuen Beweis auf Freifprehung 
erfannt. Durch die Urtel vom 5. Dezember 1854 und 29. Juni 1855 feien die 
bäuerlihen Wirthe im Befige des Vorlandes gefhügt; daſſelbe liege eine halbe 
Meile von der Königlichen Forſt ab, und erftrede fi) daher an und für fich Die 
amtliche Wirkjamfeit des Förfters nicht auf daſſelbe in feinem Falle in der aus: 
geübten Art, weil jene Wirkſamleit felbft auf das Haff, von dem das Vorland ent; 
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fanden fein folle, nur in Betreff des auf dem Haff dem Fiskus zuftehenden Jagd⸗ 
rechts in Anfpruch genommen werde, die Handlungen des Golz durch Hinderung 
der Angeklagten an der Bepflanzung daher nicht innerhalb der Amtsbefugniß des 
Golz gelegen hätten. Der Golz hätte fich daher gegenüber den in ihrem Befige 
geftörten Wirthen zur Vornahme feiner Handlungen ald Amtshandlungen legitis 
miren müflen. Dies habe er nicht gethan; fich vielmehr auf den mündlichen 
Auftrag ſeines Vorgejegten berufen. Seine Handlungen feien daher nicht als 
Amtshandlungen zu betrachten gewejen. Endlich habe der Golz die Wirthe durch 
feine Handlungen in ihrem Beibe geftört, und der demfelben geleiftete Widerftand 
müffe, da er nur den Schuß dagegen bezwedt habe, für einen gerechtfertigten bes 
trachtet werden. Gitirt ift hierbei $. 141. Tit. 7. Th. LA. 2. 9 
Die Richtigkeitsbeſchwerde des Ober-⸗Staatsanwalts führt Folgendes aus: 

Die Wiverfeplichfeit habe am 9. November 1853, alſo ein Jahr vor dem Poſſeſſo⸗ 
riensUrtel, ftattgefunden. Die Legitimation des Golz fei von den Angeklagten nicht 
bezweifelt, denn fie hätten darauf ihre Klage gegen den Fisfus geftügt; diefelbe fei 
auch im Prozeſſe von der Königlichen Regierung atteftirt. Der Mangel einer fchrift- 
lichen Legitimation fei gleichgültig. Die Abficht, ihren Befig zu fchügen, rechtfer— 
tige nicht ein Stoßen des Beamten, alfo Gewalt gegen denjelben durch die Anges 
flagten. Der $. 142. Ti. Th. I. Allg. Landrechts finde nie Anwendung auf 
Privatpartheien in ihrem Berhältniffe zum Fiskus, da hier immer der Weg der 
Beſchwerde an die höhere Inftanz offen ftehe; jedenfalls geftatte $. 143. ibid. nur 
erlaubte Selbfthülfe, niht Handlungen und Angriffe, welche dem Strafgefeße unters 
lägen, zumal gegen Beamte, die auf Befehl ihrer Borgefepten gehandelt hätten. Daß 
die Handlungen ver Angeklagten gegen den Förfter in der That zum Schuge ihres 
Befiges nicht möthig geweſen, —* am beſten der Ausgang des Poſſeſſorien-Prozeſſes, 
den keinesweges ihren hier angeflagten Gewalthandlungen zu danken — 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde iſt durch das Urtel des Ober-Tribunals vom 
21. Dezember 1855 wider Kiebert und Genoſſen (Nr. 1159. 1.) zurückgewieſen, 
in Erwägung, daß nad) der Feftftellung der Richter der Befig und das Eigenthum 
des Borlandes zwifchen den Mündungen des Sfirwith - Stromes in das Kuriſche 
Haff zwifchen dem Fiskus und den bäuerlichen Wirthen zu ©. ftreitig ift; die letz— 
teren aber durch die Urtel vom 5. Dezember 1854 und 29. Juni 1855 in dem 
Befige gegen den Fiskus gefchügt find, der letztere auch verurtheilt ift, fich jeder 
Belisftörung der Kläger zu enthalten; daß hiernach im Givilprozefie die Handlun- 
gen, welche der Förſter Golz im November 1853 gegen die bäuerlichen Wirthe in 
ihrer Benugung und Befigausübung des gedachten Vorlandes vorgenommen hatte, 
ald eine Verlegung des den Klägern — Beſitzes anerkannt ſind; 

in Erwägung, daß dem Königlichen Fiskus in ſeinem Rechtsverhältniſſe zu 
Privatperfonen, insbefondere in feinen NRechtsftreitigfeiten mit denjelben, Feine grös 
Beren Rechte, als allen Unterthanen im Staate zuftehen, foweit foldye Aa 
nicht durch befondere Privilegien beigelegt find ($. 76. Tit. 14. Th. 2. Allg. Yand» 
rechts), daß derſelbe alſo nicht befugt ift, die Rechte der Stautsgewalt, insbefondere 
die den öffentlichen Beamten, als Organen der Staatögewalt, zuftehende Autorität 
zum Zwede der Durchführung feiner Rechtsanfprüche gegen Privatperfonen in Ans 
fpruch zu nehmen; 

in Erwägung, daß der $. 142. Tit. 7. Th. I. Allg. Landrechts geftattet, 
zum Schuße des Beliges gegen gewaltfame Störungen deffelben Gewalt anzuwens 
den; daß mithin, wenn bei einem Befigftreite zwifchen dem Königlichen Fisfus und 
Privatperſonen die Störung des Befiges der legteren durch Königliche Beamte, 
wenn auch im Auftrage ihrer vorgejegten Behörden, gefchieht, die Abwendung der 
Gewalt durch gewaltfamen Widerjtand, und joweit derjelbe allein zum Zwede der 
Abwehr erfolgt, nicht ohne Weitered unter den Thatbeftand des $. 89. des Straf- 
** faͤllt, weil dadurch eben die Autorität der Beamten zum Zwecke ver 

chführung von Rechtsanfprüchen dienen würde; 
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in Erwägung, daß im vorliegenden Falle feftgeftellt ift, daß die Hanblum- 
gen des Förſters Golz unbefugte Befisftörungen gewefen find, und daß die 
— — der Angeklagten nur zum Zwecke des Schutzes dagegen verübt ſind, 
und ein Exzeß dabei über dieſen Zweck hinaus weder behauptet, noch feſtgeſtellt iſt; 
daß der Umftand aber, daß die Handlungen im — 1853 verübt End, wäh- 
rend erft durch die jpäteren Urtel im Givilprozefje die Handlungen des Förfters 
Golz ald Befigftörungen anerfannt find, völlig einflußlos ift, weil jedenfalls fo- 
viel dadurch feftfteht, Daß vom civilrechtlichen Standpunfte aus der Widerftand ein 
erechtfertigter war, in ſolchem Falle aber die ftrafrechtliche Beurtheilung durch bie 
ntjcheidung des Givilrichterd beftimmt wird; 
in Erwägung endlich, daß der $. 142, cit. zwar die Anwendung der Ge- 
walt bei der Abwehr gewaltfamer Befigftörungen davon abhängig gemadt ift, daß 
der Berluft ein umerfeglicher gewefen und die Hülfe Des Staates zu fpät fommen 
würde; daß es jedoch in diefer Hinficht an einer jeden thatfächlichen Feſtſtellung 
fehle, um die Unrechtmäßigfeit des Widerftandes von dieſem Geſichtspunkt aus 
anzunehmen. 


$. 96, des Strafgefegbuches. Strafe des intellektuellen Urhe- 
bers der Meuterei. 

Durch das Verdikt ift feftgeftellt, daß der Angeklagte durch Weberredung, 
Verfprechungen und Drohungen feine Mitgefangenen beftimmt hat, mit gemein- 
famen Kräften einen gewaltfamen Ausbrud aus dem Gefüngniffe mit Berübung 
von ewaltthätigkeiten an Sachen zu verüben, und daß hierauf dieſer Ausbruch 
mit Gewalt verfucht worden ift. 

Die Thäter find hierauf aus $. 96. Abſatz 2. zu 2 Jahren Zuchthaus, der 
Angeklagte als intelleftueller Urheber Diefed gewaltfamen Ausbruches aber nur aus 
Abſatz 1. ibid. zu 18 Monat Gefängniß verurtheilt. Der Schwurgerichtshof geht 
hierbei von der Anficht aus, daß, da der 8. 96. in feinen beiden Abfägen zwifchen 
denjenigen Meuterern, welche Gewalt an Sachen oder Perfonen verüben, und den- 
jenigen, welche ſolche Gewalt nidyt verüben, unterjcheide, zu den leßteren immer 
auch diejenigen mitzurechnen feien, welche nur intelleftuell, nicht aber phyſiſch bei 
der Verübung der Gewalt mitgewirkt haben, daß alfo rüdjichtlich dieſer intellef- 
tuellen Theilnehmer dem allgemeinen Grundfage der $$. 34. und 35., daß auf ben 
Theilnehmer dafjelbe Strafgeſetz, wie auf den Thäter, anwendbar fei, durch ven 
5. 96. Abſatz 1. derogirt werde; daß jedoch diefe Abweichung des $. 96. von dem 
$. 35. nur auf Gefangene in der Gefangenen »Anftalt zu beichränfen fei, wogegen 
der Fall fehr wohl denkbar jei, daß Perſonen, weldye nicht Gefangene find, und 
fi außerhalb der Gefangenen - Anftalt befinden, ſich der Theilnahme am gewalt« 
famen Ausbruche ſchuldig machen, und dadurch der Strafe des Abſatzes 2. des 
8. 96. verfallen. Wollte man den $. 35. auf Gefangene, welde an einem gewalt- 
famen Ausbruche nur intelleftuell theilncehmen, anwenden, und daher auch gegen fie 
die Strafe des $. 96. Abfag 2. anwenden, weil derjenige, welcher fih an einem 
Komplotte zum gewaltfamen Ausbruche betheiligt, immer auch ITheilnehmer am ge- 
— Ausbruche ſelbſt im Sinne des 8. 34. ſei, und daher der Strafe des 
$. 96. Abfag 2. unterliege, die Strafandrohung des $. 96. Abjag 1. ganz müßig 
daftehen würde, 

Auf die Nichtigkeitöbefchwerde des Stantsanwalts ift dieſes Urtel des 
— —*88—* durch Urtel des Ober-Tribunals v. 16. Jan. 1856 wider Fiſcher 
(Nr. 1120. 1.) vernichtet, und es ift der Angeflagte aus $. 96. Abfag 2. zu zwei 
Fahren Zuchthaus verurtheilt; in Erwägung: daß der gedachten Ausführung des 
Schwurgerichtshofes —— daß die Vorſchriften der 88. 34. und 35. allge- 
mein find, und als folche in allen Fällen ihre Anwendung finden müffen, wo das 
Sirafgefeß diefe Anwendung nicht ausprüdlich ausfchließt, daß eine ausdrüdliche 
Ausſchließung der erwähnten allaemeinen Vorſchriften über Theilnabme an einem 
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Verbrechen oder Vergehen im 8. 96. fich nicht findet, auch aus der in diefem Ge: 
jeße gebrauchten Bezeichnung „Theilnehmer“ nicht gefolgert werben kann, da dieſe 
Bezeichnung nicht den im $. 34. gedachten Thatbeftand der Theilnahme in fich 
fchließen, vielmehr nur diejenigen Perſonen andeuten foll, welche bei dem feiner 
Natur nach nur von mehreren Perfonen gemeinschaftlich auszuführenden Verbrechen 
der Meuterei fich felbft betheiligt haben; daß es aber auch an einem jureichenden 
inneren Grunde zu der Annahme fehlt, der Gefeggeber habe gewollt, daß eine Per- 
fon, welche, ohne jelbft bei dem Ausbruche Gewaltthätigfeiten verübt au haben, doch 
ihre Genoſſen durch Ueberredung, Verjprechen und Drohungen zur Berübung eines 
mit gemeinfchaftlichen Kräften auszuführenden gewaltfamen Ausbruchs beftimmt hat, 
und welche alſo als intelleftueller Urheber der Meuterei und der dabei verübten 
Gewalt anzufehen ift, blos deshalb, weil $. 96. die Meuterer, welche felbit feine 
Gewalt verübt haben, mit einer milderen Strafe bedroht, nicht ald Theilnehmer im 
Sinne der $$. 34. 35. an dem fchwereren, jedoch von ihm beabfichtigten Verbrechen 
angefehen und beftraft werben folle. 


$. 105. des — —— Annahme ausländiſcher Titel, 
und unbefugte Bedienung derſelben innerhalb Landes. 

Der Angeklagte, ein Preuße und in Preußen wohnhaft, hat von dem Groß» 
—* von Mecklenburg⸗Schwerin den Titel „Sanitätsrath Sr. Königlichen Hoheit 
des Großherzogs von Medlenburg- Schwerin” erhalten. Die von ihm bei des 
Königs von —5 Majeftät nachgeſuchte Erlaubniß zur Annahme dieſes ihm 
verlicehenen Titels ift nicht bewilligt, und es ift ihm dies befannt gemacht. Er hat 
fich jedoch nachher dieſes Titels gleichwohl bedient, und ihn feiner Unterfchrift beis 
gerügt. Der Appellationsrichter Ipricht ihn jedoch von der aus $. 105. erhobenen 

nflage frei, weil derjelbe den Titel nicht unbefugt angenommen habe, da® 
Bedienen ausländifcher Titel ohne Genehmigung des Königs aber im $. 105. 
mit Strafe nicht bedroht fei. Auf eine Erörterung des in zweiter Inftanz erhobes 
nen Einwandes des Angeklagten, daß er zugleich Medlenburgifcher Staatsbürger 
und Unterthan fei, ift aus dieſem Grunde gar nicht eingegangen. 

Auf die Befchwerde des Ober - Staatsanwalts it von dem Ober - Tribunal 
am 10. November 1855 wider Bahrs (Nr. 333. I.) vernichtend und auf Zurüds 
weifung der Sache in die zweite Inftanz zur thatfächlichen Erörterung diefes Ein- 
wandes erkannt: 

in Erwägung: daß zu den wejentlichen Hoheitörechten, zu den Majeftäts- 
rechten ed gehört, Standeserhöhungen, Staatdämter und Würden zu verleihen 
(vergl. Allg. Landrecht I. Tit. 13. $. 7. Berfaffungs Urkunde vom 31. Janıar 
1850 Art. 50. ad 4.); 

daß das Verhältniß fouverainer, von einander — Staaten es 
nach den Grundfägen des Voͤlkerrechts mit ſich bringt, daß die Ausübung ſolcher 
Hoheitsrechte fih nur auf die eigenen Angehörigen eines jeden Staates ertrede; 

daß deshalb auch fein Unterthan von einer fremden Macht, ohne Erlaubniß 
feines Landesheren, Standeserhöhungen, Rang, Titel oder Charakter und Orden 
annehmen oder führen darf; 

daß Died insbefondere auch in der Preußifchen Geſetzgebung, wie in Bezug 
auf Standeserhöhungen (Allg. Landrecht II. Tit. 9. $. 13., Anhang $. 118.), fo 
auch in Bezug auf Verleihung und Annahme eines Titeld oder Charakters (vergl, 
Allg. Gerichts-Ordnung 1. 2. $. 61. Allg. Landrecht II. 11. $. 286., Verordnung 
vom 27. DOftober 1810 Gef.-Samml. ©. 9 ad 6.) anerkannt ift’); 

daß auch der Entwurf des Strafgefeßbuches von 1843 und von 1847 neben 


1) Conf, aud ad vocem „Charalter“ WU. ©. ©. J. 2. $$. 54. 83. 103, 1.3. ©. 30, 
1. 10. $. 149 b. II. 7. —* UL. R. 11 $. 558. 11. 8. $$. 778, 941. 1. 10, $. 109, I. 20, 
$5. 609. 614. Hypoth. Ordn. 1. $. 41 
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den Strafvorfchriften der 88. 477. Alinea 1. resp. 321. diefer Entwürfe tiber un- 
befugte Anmaaßung von Titeln u. ſ. w. eine befondere Strafbeftimmung gegen 
Preußiſche Unterthanen aufnehmen wollte, die ohne Genehmigung des Königs oder 
der fompetenten inländijchen Behörde fih ausländifcher Titel bedienen, fofern 
jene ſchon zur Zeit der Erwerbung diefer Auszeichnung Preußifche Unterthanen 
waren (Entwurf von 1843 $. 477. Alinea 2. von 1847 $. 438.); 

daß zwar das Ötrafgefegbuch eine folche befondere Strafvorfchrift nicht 
enthält, in dem $. 105. deſſelben aber auch jene erftgedachten Beftimmungen der 
Entwürfe von 1843 8. 477. Alinea 1. und von 1847 $. 321. dergeftalt eine ab» 
eänderte Safung erhalten haben, daß Darunter auch der Fall der leßtgedachten Be— 
—— des Entwurfes von 1843 8. 477. Alinea 2. und von 1847 8. 438. 
fällt’). 


88. 123. 241. des Strafgejegbuches. Münzverbrechen und nicht 
Betrug durch Ausgeben falfhben Geldes mit der Kennt- 
niß der Falfchheit. 
Der erfte Richter ftraft wegen Betruges aus $. 241, weil die Angeklagten 
3 falfche TIhalerftüde mit der Kenntniß der Falfchheit ausgegeben haben, jedoch 
nicht feftzuftellen fei, daß ſie Diefelben als Acht empfangen haben, und deshalb der 
g. 123. nicht anzuwenden fei. 
Der Appellationsrichter ftraft Dagegen aus $. 123., weil diefer lediglich 
als Gegenfag gegen den $. 122. aufzufafien, und es hiernach gleichgültig fei, wie 
derjenige, welcher falſches Geld wiſſentlich ausgebe, in deſſen Belig gefommen, wenn 
er es nur reblich erworben habe; dieſes wifjentlicye Ausgeben als unächt erfannten 
Geldes zwar auch einen Betrug enthalte, der Gejeggeber diejes aber bei Abmefjung 
der Strafe des $. 123. berüdjtchtigt habe, und dieſe Art des Betruges milder als 
fonft beftraft wiſſen wolle. 
Die hiergegen erhobene Nichtigkeitsbejchwerde der Angeklagten ift durch 
Urtel des Ober-Tribunald vom 6. Dezember 1855 wider Liechmann (Nr. 357. 11.) 
zurüdgewiefen, indem die Worte des $. 123.: 
„Wer falfches oder verfälfchtes Geld als ächt empfängt u. f. w.“ 
den Gegenfag gegen den jchiwereren Fall des 8. 122.: 
„Wer falfches oder verfälfchtes Geld an fich bringt u. ſ. w.“ 
bilden, fo daß der $. 123. und nicht der $. 242. auf alles wiffentliche Ausgeben 
falfchen oder verfäljchten Geldes, welches nicht unter das jchwerere Strafgeſetz des 
. 122. fällt, Anwendung findet, ohne Unterfchied, ob der Beweis, daß der Ange— 
tagte daſſelbe ald Acht einpfangen oder nicht, geführt worden ift, wenn nur gegen 
ihm nicht feftgeftellt ift, daß er Dafjelbe als unaͤcht an ſich gebradt hat. 


ss. 126. 56. des Strafgefegbudhes. Wiederholter Meineid durch 
mehrfache Zeugenvernehmung in derfelben Sade. 
Der Angeklagte war ald Defenfionalzeuge benannt, und befundete bei feiner 
eivlichen Vernehmung am 5. — 
daß er zur Zeit des Vorfalls bei der Scheune vorübergegangen, durch 
einen Rig des Thores — und bemerlt habe, daß von Anton 
Lange und Joſeph Fünffe Weizen in einen Sad geſchüttet worden fei. 


Bei feiner zweiten Vernehmung am 19. Oftober (in derfelben Inftanz) der 


ponirte er: 
daß er damals die Gebrüder Zuchantke in ver Scheune nicht ges 
ſehen habe. 
Die Nichtigkeit diefes Zeugniffes verficherte er auf feinen früher am 5. Auguft 
bereitö geleifteten ——* 





1) Materialien Bb. I. S. 175. 
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Er ift nun duch Verdikt der Geſchworenen fchuldig erflärt: 

1) am 5. Auguft in der Unterfuhung wider Zuchantfe ald Zeuge wiffent- 

lich ein falfches Zeugniß mit einem Eide befräftigt; ' 

2) am 19. Dftober in derfelben Unterfuchung als ei e eine Verficherun 

unter Berufung auf den am 5. Auguft geleifteten Eid wifjentlich falf 

‚ abgegeben zu haben. 

Der Schwurgerichtöhof hat ihn wegen wiederholten wiffentlichen Mein- 
eided aus 88. 56. und 126. zu 6 Jahren —2 verurtheilt, indem reale Kon— 
furrenz zweier ſelbſtſtändiger Meineidsverbtechen vorliege. 

Ser Angeklagte legt die Nichtigkeitsbeſchwerde ein. Bei Prüfung derfelben 
war es unzweifelhaft, daß die Frage, ob. ein wiederholte oder nur ein fortgejehtes 
Berbrechen vorliege, vorzugsweife durch die Gefchworenen zu beantworten gewefen 
wäre, da fie hauptfächlidh eine thatfächliche Grundlage hat. Da nun der That- 
beftand des fortgefegten Verbrechens nicht eigentlich feitgeftellt war, fo fchien es, 
als ob für beide Handlungen nur Die gr des Begriffes eines wiederholten 
Berbrechend übrig bliebe. Allein, obwohl fi nicht leugnen läßt, daß von demfel« 
ben Zeugen in derjelben Sache ein mehrfacher Meineid durch ein mehrfach von 
ihm abgelegtes Zeugniß begangen werden kann, 3.8. wenn er nach und nach von 
verfchiedenen Partheien oder Prozeß: nterefienten über verfchievene Gegenftände als 
Zeuge vorgeichlagen wird, jo muß doch dann, wenn er in derſelben Sache von 
derfelben Parthei über denjelben Gegenftand vorgefchlagen wird, und dann zufällig 
nur in getrennten, der Zeitfolge nach auseinander liegenden, Terminen vernommen 
wird, die Einheit des Zeugniſſes, alfo auch des Verbrechens des Meineides ange: 
nommen werden. Denn ver Umjtand, daß der Akt der Eidesleiftung, der im erften 
Termine vollftändig erfolgt war, in den fpäteren Terminen durch Berufung refp. 
Hinweifung auf jenen Eid immer veproduzirt wird, rechtfertigt es noch nicht, des— 
halb fo oft, als die Bernehmung und diefe Berufung auf den Eid erfolgte, einen 
wiederholten Meineid anzunehmen, weil ja nicht diefer Aft der Eidesleiftung allein, 
rejp. der Berufung auf denjelben, jondern nur feine innere Verbindung mit dem 
Zeugniffe, welches er befräftigen foll, ven Thatbeftand des Verbrechens bildet, die 
Einheit des Zeugnifjes alfo überwiegend über die Mehrheit der Eidesleiftungen ift. 
Man würde fonft zu widerfprechenden Nefultaten gelangen. Da, wo nad den 
Prozeßgefegen der Eid nach dem geleifteten Zeugniffe abgenommen wird, müßte in 
demjelben Termine ein mehrfacher Meineid angenommen werden, wenn 34. B. der 
Zeuge unmittelbar nach feiner Vereidung noch über dieſen oder jenen bisher über- 
fehenen Umftand befragt wird, oder freiwillig über einen von ihm angeblich ver- 

effenen Umftand Anzeige macht, dieſe Nachträge zu feinem Zeugniffe aber, ver 
Borfcprift gemäß, unter Hinweifung reſp. Safe auf den joeben bereitd abge- 
leifteten Zeugeneid abgiebt, während da, wo nach den Prozeßgeſetzen der Eid vor 
der Zeugenvernehmung abgeleiftet wird, jeder ki Nachtrag von felbft, und ohne 
befondere- Reproduktion auf den in demfelben Termine vorab geleiteten durch Hin- 
weifung auf denfelben, unter jenen fällt. 

Das Ober-Tribunal hat am 30. November 1855 wider Ludwig (Mr. 1101. 1.) 
auf Vernichtung des Urteld und Beftrafung des Angeklagten zu 3 Jahren Zucht: 

aus wegen eivlicher Bekräftigung eines wifjentlich falſchen Zeugniſſes erfannt, in 
wägung, daß in dem duch das Verdikt feitgeftellten Thatbeftande nicht, wie das 

Schwurgericht unterftellt, mehrere durch verfchiedene jelbftftändige Handlungen be- - 

gangene Verbrechen enthalten find, welche die Anwendung des $. 56. des Straf- 
efegbuches rechtfertigen, vielmehr nur angenommen werben fann, daß der Ange— 
agte bei feiner zweimaligen —— in —— Unterſuchung ein falſches 

Zeugniß in einer Strafſache mit einem Eide wiſſentlich befräftiget Habe; daß in 

dieſer Weife von der Anklage die beiden Erklärungen aufgefaßt und nicht ald wieder⸗ 
olte Verbrechen qualifizirt werden, auch in den, den Gefchworenen vorgelegten, Fragen 
ch Feine Umftände ergeben, welche eine folche Annahme zu unterftügen vermoͤchten. 
Archiv, 1856, IL, 17 
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$. 130. des Strafgefegbuches. 
Vergleiche über den Thatbeftand des 8. 130. die Entfcheidung vom 10. Ja- 
nuar 1856 wieder Sprenger oben unter den Frageftellungen. 


$. 147. des Strafgefegbuched. Kuppelei ohne den Nachweis der 
Verübung der Unzudt ſelbſt. Kuppelei zur Unzudt im 
Auslande. 

Der Angeklagte, ein Ausländer, ift angeklagt, Mädchen zur Wegführung in 
jein im Auslande belegenes Borvell engagirt zu haben. Die Wegführung ift durch 
Einfchreiten der Polizei verhindert. Der erfte Richter fpricht ihn von der Anklage 
der Kuppelei aus $. 147. frei, weil die Abficht in feiner Weife erreicht fei, indem 
die Mädchen in Folge ihres Engagements weder Unzucht getrieben, noch auch nur 
in die Lage verfeßt fein, in welcher ihnen Gelegenheit dazu geboten wäre... Es 
würde aljo höchitens ein, jedoch nicht mit Strafe bedrohter, Verſuch der Kuppelei 
vorliegen. ’ 
Der Appellationsrichter ftraft dagegen aus 8. 147., weil die Kuppelei ein 
felbftftändiges Vergehen und deshalb von der wirklichen Berübung der Unzucht durch 
die andere Perfon unabhängig fei. 

Die hiergegen eingelegte Nichtigfeitsbefchwerde des Angeflagten ift durch 
Urtel des Ober⸗Tribunals vom 18. Oktober 1855 wider Jeſſe Jakobs (Nr. 316. IL) 
zurüdgewiefen, in Erwägung, daß das Vergehen der Kuppelei, wie es im $. 147. 
aufgefaßt ift, ald bloße Theilnahme oder Begünftigung einer fremden unfittlichen 
—— nicht angeſehen werden kann, da die unſittlichen Handlungen, welche der 

uppler befördert oder erleichtert, in dem meiſten Fällen ganz ſtraflos find, en 
rend ftrafbare Theilmahme oder Begünftigung eine fremde ftrafbare Handlung noth— 
wendig vorausfegt; daß vielmehr die Kuppelei lediglich unter den Gefichtspunft 
eines jelbftftändigen Vergehens fällt; daß hieraus von felbft folgt, daß bei der :Prü- 
fung der Frage über das Vorhandenfein des Thatbeftanded der Kuppelei lediglich 
die TIhätigkeit und die Handlungen des Kupplers, fowie deſſen friminalrechtlicher 
dolus in Betracht zu ziehen ift, namentlich ob er gewohnheitdmäßig oder aus 
Eigennug feine DBermittelung zur Begehung von Unzucht gewährt oder die Ges 
legenheit hierzu verfchafft, indem, wenn diefe Umftände thatjächlich feftgeftellt fin, 
das Vergehen nach dem Wortlaut und Sinn des Gefeges feinerjeits vollftändig 
fonfumirt ift, und ed eines Beweifes über den weiteren Erfolg feiner Handlungen 
überall nicht bedarf; daß insbefondere darauf, ob diejenigen — welchen die 
Gelegenheit zur Begehung unzüchtiger Handlungen geboten worden iſt, von dieſer 
ebotenen Gelegenheit Gebrauch zu machen ſich entſchloſſen oder nicht, in keiner 
eiſe etwas ankommen kann, theils weil ein ſolcher Erfolg des Gewerbes des 
Kupplers vom Geſetze zum Requiſit der Strafbarkeit des Vergehens nicht erhoben 
worden iſt, theils aber auch nicht erhoben werden konnte, indem ſonſt der Kuppler 
nicht wegen ſeiner eigenen Handlung allein, ſondern mit wegen der von ſeinem 
Willen unabhängigen, an ſich nicht ſtrafbaren Handlungen dritter Perſonen beſtraft 
werden würde, was ſich mit den allgemeinen Friminalrechtlichen Grundfägen nicht 
würde vereinigen laflen; daß hieraus, fowie aus der Natur der Kuppelei als eines 
felbftftändigen Vergehens, fich ferner ergiebt, daß darauf Nichts anfommen Fann, 
wo die umfittlichen Handlungen nach der Intention des Kupplerd verübt werden 
. follten, ob im Inlande oder im Auslande, zumal, wenn der legtere Fall aus« 
gelhlofin wäre, dem inländifchen Gefege, welches die Korruption im Wege der 
uppelei bei Strafe zu verbieten für gut befunden, die Wirkſamkeit auf die leich- 
tefte Weife entzogen werden könnte, wenn ed Ausländern verftattet wäre, mittelft 
im Inlande begangener Handlungen, welche den Charakter der im $. 147. bezeich- 
neten haben, Mädchen aus dem Preußifchen Gebiete in das Ausland zu ziehen, 
um fie in — dort vielleicht polizeilich geftattete — unfittliche Häufer aufzunehmen, 
und fie Der Unzucht Preis zu geben; daß noch weniger Bedenken darüber ‚beftchen 
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können, daß die Gejege des Inlandes, wo die zur Konfumtion des Vergehens der 
Kuppelei erforderlichen Handlungen vorgenommen find, gegen den Kuppler zur Anz 
wendung kommen müffen, eben weil im Inlande das Bergehen als verübt, folglich 
die inländifchen Gefege als verlegt zu betrachten find; — daß aus dem $. 148. 
Nr, 2. eine entgegengejehte Auffafjung nicht gerechtfertigt werben kann, weil das . 
in demjelben vorgefehene Berbrechen ſchon feinem Begeife nach wejentlich von dem 
im $. 147. mit Strafe bevrohten Vergehen fich unterjcheidet, indem bei dem letzteren 
das eigentliche Kriterium in dem gewohnheitsmäßigen oder aus Eigennutz 
hervorgegangenen Vermitteln oder Befördern fremder unzüchtiger Handlungen ber 
fteht, während der $. 148. auch ſolche Handlungen mit dem Namen Kuppelei be 
zeichnet, welchen jenes Kriterium abgebt; daß aljo die Strafbarfeit der im $. 148. 
—— Handlungen auf einer anderen ratio legis beruht, die theils in der 
Hinterlift, mit. welcher die Korruption herbeigeführt worden, theils in der Verlegung 
der befonderen Pflichten zu fuchen ift, welche Eltern, Bormünder u. ſ. w. hinſicht⸗ 
li der fittlihen Erziehung von Kindern u. ſ. w. zu erfüllen haben; daß die Ver- 
fhiedenheit in den Fällen der Kuppelei die im g. 148. Nr. 2. gewählte Ausdrucks— 
weije von ſelbſt rechtfertigt, und hier um fo unbevenflicher erjcheinen laſſen mußte, 
als es fich von wirklichen Verbrechen handelte, bei denen nach $. 32. auch der 
bloße Verſuch fchon ftrafbar ift. 


$. 156. des Strafgeſetzbuches. Thatbeſtand der Berleumdung 
durch eine objektiv falfhe, aber nicht wider befferes 
Wiſſen erhobene Anfhuldigung bei der Behörde. 

Der Angeklagte denunzirte bei der Polizei / Verwaltung ſeines Orts die 
„Entheiligung des Sonntags“ durch Arbeitsfuhren unter der Kirche gegen mehrere 
Mitbürger, und beantragte Beſtrafung. Wegen wiſſentlich falſcher Denunciation 
aus 8. 133. — iſt er zwar hiervon —— da der Vorwurf des 
„wider befferes Wiſſen“ micht erwiefen fe. Dagegen ift er wegen Ver— 
leumdung beftraft, weil er, ohne fih von der MWahrzeit zu Überzeugen, die An- 
zeige nicht hätte machen jollen, und offenbar die Abficht zu beleidigen vorliege. 

In den Archiv Bd. 1. ©. 569 ff. mitgetheilten Entſcheidungen nun ift ber 
Grundjag ausgeſprochen: 
Daß derjenige, welcher um eh e zu ſuchen, auf rechtmäßigem Wege 
bei einer Behörde Etwas behauptet, was einen Andern dem Haß und 
der Verachtung ausfegt, hierdurch allein eine Verleumdung nad) $. 156. 
alsdann, wenn er die —— fuͤr wahr hielt, nicht begeht. 

Hieraus würde abzuleiten ſein, daß da, wo die Anzeige einer ſtrafbaren 
Handlung erſichtlich nicht zu dem Zwecke erfolgt, um Hülfe gegen ein den Anzei— 

enden ee Vergeben zu fuchen, jener Grundfag nicht Anwendung finden 
olle. Ein folder Fall ſchien hier vorzuliegen. Allein man würde damit die mo- 
raliſche Pflicht einer Anzeige ftrafbarer Handlungen bei ‚ver Behörde unmöglich 
machen, wenn man fordern wollte, der Anzeigende müffe, um nicht als Verleumder 
beftraft zu werben, ein befonderes rechtliches Interefie zur Sache, alfo 3. B. die 
Adftellung eines ihn perfönlich aus der ftrafbaren Handlung bebrohenden Uebels, 
verfolgen, obwohl auf der anderen Seite nicht zu leugnen ift, daß man einer ge- 
fährlihen Art der Verleumdung dadurch die Thür öffnet, daß man fie dann, wenn 
fie fi in die Form einer Denunziation an die Behörde Heivet, für ftraflos erflärt. 

Das Ober-Tribunal hat am 21. Dezember 1855 wider Kober (Nr. 1154. 1.) 
auf Vernichtung der Urtel und Freifprehung des Angeklagten erfannt, in Erwäs 
gung, daß ber Angeflagte bei der Ortsbehörde eine von dem Ortsrichter R. ver- 
ubte reſp, wiſſentlich geduldete Entheiligung des Sonntags zur Anzeige gebracht, 
und die Beftrafung anheimgeRellt hat; Daß diefe Anzeige nach der Feftftellung nicht 
wider befieres Willen geſchehen, der Thatbeftand des zur Anklage geftellten Ber 
gehend der wifjentlich falſchen Anfchuldigung daher ausprüdlich verneint if; daß 

17° 


252 Aus der Praxis. $. 202. des Strafgejehbuche. 


dagegen — — der Beweis der Wahrheit der angezeigten Thatſache nicht für 
erh, die Abficht der Beleidigung aus der Form und den Umftänden entnommen, 
joe endlich der Thatbeftand der Verleumdung nach $. 156. des Strafgeſetzbuchs 
eftgeftellt ift; 
in Erwägung jedoch, daß zwar eine innere Verwandtfchaft zwifchen dem 

Vergehen der. falſchen Anfchuldigung nach $. 133. und demjenigen der Verleums 
dung nach $. 156. vorhanden ift, damit aber doch nicht unter allen Umftänden die 
legtere in allen den Fällen — wo bei einer an die Behoörden erfolgten An— 
zeige ftrafbarer Handlungen das Erforderniß der faljchen Anfchuldigung, nämlich 
die Kenntniß der Falfchheit der Thatfache, fehlt; daß vielmehr das Recht, ftrafbare 
Handlungen zur Kenntniß der betreffenden Behörden zu bringen, um entweder da— 
gegen Hülfe zu fuchen, oder doch den Webertreter der öffentlichen Ahndung zu uns 
terwerfen, gewahrt bleiben muß, fobald nur der Anzeigende in Betreff der Wahr: 
heit der angezeigten Thatfache fih in gutem Glauben befunden hat; 

in Erwägung, daß im vorliegenden Falle mit der Feftftellung, daß der An— 

eflagte die Anzeige nicht wider befferes Willen gemacht, diefe Vorausſetzung vor— 
legt, weil daraus folgt, daß der Angeklagte die Wahrheit der Thatfache geglaubt, 
und. nur in diefem Glauben geirrt hat; daß ferner zwar der Richter zur Ausfchlie- 
ßung des $. 154. annimmt, daß aus der Form der Anzeige und aus den Umftän- 
den die Abficht zu beleidigen zu folgern fei; daß jedoch, da der Angeklagte nicht 
wegen Beleidigung, fondern nur wegen Verleumdung geftraft ift, die Verlegung 
alfo nicht in dem Gebrauch beleidigender Worte, fondern nur in der Behauptung 
von Thatfachen, welche dem Haffe und der Verachtung ausfegen, beftanden hat, 
— — Sal zur Anwendung jenes Grundfages im Yorliegenden Falle nicht 
zu finden ift. 


$. 202. des Strafgefegbuched. Zeitpunkt der Eriftenz der Baus 
mängel. 


Nah den baupolizeilichen Anordnungen zu B. findet bei Bauten von Häu- 
fern eine baupolizeilihe Revifion nach vollendetem Rohbau zur Feftftellung der 
Brauchbarkeit ftatt. Bon diefer Revifion hängt fodann die Geftattung der Weiter- 
führung des Baues bis zur Vollendung ab. 


Nach der flattgefundenen Feftftellung haben ſich nun im vorliegenden Falle 
bei jener (erften) Revition des Rohbaues Baumängel gefunden, welche für die Zu— 
funft eine Gefahr für Andere begründeten. Diefe Mängel find ſodann bis zur 
demnächftigen Vollendung des Baues befeitigt. Der angeflagte Baumeifter ift des- 
halb von der Anklage aus $. 202, freigefprochen, weil e8 bei der Feftftelung der 
fünftig drohenden Gefahr nur auf den Zeitpunft der Vollendung des Baues an— 
fomme. Denn durch die Befeitigung der während des Baues allerdings vorgefun- 
denen gefahrdrohenden Mängel Bi diefe Gefahr im Sinne des Gefeges gar nicht 
eriftent geworben. 


Die Nichtigfeitöbefchwerde des Staatsanwalts führt aus, daß es nicht dar 
auf anfomme, ob der vorhanden gewefene Mangel hinterher rn worden fei, 
da vielmehr die überhaupt vorhanden gewefene Eriftenz des Mangels zur Anwen- 
dung des Gefehes genüge. 

Die Befchwerbe ift durch das Urtel des Ober» Tribunald vom 9. Januar 
1856 wider Krebs (Nr. 37. 1.) zurüdfgewiefen, in Erwägung, daß mit dem Rohe 
bau der Bau des Haufes nicht für ausgeführt zu achten IR, die Revifion deffelben 
vielmehr den Zwed hat, etwwanige Baumängel aufzudeden und denfelben abzubelfen, 
und nur, nachdem denfelben abgeholfen ift, das Haus zu feinem Zwede zum Bes 
wohnen angewendet werden darf; im Sinne des Geſetzes auch nur mit Diefem Zeit⸗ 
punkte, falls nicht etwa früher ein Einfturz erfolgt ift, die Möglichkeit einer Gefahr 
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für Andere eintritt, wogegen Mängel des Rohbaues bei den beftehenven polizeilichen 
Einrichtungen in diefer Beziehung nicht in Betracht kommen. 


$. 214. des Strafgeſetzbuches. Befriedigtes Befigthum. 


Beſchluß des Ober » Tribunald® vom 16. Januar 1856 wider Knaad 
(Rr. 34. B. 1), daß das von beftellten Aedern umgebene, mit einzelnen Stroh— 
wiepen verjehene Torfmoor als ein befriedigtes Befigthum im Sinne des $. 214. 
des Strafgefepbuches nicht zu erachten fei. 


$. 217. Ne. 2, des Strafgefegbuches. Begriff der geärndteten 
Früchte oder Bodenerzeugniffe. 


Der Angeklagte ift aus $. 217. Nr. 2. geftraft, weil er von einer Wiefe 
2% Haufen getrodnetes und geärndtetes Heu geftohlen hat. Nach gewöhnlichen 
Sprachgebrauche werde das abgefchnittene, durch Umwenden bearbeitete und ges 
teodnete, auf diefe Weife in Heu verwandelte und zur Abfuhr in Haufen zufammen- 
gebrachte Gras bereits als geärndtet bezeichnet. 

Der Angeklagte führt in der Nichtigfeitöbefchwerde aus: es fomme darauf 
an, ob Gras, welches in Haufen zum Trodnen ftehe, alfo noch fein Heu fei, als 
geärndtet angefehen werben müfle? Bekanntlich werde Gras, wenn daraus Heu 
gemacht werden folle, erft gemäht, dann auseinandergebreitet, mehrere Tage Behufs 
des Trocknens der Sonne ausgefegt und an.jevem Abend in Haufen geheilt, um 
Regen abzuhalten, am anderen Morgen aber wieder auseinandergelegt. Dies werde 
fo Te fortgejegt, bi8 Das Heu vollkommen troden fei, fo daß feiner Abfuhr resp. 
Aerndte nichts mehr im Wege ſtehe. Alsdann aber fei daffelbe erft geärndtet. Die 
Urtel hätten daher vorbereitende Handlungen Behufs der Aerndte für die Aerndte 
felbft erachtet. Der $. 217. Nr. 2. ſei dem Art. 388. des Code penal entnommen, 
und hiernach feien die Früchte nur dann ald geärndtet anzufehen, wenn biefelben 
bei Früchten in Haufen, bei Heu in Schobern, d. h. in folchen Anlagen ftehen, 
die ald Einfuhr der Früchte in Scheuern dienen. Hiermit fei auh Koch Kom: 
mentar zum Allg. Landreht Bd. IV. ©. 1029 Rr. 68. einverftanden, indem er 
fage, daß blos vom Boden getrennte Früchte ald noch nicht geärndtet unter $. 216. 
resp. unter die Feldpolizei-Ordnung fielen. 

Durch Urtel des Ober - Tribunald vom 7. Februar 1856 wider Bogel 
(Nr. 17. 1.) ift die Nichtigkeitsbeſchwerde zurüdgewiefen ; 

in Erwägung: daß der Begriff der im $. 217. Nr. 2. als bereits geärnbtet 
gedachten Früchte und andere Bodenerzeugniffe feinesweges auf die ſchon zuſam— 
mengebrachten, d. b. in Haufen (Schober, Mandeln) gefegten oder gefammelten 
Früchte oder anderen Bodenerzeugniffe zu bejchränfen ift; daß derſelbe vielmehr alle 
vom Halm oder Boden durch eine — des Berechtigten getrennte Früchte 
und Bodenerzeugnifie, welche ſich noch auf Feldern, Wiejen oder in Gärten befin- 
den, umfaßt, mögen folche nur erft abgemäht, abgefchnitten oder fonft vom Boden 
getrennt daliegen, oder fchon durch eine fernere Behandlung oder Bearbeitung weiter 
zum Einärndten bearbeitet fein; daß der Grund der im $. 217. Nr. 2. enthaltenen 
höheren Strafandrohung darin liegt, daß dergleichen vom Boden bereits getrennte 
Früchte und Bodenerzeugniffe nicht mehr unter genauer Auffiht und Verwahrung 

ehalten werden fönnen, und daß deshalb an * ein Diebſtahl leichter auszus 
ihren, beziehungsweife ſchwerer zu verhüten ift, ald wenn die Früchte und Bodens 
erzeugniffe fich noch auf dem Halm oder fonft ungetrennt vom Boden befinden; daß 
daher die Entwendung von Gras, fobald ſolches abgemäht oder abgefchnitten ift, 
und fich noch auf der Wieſe oder auf dem Felde befindet, unter die Strafbeftim- 
mung des $. 217. Nr. 2. füllt, mag daffelbe nur erft auf dem Schwab liegen, ober 
bereitd zu Heu getrodnet, und Behufs des Ginärndtens in — (Schober, 
Mandeln) auf der Wiefe oder auf dem Felde zufammengebracht fein. 
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$. 217. Nr. A. des Strafgefegbuhes. Diebſtahl von Gejfellen 
oder Lehrlingen gegen Dritte bei Verrichtung der Arbeiten 
des Meifters. 


Der Angeklagte, ein Gefelle, Hat bei Verrichtung einer ihm von feinem 
Meifter in der Mohnung eines Dritten ausgeführten Arbeit den letzteren beftohlen. 
Der erfte Nichter wendet den $. 217. Nr. 4., der Appellationsrichter nur den 
$. 216., und zwar deshalb an, weil jener $. 217. Nr. 4. ein direftes kontrakt— 
liches Verhältniß zwifchen dem Entwender und dem Beftohlenen (Arbeitgeber) vor— 
ausſetze. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober-Staatsanwalts führt aus, dieſe Anſicht 
ſei den Worten jenes Geſetzes: „imgleichen, wenn ein Geſelle in der Wohnung 
des Arbeitgebers“, ſo wie der Abſicht des Geſetzes zuwider. Dieſes laſſe dem 
Arbeitgeber, allen ſolchen Perſonen gegenüber, mit denen die Arbeit in ſeiner Woh— 
nung verrichtet, und denen alfo dadurch, daß ihnen der freie Zutritt in das Innere 
diefer Wohnung geftattet werde, beſonderes Vertrauen geichenkt werden müffe, hö— 
heren gejeglichen Schug angedeihen. Nur für den hier nicht vorliegenden Fall, wo 
eine Perfon, welche in einer Wohnung gewöhnlich arbeitet, in diefer Wohnung 
ftehle, fünne die Anficht des Appellationsrichters zutreffend fein. 


Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunals vom 11. Oftober 1855 
wider Schneiderling (Nr. 260. II) zurildgewiefen, in Erwägung, daß, wenn 
bei der Bezeichnung eines der Fälle des gemeinen Diebftahls, in welchen wegen 
des perfönlichen Verhältniffed des Diebes zu dem Beftohlenen eine erhöhte Strafe 
eintreten foll, namentlich eines der Fälle des eine Hausgenoffenfchaft, wenn auch 
im erweiterten Sinne, vorausfegenden Hausdiehftahlg, das Geſetz ($. 217. Nr. A.) 
neben dem Verhältniffe eines Arbeiters, Gefellen oder Lehrlinge zu feinem Meifter, 
auch des Verhältniffes eines Arbeiter, Gefellen oder Lehrlings zu dem Arbeit 

eber gevenft, durch diefen legteren Ausdruck — wie fchon die Nebeneinanderftel- 
ung des Meifters und des Arbeitgebers, und ebenfo die demnächftige befondere Er— 
wähnung des Falles, wo eine Perſon, welde in einer Wohnung gewöhnlich ars 
beitet, in diefer Wohnung ftichlt, ergeben, — feineswegs allgemein jede Perſon 
hat bezeichnet werden follen, die eine Arbeit, namentlich durch einen, jelbftftändig 
oder ald Gefelle arbeitenden, Handwerker eine Handwerksarbeit in ihrer Wohnung 
verrichten läßt; Daß vielmehr der Ausdruck „Arbeitgeber“ hier, um dem Worte 
„Meifter “ eine größere Ausdehnung über den gewöhnlichen, damit in Deutſch— 
land verbundenen Begriff zu geben, in demjelben engeren (techniſchen) Sinne ges 
braucht worden ift, in welchem fich defielben, — gegenüber dem Arbeitnehmer — 
die Verordnung vom 9. Februar 1849 (Gefeg-Sammi. ©. 93) $. 5. (vergl. $$. 7. 9. 
Alinea 2. $. 13a.) und die Verordnung vom 9. Februar 1849 (Gejeg- Sammlung 
©. 110) $. A. (vergl. $$. 6. 7. 11. 14. 18.) zur gemeinfamen Bezeichnung der 
Handwerfsmeifter und der Fabrik-Inhaber bedienen, und in welchem die Gewerbe- 
Ordnung vom 17. Januar 1845 ($$. 138. 139. 140.** 141.*** 145. 161.) des 
„Arbeitsherrn“ — gegenüber den Gefellen und Gehülfen — Erwähnung thut; daß 
nach der thatjächlichen Feitftellung ver Diebftabl, defjen der angeflagte Handwerks 
gefelle ſich ſchuldig gemacht hat, nicht in der Wohnung, der Werkftätte oder dem 
MWaarenlager eines Meifterd oder FabrifsInhabers, bei weldem er in feinem Hands 
werfe in Arbeit ftand, jondern in der Wohnung eined Kunden feines Meifters, in 
welcher Arbeiten zu verrichten der Angeklagte von jeinem Meifter beauftragt wor— 
den war, verübt ift; daß auch die im $. 217. des Strafgefepbuchs aufgeführten 
Fälle des Diebftahls unter erfchiwerenden Umftänden nicht als bloße Beilpiele der 
Anwendung eines allgemeinen Prinzips anzufehen find, umd jene Strafvorjchrift 
eine ausdehnende Auslegung und Anwendung nicht geftattet. 
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$. 225. des Strafgefegbudes. Ausdehnung des Thatbeftandes 
* —— auf fungible Saden, insbeſondere 
au eld. 


Der Angeklagte hat, während er als Privatſchreiber im Dienſte eines Rent- 
meifterd ftand, ohne Auftrag feines Prinzipals in deffen Abwejenheit Gelder von 
mehreren Debenten, weil diere den Weg zur Kaffe nicht noch einmal machen woll: 
ten, zur Abführung an die Rentfaffe angenommen, und nicht zur Kafje abgeführt, 
fondern unterfchlagen. Er ift vom erften Richter aus $. 225. beftraft. 


Das Appellationsgericht fpricht ihn frei. Denn die Gelver, welche bie 
Kaſſenſchuldner dem Angeklagten zur Ablieferung an die Kaffe übergeben, hätten 
mit dem Augenblid der Uebergabe an ihn aufgehört, ihr Eigenthum und für den 
Angeklagten eine fremde Sache zu fein. Baares courfirendes Geld, wenn foldhes 
unverfiegelt und unverfchloffen einem Dritten übergeben worden, gehe mit dem 
Augenblid der Tradition in das Eigenthum des Empfängers über, unabhängig von 
der auf feiner Seite beftehenden Verpflichtung, das Geld in genere zu eritatten, 
oder zu einem gewilfen Zwecke zu verwenden. Der $. 225. verftehe unter einer 
„fremden Sache“ eine folche, welche ald Spezies, als res individua, zum Vermö— 

en eined Anderen gehöre, und vindizirbar fei, was indbefondere aus $. 324. ers 
Belle, wobei dem auf die Beamten + Berhältnifje angewendeten Begriffe der Unter» 
ſchlagung im Gegenfage zu $. 225. auch „der Gelver“ ausdrücklich gedacht werde. 


Die Nichtigfeitsbefchwerde des Ober - Staatdanwalts führt aus: die ver- 
muthlich auf $. 45. Tit. 15. Th. 1. des Allg. Landrechts beruhende Annahme, daß 
der Angeflagte —— des empfangenen Geldes geworden, ſei nach 88. 82. 
83. Tit. 14. Th. J. ibid. nur dann richtig, wenn die Kaſſenſchuldner, die Traden- 
ten, ihm den Gebrauch des Geldes geftattet Hätten. Da dieſes nicht gefchehen, der 
Angeklagte vielmehr das Geld zur Kaffe habe abliefern follen, fo fei er nach $$. 118. 
119. Tit. 14. ibid. nur Verwahrer deffelben geworden, und jene Perfonen die 
Eigenthümer —— Ob eine Vindikation des Geldes nach dem allegirten 8. 45. 
Tit. 15. möglich, ſei für den Begriff der ———— gleichgültig, daher auch 
der $. 1373. Tit. 20. Th. U. eine folche Veruntreuung beftraft habe, und liege fein 
Grund vor, warum das neue Strafgefegbuch ein anderes Syftem haben follte. Der 
$. 324. erwähne nur deshalb fpeziell der Gelder, weil diefer Gegenftand gewöhn- 
lich bei den Beruntreuungen der Beamten vorfomme. 

Das Ober-Tribunal hat am 19. Dezember 1855 wider Sch alla (Rr. 909. 1.) 
das Appellationsurtel vernichtet, und mit einer, hier nicht weiter intereffirenden 
Maaßgabe das erſte Urtel beftätigt; in Erwägung, daß der $. 225., welcher die 
Beruntreuungen in Bertragsverhältniffen mit Strafe beproht, allgemein beftimmt: 

„wer ein fremde bewegliche Sache, deren Befig oder Gewahrfam er 

mit der Verpflichtun erlangt hat, fie zu verwahren, zu verwalten u. f. w. 

zum Nachtheil des Eigenthümers veräußert, verbraucht u. f. w.“; 
daß der Ausdruck „fremde bewegliche Sache“ fowohl fungible ald nicht fungible 
Sachen begreift, und für einen Ausſchluß der erfteren ein praftifcher Gefichtspunft 
nicht befteht, da bei diefer Klaffe von Sachen die meiften Fälle der Unterfchlagung 
vorkommen, und fein Grund aufjufinden wäre, biefelben gelinder ald Veruntreuuns 
gen anderer Art zu behandeln; daß die Frage, ob nach den Grundfägen des Civil— 
rechtd dem bisherigen Gigenthümer eine Vindifationsklage wegen der übergebenen 
fungiblen Sache zufteht, für die Anwendung des $. 225. nicht entfcheidend ift, da 
zufolge defien Faſſung nur erfordert wird, Daß der Angeflagte den Beſitz oder die 
Gewahrfam einer fremden beweglichen Sadye mit der Verpflichtung erlangt habe, 
fie zu verwalten, zurüdzugeben u. |. w., mithin der $. 225. in dieſer Hinficht nur 
vorausſetzt, daß eine fremde Sache in deſſen Befig gelange, diefe Qualität aber 
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auch bei einer fungiblen Sache vorhanden ift, felbft wenn fpäter durch die PBefig- 
ergreifung das Eigenthum des einen Kontrahenten verloren gegangen fein follte; 
daß jedoch Lehtered nicht, wie das angegriffene Urtheil als Hauptmotiv annimmt, 
in den Fällen des $. 225. fofort eintritt, da nach $$. 80. 118. Tit. 14. Th. I. des 
Allg. Landrechts der Berwahrer oder Verwalter der empfangenen Gelder nicht ohne 
bejondere Erlaubniß benugen und gebrauchen darf, was doch der Fall fein müßte, 
wenn die Gelder mit dem Augenblice der Mebergabe aufhören müßten, für ihn eine 
fremde Sache zu fein; daß der $. 324. zwar fpeziel hervorhebt: „ein Beamter, 
welcher Gelder oder andere Sachen unterfchlägt”, hierin aber ein Gegenfag zu 
dem $. 225. nicht audgefprochen ift, da der erftere fich hauptſächlich auf Kaffen- 
beamte bezieht, und überhaupt bei Beamten die Verwaltung fungibler Sachen häufiger 
als anderer Sachen vorfommt. 


$. 226. des Strafgefegbuches. Lnterfchlagung Durch Dispofition 
über einen gefundenen Pfandſchein. 

Der Angeklagte hat einen Pfandſchein über eine bei dem Leihamt verpfän- 
dete Sache gefunden, und ihn, ohne der Obrigfeit davon Anzeige zu machen, an 
einen Anderen mit dem Auftrage gegeben, durch Präfentation bei dem Leihamte die 
verpfändete Sache einzulöfen. Die Präfentation ift erfolgt, die Herausgabe der 
Sache aber verweigert worden. 

Der Appellationsrichter fpricht den Angeklagten von der aus $. 226. wegen 
Unterſchlagung erhobenen Anklage frei. Es heißt in dem Urtel: In der unter 
laffenen Anzeige des Fundes bei der Obrigkeit fann, wenngleich der Angeklagte 
dazu nad $. 20. Tit. 9. Th. I. des Allg. Landrechts dazu verpflichtet war, ein bei 
Seite fchaffen des Pfandſcheins nicht gefunden werden, weil der letzte Satz des 
$. 226.: „oder die Gewahrfam derjelben der Obrigkeit wider befieres Wiſſen ab— 
leugnet“ überflüffig fein würde, wenn ſchon die negative Thätigfeit der Unterlaſ— 
fung der Anzeige im Sinne des Geſetzes als ein bei Seite fchaffen aufgefaßt werben 
fönnte. Ebenſowenig läßt ſich die pofitive Thätigfeit des Angeklagten, nämlich 
die Mebergabe des Pfandſcheins an die ©. zum Zwede der Einlöfung, in einer für 
den Thatbeftand des $. 226. genügenden Weiſe qualifiziven, weil fich diefelbe weder 
als eine Veräußerung, noch als ein bei Seite ſchaffen — mithin diejenige Quali- 
fifation, welche allein möglicherweife herangezogen werden fann, da von einem Ver— 
pfänden, VBerbrauchen oder Ableugnen gar feine Nede ift — betrachten läßt. Als 
eine Veräußerung kann fie nicht —— werden, weil die Veräußerung einer 
beweglichen Sache nach dem ungweifelhaften Rechtsbegriffe, welche zum Unterjchiede 
des unbeftimmten, dunklen und verfchiedenen Sinnes, den der Sprachgebrauch des 
gemeinen Lebens mit diefem Worte verbinden mag, bei der Auslegung von Ge: 
jeßen allein entjcheidet, Die Uebertragung des Eigenthums bedeutet. Cine Ueber: 
tragung des Eigenthums an dem Pfandſchein war aber in casu weder möglich, 
noch ift daran gedacht. Der Pfandſchein ift vielmehr ald das Beweismittel des 
Pfandkontrakts bei dem Pfandgläubiger in der Abſicht produzirt, um gegen Rüd: 
zahlung des Pfandſchillings die Zuruͤckgabe der Pfandſtücke zu verlangen. Als ein 
bei Seite ihaffen fann die bezeichnete Thätigfeit ebenfalls nicht betrachtet werden, 
weil der Pfandfchein gerade derjenigen Behörde vorgezeigt und übergeben wurde, 
welche denjelben ausgeftellt, und auf die Rüdlieferung Anfpruch hatte. Der Pfand: 
fein, welcher nicht nur noch vorhanden, fondern fich auch in den Händen des 
Pfandgläubigers jest befindet, ift mithin nicht bei Seite gefchaffl. Auch ein Per: 
ſuch der nt endlich ift nicht vorhanden, weil in der Handlung nicht 
ein Anfang der Ausführung liegt. Denn es fteht dahin, was der Angeklagte mit 
den Sachen, wenn er fie erhalten hätte, angefangen haben würde; zur Zeit aber 
ift dies nicht zu erfennen. 

‚In dem auf die Nichtigfeitsbefchwerde des Ober-Staatsanwalts ergangenen 
vernichtenden Urtel des Ober-Tribunals vom 19. Dezember 1855 wider Schmidt 
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Nr. 950. 1.) wird anerfannt, daß in dem bloßen Verfchweigen vor der Obrigfeit 
ein Ableugnen gegen diefelbe nicht liege, daß dagegen, fo heißt es, in der Hingabe 
des Pfandſcheins an das Leihamt ein bei Seite ſchaffen zum Nachtheil des Eigen— 
thümers gefunden werden fann, da einestheild dieſe Bezeichnung ein jedes Vers 
bringen, überhaupt eine jede Handlung bezüglich auf die Sache in ſich begreift, 
wodurch diefelbe für den Eigenthümer verloren geht, oder die Geltendmachung feiner 
Rechte erfchwert wird, anderentheild der allgemeine Ausdruck „bewegliche Sachen“ 
in den $$. 225. 226. auch auf die Schuld = Dokumente und andere jchriftliche Be— 
weismittel Anwendung findet, welche ebenjo wie andere Gegenftände, mit der Ber: 
pflichtung, fie zu verwahren, zu verwalten u. f. w. oder durch Zufall in den Beſitz 
eines Dritten gelangen, und von dieſem zum Nachtheil des Eigenthümers veräußert 
oder bei Seite-gefchafft werben können; daß die Möglichkeit diejes bei Seite ſchaffens 
in dem vorliegenden Falle um fo weniger zu bezweifeln ift, da das Leihamt zufolge 
der Bertragsbedingungen von jedem Inhaber den Pfandfchein annehmen, und ohne 
deffen Legitimation zu prüfen, hierauf die Pfänder zurüdgeben fonnte, womit bie 
Rechte des Pfandſchuldners erlofchen wären, die Anficht des Appellationsrichters 
aber, daß die Mebergabe des Scheines an das Leihamt nicht ald ein bei Seite 
ſchaffen zu betrachten, weil derfelbe von diefer Behörde ausgeftellt und letztere auf 
deſſen Rüdflieferung ein Necht befige, ‚deshalb ver Begründung entbehrt, da die 
Handlung des Angeklagten nicht dem Leihamt, fondern dem Pfandfchuldner gegen- 
über zu unterfuchen, und deren Anfpruch auf den Pfanpfchein zu berüdjichtigen ift; 
daß demnach, abgefehen von der Frage, in wiefern die Handlung des Angeklagten 
eine Veräußerung darftelle, der $. 226. verlegt ift. 


$. 237. des Strafgefegbuches. Hehlerei der Ehefrau durch Vers 
wendung in die gemeinfchaftlihe Wirthfchaft. 

Die Angeklagte, welche das vom Chemanne geftohlene Geld wifjentlich ans 

enommen und in die Wirthſchaft verwendet hat, ift von der Anflage der Hehlerei 

ee weil ihr nicht nachgewiefen worden, daß fie für ihre Perſon befon- 
dere Vortheile aus dem Verbrechen gezogen babe, da ihr Ehemann gefeglich vers 
pflichtet geweſen fei, für ihren Unterhalt zu ſorgen. Sie ift daher nur wegen Be— 
günftigung durch Beiftand nach Berübung des Verbrechens zur Sicherung der 
Vortheile defielben aus $. 37. beftraft. 

Die hiergegen von dem Ober-Staatsanwalt eingelegte Nichtigfeitsbefchiwerde 
ift durch Urtel des Ober-Tribunals vom 30. November 1855 (Nr. 1105. 1.) wider 
Gerlach zurüdgewiefen, weil der $. 237. in diefem Sinne richtig außer Anwen: 
dung gelafjen jei. 


$. 241. des Strafgefeßbuches. Betrug durch fälfhlihe Anprei- 
fung der Waare. 

Der Angeklagte hat Wintergerfte unter der Anpreifung verfauft, daß fie 
Amerifanifche fei, und er fie aus Amerika erhalten habe. Dieſe Thatfache ift ald 
eine falfche feftgeftellt, und daher auf Betrugsftrafe aus $. 241. erkannt. Insbe— 
fondere ift der Einwand des Angeklagten, daß es fich um eine bloße im Handels 
verfehr gewöhnliche, von dem Thatbeftande des $. 241. ausgefchloffene, Anpreifun 
der Waare handle, deshalb verworfen, weil das Vorgeben des Angeklagten fih au 
eine folche Anpreifung nicht befchränft, fondern eine wirkliche Thatſache fälfchlich 
enthalten habe. Urtel des Ober-Tribunald vom 2. November 1855 wider Ehren 
baum (Nr. 1042. 1.). 


$. 247. des Streafgefeßbuches. 
1) Ueber den Begriff „Gewinn“ bei der Urkundenfälfchung, und insbefon- 
dere deſſen Feftftelung im fchwurgerichtlichen Verfahren vergleiche den Rechtsfall 
wider Hoffmann (Urtel vom 12, Dezember 1855) oben unter den Frageftellungen. 
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2) Zum Verbrechen der. vollendeten genug genügt nicht jebe 
Art des Gebrauches der gefälfchten Urkunde zum Zwede der Täuſchüng, fondern 
nur der Gebrauch, welcher zu dieſem Zwede dem durch die Urfunde zu Täufchen- 
den gegenüber gemacht wird. Fehlt es an diefem legteren Erforberniffe, fo liegt 
nur ein Verſuch vor. Siehe den zu 1. bezeichneten Rechtsfall. 


$. 247. des Strafgefegbuchee. Urfundenfälfchung. 


1) an einer auf einem Liebhaber-Theater zum Beften der Armen gegebenen 
Vorſtellung find Billets gedrudt und verkauft, welche lediglich die gedrudten Worte: 
„Zheater-Billet” und eine Buchbinder-Verzierung in fehwarzer Barbe enthielten. 

Durch Mißbrauch diefed Stempeld und anderweiten Drud jener Worte 
find falfche Billets gefertigt, und durch das Verbift der Geſchworenen ift feftgeftellt, 
daß der Angeflagte in gewinnfüchtiger Abficht von mehreren folcher fälſchlich nach— 

edrudten und mit dem Abdrud des Stempeld der richtigen Billets verfehenen 
heater-Billets, wiſſend, daß fie falfch waren, durch Verkauf Gebrauch gemacht hat. 

Der Schwurgerichtshof hat gleihwohl den Angeklagten von der Anflage 
der Urfundenfälfhung freigefprochen, weil diefe Theater-Billets Feine Urkunden im 
Sinne des $. 247. feien. Denn diefelben feien zwar ein Zeichen der Berechtigung 
des Inhabers zum Eintritt in das Theater, nicht aber eine Schrift, in der ein ſol— 
ches Recht ausgefprochen und begründet fei, indem die beiden gebrudten Worte 
„zheater-Billet“ und der Stempel darunter, welcher ein bloßes Buchbinderbilv ſei, 
jenes Erforderniß des Gefepes nicht herftellen könnten, zumal jede Unterfchrift eines 
Ausftellers fehle. 

Die Nichtigfeitsbefchwerde des Staatsanwalts führt aus, die Billels hätten 
zum Beweife des zwifchen den Theaters Unternehmern und dem Käufer derfelben 
abgefchloffenen Vertrages gedient, und zugleich die Erfüllung deſſelben von Seiten 
des legteren ergeben. Es fei nicht erheblich, daß diefelben gebrudt und nicht ge— 
fehrieben feien, weil der $. 247. nicht blos von Handfchriften fpredhe. Die man- 
gelnde Unterfchrift entfcyeide nicht, weil der allgemein übliche Gebrauch die ſonſt 
erforderliche rechtliche Form vertrete. 

Die Befchwerde ift am 23. November 1855 wider Moores (Nr. 970. I.) 
von dem Ober: Tribunal zurüdgewiefen, in Erwägung, daß unter einer Urfunde im 
Sinne des $. 247. jede Schrift zu verftehen ift, welche zum Beweiſe von Ver— 
trägen u. f. w. von Erheblichkeit ift; daß nad $. 133. ff. Tit. 10. Th. J. Allg. 
Gerichts-Ordnung ein Urfundenbeweis nur durch folche Urkunden, welche mit einer 
Unterfchrift des Ausftellerd der Urkunde verfehen, und als foldhe refognitionsfähig 
find, geführt werden kann; daß weder behauptet, noch feftgeftellt ift, daß die von 
der Refjourcen » Gefelljchaft — Theater-Billets dieſe Eigenſchaft haben, 
es aber nicht genügt, daß, wie die Beſchwerde behauptet, der Gebrauch die ſonſt 
erforderliche rechtliche Form erſetze, weil die einzelnen auf den Billets befindlichen 
Worte und Zeichen an und für ſich nicht beweiſen, was die Geſellſchaft dadurch 
erweifen wollte und für erwiefen angenommen hat. 


2) In der Handlung des Kaufmann 2. zu DB. befteht die Einrichtung, daß 
der Käufer größerer Duantitäten Waaren den Kauf im Laden abfchließt, den Kauf 
preis bezahlt, und einen Zettel empfängt, auf welchem der Betrag der Waare aus— 
gedrüdt ift, und gegen defien Auslieferung der Käufer in dem Magayin demmächft 
die Waare empfängt. 

Der Angeklagte hat auf diefe Art 5 Pfd. Pfeffer gefauft und erhalten, da— 
bei aber ven Zettel, auf welchem diefer Betrag bemerft war, und welcher jo lautete: 
„Bon. 5 Pd. Pfeffer. B. 9,/8. 55. Wilh. Schmidt“, 
nach Empfang der Waare in dem Magazin wieder mit fih genommen, darauf vor 
die 5 eine 2 geſetzt, und ift dann wiederum in dem Magazin erjchienen, um nuns 

mehr unter Aushändigung des Zettels 25 Pd. Pfeffer zu erhalten. 
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Auf die diesfällige Feftftellung durch Verdikt ift er wegen Urkundenfälſchung 
aus $. 247. geftraft, denn das Schriftftüd fei deshalb eine Urkunde, weil es dem 
Angeflagten zum Zwede des Empfanges der Waare ausgeftellt worden, ihm zu 
diefem Aivede als Legitimation wegen Kaufs der Waare und Bezahlung des Kauf: 
preifes gedient habe, aljo zum Beweije des von ihm mit dem Kaufmann 8. einge 
gangenen Rechtöverhältnifjes des Waarenfaufs in der That von Grheblichkeit 
geweſen ſei. 

Das Urtel iſt auf die Beſchwerde des Angeklagten am 1. Februar 1856 
wider Witte (Nr. 113. 1) von dem Ober-Tribunal vernichtet, und der Angeklagte 
unter Vorbehalt der Anklage wegen Betruges freigeſprochen worden; in Erwaͤgung: 
daß ein Schriftſtück, um als Urkunde im Sinne des $. 247. gelten zu können, den 
febriftlichen Ausdruck irgend einer Willenserflärung in einem Kir fich verftändlichen 
allgemein erkennbaren Sinne enthalten muß; daß dieſes Erforderniß auch durch eine 
mündliche Verabredung unter den nterefienten, oder durch einen unter ihnen oder 
fonft beftehenden Gebrauch, vermöge deren das Schriftftüf als ein Zeichen oder als 
der Ausdruck für irgend ein beſtehendes Rechtsverhältniß unter beftimmten, mit dem 
Sinne vertrauten Perſonen gelten kann, nicht erfegt wird; daß im vorliegenden 
Falle das Schriftftüd zwar eine Unterfchrift, im Webrigen aber nur Worte und 
Zahlen ohne allen Zufammenhang und ohne irgend einen verftändlichen Sinn ent- 
hält, -und feine Bedeutung ald ein Beweismittel über einen gefchlofjenen Kaufver: 
trag und ald Anmweifung zur Empfangnahme der gekauften Waare von dem Schwurs 
gerichtähofe nicht aus im jelbit entnommen, jondern nur Durch die Rüdjicht auf 
den in der L.fchen Handlung beftehenden Gebrauch, resp. durch die mündliche Ver: 
abredung der Intereffenten feftgeftellt ift; daß hiernach ver $. 247. mit Unrecht an— 
gewendet ift. 


3) Der Angeklagte Schmidt hat, um ihm Kredit auf fein zu verbienended 
Lohn zu verjchaffen, von dem Ehaufjee-Auffeher Marr einen Zettel folgenden Ins 
halts erhalten: 
Traugott Schmidt. Frau Rudolph zwei Brodte zu geben. 
Den 11. Auguft 1855. 
Baltin Marr. 


Auf diefen Zettel hat er von der Rudolph zwei Brodte erhalten. Er hat 

hierauf felbft mehrere Zettel des Inhalte: 

Traugott Schmidt. Frau Rudolph ein Brodt zu geben. 

Valtin Marr. 
efchrieben und Darauf, wie zuvor, Brodte von der Nudolph erhalten. Nach feinem 
Geänbniß ift er wegen Urfundenfälfhung geftraft; denn dieſe zuletzt gedachten 
Zettel feien, fo führt der Schwurgerichtshof aus, Urkunden, weil die Rudolph 
zufolge ded von dem Marr ihr Darin erteilten Auftrages wohl berechtigt geweſen 
jein würde, den Marr wegen der Bezahlung der Brodte in Anfpruch zu nehmen, 
wenn die Zettel Acht geweſen wären. 
Das Urtel ift am 7. Februar 1856 von dem Ober-Tribunal wider Schmidt 

(Nr. 39, 11.) vernichtet, ver Angeklagte von der Anklage der Urfundenfälfchung freis 
gefprochen und nur wegen Betruges geftraft, in Erwägung: daß die fäljchlich ans 
gefertigten Schriftftüde feinen zufammenhängenden Redeſatz enthalten, aus welchem 
ein beftimmter Sinn zu entnehmen wäre, daß die Morte weder ergeben: 

daß die Wittwe Rudolph von dem Marr ermächtigt werde, für ihn und 

anftatt feiner dem Traugott Schmidt ein Brodt zu geben, 
was einen Auftrag nach dem Allg. Landrecht Fit. 13. Th. I. 8. 5. enthalten würde, 
eben darum auch Daraus der befondere Auftrag, dem Traugott Schmidt auf feine, 
des Marr, Rechnung ein Brodt zu frevitiren (Allg. Landrecht l. 14. $. 215.) nicht 
zu entnehmen ift, noch fie Die Erklärung enthalten: 
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daß die Wittwe Rudolph dem Traugott Schmidt auf ded Marr Gefahr 

Kredit wegen des Preifes eines Brodted geben fönne, 
worin nach $. 213. ibid. eine Bürgfchaft liegen würde; ja daß dieſe abgeriffenen 
Worte nicht einmal die Beziehung, worin die Worte: „ein Brodt zu geben” zu der 
einen oder der anderen Perſon ftehen follen, ob Txraugott Schmidt, oder ob die Frau 
Rudolph, oder ob Valentin Marr es fei, der ein Brodt geben folle oder wolle, und 
eben jo wenig, wem ein Brodt gegeben werden folle, angeben; in Erwägung: daß 
dieſe Mängel nicht dadurch erfegt werden, daß Marr früher einen ähnlichen Zettel 
zu dem Zwecke, um dadurch dem Angeklagten Kredit für zwei Brodte zu verfchaffen, 
gejchrieben, und die Wittwe Rudolph daraus dieſe feine Willensmeinung wirklich 
entnommen hatte; daß vielmehr ein Schriftftüd nur dadurch, daß es wirklich einen 
azufammenhängenden Rebefag enthält, welcher zum Beweife von Rechten und Rechts— 
verhältniffen von Erheblichkeit ift, eine Urkunde im Sinne des $. 247. werden fann. 


88. 247. 323. des Strafgefegbuched. Unrichtige Entwerfung von 
Steuer-Rollen durch Beamte als Urkfundenfälfchung. 


Der Ortsrichter Kittelmann ift als genügend belaftet erflärt: 
die Steuer-Rollen feines Wohnorts, deren Aufnahme ihm vermöge feines 
Amtes oblag, dadurch, daß er die Haushaltung feines Schwagers K. 
nicht felbftftändig darin aufführen ließ, um Anderen Gewinn zu verfchaf« 
fen, unrichtig aufgenommen zu haben. 

Der Gerichtöfchreiber Nerger ift als genügend belaftet erklärt: 

die Steuer-Rolle zu R., in welcher die Steuerpflichtigfeit des Holzhänd- 
lers T. auf monatlih 7% Sgr. von der Einſchätzungs-Kommiſſion be- 
ftimmt worden, und welche ihm vermöge feines Amtes ald Gerichtöjchreiber 
‚anvertraut war, dadurch, daß er diefen Betrag fortradirte und den von 
5 Sgr. eintrug, verfäljcht zu haben. 

Beide find aber von dem Anklage-Senat außer Verfolgung gefeßt, weil die 
Steuer-Rollen, bevor die zu entrichtenden Steuerbeträge von der betreffenden König- 
lichen Bezirfs-Regierung gemäß des Gefeges vom 1. Mai 1851 feftgefegt worben, 
nicht als Urfunden im Sinne der $$. 323. und 247, des Strafgejegbuches ange: 
fehen werben fönnten, da erft durch dieſe Feftfegung die Steuer-Rollen für den 
Beweis der Steuerpflichtigfeit der Unterthanen, dem Staate gegenüber, von Erheb— 
lichkeit würden, ‚vorher aber nichts als von den betreffenden Ortsvorftänden und 
der Einfhägungs=KRommiffion aufgenommene, der Prüfung des betreffenden Lands 
raths und der Königlichen Regierung zur Information dienende Borverhandlungen 
erfchienen, als folche aber von feinem Einfluß auf den Beweis eines Rechtes oder 
einer Verbinvlichfeit feien; weil endlich auch die im $. 251. Nr. 3. enthaltene Ber 
ftimmung, wonach Bücher, Regifter und Katafter als Arten von Urkunden anges 
fehen werben, nicht für die Annahme fpreche, daß dergleichen noch nicht feftgefegte 
Steuer: Rollen Urkunden feien, da fie unter feinen diefer Begriffe gebracht wer- 
den Fönnten. 

In der Befchwerde des Ober-Staatsanwalts über diefe Zurüdweifung der 
Anklage wird ausgeführt, daß die Steuer-Rollen auch por ihrer Prüfung und Be- 
ftätigung durch die vorgefegten Behörden nach dem Gefege vom 1. Mai 1851 ale 
Urfunden im Sinne des 8. 247. zu erachten fein. Sie feien unter beftimmten 
Förmlichfeiten und von befonders Dazu namhaft gemachten Beamten aufzunehmen. 
Durch fie werde beurfundet, daß die Einſchätzungs-Kommiſſion die betreffenden 
Perfonen nach deren Verhältnifien in der angegebenen Höhe der Summen für 
fteuerpflichtig halte. Auf Grund diefer Steuer-Kollen gebe die Bezirks⸗Regierung 
ihre Genehmigung zu den feftzufegenden Steuerbeträgen; die Steuer-Rolle Hei alfo 
von dem Augenblide ihres Gntftehens an für das Rechtsverhältniß der Steuer: 
pflichtigen zum Fiskus von Grheblichkeit. 

Die Beſchwerde ift durch Befchluß des Ober-Tribunals vom 14. November 
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1855 (Nr. 339. B. 1.) zurückgewieſen. Es heißt hier: die Befchwerde muß für 
unbegründet erachtet werden, da die von dem Angejchulbigten angefertigte Steuer- 
Nolle für eine Urkunde im gefelichen Sinne, aljo für eine Schrift, welche zum 
Beweiſe von Rechten und Rechtsverhältniffen von Erheblichkeit ift — $. 247. des 
Strafgefegbuches — nicht angefehen werben kann, indem fie vor erlangter Beftäti- 
gung Seitens der vorgefegten Behörde nicht zur Ausführung gebracht zu werben 
vermag, mithin ohme diefe Beftätigung für fi allein einen Beweis nicht liefert. 
Sie ift aber auch zum Beweife von Rechten und Nechtsverhältniffen nicht von Er- 
heblichkeit, wie fich daraus ergiebt, daß, wenn auch die * Behörde befugt 
ift und felbft in ven gewöhnlichen Fällen Beranlaffung haben kann, unmittelbar 
und ohne weitere thatfächliche Recherche auf Grund der projektirten Steuerfäge der 
Steuer-Kommiffion die Feftftellung der Steuer Berpflichtung der Interefienten zu 
treffen, deſſenungeachtet die Liften vermöge der der vorgefegten Behörde obliegen- 
den felbitftändigen Prüfung und Feftftellung derfelben doch immer nur ald gutacht- 
fihe Borfjchläge der untergeordneten Behörde, mithin ihrem Wefen nad al8 Bes 
richte der untergeordneten an die vorgefegte Behörde anzufehen find. Wiffentlich 
unrichtige Anführungen in folchen Berichten können daher ald Urkundenfälfchungen 
im gefeglichen Sinne der $$. 247. 252. 253. des Strafgefegbuches nicht betrachtet 
werden, denfelben ift auch eine Erheblichfeit zum Zwede des Beweifes nicht beizu- 
legen, da eine ſolche nur ald eine mittelbare, in dem Einfluffe auf die Feftfegung 
der vorgejegten Behörde gefunden, nicht aber als eine unmittelbare der Urfunde 
felbft, den betreffenden Interefienten gegemüber, angeſehen werden kann. 


$. 249. des Strafgefeßbuches. 

Zur Feftftelung des Thatbeftandes des im $. 249. vorgefehenen Verbrechend 
des Gebrauchs einer alien Urfunde bedarf es Feiner ausdrüdlichen Erklärung, 
daß von der Urfunde zum Zwede der Täuſchung Gebrauch gemacht % 

Urtel des Ober- Tribunald vom 10. November 1855 wider v. Ganfe: 
winfel f. oben unter den Frageftellungen. 


$. 254. des Strafgefegbuches. Fälfhung von Jagdfcheinen. 

Der Angeklagte hat von einem in der Art gefälfchten Jagdfcheine, daß -bie 
Jahreszahl 1853 in 1854 umgewandelt ift, Gebrauch gemadt. Er ift aber von 
der aus $. 254. erhobenen Anklage freigeſprochen, weil der Jagdſchein Fein den 
Reifepaß vertretendes Regitimationspapier, Überhaupt auch eine Urkunde im Sinne 
des $. 247. nicht fei. 

Die dagegen erhobene Nichtigkeitäbefchwerbe des Ober-Staatsanwalts ift 
durch Urtel des Ober - Tribunald vom 7. Dezember 1855 wider Winfler 
(Nr. 1123. 1) in Anerkennung diefes Grundes zurüdgewiefen, da nach 88. 14. 
15. des Gejeged vom 7. März 1850 der Jagdfchein nur beurfunde, daß der In- 
haber die für Ausübung der Jagd zu entrichtende Abgabe bezahlt habe, und aus 
mung Rüdfichten feine Grunde obwalten, ihm die Ausübung der Jagd nicht 
zu gejtatten. 


$. 255. Nr. 1. des Strafgefeßbuches. 
Ueber den Thatbeftand der hier mit Strafen bedrohten Fälfchung vergleiche 
den Rechtöfall wider Hoffmann (Urtel vom 12. Dezember 1855) oben unter den 
Frageftellungen. 


$. 255. Nr. 1. des Strafgefegbuches. Tauffcheine, als Urkunden 
über gute Aufführung u. f. w. 
Die Angeklagte hat ihren Tauffchein durch Veränderung ihres Geburtsjah* 
‚red gefälfcht und davon Gebrauch gemacht, um dadurch als —— Aufnahme 
in ein Bordell zu erhalten. Sie if von der aus $. 255. erhobenen Anklage freis 
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—— weil der Taufſchein nicht geeignet ſei, die Angeklagte dem Wohlwollen 
nderer zu empfehlen und ihr Unterkommen oder Unterftügung zu verſchaffen, wie 
dies der. 8. 255. erfordere. 
Die Nichtigkeitöbefchwerde des Ober-Staatsanwalts führt aus: Der $. 255. 
ſei aus den Beftimmungen des Rejkripts vom 11. Februar 1828 und der Kabinets- 
Ordre vom 21. April 1838 über die Fälſchung von Dienft - Entlaffungsfcheinen, 
Wanderbüchern, Päfjen und ähnlichen polizeilichen Atteften, um fih dadurch ein 
befiered Fortkommen zu verfchaffen, hervorgegangen. Das befjere Fortkommen einer 
Perſon werde aber durch ein ihr gewährtes Unterfommen gleich ſehr gefördert, 
dafjelbe möge durch ein befonderes der Berfon zugewendetes Wohlwollen oder durch 
andere Umftände, namentlich durch die Annahme eines derfelben zuftehenden Rechtes 
vermittelt fein. In der Sache jelbft liege daher fein Grund, den $. 255. nur auf 
diejenigen Fälle zu bejchränfen, wo Unterftügung oder Unterfommen nur in einem 
der Perfon zugewendeten Wohlwollen ihren Grund habe, während doch- offenbar 
der viel fchwerere Fall, wo dieſes Unterfommen auf Grund eines vermeintlichen 
Rechts gewährt worden, ftraflos ausgehen folle Schon deshalb könne die Partikel 
„und“ im $. 255. Nr. 1. nicht fonjunktiv, ſondern nur eleftiv verftanden werben. 
Bezug genommen wird auf das Urtel vom 19. Januar 1854 wider Moll im 
Archiv Br. I. © 564. 

Die Befchwerde ift durch Urtel des Ober» Tribunald vom 21. Dezember 
1855 wider Thieme (Mr. 10. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß ein Taufſchein, 
als unzweifelhaft zum Beweife von Rechten und Rechtsverhältniſſen von Erheblich— 
feit, eine öffentliche Urfunde im Sinne der 88. 247. und 251. Nr. 2. des Straf- 
gefepbuches ift, daß dennoch eine Urkundenfälfchung nicht vorliegt, weil die Ange- 
Hagte nady der thatfächlichen Feftftellung der Richter den Tauffchein nur in der 
Abſicht verfälicht und der Bolizeibehörde eingereicht hat, um fich gegen die letztere 
Behufs der Aufnahme in ein Bordell für großjährig auszuweifen. Die zum That- 
beftand der Urfundenfälfchung nach 8. 247. erforderliche Abfiht der Angeklagten, 
fih oder Anderen Gewinn zu verjchaffen, oder Anderen Schaden zujufügen, aber 
thatjächlich weder fejtgeftellt ift, noch aus ber beabjichtigten Aufnahme in ein, Bor- 
dell von felbft folgt; in Erwägung, daß der $. 255. des Strafgefegbuches nur Die 
Hälfhung von Zeugniffen eines Beamten oder einer Behörde über gute Aufführung, 
Armuth oder jonftige Umftände, welche geeignet find, die Darin bezeichnete 
Perſon dem Wohlwollen Anderer zu empfehlen, und ihr Unterfommen oder Unter- 
ftügung zu verfchaffen, mit Strafe bedroht; daß dem Appellationsrichter darin bei- 
zutreten ift, daß die im $. 255. gebrauchte Partikel „und “, ohne den klaren Wor- 
ten des Geſetzes Zwang anzuthun, nur fonjunftiv verftanden werden kann; daß 
ein Tauffchein aber an und für fich feinen Umjtand bezeugt, welcher geeignet ift, 
den darin Benannten dem MWohlwollen Anderer zu empfehlen und ihm Unterfoms 
men oder Unterftügung zu verfchaffen, auch von ven vorigen Nichtern nicht feit« 
geftellt ift, daß wenigſtens im vorliegenden Falle der verfälfchte Taufjchein 
dazu unter den obwaltenden befonderen Umſtänden geeignet war, der $. 255. 
aljo jedenfalls nicht Anwendung finden fann; daß die Nichtigkeitöbefchwerbe fich 
zwar noch Darauf berufen hat, wie in dem Erfenntnifje des Ober-Tribunald vom 
19. Januar 1854 der $. 255. auf die Fälfhung von Militair-Entlaffungsfcheinen 
für anwendbar erachtet fei, hierdurch aber die gegenwärtige Entjcheivung nicht be 
rührt wird, weil Militair- Entlafjungsjcheine allerdings ſchon ihrem Inhalte nach 
an und für fich geeignet find, dem darin Benannten dem Wohlwollen Anderer zu 
empfehlen und ihm Unterfommen oder Unterftügung zu verfchaffen. 


$. 263, des Strafgefegbuches. Begriff der Gewohnheits- 
mäßigfeit. 

Urtel des Ober» Tribunals vom 31. Januar 1856 wider Wilhelm 

Nr. A. U.), daß der erfte Richter, indem er annahm, daß zur Bildung der Ge 
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wohnheit, Anderen mehr als gefegliche Zinfen abzunehmen, erforderlich fei, daß 
mehrere gleichmäßige Handlungen gegen mehr als ein Individuum ausgeübt 
feien, den Begriff der „Sewohnheitsmäßigfeit” unrichtig auffaßte, da zwar das ges 
wohnheitemäfige Betreiben der Meberfchreitung des gefeglichen Zinfenmaßes ein 
mehrmaliges Borbedingen oder Annehmen höherer ald erlaubter Zinfen erfordert, nicht 
aber, daß gegen verjchiedene Perſonen der Wucher getrieben fei, Died namentlich 
auch daraus, daß fomohl in Bezug auf gemohnheitemähig betriebenen, als in Bezug 
auf verſteckten Wucher in dem $. 263. vom Schuldner in der Mehrheit die Rede 
ift, umfoweniger zu folgern ift, al8 eben dort unter dem Gebrauche des Wortes 
„Schuldnern“ (im ‘Blural) das Wort „Ueberfchreitung“ nur im Singular gebraucht 
ift, und als eine Mehrheit von Schulvverhältmiffen, mit Weberfchreitung der das 
— —— betreffenden Geſetze, auch dann begründet worden iſt, wenn von einem 

tleiher einer und derjelben Perſon mehrfache Darlehne unter Borbedingung oder 
Annahme wucherlicher Zinfen gegeben worden find. . 


$. 268. des Strafgefegbuchese. Erforderniß der Gewinnjudt 
bei öffentlihen Ausfpielungen. 

Der erfte Richter fpricht bei einer ohne obrigkeitliche Erlaubniß unternoms 
menen öffentlichen Ausfpielung den Angeklagten frei, weil er die Gewinnfucht 
befjelben bei diefer Ausfpielung verneint, der $. 268. aber, als in dem Titel vom 
ftrafbarem Eigennuge ftehend, dieſes Erforderniß habe, derjelbe lediglich die Bors 
fchrift der Verordnung vom 5. Juli 1847 wiederhole, daher anzunehmen fei, daf 
binfichtlich der erforderlichen obrigkeitlichen Erlaubniß *jegt noch diefelben Grund» 
fäge wie früher gelten, und das Reſkript der Minifterien des Innern und der Fir 
nanzen vom 5. Oftober 1848 erkläre, daß die gedachte Verordnung vom 5. Juli 
1847 fi nur auf die aus Gewinnfucht veranftalteten Ausipielungen beziehe, und 
daß e8 zur Ausjpielung unbedeutender Gegenftände auf Jahrmärften und bei ans 
deren Beluſtigungen, fofern dabei nur ein unfchulviges Vergnügen beswedt werde, 
der fpeziellen Einholung einer Genehmigung nicht bepürfe. 

Der Appellationsrichter ftraft dagegen aus $. 268., indem er das Erfor 
derniß der Gewinnſucht verneint. 

Die hiergegen erhobene Nichtigfeitöbejchwerde des Angeklagten ift durch 
Urtel des Ober-Tribunald vom 30. November 1855 wider Bönigf (Nr. 786. L) 
zurüdgewiejen, in Erwägung, daß der $. 268. weder nad) der Faſſung, noch nad) 
den Materialien zu feiner Anwendung vorausjegt, daß die öffentliche, ohne obrig- 
feitliche Erlaubnig abgehaltene Ausfpielung aus Gewinnſucht veranftaltet wors 
den, Daß vielmehr die früheren gefeglichen Beftimmungen das Gegentheil nadhweis 
fen, weil die Kabinets-Orpre vom 20. März 1827 im dritten Abjag auch für 
öffentliche Ausfpielungen, welche zur Ausführung wohlthätiger Zwede, oder zur 
Förderung des Kunftfleißes, alſo nicht aus Gewinnjucht ftattfinden, die Genehmi- 

ung der Minifterien des Innern und der Finanzen vorjchreibt, und im erften Ab- 
—* als erlaubte Privat-Ausfpielungen, im Gegenſatze der verbotenen öffentlichen, 
nur ſolche betrachtet, welche in Privatzirkeln zum Zwede des gefelligen Vergnügens 
oder der Milpthätigfeit veranftaltet werden; daß hiernach die Oeffentlichkeit 
und der dem größeren PBublitum zu gewährende Schuß die Gefichtspunfte bilden, 
weshalb die obrigfeitliche Erlaubniß nachgefucht werden muß, wenn die Minifterial- 
Reſkripte vom 10. Januar und 5. Oktober 1848 nur in dem hier nicht eintretenden 
Falle eine Ausnahme zugelafien haben, wenn auf Jahrmärkten oder bei anderen 
Belufligungen unbedeutende Gegenftände zum Vergnügen ausgefpielt werden; daß 
der $. 268. nur die bereit früher beftandene Borkihri wiederholt, daher zu feiner 
Auslegung auch auf die Älteren Beftimmungen, namentlich die Kabinets-⸗Ordre vom 
20. März 1827 und die Verordnung vom 5. Juli 1847, zurüdgegangen werden 
fann, und feine Stellung in dem 2öften Titel des Strafgejegbuches „von dem ſtraf⸗ 
baren Eigennuge” von Teinem entfcheidenden Einfluffe it, da Gewinnſucht in den 
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häufigeren Fällen eine Ausfpielung veranlaßt; daß demnach der $. 268. richtig an- 
ewendet worden, da thatjächlich feftfteht, daß die von dem Angeflagten veran- 
taltete Ausipielung der Kuh den Kreis einer beftinmten Gefellfchaft überfchritten, 
und den Gharakter ver Deffentlichfeit am ſich getragen hat, jowie, daß eine 
obrigkeitliche Erlaubniß nicht eingeholt gewefen fei. 


$. 271. des Strafgefegbuches. Anwendung auf die Entziehung 
von Sachen, weldhe durch PBrivatpfündungen in die Ge- 
wahrfam eines Anderen gelangt find , 

Mehrere Einfaffen zu 8. haben den Martin 8. zum Waldwärter ihres 
gemeinfchaftlich befefienen Waldes beftellt, ohne ihn jedoch als jolchen vereiden zu 
laffen. Er hat in dieſer Eigenfchaft mehrere PBerfonen bei der Entwendung von 
Holz und beim Befahren eines verbotenen Weges gepfändet, und den gepfändeten 

agen nebſt Pferd auf fein Gehöft gebracht. Dort hat die Angeklagte den, ger 
fpändeten Wagen als ihr Eigenthum wieder fortgeführt, und fo der Pfändung ent- 
zogen. Den $. 272. haben beide Richter für unanwenbbar erachtet, weil der 
Martin K. fein Beamter fei. Dagegen haben fie aus $. 271. geftraft, weil dem 
* ee ein Zurüdbehaltungsrecht an dem von ihm gepfändeten Wagen zuge- 
anden habe. 

Auf die Nichtigfeitsbefchiwerde der Angeklagten find die Urtel am 2. Ja— 
nuar 1856 von dem Ober-Tribunal wider Boszed (Nr. 1126. 1.) vernichtet, und 
es ift die Angeklagte von der Anjchuldigung einer rechtswidrigen Entziehung einer 
gepfändeten Sache freigefpröchen, und zwar in Erwägung, daß Martin 8. von 
mehreren bäuerlichen Beligern von Klein-Konig mit der Beauffichtigung einer den 
legteren gehörenden Waldung beauftragt, jedoch nicht vereidigt und daher von den 
Vorderrichtern feftgeftellt worden ift, daß K. nicht al8 ein Beamter im Sinne des 
$. 272. des Strafgejegbuchs einen der Angeklagten gehörenden Wagen deren Sohn 
abgepfändet, welchen die Angeflagte von dem Hofe des K. weggenommen hat, 

daß der Appellationsrichter den $. 272. 1. c. mit Recht außer Anwendung 
gelaffen hat, weil derfelbe vorausjegt, daß Sachen der Pfändung entzogen, welche 
durch einen zuftändigen Beamten gepfändet find, mithin auf Privatpfindungen 
— ne die Pfändung des Wagens durch den K. aber nur eine Privat 

ändung ift, 
Hi daß die Vorberrichter unter Anwendung des $. 271. 1. c. zwar feftgeftellt 
haben, daß die Angeklagte ven von dem K. gepfändeten Wagen, auf welchem dem— 
felben ein Zurüdbehaltungsrecht zugeftanden, aus deſſen Gehöfte in rechtswidriger 
Abficht weggenommen hat, 

N: indefjen bei diefer Sehfelung von der unrichtigen rechtlichen Voraus— 
feßung ausgegangen ift, daß der K. ein Necht auf die Aufbewahrung des Wagens 
gehabt, und demfelben ein Zurüdbehaltungsrecht zugeftanden hat, 

daß folche Befugniffe jedoch dem K. gefeglicy nicht zugeftanden haben, der— 
felbe vielmehr verpflichtet war, den abgepfändeten Wagen der Obrigkeit abzuliefern 
— $. 22. folg. des Gefeges, den Diebftahl an Holz und anderen Waldprodukten 
betreffend, vom 2. Juni 1852 — eine gleiche Verpflichtung resp. zur Ablieferung 
des PBiandftüds und zur Anzeige der Pfändung an die Obrigkeit demfelben auch 
nach $. 53. u. f. der Feldpoligei- Ordnung vom 1. Oftober 1847 obgelegen haben 
würde, wofelbft überdies ausprüdlich vorgefchrieben ift, daß die unterlafiene, bier 
nicht feftgeftellte, Anzeige an die Obrigkeit den Gepfändeten berechtigt, die fofortige 
unentgeltliche Zurüdgabe der gepfündeten Sache zu verlangen, 

daß, abgefehen hiervon, der $. 271. des Strnfgefegbuches aber aud auf 
gepfändete Sachen nicht zu beziehen ift, weil das Gejeg im $. 272. ausdrüdlich 
des Falles erwähnt, in welchem eine Sache durch den Akt der beige aus dem 
Befige des Gepfändeten in die Gewahrfam des Pfaͤndenden gelangt und diefem 
entzogen wird, hier aber mur Das fchwerere Bergehen bei einer Prändung durch 
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den zuftändigen Beamten, aber nicht das leichtere Vergehen bei einer Privatpfän- 
dung mit Strafe bedroht, mithin nicht anzunehmen ift, daß die bedeutend härtere 
Strafe des $. 271. auf diefes leichtere Vergehen anzuwenden, in der Abficht des 
Gefeggebers gelegen habe, 

daß endlich auch aus der Zufammenftellung im $. 271. I. c. zu entnehmen 
ift, daß das Geſetz das im $. 536. ff. Tit. 20. Th. 1. Allg. Landrechts erwähnte 
Retentionsrecht auf Sachen, welche vermöge eines zur Zurüdgabe verpflichtenden 
Titels, und nicht durch den einfeitigen Aft der Pfändung in Die Gewahrfam des— 
jenigen gelangf find, der dieſelben zurüdzubehalten für befugt erachtet if, — im 
Sinne gehabt hat, ' 

dag von der thatjüchlichen Feftitellung der Vorderrichter daher nur übrig 
bleibt, daß die Angeklagte nach bewirkter Hkändung ihres Wagens durch eine 
Privatperfon fich eigenmächtig wiederum in den Befig defjelben gejegt hat, daß auf 
diefen Thatbeftand der $. 271. des Strafgefegbuches unrichtig angewandt und das 
zweite Urtel zu vernichten ift, 

daß in der Sache felbft bei Berüdfichtigung der $$. 462 — 465. Tit. 14. 
TH. 1. Allg. Landrechts, welche nach der Felppolizei-Orbnung vom 1. November 
1847 $. 75. in Kraft geblieben find, insbefondere nach $. 465., in Verbindu 
mit $. 463. Tit. 14. Th. 1. Allg. Landrecht, der Thatbeftand einer, nach Abfchn. 
Tit. 20. Th. I. Allg. Landrecht zu ahndenden eigenmächtigen Selbfthülfe vorliegen 
würde, welche aber, da Diefelbe ohne Gewalt verübt ift, mit Rüdficht auf Art. I 
des Einführungsgefeges vom 14. April 1851 nicht mit Strafe belegt werden fann, 
weil das Strafgeſetzbuch diefelbe nicht mit Strafe bedroht hat, und die Angeklagte 
deshalb freizuſprechen ift. 


$. 272. des Strafgeſetzbuches. 

Die Strafbeftimmung des $. 272. findet auch Anwendung, wenn Jemand die 
bei ihm im Beichlag genommene Sache Dadurch, daß er fie dem zurüdfordernden 
Eigenthümer freiwillig herausgiebt, vorfäglicy der Beſchlagnahme entzieht. 

Präjudiz dem Il. Abtheilung des Senats für Fee beim Ober: Tris 
bunal vom 4. Oktober 1855 wider Meisborn (Mr. 252. 1). 


$. 272. des Strafgefepbuches. Anwendung der Vorfchrift auf 
Befhlagnahmen oder Pfändungen, welde lediglih im 
öffentlichen Interefje erfolgen. 

Nach der ftädtifchen Weideordnung und provinziellen Gefegen, fowie feinen 
Amtsinftruftionen, hat der öffentliche Stadtpfänder eine Anzahl Gänfe, welche ohne 
Aufficht umberliefen, in aaa genommen. Als er im Begriff war, diefelben 
nad) dem Rathhaufe zu treiben, kam der Angeklagte, widerfprach der Beichlagnahme 
und trieb die ihm gehörigen Gänfe aus der Heerde fort. 

Es iſt für thatfächlich feftgeftellt erachtet, daß die Handlung als eine Ent: 
ziehung aus der Beichlagnahme des zuftändigen Beamten zu betrachten fei. Da— 

egen verneinen beide Richter den Thatbeftand des $. 272,, weil dieſer, theild nach 

Peiner Stellung im Titel vom ftrafbaren Cigennuge, theils nach feiner Entftehungs- 
geichichte fordere, daß eine Pfändung oder Beichlagnahme zur Wahrung irgend 
eines Privat-Intereſſes gefchehen fein müffe, während fie bier nur in öf— 
fentlidem Intereſſe zu Wahrung der öffentlihen Ordnung erfolgt 
fei. Die Anklage ift daher zurüdgewiefen. 

Auf die Beſchwerde des Ober-Staatsanwalts ift duch Befchluß des Ober: 
Tribunald vom 23. Januar 1856 wider Fäcknitz (Nr. 52. 2. die Unterfuchung 
aus $. 272. eingeleitet, in Erwägung, daß der $. 272, des Strafgeſetzbuches in 
feiner Weife unterfcheidet, ob die Beichlagnahme oder zes zur Sicherung 
eines Privat-Intereſſes, oder im öffentlichen Intereſſe allein, 3. B. als Borbereis 
tung ‚einer ftrafrechtlichen Verfolgung, geichehen jei, und eine Beichränfung der Boys 

Archiv, 1806, IL 18 


266 Aus der Praxis. $$. 272. 274. 237. des Strafgeſehbuchs. 


fchrift auf Befchlagnahmen der erfteren Art umfoweniger zu rechtfertigen ift, als in 
Betreff der leßteren diefelben Gründe obwalten, jeden Eingriff in die obrigfeitliche 
Tpätigkeit durch geeignete Strafandrohungen abzuwenden; daß dem Umftande, daß 
der $. 272. fi im Titel vom ftrafbaren Eigennuge vorfindet, ſchon an ſich ein zu 
großes Gewicht nicht beizulegen ift, da die Begriffserfordernifie einer ftrafbaren 
Handlung doch wefentlih nur aus dem die Begriffsbeftimmung enthaltenden Pas 
ragraphen, nicht aber aus einer allgemeinen Titel-Rubrif entfehnt werben können, 
zumal wenn, wie diefes beim 2öften Titel der Fall, die verfchiedenartigiten Ber- 
gehen in einen Abfchnitt zufammengefaßt find; daß zwar der $. 272, aus der für 
die Nheinprovinz erlaffenen Kabinet8-Ordre vom 11. Dezember 1833 in das Straf⸗ 
gefegbuch hinübergenommen ift, jene Kabinets-Ordre fich aber allerdings nur auf 
die im proyeffuafifihen Grefutionsverfahren erfolgenden Pfändungen bezog; daß aber 
diefe Beichränfung dort ihren Grund wefentlich in der Faſſung der gedachten Ge- 
feßesvorjchrift, insbefondere in der im Eingange fi findenden Bezugnahme auf 
die Rheinifche bürgerliche Prozeß-Ordnung Batte: daraus alfo die Folgerung nicht 
hergeleitet werben darf, daß die in allgemeinerer Faffung und ohne jede Berugnahme 
der gedachten Art in das Strafgefegbuch aufgenommen, und fonach für den 
ganzen Staat ergangene Beftimmung auch in jenem befchränkten Sinne ausgelegt 
werden müfle. 


$. 272, des Strafgeſetzbuches. Anwendbarkeit auf bewegliche 
Pertinenzien von Örundftüden. 

Durch frühere Entſcheidungen“) ift der Grundſatz feftgeftellt, daß ſich der 
$. 272. nicht auf die Beichlagnahme von Grundftüden erfirede. In einem 
neueren Falle ift es in Frage gekommen, ob fich diefe Neftriftion auf Grundftüde 
nach ihrem rechtlichen Begriffe beziehe, alſo auch ſolche bewegliche Sache, welche 
als PBertinenzien von Grundftüden rechtlich den Regeln derfelben folgen, mit um: 
jafe Durch das Urtel des Ober-Tribunald vom 24. Oftober 1855 wider Schulg 
(Nr. 951. 1) ift diefe Frage verneint, vielmehr die Anwendbarkeit des $. 272. auf 
ſolche bewegliche Sachen anerkannt. ‘ 


88. 274. 237. des Strafgefegbuches.” $. 149 f. Tit. 9. Th. 1. Allg. 
Landrechts. Fagdpolizeigejeg vom 31. Oftober 1848. ehlerei durch 
Ankauf eines von dem Grundbefiger auf feinem Grund 
und Boden gefangenen Wildes. 

Die verehelichte Vogel hat auf einer Forftwiefe ein junges Reh gefunden 
a rutaf Sie ift —8 wegen unberechtigter Ausuͤbung der Jagd aus 
$. . geitraft. 

ie Käuferin des Nehes ift wegen Hehlerei aus $. 237. angeklagt. Der 
Appellationsrichter ftellt feft, daß die Vogel bei dem Er des Rehes an die 
Angeklagte verfichert hat, das Reh in ihrem Garten gefunden zu haben, 
und daß die Angeklagte es nicht gewußt, daß die Vogel es durch ftrafbare Jagd» 
ausübung erworben Ai Er fpricht die Angellagte deshalb von der Hehlerei frei. 
Denn bei jener thatfächlichen Borausfegung des Findens des Rehes in ihrem 
Garten habe die Verkäuferin Vogel dafelbe nach 88. 149. Tit. 9. Th. L Allg. 
Landrechts töbten dürfen; fie habe ed zwar dem Jagdberechtigten anbieten müſſen, 
und es nur verkaufen dürfen, wenn der Jagdberechtigte fie nicht auf die gejegliche 
Weiſe entjchädigen wollte. Daraus allein aber, daß Die Angeflagte nicht nach⸗ 
geforſcht habe, ob die Vogel ſich mit dem Jagdberechtigten in dieſer Weife aus⸗ 
einander geſetzt, könne die Hehlerei gegen ſie nicht gefolgert werben. Die Nichtig- 
feitsbefchwerde der Staatsanwaltfchaft behauptet die Aufhebung der gedachten 
88. 149. folg. Tti. 9. durch das Jagdgejeg vom 31. Dftober 1848; das Jagd⸗ 
poligeigefeg vom 7. März 1850 habe diefelben nicht wieder hergeftellt. 


1) Gntfpeibungen des Ober · Tribunals, 2te Folge, 8b, I. ©. 70 ff. Eh. IH. 6, Ma ff. 
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Die Befchwerbe ift durch Urtel des Ober - Tribunald vom 10. Oftober 
1855 wider Vogel und Paul (Nr. 830. I.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß 
der Nichtigkeitsbefchwerde in fofern beizutreten ift, ald durch das Geſeßz vom 
31. Oltober 1848 das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden, fowie die Jagd« 
folge aufgehoben ift, daſſelbe vielmehr jedem Grunpbefiger auf feinem Grund und 
Boden zufteht (8$. 1— 4.) und der Befiger eined Grund und Bodens durch die 
Ausübung der Jagd auf demfelben eine Fagdfontravention nur dann begehen kann, 
wenn die Jagd einen Dritten verpachtet ift, oder auf demfelben ein Jäger für 
emeinfchaftliche Rechnung der bei einem Jagdbezirke betheiligten Grundbefiger die 
agd zu befchießen hat; daß mithin der Eigenthümer eined Gartens, in welchen 
ein Wild aus einem fremden Revier übertritt, den Beichränfungen der 88. 149. 
folg. Tit. 9. Th. 1. Allg. Landrechts nicht mehr unterliegt, daß bei diefen Um: 
fänden und unter Feithaltung der nicht angefochtenen Thatjache, daß die Ange— 
flagte habe vorausjegen müflen, das von der Vogel angefaufte Reh fei in deren 
Garten gefangen, der Appellationsrichter in Beziehung auf den daraus gefolgerten 
Mangel einer Kenntniß einer durch die Vogel begangenen Jagdfontravention von 
Vorausfegungen ausgeht, welche der Angeklagten fogar minder günftig find, als 
wenn er bei Berüdjichtigung des Gefeges vom 31. Oktober 1848 davon ausge: 
angen wäre, daß die Bogel das Reh unbedingt zu fangen berechtigt ed 
ki: daß die Staatsanwaltichaft fich daher über die Anwendung jener Gefege nicht 
beſchweren fann u. f. w. 


$. 274. des Strafgeſetzbuches. Tödtung des Wildes zur Verhü— 
tung von Wildjchaden als Jagdvergehen. 

Durch Beichluß des Ober-Tribunald vom 25. Januar 1856 wider Hüds 
ſtädt (Mr. 56, L) ift der Grundfag ausgefprochen, daß jeder Eingriff in das einem 
Anderen zuftehende — * d. h. die Ausübung deſſelben durch einen Nichtberech⸗ 
tigten, Das im 8. 274. vorgeſehene Vergehen darſtellt, ohne daß es darauf an- 
fommt, aus welchem Grunde dieſe Ausübung ſtattfindet, ob etwa blos zum Ber- 
gnügen, oder zur Gewinnung des Wildes, oder zur Verhinderung von Wildſchä— 
den u. j. w., daß insbejondere der Grundeigenthlümer, welcher felbit zur Ausübung 
der Jagd nicht berechtigt ift, auch nicht zur Wahrung feiner Felder vor Wildfchaden 
eine Handlung vornehmen darf, welche ald Verfolgung oder Erlegung ded Wildes 
fih darftellt, da fein Recht, das Wild von feinen Feldern abzuhalten, nicht durch 
Handlungen ausgeübt werden kann, welche für fich den Thatbeftand eines Ber- 
gehens bilden (Gejeg vom 7. März 1850, 88. 21. 22. 24.). 


$. 286. des Strafgeſetzbuches Brandftiftung an der eigenen 
Sache des intellektuellen Urhebers dur einen Dritten 
als Thäter. 

Es liegt genügender Verdacht vor, daß die Mühle, welche unbewohnt und ' 
vermöge ihrer Lage und Befchaffenheit nicht geeignet war, anderen Gegenftänden 
das Feuer mitzutheilen, auf Anftitten des Cigenthümerd durch einen Dritten in 
Brand gefegt if. Der Anklage» Senat weift die Anklage wegen ftrabarer Brand- 
Riftung aus $. 286. zurüd, weil eben die Mühle Eigenthum —— klin 
ft, auf deffen Anftiftung die Brandftiftung ftattgefunden hat, der $. 286, mithin 
nicht Anwendung finde. 

Der Ober = Staatsanwalt, welcher über diefe Zurüdweifung Beſchwerde 
führt, Hält den $. 286. deshalb für anwendbar, weil ja die Mühle Kir den Thäter 
jelbft eine fremde Sache gewefen fei. i 

Das Ober » Tribunal hat durch Beſchluß vom 21. November 1855 wider 
Beidel (Nr. 344. B. 1.) die Beſchwerde zurüdgewiefen, weil bei der_angenomme- 
nen Einwilligung des Gigenthümers in die Brandfegung die Unterftellung einer 
geaen fremdes Eigenthum unternommenen Brandftiftung, welche der $. 286. allein 
m Auge habe, nicht vereinbar fei. 5 

18* 
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Gegen die Nichtigkeit diefer Argumentation vom doktrinellen Standpunfte 
aus läßt ſich erlichtlich fein Einwand erheben. Allein der Fall zeigt wiederholt, 
wie bevenklih in ihrer Konfequenz die prinzipielle Auffaffung ver intellektuellen 
Urheberfchaft im $. 34. des Strafgefepbuches lediglich als Theilnahme an einem 
fremden Verbrechen, alfo nur ald Accefjorium defielben, fei. Ift die Thäterfchaft 
allein die normgebende, das auf fie anwendbare Strafgefeg nach $. 35. allein auch 
auf den intellektuellen Urheber anzuwenden, jo muß fonfequegg auch allein das 
BVerhältniß des Thäters zur Sache oder zur Perfon das für DEM intelleftuellen Urs 
heber, ald Theilnehmer, entjcheidende fei. Für den Thäter war aber die Mühle 
allerdings eine fremde Sache, wie 3. B. für ihn der Sohn des Anftifters, welchen 
er auf Geheiß des legteren züchtigt, ein Fremder ift, deſſen Stchtigung gegen ihn 
unter den Thatbeftand der gewöhnlichen ftrafbaren Mißhandlung fällt. Nur durch 
die DVerneinung ded dolus fann man hier einer Gefeges + Anwendung vorbeugen, 
welche nah dem Wortlaut der $$. 34. und 35. geboten fein, aber dem Rechte: 
gefühl widerfprechen würde. 


$. 287. des Strafgefepbuches. Thatbeftand der Brandftiftung 

an Gegenftänden, welche geeignet find, das Feuer den in 

88. 285. und 286. genannten Öegenftänden mitzutheilen. 

Ueber die Frage, ob vollendete oder nur verfuchte Brandftiftung in dem 

Falle vorliegt, wenn nur Gegenftände in Brand gefegt find, welche nn. ihrer 
Lage und Bejchaffenheit geeignet find, das Feuer den in $$. 285. und 286. ge- 
** Gegenſtänden mitzutheilen, ohne daß jedoch dieſe Mittheilung des Feuers 
wirklich ftattgefunden hat, heißt es in dem Urtel des Ober⸗Tribunals vom A. Ja— 
nuar 1856 wider Harms (Nr. 40. 1.), in Erwägung, daß zwar gemeinrechtlich 
ein Zweifel darüber obwaltet, ob das Verbrechen der vollendeten Brandftiftung als- 
dann vorhanden ift, wenn nur Gegenftände in Brand-gefept find, welche geeignet 
find, das Feuer den Wohngebäuden mitzutheilen, ohne daß dieſen legteren das 
Feuer bereitd wirklich mitgetheilt ift; daß jedoch einem folchen Zweifel in dem 
Strafgefegbuche durch die Vorfchrift des $. 287. vorgebeugt ift, indem nad) berfel- 
ben derjenige, welcher vorjäglich eigene oder fremde Sachen, welche vermöge ihrer 
Beichaffenheit und Lage geeignet find, den in den $$. 285. und 286. genannten Ge- 
genftänden das Feuer mitzutbeilen, in Brand ſetzt, eben jo beftraft werden joll, wie 
derjenige, welcher jene Gegenftände unmittelbar in Brand fept; hiernach die Aus— 
fegung der Nichtigkeitsbeſchwerde, als fet es zur Anwendung der Strafe des $. 285. 
in einem Falle folcher Art, wie hier, erforderlich, daß durch den in Brand gefegten, 
im $. 257. genannten Gegenftand das Feuer auch wirflid den im $. 285. genann- 
ten Gegenftänden mitgetheilt worden, unrichtig ift, indem es bei einem ſolchen Ers 
fordernifje der Vorſchrift des $. 287. überhaupt nicht bedurft haben würde, viel- 
mehr alddann jene im $. 287. genannten Gegenftände nur in demfelbe Sinne in 
Betracht fümen, wie der Brandflof überhaupt, bei welchem es allerdings Erforder- 
niß der vollendeten Brandftiftung ift, daß er bereitd dem anzuzündenden Gegenftande 
das Feuer mitgetheilt habe; in Erwägung, daß endlich auch die Frage, ob der 
$. 287., wenn derfelbe auch in der vorftehenden Art aufgefaßt werden muß, den- 
noch nicht nur die Strafe eines zu einem jelbftftändigen Nerbrechen erhobenen Ver⸗ 
fuches der Brandftiftung enthalte (vgl. Archiv für Sreußifches Strafrecht Bd. II. 
©. 294—297.), hier auf fich beruhen bleiben muß, weil Gründe, welche aus die: 
em Gefichtspunfte die befondere Beurtheilung des Verbrechens erfordern fönnten, 
Im vorliegenden Falle nicht vorhanden find. 

$. 311. des Strafgefegbuches. Beftehung zur Verlegung der 

Amtspflicht. 

Der Förfter findet beim Angeklagten- Holz, welches er für entwendet er- 

achtet. Der Angeklagte behauptet, dafjelbe erfauft zu haben, und bietet dem Förfter 
dafür, daß er nicht erft Anſeige mache, fondern die Sache verfchweige, 2 Thaler, 
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Auf die Anklage aus $. 311. ift in beiden Inftanzen auf Freifprechung 
erkannt, weil nicht für feftgeftellt zu achten, daß das Holz wirklich geftohlen ge: 
weien, daß alfo der Förfter durch Die zugemutbete Berfchweigung und Unterlafjung 
der Anzeige eine Verlegung feiner Amtspflicht begangen hätte. Der Appellationg: 
— — fogar als feftgeftelt an, daß das Holz wirklich nicht geftohlen ge: 
wejen fei. 

Auf Nichtigkeitsbefchwerde des Staatsanwaltes hat das Ober-Tribunal am 
12. Dftober 1855 wider Kreil (Nr. 906. 1.) auf Vernichtung und Zurüdweifung 
der Sade in die Inftanzen erfannt, in Erwägung, daß der Kreil nicht einmal 
behauptet, über den redlihen Erwerb des Holzes dem Förfter genügende Auskunft 
gegeben, oder fonft irgend wie die Widerlegung des gegen ihn obwaltenden Ber: 
dachtes verfucht zu haben, vielmehr nach der thatfächlichen Feſtſtellung durch ein 
angebotened Gefchen zu bewegen juchte, die ganze Sache zu verſchweigen; daß der 
Forſtſchutzbeamte, welcher bei einer Hausſuchung, alfo indem er eine Amtshandlung 
pornimmt, eine Menge verdächtiger Gegenftände findet, die er für geſtohlen erachtet, - 
und nach feiner gewifienhaften Heberzeugung für geftohlen erachten muß, die Amts- 
pfliht Hat, Anzeige zu machen, und durch — dieſe Amtspflicht verletzt; 
daß die Erfüllung derſelben auch keineswegs von dem kuͤnftigen Erfolge eines gegen 
die betreffende Perſon eingeleiteten oder einzuleitenden Verfahrens abhängig gemacht 
werben kann, weil die Amtspflicht der Anzeige eine im Augenblid der Entvedung 
entftehende und fofort zu erfüllende ift;z daß daher der Angeflagte, indem er das 
VBerfhweigen des ganzen Vorganges durch die angebotene Summe Geldes zu 
erlangen bemüht war, in der That den Förfter zur — feiner Amtspflicht 
zu bejtimmen verfucht hat; Daß zwar eine ſolche Pflichtverlegung nach der Anftcht 
des Appellationsrichterd deshalb ausgefchloffen fein foll, weil fein Förſter verpflichtet 
fei, wegen nicht geftohlenen Holzes eine Anzeige zu machen; daß auch in der That 
der erfte Richter erflärt hat, es fei nicht feftgentellt, daß das Holz wirflich geftohlen 
worden, und der Appellationsrichter fogar die Nichtentwendung deffelben Air feft- 
geftellt hält, daß jedoch, felbft dieſes letztere als richtig angenommen, ber Appella- 
tiondrichter den $. 311. — Mr at, weil die Pflicht der amtlichen 
Anzeige nicht auf die Fälle der Evidenz und des wirklich bewiefenen Verbrechens 
beſchraͤnkt, jondern auch bei wohlbegründetem, bis zur Zeit der Anzeige nicht wider> 
legtem Berbachte und eigener Ueberzeugung des Beamten felbft eintritt, daher auch, 
fowie die gemachte Anzeige nicht durch fpätere Freifprechung des Befchuldigten 
pflichtöwidrig wird, fo auch die unterlaffene Pflichterfüllung nicht durch fpätere 
Ergebniſſe und Gegenbeweife des Bejchuldigten gedeckt werben fann u. ſ. w. 


$. 331. des Stafgeſetzbuches. Theilnahme an Amtsverbreden 
oder Vergehen. 

Die Angeklagten find nach $. 34. Nr. 2. des Strafgefegbuches der Theil: 
nahme durch Hülfsleiftung an einer durch einen Beamten bewirkten Befreiung eines 
feiner Bewachung anvertrauten Gefangenen (hubig erklärt, und es ift deshalb die 
Strafe des $. 322., welche gegen den Beamten felbft, ald Haupt >Angeklagten, er: 
fannt worden, auch auf fie angewendet worben.') j 

Bei der Entjcheidung der Nichtigfeitäbefchwerde hierüber kam es in Er— 
wägung, daß, wenn die Angeklagten, welche felbit nicht Beamte waren, die Bes 
freiung des Gefangenen felbftftändig bewirkt hätten, nur die mildere Vergehensſtrafe 
des $. 94. auf fie angewendet worden wäre, während nun, da jie doch Hülfe bei 
der von einem Anderen bewirkten Befreiung geleiftet haben, deshalb, weil diejer ein 
Beamter war, die fchwerere Berbrechensftrafe gegen fie erfannt worden war. Es 
fragte fich alfo, wie der zweite Saß des $. 331., daß auf die Theilnehmer an 
Amtsverbrechen oder Vergehen die allgemeinen Grundfüge über die Theilnahme An- 


1) Siehe oben den Nechtsfall S. 209. ad IL 


270 Aus ber Praxis. $. 340. Nr. 9. bes Strafgeſetzbuchs 


wendung finden follen, „foweit feine Ausnahmen beftimmt find“, zu verftehen ſei? 
Sind unter diefen Ausnahmen alle die Fälle zu verftehen, wo für die — des 
Theilnehmers eine beſondere Strafe im Strafgeſetzbuche für den Fall, daß er das 
Verbrechen oder Vergehen felbftftändig verübt hat (ohne ſelbſt Beamter zu fein), 
angedroht ift, fo fallen darunter alle fogenannten gemifchten Amtöverbrechen, d. h. 
ſolche, welche zugleich gemeine Verbrechen oder Vergehen find, denn in allen diefen 
Fällen find die Sanbinsgen in den übrigen Titeln des Strafgefeßbuches mit beſon— 
derer Strafe bedroht. Nach der in den Materialien Bd. I. S. 704 mitgetheilten 
Entftehungsgefhichte ift dies aber nicht der Simn, vielmehr hat. man’ unter dem 
Sage „foweit feine Ausnahmen beftimmt find“ nur Diejenigen Ausnahmen, welche 
der Titel 28. felbft „von Verbrechen over. Vergehen im Amte“ feftfegt, verftchen 
wollen. Eine ſolche Ausnahme findet fich nur im $. 311. und in dem ausbrüdlich 
genannten $. 309. 

Im Wefentlichen aus diefen Gründen ift daher auch von dem Ober : Tri: 
bunal am 16. Januar 1856 wider Ludneit (Mr. 98. 1.) erfannt, und die Be- 
Befchwerde über die Anwendung des $. 322. ftutt des $. 94. zurückgewieſen worben. 


- $. 340. Nr. 9. des Strafgefeßbuchese. Unfug in Berfaufsläden, 
welche dem Publikum geöffnet find. 

Der Angeklagte hat einzelnen Mädchen, welche nad und nach in feinen 
Berfaufsladen getreten find, fein männliche Glied gezeigt. Der erfte Richter hat 
aus $. 150. geftraft, wegen Berlegung der Schambaftigfeit mit öffentlichem 
Nergerniß. Der Appellationsrichter verneint das öffentliche Aergernig, weil dafjelbe 
erft durch die Mittheilung der beleidigten Berfonen an andere entftanden, die Hand- 
Yung felbft aber nur an einem nichtöffentlichen Orte und nicht in Gegenwart an— 
derer Perfonen verübt fei. Er ftraft dagegen aus $. 340. Nr. 9. wegen groben 
Unfugs. In dem die Nichtigkeitäbefchwerde des Angeflagten hiergegen zurüdmei- 
fenden Urtel des Ober-Tribunald vom 18. Dftober 1855 wider Boffe (Nr. 292, II.) 
heißt e8 über die Anwendung diefer Vorfchrift: 

in Erwägung, daß die im Fitel 2. des dritten Theild des Strafgeſetzbuches 
von den Mebertretungen in Beziehung auf die Sicherheit des Staated und Die 
öffentliche Ordnung fich findenden Strafbeftimmungen des $. 340. ſämmtlich, wie 
diefe Ueberfchrift des Titeld ergiebt, Beziehung auf die Sicherheit des Staates und 
die öffentlihe Ordnung haben, daß aber dieſe Beziehung bei den verfchiedenen 
Strafbeftimmungen eine verfchiedene ift, und jede derfelben in fich felbft enthält, 
welche Beziehung fie auf den Staat oder die öffentliche Orbnung habe; daß in der 
Beftimmung sub Nr. 9. (ruheftörender Lärm und grober Unfug) zwei Fälle neben- 
einander geil worden find, von welchen daher zu fchließen iſt, daß fie in ihrer 
Beziehung auf die öffentliche Ordnung Aehnlichkeit mit einander haben, was auch 
dadurch beftätigt wird, daß nad den Materialien des Strafgefeßbuches bei den 
Beftimmungen, von denen die leßtere erſt von der Kommiffion der zweiten Kammer 
Den jugefügt worden ift, im Hinblid auf das, was früher im Allg. Landrecht II. 
-Tit. 20. $. 183. mit der im $. 2. der Verordnung vom 17. Auguft 1835 enthal- 
tenen Ausdehnung vorgejehen war, getroffen worden find; 

in Erwägung, daß die gemeinfchaftliche Beziehung, welche beide Beftim- 
mungen auf die öffentliche Ordnung haben, darin gefunden werden muß: daß das 
Publikum nicht ungebührlicher Heife durch ruheftörenden Lärm und nicht durch 
groben Unfug beläftiget werden foll, jo daß hierdurch Die Grenze der Anwendbarkeit 
diefer Straf eftimmungen deutlich beftimmt wird, mithin unter Umftänden, auf 
welche der dem Bublifum zu gewährende Schuß fich nicht bezieht, verübter grober 
Unfug nicht unter dieſes Steafgeiet fällt; daß nach der Feftftellung der Richter 
die groben Unfittlichfeiten des Angeklagten von ihm in feinem Berfaufsladen, alfo 
an einem dem Publiftum geöffneten Orte, wo mithin das dorthin fommende Publi— 
fum gegen grobe Unfittlichfeiten zu ſchützen, zur öffentlichen Ordnung gehört, gegen 
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einzelne dorthin gefommene Mädchen von 12 bis 13 und von 21 Jahren verübt 
find, daß hiernach diejenige Beziehung auf die öffentliche Ordnung, welche ben 
durch grobe Umfittlichfeiten gegen Andere verübten groben Unfug unter $. 340. 
Nr. 9. ftellt, vorliegt. * | 


$. 345. Nr. 2. des Strafgefegbuches. Art. II. des Einführungsgefeges 
von 14. April 1851. Fortbeſtehen älterer Verbote gegen die 
öffentlihe Anfündigung medizinifher Geheimmittel. 

Der Art. 36. des Geſetzes, das Apothelerweſen betreffend, vom 21. Ger- 
minal XI. verbietet für die Rheinprovinz alle Ankündigungen medizinifcher Geheim— 
mittel; das Geſetz vom 29. Pluvoise XI. droht dagegen eine Strafe an. 

Die beiden erften Richter nehmen diefe Geſetze als durch $. 345. Nr. 2. 
des Strafgejegbuches und Art. II. des Einführungsgefeges für aufgehoben an. 
Denn jener $. 345. Nt. 2. verbiete die Zubereitung und den Verkauf von Giften 
und Arzneien ohne polizeiliche Erlaubniß, und enthalte fomit eine Beftimmung, 
welche eben fo, wie dad Verbot der Ankündigung von Geheimmitteln unter bie 
Materie von ver Polizei iber das Apotheferwefen fubfummirt werben müffe, wie 
dies auch in jenem Gefege vom 21. Germinal XI. ausvrüdlich gejchehen ſei, indem 
deſſen ganzer Titel 4 feiner Meberfchrift gemäß von der Polizei des Apothekerweſens 
handle, und die darin befindlichen Art. 25. und 36. fowohl die Zubereitung 
und den Verkauf von Arzneien durdh andere, als die befonders qualifizirten 
Perfonen, als auch die Anfündigung von Geheimmitteln verbieten. Wenn 
demnach das ——— von dieſen in ein und dieſelbe Materie einſchlagenden 
Verboten nur das eine aufgenommen, das andere aber mit Stillſchweigen über- 
gangen habe, auch Iegtered ald zur Zeit noch in Kraft beftehend nicht angefehen 
werden fönne. Denn der $. 345. Nr. 2. enthalte befondere Strafbeftimmung über 
die Materie, hebe fonach die früheren Strafbeftimmungen über Diefe Materie nach 
der Regel des Art. II. des Einführungsgefehes auf. 

Durch Urtel des Ober-Tribunal® vom 3. Rovember 1855 wider Momma 
(Nr. 277. II.) ift das Appellationsurtel vernichtet, und unter Abänderung des erften 
Urteld auf Strafe erkannt, in Erwägung, daß fich die Beftimmung des $. 345. 
Nr. 2. darauf befchränft, die Zubereitung, den Berfauf und die Weberlaffung von 
Gift oder Arzneien, deren Handel nicht durch befondere Verordnungen freigegeben 
ift, blos deshalb, weil dazu eine polizeiliche Erlaubniß nicht erwirft ift, unter 
Strafe zu ftellen; daß fie hiernach lediglich gegen eine beftimmte, der dazu . en 
polizeilihen Erlaubniß entbehrende, gewöhnliche, gewerbliche oder Handelsthätigkeit 
gerichtet iſt; daß fie aber nicht auch die Verfolgung einer folchen Thätigkeit bezweckt, 
die, wie dies bei der ——— ſogenannter Geheimmittel der Fall iſt, eben nicht 
in der unkonzeſſionirten, und blos darum verbotenen Ausübung eines ſonſt bekannten 
und gewöhnlichen Gefchäfts- oder Handelöbetriebed, fondern gerade darin befteht, 
angeblich andere, als im gewöhnlichen Handels: und Gefchäftsverfehr befannte und 
kaͤufliche Stoffe oder Präparate, unter dem meift täufchenden umd trügerifchen Bor- 
geben einer demfelben beimohnenden befonvderen Heilfraft, auszubieten; daß daher 
eine gegen die legtere Art der Thätigkelt gerichtete Strafbeftimmung, da fie von 
anderen faktifhen Vorausfegungen an und andere Zmwede verfolgt, als dies 
bei der Strafbeftimmung des $. 345. Nr. 2. zutrifft, eben auch als eine, ihrer 
Materie nah, von der Strafbeftimmung des lehzteren verfchiedene angefehen werben 
muß; daß dieſe Verfchievenheit der Materie auch dadurch nicht aufgehen wird, 
daß in dem vonder Polizei des Apotheferweiens handelnden A. Titel vom 21. Ger- 
minal X1. fowohl in Bezug auf die Zubereitung und den Berfauf von Arzneien, als 
auch in Bezug auf die Anfündigung von Geheimmitteln verbietende Beftimmungen 

etroffen find, hieraus vielmehr nur hervorgeht, daß der Gefeßgeber zwei an und 
fir fih verfchiedene Materien, die aber unter dem Gefichtöpunft einer polizeilichen 
Beauffichtigung des Apotheferweiend einer gleichzeitigen Behandlung fähig und bes 
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dürftig fehienen, gleichzeitig behandelt hat; daß die Beftimmung ded die Anfündi- _ 
gung von Geheimmitteln verbietenden Art. 36. des Geſetzes vom 21. Germinal XI. 
durch die Strafbeftimmung des $. 345. Nr. 2. des Strafgefegbuches und den Art. U. 
des Einführungsgeſetzes demnach nicht außer Wirkfamkeit gejept ift. 


$. 348. Nr. 2. des Strafgefegbudyes, $. 12. der Maaß- und Gewichte: 
Ordnung vom 12. Mai 1816, Kabinetd-Orbre vom 28. Jumi 1827 und 
13. Mai 1840. Verzeihnung anderweiten Maaßes auf rich— 
tigen geftempelten Maaßen. 

Bei einer Händlerin auf dem Jahrmarkte ift eine gehörig geftempelte Ber: 
liner Elle, auf welcher indeß zugleich durch Striche das Maaß der Göllner Elle 
angegeben war, gefunden. Von der aus $. 348. Nr. 2. ded Steafgefegbuches er: 
hobenen Anklage ift fie freigefprochen, weil_aus dem Vorhandenfein des auf Die 
Längenmaaße der Göllner Elle fchließenden Strichs nicht zur fchließen fei, daß die 
Angeklagte ſich beim Verkauf eines Göllner, mit dem Stempel eines inländifchen 
Eihun Samtes nicht verfehenen Maaßes bedient habe, zumal auf der Elle die übri— 
gen Beitandtheile der Cöllner Elle nicht vorhanden feien; weil ferner das Reduziren 
der Göllner Elle nach Preußiſchem Maaße durch die Verordnung vom- 13. Mai 
1840 nicht verboten fei. 

Auf den Kaffationsrefurd des öffentlichen Minifteriums hat das ObersTri- 
bunal am 10. Januar 1856 wider Patt (Nr, 19. II.) das Urtel vernichtet, und 
die Angeklagte wegen Führung einer ungeftempelten Elle Eöllner Maaßes auf dem 
Sahrmarkt aus 8. 12. der Maaß- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 und 
$. 348. Nr. 2. des Strafgefeßbuches verurtheilt, in Erwägung, daß bei der An- 
ſchuldigung über den Beſih eines nicht geftempelten Maaßes, nämlich der Cöllner 
Elle, Nichts darauf ankommt, daß das Maaß der Cöllner Elle auf einer gehörig 
geftempelten Preußiſchen Elle bezeichnet war, da der $. 12. der Maaß- und Ges 
wichtsordnung vom 12. Mai 1816 bei dem Verbot des Beſitzes ungeftempelter 
Maaße und Gewichte nicht unterfcheidet, ob fie mit einem vorfchriftsmäßigen Maaße 
oder Gewichte verbunden find oder nicht, der Zwed jener Vorſchrift wielmehr - ift, 
die Entfernung fremder Maaße oder Gewichte aus den Kaufläden, Buden u. ſ. w. 
herbeizuführen, um zu verhüten, daß nach diefen fremden Maaßen oder Gewichten 
verfauft und gehandelt werden könne, welcher Zwed des Geſetzes gar nicht erreicht, 
vielmehr auf die leichtefte Weife vereitelt werden fönnte, wenn es geftattet würde, 
folche fremde Maafe auf gehörig geftempelte zu verzeichnen, und auf diefe Weife 
beide Maaße beim öffentlichen Merfehr ftetS zur Hand zu haben; daß dieſer Zwed 
des Gefeges noch unzweideutiger in den Allg. Verordnungen vom 28. Juni 1827 
und 13. Mai 1840 ausgeſprochen ift, und daß der $. 1. der legteren, wie fich aus 
dem $. 2. deutlich ergiebt, den Gewerbtreibenden Feineswegs geftattet, fremde Maaße 
und Gewichte ihrem gewöhnlichen Detailverfaufe im Inlande zum Grunde zu legen, 
fo daß ihnen außer dem Beſitz und Gebrauch fremder Maaße und Gewichte auch 
noch nachgewiefen werden müßte, daß fie diefelben auf inländifches gefegliches Maaß 
und Gewicht nicht reduzirt hätten; daß auch darauf nichtd anfommen Fann, daß 
bei der Bezeichnung der Göllner Elle auf der im Uebrigen gehörig geftempelten 
Preußiſchen Elle die Unterabtheilungen der erfteren nicht mitverzeichnet worden find, 
da einestheild dies die Möglichkeit des Gebrauchs eines ſolchen Maaßes nicht aus» 
fchließt, und anderentheild der $. 12. der Maaß- und Gewichtsorbnung das Vers 
bot ded Beſitzes ungeftempelter Maaße nicht auf den Fall befchränft, wenn ſolche 
Unterabtheilungen des Maaßes zugleich mit dem ganzen Maaß mit angegeben find; 
daß endlich auch der $. 348. Nr. 2. des Stenfgefepbuches ſchon den Fall des bloßen 
Befiges ungeftempelter Maaße u. ſ. w. mit Strafe bedroht. 


Aus den Landtags - Verhandlungen. 


I. 
Nachträgliche Verichte, 
betreffend ' 
den Geſetz- Entwurf wegen Abänderung einiger Beftimmungen des 
Strafgefeßbuchs. 


1. Bericht der Juſtiz-Kommiſſion des Herrenbaufes. 


Di unterzeichnete Kommiffion bat, dem Beichluffe des Herrenbaufes vom 7. d. M. Folge 
leiftend, den Antrag des Mitgliedes des Herrenbaufes, Haffelbad: 

„Die Nummer 1. und 2. des 8.349. in das Strafgefeßbuh nicht aufzunehmen, 
denfelben vielmehr in der Feldpolizei Ordnung vom 1. November 1847 ihren geeigneten 
Platz anzumeifen.“ 

unter Zuziehung des Antragitellers und des Negierungs - Rommiffars in Erwägung 
gejogen. 

Der Untragfteller bemerkte zunaͤchſt: 

„daß er feinen Antrag auch auf die Nr. 10. des 5. 347. des Geſetz-Entwurfes ausdehne,“ 
denn wenn aud der Beſchluß des Herrenhauſes auf die Erwägung über die Entfernung 
ber Wr. 1. und 2. aus dem $. 349. befchränft fei, fo wäre doch nicht zu bezweifeln, daß, 
meil gleihe Gründe dazu obwalten, das Herrenhaus nachträglib auch die Erwägung 
der Nr. 10. des $. 347. geftatten würde, zumal eine endgültige Abftimmung über das 
ganze Gefek noch vorbehalten fei. 

Sodann hob der Antragfteller berbor: 
daß der Antrag auf Entfernung der Nr. 10. aus dem $. 347., fowie der Wr. 1. und 
2. aus dem $. 349. bes Strafgefeßbuches und auf deren Uebertragung in bie Feldpoli— 
jei- Ordnung bauptfählid auf der Erwägung berube, daß biefelben Straffälle be: 
treffen, welde ganz eigentlib zum Reſſort der ?eldpolizei gehören und ſich weit me: 
niger zur Aufnahme in das Strafgefekbud eignen; ſodann fomme aber aud, jebod 
nur ald Nebengrund, in Betracht, daß, wenn bie Uebertragung biefer Straf -Beftim: 
—— in bie Feldpolizei-Ordnung erfolgen ſollte, die auf dem Grunde derſelben ers 

fannten Strafen den Gemeinde⸗Kaſſen zufließen würden, ” 

efr. $. 47, der Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847. . 

während diefelben ber Staatsfaffe anbeimfallen, wenn es bei dem Geſetz-Entwurf 
verbleiben follte. 

Die Kommiſſion erklärte ſich zuvörderſt damit einverftanden, daß, falld fidh bie 
ſtommiſſion dazu entfchließen follte, dem Herrenhauſe die Entfernung der Nr. 1. und 2. 
aus dem $. 349. des Geſetz⸗ Entwurfs zu empfeblen, alsdann fein Bedenken obwalten 
würde, auch bie jeht beantragte Entfernung der Nr. 10. aus dem $. 347. in den Kreis 
der Beratbung zu ziehen und dem Herrenhauſe, unter zu verhoffenber Genehmigung def: 
felben, darüber Bericht zu’ erftatten. 

Allein man gelangte zu der Ueberzeugung, dab ber Antrag bed Mitgliedes Haſ— 
ſelbach zur Annahme nicht empfohlen werben koͤnne. 

Die Beftimmungen, wie bdiefelben jebt in Nr. 1. und 2. des $. 349. des Gefeh- 
Entwurfes, betreffend einige Abänderungen des Strafgeſetzbuches, enthalten, find nicht 
neu. Diefelben befinden fib ſchon in dem Strafgefeßbuhe vom 14. April 1851, und 
zwar ebenfalld in dem 8. 349. Nr. 1. und 2, deſſelben. 
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Es ift diefen Strafbeftimmungen jet nur eine vollfländigere, auf einige Ge- 
—— z. B. auf Mineralien, ausgedehnte Kr gegeben worden. Aehnliche 
traf⸗ Androhungen befinden ſich aber aud in den $$. 41., 42. und 43. der Feldpolizei— 
FAHRER: bom 1. November 1847, jedoch nicht in gleicher Ausdehnung und in gleicher 
täzifion. 

MWefentlih aber beftebt eine Verſchiedenheit in diefen Beftimmungen des 
Strafgeſetzbuches — (jest bes Gefeh » Entwurfes) — zu denen ber eldpolizei- Ordnung 
ng November 1847 darin, daß 

in Jenen das angebrohte Strafmaak bis zu 50 Niblen. Geldbuße ober bis zu ſechs 
Wochen Gefängnig geht; in der Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847 { 
für die Straffälle: 
a) des Y 41. auf Geldbuße von 5 Sgr. bis zu 3 Rthlrn., 
b) des 8.42. auf Geldbuße von 10 Sar. bis zu 5 Rtblrn. und 
c) bes 8.43. auf Geldbuße von 15 Sgr. bis zu 20 Rthlrn. 
befhränft ift 

Nah dem Zwede des Geſetz-Entwurfs follen aber die, für ſchwere Fälle zu milde 
eradhteten Etrafbeftimmungen der reg nicht mehr zur Anwendung foms 
men, vielmehr die in der Nr. 1. und 2. des $. 349. bezeichneten Handlungen bem bärte: 
ten Strafmaaße des Strafgeſetzbuches unterliegen. 

Bei ber Feſthaltung diefes Zweckes erſcheint bie Uebertragung der Nr. 1. und 2. 
aus dem $. 349. der Novelle in bie Feldpolizei-Ordnung nicht — weil 

1) es für vollkommen angemeſſen erachtet werden muß, diejenigen Handlungen, welche 
in ber Nr. 1. und 2. des 8. 349. bezeichnet find, ben härteren Strafen bis zu 
dem Maximo ber Geldbuße von 50 Rthlrn. oder bis zu ſechs Wochen Gefängniß 
zu unterwerfen ; 

— — die Wahl eines geringeren Strafmaßes für den konkreten Fall nicht 

ausjchließt) ; 

ed alfo fernerbin bei den in ihrem Maximo zu milde befundenen Strafen der Feld» 

Polizei: Drdnung nicht zu — denn dieſe Handlungen beſtehen, ohne Ausnahme, 

in der unbefugten Wegnahme und Aneignung fremden Eigenthums und 
es könnte ſogar davon bie Rebe fein: 

ob folhe Wegnahmen wohl dem Diebftahl gleich zu achten und demzufolge nicht 

noch härter zu beftrafen fein möchten, als dies jetzt * ſoll; 
weil in der FeldpolizeiOrdnung vom 1. November 1847 das höchſte Strafmaß 
‚nur bid zu 20 Rtblrn. Geldbuße und in dem falle des Unvermögens bis zu bier: 
— Gefängniſſe hinaufſteigt und durch Einſchiebung der Nr. 1. und 2. des 


agegen 


2 


— 


lin die sFeldpolizei- Ordnung die Kompetenz aus berfelben bi8 auf 50 

thle. Geldbuße oder ſechs Wochen Gefängniß nicht ausgedehnt werben darf, weil 

ie $. 68. bie Straffeftfekungen auf Grund ber a ee nicht durch 

richterliches Erkenntniß, ſondern nur durch polizeiliches Reſolut er— 

folgte — ein Verfahren, worin eben der ausreichende Grund der borerwähnten 

Kompetenz» Befhbränfung lag; u 

3) weil — wenn bie Nr. 1. und 2. aus ber Novelle in bie Feldpolizei-Orbnung über: 

age werben follte — aud die Anwendung des Gefehes vom 22, Mai 1852 — 

* eite 245 — über die vorläufigen Straffeſtſetzungen wegen Uebertretungen feine 

Abhülfe leiften würde, indem dieſes Gefek ber Polizeiverwaltung — in jedem 

fonfreten Falle — nur bie vorläufige Feſtſezung einer Strafe bis zu dem 

Maximo von5 Rtblrn. oder dreitägigem Gefängnif geftattet und woraus 
alfo folgen würbe, daß die Anmwendbnng der Strafgrade P 

über 5 Rthlr. bis zu 50 Rthlen. Geldbuße 


unb 
über drei Tage bis zu ſechs Moden Gefängniß 

auch im Wege diefer vorläufigen Straffeftfeßungen gänzlih ausgefhloffen 
bleiben würde; 

weil die Gebiete, in welchem das Strafgefeßbuc und die Feldpolizei-Ordnung Gel 
tung haben, verf&hiebenartig find; denn das Strafgeſeßbuch erftredt feine Herr: 
fhaft über die ganze Monardie, bie Felbpolizei-Orbnung aber nur, über bie- 
jeniaen Lanbeatheiſe in melchen bad Allgemeine Landrecht gilt, und aud ba 


4 


— 
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Ließe man alfo — nad dem Antrage: Haſſelbach — bie Strafbeftimmungen 
Nr. 1. und 2. aus dem $. 349. ausſcheiden und miefe ibnen nur in ber Feldpolijei— 
Ordnung einen Platz an — fo würde die Folge davon fein: daß in denjenigen 
Theilen der Monarchie, wo das Allgemeine Landrecht nicht gilt, alfo im Rhein— 
lande, in Neus:Borpommern und in den reifen Need und er A an allen 
und jeden Strafbeftimmungen für bie in Wr. 1. und 2. de $. 349. bezeichneten 
Fälle fehlen würde; ein Mangel, den man doch unmöglid — wenn aud nur 
ür einige Zeit, d. h. bid zur Ergänzung im Wege neuer Gefeßgebung — herbei 
führen barf, 

5) weil die Rüdfidt: £ 

baf durch Uebertragung einiger Strafbeftinnnungen aus der Felbpoligei-Ordnung 
in das Gtrafgefekbub den Kommunen einige Strafgefälle entzogen werben, 
welche ihnen nach $. 47. der eldpoligei-Orbnung zufallen — ben vorerwähn⸗ 
ten Gründen gegenüber nicht in Betracht fommen könne — um fo weniger, 
ald bie betheiligten Kommunen fein begründetes Recht haben, zu verlangen: daß 
lediglich zur Erlangung einiger Strafgelder e8 bei zu niedrig bemeffenen 
Strafen au für die Zukunft belaffen werben foll, ftatt diefelben, dem 
Prinzipe der allgemeinen Straf:Stala entſprechend, zu erböben. 

Der Regierungsfommifiar erflärte fi mit diefen Erwägungen vollftändig einver« 
ftanden und ſprach au, in Folge der im Schoße der Kommiffion gegebenen Anregung, 
die Verbeifung aus, daß bie a ne Staatd Regierung bereit fein mwürbe, u. ber 
Publikation des Geſetzes über die Abänderungen ber Feldpolizei-Ordnung 

a) einer amtlihen Ausgabe ber ganzen Feldpolizei - Orbnung einen Ertratt derjenigen 
Vorſchriften des Strafgefeßbuches beizufügen, welche mit der Handbabung der Feld— 
polizei Zufammenbang baben, un 

b) eine Minifterial-Inftruftion damit zu verbinden, welche geeignet fein wird, neben 
ben Vorſchriften des Strafgeſetzbuches die richtige Anwendung der Feldpolizei-Ord⸗ 
nung bom 1. November 1847, fo mie bed Geſetzes vom 22. Mai 1852 über bie 
vorläufigen Straffeftfekungen zu befördern. . 

Die unterzeichnete Kommiffion befchloß darauf einftimmig: 

dem Herrenhaufe zu empfehlen, 

1) den Untrag ded Mitgliedes Haffelbad: 
die Nr. 1. und 2. aus dem $. 349. des Gefehentwurfes zu entfernen, 
abzulehnen; vielmebr 
bie Nr. 1. und 2. des $. 349. des Gefekentwurfes nach den Befchlüffen bes 
Haufes der Abgeordneten — Nr. 107. — 
„unberändert“ anzunebmen; 
2) die Erwartung auszufpreden: 
daß die Königliche Staatd-Negierung, der gemachten Verheißung entſprechend, 
der amtlichen Ausgabe über die ganze Feldpolizei-Ordnung: 

a) einen Extrakt derjenigen Vorſchriften des Strafgeſetzbuches beifügen 
werde, welde mit ber Handhabung ber Feldpolizei Zufammenbang 
baben, und daß biefelbe 

b) eine Minifterial: Inftruktion damit verbinden werde, melde geeignet 
fein wird, neben ben Vorfchriften des Strafgeſetzbuches die richtige 
Anwenbung der rg Ag bom 1. Nobember 1847, fo wie 
bed Geſetzes vom 22. Mai 1852 über die vorläufigen Straffeftfehuns 
gen wegen Webertretungen, zu befördern. 


2. Bericht derjelben Kommiffion des Herrenhaufes. 
Seit der Erftattung des Berichts vom 13. Februar d. J. ift die Annahme bes 
borbezeichneten Gefep-Entwurf3 bon Seiten bes Haufes ber Abgeordneten erfolgt. 

‚ „Der Gefe- Entwurf, wie derfelbe in dem Haufe der Abgeordneten angenommen und 
ſchließlich redigirt worden, ſtimmt überall und wörtlich mit den Befchlüffen der unter: 
zeichneten Kommiffion überein. 

— Nur im $. 243. iſt die Nummer 6. in folgender veränderter Faſſung angenommen 
orden: 
„wer in der Abficht, eine verhängte Exekution abzuwenden ober hinauszuſchieben, bon 
einem Poſtſcheine über eine „Verfendung von Geld oder anderen Werthgegenftänden 
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Gebrauch macht, obgleich er weiß, daß der berfendete Brief oder das verfendete Padet 
—— nicht enthaͤlt, was durch den Poſtſchein als abgeſendet nachgewieſen wer: 


den ſo 


Die frühere, von der Staatsregierung in Antrag gebrachte Faſſun 
** nicht alterirt, ſondern nur ausdrücklich auch auf andere 
a 


eld — ausgedehnt. 


wird dadurch im 
erthgegenſtaͤnde — 


Die Königliche Staatsregierung hat die jesige Faffung für eine Verbefferung an: 


erfannt und die unterzeichnete Kommiffion diefel 
Unter diefen Umftänden darf die unterzeichnete Kommi 
13. Februar d, 3. nunmehr dahin zuredhtftellen: 


e einflimmig angenommen. 
ion ihren Antrag bom 


Das Herrenhaus wolle befchließen, den Gefeh-Entwurf, betreffend die Abänderung eini« 


. ger Beftimmungen bes Strafgefeßbuhes, nad den Beſchlüſſen des Haufes ber 


ordneten „unverändert“ anzunehmen. 


bge⸗ 


3. Bericht der Juſtiz-Kommiſſion des Hauſes der Abgeordneten. 


Das Herrenhaus bat in der von dem Haufe der Abgeordneten beſchloſſenen af: 
fung des $. 195 eine Wenderung vorgenommen. Der $. 195. lautet nad dem Befchluffe 


bes Haufes der Ubgeordeten. 

Sind mehreren Betheiligten ſolche Ver: 
leßungen zuzuſchreiben, welche nicht einzeln 
für fi, fondern nur in ihrer Gefammtbeit 
den Tod oder bie ſchwere ober bie erheb— 
lihe Mißhandlung oder Körperverlekung 
zur Folge gehabt haben, jo kommen gegen 
jeden dieſer Betheiligten die in den $$. 194. 
193. 192a. beflimmten Strafen zur Anz 
wendung, doc darf in den Fällen der 68. 
194. 193. die Dauer einer zebnjäbrigen 
Zuchthausſtrafe nicht überfchritten werden. 


bes Herrenhauſes. 

Sind mehreren Betheiligten ſolche Ver: 
leßungen zuzuſchreiben, welche nicht einzeln 
für fid, fondern nur in ihrer Gefammtbeit 
den Tod, oder die ſchwere, oder die erheb— 
lihe Mißhandlung oder Körperverlegung 
zur Folge gehabt haben, fo ift Jeder 


dieſer Betheiligten in den Källen 


ber $$. 194. und 19. mit Zuchthaus 
bis zu 10 Jahren zu beftrafen; im 
falle einer erheblichen Mifhband: 
lung oder Rörperverlegung tritt 
die Strafe des $. 19a. ein. 


Die von dem Herrenhaufe gewählte Faſſung fchließt ſich in Betreff der Straffeft- 
feßung für die Fälle der $$. 194. 193. der Faſſung des $. 195. des Strafgeſetzbuches 


wieder an und ift die Rommiffion mit dem zu ber Derafpung ugegogenen 
Kommiffarius darüber einverftanden, daß, da es T 

des Gefeh : Entwurfs nicht die Abficht gemefen ift, die Etrafe des $. 195. 
gefeßbuches in diefer Beziebung zu ändern und zu febärfen, dies durch die von 


Vorlegun 
des — 


egierungs⸗ 


nad) der Erklaͤrung des Lehzteren bei 


dem Herrenhauſe beſchloſſene Faſſung des F. 195. der Vorlage insbeſondere mit Rückſicht 
auf $. 194. des Strafgeſetzbuches erreicht wird. 

Die Kammiffion empfiehlt deshalb dem hoben Haufe die Annahme des $. 195. in 
der von dem Herrenhaufe befchloffenen Faſſung. 


II. a. 
Bericdbt 


ber 


vereinigten Kommiffionen für Handel und Gewerbe und für das Yuftiz- 
weſen im Abgeordnetenhaufe, betreffend den Entwurf eines Gejeges über 
die Beftrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien. 


Der zur verfaffungsmäßigen Befhlußnahme vorgelegte Entwurf eines Gefeßes über 
die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien bezwedt, ſowohl 
ba, wo gewiſſe Mineralien Gegenftände des Berg-Regals find, ald auch für den al, 
wenn bie Gewinnung beftimmter, nicht dem Regal unterworfener Mineralien geſehlich 
bon der Genebmigung des Staats abhängig if, den Staat und die einzelnen Berechtigten 
gegen bie ng bes Regals und ber aus der Verleihung des letzteren oder 
aus der Konzeffion erlangten Gerechtſame durch Strafgefehe zu ſchuͤtzen. 
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Bon den vereinigten Rommiffionen für Handel und Gewerbe und für das Juſtiz— 
wefen, Mvelche fih in Gegenwart des Geheimen Ober⸗Juſtizraths Bifhoff und des Ge- 
beimen Ober⸗Bergraths Martins als ber Vertreter des Königlihen Juſtiz-Miniſterii 
und des Minifterii für Handel und Gewerbe einer Vorberathung über den Entwurf unter: 
zogen baben, bat das Bebürfniß eines Geſetzes über den in der Vorlage behandelten 
Gegenftand anerkannt werden müfjen. Denn während die einzelnen Berg» Orbnungen 
feine Strafbeftimmungen gegen Eingriffe der in Rede ftebenden Art in das Berg-Negal 
enthalten, find die früher in diefer Beziehung in dem Gebiete des Allgemeinen Landrechts 
in Anwendung gelommenen generellen Vorſchriften der 99. 229—232,, 236., 237. Tit. 20, 
Th. 2. deffelben, welche Geldbuße bis 1000 Rthlr. oder verbältnißmäßige Freiheitsſtrafe 
androbten, durch die Einführung des Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851 aufgehoben 
worden. Webhnlihe allgemeine Strafvorihriften gegen Beeinträdhtigungen der Negale 
überhaupt bat das genannte Strafgeiehbud nicht aufgeftellt, und wenn man bierbei die 
Frage aufwirft, ob in Gemäßbeit irgend welder fpezieller Beitimmungen in bemfelben die 
rechtswidrige Wegnahme und Aneignung der dem Regal unterworfenen, ober nur auf 
Grund einer Konzeffion rechtlich zu gewinnenden Mineralien beftraft werben fann, fo 
überzeugt man ſich, daß in einzelnen fällen die Anwendung eines beſtehenden Strafgefehes 
erheblichen Zweifeln unterliegt, in den meiften Fällen dagegen die Handlung unbe- 
fireitbar durch Fein Strafgefek getroffen wird. ad insbeſondere die Subfumirung 
einer folhen Wegnahme unter dem Begriff des Diebſtahls angeht, fo bat zwar aller: 
dings ein in Goltdammer’s Archiv für Preußifches Straf-Recht Bd. 2. S. 553. 554 
mitgetheiltes Erfenntniß des Königlichen Appellationd : Gerichts zu Hamm denjenigen, 
welder aus dem zu einem beliebenen Felde aebörigen Flötze Steinkohlen fortgenommen 
batte, eines Diebftabls ſchuldig erachtet. Allein, abgefeben von den Bedenken, weldye ſich 
gegen bie Nichtigkeit diefer Entſcheidung aus dem Grunde aufftellen laffen, weil dem 
mit dem Rechte des Negals Beliebenen feine größere Gerechtfame, als dem Fiskus felbft 
D gebühren, und deshalb die in jenem Urtbeile für die Eriftenz eines Eigenthums in 

zug auf die Koblen allegirten $$. 359-361. Tit. 16. Th. 2. Allgem. Land⸗Rechts 
nicht ganz zuzutreffen scheinen — ift es jebenfalld als zweifellos anzufehen, daß auf bie 
Megnabme der dem Regal unterworfenen Mineralien aus einem unvderliehenen Felde 
nicht der Begriff des Diebſtahls paßt. Da die; KR AINE Sr $$. 22. 24. Tit. 14. 
N 1. 6. Tit. 16, I. c. für dad Gebiet des Allgemeinen Land-Rechts unleugbar ergiebt, 
aß das Bergwerfd- Regal. nur in dem Recht befteht, gewiſſe unterirbifhe Schätze ber 
Natur in Beſitz zu nebmen, fo folgt bieraug, dab, fo lange noch nicht die Beſitznahme 
erfolgt ift, von einem Diebftahl,. ber den Befik eines Andern vorausſetzt ($. 215. des 
Strafgeſeßzbuchs), nicht die Rede fein fann. Aus ähnlichen Gründen wird aud) wenigftens 
für dergleichen Fälle ebenfomwenig der Thatbeftand einer Unterfhlagung ($$. 225. 
226. 1. ce.) angenommen werben dürfen, weil nicht minder bei der Unterfchlagung ein 
Befib oder das —— eines Andern dorausgeſetzt wird, das Berg-Regal an ſich 
jedoch nach dem Obigen dem Staate noch nicht das Eigenthum an den einzelnen Mineral: 
ſtücken, ſondern nur das vorzügliche Recht auf die Beſitznahme derſelben verleiht. Inſofern 
endlich hier noch an die Anwendbarleit des $. 349. Nr. 2. 1. c. gedacht werben kann, 
fo kommt in Betracht, das einestheils das Königlibe Ober-Tribunal in einem einiger— 
maaßen analogen Falle (Entſcheidungen des Ober-Tribunals Bd. 22. ©. 465), die in 
dem $. 349. Nr. 2. genannten „äbnlihen Materialien“, deren Wegnabme aus einem 
fremben Grundftüde dafelbft unter Strafe geftellt ift, nur auf „die gewöhnlichen natür— 
lichen Beftandtheile des Erdbodens, welche in ihrer urfprüngliden Beſchaffenheit fogleich 
zum öfonomifhen Gebraud oder gu baulichen Anlagen verwendet werden können“, bat 
ezieben wollen, anderntbeilg aber die allegirte Beftimmung gewiß alddann nicht zutrifft, 
wenn Jemand auf feinem eigenen Grunde dem Berg-Regal zumibderbanbelt. 
eblt es nun biernach mindeftens für eine große Anzahl von Fällen dem. Berg: 
Regal und den aus demfelben bergeleiteten Rechten an einem durd) Strafgefeht gewährten 
Schutze, fo ift ferner auch nicht j überfeben, daß die Beeinträchtigungen des Berg-Regals 
fowohl in der Volksmeinung, ald auch ihrer inneren Natur nach den Eingriffen in das 
agbrecht, fowie die Entwendung an ae ger Holze oder noch nicht gefammelten 
aldproduften ſehr nabe ftebt, und ed deshalb nicht angemeffen erfcheinen kann, ber: 
gleichen Beeinträhtigungen den Strafen des Diebftabls oder der Unterfhlagung zu 
unterwerfen, 
Erahteten nun bemgemäß bie bereinigten Kommiſſionen das Bedürfniß bes 
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vorgelegten Geſetzes für nachgewieſen, fowie bad Brinzip deffelben für ein richtiges, 
fo wurde andererſeits, ke bei der allgemeinen — als auch bei ber Ermwä- 
gung ber $$. 1. und 2. die stage aufgeworfen, ob es nidyt rathſam oder felbft nothwen— 
dig wäre, das projektirte Strafgefek auf den Fall auszubehnen, wenn Mineralien, die 
feinem Regal unterworfen find und zu deren Gewinnung es feiner Ronzeffion bedarf, dem 
Eigenthümer des Bodens, in welchem fie fi vorfinden, durdy einen Andern in ber Ab— 
fiht rechtswidriger Zueignung weggenommen werben. 

In diefer Beziehung wurde darauf hingewieſen, daß gewiffe werthvolle Mineralien, 
welche in dem größten Theile des Staats Gegenftände ded Negald find, in manden Be- 
zirken ber öftliden Landestheile auf Grund von Provinzial Gefeken dem Regal nicht 
unterlägen und ohne Konzeffion gewonnen werben fönnten (3. B. ber —— in Schle⸗ 
ſien). Dieſelben Gründe nun, — wurde dabei bemerkt, — welche für den Schutz durch 
Strafgeſetze zu Gunſten des Regals geltend gemacht worden, ſpraͤchen in dem andern 
Falle mit gleichem Rechte für den Eigenthümer des Bodens. Die Anwendbarkeit der 
ieh! geltenden Strafgejege, inöbefondere das den Diebftahl bedrohende $. 215., auf die 

egnahme folcyer Diineralien, wenn der Grundeigenthümer fie noch nicht gewonnen, fei 
aber ebenfalld ſehr zweifelhaft, ‚weil auch in Betreff des Letzteren gefagt werben könne, 
daß, fo lange er die Mineralien auf feinem Grund und Boden noch nicht gefunden, fie 
ſich nicht in feinem Gemwahrfam befänden, nad gemeinem Rechte auch erit durch die Se- 
peratio das Eigentbum an den Fructus entftebe. 

Bon der andern Seite, vornämlih auch vom ben Regierungs-Kommiſſarien, wurde 
indefjen erwidert: Der Entwurf beabfihtige nur, dem Berg» Regal und dem, durch das 
Inſtitut der Konzeffion auf dena linken Rheinufer für den Staat begründeten Rechte, 
welches in Wirklichkeit mit dem Regal auf gleicher Linie ftebe, einen folden ehr 
Schuß zu verleihen, wie das Regal ihn während der Geltung des 20. Titels des 11. Theiles 
bes Allgemeinen Landrechts gehabt habe. Schon in dem, zu Anfang des Jahres 1850 
bei den damaligen Kammern eingebradten Entwurfe eines Bergwerks-Geſetzes feien 
deshalb in den $$. 201. ꝛc. ähnliche Strafbeftimmungen projektirt, und man babe jebt, 
da jener Entwurf zurüdgelegt worden, das vorliegende Spezialgefeß aufgeftellt. Das 
Bedürfniß einer Erweiterung auf Fälle, welche der Entwurf nicht im Auge babe, fei bier 
nit nachgewieſen. Bei der vorgefchlagenen Ausdehnung laffe fih auch die Tragweite 
berfelben zur Zeit nicht gemügend überfehen, und würde man damit jedenfalls, während 
ber zur Berathung ftehbende Entwurf fi als ein Spezial Geſetz darftelle, fi) auf bas 
Gebiet ded allgemeinen Strafrechts begeben. 

Der Vertreter des Königliben Justiz » Minifterii bob bierbei "hervor, daß, wenn⸗ 
gleich aud mach feiner Anfiht die rechtswidrige Wegnahme in den erwähnten Fällen 
nit als ag u zu betrachten fei, weil der letztere eine turbatio possessionis voraus⸗ 
ſetze, es ibm boch am einem Strafgefehe nicht zu mangeln, fondern der $. 349. Nr. 2. 
Strafgejeßbuch volllommen —5 ſcheine. 

Diejenigen, welche das Geſetz erweitert wiſſen wollten, erinnerten dagegen an die 
ſchon oben angeführten, in einem Erkenntniſſe des Koͤniglichen Ober-Tribunals ausge— 
—— abweichende Anſicht, und, glaubten, daß, nachdem in der Kommiſſion felbft eine 

erſchiedenheit der Meinungen über die Anwendbarkeit eines Strafgeſetzes herborgetreten, 
hiedurch ſchon das Bedürfniß eines legislatoriſchen Einſchreitens um ſo mehr dargethan 
fei, als man nicht füglich gleichartige Handlungen nur deshalb, weil an einem Orte dar 
duch das Regal, an einem andern das Recht des Grundeigenthümers verlekt fei, werde 
verſchieden behandeln wollen. 

In der Abficht, den Entwurf in entfpredhender Weije zu erweitern, wurde deshalb 
der Antrag geftellt: ſowohl 

a) in dem erften Alinea des $.1., ald aud 
b) in bem erften Alinea bed $. 2,, den auf das Wort: 
„Mineralien“ k 
fi) beziehenden Zufaß: 
„welche der Staat fi vorbehalten hat, oder zu deren Gewinnung es einer Ver: 
ae einer Konzeffion ober einer Erlaubniß der Behörde bebart ” 
zu ftreichen. 
In Bezug auf beide Paragraphen wurde indefien dem Vorfhlag bon der Ma; 
orität nicht beigeftimmt und fomit bei dem Prinzip und dem Umfange bed Entwurfs 
ehen geblieben, , 
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n Betreff der einzelnen Beftimmungen des $. 1. und $. 2, wurde demnächſt 
als 445 anerlannt, aß der, welder unbefugt ohne Errich bergbaulicyer An- 
die Mineralien wegnimmt, einer geringeren Strafe —** s derjenige, w 

ttelft folder Anlagen, und alſo — gewerbsmaßig, dieſelbe Handlung begebt; 
br rg baf die im Vorftehenden zuerft genannte arg der ftrafbaren Wegnabme, 
weil fie nad dem gewöhnlichen Laufe der Dinge fi in der Regel nur auf ge 
Quantitäten erftreden kann und mit der Entdedung don noch nicht gellagenen Holze 
und noch nicht gefammelten Waldproduften auf gleiher Linie ftebt, nur in die Reihe der 
Uebertretungen, die andere Gattung dagegen im die der Vergeben geftellt worden 
ift. Ebenfo erfhien ed völlig angemeflen, 4 auch ſchon der, welcher ohne Befugniß 
uliche Anlagen zur Gewinnung von Mineralien macht, ſelbſt wenn er dieſen Zweck 
noch nicht erreicht bat, einer Strafe unterworfen wird, theils weil darin der Verſuch des 
in feiner Abficht liegenden Vergehens enthalten, theild weil der ohne Erlaubniß und des— 
Ib meiftens heimlich vorgenommene Bergbau mit Gefahr für die dabei befchäftigten 
erfonen verbunden zu fein pflegt. Die Strafmaße im $. 1. wurben ferner gleichfalls 
der Natur ber Vergeben ſowie der Beftimmung bes $. 17. des Strafgeſetzbuches ent 
fprechenb gefunden, und insbefondere es als riepng angefeben, daß eimerjeits fein Minis 
mum, andrerfeit3 aber ein nicht unbebeutended Maximum bingeftellt worden, damit dem 
Richter überlafen bleibt, die geriaperen Fälle leicht, die Vergeben jedoch, durch melde 
erhebliche Intereſſen des Staats oder der Privatperfonen gefährdet find, mit empfind⸗ 
liben Strafen zu beabnden. Auch die —— zweiten Alinea des $. 2., durch 
welche — mit Rüuͤckſicht auf die $$. 31. ff. 34. ff. 336. des Bryan und analog 
ben Vorſchriften ver $$. 5. und 6. des Geſetzes vom 2. Juni 1852, betreffend den Holz: 
pen ou (Gefehfamml. Seite 305) — ſpeziell verordnet wird, daß bei den im $.2, vor 
gefehenen Uebertretungen ber Verſuch, die Theilnahme, die Heblerei und die Begünftigung 
Bad ee felbft beftraft werden foll, wurde ebenfalld den Verbältniffen ganz 
erachtet. 
Ba Rüdfiht auf den in diefem zweiten Alinea des $. 2. binfichtlich des Ber- 
Ber au rochenen Grundfak wurde bienächft aber aud noch von einem Mitgliebe 
— on 


e) der Antrag geftelt: das zweite Alinea des $. 1. dahin zu faſſen: 
„die Strafe iſt Geldbuße bis 500 Rthlr., wenn bie Mineralien mittelft der Anlagen 
ot finde weggenommen oder zu gewinnen und wegzgunebmen vers 
u nd,“ j 
ur Motivirung wurde angeführt, daß, wenn felbft bei den im $. 2, vorkommen— 
ben Webertretungen der Verfuch einer gleichen Strafe, wie die Llebertretung, unterläge, es 
intonfequent erfcheine, bei dem im zweiten Ulinea des $. 1. aufgeführten Vergeben den 
Verſuch der Wegnabme nicht in gleicher Art zu bebandeln. 

Von der Majorität wurde jedoch dem Vorſchlage nicht beigetreten, weil dieſelbe 
der Meinung war, daß, da nad Errichtung bergbauliher Anlagen fogleih die Strafe 
bes 4. Alinea des $. 1. einträte, es auf eine meiter fpezielle Strafandrohung flir den 
Fall des Verfuhs der Wegnahme nicht anfomme. j 

Ein anderer Vorſchlag, zum Theil aus denfelben Motiven, wie ber eben genannte 
berborgegangen: 

d) das zweite Alinea des $. 2. als einen befonderen $. 3. binzuftellen, 
woburd die Vorfchriften dieſes Alineas eine Geltung für fämmtlihe Straf-Beftimmungen 
in $. 1. und 2, erlangen würden, fand — feine Zuftimmung. 

Nachdem bierauf aber von einer Seite darauf gebrungen war, die in bem zweiten 
Alinea des $. 1. angedrobte Strafe au alsdann Plab —* zu laſſen, wenn die Mi— 
neralien noch nit weggenommen, fondern nur erſt gewonnen wären, man von 
anderer Seite jedoch darauf hingewieſen batte, daß, wenn das Gewinnen mit dem Weg» 
nehmen in juriftifhem Sinne nicht für identifh gehalten werben folle, man gerade im 
Anſchluſſe an den $. 2. und an die Begriffs » Beftimmung bei dem Diebftabl auf das 
Moment der Wegnahme Gewicht legen müffe, wurde von ber Majorität 

e) dem Vorfchlage: das zweite Alinen des $. 1. dahin zu faſſen: 
„Die Strafe ift Geldbuße bis zu 500 Rihlr. oder Gefängniß bi zu 6 Monaten, 
: wenn bie mittelft der Anlagen gewonnenen Mineralien weggenommen find,“ 
eigetreten. 
Ein Bedenlen, welches gegen bie jebige Reihefolge ber 99. 1. und 2, aus bem 
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Grunde angeregt. war, weil der $. 2. die bäufigeren und leichteren, der $. 1. dagegen 
die feltener vorfommenen und fehwereren Fälle der ftrafbaren Handlungen. zum Gegen- 
ftande bat, wurde nicht für wichtig genug gehalten, um eine Umftellung vorzunehmen, 
und deshalb befchloffen ; . . 
die Annahme der $$. 1. und 2, mit der ade, angeführten geringen Faſſungs-Verände— 
rung zu empfehlen. — 

Unter Bezugnahme auf $. 49. des allegirten Geſetzes vum 2. Juni 1852 über 
den Holz-Diebftahl wurde jondann weiter beantragt: 

f) den $$. 1. und 2. einen Zuſatz in folgender Faſſung anzureiben: 
„Wenn der Angefchuldigte die Einrede vorbringt, daß er zu der ibm zur Laſt ge: 
legten Handlung berechtigt gewefen fei, fo fommen bie Bellenismnen des Geſetzes 
über bas Verfahren in Walb:, — Jagdfrevel-Sachen bei Cibil-Einreden vom 
31. Januar 1845 (Geſetz-Sammlung Seite 95) F Anwendung.“ 

Zur Rechtfertigung des Verbeſſerungs-Vorſchlages wurde geltend gemacht, daß 
durch eine ſolche Vorſchrift, welche ſich bisher nicht nur in der Rheinprobinz, ſondern auch 
feit 1852 bei Anwendung des den Holzdiebſtahl ei Her Geſetzes bewährt habe, das 
Verfahren bei Einreden zwedmäßig geregelt und den Widerfprücden zwifchen Erkenntniffen 
in Civil: und Straffachen vorgebeugt werde. 

Der Vertreter des Königlihen Juſtiz-Miniſteriums erklärte fi mit diefem Amen- 
dement hauptſächlich infofern, als dafjelbe fi aud auf $. 3. beziehen würde, einberftan- 
den und glaubte auch in dem Imftande, daß das Gefeh vom 31. Januar 1845 nur für 
den Bezirk des Königlichen Appellations: Gerichtshofes zu Cöln erlaffen worden, jeßt um 
jo weniger einen Gegengrund finden zu Fönnen, als bereits durch das allgemein gültige 
ai 7 2. Juni 1852 auf jene Beſtimmung des Geſetzes vom 31. Januar 1845 ver— 
wiefen jei. 

Bei der Abftimmung entjchied Ki indefjen die Majorität mit 12 Stimmen wider 
10 gegen das Amendement, indem diefelbe von der Anfiht ausging, daß die Einreden 
der erwähnten Urt in ben Unterfuchungen wegen der bier in Rede ftebenden Uebertre- 
tungen und Vergehen feineswegs jo haufig vorkommen könnten, wie bei angeblichen Holz- 
biebftählen, daß ferner in den durch das anliegende Gefeh betroffenen Fällen die Richtig- 
feit der Einrede, weil die leßtere fi in der Regel nur auf eine Verleihung oder ertheilte 
Konzeffion ftüsen könne, viel leichter zu übefehen fein werde, und daß daher ein Bedürf- 
niß zur a an einer derartigen Spezial: Borfrift bei dem gegenwärtigen Gefeß- 
Entwurf nicht gen > nachgewieſen fei. 

Zu $.3. Der $. 3. beabfihtigt, denjenigen, der bei Benukung feines Berg- 
Eigenthums die Grenzen feines Grubenfeldes überjchreitet, mit ber Etrate einer Ueber: 
tretung zu belegen, An den dem Entwurf angehängten Motiben ift ein ſolches Ueber: 
fhreiten der Grenze ald „Raubbau“ bezeichnet. Stimmt nun glei diefe Benennung 
nicht mit der im $. 206. ꝛc. Titel 16. Theil 2. Allgemeinen Landrechts gegebenen Defi- 
nition des Raubbaues überein, fo waren doch die Kommiffionen über die Jwedmäßigkeit 
einer Strafbeftimmung, wie fie der $. 3, vorfchlägt, im Allgemeinen nicht im Zweifel, 

Bon einer Seite wurde aber die Frage angeregt, ob nicht im $. 3. beftimmt aus: 
zufprechen fei, daß nur 

„wer wiſſentlich oder in Folge nachgewieſener Kabrläffigkeit“ 

die Grenzen überfchreitet, der Strafe verfalle, und wurde in biefer Hinficht angeführt: 
Die Grenzen eines Grubenfeldes feien —F uͤber Tage durch Vermeſſungen und Merk— 
male (Lochſteine) bezeichnet, in der Grube ſelbſt aber nicht erkennbar und nur dadurch 
zu ermitteln, daß von dem Mearktfcheider (dem bergmännifchen Geometer) von feftftehenden 
Punkten aus, der Abbau auf den Grubenbildern nachgetragen und die erreihte Mark: 
ſcheide (Grenze) dem Betriebsführer angezeigt werde. Solche Nachtragungen, welche bisher 
bon den Bergämtern überwacht worben, künftig aber von den Grubenbefisern gefördert 
werben follten, fönnten jedoch nicht wöchentlich, kaum monatlich gefcheben, da die Nach— 
tragung eines einzigen Grubenbaues fait einen vollen Tag in Anſpruch nehme, in einem 
Bergamtsbezirk der Grafſchaft Mark aber 5. B. gegen 160 Gruben in Förderung fteben. 
In den Zwifchenperioden der verſchiedenen Nachtragungen könne daher leicht ohne Wiffen 
und Willen des Beſitzers oder feines Betriebführers die Grubengrenze um einige Yachter 
uͤberſchritten werben. 

Gegen jede Beſchränkung des $. 3. wurde indeffen andererfeits geltend gemacht, 
baß es Sache deö Bergeigenthümers fei, dafür Sorge zu tragen, daß fein Ban innerbalbh 
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feiner Grenzen verbleibe; daß bei geböriger Aufmerkfamteit der Eigenthümer feine Pflicht 
zu erfüllen ganz füglid im Stande fei, und daß nur burch die Aufftellung der im er 
projeftirten Beitimmung, melde ſich ber —— Vorſchrift des $. 349. Nr. 1. Straf— 
gefebbuhs anfchließe, dem Unwefen der Grenzüberfchreitung ——— werben koͤnne. 

Der Beweis des Vorſatzes oder auch ſelbſt der Fahrläſſigkeit wäre in Bezug auf 
bad, was erg berborgen unter der Erde vollbracht werde, meiſtens ſchwer zu 
führen, und es müſſe deshalb nad den, überhaupt für Uebertretungen geltenden Grunb- 
fägen ſchon das Faktum ber — s——— allein, inſofern nicht geſetzliche Gründe 
jede Beſtrafung ausſchließen, bie Strafe nad fſich ziehen. Wer vorfählid ben Bau 

ber feine Grenze ausdehne, verfalle außerdem nah $. 1. einer härteren Beurtheilung. 

Indem die Mehrheit fib für bie zuletzt entwidelte Anfiht und mithin für ben 
Gedanken der Regierungsvorlage entſchied, wurde mit überwiegender Majorität zweck⸗ 
mäßig erachtet: 

8) den Anfang des $. 3 in folgender Faſſung zu vereinfachen: 
Wer bei Benugung feines Bergeigenthum die Grenzen feined Grubenfeldes 
überfchreitet, bat ic. 
und zwar zugleich in ber Abficht, hierburd der Möglichkeit eined Mifverftändniffes, ala 
ob das Hinausgehen über die Grenze nur als ein Beifpiel — ſei, —— 

Damit aber bei der Anwednung des Geſetzes darüber kein Zweifel bleibe, daß, 
wer vorſätzllich in ein benachbartes Grubenfeld hineinbaut, in Gemäßheit des $. 1. zu 
beſtrafen ſei, wurde weiter von der Majorität 

h) dem Vorſchlage beigeſtimmt, als zweites Alinea des $. 3. ben Sak einzuſchalten: 
Geſchieht eine ſolche Ueberſchreitung der Grenze eines benachbarten Gruben— 
i feldes borfäßlid, fo findet die in dem $. 1. angebrobte Strafe Anwendung. 

In Betracht befien, daß gerade bei dem Denisniken die Fälle häufig vorlom— 
men, in welden das Eigenthum einer juriftifhen Perfon zufteht, wurde enblid bon einem 
Kommiffionsmitgliede die Faſſung des $ 3. infofern bedenklich gefunden, als durch biefelbe 
nicht genug erkennbar gemadt fei, daß und inwieweit auch die juriftifche Perfon durch 
biefes Strafgefeh betroffen werden folle. Auf diefe Bemerkung wurde indeffen, vornehm- 
lih bon bem Vertreter eed Königlichen Yuftiz-Minifterii, entgegnet, daß in jedem de 
Falle dem Richter nad allgemeinen Strafrechts-Grundſätzen die Beurtbeilung bleiben 
müffe, inwiefern gegen eine juriftifhe Perfon oder gegen einzelne Individuen die Strafe 
auszufprechen fe. Das Strafgefekbub bebandle diefen Gegenſtand überhaupt nicht, 
fondern babe die Feſtſtellung ber Prinzipien der Wifjenfhaft überlaffen. Die richtige 
Anſicht feine hierbei die zu fein, dab die Strafen wegen Verbrechen und Vergeben, zu 
beren Begriff ber dolus gehöre, nur gegen Individuen, die wegen Uebertretungen aber 
nad Bewandniß der Umftände aud gegen juriftifche Perſonen feftgefeßt werben könnten 
Kür die bier in Rede ftehenden Verbältniffe werde außerdem das Geſetz vom 12. Mai 1851 
(Gefeb-Sammlung Seite 265) leitende Grundfähe an die Hand geben. 

Ohne daß bierauf eine andere Faſſung des $. 3. beantragt ift, wurbe, weil auch 
juriftifhe Perfonen ber Strafe des $. 3. unterlägen und phyſiſchen Perfonen gegenüber 
wegen ber im $. 3. genannten Uebertretungen ebenfalld eine Geldbuße ausreihend zu 
fein fcheine, der Vorſchlag gemacht, die Gefängnißftrafe gänzlich fortzulaffen und alfo 

i) den Schluß bes ©. 3. dahin zu formuliren: 
peu bat Geldbuße bis zu 50 Rthlrn, verwirkt.* 

Die Majorität trat diefem Amendement — nicht bei, weil ſie annahm, daß ber 
Richter, wenn es zu ber Feſtſetzung einer Strafe gegen eine juriſtiſche Perſon käme, nad 
ber Natur ber Sade nur die Geldbuße wählen werde, für andere * ihm aber auch 
die Verurtheilung zu einer Gefängnißſtrafe unbenommen bleiben müſſe. 

Die Kommiſſionen beſchloſſen daher, die Annahme des $. 3. mit dem ad g. und h. 
aufgeführten Veränderungen zu empfeblen, 

Zu. Die vereinigten Rommiffionen waren damit einverftanben, daß bie recht: 
mwidrige Zueignung ber ſchon bon einem Anderen gewonnenen Mineralien nad ben all- 
gemeinen Prinzipien bed Strafgefeßbucdes zu beurtheilen, baß eine folde Handlung nad 
Bewandniß der Umftände ala Diebftahl oder Unterfhlagung angefehen werben Fönnte, 
und daß zur Vermeidung bon Mißverftänbniffen es angemeffen fei, diefen Satz durch 
den $. 4. auszuſprechen. 

Ein Antrag: 

i) die einleitenden Worte bes $. 4, dahin zu faflen: 
Archiv 1856, IL 19 
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„bie rechtswidrige Zueignung der bon einem Anderen ſchon gewonnenen 

Mineralien“ 
wurde bon der Majorität nicht angenommen, weil diefelbe der Meinung war, daß bei 
einer lisa erneig, ber 55 1: und 2. mit $. 4. auch bei ber jebigen Faſſung dar— 
über fein gegründeter Zweifel auftauchen fönnte, daß der $. 4. nur auf bie fälle zu be— 
ieben, in melden die Mineralien vor ber That des Angeklagten ſchon von einem An- 
* gewonnen geweſen find. 


I. b. 
Bericht 


der 
Juſtiz-Kommiſſion des Herrenhauſes über denſelben Gegenftand. 


Der von der Königlichen Staats-Regierung vorgelegte Geſetzentwurf bezweckt die 
Beſtrafung der unbefugten Gewinnung oder Aneignung derjenigen Mineralien, welche 
zum Bergregal gehören, oder zu deren Gewinnung es einer ausdrüdliden Genehmigung 
des Staates bedarf. Diefer Entwurf ift in der Juſtiz-Kommiſſion in Gegenwart des 
Geheimer ObersJuftizratb8 Biſchoff und des Geheimen Bergratbs Martens, melde 
ald Vertreter der Königlihen Staatd:Regierung fungirten, zur Vorberathung gelangt. 

Bei ber allgemeinen Diskuſſion ward zunächft im Hinblid auf die im Geſetzent— 
murfe befolgten Prinzipien berborgehoben, daß die darin verpönten Handlungen mit Geld: 
ober Gefängnißftrafe bedrobt und in die Kategorie der Uebertretungen und Vergeben ges 
bracht find, ohne die Strafen des Diebſtahls, wie fie das Strafgeſetzbuch beftimmt,. für 
anwen#bar zur erklären. : 

Diefem Prinzipe der Gefehesvorlage ift die Kommiſſion einftimmig beigetreten, da 
auf die bezeichneten Handlungen der Begriff des Diebſtahls ($. 215. des Strafgeſetzbuchs) 
nicht paßt, indem die weggenommenen Mineralien fit noch an dem Orte, den ibnen die 
Natur angemiefen bat, befunden baben und noch von Niemandem in förmlidyen Befik ge: 
nommen find. Außerdem find die in der Geſetzesvorlage bedrohten Handlungen ber Ent— 
wendung von Holz und anderen MWaldproduften, wie fie in dem Gefehe vom 2. Juni 
1852 (Sefepfammlung ©. 305 u. ff.) bezeichnet find, bezüglich ihrer Strafbarkeit — fehr 
fonform, und da für dergleihen Entwendungen die eigentlidie Diebftablsftrafe nicht ein— 
treten foll, fo ift es«ganz angemefjen, fie auch bei See. der Entwendung bon noch 
nicht in Befik genommenen Mineralien auszufhließen und dem Richter ein freied Arbis 
trium bei Feſtſetzung einer Gefängniß- oder Geldftrafe zu laſſen. 

Was nun die Tragweite des Geſetzentwurfs anlangt, fo ift bervorzubeben: daß 
ſich derfelbe nicht auf die rechtswidrige Wegnabme von Mineralien bezieht, die Fginem 
Regal unterworfen find, und zu deren Gewinnung es Feiner Konzeffion des Staates 
bedarf, } B. bezüglich des Eifenfteins in Schlefien. 

Es ift die Frage aufgeworfen, ob es nicht rathfam, fogar nothwendig fei, den 
Geſetzentwurf auch auf Fälle der eben angegebenen Art ausdehnen? 

Die Kommiffion bat ſich aber gegen eine ſolche Ausdehnung entfchieden, da das 
Eigenthum des Grundbefikerd an dergleichen Mineralien gegen die unbefugte Wegnahme 
derjelben durch die Vorſchrift des Strafgeſetzbuches $. 349. Nr. 2. genügfamen Schutz 
findet, zumal diefe Worfchrift jebt bei der Berathung des Geſetzes, betreffend die Abän- 
derung einiger Beftimmungen des Strafgeſetzbuches, durch die Befchlüffe der Kommiffionen 
beider Käufer und mit Zuftimmung ber Königliben Staats-Negierung ausdrüdlid noch 
auf die unbefugte Wegnahme folder Mineralien ausgedehnt ift, zu deren Gewinnung es 
einer Srlaubnik der Behörde nicht bedarf. 

Nachdem nun die allgemeinen im Gefebentwurf befolgten Prinzipien in ber Kom— 
miffion Anerkennung gefunden baben, ift nod die Bebürfnißfrage beleuchtet. 

Vor dem Erfdeinen des Strafgeſetzhuches wurden die Verlegung des Bergregals 
und die unbefugte Gewinnung von Mineralien nah den allgemeinen Etrafbeitimmungen 
gegen die unbefugte Anmaßung eines Hoheitsrechts Thl. II. Tit. 20. $$. 229. bis 232, 
36., 237. ded Allgemeinen Landrechts beftraft. Schon damals blieb eine Lücke in der 
Geſetzgebung, weil in dem auf dem linfen Rheinufer belegenen Theile des Bezirks des 
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Appellationd-Gerihtshofes zu Köln ein Bergregal überhaupt nicht beftebt. Demnädft 
er obige Beftimmungen des Landrechts durh das Strafgeſetzbuch aufgehoben. Im 
esteren find für die bier in Rede jeienden ftrafbaren Handlungen ——— 
nicht enthalten; an ſolchen fehlt es auch in den beſonderen Bergordnungen, und ſonach 
iſt ein dringendes Beduͤrfniß für die Geſetzesvorlage von der Kommiſſion einſtimmig ans 
erkannt worden, 

Bei der Spezial: Diäkuffion über die einzelnen Paragraphen der Geſetzesvorlage 
wurden zunächft die beiden $$. 1. und 2, wegen ihres inneren Zuſammenhanges gleich: 
zeitig zur Berathung gezogen. Die bierin. mit Sträfe bedrohten Handlungen aus $. 1. 
find in bie Kategorie der Vergeben, und die aus $. 2, in die Kategorie der Uebertretun« 
gen gebracht und nah dem Grade ihrer Strafbarfeit in drei Klaffen eingetheilt. Die 
Bärtefte Strafe, bis zu 500 Rthlrn. Geldbuße oder bis zu 6 Monaten Gefängniß, foll 
nad dem zweiten Abjab des $. 1. denjenigen treffen, welcher ohne Befugniß bergbauliche 
Anlagen und durch diefes Mittel Mineralien gewinnt und folde wegnimmt. 

Demnächſt ift ım erften Abfab des $. 1. das unbefugte Errichten bergbaulicher 
Anlagen zum Zwed der Mineralien » Gewinnung, wenn bdiefer Zwed noch nicht erreicht 
ift, mit einer Geldbuße bis zu 200 Ntblen. oder mit Gefängniß bis zu 3 Monaten bes 
droht, und endlich bejtimmt der erfte Abſatz des $. 2., daß derjenige, welder ohne Be: 
fugniß, jedoch ohne Errichtung bergbaulicer Anlagen, Mineralien, in der Abficht, fi 
biefelben zuzueignen, mwegnimmt, mit Geldbuße bis zu 50 Ahlen, oder mit Gefängai 
bis zu 6 Wochen befratt werben joll. Sowohl diefe Klaſſifizirung der ftrafbaren Hanb- 
lungen, als aud die Art und Höbe der darauf gefehten Strafen ift von der Kommiffion 
einfAmmig gebilligt. 

Von dem Pleno des Haufes der Abgeordneten bat ſowohl ber $. 1., als ber $. 2, 
eine Abänderung erlitten, womit ſich die Konıglide Staatsregierung und die Kommijfion ein: 
verftanden erklärt haben. Diefe Abänderungen = nicht prinzipieller Natur, und befteben - 
darin, baß $. 1. im zweiten Abſatze die in der Regierungsporlage gebrauchten Worte: 

wenn die Mineralien vermittelit der Anlagen gewonnen und weggenommen find, 
in folgende Faffung umgewandelt werben: 
wenn bie mittelft der Anlagen gewonnenen Mineralien weggenommen find, 
Es ift beabfihtigt, durch dieſe veränderte Faſſung deutlicher berborzubeben, daß 
die Wegnabme der Mineralien das Hauptfriterium der ftrafbaren grey De 
Ad $. 2, der Regierungsvorlage ift dem Worte „Mineralien“ das Beiwort „an: 
ſtehende“ vorgefegt. — : 
Unter anftehenden Mineralien werden nad der in der Kommiffion geäußerten und 
von ben Vertretern der Königlien Staatsregierung genehmigten Anſicht folde Mine: 
talien verftanden, welche fih noh an dem ibnen von der Natur angewiefenen Orte be: 
finden. Eie bilden einen Gegenſaß von den fich zuweilen auf der Erdober . findenden 
einzelnen Erzftüden, fogenannten Mollfteinen, die in früherer Zeit bei der Bildung ber 
Gänge ſich don dem Ausgehenden der Gänge losgeriſſen haben und entweder durch 
Wafler- oder andere Kräfte über die Erdoberfläche weit weggerollt find. In gleicher Ka— 
tegorie mit den Molliteinen * erzhaltige Ueberreſte von alten verlaſſenen Halden, die 
dem Landmanne in der Bodenkultur oftmals läſtig ſind. 
Da es nun nicht gerechtfertigt erſcheinen würde, die Fortnahme folder Mollſteine 
und — bie mehr oder weniger auf gleicher Linie mit einer res derelicta ſtehen, 
u beftrafen, jo bat es bie Kommiſſion für zwedmäßig erachtet, nur für die unbefugte 
Fortnahme anftebender Mineralien eine Strafe eintreten zu laſſen. 
Es wurde die Frage angeregt: ob biefe a er auch auf den Bernftein 
Anwendung finden würden? weil, wenn das ber Fall fein follte, die ——— an⸗ 
ſtehende“ in Hinſicht des Bernſteins und der Aneignung deſſelben Zweifel erregen könnte. 
Die Kommiſſion war jedoch darüber einberſtanden: daß der Bernſtein zu den im 
vorliegenden Geſetz-Entwurfe gedachten Mineralien nicht gehört und alfo von diefen Be: 
flimmungen unberührt bleibt. 
u — Abſatze des $. 2. find der Verſuch, die Theilnahme, die Hehlerei und 
die Begünftigung mit gleicher Strafe, wie die in dieſem Paragraphen bezeichneten Ueber: 
tretungen, bedroht, —— ſich in der Kommiſſion Nichts zu erinnern fand, und warb 

®.eine diedfallfige ausbrüdlie Beftimmung für nötbig erachtet, weil die — über 
* und Theilnehmerſchaft ſich im Strafgeſezbuche nur im erſten Theile über Vers 
b und Vergehen b 


en. 
19* 
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In Bezug auf die Begünftigung ward als er ig boraudgefeht, baß fie 
aud bei der bier in Rebe feienden Uebertretung ftraflod bleibe, wenn I bem Thäter, 
um ihn der Beftrafung zu entziehen, von leiblihen Verwandten in auf- oder abfteigenber 
Linie, von Gefhmwiftern oder von Ehegatten ohne eine vor der That genommene Abrebe 

ewährt worden ift, wie dies $$. 37. und 38. des ———— ausdrädlich verordnet. 

iernab ward ein Zuſatz zur Geſetzesborlage, welcher die ausnahmsweiſe Straflofigfeit 
ber Begünftigung ausfpredye, nicht für erforderlich erachtet. 

u einer weiteren Erörterung gab bie Frage Veranlaffung: ob nicht ber Schluß: 
faß ug 2. auch auf ben $. 1., melder von Vergeben banbelt, ausbrüdlib auszu> 
dehnen fei? 

’ Diefe Frage wurde jedod don der Kommiffion verneint und berborgeboben, daß 
im erften Abfake bed F. 1. der Verſuch unbefugter Wegnahme von Mineralien vermit: 
telft bergbaulicher Anlagen bereitö ausbrüdlih mit Strafe bedroht fei, und bie Strafe 
der Romplizität nah $$. 34., 37., 38. und 237. des Strafgeſetzbuchs ohne meitere aus: 
druͤckliche Beftimmung eintreten * — Nur in Bezug auf die Hehlerei fand ſich das 
Bedenken: daß dieſelbe nad $. 237. des Strafgeſetzbuchs bei dem Mangel mildernder 
Umftände, menigftens mit einem Monat Gefängnig und mit zeitiger Unterfagung ber 
Ausübung der bürgerlien Ehrenrechte, fo wie fafultativ mit Stellung unter Bolizei- 
Auffiht, alfo ſtren ger beftraft würde als der Thäter nach $. 1. der Gefeheävorlage. 

Ueber dieſes Bebenfen ging jedoch die Pluralität der Kommiffion hinweg, indem 
angenommen wurde, baß eine Heblerei in ben $. 1. vorgefebenen Fällen und ben bort 
bezeichneten Vergeben, beren Endpunkt die Wegnahme ber Mineralien fei, nicht wohl 
vorfommen könne, und ed von feinem praftifhen Nuben fei, zur Befeitigung jenes Be: 
benfend eine befondere Beftimmung eintreten zu laffen. 

8. 3. der Regierungsvorlage feßt eine Geldbuße bis zu 50 Riblen. oder eine Ge: 
Fingnißftrafe bis zu 6 Wochen für Denjenigen feft, welcher bei Benukung feines Berg» 

igenthums bie Grenzen feiner Befugniß überfchreitet, indem er, fich nicht innerhalb der 
Grenzen feined Grubenfeldes hält. 

Es ift hierbei fein Unterſchied zwifchen kulpoſer und bolofer Grenzüberfhreitung 
ausgeſprochen. 

Das Plenum des andern Hauſes hält dies aber für erforderlich und hat den 
$. 3. folgend abgeändert: 

„Wer bei Benutzung feines Berg:Eigentbums fahrläffigermweife die Gren- 
en feine Grubenfeldes überjchreitet, bat Geldbuße bis zu 50 weht, oder Gefängniß 
bis zu 6 Wochen verwirkt. Geſchieht eine foldhe Ueberſchreitung der Grenze borſätz⸗ 
lich, fo finden bie in dem $. 1. angebrobten Strafen Anwendung.“ 

Die oe und die Vertreter der Königlichen Staatsregierung haben biefer 
Ir ei; bes $. 3. Beifall gefchentt, weil für den Vorfah eine bärtere, und für bie Baht 

ffigfeit eine geringere Strafe feftzufeßen ift, und nun auch die Frage: ob eine vorfäh- 
lihe Grenzüberfchreitung ber Als ten Anfertigung bergbaulicher Anlagen, wie fie $. 1. 
berpönt ift, gleichgeftellt werden foll? völlig erledigt wird. 

$. A. der Regierungsvorlage, welcher bie rechtäwidrige Zuneigung [bon ge— 
wonnener Mineralien nah den Beftimmungen des Strafgefeßbuhs über Diebftahl 
ober Unterfchlagung beftraft wiſſen will, gab feine Veranlaffung zu irgend einer Er- 
innerung. 


III. a. 
Bericdbt 


ber 
Juſtiz-⸗Kommiſſion des Herrenhaufes über die Vorlage eines Geſetzes, be- 
treffend das Verfahren gegen anögetretene Militatrpflichtige und gegen 
beurlaubte Landwehrmaͤnner, welche ohne Erlaubniß auswandern. 
Die Strafgefehgebung, bezügli diejenigen "U , wel ihrer” 
Militairr ober —X —8 al = : m Uinfehunn Ihres Imaberietlen Spelteh, 
ber Straffeftfesung, buch den $. 110, des Strafgefehbuches ihren Abſchluß gefuns 


\ Aus den Pandtags- Verhandlungen. 285 


den. Einen gleichen Abſchluß auch rüdfichtlich ihres formellen Theiles, des Strafper: 
IH herbeizuführen, ift der Awed ber gegenwärtigen G ehesvorlage, welche für 
e Kategotieen don Vergeben gleihmäßig den nterſuchungsprozeß anordnet. Für die 
Beurtheilumg des Bebürfniffes eines Ban Geſetzes und der Zwedmäßigteit der vorge: 
ſchlagenen einzelnen B ungen — en wird ein Rückblick auf die hiſtoriſche Ent: 
wide ung der in frage ftehenden Verhältniſſe entſcheidend fein. 
ie ältere — rügte den Austritt der kantonpflichtigen Perſonen durch 
die Konfisfation ihres Vermögens und fehrieb zur Gellendmachung der besfallfigen fista- 
liſchen Anſprüche eine fpezielle Form des —— vor. Dieſe Anordnung gründete 
& augenſcheinlich auf die Natur der beftimmten Strafe, ba bon ber Konfisfation des 
ermögens außer dem Strafbaren eh deſſen mutbmapliche Erben indireft betroffen, 
mithin civilrechtliche Verhältniffe dritter Berfonen berührt wurden. Die neuere Militair- 
Kecjebgehung es Jahres 1814 änderte nichts an den Strafbeftimmungen gegen austre: 
ten ilitairpflichtige, fondern führte nur an die Stelle des früheren Kantonweſens bie 
allgemeine Militairpfliht ein und dehnte den Umfang ber für die Kantonpflichtigen be: 
denen Se ie auf alle Unterthanen aus; das neu gefhaffene Inftitut der Landwehr 
lieb nad) der bier in Frage ftehenden Richtung aufer Berü tigung, und für die Vers 
lehung der Landwehrpflicht ward eine analoge Strafe nicht beftimmt. Die Verfaffung 
bat demnächſt im Artitel 10. die Strafe ber Vermögens Konfistalion allgemein aufgebo- 
ben und das neue ee im $. 110. an deren Stelle bie austretenden Miltair: 
pflidhtigen mit einer Geldbuße von 50 bis 1000 Rtblrn. ober mit einer GSefängnißftrafe 
don einem Monate bis zu einem Jahre bedroht. Eine gleiche Strafe ordnet dafjelbe 
tüdfichtlich der ohne Erlaubnik auswandernden Yandwehrmänner an. Vorfchriften über 
das bei der Verfolgung ber bezeichneten Vergehen zu beobadhtende Verfahren enthält das 
Strafgefeh nicht und fonute fie nicht enthalten. Es ift daber bis jetzt bezüglich der aus 
tretenden Militairpflichtigen bei dem früber beftandenen und nicht —— Civilpro⸗ 
jzeſſe verblieben, während bie a neuerdings mit Strafe bedrohte Verlegung der Land— 
flicht nach Inhalt des Artiteld XIII, des Einführungsgefeges zum Strafgefehe im 
gewöhnlichen wir ige sberfahren gerügt wird, 
Die einfache Darftellung des Beftehenben ergiebt beffen Unbaltbarfeit und Un- 
feit, ſowie bie Nothwenbigkeit der Abhülfe. Auf der einen Seite widerſtrebt 
ung einer Gefängnißſtrafe, wie ſolche das Strafgeſetz alternativ vorſchreibt, 
dem Weſen des —— und fordert für ihre Geltendmachüng das Unterſuchungs 
Verfahren, welches rüdfichtlich der Verfolgung aller —* en beſteht. Auf der anderen 
Seite erſcheint es durchaus unangemefien, für die Herbeiführung zweier völlig analoger 
und auf demfelben Prinzipe berubender Strafbeftimmungen zwei völlig heterogene Ver— 
fabrungsmeifen fortbeitehen zu laffen. 
Die Kommiffion bat daber das Bebürfnif ber Gefehesvorlage einftimmig aner⸗ 
on —— den Grundzügen derſelben die Zuſtimmung ertheilt, wie ſolche der 
‚en 


$. 
Es ward zwar in Frage geftellt: ob nicht auch ber Mearinepflichtigen und der 
& ausbrüclich in dem efche Erwähnung gefcheben .müffe? um * moͤglichen 


über die Anwendung bes Geſehes gegen bieſelben im voraus zu begegnen, In 

ung aber, bafı einerfeits die Beilage A. zu dem Strafgeſeßbuche für das Preu- 

che 2 — — 1845 ©. 375 — die Marine ausdrüdlih als einen 

heil bes Heeres vn und daß anbererfeitd die Seewehr ſchon durch diefe ihre 

Bezeichnung ald Theil der Landwehr darafterifirt wird, glaubte die Kommiffion, daß ein 

Zweifel über die Anwendbarkeit des Gefehes gegen die Vearine und die Seewehr füglich 

—* fönne, und hielt daher eine Ergt nzung des Geſehes nad) biefer Richtung 

w —9* für erforderlich, als der vorliegende Entwurf mur das Verfahren in den 

ä * * un Sttofpefehbuges betrifft und fi deshalb dem Wortlaute diefes 
anzu en hat. 

Der $. 2, jehreibt die Mittel vor, on zur Erforfchung des Aufenthaltes eines 
latitirenden Militairpflichtigen angewendet werben follen. Es find die gegebenen Beftim- 
mungen bem bisher —* erfahren konform und erſcheinen auch als ausreichen, 
Baht — nenberung ward zur befieren Verdeutlichung der gegebenen Worfeprift 

n agen: ' 
welche fih bei den Ze ae angeordneten Rebifionen nicht geftellen, oder welche als 
’ 
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und. von der Kommiffion, mit Zuftimmung des anwefenden Kommifjarius des Staats- 
Minifteriums, beſchloſſen: deren Annahme dem Haufe zu empfehlen, 

Gegen $. 3. fand ſich nichts zu erinnern. Die Erklärung bes Königlichen Kom— 
mifjarius, daß unter dem gebrauchten Ausdrude „Landespolizei-Behörde“ auch hier, wie 
in allen ähnlichen Fällen, die betreffende Königliche Regierung berftanden werde, bejeitigte 
einen gegen diefe Bezeichnung laut gewordenen. Zweifel. ; 

Dem. $. 4, ftimmte die Kommiffion in Beziehung auf feinen materiellen Inhalt 
bei, jr jedoch Bedenken gegen die Worte: 

bes lebten gewöhnlichen Wohnfiges oder Aufenthaltäortes, 
Der Wohnfig ift ein juriftifcher, dev Aufenthaltsort ein rein faktifher Begriff. Erſterer 
lann gleichzeitig an mehreren Orten —— und mit dem Aufenthaltsorte zufammen- 
fallen oder gänzlid von demfelben differiren. Es könne daher, jo wurde hervorgehoben, 
bon einem gewöhnliden Wohnſitze nicht füglich die Rede fein, und es verſtehe fich 
bon jelbft, daß der Ausdrud „Wohnfig“ eben den gegenwärtigen oder ee nicht 
aber einen früheren bezeichne. Dagegen unterliege ber rein faktifhe Aufenthaltsort 
dem fteten in u und erſcheine es als notbwendig, bezüglich auf ihn in dem Gefehe 
darauf — en, daß der lehte gewöhnliche Aufentshaltsort gemeint ſei. Die 
— on ſchlaͤgt daher, ebenmäßig unter Zuſtimmung des Miniſterial-Kommiſſarius, 
eine Abänderung ber Faſſung dahin vor: 

des lebten Wohnfipes oder des leßten gewöhnlichen Aufenthaltsortes. 

egen die $$. 5. und 9, find feine Erinnerungen erhoben worden. 

Die Nothwendigfeit der im $. 6, angeordneten Ebdiktals Citation ward anerkannt 
und gegen ‚die borgefchriebene Form berfelben nichts erinnert. Dagegen. ward berbor- 
geboben, daß es in Fällen, wo der Aufenthaltsort des Angefhuldigten bekannt ift, nicht 
a ar erſcheinen fönne, ausfhließlih nur mit der Ediktal «Citation vorzugeben. 
Eine ſpezielle Vorladung habe allerdings rüdfihtlid ihrer Ausführbarkeit und der Be— 
ſchaffung der Behändigungsfceine gro e Bedenken und lafje [ daher nicht empfehlen. 
Eine Benahrichtigung des Angefchuldigten dagegen von der er ae Citation biete feine 
Schwierigkeit dar, und gewähre dem Richter die moraliſche Gewißheit, daß der Be- 
—63 te von dem gegen ihn eingeleiteten Unterſuchungs-Verfahren wirklich Kenntniß er— 

angt Es —6 ſich eine 6* Vorſchrift um ſo mehr, als nach den —* en⸗ 
den Geſetzen gegen Niemand, deſſen Aufenthaltsort befannt iſt, ein Kontumazial-Berfabren 
nur auf eine perfönlibe Vorladung gegründet werden dürfe, und als, da damit überein- 

mmend auc im Konlursgeſehe eine gleihe Anordnung getroffen fei, es ſich Pen nicht 
rechtfertigen laffe, im Strafverfahren eine Maßregel zu unterlaffen, welde im Eivilpro- 
zeſſe als angemefjen erachtet worden fei. 

Die Kommiffion ſchloß fich einftimmig diefem. Bedenken an und beantragt, unter 

uflimmung des Königlichen Minifterialsfommifjarius, daß das Haus zu dem $.6, einen 
Zuſatz babin beſchließen möge: 
em Beſchuldigten ift —5— falls fein Aufenthaltsort befannt iſt, Abſchrift der Vor— 
ladung durch die Poſt zu überſenden. Eines Behändigungsſcheines bedarf es nicht. 
n $. 7. war ber Druckfehler zugelaſſen in zuzulaſſen zu. berichtigen. 
tit der den Bormündern, Verwandten, Ehefrauen und Geſchwiſtern des Beſchul— 
bigten geftalteten Befugniß zur Vertretung defjelben erflärte die Kommiffion Mr einber- 
fanden. Sie nabm an, dab die Ausübung diefes Rechtes auch durch einen Bebollmäch- 
figten zuläffig fein müffe, bielt jedod einen diefes ausfprechenden Zufab für ech , 
da ber allgemeinen Regel nah die Geltendmadung aller nicht rein perfönlien Re k 
durch Machthaber geftattet ift, 

Dagegen erſchien der Kommiffion die Abänderung des Wortes Eheleute in 
Ehefrauen und „des Beihuldigten" in „der Beſchuldigten“ ald nothwendig, da die 
Vergeben, um deren Unterfuhung es fi handelt, nur von Männern: begangen werben 
können, Die Kommiffion beantragt die Zuftimmung des Haufes zu diefer Abänderung, 

Gegen bie $$. 8. und 10, ward nichtö erinnert, 

Für den $. 11. fhlägt die Kommiffion vor, an Stelle der Worte: 

ber Erklärung 


zu jeßen: 
— —* auf Die Vorſchuſt des $. 10. zurüczumeif 
um beftimmter auf die Vo es $. 10. zurückzuweiſen. 
Gegen die $$, 12. und 13. fand ſich nichts zu erinnern, 
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. Mb. 
Bericht 
der Kommiffion für das Juſtizweſen im Abgeorbnetenhaufe über denſelben 
Gegenſtand. 


Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 3. Dezember v. J. bat die Königliche 

ser den Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend das Verfahren gegen ausgetretene Militairpflihtige und gegen beurlaubte 
Landwehrmänner, welde obne Erlaubniß auswandern, . 

zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt. 

Diefer zunächſt dem Herrenhaufe übergebene Geſetz-Entwurf ift dort in ber Sitzung 
vom 16. Januar d. J. in der Faffung angenommen worden, wie er unter Ar. 42. ber 
Drudfahen jetzt hier zur Berathung vorliegt. 

Derfelbe bezwedt die Herftellung eines einheitlichen und einfachen Verfahrens bei 
Verfolgung der Bergeben, für melde der $. 110. bes Strafgeſetzbuches die Strafbeftims 
mungen enthält. Diefe Vergeben find: 

1) die Entfernung aus den Königlichen Landen ohne Erlaubniß, um fi dadurch dem 
Eintritt in den Dienft des ftebenden Heeres zu entzieben ; 
2) die ohne Erlaubniß erfolgte Auswanderung beurlaubter Yandiwehrmänner. 

Beide Vergehen find dort mit gleicher Strafe bedroht. Dennoch beftebt in Betreff 
bes Verfahrens, in welchem diefelben zur Unterfuhung und Entfheidung gelangen, bie 
jetzt eine fehr wefentlihe Verſchiedenheit. 

Gegen beurlaubte Landwehrmänner, melde obne Erlaubniß auswandern, fommt 
das gewöhnliche Strafverfahren, wie bei anderen Vergeben, zur Anwendung. Dagegen 
werben bie ‚Strafanträge wider ausgetretene Militairpflichtige in den Lanbdestbeilen, in 
denen die Verordnung über bie Einführung des öffentlihen und mündlichen Verfahrens 
bom 3. Januar 1849 Gefebesfraft bat, noch jetzt meiftentheild in den Formen erhoben, 
welde die Allgemeine Gerichts-Ordnung Thl. 1. Tit. 36. vorfhreibt, weil dad Königliche 
Ober-Tribunal in mehreren Beſchluüͤſſen ſich dahin ausgefprohen bat, daß in Abficht auf 
das Verfahren gegen ausgetretene Militairpflichtige durch das Etrafgefeh- Buch und das 
Einführungs: Gefek vom 14. April 1851 eine Nenderung nicht eingetreten fe. Im 
Bezirk des Appellationg :Gerichtäbofes zu Köln aber befteht für diefe Fälle das durch 
die Orbre dom 18. Februar 1839 aufrecht erbaltene, fehr fummarifche Verfahren der 
Artikel 8. und 9. des Gefehes vom 26. April 1803. 

Abgeſehen von bdiefer Anfongruenz, deren Befeitigung wünſchenswerth erfceint, 
läßt fi nicht verfennen, daß das im Tit. 36, Thl. I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
vorgefhriebene Verfahren nicht mehr für die gegenwärtigen Berbältniffe ſich eignet, weil 
daſſelbe ald Strafe genen ausgetretene Militairpflichtige die duch die Verfaſſungs-Ur— 
funde aufgehobene Strafe der Vermögens: Konfisfation vorausfeht, und auf der durch das 
Gefeb vom 3. September 1814 völlig geänderten älteren Heeresverfaffung beruht. Auch 
fommt noch in Betracht, daß durch das gedachte Verfahren der Staatskaſſe nicht unbe: 
trädhtliche Koften erwachſen, indem die Rüderftattung ber Gebühren der für den Fiskus 
zu beftellenden Manbdatarien höchſt felten von den Angefhuldigten zu erlangen if. 

Deshalb follen dur das im Entwurf vorliegende Geſetz, unter Mufbebung des 
Tit. 36. Thl. I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung und der Artifel 8. und 9, des Ge— 
febed dom 26. Upril 1803, für beide Fälle des $. 110. des Strafgeſetzbuchs ganz all- 
gemein bie Vorfchriften über das Verfahren in Unterſuchungs-Sachen für anwendbar 
erflärt werden. 

Bei der Beratbung beffelben, welcher Seitens der Staatd-Regierung Kommiffarien 
der Minifterien der Juſtiz, des Annern, ber Finanzen und des Krieges beimobnten, 
wurde nn bon der unterzeichneten Rommiffion die Bebürfnißfrage einftimmig bes 
jabt und den Grundzügen des Geſetz-Entwurfs die Zuftimmung ertheilt. 

Demgemäß fand fib auch gegen $. 1., in weldem die dem Gefehe zum Grunde 
liegenden Prinzipien aufgeftellt find, nichts zu erinnern. 

Die 88. 2—9. handeln von dem Verfahren gegen ausgetretene Milttairpflichtige. 

Die darin enthaltenen befonderen Vorſchriften find größtentheils nicht neu. Na— 
mentlich gilt died von ben Beflimmungen der 99. 2—3., durd welche es bei der ben, 
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® 
Verwaltungs» Behörden obliegenden Verpflibtung belaffen wird, mit Anträgen auf ge- 
richtliche Verfolgung abweſender Militairpflibtiger erft dann berborzutreten, wenn forg- 
fältige Erkundigungen über den Aufenthaltsort derfelben fruchtlos geblieben find oder in 
deren Folge ſich ergeben bat, baß die betreffenden Militairpflidtigen die Königlichen 
Lande ohne Erlaubniß verlaffen haben. . 

Der $. 4. überträgt die gerichtlihe Verfolgung ausgetretener Militairpflichtiger 
dem Staatdanmwalt bei dem Gericht des lebten Mobnfines oder des letzten gewöhnlichen 
Aufenthaltöortes des PEN: Hieran fehließt im $. 5. eine, die Vereinfachung 
bes Verfahrens bezwedende Beftimmung ſich an. 

Der $. 6. enthält die Vorfchriften über bie rg an die Angeſchuldigten 
und läßt dabei, wie dies dem Sachverhältniß entſpricht, bie Ebiktal - Citation als Regel 
eintreten. Der $. 7. befchäftigt ſich mit den Vorſchriften über die Vertretung bed An: 

eihuldigten und geftattet fie, in Rüdficht auf die bier in Betracht lommenden Familien- 

Sntereffen, den nächſten Verwandten, resp. bem Vormunde beffelben, obſchon das Ver: 
geben, um welches fi handelt, nicht blos mit Geldbuße bedroht iſt. Der $. 8. findet 
in den Beflimmungen der 68. 3. 4. feine Rechtfertigung, und $. 9, endlid enthält Vor— 
fohriften, welche durch praftifhe Nücdfichten aeboten werden. 

Mit allen diefen Beftimmungen erklärte die Kommiffion fi einverftanden. 

Die $$. 10, und 11. handeln von dem Verfahren gegen- beurlaubte Landwehr: 
männer, melde ohne Erlaubniß auswandern. Die bier ertbeilten Beftimmungen enthal— 
ten feine weſentliche Aenderung des Beftehenden und haben nur zum Zwed, die flonfor- 
mität des Verfahrens binfichtlih beider, im $. 110. des Gtrafgefeßbudes mit Strafe 
bedrobter Vergeben herbeizuführen. 

Bei ber Diskuffion über F. 10. wurde bie Frage aufgemorfen, ob es nicht zur 
möglichft genauen Feſtſtellung der Kompetenz nötbig fein möchte, ganz beftimmt biejenige 
Pandespolizei » Behörde (Regierung) zu bezeichnen, melde bie dort erwähnte Erklärung 
augzuftellen bat. Nach näherer Erörterung diefer grape bereinigten fich jedod die Mit- 
glieder der Kommiffion zu der Anficht, dab ein Bebürfniß zur Menderung bes $. 10. 
nicht anzuerkennen fei, weil die Landwehrbehörden durch die fehr bdetaillirten Vorfchriften 
über die Handhabung der Landwehr » Kontrolle in den Stand peiebt werben, in jedem 
einzelnen Kalle ohne Schwierigkeit zu ermitteln, an melde Landespolizei-Behörde fie ſich 
wegen Ausftellung ber gedadhten Erklärung zu wenden haben. 

Weiter fand ſich zu $. 10. und $. 11. nichts zu erinnern. Auch erflärte die Rom: 
miffion mit den $$. 12. und 13. ſich einverftanden. 


(Schluß ber „Mittheilungen aus den Landtags-Verhandlungen“ im nächſten Heft.) 
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befonderer Beziehung auf die Entweihung von Strafgefangenen. 


Bon Herm Geheimerath und Profeſſor Dr. Abegg in Breslau. 


&; wird als ein Vorzug der neueren Gefeggebungen anerkannt, daß fie in fürzerer 
Faſſung mehr allgemeine Grundfäge (joweit dieſe nicht ihrer Natur nach der 
ausdrüdlichen Betätigung ganz entbehren können) und die nothwendigen beſonde— 
ren Beftimmungen aufitellen, ohne ſich in eine Kafuiftif zu verlieren, ve — ohnes 
hin nicht erfchöpfend, oft überflüffig, zuweilen auch bedenklich und mit dem Rechte 
unvereinbar if. Ob dies überall gelungen, ob nicht dennoch hier zu viel, dort zu 
wenig gethan fei, foll an diefem Orte dahingeftellt bleiben. Immer wird man zu: 
geben müflen, daß es fich empfehle, dem richterlicyen Urtheile, auch außerhalb des 
Gebietes der Strafzumeffung im befonderen Falle, eine gewiſſe Freiheit bei der 
Würdigung der vorliegenden Umftände zu gewähren, wodurch noch nicht der jegt 
af in allen neueren Gefegbüchern audgefprochene Grundfag eg wird, daß 
eine Handlung ald Berbrechen oder Vergehen geahndet werden jolle, die nicht 
durch das Strafgefeg für ein folches erklärt ift. 

Die Erfahrung, und in diefem Sinne die Praris, wird immer eine Menge 
von Erfcheinungen, von Fällen und eigenthümlichen Geftaltungen derfelben darbie— 
ten, welche felbf die lebhaftefte produktive Einbildungskraft nicht im Voraus anzu— 

eben vermag. Es bleibt Aufgabe für den Richter, nach wiffenfchaftlichen Grund» 
ägen, und ſomit auch für die Wiflenfchaft, jene der entfprechenden Norm unterzu- 
ellen, wo fich die Möglichkeit ergiebt, daß ein befonderer, als folcher nicht im 

oraus bezeichneter Umftand entweder bei einer fonft als ftrafbar geltenden 
Handlung auf die Zumeffung der Strafe Einfluß ausübt, fei es erhöhend oder her- 
abjegend, oder daß er der — — wiederum in der einen oder anderen Weiſe 
— einen eigenthuͤmlichen Charakter verleiht, oder daß er, gegenüber dem, was das 
Weſen des Verbrechens ausmacht, ald untergeorbnet erfcheint, und nur für das Da- 
fein deſſelben, das Hervortreten in die Erfcheinung, nicht aber als ein für ſich in die 
Wagefchale bei der Strafbemefjung fallendes Moment in Betracht fommt. Endlich 
kann er von der Art fein, daß es fraglich wird, ob er die Verlegung eines Straf- 
gejeges enthalte oder nicht; — wobei das Zufammentreffen mit einer der zuerft ges 
nannten Kategorieen natürlich nicht ftattfinden muß — fonft wäre es feine eigene 
Kategorie, wohl aber ftattfinden Fann, da dies bei der Mannigfaltigfeit der Er- 
ſcheinungen in der finnlihen Welt ohne Widerfpruch denkbar ift, und Die einzelne 
mehrere Seiten und Gefichtöpunfte darzubieten vermag. 

So haben unfere älteren und neueren Stratgefepe bisher den Fall nicht 
berührt, wo der aus einem Gefängniffe Entwichene oder von Anderen Ber 
freite Kleivungsftüde oder fonftige mit feiner Perfon unmittelbar in Verbindung 
gebrachte Gegenftände, 3. B. Ketten, Hald-, Hands» oder Zußeifen, fogenannte 

Ucchiv 1856, LIL 20 
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Schellen, mit fih genommen hat. Es entfteht num Die Frage, und fie ift in den 
legten Jahren einigemal zur Sprache gefommen, während man fie früher nicht ber 
fonders beachtet zu haben ſcheint, ob dergleithen Gebahren, und von welchem Ge- 
fihtspunfte aus es ftrafbar jei, oder ob daffelbe überhaupt, oder thatjächlich info- 
fern ſtraflos bleibe, ald e8 etwa gegenüber einer durch die Hauptthat, die Ent; 
weihung, verwirkten höheren Strafe nicht in Betracht gezogen wird, fofern nad 
Geſetz oder Gerichtögebrauh die Regel: poena major absorbet minorem Plaß 
greift. Iſt nun aber über diefen befonderen Fall eine beftimmte Vorjchrift, wonach 
derfelbe ftrafbar oder ftraflos jein foll, nicht vorhanden, jo find wir an die allge- 
meinen Grundfäge über Schuld und Strafbarfeit und an diejenigen für die befon- 
dere DVerbrechensart, unter welche etwa die Handlung geftellt werben könnte, ge: 
wiefen. Es liegt der Wiffenfchaft ob, den möglichen Zweifel zu befeitigen, eine Ents 
jcheidung zu treffen und zu rechtfertigen. Die nachfolgende Erörterung wird zeigen, 
daß fich hier mehrfache Geftaltungen der Fälle ergeben, und daß die wenigen vor- 
handenen Präjudizien die Sache weder erfchöpfen, no ihrem Inhalte nach alle 
Bedenken zu entfernen geeignet feien. 

Es wird nicht unangemeffen fein, wenn ich der folgenden allgemeinen Be— 
trachtung fofort die befonderen Fälle und Entſcheidungen vorausfchide, welche zu 
jener Beranlaffung geben. Es fol dies jedoch zunächft nur zum Zwed der Drien- 
tirung gefhehen und ohne ein weiteres Eingehen, 

In Goltdammers Arhiv für Preußifhes Strafredht') findet 
fich folgende Mittheilung unter der Rubrik: 

88. 215. 225. Diebftahl oder Unterfhlagung durch ent: 
weichende Gefangene, welde anvertraute Utenfilien der Gefäng- 
niffe mitnehmen. 

Urtel de8 Ober-Tribunals vom 2. Juli 1852 wider Rettig: daß das 
Vergehen der Unterfchlagung fremder beweglicher Suchen nur von demjenigen bes 

angen werden kann, ber ſich bereits im Beftse oder doch in der Gewahrfam derjelben 
Befindet; daß bewegliche, der Gefangenanftalt gehörende Sachen, die zum Gebrauche 
eined Gefangenen im Gefängniffe dienen, demfelben nicht mit der Verpflichtung, fie 
zu verwahren, zu verwalten, zurüdjugeben oder abzuliefern, anvertraut, diefeiben 
vielmehr im Befige und in der Gewahrfam der Gefängnißverwaltung verblieben 
find, daß daher, wenn der Gefangene bei der Entweichung aus dem Gefängnifie 
diefelben wegnimmt, hierdurch der Gefängnißverwaltung als Eigenthümerin die Ge: 
wahrjam vderjelben entzogen; durch dieſe, mit der Abficht, wa Sachen fi zuzu⸗ 
eignen, begangene Handlung des Gefangenen deshalb feine Unterſchlagung, 
fondern ein Diebftahl verübt wirb ?).“ 

Temme?), nachdem er $. 235. die allgemeinen Grundfäge der Unterfchla- 
gung nach dem neuen en Strafgefegbuche angegeben, bemerkt in Note 2.: 
„Hiernach (nach $. 225. des Strafgefegbuches) ift zu beurtheilen, wann Unterfchla- 
gung da fei, wenn der Gefangene mit der am feinem Leibe befindlichen Hausklei⸗ 
dung entwichen ift. Daß an diefer Sache kein Diebſtahl, fondern nur eine Unter- 
ſchlagung begangen werben kann, bedarf faum der Bemerkung; der Gefangene hatte 
die Sache eben erlangt, mit der Verpflichtung, fie- zurüdzugeben („abzuliefen"). " 
Dennod a. (anderer) DR. (einung) dad Ober: Tribunal. * 

benfo findet fih in den neuen Jahrbüdern für Sächſiſches 
Strafreht‘) Band VI. ©. 211 unter Nr. 20, die Mittheilung °’): 


1) Erfter Band, Berlin 1853, ©. 9. 
2) Denfelben Fall theilt mörtlih unter Unführung der Quellen mit Ofenbrüggen, fla= 
ſuiſtil des Kriminalrechts, Schaffbaufen 1854. ©. 170, Nr. 87. 
3) Lehrbuch des preußiſchen Strafrechts, Berlin 1853. S. 950. 
4) Herausgegeben von ben DD. Held, Siebbrat und Schwarze. 
5) Entlehnt aus den Entjheibungen bes K. K. Ober-Banbesgerichts zu Wien. Es ift babei 
bie oͤſterreich. Gerichts zeitung kom Prof. Dr. von Stubenraud benupt. 
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„Arteftant — Aneignung der Arreftfleivung '). " . 
„Wenn ein Arreftant eine berimmte Arreftantenfleivung im Arrefte zu tra- 
en gendthigt ift, fo ift ihm diefelbe dennoch nicht als fein Eigenthum überlaffen, 
—* nur zum Gebrauche übergeben, d. i. anvertraut. Sobald er daher dieſes 
hm anvertraute Gut bei feiner Entweihung aus dem Arrefte mitnimmt und bintan- 
giebt, macht er fich einer Veruntreuung ſchuldig.“ 
Laſſen wir nun vorläufig diefe Fälle, beziehungsweiſe die Beurtheilung der— 
A’ die nach Landesrechten erfolgt ift, und die Frage nach der Richtigkeit der» 
elben bei Seite, um durch eine allgemeinere Betrachtung eine Grundlage zu ge 
winnen. Wir wollen dabei zunächft von dem gemeinen Rechte rar 
Bekanntlich ift nach Römiſchem Rechte die Selbftbefreiung, die Entweichung 
eines Gefangenen aus der Haft, für ftrafbar erflärt”), während die neueren Deut- 
chen Strafgejepgebungen diefe meift, wenn fie als einfache ftattfinwet, d. h. weder 
mit dem [auch im Nomifchen Rechte hervorgehobenen’)] Fall eines Komplotts 
Mehrerer zur gegenfeitigen Befreiung, noch fonft mit einem anderen 
Verbrechen verbunden ift, nicht als ftrafbare Handlung betrachten‘), Wenn 
nun gleich eine ausprüdliche Strafbeftimmung für den vorausgejegten Fall, daß der 
Entwichene ſich mit Gegenftänvden, welche unzweifelhaft ihm nicht gehören — ent: 
I habe — fo will ich es für Iept bezeichnen, um in feiner Weife ——— — 
o wenig in den einſchlagenden Titeln ſich findet, als eine der Praris entlehnte 
Aeußerung eines Juriften, fo darf daraus doch nicht fofort die Straflofigkeit ſolchen 
Berfahrens gefolgert werben. Denn hier gilt zunächit die Regel, welche in 
L. 2. pr. D. de privatis delict. (Ulpian) jo ausgebrüdt ift: „nun- 
uam plura delicta concurrentia faciunt, ut ullius impunitas detur; neque enim 
elictum ob aliud delictum minuit poenam.” Die wegen der Entweichung vers 
wirfte Strafe würde e8 nicht ausfchließen, daß die durch wiberrechtliche Entziehung 
begründete Deliftöflage, deren Charakter nicht blos privatrechtlich ift (rei persecu- 
toria), fondern auch auf Strafe geht’), angeftellt werden dürfte, an deren Stelle 
nad unjeren Grundfägen, fofern iesfiaht oder Unterfchlagung vorläge, eine öffent: 
liche Ahndung treten müßte. 

“ Gehen wir und aber, fofern ed an einer befonderen gefeglichen Borfchrift 
für in der erwähnten Art * nach Analogieen um, fo bietet * aus dem Roͤ⸗ 
mifchen Rechte fofort das Sklaven -Verhältniß dar. Der Eflave, der ſich durch 
Flucht feinem Herrn widerrechtlich entzieht, ift Dieb (fur), ebenfo wie der, welcher 
den Flüchtling verbirgt*). Daß der Here aber deshalb nicht eine furti actio gegen 
den Sklaven felbft anftellen Fönne, auch — wenn diefes überhaupt rechtlich und 
thatſaͤchlich möglich wäre, es nicht zu thun braucht, beruht auf anderen, theils in 
dem Gertätmit, auch nach der vermögensrechtlichen Seite, theild in dem Aftionen- 
Spftem liegenden Gründen’). Die Thatfache bleibt beftehen, wie auch in allen 


1) Zn ber Note wird hinzugefügt: „Vgl. auch biefe Jahrb.“, ohne näbere Nachmeifung. 
Ich babe menigftens in den Neuen Jahrbüchern —— fi Beziehendes rer 

2) ©. überhaupt: L. 1 pr. D. de efiract. L. $. 11 D. de poenis L. 5. 13 $. 5 
D. de re milit. L. 13 D. de custod. reor. — L. 8 $$. 6. 7. L. 28 $. 14 D. de poenis 
L. 5 i. £. D. de extraord. cognit. Die Praxis bat, obſchon nicht übereinftimmend, bie einfache, 
ohne Konkurrenz irgend eined imderen Verbredens erfolgte Selbftbefreiung als ftraflos gelten 
laſſen. ©. Mittermaier zu Feuerbach $. i97 not. L 

3) ©. bie vorige Note. ‘ 

4) Mittermaier a. a. D. not. U. 

5) Gaii Comm. IV. $$. 6—9 u. $$. 16—19. T. de action. vgl. Savigny Spftem bes 
MR. Th. V. $. 210. RE 

6) L.1 pr. D. de fugitivis. So ift ber Slave zugleich Subjelt und Objeft bes 
Diebftabls; fur und res furtiva. ©. auch L. 36 6. 3 D. de furtis. i — 

Qi 17 D. de furtis: „Servi et filii nostri furtum quidem nobis faciunt,, ipsi 
autem furti non tenentur; neque enim qui potest in furem statuere, necesse habet ad- 
versus furem litigare; ideirco nec actio ei a veteribus prodita est.” Das tft aber nicht 
ber einzige Grund. 
20* 
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deren Fällen eined von dem Sklaven an feinem Herrn verübten Diebftahls, wo 
eine Klage unmöglich if. Eine Sklavin, die entweicht während der Schwanger- 
ſchaft, ftichlt fich felbft und den partus ihrem Herm'). Das Rechtöverhältnig tritt 
aber alsbald hervor, wenn ein Anderer als ver zu der Diebftahlöflage be— 
rechtigt ift — quia ejus interest”) — wo fi denn bald dieſe wirkſam erzeigt, 
bald die Grundfäge der Noralklagen zur Anwendung kommen’). So wird berje- 
nige, dem ein Gegenftand geliehen ift, auf defien Rüdgabe er mit der commodati 
actio in Anfpruch genommen werden kann — quia cusiodia ad cum pertinet, wer 
gen aller der. mit der Sache in Verbindung ftehenden geftohlenen Gegenftände, auch 
wenn diefe ihm nicht gelichen waren, fi der Diebftahls ge bedienen dürfen *). 
Eine ganz fpezielle, für den zu betrachtenden Fall wichtige Anwendung findet ſich 
in L. 14. $. 15. D. de furtis, wo ausbrüdlich entfchieven wird, daß derjenige, 
welchem ein Sflave geliehen ift’), wenn ihm diefer geftohlen wird, auch wegen ber 
Bekleidung die Klage habe, obgleich diefe, als ſolche, nicht Gegenftand des Leih— 
Vertrages war; denn er muß dem Herrn auch hierfür auffommen. Die Stelle 
-(von Ulpian) lautet: | 

„Non solum autem in re commodata competit ei, cui commodata est, 
furti actio, sed etiam in ea, quae ex ea agnata est; quia et hujus custodia. ad 
eum pertinet. Nam et si si servum tibi commodavero, etiam vestis 
ejus nomine furti äges, quamvis vestem, qua vestitus est, tibinon 
commodaverim.” 

Man darf hieraus fchließen, daß die Sache nicht anders, — zu⸗ 
nächft nach der Seite des Privatvelifte fich geftalte, wenn der Sklave ſelbſt, durch 
Entweichung, der Dieb if. Und wenn nun, um fogleich unferer Aufgabe näher 
zu treten, derjenige, welcher den Gefangenen zu bewahren hat, wegen des durch 
defien Entweichung verurfadhten Schadens verantwortlich gemacht werden fann, fo 
hat er unzweifelhaft auch ein Jutereffe in Betreff deffen, was diefer mitgenommen 
hat. Es fann hier noch dahingeftellt bleiben, ob die Verantwortlichfeit weiter aus« 
gevehnt werben, als auf die Haftung für die fichere Verwahrung des Gefangenen, 
und ob, wenn den beauffichtigenden Beamten fein Vorwurf trifft, unfer Recht den 
Fluͤchtling jelbft deshalb in Anfpruch nehmen könne, woraus, da e8 zunächft eine 
privatrechtlihe Frage ift, noch nicht gefchloffen werben ſoll, daß überall auch 
Strafe für das eintrete, was, wie gefagt, noch nicht fofort ald Diebftahl oder Uns 
terfchlagung bezeichnet werden darf, weil hier näher zu unterfcheiden fein wird und 
dem GErgebniß der weiteren Unterfuchung nicht vorgegriffen werben fol. Nicht 
minder kann hierher bezogen werben: 

L. 36. $. 2. D. de furtis (Ulpian). „Idem Pomponius ait: si cum 
rebus aufugerit fugitivus, posse furti actione sollicitatorem conveniri rerum 
nomine, quia opem consiliumve contrectatori tulit; quod et Sabinus significat.” 

Die Stelle ift mit der vorhergehenden) in Verbindung zu ſetzen, wofelbft 
bemerft wird, daß der, welcher einem Sklaven den Rath ertheile, zu entfliehen, des⸗ 
halb allein nicht Dieb und nicht mit der Diebftahlöklage zu belangen fei, wohl aber 
dann, wenn er zur Flucht gerathen, damit der Sklave von einem Anderen in widers 


..DL.62D. de furtis: „Ancilla fugitiva quem ad modum sui furtum facere in- 
telligitur, ita partum quoque contrectando furtum facit.” 

2) L. 10. 11 D. de furtis. 

3) Tit. D. de noxalibus actionibus y 4.). Ober wenn ein Anderer als Gehülfe ober 
Begünftiger des Sauptfehulbigen zu belangen ift. L. 36 6. 1 D. de furtis. 

4) L. 14 8. 16 D. de furtis (Ulpian.): „Qualis ergo furti actio detur ei, cui res 
commodata est? quaesitum est. Et puto omnibus quorum periculo res alienae sunt, 
veluti commodatae, item locatae, pignorisve nomine acceptae, si hae surreptae sint, 
ar FEN —_), 

)L. .6. 7. L. 22 D. commodati. 13. 6. Insbefonbere gilt die von bem ser- 
vus mercenarius. L. 11 $ 1 D. de poenis. L. 3 pr. D quod vi ui clam. 

6) L. 36 pr. D. eo 
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rechtlichen Befip genommen werde, ober wenn der Sklave, felbft ohne daß gleich 
anfangs ſolche Abficht bei dem zur Flucht Zuredenden obgewaltet habe, nachher von 
einem Anderen geftohlen worden fe. Nun wird weiter gefolgert, daß, wenn ber 
Entlaufene Sachen mitgenommen habe, dieferhalb der Anftifter der Entweichung 
mit der furti actio, als ſ. g. intelleftueller Urheber des Diebftahls, in Anfpruch ges 
nommen werden könne. Es wird hier nicht unterfchievden, welche Art Sachen der 
fugitivus mitgenommen, und auch nicht, auf welche Weije er zu denfelben gelangt 
fi. Die Grenze des Diebftahls zu verwandten Vergehen ift überhaupt — nicht 
fo ſcharf beſtimmt, doch mag hier, wo der fugitivus in Beziehung auf die Gegen- 
fände contrectator genannt wird, wohl an eigentlichen Diebftahl gedacht werden, 
= unzweifelhaft wirb bie furti actio wider den qui opem consiliumve tulit') 
geitattet. 

Ferner wird für unfere Aufgabe in Betracht kommen dürfen: 

L. 69. pr. D. de furtis (Gelfus). Infitiando depositum nemo facit furtum: 
nee enim furtum est ipsa infitiatio, licet prope furtum sit. Sed si possessionem 
ejus adispiscatur intervertendi causa, facit furtum. Nec refert, in digito 
habeat annulum, an in dactyliotheca, quem quum deposito teneret, habere 
pro suo destinaverit." 

Nachdem hier die Anficht aufgeftellt worden, daß durch Ableugnen eines 
Depofitums noch nicht eine Entwendung begangen worden, fondern erft dann, 
wenn eine widerrechtliche mutatio causae possessionis, nämlich in diebifcher Abficht 
(intervertendi causa ) erfolgt fei, fo wird hiervon die Anwendung auf einen an— 
vertrauten Ring gemacht, welchen der Inhaber fich zuzueignen beichließt (habere 
pro suo destinaverit), er möge ihn am Finger getragen oder in einem Ringbehälts 
niß bewahrt haben. Für uns ift aber gerade die erfte Alternative von Wichtigkeit. 
Der Frevler, deſſen Handlung jedenfalld dadurch nicht ihre fonftige Eigenishaft 
verliert oder minder ftrafbar wird, daß er, ald Gefangener entweicht, wird für 
einen Dieb an dem Gegenftänden erflärt, die er unmittelbar an oder bei fich hat, 
alfo beifpieldweife auch an Kleidern zc., fofern ihm dieſe nicht eigenthümlich über- 
laffen, fondern nur zum Gebrauche übergeben find, und er dieſelben für fich zu be- 
halten bejchließt. Hier genügt diefes allgemeine Ergebniß: ob die im Eingang er— 
wähnten Fälle unter diefen Gefichtöpunft zu ziehen find, werden wir fpäter erörtern. 

Weniger Werth) möchte ich auf folgende Stelle aus Bomponius legen. 

L. 79 D. de furtis. 

„Qui saccum habentem pecuniam surripuit, furti etiam sacci nomine te- 
netur, quamvis non sit ei animus sacci surripiendi.” 

Wo der Diebftahl mehr von der privatrechtlichen Seite aus, mit einer auf 
mehrfachen Erſatz gerichteten Klage verfolgt wird, darf unzweifelhaft der ganze 
Betrag des dem Beftohlenen zugefügten Schadens bei der Berechnung zu Grunde 
gelegt werden, wenn auch, wie bier, die diebifche Abficht zumächft nicht auf das 
(möglicherweife jehr geringfügige) Behältniß, ſondern auf defien Inhalt bezogen 
war. ber auch wo der Diebftahl, wie bei ung, in der 2 öffentlich oder von 
Amtswegen gerügt wird, kann, fofern es für die Strafe auf den Werth ankommen follte, 
die Rüdlicht auf das Behältniß, wenn es nicht, wie eine Papierrolle, oder, wie 
ein gewöhnlicher fogenannter Kaffenbeutel, ganz oder faft ganz wertblos ift, und 
bei der Echägung als einflußlos außer Betracht bleibt — nicht ohne Weiteres bei 
Seite gefegt werden. Ja, wenn auch der Dieb ed auf das Geld allein abgejehen 
hatte, und ihm der Befig des Beuteld ganz gleichgültig ift, fo fteht doch dieſer 
Umftand und der ag des animus furandi gerade in Betreff des Beuteld nicht 
im Wege, die diebifche Abficht auf den ganzen Gegenftand der Entwendung zu be- 
ziehen, da ja in der That das Geld mit dem Beutel, ver Inhalt mit dem Behält- 
nifje geftohlen ift, und die diebifche Ergreifung, wie die Abficht auf das Ganze ge- 


1) L. 36 $. 1 D. de furtis. L. 50 $$. 1—4. L. 52 $. 19 D. eod. 
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angen war"). Gefeht, das Behältnig (oder eine Fünftlich gearbeitete Eaffette) 

hätte einen felbftftändigen Werth, jo würde ein Einwand des Diebes, es fei ihm 
nur um die Erlangung des Inhalts (der nicht in Gegenftänden des Verkehrwerthes 
beftanden) zu thun gewefen, ihm nicht befreien. Hier fommt es aber nur auf das 
Beingip, nicht den Werth an. Man fönnte nun diefe Beftimmung auch auf den 
ugitivus anivenden, welcher nach Römifcher Anficht felbft die res furtiva ift, und 
bei dem nun das mit diefer Verbundene mit zu dem Geftohlenen gerechnet wird, 
wenngleich hierauf unmittelbar die Abficht zu fehlen ſich nicht bezogen hatt, Es 
bedarf indeß diefer, wie ich einräume, etwas entfernten Analogie um fo weniger, 
ald die zuvor mitgetheilten Stellen die römiſchrechtliche Auffafjung genügend er> 
fennen lafjen. Dagegen wird es feinem Bedenken unterliegen, das in Bezug zu 
nehmen, was hinfichtlich der servi corrupti actio von Baulus bemerft wird in 

L. 10. de servo corrupto (11, 3). 

„In hoc judicio etiam rerum aestimatio venit, quas secum servus 
abstulit; quia omne damnum duplatur.” - Denn,- wenngleich hier die Rede von 
der Berantwortlichkeit des Verführers ift, gegen den allein d ieſe Klage ftattfindet 
und wieder von dem privatrechtlichen Schaden, jo wird doch anerfannt, daß in der 
Mitnahme von Sachen durch den Entweichenden eine auch ihm felbft zur Laſt fal- 
lende Schuld enthalten ſei. Für uns ift Dies entfcheidend; Die Frage, wer außer 
dem Flüchtling felbit, als Anftifter, als pflichtvergeffener Auffcher x. verantwortlich 
gemacht werden könne, und zwar nicht blos in Betreff des Erſatzes liegt außerhalb 
‚der gegenwärtigen Unterfuchung- 

In diehem wre fann dann noch 

2. pr. D. de furtis (von Baulus)?) erwähnt werben: 

„Si quid fur fregerit aut ruperit, quod non etiam furandi causa,. con- 

trectaverit, ejus nomine cum eo furti agi non potest” 
da ſich Gelegenheit bieten wird, von dem hier ausgeſprochenen Grundfage Ges 
brauch zu machen. Daß es hier am Thatbeftande der Entwendung fehlt, ift ficher: 
eine Schabenserfagforderung ift jedoch durch die Bemerkung, es könne die furti actio 
nicht Platz greifen, keineswegs ausgeſchloſſen. Und wenn jeder Andere wegen 
Sachbeſchaͤdigung in Anſpruch genommen werben kann, fo wird der Umftand, daß 
die Befhädigung von dem Diebe und bei Verübung des Diebftahls zugefügt wurden, 
ihm nicht zu Statten kommen dürfen’). 

In ven Titeln D. de captivis (49, 15) de bonis damnatorum 
(48, 20), de interdietis et relegatis et deportatis (48, 29) findet fich 
nichts hierher Gehöriged. Auch die Stellen in dem Pandeftentitel de poenis, wo 
von dem refugae ex opere metalli und ex metallo gehandelt wird, beichränfen fich 
auf die Beftimmung über die Beftrafung des Wiederergriffenen, ohne den Fall eines 
fonfurrirenden Verbrechens der bisher gedachten Art zu berühren. 

Eine Analogie anderer Art, als die bisher betrachtete, bietet das Militair- 
Verhältniß dar, wobei ed des Vorbehaltd nicht bedarf, Daß weder mit den Sklaven, 
noch mit Strafgefangenen irgend ein Vergleich gemacht werden foll. Auch ift zunächit 
nur von der al Ye des Gegenftandes nah Römifchem Rechte die Rede. Die 
Aehnlichkeit liegt darin, daß durch widerrechtliches Entweichen, und was diefem in 
Betreff der Entziehung vom Dienfte gleich geachtet wird, alfo durch die Handlungen 


1) Anbers, .. er fi) nad) ber Eröffnung auf bie Hinwegnahme bes Inhalts befchräntt. 
D s 


L. 22 8. 1D. d 

9 Dagegen mag eine andere, bon Flüchtigen handelnde Stelle, die L. 5 D. de fugi- 
tivis (11. 4), nicht auf unfere Frage —— werden. Die in dem mitgetheilten eu⸗ ftatt- 
findenben Borausfegungen find wefentlic andere, und nur fo viel läßt fih aus ber Stelle entneh- 
men, daß felbft ein bärteres, ben Entwichenen treffendes, ja bon ihm gewähltes Loos, indem 
er fi zum ZThiergefechte Preis giebt, ibn nicht dabon — 2 wegen der früher begangenen 
Uebelihaten zur Verantwortung und Strafe gezogen zu werben. 

3) L.8 $$. 6. 7 D. de poenis. 
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des desertor, emansor, transfuga '), ein Verbrechen begangen wird, wie in jenem 
Halle, mit welchem irgend ein anderes fonfurriren fann; daß ferner dem Soldaten 
Gegenftände in Beziehung auf den Dienft, und in viel beftimmterer Bedeutung, als 
dem Gefangenen übergeben und anvertraut find, durch Deren widerrechtliche Veräu— 
Berung oder Aneignung ein, und awar hier eigenthlmliches, ſchweres Verbrechen be— 
gangen werben fann?). Es verfteht fih, daß Handlungen diefer Art, und andere 
auch gemeine Verbrechen, deren fih ein Soldat ſchuldig machen kann, durch Das 
Hinzutreten der Defertion nicht in minderem Grade ftrafbar jeien. In der That 
wird diefer Ball ausprüdlich vorgefehen; es foll.bei Beftrafung des desertor unter 
andern aud) ringe Kanoelge er werden, daß er bei Gelegenheit des Aus- 
reißend no ein anderes Verbrechen begangen (aliudve quod crimen desertioni 
adjunxerit’), und der Verübung eines Diebftahls (et si ei factum sit) wird 
namentlich gedacht, ohne daß hier weiter ein Unterfehied gemacht wird, obgleich — 
nicht als Beifpiele des furtum, fondern als felbftftändige eigene, unter den weitern 
Begriff des Diebftahle gehörige, aber gefeglih ausgezeichnete Fälle — jolche ge: 
nannt werden, die nicht in die Reihe derjenigen zu rechnen find, welche uns = 
mann 9— 
ir ſind alſo zu dem Ergebniſſe gelangt, daß, nach Römiſchem Recht, und 
ſomit nach gemeinem Recht, da ſich nirgends in der einheimiſchen und Reichsgeſetz— 
gebung eine entgegengeſetzte oder abändernde Beſtimmung findet, die mit der Ent— 
weichung verbundene Entwendung, oder Unterſchlagung, ——— einer Strafe 
unterliege, ohne Unterſchied des Gegenſtandes. Es hätte dies ſchon aus allgemeinen 
Grundfägen gefolgert werden können, wir find aber auch im Stande geweſen, ohn— 
erachtet der Dürftigfeit der Quellen, doch einige ausprüdliche Zeugniffe der recht- 
lihen Auffaffung der Sache beizubringen, die mindeftens eine analoge Anwendung 
geftatten *). Ueber die Berechtigung zu folcher Analogie wird es nicht nöthig fein, 
etwas zu bemerken ; jedenfalld nicht für das gemeine Recht. 
Es joll nunmehr auf die oben mitgetheilten Fälle näher eingegangen und 
dabei neben dem praftiichen gemeinen Rechte, auf die Landesgeſetzgebungen wenig: 
ftens theilweife Rüdficht genommen werben, Da die erwähnten Beurtheilungen jelbft 
nach ſolchen erfolgt find. Dabei wird fich zeigen, daß mehrfache Unterjcheidungen 
fowohl in Betreff der Begangenjchaften und ihrer befonderen Borausfegungen, als 
auch der landesrechtlichen Beftimmungen über die Strafzumeffung, namentlich bei 
einem Zufammentreffen mehrerer Berbrerben, gemacht werden müffen, um überall 
für eine gerechtfertigte Beantwortung der hier eintretenden Fragen die Grundlage 
zu gewinnen. 
Man wird aljo Erftens ald unbeftritten anzunehmen haben, daß, felbft 
wenn die Entweichung eined Gefangenen an fich und als fogenannte einfache 


1) L.3 pr. u. $$. 2—11 L. 14. D. de re militari (44. 16). 

2) L. 3 88. 13.14 D. eod. — Wenig bietet, über die als ſolche von ibm gar nicht be: 
rübrte Frage über das Etaatseigentbum an Ausehftungsgegenftänben Vegetius de re militari 
Rom. Lib. I, Cap. 10. 19: „Imperatoris militem qui veste et annona publica pasceba- 
tur”, und Kap. W. Schon in der fpäteren Zeit der Republik wurde dem Soldaten bie Kleidung, 
beren Betrag ihnen bisber vom Solde gekürzt worden mar, unentgeltlich geliefert. Mommien 
römifhe Geſchichte Th. 11. E. 101. Vgl. ©. 233 not, * u. €. 367. « 

3) L.5 pr. D. eod. (Arrius Menander). „Neon omnes desertores similiter pu- 
riendi sunt, sed habetur et ordinis et stipendiorum ratio, et gradus militiae vel loci, 
et muneris deserti, et anteactae vitae; sed et numeri, si solus, vel cum altero, vel cum 
pluribus deseruit, aliudve quod erimen desertioni adjunxerit; item temporis 
quo in desertione fuerit, et eorum quae postea gesta fuerint.” 

)L.5$&2D.eod.: „Qui desertioni aliud crimen adjungit gravius pu- 
niendus est, et si furtum factum sit, veluti alia desertio habebitur, vel si plagium 
factum, vel aggressura, abigeatus, vel quid simile accesserit.' 

9 en nicht, daß mir eine Stelle aus ber Nuftinianifchen Rechtsfammlung entgangen 
fei, body werde ich es, mie ftets, mit Danf erkennen, wenn meine Beiträge durch wohlwollende 
Belehrung berbollftändigt ober berichtigt werben, 
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ftraflo8 bleibt, wie Died ımter Anderem nach dem Preußifchen Strafgefegbuche ber 
Fall ift'), jedes Verbrechen ftrafbar bleibe, welches (von den fchon im Gefeß be- 
nannten Fällen abgefehen, wo die Selbftbefreiung durch das gebrauchte Mittel 
jenen Charakter einfacher Flucht verliert) bei Gelegenheit der Selbftbefreiung verübt 
worden ift, ohne Unterſchied, ob daffelbe mit jener Handlung in nahem oder ent» 
ferntem, oder in gar feinem Zufammenhang ftehe. Dies bedarf, nach der früheren 
Ausführung, feiner Rechtfertigung. Es verfteht ſich alfo, daß auch ein von dem 
Flüchtling begangener Diebftahl überhaupt ftrafbar fei und näher nach feiner 
Eigenthümlichkeit beurteilt werben muͤſſe, worüber die betreffenden Landesgeſetze be— 
flimmen. Möge der Diebftahl zu dem Zwed ftattgefunden haben, die Entfernung 
aus dem Gefängniß zu erleichtern und eine Entdeckung oder Erkennung‘ des Ent- 
ronnenen zu erjchiweren, 3. B. an Kleidungsftüden, welche verfelbe gegen feine 
Züchtlingsfleidung vertaufcht oder über Dierk anzieht”), oder möge ohne jolchen 
Zwed die Entwendung erfolgt fein, es ift immer ein zu rügendes Verbrechen, da 
es bei demfelben nur auf die widerrechtliche Hinwegnahme und —— in der 
hierzu erforderlichen Abficht, animus rem sibi habendi, der auch als lueri faciendi, 
im Allgemeinen aber als furandi animus bezeichnet wird, nicht aber darauf weiter 
anfommt, was der Beweggrund, das Motiv der Handlung, was der entferntere 
ee Diebes war, oder wie er über die einmal geftohlene Sache verfügen 
wollte”). . 

Zweitens aber wird ed darauf anfommen, die bei Gelegenheit der Entweichung 
verübte Handlung nach ihrer ftrafrechtlichen Eigenfchaft zu beftimmen. Hier werben 
nun Gewalt an Perfonen oder Sachen meift ald Mittel der Gelbftbefreiung ge- 
braucht werden. Die neueren Geſetze heben diefen Fall, wie gejagt, insbeſondere in 
fofern jene als Meuterei vorkommt, hervor, und bei der hierauf im Allgemeinen 
gedrohten Strafe werden die Theilnehmer nad) dem Grade ihrer Schuld der Ahn— 
dung innerhalb des hierfür gefepten Strafmaßes unterliegen, welches 3. B. in dem 
Preußifchen Strafgefegbuche $. 96. auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren und Stel— 
lung unter Bolizeiaufficht beftimmt if. Der Fall, wo ein einzelner fich felbft be- 
freiender Gefangener foldhe Gewaltthätigfeit fich zu Schulden fommen läßt, ift fo 
wenig hier vorgefehen, als der andere, wo die Gewalt, fei ed des Einzelnen oder 
Mehrerer, in ein ſchwereers Verbrechen, 3. B. Tödtung ded Gefangenwächters, übers 

eht. Es verfteht fih, daß alsdann die Beftimmungen über die befonderen Ber- 
— zur Anwendung kommen. Von dieſem Fall alfo abgeſehen, wo ein felbft- 


1) & 96, demzufolge nur die fogenannte Meuterei, wenn Gefangene in einer Gefangen: 
Anſtalt fi zufammenrotten und entmweber einen gewaltfamen Ausbruch ausführen ober auszufüh. 
ten berfuchen, oder gegen bie Auffeber fa widerſetzen, ober biefelben zu Sandlungen oder Unter- 
laffungen zwingen, oder zu zwingen berfuchen, für ftrafbar erklärt ift, und wonach bie Theilneb- 
mer bie Strafe bes Aufrubrs verwirkt haben. Befeler Kommentar ©. 264. Goltdammer 
Materialien II. S. 147. Auch das römische Recht, das übrigens bie Gelbftbefreiung nicht un— 
geabndet läfit, hebt neben ber Gewalt, Erbrechung bes Gefängniffes 2c., den Fall bes Komplotts 
—— —— und dies ift in bie neueren Gefekgebungen übergegangen. f. mein Lehrbuch bes 

trafr. 8. 466. . ; 

2) In Goltbammer Ardhiv für preuß. Strafrecht findet fich (zu N 218 Nr. 7 bes 
Etrafgefegbuches) Band 1. S. 247 folgender Fall mitgetheilt, melden ey enbrüggen Kafuiftif 
bes Kriminalrechts S. 219 Nr. 121 aufgenommen bat: „Der Angeklagte ftiehlt im Gefangenhaufe 
ben Rod und ben Säbel bes Auffebers, um fich dadurch das Anfehen des Beamten zu geben unb 
ſeine Flucht bewerkftelligen zu können.“ Un dem Dafein und der Strafbarkeit biefer Handlung 
als Diebftahl war fein Zweifel, der fich erft in Betreff ber Frage ergab, ob, nachdem ber Thäter 
Nu in einem anderen Zbeile bes Gefangenbaufes andere Sachen geftoblen, der zweite Dieb: 

ahl, bei melden jener ben Säbel bei ſich batte, ein ſchwerer im Sinne des 6. 218 Nr. 7 ge: 
worden fei, nach defien Wortlaut die Thatſache des Beifichführens von Waffen genügte, und 
nicht als Erforbernik gilt, daß bie Bewaffnung in ber Abficht, allenfalls Gebrauch bon ben 
Waffen zu machen, erfolgt fei. Diefe für unfere gegenwärtige Betrachtung untergeorbnete Ause 
murde bon ben Gefchiworenen verneint. Val. noh Goltdammer Materialien Bb. 11. S. 481 ıc. 

3) ©. Heffter Lehrbuch $. 489, das meinige $. 350, Wächter $. 189, Marezoli 
$. 131,. Feuerbach $. 315 und dazu Mittermaier. 
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fländiged Verbrechen mit der Selbfibefreiung konkurrirt, werden jene ald Mittel 
gebrauchte Verbrechen als in jener enthalten, die eben dadurch erft ftrafbar ift, an- 
gefehen und bei der Strafbemeffung berüdfichtigt. 

Verbrechen, die mit der Entweichung nicht nothwendig in Zufammenhang 
ftehen, indem fie weder als Mittel folche auszuführen oder zu erleichtern begangen 
werben, noch zur befonderen Geftaltung eines unter beftimmten Borausfegungen 
ftattgehabten Falles gehören, find ebenfalls nach ihrer Eigenthümlichkeit zu beurtheilen. 
Dabei kann rüdfichtlich dieſes Schuldigen noch ein befonderer, feine Strafbarfeit 
erhöhender Umftand, 3. B. Rüdfall ıc., in Betracht fommen, worüber gleichfalls 
nach den allgemeinen Grundfägen zu urtheilen ift'). 

Mit der hier bezeichneten Aufgabe die rechtliche Natur des Verbrechens zu 
beftimmen, fteht nun in unmittelbarer Verbindung, was 

Drittens, als befonderer Gegenftand unſerer Erörterung, näher zu er 
mägen ift, der Fall einer von der Entweichung, aud wenn diefe jonft unter 
feiner der Vorausſetzungen ftattfand, welche fie nach den neueren Gefegen als ftraf- 
bar erfcheinen laffen, gewiffermaßen untrennbaren widerrechtlichen Handlung. 

ft ‚jegt find wir im Stande, die Handlungen zu unterfuchen, deren in 

der Einleitung gedacht worden ift. inftweilen möge Davon noch abgefehen werden, 
daß der Gefangene bei feiner Entweichung „Utenfitien*, die in feinem Ge- 
brauche —— waren, mitgenommen hatte. Wir wollen hierüber am Schluſſe 
Einiges bemerken. Für jept wenden wir die Betrachtung der fo eben angedeuteten 
Vorausfegung zu, daß die Handlung, insbefondere das Mitnehmen fremder, dem 
Gefangenen nicht angehöriger Gegenftände, von der Entweichung wenigftens in fo- 
fern untrennbar war, als er diefe letztere ohne jene nicht, oder nur ſchwer zu 
Stande bringen fonntee Dies gilt vornehmlih von der Bekleidung. Diele, 
welche in den Strafanftalten dem Züchtlinge gegeben wird, Die er anlegen muß, 
gehört ihm allerdings nicht, und es unterliegt feinem Zweifel, daß er durch Aneig- 
nung derfelben, ß wie, was damit. in Verbindung fteht, durch die Entziehung 
ge enüber der Anftalt ein Unrecht begehe, welches er zunächft nach der privatrecht- 
Fi Seite gut zu machen hat. Mir haben geichen, das Römische Recht geht 
von derfelben Anficht aus, imdem es den entflohenen Sklaven, auch wegen der 
vestimenta verantwortlich macht, die er bei der widerrechtlichen Entfernung ge: 
tragen und mitgenommen hat. Aber, welches ift die ftrafrechtliche Eigentdiaft 
diefer Handlung, die dadurch allein noch nicht beftimmt wird, daß die Römer eine 
furti actio zulaffen, da theils überhaupt die Auffaffung der Delifts » Obligation, 
theild und insbefondere der weitere Begriff, in welchem damals eben diefes Privat: 
Delift genommen wurde, nicht fofort berechtigt, hierin einen Diebftahl nach der 
Rehtsanfchauung unferer Zeit zu erfennen. Die Kleidung des Sträflings ift eine 
en die ihn als folchen kenntlich macht. Es hängt nicht von ihm ab, 
e anzulegen oder nicht; im der Anftalt muß er fie tragen, und hat weder Wahl, 

noch Mittel in Betreff einer andern. Wenn er mit ihr entweicht, fo fann man 
allerdings nicht wohl fagen, er habe fie geftohlen, denn es findet hier nicht eine 
—— Kontrektation, auch nicht, wie das Preußiſche Recht verlangt, nach wel— 


1) Es fönnen bier begreiflicherweiſe ſeht verſchiedene Vorausſehungen eintreten. Wenn 
J. ®. der Rüdfall auf das Verbrechen bezogen wird, wegen deſſen ber ſich ſelbſt Befreiende jept 
in Strafbaft war, fo wirb es darauf anfommen, ob bie Panbesgefeßgebung bie Verurtbeilung 
für genügend erachtet, oder ob fie die Vollzgiebung der Strafe nany oder theilmeife als Voraus- 
feßung aufftellt, und hiernach, ob bie Entmweihung bald nad Antritt der Strafe, ober in einer 
fpäteren Periode erfolgt. Es ift aber auch möglich, daß der Schuldige ſchon früher, ein oder 
mebrere Male, wegen beffelben oder eines anderen, als das jet bei oder gleich nach der Entwei— 
hung begangenen Verbrechens beftraft morben. Es genügt, obne daß wir bier im eine meitere 
Kafunftit eingehen, auf die Verfchiebenbeit der konkreten Fälle aufmerkſam zu maden. Qgl. meine 
Abhandlung: „Praktifche Bemerkungen, insbefondere zur Lehre bon dem wiederholten Diebftabl* 
im Archib bes Criminalrechts. J. 1834 ©. 415 ꝛc. dgl. Befeler Kommentar zu $. 58 bes 
preuß. Strafgeſetzbuches. 


298 Die Behre von dem Diebftahl 


chem der vorgelegte Fall zu beurtheilen war, eine Wegnahme der Sache aus 
dem Gewahrfam eined Andern ftatt, um diefelbe fich rechtswidrig zuzueignen?). 
Er hat die Kleidung bereit an, er würde fie gewiß gern los fein, da fie zum 
Verräther an ihm wird. und er beforgen muß, entdeckt zu werden. Auch hat er 
nicht die Abficht, fich diefelbe anzueignen, — kurz, er nimmt fiermit ſich, weil er doch 
irgend eine Bekleidung, auch nad) dem niedrigften Standpunft der Sitte haben muß ?), 
und er fich vderfelben doch nicht deshalb allein ganz entledigen fann, um zu be 
funden, daß er, indem er, in einer fonft nicht für ftrafbar erklärten Weife, feine 
Freiheit wieder zu erlangen fucht, nicht gemeint ſei, fich eine andere verwerfliche 

andlung zu Schulden fommen zu laſſen. Man wird bei Betrachtung folder 

älle der Flucht in der That annehmen dürfen, daß eine felbftftändige wider: 
rechtliche Abficht in Beziehung auf diefe Kleider gar nicht ftattfindet; oder, wenn 
eine ſolche obwaltet, jo wird, gegenüber dem feltenen Falle einer Abficht, fih auf 
diefe Weife zu bereichern, der überwiegende der fein, wo der Entwichene, fo bald 
ald nur möglich, dieſes Hinderniſſes feiner Sicherung ſich zu entledigen fuchen 
wird. Meberhaupt wenn man diefes Entfliehen, fofern es in der Sträflingsflei- 
dung geichieht, jeiner wahren Beichaffenheit nah würdigt, und das Anbehalten 
oder beziehungsweife das Nichtablegen jener Kleidung nad) der Art des Beneh— 
mend und der Nbficht mit den Definitionen unjerer neuen Gefegbücher über den 
Diebftahl vergleicht’), jo wird man hier regelmäßig den Thatbeſtand eines jolchen 
ausjchließen müfjen*). 

Je weniger nun in der Regel bier ein eigentliher Diebftahl vorhanden 
ift, um jo näher liegt ed, den Begriff der Unterfhlagung anzuwenden, zumal 
da dieſer jelbft unter die Diebheit in der weitern Bedeutung fällt und die Gren- 
zen zum Diebftahl im engeren Einne theild (wenigſtens nach gemeinrechtlicher 
Theorie) nicht überall ſcharf beftimmt find, theild nur durch eine genaue Ent— 
gegenfegung jenes weiteren Begriffed und des engeren des lurtum fich erge- 
en’). Die neueren Gefeggebungen, mehr oder minder über die Beftimmung der 
P. G. O. Art. 170. binausgehend, find hier von einander weit mehr abweichen, 
als in der mehr formell, wie dem Inhalte nach verjchiedenen Definition des 
Diebftahld. Nur darin ftimmen alle überein, daß im Gegenjage der als Gontref- 
tation bezeichneten Handlung des Diebes, worin eben die Entwendung und vie 
(diebifche) Befignahme befteht, der Thäter bereitd in der Detention ded Gegens 
ftandes fich befunden haben müſſe. Dagegen find die Anfichten, vie fich in den 
einzelnen Gefeßgebungen geltend gemacht haben, darüber getheilt, ob der Thäter fich 
in diefem Befig durch ein beftimmtes Rechtöverhältniß, und insbefondere durch ein 
folches befinden müffe, welches ein Vertrauen vorausjegt und welche in die Außere 


1) Strafgefehbud $. 215: „Einen Diebftabl begeht, wer eine frembe bewegliche Sache 
einem Anderen in der Abſicht wegnimmt, biefelbe fich rechtsmwibrig zuzueignen.“ Eher möchte man 
nad dem römifchen Nechte eine Eontrectation annebmen können, wenn biefe fogar in ber Sand» 
lung ber entfliebenden Schwangeren Sklavin binfichtlid de8 partus gefunden wird. ©. bie oben 
— 13 angeführte L. 62 D. de furtis — „ita partum quoque contrectando furtum 
acit.” 

2) Die $. 150 gebrobte Strafe ber Verlegung ber Schambaftigfeit könnte leicht härter 
als bie bes Diebftahls an Kleidern nad $. 218 ausfallen. 

3) Eine Zufammenftellung ber Definitionen vericdiebener Gefepgebungen findet man bei 
Befeler Kommentar über das Strafgefepbud für bie Preußiſchen Staaten, ©. not. X. u. 
bei Heffter Lebrb. $. 492 not. 7, während Goltdammer Materialien U. ©. 457 ac. bie 
Bergleihung ber Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs über die einzelnen Merkmale $. 215 mit benen 
der borausgegangenen Entwürfe und des U. 2. R. enthalten. vgl. noch Wächter Lehrb. $. 189 
not. 83, und das meinige $. 342, 318. 

4) Daß bie Handlung auch eigentliher Diebftahl fein könne, mofern nad ben befonderen 
Umftänden mit Hinzutretung ber diebiſchen Ubficht ber Thatbeftand vorhanden ift, habe ich bereits 
erinnert. Ebenſo, daß allerdings Motiv und Zwed ber widerrechtlichen Wegnahme ohne Einfluß 
find, wenn es fonft an ben Merkmalen bes Thatbeftandes nicht fehlt. 

5) Vgl. Heffter Lehrb. $. 506 not. 1. 
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Wahrnehmung fallende Art ver Behandlung des Gegenftandes erforberlich fei, um 
die rein innerlihe Willensbeftimmung, die widerrechtliche Beftimmung des animus, 
die (unftatthafte) mutatio causae possessionis erfennen und danach über das Da— 
fein und die Vollendung der —— entſcheiden zu können. Lehrreich find 
in dieſer Hinſicht die Verhandlungen über die verſchiedenen Entwürfe des Preußi— 
ſchen Strafgefehbuches '). 

Nimmt man aus legteren den $. 225. zur Grundlage: „Wer eine fremde be- 
wegliche Sache, deren Beſitz oder Gewahrfam er mit der Bersflichtun erlangt hat, 
fie zu verwahren, zu verwalten, zurüdzugeben, oder abzuliefern, zum Nachtheile des 
an ge oder. Inhabers veräußert, verpfändet, verfauft oder bei Seite fchafft, 
macht jich einer Unterfchlagung ſchuldig.“ — wonach der Begriff weiter ald jonft 
gefaßt ift, fo wird man eher die Borausfegungen, wie fie in dem erften rg 
angegeben find, für den vorliegenden Fall anerkennen dürfen; denn unzweifelhaft ift 
die Hausfleidung eine fremde, dereinft (wenn auch im Zuftande der Abnugung) 
zurüdzugebende ’) Sache — ald das, was der zweite Satz befagt, da von den bier 
genannten Handlungsweijen auf den Fall der Flucht nur die legte „des bei Seite 
ſchaffens“ anwendbar ift’), und diefes doch nicht wohl von dem gilt, der die Klei— 
dung anbehält. Man könnte wenigftens immer fragen, wiefern, abgejehen von der 
unter einen anderen Geſichtspunkt gehörigen Verbindlichkeit zum Schadenserfage nad) 
den Grundfägen des bürgerlichen Rechts, es für die ftrafrechtliche Beurtheilung zu: 
läffig fei, jenes Gebahren mit der Kleitung, welches, wie gefagt, faft nothwendig 
mit der an fich ftraflofen Selbftbefreiung verbunden, und meift durch feinerlei jelbft- 
ftändige, hierauf fich beziehende widerrechtliche Abficht bevingt ift, mit einer Strafe, 
ſei es des Diebſtahls oder der Unterfchlagung, zu belegen? Ja, wird nicht bie 
Straflofigkeit jener (einfachen) Selbftbefreiung, die allerdings auf eine rechtliche 
Begünftigung feinen Anfpruch hat, gewiffermaßen illuforifch (um dieſes Fremdwort 
zu gebrauchen), wenn man in dem Umftande, daß der Klüchtling feine (oder doch 
eine ausnahmäweife) —— hat, die läſtige Gefangenkleivung zurückzulaſſen, 
ein Mittel befigt, um ihm bei vem MWiederhabhaftwerden doch einer, fei ed auch 
verhältnißmäßig geringen, Strafe zu unterwerfen? 


Indeß ein Unrecht liegt vor, welches als ſolches und nach allgemeinen 
Grundſaͤtzen nicht ungerügt bleiben darf, wenn die Gefeßgebung nicht vorzieht, bei 
der Eigenthuͤmlichkeit ſolchen Falles eine anderg Beftimmung zu treffen und ſich 
von — man fönnte faft —— — Kleinlichkeiten frei zu halten. Dieſer Anſicht 
ſcheint eine allerdings partikulare Vorſchrift unferes Militair»-Strafrehts*) zu 
entfprehen. Hier heißt es $. 106., nachdem zuvor die Strafen der Defertion 
nach verfchiedenen näher angegebenen Vorausſetzungen (88. 95— 105.) beftimmt 


— — — —— 


1) Goltdammer Materialien II. S. 499 2c. Befeler Komment. S. 428, 

3 Auf die Verpflichtung, mit welcher der Beſiß ber Sache erlangt iſt, will ich nicht 
zu viel Gewicht legen, Wollte auch ber Eträfling eine ſolche Verpflichtung, bie ihm gleichſam als 
Bedingung bes Empfanges geftellt wäre, nicht anerfennen, fo wuͤrde bies doch nicht bie Folge 
haben, daß er bie Kleidung, zu beren Anlegung er, gezwungen wird, nicht * Die Verbtich 
tung wirb unmittelbar durch die Thatſache, in Verbindung mit bem Geſeß, begründet, und es ift 
[em eben nicht bie. Entweichung ftattfindet) durch die Einrichtung ber Straf-Mnftalt bafür ge- 
orgt, baf bie Verpflichtung nicht unerfüllt bleibe. Auf den guten Willen wirb wenig gerechnet, 
und bom Bertrauen ift nicht bie Mebe. 

3) Von einer Veräußerung ift mwenigftend in dem Moment ber Entweichung mit ber Be- 
tleibung, fo wenig als von einer Verpfändung bie Rebe. Das Verbraucden wäre bei fortnefehtem 
Tragen ber Kleidung, fo lange biefe hält, zwar möglich, aber lepteres ber Natur ber Sache nach 
nicht wahrſcheinlich. Jedenfalls banbelt es fidh bier von dem, mas im Augenblide der Entfernung 
aus bem Gefängnif geſchieht. Hier fann man zugeben, daß, indem ber Thäter bie an feinem 
Leibe befinblihe Sache mit fich felbft, mit feiner Perſon auf bie Seite fchafft, das Merkmal 
bes Geſeßes geqeakber dem Eigenthümer, Befiker ober Inhaber, zu beflen Nachtheil die Handlung 
gereicht, dorhanden fei. 

4) Strafgefepbuc für das preußifche Heer. d. d. 3. April 1845. 
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werben: „Auf ein erhöhetes Strafmaaf innerhalb der gefeglich vorgefchriebenen 
Grenzen ift gegen diejenigen Deferteure zu erkennen, welche 
— 2) von ihren Montirungsftüden foldye mitgenommen haben, deren fie 
nicht nothwendig zu ihrer Befleidung bedurften. “ 

Allerdings läßt der hier gedachte Kal mit demjenigen, der uns beſchäftigt, 
nur eine theilweife Vergleichung zu. Dort ift die Rede von einem Gefangenen, 
defien ohne fonftige erfchwerende Umftände bewerfftelligte Selbftbefreiung einer Ahn—⸗ 
dung nicht unterliegt, hier von einem Freien, zum ehrenvollen Dienſte Berufenen, 
welcher die flrafbare Handlung der Defertion begeht. Allein in beiden Fällen 
wird darauf Gewicht gelegt, daß der ſich Entfernende die ihm übergebene Kleidung 
mit fih genommen hat. Beachtenswerth ift aber in 8. 106., daß die Mitnahme 
der Montirungsftüde, die nach der hier maaßgebenven Auffaffung ein fchwereres 
Bergehen ift, Doch nur bei der Zumeffung der Strafe innerhalb des für das Haupt⸗ 
Verbrechen beftimmten Strafmaaßes in Betracht fommen ſoll“), und fodann, was 
gerade einen Vergleihungspunft darbietet, daß hiervon die zur Bekleidung noth = 
wendigen Stüde audgefchloffen find, deren Mitnahme nicht als ein Grund ers 
—* trafzumeſſung gelten fol. Der $. 105, welcher von Militairſträflingen 

andelt, die aus der Strafabtheilung entweichen, enthält nichts über dad Mitneh— 
men der Strafkleidung?), und man darf nad) der Faſſung des Militairftrafgefeg- 
buches annehmen, daß jener Umftand bei der ohnehin ftrengen Strafe ohne Einfluß 
bleiben und nicht etwa die Grundfäge über Konkurrenz der Verbrechen angewendet 
werben follen’). Diefelbe Folgerung dürfen wir num zwar nicht für Entweichun 
ded Gefangenen mit den Kleidern ziehen, wenngleich das Geſetz derfelben au 
bei der Gelegenheit nicht gedenft, wo jene unter Umfländen ftattgefunden hat, welche 
fie ald ftrafbare Handlung erjcheinen laffen. Dennoch ift mir fein Fall befannt, 
wo bei einer unter den $. 96. zu ftellenden, durch Gewalt, Meuterei bewirkten 
Selbftbefreiung, oder den Verſuch derfelben, zugleich wegen vollendeten oder ver⸗ 
fuchten Diebſtahls oder Unterjchlagung der Gefangenkleider auf Strafe erfannt, 
oder diefer faft unvermeidlichen Thatfache bei ver Zumefjung der Strafe des Ent- 
weichens ein Einfluß eingeräumt worden wäre. Wir werden daher, lediglich dem 
‚ beftehenden Rechte folgend, das Geſetzbuch aus fich felbft erflärend, und fcheins 
bare Lüden ergänzend, allerdings nicht Dagegen und ausfprechen dürfen, daß, wo 
wegen Straflofigfeit der Selbfbefreiung die Grundfäge über Konfurrenz feine An- 
wendung finden, jene Handlung gerügt werde, welche Anſicht man auch über ihre 
befondere ftrafrechtliche Gigenfchaft und über die Unterftellung unter ein hierfür 
paflendes Strafgefeg *) hegen möge. Außerdem aber, und von einem allgemeineren - 
Geſichtspunkte aus dürfte es fich mehr empfehlen, dieſe Handlung, als ſolche, von 
rechtlicher Verfolgung auszufchließen, wenn man die Selbitbefreiung für ſtraflos er— 
flärt, oder eher dieſe legtere, jei es überhaupt, fei cs, wenn ſie mit folcher, wenn 
auch unbebdeutenden Bermögensbeeinträchtigung verbunden ift, mit einer mäßigen 
Ahndung zu belegen. Will man aber die an A Flucht des Gefangenen, weil er 
nur feinem angeblich natürlichen Freiheitötriebe folge, und fih in einem Zwangs— 
— ———— befinde, wobei auf ſeinen guten Willen gar nicht gerechnet werde, für 
nicht ſtrafbar erklären, fo ſcheint es folgerichtig, dieſe Rüdficht auch für die von 
der Entweichung untrennbare und durch fie unmittelbar bedingte Verlegung fisfa- 


1) Bei der Mitnahme bon — ap Frege ald Beftanbtheil einer ehrenvollen 
Tracht läßt fi immer nod ein anderer Grund erhöhter Strafbarfeit denken, als ber einer Beein- 
trächtigung ber Rechte des Militairfistus, 

2) Eine folhe wird auch bei den Nömern erwähnt. Doc fheint, was Sueton im 
Octavian. Rap. 24 jagt, mehr auf eine vom Prinzebs perfönlich getroffene fpezielle Verfügung hin- 
zuweiſen. Er Valer. Max. 11. 7. 9 u. Liv. XXVI. 13. 

R — Bol. $. 79 über bie Beſtrafung mehrerer Verbrechen, wonach fi) jenes Ergebniß ber- 
ausftellt. 

4) Strafgefeßbud $. 2. 
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a welche mehr eine Folge, als eine felbfiftändige Handlung ift, gelten 
au lafjen 


Wird auch die fonft ohne erjchwerende Umftände bewirkte Selbftbefreiung 
an dem wieder Ergriffenen oder freiwillig fi Stellenden nicht geahndet, fo hat 
man doch Mittel, feine Unbotmäßigfeit zu rügen, die, durch den Zweck der Siche- - 
rung gegen Mißbrauch und der nothwendigen Vollfirefung der Strafe bedingt, ges 
rechtfertigt find, und nicht ald eine unter verwerflicher Form eintretende Strafe der 
Flucht betrachtet werben dürfen. Denn daß innerhalb der Grenzen der Hauszucht 
und in Uebereinftimmung mit der gerade für dieſe Art der Freiheitöftrafe ( Zuchts 
haus, Arbeitshaus Gelängniß) beftehenden Inftruftion eine ftrengere Beauffichtis 
gung ftattfinde, daß der einmal Entwichene gewifje, fonft zuläffige Erleichterungen, 
3. 8. der Beihäftigung im Freien, mindeftens für einige Zeit entbehre, oder doch 
nur unter der Beobachtung der nothwendigen, fein Gntrinnen hindernden Maaß- 
regeln genieße"), wird, als durch die Natur der Sache geboten, nicht gemißbilligt 
werden können. Dagegen führt jene bisher betrachtele Konfequenz in einzelnen 
Fällen in der That zu Ergebniffen, deren Fernhaltung, ich möchte jagen, im Inter: 
effe der Würde der Strafrechtöpflege, wünfchensw ift. 

Wenn der Entwichene etwa eine Kette, ein Haldeifen, deren er fich nicht zu 
entledigen vermochte, mitgenommen, wobei von Nehmen, im Sinne einer geflij- 
fentlihen Thätigfeit gar nicht, jondern nur von dem Thatumftand die Rede jein 
fann — wird man im Ernft behaupten können, ed feien died Gegenftände, die ihm 
anvertraut, mit der Verpflichtung der Verwahrung, Verwaltung und der Zurüds 

abe oder Ablieferung, übergeben worden? Wird man die zum Begriff- des Dieb» 
* oder der Unterſchlagung erforderliche ei —* Abſicht, in Beziehung auf 
dieſe Feſſeln, annehmen, deren er ſich unzweifelhaft lieber ſofort entledigt hätte, und 
ſobald als moͤglich entledigen wird? Soll dieſe Abſicht als unmittelbar im der⸗ 
jenigen der Flucht mitenthalten, angenommen, oder ſoll fie, für dieſe ſelbſtſtändig 
J beurtheilende Handlung, vielmehr die unterlaſſene Entledigung der Bande, im 

iderſpruch mit der gewiß glaubhaften Entſchuldigung, und mit der jetzt allgemein 
anerlannten Unftatthaftigfeit einer Vermuthung des rechtswidrigen Borfages, als 
animus furandi, intercipiendi präjumirt werden? Oder foll umgefehrt das theil- 
weife, alfo nur nicht ganz gelungene Ablegen der Feſſeln, z. B. wenn der Sträfs 
ling die Kette abfeilte, jprengte, während er außer Stande war, den eifernen Ring 
um den Fuß los zu werden, als eine Gewalt betrachtet werden, wodurch die Ent- 
weichung ſchon für ſich aus der Reihe der ftraflofen Handlungen ausſchiede, und 
3. B. in Preußen unter den $. 96. gerogen werden müßte ’)? 

Oder um noch eine andere Seite der Betrachtung hervorzuheben, würbe 
man wohl, fofern vorfägliched damnum injuria datum, auch ohne Gemeingefährs 
lichfeit, wenn auch nur als Privatdelift für ftrafbar gilt, würde man beifpielöweife 
bei einer Tödtung, einem Morde, ſchwerer oder leichter Körperverlegung, oder dem 
Berfuche diefer Dun die eben dadurch bewirkte Beihädigung an den Kleis 
bungsftüden des ingegt ffenen zum Gegenftand einer befonderen Ahndung machen, oder 
auch nur, ſofern die Strafe nicht eine —*— beſtimmte iſt (wie die Todesſtrafe 
bei dem Mord, oder eine etwa verwirkte lebenswierige Freiheitsentziehung, in weh 


1) Geſeß vom 11. April 1854, betreffend die welhäftigung ber Sirofgefangenen außerhalb. 
ber nen: gl. Goltdammer Ardiv Band IT. 1854. ©. 149 ıc. 269 ı«. 713 ꝛc. 

) Schwerlid wird man ben zmeiten Abfaß bes $. 96 bierauf beziehen dürfen: „Diejeni- 
gen Theilnehmer, melde Gewalttbätigkeiten gegen Perfonen oder Sachen berüben, werben 
mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren und Stellung unter eg beftraft.* Wollte man 
unter ben Saden, gegen ge Gewalt verübt wird, wirklich bie Ketten oder Feſſeln verſtehen, 
was kaum zuläffi ik und wofür, ba für bas —— nur *— (nicht unter 6 Mo⸗ 
naten) gebrobt ift, die Strafe bis zu 10 Jahren Zuchthaus offenbar im Mißverhältniß ftände, fo 
würbe jebenfalld entgegenfteben, bat von Theilnahme bie Mebe tft, mas im Zuſammenhalt mit 
dem Vorbergebenben („die Theilnahme an der Meuterei”) nur bon dem „AZufammenrotten Meh- 
rerer“, nicht von biefer Handlung eined Einzelnen zu verfichen ift. 
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chem alle wohl allgemein die Regel angenommen wird, poena major absorbet 
minorem), — jenen Umftand als einen Grund erhöhter Zumeffung der Strafe in 
bie ae der Gerechtigkeit legen? Es ift mir nicht befannt, daß dies ge- 
eben jei. . ; 
. 10 Indeſſen ftelle ich nicht in Abrede, daß, von diefer legtern Bemerkung abge- 
jehen, in Betreff ver bisher berührten und, wie geſagt, nach den beftehenden vo 
um Theil anders zu beurtheilenden Fragen fich wohl auch rechtfertigende Gründe bei» 
bringen laffen, und meine Gegengründe mehr vom legislativ »politifchen Stand- 
unfte entlehnt find, wie ich denn jelbft in der cehtögerhichtlichen Darftellung die 
Dnalogie aufgezeigt babe, welche fich für die rechtliche Würdigung darbiete, wobei 
rg befonvdere Borfiht und Beichränfung nothwendig ift, wenn man davon 
ür unfere fo fehr von denen des NRömifchen Rechts verfchiedene Berhältniffe 
Gebrauch machen will. 

Ich habe mir aber, vorbehalten, auf die im Eingange bei Mittheilung des 
Falles, in den Quellen, aus denen derſelbe entlehnt ift, gebrauchte Bezeichnung : 
„Mtenfilien“ zurüdzufommen. 

Die Unterfuchung, mit welcher wir es bisher vornehmlich zu thun hatten, 
betraf Gegenftände, die in fo unmittelbare Verbindung mit dem Körper des Ents 
weichenden, und zwar zwangs weiſe geient find, daß eine auf deren Erlangung 

erichtete widerrechtliche Thätigfeit und Abficht gar nicht ftattfinden kann und deren 

itnahme, fofern es jenem nicht, wie er notwendig wüͤnſchen müßte, gelingt, 
ihrer los zu werden, weil fie ihm an der Flucht hinderlich fein fönnten und ihn 
verrathen würden, gewiß nicht Gegenftand eines felbfiftändigen verbrecherifchen 
Entjchluffes ift, fondern eben nur als meiſt unvermeidliche Folge der Selbftbe- 
freiung erfcheint. Dies kann nur von einem Theile der Gefangentracht. und von 
Feſſeln oder Zwa ngs⸗ (Hald-, Hands Fuß⸗) Eifen gelten. Wenn hierauf der Wis 
derfpruh von Temme') geht, weldyer ausdrüdlich die Hausfleidung des Gefan- 
enen erwähnt und es mihbiligt, daß das Dber-Tribunal in der gedachten Hand« 
ung einen Diebftahl findet, während er fie für eine Unterjhlagung anfleht, fo 
dürfte ihm beizuftimmen fein. Allein er führt, ohne ein beftimmtes Citat, nur alls 
gemein bie ee als eine abweichende an. Sollte er nicht 
eine andere als die oben mitgetheilte Stelle im Sinne gehabt haben, jo muß be» 
merkt werden, daß dort der Kleidung gar nicht gedacht wird, fondern von 
„Mtenfilien“ die Rebe ift, und zwar in einer Ausführung, die und jedenfalls 
nicht nöthigt, andere Gegenftände auszufchließen, welche weit eher, ald die Zwangs- 
tracht unter jener Benennung —5 werden. Wir haben bereits geſehen, daß 
wenigſtens gemeinrechtlich und bei einer umfaſſenden Definition des Furium, bei 
der nicht ſcharfen Trennung von Entwendung und Unterſchlagung, die entgegenge- 
fegte Anficht vertheidigt werden könne. Wenn aber hier der Ausdruf „Utenfilien “ 
andere zum Inventar ber Gefängnißanftalt gehörige Sachen bezeichnet, welche 
zum Gebrauche der Sträflinge dienen — es mag dahin geftellt bleiben, ob derglei— 
hen von der Art fein, um die Habfucht reizen zu können — fo —— ich, kann 
an ſolchen allerdings ein eigentlicher Diebſtahl mittelſt Gontreftation und wider— 
vechtlicher Beſitzergreifung und Entwendung begangen werden. Hier iſt das voll⸗ 
kommen zutreffend, was in den dort En ntiheidungsgründen über den 
fortdauernden Befit und Gewahrfam der Anftalt bemerkt wird. Vollends unters 
liegt es feinem Bedenfen, jede andere, mit der Entweidhung in gar feinem noth- 
wendigen Zufammenbange ftehende Entwendung nad den gewöhnlichen Kegeln, 
überhaupt jedes Delift des Flüchtlinge, nach feiner rechtlichen Natur zu beurtheilen. 
Denn fowie nach dem bereits Bemerften in der Flucht, fie möge an fich ftrafbar 
fein oder nicht, Fein Grund, eine andere ftrafbare Handlung — außer der oft ge= 
dachten — abweichend von den fonftigen Grundfägen, zu würdigen, vorliegt, fo darf 


1) U. a. O. $. 218 S. Wi not, 6 u. $. 235 S. 950 not. 2. 
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auch der Umftand, daß der Flüchtling ein weiteres Verbrechen unmittelbar in Ver: 
we mit der Flucht begehe, um diefe mit vermeintlich ficherem Erfolge zu be- 
werfftelligen, aljo 3. B. ſich Geld oder Geldeswerth zu verichaffen, nicht unter den 
Gefichtspumft jenes faft nothwendigen Mitnehmensd oder Nichtablegend der Kleis 
dung gedgen werden. 

enn diefe Frage bisher fo wenig zum Gegenftand der Erörterung ge: 
macht worden ift, jo beruht dies wohl darin, daß, da meift die Entweihung aus 
dem Gefängniffe, jelbft die fogenannte einfache Selbftbefreiung, mit einer Rriminals 
oder wenigitens mit einer Disziplinarftrafe an dem wieder der Gewalt Unterwor- 
fenen *2** wurde, man dieſes hinzutretende Vergehen durch die Hauptſtrafe 
für gebüßt erachtete, ſei es mit Rückſicht auf die Grundfäge der Koncurrenz oder 
auch ohne folche. 


Weber die Amentia occulta. 


Bon Herrn Geheimerath und Profefior Dr. Ideler zu Berlin. 


Die Erkenntniß der Körperkrankheiten füllt jedesmal ſehr mangelhaft aus, wenn 
E in den Tiefen der Organifation verborgen nur mit dem geringften Theile ihres 

irfend in die äußere Erjcheinung treten, und dann mehr errathen werden müffen, 
als objektiv nachgewiefen werden fönnen. Diefelben Bedingungen gelten nicht nur 
auch von den Seelenftörungen, jondern legtere werden überdies noch häufig von 
den Geiftesfranfen um fo leichter verhehlt, jemehr es in ihrer Willkür fteht, die 
harakteriftiichen Aeußerungen verfelben zu unterdrüden. Mannigfache Motive ver- 
einigen fich zu einer folchen Diffimulation, das Verlangen des Kranfen, vernünfti 
zu erfcheinen, um feine bürgerlichen Rechte zu behaupten, bei dem Bewußtſein, dab 
jeine Denk» und Handlungsweife von Anderen ald eine irrfirmige angefehen wird, 
wenn er auch an jeinem Theile von ihrer rechtlichen Gültigkeit überzeugt ift, ans 
bererjeitd ein Ueberreft von gejundem Urtheil, welches den Kranfen — feine Ver—⸗ 
kehrtheiten aufmerlſam macht, die er dann in Gegenwart Anderer möglichft zu ver— 
hehlen jucht, ferner die Reflerion, daß fremde — ſeine oft auf gefaͤhrliche 
— berechneten Pläne durchkreuzen würden, weshalb namentlich Geiſtes— 

anfe den Borfag eined Mordes oder einer Brandftiftung fo forgfältig in ſich ver- 
fohließen, daß fie denfelben völlig zur Reife bringen fönnen, ohne die in ihrem In— 
nern arbeitenden Gedanken und Beftrebungen im Geringften zu verrathen. ' Selb 
dem geübten Jrrenarzte wird es mitunter faft unmöglich, ein — Urtheil 
über den — en Zuſtand eines Geiſteskranken zu fällen, deſſen Seelenleiden 
ihm genau befannt iſt, und es begegnet ihm nicht ſelten, daß letzterer durch Aeuße— 
rungen in unbewachten Augenblicken deutlich ein Gewebe von Wahnvorſtellungen zu 
erfennen giebt, welche er lange Zeit unter dem täufchenden Schein einer klaren 
Bejonnenheit hartnädig verhehlte. 

Es giebt daher unftreitig verborgene Geifteöfrankheiten, wenn man unter 
diefer Benennung ſolche begreift, deren geringfügige objektive Erfcheinungen in gar 
feinem Berhältniffe zu den bedeutenden Störungen ber Verftanded> und Gemüthe- 
thätigfeit ftehen, und welche, wenn man jene GErfcheinungen ald den a Se 
Maapftab zu ihrer Beurtheilung benugt, ganz falfch gewürdigt werben. Die in- 
haltihwere Bedeutung dieſes Sachverhältniffes ift am meiften erfichtlih aus dem 
durch die Literatur der gerichtlichen Pinchologie fich fortfegenden Streite über den 
verftedten Wahnftnn, deſſen Begriff darüber enticheiden muß, ob in manchen Fällen 
ein Inquifit für zurechnungsfähig zu erflären ift oder nicht. Denn da, wie ich 
bereitö mehrfach erwähnte, eine are objektive Grenze zwiſchen Leidenſchaften und 
Seien | in concreto get nicht aufgefunden werden kann, fondern das Urtheil 
mitunter jelbft dann ſchwankt, wenn der Seelenzuftand fich in einer Fülle der auf- 
fallenpften Erſcheinungen ausſpricht, jo muß die Entjcheidung noch zweifelhafter 
——— wenn der Erſcheinungskreis ein außerordentlich begrenzter und zweideu⸗ 

ger ift. 
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f Bor Allem muß die Frage aufgeworfen werben, ob ber verftedte Wahnſinn 
eine wejentlich eigenthümliche Gattung von Geiftesfrankheiten bildet, welche ſich 
durch charakteriftifche Merkmale auszeichnet, gleichviel, ob wir diefe aus dem Bereiche 
des geiftigen oder förperlichen Lebens entnehmen. ene drag muß im Allgemeinen 
verneint werden, weil die oben angegebenen Motive der Diſſimulation bei allen 
Arten von Geiſteskranken wirkſam fein können. Dies iſt jo wahr, daß ſelbſt die 
Tobjüchtigen, bei denen. man die dazu erforderliche Neflerion und Selbftbeherrfchung 
am wenigiten vorausfegen follte, dennoch mitunter ihrer ungeftümen Aufregung 
Schweigen gebieten, und wenigftend auf einige Zeit dem Anfchein nach zur Befin- 
nung zurüdichren. Namentlich kamen jolche Fälle in den überaus jchlecht einge; 
richteten Arrenanftalten der Vorzeit öfter vor, wo die unglüdlichen Kranken in 
Ketten geichmiedet, mit Lumpen bevedt, von Hunger und Durft, Hige oder Kälte 
gerlagt, auf Stroh oder Steinen gebettet, den Mißhandlungen unmenfchlicher 
üttel preisgegeben und dadurch in anhaltende Erbitterung verjegt, in dieſer die 
Kraft der Verftellung fanden, um durch erheuchelte Ruhe und Bejonnenheit die 
Befreiung aus den Ketten zu erlangen, und ihren SBeinigern das verborgen gehal- 
tene Meſſer in die Bruft zu ftoßen. Der auf foldhe Kranke angewandte Begriff 
einer Mania occulta bezeichnet aber offenbar ein fchlechtes Kunftproduft und keines⸗ 
weges ein urjprüngliches pathologifches Naturwirfen. Ungeachtet diefer und ähn— 
licher Ausftellungen, welche man an anderweitigen Definitionen verborgener Geifted- 
ftörungen ald einer felbftftändigen Kranfheitsform machen mußte, erhielt ſich 
doch der Begriff derjelben in der gerichtsärztlichen Praris, und insbefondere erlangte 
der von Platner aufgeftellte Begriff der Amentia occulta eine noch bis jept 
dauernde Gültigfeit, obgleich es ihm an einem pofitiven Inhalte gänzlich gebricht. Ge— 
rade die große Gefchmeidigfeit diejes völlig hypothetiſchen Begriffes machte ihn für 
einige Sachwalter, weldhe auch die Anwendung von Sceingründen nicht vers 
fdmähten, zu einem bequemen Bertheidigungämittel für Inquiſiten, deren Unzu— 
rechnungsfähigfeit fie auf andere Weiſe nicht. behaupten fonnten, und wie oft dies 
geſchehen ſei, erhellt unter Anderem aus meiner Schrift‘), in’ welcher unter den 
mitgeteilten fünf Verhandlungen die Amentia occulta zweimal eine wichtige Rolle 
fpielte und eine kathegoriſche Widerlegung erheifchte. Da nun die Audienztermine 
der Schwurgerichte nicht die Kritik der leitenden Grundfäge, fondern nur die der 
Thatfachen geftatten, ſo dürfte es nicht überflüffig fein, den von Platner ab- 
ftammenben Begriff der Amentia occulta einer ftrengeren Prüfung zu unterwerfen. 
Platner entwidelt feine Anficht in den zwei erften Programmen, welche 

in der bekannten Sammlung feiner Gelegenheitsfchriften (opuscula academica. 
Berolini 1824.) abgedrudt find. Beide Abhandlungen geben indeß Feine fortlaufende 
Begriffsentwidelung, fondern enthalten nur eine Reihe zerftreuter Bemerkungen, 
welche deshalb eine gejonderte Widerlegung erheifchen. Noch mehr wird der Kritik 
dadurch ein überfichtlihder Standpunkt entzugen, daß beide Programme eigentlih nur 
als —— —— für einen Mörder und eine Brandſtifterin anzuſehen 
find, deren Beurteilung der Leipziger medizinifchen Fakultät aufgegeben wurde, 
daher beide Schriften in das Gebiet der Kajuiftif gehören, welche Böchfteng allge⸗ 
meine Grundſaͤtze erläutern, aber nicht aufſtellen dürfte, wenn jene Grundſaͤtze nicht 
ald gemachte für einen untergeorbneten Zweck erfcheinen follen. Hieraus entipringt 
unvermeidlich der große Webelftand, daß die eigentlichen leitenden Begriffe jo kurz’ 
2 und noch dazu jo unbeſtimmt ausgedrückt werden, um ihnen den ver: 
fchiedenartigiten, ja einen ganz entgegengejegten Inhalt unterlegen zu Fönnen, wozu 
die unendliche Bielgeftaltigkeit der hierher gehörigen Seelenzuftände die natürliche 
Beranlafjung bietet. Wirklich haben auch die beiden von Platner erläuterten 
Fälle kaum etwas Wefentliched mit einander gemein, wenn man nicht dahin ihren 


4) Zur gerichtlichen —— eine Auswahl von Entſcheidungen der Königl. wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Deputation für das Medizinalweſen. Berlin, 1854. ©. 135 u. 182. 
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negativen Charakter rechnen will, daß beide für die Beurtheilung fchwierig und 
zweifelhaft erfchienen, und in theilweifen Widerfpruch mit den herrjchenden Begrif- 
fen geftellt wurden. Auf gleiche Weife, könnte man ein paar Dugend ähnlicher 
Programme zujammenbringen, ohne dadurch einen feften Grund für eine pofitive 
Lehre zu legen, welche, weil fie in bie ftrafrechtliche Praxis fo tief eingreift, fich 
zulegt nicht in bloße Kontroverfen auflöfen follte. » 
So ift der ganze theoretifche Kern des erften Programmes in zwei vürftigen 
Sägen enthalten, deren erfter aljo lautet: Est quoddam genus amentiae (quo ego 
pomine omnem communiter compleetor animi afleetionem - mentis vel rationis 
lumine carentem) reconditum illud quidem et imo pectore inclusum, inopinato 
ac subito erımpens, er tum a memoriae et judicii usu, tum ab omni reliqua 
vitae actione ita quasi disjunetum et separatum, ut nullis externis notis, scilicet 
causa et vis morbi profundius latet, neque futurum praevideri, neque praesens 
cognosei queat. Nach welcher Seite man diefen Satz auch wenden mag, jo bietet 
er doch nur eine bloße Phrafe ohne allen pofitiven Inhalt dar, an welchen fich 
eine weitere Begriffsentwidelung fnüpfen ließe. Denn Platner fagt und mit 
dürren Worten, ed gebe eine Gattung von Geiftesfranfheiten, welche durch fein 
äußeres Zeichen weder ald ein zufünftiges vorher verfündigt werde, noch als 
egenwärtiges zu erkennen jei. Wirklich Läßt fich fchwer begreifen, wie ed einem fo 
— Denker entgehen konnte, daß er mit dieſer Deinen das oberfte 
rinzip aller Erfahrung und ihrer Kritik, welche ohne finnlid wahrgenommene 
Thatfachen ſchlechthin unmöglich find, geradezu verneint und dadurch der Willkir 
im Erdichten jeder Hypotheſe die vollfte Berechtigung zugeftcht. Räumt man mir 
‚ eine foldye unumfchranfte Freiheit ein, jo fol es mir nicht fchwer fallen, die Eri- 
ftenz von Gefpenftern wenigſtens negativ zu beweifen, da aus VBernunftbegriffen 
ihre Unmöglichkeit nicht gefolgert werben fann, und das Zeugniß der Erfahrun 
gegen fie zum Schweigen gebradht worden if. Erſt feitdem die von Baco aufs 
ehellten und von Kant bewährten Grundfäge der Erfahrungsfritif in folgerechte 
nwendung gekommen find, ift e8 möglich geworden, den meiften myftiichen Uns 
finn aus der Litteratur zu verbannen, in welche er fich immer von neuem unter 
den mannigfachiten Vorwänden einzufchleihen fucht. Indeß ein Denfer von 
Platners Anjehen hat immer das Recht, eine weitergehende Prüfung zu ver- 
langen, da er ſich leicht im Ausdrucke eines Satzes vergriffen haben fann, ohne 
daß legterer deshalb jchon ungültig wäre. Er hat mit jener Erklärung unftreitig 
nur fagen wollen, was oben bemerkt wurde, daß manche Seelenfranfe aus den 
angegebenen Motiven ihre Geiftesftörung zu verbergen ftreben, bis fie diefelbe nicht 
—9 unterdrücken können, ſondern, von der Macht ungeſtümer wahnwitziger An- 
triebe überwältigt, letztere zu einem ſchlimmen Ausbruche gelangen laſſen. Dieſer 
Sinn geht nicht nur aus dem Ganzen, ſondern auch beſonders aus den Worten 
hervor: atque tum a memoriae et judicii usu, tum ab omni vitae actione ita 
quasi disjunetum et separatum. Denn ed fann darunter nur verflanden werben, 
daß der Kranke felbft eine hinreichende Neflerion über feine Wahnvorftellungen 
befigt, um fie von dem richtigen Gedanfenlaufe vollftändig abzufondern und nk 
zu verjchließen. 
Aber auch Hierdurch werden wir in der Sache felbft nicht gefördert, da nur 
die oberflächlihe Beobachtung den herannahenden und wirklich ausbrechenden 
Wahnfinn verfennt, welcher bei genauer Prüfung der Erſcheinungen meift deutlich 
genug in die Erfcheinung fällt. Nechnen wir die feltenen Beifpiele einer plöglich 
ausbrechenden und jchnell zur gefährlichen Sie gefteigerten Geiftesftörung ab, 
welche fich überdied noch mitunter ald ungeftüme Gemuͤthsaffekte deuten daffen, 
jo geht außerdem faft immer eine unverfennbare Umwandlung der bisherigen Denk⸗ 
und Handlungsweije vorher, welche ſich auch aus fchlichten Zeugenausfagen meift 
mit 2 efimmtheit nachweiſen läßt, und welche für die pfychiiche Pathogenie einen 
hinreichenden Stoff darbietet, um den plöglichen Ausbruch nicht als einen daemon 
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ex machina erfcheirten zu laffen. Selbfti in jenen feltenen Beifpielen wirb für bie 
Begutachtung nicht leicht eine Schwierigkeit erwachſen, es jei denn, daß das jchnell 
ausgebrochene pſychiſche Leiden er der breiten Grenze zwifchen den Achten Seelen- 
ftörungen und den heftigften Gemüthsaffeften gelegen, eben dieſer Mittelftellung wegen 
eine zweifeitige Deutung zuläßt. Die Dauer der Störung entjcheidet hier freilich 
nicht allein, da in der Öpilepfie und anderen Körperfranfheiten oft geiftige Stürme 
ausbrechen, welche eben fo ſchnell vorübergehen, als fie die Befinnung vollftändig 
unterdrüden. Faſt immer wird aber doch die Darftellung des früheren Lebens des 
Snquifiten, fo wie feines Benehmens während und nad) der That eine hinreichende 
Menge von Bergleihungspunften bieten, um eine fo verbäcdtige und aller 
unden Erfahrung widerftreitende Lehre von völlig unerfennbaren Seelen- 
örungen ganz entbehrlich zu machen. Die ſchwierige und verwidelte Deutung zweifel- 
hafter Gemürhszuftände fann nur aus Haren und burchfichtigen Grumbfägen ein 
helles Licht fchöpfen, dagegen die Dunfelheit und Verworrenheit der lepteren das 
vorliegende Raͤthſel öl unauflöslich macht. ierbei muß ich noch bemerken, 
daß die Diffimulation des Wahnfinnes meiftentheild nur in Irrenhäufern vorkommt, 
deren Disziplin die Kranfen nöthigt, fi in allen ihren Aeußerungen -zu_ über 
wachen, um den guten Schein zu retten, daß dagegen in der Freiheit des Privat: 
lebens jelten ein Motiv auf den Geiftesfranfen jo nachdrücklich einwirft, um ihn 
zur Untervrüdung des ihn beherrfchenden Wahnfinnes zu nöthigen. 

Der zweite Saß heißt: Est igitur amentia occulta nisus et conatus animi 
oppressi ad actionem violentam, hanc actionem secreto appetentis et molientis, 
en suae oppressionis levamen et liberationem. DBergebens fehen wir un 
in diefen Worten nach einem fpezifiichen Kennzeichen der Geiftesftörungen um, da 
fie indgefammt von dem Gemüthszuftande der meiften Berbrecher gültig find. Wir 
tönnen nämlich hier unter animus oppressus nichts weiter verftehen, ald jene durch 
die Herrfchaft eines Motives zu gewaltthätigen Handlungen ber dad Gemüth 
erjwungene Befangenheit —— in welcher alle übrigen Beweggründe des 
Handelns aus dem Bewußtſein verbrängt werden, um ihm im ſtetigen Fortwirken 
den zulegt unwiderftehlich gerwworbenen Antrieb zur That zu geben. Ohne eine foldye 

ewaltfame Spannung der Seele, welche dadurch eine völlige Hemmung in ihrem 
eien Wirken erfährt, und ſich deshalb in einer peinlich gedrüdten Stimmung bes 
findet, würde die Ausführung eines überlegten und beſchloſſenen Verbrechens meiften- 
theild nicht einmal möglich fein, weil außerdem alle Lebensinterefien, welche der 
Verbrecher in die Schanze fchlagen muß, fich in ihm mit dem größten Nachdruck 
geltend machen und von der unvermeidlichen Gefahr zurüdjchreden würden. Wenn 
nicht an dieſem pfychologifchen Hinderniffe, welches jeder Verbrecher überwinden 
muß, unzählige böfe Borfäge fcheiterten, jo würde die Menge der gejegwibrigen 
—— unvergleichlich größer ſein, und nur der ergraute Böſewicht, welcher 
wiſſen und —* Gefühl laͤngſt in ſich erſtickt hat, bleibt von jenem inne— 
zen Kampfe verfchont, in welchem der unglückliche Frevler die legte Warnungs- 
fimme feined guten Genius vernimmt. Anders verhält es fich jedoch zur Zeit, wo 
das Verbrechen überlegt und befchloffen wird, weil dann die Gefahr, deren Vor— 
ftellung erft im Augenblide der That fih gewaltſam aufdrängt, noch fern liegt, 
und von der treibenden Begierde nur in fo fern berüdjichtigt wird, ald zur Er- 
greifung der erforderlihen Maaßregeln Borfiht und Berheimlichung nothwen— 
dig if. Daß der Verbrecher über alle diefe Vorgänge in feiner Seele einen dichten 
Schleier wirft (secreto appetit et molitur), Derfteht fih fo ganz von felbft, daß 
wenn nicht andere Beweife des Wahnfinnes an ihm aufgefunden werben können, 
alle bisher erwähnten Züge gerade für feine Zurechnungsfähigfeit zeugen. Eben 
fo wenig ‚Hält der Zufag: tanquam oppressionis suae levamen ac liberatio eine 
ine; aus, denn es ift eine befannte Erfahrung, daß die meiften Ver— 
echer nach verüibter That eine große Befreiung und Erleichterung fühlen, welche 
ihre einfache pfychologifche Erklärung darin findet, daß der vorhergehende Kampf 
21° 
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num unwiderruflich entfchieden, und das Gewiffen wenigſtens vorläufig, da die 
Neue doch nun zu ſpät fommt, völlig zum Schweigen gebracht ift. Der Verbrecher 
hat fich ganz der Macht der böjen Begierde ergeben, deren Sieg nur durch die Unter: 
prüfung aller anderen Gefühle möglich war, und der moralifche Stumpffinn läßt 
ihn nur daran denfen, die gemachte Beute in Sicherheit zu bringen. Ich will 
nicht leugnen, daß ähnliche pfychologifche Vorgänge bei einzelnen wahnfinnigen 
Gejegübertretern vorkommen, weil ihr Seelenleiven noch nicht jede dunfle Regun 
von Gewiffen und menfchlichem Gefühl unterprüdt hatte, wie fie denn namentli 
unerlaubte Handlungen oft mit großer Schlauheit verheimlichen, und fie hinterbrein 
hartnädig ableugnen. Indeß der zweideutige Anfchein von freiem Selbftbemußtfein 
verſchwindet bald bei reiflicher Prüfung ihres Gefammtzuftandes, welcher fo viele 
Verfehrtheiten in fich fchließt, daß die unleugbar vorhandene Reflerion als völlig im 
Dienfte einer wahnfinnigen Leidenfchaft ftehend angefehen werden muß. 

PBlatner fucht nunmehr den von ihm aufgeftellten Begriff dadurch deutlich 
zu machen, daß er denfelben mit anderen Arten von Geifteöfranfheit vergleicht. 
Differt (am. oce.) a melancholia primum hoc, quod in ea non desunt signa 
emotae mentis, quae in hoc genere nulla diximus apparere. Indeß Gemüthe- 
bewegung (emota mens) verbirgt fich nicht nur bei Geikiggefunden, fondern auch 
bei Wahnfinnigen oft genug unter einem falten gleichgültigen Acußeren, und wenn, 
wie vorhin bemerkt, ah der Tobfüchtige einer folchen Selbftbeherrfchung und 
Verſtellung fa iſt, einen tödtlichen Haß in ſeine innerſte Bruſt zu verſchließen, 
ſo wird es ſelbſt in Bezug auf Geiſteskranke keinen weſentlichen Unterſchied machen, 
und noch weniger auf den Grundcharakter ihrer Störung zurückſchließen laſſen, ob 
ſie ihre verderblichen Leidenſchaften durch äußere Zeichen verrathen oder nicht. Dies 
iſt ſo wahr, daß ſelbſt Melancholiſche mitunter im Widerſpruche mit ihrer finſteren 
Stimmung einen Frohſinn erfünfteln, um Aerzte und Aufſeher über ihre Abſichten 
zu täufchen. Eine durch Eiferſucht in tiefe Schwermuth verjegte Frau brachte 
längere Zeit in der Charite ganz ſprachlos und ftumpffinnig zu, bis am ihr wegen 
Körperfrankheit ein Aderlaß vorgenommen wurde. Unmittelbar darauf fnüpfte fie 
mit der am Bette figenden Wärterin ein heitered und lebhaftes Geſpräch an, wäh— 
rend deſſen fie heimlich unter der Bettdede die Aderlaßbinde entfernte, und ftch 
dadurch einen jtarfen Blutverluft bis zur Ohnmacht zum Zwed des Selbſtmordes 
zuzog, defjen wiederholten Verfuchen nur mit großer Wachjamfeit vorgebeugt wer- 
den fonnte. Alfo auch hier haben wir ed nur mit ganz allgemeinen pjychologifchen 
Berhältniffen zu thun, welche ſich keinesweges auf Geiftesfranfe befchränfen und 
daher Über die Natur ihres Leidens feinen Auffchluß geben fönnen. 

Eben fo muß ih Platner geradezu widerfprechen, wenn er jagt: deinde 
haec oceulta amentia intenta et defixa est in hanc ipsam actionem, quam nune 
committit; furor melancholicus autem, quanquam antea tectus animi afllictione 
et submissione itidemque inopinato se exserens, omnino violentam actionem ali- 
2. molitur, non hanc magis quam aliam quamcungue. Ut melancholicus, qui 

omum incendit, forte puerum aliquem .interlecisset, si eo tempore, quo invicta 
illa oppressio animum angebat, puer obviam venisset, et cultellus fuisset in 
promtu. Letztere Bemerkung ift aber durchaus auf die völlig finnlos Raſenden 
zu bejchränfen, welche ihre wilde Zerftörungsiucht mit blinder Wuth an jedem. ihrem 
Ungeftum entgegentretenden Hinderniſſe auslaffen, und weder der Borftellung eines ' 
Motivs zum Handeln, noch der Meflerion Über die dazu erforderlichen Mittel mehr 
fähig find. Alle übrigen Geiftesfranfen richten ihren Willen auf einen beftimmten 
Zweck, welchen die ſie beherrſchende krankhafte Leidenſchaft begehrt, und daß fie 
dabei oft alle Bedingungen einer ſorgfältigen Ueberlegung in ſich vereinigen, iſt 
eine der merkwürdigſten täglichen Erfahrungen in allen Irrenhäuſern, zum Beweiſe, 
daß ihre ganze Seele nad den pſychologiſchen Grundgejegen angeftrengt thätig ift, 
und nur durch die Ungereimtheit des Wahns irre geleitet wird. Wenn daher auch 
der Verfaſſer jpäter dieſe Erfahrung als’ gültig anerfennt, worauf ich noch zurüd- 
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fommen: were, fo wiberfpricht er fich offenbar mit der Bemerkung: Differt porro 
(am. occ.) ab amentiae genere —— alio, quia facinus, quamquam expers 
malitiae, tamen consilio suscipitur ac deliberatione, proinde ab hoc genere om- 
nis abest iracundia et furor. 

Er jelbft muß der Schwäche diefer ganzen‘ Beweisführung ſich ziemlich 
deutlich bewußt geweſen fein, weil er MER: Non dubito, quin aliquis dicat, 
hane non occultam insaniam sed apertam malitiam esse. Itaque volo exemplum 
aliquod narrare. Dieje Erzählung betrifft einen 32jährigen Mann, welcher mit 
einem reblichen, gutartigen, janften Charakter einen etwas jchwachen Verſtand und 
einen Hang zum Aberglauben verband, und feit länger als jechs Jahren an man- 
nigfachen Unterleibsbeſchwerden und allgemeiner Kraftlofigkeit litt. Als Ziegel: 
ftreicher hatte er vor drei Jahren einen Streit mit einem Mitarbeiter gehabt, auf 
welchen er feit jener Zeit den von einem Quackſalber beftärkten Verdacht warf, 
daß jener ihn mit Hülfe magifcher Künfte verfolge, und namentlich 
tödtliche Dünfte auf ihn überftrömen laffe, wie er denn jedesmal 
eine Anwandlung von plößlider Ohnmacht empfand, fobald er in 
defjen Fußtapfen trat. Er mied nicht nur Ängftlich deſſen Nähe, fondern 
faßte auch den Entſchluß, ihn aus dem Wege zu räumen. Nachdem er fich fleißig 
geübt hatte, eim entferntes Ziel mit dem Wurfe einer Bleikugel zu treffen, fchleu- 
derte er diefelbe an den Kopf feines vermeinten Feindes, und tödtete ihn. Hierauf 

ab er fich felbft dem Gerichte ald Mörder an, und erflärte dabei, daß ihn feine 
hat nicht veue, da fte ihn von einer großen Angft befreit habe, und da er lieber 
auf dem Hochgerichte fterben, als auf eine jo Humpsföttifche Weife durch Sympa— 
thie umfommen wolle Seine er Antworten fielen im gerichtlichen Verhöre 
ganz —— aus, ſo wie auch bis zum Augenblicke der hat feine Geiftesftö- 
rung an ihm bemerkt wurde. 

Wäre Platner mit den ausführlichen Verhandlungen der neueren Irren— 
ärzte über den argwöhnifchen Wahn, welcher ſich an dem Inquifiten in den flärfften 
* en vollſtaͤndig ausprägte, bekannt geweſen, ſo wuͤrde er es gewiß fuͤr uͤber— 

fig erachtet haben, eine ganz fpezielle Gattung von Geiftesftörungen aufzuftellen, 
weldye allen Grundfägen der — Pſychologie widerſpricht, um ihn für 
völlig unzurechnungsfähig zu erflären. Namentlich würde er auf eine forgfältigere 
Erforſchung der nur angedeuteten Wahnvorftellungen gedrungen haben, um in einer 
ausführlicheren Gefchichtserzählung dem Urtheile eine breitere und feftere Grundlage | 
unterzulegen. Da ver Inquifit das Motiv feiner That unummunden angab, * 
würde er —— die ausführlichſten Aufſchlüſſe über feinen Berfolgungswahn 
ertheilt haben, da ſolche Kranke oft jehr geneigt find, zur Nechtfertigung ihrer Be: 
fehwerden lange Gefchichten über den Grund derfelben zu erzählen, und dadurch 
das ganze Gewebe des aberwigigen Argwohns zu enthüllen, von welchem ihr Ge: 
müth oft fett Jahren ganz umftridt, mit tiefer Erbitterung erfüllt, und dadurch zu 
jeder freien Selbftbeftimmung unfähig gemacht wurde. Fälle diefer Art gehören 
gerade zu den häufigften in Irrenhäufern, und bei ihnen jpielen die Borftellungen 
von magiſchen Einflüffen und heimtüdifchen Berfolgungen eine jo hervorragende 
Rolle, weil die Phantafie in Ermangelung aller konkreten Thatfachen ſich in, das 
Gebiet der Hererei und heimlichen Umtriebe flüchten muß. Der pfuchifche Arzt 
braucht nur ein Bruchftüd von jenen Wahngebilden zu kennen (ex ungue leonem), 
um die nothwendigen Konfequenzen verfelben mit Sicherheit zu überſehen. Nas 
mentlich läßt fich aus dem Weſen diefes Wahn leicht erklären, daß er mehr als 
jede andere Art von Geiftesfranfheiten eine ftarfe Neigung zu —— Hand— 
lungen einflößt, und daher die größte Wachſamkeit zu deren Verhütung erheifcht. 
Denn der Kranfe wird durch die ihm ſtets beherrfchende Meberzeugung, ein Gegen: 
ftand gehäffiger und verberblicher Verfolgungen zu fein, dergeftalt mit Erbitterung 
egen die angeblichen Anftifter derfelben erfüllt, daß er ein brennendes Berlangen 
Begt, feine glühende Rache in ihrem Blute zu Kühlen. Auch feheint es kaum zwei— 
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felhaft, daß der Wahnfinn des in Rede ftehenden Inquifiten feinen Urfprung in 
Stodungen im Pfortaderfpftem fand, über welche ich mich in meinem früheren Auf- 
—* — den Einfluß körperlicher Zuſtände auf Seelenkrankheiten näher er» 
lärt habe. 
Um fo wünfchenswerther wäre es gewejen, daß Platner eine forgfältigere 
- Unterfuchung der Unterleibsbefchwerden, mit denen der Inquifit behaftet war, ver- 
anlaßt hätte, um dadurch namentlich das gewöhnlich daraus entfpringende Schwädhe- 
gefühl zu erflären, durch welches derfelbe zu dem Verdachte gegen den Ermordeten 
verleitet wurde, weil er beim Betreten der Fußtapfen deſſelben jenes Schwächegefühl 
am ftärkften empfand. Hierin fpricht ſich eine deutliche Hallucination feiner för- 
perlihen Empfindung aus, welche bei Kranken diefer Art jelten vermißt wird, und 
ihrem verderblichen Mahne ſtets neue Nahrung giebt. Eben weil bei Platner eine 
genaue Darftellung jener Unterleibsbejchwerden vermißt wird, fteht der Satz: hae- 
morrhoidum coecarum conatus magnam certum est vim in cerebro et nervis ha- 
bere, womit er die Analyfe des Ihatbeftandes beginnt, völlig in der Luft, da un« 
zählige Menfchen bei blinden Hämorrhoiden fich der beften pſychiſchen Gejundheit 
erfreuen. Ohne bei medizinifchen Erörterungen hierüber zu verweilen, will ich nur 
beiläufig erwähnen, daß ich der Bemerkung des Verfaſſers nicht beiftimmen fann : 
Caeterum amentiae causam in hoc exemplo nequaquam volumus ad corporis mor- 
bum referre; at inclinatio et propensio ad stultas opiniones et formidines, in qui- 
bus omnis inerat desipiendi materia, a corporis aegritudine manifesto oriebatur. 
Denn in Bezug auf bie erfte Hälfte dieſes Sapes habe ich fchon angeführt, daß 
ber argmöhnifche Wahn außerorbentlih Häufig aus Unterleibsbejchwerden entfteht, 
und was die zweite Hälfte erg jo wird und ja Inquifit von Haufe aus als 
befchränkter und abergläubiger Kopf, alfo mit Eigenfchaften bezeichnet, welche 
fhon vor feiner Körperfrankheit vorhanden waren. 
an Widerlegung des Einwurfs, welcher davon hergenommen werden fönnte, 
baß der Inquifit nach einem überlegten Plan feine That vollbracht habe, läßt fich 
ber Berfaffer auf eine pfvchologifche Deduftion ein, mit welcher ex beweifen will, 
daß das Denken und Handeln in einem weit höheren Grade vom Gedächtniſſe ab— 
hängig fei, als eine unbefangene Prüfung ihm zugeftehen kann. Ex gelangt da— 
durch zu dem Satze: Quapropter mea haec semper in hac re sententia fuit, neque 
in cogitandi, gar in agendi modo et ordine (nam haec fere memoriae sunt 
non rationis) ullum imperturbatae ac sanae mentis signum deprehendi. Wenn 
"auch diefer Ausfpruch, abgefehen von den eingeflammerten Worten, an fi richtig 
ift, jo kann doch aus ihm allein weder für, noch gegen einen vorhandenen Wahnfinn 
irgend ein Beweis entnommen werben, und er follte daher dem Verfaffer auch wohl 
nur dazu dienen, eine genauere Bezeichnung des entjcheidenden Vernunftgebrauchs 
einzuleiten. Er fagt: Usus rationis cernitur in sensu veri et congrui, quo a 
misso sensu nulla neque judicandi potest, neque agendi norma et mensura in- 
veniri. Nunc verum lud et congruum et expers repugnantiae, ad cujus ideam 
et quasi regulam ratio, quiequid vel judicamus vel facimus, exigere jubet, totum 
inest in principiis generalioribus, quorum ad usum rationis promta et parata 
debet esse recordatio. — Illa autem principia generalia, quibus omnem rationis 
usum diximus terminari, amentes plane non reminiscuntur, quorum si memores 
essent, amentes non forent, id est non mentis vel rationis lumine carerent, Eo 
autem caruisse reum, de quo scribimus, non potest dubitari. Namque ita erat 
animus hominis defixus in ideam suam et formidinem, ut principiorum rationis 
omnis in eo memoria extingueretur. Die bloße Erinnerung der Vernunft» 
prinzipien macht aber allein nicht immer das entjcheidende Kriterium der zuredhs 
nungsfähigen That aus, da es wirklich sn. Wahnfinnige giebt, welche ſich der 
Gefegwidrigfeit ihrer Handlungen bewußt find, und dennoch ſich ihrer ald willen- 
lofe Sklaven ihrer frankthaften Leivenfchaften nicht erwehren können. Dies gilt 
ausdrüdlich von dem im Rede fiehenden Inquifiten, welcher unaufgeforbert feine 
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That dem Gerichte in ver ficheren Erwartung der Todesftrafe anzeigte, alfo ein 
vernunftgemäßes Urtheil über erftere füllte, Im erften Hefte des Jahrganges 1855 der 
Charite» Annalen habe ich ausführlich die Gemüthsfranfheit einer Frau geſchildert, 
welche ſchon vor mehreren Jahren aus Lebensuͤberdruß ihre ältefte Tochter tödten 
wollte, um-bingerichtet zu werben. An der Ausführung diefes Borfages verhindert, 
hielt fie ſich feitdem umausgefegt für eine Mörderin, und da fie den Abfcheu gegen 
fich jelbft mit der Länge der Zeit nicht mehr ertragen konnte, jo ericblug fie wirklich 
einen von ihr vorzugsweile geliebten Sohn mit der Art, um endlich auf dem 
t das Ende ihrer Qualen zu finden, Kaum hatte fie den Mord vollbracht, 
als zwar von ihrer bisherigen Angft befreit, aber im deutlichen Bewußtfein 
ihrer Strafbarfeit von der bitterfien Reue gefoltert ihre That freiwillig anzeige. 
Solcher Beifpiele ließen ſich noch mehrere zufammenftellen, und fie liefern 
den Beweis, daß im diefen zweifelhaften Fällen der Arzt eine ausführliche pſycho⸗ 
logiſche Dedultion zu Stande bringen muß, um den krankhaften Charakter des von 
dem Thäter jelbft gemißbilligten und verabſcheuten Motivs im ein helles Licht zu 
ſtellen. Dazu it vor Allem eine tief in alle Einzelnbeiten eindeingende Darftell 
des Entwidelungsganges jened Motive —— um zu zeigen, wie der Inqui 
vielleicht ſeit Jahren im qualvollſten Kampfe mit ſich Berungen hatte, um des böjen 
Vorjapes Meifter zu werden, wie in Diefem, gewöhnlich vor Anderen verheimlichten 
— Kraft des moraliſchen Willens gebrochen wurde, und wie der Ungluͤck⸗ 
liche zuletzt eine wahre Sehnſucht nach dem Hochgerichte empfindet, um nur endlich 
von der Hoͤllenpein befreit zu werden, wogegen das noch deutlich vorhandene Ver 
nunftbewußtjein nichts mehr auszurichten vermag. Eine folche genetifche Darftel- » 
lung ‚auf welcher das Hauptgewicht ruhen mußte, ift vom Berfaffer kaum ange 
beutet worden, und wenn er fich zulegt auf die fire Idee des Inquiſiten b 
welche deſſen Berftand gefangen nahm, jo hat er nicht einmal dieſe aus dem Berei 
des Zweifels geftellt. Denn an fich trug fie nur das Gepräge des Aberglaub 
welcher oft genug die Beranlaffung zu Gewaltthaten gegeben hat, ohne desh 
jedesmal die Zurechnungsfaͤhigleit ganz auszuſchließen, aͤlſo um jene Idee bündi 
als eine wahnwigige zu u a war die Erflärung nothwendig, wie biefelbe 
feit Jahren die ganze Denkweife und Gefinnung_des Inquifiten umgeftaltet, und 
jo. tief im feine ganze Lebensftimmung ‚eingegriffen hatte, daß er in der Nähe 
feines angeblichen Feindes jedesmal eine Anwandlung von Ohnmachtsgefühl em⸗ 
pfand. Wir wollen es dem Berfaffer nicht zum Tadel anrechnen, daß er gerade in 
d bodhwichtigen Beziehung das Meifte zu wünfchen übrig gelaffen hat, denn 
Niemand kann von dem Standpunfte einer weit * gewonnenen Erfenntniß für 
feine Mängel verantwortlich gemacht werden; aber ich mußte doch auf die Der 
tigfeit feiner Beweisführung aufmerffam machen, damit diefelbe nicht noch jetzt ale 
muftergültig angeſehen werde. 
Daß der Inquifit feinen wahnfinmigen Argwohn und feinen Mordplan bis 
“que — — verheimlichte, erklaͤrt ſich hinreichend aus feinem ſcheuen, 
verſchloſſenen Charakter, welcher ven gefaßten Entſchluß nicht verrathen durfte, um 
ihm. nicht zu vereiteln. Nach vollbrachter That trat aber jener hn in feinen 
freiwilligen Geftänpnifien fo offenbar hervor, daß nicht der eringfte Grund vor: 
liegt, ibn einen verftedten zu nennen, welchen Namen derjelbe nur dann verdient 
‚wenn der Inquiſit über das Motiv der That ein vinädiges Schweigen 
bachtet hätte. Dft wurbe aber. von den Aerzten und Defenforen Überfeben, daß 
das Motiv einer gefegwidrigen Handlung an und für fih ein aberwigiges fein 
müffe, um bie Zuverönungsfäbigfeit aufzuheben, und fie faßten von der Darftellung 
Platners nur den —— Umſtand ins Auge, daß Jemand nach bishe— 
rigem Wohlverhalten eine damit in Widerſpruch 5** Handlung vollbracht habe. 
2 : be Argumentation Tann man eine Äbätern von jeder 
u en, 
Der Berfaffe cogitandi et agendi modum et ordinem vom Gedächtniffe 


enge von Uebe 
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ableitet, fo hielt er es für nöthig, Hinzugufügen: Si, quod quis non repentino animi 
motu, sed meditatus ac praeparatus facit, consilio et libera voluntate id facere 
dicas: nec a furiosorum quidem actionibus ratio et arbitrium abhorrebit. Nam 
nulla tam gravis est mentis aegritudo, per quam vel finis contingendi studium, 
vel mediorum inveniendorum et comparandorum facultas et sollertia omnis ne- 
cessario tollatur. Quin potius eorum, qui etiam cum furore desipiunt, admira- 
bilis nonnunquam et judicandi sagacitas et agendi sollertia deprehenditur in 
rebus iis, quarum perpetua cogitatione animus quasi defixus tenetur. Indem’ der 
Berfaffer diefen ganz erfahrungsgemäßen Sag durhaus richtig auf alle Arten von 
Geiſteskrankheiten anmendet, verwidelt er fidh in einen grellen Wiverfpruch mit der 
Bemerkung in der Einleitung: Differt porro (am. occ.) ab amentiae genere quo- 
eunque alio, quia facinus consilio suseipitur ae deliberatione, und hebt hier den 
früher gemachten Unterfchied völlig wieder auf. Schwerlich würde ein fo fcharf- 
finniger umd folgerechter Denker in ſolche handgreifliche Wiverfprüche verfallen fein, 
wenn er objektiv deutliche Begriffe mit einander verglichen und nicht ein leeres 
Gedankending. vor Augen gehabt hätte, welches wie jedes flüchtige Phantafiegebilde 
immerfort Form und Inhalt wechfelt. Aus diefer ganzen Darftellung ergiebt fich 
daher, daß weder die theoretifche Einleitung des Programme für die Deutung des 
mitgetheilten fpeziellen Falles eine fefte Grundlage darbietet, noch legterer im Ge- 
ringften die Dunkelheit der erfteren aufflärt, und daß og ein Sag hervortritt, 
** zur Aufſtellung einer eigenthümlichen verſteckten Geiſtesſtörung die Berech- 


‚tigung gäbe. 
Der ftärffte Einwurf gegen die Lehre Platners ift aber darin enthalten, 
daß er fie im zweiten Programm auf eine völlig abweichende Grundlage von Be: 
Pur und Thatfachen ftellt, und ihr dadurch jede innere Einheit raubt. Er ſelbſt 
Ir ht diefen Gegenfag ganz unbefangen in der Einleitung mit den Worten aus: 
amque illa aegritudo animi et oppressio, in qua omnis ratio inest et vis morbi, 
in aliis particeps est conscientiae, in aliis expers. Nachdem er an den erwähnten 
Ziegelftreicher erinnert, welcher feine That mit Bewußtfein vollbracht, fährt er 
fort: Aliorum autem ejusmodi est perturbatio, ut, quid sit, quod se perpetuo 
sollicitet angatque, * non possint invenire. Hi, quanquam similiter atque illi, 
violentam actionem aliquam — tanquam suae anxietatis remedium: tamen 
quid illa et quo modo sit valitura ad levamen ac liberationem, nullo pacto pro- 
spiciunt. Man muß hierbei zunächft an Seelenzuftände denken, in denen die Be- 
finnung durch irgend eine große Dual völlig unterbrüdt ift, weldye den ungeftünen 
Drang nad Befreiung von ihr erzeugt, und durch diefen leicht zu ungereimten und 
gewaltthätigen Handlungen fortreißt, da die Reflerion über Zwed und Mittel in 
dem allgemeinen Aufruhr der Gefühle ganz untergegangen iſt. So verhält es fich 
mit jedem Ausbruch der Verzweiflung —— einer großen und unvermeidlichen 
Gefahr, welche geradezu betäubend auf Menſchen von geringer Geiftes- und Cha— 
rafterftärfe wirft, und fie dadurch völlig außer Stand jegt, die Nothwehr auf das ' 
richtige Ziel zu lenken und dazu die paffenden Mittel zu wählen. Das Bewußtfein 
gerät) dabei in einen — welcher mit dem des höheren Rauſches alle pſy— 
hologifchen Verhältnifie gemein hat, und namentlich gleich diefem eine volftändige 
Geiftesverwirrung erzeugt, welche, wie furz auch ihre Dauer fein mag, dennoch die 
Zurechnungsfähigkeit gänzlich aufhebt, ausgenommen wenn der Thäter die Angft 
verfchuldet hat, 3. B. wenn ein auf Einbruch ertappter Dieb aus Furcht vor der 
ihm bevorftehenden Strafe außer fich — und deshalb einen vorher von ihm 
nicht beabſichtigten Mord verübt. in ſolches Sadverhältniß vechtfertigt aber 
durchaus nicht die Annahme einer eigenthümlichen Seelenftörung, fondern fällt 
gänzlich der Lehre von den Gemüthsaffelten anheim. 
Mit diefer Deutung feheinen freilich die Worte: quod se ze etuo sol- 
lieitet angatque in Widerfpruch zu ftehen, da hiermit anhaltende Gemüthserfchütte- 
rungen gemeint find. Wenn aber lehtere bis zur lange dauernden Sinnlofigkeit 
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ert find, fo ftellen fie ſchon wirkliche Geiftesftörumgen dar, welche als folche 
arf in die Baar arten —— als daß fie irgendwie verfannt werden fönnten. 
Denn die höchſten Grade Gemüthsaffelte, namentlich des Zorns, der Furcht 


und Verzweiflung ftimmen jo durchweg in allen piychologifchen Verhältniſſen mit 


der Tobfucht überein, daß fie nur durch ihre kurze Dauer von legterer unterjchieden 
werden fönnen, und en dadurch ift Die Lehre von der Mania transitoria jo reich 
an’ Trugfehlüffen, daß man fich vorzugsweife an die äußeren Erſcheinungen hielt, 
welche als folche allein feine Entſcheidung bringen können, und die inneren pfycho> 
ara Bedingungen zu wenig berüdfichtigte, welche den eigentlichen Aufſchluß 
9 müfjen. - Ob nämlich eine gewaltthätige een als bloßer Affekt oder 
als wirkliche Gemuͤthskrankheit zu beurtheilen ſei, hängt allein von ver inneren 
Seelenverfaffung ab, welche, fo lange fie ihrer inneren Natureinrichtung treu bleibt, 
in jedem Aufruhr bald das Gleichgewicht der Gemüthskräfte und dadurd) die Ber 
finnung wieverherftellt, aber bei einem franfhaften Charakter dazu unvermögend ift. 
Nun muß doch wohl das ganze frühere Leben des Imquifiten darüber Auffchluß 
* in wiefern bei ihm die nöthige Selbſtbeherrſchung, zu welcher er durch das 

eſetz auch in den Affekten verpflichtet iſt, vorausgeſetzt werden fann oder nicht, , 
und ift diefer Punkt hinreichend aufgeklärt, fo wird man fich in den meiften Fällen 
überzeugen können, daß die fogenannte Mania transitoria, wenn nicht durch Nerven: 
frankheiten oder unverfchuldete Gemüthserfchütterungen hervorgerufen, feinesiweges 
dem Ihäter zur Entfhuldigung gereicht. "Räumen wir auch ein, daß Menſchen 
von ſchwacher Neflerion fich oft Über lange dauernde peinliche Gefühle feine 
Rechenschaft geben können, fo find fie doch von wirklicher Gewaltthat noch weit 
entfernt, und die Beifpiele, daß fie ohne alles Motiv zu einer ſolchen hingeriffen 
würden, müßten öfter vorgefommen fein, wenn wir darauf eine allgemeine Lehre 
von finnlofen Handlungen aus quälenden Gefühlen gründen follten, wodurd jede 
Forſchung nach ihren unmittelbaren Motiven ausgefchloffen würde. Wenn ein foldher 
Fall vorliegt, fo wird er wohl jedesmal eine Menge geiftiger und körperlicher Stö— 
rungen darbieten, welche auch ohne Einmiſchung verdächtiger, weil den pfychologi- 
25 rein rn widerfprechender Lehren die Ungurechnungsfähigfeit gemügend 
mot ? 

Vermiſſen wir fchon in diefem erften Satze jeden pofitiven fcharf beftimmten 
— fo gilt die nämliche Bemerkung auch durchweg von dem zweiten: Sed in 
hoc altero genere, de quo nune dieimus, quamquam nulla est initi consilii con- 
gruentia convenientiaque, tamen in proposito facto illud desinit, tanquam in scopo 
ae fine; ad quem quum pervenit, ommis illa plerumque amovetur oppressio et 
anxietas. Miederum ift in diefen Worten Nichts enthalten, was einen eigenthüms 


‚ fihen pathologischen Prozeß in der Seele anfündigt, denn daß der zu einer That 


antreibende Drang durch ihre Ausübung befriedigt wird, und fomit die durch ihn 
veranlaßte peinlihe Spannung verfcehwindet, druͤckt ein ganz allgemeines pſycholo⸗ 
giſches Verhältniß aus, welches fogar mehr für einen naturgemäßen als für einen 
naturwidrigen Seelenzuftand ſpricht. Das Gharakteriftifche der meiften Seelen: 
ftörungen befteht nämlich darin, daß ein ihnen eigenthümliches Verlangen gar nicht 
zur fommen kann, fondern aus ihrer Fortdauer fi unaufhörlich nach theil- 
weiſer — erneuert, weil das empfundene frankhafte Bedürfniß als ſolches 
gar nicht geftillt werden fann. Der Berftändige giebt fich dagegen zufrieden, ſobald 
er feinen Zwed erreicht hat, über welchen hinaus fein Begehren nicht fortdauert. 
Es verhält fich hiermit, wie mit dem Hunger und Durfte, welche nur bei Gefun- 
den gefättigt, aber bei Kranken jelbft durch Anfüllung des Magens mit Speifen 
und Getränfen nicht befehwichtigt werden, weil fie hier nicht mehr das wirkliche 
Bedürfniß, fondern eine krankhäfte Vorftellung von demfelben anzeigen. Bringen 
wir num nach dem Inhalte des obigen Saped die Befriedigung des Begehrens 
durch die That in Verbindung mit einem fo bewußtlofen Zuftande, daß der Leidende 
nicht einmal eine Borftellung von der Hebereinftimmung oder dem Wideripruche 
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zwifchen Verlangen und That mehr befipt, und lehtere ohne alles eigentliche Motiv 
aus blindem Drange verübt; fo wird der Begriff geradezu räthjelhaft, ja unver- 
ftändlich, weil fich nicht einfehen läßt, wie der Leidende Befriedigung aus einer 
That fchöpfen foll, welche in gar feinem natürlichen Berhältnifie zu feiner Ge- 
müthsaufregung fteht. Höchftens fünnte man dabei an die finnlofen Ausbrüche 
der Tobfüchtigen denken, denen ed gar nicht mehr um beftimmte Zwede, jondern 
nur um wilde Kraftäußerungen zu thun ift, durch die fie ſich von ihrer — 
Spannung befreien wollen, ſo daß es in ihrem Sinne ganz gleich ai ft, ob fie 
(aut fchreien und lärmen, oder einen Menfchen erfchlagen, eräthe zertrü 
oder meilenweit umberlaufen, weil auf jede Weife ihre peinigende Unruhe durch 
Anftrengungen erfchöpft wird. Daß der Berfaffer einen ſolchen Zuftand nicht vor 
Augen hatte, gebt nicht nur aus dem ganzen Zufammenhange, fondern auch noch 
ganz beftimmt aus den Worten hervor: caeterum etiam hie admodum diligens 
nonnumquam et ingeniosa est atque diuturna excogitatio, welcher Sap gar nicht 
zu allem Borangegangenen paßt, da es fchlechthin unbegreiflich ift, daß ein des 
forgfältigen, finnreihen und anhaltenden Nachdenkens fähiger Menſch nicht einmal 
„ein Bewußtjein davon haben jollte, wie er durch eine zu begehende That von feiner 
folternden Unruhe befreit werden loönne. 
Zur Erläuterung erzählt der Verfafler einen durch Nichts ausgezeichneten 
Fall von einer Brandftitterin, wie man dergleichen in den zahlreichen Abhandlungen 
-über die Pyromanie zu Dugenden lefen fann. Eine 17jährige Dienftmagd legte 
ohme irgend ein aufzufindendes Motiv der Rache und Bosheit zweimal Feuer bei 
ihrem Brotherrn an, und ergöste fich zuerft an ber Berbreitung der Flammen. 
Das erftemal blieb fie gleichgültige Zufchauerin beim Loͤſchen, das zweitemal zeigte 
fie die Gefahr felbft an, und fuchte ſich darauf zu erhängen. Weder vor noch nach 
der Branpftiftung hatte fie durch irgendwelche Zeichen eine Geifteöftörung ver- 
cathen; jedoch litt fie feit dem vierten Jahre an Krämpfen, welche zulegt den Cha⸗ 
rakter der Epilepfie annahmen, befonders zur Zeit der Menftruation Beitiger auf: 
traten, und einige Tage vor der Brandftiftung ftattgefunden hatten. Beim erhöre 
behauptete fie, durch eine innere Stimme, welche ihr weder bei Tage noch bei 
eg Ruhe gelaffen habe, zur Brandftiftung und zum Morde gezwungen worden 
zu fein. 
In litterärifcher Beziehung verdient zuvörberft bemerkt zu werben, daß der 
Text dieſes Programms faft allen fpäteren Abhandlungen über die PByromanie zum 
Grunde gelegt worden ift, jo daß Platner recht eigentlich als der Urheber dieſer 
verfänglichen Lehre anzufehen ift, wiewohl legtere jpäter noch mit den mannig- 
fachften Zufägen ausgeftattet wurde. Indem ich mich zunächft auf meine frühere, 
wenngleich nur jfizziete Kritif der Pyromanie in diefer Zeitfchrift beziehe, da ich mich 
hier nicht weiter darüber verbreiten fann, bejchränfe ih mid auf die von dem Ver⸗ 
fafier gegebene Erläuterung dieſes Falles, welcher ihm felbft jo zweideutig erichien, 
daß er mehrere für vie Zurechnungsfäbigfeit der Inquifitin fprechende Gründe 
zufammenftellt. Bei dem erften derjelben fällt e6 ganz beſonders auf, daß der Ber: 
faffer auf die Epilepfie der Inquiſitin gar feinen Ierif legt, obgleich er in einem 
früher erwähnten Programm ven allgemeinen Sa auszuführen ſuchte, daß die 
felbft aus ftrafbaren Motiven entjprungenen gejegwidrigen Handlungen epileptifcher 
Kranfen unzurehnungsfähig feien. Es macht wirflich einen peinlichen Einprud, 
daß ein Schriftfteller, welcher noch jet in feinem Fache ald Autorität gilt, jo oft 
mit fih in die jchneidenpften Widerfprüche geräth. Ferner räumt der Verfafler 
unter Angabe genügender Zeugnife ein, daß zu feiner Zeit bei der Inquifitin eine 
Spur von Geiftesftorung bemerft wurde, insbefondere nicht an dem Tage vor umd 
während der Brandftiftungen, zu welchen fie durch feine heftige Gemüt Pe 
er wurde, und daß fie nur mit dem Zweifel kämpfte, ob fie es thun fo 
x nicht. ' 
Um fie dennoch vor Gericht zu entfchuldigen, bedient er ſich folgender Gäpe: 
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Sed ——e— Eimen hoc satis argumenti est, quod a reae animo et facto 
disso 

er 
omnis ho sw, 


ri. « 

aamumeN co DE Inquiſitin war nach des Verfaſſers Anſicht nicht zurechnungs 
ON weit fh tein Motiv ihrer That auffinden ließ. Obne mir ein Urtheil über 
Kenrsragen erlauben zu dürfen, welche fi an den Mangel eines erweisbaren 
Motivg dei einer gejegwidrigen That fnüpfen, glaube ich wenigftens zu der An- 
nahme berechtigt zu fein, daß jener Mangel allein niemald als Beweis einer 
außerdem nicht erfennbaren Seelenftörung dienen fann. Denn jobald legtere nir- 
gends in die Erfcheinung tritt, muß auch das völlig naturgemäße Zufammenmirfen 
aller Geiftes- und Gemüthökräfte, mithin ein normaler Zuftand des Bewußtfeins 
vorausgefegt werden, bei welchem zweckloſe er zumal von den fchwerften 
gejeglihen Folgen, pſychologiſch unmöglih find. Denn der Menfh kann nicht 
feichzeitig bei voller Befinnung, und ein finnlofer, von blinden Antrieben bewegter 
Automat fein, und wenn auch die Möglichfeit zugeftanden werden darf, daß Je: 
mand bei voller geiftiger Geſundheit durch irgend einen erjehütternden Eindrud in 
ea a Geiftesverwirrung und Abweienheit gerathen kann, jo wird ſich ein 
folcher Vorgang leicht darlegen laffen, um eine während defielben begangene geſetz⸗ 
widrige That in das rechte Licht zu ftellen. Davon kommt aber bei der Inquiſitin 
Nichts vor, und wenn fie jelbit angab, daß fie mehrere Tage hindurch mit fich 
einen Kampf zu beftehen hatte, jo müflen in ihr widerftreitende Motive zum deutli— 
hen Bewußtfein gelangt jein, welche fie aber aus Furcht vor der Strafe verſchwieg. 
Mertwürdig ift ed Hefonders, daß jugendliche Brandftifter jedes Motiv ihrer That 
mit einer Hartnädigfeit ableugnen fönnen, welche man von ihnen bei ihrer unent- 
widelten Geiftes- und Gemüthöfraft nicht erwarten follte, woraus man durchaus 
noch nicht auf den Mangel eined Motivs zu fchließen berechtigt if. Im Jahr: 
ange 1854 der Eharite-Annalen babe ich unter dem Titel: Verbrechen und Wahn-. 
an die Kriminalgefchichte einer 17jährigen Brandftifterin mitgetheilt, welche in 
allen früheren Verhören beharrlich jeden Zwed bei dem ſechs mal verübten Feuer— 
anlegen ableugnete, und ſich mit dem Vorgeben, durch Feuerluft und innere Stim- 
men zur That gezwungen zu fein, zu entfchuldigen ſuchte. Sie wurde im Gefängniß 
aus einen wirklich geiftesfranf, und ed gelang mir bei der Heilung, ihr 
- Die Nothwendigkeit einer aufrichtigen Reue und eines freiwilligen Geftändniffes 
begreiflich zu machen, wenn fie fich jemals mit ihrem ftrafenden Gewiſſen wieder 
ausjöhnen wolle In das Gefängnig zurüdgebracdht, befannte fie ohne Rüdhalt, 
durch Putzſucht zu Diebftählen verleitet worden zu fein, um einem Manne zu 
gefallen, deſſen ftarf begehrte Gegenliebe fie nicht hatte erregen fönnen. Sie habe 
Die Diebftähle bejonderd bei Gelegenheit der häufigen Feuersbrünfte auszuüben 
ejucht, und die Feuerluft fo wie die inneren Stimmen geradezu erlogen. Hätte 
de nicht die durch Gewiffensangft erregte Qual einer jchweren Gemüthskrankheit 
überftehen müffen, jo würde fie allem Anjchein nach niemals ihren ftrafbaren Zweck 

eingeftanden haben. 

Endlich jpricht der Verfaffer ed unummunden aus, daß er feinedwege den 
pofitiven Beweis einer Geiftesftörung der Inquifitin beabfichtigt Habe: At vero 
quum tamen res aliquid ambiguitatis haberet, ordo medicorum, ad quem haec 
causa deferretur, non affırmavit simpliciter, ream insanae mentis fuisse, sed non 
fuisse probari posse negavit. Wahrlich, um zu einem ſolchen Ergebniß zu gelangen, 
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hätte es micht eines ganzen Apparat von erfünftelten und höchſt zweideutigen 
Begriffen beburft! 

Es fonnte nur meine Abficht fein, den gänzlichen Mangel an einer poft- 
tiven Grundlage, I wie offenbar faljche und Pe widerfprechende Begriffe in ber 
bis jegt gültig gebliebenen Lehre Platner's von der Amentia occulta nachzuweiſen, 
ohne dadurch die Möglichkeit der legteren, wenn fte in einem ganz anderen Sinne 
aufgefaßt wird, beftreiten zu wollen. Um aber hierüber eine befriedigende Unter- 
ſuchung anftellen zu fönnen, müßten die dazu erforderlichen Bedingungen in einer 
weiter jortgefchrittenen wiffenfchaftlihen Entwidelung der gerichtlichen Piychologie 
Ben fein, welche nad allem Anfchein noch lange auf fih warten laſſen 
dürfte. 


Ueber das 


Erford ervã ß der Uebereinſtimmung der Eidesformel 
wit dem Teligiöfen Bekenntniffe des Schwörenden 
beim 


Thatbeitande des Meineides. 


Der Angeklagte ift im einer Unterfuchung als Zeuge vernommen. Er hat bei 
feiner Bernehmung ad generalia erklärt, daß er evangelifcher Religion fei, und es 
ift demgemäß feine Ausfage von ihm mit dem Zeugeneide nad evangelifchem 
Religionsgebrauche befräftigt worden. 

Hiernächft ift die Anklage wegen wifjentlichen Meineides aus diefer Zeugen: 
vernehmung gegen ihn erhoben worden. Hier nun in dieſer Unterfuchung trat ber 
Angeklagte mit dem Einwande auf, daß er Jude fei, und deshalb, da er nad 
chriftlih evangeliihem Ritus mit dem Zeugeneide belegt worden, einen Meineid 
nicht begangen habe. 

Es hat hierauf auf Antrag der Staatdanwaltjchaft theild in der Vorunter- 
ſuchung, theild in den fortgefegten Hauptverhandlungen vor den Gejchworenen eine 
umfangreiche Beweisaufnahme darüber ftattgefunden, welcher Religion der Ange: 
klagte wirklich angehört? Es möge zur Vollftändigfeit des Falles das Refultat 
Diefer Beweisaufnahme hier angegeben werben. 

Der Angeklagte ift in London geboren, und gehört einer theild dort, theils 
in Berlin anfäjfigen jüpifchen Familie an. Deshalb, und in Folge einer förper- 
Kichen, durch den Phyſikus und den Befchneider der jübifchen Gemeinde zu Berlin 
angeftellten Unterfuchung, welche ergab, daß er funftgerecht nach jürifhem Ritus 
— ſei, bat der Staatsanwalt in der er ausdrüdlich zuge- 
ftanden, daß der Angeklagte als Jude geboren jei. Es war daher nun— 
mehr Gegenftand weiterer Ermittelung, ob er hinterher zur chriftlichen Religion 
lübergetreten fei? 

Bon den Mitgliedern feiner Familie hat dies feines befunden können. Das 
eine nur hält ihn deshalb für einen Ehriften, weil er fi zugleich Profefior der 
Univerfität Orford nennt, wo Juden feine Brofefjur erlangen fönnen, während ber 
Zingeflagte die Annahme .diefer Benennung nur aus Eitelfeit zu erklären fucht. 

Die in London angeftellten offiziellen Ermittelungen haben ergeben, daß ven 
Borftehern: der dortigen — von einem Uebertritt des Angeklagten zur 
chriſtlichen Religion Nichts bekannt geworden iſt, und daß nach den ſehr ſorgfältig 
und erjchöpfend sn Liften der dortigen Juden-Bekehrungs-Geſellſchaft wäh. 
rend. der letzten Jahre (der Angeklagte ift 30 Jahre alt) der Angeklagte dort 
nicht Üübergetreten ift. In Drford, wo derjelbe A Jahre gewohnt hat, hat er nad) 
Dem Zeugniffe feiner Hauswirthin ſtets dem Gottesdienft nach Anglitanifchem Ritus 
beigewohnt, und fi) als Chriſt ausgegeben. 

Seit A Jahren ift er in Deitfhland. An den drei von ihm angegebenen 
Wohnorten bier hat nach Ermittelung der betreffenden Konfiftorien und Kirchen: 
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vorftände ein Webertritt nicht ftattgefunden. Nach der Auskunft des einen Kirchen- 
vorftandes hat er in B. dem evangelifchen Gottesdienfte fleißig beigewohnt. Im 
Gefängniffe während der vorliegenden Unterfuhung hat er ein hriffiches Gebet: 
buch erbeten, fich mit dem Geiftlichen der Anftalt unterredet, freiwillig dem chrift- 
lichen Gottesdienfte der Anftalt beigewohnt und das heilige Abendmahl empfangen. 
Er will dies aber nur gethan haben, weil es alle feine Mitgefangenen gethan haben, 
und weil.er fih feinen inneren Gefühlen nad für einen Srotehanten halte, 
obwohl er in der That nach wie vor noch Jude fei. Einer feiner Verwandten in 
Berlin Hat ihm indeß auch den jübifchen Gottesdienft der dortigen jübifchen Ge— 
meinde befuchen jehen. 

In diefer Lage gedieh die Sache zur Entfchelvung über den Meineid, 
welchen der Angeklagte jowohl in der Sache jelbft, ald auch, wie gedacht, mit 
Rüdficht auf die Form des geleifteten Eides beftritt. 

Der Staatsanwalt beantragte die Frage an die Gefchworenen. in folgender 


Faſſung: 
5 Iſt der Angeklagte ſchuldig, am 30. Januar 1855 in Berlin in einer vor 
dem Königlichen Stadtgericht verhandelten Unterſuchungsſache u. ſ. w. 
als Zeuge wiſſentlich ein falſches Zeugniß in ſofern abgelegt zu haben, 
als er ausgeſagt hat — u. f. w. — die Ausſage — und dieſes 
Zeugniß mit einem nach evangeliſchem Religionsgebrauche ge 
leiſteten Eide bekraͤftigt zu haben? 
2) Iſt der Angeklagte kein proteſtantiſcher Chriſt? 
Der Gerichtshof verwarf dieſen Antrag, ſtellte vielmehr die Frage dahin: 
Iſt der Angeklagte ſchuldig, zu Berlin am 30. Januar 1855 als Zeuge 
in der Unterfuchung wider u. f. w. ein falfches Zeugniß mit einem ide 
befräftigt zu haben? 
und verurtheilte hiernächft auf das Verdikt der Gefchworenen : 
ja, er ift fchuldig, mit allen in der Frage enthaltenen Umftänden mit mehr 
als fieben Stimmen, 
den Angeflagten wegen wifjentlichen Meineives aus 8. 126. des Ser hier 
In den Gründen des Erfenntniffes wird dieſe einfache Frageftellung und die 
Ablehnung jenes Antrages des Staatsanwalts von dem Gerichtshofe dahin motivirt: 
„Was den infriminirten Meineid betrifft, fo ift durch den Wahrfpruch der 
Geſchworenen die ihmen vorgelegte, vom Borfigenden des Gerichts entworfene Frage 
lediglich bejaht worden. In Diele Stage find in Gemäßheit des Art. 81. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 alle diejenigen Thatfachen aufgenommen, welche die wefentlichen 
Merkmale des dem Angeklagten zur Laft gelegten Meineides bilden, wie fie Alinea 1. 
des $. 126. des Strafgefegbuches hervorhebt. Aus diefem Grunde fonnte dem An- 
trage der Staatdanwaltichaft, ven Geſchworenen anftatt jener die beiden Fragen: 
a) ob der Angeklagte ein falſches Zeugniß 2. abgelegt und daſſelbe mit 
einem nach evangelifchen Religionsgebrauche geleifteten Eide befräftigt 


habe, und 
b) ob der Angeklagte fein proteftantifcher Chriſt fei? 
vorzulegen, nicht ftattgegeben werden, Denn hiernach hätte, für den Fall, daß bie 
Gejhworenen bei Bejahurig der Frage sub a. den Angellagten für feinen protes 
ftantifhen Chriſten erklärt hätten, der Gerichtshof noch darüber entjcheiden müſſen, 
ob die infriminirte —— für einen Eid zu achten ſei. Dadurch wäre aber uns 
zuläffigerweife die Entſcheidung der Schuldfrage den Gefchworenen entzogen und 
auf das Richter » Kollegium übertragen worden. Nur die Gefchworenen hatten bei 
der Schuldfrage in Erwägung zu nehmen, ob das Schwören eines Juden 
nad evangelifhem Ritus für einen wirflihen Eid zu Halten fei 
oder nicht? Allerdings Ift das Wort „Eid“ ein Mechtsbegriff und die Beurthei⸗ 
lung, ob nach den beftehenven ——— in beſtimmten Handlungen eine Eides- 
leiftung liege, eine rechtliche. Indeß kann hieraus Fein Grund entnommen werben, 
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den Gefchworenen die Entfcheidung der Frage über die Eriftenz eines wirklichen 
Eides zu entziehen. Alle harakterijtiichen Merkmale der gerade vorliegenden ftraf- 
baren Handlung müfjen nach Anleitung der Strafgefege, ohne Rückſicht darauf, ob 
fie faftifcher oder rechtlicher Natur find, in die den Gefchworenen vorzulegende 
Frage a ver werden. Wollte man hieran nicht fefthalten, jo würde das 
anze Inftitut der Gefchworenengerichte illuſoriſch zu machen fein. Bei jeder ftraf- 
aren Handlung ift gewiß ein Merkmal vorhanden, welches für einen Rechtsbe- 
griff zu erflären ift. Wie dies fchon dem Geifte der Gefepgebung über Geſchwo⸗ 
renengerichte im Allgemeinen widerfpricht, jo ift auch fpeziell in dem cit. Artikel 81. 
der Unterfchied zwifchen faktifchen und rechtliden Merkmalen nicht aufgeftellt, und 
aus dem Artikel 82. ibid. geht mit Beftimmtheit hervor, daß auch Rechtöbegriffe 
in die den Gefchworenen vorzulegende Frage erforderlichenfalld aufzunehmen find. 
Eine Aufzählung von Beifpielen, wo leßteres, wie in dem jegt vorliegenden Falle, 
nach den ey ch durchaus erforderlich, erjcheint hiernach überflüffig. Nach 
dem durch das Berdift der Gefchworenen ad 1. fetgeftellten Thatbeftande muß num 
der Angeklagte des wiſſentlichen Meineides für jchuldig erflärt werben. “ 

Gegen diefe Entjcheidung des Schwurgerichtshofes hat der Angeklagte die 
Nichtigkeitöbefchwerde eingelegt. Diefelbe rügt Verlegung des Strafgeſetzes und 
des Berfahrene. Sie führt Folgendes aus: Die Geſetzgebung fafle den Eid im 
8. 245. it. 10. TH. I. der Allg. Gerichts » Ordnung als einen zur Feftftellung 
rechtlicher Zuftände dienenden religiöfen Aft auf. Derfelbe müſſe alfo ver 
Ritualnorm des Schwörenden entiprechen. Für die Juden feien diefe Ritualnor: 
men in den Gejegen jpeziell angegeben. Ohne ihre Beobachtung, namentlich ohne 
die wefentlich erforderliche Anrufung des Adonai, liege ein jüpifcher Eid nicht. 
vor, mithin auch nicht der Meineid eined Juden. Daraus folge die, Ber: 
legung des $. 126. des Strafgejegbuches und der betreffenden Vorſchriften der Allg. 
Gerichts⸗- und der Kriminal» Orpnung über die Eidesleiftungen, da, obgleich das 
Verdikt der Gejchworenen die Keiftung eines Meineides feftitelle, doch die Prü- 
fung, ob der Eid auch ein foldher im Sinne des Geſetzes fei, dem Richterfollegium 
anheimfalle, und von diefem zu verneinen fei. Eventuell fei das Verfahren verlegt, 
und zwar nad Art. 81. und 82. des Gefeges vom 3. Mai 1852, weil den Ge— 
ſchwoͤrenen die Beantwortung eines offenbaren, mindeftens eines jehr beftrittenen 
- Rechtsbegriffes, nämlich desjenigen ded Eides überhaupt, ober doch die Frage: 

ob die Wahrheitöverficherung in der Form eines chriftlichen Eides auch 
für den Juden ein Eid ſei? 
ur Beantwortung und Gntfcheidung vorgelegt worden, und nicht vielmehr die 
hatfrage in die weſentlichen Merkmale * öft fei. Als ſolche Merkmale werden 
die durch die Religion des Schwörenden gebotenen Solemmnitäten bezeichnet. 

Bei der Entjcheidung über diefe Nichtigkeitöbefchwerbe bot ſich ein doppel- 
ter Gefichtöpunft für die Beurteilung dar, je nachdem 

1) der Nachweis der wirklichen Religion des Schwörenven, aljo der Webers 
tg der Wahrheitöverficherung in der Form des Eides mit ber 
wirklichen Religion deffelben gefordert, oder 

2) der Umftand für ausreichend erflärt wurde, daß der Schwörende dieſe 
Wahrheitsöverficherung nach den Formen desjenigen Religionsbefenntnifieg, 
zu ii er fich vor dem Nichter ausdrüdlicy bekannt hatte, abgelegt 


habe. 

Der Unterfchied ift in die Augen fpringend. In dem erfteren Falle ift es 
fein Meineid, wenn der Jude vor dem Richter ſich als Chrift befennt, demgemäß 
fein Zeugniß mit dem hriftlichen Eide befräftigt, biemächft aber nachweift, ober 
onft ermittelt wird, daß er nicht Chrift, ſondern Jude fei. Im dem anderen Falle 

gleichwohl, und troß dieſer Feftftellung, der Thatbeftand des Meineides vorhan- 
den. In dem erfteren Falle ift e8 Gegenftand des Beweifes, und aljo der that- 
fachlichen Zeftftellung, daß der Angeklagte auch derjenigen Religion wirklich ange: 
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höre, nach deren Formen er den Eid geleiftet hat; in dem anderen Falle bevarf es 
dieſes Beweifes nicht, vielmehr nur des durch das Vernehmungs- Protokoll in der 
Regel ausreichend geführten Beweifes, daß der Angeklagte nad dem von ihm vor 
dem Richter erklärten Religionsbefenntniffe wirklich vereidet worden fei. 

Für die zuerft gedachte Auffaffung, alfo für die Webereinftimmung der eid- 
lihen Form der Wahrbeitöverficherung mit dem wirklichen Religionsbetenntnifje des 
Angellagten, fprechen folgende Grüne. 

Zwar ift es ftreitig, welcher Strafgrund für das Verbrechen des Mein- 
eided anzunehmen jei, ob nämlich derjenige des reinen Religionsverbredhend, bei - 
welchem fchon die fälfchliche Anrufung Gottes, gleichgültig in welcher befonderen 
Form, allenfalld allein für den Thatbeftand des Meineides genügen würde, oder 
aber derjenige einer Fälfchung des in dem Eide öffentlich anerfannten Beglaubi» 
gungsmitteld einer gerichtlichen Ausfage, bei welchem nothwendig auch. die Beob- 
achtung derjenigen befonderen Form, unter welcher dieſem Beglaubigungsmittel 
der öffentliche Glaube beigelegt ift, erforderlich wird. Indeß ift jegt wohl — wir 
erörtern hier nicht, ob mit Recht oder mit Unrecht — diefer legtere Strafgrund, 
freilich nicht ohne gänzliche Verneinung des erfteren, ald der richtigere allgemein 
anerkannt. Died ergeben fümmtliche Deutfche Gefegbücher, von welden nur das 
ältere und das neuere Sächfifche Gefegbuch eine Ausnahme machen, indem diefe den 
Meineid unter die Verbrechen gegen die Religion ftelen (Art. 183. des älteren, 
Art. 221. des neueren Sächſiſchen Strafgefepbuches'), während alle übrigen ihn 
theild unter die Verbrechen gegen öffentlihe Treue und Glauben ftellen, oder ihm, 
wie dad Preußifche Strafgefepbuch und der neuefte Bayerifche Entwurf, eine Stel: 
lung neben dem Münzverbrechen, resp. neben dem DBerbrechen der Fälfchung 
öffentlicher Urfunden und Werthzeichen anweifen, damit alfo andeuten, daß es fich 
beim Meineive, wie bei diefem zulegt gedachten Verbrechen, um den Mißbrauch 
eines Zeichens handelt, deſſen Aechtbeit durch eine äußere, vom Staate beftimmte 
Form verbürgt, und deſſen unverfälfchte Wirkjamfeit für das öffentliche Leben wie 
für den Privatverfehr unentbehrlich ift ’) Darauf mag ed denn wohl auch beruhen, 
daß man bei der Redaktion unjeres Strafgefegbuches in früheren Entwürfen zum 
Zhatbeftande des Meineides ausprüdlich zugleich die Beobachtung der „gejeglich 
vorgejchriebenen Form“ bei der Eidesleiftung fordern wollte, ähnlich dem 
Ausdrude der Carolina „gelehrter Eid *, und daß man diefes ausprüdliche Erfor- 
derniß jpäter nur deshalb —— hat, weil ſich daſſelbe von ſelbſt verftehe *). 
Fragt man nun aber nach dem Grunde, aus welchem die Fälfchung des öffent- 
lien Beglaubigungsmitteld, welches das Gefeg in dem Eide anerfennt, mit einer 
jo jhweren Strafe bedroht ift, fo ift dies freilich zunächft eben diefe Verle ung des 
öffentlichen Glaubens. Allein das Gefeg hat ja nicht willkürlich dieſen Senulihen 
Glauben an das Beglaubigungsmittel gefnüpft, es hat nicht willkürlich verordnet, 
daß dieſe oder jene —** orm der Wahrheitsverſicherung vor dem Richter die 
weitgreifende Wirkung als Beweismittel haben ſoll, ſondern es hat ihm dieſe Wir— 
fung nur allein vermöge feiner religiöſen Grundlage, und eben mit dieſer vermöge 
feiner religiöfen Form, verliehen. Das nun aber ift das zum Theil Falſche J 
jener Auffaſſung des Meineides als eines Verbrechens, welches lediglich in der 
Falſchung des öffentlichen Beglaubigungsmittels beſtehe, daß fie dieſe unzertrenn⸗ 
liche religiöſe Grundlage entweder verkennt, oder doch als unweſentlich erachtet. 
Der Eid iſt und bleibt ein religiöſer Akt; er enthält in ſich ein religiöſes Bes 


e) Bol. Mittermaier Note IV. zu — —— Mittermaier im Archib des 

ſtriminalrechts Bd. II. ©. I7f. Abegg ibid. Jahrg. 1834 ©. 579f. Shwarze ibid. Jahrg. 

1848 ©. 374. dv. Bothmer Erörterungen und Abhandlungen x, Bd. 11. ©. 255. Motive zu 

bem Braunfchmweigifchen Gefeßbuch zu $. 135. ©. 261, zu dem neueften Baperifhen Entwurf zu 

Art. 192. ©. 366. Häberlin IV. S. 289f, Im Allgemeinen ift zu — C. F. Goſch Rp 

Der Eid nad) feinem Prinzipe, Begriffe und Gebrauche. Berlin, 1837. . 
2) Materialien zum Strafgeſetzbuche Bb. U. ©. 229. 230. 
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fenntniß.  Nur- das ift wahr, daß in ihm Staat und Kirche ſich unmittelbar 
berühren, indem der Staat diefem religiöfen Afte civiliſtiſche Wirkungen beilegt. 
Vergebli würde der Staat verfuchen, irgend eine mit den möglichften Feierlich- 
feiten verfnüpfte Form der Wahrheitsverfiherung aufzuftellen, er würde niemals 
vermögen, ihr die abfolute Kraft eines Beweismittels beizulegen, wenn er nicht 
eben die teligiöfe Grundlage fuchte. Darin aber, daß er dies ohne eine ſolche 
Grundlage nicht vermag, daß er alfo den Eid mit der Anrufung Gottes und mit 
den Formen des fpeziellen religiöfen Befenntniffes als das alleinige Beglaubigungs- 
mittel einer gerichtlichen Ausfage aufftellt, liegt das Anerkenniniß, daß er dem 
Schwörenden nicht allein vermöge der Bekräftigung der Wahrheit in einer ſolchen 
willfürlich zu wählenden Formel, fondern daß er ihm deshalb öffentlichen Glauben 
beimißt, weil er ihm vertraut, daß ihn feine Religion und ihr Bekenntniß in ver 
Eidesformel zur Offenbarung der Wahrheit leiten werde. Dies ergiebt fich recht 
deutlich daraus, daß das Gefep in allen den Fällen, in welchen die befonvdere 
Religion des Deponenten die Leiftung eines förmlichen Eides verbietet, wie bei den 
Quäfern und Mennoniten, ftatt des Eides zwar mit einer befonderen Bekraͤftigungs⸗ 
rmel fich begnügt, aber nur nach erfolgter Feftftellung: daß diefe Formel nach der 
eligion dieſer Sekten gleiche Kraft mit dem förmlichen Eide habe. ($. 203. Nr. 5. 
der ws Gerihts-DOrbnung. $. 335. Nr. A der Kriminal» Ordnung.) Es ver- 
neint alfo auch in folchem Ausnahmefalle die religiöfe Grundlage nicht. — Der 
Code d’instruction eriminelle verordnet ferner die Bereidung der Zeugen jowohl 
in der Borunterfuchung, al® in der Hauptverhandlung (Art. 75. 317.). Durch eine 
eigenthümliche Interpretation des Art. 361. des Code penal ift man aber dazu 
elangt, nur den in der Hauptverhandlung geleifteten falichen Eid als den That; 
ftand des Meineides bildend zu erachten. Um diefen Widerſprüch zu befeitigen, 
hat man durch die für unfere Rheinprovinz ergangenen Verfügungen vom 22. Des 
zember 1817 und 15. März 1818 die Sache in der Art regulirt, daß der Eid in 
der Vorunterfuchung eine mehr bürgerliche Form einer, wenn auch feierlichen, 
Wahrheitsverfiherung erhalten, während der Eid in der Hauptverhandlung die 
volle religiöfe Form behalten hat. Aus diefem Grunde allein hat nunmehr dieſer 
Eid in der Hauptverhandlung die Kraft eines foldhen, welcher den Thatbeftand des 
Meineides zu begründen re während jener fogenannte bürgerliche Eid der 
Borunterfuchung höchftens den Thatbeftand des im $. 129. mit geringer Strafe 
bedrohten Vergehens der falfchen Berficherung an Eidesftatt begründet. Hier 
alſo Hat man den Fall einer willfürlich gewählten feierlichen Form ohne vorwiegend 
religiöfe Grundlage, welche eben deshalb als unfähig erfannt ift, den Shatbeftand 
des wirflichen Meineides zu begründen, obwohl auch für die Borunterfuhung das 
Bedürfniß in die Augen fpringen muß, eine glaubhafte Wahrheitöverficherung zu 
ten 


It es hiernach flar, daß, fo fehr man auch das ftrafrechtliche Moment 
jener Fälfchung des öffentlichen Beglaubigungsmitteld für den Strafgrund des 
Verbrechens des Meineides als überwiegend erachten mag, die religiöfe Grundlage 
dabei doch immer unentbehrlich und wejentlich bleibt, weil nur fie die Gewähr der 
Treue umd des Glaubens bietet, welche der Staat durch jenes Mittel mit der Kraft 
eines vollgültigen Beweiſes bekleidet. 

Dies ihre denn aber von felbit-zu dem Erforderniß, daß die Form bes 
Eides dem wirklichen religiöjen Bekenntniß des Schwörenden entjprechen muß. 
Denn nur durch diefe Hebereinftimmung erhält man jene Gewähr, daß der Schwö- 
gende durch die Gebote feiner Religion und ihr formelled Bekenntniß zur Ausfage 
der Wahrheit fich gebrungen fühle Wie BERDE Re hierbei die befondere Rituals 
form wirfe, bedarf Feiner Gr weiter. Der Staat erfennt died eben durch 
die Aufftellung der befonderen Ritualformen des Eides für jedes einzelne der rezi⸗— 
pirten oder doch ftaatlich geduldeten Befenntniffe ausprüdlich an, indem er fonft 


eine allgemeine Form für alle Befenntniffe, wie dies in anderen Ländern gefchehen 
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ift, aufgeftellt Haben würde"). Noch mehr erkennt er died Durch die geſetzlich vor» 
ejchriebenen Borhaltungen vor jeder Eivesleiftung an, weil fie gerade jo entworfen " 
ind, daß fie nach der befonderen Religion des Schwörenden ernfle Mahnungen 
an fein Gewiffen richten. 

Endlich rechtfertigen auch einzelne VBorfchriften über Zeugenvernehmung und 
Eidesleiftung jenen Schluß. Der Zeuge und der Schwörende überhaupt wird 
efragt: zu welcher Religionspartei er fi befenne? ($. 1%. Tit. 10. Th. 1. 
lg. Gerichts- Ordnung, $. 319. der Kriminal-Orbnung). Die Handlung der 
Eidesabnahme gefchieht zwar durch den Richter, aber unter der durch mehrfache 
Vorfchriften eingefchärften Beobachtung befonderer Feierlichkeiten, welche ven Schwö- 
renden mahnen und ihm deutlich machen follen, daß er, obwohl er von einem 
weltlichen Richter vereidet wird, er doch eine religiöfe Handlung begeht. Die 
Prozeßeide der Juden follen daher auch möglichft in der Synagoge jelbft geleiftet 
werden ($. 317. 1. c. der Allg. Gericht - Ordnung). Endlich geftattet das Geſetz 
dem Nichter in anderen Fällen die Zuziehung eines Geiftlichen von der Religions— 
partei des Schwörenden ($. 369. 1. c. der Allg. Gerichts-Ordnung, $. 339. der 
Kriminal» Ordnung). In einzelnen Ländern ift daher auch ausdrüdlid vorge» 
fchrieben, daß der Schwörende zuvor ein Atteft feined Seeljorgerd über die ge— 
hörige Vorbereitung zum Eide nad) den Borfchriften feiner Kirche beibringe. 

Hier überall ift jever Zweifel darüber, daß das Gefeg nicht an die wirk— 
liche Webereinftimmung ver bejonderen Eidesformel mit der wahren Religion des 
Schwörenden gedacht haben follte, undenkbar. Es kann alfo nur diejenige Hand- 
lung, welche in diefer Uebereinftimmung vollzogen wird, ald einen bindenden Eid 
erachten. Die Anrufung des Adonai durch einen Ehriften, die Richtanrufung des 
Adonai durch einen Juden ift kein Eid: in beiden Fällen fehlt «8 an einem weſent⸗ 
lichen Erforderniffe der Eideshandlung ?). 

Man erkennt es aber an, daß die Eideshandlung die wejentlichen Beſtand⸗ 
theile eines Eides enthalten müffe, daß alfo, wenn diere aus Verfehen des Rich 
terd, oder wegen der Weigerung des Schwörenden, fie zu erfüllen, in einem Halle 
ehlen, alddann der Thatbeftand des Meineides nicht vorliege. Sollte der Fall im 

tinzip anders liegen, wenn weder ein ſolches Verſehen des Nichterd, noch eine 
SEE Weigerung des Schwörenden, fondern ein Betrug des legteren, aljo eine 
aͤuſchung des Srichtere ohne feine Schuld, vorliegt? Gewiß wird man berechtigt 
fein, die Strafen des Lügens vor Gericht in einem erhöhten Grade gegen den Ber 
trüger, welcher ein falſches Religionsbefenntniß vor dem Richter abſichtlich abgiebt, 
in einem fo wichtigen Balle anzuwenden; allein der Thatbeftand des Meineides 
wird dadurch niemals gebildet werden können. Giebt es einen Fall, wo ſich das 
rein objektive Moment als unzulänglich für den Thatbeftand des Verbrechens erweift, 
fo ift es Der äußeren Form nad, und vermöge feiner progefjualifchen 
Wirkungen, die er geäußert hat, liegt ein Eid vor; aber er ift ed dennoch nicht, und 
es ift deshalb Fein Meineid, weil das fubjeftive Moment, nämlich das Wiflen des 
Schwörenden, daß er das Gebot feiner Religion durch den Mißbrauch der von 
ihr vorgefchriebenen Form verlege, fehlt. 

Allerdings hat diefe gange Muffaffung die wejentliche Borausfegung, daß 
fi der Schwörende zu einer beftimmten Religion befenne, und daß er ihr fpezielles 
Bekenntniß, ihre Symbole als bindend für ſich betrachte, Und daraus würde denn 
folgen, daß von demjenigen, welcher bekennt, daß er feiner beftimmten Religion an- 
ehöre, oder daß er wenigftens das in der Eidesformel enthaltene Bekenniniß der- 
Pe en nicht ald verpflichtend für fich eracdhte, daß endlich von bemjenigen, welcher . 
offen befennt, daß er Atheift fei (Bälle diefer Art find bei uns vorgefommen), gar 


1) Vergleiche über bie Geſchichte der Eibesformeln, aus welcher dies Alles recht deutlich 
erhellt, die oben citirte Schrift von Bdfchel, ©. 39 f.; dort ift auch bie übrige reichhaltige Li- 
teratur angeführt. 

2) Mittermaier, im Neuen Mrhip II. ©, 103. 
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fein. Eid gefordert, oder daß doch bie Strafe des Meineides gegen ihm nicht erfannt 
werden koͤnne. Ein Widerfpruch in diefer Hinficht ift nicht zu verfennen, und die 
Gründe, welche hiergegen diejenigen hervorheben, die jogar durchweg die Natur des 
Meineides als eines Religionsverbrechens behaupten, find wenig überzeugend. Das 
Wahre ift aber, dag der Staat bei einer feiner wichtigften Inftitutionen, beim 
Eide, ebenfo wie bei der Ehe, von dem Bewußtfein einer allgemeinen fittlichen und 
religiöfen Grundlage, auf welcher er ja jelbft nur beruht, auszugehen, daß er alſo vor« 
auszufegen hat, der Eid könne und werde nur als ein religiöfer Akt bindende Wirfung 
haben; daß er aljo auch vorauszuſetzen hat, derjelbe enthalte bei denen, welche die 
Angehörigfeit zu einer beftimmten Religion verneinen, mindeftend in dieſem Afte 
der Eidesleiftung, dem fie ſich unterwerfen, dad wenn auch nur äußerliche Befennt- 
niß zu der Religion, in deren Formen der Eid abgeleiftet wird '). 

Betrachtet man nach diefer Auffaffung den vorliegenden Fall, jo mußte das 
‚Urtel des Schwurgerichtöhofes vernichtet werden. 

Das Verdift der Gefchworenen: 

daß der Angeklagte fchuldig fei, wiffentlich ein falſches Zeugniß mit einem 
Eide befräftigt zu haben, 
fonnte unter folgenden Gefichtspunften in Betracht kommen: 
1) zugleich ald Bejahung der Thatjache, daß der Angeklagte ein Ehrift fei, oder 
2) als Entſcheidung über die Frage, ob der von einem Juden in den für 
Chriſten vorgefchriebenen Formen abgeleiftete Eid dennoch den Thatbeftand 
des Meineides bilde. 

Für gewöhnliche Fälle würde dad Verdikt zur Feftftellung des Thatbeftans 
des unbedenklich ausreichend fein, wenn nämlich nichts weiter ftreitig geivejen wäre, 
ald a) die Kalfchheit der beſchworenen Thatſache, b) die Wiffentlichkeit, alfo der 
dolus, des Thäters und c) die eidliche Bekräftigung der Ausfage. Hier aber war 
außerdem die Thatjache, daß der Schwörende wirklich derjenigen Religion angehöre, 
in deren Formen er den Eid geleiftet hat, ftreitig und Gegenftand einer umfang- 
reihen Beweisaufnahme vor den Gejchworenen geworben und ausprüdlich zugleich 
a hrer Enticheivung gewiefen. Die Thatfache, daß der Angellagte einen chriſt— 
ichen Eid gefchworen habe, fand alfo zwar feft, diejenige dagegen, ob er Ehrift 
oder Jude si, war ihrer Beantwortung anheimgegeben. Nur durch eine immer 
unfichere Interpretation ihreg Verdikts Fonnte man dahin gelangen, eine Entjchei- 
dung diefer Frage in ihrem Berbifte zu finden, naͤmlich durch den Schluß, daß die 
Gefchworenen bei der feftftehenden Thatſache der Leiftung eines chriftlichen Eides 
den Angellagten deshalb für einen Chriſten erachtet hätten, weil fie ihn des Mein- 
eides ſchuldig erklärt. Es liegt auf der Hand, daß mit folcher Interpretation eines 
Verdikts jede Rechtöficherheit aufhört. Die diesfällige Frage mußte daher entweder 
ausprüdlih fo, wie ed der Staatsanwalt beantragt hatte („Ift der Angeklagte 
fein proteftantiicher Chriſt ?“), oder aber durch die Faſſung: 

ob der Angeklagte ſchuldig fei, wiffentlich ein falfches Zeugnig mit einem 

en Religiondsgebraude abgeleifteten Eide bekräftigt 

zu haben 
zur direkten Entſcheidung durch die Gefchworenen gebracht werden. Dazu Fam 
aber, daß ed nach dem Obigen überhaupt zweifelhaft war, ob die Gefchworenen 
durch ihr Verbift jene Thatfrage zu 1.: ob der Angeklagte Ehrift oder Jude ſei, 
oder aber jene Rechtsfrage zu 2.: ob der von dem Angeklagten ald Jude abge- 
leiftete chriftliche Eid dennoch ein Meineid fei? entfchieven hatten, zumal der Ge— 
richtshof felbft davon ausgegangen war, daß fie nur diefe Rechtöfrage . entſchei⸗ 
den gehabt und wirklich entſchieden haͤtten. Daß ihnen indeß —* echtsfrage 
nicht gebührt Habe, bedarf nach dem Geiſte und den Vorſchriften unferer Geſehe 


1) T über den Eid ber Atheiſten Gbſchel S. 149, 150, 163 Note. Stäublin Ges 
ſchichte der Vorftellungen und Lehren vom Eide ©. 157. 
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faum noch des Beweifes. Hätte es ſich allein um den Begriff des Eides in feiner 
allgemeinen oder. jpeziell gejeglichen ee gehandelt, alfo etwa darum, ob im 
vorliegenden Falle bei der Eidesleiftung des — die vorgeſchriebenen For- 
men erfüllt gewefen feien, ob aljo, weil das Protokoll über die Eidesabnahme dar- 
über ausdrüdlich nichts enthielt, der Angeklagte als Chriſt den vorgefchriebenen 
chriftlichen oder ald Jude den vorgefchriebenen jüdiſchen Eid geleiftet habe, jo hätte 
es allerdings in Frage fommen fönnen, ob diefe gemifchte That» und Rechtöfrage 
nicht ausfchließlich den Gejchworenen gebührt habe. Aber darum hatte es jich 
nicht gehandelt; die Leiftung des vorgejchriebenen chriftlichen Eides ftand alljeitig 
feft; es handelte fih alfo, wie der Gerichtähof ausdrüdlich in feinem Urtel aner— 
fennt, allein um die mehrbezeichnete Rechtsfrage, und diefe Frage geht augenſchein— 
lich jo weit über die reine Schuldfrage im Sinne unferer Prozeßgefege, jowie über 
diejenige Grenze, welche der Art. 82. des Gejehed vom 3. Mai 1852 für die Vor— 
legung von Rechtsfragen oder Rechtsbegriffen an die Geſchworenen zieht, hinaus, 
daß von einer Kompetenz der Gefchworenen für fie feine Rede fein ann. 
Es würde hiernach zu Faffiren gewejen fein, wenn man der bisher ausge- 
führten Rechtsanſicht folgte: 
daß zum Thatbeftande des Meineides die Leiftung des Eides in den 
Formen derjenigen Religion, welcher der Schworende wirklich angehört, 
erforderlich fei. 
Die andere Anficht dagegen: 
daß Dies nicht erforderlich, daß vielmehr die Leiftung des Eides in den 
Formen derjenigen Religion, zu welcher fi) der Schwörende in dem be> 
treffenden Falle vor dem Richter bekannt hat, zu jenem Ihatbeftande 
genüge, 
führt zu e KEN verjchiedenen Refultate. Sie faßt hauptfächlich die Lage der 
Dinge ind Auge, wie fie ſich praftifch mit jener erften Anficht geftalten würde. 
Der Nichter muß, um eine vollflommene Nechtsficherheit herzuftellen, über allen 
Zweifel feftftellen, daß der Schwörende derjenigen Religion auch wirklich angehört, 
zu welcher er ſich zum Zwede feined Zeugniſſes oder der Leiftung eines ihm auf: 
erlegten Prozeßeides ad generalia befannt hat. Denn ift die Eidesleiftung des 
Zeugen oder der Prozefpartei vorzugsweife ein öffentliher mit dem öffentlichen 
Glauben befleideter Akt, fo find feine Erfordernifje vgm Richter eben deshalb von 
Amtswegen feftzuitellen. Die willfürlicde Angabe des Schwörenden genügt dann 
nicht; fie genügt nur jo weit, als der Richter durch fie zu einer jelbftftändigen Ueber— 
zeugung von der Wahrheit zu gelangerf glaubt, ald er fie aljo, wie etwa das Ge— 
ftänpnig des Angeklagten im Strafprozefie, geprüft und ohne Bedenken richtig be» 
funden hat. Wollte man hiervon dispenfiren, fo wäre die Folge die, daß der öf- 
fentliche Glaube und damit der ——— Beweis, welcher dem Eide beiwohnt, 
immer nur mit der durchaus unſicheren Präſumtion begleitet würde, der Schwö— 
rende habe bei jeinem Bekenntniſſe in Betreff feiner Religion vor dem Richter auch 
in dieſer Hinficht die Wahrheit gejagt. Allerdings beruht die Beweisfraft jeder 
eivlich beftärften, Ausfage auf der Präfumtion, daß vermöge der feierlichen Form 
und der Strafandrohung gegen die eidliche Verlegung der Wahrheit das höchite 
Maag ver Wahrheit, defien der Ausjagende nach feiner Individualität fähig if, 
beurfundet worden fei. Hier ift nach menfchlicher Einficht ein ficherer Schluß; er 
hat die allgemeine Moral zu jeiner Grundlage. Will man aber noch weiter gehen, 
und diefer PBräfumtion noch eine andere hinzufügen, nämlich die, daß auch das 
Befenntniß des Schwörenden über jeine Religion richtig gewefen. fei, fo verliert 
man fich in ein durchaus vages Gebiet; denn alsdann ift jene erftere, allerdings 
nothwendige und richtige Präſumtion diefer lepteren untergeordnet ; fie ‚verliert allen 
Boden; fie ift vielmehr, wie gedacht, nur zuläſſig mit der unzweifelhaften objektiven 
Feſtſtellung der wirklichen Religion des Schwörenden durch den Richter. Wohin 
eine jolche Forderung aber führen würde, bebarf Feiner Ausführung ;. ed ermangelt 
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theild bei Ausländern, welche vor hiefigen Richtern erfcheinen, theild auch mit dem 
fteigenden Seftenwejen bei Inländern an genügenden Mitteln zu einer: jolchen Keft- 

‚ und außerdem würde dem ärgften Betruge die Bahn geöffnet, weil der, 
welcher fühlt, daß er dieſe oder jene Thatfache nicht befunden und eidlich nicht bes 
fräftigen kann, fich nur gu einer mit ‚leichter progefiualifcher Strafe bedrohten Lüge 
über feine Religion vor dem Richter zu entichließen braucht, weil er damit bei ver 
oft fchwer zu entdeckenden Thatſache des wirklichen Religionsbefenntnifjes ohne ſehr 
gefährliche Folgen das erlangt, was er bei einer anderen Anficht über ven Zweck 
des Geſetzes nur mit der großen Gefahr vor den fchweren Folgen des Meineides 
erlangen kann. Für die Nechtsficherheit, welche das öffentliche Beglaubigungsmittel 
des Eides gewährleiften foll, ift e8 daher erforderlich, anzunehmen: 

daß der Schwörende durch das Bekenntniß einer beftimmten Religion vor 
dem Nichter zugleich gelobt, unter der dieſer Religion entſprechenden Form 
der Eidesfeiftung die Wahrheit ausfagen, und deshalb ſich der Strafe 
ded Meineides dir den Fall ihrer Verlegung unterwerfen zu wollen. 

Es ift dies nicht etwa ein dem Strafrecht widerfprechendes Kompromiß, 
vielmehr die nothwendige Folge eines feierlichen Befenntnifjes vor dem Richter, tvels 
chem für den in Nede ftehenden Fall nach dem Willen des Gefeges Kraft beizu— 
fegen ift. Nur auf diefem Wege entgeht man dem Widerfpruche, welcher in der 
zuerft gedachten Auffaſſung in Bere des Eides der den Unglauben, fogar den 
nadten Atheismus offen Bekennenden liegt. Wergeblich würde man hier durch eine 
bloße Präfumtion, daß mindeftens für diefen Fall in der Leiftung des Eides das 
Bekenntniß der in der Eidesformel liegenden Religion enthalten ſei, dazu gelangen, 
eine höhere durch dieſe Religion felbft bewirkte bindende Kraft des Eides zu erlans 
gen. Denn wer offen befennt, feiner Religion anzugehören, der widerfpricht eben 
dadurch diefer bindenven Kraft, der verneint fie ausdruͤcklich; der erklärt vielmehr 
deutlich, daß er den Eid nur als eine ihm auferlegte —— Form mit der 
Kenntniß ihrer a — Folgen, aber ohne den Glauben am feine religiöfe 
Grundlage, leifte. Man mag dies ein feierliches Bekenntniß gegen den Nichter 
nennen, niemals aber ift Died ein für den vorliegenden Fall abgelegtes religiöfes 
Bekenntniß. So hat man auch den Ausdruf der Carolina „gelehrten Eid” ver: 
ftanden, in der Neberfegung von Remus: „conceptis verbis“ und in der von Gobler 
„conceptis ac praescriptis verbis.“ Nach diefer Auffaffung ift der dolus des falich 
Schwörenden nicht das Wiſſen, daß er das Gebot feiner Religion durch den Mißs 
brauch einer ihrer Formen verlege, fondern die abfichtliche Täufchung des Richters 
durch den Mißbrauch der ihm von diefem auferlegten feierlichen Form der Wahr: 
heitsverficherung. ') 

Das Ober-Tribunal ift bei der Entfcheivung der Sache von diefer zulegt 
ausgeführten Auffaffung ausgegangen, und hat daher am 2. Mai 1856 in Sachen 
wider Strauß und &enofen auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Mitangeflagten 
Henry Nathan (Nr. ATL. 1.) auf Zurüdweilung der Befchwerde erfannt: 

in Erwägung, daß der Angellagte durch das Berbift der Gefchworenen 
ſchuldig erflärt iſt: 

zu Berlin am 30. Januar 1855 als Zeuge in der Unterſuchung wider 
die verehelichte Strauß wiſſentlich ein —2* Zeugniß mit einem Eide 
befräftigt zu haben, | 
und daß der Angeflagte fich prineipaliter über Gefegesverlegung beſchwert, in ſofern 
der von einem Juden nach evangelifhem Ritus geleiftete Eid ald den Thatbeftand 
des Meineides darftellend erachtet worden fei, eventuell über Verlegung des Ver— 
fahrens, infofern den Gefchworenen die Beantwortung der Rechtsfrage: 


1 bfon in Weiste’s Rechtslexiklon Bd. IL. ©. 641. Schwarze im Rechts-⸗ 
tn mei yuarı | 
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ob die Wahrheitöverficherung in ber Form eines chriftlichen Eides auch 
für den Juden ein Eid fei? - 
unzuläffigerweife zur Beantwortung und Entſcheidung vorgelegt, und nicht vielmehr 
nur die Thatfrage in die wefentlihen Merkmale des Falles aufgelöft fei; 
in Erwägung, daß durch das Zugeftändniß des Angeklagten feftiteht, daß 
er am 30. Januar 1855 ald Zeuge vor dem Unterfuchungsrichter vernommen ift, 
und hierbei zu den Generalfragen erklärt hat, daß er evangelifcher Religion fei; 
daß er, diefer feiner Erflärung gemäß, wie unbeftritten, nad evangelifhem Ritus 
mit dem Zeugeneive belegt ift; daß mithin diejenige gefehliche Form dieſes Eides 
auf ihn angewendet ift, welche feiner eigenen Erklärung gemäß als feierliche Wahr- 
heitöverficherung vorgejchrieben ift, um dem Zeugniffe die formelle Kraft eines voll- 
gültigen äußerlich beweifenden zu geben; 
in Erwägung, daß das Verbrechen des Meineides entweder als ein Ver— 
brechen gegen die Religion, ‚oder aber ald Verlegung des öffentlichen Glaubens, 
alfo als Faͤlſchung des öffentlich anerfannten Beglaubigungsmitteld einer gerichtlichen 
Ausfage aufgefaßt werben kann; daß aljo mit der erjteren Auffaffung das ftrafbare 
Moment vorzugsweife oder fogar allein in der fäljchlichen Anrufung Gottes, ohne 
Rüdficht Be die befondere Form derjelben, nach der anderen Auffaffung dagegen in 
biefer Anrufung unter der gejeglich vorgefchriebenen allein als öffentlihes Beglau— 
bigungsmittel dienenden Form liegen würde; daß nun nach der Redaltions eſchichte 
des Strafgeſetzbuches und nach der Stellung, welche das Verbrechen des Meineives 
in feinem Spftem erhalten hat, anzunehmen ift, daß, obwohl man jene erftere Auf- 
fafjung nicht hat aus den Augen laffen wollen, doch die andere vorzugsweife die 
leitende bei Beſtimmung des ger geblieben ift 
Materialien Bd. II. ©. 229. 230; 
daß hiernach zum Thatbeftande des Meineides in den $$. 125. folg. des 
Strafgefegbuces, und abgefehen von der im $ 129. mit befonderer geringerer 
Strafe bedrohten fälfchlichen Verſicherung an Eivesftatt, die Erfüllung der in den 
verfchiedenen Gefegen, namentlich für die älteren Provinzen in den $$. 315. 
folg. Tit. 10. TE. I. Allg. Gerichtd » Ordnung und in den $$. 333. folg. der 
Kriminal» DOrbnung vorgejchriebenen Formen der Eidesleiftung in ihren wefent- 
lichen Theilen gehört; daß jedoch diefes Erforberniß nicht weiter führt, ald zu der 
Nothwendigkeit, daß diejenige Form der Eidesleiftung in ihren wefentlichen Theilen 
erfüllt werde, welche nach der Angabe des Schwörenden über fein religiöfed Be- 
— in dem gegebenen Falle als das vorgeſchriebene Beglaubigungsmittel zu 
elten hat; 
s 5 Erwägung nämlich, daß in Betreff des Thatbeftandes des Meineides 
bei der Frage: 
* dieſes Beglaubigungsmittel dasjenige fein muͤßte, welches dem wirf- 
lichen Religionsbekenntniſſe, alſo demjenigen, welchem der Schwörende 
in der That angehört, entſpricht? 
ober: 
ob ed nur dasjenige zu fein brauche, welches dem vor dem Richter 
angegebenen Religionsbefenntniffe des Schwörenden entfpricht ? 
zwar nicht außer Acht gelaffen werden fann, daß nur mit dem zuerft gedachten 
Erforverniffe zugleich die Nüdficht auf das religiöfe Moment, nämlich die wiffent- 
liche Verlegung der Glaubensnorm, welche neben der Anrufung Gottes zugleih in 
der Eidesformel ausgebrüdt ift, und welche nothwendig nur dann vorhanden fein 
fann, wenn diefe Formel auch in der That dem wahren Befenntnifie des Schwö- 
renben entfpricht, ihre Erfüllung findet; daß jedoch in überwiegendem Maafe die: 
nige Rückſicht vorwalten mu $, welche in dem Gebrauche des die Rechtöficherheit 
ervährleiftenden —— Beglaubigungsmittels ihren Ausdruck findet, und welche 
—8 führt, die F Bar eben desjenigen Beglaubigungsmitteld, zu welchem der 
Schwoͤrende fi wifjentlih und ausprüdlich vor dem Richter befannt Hat, umb 
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unter welchem ihm der öffentliche Glaube mit allen feinen für öffentliches und Privat: 
recht wichtigen Folgen beigelegt worden ift, als den Thatbeftand des Meineides 
darftellend zu erachten; dag nur mit diefer Annahme alle jene Rüdfichten auf bie 
befondere Meinung des Schwörenden innerhalb feiner wirklichen Religion, welche 
zu der Erwägung führen könnten, ob der Schwörende auch in der That durch den 
Gebrauch der diefer feiner Religion entjprechenven Formel fih zur Ausſage der 
Wahrheit gebunden fühle, fortfallen können, und daß nur mit diefer Annahme jene 
Rechtsſicherheit gemährleiftet wird, während ſie mit der bei dem zuerſt gedachten 
Erfordernifie nothwendig zu —5 Verpflichlung des Richters, vor jeder Eides— 
leiſtung außer der bloßen Angabe des Schwörenden über ſeine Religion auch zu— 
verlaͤſſig feſtzuſtellen, daß in Wirklichkeit dieſe Angabe der wahren Religion des 
Schmwörenden entjpreche, offenbar auf das Erheblichfte gefahrdet werden wiirde; 

daß diejer Ausführung auch die Safung des $. 128. Nr. 1. nicht wider: 
fpricht, nach welcher der Ableiftung eines Eides gleich geachtet wird, wenn ein 
Mitglied einer Religiondgefellichaft, welcher das Geſetz den Gebrauch gemwiller Be: 
theuerungsformeln an Stelle des Eides geftattet, eine Erklaͤrung unter der Betheues 
rungsformel feiner Religionsgefellichaft abgiebt, indem Gier zwar rn die⸗ 
jenige Religionsgeſellſchaft gemeint iſt, zu welcher der Erffärende in Wirklichkeit 
ehoͤrt, alſo nicht diejenige, zu welcher er ſich nur vor dem Richter bekennt, jedoch 
er überhaupt nur von der Dispenfation von der Eidesleiftung die Rede ift, wäh. 
rend ed ſich in den anderen Fällen um den fälfchlichen Gebrauch wirklicher Formen 
der Eidesleiftung handelt, in jenem Falle aber in ver That auch das Gefeß, und 
zwar hier allein, in dem $. 203. Rr. 5. Tit. 10. Th. 1. Allg. Gerichts Ordnung 
und in dem $. 335. Nr. 4. der Kriminal-Orpmung dem Richter die Pflicht aufers 
legt, zuvor die Feſtſtellung zu bewirken: 

daß der Erflärende in der betreffenden Sefte geboren ſei, oder fid doch 
none —— ſeit einem Jahre vor dem Anfange des Prozeſſes zu derſelben bes 
annt e; 

in Erwaͤgung, daß hiernach die in der Unterſuchung und vor den Ge— 
ſchworenen ſtreitig gewordene Frage: ob der Angeklagte in Wirklichkeit eine Jude 
oder ein Chriſt ſei, gleichguͤltig iſt, und daß es ebenſo Ware, ift, ob die Ge: 
ſchworenen nach der ausdrüdlichen Abficht des Gerichtshofes zugleich unzuläffiger 
Weiſe die Rechtsfrage mit entſchieden haben: daß das Schwören eines Juden nach 
evangelifhem Ritus für einen wirklichen Eid zu halten ſei, weil beide Fragen nach 
der obigen Ausführung die vorliegende Entfcheidung nicht bebingen, dieſe vielmehr 
durch die unftreitige Thatſache, daß der Angelagte nach demjenigen Religionsge- 
brauche, zu welchem er fi) vor dem Nichter befannt hat, vereidet ift, und Durch die 
Feſtſtellung des Berbifts, daß das unter diefem Give abgelegte Zeugniß wiſſentlich 
falſch abgelegt ift, getroffen wird; 

in Er ung, daß im Mebrigen die Beſchwerde über die Nichtauflöfung 
ded Begriffes „Eid“, ſoweit fie nicht durch Das Obige erledigt ift, alfo in dem 
Sinne, daß die Gefchworenen überhaupt geurtheilt Haben, die von dem Richter mit 
dem —— vorgenommene Feierlichkeit ſei wirklich ein Eid geweſen, unbe— 
gründet iſt, da einmal in dieſem Sinne der Eid als ein allgemein bekannter Rechtobe⸗ 
griff zu erachten (Art. 82. des Gefeges vom 3, Mai 1852), fovann aber es bier 
nicht freitig, vielmehr allfeitig anerkannt if, daß ber Angeklagte nach evangelifchem 
Ritus vorjchriftsmäßig vereidet worden fei. 


— — — — — 


Ueber die Ausdehnung des $. 272. des SHtraf- 
geſetzbuches auf Aktivforderungen. 


Da $. 272. des Strafgefegbuches lautet in feinem erften hier befonders in Be- 
tracht fommenden Sage, nad der bisherigen Redaktion: 
Wer Sachen, welche durch die zuftändigen Behörden oder Beamten ges 
gen ihn gepfändet, oder in Beſchlag genommen worden find, vorfäglich 
garı oder theilweife der Pfändung oder Befchlagnahme entzieht, bei 
r eite fchafft, verbringt oder zerftört, wird mit Gefängniß bis zu 1 Jahr 


eftraft. 

Bisher hat das Dber-Tribunal angenommen, daß fich diefe Vorfchrift auf 
Altivforderungen erfirede. In dem legten über diefe Frage ergangenen Urtel 
vom 2. November 1855 wider Schaß heißt es: 

daß die Vorfchrift des $. 272. fich nicht auf die Beſchlagnahme aus— 
ftehender Forderungen beziehe, daß fich dies vorerft aus der Gefchichte 
defjelben ergebe, indem, wie die früheren beinahe — Ent⸗ 
wüuͤrfe zeigen, dieſe Beſtimmung aus der für die Rheinprovinzen er— 
laſſenen Königlichen Kabinetsordre vom 11. Dezember 1833 entnommen 
worden, welche auf den Artikel 600 der bürgerlihen Prozeß - Orbnung 
in dem Titel von der Pfändung beweglicher (körperlicher) Sachen hin— 
weije; daß, hiervon abgefehen, die Vorausfegung des $. 272. bei einer 
mit Arreft belegten Forderung nicht eintrete, da ſowohl gemeinrechtlich 
und nach der Rheinischen Prozeß Orpnung, als nad der Allgemeinen 
Gerichtd-Orbnung I. 24. $. 101., der Schuldner, wenn ihm die Be— 
fhlagnahme hugehelit ift, nicht mehr gültig zahlen, mithin der Gläubi- 
ger auch nicht mehr über diefe Forderung verfügen und fie dem Arreſte 
entziehen Fönne; daß diefe Anficht in dem zweiten Abfag des $. 272. 
ihre Beftätigung finde, da die ftrafbaren Handlungen der übrigen dort 
genannten Perſonen fih nur auf eine Prändung von Mobilien und 
nicht auf den Arreft einer Aktivforderung beziehen fönnen. 

Diefer Grundfag ift neuerlich ftreitig geworden und deshalb zur Entfchei- 
dung des Plenums ded Senats für Strafjachen gewiefen, und hier im entgegen» 
gelegten Sinn entfchieven worden. 

Die in Bezug genommene Kabinetdorbre vom 11. Dezember 1833 beftimmt 
über die Beftrafung derjenigen Handlungen, wodurd die gerichtliche Pfändung be- 
wegliher Sachen in den Rheinprovinzen vereitelt wird, und zwar: 

1) Bezüglich auf den von dem Gerichtsvollzieher beftellten Hüter, 

2) bezüglich auf den Gepfändeten, deſſen Ehegatten und Berwandte oder 
Verſchwaͤgerte in auf und abfteigender Linie, 

3) bezüglich auf andere Perfonen. 

Ueber die Entftehung dieſes Gejeged enthalten Acta generalia des Juftiz- 
Minifteriums, der Gefepgebung und Juftizverwaltung der Rheinprovinz (Criminalia 
Nr. 47.) Folgendes: 
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ui re 1 von Se; 
45 829 war na ten des Finanz⸗Miniſteriums auf die 
’ im Sefeggeumg — wc in Betreff der Feftfegung einer 
Igen , prer 3 elung iefe Rü ch agnahme auf dem Halm ſtehender 
pur Mt * ber 8 emo 5% und D 893 be einem Berichte des Staats -Pro- 
af „hfarst rt . Zıali 1 atigt. Sie gründete ſich darauf, daß 
Ai 6 N vr code de procedure eivile, welder fi in part. I. livre V. 
a N) M deẽ ⸗ccutã s befinde, und dahin lautet: 


im Sei les saisıe = er “ie de fait, empecheraient l’etablissement du gardien, 

gene VI ws Io nt!e © == zaient et detourneraient des effets saisis, 
gs oursım = wis conformement au Code d’instruction 
gro 5 


& 

rim in BetoK gung desjenigen „qui enleverait et detournerait des 
. e eier - in dem in Bezug genommenen Strafgefeße jedoch 
ralenne > xafe nicht aufzufinden fei. Das Juftig⸗ Minifterium 
geb, #_333 den Revifions- und Kaffationshof zur Erftattung 
n. Sir ger! aber die Frage auf: 

in zu De Strafendes Verbrechen oder Vergehen fei, wenn bei einer 
e 8 der Gepfaͤndete, der zum Hüter der gepfändeten Ge— 
Rowog pettllt wird, oder ein Anderer für ihn, ohne weitere Thät- 
en zielt SS egenftände bei Seite zu ſchaffen fucht, — und wie eine 
rate plug zu beftrafen ſei.“ 


fiond Do onzuſehen; 

no ein dem zweiten Saätze des Artifel 600. entfprechendes 

2%) var argeleb nicht vorhanden fei; 
ie es zwedmäßig erjcheine, die ſonach vorhandene Lüde in ber 

3), da ſebgebung auszufüllen; und 
== den hiernächſt in der Kabinetsordre vom 11. Dezember 1833 
A) z ngeführten Perfonen in dem zu erlafjenden Gefege Strafen anzu» 

rohen feien. 

j — überreichte der genannte Gerichtshof einen Entwurf des zu er— 
Glei es, welcher ſodann auch die Allerhöchfte Genehmigung am 11. Der 
kaffenpen 8 echielt. — Die für die Rheinprovinz allein erlaſſene Kabinetsordre 
zember 18 aus deren Ueberſchrift und deren Eingange ergiebt, den Fall der Ver— 
fest, wie 1 erichtlichen Pfändung beweglicher Sachen, jowie auch der auf dem 
der 9 rüchte voraus. Died ergiebt nächft dem Mortinhalte derfelben 
Halm ‚fe EN etragene Entftehungsgejcbichte, und es ift in dieſer Beziehung nur noch 
auch die PO aus den oben bezeichneten Juſtig- Minifterial-Aften feine Andeu— 
anzumerfent, en ift, daß auch ein Strafgefeg zur Verhütung der Vereitelung ver 
lege erfolgten Beichlagnahme von Aftivforderungen des Suld- 
auf ae enbig erachtet, oder bei des Könige Majeftät beantragt worden fei. 
x z per Berathung des Strafgefepbuches ift bezüglih auf den $. 272. des 
Be buches und zwar bezüglich auf . 551. des Entwurfs von 1833 und 
errt * "Entwurfs von 1836 angeführt, daß die entſprechende Vorſchrift 
des $- 7 pinetöordre vom 11. Dezember 1833 entnommen worden jei, und es 
aus der Ka Gntwoüiefe im Folge defien ausprüdlih von beweglichen Saden 
pre — yon 1836 faßt die hierauf gegründete Strafandrohung im $. 675. 


er - 
ec N. Yon der Obrigfeit gepfänbete ober in Befchlag genommene 
bewegliche Sache aus u. Abficht der Beichlagnahme. ent: 
zieht, wird mit Gefängniß von 6 Wochen bis 2 Jahren beftraft. 
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Die Entwürfe von 1843 und 1845 dagegen enthalten im $. 496. unb 
$. 321, nachftehende Borjchrift an Stelle der vorigen: 
„Wer feine von der Obrigfeit gepfändete oder in Beſchlag genommene 
Sache vorfäglich der Beichlagnahme entzieht, wird mit Gefängniß ober 
mit Steafarbeit bis zu zwei Jahren beftraft.* 

$. 337. des Entwurfes von 1847 faßt die betreffende Strafandrohung dahin: 

„Wer Sahen, welche durch die Obrigkeit, oder Durch bie zufländigen 
Behörden oder Beamten gegen ihm gepfändet, ober in Beſchlag ge: 
nommen find, vorfäglich zerftört, —“ oder bei Seite f ff 
F er Gefängnig oder mit Strafarbeit bis zu zwei Jahren zu be= 
rafen. * 

„Der Ehegatte des Gepfändeten, defien Verwandte oder Berfchwä- 
gerte in auf: und abfteigenver Linie, welche fich diefer Handlung fchul- 
dig machen, werben mit der nämlichen Strafe belegt.” 

In den Motiven ift beigebracht, daß $. 337. übereinftimme mit $. 496. des 
Entwurfes von 1843, nur mit unbedeutenden Aenderungen in der Faffung und mit 
einer durch praktifche Nüdfichten gebotenen Ausdehnung des gegenwärtigen $. 337. 
auf gewiſſe nahe Angehörige des Gepfändeten. 

Die Motive zu dem Entwurfe endlich, welche der Redaction des Straf: 
gefegbuches $. 272. zum Grunde liegen, befagen ad $. 251. wiederum: 

„daß in diefem Entwurfe der Inhalt des $. 337. des früheren Entwur⸗ 
fes mit unbebeutenden Aenderungen in der Saflung, und mit einer 
durch praftifche Rüdfichten gebotenen Ausbehnung der früheren Bor: 
ſchriften auf Perſonen, welche im Intereſſe des fändeten handeln, 
wiedergegeben fei. * 

Wie die KRammerverhaudlungen ergeben, ift der Entwurf nur in Betreff 
des Strafmaßes einer Aenderung unterworfen worden, im Webrigen aber ohne 
ar ‚Bemerkung genehmigt worden, und fomit ald $. 272. im Strafgeſetzbuche 
erfchienen. 

Es ſcheint nun alfo zugegeben werden zu müffen, daß die Kabinetsordre 
vom 11. Dezember 1833 unter „beweglichen Sachen“ nur „körperlich beweg— 
lihe Sachen” verftanden habe, und demnach auf die Beichlagnahme von Aktiv: 
forderungen des Schuldners nicht ausgedehnt werden könne; daraus allein, und 
jelbft in Verbindung mit dem Umftanvde, daß jene Kabinetdordre die Grundlage zu 
den im $. 551. des Entwurfes von 1833 und den im $. 675. des Entwurfes von 
1836 gegebenen Beftimmungen enthält, kann jedoch nicht gefolgert werben, daß 
— auch die Vorſchrift des 8. 272. des Strafgeſetzbuches auf die Vereitelung 
der Beſchlagnahme von Activis nicht zu beziehen ſei. Einer ſolchen Folgerung 
dürfte entgegenſtehen, zunächſſt, daß es zufolge der in den Rheinlanden geltenden 
Eivilproged- rdnung einer Strafandrohung für die BVereitelung der Beichlagnahme 
von Aktivforderungen nicht bedurfte, 

— Code de procedure eivile: P. I. Liv. V. Tit. VII des saisies, 

o executions — 

mwährend eine folche in der Preußifchen Gefeggebung für nöthig erachtet worden, 
und auch in dem Titel 24. U. ©. D. 8. 101. wirklich enthalten iſt; — ferner, 
daß die oben mitgetheilte Entftehungsgefchichte des 8. 272. des ey rg te 
deutlich zu erkennen giebt, daß dabei eine unveränderte Aufnahme der In der Kas 
binetsorbre vom 14. Dezember 1833 enthaltenen Vorfchrift gar nicht beabfichtigt 
war, wie fich, abgejehen von ven abweichenden Faſſungen der verfchledenen Ent- 
würfe, ſchon daraus ergiebt, daß felbft $. 675. des Emtwurfes von 1836 in wefent- 
lihen Punkten, z. B. der Strafandrobung gegen andere Perfonen, außer dem Ger 
pfändeten, von dem Inhalte der Kabinetsordre abweiht; — endlich, daß die 
Kabinetsordre ſich lediglich auf bewegliche gepfändete Sachen, ber $. 272. des 
Strafgejegbuches aber omohl, wie die demfelben Eorrefpondirenden Paragraphen 
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der Entwürfe von 1843, 1845 und 1847, auf Sachen im Allgemeinen bezieht. 
Mit Rüdficht Def wird zwar zugegeben werben müffen, daß, wenn auch $. 272 
bes Strafgefegbuches urfprünglich in der mehrermähnten Kabineisordre feine Grund- 

ge hat, derfelbe doch nicht allein in dem Inhalte diefer Ordre feine Er- 
klaͤrung erhalten kann. 

Bezüglich auf die vorliegende Frage erjcheint von befonderer Erheblichkeit 
bie zwifchen Ter Kabinetsordre und dem $. 272. beftehende Differenz, daß jene ihre 
Wirkfamleit auf körperliche, bewegliche Sachen und auf dem Halme ftehende 
Früchte befchränft, diefer feine Anwendung unter Weglaffung folcher Früchte allge 
mein auf Sachen, welche gegen einen Schuldner gepfändet, oder in Befchlag ge 
nommen worden, ausdehnt. Welche Gründe bei der Gefeßgebung zu dieſer Abınei- 
Kung von der Kabinetsordre vorgelegen haben und geltend gemacht worben, ift 
nicht zu ermitteln; die Abweichung felbft findet ſich jedoch ſchon in dem Ent» 
mwurfe von 1843 und demnächft auch in den folgenden Entwürfen. Die dem Ent» 
mwurfe von 1843 etwa unterliegenden befonderen Motive find nicht mitgetheilt, und 
in dem von den Provinzialsfandtagen über mehrere Punkte dieſes Entwurfes er- 
ftatteten Gutachten ift der vorliegenden Brage feine Erwähnung gethan. Die Mo- 
tive der fpäteren Entwürfe ** ſich lediglich auf $. 496. des Entwurfes von 
1843. Man wird daher bei diefer Lage der Sache die Erklärung des $. 272. des 
Strafgefegbuches aus dem Wortfinn deffelben fuchen und finden müffen. Iſt dies 
richtig, fo ergiebt fich, daß der $. 272. des Strafgefegbuches eine Strafe gegen den- 
jenigen audroht, welcher in Befchlag genommene Sachen vorfäglich ganz oder theil- 
weiſe der Beichlagnahme entzieht; mögen diefe Sachen zu den beweglichen oder den 
unbeweglichen, zu den biens meubles ou immeubles gehören, und daß diefer Para: 
graph infofern auch die auf dem Halm ftehenden Früchte, deren die Kabinetsorbre 
ausprüdlich, $. 272. aber gar nicht erwähnt, mit umfaßt, und welche Artikel 520. 
des Code eivil zu den immeubles rechnet. Daß aber der allgemeine Begriff 
„Sache“ fowohl nad dem Landrechte ald nach dem Code civil auch Aftivforde- 
—* in ſich ſchließt, dürfte zufolge 88. 1. 2. 7. Tit. 2 Thl. I. Landr., Art. 529. 
Code eivil, nicht bezweifelt werden können, und demnach ver $. 272. des Straf: 
geiegbuches auch auf die Befchlagnahme von Aftivforderungen bezogen werben 
müflen. Es wird zur Widerlegung diefer Annahme eine Bezugnahme auf die im 
$. 272. unter 1. 2. 3. enthaltenen WBorfchriften nicht dienen fönnen, denn wenn 
diefelben auch den Ehegatten, Verwandten, Berfchwägerten des Gepfändeten, den 
beftellten Hütern oder dritten PBerfonen Strafen androhen, fo folgt daraus doch 
nur, daß auch diefe Perfonen in den Fällen, wo ihnen überhaupt die Bereitelun 
einer Beichlagnahme möglich iſt, und wirklich von ihnen verübt worden, mit Strafe 
belegt werben follen, keinesweges aber, daß auch der erequirte Schuldner ſelbſt aus— 
fchtießlich in den Fällen dem Strafgefege verfallen fein folle, in welchen jene Ber: 
fonen fi ftraffällig machen können. Ebenfowenig wird behauptet werben können, 
daß «6 re auf Aktiva der MWorfchrift des 8. 272. nicht bevürfe, denn wenn 
auch zuzugeben ift, daß diefer Satz bezüglich auf die in der Rheinprovinz geltende 
Givilgefeggebung richtig fei, fo findet derjelbe Doch in der Preußifchen — 
der Älteren Provinzen feine Beſtätigung. Aus der Vorſchrift des $. 101. Tit. 24. 
P. O. ift zu erſehen, daß mit der Befchlagnahme die Abnahme des über das 
Aftivum fprechenden Dokumentes nicht nothwendig verbunden ift, folche vielmehr 
auch erft nach erfolgter Befchlagnahme erfolgen fann, obgleich erft durch diefe Ab- 
nahme dem Schulpner die Dispofition über das Inftrument und die durch felbiges 
begründete Forderung unmöglich gemacht wird. Die Praris ftellt heraus, daß in 
vielen Fällen zwifchen der Beſchlagnahme und der zone Inſtruments ein 
nicht umbebeutender Zeitraum abläuft, während deſſen der Schuldner fi in ber 
Lage befindet, die Befchlagnahme vereiteln zu können. Zwar würde ein folcher 
Schuldner der Iandrechtlihen Strafe des Betruges wegen diefer Bereitelung ver: 
fallen, allein die diesfällige Strafbeftimmung befteht me Art. II. des Geſetzes vom 
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44. April 1851 nicht mehr, und es liegt fein Grund vor, zu bezweifeln, daß gerade 
$. 272. des Strafgefegbuches tie entftandene Lüde ausfüllen folle. 

Der jegt zur Entſcheidung des Plenumd des Senats für Strafſachen ‚ger 
wiejene Fall war der, daß dem Sattler Meißner im Wege gerichtliher Seques 
ftration die Verfügung über die Revenüen feines Haufes und Annahme derfelben 
unterfagt worden war, er aber gleichwohl 1 Thaler Draufgeld von einem neuen 
Miether gefordert und erhalten hatte. Im erfter Anftanz aus $. 272. beftraft, war 
er in Appellatorio freigefprochen, und zwar im Wefentlichen aus den oben im Eingange 
angeführten Gründen. Auf die Nichtigkeitsbeichwerde des Ober-Staatsanwalts führte 
der General-Staatsanwalt bei der Verhandlung vor dem Plenum Folgendes aus: 

Vorausgefegt, daß es rechtlich möglich ift, eine Forderung, nachdem fie 
wirflih in Beſchlag genommen ift, diefer Befchlagnahme zu entziehen, würde Durch 
eine jolche Bereitelung der Befchlagnahme nach den Worten und nad dem Sinne 
des Geſetzes unter dafjelbe fallen: nad den Worten, weil nah $. 1. Tit. 2. 
Th. 1. Allgemeines Landrecht Sache Alles heißt, was Gegenftand eines Rech— 
ted oder einer Verbindlichkeit fein kann, und weil nach $. 7. ibid. insbefondere 
Rechte — wozu Doch auch Forderungsrechte gehören — als Saden — nämlidh 
als bewegliche Sachen — angefehen werden; nach dem Sinne des Geſetzes aber, 
weil gar fein Grund abzuſehen ift, weshalb die Bereitelung einer Beichlagnahme 
weniger ftrafbar fein follte, wenn fie in Beziehung auf eine Forderung, ald wenn 
fie in Beziehung auf einen anderen Gegenſtand des Bermögensrechts begangen wirb. 
It ed nun aber rechtlich möglich, eine in Beſchlag genommene Forderung der Be: 
ſchlagnahme zu entziehen? Nach Rheinifcbem Rechte nicht; denn nach den Beftim- 
mungen defjelben fann die Beichlagnahme einer Forderung nur dadurch gefchehen, 
daß in die Hände des Schuldnerd des Grequendus Arreft angelegt wird. Mit 
dieſem Afte beginnt die Beichlagnahme, ohne ihn ift fie gar nicht vorhanden. Iſt 
aber die Arreftanlegung in die Hände des Schuldners erholgt, jo ift nicht nur Die 
Zahlung, welche des Arreftes ungeachtet an den Grequendus gejchieht, dem Ereku— 
tiondfucher gegenüber ungültig ( Vürgerliches Gejegbuch Art. 1242.), fondern es 
ift dem Erequendus überhaupt Die Möglichkeit entzogen, über die * eine 
Verfügung zu treffen, welche ver Beſchlagnahme präfudiziren könnte (Art. 1298.); 
namentlich würde bei der Strenge und Konſequenz, womit das Rheinische Recht 
den Grundſatz durchführt, Daß Niemand mehr Rechte übertragen fann, als er felbft 
hat, die Seitens des Grequendus bewirkte Gejfion der Forderung an einen Dritten 
in gutem Glauben die Wirfung der Befchlagnahme dennoch nicht vereiteln. Was 
das Altländifche Recht betrifft, fo jchreibt die A. G. O. Th. I. Fit. 24. 8. 101. 
vor, daß, wenn es ſich davon handelt, Aktivforderungen eines Erequendus in Be- 
ſchlag zu nehmen, ein Inhibitorium an den Schuldner deffelben erlaffen, hiervon 
dem Grequendus Nachricht gegeben und diefem anbefohlen werden foll, ſich aller 
Geifion, Berpfändung oder anderweiten Dispofition über die in Beichlag genomme— 
nen Kapitalien, bei Vermeidung der in den peinlichen Rechten verordneten Strafe 
des Betruges zu enthalten. Daß dieſe legteren Worte fein felbftftändiges Strafs 
gefeg enthalten, jondern den Erequendus nur darauf aufmerkfam machen follen, er 
werde fich nach den beftehenden Gefegen ftrafbar machen, daß es daher gegenwär- 
tig darauf anfommt, ob nach dem jet geltenden Strafgefegbuche die Zuwiderhand⸗ 
lung ftrafbar fei, bedarf Feiner weiteren Ausführung. Der $. 272. des Strafgefeg- 
buches erfordert nun, daß die Sache der Beſchlagnahme entzogen ſei. Nach der 
Zuftellung des Inhibitoriums ift die Zahlung, welche unter Nichtbeachtung deflel- 
ben von dem Schuldner des Grequendus an diefen geleiftet wird, zufolge der aus— 
drüdlichen Beitimmung des $. 101. eit. dem Ereutionsjucher gegenüber ungültig, 
durch Annahme der Zahlung fann alfo der Erequendus das Aftivum nicht mehr 
der Beichlagnahme entziehen. — Mit Unrecht nimmt der Ober-Staatsanwalt zu N. 
im vorliegenden Falle an, die Forderung fei dann der Befchlagnahme entgegen, 
wenn der Schuldner des Exequendus unfäbia fei. die Zahlung nochmals au leiften 
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Diefer rein zufällige, faktifche Moment kommt nicht in Betracht, da die Forderung 
nach wie vor mit dem Arrefte beftridt, aljo der Beſchlagnahme nicht entzogen ift, 
die ungültig geleiftete Zahlung, dem. Erefutionsfucher gegenüber, rechtlich eben jo 
unerheblich ik ald wenn der Schuldner irgend «ine andere Zahlung geleiftet hätte 
und dadurch infolvent geworden wäre. Allein auf andere Weife ald durch Ans 
nahme der Zahlung fann auch nad Zuftellung der Inhibitorii die Befchlagnahme 
vereitelt werden. In Anjehung der hypothekariſch eingetragenen Forderungen jagt 
der 8. 234. der Hypothefen-Ordnung Tit. 2. ausprüdlich: „Geſchieht ſolches (wer 
Bermerf im Hypotbetenbuche ) nicht, und der Arreftat finder Mittel, des bei dem 
Schuldner angelegten Arreftes obnerachtet, über die Forderung mittelft Eeffion oder 
Berpfändung zu disponiren, jo ift der Arreft dem Dritten, welcher ſich jolchergeftalt 
bona fide mit ihm eingelaſſen hat, nicht nachtheilig.“ Das Nämliche gilt aber auch 
nad) den Grundjägen des A. X R,, und insbejondere nady den Beftimmungen der 
88. 23. 25. Tht. I, Tier. 10, 88. 395—397. Thl. 1 Zit. 14., in Verbindung mit 
88. 813. und B1A. des A. L. R. Thl. II. Tit. 8. bei allen auch nicht hypotheka— 
riſch eingetragenen Aktiven, über welche ein Schulpdofument eriftirt. Selbit nach— 
dem eine joldye Forderung cedirt, verpfändet oder mit Arreſt beſtrickt ift, wird Doch 
derjenige das Eigenthum derſelben erlangen, welchem fie ſpäter cedirt worden ift, 
wenn zugleich die Mebergabe des Schulddokuments an ihn erfolgt. Nach Altländis 
ſchem Recht iſt es demnach allerdings möglich, ein in Beſchlag genommenes Aktivum, 
jelbft nad) Zuftellung des Inhibitoriums an den Schuloner des Erequendus, der 
Beſchlagnahme zu entziehen. Dafür, daß der 8. 272. des Strafgefegbuches gleich- 
wohl nicht anwendbar jei, kann nicht angeführt werden, daß die für die Rheinpros 
vinz ergangene Kabinetsordre vom 11. Dezember 1833, vie Quelle des $. 272, 
nur von der Bereitelung der Pfändung beweglicher förperliher Sachen fprict. 
Denn dieſe Berorpnung wurde nur deshalb jo beſchränkt erlaffen, weil ſich nur in 
Anfehung der Pfändung körperlicher Sachen eine Yüde gezeigt hatte, indem 
Aktivforderungen nad) Pheiniichem Rechte der Beichlagnahme nicht entzogen wers 
den konnten, Als nun aber ein Strafgeſetzbuch für die ganze Monarchie erlaſſen 
wurde, fonnte diejer bloß für das Gebiet des Rheinischen Rechts geltende Geſichts— 
punkt nicht maaßgebend bleiben. Der Strafbeftimmung mußte eine weitere Aus» 
dehnung gegeben werben, und dies ift — bewußt oder unbewußt — gefchehen, ins 
dem ein auch die Aktivrorderumgen umfafiender Ausdruck gewählt worden ift. — 
Wenn, was für die entgegengejepte Anficht noch hervorgehoben wird, der Ehegatte 
und die Berwandten der Gepfündeten, Der Hüter und der Dritte, deren der zweite 
Abſatz des. $. 272. bejonders erwähnt, Aktivforderungen — wenigſtens ſolche, die 
nicht auf jeden Inhaber lauten — der Beſchlagnahme nicht entziehen können, fo 
folgt daraus doch nur, daß fie ſich auf diefe Weife nicht ftrafbar machen können, 
nicht aber, daß auch der Gepfändete, welcher dazu allerdings im Stande ift, diefe 
—— ſtraflos follte verüben dürfen. Hiernach hat das angegriffene Urtheil 
den $. 272. verlegt, indem ed aus dem Grunde, weil derjelbe auf Aktivforderungen 
überhaupt nicht zu beziehen fei, den Angeklagten freigefprochen hat. Dieſe Ber: 
legung würde nach der biöherigen Ausführung felbft dann vorliegen, wenn, wie 
das Appellationsurtheil annimmt, die Zuftellung des Inhibitoriums an den Schuld: 
ner des Erequendus die conditio sine qua non. wäre, ohne welche die Bejchlag- 
nahme als nicht eriftirend zu betrachten fein würde. Allein auch dieje Voraus: 
fegung ‚dürfte jich bei näherer Prüfung als nicht richtig erweifen. Allerdings fagt 
der. 8. 101. der. A. ©. ©. Thl. 1. Tit. 24., daß, wenn ein Attivum Gegenftand 
der Erefution fein foll, zweierlei zu veranlaffen ift: 1) Das Anbibitorium an den 
Schuldner des. Erequendus, 2) We Benachrichtigung des Erequendus von der Ers 
laſſung des Inhibitorii und der Befehl, fich aller Geifion, Verpfändung oder anders 
weitigen Dispofition zu enthalten. ‚Damit der Beichlagnahme ihre möglichft volle 
nn gefichert werde, damit namentlic an den. Erequendus nicht —— 
werden könne, iſt freilich das Inhibitorium weſentlich. Allein damit dem Erequen⸗ 
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dus gegenüber die Beichlagnahme eriftire, muß es genügen, daß ihm das Verbot 
jeder Verfügung über das Aktivum zugeftellt worden fei. Nähme man dies nicht an, 
fo würde ed auch nicht hinreichen, daß die Zuftellung des Inhibitorii verfügt wäre, 
jondern fie müßte wirflich erfolgt fein. Ein zufälliged Hinderniß, welches dieſelbe 
erführe, oder die Unmöglichkeit, die Infinuation zur Ausführung zu bringen, würde 
auch dem Erequendus gegenüber die Beichlagnahme unwirkſam machen, während 
doch dasjenige, was das Geſetz in Beziehung auf ihn vorfchreibt, gefchehen, das 
Berbot der Verfügung erlaffen, und fein Grund erfichtlich ift, feine Strafbarfeit 
von Thatfachen abhängig zu machen, die ihm fremd, für feine Schulbbarfeit ohne 
Bedeutung find. Muß man demnad annehmen, daß die Beichlagnahme dem Ere> 
quendus gegenüber ihre gefegliche Eriftenz dur die an ihn geichehene‘ Erlaſſung 
des Berfügungsverboted hat, fo wird das in Beſchlag genommene Aktivum ber 
Beihlagnahme allemal entzogen, wenn der Schuldner, dem das Inhibitorium nicht 
zugeftellt ift, dem Erequendus Zahlung leiftet, denn alsdann ift der Schuldner 
gültig liberirt und die Befchlagnahme hat ihre Wirkung verloren. Es ift alfo aus 
diefem ferneren Grunde die Annahme des Appellationsurtheild unrichtig, daß eine 
in Befchlag genommene Forderung der Beſchlagnahme nicht entzogen werben könne. 

Das Ober-Tribunal hat hierauf am 31. März 1856 das Appellationsurtel 
vernichtet, und zwar aus folgenden Gründen: 

In Erwägung, daß die für die Rheinprovinz erlaffene Kabinetsordre vom 
11. Dezember 1833 (Geſetzſamml ©. 296.) — dem im Eingange derfelben anges 
—— Zwecke, eine durch den Inhalt des Art. 600. der —8 Civilprozeß⸗ 

ronung fuͤhlbar gewordene Luͤcke im Rheiniſchen Strafgeſetzbuche auszufüllen, ges 

maͤß — nur gerichtlich gepfändete bewegliche Sachen und auf dem Halm ſtehende 
Früchte im Auge hat, und nur für Handlungen, durch weldye die forperlihen 
Saden der Beichlagnahme entzogen werben, eine Strafe androht; daß es bei einem 
nur für die Rheinprovinzen erlaſſenen Gefege um fo natürlicher war, Ne in dies 
fen Schranfen zu halten, da-cine nach derartigen Gefegen gehörig verhängte Befchlag- 
nahme von ge durch Handlungen folder Serfonen, wie die Kabinets- 
Ordre gedenkt, rechtlich nicht vereitelt werben kann; 

in Erwägung, daß legtered aber in denjenigen Lanbestheilen, in weldhen 
das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts-Ordnung gelten, ſich anders 
verhält, indem 3. B. mit Bejchlag belegte Hypothefenforberungen, ß lange die dar⸗ 
über lautenden Hypothekendokumente noch nicht in Folge der Beſchlagnahme nach 
$. 101, Th. 1. Tit. 24. der Allgemeinen GerichtdsDrdnung in das gerichtliche Der 
pofitorium abgeliefert find, von deren Inhaber, wenn er die verhängte Beichlag- 
nahme verfchweigt, einem redlichen Dritten noch mit voller Wirkung Rechten sebirt 
werden fönnen, weshalb denn auch der vorangeführte $. 101. ——— daß bei 
Verhaͤngung der Beſchlagnahme einer Aktivforderung dem Inhaber derſelben, dem 
Exequendus, jede Dispolition über biefelbe bei Vermeidung der in den peinlichen 
Gefegen verorbneten Strafe des Betruges unterfagt werben fol; 

in Erwägung, daß es daher bei Erlaß des für fämmtliche Lanbestheile bes 
flimmten Strafgejegbuches nahe lag, alle durch die zuftändigen Behörben verhängte 
Beichlagnahmen nicht bloß durch die über Förperlihe Sachen, fondern auch bie 
über Aftivforderungen verhängte durch einerlei Strafgefege zu fichern, und dadurch 
die im angeführten $. 101. für jeden einzelnen Fall der Beichlagnahme einer Altiv⸗ 
forderung vorgefchriebene Androhung der Strafe des Betruges zu befeitigen, zumal 
da die Beitimmungen des Strafgefegbuches über den Betrug erhebliche Zweifel 
erregen mußten, ob jolche fpezielle Strafandrohung die demnächitige Anwendung der 
Betrugsftrafe des Strafgeiegbuches in allen Fällm rechtfertigen werde; 

in Erwägung, dab der allerdings im Allgemeinen der Kabinetsordre vom 
11. Dezember 1833 nachgebilvete $. 272. doch, was fchon in den Entwürfen feit 
1843 gefchehen, die einjchränfende Fafjung der Kabinetsorbre verlaffen hat, indem 
er nicht bloß von „gepfändeten beweglichen Sachen und auf dem Halm ftehenden 
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Meber die Unterbrechung der Verjährung 
durch 
ein adminiftratived Strafverfahren. 


Der $. 48. des Strafgefegbuches ſchreibt vor: 

Jeder Antrag und jede fonftige Handlung der Staatsanwaltfchaft, 
jo wie jeder Beſchluß und jede fonftige Handlung des Richters, welche 
die Eröffnung, Fortjegung oder die Beendigung der Unterſuchung ober 
die Verhaftung des Angefchuldigten betrifft, unterbricht die Verjährung. 

Die erfte Abtheilung des Senats für Strafjachen beim Ober-Tribunal bat 
in der Unterfuchungsjache wider den Gutsbefiger Ballant angenommen, daß nach 
Artikel 136. des‘ Gejeges vom 3. Mai 1852 das adminiftrative Unter: 
fuhungsverfahren die Natur eines Strafverfahrens hat, das auf die Provo- 
fation des Angeklagten einzuleitende gerichtliche Verfahren nur eine Fortjegung des 
Adminiftrativverfahrend ift, und der Beichluß der Steuerbehörde wegen Einleitung 
einer Unterſuchung daher in Beziehung auf die Unterbrechung der Verjährung dies 
jelbe Wirkung haben muß, welche im $. 48. des Strafgefegbuches dem Beichluffe 
des Nichterd in dieſer Beziehung beigelegt it. We hat daher sub Nr. 159. des 
Präjudizienbuches ven Rechtsſatz eintragen laffen: 

In Steuerfachen wird die Verjährung jchon durch die Einleitung des 
abminiftrativen Strafverfahrens unterbrochen. 

Diefer Grundfag ift neuerlich, beſonders mit Nüdficht auf die Entftehungs- 
geſchichte des $. 48. ') zweifelhaft geworden, und es ift deshalb die Frage in einer 
neueren zur Entſcheidung gelangten Unterfuhung wegen Steuerdefraudation zur 
Entſcheidung an das Plenum des Senats für Strafſachen gewiejen. 

Die zu entfcheidende Frage war aljo die: 

Wird in Steuerſachen die Verjährung jchon durch die Einleitung des 
abminiftrativen Strafverfahrene — Art. 136. des Geſetzes vom 3. Mai 
1852 — unterbrochen, 


oder 
erfolgt eine folche Unterbrechung der Verjährung auch in Steuerfachen 
erft Durch den Antrag und jede fonftige — der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, durch jeden Beſchluß und jede ſonſtige Handlung des Richters, 
welche die Eröffnung, Fortſetzung oder die Beendigung der Unterſuchung 
oder die Verhaftung des Angellagten betrifft. 
Für die erftere Alternative, aljo für die bisher befolgte Meinung, werden 
folgende Gründe geltend gemacht: 
Wie die Ertinctivverjährung der Civilklagen, jo fegt auch die Verjährung 
in Strafſachen die fortgefegte Nichtausübung eines vorhandenen Rechtes auf gericht: 
liche Verfolgung eines Rechtes voraus. Sie wird daher unterbrochen durch den 
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Beginn der gerichtlichen Verfolgung. Kür Givilfachen .» der Zeitpunkt dieſes 

Beginnes nad) dem Ausdrude im Allgemeinen Landrechte Theil I. Titel 9. 88. 551. ff.: 
„Der Augenblid der Anmeldung der Klage bei dem Richter”, 

für Kriminalfahen war es nach der Kriminal» Ordnung $$. 597. 598. der Zeit- 

punft, wo dad Verbrechen resp. auch die Perfon des Thäters zur Wiffenfchaft des 

(nad $. 2. von Amtswegen zur Verfolgung berufenen) „Richter6” gelangt war. 

So lange aber anderen Behörden, als den Gerichten, für gewiſſe Ange: 
legenheiten die ganze Jurisdiftion beigelegt war, alfo bis zum Grlafie der Ver— 
ordnung vom 26. Dezember 1808 wegen verbefierter Einrichtung der Provinzial- 
Polizei» und Finanzbehörden, in welcher der g. 14. lautet: 

die den Landes⸗Polizei- und Finanzbehörden zeither übertragen geweſene 
Rechtspflege geht ohne Ausnahme zu den fümpetenten Gerichten über. 
Die Kammer » Juftiz » Deputationen werden daher aufgehoben und die 
Gerichtsbarkeit der Accifer und Zolldireftionen, der Poft-, Geftüts-, Lot⸗ 
teries, Bergwerfs- und Hüttenbehörden hört auf. Die kompetenten Ges 
richte erhalten die ungetheilte Verwaltung des richterlichen Amtes in 
Rüdjicht jämmtlicher Angelegenheiten des Kameral-Reſſorts ohne Aus- 
nahme, fie mögen dazu ſchon * haben oder jetzt erſt gelegt werden, 
es mag dabei auf Entſcheidung eines Civilanſpruches oder einer Contra⸗ 
vention anfommen, Fiskus bei der Sache intereffirt fein, oder nicht. ... 
verftand es fich von felbft, daß der im Allgemeinen Landrechte Theil 1. Titel 9. 
88. 551. ff. und in der Kriminal » Orbnung 86. 597. 598. gebrauchte Ausprud: 
„Richter “ ſich nicht auf die eigentlichen Gerichte befchränfte, fondern in den vor 
dieſe anderen, mit Yurisdiftion befleideten Stellen gewiefenen Civil» und Strafs 
fachen gerade auf diefe Stellen fich bezog. Es ift alfo die mit der Jurisdiftion 
bekleidete Obrigkeit, bei welcher die Verfolgung begonnen haben muß, damit bie 
Verjährung unterbrochen werde. 

Statt daß früher den Kammer-Auftiz-Deputationen, den Acciſe- und Zoll 
Direktionen in den an fie gewiefenen Kontraventionsfachen die ganze Jurisdittion 
beigelegt war, jo daß fie in ſoweit wirkliche Juſtizbehörden genannt werden fonnten, 
verordnete nun der $. 45. der angezogenen Verordnung vom 26. Dezember 1808: 

Bei Kontraventionen gegen Finanz= und Polizei- und anderen zum Reffort 
der Regierungen gehörige Gefege, ingleichen bei Defraudationen landes— 
herrlicher, den Segierungen zur Verwaltung übergebener Gefälle und 
nupbarer Regalien find die Regierungen berechtigt, nach einer ſummari— 
[hen Unterfuchung die Sache durch eine Reſolution zu entfcheiden, auch 
die feftgefegte Strafe vollftreden zu laſſen, wenn der Beichuldigte nicht 
binnen zehn Tagen nach Empfang der NRefolution auf förmliches recht- 
liches Gehör und Erkenntniß bei dem kompetenten Obergericht anträgt. 
Geſchieht aber diefes, jo geben die Regierungen fogleich die Akten an das 
Landes - Juftiz- Kollegium zur weiteren rechtlichen Einleitung ab. 

Diefe Beftimmung ift fpäter faft wörtlich in den Anhang zur Allgemeinen 
Gerichts - Ordnung — $. 243. — übergegangen. Demnächſt ift im 88. 33. 34. 
und 35. des Zollftrafgefeges vom 23. Januar 1838 verorbnet: 

$. 33. Die Unterfuchung und Entfcheidung fteht in den Fällen, wo 
eine Freiheitsftrafe unmittelbar ftattfindet, oder beim Zufammentreffen mit 
anderen Verbrechen den Gerichten, und in den Fällen, wo es nur auf 
eine Orbnungsftrafe anfommt, der Zoll: und Steuerbehörde ausfchließlich- 
zu. In den übrigen Fällen wird die Unterfuchung von den Haupt-Zoll- und 
Steueremtern geführt und darauf im Berwaltungswege, wenn die gejeß- 
liche Geldſtrafe und der Werth des der Konfisfation unterliegenden Gegen» 
ftand e8 zufammengenommen funfzig Thaler nicht überfteigt, von den genann= 
ten Aemtern, Kon aber von den Sropinziaf = Zollbehörben entſchieden. 
Letztere kann jedoch, ſo lange noch kein Strafbeſcheid erlaſſen worden iſt, 
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die Verweifung der Sache zum gerichtlihen Verfahren verfügen, und 
ebenfo der Angefchuldigte während der Unterfuchung bei der Zoll» und 
Steuerbehörde, und binnen zchn Tagen präflufivifcher Frift nach —* 
nung des von legterer erlaſſenen Sirafbeſcheides auf rechtliches Gehör 
antragen. Der Strafbefcheid wird alddann als nicht ergangen angefehen. 

$. 34. Die Berufung auf rechtliched Gehör ift bei dem Haupt: 
Zoll = und Steueramte anzumelden, bei welchem die Sache anhängig ift. 
Daffelbe veranlaßt hierauf die Einleitung der gerichtlichen Unterfuchun 
zu deren Führung bei einem jeden Haupt» Zoll: und Steueramte ein 
Unterfuchungsrichter anzuftellen ift. 

$. 35. Nach gefchloffener Unterfuchung werden vie Verhandlungen 
dur die Provinzial » Zollbehörde an das fompetente Gericht zur Ent: 
ſcheidung — Kompetent ift in dem Falle, wenn bereits ein Straf- 
befcheid im Verwaltungswege erlafien ift, nur das Obergericht. 

An die Stelle der befonderen Unterfuchungsrichter find nad der Aller 
höchften Kabinetdordre vom 22. Auguft 1848 — Juftiz-Minifterialblatt Seite 313 
— wieder die ordentlichen Gerichte getreten. 

Das Gejeg vom 3. Mai 1852 verorbnet endlich im Artifel 136.: 

In foweit nad den bisherigen Gefegen ein abminiftratived Straf: 
verfahren zuläffig ift, behält es dabei fein Bewenden. Jedoch foll in 
allen Fällen dem Angeſchuldigten das Recht zuftehen, während ber 
— oder während einer zehntägigen präkluſiviſchen Friſt auf 
rechtliche8 Gehör anzuiragen ..... Wenn der Angejchuldigte von dieſer 
Befugniß Gebrauch macht, fo wird in dem Falle, wo ein Strafbejcheid . 
erlaffen ift, das Hauptverfahren eingeleitet, ohne daß es der Einreichung 
einer Anklageichrift bevarf und ohne daß über die Eröffnung der Unter- 
fuhung von dem Gerichte Beichluß gefaßt wird ..... 

So lange noch fein Strafbefcheid erlaffen ift, kann die Berwaltungs- 
behörde in allen Fällen, felbft wenn ed nur auf eine Orbnunftsitrafe 
ankommt, ſich der Entſcheidung enthalten und wegen Einleitung des 
erichtlichen Verfahrens das Erforderliche veranlaffen. 

Alle dieſe im Wejentlicden übereinftimmende Verordnungen vom Jahre 
1808 bis zum Jahre 1852 legen den PVerwaltungsbehörden für Die bezeichneten 
Sachen das Recht, zu „entfcheiden”, alfo eine Zurisdiftion, bei, nur ift diefe nicht 
mehr, wie die früher den Accife- und Zolldireftionen beigelegte, eine unbedingte, 
fondern eine bedingte. Sie hört damit nicht auf, eine Jurisdiftion zu fein. 

Eine nad diefen Verordnungen feit dem Jahre 1809 vor den Berwaltungss 
behörden eingeleitete „jummarifche Unterfuhung“ wegen Zoll: und Gteuervergehen 
unterbrach daher Die Verjährung, und es ift nicht befannt, daß fo die Gerichte eine 
Verjährung der Zoll- und Steuervergehen, wegen deren binnen fünf Jahren dieſes 
abminiftrative Strafverfahren eingeleitet, auf gerichtliche Unterfuchung aber erft nach 
Ablauf von fünf Jahren angetragen worden, auf Grund der Kriminal- Ordnung 
88. 597. 598. und 600. angenommen hätten, wiewohl auch hier immer nur von 
dem „Richter“ die Rede ift. 

Das richtige Verftänpniß diefer Paragraphen blieb ebenfo, wie bei der von 
ihnen im Jahre 1805 vorgefundenen Abzweigung einzelner Theile der Zurispiktion 
von der, den eigentlichen Gerichten zuftehenden allgemeinen Jurispiktion, auch bei 
der jeit dem Jahre 1808 anders regulirten Beftimmung, wieweit andere Behörden 
noch irgendwie eine Jurispiftion ausüben, in Straffachen eine, unter Umftänden 
rechtskräftig werdende Entjcheidung fällen könnten, durch den im lebendigen Rechts- 
bewußtjein gebliebenen Grundgedanken: 

die Berjährung wird durch jeden Beginn der Verfolgung 
vor der mit Jurisdiktion verfehenen Behörde unterbrocden. 
fo lange gefichert, als der Hohe Werth juriftifher Auslegung nicht von der gram- 
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WR 3 PD znebiats Kommijfion ded Staatsrathes zum $. 97. des 
* * — cHes von 1836, welcher, wie die entſprechenden Para⸗ 
ung © — en E — fe von 1830 und 1833 die Verjährung eintreten laffen 
ee — * De — — on —— frift „feine holte 
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s A ee sei sefälb: b „gerich chen Handlung die 
| oe ” efen Paragraphen ftatt gerichtlicher Unterſuchun 
degahrug uch \eenem: = = tliche Unterfuchung, da auch andere —— als 
f Kagt v gie Ä in Einleitung von Unterjuhungen fompetent find, und in 
Se Den rn gleichfalls der im $. 97. ausgefprochene Grundjag, 
nich Ageirang erft von der legten amtlichen Handlung läuft, zur 
108 we und —— muß. Die oben erwähnte Abaͤnderung wurde um 
ymund!” ir Sig erachtet, ald Amtsverbrechen, che fie dem Richter 
jo me * —— werden fönnen, oft eine ſehr weitläuftige und 
ya BT ne . "unterfuchung von Seiten der vorgefegten Dienftbehörbe 
— F vnd eim gleicher Zeitverluft auch dann eintreten fann, wenn 
ee en anfänglich im der zuläjfigen Form einer Unterfudhung auf 
o8 —— Wege eingeleitet worden find, und erſt fpäter aus bejon- 
gtm — 8 „under zur gerichtlichen Anterfuchung und Entjcheidnung verwiejen 
SD iefem Sinne der Staatsrathe - Entwurf von 1843 im $. 99. nun 
p wen. 2. ‚amtliche Unterfuhung — amtliche Handlung“ hatte. 
Die Qusvele war freilich ein ganz neuer Gedanke: 
”. pie amtlihen Berhandlungen jedweder Behörde, auch diejenigen, 
Acqhe Dazu vorgenommen werden, um entweder die Sache vor Die Bes 
Hörde, .. E ei te au können, oder die Sache 
(inar ‚ aljo die Jurisdiktion gar nicht 
en erjährung unterbrechen follen, EUREN 
ig ein unrichtiger edanfe. — 
gewiß Nur diefer unrichtige Gedante iſt bei der nächften Reviſion verworfen, indem 
Entwurf von 1845 aufgenommen ift: 
im den g. 70. Die —— wird unterbrochen, wenn ein gerichtliches 
Verfahren gegen den Angeſchuldigten eingeleitet und demſelben bekannt 


gemacht ift. f f 
. 71. Wenn die Verjährung durch gerichtliches Verfahren unter- 
brochen wird, dieſes Verfahren aber nicht zur rechtskraͤftigen Verurtheilug 
het, fo beginnt eine neue Verjährung mit der legten gerichtlichen 

anvlung, 
* 59 hlerzu Folgendes Nenn: 

und Gegen den Inhalt des $. 99. (Entwurf von 1843) ift nicht ohne Grund 
„ft worden, daß der Ausdrud „amtliche Unterfuchung “ ungenau 
ungenügend ift, weil es hier auf einen beftimmten gerichtlichen 
anfommt .....» Der Ausſpruch, daß zur Unterbrehung der Vers 
jägrung ein gegen ben Angeſchuldigten eingeleitetes und demſelben befannt 
gemachte gerichtliches Verfahren erforderlich fein foll (rebidirter Ent- 
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wurf $. 70.), wird ben. gerechten Erinnerungen gegen das allgemeine 

Wort „amtlich“, welches auch auf polizeiliche Unterfucyung geht, genügen. 
Es ift hier aljo nicht an den Gegenfag zwiſchen einem Strafverfahren vor der mit 
wirflicher, wenn auch bedingter, Surlepittion bekleideten Berwaltungsbehörden einer- 
feit8 und dem Strafverfahren vor Gericht andererfeitd, fondern an den Gegenjag 
zwifchen einem Akte, der in feiner Weiſe ein Akt der Jurispiftion einerfeitd, und 
einem Akte der Jurisdiktion andererfeitd gedacht, fo daß in dem Entwurfe von 1845 
nur ein Zurüdgehen auf den richtigen Grundgebanfen: 

Den Beginn der Verfolgung da, wo Jurispiftion ift, unterbricht die Ver- 

jährung, 
gefunden werben fann. 

Diefem Grundgedanfen war es, feitvem mit der Verordnung vom 17. Juli 

1846 ver Anfang damit gemacht war, die Staatsanwaltichaft als einen integri- 
renden Theil der Gerichte einzuführen, nur entjprechend: daß im Entwurfe von 
1847 ver $. 63., fowie jegt, der $. 48. Str.-Gef.B. dahin gefaßt wurde: 

Jeder Antrag und jede fonftige Handlung des Staatsanwalts, jowie jeder 
Beſchluß und jede fonftige Handlung des Richters, welche die Eröffnung, 
Fortjegung oder Beendigung der Unterfuchung, oder die Verhaftung des 
Angefchuldigten betrifft, unterbricht die Verjährung. 

An den Motiven zu diefem $. 63. ift wiederum — worden: 
Die veränderte Faſſung (gegen $. 99. des Staatsraths-Entwurfes von 1843) 
beruht im Wefentlichen darauf ..... daß die Verjährung nicht durch jedes 
amtliche Einfchreiten als folcyes, fondern durch das gegen den Angefchul: 
digten eröffnete gerichtliche Verfahren unterbrochen wird. Damit ift zugleich 
dem Antrage der Schlefifchen Stände genügt, daß die Unterjuchung erft 
durch das befondere Dekret al8 eingeleitet angeſehen werben jolle, welches 
erflärt, daß und wegen welches Verbrechens der Angefchuldigte zur Unter- 
ſuchung gezogen werde. ’ 
Auch hier ift wieder nur von demfelben Gegenfage, wie in den Motiven 
zum Entwurfe von 1845 die Rede. 
iernach fehlt e8 an jeglichem juriftifchen und felbftredend auch an jedem 
grammatifalifchen Grunde, das Wort „Richter * im $. 48. des Strafgejegbuches 
in einem anderen Sinne geltend zu machen, als in den $$. 597. und 598. der 

Kriminal⸗Ordnung. % , 

Wenn auch der von der Zoll» oder Steuerbehörde erlaffene Strafbefcheid, 
jofern der Angefchulbigte binnen zehn Tagen nad) deſſen Eröffnung auf rechtliches 
Gehör provozirt, nach $. 33. des Zollftrafgefeges vom 23. Januar 1838 als nicht 
ergangen angefehen wird, fo behält doch in diefem Falle die gefchehene Einleitung 
der Unterfuchung bei der Zoll- oder Steuerbehörde nad) $. 34. ebendafelbft in jofern 
ihre Wirkung, ald das Gericht nicht erft darüber, ob genügende Gründe zur Ein- 
leitung einer gerichtlichen Unterfuhung vorhanden find, einen Bejchluß zu faflen 
hat, jondern genöthigt ift, die einmal von der Zolls oder Steuerbehörde eröffnete 
Unterfuhung duch das gerichtlihe Verfahren zum Austrage zu bringen. Diefeg, 
was nad) dem angeführten $. 34. für alle Berufungen auf rechtliched Gehör, auch 
für die vor Erlaß des Strafbefcheides erfolgenden galt, ift für die nach Erlaß 
defjelben erfolgenden im Artikel 136. des Gefeges vom 3. Mai 1852 mit den 


Worten: 
Wenn der Angefchuldigte von dieſer Befugniß Gebrauch macht, jo wird 
in dem Falle, wo ein —— erlaſſen iſt, das Hauptverfahren ein⸗ 
geleitet, ohne daß es der Einreichung einer Anklageſchrift bedarf und 
ohne daß über die Eröffnung der Unterfuchung von dem Gerichte Bes 
ſchluß gefaßt wird, 

befonderd ausgefprodhen und dadurch anerfannt worden, daß das bei der Verwal⸗ 

tunasbehörde einaeleitete Verfahren die Kraft eines Altes der Jurisbiktion behält 
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und das nun beginnende gerichtliche Verfahren nur eine Fortfegung deſſelben ift. 
Und wenngleich jegt nach dem angeführten Artifel 136. das Verfahren von der 
Berwaltungsbehörde nur dann, wenn es bis zum Erlaſſe eines Straͤfbeſcheides 
efommen tft, die Wirkung bat, daß die Einreichung einer Anflagefchrift und eine 
efchlußnahme des Gerichts uͤber Eröffnung der Unterfuchung wegfällt, in anderen 
Fällen diefelbe alfo von dem Gerichte abgelehnt werden kann, fo ift doch hierdurch 
nur das Stadium, als bis zu welchem gelangt die Sache angefehen werben foll, 
verfchieden beftimmt. ft es zum Erlafle des Strafbefcheides gefommen, fo muß 
das Gericht (mit Einfchluß des Staatsanwaltes) die Sache fo weiter behandeln, 
wie eine andere Sache, nachdem die Anklage eingereicht und der im $. 48. der 
Berorbnung vom 3. Januar 1849 gedachte Beſchluß des Gerichtes, die Unterfu: 
hung zu eröffnen, gefaßt worden. Iſt früher auf rechtliches Gehör provozirt wors 
den, jo wird die Sache fo, ald wenn in einer anderen Sache in der Vorunterſu— 
hung jedenfalls der im $. AT. gedachte Befund noch nicht getroffen worden, behandelt 
werben muͤſſen. 

Auch in diefem Falle behält die gefchehene Einleitung des adminiftrativen 
Strafverfahrens die Wirfung, daß durch diefelbe nach age Provokation auf 
rechtliches Gehör Fraft des Geſetzes das Gericht mit der Sache befaßt ift, der 
Staatsanwalt die Einleitung der Sache nicht mehr einfeitig ablehnen kann, vie 
wegen Einleitung des adminiftrativen Strafverfahrend und in demfelben von der 
Berwaltungsbehörde vorgenommenen Handlungen aljo mindeftens die erften Hand» 
lungen des Staatsanwaltes vertreten, welche nach $. 48. des Strafgefegbuches die 
Verjährung unterbrehen. Das adminiftrative Strafverfahren behält aljo die Wir— 
fung einer, wenn nicht vom Gerichte begonnenen, doch mindeftend vom Staats: 
anwalte vorbereiteten Borunterfuchung, und dofumentirt ſich auf diefe Weife noch 
immer als ein Aft der Jurisdiktion, welche legtere jedoch fehon in einem frühen 
Stadium von der Verwaltungsbehörbe auf die Gerichte übergeht. 

Es würde einen nicht zu löfenden Widerfpruch enthalten, wenn das ganze 
Strafverfahren vor der Berwaltungsbehörde, alſo auch der dem Angefchuldigten 
eröffnete Strafbejcheid, nicht die Wirfung hätte, die Verjährung zu unterbrechen, 
dennoch aber der Straibefcheid, wenn der Angeklagte zehn Tage nach der Gröff: 
nung fchweigt,. unwiderruflich die egen ihn zu vollſtreckende Strafe feftjegte, felbft 
dann, wenn etwa zwifchen deflen Eröffnung und deſſen Rechtskraft die fünfjährige 
Berjährungsfrift abgelaufen wäre. 

Einen folhen Widerfpruch fann der Gefeßgeber nicht gewollt haben. 

Er hat auch für einen analogen Fall ſich beftimmt ausgefprodhen. Das 
Geſetz über die vorläufige Straffeftfegung Seitens der Polizeibehörden wegen Po— 
ligeiübertretungen vom 14. Mai 1852 legt in ven $$. 5. bie 7. dergleichen Straf— 
feftjegungen der Polizeibehörden viefelbe Kraft bei, als die Strafbejcheide der 

oll⸗ oder Steuerbehörden haben, verftattet von ihnen ebenfo die Provokation auf 
gerichtliche Entſcheidung, und verordnet nun im $. 9. ausprüdlich: 

Durch Erlaß der polizeilichen Strafverfügung wird die Berjährung ber 
Mebertretung unterbrochen ($. 339. des Strafgelegbuches). 

Es ift richtig, daß dieſes Gefeg nach $. 11., welcher lautet: 

In fofern wegen Zumwiderhandlungen gegen die Vorfchriften über die St ‚ 
bung öffentlicher Abgaben und Gefälle, insbefondere der Steuern, Zölle, 
Poftgefälle und Komunifationsabgaben, ein adminiftratives Strafverfahren 
vorgejchrieben ift, finden die Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
auf dergleichen Zuwiderhandlungen feine Anwendung, 
Zoll: und Steuervergehen nicht betrifft, aber gerade darum, weil für dieſe bereits 
ein ähnliches adminiftratives Strafverfahren vorgefchrieben if. Die direfte Ans 
—— des 8. 9 auf Zoll» und Steuervergehen wird hierdurch ausgeſchloſſen, 
die analoge wird dadurch gerechtfertigt, aber in den Grenzen der Analogie. Darum 
ift zu beachten, daß das —* vom 14. Mai 1852 den Polizeibehörden zwar die 
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Befugniß der vorläufigen Straffeftfegung giebt, aber nicht von einem vorgängigen 
fummarifchen Unterfuhungsverfahren, während deſſen der Angeflagte auf rechtliches 
Gehör prövoriren fönne, wodurch dann das Gericht mit der Sache befaßt würde, 
— alfo erſt in der Strafverfügung des Polizeiverwalters, nicht in etwas 

orhergehendem — wie die $$. 33. 34. des Zollitrafgefeged vom 23. Januar 
1838, der $. 93. der Steuerorbnung vom 8. Februar 1819 und der Artikel 136. 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852 in der Einleitung des abminiftrativen Strafver 
fahrende — einen Aft der Jurisdiftion anerkennt. Es muß alfo der Unterfchieb 
beftehen bleiben: daß für die im Gefege vom 14. Mai 1852 gedachten Polizei- 
übertretungen nad $. 9. dafelbft erft der Erlaß der polizeilichen Strafverfügung, 
für Zoll- und Öteuervergehen jchon die Einleitung des adminiftrativen Strafvers 
fahrens die eng Ai 

Diefer legtere Grundfag rechtfertigt ſich noch von einer. anderen Seite her. 

Für die ganze Verfolgung der Sa ehen ift dad Verfahren in den 
88. 33. bis 61. des Zollftrafgefeges vom 23. k 
$$. fchließt fich unmittelbar an der $. 62: 

Die durch dieſes Geſetz für das Vergehen ver Eontrebande und Defraus 
dation beftimmten Strafen verjähren in fünf Jahren, bloße Ordnungs— 
ftrafen aber in Einem Jahre feit Verübung des Bergehens oder der 
Kontravention. 

Daß hiernach Die Berjährung daran gefmüpft war, daß gerade das, . 
an den 88. 33. bi6 61. geordnete Strafverfahren, alſo für die einfachen Defrau: 
dationen und Gorttrebande vorzugsweife, für die Gontraventionen ausjchließlich das 
abminiftrative Strafverfahren binnen fünf, resp. einem Jahre nicht eingetreten fei, 
ift unzweifelhaft. Wollte man daher nicht zugeben, daß fchon die Beitimmungen 
der $$. 597. und 598. der Kriminalordnung mit ihren Ausdrucke: „Richter“ es 
rechtfertigten, daß auch das adminiftrative Strafverfahren die Verjährung unter: 
breche, jo wäre auch ‚in diefer Beziehung’ der $. 62. ein Spezialgeſetz, welches 
durch die, an die Stelle der Kriminalorpnung $$. 597. und folgende eingeführten 
generellen Beftimmungen des Strafgefegbuches 88. 45. bis 48. auch in Beriehung 
auf die Unterbrebung der Verjährung — wie in Beziehung auf die Verjaͤhrungs 
frift das Ober-Tribünal immer angenommen bat — nach Artikel II. des Einfuͤh— 
rungsgefeged vom 14. April 1851 nicht aufgehoben worden wäre, jondern bie 
zum Grlaffe des Artikels V. des Gefepes vom 22. Mai 1852 — Gefepfammlung 
Seite 231 — als Spezialgefeß fortbeftanden hätte Und diefer Artikel V., wel: 
her lautet: 

Vergehen und Uebertretungen, welche durch die Zumwiderhandlung gegen 
die Vorfchriften über die Entrichtung der Steuern, Zölle, Boftgefälle, 
Kommunikationsabgaben und aller übrigen öffentlichen Abgaben und Ges 
fülfle begangen werden, verjähren in fünf Jahren, 
und ald Spezialgefeg in offenbarer Verbindung mit den für das ganze —— 
fahren wegen ſolcher Zuwiderhandlungen gegebenen Beſtimmungen in den Arti- 
fein 135. bis 146. des in demjelben Monate erlaffenen Gefeges vom 3. Mai 1852 
ſteht, müßte, wenn der im $. 48. des Strafgefeßbuches gebrauchte Ausdruck: 
„Richter* nicht zu demfelben Reſultate führte, als Spezialgejeg auch in der Be— 
ziehung gelten, daß die im diefem Artikel V. —— Verjaͤhrung ausnahmsweiſe 
auf das ganze, in den Artikeln 136. bis 145. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 
georbnete —— wegen ſolcher Zuwiderhandlungen, alſo auch auf Das daſelbſt 
gedachte Adminiſtrativverfahren, bezogen werden müßte, d. h. daß, wie der $. 62 
des Gefeßed vom 23. Januar 1838 eine Ausnahme von den $$. 597. 598, der 
Kriminalordnung, fo auch der Artikel V. des Gefeges vom 22. Mai 1852 eine 
Ausnahme von dem $. 48. des Strafgefegbuches in Beziehung auf die Unterbre- 
hung der Verjährung bildete. 
Für die nicht unter das Zollſtrafaeſez vom 23. Januar 1838 fallenden 


anuar 1838 geordnet. An diefe 
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Steuervergehen, für welche die Steuerorbnung vom 8. Februar 1819 ein ähnliches 
Spezialgefe, wie der $. 62. des —— nicht enthält, würde von dieſem 
Gefihtöpunkte aus übrig bleiben: daß, forwie für deren Verjährung vor Einführung 
des Strafgefepbuches bis zur Geſetzeskraft des Artifeld V. des Geſetzes vom 22. Mai 
1852 die kürzeren Friften der 88. A6. und 339. des Strafgefepbuches von drei 
Jahren, resp. drei Monaten (vergleiche Artikel V. des Einführungsgeiches) maaß- 
gebend —— find, jo auch die Unterbrechung der Verjährung bis zum Geſetze 
vom 22. Mai 1852 nur durch Handlungen der Staatsanwaltichaft oder der 
—— — nachher aber auch Durch das adminiſtrative Strafverfahren er— 
olgt wäre. 

Bei der Verhandlung der Sache vor dem Plenum führte der General: 
Staatsanwalt, der bisher entwidelten Anficht entiprechend, Folgendes aus: 
Wer ift ald „Richter“ im Sinne des $. 48. des Strafgefegbuches J betrachten; 

nur derjenige, welcher eine gerichtliche Behörve bildet, resp. derſelben angehört, 
und den Namen des Richters führt, oder auch derjenige, welcher ohne diefe Be— 
zeichnung der Sache nach Richter it? Da die Verjährung nur die rechtliche 
Folge des unterlaffenen Ginfchreitens von Seiten derjenigen Behörte fein fann, 
welcher das Recht der Berfolgung oder der SO, zufteht, da es unmöglich 
ift, daß die Verjährung laufe, wenn und fo lange diefe Behörde thätig ift, fo kann 
es nicht darauf anfommen, ob die einfchreitende Behörde den Namen des Richters 
führt, fondern nur darauf, ob ihr die mwefentlihe Befugniß des Richters zufteht, 
nämlic) das Recht der Unterfuchung und Entfcheidung. In Zoll» und Steuer: 
fachen ift nun aber den Verwaltungsbehörden, welche früher in diefen Angelegen- 
heiten die alleinige Jurisdiktion hatten, auf Grund des $. A5. der Berorbnun 
vom 26. Dezember 1808 — der Quelle des $. 243. des Anhanges zur Allgemei» 
nen Gerichtdordnung — das Recht verblieben, die Sache zu unterfuchen und eine 
endgültige Entſcheidung zu erlaffen, ein Necht, welches in der Steuerordnung vom 
8. Februar 1819 und in dem Soltzafgefehe vom 23. Januar 1838 eine nähere 
Entwidelung und in dem Gefege vom 3. Mai 1852 Artifel 135. ff. eine erneuerte 
Anerkennung —— hat. — Allerdings kann ſich die Verwaltungsbehörde des 
Rechtes der Entſcheidung begeben, und der Beſchuldigte kann auch einerfeits auf. 
rechtliche8 Gehör antragen; allein diefe Möglichkeit, der Fortfegung der Ausübung 
der Gerichtsbarkeit ein Ziel zu fegen, hebt die Eriftenz der Gerichtöbarfeit bis zum 
Zeitpunfte, wo von diefer Befugniß Gebrauch gemacht wird, nicht auf; die Afte, 
welche bis dahin ergangen find, bleiben Afte, ausgegangen von der zur Zeit ihrer Ent- 
ftehung zu Unterfuchung und Entſcheidung berufenen Behörde — Wenn der $. 33. 
des Zollftrafgejepes jagt, daß im Falle der Provokation auf rechtliches Gehör der 
Strafbefcheid ald nicht ergangen angefehen werde, jo hat dies nur den Sinn, daß 
der Strafbefcheid als folder, d. h. als Entfcheidung über die Strafbarfeit, als 
nicht eriftent betrachtet werben foll, daß fich die Gerichte der Verwaltung gegenü- 
über nicht als höhere Inftanz betrachten, daß fie alfo den Strafbefcheid weder befä. 
tigen noch aufheben jollen. Weber die fonftige Bedeutung des Beſcheides fagt die 
Beftimmung Nichts; am wenigften kann aus derſelben hergeleitet werben, daß bie 
bis dahin Bettgefunbenen Unterfuchungsverhandlumgen jede Wirfung verlieren fol- 
len. — Uebrigens hat auch der Artikel 136. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 den. $. 33. 
des Zollftrafgefeges dahin erläutert oder modifiziert, daß im Halle der Provokation 
auf rechtliches Gehör allerdings der Strafbefcheid eine Wirfung behält, die näm- 
lich, daß es der Einreihung einer Anflagefchrift und eines die Unterfuchung eröff- 
nenden Beſchluſſes nicht bedarf, indem, wie der Kommifftionsbericht der II. Kammer 
fagt, die Stelle derfelben durch den Strafbefcheid vertreten wird. — Diefe Beftim- 
mung, fowie der fonftige Inhalt des Artikels 136., namentlich die Borfchrift, nach 
welcher der Angejchuldigte, der zur Strafe verurtheilt wird, auch die durch das 
Berfahren im Verwaltungswege entftandenen Koften zu tragen hat, zeigt auch klar 
daß die gerichtliche Unterfuchung nur eine Fortfegung des abminiftrativen Straf- 
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verfahrens darftellt, diefes alfo Feineswegs ald durch die Einleitung der'gerichtlichen 
Hnleriigung feiner Bedeutung beraubt angefehen wird. — Für die Anfiht, daß 
die Einleitung des adminiftrativen Strafverfahrens die Verjährung nicht unterbreche, 
wird auf die Materialien zum Strafgefegbuche verwiefen. Nach $. 97. des Ent— 
wurfs von 1843 follte die Unterbrechung der Verjährung ſchon durch eine amt— 
liche Unterfuchung eintreten. In foweit diefe Faffung nicht deutlich anzeigte, daß 
nur die von einer folchen Behörde eingeleitete Unterfuchung verftanden fei, welcher 
in Beziehung auf das Vergehen Gerichtöbarfeit beiwohne, war fie bedenklich. Der 
Entwurf von 1845 ftellte die in den früheren Entwürfen —— Worte „ge⸗ 
richtliche Unterſuchung“ wieder her, um, wie ed in der Reviſion wörtlich heißt, 
„ven gerechten Erinnerungen gegen das allgemeine Wort „amtlich“, welches auch 
auf polizeiliche Unterfuchungen gehe, zu genügen“. Diefer Gedanfe war voll- 
fommen richtig; ed geht daraus aber nicht hervor, daß man auch die Wirffamfeit 
aller folcher Akte, welche von einer in Beziehung auf die That mit Gerichtöbarfeit 
verfehenen Behörde ausgegangen find, habe aufheben wollen. Nur das ift zuzu— 
geben, daß die Worte, deren man fich nun wieder bediente: „gertchtliche Unterjus 
hung” wieder zu eng waren, und die richtige Auslegung noch mehr erjchwerten, 
als es durch das im —— gebrauchte Wort „Richter“ geſchieht. Dieſer 
Ausdruck ſchließt aber die Auslegung, daß es auf die Sache ankomme, nicht auf 
den Namen, nicht aus, und ich bin daher der Anficht: 

daß in denjenigen Angelegenheiten, in welchen ein adminiftratives Straf: 

verfahren zuläffg ift, die Handlungen der betreffenden Verwaltungsbe— 

hörden im Sinne des Geſetzes Handlungen des Richters find. 

Stellte man ſich auf den entgegengejegten Standpunft, legte man dem 
Ausdrude „Richter“ die entfchiedene Bedeutung bei, daß darunter nur ein Beamter, 
resp. eine Behörde verftanden werben fünne, welche auch die Bezeichnung des 
Richters führen, fo würde das fchließliche Ergebniß daffelbe bleiben. Denn man 
würde alddann annehmen, daß dad Strafgefegbud, in foweit e8 von der Unterbres 
Hung der Verjährung handle, auf Zoll» oder Steuerfachen einen Anwendung gar 
nicht leide. — Die Verjährung fann nur die Kolge des Nicheinfchreitend derjenigen 
Behörde fein, welche das Recht des Einfchreitens bat. Weil diefes Necht im All— 
gemeinen der Staatsanwaltichaft und dem Richter zufteht, fo find es auch. ihre 
— durch welche die Verjährung unterbrochen wird. Giebt es nun aber 

ergehen, wegen welcher weder die Staatsanwaltſchaft noch der Richter zum 
erften Einfchreiten befugt find, fo kann auf folche Vergehen ein Gefe nicht ans 
wendbar fein, welches die Verjährung an die Unthätigfeit der Staatsanwaltjchaft 
und des Nichterd, die Unterbrechung der Berjährung an die Handlungen diefer 
Behörden knüpft. Nun jagt aber das Zollftrafgefeg vom 23. Januar 1838 aus: 
drüdlih im $. 28: 
Der erfte Angriff und die vorläufige Feftftellung des Thatbeftandes bei 
Entdeckung einer Zollgefegübertretung erfolgt durd die mit der Wahrneh- 
mung des Zollinierefie beauftragten Beamten u. f. w. 
und aus den folgenden Beftimmungen, namentlich aus dem $. 33., geht hervor, 
daß Staatsanwaltjchaft und Gerichte fich mit Zollvergehen nicht unmittelbar 
befaffen fönnen, fondern erft dann, wenn die Zollbehörde die Verweifung der Sache 
zum gerichtlichen Verfahren verfügt, oder der Befchuldigte auf rechtliched Gehör 
provozirt hat. Vermoͤge einer inneren Notwendigkeit muß es daher auch, fo lange 
die Sache nicht an die Gerichte Jabgegeben ift, Die Zollbehörve fein, durch deren 
andlungen die Verjährung unterbrochen wird, weil nur durch fie eine Unterbre» 
ung möglich ift. Die entgegengefegte Annahme würde zu der Konfequenz führen, 
daß, nachdem die Zollbehörde innerhalb der fünfjährigen Verjährungsfrift vermöge 
ihres Rechts und ihrer Pflicht eingefchritten wäre, mitten im Laufe der abmint- 
ftrativen Unterfuhung die Einrede ‚der Verjährung würde geltend gemacht. werben 
tönnen, und zwar vor der in voller Thätigfeit begriffenen Jollbehörde felbft, jeven- 
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falls mittelt Provokation auf rechtliche Gehör vor den Gerichten: Man Tann 
nicht entgegenfegen, die Zollbehörden können dieſen Mißſtand dadurch bejeitigen, 
daß fie die Sache rechtzeitig am die Gerichte abgeben. Denn dad Geſetz legt ihnen 
das Recht, felbft zu entfcheiden, jo lange nicht auf rechtliche Gehör provozirt if, 
unbedingt bei, und zwar nicht minder im Intereſſe ded Kontravenienten, als der 
Zollbehörde. Bon einer Beſchränkung dieſes Rechts, von einer Nothwendigkeit, 
fich der Entfcheidung zu enthalten, und die Sache deshalb an die Gerichte abzu— 
geben, damit nicht Verjährung eintrete, enthält das Gefeg Feine Andeutung. Es 
tritt Hinzu, daß am Schlufie der Beftimmungen über das abminiftrative Strafver: 
fahren der $. 62. des Zollſtrafgeſetzes von der Verjährung. fpricht, indem er diefelbe 
auf 5 und resp. auf 4 Jahr feitiebt: Wäre es nicht als felbftredend voraus— 
geſetzt, daß das Einfchreiten der Zollbehörvde die Verjährung unterbreche, fo hätte 
ewiß die dringendfte Beranlafiung vorgelegen, died hier auszuſprechen. Die 
zrunde, welche ih in Beziehung auf Zollfachen entwidelt habe, mit Ausnahme 
des legten aus $. 62; des Zollftrafgefeged hergenommenen, finden in Gemäßheit 
der Steuerordnung vom 8. Februar 1819 88. 91. ff. auch auf Steuerfachen An: 
wendung. 
Das Plenum ded Senats für Straffachen ift indeß diefen Ausführungen 
nicht beigetreten. In dem jetzt vorliegenden Falle war eine Zolldefraubation im 
Jahre 1 verübt, und die Zollbehörde war zur Ermittelung derfelben am 23. Au- 
uft 1853 durch Beſchlagnahme der Bücher des Angeflagten eingefchritten, die 
taatdanwaltfchaft hatte aber erft am 3. April 1854 den erften Antrag auf Ein- 
leitung einer gerichtlichen Unterfuchung formirt. Bon den Vorberrichtern war des— 
halb die Verjährung angenommen und deshalb freigefprocdhen, und Die Dagegen von 
dem Ober » Staatsanwalt eingelegte Nichtigkeitöbefchwerde ift am 31. März 1856 
wider Rojenthal (Nr. 38. 1.) zurüdgewieien, in Erwägung, daß weder das Zoll- 
ftrafgefeß, noch das Gefeg vom 22. Mai 1852 Sega vn darüber enthalten, 
ww: welchen Aft der Zollbehörden die Verjährung bei Zollvergehen unterbrochen 
wird, daß Daher in diefer Beziehung die allgemeinen ftrafrechtlichen Grundfäge zur 
Anwendung kommen, weil die fehlenden B rg in den Spezialgefegen aus 
dem gemeinen Rechte zu ergänzen find (ef. Artifet IM. III. des Einführungsgefeges 
vom 14. April 1851); daß im $. 47. des Strafgefegbuches die Unterbrechung der 
Verjährung durch eine gerichtliche Unterfuchung vorausgefegt wird, im $. 48. 
ibid. aber beftimmt ift: 
Feder Antrag und jede fonftige Handlung der Staatsanwaltjchaft, fowie 
jeder Befchluß und jede fonftige —— des Richters, welche die 
Eröffnung, Fortſetzung oder die Beendigung der Unterſuchung oder die 
Verhaftung des Angefchuldigten betrifft, unterbricht die Verjährung; 
daß, wie früher im $. 597. ver Kriminalordnung, unter dem Richter nur der mit 
der Strafrechtspflege betraute Strafrichter, vor den durch den Artifel XII. des 
Einführungsgefeged die Verhandlung und Entjcheidung der Straffachen nach vorgän« 
gi er, in der Verordnung vom 3. Januar 1849, und in dem Gefege vom 3, Mai 
2 vorgejchriebenen —— Strafprozedur verwieſen ſind, zu verſtehen iſt, 
deſſen Handlungen mithin der Ausfluß richterlicher Funktionen find; daß durch den 
Ausdruck Richter aber nicht jede richterliche Behörde, welcher die Befugniß, Stra- 
fen feftzujegen, beigelegt worden ift, hat bezeichnet werben follen, und darunter 
insbefondere die Adminiftrativ: resp. Zollbehörden nicht verftanden werben können, 
weil, wenn den legteren im $. 33. seq. des Zollftrafgefeged unter der Modifikation 
des Art. 136. des Geſetzes vom 3. Tai 1852 die Befugnif beigelegt worden ift, 
Zolldefraudationeu zu unterfuchen und zu unterfcheiden, diefes adminiftrative Ver: 
fahren doch nicht als eine Strafprogedur erfcheint, indem es von dem Angefchul- 
digten abhängt, ob er fi dem Verfahren und der erlafjenen Refolution unterwer: 
fen, von der Behörde aber, ob fie von jener Befugniß Gebrauch machen will; daß 
demnach das adminiftrative Verfahren nur den Zwed hat, durch Tranfigiren über 
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die Strafe den Defraudationsfall zu erledigen, dafjelbe aber fein Ausfluß der Straf: 
gerichtäbarkeit ift, weil dieſe vorausfegt, Daß derjenige, gegen welchen dieſelbe 
geil wird, fich ihr zu unterwerfen verpflichtet ift (Weiste Rechtsleriton Bd. 4. 
- ©. 570); daß für die Auslegung des $. 48., feinem Wortfinn nach, auch die 
Materialien zum Strafgefegbuch fprechen, weil bei defien Revifion im Jahre 1843 
in Erwägung des Umftandes, daß auch andere Behörden als die Gerichte zur 
gern von Unterfuchungen befugt feien, im Entwurfe des Strafgefegbuches 
von 1 der Ausdruck „amtlihe Unterfuhung“ rege ift, ein Ausdruck, 
welcher die Unterfuchungen fowohl ver adminiftrativen ald der richterlichen Behör- 
den umfaſſen follte; de bei der Revifion im Jahre 1845 jener Ausdruck „amt- 
liche Unterfuhung“ wiederum. in den Ausdrud „gerichtliche Unterfuhung“ 
umgeändert worden ift, um die Verwaltungsbehörden aus der Zahl derjenigen 
Behörden ausjcheiden zu laffen, deren Einjchreiten mit der Wirfung der Unterbres 
hung der Verjährung früher geftattet war; daß vielmehr die Ausprude „gericht- 
lihe Handlung, Richter“ in den folgenden Entwürfen und im Strafgefegbuche 
gewählt find, um auszufprechen, daß es bei der Unterbrehung der Verjährung auf 
einen beftimmten gerichtlichen Akt, auf Handlungen des Richters allein, anfomme, 
und um dadurch Handlungen und Unterfuhungen der Adminiftrativbehörden aus: 
zufchließen (ef. Goltvammer Materialien zum Strafgefegbuche Bv. IL: ©. 383. 
439); daß zwar nad) $. 9. des Gefeges vom 14. Mai 1852 über die vorläufige 
Straffeftfegung wegen Webertretungen durch den Erlaß der polizeilihen Strafver- 
fügung die Verjährung unterbrochen wird, diefe Beftimmung jedody nur bei der 
durch $. 339. des Strafgefegbuches angeordneten dreimonatlichen VBerjährungsfrift 

zue Anwendung fommt, und überdies im $. 11. jenes Geſetzes vorgefchrieben ift, 
daß in foweit wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle, insbefondere der Steuern, Zölle, Poftgefälle und 
Kommunifationsabgaben, ein abminiftratived Strafverfahren vorgefchrieben ift, die 
Beſtimmung dieſes Gefeges auf dergleichen Zuwiderhandlungen feine Anwendung 
finden; daß ferner zwar das Gefeg über das Poftwefen vom 5. Juni 1852 im 
$. 43. beftimmt, daß die Vorladung des Beſchuldigten zu feiner Verantwortung 
im Berwaltungsmwege die Berjährung unterbreche; daß indeß beide Beftimmungen 
nur ald Ausnahmen von der Negel des $. 48. hervortreten, und diejelbe beftätigen; 
in enblicyer Erwägung, daß der Kauf der Verjährung mit dem Tage des begangenen 
ee zu laufen beginnt — $. 62. des Zollftrafgefeges, $. 46. des Strafge- 
etzbuchs — und durch den Ablauf der beftimmten Frift vollendet wird; daß es 
daher nicht darauf ankommen fann, daß die Staatsanwaltfchaft erft alsdann ein- 
zufchreiten befugt ift, wenn die Zollbehörden nach dem erften Angriff fich erflärt 
haben, daß ſie Die Unterfuchung nicht übernehmen wollen, oder der Angefchuldigte 
auf rechtliches Gehör provoziert hat; Daß auch bei der fünfiährigen Verjährungs- 
feift das Intereſſe des Fiskus nicht gefährdet wird, weil die Zollbehörde zu jeder 
eit befugt ift, den Richter anzutreten, und es daher in ihrer Hand hat, vor dem 
blauf der Verjährungsfrift, falls die Defraudation früher zu ihrer Kenntniß ge- 
fangt, dur Anträge bei der Staatsanwaltfchaft oder bei dem Gerichte dahin zu 
wirken, daß die Verjährung rechtzeitig unterbrochen werde. 


Weber den Begriff des Einbrudjs. 


SE der Unterfuchung wider Hartphil hat die erfte Abtheilung des Senats für 

Straffachen beim Ober-Tribunal in dem Urtel vom 12. Januar 1855 auf die that- 

fächliche erging > 
daß die Angeflagten in Gemeinfchaft aus dem verfchloffenen Scaafftalle 
des Domainenpächters N. ein demjelben gehöriges Schaaf in der Abſicht 
rechtöwidriger Zueignung weggenommen haben, indem D. fi) mit ven 
Füßen an dem einen Thorflügel des doppelten Thorweges angeftemmt, 
und mit den Händen den anderen —— gewaltfam zurüdgezogen 
bat, H. aber dur die fo entftandene zum Eingange nicht beftimmte umd 
vorher nicht vorhanden geweſene Deffnung ———— iſt, und das Schaaf 
herausgeholt hat, 

und in der Unterſuchung wider Riftow im Urtel vom 15. Juni 1855 auf den 

Thatbeftand: 
daß Angellagter den Roggendiebſtahl in der Art verübt hat, daß er bie 
Thorflügel der verfchloffenen Scheunenthür mittelft eines Pfahls ausein- 
anderbog, und durch dieſe Deffnung, die er durch Einzwängung eines 
Klotzes für einige Zeit dauernd gemacht, in die Scheune brady, dort 
von der Ditle den Roggen nahm, und ſich auf demfelben Wege aus der 
Scheune entfernte, 

den $. 223 des Strafgefegbuches nicht für anwendbar erachtet, weil, wie ed in den 

im Bd. II. ©. 706 abgedrudten Gründen des erfteren Urteld vom 12. Januar 

1855 unter Anderem heißt: 
der Ausdrud: „Gewalt an den Ginfriedigungen“, übereinftimmend mit 
dem im $. 218. Nr. 3. gebrauchten Worte: „Einbruch“, auf eine Ber: 
legung der Befriedigungen hindeutet, auch aus den näher entwidelten 
Gründen in diefer Einfehräntung aufgefaßt werben muß, 

und, wie es in dem Urtel vom 15. Juni 1855 (Br. II. S. 705) heißt: 
wenngleich für feftgeftellt erachtet werben möchte, daß der Angeklagte unter 
Anwendung von Gewalt den Diebftahl verübt habe, dieſe doch allein 
den Thatbeftand eines Cinbruches nicht begründen kann, indem die Wort- 
bedeutung ergiebt, daß die — Gewalt mit einem Brechen, d. h. 
mit der Serörung irgend eines feften Körpers, verbunden fein müffe. 

Derfelbe Grundfag ift demnächft auch in dem Urtel vom 1. Auguft 1855 
wider Lubba feftgehalten, und zwar auf die Feftftellung, daß die Diebe die ver- 
ſchloſſene Scheunenthür aus den Angeln gehoben haben. 

Neuerlih lag die Unterfuchungsjache wider Kein zur Erledigung eines 
negativen Kompetenz» Konflikte vor. Sowohl von dem Kreidgerichte zu 2. als 
— nn des Nppellationsgerichtes zu N. ift thatfächlich angenommen 
worben, 
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daß in der Nacht vom 18. zum 19. Mai 1855 aus der verfchloffenen 
Scheune des Ritterguts»Befigerd A. zu Groß=Urleben ungefähr vier 
Scheffel ungereinigten Roggens entwendet, und am Morgen des 19. Mai 
der rechte Thorflügel der E heune nur noch durch das Borlegefchloß mit 
dem linfen Klügel verbunden, auf der anderen Seite aber von der Scheus 
nenwand mittelft eines untergeftemmten Zaunpfahls aus feinen Angeln 
gehoben, und eine folchergeftalt bewirkte etwa 2 Fuß breite Deffnung 
zwifchen dem Thorflügel und der Scheunenwand vorgefunden worden ift, 
während Spuren äußerer Berlegungen weder am Scheunenthore noch an 
defien Einfrievigungen wahrzunehmen gewefen, und daß zu dem Ausheben 
0b Scheunenthored die Kräfte eined Menfchen unmöglich ausgereicht 
aben. 

- Das Kreidgericht zu L, an welches die Sache mittelft Befchluffes des Kri- 
minal⸗Senates des Appellationsgerichtes zu N. vom 9. Noyember 1855, weil nur 
ein einfacher Diebftahl vorliege, verwiefen worden war, hat mittelft des rechts— 
— gewordenen Erkenntniſſes vom 9. Januar 1856 — daß ein mit- 
telſt Einbruches verübter Diebftahl vorliege, indem durch Anwendung von Gewalt 
an Vorrichtungen, welche das Eindringen in die Scheune verhindert, eine Deffnung 
gemacht worden, wodurch die Diebe fich einen Eingang in diefelbe verfchafft haben, 
bei der Gewalt an den Vorrichtungen es auch nicht darauf anfommt, daß diefelben 
jedesmal äußerlich beſchädigt (verlegt) fein müffen, fondern nur, daß eine Verände- 
rung des vor dem Diebftahl vorhandenen Zuftandes diefer Vorrichtungen ftattge= 
funden hat, und mit Bezug darauf, daß die der That verbächtigen Lein und Mats 
tig wieberholentlich wegen Diebftahls beftraft find, fich für infompetent erflärt. 
Der Kriminal-Senat des Appellationdgerichtes zu Naumburg hat aber mittelft Be- 
fchluffes vom 15. Februar 1856, weil die im $. 223. des Strafgeſetzbuches vor- 
ausgefegte Gewalt an den Einfriedigungen oder den das Eindringen verhindernden 
Vorrichtungen ohne Verlegung diefer Einfriedigungen undenkbar fei, da das Straf- 

ejegbuch die Gewalt nicht als potenzirte Kraftanftrengung, fondern lediglich nach 

ihren zerftörenden Wirkungen charafterifire, wiederholentlih angenommen, daß nur 
ein einfacher Diebftahl vorliege, und die Aften zur Erledigung des negativen Kom— 
petenz.Konfliftes an das Ober-Tribunal eingereicht. 

Hier num ift bei der II. Abtheilung des Senates für Straffachen der oben: 

gedachte Grundſatz: 
daß zum Thatbeftande des Einbruches Verlegung an den Einfriedigungen 
erforderlich fei, 
ftreitig geworden, und die Entfcheidung der Sache daher an das Plenum des Se- 
nates für Straffachen verwiefen worden. 

Der $. 218. des Strafgefegbuches nennt unter Anderem ſchweren Diebftahl: 
wenn in einem Gebäude oder in einem verjchloffenen Raume vermittelft 
Einbruches oder Einfteigens geftohlen wird, 

nach $. 223. aber ift Einbruch vorhanden: 

1) wenn der Thäter mittelft Gewalt an den Einfriedigungen, vder an Ge— 
genftänden oder Vorrichtungen, welche das Eindringen verhindern, einen 
vorher nicht vorhanden geweſenen oder einen verſchloſſenen Eingang ſich 
öffnet, oder eine jchon vorhandene Deffnung zum Eindringen erweitert, 
oder fonft eine Deffnung macht, mittelft welcher er den Eingang zum 
Eindringen fich öffnet, oder auch ohne einzubringen den Diebftahl voll- 
bringen fann; 

2) wenn der Thäter im Innern eines Gebäudes in vorftehender Weife Thüs 
ren, Wände, Eingänge oder Durchgänge, Schränke, Kiften oder andere 
Behältniffe eröffnet. 

Ueber die Entftehuna dieſer Borichrift eraieht ſich Folagendes. 
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* Frag Entwürfe von 1833 g. 428. und von 1836 $. 552. nannten fchweren 
a 
2) wenn in Gebäude, Schiffe oder Wohnungen oder in den umfchloffenen 
Bf u Garten eined Haufes in der Abfıcht, in legterem zu ftehlen, ein» 
gebrochen ; 
3) wenn Gebäude und Behältniffe gewaltfam erbrochen oder mit Dietrichen, 
Nahichlüffeln u. f. w. 

Die hierzu gehörigen Motive geben feine nähere Erläuterung. Sie wieders 
holen nur den Ausdrud „einbrechen.“ 

Der Entwurf von 1843 hielt zuerft im Hinblid auf das Darmftädtifche 
Gefepbuch und den Code penal eine nähere gefegliche Definition des Einbruches 
für erforderlich, und nahm wörtlich ven jegigen, oben mitgetheilten $. 223. auf, 
jedoch mit der Abweichung, daß es im Eingange hieß ($. 410.): 

Einen Einbruch begeht 1) wer mittelft eines Werkzeuges oder auf irgend 
eine gewaltjame Weije einen vorher nicht vorhanden gewefenen u. f. w. 
(im Mebrigen wie im $. 253.). 

Der Entwurf von 1845 hielt diefe Erläuterung für unnöthig, und fpradh 
im $. 255. Nr. 6. nur von „Einbrechen in ein Gebäude.” 

In der Immediat⸗Kommiſſion von 1847 wurde hierzu bemerkt: „Es wurbe 
darauf aufmerkſam gemacht, daß von mehreren Gerichten gegenwärtig zum That: 
beftande des gewaltfamen Diebftahled mittelft Einbruches erfordert werde, daß ents 
weder eine Zerftörung der Subftanz erfolgt, oder die Deffnung des Gebäudes durch 
Gebrauch von Inftrumenten gefcheben fein müfle. Man habe demnach einen ge: 
waltjamen Diebftahl bis jegt nicht angenommen, wenn 3. B. mittelft einfachen Ge— 
brauches der Hand das Fenfterblei abgelöft oder Nägel ausgezogen, und dadurch 
die Thüren oder Fenfter geöffnet jeien. Es frage fih, ob mit Nüdficht auf diefe 
offenbar unrichtige Praris nicht eine nähere Beltimmung aufzunehmen jein dürfte, 
durch welche Dietelbe für die Folge bejeitigt würde? Die VBerfammlung erkannte 
die Richtigkeit diefer Bemerfung an; allein man war der Meinung, daß es zur 
Befeitigung einer ſolchen offenbar irethümlichen Meinung einer ausprüdlichen Ber 
flimmung um fo weniger bedürfen werde, als diefelbe hauptſächlich darin ihren 
Grund habe, daß im $. 1165. Tit. 20. Th. II. des Allg. Landrechtes von einem 
gewaltfamen Erbrechen die Rede fei, und man dieſe Beftimmung als eine Er— 
gänzung des Begriffes im $. 1163. ibid betrachtet Habe.” 

Deshalb fprah denn auch der $. 270. Nr. 5. des Entwurfes von 1847 
nur von „Einbruch“ ohne nähere Erläuterung. Dagegen wurde in den mit diefem 
GEntwurfe verbundenen Entwurf des Einführungsgefeges, und zwar in den für die 
Rheinprovinz befonders beftimmten, jene Erläuterung des Begriffes, wie fie der 
oben gedachte $. A10. des Entwurfes von 1843 enthalten hatte, aufgenommen. 

Bei der legten Redaktion des Strafgefegbuches felbft, für welche befanntlich 
feine Motive gegeben find, ift fodann diefe Erläuterung nad der Faſſung, wie fie 
jegt der $. 223. enthält, umgeänbert. 

iernach hätte nun, fo lange die —— erwähnten Entwürfe ſich allein des 
Ausdrudes „Einbruch“ oder „Erbrechen“ bevienten, allerdings diejenige Meinung, 
welche zum Ihatbeftande eine durch Brechen oder fonft verübte Verlegung der Eins 
edigungen fordert, an dem Wortſinne jener Ausdrüde eine unzweifelhafte Unter 
ügung gefunden, obwohl [don damals, wie oben angegeben, auch jchon die Im— 
era were von 1847 diefe Auslegung für eine irrige erflärte. Für dieje— 
— Entwürfe dagegen, welche neben dieſen Ausdrücken zugleich jene Erläuterung 
rachten: 
„wer mittelſt Werkzeuges oder auf irgend eine gewaltſame Weiſe u. |. w.“ 
konnte nicht wohl ein Zweifel obwalten. Denn hier war zwar die Erwähnung der 
„Werkzeuge“ eine Hindeutung auf das Brechen, aljo Verlegen, aber unter F 
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anderen gewaltfamen Weife der Eröffnung mußte, daneben auch die Eröffnung ohne 
Erbrechen verftanden werben. 

Die Theorie des gemeinen Kriminalrechted nach Art. 159. der Carolina ift 

- bekannt, und durch die Ausprüde diefes Geſetzes hinlänglich beftimmt. ) Die übri« 
en Deutfchen Gefegbücher haben verfchiedenartige Beftimmungen, in denen beide 
nfichten ihre Unterftügung finden können. ”) 

Zur ———— der bisher von dem Ober-Tribunal befolgten Meinung 
läßt ſich anführen, daß, fobald man den Ber des Einbruches nicht in der mehrs 
bezeichneten Art einfchränfend auffaßt, eine Reihe der unbedeutendften Handlungen, 
die ſich nach dem abftraften Begriffe der „Gewalt“ immer unter denfelben werden . 
ftellen laffen, unnöthigerweife mit der ſchweren Strafe des qualifizirten Diebftahles 
werden belegt werden müffen; daß bei ihrer Beurtheilung immer eine geoße Willkür 
obwalten wird; daß endlich bei Sachen, im Gegenfage von Perfonen, die Gewalt 
ein deutliches, fichtbares Zeichen ihrer Eriftenz fordert, welches nur in der PVerlegun 
der Sache J— werden kann; während ſie bei 3* bei denen ſie *2 
einen moralifhen Charakter hat, und die, auch ohne ſichtbares Zeichen an ihnen, 
—— über die Gewalt ablegen können, auch ohne ein ſolches Erforberniß 
denkbar: ift. 

Bei der Verhandlung der Sache vor dem Plenum führte dagegen der Ge— 
neral-Staatsanwalt Folgendes aus: Die Thäter haben im vorliegenden Halle 
einen verfchlofienen Eingang fich eröffnet. Zu diefem Ende ift von ihnen Gewalt 
angewendet worden, gerichtet gegen die zur Verhinderung des Eindringend gemach⸗ 
ten Vorrichtungen. Es liegt daher Gewalt an diefen Gegenftänden vor, in ſofern 
nicht etwa dicker Ausdrud nothwendig eine Verlegung derfelben vorausjegt. 
Allerdinas würde der Wortfinn des Ausprudes „Einbruch“ das Bedenken nahe 
fegen, ob nicht ein Brechen ftattgefunden haben müffe. Allein auf —— Wort⸗ 
finn darf man nicht zurüdgehen, wenn das Geſetz ſelbſt den Ausdrud definirt, und 
dadurch pofitiv erflärt hat, daß nicht das, was etwa nach dem Wortfinne darin 
efunden werben könnte, fondern das maaßgebend fei, was nad) ber gegebenen Des 

nition darin liegt. Dies gilt um fo mehr, wenn die Berüdfichtigung des bloßen 
MWortfinnes zu einer Auslegung führen würde, welche das Geſetz nicht gewollt haben 
fann. Biegen ift nicht Brechen; ed würde alſo auch nicht Einbrud) fein, wenn, 
um den Eintrit zu eröffnen, die eifernen Stangen eines Gitterd gebogen, aber nicht 
zerbrochen wären. Gerade um die Unbeftimmtheit und Unzuträglichkeit zu befeitigen, 
die durch den Gebrauch eines einzelnen Ausprudes, welcher in feinem ftriiten 
Wortfinne jedenfalls zu enge fein würde, entftehen, befreit dad Geſetz durch Auf: 
ftellung einer Definition den Ausleger von ſolchen Feſſeln; dieſer ih nicht berech⸗ 
tigt, fe freiwillig wieder abzulegen. Hält man ſich aber an die Definition, des 
Gefetzes, fo ift davon, daß zum Begriffe der Gewalt an — u. ſ. w. 
nothwendig eine Verlegung derſelben borausgeſetzt werde, Feine Spur zu finden. 
Es hätte doch in der That nahe gelsaen, ftatt von Gewalt an der Einfrievigung, von 
gewaltfamer Verlegung der Einfriedigungen zu fprechen, wenn biefe hätte für noth⸗ 
— erklärt werden ſollen. Allein ein ſolches Erforderniß konnte auch nach ber 
ratio legis nicht aufgeftellt werden. Derjenige, welcher fein Eigenthum gegen fremde 
Angriffe in der Art fichert, daß die zu dem Ende getroffenen Einrichtungen nur 
mit Gewalt befeitigt werden fönnen, fol eines erhöheten Schuges durch ein ftren« 
geres Strafgefeg genießen. Die Gewalt ift es, welche fern gehalten werden fol, 
die Verlegung der Vorrichtungen ift hierbei offenbar Nebenfache. Diebftahl mittelft 
Einbruches begeht unbedenklich der, welcher zur Werübung der That eine Fenſter⸗ 


4) Bol. Heffter $. 502 Note 4, Wächter Lehrb. $. 192, Wächter im Rechtslexikon IL 
©. 413, don Bothmer Grörterungen 1. ©. 122. 314, Geib im ſtriminal-Archib 1847 ©. 352, 
521, Tittmann $. 470. 

2) Häberlin IV. ©. 69 folg. Vergl. hierzu noch Art. 278 Nr. 1 des neuen fächfifchen 
Strafgefepb. und Art. 278 des neuen bairifhen Entwurfs. 
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j zerfchlägt ; derjenige aber ſoll nicht Gewalt an den zur Verhinderung des 
ingend gemachten Vorrichtungen begehen, der etwa ein verfchlofienes eiſernes 
Thor, welches durch feine enorme Schwere jede Vorrichtung, um eine Aushebung 
aus den Angeln zu verhindern, ——e* zu machen ſcheint, mittelſt eines Hebels 
dennoch aus den Angeln hebt? Oder ſoll es etwa noch darauf anklommen, ob das 
Thor, nachdem es —— iſt, auf einen harten Gegenſtand fällt; und verlegt 
wird, oder ob es ohne Verlegung bleibt? Es wird fchwerlich nachzuweifen fein, 
daß die NRechtögelehrten, welche die Carolina oder das Allg. Landrecht auszu- 
legen hatten, in einem ſolchen Kalle den Einbruch nicht angenommen hätten. ') Je 
denfalls müßten fie ihn doch höchftens aus dem Grunde verneint haben, weil fie 
ſich durch den Ausdruck: Brechen oder Erbrechen, deſſen ſich jene Geſetzbücher ber 
dienen, gebunden erachtet —** Auf die möglichft ftrifte Auslegung der Carolina 
war gewiß der Umftand nicht ohne Einfluß, daß diejelbe Todesſtraſe androht. — 
Der Code penal, nad defien Borgange die Definition des Einbruches in das 
Strafgefegbuhb aufgenommen ift, und welcher bei der — dieſes 
Umſtandes weſentlich berückſichtigt zu ſein ſcheint, ſpricht nicht blos von ruption, 
dégradation und demolition der zur Verhinderung des Eindringens beſtimmten 
Vorrichtungen, welche Ausdrüde allerdings eine Verlegung vorausjegen, fondern er 
fpricht noch von dem forcement, wobei dies mindeftens je ift, und von dem 
enlevement, welches eine Verlegung feinesweges unbedigt erfordert. Ich bin jor 
nad) der Anficht, daß der $. 223. des Strafgefegbuhes nad feinen Worten es 
nicht zuläßt, daß zu der Gewalt an den Einfriedigungen eine Verlegung derſelben 
erforderlich fer; daß die ratio legis auf ein foldhes Erforderniß —** führt; » 
daß, wenn die Ausleger der Carolina und des Allg. Landrechts eine Verlegung 
unbedingt erfordert haben follten, Died nur durch den Gebrauch des „Brechen oder 
Erbrechen” [I erklären fein würde, deren fich jene Gejegbücher bedienen; daß zwar 
auf den Code Pro eben weil er eine nicht identifche Definition aufftellt, nicht ein 
zu —* Gewicht gelegt werben darf; daß aber nach demſelben auch eine eflraction 
vorliegt, wenn blos ein enlevement der Einjchließungs- Vorrichtungen ftattgefunden 
hat, wozu eine Verlegung derfelben nicht nothwendig gehört. Glaubt man aber 
dennoch, in dem $. 223. das Erfordernif der Verlegung finden zu müflen, jo würbe 
ed fich immer doch * verlegt fein muͤſſe, ob es nothwendig iſt, daß die 
Theile, aus welchen der Verſchluß zuſammengeſetzt iſt, oder einzelne derſelben ver— 
legt jeien, oder ob es genügt, daß ofme Verlegung eines einzelnen Theiles das 
Ganze, welches den Verfchluß bildet, als ſolches vernichtet fei? Im vorliegen- 
den Halle waren die Vorrichtungen, welche das Eindringen verhinderten, die Thors 
flügel, in foweit fie nach der einen Seite durch die Angeln, in denen fie ſich be 
ten, mit den Ihürpfoften verbunden waren, auf der anderen aber durch das 
Schloß fetgehalten wurden. Zwar find die einzelnen Theile, die Thorpfoften, die 
Flügel, die Angeln, das Schloß unverlegt geblieben ; aber das Ganze des Verſchluſſes 
als ſolches ift durch die angewendete Gewalt vernichtet worden. Das Gejeg kann 
aber, wenn es von Gewalt an Ginfriedigungen u. f. w. fpricht, nur das natürliche 
oder künftlihe Ganze, welches die das Eindringen verhindernden Vorrichtungen 
bildet, vor Augen haben, nicht aber die einzelnen Theile für ſich, welche als ſolche 
ohne Bedeutung find. Niemand wird beztveifeln, daß Einbruch vorliegt, wenn der 
Dieb ein Schloß nicht etwa mittelft falſchen Schlüffels, ſondern dadurch öffnet, daß 
er vermittelft eines in den Niegel eingefepten Inftrumentes dieſen zurückſchiebt, oder 
dadurch, daß er den Nagel aussieht, durch welchen das Schloß befeftigt ift, wenn 
auch in beiden Fällen Schloß, Riegel und Nagel gänzlich unverjehrt bleiben. Dieje 
Fälle find namentlich auch in Frankreich zur Entjcheidung gefommen und für Eins 
bruch erklärt worden’). Schloß und Riegel auf der einen Seite, die Angeln auf 
A ey bagegen Sen $. 502 Mote 4, 
2) Chauveau et Hölie thöorie de Code penal Mr. 3354, und bie bort angeführ- 
tem Urtheile des Barifer Kafjationshofes. 


352 Ueber-den Begriff bes Einbruche. 


der anderen, in denen das Thor fich bewegt, find nur Theile des Ganzen, welches 
den Verfchluß bildet; es fann feinen Unterfchiev machen, ob die Gewalt: gegen ven 
Riegel des Schlofjes, oder ob fie gegen die Angeln, resp. gegen das Thor in feiner 
Verbindung mit den Angeln angewendet wird. — Bon der Anficht, daß es nad 
gemeinem Rechte genüge, wenn der Verſchluß ald Ganzes aufgehoben ſei, fcheint 
auh Tittmann auszugehen. Im $. 468. bezeichnet er, und mit ihm Henke im 
$. 146. den gewaltfamen Diebftahl als einen folchen, welcher mit gemwaltjamer 
Vernichtung der zur Sicherung und Berwahrung des Eigenthümerd von Ge- 
bäuden — 5* Anſtalten verübt wird, was ſich doch nur auf die Vernichtung 
des Berrhlu es als eines Ganzen, nicht der einzelnen Theile, die höchftens beſchä— 
digt, faum aber jemals vernichtet werden, beziehen fann. Sodann fagt er im 8.470.: 
Dagegen kann die Bewirkung einer —— durch Aushebung der Steine, 
mit welchen ein Loch, Thür oder Fenſter in der Mauer blos ausgeſetzt 
war, durch Ausheben einer Thür oder eines Fenſterladens, durch Zurüd- 
fhiebung -oder Losmachung der Fenfterfcheiben u. j. w., wenn dies 
er mit der Hand geſchieht, Feinen gewaltfamen Diebftahl be- 
ruͤnden. 
Er at alle hier, namentlich bei dem Ausheben einer Thür, eine Vernichtung 
des Berfchluffes an, obgleich von einer Verlegung der einzelnen Theile gar nicht 
die Rede ift, und erachtet den Diebftahl nur_dann nicht für einen gewaltfamen, 
wenn das Ausheben blos mit der Hand gefchieht, was doch wohl heißen joll: ohne 
Gewalt. — Eine gewiffe Geneigtheit, zur Gewalt an Einfrievigungen u. f. w. eine 
Verlegung derfelben zu fordern, entfteht wohl durch die Beſorgniß, daß fonft leich- 
tere Fälle, wo die verübte Gewalt eine fehr geringe war, als Einbruch angejehen 
werden fünnten. Man fönnte im vorliegenden Falle fagen: da das Thor, ohne das 
Schloß zu verlegen, aus den Angeln — werden fonnte, fo ſei ver Verſchluß 
ungenügend geweſen. Allein wenn eine Verlegung der einzelnen Theile des Vers 
ſchluſſes erforderlich wäre, fo würde ein Einbruch auch dann nicht vorhanden fein, 
wenn ein verfchloffenes fchweres eifernes Thor durch eine ganz ungewöhnliche Ges 
walt aus den Angeln gehoben wäre. Damit das Gefeg nicht gegen feinen eigent« 
lihen Sinn zu weit ausgedehnt werde, wird der Nichter der That nicht zu leicht 
annehmen dürfen, daß Gewalt-verübt fei. Allein der Richter, welcher das Geſetz 
anzuwenden hat, ift nicht berechtigt, die jenem anheimgegebene faktifche Beurtheilung 
durch ein Erforderniß zu befchränfen, welches das Gefep nicht aufgeftellt hat und 
nicht aufftellen fonnte. 

Das Ober-Tribunal hat, — von der bisherigen Meinung der J Ab⸗ 
theilung, durch den Beichluß vom 5. Mai 1856 (Nr. 12. B. II) die Verweifung 
der Sache vor das Schwurgericht befchlofien, weil Diebftahl mit Einbruch vorliege, 
in Erwägung, daß die Begrifföbeftimmung des Ginbruches im $. 223. des Straf 
gelenbunges zu Zweifeln darüber — gegeben hat, ob das Oeffnen mittelſt 

ewalt an den Einfriedigungen u. ſ. w. nothwendig eine Verletzung derſelben vor⸗ 
ausſetze; daß für die Bejahung dieſer Frage, da das im gemeinen Deutſchen Kris 
minalrechte beim gefährlichen Diebftahl übliche Wort „Einbruch“ beibehalten worden 
ift, die Art. 158. bis 160. der Peinlichen Gerichtd-Dronung, weldhe von „Brechen 
und Steigen“ reden, die $$. 1163. und’ 1165. Tit 20. Th. II. Allg. Landrechtes, 
die von „Erbrechen“ reden, und die Art. 393. bis 396. des NRheinifchen Straf- 
gefegbuches, die den Begriff „efraction, Einbruch” näher beftimmen, angezogen 
worden find; daß aber bei der jegt von dem Plenum des Senates für Straffachen 
vorgenommenen Prüfung diefer zweifelhaften Frage hat anerkannt werden müffen, 
daß jene Art. 158. bis 160. und 88. 1163. und 1165., da fie feine Definition des 
„Brechend oder Erbrechens“ aufftelen, und diefe Art. 393. bis 396., da die in 
ihnen aufgeftellte Definition der eflraction im jegigen Strafgefeßbuche gänzlich ver- 
lafjen worden ift, für das Verſtändniß der in dieſer neu aufgeftellten Definition 
des Einbruches von feinem entfcheidenden Gewichte find, und daß eben darum, weil 
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Einleitung der Nichtigfeitsbeichwerde Durch den Angeklagten. 


Das-Gefeh beftimmt im Art. 110. des Gefeges vom 3. Mai 1852 präflufivifche, 
einer Verlängerung ‚nicht umterworfene Friſten zur gr des Rechtömitteld der 
Nichtigkeitöbejchtwerde ; es bezeichnet im Art. 107. 108. die Gründe, aus weldyen dieſe 
Beſchwerde nur zuläffig fein foll, erläutert im Art. 111. die Art, wie der hierauf 
gegründete Angriff- mindeftens formulirt fein muß, beftimmt im Art. 110., daß die Ber 
— entweder durch eine von einem Rechtsverſtaͤndigen zu legalifivende Schrift, 
oder durch ein bei Gericht aufgenommenes Protokoll angemeldet rejp. gerechtfertigt 
fein ve und verwirft endlich die in diefen Friften oder Formen nicht rite ange— 
brachte Beichwerde in den Art. 112. und 113. ald unannehmbar. 

Das Geſetz beftimmt hiernach die Mitwirfung des Richters (erfter Inftanz) 
in foweit, ald er verpflichtet ift, fowohl die Anmeldung ald die Rechtfertigung der 
Nichtigfeitsbefchwerde auf Verlangen entweder felbft zu Protofoll aufzunehmen, oder 
doch durch einen Beamten feines Gerichts aufnehmen zu laffen. 

Das DOber- Tribunal hat nun in zahlreichen Fällen Veranlaffung gehabt, 
fih nicht allein mit der Frage zu befchäftigen, welchen Einfluß etwanige wirfliche 
Berfäumniffe des Richters in dieſer Beziehung auf den fonft eintretenden Verluſt 
des Rechtsmitteld haben, jondern in weiterer Beziehung, und abgejehen von ſolchen 
wirklichen Verſäumniſſen, in wieweit die Mitwirkung des Richters bei dDiefem Rechts— 
mittel als eine über jene ausdrüdlich nur angegebene Grenze hinausgehende auf- 
zufafien, und ein Verftoß in diefer Hinficht alfo gleichfalls als unnachtheilig für 
den Angeklagten zu erachten fei? 

ußer vielen anderen Beifpielen möge, um dies Far zu machen, Folgendes 
angeführt werben: 

In der Unterfuchung wider den Tuchmacher W. war dem Angeklagten das 
in feiner Abweſenheit publizirte Erfenntniß des Appellationsgerichts am 7. Februar 
1855 in Ausfertigung behändigt worden. Er hatte dagegen am 17. Februar die 

»Nichtigkeitsbeſchwerde zu Protokoll angemeldet, ohne die Befchwerbepunfte anzu— 
—— und ſich nur vorbehalten, die Nichtigkeitsbeſchwerde demnächſt einzureichen. 
ie von Behändigung der Erfenntniß>» Ausfertigung nah Art. 110. Abi. 3. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852 zugleich für die Anmeldung und für die Angabe der 
Beihwerbepunfte gegebene 10tägige Frift lief mit dem 17. Februar ab, und mit» 
telft Verfügung vom 18. Februar hat das Kreisgericht zu 2. den Angeklagten, da 
feine Angabe der Bejchwerdepunfte eingegangen war, mit feiner Nichtigfeitsbefchwerde 
zurüdgewiefen. Auf feine hierüber 25* Beſchwerde hat die erſte Abtheilung 
des Senats für Straffachen mittelft des im ZJuftiz-Minifterialblatte von 1855 
©. 159. 160. abgedrudten Befcheides vom 28. März 1855, 
weil es Pflicht des die Verhandlung vom 17. Februar aufnehmenden 
Beamten aeweien wäre. den Anaeflaaten au Protokoll au bebeuten. daß 


Ueber bie Mitwirkung bed Richters bei Einlegung der Nichtigkeitsbefchwerde x. 355 


er zue Wahrung des Rechtsmitteld dafjelbe nicht blos anzumelden, fon- 
dern durch Angabe der Beſchwerdepunkte zugleich zu vechtfertigen habe, 
und daß der Vorbehalt, die Nichtigkeitsbeſchwerde demmächft einzureichen, 
feine Wirfung habe, und weil die nachträgliche Anzeige des protofolliren- 
den Beamten vom 20. Februar, daß er dem Angeklagten diefe Belehrung 
mündlich wirklich ertheilt habe, das bei Aufnahme der Verhandlung vor- 
gefommene Verſehen nicht bejeitige, 
die Berfügung des Kreisgerichts vom 19. Webruar aufgeboben und gen, daß 
der Angellagte annoch mit der Angabe feiner Bejchwerdepunfte zu hören fei, zu 
welchem Ende das Kreigericht einen Termin anzuberaumen und demnächſt das 
weitere Verfahren einzuleiten habe. 

In diefem Falle alfo war der Richter ausdrücklich nur angerufen, die An- 
meldung zum SBrotofoll zu nehmen; er hat dies getan und in biefer ausdrücklich 
ihm vorgefchriebenen Pflicht nichts verfäumt. Er war auch nicht angegangen, ſo— 
fort oder im ‚einem weiter anzuberaumenden Termine auch die Rechtfertigung auf— 
zunehmen, fondern der Angeklagte hatte ſich jelbftitändig die Einreichung derſelben 
vorbehalten. Dennod war eine weiter gehende Pflicht Des Richters umd eine Ver— 
faumniß derfelben angenommen, und deshalb der Verluft des verfäumten Rechts— 
ch durch nicht rechtzeitige Einreichung der Rechtfertigung nicht ausgefprochen 
worden. 

In ſolcher Art ift das Berhältniß in vielfach verſchiedener Geftaltung in 
anderen Fällen zur Erwägung gefommen. 

euerlich iſt verjucht worden, für Die N ſchwankende Praxis in die 
fer Hinficht eine fefte Baſis durch die Einigung über ein beftimmteres Prinzip zu 
gewinnen. Die nächite Veranlaffung dazu gab ein ähnlicher Fall wie der zuvors 
gedachte. Die Ausfertigung des Appellationsurtels war dem bei deſſen Publika— 
tion nicht anweſend gewejenen Angeklagten am 13. März behändigt. Die 10tägige 
präffufivifche Frift für die Anmeldung und Rechtfertigung der Nichtigfeitsbefchwerde 
lief daher nach Art. 110. eit. am 23. März ab. Am 22. März (einem Sonnabend) 
meldete hierauf der Angeklagte die Beſchwerde ohne alle Angabe von Beſchwerde— 
punkten mit der Bitte an, ihm zur Ginreihung der Rechtfertigung eine 1A tägige 
Frift zu bewilligen. Nachdem num bis zum folgenden Tage (2dften) eine Nechtfer- 
tigung nicht eingegangen war, wies das Kreisgericht die Wichtigfeitsbefpwere als 
dejert zurüd. Die Berhwerde über diefe Zurüdweifung wurde beim Ober-Tribunal 
erhoben, und es lag daher die Frage zur Entſcheidung veffelben vor: 
ob ein Verurtheilter, welcher binnen zehn Tagen nach Empfang der Ausfer- 
tigung des Urtheild gegen dafjelbe die Nichtigkeitsbefchwerde beim Gerichte 
u Protofoll nur — und dabei die Angabe der Beſchwerdepunkte 
ch bis zu einer Über den Ablauf der zehn Tage hinausgehenden Zeit 
vorbehalten, oder um Bewilligung einer über diefen Ablauf binausgehen- 
. den Frift zu dieſer Angabe gebeten hat, ohne von dem aufnehmen- 
den Beamten über die Unzuläffigkeit folden Vorbehalte 
oder Geſuches belehrt worden zu Pete, nad Ablauf jener zehn 
Tage noch mit der Angabe feiner Beſchwerdepunkte zu hören fei? 

Das Plenum des Senats fir Straffachen hat diefe Frage und das dabei 
überhaupt zu befolgende allgemeinere Prinzip zu feiner Grörterung gezogen. 

Es handelte fi) dabei im Allgemeinen um den Einfluß der Stellung des 
Richters bei Ginlegung der Nichtigkeitsbefchwerben auf die Präflufivfraft der für 
diefe vorgeſchriebknen Seifen. 

Der Geift und die pofitiven Vorfehriften der Kriminal»Orbnung geben in 
diefer Hinficht wenig Anhalt, weil eine eigentliche Präflufivfraft ver Seifen für 
die Rechtsmittel nach der Kriminal⸗Ordnung nicht befteht, mithin von einem Ein— 
flufje der —— oder Unterlaſſungen des Unterſuchungsrichters hierbei nicht 
wohl die Rede fein kann. Nur fo viel mag, fo weit möglich, als fortbeſtehend zu 
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erachten fein, daß das nobile officium des Richters alle zur Förderung des Rechts 
und der Vertheidigung des Angeflagten dienenden, mit dem Richteramte überhaupt 
verträglichen, Mittel gebietet. 

Der neue Prozeß nach den Verordnungen vom 17. Juli 1846 und 3. Ja- 
nuar 1849, und nach dem Gejege vom 3. Mai 1852, hat aber eine Art Partei⸗ 
ftellung in der Unterfuchung eingeführt, welche zwar nicht fo rein ift wie Die im 
Eivilprogeß, und welche namentlich dadurch mobifizirt ift, daß der Gegenftand des 
Unterfuchungsprozeffed das öffentliche Recht, und daß der Gegner des Angeflagten 
nur der diefes öffentliche Recht verfolgende Vertreter des Staates ift, welche indeß 
jedenfalls vazu geführt hat, daß in allen jenen Gefegen die Präflufivfraft der Fri- 
ften für die Rechtsmittel ausgefprochen ift, und daß diejenigen Ausnahmen, welche 
. in einzelner” Hinficht hierbei zugelaflen find, bei der hier in Rede ftehenden Nichtig- 

feitöbefchwerde nicht ftattfinden. Denn eine Verlängerung der Friften für dieſes 
Rechtsmittel findet, wie dies in appellatorio der Fall ift, nicht ftatt, und es hängt 
ferner nicht von dem Ermeſſen des — ae ab, die Schriften auch nach 
Ablauf der Friften noch zuzulaffen ($. 129. der Verordnung vom 3. Januar 1849, 
Art. 104. des Gefeßes vom 3. Mai 1852). 

Im Zufammenhange hiermit ftehen auch die für die Nichtigkeitsbefchwerde 
vorgefchriebenen Formen und ſonſtigen Bedingungen. Die Befchwerdefchrift fol 
legalifirt, oder die Beſchwerde foll zum gerichtlichen Protokoll erklärt fein; fie ſoll 
den im Art. 111. vorbezeichneten Inhalt haben, widrigenfalls fie ohne Weiteres, 
oder doch ohne Verfahren in der Sache felbft zurüdgewiefen wird. Der Mangel 
in beiverlei Hinficht kann, eben wegen der Präklufivfraft der Friften, nach Ablauf 
der legteren nicht nachgeholt werben. 

Es ift alfo die Frage, in wiefern hierbei die Mitwirkung des Richters bei 
der Einlegung der Nichtigkeitsbefchwerde dadurdh, daß der Art. 110. die Anmel- 
dung refp. die Rechtfertigung der legteren zum gerichtlichen Protokoll geftattet, eine 
Mopdififation herbeizuführen geeignet fei? 

In Betreff des in der Haft des Richters befindlichen Angeklagten ift, 
foviel erhellt, in diefer Hinficht fein Streit. Es ift durch Präjudikate übereinftim- 
mend feftgeftellt, daß, fobald ein ſolcher Angeklagter irgend wie fnen Willen er- 
Härt hat, die Richtigfeitsbefchwerde einlegen zu wollen, der Richter für deren 
orbnungsmäßige rechtäzeitige Aufnahme innerhalb der gefeglichen Frift Sorge zu 
tragen dat; daß aljo eine Berfäumniß in diefer Beziehung den Verluft des Nechts- 
mitteld nicht zur Folge hat. Der Grund ift der, daß die Einreichung einer lega— 
lifirten Beſchwerdeſchrift in der Regel nicht in der Macht des verhafteten Angeklagten 
fteht, und daß ihm eben jo wenig eine Ginwirfung auf den Richter zur Hahrnehe 
mung der Frift für Die protofollarifche Aufnahme zufteht. Er hat die Wahrneh- 
mung diefer Frift durch den Richter zu erwarten. Erheblich ift es hierbei befonderg, 
daß, jobald der Angeklagte in der Haft, alfo unter der fofortigen Berfügungsgewalt 
des Richters, ift, von einer Unmöglichkeit zur Wahrnehmung der Frift für den 
Richter nicht die Nede fein kann, vorausgefegt, daß nur die Anmeldung innerhalb 
der 10 Tage fällt. Der Angeklagte muß dann rechtgzeitig vernommen werden; es 
ift nicht anzunehmen, daß dies nicht mehr habe geſchehen können. 

In Betreff des nicht verhafteten Angellagten treten indeß andere Rüd- 
fihten ein. Es laffen fich folgende Fälle denken: 3 

1) der Angeklagte meldet die Beſchwerde an und bittet um Aufnahme der 
Rechtfertigung durch den Richter zu Protofol, r 

2) er melvet die Beichwerde in einer formlofen Schrift an und behält fich 
deren Rechtfertigung vor; 

3) er meldet die Beſchwerde zwar rite an, macht aber unzuläffige Anträge 
wegen Berlängerung der Rechtfertigungsfrift u. f. w., 

A) er reicht eine —24 Rechtfertigungsſchrift ein. 
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Nah der Strenge des Rechts hat der Nichter 

ad 1. nur dafür Sorge zu tragen, daß nach den ihm durch den Gefchäfts- 
gang gebotenen Mitteln, nad) der Entfernung des Wohnorts des Angeflagten 
u. e w. die Möglichkeit herbeigeführt werde, daß der beantragte Rechtfertigungs- 
termin innerhalb der Präflufivfrift abgehalten werde; 

ad 2. 3. 4. er hat die formlofe Anmeldung, den unzuläffigen Antrag 
wegen #riftverlängerung u. ſ. w., die formlofe Rechtfertigungsfchrift zurüdzus 
weiſen. 

Man fordert aber, gemäß jenes nobile ofſicium des Richters, daß derſelbe 
diefen Zurüdweifungen auch Belehrungen über die gefeglichen Vorſchriften und über 
die Folgen der Verſäumniß hinzufüge. In diefer Beziehung fchreibt die Verfü: 
gung des Herrn YJuftizminifterd vom 30. April 1853 (Minifterial » Blatt Seite 

) vor: 

daß die Gerichte bei Zurüdgabe nicht legalifirter Anmeldungsfchriften 
dem Angeklagten zugleich eröffnen follen, daß und aus welchen Gründen 
die Schrift nicht zugulaffen, und daß dem Angeklagten zu überlaffen fei, 
die Anmeldung in der gefeglichen Frift zu bewirken, 

und die Verfügung vom 5. Dezember 1853 (Minifterial - Blatt Seite 418) ad 9: 
daß, wenn ver zu protofollarifcher Rechtfertigung der Beſchwerde fich 
meldende Angeklagte, ftatt feine Befchwerde mündlich vorzutragen, diefelbe 
ganz oder zum Theil durch Weberreichung eines nicht legalifirten Schrift: 
bes begründen will, der Richter ihm über die Unzuläffigfeit diefes Ver— 
fahrens beveuten foll, u. ſ. w. 

Allein, läßt man fich einmal auf diefed Syftem der Belehrungen aus jenem 
Prinzip ein, fo darf man bei diefen WVorfchriften allein nicht ftehen bleiben ; das 
Prinzip geftattet dann noch viel weitere Konfequenzen, namentlich die, daß der 
Richter auch ohne den ausdrüdlichen Antrag der Partei handelnd eintreten müffe, 
um derfelben das Rechtömittel zu wahren;' daß er aljo, wenn er vorausjicht, Die 
Belehrung werde nicht ausreichen, einen Termin zur Mechtfertigung anberaumt, 
daß er den anmwefenden Angeklagten fofort vernimmt u. ſ. w. Unbezweifelt wird es 
richtig und zuläffig fein, inftruftiv den Kreis der richterlichen Thätigkeit in Bes 
ziehung auf die Nichtigfeitöbefchwerben zu erweitern, allein es erfcheint unftatthaft, 
die Zuläffigkeit des Rechtsmittels hiervon überhaupt abhängig zu machen. Man 
mag nämlich jo weit gehen, jene Parteiftellung im Unterfuchungsprozeffe und die 
durch fie veranlaßte Präakluſivkraft der Friften dem höheren Zwede diefes Prozeſſes 
unterzuordnen; man. mag ferner das nobile offieium des Nichterd fogar bis zu der 
Fiktion einer Anwaltftellung bei der Einlegung und Rechtfertigung der Rechtsmittel 
ausdehnen, jo wird doch der daraus zu folgernde allgemeine Grundfag: 

daß Verfäumniffe des Richters in der rechtzeitigen Förderung der Rechte: 
mittel überhaupt, fie mögen nun durch Inftruftion vorgefchrichen fein, 
oder aus feiner vorforglichen Stellung nah der Natur der Sache folgen, 
der Zuläffigfeit des Nechtsmitteld feinen Eintrag thun, 
ſchon aus dem einfahen Grunde unannehmbar fein, weil es bei der Unbeftimmtheit 
des demfelben zum Grunde liegenden Prinzips, alfo auch bei der Unmöglichkeit, die 
daraus herzuleitenden Konfequenzen zu firiren, an jeder irgendwie fichern Norm über 
die Grenzen der richterlichen Pflicht, aljo über das Worhandenfein wirklicher Vers 
faumniffe derfelben fehlt, das Refultat alfo vie Nüdkehr zu dem laren Berfahren 
nah der Kriminal-Ordnung, nach welchem eine unmittelbare Präkluſivkraft der 
Rechtsmittel nicht beftand, vielmehr im Allgemeinen das Ermefien des höheren Rich: 
terd entjchied, fein würde. 

Wir befennen, daß wir den Formalismus des neueren Unterſuchungs⸗Pro— 
zeffed in vieler Hinficht für unfere Zuftände und Nechtsanfchauungen für unzu— 
teäglich erachten; daß derjelbe namentlich mit dem durch verjährte Nebung erwedten 
unauslöjchlichen Vertrauen des gemeinen Mannes — welcher die überwiegende 
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Mehrzahl der Angeklagten ftellt — daß der Nichter fein Necht wahrnehmen werde, 
damit er nicht durch feine Nechtsunfenntniß geopfert werde, ſchwer verträglich ift, 
und daß, wenn es fich darum handelt, die bequemere Rechtsform durch den Kor: 
malismus zu gewinnen, oder diefes Vertrauen des Volkes zu dem Richter durch 
eine vorjorgliche Pflichterfüllung des Legteren zu erhalten, wir das Leptere wählen 
würden. Ällein die beftehende Gefeßgebung fcheint darüber fo deutlich bereits ent— 
ſchieden zu haben, daß auf dem Wege der Gnterpretation allein Feine Abhülfe mög: 
lich fein dürfte. Denn, während in Beziehung auf die bier vorliegende Frage die 
Kriminal-Ordnung ausdrüdlich die protofollariihe Publikation und die Belehrung 
des Angeklagten über das ihm zuftehende Nechtömittel; ferner die von dem Richter 
an ihn und an ben Vertheidiger zu ſtellende Frage: ob er davon Gebrauch machen 
wolle; ſodann die protokollariſche Vernehmung uͤber das Rechtsmittel als einzige 
Form der Einlegung und Rechtfertigung (außer den Fällen; wo ein Vertheidiger 
beftellt oder gewählt ift); endlich aber die ftete Zulafjung zum Rechtsmittel auch 
nach Ablauf der Frift vorfchrieb (98. 515. 518. 519. 520.), fchreiben die neuen 
Prozefgefege die bloße Urteldinfinuation ftatt der protofollarischen Publikation vor, 
dispenftren den Richter ausdrücklich von der Belehrung über die Rechtsmittel ($. 24. 
der Verordnung vom 3. Januar -1849), mithin, wie aus Beidem folgt, von der 
Frage an den —— und feinen Vertheidiger über die Einlegung des Rechts— 
mitteld, und machen jene Form der Einlegung und Rechtfertigung zu Protofoll da- 
durch, daß fie diefelbe in der Regel für die einzig zuläffige erklären, nicht zu einer 
jedesmal von Amtswegen zu veranlaffenden, fondern laffen vielmehr dem Angeklag- 
ten die Wahl zwifchen den beiden Formen der fchriftlichen und der protofollarifchen 
Einlegung und Rechtfertigung, laffen alfo deutlich erfennen, daß die Amtspflicht 
des Richters für die legtere, Die protofollarifche, nur dann und nur in foweit eins 
tritt, ald er ausbrüdlicd dazu angerufen wird; fprechen endlich, wie gedacht, die 
Präkluſivkraft der Friften, und ein bejonderes Reftitutionsverfahren gegen ihre Ber: 
ſäumniß aus. 

Es mag gewiß pafiend fein, in einzelnen Fällen, je nach ihrer befonderen 
Geftaltung, die Zulafjung zu dem Rechtsmittel auszufprechen, wenn man deutlich 
fieht, daß dafjelbe gewahrt worden wäre, wenn der Richter mehr gethan hätte, als 
lediglich die Anträge u. f. w. der Partei zu erwarten; wenn der nicht verhaftete 
Angeklagte zwar in den legten Tagen erft angemeldet und um einen Rechtfertigungss 
Termin gebeten hat, und nicht überwiegende Gründe dagegen fpredyen, daß es nicht 
dennoch möglich geweſen fei, den Nechtfertigungstermin innerhalb der 10 Tage ab: 
zuhalten. Wenn es fih aber darum handelt, abftrafte Grundſätze uͤber die Sicht 
des Richters, und jomit über die Zuläfftgfeit des blos durch Verabſäumung diefer 
Pflicht verfüumten Rechtsmitteld auszufprechen, jo fcheitert, wie gedacht, eine jede 
Normirung folcher Grundfüge an der Unmöglichkeit, die richterliche Pflicht von 
dem Standpunfte des nobile offieium aus irgendwie zu begrenzen, und alfo die 
Handlungen zu bezeichnen, welche innerhalb viefer Grenze fallen. 

Was insbefondere den oben bezeichneten, zu diefer Erörterung den Anlaß 
gebenden Fall betrifft, jo wird es gewiß inftruftiv für den Richter anzuordnen fein 
können, daß er bei protofollarifcher Anmeldung der Beſchwerde mit der Bitte um 
Friftverlängerung zur Nechtfertigung über die 10 Tage hinaus, ven Angeklagten 
über die Unzuläftigkeit diefes Worbehaltes und Antrages belehre; allein, wenn er 
died dennoch unterlafien, alſo den Angeklagten nur einfach mit diefem Antrage etwa 
zurüdgewiejen, oder hierauf nichts verfügt, vielmehr nach Ablauf der gefeglichen 
Frift überhaupt Das Rechtsmittel für defert erflärt hat, fo wird gegenüber Dem $. 24. 
der Verordnung vom 3. Januar 1849 und dem Grundfage, daß Niemand ſich mit 
der Nichtfenntniß der Gefege entſchuldigen fönne, das Rechtsmittel nicht wohl des: 
halb zugelaffen werden fonnen, weil der Angeklagte von dem Richter nicht befon- 
derd beichrt worden fei. 

Das Plenum des Senates für Streaffachen hat denn auch in dem vor— 
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liegenden Falle am 16. Juni 1856 in der Unterfuchung wider Plange 
(Ar. 20. B. 1.) die Zurüdweifung der Beſchwerde bejchlofien, und zwar aus fols 
genden Gründen: 

in Erwägung, daß eine Ausfertigung des Appellationserkenntniſſes vom 
14. Februar 1856 dem bei defien Publikation nicht anmwefend geweſenen Augellag- 
ten am 13. Mär; behändigt worden, die im Art. 110. des Gefeges vom 3. Mai 
1852 Abſ. 3. ſowohl zur Anmeldung der Nichtigkeitsbefehtwerde als zur Angabe der 
Beſchwerdepunkte beiwilligte zehmtägige Friſt, alfo mit dem 23. März ablief; daß 
der nicht verhaftete Angeklagte am 22. März (einem Sonnabend, aljo dem 
legten Werktage der laufenden Frift) bei der Gerichtsdeputation zu W. die Nichtigkeits- 
beſchwerde ohne Angabe von Beichwerbepunften zu Protokoll angemeldet, und dabei 
—— hat, ihm zur Einreichung der Nichtigkeitsbeſchwerde eine 14tägige Friſt zu 

ewilligen; 

daß die im Art. 110. vorgeſchriebene 10tägige Friſt präkluſiviſch iſt, auch 
nicht, wie die im 8. 129. der Verordnung vom 3. — 1849 zur Rechtfertigung 
der Appellation vorgeſchriebene präkluſiviſche Frift vom Gerichte verlängert wer: 
ven kann, eben jo wenig auch nach Ablauf derfelben dem Ober-Tribunal geftattet 
ift, nach Analogie der für die Appellationsrechtfertigung im Art. 104. des Gefehes 
vom 3. Mai 1852 gegebenen Vorſchrift die Nichtigkeitsbefchwerde aus befonderen 
Gründen noch zuzulaflen; — 

daß der am legten Werktage der 10tägigen Frift vom Angeklagten zu Pro- 
tofoll gemachte Antrag auf Bewilligung einer TAtägigen Frift alſo unzuläffig war, 
und daß der aufnehmende Beamte Died dem Angeflagten hätte bedeuten, und von 
ihm entweder die Bejchwerdepunfte fich jofort hätte zu Protokoll angeben laſſen, 
oder, wenn diefer dazu nicht geneigt war, die Bedeutung, daß und warum fein 
Antrag unzuläffig fei, hätte zu Protokoll nehmen follen; 

daß er Feined von beiden gethan, fondern nur den — Antrag zu 
Protokoll genommen hat; daß mit Ruͤckſicht auf einen bei der erſten Abtheilung des 
Senats für Strafſachen früher entſchiedenen ähnlichen Fall’), wo der Angeklagte 
gleichfalld am legten Tage der zehntägigen Frift die Nichtigkeitsbeſchwerde ohne 

abe von Bejchwerbepunften angemeldet und fich die fpätere Einreichung der Nich- 
tigkeitsbejchwerde nur vorbehalten hatte, der Senat zur Plenarberathung der Frage, 
welchen Einfluß dergleichen ungenũgende protofollariihe Aufnahmen auf das Pra— 
Hufivifche der Frift außern können, zufammengetreten ift; 

in Erwägung, daß weſentlich abweichend von den Grundſätzen der Kriminal- 
Ordnung $$. 515. 318. 520. 

1) der $. 24. der Verordnung vom 3. Januar 1849 vorfchreibt: 

einer Belchrung des Verurtheilten über die ihm zuftehenden Rechtsmittel 
bedarf es nicht; 

2) die $$. 126. 129, 143. ibid. und der an Stelle des leßteren getretene 
Art. 110. des Gejeges vom 3. Mai 1852 für die Einlegung und Rechtfertigung 
der Rechtsmittel praflufivifche Friften vorgefchrieben haben, und insbeſondere für 
die Rechtfertigung der Nichtigkeitöbefchwerde nach dem Obigen von diefem präflufi- 
viſchen Charakter der Frift das Gefeg feine Modifikation geftattet hat; 

3) der Art. 110. die gehörige Anbringung fowohl der Anmeldung als der 
Rechtfertigung der Nichtigkeitöbefhwerde dem Angeklagten überläßt, indem danach 
diefe jchriftlich, und zwar in einer gehörig legalifirten Schrift, gefchehen muß, doch 
auch zu Protofoll vom Angeklagten erklärt werden fann, zu deflen Aufnahme die 
Mitwirkung eined NRichterd nicht erforverlich ift; " 

dag nach dem Allen ed nad) der jegigen Geſetzgebung lediglich Sache des 
Angeklagten ift, die Anmeldung ſowohl als die Rechtfertigung der Nichtigfeits- 


1) Dies ift der oben im Eingange gedachte Fall. 
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beſchwerde zur rechten Zeit, in der gehörigen Form, und, was die Rechtfertigung 
betrifft, mit folchem Inhalte, wie die Art. 107. 108. und 111. erfordern, anzubrin- 
gen, und daß, wenn er das Eine oder dad Andere nicht gehörig gethan Hat, ihn 
der Verluſt des Nechtsmitteld oder defien Zurüdweifung nad Art. 112. und 113. 
a. a. D. treffen fol; 

daß allerdings, wenn ein Angeklagter den richtigen Weg zur Anbringung 
befchritten, und auf demſelben das, was in feiner Macht ftand, gethan, das Gericht 
aber nun durch feine Schuld es ihm unmöglich gemacht hat, auf diefem richter- 
lihen Wege feine Beſchwerde zeitig anzubringen, eine ſolche vom Gericht aus: 
gehende Hinderung ihm das Rechtsmittel nicht nehmen kann, daß alfo 3. B., wenn 
ein verhafteter Angeflagter, der zur Anbringung der Nichtigkeitsbefchwerde fich 
zeitig gemeldet hat, nicpt zeitig Behufs Anbringung der Anmeldung oder der Anz 
gabe der Bejchwerdepunfte zu Protokoll genommen worden ift, wenn ein auch nicht 
verhafteter Angeklagter geitin die Nichtigfeitöbefchwerde angemeldet und dabei 
gebeten hat, zur Aufnahme der Nichtigkeitöbejchwerde einen Termin anzufegen, dies 
aber, obwohl ed noch anging, nicht innerhalb der präklufivifchen Frift gefchehen ift 
— die Anbringung nach Ablauf der Frift noch zugelafien werden muß; 

daß aber darin, daß ein nicht verhafteter Derurtheilter, welcher binnen 
10 Tagen nach Empfang der ah des Urtheild gegen dafjelbe die Nichtige 
feitöbejchwerde beim Gerichte zu Protokoll nur angemeldet, und dabei die Angabe 
der Beſchwerdepunkte bis zu einer über den Ablauf der 10 Tage hinausgehenden 
Zeit fih vorbehalten, oder um Bewilligung einer über diefen Ablauf hinausgehens 
den Frift gebeten hat, von diefem aufnehmenden Beamten nicht fofort zu ge 
über die Unzuläffigkeit ſolchen Vorbehalts oder Gefuchs bedeutet worden ift, feine 
vom Gericht ausgehende —— des Angeklagten, auf einem von ihm beſchrit— 
tenen richtigen Wege die Angabe der Beſchwerdepunkte zeitig anzubringen, liegt, 
vielmehr nur geſagt werden kann, daß das nobile officium judicis nicht genügend 
wahrgenommen worden ift, hiervon aber die vom Geſetze vorgefchriebene präflufi- 
viſche Kraft der Friften nicht abhängen kann. 

So weit der Befchluß des Ober Tribunale in dem zur Entſcheidung ges 
ftellten Falle. Es bedarf feiner Bemerkung, welche dringende BVeranlaffung für die 
inftruirenden Gerichte darin liegt, der Aufnahme der Nichtigfeitsbefehwerbe uner- 
fahrener Perſonen die möglichfte Sorgfalt in allen den Fällen zu widmen, in wel: 
hen durch die protofollarifche Anbringung gefeglich unzuläfftger Anträge in Bezie- 
bung auf diefe Befchwerde die Gefahr eines Verluftes des Nechtsmitteld erwächft. 
Iſt es auch nicht immer eine richterliche, mit den Vorfchriften der Gefege in ihrem 
ganzen Umfange vertraute Perfon, welche folche Anträge zu Protokoll nimmt, von 
welcher man daher von vorn herein erwarten fann, fie werde die Partei belehren, 
und ftatt der bloßen Beförderung folchen unzuläffigen Antrages zum Vortrag, lieber 
fofort die Beſchwerde zu Protofoll nehmen, fo heint e8 doch mindeftens wuͤn— 
fhenswerth, die Subalternbeamten, welche zur Aufnahme von Rechtsmitteln oder 
auch nur von Anmeldungen derjelben deputirt werden, dahin befonderd anzumweifen, 
daß fie in gleicher Art verfahren. 
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Art. 75. 76. des Gefehes vom 3. Mai 1852. Ausfhließung der 
Geſchworenen beim Geftändniffe des Angeklagten. 

Auf die Anklage wegen Urfundenfälfhung gegen einen Beamten gefteht 
diefer die Fälfihung in der von der Anklage behaupteten Art vollftändig zu, fügte 
aber in Betreff der Abficht, welche er dabei gehabt, Hinzu, daß er aus Furcht, 
feinen Boften zu verlieren, und um ſich von der ihm obliegenden Dedung eines 
Defektes zu befreien, gehandelt habe. 

Der Bertheidiger forderte unter diefen Umftänden Zuziehung der Geſchwo— 
renen, der Gerichtäher erachtete aber das Zugeftanpnig für ausreichend zur An— 
wendung des $. 247. und verurtheilte demgemäß den Angeklagten wegen amtlicher 


Falfchung. 

Huf die wegen Nichtzuziehung der Geſchworenen nach Art. 76 des Gefehes 
vom 3. Mai 1852 eingelegte Nichtigkeitöbefchwerde ift Das Urtel ded Schwurge- 
richtöhofes am 2. April 1856 wieder Hanslewig (Nr. 142. L) von dem Ober: 
Tribunal vernichtet, und die Sache an das Schwurgericht zurüdgewiefen, in Er: 
wägung, daß die Beantwortung der Frage über die Abficht, fi Gewinn zu ver: 
fhaffen, als ein factum internum betreffend, in Schwurgerichtsjachen den Ge— 
ſchworenen allein obliegt, und von diefer Negel nur dann gemäß Art. 75. des 
Gefeges vom 3. Mai 1852 abgewichen werden darf, wenn der Angeklagte in feinem 
Geftändniffe die gehabte Abficht entweder mit den Worten des Gefeges ($. 247.), 
oder Doch mit folchen Morten angegeben hat, daß darin unter allen Umftänden 
und ohne irgend einem Bedenken Raum zu geben, eine lediglih auf Erlangung 
eined Gewinnes gerichtete Abficht gefunden werden muß; daß der Angeklagte, feis 
ned oben angeführten Geftändniffes ungeachtet, eine auf Erlangung eines Gewinne 

erichtete Abſicht nicht ausprüdlich zugegeben, die von demfelben eingeräumte Abs * 
cht aber nicht für eine folche gehalten werden kann, welche unter allen Umftänven 
und unzweifeldaft den Charakter der Gewinnfucht in fich jchließt, in jenem Ge— 
ftändniffe vielmehr auch die Abficht auf Abwendung des eigenen Schadens durch 
Beibehaltung feiner amtlichen —— ohne Beſchaͤdigung eines Anderen, ſo wie 
auf Zeitgewinn, um durch ſofortige Beſchaffung der Mittel u. ſ. w., gefunden 
werden kann; daß unter dieſen Umſtänden der im Art. 75. vorausgeſetzte Fall ſo— 
nach nicht vorlag. 


Art. 97. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. Verbeſſerung des 
A Ferse der Gefhworenen vor der Berfündigung deſ— 
elben. 

Der Borfteher der Gefchworenen verfündet den Spruch der lepteren dahin: 

Kein, es find mildernde Umftände nicht vorhanden. 

So fteht derjelbe auch neben der betreffenden Frage. Dagegen hat vorher 
en und zwar bejahender Spruch vdageftanden, welcher indeß durchge— 

richen ift. 

Die Nichtiffeitsbefchwerde behauptet Verlegung des Art. 97. Des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852 im Schlußfage, weil nicht mehr vollftändig und ſicher erkenn— 
bar fei, wie der urfprüngliche Spruch gelautet habe. 

Die Beſchwerde iſt durch Urtel des Ober: Tribunald vom 11, April 1856 
wider Dallüge (Nr. 277. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß der Art. 97. nur 
den Fall vor Augen hat, wo die Abänderung oder Verbefierung des Spruches 
der. Gejhworenen duch den Beſchluß des Gerichts veranlaßt wird, in 
welchem Falle es dann auch praftifch wichtig bleibt, daß der urjprüngliche Aus— 
jpruch der Gejchworenen ſich fortwährend als erkennbar darftelle, weil der durch 
die VBorausfegungen des Art. 97. bevingte Verbefjerungsbeichluß des Gerichts zum 
Gegenftande einer Nichtigfeitöbefchiwerde gemacht werden kann, und um dieſe zu 
beurtheilen ſchon die urfprüngliche Antwort der Gefchworenen außer Zweifel geftellt 
fein muß, was fi aber auch um deswillen nothwendig macht, weil eine allenfalls 
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fige Bernichtung des Berbefferumgsbeichluffes auf die erfte Antwort als Baſis der 
Entſcheidung zurüdführt; daß weder die Abfaffung des Art, 97 noch die Gründe 
defielben auf den Fall paſſen, wo die Gefhworenen in ihrem Berathungszimmer 
und vor Abgabe ihres Verdiktes in den Fall kommen, eine Aenderung in der 
urfprünglichen. Faſſung der Antivort vorjunehmen, daß die Geſchworenen Herr 
ihrer Antwort bis zu den Augenblide bleiben, wo diefelbe in der Sitzung verkündet 
wird, und namentlich mit diefer Verkündigung vdiefelbe erft für das Gericht, die 
Staatsanwaltfchaft oder den Angeklagten erwachſen ift, fo daß fie mit Rüdficht 
auf diefelde zur Stellung von Anträgen resp. zu Berfügungen beveibtiget werben; 
daß daher auch felbit dann, wenn mach der Unterjchrift einer Antwort Seitens des 
Vorſtehers eine Menderung in der Antwort oder in deren Faffung durch die Mas 
jorität der Gefchworenen im Beratbungszimmer bejchloffen wird, dieſe Aenderung 
immerhin vorgenommen werden fann, und Daß Das, worauf es allein ankommt, 
darin beftebt, daß die Antwort in einer ungweifelhaften Weife niedergefchrieben fei, 
und dem entjprechend ihre Verkündigung ftattgefunden bat. 


Art. 253. 263. 264. der Rheinijchen Strafprozeß » Ordnung. Be; 
jegung des Aififenbofes durch den Prafidenten und die 
Beifiger 

Der Angeklagte ift durch den Aſſiſenhof zu Köln auf Grund des Verdilis 
der Gejchworenen verurtbeilt, 

Her Er greift die Entſcheidung wegen ungefeglicher Bejegung des Gerichts: 
ofed an. 

Den Borfig bei dem Affifenhofe hat nämlich der Landgerichisrath KR. in 
Vertretung des erkrankten Affifen-PBräfidenten, Appellationsgerichtörathes * —— 
Außer ihm haben als Beiſitzer der Landgerichtsrath B. und 3 Landgerichts⸗-Aſſeſſo— 
ren fungirt, von denen 2 nicht etatdinäßige waren. Weber den Grund diefer Be— 
fegung ift feftgeftellt, daß der gedachte Appellationsgerichtsrath H. und die beiden 
Kammer » Präfiventen DO. und M. bei dem Landgericht zu Köln erkrankt waren; 
daß darauf der Landgerichts: Präfident dem gedachten Landgerichtsrath K. die Heber- 
nahme des Praſidiums in der vorliegende Sache übertragen hat. Es ift ferner 
die Erfranfung resp. anderweite amtliche Befhäftigung der anderen Mitglieder 
des dortigen Landgerichts feftgeftellt, und es ift am 16. Mai 1839 und 14. Mai 
1845 durch Minifterial» Erlaß angeordnet, daß dem Landgerichts -Präfidenten ' zu 
Köln die Befugniß zuftehe, ausnahmsweiſe auch nicht etatsmäßige Afjefforen zu 
Affifenrichtern zu defigniven. 

.. Der Kaffationsrehurs führt nun aus: bei der Verhinderung des Aififen- 
Präfidenten ſei es der Landgerichts »Präfivent gewefen, welcher deifen Funktionen 
hätte wahrnehmen muͤſſen; ſei dieſer verhindert geweſen, fo hätte eine Ausſetzung 
der Sache erfolgen müfien Der Art. 263. des Code d’instruct. erim. laſſe eine 
ausdehnende Erklärung nicht zu, um fo weniger, ald einestheild das Amt des 
Affifen-Präfidenten mit einer großen disfretionairen Gewalt verbunden fei, welche 
nur ſolchen Beamten anvertraut werden könne, denen eine lange Dienftführung 
zur Seite ſtehe, die wohl einem Appellationsgerichtsrath und einem Landgerichts 
Präfidenten, nicht aber einem jeden Mitgliede des Gerichts erfter Inftanz zugetraut 
werden fönne. Der Art. 264. ſehe die Fälle der Verhinderung und Erfegung der 
übrigen Mitglieder des Aſſiſenhofes vor; es würde alfo eine nicht zu präjumirende 
Omiſſion fei, wenn der Gefeggeber, hätte er beabfichtigt, daß der Äſſifen-Präſident 
im Berbinderungsfalle außer von dem Landgerichts -Präfiventen auch noch durch 
andere Mitglieder des Gerichts vertreten werden jolle, Dies nicht, wie bei den übri- 
gen Beifigern, ausprüdlich verfügt hätte. — Sodann hätten nicht die älteften Mit: 

lieder des Landgerichts als Beiliger fungirt, fondern jogar zwei nicht etatsmäßige 
ffefforen, während an jenem Tage mehrere ältere Mitglieder des Landgerichts im 
anderen Kammern beſchaͤftigt geweſen jeien, Dies wieberfpreche den Art. 253. 
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Nr. 2. und 264., und verlege den Grundfag, daß Niemand feinem ordentlichen 
Richter entzogen werben dürfe. . 
Der Kaffationsrefurs ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 3. April 
1856 wider Paulus (Nr. 132. 11.) verworfen, in Erwägung, daß — was zunächft 
die Befchwerde über die Befegung des Affifenhofes durch die zwei jüngften nicht 
etatömäßigen Aflefforen betrifft — zwar der Art. 253. in Verbindung mit Art. 264. 
die Vorfchrift enthält, daß zu Beifigern des Affifenhofes die Alterlen Mitglieder 
des Gerichts erfter Inſtanz defignirt werden follen; daß indeß, wenn dies im ein- 
zelnen Falle nicht gefchehen, hieraus ein Grund zur Anfechtung des Urtheild um 
jo weniger hergeleitet werben kann, als einestheild der Art. 253. die Strafe 
der Nichtigkeit auf die Nichtbeobachtung dieſer Vorfchrift nicht androht, und über- 
haupt nicht vorfchreibt, daß gerade die A älteften Richter nothwendig als Richter 
des Affifenhofes mitwirken müßten, fondern nur die Wahl unter den älteften Mit: 
gliedern des Gerichts anordnet, fo daß dem Landgerichts - Präfidenten, welchem 
die Leitung der Gefchäfte des ganzen Gerichtes obliegt, eine Auswahl unter denfels 
ben zufteht, und ed anderentheils für die Legalität der Bejegung des Affifenhofeg, 
alfo für die legale Verhinderung der älteften Mitglieder des Landgerichts die Ver: 
muthung ftreitet, und zu den legalen Verhinderungsfällen im Sinne des Gefepes 
nicht allein die Krankheit oder Abwefenheit des betreffenden Mitgliedes, jondern 
auch deſſen anderweite dienftliche Verwendung zu zählen ift, weil widrigenfalls 
während der ganzen Dauer einer Ajfifen-Sigung der regelmäßige Betrieb der übri- 
gen Gefchäfte des Landgericht3 eine mit dem öffentlichen Intereſſe unvereinbare 
ehemmung oder gänzliche Siftirung erleiden fönnte; daß alfo nichts darauf an— 
fommen fann, ob zur Zeit der ——— der — vorliegenden — Unterſuchung 
ältere Mitglieder, als welche der Aſſiſen-Sitzung beigewohnt haben, in anderen 
Gerichtsabtheilungen thätig geweſen find, jo wie auch der Umftand den Antrag auf 
Vernichtung des angefochtenen Urtheild nicht rechtfertigen fann, daß die beiden 
— Mitglieder des Aſſiſenhofes zu den nicht etatsmäßigen Aſſeſſoren gehören, 
weil, wenn auch von Seiten des Königlichen Juſtiz-Miniſteriums, von welchem vie 
Anftellung der Aflefforen ausgeht, im Allgemeinen die Zuziehung der lepteren als 
Beifiger bei den Ajfifenhöfen unterfagt ift (cfr. Verfügung vom 29. Sept. 1846), 
gleichwohl für das Landgericht zu Köln eine Ausnahme ftatuirt ift, indem es in 
das disfretionaire Ermefjen des dortigen Landgerichts » Präfidenten geftellt worden 
ift, ausnahmsweife auch nicht etatsmäßige Afjefioren zu Beifigern bei den Affifen 
zu defigniren, fo daß in Beziehung auf die dort angegeftellten Affefioren der ges 
dachten Kathegorie fich deren richterliche Qualität zu den Funktionen der Aſſiſen— 
richter nicht bezweifeln läßt; 
in Erwägung fodann, anlangend den anderen Kaffationsgrund, daß ber 
Art. 263. bei Aufzählung derjenigen Beamten, welche den Affifen» PBräftdenten in 
Verhinderungfällen zu vertreten haben, zwar allerdings nur den Landgerichts-Prä— 
fiventen, nicht aber die übrigen Kammer: Präftdenten und die Räthe des Landgerichts 
auddrüdlich erwähnt, umd daß es fich im Uebrigen auch nicht verfennen läßt, daß 
nach dem Geifte der Strafprozeß-Ordnung die wichtigen, einem Aſſiſen-Präſidenten 
obliegenden Funktionen der Regel nah nur Mitgliedern des Appellationshofes und 
dem Landgerichts-Präfidenten übertragen werden follen, deren höheres Lebens⸗ umd 
Dienftalter und deren aus einer längeren juriftifchen Praris hervorgebende gründ- 
liche Gefegesfenntnig und Erfahrung eine größere Garantie für die den Gefegen 
entfprechende Erfüllung der Präfivial-Obliegenheiten gewährt; daß gleichwohl aber 
der Art. 263., indem er rüdfichtlich des Falles nichts beftimmt, wenn die füämmt- 
lichen dort aufgezählten Vertreter des Affifen-Präftdenten, mit Einfchluß des Land— 
gerichts- Präftdenten, verhindert werden follten, von felbft die allgemeinen in ven 
Organifationd> Gefegen aufgeftellten Regeln über die Vertretung der Landgerichte- 
Präfidenten (vergl. Art. 47. 48. des Defrets vom 30. Mär; 1808) anwendbar 
macht, und zwar um fo mehr, ald verfelbe feine Andeutung enthält, daß die Ver— 
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——— nur auf den Landgerichts-Präaſidenten beſchränkt und deſſen geſetz⸗ 
liche Vertretung ausgeſchloſſen fein ſollte; daß im vorliegenden Falle u. f. w. . 


Srageftellungen. 


1. Die wegen Berfuches der Meuterei geftellte Frage fchließt, nach Er- 

wähnung der fpeziellen Handlungen, fo: 

hierdurch aber eine Handlung, welche einen Anfang der Ausführung des 

Vorjages, einen gewaltfamen Ausbruch aus der Gefangenanftalt aus- 

zuführen, enthält, vorgenommen zu haben, und nur durch äußere u. f. w. 
Das auf dieſes Verdikt erlaffene Schwurgerichtsurtel, welches wegen fchwerer 
Meuterei ftraft, ift durch das Urtel des Ober» Tribunal vom 15. Februar 1856 
wider Laach (Nr. 197. 1.) vernichtet, und es ift die Sache an das Schwurgericht 
jurüdgewiefen, weil durch das Verdikt nur feftgeftellt ift: 

daß der Angeklagte eine Handlung vorgenommen hat, welche den Anfang 

der Ausführung des Vorſatzes u. ſ. w. enthielt. 
worin noch nicht der Anfang der a des beabfichtigten Verbrechens 
ſelbſt liegt, "indem der Anfang der Ausführung des Borfages einer ftrafbaren 
Handlung, bei der Allgemeinheit dieſes Ausdruckes, fih auch ſchon auf die blos 
vorbereitenden Handlungen beziehen läßt, welche nach $. 31. des Strafgefeg: 
buches noch keinesweges ftrafbar fein follen. 


1. Die Frage lautet, ob die Angeklagte ſchuldig fei: 

1) nach Michael 1854 dem N. Kartoffeln, 

2) um die Erndte 1854 dem N. Grünzeug und Kartoffeln, 

3) am 18. Oftober 1854 dem N. Kartoffeln, 

A) nach der Erndte 1854 dem N. Mohrrüben in der Abficht rechtswidriger 

Zueignung weggenommen zu haben? 

Auf das bejahende Verdift ift die Angeklagte wegen Diebftahls im wiederholten 
KRüdfalle aus 8. 219. zu 2 Jahren 3 Monat Zuchthaus — 

Auf ihre Nichtigkeitsbeſchwerde iſt das Urtel am 9. April 1856 wider 
Tusker (Nr. 358. 1.) von dem Ober-Tribunal vernichtet, und es iſt die Sache zur 
anderweiten een. zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die gedachte Feft- 
— durch das Verdikt, mit Rückſicht darauf, daß alle dieſe Entwendungen von 

eldfruͤchten nach der Anklage und unbeſtritten auf dem Felde verübt find, die aus— 
gejharrten Kartoffeln, Grünzeug und Mohrrüben auch in jedem einzelnen Falle 
nur einige Metzen oder noch weniger betragen haben, nicht genügt, indem weder 
durch das Verdift der Gefchworenen feftgeftellt ift: 
ob die entwendeten Feldfrüchte nur von geringer oder von nicht unerheb- 
liher Quantität gewejen find, noch ob die Entwendung unter Umftänden 
he ift, welche die Abficht eines unredlichen Gewinnes ausfchließen oder 
arthun, 
daß daher nach der gegenwärtigen Feftftellung fich die Frage: ob der Thatbeftand 
eined einfachen Diebftahld nach $. 215. des Strafgefepbuches oder nur einer 
Mebertretung des $. 42. Nr. 6. der Feldpolizei-Ordnung vorliegt, gar nicht ent- 
fcheiden läßt. 


M. Nach Berneinung der Frage über den wiflentlichen Meineid der An- 
—— 2 Zeugin geht die Frageftellung zum fahrläffigen Meineive über, in 
olgender Art: 

3) ift die Angeklagte ſchuldig, am 14. Juni 1855 in der Unterfuchung u. f. w. 
aus Fahrläffigfeit etwas Unmwahres, nämlich, daß fie noch nicht beftraft 
fei, eidlich verfichert zu haben? 

Antwort der Geſchworenen: Nein, fie ift nicht ſchuldig. 
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4) Iſt die Angeklagte (eventuel) ſchuldig, am 14. Juni 1855 in der Unter⸗ 
fuhung ꝛc. aus KBahrläffigfeit durch Berfchweigen der von ihr erlittenen 
Strafen, nad welchen fie befragt worden, ein falfches Zeugnig mit einem 
Eide befräftigt zu haben ? 
Diefe * iſt von den Geſchworenen bejaht, und die Angeklagte darauf wegen 
laäͤſſigen Meineides aus $. 132. beftraft. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde rügt die Verlegung des $. 132, weil. in der, 
vierten Frage nicht der Thatbeftand des dort vorgefehenen Vergehens enthalten fei. 
Der $. 132, umfajle zwar auch das fahrläffige Verfchweigen, aber nur das pofi- 
tive, d. h. alfo entweder a. die Verficherung des Nichtwiffend, oder doch b. das 
Verſchweigkn von Ihatfachen in dem Falle, wenn dadurch das Refultat der befun- 
deten Thatfachen ein unmalres oder doch ganz veränderte werde (Materialien 
Br. I. ©. 256). Keiner diefer Fülle liege hier vor. Was die vierte Frage ent: 
halten follte, werde aus der dritten Frage Har. In diefer wurden die Gefchworenen 
efraat, ob die Angeklagte fahrläffig ge A daß fie nicht beftraft * Dieſes 
der Thatbeſtand des 8. 132, geweſen. In der vierten Frage werde dagegen 
gefragt, ob ſie ganz darüber gefhwiegen, d. h. alfo, ob fie gar nicht darüber 
geantwortet habe? Hierin fei aber fein Vergehen zu finden. j 

Das Urtel des Schwurgerichtshofes ift hierauf am 19. März 1856 wider 
Bleſchke (Mr. 163, 1.) von dem Ober- Tribunal vernichtet, und es ift die Angeflagte 
freigefprochen, in Erwägung, daß von den Gefchworenen u. ſ. w. Cjoigen die Fragen 
und die Antworten); daß die vierte Frage, wenn fie für fi allein fände, den 
Thatbeftand des $. 132. enthalten und ihre Sinn dahin aufzufaffen fein würde, 
daß die Angeklagte, nach dem fie wegen ihrer früheren Beitrafung befragt, Diefelbe aus 
Fahrläffigfeit verfchwiegen, d. h. verneint, folglich, wie der $. 132, unterftellt, 
etwas Unwahres eidlich verfichert habe; daß aber diejer —— ſich bereits in 
der verneinten dritten Frage findet, mithin die vierte Frage in Verbindung mit der 
vorhergehenden ſich auf einen anderen Thatbeftand beziehen muß, und als ſolcher das 

ſchweigen der von ihr erlittenen Strafe nur als ein Schweigen, als ein Nicht: 
anworten auf die an die Angeklagte gerichtete Frage anzunehmen ift, hierin jedoch 
nicht die eidliche Verficherung einer Unwahrheit, wie der $. 132. verlangt, liegen 
würde, daß demnach der Ausfpruch der Gefchworenen ein Vergehen im Sinne diefes 
$. -132. nicht feftftellt, und das Schwurgericht, indem es die Angeflagte ver- 
urtheilt, denfelben unrichtig angewendet hat; daß übrigens, wenn man der vierten 
Frage die zuerft angenommene Bedeutung unterlegen wollte, die Freifprechung den- 
noch erfolgen müßte, da die dritte, den naͤmlichen Thatbeftand enthaltende Frage ver- 
win, worden, und dieſer Ausipruch der Angeklagten nicht wieder entzogen wers 
den fönnte. 


IV. Der Angeklagte Janf it aus $. 310. wegen Amtöverlegung durch 
Beftechung verurtheilt. ° 
Der Mitangeflagte Julius Reichenheim ift aus $. 311. verurtheilt, 
weil ex den Jank zu Dieter Amtsverlegung beftochen hat. Das Berbift Inutet: 
Schuldig in den Jahren — zu B. durch Anbieten, Verſprechen oder 
Gewähren von Gefchenten oder anderen Vortheilen den x. Jank zu dem 
Verrath telegraphifcher Depefchen u. ſ. w., welcher eine Verlegung feiner 
amtlichen SBlichten enthielt, fortgefegt beftimmt zu haben. 
Der Mitangsflage Iſidor Reichenheim ift der Hülfsleiftung feines Bruders 
an dieſem — ſchuldig erklärt. 
Endlich find im Betreff des Mitangeklagten Meyer den Geſchworenen 
folgende Fragen vorgelegt: 
1) Schuldig zu B. im Jahre — duch Anbieten, Verfprechen oder Gewähren 
von Serhenten oder anderen Vortheilen dem 20. Jank zu dem Berrath 
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Pflicht deſſelben enthielt, fortgefegt beftimmt zu haben 
Dieje Rrage haben fie verneint. . 

2, Schuldig, zu B. im Jahre — die Gebrüder Yulius und Iſidor Neichen- 
heim durch Weberredung dazu beftimmt zu haben, durch Anbieten und 
Gewähren von Geſchenken den 1. Jank zu dem eine Verlegung feiner 
Amtspflihten enthaltenden Verrath telegraphifcher, beim hieſigen König- 
lichen Telegraphen;AImt eingegangener Depejchen zu verleiten, Ihnen auch 
die Gelpmittel, welche zu der That gedient haben, wiſſend, daß fie dazu 

dienen follten, hergegeben zu haben? 
Die Gefchworenen haben geantwortet: 
ja, der Angeflagte ift ſchuldig, die Gelomittel, welche zu der That gedient 
haben, wiſſend, daß fie dazu dienen follten, hergegeben zu haben, mit 7 
gegen 5 Stimmen; es ift aber nicht erwiefen, daß der Angeklagte die 
ebrüder Neichenheim durch Ueberredung zu der That beftimmt hat. 
Der Gerichtähof ift diefem Verbift beigetreten und hat den Meyer aus $. 34. Nr. 2. 
und $. 311. verurtheilt. 
Auf die Nichtigkeitsbejchtwerde des Meyer ift diefes Urtel am 20. Februar 
1856 (Mr. 121. 1.) von dem Ober» Tribunal vernichtet, umd es ift die Sache zu 
anderweiter —— und Entſcheidung an die Gerichtsabtheilung zurüd: 
gewieſen, in Erwägung, daß ed zur Herftellung einer völligen Nechtsficherheit durch 
das Verbift der Gejchworenen erforderlich ift, durch eine jede einen Mitthäter oder 
Theilnehmer an einem fremden Verbrechen oder Vergeben betreffende Frage den 
Thatbeſtand felbftitändig und vollftändig feitzuftellen, daß es alſo erforderlich 
ift, bei einer einen Theilnehmer betreffenden Frage wicht allein die Mittel der Theil- 
nahme, fondern auch die Verübung des Hauptverbrechens oder Vergehen, zu wel- 
gen dieje Theilnahme erfolgt ift, feitzuftellen, weil, foweit das Gefeg nicht befondere 
usnahmen macht, die Thellnahme an einem Verbrechen oder Vergeben, welches nur 
beabfichtiget, nicht aber wirklich verlibt oder ftrafbar verfucht worden, nicht ftrafbar 
iftz daß mithin die Frage entweder direft oder Durch ſpezielle Hinweiſung auf die 
den Hauptthäter enthaltende Frage die Verübung der Hauptthat feftftellen muß; 
daß jedoch die vorliegend 4* Frage ihrem Sinne nah in ihrem erſten Theile 
nur feftftellen will: ob der Angeklagte die Gebrüder Reichenheim überredet hat, den 
Jank durch die erwähnten Mittel zu dem Depefchen- Verrat; zu verleiten; 
daß alfo, wenn diefer Theil der Frage bejaht worden wäre, dadurch nur feftges 
ftellt fein würde, daß die Gebrüder Neichenheim durch den Angeflagten ſich haben über: 
reden laffen, ven Jank zu dem Verrath zu verleiten, nicht aber, daß fie deingemäß 
und in folge diefer Ueberredung dieſe Verleitung des Jank auch wirklich verübt 
oder verfucht haben; daß hiernächft zwar der wirklich von den Gefchworenen bejahte 
legte Theil der Frage feftitellt: der Angeklagte habe die Geldmittel, welche zu der 
That gedient haben, wiſſend, daß fie dazu dienen follten, hergegeben, daß alſo diefer 
Theil der Frage allerdings enthält, die Geldmittel feien zu der That, zu welcher 
fie dienen follten, wirklich verwendet, mithin durch eine Interpretation des Verdikts 
in Verbindung mit jeneme vften, jedoch verneinten Theil der Frage, gefolgert werden 
mag: dieſe That fei Die im dieſem Theil, wenn auch nicht ausgejprochene, jo doch 
deutlich gemeinte der Gebrüder Reichenheim, nämlich die bewirkte oder doch ftrafbar 
verfuchte Verleitung; daß jedoch jenes Erforderniß einer vollftändigen Rechtsficher- 
beit nicht geftattet, auf dem Wege einer bloßen Interpretation des Verdikts, die nicht 
zu nothwendigen, fondern nur zu wahrjcheinlichen Refultaten führt, den Thatbeftand 
zue Anwendung des Strafgeſetzes feftzuftellen, zumal es ſich hier um die Inter- 
pretation aus einen von den Gefchiworenen verneinten Theile der Frage handelt, 
bei welchem ſelbſt nur wieder gefolgert werden muß, daß die Gefchworenen nur 
die Ueberredung ju der That, nicht aber die Verübung der That überhaupt haben 
vereinen vollen ; 


telegraphiicher Depefchen u. f. w., welcher eine —— der amtlichen 
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in Erwägung, daß hiernach der Thatbeftand der 88. 311. u. 34. Nr. 2. nicht 
mit genügender Gewißheit zur Anwendung des Strafgeſetzes feftgeftellt ift, und 
fomit da& Erfenntmiß des Schwurgerichtöhofes, welches gleichwohl jene Geſetze 
anwendet, zu vernichten iſt; daß hiernaͤchſt die Anklage, in ſoweit ſie durch den 
verneinenden Theil des Verdikts nicht erledigt iſt, alſo in ſoweit, als fie behauptet: 
der Angeklagte habe den Gebrüdern Reichenheim die Gelpmittel, welche zu der von 
ihnen oder von einem von ihnen wirklich verübten Beftechung des Jank gedient 
haben, wiſſend, daß fie dazu dienen follten, hergegeben, annoch zu erledigen ilt, der 
Gegenftand dieſer Anklage aber, nachdem durch die rechtöfräftige Entjcheidung der 
— insbeſondere in Beziehung auf das in Rede geſtandene Verbrechen, die 
onnerität mit dieſem, und ſomit Die nothwendige Kompetenz der Geſchworenen auf- 
gehoben ift, ald Vergehen nur an die Gerichtsabtheilung zu verweifen ift. 


V. Rad der Anklage bewog der Angeklagte Oppermann den Gaftwirth 
W. nah London zu reifen, wozu er ihm 150 —* Reiſegeld gab, und dort für 
ihn 2000 Stüd Leipziger Banknoten à 20Rthlr. nach einer demſelben übergebenen 
ächten Banfnote nahdruden zu laſſen. W. engagirte hiernach in London einen 
Druder, welcher die Anfertigung übernahm, jedody das Vorhaben der Behörde an- 
gezeigt Haben fol. W. wurde in Frankreich mit den ihm von dem Druder aus- 
gehändigten, jedoch mit Spezialnummern noch nicht verfehenen Banfnoten durch 
nachgeſendete Sächſiſche Polizeibeamte verhaftet, nach Sachen transportirt, und 
dort durch die Sächfifchen Gerichte wegen Theilnahme an dem Verſuche des Faljch- 
münzens zu 5 Jahre Zuchthaus verurtheilt. 

Oppermann ift der Anftiftung des Gaſtwirth W. zu dem Verbrechen der 
Münzfälfhung und der Hülfsleiftung bei demfelben angeflagt. 

Den Geſchworenen find folgende Fragen vorgelegt: 

1) Schuldig, im Dezember 1853 zu H. den Gaſtwirth W. zur Herftellung 
einer Anzahl, den Leipziger Banfnoten à 20 Rthly. —— ten, Pa⸗ 
piere, welche derſelbe demnächft zu London durch einen Anderen hat nach— 
machen laffen, durch Verjprechen und Ueberrevung angereizt, verleitet und 
beftimmt zu haben? 

2) Schulvig, im Dezember 1853 zu H. dem Gaftwirth W. zur —— 
einer Anzahl u. ſ. w., wie oben, in Handlungen, welche die That vor- 
bereitet und erleichtert haben, wiſſentlich Hülfe geleiftet zu haben ? 

Diefe Fragen find bejaht, und der Angellagte ift wegen Theilnahme an 

einer Münzfälfhung verurtheilt. 

Der Bertheidiger hatte auf Beweis angetragen, daß der Druder T. in London 
die falſchen Papiere nicht in böslicher Abficht, fondern nur zu dem Zwecke ange- 
fertigt habe, um den Befteller der Polizei auszuliefern; daß eben deshalb der ge- 
nannte Druder in England felbft nicht ftrafbar fei; daß die Nachmachung ausl 
difcher Geldpapiere in England überhaupt nicht geftraft werde. 

Er trug, als diefe Beweisanträge zurüdgewiefen wurben, darauf an, ber 
obigen Fragen folgende zu jubftituiren: 

Iſt der Angeklagte ſchuldig u. f. w., den Gaſtwirth W. durch Berfpre- 
chungen und Ue — angereizt, verleitet und beftimmt zu haben, einen 
Anderen (den Druder T) durch Verfprechungen, Ueberredung oder andere 
Mittel zur Anfertigung einer Anzahl u. f. w. zu veranlaffen, imgleichen 
den W. in Handlungen, welche u. ſ. w., unterftügt zu haben? 

Hat der W. in Folge defien den Druder T. durch BVerfprechen, 
Ueberredung oder andere Mittel angereigt, verleitet, oder beftimmt, diefe 
Banknoten anzufertigen, oder den T. in Handlumgen u. f. w. unterftügt? 

Hat der T. in Folge deſſen eine Mg Leipziger Banknoten & 
20 Rthlt. nachgemacht, oder Hat ſich T. der Anfertigung nur auf Beran- 
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laffung des (Sächſiſchen) Generaltonfuls E. zu London, und nur zu dem 
Zwede, um den W. zur Verhaftung und Strafe zu bringen, unterzogen? 

IM die Handlungsweife des T. eine nach Englifchen Öefepen 
ftrafbare? 

Auch diefe Frageftelungen find abgelehnt. Der Schwurgerichtshof nimmt 
an, daß die Strafbarkeit des Druder T. auf diejenige des Gaftwirth W. und des 
jetzt Angeklagten Oppermann ohne Einfluß ſei; daß die Feitftellung der Strafbar— 
feit der Handlung des W. nah Engliſchen Gefegen — dem S chwurgerichle- 
hofe gebühre; er wendet die $$.A. Nr.2. und 3, $. 121. 124. 34. Nr. 1. und 2. 
und $. 35. ded Strafgefepbuches an, indem er erwägt, daß ein im Auslande von 
einem Preußen begangenes Münzverbrechen nad $. 4. Nr. 2. unbedingt ftrafbar 
fei, außerdem aber auch die Borausfegungen des 8. 4. Nr.!3. vorlägen, weil die in 
England verübte Münzfälfchung, um welche es fich hier handle, auch nach Engli— 
fchen — ſtrafbar ſei. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten rügte: 

1) Beichränfung der Bertheidigung in verfchiedenen Beziehungen, namentlich 
durch Ablehnung des oben erwähnten Beweisantrages ; 

2) Verlegung der $$. 34. 121. 124. des Strafgeſetzbuchs und Artifel 31. 
des Gefeges vom 3. Mai 1852, weil die thatfächliche im MWahrfpruche der Ge- 
———— enthaltene Feſtſtellung die Anwendung dieſer Geſetzesſtellen nicht recht- 
ertige; ein Anfertigenlaffen falfchen Geldes fei nicht verpönt, und nur dann ſtraf— 
bar, wenn e8 als Iheilnahme an der ftrafbaren late] Dog Thäters angejehen 
werden fünne Wenn hier nun auch eine Anftiftung des W. durch D., jowie eine 
jenem von diefem geleiftete Hülfe beftehen, fo fehle e8 doch an dem Thatbeftande 
eines dem MW. zur Laft fallenden Verbrechens, da weder ausgefprochen fei, daß er 
jelbft ein folches begangen, noch auch, daß feine Thätigfeit, durch welche er einen 
Anderen zur Bornahme der Handlung veranlaßt haben folle, den Erfordernifien 
des $. 34. Nr. 1. entipreche, noch endlich, daß der Andere das Verbrechen mit dem 
dazu erforderlichen dolus begangen habe; 

3) Berlegung des $. 4. Nr. 2. des Strafgefegbuches, weil diefer Paragraph 
die Strafbarfeit eined im Auslande begangenen ein nur für den Fall 
ausipreche, wo das Münzverbrechen gegen Preußen verübt fei; 

4) Verlegung des 8. A. Nr. y a. a. O, weil die Strafbarfeit der Münz- 
fälfhung nach Engliichem Rechte nicht durch die Gefchworenen feftgeftelt worden 
fei, eventuell weil der Gerichtshof eine ſolche Strafbarfeit nah Englifchem Rechte 
mit Unrecht angenommen, fich für diefe feine Annahme auf irrige VBorausjegungen 
und ungenügende Beweismittel geftügt und einen hierauf bezüglichen Antrag der 
Vertheidigung mit Unrecht abgelehnt habe. 

Das Ober-Tribunal hat hierauf mittelft Erkenntnifjes vom 10. Januar 1856 
wider Oppermann (Nr. 11. 11.) das Schwurgerichtd-Urtel vernichtet, und Die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entjcheivung an das Schwurgericht zurüdgewier 
fen, in Erwägung: 

daß der, im Grfenntniffe des Schwurgerichts ausgefprochene Grundſatz: daß 
bei der Beurtheilung eines von einem Preußen im Auslande begangenen Münzs 
verbrechend nach $. 4. Nr. 2. des Strafgefepbuches eiglie die Mreufifchen Ge: 
fege zu beachten feien, unrichtig ift, indem der $. 4. Nr. 2. ein gegen Preußen 
begangenes Münzverbrechen vorausfegt, das vorliegende Verbrechen, Pe 
Leipziger Banknoten aber nicht gegen Preußen begangen ift; daß das Erfenntni 
alfo ven 8. 4. Nr. 2. verlegt hat; ß 

in Erwägung: daß daffelbe aber zugleich auf $. 4. Pr. 3. geftügt worben 
ift, wonach ein Sreufe wegen jeder nach Preußifchen Gefegen als Verbrechen oder 
Vergehen ftrafbaren Handlung, welche er im Auslande begangen hat, in Preußen 
nah Preußiſchen Strafgefegen verfolgt und beftraft werden fann, wenn biefelbe 
auch durch die Gefege des Orts, wo fie begangen wurde, mit Strafe bedroht iſt; 

Archiv 1856, LIL 25. 
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gr daß Die Nachahmung Leipziger Banknoten in Preußen nad 
$8. we in Yo traf 9* als Verbrechen beſtraft wird, wenn dieſelbe 
— des Pi if Sachſiſchen Staats von einer Korporätion, Ger 

—344 oder P — ausgeftellte, auf den Inhaber lautende Schuldver⸗ 


ierbungen A; 
t daß ſolche —— der Leipaget Banknoten feſtzuſtellen, 
* es nom, um auswärtigen Rechts, nicht um Die Fe 5 ung der 
Se male der ftrafbaren eg bildenden Zi en, welche 
+ 8. des Gefeped vom 3. Mai 185 — J obliegt, und nicht 
Rellung g_ der 340 e des inländi 2 Rechts, — allein dem Angriffe 
Be töbejchwerde uf Grund des Art. 107. Nr. 1. —— ur 
ndelt, lich zur Behhe ung der —— eben fo gehört, als die F 
e von einem Preußen im Auslande begangene —* auch durch 
die — des Ortes, wo fie begangen, mit Strafe bedroht i 
Erwägung: daß in dem angefochtenen Erfenntnifje zwar nicht mit prä 
ziſen Mn feftgeftellt, aber doch unterftellt ift: 

a) daß die — Banknoten zu 20 Thaler zu den unter Autorität des 
*9 Si Riten, ates von einer Korporation, Ge AL aft oder Privatper- 
fonen au ber Iautenden Schuldverjchr — — 

b) daß vs wi en vorgenommene Nachmachung Leipziger B 
zu 0 es n u Englifchen — und zwar nach dem Parlaments * 
sect, 19, ſtraf 
ung: daß — abgejehen von dem Mangel ſolcher präzifen Feſt⸗ 
lu © — die — 5— —* $. 4. Rr. 3. des Strafgejegbuches: Strafbar- 


owohl am Orte der That, ald nad Preußi Ötreafgefegen, und zwar 
diefen “ Yetıcden aljo 39 en —2 — * ae ner BA 


ung: daß im Erfenntnifje vom Schwur — au 
race Ar eowol der A als der Garwicth en fi 
ägung: daß die Gejchworenen den Angeklagten —* aan ha 

) im Dezember 1853 zu H. den Gafwirth WR, zur Herfiellung einer A 
en ‚Sea Banfnoten A 20 Thaler ——— Papiere, we —— 
au te durch einen Anderen hat nachmachen lafen, durch Verſprechen 

angereigt. ne verleitet und beftimmt zu haben, 
2 2 jember 4853 zu H. dem Gaſtwirth W. Bi erſtellun * 
ap 


a er Banknoten & 20 Thaler nachgemachter te, welche derjelbe 
* * durch einen ben — chen 8Gon in —— 


at vorbereitet und erleichtert haben, wiſſentlich eleiftet zu hab 
Erwägung: daß hierdurch für das ger linie u H a 
T geilnahın des Ingeflagten nach $. 34, Nr. 1. a 7 N * uches 
va du duch den Ausfpruch 1, die Anftiftung na Be 
1 3, die Hülfeleiftung nach $. 34. Nr. — d 
— 

Be vo die En die in beiden Ausfprüchen gleichlautenden. Worte: 

Ionen, Br n 


zu Sonden dur einen Anderen bat nachmachen 
u) * 5* N und dem „Anderen, * nad der Anflage: dem 
eh: bar n Dunteln (affen, fo daß weder 
eilt i R: W, wiederum den T. zu. der biefem —— 
ech Kette A Ki erleite NE a ip der fttafbare, von M. verleitete Th 
aber He ar Anftifter der verbre hat des T., und. eben darum 
Ing Hagk re Ast a ing ci ei, für welchen Fall die im $, 34. 
gedachlen eben —3* für das Verhaͤltniß Fa — iR. 
ab 2, — 5 Ri ‚Berlin —— ——— 14 
hebe: * en hg und war beide Anftiftungen. ald in-, 
and a a ie eile; no 
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b) feftgefteitt ift, daß der Andere (T.) ohne das Werbreiherifche der von 
W. gewollten That zu fennen, vdiefem nur als ein an dem verbrecherifchen dolus 
nicht betheiligtes Werkzeug gedient habe, fo daß, da ein etiva bon MW. in T. ers 
vegter Itrthum: das, was er für WB. thue, fei etwas Erlaubtes, nicht die im $. 34. 
Nr. 1. gedachte Anftiftung durch Herbeiführung eines Frrihums, welche immer eine 
Kenntniß des BVerleiteten bon der vwerbreiherifchen That und ein Eingehen in die- 
felbe, aber eirien Yrrtkum deſſelben in dem Bewegungsarunde, der ihn veranlaßt, 
in die verbrecherifche That einzugehen, vorausfegt, daritellen würde, — die That 
des T. allein dem MW, angehören, W. alfo der firafbate Thatet felbft fein würde, 
welchen beiden "eftftellungen ad a. und b. der Angeflagte auch durch die von ihm 
geftellten Yerveisanträge und verlangte Frageftellung: 
ob T. fih der Anfertigung der Leipziger Banfnoten nur auf Veranlaſſung 
des Königlich Sächfiichen General-Konfuls und nur zu dem Zwede, um 
den W. zur Verhaftung und zur Strafe zu bringen, unterzogen habe, 
hat begegnen wollen; noch 
e) für den Geſichtspunkt eines flrafbaren Verſuchs feftgeftellt ift, dag W., 
welcher nach der Anklage vom Angeflagten verleitet war, Leipziger Banknoten her» 
zuftellen, ſolche bei T. beftellte, die von T. gemachten aber noch nicht mit Spezial: 
Rummern, wie fie fich auf den echten Leipziger Banknoten befinden, und anſchei⸗ 
nend auch nicht mit dem Vermerk über die Eintragung in die Bankhauptblüicher 
derfehenen Banfnoten von ©. in Empfang nahm und mit venfelben und einer im 
London gekauften Partie Typen zu Buchftaben und Ziffern, einem Inſtrument zur 
Aufnahme derſelben ımd einem Kläfchchen Druderfchwärze von London nach Balais 
reifte, ſelbſt — in welcher Abficht auch T. gehandelt Haben mag — einen Verſuch, 
Leipziger Banknoten nachzumachen, durch Handlungen, welche einen Anfang der 
Ausfuͤhrung enthalten, an den Tag gelegt habe, deſſen weitere Ausführung nur 
durch aͤußere, von feinem Willen unabhängige Umſtände gehindert worden fei; 
in Erwägung: daß hiernach die den — geſtellten und von ihnen 
bejahten Fragen nicht alle Thatſachen, welche die weſentlichen Merkmale einer Theil 
nahme des Angeklagten an einem von dem MW. oder an einem beftimmten Anderen 
verübten Münzverbrechen oder ftrafbaren Berfuche eines ſolchen bilden, enthalten, 
was nad Act, 81 des Gejeges vom 3. Mai 1852 die Vernichtung des Erfennt- 
niffes und des Verfahrens zur Folge haben muß, da die geſtellten Fragen zwar der 
Anklageformel völlig entſpraͤhen, in der Anklage auch weder Thatfachen, welche 
auf eine Anftiftung des T. zu einem Münsverbrechen durch W., noch darauf, daß 
W. ſich des T. lediglich als eines der böfen That, die W. wollte, nicht bewußten 
Werkzeuges bedient umd T. wirklich als folches für W. gehandelt habe, wohl aber 
die vorftehend ad e. gedachten Thatfachen enthalten find, und die Anklage daher 
durch die geftellten Kragen nicht erledigt iſt 


VI. Der Anklage-Senat hat durch den Beſchluß vom 13. Februat 1856; 
den PBantoffelmacher Carl Biefe wegen verfuchten Mordes feiner Ehefrau in An⸗ 
Hageftand verfegt umd die Anflageformel dahin gefaft: 

daß der Angefchuldigte gemigend beſchwert erjcheine: am 27. November 
1855 zu P. jeiner Ehefrau mit dem Vorſatze, diefelbe zu töbten, ein Meffer 
in die Bruft gtfloßen zu haben, und zwar mit Meberlegung, hierdurc 
aber eine Handlung begangen zu haben, welche einen Anfang der Aus: 
führung des Mordes feiner Ehefran enthält, und mie durch Außere, 
von feinem Willen unabhängige Umftände ohne Erfolg geblieben ift. 

Der Ober-Staatsanwalt führt Beſchwerde, indem er in diefer n.., 
der Anklage, eine Verlegung der Artifel 82. und 9. des Gefeges vom 3: Mai’ 
1852 findet, und diefelbe dahingeſtellt wiſſen will: 

daß der Angeklagte beſchwert fei, am 27. November 1855 au Pritzwall ſei⸗ 


ner Ehefrau vorſaͤhlich eine Kötperverletzung zugefügt zu haben, und zwart 
25 * 
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auer; 
b) mit dem Borfage, feine Ehefrau zu tödten, 
c) mit Meberlegung, 
dadurch aber Handlungen verübt zu haben, ‚welche einen Anfang der Aus 
führung der beabfichtigten Tödtung enthält und nur durch Außere von 
dem Willen des Thäterd unabhängige Umftände ohne den beabfichtigten 
Erfolg geblieben ift. 

Das Königliche Ober-Tribunal hat am 29. Februar 1856 (Nr. 76. B. I.) 
in Erwägung: daß eine Beſchwerde über die Formulirung des Anklagebefchluffes 
nur alddann für annehmbar zu erachten ift, wenn fie von materiellem Einfluffe 
ſelbſt ift, eine foldhe Richtung der Befchwerbe aber hier vorliegt, weil fie, außer 
der Anklage wegen verfuchten Mordes, fofort durch die Anklage und den Anklage— 
befchluß zugleich die Hineinziehung und Erledigung des eventuellen Gefichtspunftes 
einer ſchweren Körperverlegung fordert; 

in —— nun, daß die Ausdehnung des Anklagebeſchluſſes und demgemäß 
ber Anklageformel zugleich auf einen anderen aus der Unterfuchung erhellenven ſelbſtſtaͤn⸗ 
Digen in der Handlung liegenden. Thatbeftand, welcher jedoch an und für gr inners 
halb des prineipaliter aufgeftellten Thatbeftandes enthalten, zuläffig it, wie dies 
durch den Beichluß des Ober-Tribunald vom 14. September 1855 in der Unter- 
fuhung wider Voigt (Archiv Bd. II. ©. 811 folg.) ausgefprochen ift; daß jedoch 
bei einem Verfuche des Mordes, welcher dadurch verübt worden, daß ber Thäter 
eine als ſchwere zu erachtende Körperverlegung mit der Abficht zu tödten und mit 
Meberlegung zugefügt hat, die Körperverlegung nur das Mittel zur Verübung des 
Mordverfuches, nicht ein von diefem an und für fich verfchiedener, fondern in dem— 
je enthaltener Thatbeftand ift; daß es in ſolchem Falle vorzuziehen ift, diefen 

hatbeftand nicht fofort in der Hauptirage audzudrüden, vielmehr denfelben zum 
Gegenftande einer eventuellen Frageftellung für den Fall der Berneinung der Abjicht 
zu tödten zu machen; 

in Erwägung, daß allerdings zwar erfchwerende Umftände, wenn fie in dem 
Thatbeftande der Hauptfrage liegen, in dieſer legteren nach Artikel 80. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852 zu dem Zwecke einer ausbrüdlichen Feſtſtellung durch die Ges 
fhworenen befonders hervorzuheben find, und daß ſich im Sinne diefer prozefiualis 
ſchen Behandlung im fchwurgerichtlichen Verfahren u einer auf Tödtung gerich⸗ 
teten Handlung als einfache Hauptthat Die Körperverlehung, und als begleitende, 
alſo erſchwerende Umſtände derſelben die ſchwere Verlegung im Sinne des Art. 193. 
die Abficht zu tödten, und endlich die Meberlegung bei diefer legteren darftellen 
würden; daß jedoch, da das Gefeg in dem angeführten Artikel 80., fowie im 
Artikel 845 die Aufnahme der erfchwerenden Umftänve, abgefondert von der Haupt- 
frage, in Zufaß- oder eventuelle ii zuläßt, dieſe leptere —— in allen 
den Fällen vorzuziehen iſt, wo, wie oben gedacht, dieſe erſchwerenden Umſtaͤnde nicht 
felbftfändig neben einander beftehen, fondern mehr oder minder in dem Thatbeftande 
des zur Anklage geftellten Verbrechens bereits enthalten find, mithin durch die Be— 
jahung der auf das legtere gerichteten Frage ihre Bedeutung ganz verlieren; 
ab in Erwägung, daß die in der Formulirung ded Anflage-Senats enthaltene 

endung: 
„hierdurch aber eine Handlung begangen zu haben, welche einen Anfang 
der Ausführung des Mordes feiner Ehefrau enthält,“ 
mit Recht durch die Beſchwerde angegriffen wird, weil fie einmal die Feftftellung 
eines nicht unbeftrittenen Rechtöbegriffes durch die Gefchworenen enthalten würde 
(Artifel 82, des Gefepes vom 3. Mai 1852), außerdem aber für den Fall, daß die 
Gefhworenen das Moment der Ueberlegung thatfächlich verneinen follten, auf den 
dlsdann allein ftehen bleibenden Thatbeftand nicht mehr paſſen würde; daß aber 
aie von dem Ober-Stantsanwalt in Antrag gebrachte Wendung: 
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ea einen Anfang der Ausführung der beabfichtigten Tödtung 
enthält, “ 
aus dem Grunde nicht annehmbar ift, weil fie für den Fall, daß von den Ge- 
fhworenen au das Moment der Ueberlegung bejaht würde, den alddann vorhan- 
denen Thatbeftand des beabjichtigten Verbrechens des Mordes nicht, vielmehr nur 
den minderen des Todtſchlags, als angefangene That im Sinne des $. 31. aus: 
drüden würde; 
in Erwägung, daß hiernach der Beſchluß des Anflage-Senats vom 13, 
Februar 1856 pe a Bi und der Angeklagte für genügend beliäinent zu achten ift: 
am 27. November 1855 zu Prigmwalf feiner Ehefrau Sophia Biefe, ges 
bornen Janke, mit dem Vorſatze, dieſelbe zu tödten, ein Meffer in die 
Bruſt geftoßen zu haben, und zwar „mit Ueberlegung *, hierdurch aber 
eine Handlung begangen zu haben, welche einen Anfang der Ausführung 
des beabfichtigten Verbrechens enthält, und nur durch äußere, von feinem 
Willen unabhängige Umftände ohne Erfolg geblieben ift (Verbrechen gegen -« 
die 88. 175. 31. und 32. des Strafgeiegbuches), 
befchlofien, daß, unter Aufhebung des Beſchluſſes des Anklage-Senats des König: 
lichen u. j. w. vom 13. Februar 1856, der Pantoffelmacher Carl Biefe zu B. wegen 
verfuchten Mordes feiner Ehefrau in den Anflageftand zu verfegen, und die Sache 
zur Berhandlung und Entjcheidung an das Schwurgericht zu P. zu verweifen. 


‘ 


Mittbeilungen 


aus ber 


Praxis der Gerichtshöfe und der Staats- 
Anwaltfcaften. 


Art. 30. des »Geſetzes vom 3. Mat 1852. Befchränfung des 
neu erfennenden Richters auf den Thatbeftand, welden 
der Vorbehalt weiterer Berfolgung des früheren Richters 
bezeichnet. Res judicata. 


Der Angeklagte wird der Verübung unzüchtiger Handlungen mit Gewalt beſchul—⸗ 
digt. Die Geſchworenen verneinen die Gewalt, obwohl fie die Berübung unzüchtis 
er Handlungen bejahen. Der Angeklagte wird daher zwar von der aus $. 144. 
Kr. 1. erhobenen Anklage freigefprodhen, auf Antrag des Staatdanwalts erfennt 
jevoh der Gerichtshof, daß der Staatsanwaltichaft die weitere Verfolgung des 
Anklagten aus $. 150. wegen Verlegung der Schamhaftigfeit mit öffentlichem Aer- 
gerniß vorzubehalten ſei. 

Dieſe Anklage wird nunmehr erhoben. Der neu erkennende Gerichtshof 
findet aber, daß das Erforderniß des —— Aergerniſſes fehle, und er ſpricht 
den Angeklagten daher auch von dieſer Anklage frei. 

Der Staatsanwalt appellirt, und beantragt wenigſtens die Strafe der Ehr: 
— durch die Verübung der unzüchtigen Handlungen an der verletzten 

erfon. 

Der Appellationsrichter erfennt hierauf auch wegen öffentlicher Ehrver— 
fegung aus $. 152 des ÖStrafgefegbuches. Dazu hält er fih aus Art. 30. des 
Geſehes vom 3. Mai 1852 für befugt, im Hinblid auf den nun erhobenen Antrag 
des Staatsanwalts. 

Die Nichtigfeitsbefchwerde des Angeflagten rügt, daß der Appellationsrichter 
überhaupt den Art. 30. des Gefeges vom 3. Mat 1852 angewendet habe, während 
berjelbe nur das Verfahren des erften Richters zum Gegenftande habe; er rügt 
ferner, daß der neu erfennende Richter fich nicht lediglich an denjenigen Thats 
beftand des Vergehens, welchen der Vorbehalt des früheren Richters allein bezeich- 
net, gehalten babe, fondern über denjelben binausgegangen fei. 

Durch das Urtel des ObersTribunals vom 22. as: 1856 wider Raͤdſch 
(Nr. 39. 1) ift das Appellationsurtel vernichtet und das erfte freifprechende Urtel 
beftätigt, in Erwägung, daß Das Geſetz, indem es im Art. 29. 30. 86. des Ges 
feges vom 3. Mai 1852 eine Ausdehnung der Unterfuchung auf neue Umftände 
und auf einen neuen ftrafrechtlichen Gefichtspunft, auch der Staatsbehörde Die 
Einlegung von Rechtömitteln geftattet, eine vollftändige Grfchöpfung des einer 
Anklage zum Grunde liegenden thatjächlichen und rechtlichen Thatbeftandes bezweckt, 
zu dem Ende auch geftattet, unter gewiſſen VBorausfegungen der Staatsanwaltichaft 
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eine anderweite Verfol ausdrücdlich vorzubehalten, übrigens aber die Wieder: 
holung einer Anklage auf Grund von Thatjachen, über welche bereits eine richter- 
liche Entſcheidung verfündet worden ift, nicht Bern, daß hiernach durch das 
fhwurgerichtliche Erkenntniß vom 12. Jumi 1855 über den damals und jetzt vor: 
liegenden Thatbeftand fowohl in thatfächlicher als rechtlicher Beziehung rechts: 
fräftig erkannt worden ift, fo weit der Staatsanwaltfchaft Damals nicht eine ander: 
weite Verfolgung vorbehalten ift; daß der Staatsanwaltſchaft zwar die Verfol: 
gung des Angeflagten auf $. 150. des Strafgefegbuches in einem neuen Verfahren 
ausdrüdlich vorbehalten worden, diefer Vorbehalt jevod durch die in Folge des 
ftattgehabten Berfahrens ergangenen übereinftimmenden Erkenntniſſe beider Cich er) 
Vorderrichter feine vollftändige Erledigung gefunden hat; daß derfelbe dahin gerichtet 
war, der Staatsanwaltichaft die Beta beizulegen, die Handlungen des Ange 
Hagten aus dem Gefichtspumfte der Verlegung der Schambaftigfeit und dadurch 
erregten Aergerniſſes unter Anklage zu ftellen, und daß hiedurch die nicht zu ber: 
fehreitende Grenze des neuen Unterfuchungs-Berfahrend bezeichnet worden, während 
etwa außerdem noch vorhandene Gefichtspunkte, welchen die Handlungen des An- 
geflagten unterworfen werden mochten, durch die Rechtskraft des (früheren) Erkennt⸗ 
nifies vom 12. Juni 1855 befeitigt waren; daß der Appellationdrichter, wenn 
derjelbe gleichwohl nad) ausgefprochener Entbindung des Angeklagten von der vor⸗ 
behaltenen Anklage, denfelben wegen öffentlicher Ehrverlegung ftraft, hierin ein 


Berftoß gegen die Nechtöregel ver res judicata gefunden werden muß. 


Art. 104. 29. des — vom 3. Mai 1852, $. 129. der Verorbn. 
vom 3. Ianuar 1849. Berpflichtung des Appellationsrichterd 
in Bezug auf die erft in der Aubienz zweiter Inftanz ans 
geführten Nova, 

Der Angeklagte hat appelliert, und führt in dem Audienztermine zweiter 
Inftanz verfchiedene Nova an. Der Appellationsrichter beftätigt ohne Nüdficht auf 
diefelden, weil er fich nicht für befugt und verpflichtet hält, darauf Ruͤckſicht 4 
nehmen. Denn der Art. 29. des Geſetzes vom 3. Mai —F finde auf die zw 
Inſtanz feine Anwendung. Für dieſe verordne der $. 129. der Verordnung vom 
3. Januar 1849, daß die Anführung neuer Thatfachen und Beweismittel innerhalb 
der auf dem Tag der Anmeldung folgenden 10 Tage gefchehen müffe, welcher 
legtere Ausdrud, wenn er anders von Bedeutung fein —* nur dahin ausgelegt 
werden könne, daß ſpäter angebrachte Thatſachen nicht mehr berückſichtigt werben 
fünnten. Diefe Strenge jei num zwar durch Art. 104. des Gefehes dom 3. Mai 
1852 dahin gemilvert, daß der Appellationsrichter aus befonveren Gründen die 
Appellationsfchriit auch noch nach Ablauf der Frift zulaffen könne. Damit aber 
die diesfällige Prüfung möglich fei, müſſe eine Appellations- Rechtfertigiingsfchrift 
wirflich eingereicht fein. Eine Befugniß aber, im Audienztermine noch angebrachte 
Thatjachen oder Beweismittel zu berüdfichtigen, ſei dem Appellntionsrichter durch 
das Gefeg nicht extheilt worden. 

Auf die Nichtigkeitsbeichwerde des Angeklagten ift das Mppellationdurtel 
am 14. Mär; 1856 von’ dem Ober-Tribunal in Sachen wider Barrann (Nr. 255. 1.) 


* vernichtet, und es ift die Sache in die zweite Inftanz ae in Erwägung, 


daß der Zwed der Strafrechtspflege, welcher darin befteht, Schuldige be: 
fteaft und der Unſchuldige freigeiprochen werde, auf dem öffentlichen Intereſſe 
berußt, und daher von der Staatsanwaltihaft und von dem Richter zu verfolgen 
iſt; daß darauf. die Vorfchrift des Art. 29., wie jene des Art. 104. des Geſehes 
vom 3. Mai 1852 gegründet ift, und der Unterfchied zwijchen diefen Vorfchriften 
nur darin befteht, daß nach jenem Artifel Feim erheblicher Umftand und kein Be- 
meismittel aus dem Grunde blos, weil dem Angeklagten oder der Staatdanwalt- 
fchaft davon nicht vor der Verhandlung Renninid An worden, — 
bleiben darf, während es nach dem zulegt bezogenen Artikel in das freie Ermeſſe 


376. Aus der,Pragis. $. 153. ber Verorduung bom 3. Sanuar 1349, 


des Appellationsrichters: geftellt ift, auch die erft nach Ablauf der zur 
Appellations-Rechtfertigung, beftimmten Friſt vorgebrachten neuen Vertheidigungs⸗ 
Momente, wenn. fie blos thatfächlicher Natur And, noch zu berüdfichtigen; daß 
zwar ‚der Grund für diefe Unterfcheidung darin. liegt, daß der Regel nad die 
Eniſcheidung zweiter Inftanz auf der Grundlage der in erfter Inftanz ftattgehabten 
thatfächlichen Feſtſtellung erfolgen, und im Allgemeinen auch das Recht, neue That⸗ 
fachen und Beweife vorzubringen, an die Innehaltung der zur Rechtfertigung vor— 
geichriebenen Frift gebunden fein joll; daß aber gerade die Ermittelung des mates 
riellen Rechtes nicht zu behindern, dem Appellationsrichter die Befugniß einges 
räumt worden ift, ‚die Appellationsichrift, mithin auch das. darin enthaltene neue 
tbatfächlihe Vorbringen auch noch nach Ablauf der Friften aus befonderen Grüns 
den. zuzulaffen, wie dieſe Befugniß denn auch Durch den Umftand geboten wurde, 
daß. der Appellationsrichter nach Ermeſſen zur Wiederholung der Beweisaufnahme 
ermächtiget: worden ift (Art: 101. des Gefeges vom 3. Mai 1852); daß hieraus 
folgt, daß ‚der ‚Appellationsrichter, wenn es fich um die Anwendung des Art. 104. 
handelt, nur auf die Frage hingemwiefen ift, ob die Borausfegungen vorhanden 
jeien, von der ihm darin geftatteten Befugnig Gebrauch zu machen, daß aber Die 
andere Frage, ob überhaupt noch eine Beurtbeilung der Umftände des Falles ein- 
treten. folle, in fein Ermeſſen feinesweges geitellt iſt; daß er auch das erft nad 
Ablauf, der Friften ‚geltend gemachte neue Vorbringen jedenfalld prüfen muß, und 
aus dem Grunde nicht zurüdweifen darf, daß wegen Verfpätung eine Prüfung 
rechtlich nicht mehr zuläffig fei; daß zwar allerdings auch der bezogene Art. 104. 
Aline 2. nur. von der Zulafjung der Appellationsjchrift resp. der Gegen» 
fchrift fpricht; daß aber der Grumd des Gefeges auch rüdfichtlich der erſt im 
Audienztermine nachträglich aufgeftellten neuen Thatfachen und Beweife volltommen 
zuteifft, und namentlich nicht abzufehen ift, weshalb, wenn doch einmal aus mate 
viellen Gründen der Ablauf der Friften entfcheidend fein fol, das Gewicht gerade 
auf eine Appellationsfchrift gelegt werben müfje; daß vielmehr, und da das 
Rechtsmittel der Appellation überhaupt von der Ginreichung einer Rechtfertigungs— 
ſchrift nicht abhängig gemacht iſt (vergl. Art. 105. Geſetz vom 3. Mai 1852 und 
$..136,. der Verordnung vom 3. Januar 1849) und das legte Stadium, worin 
der Angeklagte mit feinen Beſchwerden gehen werden joll, der Audienztermin bil- 
det, auch von dem hier erft erfolgten Worbringen  dafjelbe gelten muß, was in 
Bezug auf die verjpätete Einreihung der Appellationsjchrift Rechtens ift. 


$. 153. der Veroron. vom 3. Januar 1849, Reftitution wegen 
Meineides ausländifcher Zeugen. 

In dem Falle des erften Abſatzes des $. 153. der Verordn. vom 3. Januar 
1849, wenn alfo der Fäljcher oder Meineidige verfolgt werden kann, ift bisher jo 
verfahren worden, daß das Reftitutionsgefuch,dem Staatsanwalt mitgetheilt ift, 
und daß, wenn diefer erklärt, daß fein Grund zur Einleitung einer Verfolgung 
gegen den angeblichen Fäljcher oder Meineidigen vorliege, das Gericht ſodann 
ediglich auf Grund diefer Erklärung und ohne weitere Prüfung das Reftitutiond- 
Geſuch zurüdgewiefen hat, da ihm eine Befugniß nicht zufteht, den Staatsanwalt 
dennoch zur Ginleitung einer Verfolgung zu veranlaffen. 

Es ift die Frage entftanden, ob fich dies auch auf den Fall beziehe, wenn 
die Zeugen im Auslande wohnen, dort — im Wege der Requifition — eidlich 
vernommen find, und ihre Ausfagen nur hier in der Audienz verlejen find. Ein dies⸗ 
a Forum zu ihrer Verfolgung durch Preußifche Gerichte ift daher nicht vor- 

nden 


In einer dem Ober» Tribunal im Befchwerdewege vorgelegenen Sache 
wider Sonnemann (Nr. 43. B. 1) handelte es fih um Zeugen, welde in Wien 
wohnen, dort eidlih vernommen find, und deren Ausfage hier in der Audienz ver- 
lefen ift. Der General» Staatsanwalt war der Anficht, daß auch in dieſem Falle. 


“ 
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die Erflärung der Staatsanmaltfchaft, Meineives nicht einfchreiten zu 
wollen, genüge. Das Ober» Tribunal hat indeß befchloffen, daß zwar von dem 
diesfälligen Befinden der Staatsanwaltjchaft in ſolchem Falle das Reftitutions- 
Verfahren allein nicht abhängig zu machen fei, weil dieffeits eine Jurisdiktion zur 
Verfolgung der Zeugen nicht vorliegt, daß dagegen ter erfte Abſatz des $. 153. 
infofern allerdings auch in dem Falle Anwendung finde, wo eine Verfolgung vor 
Preußiſchen Gerichtshöfen nicht zuläffig fei, daß jedoch dem Angeflagten felbit die 
Verfolgung vor den ausländifchen Behörden zu überlaffen und von ihm der Nach- 
weis der dortigen rechtöfräftigen Feitftelung des Verbrechens demnächſt zu führen 
fei, fobald, wie in diefem Falle ein Hinderniß einer folchen Verfolgung nicht erhelle. 
(Beihluß vom 14. April 1856.) 


. 88. 312. 313, der Krim. DOrdn. $. 18. der Verordn. vom 3. Januar 
1849. Berwelgerung des Zeugnijfes, ſoweit Dafjelbe das 
Befenntniß einer ftrafbaren Handlung enthalten würde, 
In Mebereinftimmung mit dem Bd. II. ©. 414. mitgetheilten Falle ift durch 
Beichluß des Ober: Tribunald vom 28. März 1856 in Sachen wider Klippel der 
Beichwerdeführer, welcher als Zeuge befunden joll, ob er während feiner Ehe mit - 
einem 'anderen- Frauenzimmer fleifchlichen Umgang gepflogen habe, und weldyer fich 
hierüber befchwert, und fein Erfcheinen ald Zeuge verweigert, dahin beſchieden 
worden, daß er zwar überhaupt fein Zeugniß nicht verweigern fönne, daß es ihm 
jevoch gefeglich geftattet fei, feine Erklärung auf ſolche Fragen abzulehnen, welche 
auf ein ihm zur Laft fallendes Vergehen, nämlich auf leinen Ehebruch, Hinzielen; 
daß nämlich der $. 18. der Verodn. vom 3. Januar 1849, wonach Zwangsmittel 
jeder Art unzuläffig find, durch melde der Angeklagte zu irgend einer Erklärung 
genöthigt werden foll, nicht auf den Fall zu befchränten fei, wenn die zu verneh- 
mende Berfon von der gegenwärtig vorliegenden Anklage betroffen wird, fondern 
auch auf Zeugen Anwendung finde, welche eidlich oder uneivlih Thatfachen bes 
funden follen, die fe ſelbſt als Urheber oder Theilnehmer an einer ftrafbaren Hand» 
fung erſcheinen laffen würden. 


$. 478. der Krim.» Ordnung. Berpflidtung des Richters zur 
ausprüdlihen Freifprehung von dem in der Anklage be- 
nannten Verbrechen oder Bergehen. j 
Der Implorant ift des ſchweren Diebftahls angellagt; er ift in beiden 
Inftanzen nicht deshalb, wohl aber wegen ſchwerer Hehlerei zur Strafe verurtheilt. 
Seine Nichtigfeitöbefchwerde rügt die Verlegung des $. 478. der Kriminals 
—— er er von der Anklage des ſchweren Diebftahls nicht ausdrüdlich freis 
eiprochen fei. 
r Die Befchwerde, ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 28. Februar 1856 
wider Dräge (Nr. 78. 11.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die Vorfchrift des 
$. 478. der Kriminal-Ordnung nur befagt: daß, wenn gegen eine beftimmte Per⸗ 
fon eine Unterfuchung eröffnet worden, allemal ein förmliches Erfenntniß über deren 
Schuld oder Unfchuld abgefaßt werden fol; daß in diefer Vorfchrift nicht einmal 
vorausgefept ift, daß die That, wegen deren die Unterfuchung eröffnet worden, 
bei der Eröffnung immer als ein beftimmtes Verbrechen rechtlich bezeichnet worden 
fei; daß dies auch im zweiten Titel Abfchnitt 3. der Kriminal-Ordnung nicht aus- 
drüdlich vorgefchrieben war, und häufig nicht gefchehen, und daß auch für den 
Fall, wo dies gejchehen war, und nun der erfennende Richter in der ermittelten 
Schuld rechtlich nicht das bei der Eröffnung der Unterfuchung bezeichnete, ſondern 
- ein anderes Verbrechen fand, doch die vorftchende Vorfchrift des $. 478. nichts 
davon enthält, daß der Angeſchuldigte nicht blos wegen des letzteren verurtheilt, 
fondern auch von dem erfteren ausbrüdlich hätte freigeiprochen werden müſſen; in 
Erwägung, daß die Verordnung vom 3. Januar 1849 im $. 39. vorfchreibt: daß 
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bie fchrift eine Darftellung ver dem Angeklagten zur Laft gelegten That, 
und die Bezeichnung des Berbredend. deſſen derfelbe befchulbigt R8 enthalten 
muß; in Erwägung, daß von dieſen beiden Stücken: Darſtellung der That und 
Bezeichnung des Berbrechens oder rechtliche Dualififation der That, nur die erftere, die 
in der Anklage enthaltene Darftellung der That, dafür maafigebend ift, was Gegen- 
ftand der Unterfuchung werben darf, worauf alfo die nach $. 22. mothwendige 
Entfcheidung, ob der Angeflagte ſchuldig oder nicht ſchuldig jet, fich erftreden muß 
und dergeftalt erftredt, daß durch dieſe Entfcheidung, fie mag das Schuldig oder 
Nichtſchuldig ausiprechen, in Beziehung auf den —*— die That, welche Ger 
d der eng und Umterfuchung geworben ift, fir immer erledigt wird, 

wie auch die That in der Anklage und in dem Erkenntniß vechtlich qualifiziet fein 
mag, und daher wegen derfelben That nicht deshalb, weil diejelbe ein anderes 
Verbrechen over ag enthalte, eine neue Anklage gegen denfelben Angeklagten 
zuläſſig ift, alfo 4. B. ein wegen einer That, welche als Diebftahl rechtlich quali— 
fgirt worden ift, Angeklagter und ohne Vorbehalt Rreigefprochener nicht wegen 
berfelben That, weil fie eine Unterfchlagung fei, von Neuem angeflagt werben kann; 
— in Erwägung, daß hiernach die in der Anklage, in dem Grömm chluſſe 
des Gerichts oder in dem Anklagebeſchluſſe enthaltene rechtliche Qualiſikation der 
That nur ein vorläufiges, Iar Beltimmung der Kompetenz nicht zu entbehrendes 
vechtliches Ermeſſen binftellt, an welches der erfennende Nichter in feiner Weife 
gebunden ift, und daher diefe Qualififation, wenn er bei Abfafjung des Erfennt- 
niffes fie für unrichtig erachtet, nur zu berichtigen, oder wenn die That nicht in 
ihrem: ganzen Umfange, jo wie fie im der Anklage behauptet worden, ermittelt 
worden ift, in jeinem Erkenntniſſe die ermittelte That rechtlich zu qualifisiven 
bat, und daß über die behaupteten, aber nicht ermittelten Umftände, welche der That 
eine amdere rechtliche Dualififation, namentlich etwa die in-der Anklage behauptete, 
würden, nur da, wo die Thatfrage entichieden wird, alfo in Schwurgerichts⸗ 

en in dem Ausfpruche der Gefchworenen, in anderen Sachen in der äch» 
ründung des Erfenninifjes die Entſcheidung enthalten fein muß, der 

rechtliche Ausfpruch des Richters fich aber immer nur auf diejenige That, deren 
der Angeflagte ſchuldig befunden wird, worauf alfo das Geſetz anzuwenden ift — 
88. 23. 120 12%. u aD. — zu erftreden hat, fo daß, injofern nicht mehrere 
von einander verfchiedene ftrafbare Handlungen, fondern nur eine That Gegen» 
ftand der Anklage waren, der Tenor des Erfenntmifies dann richtig und vollftändig 
ift, wenn er einen Angeklagten, gegen welchen in Beziehung auf diefe That irgenv 
ein: Schuldig ausgefprocden ift, wegen des in diefem Schuldig enthaltenen Ver— 
brechens oder Vergehens zur geſetzlichen Strafe verurtheilt, ohme von demjenigen 
Verbrechen oder Vergehen, welches entweder die Anklage in eben diefem Schuldig 
rechtlich gefunden hat, oder welches, wenn auch die nicht erwieſenen Umſtände, 
die in der Anklage behauptet: waren, » ermittelt worden wären, wirklich vorhanden 
fein würde, freizufprechen, wenn es alio 4. B. einen des fihweren Diebitahls An 
eklagten, aeg welchen nur die thatfächlichen Merkmale des einfachen, nicht des 
—8 ſtahls feſtgeſtellt ſind, nur wegen einfachen Diebſtahls verurtheilt, 
nicht aber von der Anklage des ſchweren Diebſtahls freiſpricht, — daß aber deſſen⸗ 
ungeachtet durch ſolches Erkenntniß die ganze That, welche Gegenſtand der Anklage 
und Unterſuchung war, für immer erledigt wird; — in Grmgung, daß die vor⸗ 
ftehenden Grundjäge darin ihre Betätigung finden, daß nur. für den Fall, wenn 
die That, deren der Angeklagte für ſchuldig erflärt worden ift, durch gar Fein 
Strafgejeg vorgeiehen ift, im 125. a. a. D. vorgefihrieben worden iſt, daß Der 
Gerichtshof den Angeklagten freiſprechen ſoll, diefer Fall aljo neben dem img; 22, 
ſchon gedachten Falle, daß der Angeflagte überhaupt nicht ſchuldig ermittelt wir, 
beſonders gedacht ift, davon aber, daß bei einem und demſelben Punkte der Anklage 
das Grkenntniß von der einen Qualifikation der That freifprechen, wegen einer 
anderen veruriheilen folle, fich nirgends eine Andeuning findet, hierfür alſo eben 
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fo wenig in den pofitiven Vorfchriften der Verordnung vom 3. Jamuar 1849 und 
des Gejehes vom 3 Mai 1852 ein Grund zu finden ift, als der in derſelben deut⸗ 
lich gezeichnete Gang des Verfahrens — zunächit Feftitellung defien, w der 
Angeklagte ſchuldig oder nicht fchuldig, umd fodann Anwendung des Strafgejeßes 
a dad Schuldig — dahin führt; in Erwägung, Daß über die Schranfen, inner: 
halb deren auf Grund der in der Anklage enthaltenen Darftellung der That die 
Unterfuchung fich bewegen dürfe und müfle, die Verordnung vom 3. Januar 4849 
feine genaue und ausprüdliche Beitimmung hatte, ſolche aber num im Art. 30. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852 dahin angegeben worben ift: 
Gegenftand der Haupt-Verhandlung und Entſcheidung find nicht bloß bie 
Thãtſachen, welche in der Anklage erwähnt find, ſondern auch die näheren 
Umftände, von welchen viefelben begleitet waren, und zwar felbft dann, 
wenn fie verbunden oder vereinzelt, von einem Gefichtspunfte aus als 
afbar ericheinen, unter welchen fie die Anklage nicht gebracht hat, 
älle, wo die That fih als eine Gejeged-Verlegung einer anderen, felbft 
wereren Gattung darftellt, find nicht ausgefchloffen. Das Gericht hat 
och, wenn ed mir Müdlicht auf die veränderte Sachlage eine befiere 
Vorbereitung nothwendig findet... .- ‚ eine Bertagung anzuordnen ober 
eeignetenfall® die betreffenden Anfchulvigungspunfte einem neuem Vers 
ahren vorzubehalten ; 
-in Grwägung, daß diefe Beitimmung auf das Deutlichfte alles Gewicht auf bie 
That Syn und ziwar nicht blos auf die in der Anklage jpeziell vorgetragenen, 
fondern eu auf die Diefelben begleitenden näheren Umſtaͤnde legt, die ber 
die in der Anklage gegebene rechtliche Qualififation aber als unweſentlich behandelt, 
und 28 dadurch A unzweifelhafter macht: daß, wenn von dieſen Thatfachen jo 
viel feftgeftellt wird, daß, von welchem rechtlichen Gelichtöpunfte es auch ſei, eine 
Berurtheilung des Angeklagten erfolgt, etwas Weiteres, nämlich eine Freiſprechung 
von dem in Dev That, jo wie fie in der. Anklage behauptet und rechtlich angeſehen 
worden ift, dort in der Anklage gefundenen Verbrechen oder Vergehen, nicht aus— 
zufprechen iſt 


$. 2. Nr. 2. a. b. des Poſtgeſetzes vom 5. Juni 1852. Kombinirte 
Perſonen- und Frachtbeförderung durch Privatperfonen. 

Der $. 2. sub Nr. 2. geſtattet Privatperſonen die Begründung von Bes 
förderungs » Anftalten: a) für Serien unter den dort angegebenen Bedingun— 
a 30 Pfund Freigepäd, b) für Frachtgüter, deren Gewicht 100 Pfund 
uberfteigt. 

Es ift die Frage entftanden, ob ein und dafjelbe Unternehmen beide Arten 
der Beförderung umfaften könne, aljo fowohl PBerfonen, als auch Frachtgüter über 
100 Pfund durch dieſelbe Fuhrgelegenheit befördern könne? 

Die beiden Richter verneinen Died; fie führen aus, daß jede der beiden 
Transport:Anftalten für fich betrieben werden müffe, daß daher mit dem Perſonen⸗ 
—— neben den Paſſagieren nicht Frachtgüter, und umgekehrt mit dem Fracht: 

hrwerk neben den Frachtgütern nicht Paſſagiere befördert werden dürfen. 

Durch Urtel des Ober: Tribunal vom 23. Januar 1856 wider Kayſer 
(Rr. 83. 1.) ift die Unrichtigfeit diefer Annahme, aljo die Zuläffigfeit diefer ver- 
einigten Beförderung, ausgeiprochen, weil die Faſſung des Geſetzes dieſelbe Feines: 
wegs aufächließe. j 

88. 7. und AO, des Preßgefehes vom 12. Mai 1851. Anwendung 
diefer Vorfchriften auf die im Nahdrud in Preußen er— 
fheinenden Schriften. 

Der Angeklagte, ein Buchhändler, r eine in Brüffel erfchienene, mit dem 
Namen des dortigen Verlegerd verjchene Schrift in Berlin mit dem Namen und 
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Wohnort des Brüffeler Berlegerd nachdrucken lafen und in Berlin im Buchhandel 
——n Er ift aus $$. 7. und AO. des Preßgefepes vom 12. Mai 1851 an- 
lagt: : 
— die gedachte Schrift mit wiſſentlich falſcher Angabe des Namens und 
Wohnortes des Verlegers im Buchhandel vertrieben zu haben. 

Er ift in beiden Inftanzen freigefprochen. Der $. 7. des Preßgeſetzes ver: 
ordne zwar, daß auf Drudjchriften für den Buchhandel oder zur Verbreitung auch 
Name und Wohnort defien genannt werde, bei dem die Schrift als Verlags- oder 
Kommiffiond-Artifel, oder im Selbftwerlage erfcheint, bei Vermeidung der im $. AO, 
angedrohten Strafe. Diefe leide aber hier feine Anwendung, weil Angeflagter als 
Verleger nicht anzufehen fei. Nach 88. 996. und 998. Tit. 11. TH LA! R. 
fei dies der, welcher vom Verfaffer einer Schrift vertragsmäßig das Recht der Ver— 
vielfältigung oder ded Verkaufs derfelben erworben habe, während nad $. 2. des 
Sg vom 11. Juni 1837 jede neue Vervielfältigung einer ſchon herausgegebe: 
nen Schrift ohne Genehmigung des dazu ausschließlich Berechtigten Nachdruck, und 
als foldher verboten fei. Zu diefer letzteren Kategorie gehöre der vorliegende Ab- 
drud der Brüffeler Brofehüre. Weil indeß der Nachdruder von Niemand eine Be: 
fugniß erlangt habe und fich eigentlich in einer unerlaubten Handlung befinde, fo 
fei er im gejeßlichen Sinne fein Verleger. Auch ändere darin Nichts, daß im vor— 
liegenden Falle der Nachdruck gegen Beigien — mit welchem Verträge gegen den 
Nachruf nicht beftehen — nah $. 38. des Preßgeſetzes ftraflod bleibe. Anges " 
Hagter bleibe nichtöveftoweniger ein Nachdrucker der Schrift und nicht ein Ver— 
leger derfelben. Vom Standpunkte der Strafgefeßgebung aus könne nun aber die— 
felbe Perfon nicht als Nachdrucker und als rechtmäßiger Verleger einer und der— 
felben Schrift behandelt werben, und es folge von felbft, daß vom Nachdruder 
die Angabe, wer ven Nachdruck veranftaltet, nicht verlangt werden fönne, er fei 
vielmehr im Sinne des $. 8. des —*6 nur als Verbreiter einer Druck⸗ 
ſchrift ohne Namen und Wohnort des Druckers verantwortlich. Nur deshalb iſt 
daher auf Strafe erkannt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober⸗Staatsanwalts führt Folgendes aus: 

Wenn der Nppellationsrichter aus 88. 996. 998. a. a. ©. Polgert, daß 
Verleger einer Schrift nur derjenige fei, welcher von dem Verfaſſer der Schrift 
vertragsmäßig das Recht zur Vervielfältigung und zum Bertriebe derjelben erwor- 
ben hat, fo verwechfelt er den Rechtsbegriff des Verlagsrechtes als 

eines ausfchließlihen Rechtes zur Vervielfältigung und zum BBertriebe 

der Schrift 
mit dem rein faktifchen Verhältniß des Berlages. 

Die 88. 99%. 998. a. a. D. beabfihtigen gar nicht, den Begriff eines Ver: 
leger8 zu definiren, fie handeln nur über die — 

worin das Verlagsrecht beſtehe, und wie es erworben werde, 
indem fie den thatfächlichen Begriff desjenigen, was Verlag und Verleger ſei, als 
befannt vorausfegen. 

Berleger aber ift überhaupt ein Jeder, welcher, ganz abgefehen von einer 
ihm dazu auftehenden Berechtigung, eine fremde Schrift Ar eigene Rechnung vers 
vielfältigt und vertreibt, im Gegenjag zum Kommiffions-Buchhändler, welcher vie 
Schrift für Nechnung des Autors vertreibt, oder des Autors, welcher fie im Selbft- 
vertriebe hat ($. 8. Des Prefgefeges vom 12. Mai 1851.). 

Hat der Verleger fein Recht von dem Autor oder defien Rechtsnachfolgern 
erworben, jo hat er das Verlagsrecht ald ein audfchließlihes Recht, und jebe 
Verlegung deſſelben wird als Nachdrud beftraft (HS. 1. 2. des Geſetzes vom 
41. Juni 1837). 

Es giebt jedoch Fälle, in denen Jemand Verleger einer Schrift fein Fann, 
ohne das Recht dazu von dem Autor erlangt zu haben, und es laſſen fich diefelben 
im MWefentlichen auf drei Kategorien —— 
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1. Die. nad $$. 5. 6. des Dig vom 41, Juni 1837 und dem PBubli- 
fationspatent. vom 16. Januar 1846 Artikel 2. zu dem Bundesbeichluffe vom 
19. Juni 1845 für das ausfchließliche Recht des Autors geiebie Gift abgelaufen, 
oder es hat audy ſchon vor Ablauf diefer Srift das Recht des td oder 
Rehtsnachfolger aufgehört ($. 1029. Tit. 11. Th. LA. R.), und die Schrift 
ift dadurch * orden. In dieſem Falle hat jeder Buchhandler das Recht, 
die Schrift zu vervlel gen und zu verbreiten, aber dies Recht iſt Fein. ausſchüeß— 
liches, er Tann feinen Dritten hindern, ein Gleiches zu thun. A 

Eine gleihe Bewandtnig hat es mit den in denjenigen fremden Staa- 
ten erfchienenen Werfen, in welchen die in den Dieffeitigen Staaten a 
a nicht in gleicher Weife wie bei ung gegen Nachdrud gefehügt find ($. 38. 
des Geſetzes vom 11. Juni 1837). 

Verleger ift endlich auch derjenige, welcher mit Verlegung des Rechtes 
des Autors oder Kin a ren eine Drudjchrift vervielfältigt und. verbreis 
tet, und dadurch jich des Nachdrucks ſchuldig macht. 

Der Appellationsrichter hat hiernach die $$. 996. 998. Titel 11 il, 
Allg. Landrechts unrichtig angewendet, wenn er aus ihnen berleitet, * nur derje⸗ 
nige Verleger einer Drudfchrift je welcher das Necht dazu von dem Verfafjer ver- 
tragsmäßig erhalten hat. Ergiebt fich hieraus, daß Verleger nicht nur derjenige 
ift, welcher das Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung einer Drudjchrift von 
dem Berfafjer erworben hat, fondern überhaupt Jeder, welche eine fremde Drud: 
Ihrift für eigene Rechnung vervielfältigt und „vertreibt, fo bat der Appellationd- 
tichter au $. 7. Abi. 3. und $. 40. des Preßgejeges verlegt, wenn er ihm die 
Anwendung auf alle diejenigen Fälle verfagt, wo der Verbreiter das Recht dazu 
nicht vertragsmäßig von dem Verfaffer erworben hat. Die al des $. 7. 
Abj. 3. und. $..A0. des Prefigefepes find zunächſt dazu bejtimmt, die Verfolgung 
aus der Strafvorfchrift $. 35. a. a. D. ficher zu ftellen. Diefer Zwed würde nur 
in ſehr befchränktem Umfange, erreicht werben, wenn die Anficht des zweiten Rich» 
ters rg wäre, Auch diejenigen Schriften, an welchen das ausjchließliche 
Recht des Verfaffers durch A lauf der zeit erlojchen ift, oder welche in einem aus— 
wärtigen Staate, der zu Preußen in feinen Reziprozitätsverhältniffen fteht, erfchie- 
nen find, oder welche einfach nachgedrucdt werden, fünnen ftrafbaren Inhalts jein; 
in allen dieſen Fällen würde die Verfolgung aus $. 35. ganz unmöglich jein, wenn 
derjenige, welcher die ftrafbare Schrift vervielfältigt umd verbreitet hat, nicht als 
—5* belangt werden koͤnnte; ſie wuͤrde großen chwierigkeiten unterliegen, wenn 
man ihn zwar als der Strafbeſtimmung des $. 35. unterliegend, aber nicht für 
verpflichtet erachten wollte, feine Firma dem Buche vorzudruden. 

Es kommt hinzu, daß gerade in denjenigen Fä en, wo der Berbreiter das 
Berlagsrecht nicht vertrandmägte erworben bat, die Angabe der Firma des. Ber 
legers noch aus befonderen Gründen erforderlich. ift, 

Bei dem Nachdrude würde nicht nur die Verfolgung. ſehr erfchwert, ſon⸗ 
dern auch dem Betruge des Publikums — welchem daran elegen jein kann, eine 
rechtmäßige Ausgabe und feinen Nachdruck zu kaufen — Thür und Thor geöffnet 
jein, wenn «8, wie der Appellationsrichter vermeint, vollfonimen in der Ordnung 
wäre, daß dem Nachorude eine falfche Firma, die Firma des rechtmäßigen Ber: 
legers, vorgedrudt ward. 

Bei den in einem fremden, zu Preußen nicht. in Roziprozitätöverhältniffen 
ftehenden Staaten erfchienenen Werken ift die Firma des re mn Verlegers 
dem Publikum die einzige Buͤrgſchaft dafür, daß es das Werf in feiner urfprüngs 
lichen Geftalt, frei von Abänderungen, Zufägen und Weglaffungen erhält, es würde 
hintergangen werden können, wenn es geftattet wäre, unter der Firma des recht; 
mäßigen Berlegers ein gefälfchtes und entſtelltes Werk zu verbreiten. 

Wo endlich eine Druckſchrift Gemeingut geworden ift, und verjchiedene fon- 
lurrirende Ausgaben derſelben veranftaltet d, pflegt ſich eine vor der anderen. 
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Yung Ju u oder fonftige Vorzige aus neh umd die befondere Gunft des 
ublikums Are —8 Sagen — Ausgabe re 
5 * bevorzugten — Ruf bezeichnen, jo würde nicht mut 

Bukitum si ungen, auch er der leten in DT 


beten hin ge 
Ober: —— iſt am 27. Februar 1856 in Sa wider 
—— (Nr. 37. 1) auf Vernichtu Appellationsurteld und. eis 
jun der Sad 4 —* ie zur tha ——ã ledigung der Anklage erfannt, 
ri ng für die vorliegende Frage vorab ganz außer Zweifel Im 
di be Ay höhe in Preußifchen Landen des — Schuhes ge 
und Nachbildun oe genießen, vielmehr ein Nachdrud verfelben ‚an 
ra und ftraflos ift, daß es ih Li: lediglich darııım Handelt — Ani Ag ger 
welcher vie Brof u. f. w. mit der Firma des Brüffeler t nad- 
en laffen, and Eremp Are davon Yet quögelcgt ech — ha Pu kr 
durch einer a pr egen $: 7. Abſ. 3. und $. 40. des Pref ——“ 
12. —* e Mt gi Ad 5 aben Fönne; daß gedachter 817. auf —* 
ten, w den Bud pr der fonft zur Verbreitung beftimmt find, außer dent 
See Ve des —884 die Nennung und Angabe des Wohnottes desjenigen 
verla bei dem die Drudfchrift Ar Berlags- oder Kommiſftons— 
Artifel er cheint, oder bei einem Selbſtvertriebe der Drudfchrift, den Namen 
des Ka 2 oder Herausgebers; daß mim zwar dem Bei —* ein 
at dem von ihm — — im Sinne des Land⸗ 
rd M Zit. HH. 88 nicht beigelegt werbem kann, daß a fr "in den 
und —— — Vertriebe eines den Wertes = alls die Ans 
—* ung eines fremden Verlag —* u befinden iſt; daß bie ie 
$. 7. des Preßgeſehes nicht ausdt ih einen legitimen Verlag ode eht, fm 
8 —— von —— en redet, bei dem die Druckſchrift als Verla artifet 
rtiteh) erfcheint, umd damit parallel t, welcher 


sie —— a Derausgeber die Drudſchr ft Der die sone ki 
Gefepgebun bar die war, daß fein in Ali —— —— 
u, — — des PL — Werk der Nach füng ee 


welchem der Vertrieb aus ; daf ——— au 
Kerr ie Buchhändler, welcher de anueläniihe Sud rift zum bu % 
Pr Bertriebe Aue, fi) wieder abdrucken läßt, zu —— indem er ſich um 
1* an erffärten Werkes macht und jolches im Selbſtvertrieb 
bernimmt, — ſolches der Fall fein wide, wenn der Buchhändler J— ein 
anderes freies Werk, 3. B. einen Klaſſiker, ohne weitere Beihilfe eined Bearbeiterd 
abdrucken laffen und vertreiben wollte; daß in einer gie —— wie Hi dem 
Beſchuldigten zur Laft gelegt ift, in Beziehung auf Sta 
war auch ein ftrafbarer Nachdruck liegen könnte, — jedoch die Siehe 
endung der prophylaftifchen Preig Ba a ——— wird; 
wem wi mit —* Syſteme ein eftatteter genimeige 
Nachdruck von Druckſchriflen der a hi —8— Er werde 
würde, folches wiederum die Anwendung der prefigefeglichen ni wel * Sie 
„polizeiliche Intereffe an der Ueberwachüng der Preſſe und des B 
Be garen nicht aufheben könnte, überdies auch ein offener —— keit 
Gere beige erausgebers und Verlegers in vielen Fällen noch immer von 
Inter ee mei den Handel, als für das Publikum, fein u dag endl , 
ngeflagte in Betreff des Gebrauches nageahuker auswaͤ hg 
—— für ſich anführt, gegenüber den ſpeziellen Vorſchriften in Ben 
erzeugniffe außer Betracht I ben muß; daß —238— das Appellation * 
weit zu np it, ald ed den Angeflagten von der Strafe des F AO. des 
ehes —— chianwendbatleit auf einen Fall der —— enden Art freifpricht; 
der Sache felbfe die Hndiung ——— gten als eine wiffente 


U.d. Prag. Art. 34.Tit.2 Ruralgef.b. 1791. Art. 672. Rhein. Gefehb. $.347.Nr.3. Steafgefegb. 383 
liche nach der Fefiftellung der Inftanzrichter noch nicht außer Zweifel feftfteht, es 


demnach einer ferneren Erörterung u. ſ. w. bedarf. 
Art. 34. Tit. 2.-de8 Nuralgefepes vom FT 1794, Art. 672. des 
bürgerlichen Gefegbuches für die Nheinprovinz. $. 349. Nr. 3. des 
Strafgefepbuhed. Aneignung von Früchten von über die 
. Grenze hängenden Zweigen. 
Auf die Anklage aus $. 349. Nr. 3. des Strafgefegbucdhes, daß der Ange: 
flagte von jeinem Grundftüde aus Nüffe von den auf jen Grundftüd himüberhän- 
enden Zweigen eined dem Nachbar gehörenden Baumes abgebrochen Habe, hat der 
olizeirichter freigefprochen, weil der Angellagte bei Verübung der That im Ber 
reiche der Grenzen jeines Eigenthums geblieben je, und Jeder zum Genuffe und 
zur Aneignung deflen, was auf oder in feinem Eigenthume wächſt, civilrechtlich ber 
fugt erfcheine, am wenigften aber die vorliegende Handlung al® Diebftahl zu ber 
trachten und ftrafrechtlich zu behandeln fei. 

Auf den Kaffationsrefurs des öffentlichen Mimifteriums ift diefer Rekurs 
am 28. Februar 1856 von dem Ober» Tribunal in Sachen wider Fridhofen 
(Nr. 62. 11.) zurüdgewiefen; in Erwägung, daß nach allgemeinen civilrechtlichen 
Grundfägen Bäume ein Zubehör des Grund und Bodens find, auf welchem fie 
wachſen, das heißt, auf welchem ihr Stamm aus der Erde fommt, daß die Zweige 
mit den an denſelben hängenden Früchten integrirende Theile des Baumes find, 
und diefe Eigenſchaft an ſich nicht dadurch verlieren, daß fie Über die Grenze auf 
ein benachbartes Grundftüd hinüberhängen; daß insbefondere der Art. 672. des 
bürgerlichen Gefegbuches den Nachbar nur für berechtigt erflärt, von dem Eigen— 
thümer ded Baumes die. Wegnahme der überhängenden Zweige zu fordern, nicht 
aber feinerfeitd Zweige und Früchte abzubrechen, oder fich zuzueignen; daß fonach 
das von dem Nachbar vorgenommene Abbrechen der an den lberhängenden Zwei— 
gen befindlichen Früchte in der Abficht, fich folche zuzmeignen, an und für ſich als 
eine rechtswidrige Zueignung fremden Eigenthums anzufehen ift, wie ſolche nament⸗ 
lich der Art. 34. Tit. 2, des Nuralgefeges vom a 1791 vorfieht; daß zwar 
der Art, 474. Ne. 9. ded Code penal von 1810 Diejenigen, welche Früchte, die 
einem Anderen zugehören, an Ort und Stelle felbft — oder verzehren, mit 
Polizeiſtrafe bedrohte, und durch diefe, auf den vorliegenden Fall ſpeziell paffende 
Beftimmung eine Ausnahme von der allegirten allgemeinen Vorfchrift ded Rural: 
gefeged Hatte; daß aber der Code penal feinerfeitd durch Art. IL des Gefepes über 
die Einführung des Strafgefegbuches für die Preußiſchen Staaten vom 14. April 
1851 außer Kirkfamteit gefept wurde, und das Gefeg vom 22, Mai 1852, betrefs 
fend einige Ergänzungen des Ginführungsgefeges, im Art. TI. die von Diebftahl 
und von Entwendungen aus eirfternbeit handelnden Beftimmungen der $$. 215. 


bis 224. und 349. Nr. 3. des Strafgefegbuches auf Entwendungen vor Früchten 


und anderen Bodenerzeugnifien, welche duch das Nuralgefeg vom et. 


1791 mit Strafe bedroht find, für nicht anwendbar erflärte; daß hiernach unbedenk— 
li der in feiner Allgemeinheit niemals aufgehobene Artifel 34. des Ruralgefeges 
aud in den Fällen anzuwenden ift, in welchen eine Ausnahme von demfelben durch 
den Code penal von 4810 begrimdet war; daß hiernad zwar das angegriffene 
Urtheil, indem es den Angeklagten für berechtigt erachtete, die von einem nach» 
barliden Baume über fein Grumdftüd herüberhängenden Früchte fich zuzueignen, 
die erwähnten Rechtsgrundfäge, insbefondere den Einn der Borfchriften des Ar— 
tifeld 672. des bürgerlichen Geſetzbuches und des Art. 34. Fit. I. des Ruralgefeges 
verfannt hat; daß aber durch den legten Erwägungsgrund des angegriffenen Urtheils, 
wonach die vorliegende Handlung am wenigften als Diebftahl zu betrachten umd ftraf- 
vechtlich zu behandeln ſei, als thatſaͤchlich feftgeftellt anzunehmen ift, daß der Be- 
jhuldigte in gutem Glauben an fein Recht und nicht in rechtswidriger Abficht die 
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Früchte an ſich genommen hat; daß auch der Artifel 34. des Ruralgeſetzes, richtig 
verftanden, zu feiner Anwendbarkeit die Abficht der rechtswidrigen Zueignung for- 
dert; daß mithin ein Theil des Thatbeftandes der darin erwähnten Handlung im 
vorliegenden Falle fehlt u. f.w. : 


Act. XVIII. des — — vom 14. April 1851. 8. 162. des 
Strafgeſetzbuches Ertrahirung und Wahrnehmung der Sühne 
durch den minorennen Kläger. 
Der-minorenne Kläger klagt im Givilprozefie und im Beiftande ſeines Bar 
ters wegen leichter Mißhandlungen. Er hat allein den ſchiedsmaͤnniſchen Sühne- 
verſuch ertrahirt und wahrgenommen. Der Verklagte, welcher in dem viesfälligen 
Termine nicht erfchienen ift, rügt dies, weil der minorenne Kläger allein und ohne 
Vertretung feines Baters die Cühne weder nachfuchen, noch wahrnehmen könne. 
Diefe ſei daher für nicht gefchehen zu erachten. 
Der erfte Richter verwirft diefen Einwand, weil nad) $. 162. des Straf: 
efegbuches auch unter väterlicher Gewalt ftehende Kinder das Recht haben, auf 
Befktafung ihred Beleidigerd anzutragen, und daher zu diefem Zwede die Suͤhne 
nachzuſuchen. Der Appellationsrichter tritt diefem Grunde bei, um jo mehr, als 
der Vater des Klügers fpäter den Aft der Sühne duch Ausftellung der Prozeß— 
vollmacht ratihabirt Habe, der Verklagte daher verpflichtet gewefen fei, den Sühne- 
termin wahrzunehmen. 

‚Die Nichtigkeitöbefchwerde des Verklagten führt aus: nur derjenige, wels 
der das jus standı in judicio Habe, fönne den Schiedemann angehen. Als minder: 
jähriger Hausfohn habe der Kläger jenes Necht nicht für fich, fondern nur im 
Beiftande feined Vaterd. Die Vorfchriften des Strafgefepbuches hätten in dieſer 
Hinficht nicht die Abficht, das Civilprozeßrecht abzuändern; dieſe bezögen fi nur 
auf die im Strafverfahren zu verfolgenden Vergehen, die angeblihe Ratihabition 
des Vaters durch Ausftellung der — * ſei ohne Einfluß, weil der 
Suͤhneverſuch vor Anſtellung der Klage extrahirt werden müſſe, der Ratihabition 
aber erſt von der Zeit ihrer Erklärung ab Wirkſamkeit beizulegen ſei. ($. 44. 
Tit. 3. TH. I. des Allg. Landrechtes und $. 38. Tit. 5. ibid.) ü 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 22, Februar 1856 
in Sachen Kluge wider Dallmann (Nr. 60. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, 
daß allerdings die Vorfchrift des _$. 162. des Strafgefegbuches, welde den allge- 
meinen Grundfaß des $. 54. ibid. wiederholt, und den unter väterlicher Gewalt 
flehenden Kindern das Necht beilegt, felbftftändig auf Beftrafung des Beleidigers 
anzutragen, nicht die Abficht gehabt hat, in den Fällen, in welchen die Beleidigung 
im Givilprozefje verfolgt wird, die Vorfchriften des Givilprogeßrechtes über die Fä— 
higfeit vor Gerigt zu he en, abzuändern; daß jedoch diefe Beichränfung fich lediglich 
auf den Prozeß felbft, nicht aber auf den vor dem Prozeſſe und außerhalb 
defielben nach Art. XVII. des Einführungsgefeges vom 14. April 1851 anzuftellen- 
den Sühneverfuch bezieht; daß daher, in foweit überhaupt nach $$. 54. und 162. 
das*felbfiftändige Recht Minorenner oder unter väterlicher Gewalt ftehender Kinder 
befteht, auf Bekrafung des Beleidigers anzutragen, in demfelben Maaße ihnen auch 
Das Recht zuftehen muß, darauf felbftftändig zu verzichten, zu dieſem Zwecke alfo 
die vom Gefege gebotene Sühne nachzuſuchen, abgejehen von dem im $. 162. zu— 
gleich den gejeglichen Vertretern derfelben beigelegte Recht ver felbitftändigen Rüge. 


Art. XXL. des Einführungsgejeges vom 14. Arril 1851. Art. 3. des 

Gejeges vom 3. Mai 1852. Selbfiftändige Entfheidung des 
Gerichtshofes über den Fall der Konnerität. 

Die Angeklagte E. ift am 31. Januar ohne Vorunterfuhung der Verübung 

eines Diebftahld an geerndteten Felbfrüchten angeflagt; bei diefer Anklage waren 

Theilnehmer als Mitangeklagte betheiligt. Be 
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& int Februar erhob die Staatsanwaltfchaft gegen die E allein, und 

ar in diefem Kalle auf Grund einer gerichtlichen ae ‚ zweite 

lage wegen eines ähnlichen, ‚nur der Zeit nach verfchievenen Diebftahles. 

Ueber beide Anklagen faßte das Kreisgeriht einen Einleitungsbefchluß, in 
welchen zugleich die Bereinigung beider Unterfuchungen wegen Konnerität aus— 
gefprochen wurde. Die Staatsanwaltjchaft — dieſer Vereinigung aus in 
der Sache liegenden Gründen Das Kreisgericht hielt jedoch die Rückſicht, daß bei 
getrennter aa ber mildere Faſſung des $. 56. des Strafgefegbuches nad 
dem Geſetze vom 9. März’ 1853 der Angeklagten E nicht zu Statten! fommen 
würde, für entfcheidend. 

: Die Beſchwerde der Staatsanwaltichaft fucht, abgefehen von jenen im der 
Sache felbft liegenden Gründen, auszuführen, daß eine Vereinigung zweier Unter: 
fuchungen auf Orund der Kommerität gegen den Widerfpruch der Staatsanwaltfchaft 
nicht befchloffen werden fönne. Denn jener Grumd der Nüslichkeit für den An- 
— werde durch das in dem Urtel des Ober⸗Tribunals vom 20. September 

854 wider Parchatka (Archiv U. ©. 826. 827.) ausgeſprochene Prinzip erledigt. 
Ueber die Frage aber: 

ob der Gerichtähof befugt fei, von Amtöwegen und ohne Antrag des 
Staatsaniwaltes zwei — angeſtellte Anklagen auf Grund der Kon⸗ 
nerität zu einer zu vereinigen, 
nde fich in den jet geltenden Preußiſchen Strafprozeßgefegen eine ausprüdliche , 
eftimmung nicht. Der denfelben zum großen Theil zu Grmde liegende Art. 307. 
des Code d’instraction eriminelle beftimme dagegen: 
daf, wenn wegen des nämlichen Vergehens mehrere Anklageakte gegen 
verjchiedene Angeklagte gefertigt worden jeien, fowohl der General »‘PBro- 
furator auf deren Berbindung antragen, als auch der Präfident fie von 
Amtöwegen verorbnen könne. 
Ebenfo beftimme der Art. 308.: . 

dafi, wenn ein Anklageaft mehrere nicht konnere Vergeben umfaßt, fowohl 
der General» Brofurator darauf antragen, ald auch der Präfident von 
Amtswegen verorbiien könne, daß der Angeklagte einftweilen nur wegen 
eines derfelben vor Gericht geftellt werde. 

rigen mn folgere das fiir Die Beine ig erlafiene Refkript vom 27. Juli 

842, welches fich auf ein früheres vom 9. April 1827 ftüst, ') daß umgekehrt der 
Affifen- Präfivent auch getrennt angeftellte Anklagen diefer Art vereinigen könne. 
Dieſes Nefkript num würde hier anjcheinend dem Beſchluſſe des Kreisgerichtes zur 
Seite ftehen. Allein, abgefehen davon, ob die Abtheilung des Kreisgerichtes, welche 
die Funktionen der Rathskammer verfieht, die Befugnife des Affen » Präfidenten 
beanspruchen könne, jo ſei auch im den allegirten VBorjchriften ſtets nur von folchen 
Sachen die Rede, welche vor die Gefchworenen zu bringen find, bei denen aljo eine 
gerichtliche VBorunterfuchung ftattgefunden haben muß, was im vorliegenden Kalle 
nur in der einen Sache der Fall geweſen fei. Diefer Unterfhied aber fei ein we- 
fentliher. Denn durch den Antrag des Staatsanwaltes auf VBorunterfuchung werde 
die Sache bereits beim Gericht anbängig, dergeftalt, Daß das Gericht zwar mur 
nad Anhörung des Staatsanwaltes, Übrigens aber olme an deſſen Anträge ge- 
bunden zu fein, —— über die Erhebung der Anklage, alſo auch wohl dar— 
über, ob mehrere dergleichen Anklagen, die fich ſaͤmmtlich auf eine VBorunterfuchung 

unden, zu verbinden feien, zu bejchließen habe, zumal: der Staatsanwalt in einem 
Poldhen Falle, auch wenn gegen feinen Antrag die . beſchloſſen wäre, gehal⸗ 
ten jet, die letztere nach dem Beſchluſſe des Gerichtes abzufaſſen ($. AT. 
der Verordnung vom 7. Januar 1849). Anders verhalte ed fich mit denjenigen 
Sachen, die nicht vor die Gefchworenen, ſondern vor die Gerichtsabtheilung gehören. 


1) Zabrbücher Bb. 40. ©, 288, Gräfffche Samml. Bd. 7. S. 489-4. 
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Bei diefen würde nach Rheinifch-Franzöfifchem Rechte von einer Bereinigung durch 
den Aififen- Präfiventen gar nicht die Rede fein fönnen. Einmal, weil biefer mit 
dergleichen Sachen nichtd zu thun habe, fodann, weil in diefen Sachen, fobald feine 
Vorunterfuhung geſchwebt hat, weder eine fürmliche Anklage gefertigt, noch ein 
Anklagebefchluß erlaffen, fondern das Gericht erft durch die zn des Ange⸗ 
fhuldigten zur Audienz, welche der Profurator beforgt, mit der Sache befaßt werde 
(Art. 182. des Code d’instr. crim.), mithin zu einer Beſchlußnahme und Bereinigung 
verjchiedener Anklagen gar nicht einmal Gelegenheit habe. Bon diefem Berfahren 
weiche Nun zwar die Verorbnung vom 3. Januar 1849 in fofern ab, als fie, auch 
wenn feine VBorunterfuchung geſchwebt hat, jederzeit eine förmliche Anklage und ein 
Gerichtöbefchluß über deren Einleitung verlange ($. 39.) Da e8 hier aber lediglich 
vom Staatsanwalte abhänge, ob er eine Anklage überhaupt erheben, und wenn 
etwa mehrere Gerichtöftände begründet wären, bei welchem derjelben er fie erheben 
will, fo dürfte e8 auch wohl von feinem Ermefjen abhängen, ob er fonnere Sachen 
in einer Anflage verbinden will oder nicht, da in dieſem Falle nur er es jei, 
der die Sache durch Die Anklage zur gerichtlichen Beichlußnahme bringe. 

Auf die Zurüdweifung diefer Beihwerde durch das Appellationsgericht 
wird diefelbe von dem Ober-Staatsanmwalt bei dem Ober,Tribunal erhoben. Hier« 
bei bemerkt derfelbe, wie er die Befugniß des Gerichted, die Vereinigung fonnerer 
bis dahin getrennt geführter Unterfuchungen auch gegen den Willen des Staats— 
anwaltes zu befehließen, in allen den Fällen nicht beffreite, wo das Gericht gegen 
den Willen des Staatsanwaltes die Erhebung von Anflagen befchließen könne, d. 6. 
wenn den zu vereinigenden Anklagen gerichtliche, VWorunterfuchungen vorangegangen 
feien, nicht aber in ſolchen Fällen, wo dieſes rüdfichtlich aller, oder, wie bier. nur 
einer derfelben nicht gefchehen fei, weil rüdfichtlich folder Sachen, in denen feine 
gerichtliche Vorunterſuchung ftattgefunden hat, der Staatsanwalt e8 dem Gerichte 
gegenüber überhaupt in der Gewalt habe, ob er eine Anklage erheben wolle oder 
nicht, eben fo, bei welchem Gerichte, wenn etwa deren mehrere kompetent wären, 
er fie anbringen wolle, ihm es alfo auch wohl freiftehen müffe, über fonftige dabei 
möglicherweije eintretende Modalitäten zu beftimmen. Dafür ſpreche insbefondere 
der Wortlaut des Art. XXI. des Einführungsgefeges und der Art. 3, des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852, in fofern es dort heiße, daß fonnere ftrafbare Handlungen zur 
gleichzeitigen Unterfuchung und Entſcheidung vor das Gericht gebradt wer- 
den fönnen, welches fompetent ift u. j. w., weil offenbar in Fallen, wo feine 
Vorunterfuchung ftattgefunden hat, der Staatsanwalt allein es fei, der die An— 
a vor das Gericht bringt, ihm alfo auch die Befugniß zuftehen müffe, vor 
welches Gericht und eventuel ob zur gemeinfchaftlichen oder zur getrennten Ver— 
handlung er fie bringen wolle. 

Die Beichwerde ift indeß auch durch den Beichluß des Ober» Tribunals 
vom 28. März 1856 wider Ohm und Erdmann (Nr. 87. B. 1.) zurüdgewiefen. 
Denn ber Art. XXI. des Einführungsgefeges vom 14. April 1851 und der Art. 3, 
des Gefeges vom 3. Mai 1852 unterftügten feinesweges die in der Beſchwerde 
entwidelte Anficht, vaß ausschließlich die Staatsanwaltfchaft zu beftimmen habe, 
ob nah Maafgabe jener Worfchriften zwei oder mehrere Unterfuchungen im Falle 
der Konnerität zu vereinigen feien. Vielmehr feien fowohl die Staatsanwaltichaft 
innerhalb ihres Wirfungsfreifes, ald auch die Gerichte, fobald fie in den bei ihnen 
anhängig gemachten Sachen, ihr Ermefjen eintreten zu laffen berufen feien, ermäch- 
tigt, hierüber gleichmäßig zu befinden, wie denn überhaupt nad) dem Weſen des 
Anklageprozefjes nicht blos die Gerichte, jondern aud die Staatsanwaltfchaft fich 
für die zwedmäßige Behandlung der Strafſachen gleichmäßig zu bethätigen haben, 
Auch der in der Befchwerbe hervorgehobene Umftand, daß in einer der hier vor— 
liegenden Sachen eine gerichtliche Vorunterfuchung nicht ftattgehabt habe, fei nicht 
entſcheidend, da auf die in beiden Saden erhobenen Anklagen von Seiten des Ge— 
‚ richte die Eröffnung der Unterſuchung befchloffen worden, Dadurch aber die Befug⸗ 


Aus ber Pragis. 55.14.34. Nr. 1. 55.37.94. des Strafgefepb. $.566. der Kriminal-Ordn. 387 


niß der Staatsanwaltichaft nach ihrem Ermefien von der weiteren Verfolgung abs 
zuftehen (aus welcher Befugniß die Beſchwerde das Recht, die Verbindung fonnerer 
Sachen ausfchließlich zu beftimmen, herleiten wolle), befeitigt oder doch mindeſtens 
von dem gleichzeitigen Ermeflen des Gerichtes abhängig geworben ſei. 


$. 11. des Strafgejegbuches. 8.566. der Kriminal-Ordnung. Berech— 
nung der Frift zum Antritt der Zuchthausftrafe. 

Der in Haft befindliche Angeklagte ift zu 2 Jahren Zuchthaus verurtheilt. 
Er hat appellirt, und das beftätigende Appellationsurtel vom 8. September ift ihm 
am 18. September infinuirt. 

Gegen diefes Urtel ift von ihm ein weitered Rechtsmittel nicht eingewendet 
worden. Es handelt fich darum, von wo ab der Beginn feiner Strafe zu rechnen. 
Das vollftredende Gericht nimmt den 8. September an, weil an diefem Tage das 
beftätigende Appellationsurtel verfündet fei, während die Staatsanwaltfchaft die 
Berechnung vom 18. September, dem Tage der dur Infinuation des Urteld an 
- in ai zn nicht anmwejend gewejenen Angeklagten erfolgten Bublifation, zu 

eginnen habe. 

i Durch Befchluß des Ober-Tribunald vom 8. Februar 1856 wider Ridel 
(Nr. 61 2. 1.) ift feftgefept, daß die erfannte Zuchtbausftrafe vom Tage der Abs 
lieferung des Angeklagten in das Zuchthaus, den 4. DOftober, anzufangen habe, in 
Erwägung, daß die Vollftredung der erfannten Zuchthausftrafen, auch wenn ber 
Berurtheilte fi in Unterfuchungshaft befindet, erjt mit dem Tage der wirklich er- 
folgten Ablieferung ins Zuchthaus beginnt; daß dies nicht allein in der Minifterial- 
Verfügung vom 27. Mai 1840 (Minift.-Bl. S. 190) unter Nr. I. 2, ausprüdlich 
beftimmt ift, fondern auch aus der Betrachtung folgt, daß eine gefegliche Vorfchrift 
nicht vorhanden ift, welche den Richter ermächtigt, auf eine zu vollitredende Zucht» 
hausftrafe die Unterfuchungshaft des VBerurtheilten, gleichviel in welchem Umfange, 
als Strafverbüßung anzurechnen; daß im vorliegenden Falle der Angeklagte, wel 
her fich in Unterfuchungshaft befand, und durch das in I. Inftanz beftätigte Ur- 
theil des Stadtgerichtes vom 6. Sum zu einer Zuchthausftrafe von 2 Jahren ver: 
urtheilt ift, diefe Strafe erft am A. Oftober angetreten, und jomit die Strafzeit des 
Angeklagten erft mit diefem Tage ihren Anfang genommen bat; daß hiernach die 
Frage, an welchem Tage das Urtheil zweiter Inftanz dem Angeklagten für publizirt 
zu erachten ift, auf fi) beruhen bleiben kann, weil über den Beginn der Strafzeit 
nicht die Publikation des Strafurtheils, vielmehr, wie gedacht, nur die wirkliche 
Ablieferung in das Zuchthaus entfcheidet, in fofern dieſe — was vorliegend Die 
Vorrichter nicht feftgeftellt haben — wegen Ueberfüllung des Zuchthaufes nicht einfts 
weilen behindert worden ift. 


$. 34. Nr. 1. des Strafgejegbuches. 
Ueber den Thatbeftand der Teilnahme dur Anftiftung fiehe oben die 
Entfcheidung des Ober-Tribunald vom 10. Januar 1856 wider Oppermann 
unter den Frageftellungen. 


88. 37. 94. des Strafgeſetzbuches. Thatbeftand der Begünfti- 
gung eines Verbrechers, um ihn der Beftrafung zu ent- 
ziehen. 

Die Anklage aus $. 37. behauptet, daß der wegen ſchweren Diebftahls ver- 
urtheilte und in Haft befindliche Reiter mit mehreren anderen Gefangenen gemalt 
fam ausgebrochen, zu den Angeklagten gegangen, und von diefen bei der Haus- 
[uumg verborgen fei, obwohl ihnen befannt geweien, daß derfelbe wegen der von 
hm begangenen Berbrechen ftebrieflich verfolgt wurde. 

Der erfte Richter ftraft wegen Begünftigung eines Verbrechers, um —— 
der Beſtrafung zu entziehen, aus $.37. unter der Feſtſtellung, daß die Angeklagten 
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den Reiter, den fie kannten, und von deſſen Verhaftung fie Kenntniß hatten, da- 
durch nach Verübung des von ihm begangenen Verbrechens wiſſentlich Beiftand 
eleiftet, daß fie ihn in ihrem Haufe aufgenommen, und bei einer nach ihm ange- 
Rellten Hausſuchung verſteckt haben, um ihn der Beitrafung zu entziehen. 

Der Appellationsrichter fpricht Dagegen frei. Denn das Strafgeſetzbuch ent- 
halte bezüglich der hier in Rede ftehenden Begünftigung eine Lüde, die hinter $. 94. 
zu ſuchen und durch $. 37. nicht ausgefüllt jei, weil vdiefer in ber Lehre von der 
Theilnahme ftehe, und eine Perfon vorausfege, weldye die Kenntniß eines beftimm«- 
ten Berbrechend oder Vergehens im Intereſſe des Thäters dazu benuge, um entweder 
den legteren der richterlichen Verfolgung zu entziehen, ‚oder ihm die Früchte Des 
Berbrechens zu fichern. 

Auf die Nichtigfeitöbefchwerde des Ober - Staatsanwaltes ift dieſes Urtel 
von dem Ober» Tribunal am 29. Februar 1856 wider Krenſchſche Eheleute 
(Nr. 220. 1.) vernichtet, in Erwägung, daß der Appellationsrichter auf die Feftitel- 
lung des erften Nichterd den $. 37. deshalb nicht ammendet, weil u. ſ. w. (wie 
oben); daß aber, wenn der Appellationsrichter duch dieſe Ausführung annimmt, 
der $. 37. beziehe fich nicht auf die Flucht eines bereits in der Gewalt der Obrig- 
feit befindlichen, zumal bereit verurtheilten, Verbrechens, derjelbe hierdurch das 
Strafgefeg verlegt; in Erwägung nämlich, vaß der $. 94. den Fall der Befreinng 
eines in der Gewalt der Obrigfeit befindlichen Gefangenen aus diefer Gewalt mit 
Strafe bedroht, hierbei aber, als bejonders hervortretenden ‚Strafgeund, die Auf- 
lehnung gegen die Staatögewalt, die Verhinderung ihrer Wirkfjamfeit im Auge hat, 
daß mithin, außer diefem Falle, auch derjenige ind Auge zu faflen war, wo ein 
Berbrecher entweder vor feiner Verhaftung durch die obrigfeitliche Gewalt, oder 
nach feiner Selbftbefreiung oder nach feiner Befreiung durch Dritte aus dieſer 
Gewalt zu dem Zwede weiter begünftigt wird, um ihn der Beftrafung zu entziehen; 
daß das gemeine Recht diefe Begunftigung eines Thäterd nach verübtem Berbrechen 
als Theilnahme auffaßt, und es daher an und für fich nicht widerfprechend ift, 
wenn auch das Strafgefegbuch eine ſolche Begünftigung in dem dritten Titel von 
der Theilnahme mit Strafe bedroht, aus dieſer —** der Vorſchrift des 8. 37. 
allein mithin ein Argument gegen deſſen Anwendbarkeit auf den vorliegenden Fall 
nicht herzuleiten iſt; daß aber, in ſofern das Bedenken des Appellationsrichters 
darin zu finden wäre, daß der begünſtigte Verbrecher bereits in der Gewalt der 
Obrigkeit ſich befunden, nach erfolgter —— bereits die Verbuͤßung feiner 
Strafe begonnen hätte, auch dieſes Bedenken unſtatthaft erſcheint, indem der Begriff 
der Begünſtigung ſowohl in dem Falle, wo die richterliche Verfolgung von vorn 
herein verhindert, als auch in dem Falle, wo die in Folge der ſtattgefundenen rich- 
terlichen Berfolgung eintretende Strafvollftrefung ganz oder theilweiſe verhindert 
werben foll, vorhanden ift, zumal hier außerdem die Anklage behauptet hatte, daß 
der Reiter durch Meuterei ausgebrochen und auf der Flucht deshalb ftedbrieflich 
verfolgt geweſen jei, mithin wenigftens wegen diejes Verbrechens noch die urfprüng- 
liche vichterliche Verfolgung im Werke war. 


88. 47. 48. des GStrafgefegbuches. Unterbrehung der Verjäh— 

rung des Strafantrages bei den im Eivilprozeß verfolgten 

leiten Mißhandlungen durch Einfchreiten der Staatsans 
waltſchaft. 

Die leichte Mißhandlung iſt am 25. Januar verübt; der Verletzte zeigt am 

folgenden Tage dem Staatsanwalte den Vorfall an, und diefer betreibt die Verfol⸗ 

ing des Thaͤters bis zum 20. Auguft, wonächft er von der Verfolgung abfteht. 

Die am 25. September hierauf angemeldete Givilflage des Klägers wird wegen 

eingetretener Verjährung des Strafantrages vom Appellationsrichter zurückgewieſen. 

Durch die Anzeige bei der Staatsanwaliſchaft und deren Schritte fei die Verjäh— 
zung nicht unterbrochen. 


4.b. Praz. $6.105.110. Strafgefehb. $$.49.50.7.10.25.1. U.2.R. $$.4.5. Verorn, 15.0cpt.18. 38H 


Auf die Kichtigfeitäbefchwerde des Klägers ift von dem Ober-Tribunal am 
29. Februar 1856 in Sachen Weigelt wider Scholz (Nr. 76. 1.) auf Vernich— 
tung und Zurüdweifung der Sade in die Inftanz erfannt, in Erwägung, daß 
nicht eine einfache Beleidigung ($. 343. des Strafgefegbuches), eine bloße Weber: 
tretung , fondern eine nad) $. 187. zu beftrafende leichte Mißhandlung, alfo ein 
Vergehen den Gegenftand des Prozeſſes bildet; daß viefer Eharafter der dem Ber: 
Hagten zur Laft gelegten ftrafbaren Handlung als cin Vergehen auch dadurch Feine 
Aenderung erleiden kann, daß der Kläger, weil die Staatsanwaltichaft, nachdem fie 
Anfangs die Verfolgung dieſes Vergehens betrieben, fpäterhin davon aber abftrafjirte, 
genöthigt geweſen ift, die Givilflage anzuftellen, wozu er nach Art. XVI. ves Eins 
führungsgefeges vom 14. April 1851, jo lange die Staatsanwaltichaft die Sache 
im Unterfuchungsverfahren betrieb, gar nicht befugt war; daß daher auch rüdficht- 
lid der Derjährung. bier nicht der $. 343. und Das Darauf bezügliche Präjudiz des 
Senates für Strafſachen beim Ober:Tribunal— Nr. 60. vom 9. November 1853 — 
da fie nur einfache Beleidigungen betreffen, Anwendung finden, vielmehr nur vie 
allgemeine Beftimmung des $. 48. über die Unterbrechung der Verjährung ver Ber- 
geben Platz greift, daß mithin die Verjährung durch die Seitens der Staatamwalt: 
Ichaft im Folge der Denunziation des Klägers vom 25. Januar bis zum 20. Auguft 
betriebene Berfolgung der vorliegenden Sache unterbrochen ift, von dem legtgedach- 
ten Tage ab nad) $. 47. aber eine neue Berjährungsfritt zu laufen begann, welche 
am 25. September, dem Tage der Einreichung der Givilflage, noch nicht vollendet 
gewejen ift u. f. w.') 


$. 105. des Strafgeſetzbuches. Bedienen eines nicht zukom— 
menden Namens. 


Der Angeklagte hat ſich bei einem eingehenden Kaufgefchäfte auf Befragen 
des Verfäufers, jedoch ohne betrügerifche Abficht, einen falfchen Namen beigelegt. 


Der Appellationsrichter jpricht ihn frei, weil der $. 105. nur eintreten 
würde,. wenn gegen die öffentliche Ordnung verftoßen, alfo namentlich, wenn auf 
Befragen einer dazu befugten Behörde ein unrichtiger Name angegeben wäre, ge: 

en Sriyatperfonen aber Niemandem die Verpflichtung auferlegt werden fünne, 
— wirklichen Namen und nur dieſen zu nennen. 


In dem vernichtenden Urtel des Ober-Tribumalg vom 2. Amil 1856 wider 
Levy (Nr. 73. 1.) Heißt es, daß diefer Grund in feiner Allgemeinheit und nament- 
lich in dem Falle nicht für richtig anerfannt werben fönne, wenn derjenige, wel⸗ 
cher ſich eines falfchen Namens bedient, ſolches einer Privatperſon gegenuͤbet ge— 
than hat, nachdem er ſelbſt bei der letzteren ein rechtlich begründetes Intereſſe, 
feinen wahren Namen zu fennen, angeregt hatte. 


8. 110. des — —— 88. 49. 50. Tit. 10. Thl. I. des Allg. 
Landrechts. 88. 4. 5. der Verordnung vom 15. September 1818 
Unterlajjene Rüdfehr aus dem Auslande nad Ablauf des 
ee Reifepafjes als Entziehung aus der Militair- 
pflicht. 

Der am 28. November 1829 geborene Verklagte ift mit einem am 1. März 

1849 ausgeftellten, auf 2 Jahre lautenden, Paß ver PBolizeibehörde im militair- 

pflitigen Alter nach Amerifa egangen und bis jegt noch nicht zurüdgefehrt. Es 

ift daher auf Grund der 88. 49. 40. Zit. 10. Th. U. des Allg. Landrechts und 
des $. 110. des Strafgefegbuches feine Beftrafung verlangt. Auf die erlaffene 

Eriktal-Eitation hat fih ein Mandatar geftellt, und eingewendet, daß die 88. 49. 50, 
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eit. mit dem Strafrecht des Allg. Landrechts —— ſeien; daß die Abſicht des 
Verklagten, ſich dem Kriegsdienft entziehen zu wollen, gegen ihm beſonders erwieſen 
werden müffe. j 

Der 1. Richter vermißt diefen Nachweis und fpricht ihn frei. Der Appel- 
lationsrichter verurtheilt ihm. Die fortdauernde Gültigkeit der 88. 49. 50. eit, 
wird aus der Verordnung vom 15. September 1818 $. 2, ferner weil darin feine 
Strafbeftimmung enthalten fei, und diefelben daher durch das Strafgeſetzbuch nicht 
aufgehoben feien, vielmehr neben demfelben ebenfo, wie neben dem früheren Straf 
rechte beftehen könnten, deduzirt. Es bebürfe aber auch der in jenen $$. 49. 50, 
enthaltenen Präfumtionen nicht, da der $. 110. des Strafgefegbuches allein aus» 
reihe. Denn nach diefer Vorichrift und ihrem Zufammenhange mit den 88. 4. 
und 5. der Verordn. vom 15: September 1818 fünne es nicht zweifelhaft fein, daß 
auch derjenige, welcher das Land einftweilen in erlaubter Weiſe verlaffen hat, ver 
Strafe des Geſetzes unterliege, wenn feftgeftellt werde, daß er überhaupt nicht zu— 
rüdfehren wolle, und diefe Abficht, und die damit nothwendig verbundene und von 
felbft gegebene Abficht, fich der Erfüllung der Militairpflicht zu entziehen, Dadurch 
bethätige, daß er ſich nad Ablauf der ihm gerade im Intereſſe diefer Erfüllung 

eftellten Frift zur Nüdkehr ohne Vorwiſſen und Erlaubniß der Regierung im 
Huslande niedergelafjen hat, alfo ausgewandert ſei. Wer aber im mili- 
tairpflichtigen Alter ohne Erlaubniß auswandere, mache fich ftraffällig. Dies fei 
der Sinn des Gefeges, wie befonderd aus dem Pafjus „imgleichen ein beurfaubter 
Landwehrmann, weldher ohne Erlaubnif auswandert“ deutlich hervorgehe. 
In beiden Fällen liege der dolus in’ dem wifjentlichen vorfäglichen Entzichen, in 
dem nicht genehmigten eigenmächtigen Aufgeben der Heimath mit dem Bewußtfein 
der Umgehung der Militairpflicht. Die Niederlaffung in Amerika wird endlich aus 
den eigenen Erklärungen des Verklagten gefolgert. 

Die hiergegen erhobene Nichtigfeitsbefchwerbe ift durch Urtel des Ober; 
Tribunals vom 2%, Febr. 1856 in Sachen des Fiskus wider Mengdehl (Mr. 34. 1.) 
zurüdgewiefen, in Erwägung, daß —— Preußiſchen Unterthanen, welche ſich in 
einem Alter zwifchen dem 17. und 25. Jahre befinden, die Auswanderung nur dann 
geftattet ift, wenn fie ein Zeugniß der Kreis: Erfagkommifftion darüber beigebracht 

aben, daß fie die Entlafjung nicht blos in der Abficht nachfuchen, um fich der 

ilitaiepflicht zu entziehen ($$. A. 5. der Verordnung vom 15. September 1818, 
$. 17. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842); daß nur durch Ertheilung des Aus: 
wanderungsfonfenfes und durch die darin enthaltene Entlafjung aus Dem Unter— 
thanenverbande die Thatſache feftgeftellt wird, daß der Auswandernde Feine Miliz 
tairpflicht gegen den Preußiſchen Staat zu erfüllen hat, und nad $. 25. 1. c. 
derjenige ftrafbar ift, welcher ohne vorgängige Entlaffung auswandert; daß ber 
auf die Dauer von zwei Jahren befchränfte Bag den Verklagten zwar berechtigte, 
die Preußifchen Staaten zu verlaffen, ihm aber nicht davon befreite, nach Ablauf 
jener zwei Jahre zur Genügung jeiner Militairpflicht zurüczufehren, daß fein Ber- 
bleiben im Auslande und jeine Niederlaſſung dafelbft der Auswanderung 
gleichfteht, und zwar einer folchen, welche erfolgt ift, ohne zuvor feine Militair- 
pflicht im ftehenven Heere erfüllt, oder jeine Befreiung von derfelben nachgewiefen 
zu haben; daß die Anwendbarkeit des $. 110. des Strafgefegbuches, welcher den 
mit Strafe bedroht, welcher ohne Erlaubniß die Königlicyen Lande verläßt, und 
ſich dadurch dem Eintritt in den Dienft des ftehenden Heeres zu entziehen fucht, 
durch die Berufung auf den, dem Verflagten auf 2 Yahe ertheilten längft abge: 
laufenen Paß nicht ausgefchloffen werden fann; daß vielmehr, da der Verflagte 
feine Militairpflicht nicht erfüllt und feine Befreiung davon nicht nachgewiefen, fd) 
auf die an ihm ergangene Aufforderung zur Erfüllung feiner Militairpflicht im 
ftehenden Heere oder zum Nachweife feiner gefeglichen Befreiuung von derſelben 
nicht perfönlich geftellt hat, ein zur Anwendung des $. 110. erforderlicher Thatbe— 
ftand vorliegt. 
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g. 119. Nr. 3. des Strafgeſetzbuches Strafrechtliche Berfols 
ung einer Ehefrau wegen Nidhtbefhaffung des Unter- 
ommend. 

Die B.fchen Eheleute find aus $. 119. Nr. 3. angeklagt, weil fie fi, der 
ergangenen Aufforderung gemäß, ein Unterfommen nicht verfchafft haben. Der 
Ban ift deshalb —28 die Ehefrau aber freigeſprochen, weil nur der Ehe- 
mann für das Unterfommen zu forgen, und die Ehefrau fich nicht von ihm zu 
trennen habe. Deshalb fei die gedachte Aufforderung auch nur als an den Ehe: 
mann gerichtet zu erachten, weil ihm als Haupt der Familie „vie Beichaffung des 
Unterfommens allein obliege, die Ehefrau aber verpflichtet fei, ihm zu folgen, fie 
mithin, wenn fie diefer Verpflichtung nachfomme und ihren Ehemann nicht ver- 
lafie, nicht deshalb, weil diefer für ein Unterfommen nicht forge, fie die Mit- 
tel —* nicht habe, auch einſeitig keine Verträge abſchließen dürfe, ſtrafbar 
ein könne. 
Die Beſchwerde des Ober-Staatsanwalts findet hierin eine unzuläffige 
Vermiſchung der civilrechtlihen Grundfäge über die PVertragsfähigkeit und die 
Erg der Ehefrau mit den friminalrechtlichen Grundfägen über die Imputation. 

ie Ehefrau dürfe dem Manne nicht folgen, wenn er durch fein Herumtreiben ein 
Vergehen verübe, und müfje, wenn der Mann fein Unterfommen befchaffe, felbft 
für ein folches forgen, gleich ald wenn der Mann im Zuchthaufe fige. Der 8.119. 
Nr. 3. fei ein Sittengefeß; ed wolle durch Strafe erzwingen, daß Jeder feiner 
Pflicht zur Beichaffung eines Heerdes genüge, um arbeiten zu können. 

Die Beſchwerde iſt indeß durch Urtel des Dber » Tribunald vom 5. März 
1856 wider Behrendt (Nr. 214. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die Be: 
ſchwerde die Feftftellung des Appellationsrichters, daß die an die B.ſchen Eheleute 
von der Polizei erlafjene Aufforderung wegen Befchaffung eines Unterfommens 
nur ald an den Mann, ald Haupt der Familie, gerichtet zu betrachten fei, nicht 
einmal angefochten hat; daß die Auffaffung des Appellationsrichterd durch die bei- 
efügten, aus dem ehelichen Verhältniffe entnommenen, Gründe um fo mehr gerecht: 
ertigt erjcheint, ald nicht einmal behauptet ift, und nicht erhellet, daß die vorwal— 
tenden Umftände die Polizeibehörde ermächtigen fonnten, von der Angeklagten zu 
verlangen, daß diefelbe ein eigenes Unterfommen für ſich und abgefondert von ihrem 
Ehemanne fuche, und daß dies derfelben zu befonderer Pflicht gemacht worden ift; 
daß ed daher am einem zur Anwendung des, im Interefje der öffentlichen Orbnung 
gegebenen, $. 119. Nr. 3. des Strafgejegbuches erforderlichen Thatbeftande fehlt. 


$. 132. des Strafgefeßbuches. 
Ueber den Thatbeftand des ſahraſgn Meineides eines Zeugen durch Ver—⸗ 
—*— ſiehe oben das Urtel vom 19. März 1856 wider Bleſchke unter ven 
tageftellungen. 


$. 140. des Strafgefegbuches. el des Strafverzich— 
tes nur bis zum And firafenden Erfenntniffe in der Un: 
terfuchung. 

Der wegen Ehebruchs Angeklagte macht in I. Inftanz in. der Unterfuchung 
den Einwand, daß feine gefchievene Ehefrau die Beftrafung nicht verlange; er trug 
auf deren Bernehmung an, wurde aber, ohne daß dieſe veranlaßt worden, durch 
den I. Richter wegen Gnehruche geftraft. 

Nah diefem Urtel, in I. Inſtanz, geftellte fich die Ehefrau und verzich- 
tete ausprüdlih auf Beftrafung. 

Der Appellationsrichter hat Hierauf freigefprochen. Denn unter einem 
„Straferfenntniffe” (im $. 140.) könne nur ein nicht angreifbares Straferfenntniß 
verftanden werden, weil der beftimmte Artikel gebraucht fei, und der geſetzliche 
Sprachgebrauch dafür entfcheide. 
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Auf die hiergegen erhobene Nichtigkeitöbefchwerde des Ober-Staatsanwalts 
ift zwar das Appellationsurtel Durch Urtel des Ober:Tribunald vom 7. März 1856 
(Nr. 243. 1.) vernichtet, Dagegen in der Sache felbft auf Freifprechung erkannt, in 
Erwägung, Daß der $. 140. des Strafgefegbuches die Einleitung der Unterfuchung 
wegen Ehebruchs gegen den Ghebrecher nicht von dem Antrage des beleidigten. 
Ehegatten abhängig macht, die Beftrafung wegen Ehebruchs aber ausgeſchloſſen 
bleibt, wenn der unfduldige Ehegatte im Laufe des Eheſcheidungsprozeſſes oder 
bis zur Abfaffung des Straferfenntnifjes Die Nichtbeftrafung ausdrücklich beantragt; 
daß der Wppellationgrichter unter dieſem Straferfenntniffe ein ſolches, welches 
rechtsfräftig geworden, ein definitives Erkenntniß, welches nicht angreifbar ift, vers 
fteht, bei diefer Borausfegung aber ein Antrag auf Nichtbeftrafung währen des Laufe 
des Unterfuchungsprogefies, mithin auch noch während der Nichtigfeitsinftang, zuläſſig 
fein würde ; daß, wenn Dies Die Abficht Des Geſetzgebers geweſen wäre, und aljo nicht 
blos während des Laufs des Eheſcheidungsprozeſſes, ſondern auch während des 
Laufe der Unterfuhung der Antrag auf Nichtbeftrafung hätte ftatthaft fein jollen, 
jene Abficht ungweifelbafter hervorgetreten fein würde, wenn für das Unterſuchungs— 
verfahren jene Beſchränkung der Zuläfjigkeit ded Antrages bis zur Abfafjung des 
Straferfenntnifjes nicht hinzugefügt worden wäre; daß vielmehr bei der Faſſung 
des Geſetzes in demjelben ein Gegenjag bervortritt, welcher für das Unterfuchungs- 
verfahren die Statthaftigfeit des Antraged auf Nichtbeftrarung nur bis zu einem 
beftimmten Abfchnitte des Verfahrens erkennen läßt, während für den Eheſchei— 
dungsprozeß eine jolche Zeitbejchränfung nicht ausgeſprochen iſt; Daß der gejegliche 
Sprachgebrauch, auf welchen der Appekationsrichter ſich zur Rechtfertigung feiner 
Auslegung des $. 140. beruft, aber auch als beftchend nicht anerkannt werben 
fann; daß vielmehr unter dem, in jenem Gejege gedachten Straferfenntniffe nad 
dem Sinne der gebrauchten Worte nur das Grfenntniß zu verftchen, in welchem 
eine Strafe wegen Ehebruchs gegen den Chebrecher ausgejprochen ift; Daß über 
dieſen Wortfinn um fo weniger hinauszugeben ift, als nicht angenommen werben 
fann, daß die Wirfung eines, in einer von Amtswegen eingeleiteten Unterfuchung 
abgefaßten Straferfenntnifjes von der Erklärung einer Privatperjon habe abhängig 
emacht werden jollen, und überdies ausdrücklich nur die Abfafjung des Strafer- 
enntnifjes, und nicht der Zeitpunkt, in welchem dafjelbe, entweder weil fein Rechte: 
mittel, oder weil dafjelbe ohne Erfolg eingelegt worden ift, die Rechtskraft befchreitet, 
als ſolcher bezeichnet ift, bie zu welchem ein Antrag auf Nichtbeftrafung gemacht 
werden kann; daß Daher der $. 140. durch unrichtige Auslegung verlegt, Das zweite 
Urtel daher zu vernichten ift; daß, in der Sache felbft, der nach ergangenem Straf: 
erfenntniffe des Kreisgerichts zu PB. in der Berhandlung vom — von der feparir: 
ten Ehefrau des Angeflagten erklärte Verzicht auf des leßteren Beftrafung zwar 
die Beftrafung des Angeklagten nicht ausjchließen kann, jo lange jenes —2* 
kenntniß in Kraft bleibt; daß indeſſen der Angeklagte in J. Inſtanz bereits den 
Antrag gemacht hat, feine feparirte Ehefrau darüber au vernehmen, daß fie auf 
feine ®. afung verzichten wolle, eine ſolche Vernehmung aber nicht erfolgt ift, 
und zwar lediglich aus dein Grunde, weil die feparivte Ehefrau des Angeklagten 
einen Antrag auf Nichtbeftrafung nicht ausprüdlich gemacht habe; daß ver J Rich: 
ter indeß bei richtiger Würdigung jenes Ausjchließungsgrundes entweder die Vers 
nehmung der jeparixten Ehefrau zu veranlaffen, oder doch den Angklagten zu 
bedeuten resp. zu veranlafjen hatte, den Antrag jeiner jeparirten Ehefrau auf Richt» 
beftrafung in beglaubigter Form beizubringen, oder diefelbe zu ihrer Vernehmung 
zu geftellen, um vor Abfafjung des Grfenntnifjes die Gewißheit zu erlangen, ob 
eine Beſtrafung des Angeklagten ftatthaft jei oder nicht; daß demnach der Angeklagte 
durch Das Berfahren des 1. Nichterd in, einem wefentlichen Rechte feiner Verthi- 
digumg bejchränft, und nach Artikel 102. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 das erfte 
Erfenntnig aufzuheben ift; daß mit Aufhebebung des Straferfenntnifies das Ber- 
fahren in eine Lage fommt, in welcher der Verzicht auf Beitrafung des Angeklagten 
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berüdfichtigt werben muß, umd berfelbe daher von der erhobenen Anklage freigu- 
fprechen ift '). 


8. 152. ff. des Strafgeſetzbuches. Ehrverlegungen unter Ehe— 
gatten in ftehender Ehe. 

Im Laufe des Eheſcheidungsprozeſſes hat der Angeklagte feine Ehefrau 
verleumdet. Gr ift — nach erfolgter Eheſcheidung — deshalb angeklagt und wes 
gen öffentlicher Berlaumdung feiner „früheren“ Ehefrau beftraft. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet die Unzuläffigfeit der Verfolgung von 
 Ghrenfränfungen unter Eheleuten. ' 

Diefelbe ift durch Urtel ded Ober » Tribunald vom 6. März 1856 wider 
Rohfämper (Nr. 50. I.) zurüdgeriehen, in Erwägung, daß zwar das Römifche. 
Recht Anjurienklagen zwijchen Eheleuten nicht zuließ ?), der jegt micht mehr zus 
treffende Grund dieſer Unzuläffigfeit aber der war, daß den auf eine foldhe Klage 
Berurtheilten Infamie traf, und eine infamirende Klage (turpis actio) überhaupt 
unter Eheleuten nicht geftattet wurde, das Strafgefegbuch jedoch eine Borfchrift, 
wie es diefelbe in den $$. 228. und 271. in Bezug auf Entwendung, Unterjchlas 
gung und Wegnahme verpfändeten u. ſ. w. Sachen in rechtswidriger Abficht unter 
Gheleuten gegeben bat, in Bezug auf Ehrverlegungen und indbejondere auf Ders 
(eumdungen nicht getroffen hat, Die Beftrafung der legteren unter Eheleuten auch 
mit dem Weſen der Ehe nicht unverträglich ift, und die Unzuläffigkeit folcher Be— 
ſtrafung aus den, die age betreffenden Vorſchriften des Allg. Lands 
rechts Sn 1. Tit. 1. 88. 699 — 703. und der — — vom 28. Juni 1844 
$. 70. (Geſetzſammlung ©. 193) nicht folgt (vergl. Allg. Landrecht TH. IL. 
Tit 20. 88. 652. 557—560. Allg. Gerichtdorpnung Th: 1. Fit. 2. 8. 16.) °). 


ss. 152. ff. 8. 102. des Strafgefeßbuches. Vollendung fchriftlis 
cher Beleidigungen, wenn die Schrift verfendet wird. 

Der Angeklagte hat in einer zu W. verfaßten und an das Stadtgericht 
zu 8. mit der Voſt eingejendeten, Dort auch eingegangenen Schrift verſchiedene 
Beamten und Behörden beleidigt. Die Unterfuchung ift auf Anflage der Staats— 
anwaltjchaft bei diefem Stadtgericht zu K. eingeleitet; dieſes erklärt fich auf den 
diesfälligen Einwand des Angeklagten für inkompetent, weil dort feines der gefeg- 
lich zuläfligen fora vorhanden jei. Das Appellationsgericht Dagegen erkennt das 
forum bei dem gedachten Stadigericht für begründet und weift die Sache an daſ— 
felbe zurüd, Denn die infriminiete Schrift fei zwar zu MW. verfaßt und dort auf 
die Poſt gegeben; dadurch aber ſei das Vergehen der Beleidigung dort noch nicht 
vollendet, vielmehr fjei zum Zwede der Vollendung noch die Aushändigung der 
Schrift durch die Poſt, der Adreſſe gemäß, an das Stadtgericht zu R. ti 
gewefen; mithin jei bei diefem Das forum delieti commissı. 

Die Nichtigfeitöbejchwerde des Angeflagten führt aus: durch das Fortge⸗ 
ben der Schrift ‚allein, dergeſtalt, daß der Berfaffer diefelbe nicht mehr zurüderlan- 
gen könne, jei das Vergehen der Beleidigung duch diefe Schrift für vollendet zu 
achten. Dies fei zu W. durch die Webergabe auf vie Poſt geichehen. Allerdings 
fei zur Feſtſetzung der Unterfuchung noch das Bekanntwerden der Injurie erforder: 
lich; aber durch das Deffnen und Lefen der Schrift werde nur das Bergehen ent: 
dedt. Bollenvdet aljo werde es dadurch nicht erit. Das forum delieti commissi 
fei aber nicht da, wo das Vergehen entvedt, ſondern da, wo es vollendet worden, 
resp. da, wo mindeftens einzelne zum Thatbeftande verübte Handlungen verübt 


1) Vgl. Archib Bd. 1. S. 394 und Enticheibungen Bb, 24 ©. 444. 

2) SHeffter Lebrb. S- 309. 311 1. 2 D. de art. remot. rer. (25. 2) Feuerbach $. 287, 
Weiste Rechtslexikon V. ©. 845. u 

3) Vgl. Archib Bb. I. S. 709. 710. ®b. I. ©. 553, Goltdammer Materialien Bd. H. 
©. 326, Zemme Lehrb. ©. 851, Ergänzungen zum O. L. R. 1. 20, äte Ausgabe ©, 363. 
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feien, in welchem letzteren Falle aber viefe Handlungen auh vom Angeklagten 
felbft verübt fein müßten. Die beim Stabtgericht zu K. vorgefallenen Shatfachen 
eh ohne Mitwirfung des Angeflagten vorgefallen, mithin nicht feine 
andlungen. 

Die Befchwerde ift durch Urtel des Ober - Tribunald vom 27. Februar 
1856 wider Moldaenfe (Nr. 138. 1.) zurüdgemwiejen, in Erwägung, daß Beleis 
digungen, welche in einer an eine beftimmte Adreffe —— zur Weiterbeförde⸗ 
ig an die Aorefie auf der Poft abgegebenen, Schrift enthalten find, durch 
die Aushändiqung der Schrift an den Adreffaten vollendet werben, weil die Abficht 
des Beleidigerd nicht durch die Abfaffung der Schrift allein erreicht werden kann, 
vielmehr dazu noch der Uebergang in bie — des Adreſſaten erforderlich iſt, 
und überhaupt erſt damit die Injurie in die Erſcheinung tritt, und als geäußert 
zu betrachten iſt; daß hiernach denn auch der Ort, wohin die ini Schrift 
beftimmt und gelangt ift, recht eigentlich als der Ort der vollendeten That ange: 
fehen werben muß, und der Vollendungsakt felbft auch in dem Falle, wo der 
Ort der Abfaffung oder der Abfendung und der Ort der Beflimmung und ber 
Ankunft in verfhiedenen Gerichtsjprengeln liegen, auf die Handlung des Werfaffere, 
ber die Abfendung wollte oder beforgte, zurüdzuführen ift, weil er ſich der Poſt 
oder bed Boten nur ald eines Mittels bevient, um die Schrift an den Ort ihrer 
Beftimmung gelangen zu laffen '). 


$. 225. des Strafgefegbucdhes. Art. 30. des Gefepes vom 3. Mai 1852. 
ee ar de der verpfändeten Sade durch Veräuße— 
rung des darüber lautenden Pfandſcheines. Beränderter 
-Gefihtspunft der Sade in I. Inſtanz. 

Der erfte Richter ftellt auf die Anklage der Unterfchlagung eines dem 
Höpfner gehörigen Pfandfcheins feft: daß der Angeklagte einen dem Höpfner 
gehörigen Pfandfchein, welchen er durch den ihm von Hopfner erlaubten Verſatz 
eined dem legteren gehörigen Nodes mit der Verpflichtung erhalten hat, ihn an 
Höpfner abzuliefern, zum Nachtheil des Gigenthümers verkauft hat. 

Er ftraft wegen Unterfchlagung. 

Der Appellationsrichter ändert dagegen bie Feftftellung dahin: daß ber 
Höpfner dem Angeklagten feinen Nod nicht mit dem Auftrage übergeben hat, um 
denfelben für ihn, den * zu verpfänden, und an ihn den Pfandſchilling und 
den Pfandſchein abzuliefern, daß vielmehr Höpfner dem Angeklagten den Rod aus— 
drücklich zu dem Zwecke ausgehändigt hat, um denſelben für ſich ſelbſt zu verpfän— 
den, jedoch mit der Beſtimmung der Wiedereinlöſung des Rockes binnen 3 Tagen. 

Er ſpricht alſo den —— frei. Denn hiernach habe der verkaufte 
Pfandſchein dem Angeklagten ſelbſt, nicht dem Höpfner, gehört, weil er den Rod 
mit Genehmigung des Eigenthümers im eigenen Namen für fich felbft verpfändet 

ehabt, und er zur Aushändigung des Pfanpfcheines und des Pfandſchillings an 
* nicht verpflichtet * vielmehr nur die vertragsmäßig zugeſicherte 
iedereinlöfung des Rockes zu bewirken gehabt habe. Der Ängeklagte habe ſich 
durch dieſe Unterlaffung der Wiedereinlöfung und durch die Veräußerung des Pfand» 
ſcheines nur einer feiner vertragsmäßigen Verpflichtung zuwiderlaufenden unredlichen 
andlung, nicht aber einer Unterfchlagung fchuldig gemacht, da er nur eine ihm 
elbft gehörende, und nicht an Höpfner abzuliefernde Sache veräußert habe. 

In der Audienz hatte nun zwar der Ober» Staatsanwalt die Anficht gels 

tend gemacht: 
daß der Angeklagte durch die Veräußerung des Pfandſcheines den Rod 
feldft veräußert, alfo unterfchlagen habe. 
Der Appellationsrichter lehnt es aber in feinem Urtel ab, auf diefen veränderten 


1) Bgl. Bb. I. ©. 226. 235. 
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Gefichtspunft einzugehen, weil berfelbe über die Grenzen der rg der thats 
fächlichen Feftftellung hinausgehe. Denn hiernach handle es fich hier nicht um die 
Unterfchlagung eines Rodes, ſondern um die Unterfchlagung eines Pfand— 
fheines. Außerdem beruhe diefer Gefichtspunft auf einer unrichtigen Auffaffung 
des Rechtsverhältniffes, weil durch die Veräußerung des Pfandſcheines nicht auch 
ver Rod felbft veräußert, d. h. zum Gigenthum übertragen, vielmehr dem Käufer 
des Pfandjcheines nur die Legitimationsdurfunde, um die Herausgabe des Pfand» 
früdes bei dem Leihamte in ars zu bringen, der unmittelbare Befig aber fo 
wenig verfchafft worden fei, daß das zur Prüfung der Legitimation des Vorzeigerd 
zwar nicht verpflichtete, jedoch berechtigte Leihamt die Herausgabe bis zur aus— 
gemachten Sache verweigern Fönnte. 

Auf die wegen Verlegung des $. 225. des Erle re und ded Art. 30, 
des Gefepes vom 3. Mai 1852 eingelegte Nichtigkeitsbefchwerde des Ober-Staats- 
Anwalts ift dieſes Urtel von dem Ober-Tribunal am 14. März 1856 wider Ficke— 
wirth (Nr. 239. 1.) vernichtet, “und es ift die Sache an das Appellationsgericht 
zurügfgewiefen, in Erwägung, daß nad der Durch wiederholte Beweisaufnahme 
begrlindeten Feftftellung des Snpelintionsrichtere der Angeflagte von dem Höpfner 
einen Rock mit der Befugniß erhalten hat, denfelben für fich zu verpfänden, jedoch 
mit der Verpflichtung, denfelben binnen 3 Tagen wieder einzulöfen, daß der Ans 

eflagte mithin, wie der Nichter mit Recht annimmt, ſich durch Beräußerung des 
Pfandſcheines einer Unterfchlagung des legteren nicht fchuldig gemacht hat, indem 
der Angeklagte zur Rüdlieferung oder Uebergabe des — ſelbſt an den 
Höpfner, für welchen die Verpfaͤndung gar nicht geſchehen, nicht verpflichtet war; 
daß hiernach allerdings der in der An lage aufgeftellte, und im erften Urtel feft- 
gehaltene Gefichtspunft einer Unterfchlagung des Pfanpfcheines felbft durch dieſe 
neue und abweichende Feftftellung des Apvellationsrichterd erledigt war; 

in Erwägung jedoch, daß der Ober⸗Staatsanwalt in der Audienz den Gefichtss 
punft geltend gemacht hat: das erfte Urtel fei deshalb zu beftätigen, weil durch den Ber: 
fauf des Pfandfcheined der Rock felbft veräußert fei, und daß der Appellationds 
richter dieſen veränderten Gefichtspunft formell aus dem Grunde abgelehnt hat, 
weil derfelbe über die Anklage und die thatfächliche Feftftellung, nach denen es fich 
nicht um die Unterfchlagung eines Rodes, jondern um die Unterfchlagung eines 
Pfandſcheines handle, hinausgehe; daß er hierauf, ohne auch nur der Staatdanwalts ° 
ſchaft eine anderweite Verfolgung wegen diefed veränderten Geſichtspunktes vorzus 
behalten, den Angeflagten völlig freigefprochen hat; 

in an, daß hiernach der Appellationsrichter den Art. 30. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852 in jederlei Hinficht für unanwendbar erachtet hat, indem er anzu⸗ 
nehmen fcheint, daß es fich nicht allein um einen veränderten ftrafrechtlichen Ge— 
fihtspunft auf Grund deſſelben Thatbeftandes, welchen die Anklage zum Gegen: 
ftande hat, fondern vielmehr um einen thatfächlich veränderten Thatbeftand handle; 
daß jedoch dieſe Anficht im vorliegenden Falle unrichtig ift, indem es fich nicht um 
einen anderen Thatbeftand felbft, jondern vielmehr um denfelben Thatbeftand, wenn 
auch in» veränderter Geftalt, handle; daß nämlich der Art. 30. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 den Fall im Auge hat, daß zwar die materielle That, deren die An- 
klage gedenft, in der Hauptface unverändert bleibt, daß jedoch ihre einzelnen Eles 
mente fich dergeftalt durch die Beweisaufnahme als verändert darftellen, daß nunmehr 
die Beurtheilung nad) einem abweichenden rechtlichen Gefichtöpunft erforderlich iſt; 

in Erwägung nun, daß bei einer auf para nar pa einer anvertrauten, an den 
Gigenthümer zurudzuliefernden Sache gerichteten Anklage, diefe materielle That in 
der Hauptfache unverändert bleibt, wenn fich hinterher findet, daß zwar bie Hand: 
fung ſelbſt und die verlegte Perfon, fowie das Rechtsverhältniß des Thäters zu 
der legteren diefelben bleiben, daß jedoch das Objekt der Unterfchlagung ein anderes, 
als das im der Anklage gemeinte, iſt; daß ein folder Fall hier vorliegt, indem, 
während die Anklage die Unterfchlagung durch Beräußerung des mit der Berpflich- 
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tung zur Rüdgabe oder Auslieferung an den Eigenthümer erlangten Pfandſcheines 
behauptete, nunmehr der in dem Pfandicheine jelbit bezeichnete Gegenftand ein folcher 
gewejen fein joll, welchen der Angeklagte mit der gedachten Verpflichtung erlangt 
und welchen er durch Veräußerung dieſes Pfandſcheines felbit veraußert haben joll, 
daß hiernach der Apvellationsrichter durch die Weigerung, über diefen veränderten 
Thatbeftand zu erkennen, indem er nicht einmal eine anderweite Strafverfol- 
gung aus demfelben vorbehielt, ven gedachten Art. 30. verlegt hat; 

in Erwägung jodann, die Sache felbft betreffend, daß die Feftftellung: der 
Angeklagte habe von dem Höpfner einen Rod mit der Befugniß, denſelben zu ver: 
pfänden, aber zugleich mit der Verpflichtung, venfelben binnen 3 Tagen wieder ein- 
zulöfen, erhalten, zugleich die Feftftellung enthält: der Angeklagte habe außer der 
Befugniß der Verpfandung nicht auch zugleich diejenige der Veräußerung des 
Rockes, vielmehr die Verpflichtung der Nüdlieferung an den Gigentbümer durch 
Wiedereinlöfung des Rodes binnen 3 Tagen gehabt; 

daß mithin diejenigen Handlungen des Angeklagten, durch welche ver Rod 
nach oder vermittelft der Wiedereinlöſung aus der Hand des Pfandeigenthümers 
mit einem auf die Sache felbft gehenden Rechte in die Hand eines Anderen Über: 
tragen wurde, nicht allein aus dem Gefihtspunfte einer Nichterfüllung feiner vers 
tragsmäßigen Verpflichtung, alfo eines blos negativen Verhaltens, fondern vielmehr 
aus dem Gefichtöpunft der Unterſchlagung, aljo einer pofttiven, zum Nachtheil des 
Eigenthümers unternommene Handlung, zu betrachten find, indem nämlich der An- 
geflagte durch die Veräußerung des Pfandſcheines an einen Dritten fich nicht allein 
der Fähigkeit beraubte, die ihm vertragsmäßig obliegende Pflicht der Wiederein— 
löfung und der Rüdlieferung an den Eigenthümer zu erfüllen, fondern jogar einem 
Dritten Rechte auf den Rod einräumte, welche über die Grenzen des Rechtes, 
die ihm ſelbſt urjprünglich darauf nur eingeräumt waren, binausgingen; hierin 
aber unter Umftänvden ver Thatbeftand der —— oder doch des bei Seite— 
ſchaffens liegt; daß jedoch das ſofortige Erkennen in der Sache ſelbſt die aus— 
drüdliche Seffleltung des Thatrichters: daß der Angeklagte den mit der Verpflich— 
tung zur Zurüdlieferung ihm übergebenen Rod zum Nachtheil des Eigenthümers 
veraußert oder bei Seite gejchafft habe, vorausjegt, eine ſolche Feftftellung aber, 
welche befondere thatjählihe Erwägungen fordert, fich nicht findet, 
- mithin die Sache nach Art. 117. des Gefeges vom 3. Mai 1852 zur anderweiten 
Verhandlung und Entjcheidung an den Appellationsrichter zurüdzumeifen ift. 


$. 225. des Strafgefegbuches. Ausdehnung des Begriffs der 
Unterfhlagung auf Geld, weldes zu beftimmtem Zwede 
gegeben wird. 

Der Angellagte hat 8 Rthlr. zu dem Zwede empfangen, um dafür ein Faß 
Silber» oder Topferglätte für den Machtgeber einzufaufen. Er hat dieſes Geld 
unterfchlagen, ift aber von der Anklage der Unterfchlagung durch den Appellations- 
richter freigefprochen. Denn der $. 225. fege die Berpflitung voraus, die freinde 
beweglihe Sache zurüdzugeben oder abzuliefern. Der Angeklagte aut dad em⸗ 
pfangene Geld nicht zurüdzuliefern, ſondern dafür Töpferglätte einzukaufen gehabt. 
Mithin falle dieſe Veruntreuung nicht unter den Begriff der Unterfchlagung, da 
das wefentliche Erforderniß derielben die Rüdgewähr eines und defjelben Gegen 
ftandes fehle, und die Nichterfüllung der Berbindlichfeit nur einen Civilanſpruch 
für den Machtgeber — 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft iſt dieſes Urtel am 
20. Februar 1856 von dem Ober: Tribunal in Sachen wider Ochmann (Nr. 9.1) 
vernichtet, und es iſt Das erfte wegen Unterfchlagung firafende Urtel beftätigt, in 
Erwägung, daß der Angeklagte nach der Feftftellung der erften Richters feiner 
Berpflichtung, entweder die Glätte zu faufen und dafür das empfangene Geld 
an den Berfäufer derfelben abzuliefern, oder das Geld an den Machtgeber 
zurückzugeben, nicht erfüllt, ſondern daffelbe zum Nachtheile des Eigenthüners 


* 
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verbraucht hat, daher die Vorausfegungen des $. 225. vollſtaͤndig vorliegen; daß 
der Appellationsrichter zwar das Vergehen der Unterjchla ung deshalb nicht ale 
vorhanden annimmt, weil der Angeklagte das empfangene Geld nicht zurüdjuliefern, 
ſondern Töpferglätte dafür anzufaufen verpflichtet geweſen, das wejentliche Erfor- 
derniß der Unterfchlagung aber in der Rüdgewähr eines und defielben Gegen- 
ftandes beftehe; daß jedoch einestheild in der thatſaͤchlichen Feſtſtellung auch diefe 
Verpflichtung zur Zurüdgabe an. ven Vollmachtgeber enthalten ift, wenn ber 
Anfauf der Glaͤtte unterblieb (was ganz unbeftritten war), anderntheils der $. 225. 
ſich nicht auf die Verpflichtung zur Rüdgabe befchränft, fondern au den Fall 
begreift, wenn die empfangene Sache abzuliefern, zu einem beftimmten Zwede 
zu verwenden iſt; daß jodann eine präzijere Feſtſtellung, wie vie Beſchwerde 
behauptet, zur Entſcheidung der Sache nicht erforderlich iſt, da aus der Annahme 
der Inſtanzrichter die erwähnte alternative Verbindlichkeit des Angeklagten zur Ab- 
lieferung oder zur Ruͤckgabe deutlich hervorgeht. 
88. 247. 249. des Strafgefegbuches. Urfundenfälfchung. 

Der Angeklagte Bode hat einem Dritten zur Tilgung einer Schuld einen 
Wechſel an Zahlungsftatt übergeben, welcher von Scalla auf Budde an eigene 
Ordre gezogen, von Budde aber noch nicht acceptirt, und auch mit einem Giro 
für den Angeflagten nicht verfehen ift. Won den Gejchworenen ift die Falſchheit 
dieſes Wechſels, Die Kenntniß des Angeklagten daran, und der Gebrauch in gewinn- 
ſuͤchtiger Abficht feftgefteftt, gleichwohl vom Gerichtshofe auf Freifprehung von der 
aus $. 249. erhobenen Anklage wegen Urfundenfälfhung durch wifjentlichen Gebrauch 
einer verfüljchten Urkunde erfannt, weil das Gefeß im $. 247. unter Urfunde nur 
ſolche Schriften verftehe, welche zum Beweife von Rechten dienen, die dem Ver— 
brechen ſelbſt zuftehen follen, und nicht ſolche Schriften, welche im allgemeinen 
Rechtsverhaͤltniſſe dritter Perfonen ermweifen; denn fonft könne der Verbrecher von 
der Urkunde zum Zwede der Täufchung feinen Gebrauch machen. Angeflagter habe 
zwar die Falſchheit des Wechſeis gekannt, derjelbe würde ibm aber nur dann 
Rechte verliehen haben, wenn fi auf dem Wechſel ein Indoffament des Aus— 
ftellers, der fich felbft ald Remittenten bezeichnet, befunden hätte. Der bloße Befig 
des Wechfeld ermächtige nur zur Präfentation und zur Erhebung des Proteſtes; 
ohne Indoſſament habe Angeflagter weder felbft Nechte aus dem Mechfel herleiten, 
noch übertragen fünnen. 

Die Nichtigfeitsbefchwerde des Staatsanwalts, welche die Verlegung der 
88. 247. 249, des Strafgefegbuches und des $. 18. der Wechſel-Ordnung behauptet, 
ift Durch Urtel des Ober: Tribunals wider Bode vom 15. Februar 1856 (Nr. 1026. I.) 
zurüdgewiefen, in Grwägung, daß die Schrift, ein von ©. auf B. gejogener auf 
eigene Ordre lautender Wechfel, weder von dem Bezogenen acceptirt, noch mit 
einem Ba en verjehen ift, Ddiefelbe mithin, felbft deren Echtheit vorausgeſetzt, 
weder zum Beweiſe einer Verpflichtung des (Bezogenen) B. oder des (Ausftellers) 
©., noch eines Rechtes dritter Perſonen, jenen gegenüber, von Exheblichfeit fein 
könnte, hierin auch durch den Umftand, daß zufolge $. 18. der Wechjel- Ordnung 
‚dom 6. Januar 1849 der bloße Befiger eines Wechfels zu deffen Präfentation und 
Aufnahme des Proteftes berechtigt ift, Nichte geändert wird, da durch diefe Ope- 
ration allein weder ein Necht, noch eine Berbindlichkeit begründet werben fann; 
daß unter diefen Umftänden die wefentlihen Merkmale einer Urkunde fehlen, 

$. 247. des Strafgefegbuches. Urkundenfälf hung. 

Der Angejchuldigte, ein Steuerbeamter, hat einen Schuldſchein über 40 
Thaler ausgeftellt, und darumter faljchlicherweife einen Vermerk feines Vorgefegten 
mit defien Ramensunterfchrift gefegt, in welchem diefer die Tilgung jener Schuld 
durch monatliche Abfchlagszablungen aus dem Gehalte des An eflagten bewiltigt. 

Der Anklagefenat weift die Anklage wegen Urfundenfalfchung, welche in 
ber fälfchlichen Anfertigung dieſes Vermerls unter dem font richtigen Schulpichein 
gefunden wird, zurüd umd eröffnet die Unterfuchung nur wegen Betruges, 
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Die Nergegen von dem Ober» Staatsanwalt erhobene Beſchwerde ift durch 
Beihluß des Ober» Tribunald vom 29. Februar 1856 wider Wilkens (Nr. 72. 
B. 1) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß der gedachte Vermerk, in Verbindung 
mit dem Inhalte des voranftehenden Schulpfcheines, auf welchen er fich bezieht, 
nur eine Genehmigung der in dem Sculdfchein enthaltenen Anmeifung der vers 
fprochenen monatlichen Abfchlagszahlungen auf das fällig werdende Gehalt des An- 
geflagten Seitend des Vorgeſetzten enthält, daß aber nach $. 163. des rn. 
zur Allgemeinen Gerichts - Ordnung jede Anweifung firirter Befoldungen ohne alle 
rechtliche Wirkung ift, und daffelbe auch von der Genehmigung einer ſolchen An- 
weifung gelten muß; daß hiernach dem fälfchlich —— Vermerke, da der— 
ſelbe bei feiner rechtlichen Bedeutungsloſigkeit zum Beweiſe von Verträgen, Ber- 
fügungen, Berpflichtungen, Befreiungen oder überhaupt von Nechten oder Rechts— 
verhältniffen, auch wenn er richtig wäre, niemals hätte von Erheblichfeit fein 
Fönnen, die Eigenfchaft einer Urfunde im Sinne des $. 247. des Strafgefegbuches 
nicht beigelegt werden Fann. 


8. 293. des Strafgeſetzbuches. FBahrläffig verurſachte Heber- 
ſchwemmung ohne gemeine Gefahr. 

» Der aus $. 292. des Strafgefepbuches Angeflagte ift von der Anfchuldi- 
gung einer vorfäglich mit gemeiner Gefahr verurfachten Ueberſchwemmung, und 
zwar insbefondere auch mit ausdrüdlicher Verneinung der gemeinen Gefahr 
durch die wirklich veranlaßte Ueberſchwemmung, freigefprocben, dagegen aus $. 293. 
wegen Berurfachung einer Ueberſchwemmung aus Fahrläffigfeit beftraft. . 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten behauptet Verlegung des $. 293., 
da auch diefer eine gemeine Gefahr, welche der Nichter verneine, vorausſetze. 

Durch Urtel des Ober-Tribunals vom 27. Februar 1856 wider Sfazi- 
droga (Nr. 134. 1) ift auf, Vernichtung und Freifprehung erfannt, in Erwägung, 
daß der im $. 293. erforderte Thatbeftand nicht vorliegt, da, wenn auch feftgeftellt 
worden, daß die Handlung des Angeklagten eine Ueberſchwemmung zur Folge gehabt, 
doch zugleich feftgeftellt ift, daß Angeflagter nicht vorfäglich und nicht zum Schuge 
feines Eigenthums gehandelt, und daß die verurfachte Ueberſchwemmung eine gemeine 
Gefahr fiir das Eigenthum nicht zur Folge gehabt habe; daß der $. 293. zwar, 
mit Ausnahme des hier nicht vorliegenden Ealles, in welchem ein Menſch dag 
Leben verloren, von der Ueberſchwemmung im Allgemeinen fpricht, ohne, mit Ruͤck— 
fiht auf die entftandenen Folgen, ausprudlich zu unterfcheiden, daß aber gleich- 
wohl angenommen werben muß, daß auch mit diefer allgemeinen Bezeichnung nur 
ſolche Ueberſchwemmungen gemeint find, welche eine gemeine Gefahr für das 
ger zur Folge gehabt Haben, indem das Strafgefegbuch in den $$. 290. 291. 
292. die Strafen der vorfäglich veranlaßten be Atmemmimg abgehandelt, und 
diefelben, je nachdem fie den Tod eines Menfchen oder eine gemeine Gefahr für 
das Eigenthum herbeigeführt Haben, oder von dem Thäter zum Schutze feines 
—— bewirkt find, mit Strafe bedrohen, indem ferner im unmittelbaren An— 
ſchluſſe an diefe Gefege im $. 293. die Strafe der durch Fahrläffigkeit verurfachten 
Ueberſchwemmung beftimmt ift; daß aus dem hiernach hervorgehobenen Gegenfage 
des vorfäglichen und des fahrläfftgen Handelns gefolgert werden muß, daß die 
Strafbarfeit des legteren nicht einen anderen und Ihe umfafjenden Thatbeftand 
vorausfege, ald die des erfteren, welches jedoch gefchehen würde, wenn der $. 293. 
auf den vorliegenden Fall, wo weder vorfäglich gehandelt, noch eine gemeine Ge— 
fahr für das Eigenthum hervorgebracht worden, Urmendung finden müßte; indem 
endlich die hier angezogenen gefeglichen Beftimmungen fich in dem 27ften Titel des 
Strafgefegbuhs finden, welcher von den gemeingefährlichen Verbrechen und Ber: 
eben handelt, und folglih für den Fall, wo, wie beide Vorderrichter feftgeftellt 
* ‚ eine Gefährlichkeit nicht ſtattgefunden hat, nicht Platz greifen können. 





Aus den Landtags-Verhandlungen. 


I. a. 


Bericht 


F der 


Kommiffion für die Rechtspflege im Herrenhauſe über den Entwurf eirz es 
Gefeges, betreffend einige Abänderungen des Gejeged über die Dierı Tt- 
Bergehen Der Richter vom 7. Mai 1851. (Gejeg-Samml, S. 218-2 


Der Gefeg- Entwurf, betreffend einige Abänderungen bes Befehes über die Dienfiderge ben 
ber Richter pom 7. Mai 1851, verfolgt zwei, in nothwendiger Verbind erıbe 
Zwede; der $. 1. den Zwed: 3 ung nidt fte 
an Etelle einer jebt Zeſetzlich beftehenden Strafart 
(die zeitmeife Entfernung ber Richter von ihrem Amte) 
eine — en ——— 
(bie Werfebung auf eine andere Stelle, mit Hinzufügung do — zu⸗ 
derung, zesp- Verluſt des Anſpruches auf Umugstoften) 8 don Gehalts: Bee zur un 
treten zu laffen; 


und die $$. 2. und 3. den Zwed: 
bie Rebtfprechung über DisziplinarsVergehen ber Richter bei dem Ober - Tribuurn au a 


a TE Befrpes vom 7. Mai 1851 def 
Na enı $. 15. des Gejehes vom 7, Mai 1851 beflehen bie Diszipli 
gegen Richter im: ’ isziplina ⁊ Fan fen 
Seas ber mit Geldbuße verbunden werben f b B 
2) Verweis, y en werben daun, beren Betra >; 
Eintommen — nicht ei s jedech dab ten: 
3) geitweifer nifernung von ben Dienfiverrictungen auf weni 
And höchfiens ein Jahr; und vo —— 
4) in Dienſtentlaſſung. 

In dem $-. 16. deö Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend bie Dienfive a 
ber nidtrichte rliden Beamten, ift bie zu Nr. 3. erwähnte Strafart nid = 
nommen; vielmebr. ifi bart a ven — iR 

bie Verſezung ! anderes Amt don gleichem Range, jedoch mit Verminder 
Dienfteinfommen® und Verluft des Anſpruchs auf Umzugsfoften, ober mig un de 
von beiden Machtbeilen = inem 


b ieben worden. — 
orgeſchrie! Meangel an Uebereinſtimmung ber beiden Disziplinar-Befebe ſoll bay 


eben 
fse⸗ 


Die — beſeitigt werden 
Entwur 
Befeh Er find — — ie — * einander, zu beantworten: = 
iA pie Strafar itweiſen Entfernung ber Ri ihr iĩ 
1) it bi als unzwedmäßig aufzuheben? * —— Diem 


riptungen ! I 
9 if eg zwecdmäßig, an Stelle diefer Strafart — die Ve auf ei 
2... mai Areayfügung von Vermögens : Nachtheilen ar fir BI 
treten 34 — — ie 
lleber bie Beſahung der Frage zu 1. war die Kommiſſion einberſtanden. * 
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Die zeitweife Entfernung der Richter von ihrem Amte, melde ein Surrogat für 
„bie nach den früheren Strafgefegen zuläffige, jebt nicht mebr ftatthafte Degradationsftrafe 
fein fol, bat fi in ihrer Anwendung nicht bewährt. 

MWährend bes Laufes einer — Unterſuchung kann eine zeitweife Entfer— 
nung ben den Dienſtverrichtungen allerdings auch gegen einen Richter unvermeidlich 
werben; allein in ſolchem Falle ift fie auch nur eine einftweilige Maaßregel, bie, in 
Beziehung auf den Ruf des Betheiligten, durch deffen fpäter erfolgende Freiſprechung 
völlig zn wird. 

[8 Strafe aber erſcheint die zeitweife Euspenfion völlig verwerflid, denn eine 
— Geſchäftsunthätigkeit des Richters kann deſſen geſchäftlicher Ausbildung unmöglich 
nüglich fein und das Zurückkehren auf dieſelbe Stelle und an denſelben Ort fein 
Anfehen bei den Mitbeamten und dem Publiftum nur in und beeinträchtigen. 

Zweifelhafter erfcheint bie Beantwortung der zu 2. bervorgehobenen frage: ob bie 
—— ge andere Stelle zc. aud für die Kichter als Disziplinar-Strafart ein: 
zuführen fe 

Bon ber einen Seite wurde gegen bie Verſetzung ber Nichter auf eine andere 
richterlibe Stelle das Bedenken angeregt: baß die Beamten bdesjenigen Berichtes, an 
welches die Verfeßung des Beftraften erfolgt, ſich dadurch gekränkt fühlen und dagegen 
proteftiren würden. 

Diefem Bedenken wurde jebod bie Erwägung entgegengeftellt: daß in Fällen ber 
Unmwürbigfeit, ein Richteramt zu befleiden, nicht blos auf Verfehung in ein anderes 
Richteramt, fondern auf gänzlihe Entfernung aus dem Nichterftande, werde erfannt werde, 
die Proteftation geaen bie Aufnahme eines nur disziplinarifh verſetzten Richters alfo 
feine genägende Begründung babe. 

Von anderer Seite wurde zwar gegen bie Zuläffigfeit der Verſetzung an fid 
Nichts erinnert, wohl aber gegen die Folgen und das unbeſtimmte Maß der Strafe 
Bedenken erhoben. 

MWenn der Gefeh-Entwurf ohne Mobification angenommen werden follte, fo werde 
ber Betrag, fo wie die Dauer der zuläffig werdenden Gebaltsperminderung, lediglich von 
dem Ermeſſen des Juſtiz⸗ Minifters abhängig und nicht minder ber größere ober gerin- 

ere Verluft an Umzugskoſten unbeftimmt fein, je nachdem die Verfekung an einen ent- 
Eu oder nabe liegenden Ort erfolgt. Der Richter aber, der auf Strafe erfennt, müfle 
aud genau und ficher wien, worin bie erkannte Strafe und das Maß berfelben beſtehe. 
Das werde nicht der Fall fein, wenn ber Richter nur auf Verſetzung mit Gehaltsver— 
minbderung erfenne, ohne zugleich den Betrag und die Dauer derfelben feitzufehen. Dies 
Leptere fei aber wieber, der Natur der Sache nad, unzuläffig, da die durch die Etats 
ebundene Verwaltung ſehr oft nicht in der Lage fein mwürbe, derartige fpezielle Feſt— 
— genau in Ausführung zu bringen. 
Von dieſer Betrachtung ausgehend, wurde 
1) —— Amendement geſtellt: das zweite Alinea bes F. 1. dahin zu faſſen: 
„An Stelle dieſer Strafe tritt Verfepung in eim anbered Richteramt bon gleichem 
Range, jedoch in Verbindung mit einer k nad der Schwere des Dienftvergehens 
1% bemeffenden Geldbuße. in zur Strafe verfeßter Richter hat auf Umzugsfktoften 
einen Anſpruch.“ 

Zur Begründung dieſes Amendements wurde noch berborgehoben, daß, neben 
ber Verfehung, als der Hauptftrafe, die Verminderung des Dienfteinfommens resp. 
die Entziebung ber Umzugskoſten — alfo bie —A von Vermoͤgens-Nachtheilen — 
doch weſentlich den Charakter einer Geldbuße in ſich trage, deren Abmeſſung — um 
die dargelegten Nachtheile zu vermeiden — dem erfennenden Richter überlaſſen werden 
müffe, —— der in Antrag gebrachte unbedingte Wegfall des Anſpruches auf 
Umjugskoſten eine gerechifertigte Folge ber vermirkten Berehung fei, die ben Chef der 
Sur jeted — würde, in gewiſſen Faͤllen, z. B. um den —* des verfeßten 
vermoͤgensloſen Richters möglich zu machen, demſelben, ſei es mit Vorſchüſſen oder 
Unterftübungen ex mera gratia zc., zu Hülfe zu kommen. 

Diefen Anführungen warb entgegengefebt: 

Der Kern ber zu fubitituirenden Strafart laffe fid — neben ber VBerfekung — 
nicht auf eine bloße Geldbuße reduziren. Derfelbe Berube vielmehr in dem Ausfpruce 
bes Disziplinarrichters: daß der zu verfeßende Richter auch eine Verminderung ber [dom 
erlangten Dienftportheile firafbar verwirkt habe. 


Aus den Bandtags- Berhanblungert- —Eo1 


Eine genaue Präzifirtung des Duantums, um welches das Dienftei >es 
zu verſetz en den Richters vermindert werden folle, resp. bis zu Melchem Dede De 
er Verwaltung erheblihe Schwierigteiten bereiten; die beheheaben Etutsfäpe gãäben © en 
Vermaltungs-Chefs auf die einfachfte Weiſe die Anleitung an die Hand, den Auprız <b 
bes Disziplinarridters in billiger und angemefener Weile zur Ausführung zu bring er, 
und es mürbe eine in feiner Weife eh er Ausnahme fein, wenn man nur at ein 
ben Zuftiz - Meinifter in ber Ausführung des Urtels des Disziplinarrichterg keihrin fr 
wollte, während eine ſolche Beſchraͤnkung allen anderen Verwaltungs-Chefs durd Due 
Geſetz vom 21. Juli 1852 nicht auferlegt ift. Der Herr Regierungs:Rommiffar lläı- te 
x run Ausführung völlig einverftanden, und trug auf die underänberte Unbrmze 

.1. an. 

Für Den Fall, daß Alinea 1. und 2. des Gefeh-Entwurfs nit unbedingt amm= 

enommen werden follten, war noch ein eventuelles Amendement angebraht worbe mu, 

bin lautend: j , 

2) ale Alinea 3. einzufhieben: 
‚Den Betrag ber Verminderung des Dienfteinfommens bat der Richter feſtz === 
feßen 2 jebod darf die Verminderung nicht über ein Fünftel des Gehaltsbetrages Hr mr = 
ausgeben.“ 

Bei Der_barauf berbeigeführten Abftimmung ward das Amendement zu g. 1. rn 
feinem erfien Sape von fieben gegen zwei, in feinem zweiten Cafe aber von fedg gegen 
drei Stimmen abgelehnt; demnäachſt Alinea 1. und 2. des $. 1. vom fieben gegen Zr ei 
Stimmen unbebingt angenommen und dadurch die Abftimmung über das zu 2. vu z2t 
eventuell angebradte Amendement erübriget. 

Die Annahme der Beftimmungen in ben Alinea's 3. und 4, des $. 1. riefe ra tn 
der Kommiffiorn Leine Bedenken hervor, denn der $. 49. des Gefehes vom 7. Mai 1>5Di1 
ftellt fih als ein nothwendiges Surrogat dar, wenn bei Richtern die zeitweife Diezwmft:- 
entbebung mwegfällt, und an beren Stelle die Verſetzung eingeführt wird; umd ue Er 
läuterung des Alinea 4. wurbe nur nod angeführt, daß diefe fpezielle Beftimmung OD rar ch 
die befondere Stellung der Räthe des Nevifions » Kollegiums bedingt wird, indem >ie 
Revifionsrätbe ben Rang ber Näthe dritter Klaſſe haben und nad biefer Beſtimta a 
bennod in Kollegia follen verfeßt werben können, deren Räthe nur den Rang der vercten 
Klafje haben. ’ . — 

Die Kommiſſion trägt mit ſieben gegen zwei Stimmen auf die unveränderte S>DIn: 
nahme bes $. 1. bes Gefeß-Entwurfs an. 0 ; 

Das Urtel in Disziplinarfaden gegen Richter wird don dem Ober-Tribunal_ als 
dem bödften &erichtöhofe, in leßter Inſtanz abgefaßt. Nah F. 20. des Gefehes 
7. Mai 1851 erfolgt die Entfdeibung bei dem Ober-Tribumal in der BPlenar-Siß ız zu 
an welder minbeften$ fieben Mitglieder, mit Einſchluß des Präfidenten, Theil ne>n 8: 


müffen. j j ur k 
Dber-Zribunal befteht jegt, einfchließlich der Präfidenten, aus 54 Mitglie 
und es And alfo zur Entſcheidung der einfahften Disziplinarfache gegen einen > =-ın, 
vierundfunf3ig re er bes höcften Gerichtshofes berufen, während fi TDter 
berfelben gefeßlich Dazu hinreichen, das Urtel Mi fällen. Daß diefes Verhältniß ein ne en 
gemefjenes ift, Leuchtet um fo Marer ein, als jelbft in Rapitalfachen nur fieben Wit. = an 
des Ober-Tribunals berufen find und hinreichen, eine Entfheidung in leßter Inftgy —2* 
zu 


geben. — 5 a z 
ift im Erwägung zu ziehen, daß, ba die ſämmtlichen Mitgliebe 
EEE in zur Theilnahme an ee Entjheidung jeder Disziplinar -Unt — Ses 
gegen Richter gefeplih berufen find, dem Präfidenten des Ober» Tribunals ud) > rung 
die Befugniß uftebt, aus dem ganzen Gremio des Ober-Tribunalg die nur erfordegg FR ist 
eben Diiglieber u ermählen und zu berufen. Vielmehr lehrt bie Erfahrung, d Et chen 
— des Dber-Tribunals dem Wufe des Gefehed, zu ber heuorfichenden EangE® die 
dung einer Dee Pa ne erg me dee leiften und im ber Regel in — Vapeis 
enb gjimd, e er Za naͤhert. ei 
Aa Damit ein Aufwand von Zeit und Kräften verbunden ift, ber mit bey “= 
abe in feinem richtigen Verhältniß fteht, leuchtet um fo mehr ein, als, erfahrung Yu. 
ie Anwefenbeit einer übergroßen Anzahl von Mitgliedern der Verhandlung in Ku 
unb ber Rechtsfinbung niht immer nüplich ift. 16% Sole 
Die Kommiffion war daher auch einftimmig der Anfiht, daß das in d 
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bed Gefeh-Entwurfd zur Geltung gebrachte Prinzip anzunehmen fei. Dabei ift zunächft 
a Po baf ed nur auf —* Drudrehler berußt — mie die Vergleihung mit 
der Otiginal⸗ Urkunde ergeben bat — wenn es im ber zweiten Reihe beißt: 
dem Präfibenten,“ 

während im Original: 

„den Bräfidenten und ben ꝛc.“ 
ftebt, und mwoburd bie are m Vorſchrift Mar ausgebrüdt wird: daß bie fämmt- 
lien Präfidenten bed Ober-Tribumald auch fernerbin zu ben Disziplinar-Entſcheidungen 
berufen fein follen. In Folge dieſes Grundſahßes und um in dem neu zu bildenden Dis: 
ziplinar⸗Senate alle Senate des Ober: Tribunald vertreten zu feben, erſcheint e8 aber 
auch angemeffen, daß, im Kalle ber Verhinderung der Präfibenten und BVice-Präfidenten, 
bie resp. Stellvertreter berfelben in bag Gremium eintreten, und deshalb nahm bie Koms 
rg den Antrag: in ber britten Reihe des $. 2. hinter den Worten: bed Gerichts— 
ofes 

„beziebungsmweife deren Stellvertreter“ 
einzufhalten — unter Zuftimmung des Negierungs-Rommiffars, einftimmig an. 

Nur darüber wurde ein Bedenken angeregt: 

ob bie aus dem Gremio don 22 Mitgliedern für gefehlih nothwendig erklärte An— 

wefenbeit bon 15 Mitgliedern nicht noch zu hoch gegriffen und etwa auf 11 Mitglie- 

ber zu vermindern fei? 

Allein die Rommiffion nahm von biefem Bebenken — in ber Sorge für die mög- 
lichſte Sicherftellung der Richter in ben gegen biefelben eingeleiteten Disziplinat : Unter- 
fuhungen — Abitand, 

Noch wurde der geiz erhoben ; 

ob ber’ Gefeh » Entwurf auf die ſämmtlichen Saden Anwendung finden fol, beren 
— nach dem Geſehe vom 7. Mai 1851 bei dem Ober-Zribunal erfolgt; 
ober 


ob etwa die Anwendung auf die Fälle des $. 65. und folgende jened Gefehes aus: 
gef&loffen bleiben foll, weil der $. 65. und folgende in ben dem Gefeh-Entwurfe 
u Motiven nicht allegirt worden ift? 
lein in Erwägung, baf 
aud in den Motiven, wenngleih ohne Wllegation bes $. 65., von fämmtliden dem 
Ober⸗Tribunal vorbebaltenen Sachen die Mebe ift, Seite 7; j 
daß im $. 2. des Gefeh-Entwurfd, ohne eine Ausnahme zu maden, don bet 
bei dem Ober-Tribunal nah dem Gefehe vom 7. Mai 1851 zur Erledigung kommen: 
den Saden gehandelt wird; 
und daß fein Grund vorhanden ift, wegen ber im $. 65. benannten Fälle eine Aus— 
nahme machen, 
war bie Kommiſſion einſtimmig ber Unficht: daß es zur Hebung des angeregten Zweifels 
einer Berbeutlihung des $. 2. nicht bedarf, daß vielmehr die Ermähnung Biefer Anſicht 
über die Abſicht des Geſeßgebers in dieſem Berichte vollkommen genügt. e⸗ 
a ee erklärte fih auf ausbrüdliches Befragen hiermit bolltommen eins 
berftanden, 

Die KRommiffion trägt daher einftimmig an: unter Berichtigung bed borerwähnten 
Drudfehlers den $. 2. bes Befek-Entwurfs in ber amenbdirten Kaffung anzunehmen, 

Durd bie Feſtſeung in dem $. 3. bes Gefeh- Entwurfs ift dem borbemerkten 
Bebenten infomeit Rechnung getragen, ald danach in gewiſſen Fällen auch nicht einmal 
dad Gremium von 22 Mitgliedern, fondern nur ein einzelner Senat, nämlich) der Erfte 
Eivil-Senat resp. ber Rheinifche Senat, berufen fein foll. 

iefe — nod weiter gehende — Verminderung des berufenen Gremii foll jeboch 
nur alddann eintreten, wenn bereit rechtäfräftig feftteht, daß von bem Ober⸗Tribungl 
nicht härter ald auf Warnımg, Verweis, mit oder ohne Geldbuße, oder auf Gelbbuße 
ertannt werden fann, was alsdann ber Fall if, wenn in erfter Inſtanz nur auf 
eine biefer Strafen erkannt ift, und went bie Berufung dagegen nur bon bem Unger 
ſchuldigten eingelegt worden ift. 

Es murbe zwar dad Bebenlen angeregt: ob die Bildung berfchiebener Spruch⸗ 
Kollegien in ein und demfelben Kollegio, um über gleichartige Vergeben zu erkennen, der 
Stabilität der anzumendenden Grundfäße nicht nachtheilig werben fönne? 
. Wien bie Rommiffion. legt auf dieſes Bebenlen fein entfcheidended Gewicht, ſon⸗ 
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dern glaubt, Haß es bauptfählih darauf ankommt, mit dem Zur Entſchef 
een“ die ar —— —— a in eim richtiges Berbei Hg ig Den 
agegen wurbe der Antrag gemacht, bem Geſetz Entwur Hfraı- 
anfügen. _ on g : . ſetz fe folgenben Zu 
Be es Gefeh fommt in allen, Eintritt der Geſetzeskr cH> 
it erfter rıftanz entfchiebenen Sachen zur Anwendung.“ —————— — 
us a a —A 
n etreff ber prozeſſualiſchen Beftimmungen des Geſetz-Entw 
N 2. und 3., wuͤrde biefer Zufak nicht nötbig fein. Dapsgen bürfte es * ee 
uch bie in Antrag gebrachte, tranfitorifche Beftimmung den Zweifel auszufhliehen:. — > 
au die materielle Beftimmung des $. 1. fogleih nad ber Publilation bes ehe > 
anwendbar tft — namentlich: ob ein Richtet, welcher wegen eines dor Exlaf bed neue mr 
Gefehes begangenen Dienftvergehens berfolgt wird, mit einer Strafe belegt werden da 7, 
die bamalsS noch nidt gefchhte angedreht war? Denn biefer Zweifel würbe mit RediE&> £ 
von dem erFfennenben Richter auf die umentfchiedene (Frage gegründet werden ömu=- 
nen, ob die zeitmeife Entfernung von bem Amte ober ob bie Strafperfeßung bie Härte ae € 


Strafe fei. 
ür ber Geſeßgebex aber könne es feinem Bebenfen unterli i it cz= 
fen ald auf einer eh ftebenb p erachten und deshalb die — — für 
angemeifener erachteten Strafe auf alle noch nicht im erfter Inftanz entfciebenen ga TLe 
anzuordnen. 
SowobI der Kommiffar ber Staatöregierung, als aud die Rommi intimmt 
trat dem Antrage bei. Ren (caflıns = 
Bon Dem de e: falle Fa 
dieſe tranfitorifche Beſtimmung auf alle Fälle auszudehnen, in welche bon 
in erfter In ſtanz, fo doch noch nicht hd erfannt — — 
warb Abftanb genommen — in dem Anerfenntniffe: aß, wenn fhon in erſter Qu ftaarı) 
erfannt worben, nicht mehr Res integra vorhanden ift, und dab durch bie Äusbehra ae mu gg, 
fowohl in progzeflualifder als in materieller Hinfiht, vielfahe Bedenken hervorgeernz Fen 


werben nee Bes Gefehes vom 21. Mai 1852, betreffend hie D 
er 8. [3 . Wiat ette ie Dien _ 
richterlichen Beamten, —— —— ein enfibergehen ber uk chi 
So lange für bie Redtsanmälte bei bem Ober-Tribunal] ein Ehrenrath ober Di — 
ee nn un oe 
: e eiten und dritten nittes bed bie Richter betr 
—— ai 1851, —— mh % = effenden Befepes 
einem gliebe ber Kommiffion wurde bemerflib gemadt, daß Fei 
—— Tel, Diefes von ber NE abweichende Interimiſtikum Pd —— — — 
bei dem Ober⸗Tribunal noch fortbefteben zu laſſen, nachdem deren Zahl auf funjeb ax Alt 
iegen it. Die Hechtäanwälte des Ober-Tribumals hätten den Wunſch ausgeben ge 
Im aub für fie ber Ehrenrath eingeführt werde und legen Werth darauf. Ben, 
FL alb wurde ber Antrag gemacht, dem Gefepentwurf (als $. 5.) folgendem — 
U⸗ 


i ügen. + — 
fa ia er 3 erorbnung über die Bildung eine? Ehrentathes unter ben Juftig ng 
p Motarien vom 30. April 1847 (Gefeb-Sammlung S. 1%) mit bey >Dm- 


den und abändernden Beftimmungen fommt auch bei bem Ober Tri, — 
nal 


miffarien un 
felbe — —— 
re Anwen 
ie mach_jenen Gefehen den Landes -Juſtigtollegien zuſtehenden Vefugniſſe 2x, 
von dem Dber= Tribunal, die Verrichtungen der Staatsanwaltfgaff von dem Ge, Ben 
Staatsanwalt mabrgenemmen.  erıl 
Der aus ben Redtsanwälten bei dem Ober-Tribunal zu bildende Erenag 
ats 5 Mitgliedern, einfehließlich des Vorſihenden, beftehen, von melden, nad) — ſoll 
von je wei abren, zwei, begiehentlich eines, ausſcheiden. =. L auf 
ie Babl ber zu mählenden Etelvertreter wird auf zwei beftimmt.* 

Zur Er Auterung diefes Antrages ward hervorgehoben, daß der Beftanb 2, 
Rehtsinwälten bei dem Ober-Tribumal ein Hinansgebeg über bie Zahl von fünf IE 15 
raths·Richte rn und bon zwei Gtellvertretern nicht empfehle, indem nur alddann ee Ten 
zahl derfi (at), als zum Ehrenrathe nicht gebörig, noch übrig bleibe. dehr: 
2. Der Romnriffar ber Staatsregierung erllaͤrte, daß en bon dem Hetrn Sup 
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nifter ausdrüdlih autorifirt fei: dem zu dem. Gefehentwurfe in Untrag gebrachten 
Bufah-Bara taphen 5 unbedingt beizutreten. 
ie Kommiffion war über bie materielle Angemefjenbeit we einberftanden. 
Ein Theil der Kommiffion (drei Stimmen) bielt jedoch dafür, baß ber beantragte 
Zuſatz in diefem Gefehentwurf, der nur Abänderungen bes Gefehes über bie, Dienft- 
vergeben der Richter vom 7. Mai 1851 jum Gegenflande babe, nicht amendementweife 
aufgenommen werden dürfe, fondern eine befondere Gefeheöporlage erfordere, 
Die Mehrheit der Kommiffion (zehn Stimmen) nabm jedod, in — 2— 
daß durch die erflärte Autorifation des Herrn Juſtiz-Miniſters die urfprünglice Ge— 
PARFBeringt auch Seitens der Königlihen Staatsregierung ald erweitert zu erachten 


un 
e daß bie ——— Geſetzes-Vorlage die Disziplinar-Attributionen des Ober- 
Tribunals überbaupf neu regulire; 
daß zu biefen Attributionen nad der beftehenden @elchgebung auch die Dis⸗ 
ziplin über die bei dem Ober-Tribunal angeftellten Rechtsanwälte gehöre, und 
daß, wenn jebt diefe Funktion dem Ober-Tribunal abgenommen und bem neu 
u bildenden Ehrenrathe übertragen werde, dies aud eine Abänderung fei, melde in 
er Disziplinar-Thätigkeit des Ober-Tribunals eintreten fol, und daß alfo ber bean- 
tragte Aufab- Paragraph 5. nicht etwas dem Gefehentwurfe „Frem dartiges“, fon- 
bern etwas mit feinem Inhalte durdaus Zufammengeböriges enthalte, daber gem 
wohl in das Gefeh pafle und nur bie Belge bedinge: daß die Ueberfchrift defjelben 
nunmehr in entiprechender Weife zu ergänzen fein werde; 
den Zufaß- Paragraphen 5. an. 


I. h. 
Bericht 


der 


Juſtiz⸗Kommiſſion im Abgeordnetenhauſe über den Entwurf eiues Ge— 
ſetzes, betreffend einige Abaͤnderungen des Geſetzes über die Dienſtvergehen 
der Richter vom 7. Mai 1851 nach den Beſchlüſſen des Herrenhauſes. 


Die Staatsregierung hält einige Abaͤnderungen des Geſehzes über die Dienftver- 
eben ber Richter vom 7. Mai 1851 für nothwendig und bat einen, diefe Abänderungen 
erbeiführenden Gefeh-Entwurf zunächſt dem — — vorgelegt. In dieſem iſt der— 

ſelbe im Weſentlichen genehmigt worden, und nur mit zwei unbedeutenden Abänderungen 
und einem Zuſaß in das Haus ber Abgeordneten gelangt. Die Juſtiz-Kommiſſion erftattet, 
nachdem fie fih der Berathung dieſes Entwurfd unterzogen bat, folgenden Bericht: 

Der Entwurf, wie er aus dem andern Haufe —— gelangt ift, zerfällt in drei 
Theile, die unter einander in feiner Verbindung fteben, und von denen jeder eine abge: 
onderte Betrachtung erfordert und geftattet, fo daß bie Fuftiz-Rommiffion eine allgemeine 

etrachtung über die Vorlage nicht anzuftellen hatte. 

Diet drei Theile find: 

I. ber N ‚ welder eine andere Strafart der Amtöfuspenfion fubftituiren will; 
I. * §. 2. * 3., welche das Disziplinar⸗Gericht zweiter Inſtanz anders komponitn 
wollen; un 
II. ai { a für die Rechtsanwälte bei dem Ober:Tribunal einen Ehrenrath 
einführen foll. 

ad I. In dem $. 15. bed Gefehes vom 7. Mai 1851 ift die Strafffala dahin 
beftimmt: 

1) Warnung, 

2) Verweis, 

3 ger Entfernung von den Dienft:-Verrichtungen, 
4) Dienft-Entlafjung, Ri 

Als die Regierung die vorläufige Verordnung vom 15. Zuli 1849 erlaffen yeike 
und diefelbe den Kammern zur Genehmigung borlegte, hatte fie felbft die zeitweife Ent, 
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fernung bon ben Dienft-® tungen als ein angemeffenes Strafübel proponirt. Begen- 

mwärtig erwähnen die Motive der Regierung, daß ſich die zeitweife Entfernung bon ben 

Dienſi⸗Verrichtungen als eine angemefjene Strafe nicht bewährt habe, und dieſes ift ber 

Grund, aus dem in dem Alinen 1. des vorliegenden $. 1. dieſe Disziplinarftrafe aufge: 

boben werben foll. 

Die Mehrheit der Juſtiz Kommiſſion, 12 Stimmen gegen 1, treten ber Anſchauun 
der Staatsregierung bei und find aud mit dem Strafübel einverftanden, welches na 
Alinea 2. des $. 1. am bie Stelle treten foll und in unfreiwilliger 236 in ein an⸗ 
deres richterliches Amt von gleichem Range, verbunden mit peluniären Na tbeilen, beftebt. 

Ein Mitglied der Juftiz-Rommiffion ift diefer Anſicht nicht beigetreten und bat 
ben Antrag geftellt: ben ganzen Fake ber Regierungs-Vorlage abzulehnen, fofern nicht 
m Antra — werben ſollte, der dahin geht: das zweite Alinea bes F. 1. fo 
auten zu laſſen 

An Stelle biefer Strafe tritt Verminderung des Dienſt-Einkommens. Das Urtheil 

bat den Betrag und die Dauer biefer Verminderung auszuſprechen. 

Diefen Antrag motivirte der Proponent in folgender Weife: . 

Man könne zugeben, daß die zeitweife Entfernung bon den Dienfb Verrichtungen 
fein 5 trafübel ſei; allein unter allen Umſtaͤnden verlange er, daß dasjenige 
Strafübel, welches an die Stelle treten foll, ein angemeſſeneres ſei. Faſſe man nun ben 
Vorſchlag ber ———— ins Auge, fo muͤſſe er gegen bie unfreiwillige Verſetzung 
mit Verminderung des Dienft-Einfommens und Verluft der Umzugsfoften oder mit einem 
bon beiden Na tbeilen Folgendes einwenden: . 

1) Sie verftoße gegen den Grundfah, daß ber erfennende Richter zu beftimmen bat, 
welches Uebel, welcher Nachtheil den Verurtheilten treffen fol; denn wenn man eben 
das Strafübel darin finde, daß der Verurtheilte es fih gefallen laſſen müffe, an 
einem andern Orte fein Amt ferner zu verwalten, fo fommt es eben darauf an, an 
welchem andern Orte dies gefcheben foll; die Beftimmung bdiefes andern Ortes fei 
aber nad der Sefeh-Vorlage und der Natur der Sache dem Ermefjen des Juſtiz— 
Minifterd überlaffen. 

2) Ein gleich wichtiger Einwurf gegen die unfreimwillige Verfehung ald Strafe fei ber, 
baß der $. 51. des Geſetzes dom 7. Mai 1851 die unfreimillige are ber 
Richter aus dienftlihen Rüdfichten geftatte, und daß der Entwurf jetzt Sie, 
was in ber äußern —— 10 glei darftelle, doc in einem Hall zu einer die 
Ehre des Richterd immer tangirenden Strafe, im andern Mir einer feine Ehre in 
feiner Weife berührenden notbwendigen Mafregel made. Auf dieſe Weife vermifche 
er, was durchaus getrennt gehalten werben mülfe. 

Die Juſtiz-Kommiſſion theilte jedoch diefe Unficht nicht, und ging bei ihrer Au: 
flimmung zu dem $. 1., wie er im anderen Haufe befhloffen worden, von folgenden Be: 
tracdhtungen aus: 

1) Möge au im Jahre 1849 und 1851 bie Staatöregierung bie zeitweife Entfernung 
bon den Umtsverrichtungen nah den in ber ar emachten Erfahrungen 
nicht für ——— erachtet haben, fo babe fie doch ſeit dem Jahre 1 dur 
die praltiſche Uebertragung diefes Strafübeld auf den übrigen Theil des Staate 
(denn die Suspenfion, die ſchon der Tit. 20. Th. 2. Allgemeinen Landrechts Tennt, 
ift notoriſch nie praftifh geworben) Gelegenheit gehabt, in einem weit größeren Um— 
fange Erfahrungen zu machen; daher müffe man ihr zunädft vertrauen und fi 
freuen, daß fie jetzt bie Bedenken theile, die damals ſchon gegen eine zeitweife Ent- 
fernung bon ben Dienftverrihtungen erhoben worden find, 

2) Rictig fei cd, was die Motive bemerken, daß nicht zu verlangen fei, es folle das 
Publikum und die Amtögenoffen einen Richter, dem der Staat auf Zeit die Ver: 
mwaltung bed Umtes entzogen babe, bei feinem Wiebereintritt mit Vertrauen auf- 
nehmen, und nod ba erade an bemfelben Orte in — Dienſtverhältniſſen 
und unter denſelben = unter denen er zur Strafe ſuspendirt worben fei. 

Es ließen ſich insbeſondere fehr gut viele Fälle denken, in denen bie genaue 
Kenntniß des Vergeben, beffen ſich der Richter ſchuldig gemacht, das erforderliche 
Vertrauen ſchwaͤchen würde, während das Vertrauen ba borausgefeßt werben könnte, 
wo man feine jo genaue Kenntniß von jenem Vergeben babe; man dürfe nur 5.8. 
an die Fälle denken, in denen ſich ein Nichter eimem Subaltern- oder Unter-Beamten 
gegenüber fompromittirt habe, 
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ü 
— Kat richter iu ihm, Es mi 


we en man fönnte fogar fagen, das Fo dom Ey uli 1852 
En a 185 1 bie gegenwä Vorl ion sn 
ndfäße an, hir "sie neuere Sefehaehung die ri 
azu komme noch, baß, mern man Entfernun ne * 

tu aufgebe, meil ſie fa nicht ie babe, ſchon d ori 
— erde, ‚auf d Apr wii Verfebung über; 
ei, f6 A die Kae gt und bei eigentlichen en Ju fifchen en * 





4 


— 


asjenige San der. Proponent gegen " unfreiwillige ‚Verf 
afübel ü aut a angefir if — ier. handle. es EN ehollige 3* ie 
— * und da * man darauf zurũdtommen, iv bie vu Verfehun 

endes Strafübel fei, Da man nicht — fönne, — — in der Straf: 


hi en dem Verweis mit — 6756 und der ——— aus dem Amte 
ine a —* IR zu laffen, Man fole und müſſe dem « Minifter. * 
ei der Ausführung eines auf unfreiwillige ung lautenden 


es e tet und angemefien ai werde, Ueberdies babe Be ber im H 
un Beben —* daß das Disziplinargerict —— fein: ſolle, ſtatt halt ben 
berg bed Dienfteinfommens, auf eine mit der nufreiwilligen Verſetzun 
serhundene, elöftrafe zu erfennen, die Vorlage berbeifert. - Ueberhaupt aber mihe 
—9 im als das Strafübel, auf weldes der erkennende Richter in anerkennen, 
un der Richter feines iderfbrudhs gegen eine unfreiwillige beraubt 
uns 94 bie age re Gewalt deö Sun, Minifters it —* der 
he on habe” —* dem * un⸗ 


— — ine 
bier Strafe tritt — ————— Das 

etrag und die Dauer dieſer Vermin 

an Bere So „ber Aue bie cn Ei für. die Aufbebung * ‚zeiltweifen Entfernung 


* A een darum —— ließe, Be ER ein 
Seldfttafe if und d jr Corfälag 8 
ng 6 —A Verfekung in ſich aufn 
—55 3. und 4, —J nachdem das "ne 2. angenommen worden, zu 
Refentm Beranlaffung. Die Zuftiz » Rommiffion trägt baber mit 12 ale 
el darauf an: dem N In Haufe 
zu 


ar ehe ala der bloße — 


wie er in dem. Herren heſchloſſen worden, jur 


ul. In den Motiven zu dem Entwurf, aus dem das G bom. 7, Mai 
1851 Yen gen tft, hatte die Etautsregierun 18 als Garn an kanal —3 Grund. 
fab anerfann Nah a3 Plenum des a erichtshofes in FE rem 


chter in Net; —9 * fie halte aber au 
8 böchften Gerichtshofes zum Alan eriht in — * 
o 


onitt, nur einen Theil 
erg zu fon fütuiren, Die REN zweite Kammer hatte jedoch beſchloſſen, d dab das 


enum des We ften Serichtäbofes in lehter Inſtanz erkennen foll, ammner * 

un dem befanntlich beigetreten, und fo {ft der $. PN des Bee je en Bi 
1851 6 en, ber bie Disziplinarfachen in zweiter Inſtanz dor das Plenum je Ober T Dri⸗ 
bunals berweiſt. Da die —— SrBrNIeAEtIg Be * ne mebr das Plenum 
fonbern einzelne Senate erfennen zu Laffen, weil, wie 8 in — ein in der 


Alien RER * an n .befeitigen fei, fo il un “Res 
Be ert worden Hi Dr tbatf 4 dlihe a en über. oe u 
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en gegen Richter beim Ober-Trihunal verhandelt worden find; im Jahre 1852 
53 ig im 1854 3, im! Ze 1855 ebenfalls 3 — blos 
zur —*0 “ Diephperieten abgehalten worden * und daß man ungefähr 
annehmen fönne, daß bon allen Plenarfigungen (deren Zabl 1852 18, 1853 12, 1854 
14, 1855 9 betrug) etwa ber britte Theil duch Disziplinarfahen in Anfprub genommen 
würde. C& wurde ferner mitgetheilt, daß in den Jahren 1851— 1855, alfo in 5 Zahren, 
in 10 Fällen auf Amtsfuspenfion, in 16 auf Verweis, in 2 auf Verwarnung, in 2 auf 
Geldbuße und in 8 auf —— aus dem Amte erfannt worben ik Zu dies 
ſem ftatiftifchen tial für die Beurtheilung bemerkte der gedachte Herr Regierungs— 
Kommiffarius: die Regierung fei bei ber — nicht dabon auögegan en, da 
durch die nach dem Bellebenben Geſehe erforderlichen P —— des 
eine Beläftigung deſſelben entſtehe, die eine Aenderung unumgä nöt — | 
Negierun Tabs hauptſächlich darauf Gewicht gelegt, daß bie Erbeblichfeit der © 
felb nicht fo groß fei, daß eine fo große Anzahl mitwirtender Richter, wie fie bei 
— — eintrete, als * erſcheine. Es ſei insbeſondere zu beachten, daß 
ſeit Emanalion des Geſehes vom Mai 1851 die beiden höchſten Gerichtshöfe ver— 
bunden, und daher ben 35 Mitgliedern, die das Ober⸗Tribunal 1851 batte, durch Ber: 
einigung des Kaffationsbofes 9 und bdurd Aufhebung ber Hülfsarbeiter 10, jufammen 
19 Dit lieder kan a feien, 


eftüßt au “ 
ee N blebnung des $. 2, eventuell eine Aenderung beffelben in der Art bean 


würde: 
„Bei dem Ober » Tribunal erfolgt bie —— der nach dem Seh bom 7, Mai 

1851 zu derhandelnden Sachen in einem aus ben Präfidenten und Vice: Bräfidenten 
bes Gerichts, beziebungsmeife deren Stellvertreter und den Mitgliedern beider Senate 
für Brig gebildeten Disziplinar » Senat,“ 

Diefen Be motibirte der Proponent in, folgender Weife: 

Die ſtatiſtiſchen Mittheilungen ergeben, daß eine übermäßige Beläftigung des Ober 
Tribunald durch das jeht beftehende Recht nicht —— he} wird; bie Zahl ber 
Sachen ift feit Jahren immer geringer geworden, und man fann annehmen, daß es fi 
im ganzen Yabre etwa um 3 Plenarfsun en bandelt, Die Gegenftände, die zu ber 
handeln find, erfheinen von ber größten Wichtigkeit, denn ed handelt ih ja — um 
mit den Worten Sefehed dom 7. Mai 1851 zu ſprechen — um die Erhaltung 
ber Achtung, des Anfehens und des Vertrauens in und zu dem Richterſtande. 

Bei der Berathung des Geſehes vom 7. Mai 1851 bat man das Plenum aus 
feinem anderen Grunde verlangt, ald weil eine Vertrauen in Anſpruch nehmende Rechts— 
pflege das Prinzip anertennen muß, daß man nicht blos jede Zufammenfehung ber Ge— 
richte ad hoc verwirft, ſondern auch jede Auswahl von Mitgliedern eines Gerichts: 
bofes für die Entfcheidung gemwiffer Sachen auf einen gewiſſen Zeitraum, wenn dazu 
ein befonderer Grund bor ed 

Und dies ift in der That bei den Disziplinarfahhen deshalb der Fall, weil es 
fi) in ben Disziplinarfahen nicht um die Subfumtion eines Tonfreten unter 
ein beffimmtes Gefeb, er unfer die menſchliche, höchſt fubjektive Anfhauung jedes 
einzelnen Richters handelt. 

Aus diefen Gründen betrachtete der Proponent e3 ald einen richtigen und mid 
tigen Grundfaß deö Befehes dom 7. Mai 1851, daß es die Disziplinarfaben in lehter 
Snftanz dor das Plenum des höchſten Gerichtshofes werweift, und meinte, daß, wenn 
man befchließen follte, 9 nur ein * des Ober: Tribunald in Disziplinarſachen ent⸗ 
ſcheiden foll, fein eventuell gemachter Vorſchlag darum empfehlenswerth fei, 

4) weil ein größerer Theil des danach zu bildenden Disziplinar-Senats aus ir 
nicht mwechfelnden Mitgliedern des böchſten Gerichtshofes beftehen würde, nämlich 
außer den Präfidenten und ihren GStellvertretern aus den Mitgliedern derjenigen 
Abtheilung des Straf-Senats, dor ber die Rheiniſchen Sachen verhandelt werben; 

2) weil überhaupt die Disziplinarfahen mit den übrigen Strafſachen cine nahe Ber: 
wandiſchaft haben, und fi darum die Bildung des Disziplinar-Senats aus beiden 
ngen des Straf: Senatd empfiehlt; 
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3) weil dann berfelbe Disziplinar: Senat ſowohl für die Richter bieffeit, als für bie 
Richter jenfeit des Nheines erkennen mwürbe. j , 
Diefer Motivirung des Antragftellerd trat jedoch die Juſtiz-Kommiſſion nicht bei. 
Sie nimmt zunächſt dies als feftftehend an, daß man von ber ferneren rag. ber 
Sachen vor dem Plenum unter allen Umftänden abftrabiren muß, weil eben bie Zahl der 
Mitglieder zu groß fei, weil eine angemeffene Verhandlung ber Sache, und eine Ver: 
bandlung, bei der alle Theilnehmer mit ihrer wollen Aufmerkſamkeit find, bei einer fo 
roßen Unzabl zu ſchwierig fei, und weil fie ſich von ber Anficht nicht trennen Tann, daß 
= Vorſchlag und feine Motivirung ein Mißtrauen gegen, den Juftigminifter und ben 
erften Präfidenten des höchſten Gerichtshofes ausdrüde, von denen die Bildung ber cin- 
— Senate abhängig iſt; ein Mißtrauen, das völlig unbegründet und nicht einmal 
urch den Vorſchlag —2* fein würde, weil ja, wenn man ſich Tendenzen als möglich 
benfe, dieſe auch bei der Ernennung der Mitglieder des Ober: Tribunalg als möglich gedacht 
werben können. Sie verbarrte bei diefer Anſicht trob der Gegenbemerkung, daß man nad 
ber Anficht des Proponenten bei der Beratbung von Geſetzen fi) ſtets ganz objektiv ver: 
balten müffe, wie es der Antragfteller zu tbun fi bemüht babe, d. b. mit völliger Fgno- 
tirung des Umftandes, wer zur Zeit auf die Bildung der Senate Einfluß übe, und wer 
zur Beit die Mitglieder des höchſten Gerichtshofes feien. 

Die Majorität, indem fie fo fidy mit der Befeitigung des Plenumd einverftanden 
erflärt, fonnte auch in bem eventuellen Berbefferungsvorfchlage feine Verbefferung finden. 
Sie wendete zunädhft ein, daß er nur eine halbe Maßregel fei, indem ja bie gen, ber 
einen Abtheilung des Straffenats (der Nichtrheiniſchen) ebenfo erfolge, wie die Bildung 
bed erften Senats. Sie wünfdt vor allen Dingen, daß ald die Anſicht der Auftizs 
Kommiffion — und hierüber herrfchte Einſtimmigkeit — ausgefproden und in dem Bericht 
ausgebrüdt werde, daß man das vollfte Vertrauen zu jedem einzelnen Mitgliede bes 
bödften Gerichtshofes habe, zu feiner Umnparteilichfeit und zu —— Selbſtſtaͤndigkeit. 
Hieraus folgert die Majorität, daß fein Grund vorliegt, einen anderen, als den von ber 
Regierung A Age re Senat zu wählen, ba ſich der Vorfhlag des Proponenten 
nit aus ſachlichen Gründen empfehle. Sie ift nämlich der Unficht, daß die Abtheilungen 
des Strafſenats darum nicht vorzugsweiſe zu empfehlen feien, weil die beftändige Be 
ſchäftigung mit Straffahen eine zu ftrenge Auffaffung bei der Beurtheilung der Disziplir 
narſachen herbeiführen würde. 

Von mehreren Seiten wurde dem Vorſchlage des Proponenten auch aus dem 
Grunde wibderſprochen, weil man gerade die Beſtimmung in der Vorlage für ſehr empfeh— 
lenswerth bielt, daß in dem Verfahren gegen Rheinitihe Nicbter die Rheiniſche und in 
dem Verfahren gegen andere Richter die andere Abteilung des Straffenats zugezogen 
werden fol. Die Verſchiedenheit der Juſtig-Organiſation und der Funktion ber Richter 
im Bezirk des Apellbofes zu Cöln und der Richter in den übrigen Teilen ber Monarchie, 
machten gerabe biefe Einrichtung nothwendig, dab es gerade bei den Disziplinarfaden 
auf genaue Kenntniß der funktionen des Angeklagten ankomme. 

Die Majorität verwarf daher mit 12 Stimmen gegen 1 fowohl die Ablehnung, 
bes 8. 2., als ben eventuellen Vorſchlag ded die Minorität bildenden Mitgliedes, und 
trägt auf Annahme des $. 2, wie er nad dem Beh des Herrenbaufes lautet, an. 

Denfelben Antrag ftellt fie in Beziehung auf $.3., indem fie zwar die Bemerkung 
bes die Minorität bildenden Mitgliedes, daß auc eine Warnung oder ein Verweis für 
ben ehrliebenden Richter ein großes Strafübel fei, nicht für unrichtig erflärte, aber doch 
bie daraus gezogene Folgerung, dab bei der fehr geringen Anzahl von Fällen, die über: 
baupt vorkommen, fein Grund vorliege, verſchiedene Disziplinarfenate zu bilden, i nad 
ber Größe des Strafübels, über deſſen Verbängung der Angefhuldigte ſich beſchwert, 
nicht billigte. Sie findet in der Vorlage ein richtiges Prinzip anerkannt, nämlich bag, 
daß bie Kompofition der Disziplinarfenate nad der größeren ober geringeren Wichtigkeit 
bed Falles eine andere fein foll, mie dieſer Gebanfe ja auch ber genen Kompetenz: 
Pu in den vor den gewöhnlichen Strafgerihten zu verhandelnden Sachen zum 
Brunde liege. 

Zu IN. Die Regierungsvorlage befchäftigt ſich blos mit Wenderungen des Ge— 
feßes vom 7. Mai 1851. Im Herrenbaufe ift noch ein anderer Gegenftand zur Sprade 
gelommen. Beranlaßt dur dabin zielende Anträge bat man es für angemefien erachtet, 
daß aud für bie Rechtsanwälte beim Ober: Tribunal ein Ehrenratb eingeführt werbe 
wie er für alle übrigen Rechtsanwälte nad ber Verordnung vom 30, April 1847 befteht, 
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wie ıya aber bie Rechtsanwälte beim Ober-Tribunal noch emtbehren, weil nad) $. 72. des 
Gefehed vom .21. gell über die. Dienfivergehen ber n ichter 
einftweilen die Recht bei dem Ober-Tribunal nad) dem Gefeh vom 7. Mai 1851 
er — * —— hat dah ſchlagen, daß auch die Rechtsanwälte beim Ober: 

a enhau aber vorgeſchlagen, daß a ie anmälte 
Tribunal unter ſich einen Ehrenrath ee und Bee in berfelben Art, wie bie 
übrigen Rechtsanwälte nad der Verordnung dem 30. April 1847 und mit ber Beſtim⸗ 
mung, daß dieſes Gefeh überhaupt auf fie Anwendung finden ſoll, det mit ber felbft- 
verftändliben Maßgabe, daß diejenigen —— welche nach achten Geſeßz 
dem ———— —“ en erſtem Praͤſidenten zuſtehen, dem Ober: 
Tribunal, beziehungsweiſe deſſen erſtem Präfidenten übertragen werben. Alle diefe Be: 
— —3— das Herrenhaus in $. 4, zuſammengefaßt 

n fi ift die Zuftiz-Rommiffion mit den Beſchlüſſen des Herrenhauſes einder- 
fanden. Auch fie nimmt an, daß fein Grund vorhanden ift, bie Rechtsanwälte beim 
Ober: Tribunal in Beziehung auf die Disziplin anders zu bebandelf‘, als bie Rechts- 
anmwälte bei den Gerichten erfler und zweiter Inflan, Sie — daher den $. 4. zur 
unberänderten Annahme, und bat die Majorität auch einen Werbe erungs » Antrag ber: 
worfen, der dahin ging, Torrefter auszubrüden, was bie einzelnen Sahe des $. 4. aus: 
drüden follen, 

Es wurdednamlich vorgefchlagen: 

1) in dem erften Alinea hinter die Worte: 

„tommt au“ 

und vor dad Wort: 


bei“ 
bie Worte einzufchalten : 
„auf die Rechtsanwälte”, 
fo daß das Alinea lauten würbe: 
die Verortnung u. f. w. kommt auch auf bie Rechtsanwälte bei dem Ober 
Tribunal zur Anwendung.“ 

Der Voͤrſchlag beruht darauf, daß die Verordnung vom 30. April 1847 u ihrem 
Objelt die Rechtsanwälte und nicht die Gerichte hat, und daß baber bei einer usdeh⸗ 
nung derſelben auf ein anderes Objelt, naͤmlich auf die Rechtsanwälle bei dem Ober: 
Tribunal, auch dieſe und nicht das Ober- Tribunal genannt werden müffen. Schon jest 
kommt bie Verordnung vom 30. April 1847 bei dem Ober- Tribunal zur Anwendun 
das Ober: Tribunal bat biefe in vielen ya fhen anzuwenden, aber nicht auf Rechts 
—“ dem Ober» Tribunal; das ift eben das Neue, daß fie auf diefe angemwenbet 
werden fol. 

2) Die Verordnung vom 30, ch 1847 enthält Beftimmungen: 

a) über die Bildung bes Ehrenrathes. Diefe wird durch den erften Präfidenten 
bes Appellationsgericht3 5* und nicht durch das Appellationsgericht; 

b) find nach der gedachten Verordnung die Appellationsgerichte befugt, in gewiffen 
[ch einzufhreiten, namentlid wenn der Ehrenrath in Källen, wo er ein 
reiten follte, nicht einſchreitet. Das. Geſetz überträgt alfo nicht blos ben 
Landes + Fuftizs Rollegien Befugniffe, fondern andere Befugniſſe aud ben erften 
Bräfidenten derfelben. 

Darum wurde von einem Mitgliede der Antrag geftellt, demgemäß das jweite 

Alinea fo zu faffen: 

Die nah jenen Gefehen den Landes: Zuftizs Rollegien und deren erſten PBräfi- 
denten zuftehenden Befugniffe werden von dem Ober: Tribunal, beziehungsweife 
beffen erften Präfidenten, bie Verrichtungen ber Staats » Unwaltfchaft von dem 
General:Staatdanwalt wahrgenommen.” i 

Beide Vorfchläge find jion bon der Majorität verworfen worden. Sie nahm 
in Beziehung auf den erften orſchlag an, daß namentlich durch das dritte Alinca des 
$. 4. dasjenige verftändlich werde, "was das erfte Alinea ausdrüden will, und bemerkte 
zu dem zweiten Vorfchlage, daß zu den ———— auch ihre Praſidenten 
pehöten, und daß es deshalb nicht angemeffen fein mürbe, wegen einer bloßen, vielleicht wohl 
orrefteren Faffung die ganze Gefehdorlage wieder in das Herrenbaus ar ai gi laffen. 

3. an. 


Die YJuftiz-Rommiffton trägt daher auf unveränderte Annahme de : 
Zu $. 5 findet ſich nichts zu bemerken; es wird die Annahme beanfragt. 
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I. 
Verhandlungen des Haufes der Abgeordneten 


über 


ben Gefeg- Entwurf, betreffend einige Abänderungen des Strafgeſetzbuches. 
Drei und breifigfte Gifung vom 28. Februar 1856. 


Abgeordn. Meichenfperger (Köln): Von meinem Stanbpunft aus, meine 
Herren, würbe ich eine Revifion, wenn auch nur eine partielle, bes Strafgefehbudyes nicht 
gerade für dringend nothwendig erachten. Der Hauptzwed der Vorlage ifl, wenn ich fie 
richtig auffaffe, eine Milderung der Strafgefege herbeizuführen, und zwar mit Rüdficht 
einerfeitd auf die Ueberhäufung ber Strafgerichte, wenigftens gewiſſer Rategorieen derſel— 
ben, und andererſeits auf bie Ueberfüllung der Gefängniffe. In beiden Beziehungen 
aber glaube ic fagen zu dürfen, daß die beregten Uebelftände in ber Rheinpropinz in 

eringerem Grade — ich kann wohl fagen, in fehr geringem Grabe, fi herausgeſtellt 
Be alö dies in anderen Provinzen der Fall zu fein fdeint. 
Ich batte ſchon Leßthin die Ehre, darauf hinzuweiſen, wie bie Ergebniffe der Kri— 
minal » Statiftit fi für bie Rheinprovinz fo befonders günftig berauäftellen. Es mag 
fein, daß mir, weil wir früher an die Anwendung viel ftrengerer Strafen, ja felbft, wie 
ich gern zugeben will, an zu ftrenge Strafen gewöhnt gewefen find, es nicht fo fühlen, 
baß die zur Zeit beftehenden Strafen nod zu ftreng find. 

Nichtsbeſtoweniger gebe ich gern zu, daß auf eine einzelne Provinz bei einem 
Strafgeſetzbuch, welches fich über die ganze Monarchie erftredt, nicht allzuviel Rüdficht 

enommen werben barf. Dad Einzelne muß ſich einmal dem Ganzen unterorönen und 

gen, und fo will id benn zugeben, daß zureichende Veranlaffung vorhanden gemefen 
fein mag, reformatorifdy einzufchreiten. "Insbefondere aber glaube id den Wunſch aus— 
ſprechen zu bürfen, daß eine totale, eine umfaſſende, ober, wie fie eben bezeichnet wurde, 
eine ſyſtematiſche Reviſion des Strafgeſetzbuches möglichft lange binsutorfächen werben 
möge. Denn, meine Herren, die Strafgefehe, wie die Geſetze überbaupt, haben einen bes 
flimmenbden Einfluß auf das Leben; das Leben bildet fib aud allmälig nad denſelben, 
und glaube id daher, daß es im Allgemeinen ein wichtiger, ein ſehr zu beberzigender 
Grundfap ift, fo wenig wie möglich an ben Geſeßen, namentli aber an ben foftematifch 
geordneten von größerem Umfange, zu rütteln, 

Diefe Bemerkungen, meine Herren, werben ſchon andeuten, daß ih im Weſent— 
lien mit ber Kommiſſion einverſtanden bin, welde meines Erachtens ben Gegenftand 
einer eingehenden und umfichtigen Erörterung unterworfen bat. Dabei möchte ich aber 
noch Eines hervorheben. 

Es ſcheint mir, daß eine Milderung ber Strafgefehe in ber Beziehung fehr wün- 
ſchenswerth ift, daß dadurch die Annahme mildernder Umftände feltener wird, als dies 
bis jeßt der Fall gewefen ift. Ueberhaupt feheinen mir diefe mildernden Umftände, melde 
ein Notbftand in unfer Strafgeſetzbuch gebracht bat, ſehr bedenfliher Art, Es wird da— 
durch das individuelle Ermeflen, der Hang zur Milde, je ich kann vielleicht fogar jagen, 
zur Spendung von Gnade, bie wir häufig bei den Gefchworenen a allzuſeht 
gefördert. Inſoweit muß ich eine Reform willkommen beißen, welche möglidft babin ab» 
jielte, bie „mildernden Umſtände“ auszufhließen, bdiefelben mehr in das richterlihe Er: 
meffen I feßen. Bon biefem Standpunkte aus, meine Herren, werde ich alfo in allem 
MWefentliben ben Kommiffiond-Vorfchlägen beiftimmen, 

Abgeoron. von Grävenitz \ Ibing): Meine Herren! Ih will nur einige Be- 
merfungen maden, zu melden ber geehrte Medner, welcher fo eben bie Tribüne verlaffen, 
mir Veranlaffung gegeben bat. Von vorn berein bürfte es nicht gang richtig fein, daß 
bie Veranlafiung zur vorliegenden Novelle im Weſentlichen die geweſen fei, eine Milde: 
rung der Etrafgefehe herbeizuführen. Vielmehr, die Tendenz der Novelle ift, glaube ich, 
wefentlib die, ın allen allen, wo in Folge gemachter Erfahrungen ein Bedürfniß 
auf Aenderung materieller Beſtimmungen des Strafrechts berborgetreten " biefem Bes 
bürfniffe entgegenzufommen. Namentlich, glaube ic, ift alfo das Geſeß nicht durch praf- 
tiſche Rüdfihten, wie z. B. die Ueberfüllung der Gefangen:Anftalten, veranlaßt worden. 
Was bie angeblich beabſichtigte Strafmilderung anbetrifft, fo bat fi die Kommiffion 
übrigens nicht einmal dem bon ber Regierung für zwedmäßig gehaltenen Vorſchlage, bie 
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ftände auf diefem Gebiet in Beziehung auf die Schwurgerichte zum Theil befeitigt habe. 
ie Gefhworenen erkannten bei Bremen Precht febr häufig milbernbe u 
eil die Strafen für 





—* Pi nicht jebod), * ich en * Pet zu *9 * w Rei 
perverlekungen zu tiffen und fie daher genötbigt waren, don der ihnen zu. 
ftehenden Kun, mi bernde Umftände anzunehmen, Gebraub zu machen. Im Lebris 
en muß ich ‚freilich glauben, daß. „die mildernden Umſtände“ mit unferem frechts⸗ 
yſtem in nabem Zuſammenhange ſtehen, und darum nur fachgemäß beſchraͤnlt, wie dies 
durch die Novelle geidehen ift, nicht aber ganz befeitigt werden fönnen. * 
Der Herr Vorredner bat ferner hervorgehoben, daß eine generelle Revifion 
des Strafgefeßbuches für jet nicht wünfdhenswerth, daß fie =. für lange ap noch 
nicht wünjdenswerth ſei; damit ſtimme ich volllommen überein. Ich glaube, daß gerade 
der Schritt, den die Gejepgebung mit ben drei und borliegenden, in auf 
geben Novellen getban bat, ein günftiges Zeugniß für das Gtra * abge⸗ 
egt hat. Das Reſultat, welches die Staatsregierung in Beziehung auf bie hwendig⸗ 
feit von Abänderungen des Strafrechts gewonnen bat, ift in der That, wenn man die 
fünfjährige Dauer. der Uebung des Strafgefepbuches ins Auge fat, wenn man ing Auge 
faßt, bat erade die. Schwurgerichte dazu ‚beigetragen haben, die vorhandenen Mängel 
des Strafgefepbuches recht ſchroͤff berauszuftellen, — ich meine, diefes Reſultat ift doch in 
ber That verhältnißmäßig fehr unerheblich Die —* aber hat das Beduürfniß bon 
Aenderungen nicht einmal in dem Umfange für vorhanden erachtet, wie dies Seitens der 
Regierung gefcheben ift, Ich gebe nod weiter, wie der Herr Vorredner; ich glaube fos 
gar, daß, wenn man jebt zu einer generellen Revifion des Strafgeſetzbuches ſchritte und 
diefe mit. derjenigen Gewiſſenhaftigleit vornähme, welche das Beſtehende ver ient, jo würd 
prauke ib, aud dann. ein erhebliches Rejultat nit daraus hervorgehen, Bei Gelegenhe 
er Kommiffiond» Berathungen find, abgefeben von den Gegenftänden der Vo ‚ nur 
noch einzelne Punkte, als gleichfalls ‚der Abänderung bedürftig, ar Sprache — ommen. 
Uebereinſtimmung der Anſichten war aber auch bei dieſen Punkten in der ommiffien 
nicht vorhanden. Dagegen. haben fich gerade bei diefer Berathung bie Vorzüge des 
Strafgefegbuches von Neuem berausgeftelt. Das Strafgefehbud zeichnet id vorzugs⸗ 
weiſe dadurch aus, daß es einer dolttinellen Behandlung zugänglich in und darum eine 
längere Dauer verheißt, als andere Strafgeſeßzbüchet. Darum bat e8 au bis jest in 
der Wifjenfchaft wie in der Praxis, abgefeben von einzelnen B * vielfache Anerlen⸗ 
nung gefunden, und es mag mir bei dieſer Gelegenheit geſtattet fein, darauf binzuweiſen, 
daß der zur Dorlegung an die Stände beftiimmte neuefte Entwurf bes Strafgefes: 
budes ir das Königreih Bayern vom Jahre 1854, obwohl auch dieſes Ge— 
feßeswerk auf ſehr umfaſſenden und auunienbaften orarbeiten berubt, fi nicht allein dem 
Spftem, fondern auch vielfach den einzelnen Strafbefti en unferes Grraigeisbhnges 
in der Art, angefchlofien bat, daß eine nabe Vermandifdnft und Gleichartigkeit beider 
Geſe wicht zu verkennen iſt. Dies find die Bemerkungen, zu denen mir die Aeuße— 


rungen des Herrn Vorrednerd BVeranlaffung gegeben haben. Ic ftelle anbeim, den Ent 
wurf den Anträgen der Kommiffion anzunehmen, 
bt ordn. Heiſe: Der $. 119. des Speeigeichbuße? lautet in feiner Rr, i.: 
Mit iß don einer Woche bis zu drei Monaten wird beftraft 
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1) wer dem Spiele, dem Trunke oder Müßiggange ſich —5* bingiebt, daß er 
in einen Zuftand verfinft, in welchem zu feinem Unterbalte, oder zum Unter» 
balte derjenigen, zu beren Ernährung er verpflichtet ift, durch Vermittelung 
der Behörde fremde Hülfe in Unfpruch genommen werben muß. 

Ich > bereit# in der Juſtiz⸗Kommiſſion bei Berathung der Vorlage ber Regie⸗ 
rung einen Antrag babin geftellt, bab dieſe Gefeheäftelle eine Abänderung infofern erleis 
den möchte, daß man bie Faſſung beliebe: i 

Mer dem Spiele, dem Trunfe oder Müßiggange fi dergeftalt hingiebt, daß F feinem 

eigenen oder zum Unterbalte derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet if, durch 

Bermittelung der Behörden fremde Hülfe in Unfpruch genommen werden muß, wird 
nach dem Eingange des Paragrapben beitraft. 

Der Unterſchied zwiſchen diefer Faffung, mie ich fie in Vorſchlag gebracht babe, 
und ber Faflung des Strafgefehbuches, mie fie aud in der Vorlage ber Königlichen 
Staatäregierung beibehalten worden, beſteht darin, daß die Worte „in einen Zuftand 
derfintt,“ wie fie fib im Strafgeſetzbuche befinden, weggelaffen werben follen. Es ift mir 
in meiner Praxis häufig vorgelommen, daß Leute, welche vollftändig arbeitsfähig waren, 
ihren Urbeitöverbienft gleichwohl nicht zur eigenen Ermährung und zur Ernährung ihrer 

lie anwandten, daß fie vielmehr das, was fie verdienten, fofort dazu benußten, um 

Lafter des Trunfes, des Spieles und des Mükigganges zu fröbnen und nunmehr 

die Kommune in die . feßten, daß diefe für die Familie forgen mußte. Das Gefe 
ftellt einem derartigen Verfahren einen Damm nicht ent egen; denn die Praxis bat 
babin feftgeftellt, daß immer nur dann, wenn durch biefe after des Trunfed, des Müs 
Figganges ober bed Spieles eine wirfliche Arbeitsunfähigkeit faktifch eingetreten ift, biefe 
S —— in Anwendung gebracht wird; es kann alfo nicht derjenige beſtraft 
werben, ber, obſchon arbeitsfähig, gleichwohl feinen Verdienſt zur Erhaltung feiner Fa— 
milie nicht verwendet; und gerade dadurch wird den Kommunen eine ungebeuere Laft aufr 
a und fie find fehr Huf in der Lage, nicht blos für diefe Truntenbolde und 

Biggänger aus eigenen Mitteln aufzufommen, fondern aud deren Familien anf 
ihre Koften zu m Mein Amendement bezweckt nun, einem berartigen nt 
und Uebelftande a aubelfen, ich mill, daß ſchon diejenigen, melde fi dem Zrunfe, 
dem Epiele, dem M Biagen e in einem Maße bingeben, daß fie anftatt für ihre * 
ober für ihrer Familie uöhteng zu forgen, ihren Laftern fröbnen, beflraft werben fön- 
nen. Das fann man aber nur dann erreihen, wenn man die Worte „in einen Zuftand 
derfintt“ megläßt. Nach der jekigen — iſt nämlich überall angenommen worden, 
baß, wenn eine Anklage gegen einen foldhen Menſchen erhoben werben foll, erft durch ein 
irn Gutachten nachgewieſen werben muß, daß wirklich zen biefe Laſter des Trun⸗ 

‚ bed Mühßiggangs oder Spiels der Menſch in eine Lage gefommen ſei, daß er nun 
überhaupt nicht mehr arbeiten könne, Es können alfo arbeitsfäbhige, aber übelmollende 

onen auf Grund dieſer Beftimmungen nicht mehr beftraft werden. Ich muß daher 

aus biefer Rüdfiht Ihnen die Annahme des don mir geftellten Amendements, weldes 
ich schriftlich zu wiederholen mir erlauben werde, wiederholt empfehlen. 
mög y) * * noch ein zweites Amendement zu ſtellen mir erlaubt, und zwar zu 

.3. des $. 119. 

Dieſe Nr. 3. des $. 119. Tautet im Strafgefehbude dahin: 

„Mit Gefängniß von 1 Mode bis zu 3 Monaten wird beftraft: 

3) Wer nad Verluſt feines bisherigen Unterlommens binnen einer bon der Orts: 
Molizeibebörbe zu beftimmenden jFrift ſich Fein anderweitige Unterlommen ver- 
fhafft bat, und aud nicht nachweifen kann, daß er ſolches, aller angewandten 
Bemühungen ungeachtet, nicht vermocht babe,“ 

Ich babe num einen Antrag geftellt, daß man biefe Nummer fo faffen möge: 

„Wer nad Verluſt feines oder feiner Familie ‚bisherigen Unterfommeng binnen 
einer von der Ortös Polizeibehörbe zu beftimmenden Friſt fih oder feiner Kamilie 
fein anberweitiges Unterlommen verfchafft bat u. f. w. * 

Wie ih die Praxis ber Gerichte fennen gelernt babe, bat man die jebt geltende 
Vorſchrift der Nr. 3. bes $. 119. bis vor Kurzem dahin interpretirt, daß auf Grund ber- 
felben aud derjenige beftraft werben kann, ber feiner any ein Unterlommen zu ver: 
ſchaffen unterläßt. Es ift biefe Praxis von den Gerichtshöfen bis zu dem Zeitpunkte an> 
ewenbet worden, wo bas Königlide Ober Tribunal, von der Anficht ausgehend, daß 

trafgefehe ftrifte interpretirt werben müffen, dem $. 119. Nr. 3, die Deutung gab, daß 
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ür fi Ibft fein 
terfommen 19 verſchafft nicht aber denjenigen, welder. die Beau ee Under 
fonımens für feine . 
tere fall der bei we häufipfte. Denn ein einzelner Men mmt, insbefo 


ili äufig in der Lage, 
— 


erichtshoͤfen adoptirt wird, ß wird 


ie in eh 
beit ihrer ilie ein Unterfommen vorenthalten, oder ein ſolches für diejelbe nicht aus: 
wirken. Der Zwed meines Vorſchlages ift nun der, daß man der Nr. 3, des $. 119. an 
wei Stellen die Worte: „oder feiner Familie” —8 damit eben dieſe Interpretation 


durch dad Geſetz ſelbſt befeitigt werde. Ich —** —53 4 —* —— 


tige 

nicht eine borübergehenb eingetretene momentane Unfähigkeit, für den Unterhalt zu forgen, 

ſchon den un and des Vergebens bildet, fondern nur eine Hingabe an biefe verderb— 

lien Leidenfchaften, welche fo weit gegangen ift und zu dem Ziele geführt bat, daß nicht 

blos eine momentane Unfähigkeit, f 

entftanden ift. Ich glaube, da ee würde, wenn es das nicht ae Auk 
and: 


berhaupt einmal mögliherweife auf einen Tag oder auf eine Woche in die Lage verfept 
' H * u können, mit Strafe belegt werden follte, 16 wg 


Zage, für die nächſte Fe vieleicht gar nicht im Stande wäre, für die Seinigen zu 
forgen, während er doch dieſe Zeit wieder anwenden kann, um Lay was er zu Um 


Mittheilung gemacht hat, nicht einverftanden. Ich bin aber 
gedung nid 20 en 
exichtshoſe ergangen ift, was vielleicht nicht gerechtfertigt if. Wir. haben e ſchon 
mehr als einmal geſehen, daß das Ober-Tribunal, wenn bie Sache wieder zu feiner Be- 
ratbung gekommen ift, bon [räpenen Beichlüffen abgegangen ift und dann das Richtige 
etroffen En Die allgemeine b 
er Herr Vorredner zwar nicht gebraucht, und ich will darin. feine ———— legen 
— aber unbedingt und vorzugsweiſe nur dasjenige in ihren Ertenntniſfen anzuerkennen, 


er Anſicht, J die F 


denz der Gerichte möchte doch wenigſtens nur eine lotale fein. Es ift —— und ich 
er ir 
, da 
den höchſte Gerichtshof bei feinen Entſcheidungen eine ganz konftante Praxis, eine fefte 
R —* hen biefer Rectöanfht 
n 


⸗ 
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in den niedeten ana den $. 119. Nr. 3. fo anzuwenden. Geſchieht dies aber nicht, 
fo wird fi für das Ober:Tribunal Beranlaffung ergeben, die Sacht nochmals in Ermä- 

hg zu ziehen, und wenn fi dann finden follte, daß bas Ober-Tribunal bei dieſer An- 
far ‚ wenn man annehmen fann, es wird immer fo erfennen, bann, glaube ich, 
wird erft der Zeitpunft gefommen fein, die Käufer mit einer Geſetzesborlage anzugeben, 
und ih bin überzeugt, biefer Zeitpunkt wird don ber Juftiz- Verwaltung richtig erwogen 
und nichts dabei verabfäumt werben. 

a entiht Geheimer Ober⸗Jufſtizrath Biſchoff: Die Regierung ver: 
mag fi den Ynträgen micht anzuſchließen. Was ben erften Antrag betrifft, fo muß 
Man einen Untetſchied machen zwiſchen den Beftimmungen, welche in das Strafgeſetzbuch 
Er und den Anordnungen, melde das Gebiet der Armenpolizei betreffen. Das 

fgefe buch bat im 8.119. Nr. 1: einen babituellen Zuftand —— naͤmlich 

ben, wo Jemand ei on bebermaßen in völlige Arbeitäunfähigfeit verſunken tft. Für bie 
minber bebentungsvollen Fälle ift in dem Gele über bie Armenpflege vom 21. Mai 1855 
enügenbe Vorkehr getroffen worden. gm Art. 11. deffelben ift zubörberft beftimmt, daß 
Bee. welche atbeitsfähig find, gleihwohl aber nad Werluft ihrer bisherigen Woh— 
nung binnen einer von der Orts-Polizeibehörde ihnen —— riſt ſich eine andere 
Wohnung nicht verſchafft haben, für die Dauer der Obdachloſigkeit der Aufenthalt in 
einer eitsanftalt angemiefen werben kann. 
Sodann im Art. 12.: 

Auf ſolche Verfonen, weldye die Urmenpflege in Anſpruch nehmen, fi aber —— 
für die ihnen gewährte Unterſtützung, die ihnen von der Obrigkeit, ſei es im e 
ober auswärts angeidieſene, ihren Kräften angemeſſene Arbeit ordnungsmäßig zu ver— 
richten, können, fo lange fie ber Unterſtützung bedütfen, und bei ihrer Weigerung ber: 
barren, in einer Arbeitsanftalt untergebradyt werben.” 

iernächft und hauptiächlich F ſich aber im Art. 13. die Beſtimmung: 

„Laͤßt ein Ehemann feine Ehefrau — ein Vater, oder, wenn der Vater tobt ober 
verfchollen ift, eine Mutter die ehelichen, noch nicht 14 Jahre alten finder — ober 
eine Mutter ihre umebelichen Kinder eben a Alterd, der geſetzlichen Verpflichtung 
—— dergeſtalt hülflos, daß dieſe Angebörigen der Armenpflege anheimfallen, fo 
ann eine foldhe Perfon, falls fie die Armenpflege ne in Anfpruch genommen unb 
deren Nothwendigkeit nicht nachgemiefen bat, fobald ber Verſuch fruchtlos geblieben ift, 
fie im Verwaltungs: oder gerichtlihem Wege zur Unterftügung jener Angehörigen 

ehutivifch anzubalten, auf fo lange, als das Bedürfnif ber Armenverpflegung für die 

ngebörigen fortbauert, in einer Arbeitsanftalt untergebradit werben.“ 
ch glaube alfo, daß das wahre Bebürfnif, ſoweit es dad erfte Amendement im 
won ai: bier ſchon berüdfichtigt ift. 

a8 das zweite Amenbement betrifft, welches ſich auf Mr. 3. des $. 119. bezieht, 
fo ſcheint es, dab nicht fofort, wenn em Urtbeil des böchften Gerichtöbofes ergangen, 
und dies ben Verbältniffen vielleicht nicht ganz adäquat zu erachten ift, die Gefebgebung 
fo in Bewegung zu fehen bat, um bem Uebelftagbe vorzubeugen. Hier fommt nody be: 
onders in Betracht, daß die Auslegung ber Nr. 3. bes $. 119. ſehr weſentlich von ben 
fonfreten Verbältniffen des inbividuellen Falles BRUNS Die Eigentbümlichkeit des Fal⸗ 
led, welcher der Enticheidung bed Ober: Tribunald zu Grunde gelegen bat, wird das 
Urtheil gewiß rechtfertigen, während in anderen Fällen vielleicht andere Prinzipien abop- 
tirt werben würben, 

Das Amenbement des Abgeordneten Heife ift hiernächſt abgelehnt, 
Schriftführer Abgeordn. von Mallindrodt: 
Umendement ded Abgeordneten Ziegler zu $. 120.: 

Das bobe Haus wolle beſchli en: 

in Alinea 1. des $. 120. ſtatt des Wortes „Arbeitshaus“ zu ſetzen „Arbeitd- 

oder Erziehungshaus.“ 

Abgeordn. Siegler: Ih wollte durch den Zufah nur bewirken, daß die Wirffam- 

feit der Imbräthlihen Behörden in etwas erweitert mürbe. 
Die sbehörde wird durch ben $. 120. infoweit befchräntt, als ihr nur geſtak— 

tet ifl, einen folden verkommenen Menfchen entweber in ein Arbeitsbaus zu ſchicken ober 
ft, nachdem er feine ent überftanden bat, zu gemeinnüßigen Arbeiten zu verwenden. 

halte namentlih in Rüdfiht a ni gugmbüige erbrecher ober jugendlich verkommene 

ſchen eine ſolche Beſchränkung nicht für ganz ungemeffen: Wer imfere Arbeitäbäufer 
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nen abe ewirlt it bern u, Are elaer wahre gi itshaͤufer 
—e Ar unterfcheide dera gen alten ein bopy 
—* Be das * Anis t, ab aber ap ner wahrbaften Ehriften- 
liebe un Ka Ic glaube, daß bie gerade am meiften getigne 
um jugendlich e thet wieder zum 3 Th  Hlätibe 
meine Herren, man würde ſehr thunlich dieſes leßtere id auch auf alle Rucht 

und derartige Anftalten ausdehnen. Es ſcheint mir " et — 9, daß n 


Gelegenheit u rüb laffe, b 3* 
— * Bi Farm 8* — ee ende Amend 
He wi ei — Bieten und jugenblid verkoinm 


“ ne zu werben. Kur fü für Felge ‚abe 
rise I Aneıbenen gel beimer Ober⸗Juſt Bit Minds 
Kommiffarius, Ge Ju 
tens ——— es dieſes Den Nensilge nicht bedürfen, ee — ni 
ai follen di ee N ftatt in fe Yen Strafanftalten in as Stufen e ei 
num die Fälle des $. 117. und folgende betrifft allerdings in eng 


ar * „in ein Arbeitshaus“. Allein die — äufer nt in ber Art era, 
hugehlie Verbrecher immer eine befondere Abt es ein er ift, im welcher dieſe 


en erzogen uͤnd geha werdet. Hierna u 2% wärtige 

Fi od * ——— den PR Me Antranfiel ** a Ehre 

— verbinden wollen, Es kommt in — ãA —— noch beſonders 
or 


nigs Majeftät zu genehmigen ben, daß foldhe — ie tivatber: 
einen oder einzelnen PBriva in geben werben können, um erziehen, Und 
dafı bie At wo fie fi in ſolchen Vereinen oder bei folden Privat — 


wird. Daher würde ich es um fo mehr für —— — bon beim = la⸗ 
genen —— abzuſehen, als auch die Bezeichnung „Erziehungshaus“ ein be: 


ſtimmte 
iegler: Was eben von Seiten des Regierung n 

—— Yon ich wicht für durchſchlagend Ce iR gerabe me B6 den b ns 

Paragraphen des Strafgefeßbuches, die fo eben Bon Seiten des Herrn Negierun 

erg 599 hrt worden find, Dun von ſolchen fu rg — bie 







as ges Unterfheidungsperm ng andelt haben. Diefe Fönmen ihren Ban 
über .. erden. Es ift ifo n deutende Ka —* bon Verbre bein. 
auf welche mein Amendement Anıpenbung findet Ich bezi ch in Betreff ber woh 


tbätigen Wirkungen des von mir bezeichneten — nicht Sehr auf unfere Klöfter pr 
Defterreih und — die Br einen folden Zweck haben, fondern auf ihre —* 
— 5— ſelbſt. Was die Koͤnigliche Kabinets-Ordre an eff, ſo le fie fi 
ie Verbüßung der Gefängnißftrafe felbft. Ich muß Sie deshalb bitten * ee Au 
—— annehmen. 
Regierungs:Rommiffar, Geheimer Ober⸗Juſtizrath — 
bemerlen, daß der $. 43. gerade von denjenigen — * 1 win 
mit Unterfheidungspermögen gehandelt haben, und in ner Ai wird, 
daß fie bie rg e in abgefonderten Räumen, alte I in einer Art von Befferungs- 
Anftalt, zu verb 
ab We Wagener (Meuftettin): Ich werde "m —* Antt age des 
NA: an —2 zze glaube De daß nl —— 
aben wird, und zwar wegen Mangels an Erzlehung — —* 
es mir doc jebr, Beim, ſolche —— bei dieſer t ind Leben zu 
weil ib darin b de, daß die Aufnahme er —— 
be gegen den Bien or der g een bon ber Landespoligeibeho hörde würde bewirkt wei 
Wgeordn. Wentzel: Meine Herren! yo erlaube mit, Ihnen die Nr. 4 des 
$ 43. vorzulejen, und ich Ylanbe, es wird dann Niemand mehe fein, der darin Zweifel 
en * daß basjenige, was das Amend ndenient 5—* will, bereits — das 9 
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8* i Ki wie ein ter Abgeordneter gefa t, ba Modi⸗ 
fication 8 IT nur bei ſolchen hugenblichen Ben ft ie nicht 
mit —— vermögen gehandelt De fondern ber $. 43., ‚den der Herr Regie: 
u re far yi angezogen jet, lautet folgendermaßen: 

ird —8 aß ein Angel ge er, welcher noch nicht das 16. Lebensjahr voll- 
/ enbet Verbrechen oder * n mit Unterſcheidungsbermögen begangen bat, 

fo Dee * benjelben fo — —— zur Anw * 
Nun lautet die Nr. 


au 
—* in Zr gehäufer zu 
a B Ih —* nur wiederholen, daß ein praltiſches Bes 
a — nicht als vorhanden anerlannt werden kann, indem 
ns 


sr beftehender Gefehe und Verordnungen es das beftändige Beftreben 

* x jugendliche Verbrecher zum wed der Strafverbüßung nicht in bie 
ea e, fon 47 ihrer B ng in dazu geeignete Räume 

Sch tie elangen zu lafien. Wo dies n eſchieht, ift nicht der Zwei⸗ 
‚an ber Be gung dazu bie Beranlaffun —— der —266 aftifche Umftand, daß es in 


em einen ober am ah Bandes theile an pafjenden Einrichtungen fehlt, auf deren Bes 
—* die Ru aa * Staatsregierung, als auch die Beſtrebung von Pribat⸗ 


bgeordn — ch wollte noch bemerken, daß mein Amendement in Bezug 
Seht —* endlich verlommenen Verbrecher —** geftellt ift ‚sb es jedoch aud auf andere 
Unwendung finden fann, unterliegt feinem Zweife il Zu dem begieht es ſich 
was ben fo eben von Herrn Wenpel m nee Punkt anbetrifft, au 
—8 che Beftr 9; bier handelt es fid) barum, wie verfahren werben foll, wenn die 
Strafe bereitd wirklid vollzogen und abgebüßt worden ift. Ich bitte deshalb, mein Amen- 
bement — 
* ger he Abgeordn. Biüchtemann: 36 babe mid im Namen der Roms 
En Amendement Ziegler zu erklären; ich Tann mid mur auf das beziehen, 
—2 iſt, und will nur binguflgen, daß, fo viel mir befannt ift, in j 
ie welches Vagabonden Bettler gebracht werben, eine Abtheilung 
Für bie —A en Verbrecher beſtimmt iſt; ſie empfangen hier Unte 
3 und G Wo dieſe Einrichtung noch nicht vorhanden iſt, iſt in der 
— inet3-Orbre ein —— Auskunftsmitte — das Fehlende zu ergänzen, 
=. Be ndement bed ein a er N —— abgelehnt. 
Dad he Dat —— 
ohe wolle eßen: 
— Nr. 6. dahin zu faſſe 
er in ber Ab t, eine berhän ng Erekution abzuwenden oder binauszufcieben, 
bon einem Poſtſcheine über eine Berfenbung von Geld oder anderen g 
ftänden Gebraud macht, obgleih er weiß, daß der verſendete Beet ober 
wen. Padet das a nicht enthält, was durch den Poſtſchein ala —9* 
n iefen wer 
Ubgeorbn, el: Das eben verlefene und unterftüßte —— un 
Herren, bat nur die Ubficht in dem Sinne und in dem Gedanfen, den bie ** 
Vorlage bier unter Nr. 6. ausgebrüdt bat, dem vorzubeugen, daß —* ne —* 
Mort- Interpretation —— die einander ganz — ſtehen, nicht —* 
belt werben. Sie werden in dem Berichte gefunden haben, daß es pi 
men ift, daß folde Perfonen, gegen melde nr vote wurde, 
momentan und auf einige ae Baburd abgewendet babe fi betrüglich dan e * 
Brief oder ein Paget abgeſendet haben, deſſen Inhalt lich als —— 
Feng was durch Erefution don ihnen beigefrieben — ß Sie produgirten 
— und der Exelutor ging ab. Es fand ſich daß gar nichts, ae 
2. deres 4— Kr Ya in bem Badete ober Briefe geweſen war; und fie 
en t, durch de Verzögerung der Exelution dem 
as Objelt — efriebigung zu —— Dem ſoll nun vorgebeu werben; 
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darum ift der Vorſchlag gemacht worden, daß, wer einen Poſtſchein beibringt über eine 
angebliche GHeldfendung, während er weiß, daß er das Geld nicht en age bat, bie 
als eine, unter den Paragraphen fallende Handlung des fehwereren Betruges geabndet 
werden fol. Nun kann es aber fehr gut vorfommen, daß nicht gerade Geld, fondern 
daß etwas Andered angeblich verjendet wird, um die Exelution abzuwenden — benfen 
Sie 5. B. an Werthpapiere — ja man fann auch daran benfen, daß J. B, eine ber 
ftimmte Sache, vielleicht eine uhr, Gegenftand ber Exekution fein foll, und daß dem 
Erefutor, der fie abholen joll, ein Poftfebein vorgezeigt wird, der da befagt, daf ein 
Padet mit einer goldenen Uhr abgeiendet worden wäre. Es fol alfo dafür aelorat 
werden, daß alle diefe Fälle mitbetroffen werden; ich erlaube mir daher, nur ſchließlich 
noch auf einen Punkt aufmerkfam zu —* Sehr vorſichtig batte die Vorlage bie - 
Beftimmung, daß diefes Strafgeſetz Anwendung finden folle, ver wenn fich ergiebt, 
daß der verfendete Brief oder das verfendete Badet fein Geld, als wenn fi ergiebt,- 
daß es nur eine geringere Summe enthalten bat. Daffelbe foll jeht durch die Worte 
ausgedrüdt werben, mit denen das Amendement ſchließt; und ich glaube, es wird feinem 
Zweifel er daß dies wirklich darin ausgedrüdt wird. Denn wenn es bier beißt, 
das Geſetz foll Anwendung finden, wenn der Angellagte mußte, daß dasjenige nicht ab: 
ern worden ift, befien Abjendung ber Poſtſchein nachweifen foll, fo glaube id, kann 

iemand eine andere Interpretation machen, als bie, daß, wer k B. einen Poſtſchein 
beibringt über die Abſendung von 110 Rthlen, obgleich er weiß, daß nur 50 Rithlr in 
dem Briefe find, auch unter die Worte des Amendements fällt. Darum bitte id Sie, 
das Umendement anzunehmen. / 

Regierungs⸗Kommiſſar, Geheimer Ober: Juftizratd Biſchoff: Die Regierung er: 
achtet das Amendement ald eine Verbeflerung der Kaffung, und erklärt ſich mit demſelben 
einderftanden, 
Das Amendement des Abgeordn. Wolff ift hierauf angenommen. 


Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten 
über 


den Gejeg-Entwurf, betreffend einige Abänderungen der Feldpolizei-Ordnung 
vom 1. November 1847. 
Drei und breifigfte Sikung vom 28. Februar 1856. 


Abgeordn. Jüngel: Ad 2. des $. 42. würde ich anbeimftellen, den An— 
trag ber Kommiffion zu verwerfen und das Gefeh, wie es dom Minifterium borge- 
fchlagen ift, anzunehmen. Beide unterfcheiden fid) dadurch, daß der Entwurf des Mini: 
ſteriums den allgemeinen Grundſatz aufftellt, die Kommiſſion dagegen ibn nad den Orten 
fpezialifirt hat. Dabei ift ihr aber dasjenige paffirt, was bei jeder Spezialifitung leicht 
möglich ift: daß fie einzelne Orte, wo Ar te wachen, vergefien bat, die auch unter das 
Geſetz gehören. Es fallen namentlich Früchte, die auf Hütungen wachſen, wildes Obft 
u. f. w. ebenfalld unter dies Gefek, find aber bier nicht mit angeführt, denn es ift bier 
nur die Rede von Weinbergen, Obftanlagen, Früchten von Aedern und Wiefen. 

Abgeordn. Breithbaupt: Die Keldpolizei - Ordnung wird bon Seiten des 
Königlichen Ober - Tribunals als ein Ausnahmegefeh betrachtet, und unterliegt des— 
balb einer ftriften Interpretation, d. b. man gebt über den Kortfinn nicht binaus 
und wenn daher auf einen Fall nicht genau die Worte des Geſetzes zutreffen, jo erachtet 
man auch das Geſetz darauf nicht für anwendbar. 

Es ift daher von der Rommiffion für angemefjen erachtet worden, den Worten 
„Garten: und Feldfrüchte” noch die Worte „oder andere — — hinzuzuſetzen, 
um dadurch einer allzu beengten Anwendung des Geſetzes vorzubeugen. Zum Anderen 
bezieht fi der Vorſchlag der Kommiſſion auf die Bezeichnung der Gegenden, aus denen 
bie Entwendung ftattgefunden, weil fonft diefe Entwendungen auf Gegenftände bezogen 
werden fönnten, weldye mit dem Felde nicht in Beziehung fteben und melde daher auch 
die Feldpoligei:Ordnung nicht vor Augen hat. Dies find die Gründe gewefen, weshalb die 

Archiv, 1856, II. 28 
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Kenuiihon es für 55 — erachtete, die Regierungs-Vorlage zu ändern, alſo einmal 
durch Bezeichnung des Ortes, wo die Entwendung ftattfand, und zweitens durch weitere 
Ausdehnung der Bezeichnung der Gegenſtände. Ich glaube, den Vorſchlag ber Kommiſſion 
jur Annahme empfehlen zu können. 

. Mbgeorbn. Wengel: Ich will nur binzufeßen, daß zu den Motiven, welde 
die Kommiffion bewogen haben, vorzüglih die Eingangsworte ber Feldpolizei-Ord— 
nung beigetragen haben. Man könnte nämlid, wenn man blos biefe einzelnen Pa- 
tagrapben ſieht, es als felbftverftändlic erachten, daß, weil fie zu einer Feldpoligei-Drb- 
nung gegeben find, auch nur von einer Entwendung bon folden Orten die Rede fein 
fann, wie fie bier in den Vorfchlägen der Kommiffion angegeben worden find. Die 
Worte aber, mit denen die fFeldpolizei-Ordnung anfängt — id babe fie im Augenblide 
nicht bier — lauten ungefähr: „dieje DEINER findet auf alle Pläße und Orte 
auf dem Yande und in den Städten Anwendung“, lafjen den Gedanken auffommen, daß 
die Entwendung der benannten Gegenftände, auch wenn fie nicht von folhen Orten weg— 

nommen werben, welde bie ———— und die KeldpolizeisOrbnung im Auge 
aben, unter dieſe Beftimmung fallen würden, und darum bat die Kommiffion eine Uen- 
derung beſchloſſen. Wenn der Herr Abgeordnete, welder gegen bie Kommifjion ſprach, 
der Anfiht if, baß nicht binlänglich alle Yofalitäten bezeichnet find, fo muß id ihm an« 
beimftellen, diejenigen Zuſaͤtze noch zu machen, welche er für erforderlich) hält. Wenn aber 
feinen Anträgen gemäß die Nr. 2. der Negierungs « Vorlage angenommen wird, bann, 
glaube ih, würde dies über das Ziel hinausfchießen, weldes er vor Augen bat. 

Abgeordn. Züngel: Der Abgeordnete Breithaupt bat mid nit recht vertan: 

ben. Der Zall, weldyen ich vor Augen hatte, ift der: Auf wüften Pläßen auf dem Lande 
wachen ſehr oft wilde Obftbäume; wenn von dieſen das Obſt geftohlen wird, fällt dies 
nad ber Regierungs:Borlage unter das Strafgefeh; nad ber Kommiffions Vorlage ift 
das aber nicht der Fall, dort ift nur die Rede von Obft und anderen Früchten in Wein— 
bergen, Obftanlagen, Aeckern und Wiefen, aber nicht von Obftbäumen, die auf wüften 
Plägen, Hütungen, Rainen und bergleichen wachſen. 

Berichterftatter Abgeorbn. von Grävenig (Elbing): Man fann darüber ber- 
chiedener Meinung fein, ob es nicht zwedmäßig geweſen fein würde, die in Rede ſtehende 
eftimmung ber Fang gg über die Entwendungen von Feld: und Gartens 

fruͤchten ng mit dem $. 349. des Strafgefeßbuches zu verſchmelzen, um dadurch Miß— 
berftändniffen in Beziehung auf die Anwendbarkeit ber einen oder andern ——— au 
nen. In biefer —— finden ſich die betreffenden Beſtimmungen im * 79. 
bes Entwurfs zum Strafgeſetzbuche vom Jahre 1847, welcher ben ftänbif Austhüflen 
borgelegt wurde. Die Kommiffion ift nicht diefer Anficht — und es iſt namentlich 
eltend gemacht worden, daß die Beſtimmung des $, 349. des Strafgeſetzbuches einer⸗ 
its eine größere Tragweite babe, andererfeitS aber bei dem Vorhandenfein beftimmter 
Qualififationen des ſchweren Diebftabls feine Anwendung finde, jo daß eine Verfchmel: 
ung beiber Beftimmungen nicht wohl angänglich fei. enn es fid aber fo verhält, 
h Bat ber Ber Abgeordnete Wentzel bereits genügend ausgeführt, daß es in foldem Falle 
zwedmäßig fei, die beiden Beftimmungen auseinanderzuhalten und gegen einander zu be= 
grenzen, weil fie fib in Beziehung auf den Gegenftand ber Entwendung hen 
beden; — in beiden ift von Fruͤchten die Rebe. — Wenn aber eine Unterſcheidung 
biefer Art einmal gemacht werden muß, dann muß fie mit Nüdficht auf den $. 1. ber 
— — in Beziehung auf den Ort, von welchem die Entwendung verübt 
iſt, gemächt und dadurch die Beſtimmung des $. 42. ad 2. des Entwurfs gegenüber der 
—— —— des $. 349. des Strafgeſeßbuches als Spezialgefeß erfennbar 
gemacht werben. 

Der Herr Antragfteller bat aud nur infofern Bedenken gegen den Vorſchlag der 
ommiffion erhoben, ald er annimmt, daß es noch andere Orte geben könne, von wel— 
en Entwendungen berübt werben Fönnen, und die von dem Vorſchlage der Kommiffion 

nicht getroffen würden. Indeſſen meine id doch, daß die Zufunmenftellung im $. 42, 

ad 4, des Entwurfs und eine richtige Interpretation der betreffenden Beitimmung in ber 

Ara dem Bebürfniß völlig genügen werde. ge empfiehlt ſich ber , der 
ommiſſion vor ber älteren Faſſung, und ich ſtelle Ihnen daher die Aunabme anheim. 

geordn. Zänge: Ich würde vorſchlagen, den $. 41. wegzulaſſen und fi 

die Vorlage des Minifteriums zu entſcheiden. Beide unterſcheiden ſich nämlid da— 

sh: „die Kommiſſion will aud im $, Al. die Strafe des Diebſtahls anwenden, wenn 
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die Entwendung hr I Fer rg rd Abſicht gefchehen iſt.“ Manche Entwendungen, 


die im $. ufgefuͤhrt find, find indefien der Art, dak immer eine gewinnfü 
35 det, und doch können fie wi t als Diebftahl beftraft werden. Dies ift ber 
all 3. B. bei der Machlefe, Die Sache ift nämlich gewöhnlicherweife fo: Wenn bie 


fen das Korn aus, und verkaufen das gewonnene Korn oder vertaufchen es gegen Mehl. 

Ss x. aan = — — Abſicht zu Grunde. Deshalb können ; ute aber 
nit wegen 

wenn fie ein Dar Silbergroſchen bezahlen oder einige Stunden im Sefängni 

müfjen. Daſſelbe ift der Kal in Bezug auf den Sebraud auf dem Felde zurüdgelaffe- 

ner Ackergeraͤthſchaflen. Dabei ift aud eine gewinnfüchtige Abfiht vorhanden, und doch 

ift es eftraft werben, 


Abgeordn. Wengel: Meine Herren! 36 teile die Bedenken des Herm Bor; 
eht zur Sprache gebrachten (Fall, oder 


fo wird im einem folden Kalle nit vom Diebftahl die Rede fein können, eben fo 
wenig wie bei der Nr. 2, die da handelt von dem Ausbreiten bon Wäfche auf Gras: 
angern oder Heden. Die Kommiffion ift davon ausgegangen, daß bei ber allge: 

en Allegirung des $. 44. es felbfiverftändlich fei, daß rn gi Nummern nicht in 
Be tommen fönnen, die foldye Thathandlungen bezeichnen, w che niemals den Cha— 
rakter Diebſtahls annehmen konnen. 


in den dee erläutert, was man damit gemeint bat. Wan bat bamit 
i 


in nthum Behufs der Zueignung, iſt digentlich das Charakteriftif 

Ale Fälle alfo, wo überhaupt davon die Rebe fein fann, daß die Strafe des iebſtahls 
aus dem $. 216. zur Anwendung komme, berlangen zu ihrem Thatbeitand alles dasje- 
nige, was zum Thatbeftande des Diebſtahls überhaupt gehört. Auf die Nachleſe, wenn 
fie in den Grenzen bleibt, daß fie wirklich eine bloße Nachlefe if, und unter ün 
ftänden bergenommen wird, don denen man jagen kann, daß E die Abſicht rechtswidri— 
per Zueignung nicht darftellen, kann eine Anwendung der Diebftahlsftrafe gar nicht vor- 
ommen. 


Umgefehrt beftimmt das Gefeh: wenn Thatdandlungen fo vorgenommen werben, 
dab fie. am fich unter die Strafbeitimmungen des Diebftabls paffen würben, follen fi 
dennoch ausnabmsweife in den im $. 41. borgefebenen pällen , alfo aud in dem Ba e 
der Nr, 1., nit als Diebftahl behandelt werden, es fei denn, daß noch etwas An 
dazu kommt, nämlich die gewinnfüchtige Abficht, vor der der $. 45. ſpricht. 

dh glaube alio, daß die Beſorgniß des Herrn Vorrebners, dab bei der Annahme 
des Vorfchlages ber ae Handlungen, die er mit der Kommiffion nicht als s 
ſtahl beftraft wiffen will, als ſolche beftraft werben müßten, nad) biefer Auseinander: 
feßung nicht begründet ift. 

Abgeordn, Süngel: Ih wollte nur bemerken, dab, wenn Jemand ohne Erlaub- 
niß auf bem Felde eines Anderen naclieit, es — — iſt, wie das geſchehen kann, 
ohne gewinnſuͤchtige Abſicht. Es heißt ausdrücklich im Gefeb für dieſen Fall 

„Wenn eine Wegnahme in gemwinnfüchtiger Abſicht ftattgefunden hat, fommen bie Stra- 
fen des Diebftahls zur Anwendung.” 

Alfo wenn der Thäter das Machgelefene verkaufen oder in Geld verwandeln will, 
ift die geiminnfüchtige Abfiht vorhanden, und es kommen dann die Strafen des Dieb: 

13 zur Anwendung. 3% würde dies jedoch dieſem ganzen Werbältniffe — F 
en erachten, weil eine Strafe von ein paar Groſchen oder ein paar Stunden Ge 
fängniß in allen diefen Fällen genügt. 
28 * 
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Berichterftatter Abgeorbn. von Grävenig (Elbing): Meine Herren! Der 
$. 215. des Strafgefehbudes beftimmt den Begriff des Diebſtahls prinzipiell volltommen 
richtig. Es kommt danach nur auf die Zueignung in rechtswidriger Abfiht, nit aber 
auf das größere oder geringere Objekt, oder auf das mehr oder weniger unfittlide Motiv 
der Handlung an. Diejer Begriff, wie ber Abgeordnete Wenpel bereits ausgeführt bat, 
paßt allerdings auch auf alle diejenigen Entwendungen, welde in $$. 41. bis 43. auf: 

eführt find, beziehungsweiſe die dort bezeichneten Handlungen, welde den Charakter der 

—————— unter Umſtänden annehmen können. Nichtsdeſtoweniger giebt es Fälle, in 
denen der dem Diebſtahle in der Regel — ſelbſtſüchtige und darum ſittlich verwerf⸗ 
liche Charakter dieſes Vergehens nicht vorliegt, oder doch in einer Weiſe zurücktritt, daß 
die Geſetzgebung don jeber auf diefe Fälle die firengen Diebftahlsftrafen, einſchließlich 
der ———— nicht hat anwenden wollen. Dies eben bat bie — gegeben 
zu der Abgrenzung dieſer Entwendungen von dem Gebiete des Diebſtahls, falls ihnen 
jener berwerflibe Charakter, die fpezifiich gewinnfüchtige Abficht abgebt, wie fie fowebl im 
Strafgefeßbub als auch im Entwurf vorgenommen ift. 

Was ih nun dem Herrn Abgeordneten Züngel mit Beziehung bierauf entgegen= 
zufeßen habe, vom Standpunkte der Kommiffion aus, ift das: daß dem Nichter in Be— 
ziehung auf die Eutſcheidung ber gi ob benn eine dä 5 Abſicht 
im Sinne bes $. 45. des Entwurfes vorliegt, wohl ein etwas freieres Ermeſſen, ein 
freierer Spielraum gegeben werden muß, als der Herr Abgeordnete Jüngel dies annimmt. 
Der Richter wird in jedem einzelnen Falle zu prüfen baben, ob denn ber eigentbümliche 
unfittlihe Charakter, der in der Negel dem Diebitabl eigentbümlich ift, wie ibn bag Ge- 
fe mit dem kurzen Ausdrud „gewinnfüchtige Abſicht“ bezeichnet, auch in diefem Falle 
vorliegt. Es wird aljo ber Nichter, meine ich, auch im einem bon bem Herrn Ab— 

eorbneten angebeuteten Falle, wo einige Knochen genommen und verkauft find, nichts— 
eftoweniger die Strafe Ge Diebitahls den Umftänden nah als ausgeſchloſſen anſehen 
fönnen, indem er annimmt, daß die gewinnfüchtige Abfiht im Sinne bes Grundſatzes in 
. 45 des Entwurfs dennocb nicht vorhanden fei. Der Geſichtspunkt, von weldem ber 
err Abgeordnete ausgebt, ift au in der Kommiſſion erörtert; die Kommiſſion entfchieb 
ch aber aus ben bervorgehobenen Gründen dafür, ben $. 45. nad der Regierungs— 
Vorlage aud auf bie in $. 41. gedachten Entwendungen auszudehnen, weil fi allerdings 
Faͤlle denken laffen, in denen auch ber diefen Handlungen eine offenbar diebiſche Abſicht 
vorliegt. Hiernach empfehle id Ahnen die Annahme des $. 45. Alinea 2, in feiner ges 
— * Faſſung. 
mendement des Abgeordneten von Busen. 
bas Haus wolle beſchließen, am Schluffe des Geſetzes folgende Beſtimmung anzunehmen: 

Die vorftehenden Beitimmungen baben aud in erg Yandestbeilen, in welchen 

weder die Feldpolizei-Ordnung vom 1. November 1847 noch das Auralgefeh vom 

18. September und 6. Dltober 1791 gilt, unter der im Urt. II. des Gefehes vom 

22. Mai 1852 feftgefeßten Beſchraͤnkung Geſetzeskraft. 

Abgeordn. von Beugbem: In dem Bereiche des gemeinen Rechts und in ben 
Bezirken, wo die Ruralgefeße vom 28. Eeptember und 6. Oftober 1791 gelten, bat bie 
er ag bom 1. November 1847 im Allgemeinen feine Geſeheskraft. Der 

rtifel 3. des Geſeßes vom 22. Mai 1852 beftimmt aber, daß, infofern in diefen Bes 
zirken feine befonderen Vorfchriften über die — der Entwendungen von Früchten 
und ſonſtigen Boden-Erzeugniſſe beſtänden, die desfallſigen Strafbeſtimmungen aus ber 
Feldpoligei » Ordnung vom 1. November 1847 Anwendung finden ſollten. Wenn nun 
diefe dort eingeführten Etrafbeftimmungen in dem gegenwärtigen lebiglich für den Be- 
reich bes zraen Rechts beitimmten Geſetze abgeändert werden, und die Abänderun— 
en aud auf den Bereich bes gemeinen Rechts, wie es ohne Zweifel Abficbt ift, Anwen: 
ung finden follen, fo ift es nothwendig, daß fie ausdrüdlich darauf ausgedehnt werden. 
Wenn dies nicht geſchieht, fo werben bie ig Ha Beftinmungen der Feldpolizei— 
Ordnung dom 1. November 1847 dort befteben bleiben und zur Anwendung gebracht 
werben müffen. Um diefe Ausdehnung außer Zweifel zu feßen, babe ih das Amendement 
eingebracht, und empfeble Ihnen daffelbe zur Annahme. . 

‚ ZuftieMinifter Simons: Ein praftiihes Bedürfniß zu diefem Amendement ver: 
mag ich nicht anzuerlennen, wenngleich ich daſſelbe in dem Sinne, wie es geftellt ift, für 
richtig anerfenne, Wenn ber Geleh-Enttwurf, ber jebt zur Beratbung ftebt, zum Geſetz 
erhoben wird, fo ftellt fi) meines Erachtens die Sache folgendermaßen: Es würden bann 
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Paragraphen der Feldpolizei-Ordnung überall da zur Anwendung kommen, wo die feld: 
polize-Ordnung gilt, indem in diefer Beziehung der Gefeg-Entwurf eine Befchränfung 
durchaus nicht enthält. Es werden alfo auch da, wo Artikel 3. des Gefetzes vom 
22. Mai 1852 gilt, und demgemäß einige Beftimmungen ber Feldpolizei-Ordnung zur 
Anwendung kommen, auf melde ſich der vorliegende Gefeß-Entwurf bezieht, biefelben in 
ber veränderten Faſſung diefes Entwurfs und nur in der lekteren künftig Anwendung 
finden können. Daftel e befagt au das Umendement des Herrn Untragftellerd; es 
ſcheint mir jedoch nicht nöthig zu fein, daß dies durch eine hefondere dispoſitive Beftim: 
rg ausgefprochen werde. Glaubt man dennoch ein Bebürfniß anerkennen zu müffen, 
baß diefer Gedanke durch eine ſolche ausdrückliche eg über jeden Zweifel erho: 
ben werde, fo En an und für fi Nichts entgegen, das Amendement in den Geſetz⸗ 
Vorſchlag aufzunehmen. 
Das Amendement iſt angenommen, desgleichen das ganze Geſetz. 


feine Beftimmungen, alfo die veränderten Beſtimmungen der in dieſelben überge ee 


IV. 
Verhandlungen des Haufes der Abgenprdneten 


über 


den Gejeß-Entwurf, betreffend einige Abänderungen des Einführungs-Gejeßes 
vom 14. April 1841. 


Drei und breißigfte Sikung bom 28. Februar 1856. 


Abgeordn. engel: Meine Herren! Ich und meine Freunde, wir werden gegen 
ben vorliegenden Gefeh-Entwurf und gegen alle einzelnen Beitimmungen beffelben ftimmen, 
und zwar aus folgenden Gründen. 

Mir erachten es für einen verderblichen Weg, der mit diefem Gefek betreten oder, 
wenn man willg fortgefeßt wird, in das Syſtem, welches allfeitig genehmigt und befür: 
wortet worden ift, als das Strafgefehßbud beratben und emanirt wurde, auf die Weife 
einzugreifen, wie es bier gejcheben ift, Das — enthält in Artikel 13. ganz 
einfache und durchdachte Beftimmungen über die Regelung der Kompetenz der Gerichte, 
Es liegt diefer Regelung ein ganz richtiger Gedanfe zu Grunde, nämlih: die Kompe— 
tenz zu beftimmen nad der Schwere der Strafe, und zwar nicht derjenigen, die im fon: 
freten alle auszufprecben ift, fondern derjenigen, die überhaupt ausgefprocdhen werden 
kann. Der Gedanke, auf diefe Weife die Kompetenz zu beftimmen, ift darum gewiß der 
allein richtige, weil es bei der Gerechtigkeit jowohl auf ‚die Strafen anfommt, die erkannt 
werden, ald auf die Strafen, die nicht erfannt werden. Darum, meine Herren, batte 
der Artikel 13. ganz richtig beftimmt — und von feiner Seite ift damald irgendwie 
Widerſpruch erhoben worden, daß der Einzelrichter fompetent fein folle nur bei Ueber: 
tretungen, alfo bei ſolchen Handlungen, die im höchſten Maaße mit ſechs Wochen Gefäng: 
niß oder 50 Rthlr. Geldbuße bedroht find. Man war — auf die übrigen Kompetenz: 
beftimmungen brauche ich nicht einzugeben, da es fich in der Vorlage nur um eine Er: 
weiterung der Kompetenz der Einzeltichter handelt — man war damals fchon meiter 

egangen, als das damals beitehende Recht. Nab dem früheren Preußifhen Rechte 
onnte ein Einzelrichter nicht erkennen, wenn die Strafe größer war, ald vier Wochen. 
Man erweiterte die Rompetenz bis zu ſechs Wochen, und das batte feinen guten Grund, 
es barmonirte mit dem ganzen Syſteme des Strafgeſetzbuchs. Was wird Ihnen jeht 
vorgefchlagen, meine Herren, nicht etwa allgemein die Kompetenz des Einzelrichters zu 
erweitern, nein, fondern ibn zu ermächtigen, über gemwifje einzelne Arten von Vergeben 
u erfennen, und dieſe einzelnen Arten von Vergeben der Kompetenz ber Gerichts-Abthei: 
ungen, der Kollegien zu entziehen, obgleich die ri außerhalb der allgemeinen 
Grenzen der Kompetenz der Einzelrichter liegen. Ich babe allerdings in der Kommiſſion 
gebört, daß von einer Seite died als das allein richtige Prinzip der Kompetenzbeſtim— 
mungen angefehen würde, daß man namentlich nicht nach den Gtundſätzen, bie ich bor- 
bin als die des Strafgeſetzbuches anführte, die Kompetenz beftimme, fondern daß man 
einzelne Arten von Vergebungen an ben Einzelrichter, andere wieder, ganz abgefehen von 
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ber Höhe oder Niedrigkeit ber Strafe, an die Gerichtdabtbeilungen berweiſen müßte, 3a 
babe aber eine ſachliche und eine juriftifhe Begründung dieſes Grundſatzes noch nid 
‚gehört; die Staatd-Regierung proponirt auch dasjenige, was fie vorfhlägt, nur aus 
) altifchen Gründen; fie erachtet dafür, daß ein praftiiches Bedürfniß dafür vorliegt, die 

ergeben, die der &. 1. aufführt, und die Kommiffion will deren — noch vermehren, 
bon ben Gerichts⸗Abtheilungen wegzunehmen und an den Einzeltichter zu verweiſen 
% babe alfo, indem ic 9 hiergegen erfläre, nur von dieſem Standpuntte aus meine 

inwendungen und Bebenfen vorzutragen. Zunächſt fage ich, das praktiſche Bedürfniß 
ift gar nicht nachgewieſen, ich behaupte, daß man es nicht für nachgewieſen erachten kann, 
wenn bon einzelnen Gerichten angezeigt und nachgewieſen ift, daß eine große Maſſe 
p t Sachen, und zwar in fo einfachem That- und Rechtöverhältniß, vor fie gelangen, 
aß es wünſchenswerth wäre, die Arbeitsfräfte von mehreren Richtern nicht dafür im 
Anſpruch zu nehmen. Es ift namentlib in Bezug auf die Yandftreicherei und Bettelei 
— id werde mich mit einem einzigen Beifpiele begnügen Lönnen — es if, füge ih, in 
Bezug auf diefe Vergeben uns mitgetbeilt worden, daß z. B. bier in Berlin eine foldye 


Maffe don Fällen vorkime, daß manchmal eine Gerichts Abtbeilung ganze Tage Aa 


mit meiter nichts zu thun bätte, als mit folben Vagabonden und Bettlern, und es i 

ung ferner mitgeteilt, daß bei einem Kreisgerichte, ich glaube bier in ber Mark, bies 
ebenfalls der Fall fei, fo daß der größte Theil der borgefommenen Anflagen faft nur in 
hr er wegen Landſtreicherei und Bettelei beftehe. Dem fehe ich entgegen, dab man 
nicht Gefeke geben foll für einzelne Gegenden, Gerichte oder Landestheile. Es ift das 
ein Grundſatz, den ich immer vertreten babe, und auch bei der Gelegenbeit, als es fi 

darum handelte, folde Beftimmungen zu treffen, die gewiß in dem Bezirke, in dem i 

als Nichter fungire, mit Freuden begrüßt worden wären, Verhältniſſe, die ſich eben nicht 
überall, oder doch im großen Landestheile — finden, begründen noch fein Bes 
dürfniß für ein Landesgefet. Darum fage ich, das Bedürfniß ift noch nicht nachgewiefen. 

Ebenfo verbält es fich mit den anderen Argumenten, die für die Vorlage geltend 
gemacht werden. Man jagt, wozu ſollen bei diefen Sachen drei Richter in Anſprüch ges 
nommen werden, bie Saden find fo einfach, daß fie ein Michter abmachen Tann, ik 
nur beläftigend für die Gerichte. Dieſes Argument laffe ih gar nicht een der ter 
bat fein Amt zu verrichten, es mag die Funktion ihm angenebm fein o 5 nicht, und ich 
frage alle diejenigen, die das Amt aus der Praxis kennen, ob es eine afgenebmere Bes 
ſchaͤftigung ift, en ganze Sikung bindurd mit einfachen Diebftählen zu beichäftigen, 
als mit Pandftreichereien und Betteleien? Mir ift es immer fo vorgelommen, ald ob das 
Erftere noch — wäre, und zwar darum, weil das Lehtere ſich ſchneller ab» 
machen läßt. Das ift alfo auch fein Argument. 

Dann bat man dabon gefbroden, daß die Koften bedeutend vermehrt würben, 
wenn biefe Sachen nicht von dem Cingelrihter abgemacht werden, das ift aber auch nur 
um Theil richtig, und ich glaube nicht, dab der Nachweis geführt werden fann, daß bie 

often durch biefes Befeh fib in einem erheblichen Maße verringern würden, denn es 
fann fi bier nur darum bandeln, daß ein Theil diefer Vergeben nicht mehr an bem 
Eike des ſtreisgerichts, fondern an dem einer Gerichts-Kommiſſion abgemacht werben 
fann, Es fann alfo zunächſt nur von —2 Fällen die Rebe fein, wo das Ver— 
geben näber dem Eihe der Gerichts-Kommiſſion, ald dem Sitze des Kreisgerichts rn 
ommen iſt. Bekanntlich fommen aber biefe Sachen fo zu fieben, daß gewöhnlich ſelbſt 
ber Angefhuldigte vor einer Polizeibehörde geführt wird, die dem Eike des ſtreisgerichts, 
wenigſtens in der Mebrheit der Site nicht zu fern ift, und viele Zeugen-Bernebmunge 
fommen nah den Erfahrnngen, die ich in folden Sachen gemacht babe, eben auch nit 
vor, In ber Regel bandelt es fib um —2* die ganz einfach feſtgeſtellt werden, und 
wo es oft gar nicht nöthig iſt, den Zeugen bis an den Siß des ſtreisgerichts zu laben.. 
Aber ſelbſt; wenn das der Fall ift, wenn in einem gemwifien Umfange, wie ich nicht bes 
fireiten will, die Koften fib vermindern würden, jo halte ich diefen Vortbeil für einen fo 
eringen, * man auf den und bier vorgeſchlagenen Weg in keiner Weiſe eingehen Fann, 
Pamentlic ie Herren diefer Seite (auf rechts deutend) berufen fib fo gern auf bass 
jenige, mas dor dem Jahre IMS gewefen iſt. Nun frage ih Sie, iſt es in — 
erhört geweſen, daß ein einzelnſtehender Richter bis zu 6 Monat Freiheitsſtrafe hat er: 
tennen folen? Dagegen hätte man ſich in jener Zeit auf das Allerlebbaftefte widerfe 
man bätte ed für ganz unmöglich, ganz umerbört gehalten, und jeht will man dies au 
ſolchen, wie mir fheint, untergeordneten Nebentückſichten einführen, und zwar nicht all» 


edb 


u 
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emein einführen, nein, man will bei der Verfchiebenheit, die in der Gerichts-⸗Organiſalion 
Aattfindet, bie Garantie, die man doch grundfäglic darin fucht, daß ein Kollegium er: 
kennt, demjenigen Angellagten nicht belaffen, der zufällig einer Gerichts-Kommiffion näher, 
aufgegriffen wird. Das halte id für abfolut unzuläfftig. Aber wohin führt der einge 
fchlagene Weg weiter? Sehen Sie den $. 3. an und vergleichen Sie die Anträge, die 
noch weiter geben. Mit dem Bruch, den Sie dur das vorliegende Gefeh in das rich— 
tige Syſtem und in bie richtige Anſchauung machen, eröffnen Sie allen den, wie mir 
ſcheint, Heinen und nicht zu beachtenden Rüdfichten und allen foldhen Unträgen ben Weg, 
bie dahin geben, aus einem, diefem oder jenem borgefommenen Bebürfnig, für baffelbe 
glei durch Aenderung des ganzen Strafgeſetzbuches Hülfe zu fchaffen. 

Der erfte Grundfaß, der mir gewiß nicht beftritten werben fann, und gegen ben 
ich auch noch nie den leifeften Widerfpruch gebört babe, ift doch der: daß, wenn man 
ein Kompetenzgefeh macht, d. b. wenn man fagt, dieſe und dieſe Gegenftände follen vor 
dem, dieſe und diefe Gegenftände dor dem Gerichte verbandelt werben, dann müfjen bo 
die Beftimmumgen erfennbar jein, wen das lompetente Gericht zu handeln anfangen Ai; N 
Wohin führt und aber diefe Vorlage? Dabin, daß man davor erfhridt, das alleın Rich 
fige zu beitimmen, nämlich, daß, wenn es ſich findet, daß ein Einzelrichter nicht kompetent 
war, er bie Sade von fi an das kompetente Gericht weifen muß. Man ift fi in bie: 
fer Beziehung ſehr wohl bewußt, daß folder Fälle ſeht viele vorkommen würden, und 
dadurch alle vermeinten Vortheile vollftändig elidirt werden würden. Um das zu vermei- 
ben, entjchließt man fich, zu fagen: wenn du Einzelrichter auch nad ber Beftimmung bes 
Geſetzes findeft, daß du in der Sache nicht Fompetent bift, aber im konkreten Kalle an- 
nimmft, daß nur eine folde Strafe zu verbängen ift, wie fie deine Kompetenz zuläßt, 
bann erkenne du nur, dann wollen wir gar nicht danach fragen, wonad in allen anderen 
re gefragt werben muß, ob nicht eine höhere Strafe zur Anwendung kommen follte, 

* dich nur beim Erkennen der Strafe in den Grenzen bed dir anvertrauten Straf: 
maaßes. 

Meine Herren! Man ſcheut ſich auch nicht davor, daß man mit fi ſelbſt in Wi— 
beriprud tritt. Das nämlich erkennen die Amendements, die noch zur Sprache fommen 
werden, an, daß nur eine Gerichts: Abtheilung und nicht ein einzelnftehender Richter die 
Beoge über die Höbe der Strafe nah der einen Seite hin beantworten kann, Nur bag 

ollegium fann befchließen, daß für das vorliegende Vergeben ein Bon Strafmaaß an- 
gemefjen ift, dagegen foll ein Gericht, welches nicht kompetent ift, die Frage nad ber 
einen Seite bin zu bejaben, biefelbe nach der anderen Seite bin zu verneinen kompetent 
fein. Das ftimmt nicht mit richtigen Grundfäßen der Rechtöpflege überein. Ih will 
nicht einmal auf die fehr natürlichen Folgen eingeben, die das praftifch haben wird; es 
wird ſich das ganz von felbft herausstellen. Ach wiederhole beute, was ich neulich ge: 
fagt habe: die Richter find feine von anderen Menfchen verfchiedene; fie unterliegen ben: 
jelben Schwächen, wie alle Menſchen. Es wird fi, gewiß nicht in Folge von Böswil— 
ligfeit ober ftrafbaren Tendenzen, fondern in Folge der menfhlihen Natur, finden, daß 
um die Sache einfach abzumadyen, ſich der einzelnftebende Richter in allen hr 

ällen mehr zu der Anficht binneigen wird, daß der Fall nur fo milde zu beurtbeilen 
ein wird, bas er erkennen fann. Ich werde deshalb den Einzelrihter nicht anflagen; 
ih kann mir aber nicht verhehlen, daß aus ganz guten praftifhen Motiven die An: 
fhauung des Einzelrihterd nah und nad die Richtung befommen wird, daß er es für 
angemefien und feiner Pflicht entſprechend hält, fo zu verfahren. Sie fehen, zu melden 
Gefahren es führt, wenn man biejenigen Grundfähe, melde ich Ihnen als bie richtigen 
—— en babe, verlegt und auf diejenigen übergeht, welche dem Geſetz-Entwurfe zum 

unde liegen. 

Es liegt Ihnen ſchon das mwahrfcheinlich fpäter zur Sprache kommende Amenbe: 
ment vor, mwonad ein geehrter Abgeordneter fo weit ‚gehen will, die allermeiften Fälle, 
die überhaupt von Vergeben vorkommen, nämlich Diebftähle, in derfelben Weife zu be 

nbeln, wie ich fie eben als eine durchaus nicht mit den Forderungen der Gerechtigkeit 
bereinftimmenbe gefdildert habe. Sie ſehen bier, wie fehr man es gleich benußt, wenn 
bie richtigen und feſten Grundfähe des Strafgefehbuches verlaffen werden, und darum 
erwägen Sie die Gefahr, in die Eie die Sache bringen, und berwerfen Sie nicht blos, 
was ich mit Gewißbeit hoffe, das Amendement Ziegert, weldes mit dem von ber Kom: 
miffion verworfenen Vorſchlag übereinftimmt, vermerfen Sie das ganze Geſetz. Die Ge 
richte werden die Sahen, womit fie früher fertig geworden find, auch ferner erledigen, 
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und ich babe nirgends gebört, daß über eine Entſcheidung der Gerichte in den Sachen, 
um die es fi bier handelt, eine Beſchwerde vorgekommen wäre. 

Juſtiz⸗-Miniſter Simons: Cs läßt fib nicht verfennen, daß fuftematifhe Un: 
ordnungen, welde die Kategorieen der ftrafbaren Handlungen mit den Beftimmungen über 
die Zuftändigfeit der einzelnen Gerichte in eine genaue Webereinftimmung bringen, ihre 
befondere Vortheile haben; es fann alsdann in jedem einzelnen Kalle aus der angedrobs 
ten Strafe nicht nur entnommen werden, zu welcher Kategorie der ftrafbaren Handlun: 

en der einzelne Fall gebört, fondern aud vor weldes. Gericht derfelbe zu bringen ift. 
Sntefen darf man biejer Forderung der ftrengen Spftematif doch feinen überwiegenden 
influß auf die Bedürfniffe des Lebens einräumen. Es ift auch nicht immer moglich, 
eine Abhülfe dadurch zu befchaffen, daß man gewiffe Rategorieen von ftrafbaren Hand: 
lungen aus der einen Klaffe in die andere verſetzt, alfo eine firafbare Handlung, bie 
ur Klaffe der Vergeben gebört, in die Zabl der UWebertretungen einzureiben und 
habına die ſyſtematiſche Uebereinitimmung beizubebalten. Es ftebt dem entgegen, daß 
ch Fälle denken laffen, im welden das geringere Maaß der für Uebertretungen zus 
äffigen Strafe feine genügende Etrafe mehr fein würde. Die Fälle, in welchen man 
eine Abweihung von der ftreng ſyſtematiſchen, im Artikel XIII. des Einführungsgefeßes 
zum Strafgefeßbudbe anerkannten Anordnungen eintreten u lafjen, für nöthig erachtet 
bat, find gerade folde, in welden die überwiegende Mehrheit der Gerichte und der Be- 
amten der Staatsanwaltſchaft es bevorwortet bat, eine ſolche Aenderung berbeizuführen. 
Allerdings wird e3 darauf ankommen, diefe Ausnahmen nicht zu weit auszudehnen, und 
ed würde das gefcbeben, wenn die Anträge, die in dem Ziegertfhen Amendement wieder 
aufgenommen find, Ihre Zuftimmung finden. 

Die Frage, wie weit darin zu geben fei, wird, wenn der Grundfaß einmal durch— 
brochen ift, allerdings von dem Ermeljen der Faktoren der Geſetzgebung abhängen; in: 
beffen es wird ſich, wie die Unfichten im Einzelnen auch verfchieden find, immer annehmen 
laflen, daß das übereinftimmende Ermeffen der gefeßgeberifhen Faktoren auch ein meifes, 
fahgemäßes fein wird. Ich mache nod darauf aufmerkfam, daß, fo fehr man auch bei 
ber Redaktion des Strafgeſetzbuches bemüht gewefen ift, die ftrenge Abgrenzung beizube- 
halten, es dody unvermeidlich gewefen ift, von vorn berein Ausnahmen zuzulaffen. Es 
AR * aus dem erſten Satz des Artikels XX. des Einführungsgeſetzes, welcher 
abin "lautet: 

„Soweit durch befondere Geſetze über Materien, binfichtlih welder das Strafgeſetzbuch 
nichts beftimmt, eine über die gegenwärtigen Grenzen der Bolizeiftrafen ($$. 333., 334., 
335. des Strafgefehbuches) hinausgebende Strafe angeordnet und‘ den Polizeigerichten 
eine höbere Kompetenz beigelegt ift, bebält es dabei fein Bewenden.“ 

‘ch erinnere hierbei befonders an die älteren Strafbeftimmungen, welde die Ge- 
mwerbepolizei betreffen und zugleich dem Einzelrichter ein weites Gebiet gewähren, ib glaube 
bis zu der Grenze, welche der Herr Vorredner prinzipiell für unzuläffig erklärt hat. Unter 
diefen Umftänden wird daber ein durchgreifendes Bedenken nicht dagegen obmwalten, aud) 
diejenigen Ausdehnungen zuzulaffen, weldye im vorliegenden Falle in Antrag gebracht 
worden find. Der zweite Punkt, welder Gegenftand der Ausftellung des Herrn Vor: 
redners gemwefen ift, berubt ebenfalls auf Gründen der Zwedmäßigfeit; es ift died die 
Anordnung, daß unter gewiffen Umftäinden die Kompetenz des Einzelrichters auch von 
dem Ermeſſen beffelben in conereto abhängig gemacht fein fol. Es bat bei diefer Be: 
flimmung der praftifhe Geſichtspunkt obgewaltet, daß gerade bei geringen Straffällen es 
etwas Unangemefjenes ift, wenn die Erörterungen über den Gerihtsftand, welchen diefe 
an fi) wenig bedeutenden ftrafbaren Handlungen zuzumeifen, einen unangemefjenen Zeit: 
raum erbeifhen, und_erft ndch Jahr und Tag, wenn die ftrafbare Handlung felbft in 

dem Gedäctniß des Orts, wo fie fi) zugetragen bat, längft vergeffen ift, durch die Ent- 
f&heidung ber verfhiebenen Anitanzen bis zur höchſten binauf feftgeitellt wird, was in 
Betreff der Kompetenzfrage Nechtens fei. Diefer praftifche Gedanke bat allein bier vor: 
gemaltet. Ich Se zu, dab ſolche Vorſchläge wie fie der Geſetz-Entwurf enthält, gerade 
nicht * af teit des Gebäudes der Kompetenzvorfchriften beitragen, aber ich glaube, 
daß fie gute praftifhe Früchte tragen werden; deshalb Bitte ich Sie, den prinzipiellen 
Bedenken, wie fie ber Vorredner aufgeftellt bat, nicht beizupflichten. 

Berichterftatter Abgeordn. Breitbaupt:, Meine Herren! Die Bedenken, welde 
der Abgeordnete für Berlin gegen den Gefeg-Entwurf erhoben bat, beruhen hauptfächlich 
darauf, daß das Syſtem des Cinführungsgefehes in Beziehung auf die Rompetenz-Vor: 
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ſchriften durch den Geſetz⸗ Entwurf noch weiter durchbrochen werde. Wenn es zuerft durch⸗ 
broden würde, fo möchte das, was der Herr Redner vorgebracht, in der That geeig- 
net fein, große Bedenken gegen das Geſetz berborzurufen. Indeſſen find die Kompetenz: 
vorſchriften des Einfüprungögfees bereit8 durch das Geſeß vom 22. Mai 1852 bu 
broden worden. Darin ift nämlich bereits beftimmt worden, daß gewiſſe Verbrechen ſtatt 
vor den Schwurgerichten ferner vor den Gerichtsabtheilungen verhandelt und entſchieden 
werden ſollen. Nach dem Strafgeſetzbuch find bekanntlich die ſtrafbaren Handlungen ein: 
getheilt in Verbrechen, Vergeben und Uebertretungen; dem ſchloß ſich das Einführungs- 
ejeh an, indem ed den Schmwurgerichten die Verbrechen, den Bene ie 
ergeben und den Einzelrichtern die Uebertretungen überwied. Durch da Sa bom 
22. Vai 1852 wurden aber, wie erwähnt, den Gerichtäabtheilungen auch Verbrechen 
überwiefen. Das gefchab ſchon ein halbes Jahr, nachdem das Strafgefeßbuh und das 
Einführungsgefeg in Wirkfamteit getreten waren — am 1. Juli 1851 — obgleich man 
ſich nicht verbehlen konnte, daß das Geſetz einen tiefen Eingriff in das Syſtem des Straf: 
geſetzbuches thue, unter Zuftimmung nicht nur der Herren diefer (zur Rechten), fondern auch 
von Seiten des Hauſes, welcher der Herr Abgeordnete für Berlin angehört, weil das praf; 
tiſche Bebürfniß dazu vorhanden war. Es waren nämlich die Schwurgerichte fo überhäuft mit 
Verhandlungen von Verbrechen, daß man, um die Geſchworenen nicht — 598— von ihren 
ſonſtigen Geſchäften abzuhalten, zur Abkürzung der Sihungsperioden der Schwurgerichte 
ihnen gewiſſe Klaſſen von Verbrechen entziehen und fie den Mey übermweifen 
mußte. Nachdem man alfo dem praftifchen Bedürfnis bereits in diefer Weife Unerten- 
nung verſchafft bat, daß man die Kompetenz der Gerichtsabtheilungen auf Koften ber 
- Schwurgerichts« Kompetenz erweiterte, fo ſcheint es mir auch um fo weniger bedenklich, 
daß man nun weiter dem praftifchen Bedürfnig nachlommt. Ein ſolches waltet jept für 
die Erleichterung der Gerichtäabtheilungen ob. Schon in gel e des Geſetzes vom 22. Mai 
1852 find den Gerichtsabtheilungen eine Menge von Ber sehen zugefallen, und fie wer- 
den fernerhin noch eine beträchtliche Zahl von ftrafbaren Handlungen zu verhandeln und 
zu entfcyeiden haben, die bisher vor die Schmwurgerichte gebörten, in Folge des Geſetzes, 
was heute zuerft bier berathen worden ift, indem nad diefem Geſetz viele Handlungen, 
welche bisher als Verbrechen angefehen wurden, künftig als Vergehen angefehen werden 
müffen, da die bisher dafür angebrobte rg er in Gefängnißftrafe umgewandelt 
worden if. Dur den dorliegenden Gejeh- Entwurf will man nun in ähnlicher Weife 
- wie man bie Schwurgerichte erleichtert hat, die Gerichtsabtheilungen dadurch erleichtern, 
daß man für ſie die Zahl der jeht zur ihrer Kompetenz gehörigen Ver er berringerf, 
indem man einige davon zur Unterfubung und Enticheidung an die Einzeltichter verweifet. 
Diees find die Motive der Regierung zu der Gefehvorlage, "denen die Kommiſſion 
beigetreten ift. Man bat ſich aber in der Kommiſſion für die Erweiterung der Kompe— 
tenz der Einzelrichter auch um ihrer’ felbft willen ausgefprocden. Es wurde die Anſicht 
geltend gemacht: foweit man einzelne Straffälle dem Einzelrichter übertragen könne, ohne 
dem Angeklagten den ihm durch die Unterfuchung zu gewährenden Rechtsſchutz zu ent 
geben, foweit müfe man aud die Kompetenz der Einzelrichter erweitern. Ich fann nicht 
ehaupten, daß diefe Anficht die der Mebrbeit der Kommiffion ift, jedoch ıft fie in’ ber 
Kommiffion geltend gemadt worden. Das Verfahren vor dem Einzelrichter gewährt vor 
demjenigen bei den Gerichtsabtbeilungen bie großen Vorzüge, daß es einfader und 
darum gewöhnlich auch fchleuniger it, daß geringere Arbeitskräfte in Anſpruch genom: 
men werben, als bei den Gerichtdabtheilungen erforderlich find, und daß in Bezug auf 
bie Fälle aus den Bezirken der Gerichtäfommiffionen, durch die Verhandlungen ber: 
felben an den Siken ber Gerichtsfommiffionen, den Zeugen und Sachverſtändigen beläfti- 
gende Reifen zu den Eiken der —— und der Staatskaſſe erhebliche Koſten 
erſpart werden. Der Herr Abgeordnete Wenhel bat zwar hervorgehoben, daß bie Ar— 
beitserleichterung für die Gerichtsabtheilungen eine Ehe „bebeutenbe nicht fein werde, 
Allerdings wird diefelbe nicht in allen Gerichtäbezirfen glei groß fein. Am meiften 
wird fie bervortreten bei den Gerichten in den großen Städten und bei den an den Yan- 
beögrenzen belegenen Kreisgerichten, weil bei diefen vorzugsweife oft über das Vergeben 
ber Zandftreicherei zu verhandeln ift. Wir haben namentlich in dem Departement des 
Kammergericht3 einige Gerichtsbezirke an der Medlenburgifchen Grenze, wo auferorbent: 
lich viele derartige fälle vortommen. Es würde nun allerdings, wie der Abgeordnete 
Wentzel behauptet bat, bedenklich fein, um deswillen, weil bei einzelnen ‚Gerichten eine 
Ueberfüllung ftattfindet, ein Geſetz für den ganzen Staat zu erlaffen, allein das Beben: 
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ilt * in der —— * llen, die im $. 1. bes re aufgefühet 
— nd dies en fo einfacher Art, daß die tbatfähliche Unterſuchung und die 
—* Sr; — ig gar leine Schwierigkeiten darbieten, 


Ücktrungen un * — nod das in Betracht, daß in Beaug auf die Zransportfoften 
Folge dieſes Geſehes eine erhebliche Erleichterung für die Staatstaffe eintreten wird. 
Gamer müffen nämlid die Vagabonden zc. nad dem Sitz bes follegialifhen Ge- 
geführt werden, damit dort die Unterfuhung und Entiheidung ftattfinden fann. 
fig wirb eine ſolche Transpertirung nicht mehr erforderlich fein, und wo man ſolche 
Koften vermeiden kann, ift gewiß *6 daß wir es thun, da belanntlich die Koſten 
des Strafverfahrens ic r grob find 
Wenn ferner —— ellend gemacht find gegen die Rege — der Kompetenz 
der im conereto — en * — ehe fi dieſe Bebenfen nur auf bie 
mmung bes $. 3. und nicht auf dem $. Ich behalte mir daher dor, bei dem 
der ga resp. dem Zieg 3* Umendement, näber auf dieſelben eins 
* r „ient empfeble ich Im die ie Borfohläge ber Kommiſſſon zur mn 
oron. von Gräven a (Eibing); Meine Herren! Der Art. 1. des Ent⸗ 
wi Kin die ur enden; De efehes babin, Bob, eine Aenderung ber Kompetenz: 
—— —* erfolgen ſoll, und es moͤge mir daher geſtattet 
J — — allgemeine Bemerlungen hieran zu —8* 
mint mir namentlich darauf an, das Geſetz nach Kräften vor einem Vorwurf 
* der Herr Abgeordnete für Berlin demſelben gemacht bat, den nämlich, daß 
tinzip ber in Art, XIII. des Einführungsgefehes angenommenen Dreitheilung 
Der Dreitbeilung, wie darauf aud der + bgeordnete für Berlin hingewie⸗ 
at, liegt der richtige Gedanke zu Grunde, daß die Garantieen, melde das 
—— dem Staate und dem Angeklagten gewähren ſoll, ſich müfs 
fen nach der Schwere der verfchiedenen ftrafbaren Handlungen. Dan wird alfo nur 
dann dem Gefeh-Entwurfe prinzipiell einen Vorwurf mit Recht machen, wenn man glaus 
ben Ein is bas Gefeh jenen richtigen Grundfak alterirt babe, und das nehme ich in 
der That ni 
Ein Ali auf die ftrafbaren Handlungen, um melde es ſich bier banbelt, veigt; 
daß biefelben ohne Ausnahme wirllid mehr den Raben einer UÜebertretung, 
ben eines Vergehens baben; fie baben in der That alle überwiegend einen —— on 
Charalter — * dem mehr ftrafrechtlihen Charakter, welder den 
Vergeben beimohnt, Es ift died namentlih in Beziehung auf das unbefugte —* 
einer Uniform, die Landſtreicherei, qewerhämkine Unzucht u, f. w. überwiegend, gr 5* 
es iſt ohne Ausnahme der Fall. Nur darin bat der Abgeordnete für Berlin volllo 
Recht, daß eine freilich mehr formelle Autonfequens infofern vorliegt, als man "nicht 
geradezu —A bat, daß die fraglichen Vergehungen in den Kreis der Uehertre⸗ 
en ** 88 ſollen. Dazu hatte man feine beftimmten Gründe. Man 
wollte im Sal en des Angellagten den ſtaͤrkeren Schub des Rechtsmittels bei Vergeben 
beibehalten, und namentlich allerdings war die Rücſicht auf das höhere Strafmaaß ber 
fest Vergeben beftimmend, Dan mochte fich nicht ohne allegemeine Revifion bes 
entiheiben, das Strafmaaß a reifend herab obwohl dies zum 
Bill t —— geweſen fein würde, Das ift wenig gewiß, daß in ben 
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Fällen ber Art auf ein hohes Strafmaaß der Regel nah nit erkannt wird. Es liegt 
daher im Wejentlichen nur eine formelle Inkonſequenz, aber feine materielle Ungerechtig: 
keit in Beziehung auf die dem Angeklagten fernerhin durch das Verfahren gebotene Ga— 
tantie bor. 

Ein praktifhes Bedürfniß für die beabfichtigte Kompetenz-Aenderung lag aber 
in der That vor. Ach glaube, es ift dies von der großen Mehrzahl der Gerichte aner- 
fannt worden, Der Herr Abgeordnete für Berlin empfiehlt im Intereſſe umferer Juſtiz— 
DOrganifation die Ablehnung des Geſetzes. Ich glaube, daß gerade der, dem die Forldauer 
und bie ruhige Reform unjerer aufignerfefung. am Herzen liegt, mit größerem Rechte 
fagen fann: „nehmen Sie das Geſetz an!“ iderfprüche mögen gegen bie Kompetenz: 
Beitimmungen des Strafrechts bei der legislatorifhen Berathung deffelben nicht erhoben 
fein, aber das Leben bat dieſen Widerfpruch feitbem erhoben. Ach weiß, dab im meiner 
Umg 18, wenige Richter geweſen find, die eine Aenderung der Gefehgebung in der jeßt 
beabſichtiglen 33 nicht für dringend nothwendig gehalten haben. Noch einmal, gerade 
im Sntereffe des Beſtehenden wäre bier eine ftarre, formelle Konſequenz nur bedauerlich, 

Einen Vorwurf muß ih dem Herrn Abgeordneten für Berlin endlich daraus 
machen, baß er bei der Beſprechung des Entwurfs einen fo mwefentlihen Werth auf bie 
Beftimmung des $. 3. gelegt und mit Rüdficht darauf dem Gefehe zum Vorwurf ge 
madt bat, daß es die Kompetenz des Richters von wechfelnden Bedingungen abhängig 
made. Diefer Vorwurf würde bas Gefeh doch nur dann treffen, wenn, was .ich mit 
dem Abgeordneten für Berlin nicht wünſche, das Ziegertihe Amendement angenommen 
würde. — In Beziehung aber auf die Kompetenzbeitimmung des $. 3. ift ind Auge zu 
fafjen, baß diefelbe fib auf ein abgegrenztes Gebiet von ftrafbaren Handlungen bezieht, 
welche präjfumtid als Webertretungen gelten und vor ben Einzelrichter gelan— 
gen und daß durch die in $. 3. von den fonftigen Rompetenzbeitimmungen gemachte 

usnabme gerade der Nachtbeil einer unfiheren Kompetenz bermieben wird. 

Abgeordn. Wengel: Den Vorwurf, den mir der geehrte Worrebner zu: 
legt gemacht bat, doch die Eleine Bemerkung entgegen, daß er sugegeben bat, daß 
ih Beranlaffung zu dem Vorwurfe hatte, weil der.$. 3. des Geſetzes allerdings, wenn 
auch nicht in dem Umfange, wie der Abgeordnete Ziegert wünſcht, den, wie ich glaube, 
bon bem Herrn Vorredner nicht vertheidigten Grundfag aufftellt, daß die Kompetenz bes 
Richters erft von ihm folle feftgeftellt werben dur fein Ermefjen über die Höhe der ans 

umendenden Strafe. Wenn der Herr Vorredner meint, daß diejenigen, welde für bie 
Fuftig + Drgauifation lebhaftes Intereſſe haben, für dad Gefek fein follten, fo glaube 
ich, daß dies in gewiſſer Beziehung ganz richtig fein mag, in ber Beziehung nämlid, daß 
auch ich glaube, es find fhon manche Veftrebungen, die dahin geben, unfere Zuftiz.Or: 
ganifation in dem Sinne zu berbefjern, wie der Abgeordnete für Neuftettin (dev Aeltere) 
ed für wünfchenswerth hält, aufgetreten, und daß der Herr Vorredner die gute Meinun 
und bie gute Abfiht ausgeſprochen hat: man folle folden Beftrebungen nicht —— 
Nahrung geben, dab da und dort über die Unzuträglichkeit unſerer Juſtiz-Organiſation 
geklagt werde. Wenn ich aber aud dies Alles anerkennen will, glaube ich doc, daß, 
wenn unjere Juſtiz⸗Organiſation nicht auf einer fihereren und fefteren Grundlage ftebt, 
als die wäre, melde auf jene Weife erſchüttert werden kann, würde fie ſich nit bal- 
ten; ich hoffe aber ganz gewiß, fie wird ſich halten, denn es ift glüdlicherweife dafür 
ri daß die Bäume nicht in den Himmel wachen. Wenn entgegnet worden ift, «8 
ätten doc) — Vergeben, welche der $. 1. aufführt, mehr einen polizeilichen * 
rakter, fie glichen mehr den Uebertretungen, und man babe ſich nur nicht entſchließen 
können, fie unter die Lebertretungen einzureihen, weil man eine Strafe bis zum Maxi— 
mum bon fehs Wochen nicht für angemeffen erachten konnte, fo fagte man eben damit 
nur, daß fie feine Uebertretungen find, denn eine Mebertretung ift eben nur eine firaf: 
bare ——— die nur mit ſechs Wochen Gefängniß beſtraft werden kam. Den Schutz, 
den ber Herr Referent den Angeklagten zum Troſt vorbehält, den fie aus dem Rechts— 
mittel ziehen follen, auf den gebe ich nicht viel. Ich glaube, alle diejenigen Herren, 
melde dig zweite Inſtanz in Strafſachen praftifch kennen gelernt haben, werben mir Recht 
geben, wenn ich die Unfct ansiprehe, dab das Problem zur Zeit noch nicht gelöft iſt, 
wie auf eine angemefjene Weife die zweite Inſtanz mwirkli einen Schuß gewähre, und 
wie fie ein Mittel zur Verbefferung des lirtbeils erfter Inſtang werben folle. Die 
Schwierigkeit liegt in der tbatfächlichen Feſtſtellung, weil eben nicht nach pofitiven Be- 


weistegelm gerichtet wird. 
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Wenn gefagt worden if, und der Herr Neferent bat dies auch berborgehoben, bie 
Geriht3-Abtbeilurigen feien dadurch beläftigt worben, daß eine Anzahl Sachen von den 
Schwurgerichten an die Gerichts-Abtheilungen übergegangen fei, und andere Sachen in 
Folge des vorbin votirten Geſetzes nocd übergeben würden, und baraus folgert, wir 
müßten darauf Bebadıt nehmen, die Gerichts-Abtheilungen zu erleichtern und gewiſſe 
Sachen von ihnen an den Eingelrichter herunter aelangen lafien, fo erlaube ich mir, darauf 
zu bemerfen, daß e3 ein vollftändiger Irrthum ift, daß die Gerichts-Abtheilungen irgend— 
wie mebr Arbeit befommen, wenn Sachen nicht vor dem Schwurgericht verhandelt wer- 
ben, benn die Schwurgerichte befteben aus benfelben Richtern, aus denen die Gerichts— 
Abdtheilungen gebildet werden, und es werden daher die Richter erleichtert und nicht mehr 
beläftigt, wenn Sachen fortan nicht mehr nach dem zeitraubenderen und mehr Perfonen 
erforbernden Verfahren vor ben Schwurgerichten verhandelt werben. Ich halte daher das 
ganze Argument nicht für zutreffend. Es könnte übrigens daſſelbe aud dahin Kühren, 
daß man fpäter fagte, nun müffe aud der Einzelrichter erleichtert werden, und darum 
müffen wir Sachen an die Polizei abgeben, 

Laflen Sie mich noch eine Bemerkung machen. Entweder ift die Sade wirklich 
don großer Bedeutung, ed werden durch das Geſetz den Gerichts » Abtheilungen viele 
Sachen entzogen, oder es ift dies nicht der (all. Tertium non datur. Im erften Falle 
werben bie Eingelrichter überbürdet, und es werden bie arößten Verlegenbeiten entiteben. 
Die für bie Gerichts:Kommiffionen abgegreniten Bezirfe werden nicht mehr zutreffend 
fein, und man würde dadurch bie Juſtiz-Organiſation und die Verwaltung in Verle— 
5** ze Im letzteren Kalle erzielen Sie das nicht, was der Gefeh-Entwurf im 

uge bat. 

: Aus allen diefen Gründen fann ich Ihnen nur empfehlen, den Artikel 1. abzus 
lehnen. Sollten Sie das thun, fo wäre bad Höchſte erreicht, was nur erreicht werden 
könnte, denn dann würde von felbft folgen, daß mir die "einzelnen Paragraphen nicht 
annehmen fönnen, 

Amendement des Abgeordn, Fiegert und Genoffen. Das Haus der Abgeorb- 
neten wolle beſchließen: 

in dem Gefek-Entwurfe, betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger Beftimmun- 

gen bed Einführungs-Befehed zum Straf-Geſetzbuche bie 88. 2. und 3. des Artikel 1. 

abzulehnen und dagegen folgende — — zu beſchließen: 


In rg! des einfachen Diebftabls in den Fällen ber 68. 216. und 217, 
Nr. 1.—6. des Straf-Geſetzbuchs, der Unterſchlagung ($. 227. a. a. DO.) und ber 
einfachen Seblerei ($. 237. a. a. D.) erfolgt unter den Einfhräntungen ber $$. 3, 
und 4., infofern nicht Rüdfall vorliegt, die Unterfuhung und Entſcheidung durch 
den Einzelrichter, wenn der Werth des Gegenftandes des Diebſtahls, der Unter: 
fehlagung und der Heblerei nicht mebr ai Thaler beträgt. 


Hinfichtlich der in dem &. 2. erwähnten Vergeben bat ber ee in den⸗ 
jenigen fällen ſich der Entſcheidung zu enthalten, in melden derfelbe nad ftattge: 
fundenem mündlichen Berfabren nicht blos eine Sefängnißftrafe, und zwar eine ſolche 
don höchſtens dreimonatlier Dauer für angemeffen erachtet, dagegen aber inner- 

+ bald diefer Grenzen auch alsdann zu erkennen, wenn bei der mündlichen Verhand— 
* ſich ergeben pt, daß der MWertb der entwendeten, unterſchlagenen oder ver: 
beblten Gegenftände Einen Thaler 


Iſt in den bei dem er auf Grund bes 8. 2. anbängig gewordenen 
Unterfuchungen die Zuftändigfeit deffelben zur Abfaſſung des Urtbeils nah $. 3. 
ober deshalb ausgefchloffen, weil fib im Laufe derfelben ergeben bat, daß der An- 
eſchuldigte fi bereits im Rüdfalle befindet, fo bat der Einzelrichter mittelft Be- 
"hluffes, gegen melden eine Beſchwerde nicht ftattfindet, zu erklären, daß die Sache 
an bie Gerichts: Abtbeilung abzugeben ſei. Behufs der ee! bos der Ges 
richts⸗Abtheilung ift eine Anflageichrift und ein auf Grund derfelben die Einleitung 
der Unterfuhung anorbnender Beſchluß ($. 39. der Verordnung vom 3. Januar 
1849, Geſetz⸗- Sammlung Seite 14) nicht —— 


Für das Verfahren in den Fällen ber- $$. 1. und 2. fommen die Beftimmun- 


Aus ben Landia 


gen in Den $$. 28. bis 35. und 37. 
nwenDung. 

Fals ein Ungefhuldigter oder 3 
bebarf es ber Zujiehung eines Dolme 
jhreiber Der fremden Epracde mächtig 


In WUnf ebung der Rechtsmittel gelten die für Vergeben beftehenden Vor 
Ubgeordn. Ziegert: Wenn für die in den Motiven der Rtegierungs - 
angegebenen Zwoecke ber Erleichterung ber Gerichts: Abtheilungen und der Ron 
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der Verordnung ‚dom 3, Januar 1834 zur 
euge der Deutfchen Sprade nicht mh +5 . 

— nicht, wenn ber Richter ober Gertegn 
Fien. 


R > fg 


—*5 ener 
etwas Weſent liches gewonnen werden ſoll, dann darf man, meine ich, bei dem > — 
welche der Beſetz-Entwnrf und der Vorſchlag der Kommifſion der Kompetenz ber € angel 


richter unterm orfen wiffen will, nicht fteben bleiben, ich 
macht habe, Liegt insbefondere der Schwerpunkt der Arbeitslaft der Gerihtd-Abtbe= T zzın = 


Nah den Erfahrungen, die 


bauptfählicp im Der fehr weiten Kompetenz, welche biefelben haben bei den Ve b oe rz “ 
Diebftahls, Ber Unterihlagung und der Heblerei. Meines Erachtens muß 2 Di 


Seite bin Abhülfe verſchafft werden, und diefe Abhülfe foll gefchaffen werden vum- 

Amenbement, infofern als unerheblice Fälle biefer Art dem Cingeltichter überwiefe mm — aan" 
ben folln. Halten Sie dies für nöthig ober aud nur für zwedmäßig, fo, gaaz > e ich, 
werden Sie ſich aus bloßer Liebe zu einem durchlöcherten Spiteme nit abhalten X eı fTen, 


praftiich zu fein. 


Ih babe mid für verpflichtet gehalten, Ihnen das Amendement zu empfeb [ezr. 
Regierungs-Sommiffarius, —— Sydow: Die Regierung Das 


„Amendement, welches ber Herr Anira 
fien Erwägung unterzogen ; biefelbe h 
fönnen, daß es auf dem Wege, welden zu 
zu weit gehen dürfte. Es ift Veranlafjung 


teller Ihnen jo eben empfohlen bat, ber veäftfic: 
at ſich aber nicht der Ueberzeugung verſch Liegen 


betreten für angemeſſen gefunden worber= if, 
genommen worden, noch neuerding SLtam: 


men aus der_Prazis und wirklichen Erfahrung über den Vorfhlag zu vernehmen; zı uch: 
dem biefe Stimmen fid nit übereinftimmend mit demfelben ausgefproden baben, 
glaubt auch die Wegierung ihr Einverftändnig mit dem Vorſchlag jet nidt erllaren zu 


Abgeorbn. von Prittiwig (Bunzlau): Meine Herren! Ih beantrage, Das 
Amendement, um wmeldes cs fi handelt, zu verwerfen. Ich theile nicht die An dt Des 


fünnen. 


Her Abgeordneten für Berlin, der fon 


jebt das Mißtrauen begt, daß in Jufzzurı ft 


einmal eine Abgabe bon Unterfuhungen, wie fie uns das gegenwärtige Gefeh behbandelt,aıı Die 
Polizei erfolgen könnte. Uber eben, weil ih von ſolchem Mißtrauen fern bin, mpfebIe 


ich Zonen, wie gefagt, dem Amendement nicht zuzuftimmen, und zwar aus drei GrinDbern. 
Der Eingelrichter bat jest bereits alle Uebertrefungen zu unterfuchen und zu ntfobei- 


den, alle Borumterfudungen zu führen; alle 


Geſchaͤfte, die ihm ald Mitglied der erften 


Abtheilung bes Gerichts in Prozeß Angelegenheiten obliegen, zu erledigen; und au 
en * nicht ſelten in Forſtrügeſachen beſchäftigt. Ach möchte aljo g auben, baß —— 
Amendement, menn es angenommen werben follte, dem Einzelrichter eine Ueberbürdaz rar 

feiner Gefhäfte zuführen würde. Faffen Sie nun, meine Herren, die Einzelrichter, nicht 


bei großen &erichten, bei Stadtgerichten, fon 


ange 


dern bei Rreisgerichten ind Auge, fo werben 


Sie finden, daß bei einer jolden Geſchaͤftslaſt motbwendig ein zweiter Eingelrihtr wur e 
Ken werben müſſen, und ich mödte glauben, meine Seren, daß bad bom priifebBerı 


fichtapunft aus bei der jekigen Gerihts-Organifation zu manderlei Intonvenienzexı 
Prima Sr Nehmen Sie binzu, meine Herren, daß nad der gegenwärtigen —— 
Vorlage zu feinen bisherigen Geſchäften noch hinzutreten ſoll: die Bearbeitung aller ee 
geben aus dem $. 105. bes Etrafgefepbuces, aller Fälle des Bettelns, Landftreiche = 


€ 


und ber Arbeitsfcbeu, aller Fälle aus dem $. 146. des Strafgeſetzbuchs, und endlich aller 


—* —— Fälle, die der Herr Antra 


agd» Vergeben; und nun nehmen Eie no 
eller dem Einzelrichter zumeifen wil, narım — 


lid) die Källe des einfaben Diebftabls (unter den Modififationen des Amendementd), DE — 
Heblerei und die Unterſchlagung. Deine Herren! Ermägen Sie diefen Gefhäftsumfu re — 
und Sie werben mir, beiftimmen müffen, dag, wenn nur eim Einzelrihter bei eine 

Kreiögerichte, mie fie jebf geregelt find, fungirt, er nicht im Stande ift, dieſe Gibäafe 
allein zu bewältigen. SG babe aber no einen zweiten Grund, aus dem ih Ihre mm 


vorfclage, das Amendement zu beriwerfen, 


Es führt nämlid das Amendement nach na e 


1e= — 
ner Anfict zu einer erbeblihen Koften-Bermehrung, und wenn ih auch eine folde ni E> + 


als einen Hauptgrund anfehe, der mich beftimmen würde, den 


ntrag abzulehnen, % > 
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wirkt er doch immerhin mit, Erwagen Sie, dab im jenen Fällen, in welchen ber Ein- 
—— nad dem Amendement erkennen ſoll, das Werthsobjelt in ber Regel erft bei - 
er mündlichen —— durch eidliche Vernehmung bed Damnifikaten feſtgeſtellt 
wird, und bie Zeugen daher nicht felten erft vor ben Einzeltichter und dann nochmals vor bie 
ge — borgelaben werden müffen. Auf biefem Wege werden alfo zweimal 
Koften verurfacht, bie -eripart werben könnten, wenn bie Unterfuhung gleich bei der Ab— 
tb g verbleibt, Endlich, meine Herren, als dritten Grund glaube ih aud nod anführen 
u können, daß die Dualififation fo mander Polizei-Anmwälte, wie die Einrichtung ber 
—* cianwaltſchaft einmal jetzt beſteht, nicht diejenige fein möchte, die dem Amendement 
das Wort redet. Die Poligeianwälte ſollen Unterfhlagungen und Hehlereifälle beurthei— 
len, fie follen prüfen, ob fie ale Fälle an die Abtheilung abgeben müffen oder nicht; 
meine Herren, nach meiner Erfahrung in ber Sacde werden viele e borlommen, im 
benen ba Berieben eintreten werben. Lo bitte, deshalb auch aus diefem leßterwähnten 
Grunde das Umendement zu verwerfen. 

Ubgeordn. von Grävenig (Elbing): Meine Herren! Zu meinem Bedauern 
finde ic mid verpflichtet, Ihre Geduld noch mit einigen Worten gegen bas Amendement 
in Auſpruch zu nebmen. Ich ſtimme in re auf bied Amendement vollftändi 
mit der Anſicht des Heren Abgeordneten für Berlin überein. Der Grund, medhalb i 
feine Annahme für febr bedenklich halten würde, liegt hauptſächlich darin, daß id an—⸗ 
nehme, es werbe bie Siherbeit und Zuperläffigkeit unſeres Strafprogeßverfahrens 
durch die beabfichtigte Manfregel in Frage — werden. Im Kriminalprozeſſe iſt eine 
feſte und ſicher abgegrenzte Kompetenz des Richters don höchſter Wichtigteit. urch bad. 
Amendement ſoll eine von wechſelnden Bedingungen und Vorausſetzungen in jedem ein— 
elnen Falle abhängige Kompetenz begründet werden. Es ſollen dem inzelrichter bie 

ergehen des Diebſtahls, der Unterſchlagung, Hehlerei zur Unterſuchung und Entſchei— 
dung überlaffen werden, falls das Objekt nicht mehr als 1 Rthlr. beträgt, Es muß 
alfo in jedem einzelnen alle für die feftftellung ber Kompetenz eine Wertbsermittelung 
eintreten. Dennoch ift fpäterhin biefe Unterfbeibung wieder nit maafgebend, denn ber 
Einzelrichter erkennt aud, wenn fi das Objeft etwa fpäterhin als böheren Werths 
————— Auf dieſe Weiſe wird zugleich der durch die ge in Preußen nach 
anger Mühe berausgearbeitete Grundfab, daß bei Diebftäblen und äbnliben Vergeben 
bie Unterſcheidung nad dem Mertbe des Objekts nicht beftimmendb für bad Verfahren 
fein tönne, leichtbin wieder verlaffen. — Der Einzelridhter muß „ie aber der Entſchei⸗ 
bung entzieben, wenn bei dem Vergeben, welches vorliegt, Gefängnißftrafe über drei Mo— 
nate, ferner wenn auf Entziebung von Ehrenrechten erfannt werden müßte, oder wenn 
ch fbäter herausftellt, das Rüdfal vorliegt. Was mürde die folge folder Prozep- 
egeln fein? In ber That, alanbe ich, die, daß unwillkürlich eine Praxis ſich ausbildete, 
wonach feltener als bisher bei Diebſtählen und ähnlichen Erg ger die Ebrenftrafen 
ausgeibrochen werben würben. Und das wäre im boben Grade bedenklich, wobei ich zu- 
aleich darauf aufmerffam machen will, daß man, wie in der Kommilfion geltend gemacht 
wurbe, in ber Preußiſchen Armee ſchon die Möglichkeit der Ausfhliefung der Ehren— 
firafen bei Diebftäblen überbaupt, wie fie bie gegenwärtige Gefehgebung zuläßt, ſehr 
bedenklich empfunden bat. — Beltimmungen ber Art enthalten gemwifjermaßen eine Prä— 
deftination des richterlichen Ermeflens, und ich glaube, ba an energifhe und 
ni Nichter in Gefahr kommen werben, in ſolchen Fällen zu entfcheiden, weil fie ein: 
mal zur Entſcheidung berufen find, wenngleich fie unter anderen Umftänden auf eine 
böbere Freiheitsſtrafe oder beziebungsmeife auf Ebrenftrafen erlannt haben mwürben. 
Und endlich möchte ih dem Amendement im Antereffe der Einzelrichter entſchieden wider: 
fpreben. Die Autorität ber Einzelrichter wird in der That dadurd nicht gehoben, daß 
man ihnen eine Kompetenz einräumt, die bon Umftänden und wechſelnden Bedingungen 
et ift. Im Gegentheil, glaube id, würde die Autorität diefer Richter ganz ent: 
eben leiden, wenn man fie mit fo bedingter Kompetenz für beftimmte Vergeben bem 
blilum und ibren Gerichts⸗Eingeſeſſenen —— wollte. Das find die wich: 
aften Gründe, meine Herren, aus benen id ie bitte, das Amendement zu verwerfen. 
Das Amenbement bed Abgeordneten Ziegert ift bierauf abgelehnt. 
Der Gefch-Entwurf ift angenommen. 





Zur fiteratur des Ariminalredts. 


1) Das Strafgeſetzbuch für die Preußifchhen Staaten, und das Geſetz über 
die Einführung defjelben vom 14. April 1851, erläutert aus den Mate- 
rialien, ‚der Nechtölchre und den Entfheidungen des Königlichen 
Ober-Tribunale durch F. E. Oppenhoff, Öber-Stantsanwalt beim 
Königl. Ober-Tribunal. Berlin 1856, bei Reimer. 

Der Verfafler diefes überaus brauchbaren Handbuches bat nach dem Mufter ähnlicher 
Brausbfiher Werke in gedrängter Kürze gu jeder Vorſchrift des Strafgeiepbuches das gejammte 

aterial, welches die Literatur und die Praxis des höchſten Gerichtshofes bis zur Zeit der Her: 

ausgabe in Beziehung auf die Auslegung und Anwendung bes Gefehes zu Tage .geförbert bat, 
ufammengeftellt, und damit in ſehr dantenswertber Weife eine für den Gebrauch der Gerichts: 
he und der Adbokatur bienliche Ueberficht gewährt. Seine Stellung bat ihn befähigt, zugleich 
isber noch wicht gedrudte Quellen, d. b. noch nicht mitgetbeilte Entſcheidungen, zu benupen. Er 
7. an einzelnen Stellen bie ſchließlichen Nefultate einer bisher ſchwankend gewefenen Pragis 
eft, und verbindet bäufig damit ein felbftftändiges gediegenes Urtbeil über einzelne noch unent: 
ſchieden gebliebene Stontroverfen. Das Wert büche jo als ein unentbebrlihes KHülfsmittel 
zu ergehen fein, borausgefeßt, daß es nad pafjenden Zeitabjhnitten ſtets durch Nachträge 
ergänzt wird. 

s "2 Strafgeſetzbuch für die Preußifchen Staaten. Nebft dem Einführungs- 
gefeg vom 14. April 1851 umd den dafjelbe ergänzenden und abänderns 
den Gefegen vom 22. Mai 1852, 25. April 1853, A. Mai 1853, 6. März 
1854 und 14. April 1856. Berlin 1856. Verlag der Dederfchen Ges 
heimen Ober-Hofbuchdruderei. 

3) Feldpolizei-Ordnung für alle Königl. Preußifchen Landestheile, in denen 
das Allgemeine Landrecht Gefepesfraft hat, mit Ausfchluß der Kreife Rees 
und Duisburg, vom 1. November 1847, nebft den erläuternden und er- 
— Beſtimmungen der en 3. Januar 1849 und des 
Strafgejepbuches vom 14, April 1851. Vierte, durch das Geſetz, betrefs 

fend die Abänderung der 88. Al. bis A6. der Belppoligeis Ordnung vom 

1. November 1847, vom 13. April 1856, vermehrte Auflage, Straßburg 
in Pr. 1856, bei Köhler. 

4) Das Amt des Gerichtsfchreibers in dem gegenwärtigen Anflageprogeffe 
bei den Königlie Preußischen Gerichtöbehörden. Für ——— Aus⸗ 
fultatoren, Civil-Supernumerarien und Afpiranten des höheren Juſtiz— 
Subalterndienfted. Mit den bis auf die neuefte Zeit ergangenen geſetz— 
lihen Beftimmungen, den das Strafgefeg abändernden Gefegen vom 
14. April 1856, Reffripten ıc. und erläuterndem Kommentar. Berlin 
1856, bei Sacco. 

5) Die Präjudizien des Königlichen Ober-Tribunals feit ihrer Einführung 
im Jahre 1832 bis zum Schluffe des Jahres 1855 nach der Paragraphen 
folge der Geſetzbuͤcher geordnet und mit einem alphabetiſchen Sachregifter 
verefcehen. Herausgegeben von den Redaktoren der Entjcheidungen. 
Berlin 1856 bei Carl Heymann. 

Diefe für die Rechtswiſſenſchaft wie für bie richterlihe Praxis gleich wichtige fpftema- 
tiiche erg ber in ben Präjubizien niebergelegten wichtigften Rechtsgrundſähe des 
Ober-Zribunals umfaßt nunmehr in einem Werke bie bereits früher für ben Zeitraum bon 1832 
bis incl. 1845 berausgegebene Jufammenftellung aller bis dabin, und die nunmehr feit biefer 
Zeit bis zum Schluß des Jahres 1855 ergangenen, bisher nur in ben Entſcheidungen mitgeibeil« 
ten PBräjubizien. Die zuleßt gebachte Abtbeilung enthält nunmebr aud bie das Kriminalredt 
betreffenden Mechtögrundfäge. Am Vergleich zu dem bedeutenden Umfange bes Wertes (XX. 
653. und IV. 254.) ift ber Preis von 3 Rthlr. äuferft billig geftellt. Die Verlagsbanblung läßt 
übrigens für die Befißer ber älteren Ausgabe bie bie Jahre 1849 bis 1855 umfaflende zweite 
Ubtbeilung befonders zum Preife von 1 Rthlr. ab. An Verbindung biermit ftebt : 

6) Alphabetifches General-Regifter zu den bisher erfchienenen 30 Bänden 
der im amtlichen Auftrage herausgegebenen Entſcheidungen des König: 
lichen OberZribund®, Berlin 1856 bei Earl Heymann. 
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7) Dr. W. Stieber, Königlicher PolizeisDirektor: die Erfahrungen des Kö— 
niglichen Polizei - Präfivit zu Berlin, betreffend die Anwendung des Ge— 
feges vom 11. Aprit 1854 über die Befchäftigung der Strafgefangenen 
mit Arbeiten im freier Luft. Mit einem Anhange, enthaltend jämmtliche 
amtliche Verordnungen und Inſtruktionen, welche zur Erläuterung des 
Gefeßes vom 11. April 1854 * ſind. Berlin 1856 bei Dem 

8) TH. Neffel, Staatsanwalt, praftifches Handbuch für das Verfahren der 
PBolizeibehörden und Beamten als —*— der Strafrechtspflege im Preußi⸗ 
ſchen Staate mit Ausſchluß der Rheinprovinz; nebſt enem Kommentar 
der Strafgeſetze und einer allgemeinen Darſtellung des neuen et 
zugleich "als Anleitung für Boligeianmälte, angehende Juriften, Juſtiz⸗ 
und Berwaltungs-Subalternbeamte. Breslau 1856 bei Aderhol;. 

9) Eduard Brauer, Hofgerichtsrath, die Deutſchen Schwurgerichte in ihren 

Ku nern we überfichtlich zufammengeftellt, mit furzgem Hinweis 
auf fremdes, insbefondere Franzöftfches und Englifches, auch Schottifches 
und Norbamerifanifches Recht. Erlangen 1856 bei Ente. 
10) Schwurgerichte. Abhandlung von Herrn Ober + Appellationsrath Doktor 
Schwarze in Dresden in Weisfe Nechtslerifon Bd. X. Seite 1—125. 
Beide zu 9. und 10. angezeigten Schriften, bon weldyen die zuleßt gebadhte Abhandlung 
bon Schwarze hoffentlich in einem befonderen Abdrude erfcheinen wird, beifen einem — 
ug ab. &s ift nicht allein im Allgemeinen für die Nechtsgefhichte erheblich, jonbern 
für das Verſtändniß der überaus fehwierigen Lehre ber Schwurgerichte fogar nothwendig, bie 
diebenen Gefepgebungen ber Deutichen Länder, melde das Anftitut der Schwurgerichte auf 
Frangöfiicber Grundlage neu ausgebildet haben, und ihr Verbältniß in den Hauptbeſtimmung en 
zu. den Gefebgebungen berjenigen Länder zu kennen, in denen das Anftitut entweber uriprünglich 
hr rg oder doch, wie im Frankreich, durch erſte Uebertragung vom dortber ausgebildet und 
auf diefem Wege bis * uns gelangt iſt. In dieſer — iſt das Brauerſche Werk ſehr brauchbar. 
Beſonders dankbar aber müſſen wir dem fo vielfach thätigen und berdienftbollen Herrn 
Dr. Schwarze für bie Fax: rn fein. Sie ftellt bie gefammte Lehre in gebrängter 
Kürze volftänd g fowohl in ihrer Are hen und dogmatifchen Entwidelung als in ihrer legis- 
lativen Ausbildung und praftifhen Behandlung mit gewohnten Geiſte bar. Es iſt, ſomit ein 
vollftändiges, leicht überfichtliches Bild des ganzen Inftituts, welches nicht allein dem’ Praktiker 
lebrreich, fondern auch für eine künftige Gefehgebung eine treffliche Vorarbeit ift, 
11) Ein mit rechtögelehrten Richtern befepter Schwurgerihtshof ift dem Ges 
fhworenengerichte vorzuziehen. Mit befonderer Rückſichtsnahme auf die 
» dem Kg: Sachſen⸗Coburg⸗Gotha bevorftehende Gerichtsorganiſa⸗ 


e 


tion. Gotha 1856, bei Muͤller. 
42) 2 Lewald, Königlicher ar ey Die Gefchworenengerichte, eine 
chattenſeite unferer Juftiz. Berlin 1856 bei I. Bernhardt u. Komp. 
12) Die Strafprozeß ⸗Ordnung für Sachen » Weimar » Eijenad, Meiningen 
u, ſ. w, in ihrer neueften abgeänderten Geftalt, Schleiz 1856 bei Hübfcher. 
14) Var enal para os Estados da Prussia com as leis —— 
de 14. Abril 1851, 22. Maio e 9. Marco 1853. Lisboa 1855. 
Eine Bortugteitiee Ueberfeßung unferes a nebft den angeführten ergän- 
n Geſetzen, fo viel bekannt, bie erfte —— dieſes Sejehbuches, in eine fremde Sprache. 
er Ueberjeßer ift der in Portugiefifchen Dienften ftebende Lieutenant Herrmann. In Folge diefer 
Ueberſe ung ift das Geſezbuch unter ben Nechtsgelehrten Portugals ſchon vielfach befannt gewor- 
ben, und wird wahrfcheinlich auf eine neue Nebaktion des im Sabre 1852 erfchienenen Vortugie» 
ſiſchen Strafgefehbuches, welches gleichfalls mehrfach auf Framöſiſchen ze berubt, um fo 
mebr Einfluß üben, als eine von der dortigen Regierung niebergefehte Kommiffion mit einer boll- 
fändigen Rebifion beauftragt ift. Der Advofat Levy Marta Jorbao zu Liffabon bemerkt in in 
der Revue historique du droit frangais et etranger von Paboulaye 1856 1, Livraison enthaltenen 
Ueberſicht der Geſchichte des Bortugiefifchen Strafrechts: es fei zu bedauern, daß bas Base 
ſche Sefehbuch bereits einer Reform bedürfe, während, tie amgebeutet wird, biefe Me un« 
—X * wenn das Preußiſche Geſeßbuch früber publigirt wäre, alſo jenem als Mufter 
e dien nnen. 
— — — 


Berlin, gedrudt in der Deckerſchen Geheimen —E& 


Das Verbrechen der Vergiftung 


ın 
feiner Bedeutung für Gefebgebung, Strafrecht und Strafverfahren 
mit 
Rüdficht auf die neueften Forfchungen der Chemie und Medizin 
erörtert von 
Herrn Geheimerath Dr. Mittermaier in Heidelberg, 
mit einem 
Gutachten 
des 
Herrn Hofrath Bunſen in Heidelberg 
über 


die Möglichkeit der Derübung des Derbredens der Vergiftung 
| durch Cigarren. 


$. 1. 
Geſchichtliche Einleitung über die Ausbildung ftrafrehtlicher 
Anſichten über Bergiftung. 


Das Volksrechtsbewußtſein knuüͤpft bei jedem Volfe an die durch Gift veruͤbte oder 
verfuchte Tödtung die Vorftellung einer befonderen Gefährlichfeit und Schädfichkeit, 
und erfennt daher eine größere Strenge der Geſetzgebung egen ſolche Handlungen 
um ſo mehr als gerechtfertigt an, als Vergiftungen vorkommen’). Die 
Strenge richtet fi nicht blo8 gegen- die Vollendung des Verbrechens, fondern auch 
gegen den Verſuch und felbft gegen gefährliche, die Verübung des Verbrechens 
erleichternde Handlungen, 4. B. den Verkehr mit Gift”), vorzüglich gegen gewerbs- 
mäßige —— und Berfauf?). Es ſcheint ſelbſt, daß ſchon bei den Römern 
bei dem Giftmorde, bei welchem die Wirkfamfeit geheimer unbekannter Kräfte ange- 
nommen wurde, deren Natur die Wiffenjchaft noch nicht erforfcht hatte, der Glaube 
ſich verbreitete, daß zauberifche Mittel dem Wirken des Gifts, um Andere zu be- 
ſchaäͤdigen, zum Grunde liegen‘). 

Im germanifhen Rechte fpricht fich überall die Anficht von der hohen 
Gefährlichkeit der Vergiftung, vorzüglich aber die Vorftellung aus, daß in dem 


1) Ueber bie Häufigkeit bed Vorlommens bes Giftmorbdes in Rom (borzüglich, wo Frauen 
bie Verbrecherinnen waren) Gengler, bie N ki ie Lehre vom Verbrechen der Vergiftung. 
Bamberg, 1842. I. ©. 31 und Rein, das Friminalrehf ber Nömer. S. 406. 

22 2) Darauf beziehen ſich die Vorfchriften der lex. Cornel. de Sicariis. Genglerl. c. 

x 


3) In Rom wurden folde Menſchen, bie Gift bereiteten und berfauften, venenarii ge 
nannt. Rein ©. 910. 926. , 

4) Daraus erklärt fi, daß in ben Rlaffifern oft veneficium als gleihbebeutend mit Zaus 
berei betrachtet wird, 


Archiv. 1856, IV. 29 . 
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Gifte geheime Kräfte feien, und wie bei der Zauberei und bei dem Geben von 
Liebestränfen derjenige, welcher fih des Gifts als Mitteld zu ſchändlichen Zwecken 
bedient, mit den böfen Geiftern, welche nach dem Volfsglauben die übernatürlichen 
Kräfte beherrfchen, in Bund tritt, jo daß Zauberei und — häufig ſich 
zuſammengeſtellt finden’), und nad) ber — des Chriſtenthums in der 
Vergiftung vorzüglich die verderbliche, mit chriſtlichen Anfichten?) im Widerſpruche 
ftehende Gefinnung des Thäters berüdfichtigt wurde. Auch da, wo die Germani- 
ſchen Geſetzgeber Die Vergiftung zum Gegenftande befonderer Strafporſchriften 
machen, außert ſich die Vorftellung der Handlung mit anderen nach der allge- 
meinen Anficht ftrenge zu beitrafenden Verbrechen und die Richtung, den mit ſolchen 
Verbrechen häufig im Zufammenhdnge ſtehenden gefährlichen Handlungen durch 
Strafandrohungen entgegenzuwirken ’). Zu dieſen Vorftellungen kam vorzüglich 
durch die Stalienifchen Juriften noch die hinzu, daß die Tödtung durch Gift ein 
Meuchelmord (homicidium insidiosum) *) und daher das wefentliche Merkmal bei 
diefem Verbrechen die Heimlichfeit der Beibringung ſei ). In den Gerichtd- 
verhandlungen des Mittelalters bemerft man häufig die Verbindung der Anflage 
wegen Vergiftung mit der wegen Zauberei). In’den Nechtöbüchern des Mittels 
alterö’) zeigt fih noch die Zufammenftellung der Vergiftung mit der Zauberei, 
und erft in der Garolina, deren Berfaffer jchon an die innere zum Siege ‚gelangte 
Anficht, daß die Vergiftung eine Tödtung ift, fich anfchloß, wird der Br iftung 
ihre wahre Stellung, als Art der Tödtung, gegeben’), jedoch nach der herrfchenden 
Vorftellung über die Schwere des Verbrechens, theild das Merkmal: daß das Ver— 
brechen heimlich”) verübt wird, beibehalten, theils der Abjcheu vor dieſem gefähr— 
lichen Berbrechen dadurch ausgefprochen, daß zum Eintreten der vollen Strafe des 
Mordes durch Vergiftung auch die verurfachte Beſchaͤdigung des Vergifteten genüge. 
Bon einer Zuſammenſtellung des Verbrechens mit Zauberei findet ſich aber in der 
CCE. feine Spur '”). 
In dem Geifte, in welchem der Art. 130. CCC. abgefaßt ift, find auch Die 
meiften früheren deutſchen Landesredhte und die Gefege der außerdeutfchen Staaten 





1) Nachweiſungen aus ben alten Rechtsquellen in Wilba Strafreht ber Germanen. 
S. %5. Namentlich findet man in dem Quellen maleficium unb veneficium zufammengeftellt, 
4. ®. leg. Wisigothor lib. VI. not. 2, 

2) Daher zeigt fih, daß in ber hriftlichen Kirche (j. B. aud nad ben Bußbüchern) bie 
Giftmiſchung und — beſonders herborgehoben wurden. 

3) Das merkwürdigſte Geſeß dieſer Art ift bag vom Kaiſer Friedrich M. für Sieilien (in 
der Ausgabe Historia diplomat. Friderici secundi 'collegit Huillard Breholles. Paris 1854. 
vol. IV. part. 1. p. 166. not. 69, beftimmt mala et obnoxia medicamenta ad alienandos 
animos seu venena quis dederit, habuerit, capitali poena afliciendos Zit. 70 handelt 
bon bem poculum amatorium. Zit. 72 qui toxicum aut malum venenum quod ad con- 
fectionem utile vel necessarium non sit, habuerit vel vendiderit, suspendatur). 

4) Daraus erklärt es fi, daß in ber italienifchen Praxis bas veneficio ald Art bes 
' omicidio insidioso aufgeftellt wurde, Rachweiſungen in Buonfanti Mamuale de diritto pe- 
nale. Pisa 1849 p. 169. Auch in ben italien. Werken über gerichtl. Mebizin findet fich diefe Unfichr. 

5) Aus der Annahme des Merkmals der Heimlichleit erflärt fi auch, dah in England 
(Bracton de legibus Angliae lib. II. cap. 18. pag. 137) über Anklage wegen Giftmorbes 
nicht bie Geſchworenen entjcheiben follten, meil bie patria veritatem scire non potest de 
tam occulto facto. 

6) Vorzüglich zeigt fil) dies bei ben Anklagen, welche vor die Vehm» ober heimlichen Ges 
richte gebracht wurden. 

7) Schwabenfpiegel Ausgabe von Laßberg, pag. 84 cap. 17, ift ber Ungeldöbige, 
re er; Zovber (Zauberei) umgebt, und® mit Vergift zufammengeftellt wirb, mit ftrenger Strafe 

roht. 

Di) Genglerl. c. 121. ©, 192. — 

9) Darüber, was darunter —— gemeint haben mag, Gengler S. 195, 

10) Merlwürdig ift aber, daß in ber Rechtsübung einzelner Länder die Unfiht von der Ver« 
you ber Zauberei mit Vergiftung ſich noch lange erhielt. S. Zrumer Vorträge über Zortur, 


. 107, 
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verfaßt"). Die eg ift, die Tödiung durch Gift im Gefege befonders . 
hervorzuheben, das Merkmal der Heimlichkeit der Veruͤbung auszufpredhen, 
die gejchärfte Todesftrafe zu drohen. und durch die Strenge der Strafprohung, fo 
daß auch bei Verfuch, wenn fa bern zwar 9* der Tod, aber Beſchadigung 
am Leibe eintritt, die Tobeoſtrafe erfannt werben ſoll, von der Verübung des Ber, 
brechens abzuhalten”). Die Kortfchritte, welche in neuerer Zeit in der Gtraf- 
gefengebung bemerkbar find, fonnten nicht ohne Einfluß auch auf die Auffaffung 
der Vergiftung bleiben. Never Gefeggeber wird zwar in der allgemeinen Anficht 
über die Schwere diefes Verbrechens nur Billigung finden, wenn er mit fittlichem 
Ernft ein allgemein verabfcheutes, und in den meiſten Rällen weniger, als dies bei 
anderen Arten der Tödtungen der Fall fein kann, entjchuldbares Verbrechen mit 
Strenge um fo mehr verfolgt, als eben die Foriſchritte der Wiſſenſchaft fo viele 
leichte Arten durch Gift auf eine von dem Opfer nicht vorherzufehinde Meife zu 
tödten lehrten und die Gelegenheit zur Verübung des Verbrechens fich vermehrt; 
allein die nächfte Pflicht des ri eh ift die, gerecht auch in Bezug auf die 
Verfolgung umd Derfelgung aller Verbrechen zu Fin. Die Frage fann nur fein: 
ob nicht der Gefepgeber diefen Zweck dadurch erreicht, wenn er feine Ausnahme- 
gefepe in Bezug 9 Giftmord macht, und dem Ermeſſen der Richter traut, welche 
die allgemeinen Grundſaͤtze richtig, mit Erwägung aller Umſtände des einzelnen 
Falles, auch bei Vergiftung anwenden werden. Der ——— wird dieſe Frage 
um jo mehr bejahen, als die Erfahrung lehrt, daß durch Ausnahmsgeſetze, durch 
Aufftellung befonderer ftrenger, von den allgemeinen, bei allen Verbrechen gefeglich 
aufgeftellten Grundfägen abweichenden Strafvorfchriften der Gefeßgeber Teicht Ge— 
fahr läuft, die Richter zum Ausfprechen ungerechter, der Größe der Verfchuldung 
im einzelnen Balle wibderfprechenden Strafurtheile zu nöthigen, da dem zümenden 
Geſetzgeber gewöhnlich gewiſſe, mit befonderd empörenden Umftänden vorgefommene 
Fälle vorfchweben, deren Schwere ihm zur harten — bewegt, während 
R leicht auch andere, nicht vorgefehene Fälle unter dem Titel des fchwerbedroßten 
erbrechens vorkommen können, wo aber die befonderen Umftände die Verfchuldung 

bedeutend herabfegen. Vergleicht man die Beftimmnngen der neueften Geſetz 
gebungen über Giftmord und Vergiftung überhaupt, jo bemerft man in ihnen leicht 
ein Fortwirken der früheren Anfichten und die Richtung des Strebens, durch 
firenge Strafdrohungen von der Verlibung diefer Verbrechen abjufchreden. Der 
Charakter der Ausnahmsgefeßgebung Außert fich dabei in vierfacher Beziehung ’): 

4) indem das Geſetz die Tödtung durch Gift nothwendig ald Art des 
Mordes aufftellt und davon ausgeht, daß das Verbrechen immer nur mit Vor— 
bedacht veritbt wird; 

2) indem es die Todesftrafe auch dann droht, wenn die Vergiftung zwar nicht 
mit Abficht, zu tödten, aber mit der Abficht, den Anderen zu befchädigen, verübt. iftz 

3) indem das Gefeß die Fälle, in welchen ver Thäter zwar mit Abficht, zu 
tödten, Gift gab, wo aber eigentlich nur das fogenannte delictum perfectum (de- 
litto mancato, beendigtes Unternehmen) vorlag, dem vollendeten Verbrechen glei: 
ftellt (daher auch hier Todesftrafe droht) oder ſelbſt ſchon bei dem bloßen Verfuche 
des Giftmordes (dem fogenannten unbeendigten Unternehmen), abweichend von den 
im Geſetzbuche aufgeftellten milderen Grundſätzen vom Verfuche, insbefondere auch 
über den Einfluß der Amwendung untauglicher Mittel, ftrengere Strafen droht; 

. 4) eine Ausnahmsrichtung liegt auch darin, wenn das Geſetz ſchon da, 

wo zwar nicht mit Abficht zu tödten, aber doch mit Abficht der Befchädigung Gift 


1 A i b fti de dieſes Aufſatzes öthig. 
3 Dh gie A Eundreßt ao Aritt —52 ie — Fr bie Wer: 
—— ald ein Ausnahmsberbrechen zu beſtrafen. Temme, die Lehre von der Töbtung nad) 


Rechte. S. 189. 
— —— —— Hepp im Archid des ſeriminalrechts a. ©. 502, 
29% 
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gegeben ift, und nur ein Schaben (nach einigen in bleibender Schaden) ein- 
etreten ift, eine fehwerere Strafe droht, als fonft nach den allgemeinen Vor— 
chriften ſich ergeben würde. , 

. Eobald die Gefeßgebung in ihrer Fortbildung je Auffaffung ihrer wahren 
Bedeutung, des Zweds der Strafe und zur richtigen Würdigung der Stellung der 
Richter zum Geſetze fich erhebt, wird fie auch von allen ſolchen Ausnahmss 
richtungen bei der Vergiftung zurüdfommen, und weder durch das Zürnen über 
ein gewiffes Verbrechen, bei welchem fie einzelne, unter befonderen, die Schwere 
der Berihuldung begründenden Kombinationen hervorhebt, noch durch die Häufig- 
feit der Verübung des Verbrechens, noch durch das Streben, durch harte Stral- 
drohungen abzufchreden, fih zu Borfchriften hinreißen laffen, durch die fie 
der Gefahr fih ausfegt, daß, die durch folche Vorfchriften gebundenen Richter 
genöthigt wegen, Strafurtheile zu erlaffen, die mit der Verfchuldung des Thäters 
im am Sal: im Wiverfpruche ftehen. Der weife Gefeßgeber wird ein wirk— 
fames Mittel, um die bürgerliche Sicherheit gegen die Angriffe auf Leben und Ge— 
ſundheit durch Vergiftung zu fchügen, darin finden, durch zwedmäßige Maaßregeln 
dem Berbrechen vorzubeugen, durch vermehrte Sorgfalt und gute Anorbnungen 
die zuverläfftige Entdeckung ſolcher Verbrechen und Die rg der Schuldigen 
zu fihern, und durch gute Strafgefege den Richtern die Möglichkeit zu geben, in 
den Fällen, in welchen die Umftande des einzelnen Falles einen hohen Grad der 
Verſchuldung ergeben, die gebührende ſchwere Strafe auszufprechen, zugleich aber 
in den Fällen, in denen eine geringere Verſchuldung ſich ergiebt, die entſprechend 
mildere Strafe zu erkennen. 

Zur richtigen legislativen Würdigung des Verbrechens der Vergiftung 
mögen einige Nachweifungen aus der Kriminalftatiftif am Plage fein’). Aus 
diegen ergiebt fich, daß das Verbrechen des Giftmorded in der Mehrzahl der Fälle 
aus den fchändlichften, gewöhnlich mit höchſt unfittlichen Verhälmiffen zufammens 
hängenden Beweggründen verübt wird’), Das Verbrechen wird regelmäßig gegen 
Berfonen verübt *), mit welchen der Thäter durch die zarteften Bande verbunden iſt, 
die ihm vorzüglich von jeder Verlegung jener Perſonen abhalten follten, wo zugleich 
das Verbrechen unter Umftänden verübt wird, in denen der Thäter fein vertraus 
liches Berhältniß zu feinem Opfer, zur Täuſchung feines Gegners und zur Aus— 
führung feines Verbrechens mißbraucht. Es ergiebt fih aus ftatiftifchen Nach— 





1) Ueber bie Beh! ber berübten Giftmorde und Verfuche gewähren nur bie franzöfifchen 
und beigifchen ftatiftiichen Tabellen genügende Nachrichten, da in den Tabellen anderer Länder zu⸗ 
vielerlei zufammengemworfen ift. In Frankreich Famen von 1826 bis 1850 7. vg wegen Gift⸗ 
morbes vor in den Zeiträumen von 1820 bis 1830 gegen 38 Perfonen, bon 1831 bis 1835 ge: 
gen 41, von 1836 bis 1840 gegen 50, von 1841 bis 1845 gegen 43, von 1846 bis 1850 gegen 
40. Am ganzen Zeitraum kommen auf 100 megen Giftmordes Ungellagte 48 Männer und 
52 Weiber (man bemerkt, wie wahr ber Saß ift, daß bas Gift bie Waffe des Weibes ift). yn Sabre 
1853 famen wegen Giftmordes Ungeflagte vor: 19 wegen vollbrachten Verbrechens und megen 
Berfuhs, — An Belgien finden wir im Sabre 1836 des Giftmordes Angellagte 4, 1837 2, 1838 
feine Unflagen, 1839 2. Nach der Tabelle über bie Ergebniffe von 1840 bis 1849 murden in 
Belgien 19 Angeklagte wegen Vergiftung vor die Affifen geitellt. In manchen Jahren, 5. ®. 
‚1841, 1848, famen feine folde Unklagen vor. — Von den 19 Angeklagten wurden 7 losgeiprochen, 

2) Als Beweggründe des Verbrechens des Wiftmorbes in Frankreich lehren die Tabellen 
von 1853, baf 14 angeklagt wurden, weil fie von einer Perſon zu erben, ober von einer Leib- 
rente befreit zu werben bofiten, daß bei 16 Ungellaaten ber Ehebruch des Vergifteten, bei 9 häus— 
liche Zwiſtigkeiten zwiſchen Ehegatten, Eltern und Kindern, und bei 5 Eiferfucht oder Rachſucht 
in unfittlihen VBerbältniffen, in welchen der Thäter und ber Vergiftete lebten, das Motiv bes 
Verbrechens waren. In England ergiebt fid) als das vorzüglichte Motiv (außer dem der häuslichen 
Uneinigfeit) die Gewinnſucht, aus welcher derjenige, welcher durch Yebensverfiherung zu gewin- 
nen bofft, denjenigen töbtet, auf deſſen Kopf die Verficherung gefhab, fo daß der Tod bie Zah- 
lung ber Verficherungsfumme berfchafft. j 

3) Aus ben in Note 2 angegebenen Nahrichten ergiebt fih, dab die Ungellagten regel« 
mäßig an ihren Ehegatten, oder an ihren Eltern oder Rindern bas Verbrechen verübten, entweber 
aus Kiferfucht, Haß, Nachfucht, ober noch häufiger aus Gewinnſucht. 
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weifungen, Daß die Entdeckung des Verbrechens und die Meberfii - 

mit großen Schwierigfeiten verbunden ift ‘), daher häufig rl ie Bus = > 2 
Beftrafung. erfolgt’), daß aber auch in fehr vielen Fällen dur die Verha — — eine 
Umftände ſich Herausfiellen, welche die Gefchworenen zum Schulausfprucp — ge 
Annahme mrildernder Umftände bewegen ®). Nicht unbeachtet darf noch PX ion 
daß bei dem Werbrechen der Vergiftung der weife Gefeßgeber «8 in feiner — — au 
hat, dem Werbrechen durch zwedmäßige polizeiliepe Anordnungen und durd — — 
geſetze gegenn manche Uebertretungen von Verboten, welche die Rihtung E> u u 
die Begehung Des Verbrechens oder doch die fahrläfige Bejchädigung durdE> Si 
unmöglih au machen oder doch zu erſchweren ‘). In diefer Beziehung zei sit fi 
aber aud ver Einfluß gewiffer politifher Zuftände und Anfichten. Die Carr rege 
in England Lehren, wie in jenem Lande (und in Nordamerika) das Feflfalt er * 
den Selfgovernmment der Gemeinden die Angſt vor Gentralifation und vo bey 
energifhen Wirken der Polizei und das Widerftreben gegen Anordnungen, —— elde 
nah der Herrfchenden Anfiht die Freiheit der Cinzelnen befchränfen, mc tige 
Hindernifje pon —— find, wodurch der Handel mit Giften befe inf 
wird und dadurch die Gefehgebung des Millels beraubt ift, der Berübun J »on 
Biftmorden ent gegenzuwirken, fo daß in diefem Zuftande ein Hauptgrund X jest 
welcher die zunehmende Zahl der durch Gift verübten Tödtungen in England er Fiat 


5%, 
Ueberfißt Des Standes der neueften Strafgefeggebung in Bez ıı 
aufdie durd Gift verübten Berbre en. 3 — 8 


Bergleicht man die neueften Strafgefeggebungen von Europa und Amerifa 
in Bezug auf Giftmord und Vergiftung überhaupt, jo laffen ſich vorerft guwoei 
Hauptflajjen ungterfoeiden, je nachdem I. fie Feine befonderen Vorfchriften über Die 
bemerften Berbrechen aufftellen, und nur dem Richter überlaffen, die allgmeirmern 
Borfchriften duber Zödtung (Mord, Todtſchlag), über Gefundheitsverlegung, und Die 
allgemeinen Grundfäge über Verjuch anzuwenden; wogegen IL. andere Gejeggebıx rı = 
en es für nothwendig halten, befondere Strafvorfchriften über Giftmord zu erI af 
en. Die Gefeggebungen der zweiten Art fönnen ‚wieder unter nachftehennen Sa 
fihtspunften auıfgefaßt werben: 

A. Das Franöfifche Geſetzbuch hebt die Tödtung durch Gift vermittergz 
eines eigenen Strafgeſetzes hervor“), und zwar indem er ein eigenes Berbrech err 


4) Wir bitten unfere Leſer, fid) an die meuerlich bei Selegenbeit ber Unterfuhung ge 
ben art Palmer in England gemachte Aeußerung des berühmten Taylor zu erinnern, ide 
bas furdtbare Zeugniß gab, daß nad) feinen Erfahrungen in Hunderten von Fällen, in welch 
Verfonen rafcp jearben, ihr Tod folge ber Vergiftung war. 

2) In Branfreih wurden in den Jahren 1846 bis 1850 durchſchnittlich wegen Giftmorb e = 
115 Anfkiibigungen erhoben, nur 19 wurden angeflagt und gerichtet, außerdem wegen Ver 
juchs 10, dagegen blieben 96 fälle, wo Tod eingetreten, unb 61, to nur Berfud vorlag, under — 
folgt, und mar, meil in 109 Fallen fich der Thatbeſtand nicht herſtellen lieh, gegen 14 Verdäcp — 
tige die Indizien —— — — 

3) In Frantkreich wur ag 1526 Bis 1850 von 1000 wegen Giftmordes Ungellagte um 
383 toögefpro.hen- Im Jahre 1853 wurden von 19 Angellagten 5 losgefprodben. In Belgien 
1836 von 43 Angeklagten 3 nicht ſchuldig erklaͤrt. 

4) In Frantreich wurden 1853 von ben 19 wegen vollendeten und Nwegen Verfulb = 
Angellagten nur Eimer zum Tode berurtheilt, Bei ben Uebrigen bewirkte der Ausfpruc ber Se — 
fhmorenen, daß 15 —— 11 zur zeitlichen Zwangsarbeit, 1 zu Zuchthaus, 1 aa 

i Strafe Nach 5” 

PRO Bedeutung werden bier bie Vorfchriften ber Poliei-Strafgefepbücher in Bezug arz F 
Handel und Werfebr mit Giften, undorſichtiges Halien, Verwahren ober Legen von Gift. Seb 
ausführlihe Borfehriften enthält bier das braunſchweigiſche Poligei-Strafgefepbucd vom 13. Augu Fr 
1855, Du en enal Art. 301 beftimmt: Est qualifie empoisonement tout attentat 4 Am 
vie d'une persomne par l'effet des substances qui peuvent donner la mort plus ou moin == 
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daraus macht, das er (nach den Worten: est qualiie) ald ein erceptionelles auf« 
ftellen will, jobald die Handlung) als attentat & la vie erfcheint, d. h. mit dem 
Willen zu todten erfcheint, wobei der Geſetzgeber nicht von premeditation fprechen 
will, weil, ſobald die Abſicht zu tödten vorhanden ift, auch nothwendig wegen ber 
Vorbereitungen, die das Verbrechen verlangt, auch der Vorbedacht angenommen 
wird '). 2) Der Gefepgeber will das Mittel, durd welches das Verbrechen begrün— 
det wird, befonderd bezeichnen, und wählt hierzu den Ausdruck: daß ein Stoff 
(substance) hierzu angewendet ift, welcher geeignet ift, den Tod der Perſon her— 
beizuführen. 3) Das Gejeg droht, fobald beide Merkmale vorhanden find, die To— 
desſtrafe ohne Nüdficht darauf, ob der Tod der Perſon eingetreten oder auch nur 
eine Befhädigung zugefügt oder auch gar Fein Schaden entjtanden ift, alfo nur 
Verſuch vorkegt. Diefe Beitimmungen find theild der Ausfluß des Abſchreckungs— 
prinzips, das auf den Franzöfifchen Code [pen größten Ginfluß und in die Lehre 
von der Vergiftung um fo mehr hatte, als ſchon die frühere Gefepgebung und 
Rechtsübung bei dieſem Verbrechen fehr hart war, theils find fie die Folge der 
Vorliebe der Franzoͤſiſchen Gefeggebung für fchroffe, formelle Säge, bei welchen 
der Gefepgeber, indem er am einzelnen ihm vorjchwebenden ſchweren Fällen feft- 
hält, durch blendende Erwägungsgründe zu einer allgemeinen Vorfchrift ſich bewe- 
gen läßt, durch welche er alle Streitigkeiten abzufchneiven hofft. So hielten vie 
Berfafter des Code an dem Sabe feft?), daß jede mit Abficht zu tödten verübte 
Vergiftung nothwendig ven Vorbevacht in fich fchließt.. Eine andere Richtung des 
Geſetzgebers war, bei dem Giftmord die Unterfcheidungen von Verſuch und Vol— 
lendung abzujchneiden. Man wählte daher die Worte: qu’elles qu’en aient &t& les 
suites. Im Sinne des Artifels 2. des Code, nach welchem bei Verbrechen der 
Verſuch der Vollendung in Bezug auf die Strafe gleichgeftellt ift, waren dieſe 
Worte überflüffig ’); allein bald zeigte fich in der Rechtsuübung der Nachtheil ders 
jelben, weil fie einer ſehr verfchiedenen Auslegung, insbefondere auch derjenigen 
rähig waren, welde annahm, daß der Geſetzgeber bei Giftmord den Unterfchied von 
Vollendung und Verſuch gar nicht berückſichtigen laſſen wollte; vorzüglich veranlaßten 
die obigen Worte einen großen Streit über den Ginfluß der Neue bei dem Ver— 
juche; Indbefondere auch ob der Geſetzgeber der im Geſetz von 1791 aufgeftellten 
Anficht feinen Einfluß mehr geftatten - wollte*), namentlih ob auch dei dem 
delit manque (4. B. der Thäter giebt fogleih, nachdem ter Andere eine Heine 
Portion der vergifteten Speife zu ſich nahm, ein Gegengift) die Neue berüdfichtigt wer- 
ven joll’). Durch die Bezeichnung, wie der Stoff beichaffen fein müßte, um. den 
Thatbeftand des Giftmordes zu begründen, hoffte der Gefeggeber die Streitigkeiten 
abzufchneiden; allein bie Rehtsübung lehrte bald, daß die im Gefege gewählte 
Bezeichnung vielfachen Streit herbeiführte‘), daß Die Auslegung der Worte sub- 
stances, qui peuvent donner la mort plus ou moins promptement eine fehr 
verfchiedenartige war”), und daß ber Ein, welchen man in der Rechtsübung 


promptement, de quelque maniere, que cettes substances soient été employees ou admi- 
nistrees et qu’elles en aient ete les suites, 

1) Helie Theorie du Code penal. Vol. V. page. 321. 

2) Locre legislation Vol, XV. pag. 435. 

3) Haus observations sur le Pe de revision du Code penal belge. Vol. I. p. 195. 

4) Im Gefeß von 1791 p. 1. Tit. 11 Urt. 16 waren ber ftrengen Drohung folgende Morte 
beigefügt: Si tontefois avant l’accomplissent effectue ou avant que l’empoisonement des 
dits, a imens ait ete decouvert l’empoisonneur arretait l’ex&cution du crime en suppre- 
ment les dits alimens ou breuvages soit en empechant qu’on en fasse usage l’accuse 
sera acquitte. 

5) Verfchiedene Unfichten darüber, wie weit der Verſuch des Giftmordes nad dem Tode 
zu beachten ift: Helie Theorie du Code penal V. p. 327— 334, Morin, repertoire du 
droit criminel Vol. L p. 829. 

6) Wir werben unten im F. 3 dies näber nachweiſen. 
7) Barse manuel de la cour d’assises dans les questions d’empoisonnement. 
Paris 1845, pag. 240. 
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beilegte'), nämlich daß der Stoff propre (ou, capable) jei, de donner la mort 
d’apres la maniere dont elle a &t6 admimistree et dans la forme, sous la quelle 
elle a et donner, Entjcheidungen herbeiführte, welche eine Straflofigfeit da aus- 
ſprachen, wo das allgemeine Rechtsbewußtjein Strafe forvert?). 

Der Grund aus welchem in Frankreich die im Artikel 301. des Code lie 
genden Härten weniger fühlbar werben; lag feit 1832 im der (vielfach von den Ge- 
ſchworenen gebrauchten). Befugniß, durch Annahme der Milderungsgründe die 
orbentlihe Strafe auszufchließen. 

Eine im Jahre 4832 angeordnete Ausfüllung einer Lüde des Code von 
1808 beſtraft ven Fall, in welchem der Thäter. vorfäglich (volontairement), aber 
ohne Abficht zu tödten einem Anderen Stoffe beibradhte, die zwar nicht im Sinne 
des Artikel 301. geeignet find, den Tod herbeizuführen, aber der Geſundheit ſchaͤdlich 
find: (nuisibles) und dadurch eine Krankheit verurfacht wird (die Strafe ift vers 
ſchieden, jenachdem Krankheit von wenigftens 20 Tagen oder darumter entfteht ). 

Eine befondere Klafje bilden die Gefeßgebungen der italienifhen 
Staaten, welche im Wejentlichen den Frangöfifchen Code zum Vorbilde nahmen, daher 
joe mit Abficht zu tödten durch Gift: verübte Tödtung (wie im Artifel 301. des Fran- 
zeſiſchen Code) als qualifizierten Mord, erflärten, jedoch durch Die in Italien feft- 
— Anſicht, daß der Verſuch gelinder als die Vollendung des Verbrechens 

ſtraft werden ſollte, beſtimmt wurden, in Bezug auf den Verfitch des Giftmords 
mildere Strafen als der Code penal zu drohen. Dahin gehören das Neapolita— 
nische Geſetbuch *), das von*Parma’), das Strafgefepbuch von Piemont und, 
das von Modena’). 

C. Eine andere Klaffe’) bilden: die Deutichen Strafgefeßbücher, welche 
zunichit dem Baierifchen Geſetzbuche folgten, das durch den Einfluß des Frans 
zoͤſiſhen Code zu einer großen Härte und zur Abweichung von den allgemeinen 
Grundfägen beftimmt wurde, um jo mehr, ald das Abjchredungsprinzip Die vorherr- 
ſchewe Richtung des Baierifchen Geſetzbuchs bezeichnete und der Gejeßgeber durch 
die Borftellung von der Scheuflichkeit des Verbrechens und von der Vorausfegung 


2 Barse manuel des cours d’assises dans les questions d’empoisonnement, 


2) 3. B. wenn ein Ehemann, ber feiner Frau Schmwefelfäure, aber mit Wein gemifcht, fo 
baf zur Zeit, ald das Getränk genommen wurde, fein Gift vorhanden war, in töbtlidher Wbficht 
beibrachte, nicht ſchuldig erklärt wurde. 

3) Im Gefeke von 1832 fteht die Strafbrobung im Art. 75. In ber Umarbeitung bes 
Code ift fonderbar genug es als zweiter Sap bes Mrtitel 314 (mo ven avortement geſprochen 
wird) aufgenommen. Chauveau Code penal — p. 289. 

4) Das neapolitaniſche Geſeßzbuch ton 1819, Art. 350, nimmt ganz ben Artifel 301 bes 
frangöfiihen Code auf, läßt jebod die Echlußworte: qu’elles qu’en aient &te les suites, 
weg, droht Art. 352 dem Giftmorde gefchärfte Todetftrafe, aber im Art. 354, bem fogenannten 
delitto mancato (delictum perfectum ), ben britten Grab ber Kettenftrafe, und bem eigent- 
lichen Verſuch ben erften ober zweiten Grad. 

5) Das Geſetzbuch von Parma von 1820, Art. 309, drobt dem Giftmorbe Tobesftrafe, aber 
auch felbit dem Verſuche, wenn ber beigebrachte Giftitoff den Tod nur deswegen nicht me 
führte, ag er durch bie wirkfame Kunftbülfe abgemwendet wurde, in anberen fällen tritt Ver— 
uchöftrafe ein. 
ſeder 6) Das piemonteſiſche Gefehbuh von 1839, Art. 570, bezeichnet bie abſichtliche Todtung 
durch Gift als Giftmord, und bezeichnet als Giftſtoff diejenigen Mittel, beren natürliche Wir« 
fung ber ſchnelle Zod ift, ferner diejenigen einfachen oder zuſammengeſeßten Stoffe, meldye ihrer 
fhädlichen Eigenſchaft gemäß unvermerft die Gefunbbeit —— und nicht in ihrem Aus—⸗ 
gange ben Zod verurfahen. Nah Art. 578 it Zobesftrafe (mie in Parma) dem delit manque 
gedroht, ben Verſuch trifft die lebenslängliche Freibeitsftrafe. 

T) Das Gefepbuch bon Modena (derfündigt am 29. Dezember 1855) ift Art. 352 ganz 
bem piemontefifchen Geſetzbuche nachgebildet, und enthält im Art. 359 bie Beftimmung, baf ber 
Verſuch des Giftmordes mit Tod beftraft werden foll, wenn bie Stoffe ben Zod nicht berbor« 
brachten, blos weil die Kunfthülfe wirffam wurde, jeber andere Verſuch wird mit Zuchthaus bon 
20 Jahren bis auf Lebenszeit bedroht. Im neuen Entwurf für den Kirchenftaat droht Urt. 305 
einfach geichärfte Godeöftrafe, wenn bie Zöbtung durch Gift verübt ift. 
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geleitet wurbe, daß die Giftmifchung immer nur ald Mord gefchehen kann, und es 
nothwendig fchien, mit eingreifenden Beftimmungen allen jenen Winkelzügen 
und Vorwänden zu begegnen, womit der Giftmifcher fi der ver» 
dienten Strafe entziehen fann’). Auf dieſe Art entftanden die Ar— 
tifel 148. 149. des Baierifchen Geſetzbuches?). Died Baierifhe Geſetzbuch ftellt 
darnach, 1) um die möglichen Ginwendungen wegen des Thatbeitandes zu befeitis 
gen, eine gefegliche Vermuthung auf, daß derjenige, welcher Gift in lebensgefähr- 
liher Quantität einem Anderen gab, wenn der Vergiftete hierauf geftorben ift, als 
Urheber des Giftmordes zu betrachten ift’). Das Geſetz geftattet zwar dem Thäter 
den Gegenbeweis, der jedoch nur genügen foll, wenn. beftimmt und zuverläffig 
eine andere nähere Urfache des erfolgten Todes ausgemittelt werden fann. 2) Das 
Geſetz fügt eine neue (nicht blos als eine Vermuthung aufgeftellte) Beftimmung 
hinzu *), daß, wenn auch nur im rechtswidriger Abjicht Gift beigebracht wurde, 
woran der Andere farb, der Thäter mit der Entfehuldigung nicht gehört werben 
fol, daß feine Abficht nicht auf Todtung, fondern nur auf Hervorbringung einer 
Beichädigung gerichtet war. Diefe Vorſchriften fanden bald in Baiern felbft Miß— 
billigung °). Die Staatsregierung felbft erfannte dies an und ſchlug im Enk 
** von 1827 (Artikel 206) vor, denjenigen, der Gift oder andere Subftangen, 
welche ven Tod zur Folge haben fönne, einem Anderen abfichtlich beigebracht Het, 
wenn es in der Abficht zu tödten gefchehen und Tod oder Geifteszerrüttung ode: 
Krankheit entftand, mit Tod, außerdem mit Kettenftrafe, und wenn es in Abfich, 
„zu fchaben, geicbah, mit Tod, wenn der Vergiftete geftorben, in Faͤllen der Kranfs 
heit (oben bezeichneter Art) mit Zuchthaus, fonft mit Arbeitshaus zu beftrafm. 
In den übrigens an feinen legislativen Bemerkungen reihen Motiven *) wird 
es als fehlerhaft erklärt, Giftmord gefeglich aufzuftellen, indem die Vergiftung aur 
ald ein formelle Verbrechen aufgefaßt werden müffe, bei welchem die That vol« 
lendet ift, jobald das Gift dem Anderen beigebracht iſt; es fomme dann nur dar— 
auf an, in Bezug auf die Strafvrohung gehörige Oradationen zu machen’). 

Der neuefte Baierifche Entwurf von 1855") unterfcheidet fi) von den 
früheren Arbeiten dadurch, daß er von dem Giftmorde (wenn Gift mit Abficht zu 
tödten gegeben wurde, Tod erfolgte) nicht mehr fpricht, weil bier die allgemeinen 
Vorſchriften über Mord und Todtjchlag ausreichen, während der Entwurf den Fall 


1) Dies ift in den Anmerkungen zum Geſeßbuche II. S. 21 ausgefprochen. 

2) Art. 130 beftimmt: Wenn jemand einem Unteren Gift in einer bemfelben lebens. 
gefäbrlihen Quantität beigebracht bat und bierauf ber Vergiftete geftorben ift, fo ift jener als 
Urbeber bes Giftmorbes zu betrachten, mofern nicht beftimmt und zuberläffig eine andere Urfache 
bes erfolgten Todes ausgemittelt werden fann. Art. 149: Wer in rechtswibriger Abficht einem 
Anderen Gift beigebracht bat, woran diefer geftorben ift, wird mit ber Entfhuldigung nicht ges 
— er Abſicht nicht auf Tödtung, fonbern nur auf jSerborbringung einer Beſchaͤdigung 
gerichtet geweſen. 

3) Nah Art. 147 Nr. VI. tritt gefchärfte Tobeöftrafe ein, wenn durch Gift bie Töb- 
tung bollbracdht wurde. . j 

4) Am Kapitel von der Befhädigung an ber Perſon kömmt im Art. 183 eine Strafandro⸗ 
bung bor für Denjenigen, welcher obne Abſicht zu tödten, jedoch mit dem Vorfahe zu fhaben, Se: 
mandem Gift beibringt und dadurch vorübergehenden oder bleibenden Schaden an Befunbbeit des 
Körpers ober Geiſtes bewirkt. 

5) Vorzüglich hatte ein baberifcher Gerichtsarzt Gensl: mebizinifhe Bemerkungen über 
bas neue Strafgefepbud, 1817, S. 6—34, fehr gut die Ungerechtigkeit ber bayerifchen Vorſchrif— 
ten über Giftmord nachgemwiefen. 

6) ©. 174-184. 

T) Die Motive ©. 184 gefteben, daß Zobeöftrafe zu bart fein mürbe, wenn fie, wie im 
Geſeßbuche von 1813, auch rg gebrobt wird, menn bie Abficht nicht auf Tödtung ging. 
I Entwurf von 1831 Art. 140 (Motive S. 205) ſchloß fi) den WAnfichten des Entwurfes von 

an. 

8) At. ST. Am Schluſſe wird die gleihe Strafe demjenigen gedroht, meldyer mit ber 

Ubfiht, eine unbeftimmte Menſchenzahl an der Geſundheit zu befhädigen, zum Verbrechen be: 
flimmte Gegenftände vergiftet. 
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befonder8 hervorhebt, wenn Jemand Gift (oder andere du bi F 
Stoffe) einem Anderen in der Abficht, ihn an der Gefndbeit m —S— = er 
bringt und Strafe droht, jenachdem der Vergiftete ftarb (lebenslängliches — ei⸗ 
haus) —— er - — war Qusthaus bis 5 Jahren). | a 

rt en dem Baierifhen Geſetzbuche nachgebildeten Strafaefe td 
wirkten Die färengen Anfichten verfelben für den Ball ein, wo = —— an 
fiht zu tödten der Vergiftung zum Grumde lag; allein die Ma — tt Ya 
Ueberreugung, Daß man durch zu allgemeine Beitimmungen die Gleichftellie w — Pig 
fhiedenartiger Fälle vermeiden, und dem Richter die Anwendung der der IE — ea. 
dung entfprechenden Strafe möglich machen müfje, bewirkten doch einge — 
Botihriften; am ftrengften ift noch das MWürttembergifche Strafgeſe Pub er 
durch die ungerechte Drohung der Todesftrafe für verfchiedenartige Rille_ Dr 
Großhegoglich Heſſiſche Strafgefegbucdh”) blieb zwar gleichfalls diefer Fr engen 
Anficht treu, allein durch ven Zufag, daß die Richter, wenn die Abfiht n& cHt auf 
Zödtung, fonbern nur auf Beſchaͤdigung gerichtet war und ſtrafmindern D— Um: 
ſtände hingu Fommen, auf lebenslaͤngliches Zuchthaus erfennen dürfe —— tar 
wenigftens ein Meg der Milde angebahnt. Auf gleiche Weife ift in dem traj- 
gefegbue für Hannover”) zwar die Todesfirafe auch da gedroht, 1) wertze Tod 
erfolgte, die Abſicht aber au nur auf Beſchädigung gerichtet war; 2) ir Falle 
der mit Abficht zu tödten verübten Vergiftung, wenn nur ein bleibender S auden 
entftand, ift Lebenslänglihes Zuchthaus gedroht, jedoch ift dem Richter einige Cr: 
mäcdtigung zur Milderung gegeben *). 

. D. Eine Mittelflaffe bildet das Badiſche Strafgefepbud, dein 2For- 
fehriften iiber Tödtung oder, Befhädigung durch Vergiftung‘) in einer gro Ben 
KRafuiftit in viele Einzelheiten eingeben *); bei der Abfaffung deffelben war Ball 
ein in den fpäteren Verhandlungen eben fo erfichtlicher Kampf bon awei Anſi CD tæn 
bemerkbar, por melden die Eine über Vergiftung Feine Ausnahmsbeftimmung, Erıe- 
befondere in Bezug auf Giftmord feine ungerechte Drohung ber Tobeöftrare <uırj- 
nehmen wollte, während die Andere, mit Berufung auf die ftrengen Brfhrirften 
des Baierifchen und anderer Gefegbücher, auf die Gefährlichkeit der Vergiftung — 
vom Abſchreckungsprinzipe geleitet, ftrenge Strafvrohungen fordert. Der Harzyppt- 
fireit drehte fich um Drohung der Todesftrafe; Da das Gefepbuch (205. 206) Dem 
Morbe Tovesftrafe nur droßt, wenn der beftimmte Vorfag zu töten mit BorDe- 

efaßt ift, während bei dem unbeftimmten Worfage nur Zuchthaus grprroBt 


dacht 
war, % forderte man, daß diefe Unterſcheidung auch bei Giftmord gemaht werde, 





4} Art. 240, mweldyer mit bem Urt. 148 des baheriſchen Gefehbuches übereinfiimmt, inkbe- 
fonbere Rr auch für den Fall gedrobt, wenn der Tod eintrat, die Ubficht aber nur auf Befcb a- 
bigung gerichtet mar. Die Ehlußmworte bes bayerifchen Art. 148, welche den Gegenbeweis ſeh er = 
fyweren, find meggelaffen: Aus den Verhandlungen ber Kammern (Hepp Komment. über Dar = 
Strafgefepbuch 111. ©. 73) ergiedt ſich, daß die Lertheidiger der Strenge von der Abfchredum gg = - 
theorie geleitet waren, dabei die Scheuflichkeit des Verbrechens und die Echwierigfeit bes Bemei fe = 

Itend mahten. _ . ö 
—— 2) Art. 276 _ In den Verdandlungen (auf die hir unten zurüdfommen müfen), Proto T 1 
ber 143. Sigung, ©- 68, murben manche fehr gute Bemerkungen, bier vor Härte zu mırnewm 
— 228. Ueber bie Verhandlungen Leonhardt Komment. U. &. 298. 

4) Wenn nämlich im erften Falle die Abficht nur auf unbedeutende Befchädigung gerich  — * 

mar, fo fann auf Er Jahre —— * fo wenn im zweiten Falle der Schade nicht bederım — 
u icht bleibend war, erben. 

ag "> ar pie ſchweizer Etrafgefehbücher, die bald nach dem baheriſchen Geſeßbuche fi — 

nen, batte das @efepbud Sinfluß, aber doc mit manchen Milderungen. Temme vehrbuch De = 
Sei echtes, ©. Dee. A 

w —— * in einer eigenen, mit ber im Texte bezeichneten Aufichrift zufammengeftetT ®- — 

und war wirb im S$- 243 bon Vergiftung, 244 von Wergiftung, mit Abfiht zu beihäbigen, 2 

von fahrläffiger, und 246 bon gemeingefährliher Wergiftung, 250 von fhädlicher Beimifhung be 

Lebensmittel gehandelt: 


“ Gift, 
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allein die Mehrheit berief fich auf die Nothwendigkeit, dad Verbrechen wegen feiner 
Eigenthümlichkeit durch firenge Drohungen auszuzeichnen, und fo entftanden bie 
zwar im Gegenfage anderer Gefegbücher milderen aber doch noch in mandhen 
Fällen zu übermäßig harten Urtheilen führenden Strafdrohungen '). 

E. Eine bejondere Klafje bildet die Defterreichifche Gefeßgebung, welche 
den durch Gift verübten Mord nur dann zu den ausgezeichneten Arten des Mordes 
rechnet, wenn er die Merkmale des Meuchelmordes an fich trägt, daher nur, wenn 
er auf tüdifche Weife, alfo heimlich, verübt ift ’). 

F. $Hervorgehoben müſſen diejenigen Gefeggebungen werden, welche bie 
Todesftrafe auch dem Morde nicht abfolut drohen, aber bei dem Giftmorde wegen 
— —— eine abſolute Drohung der Todesſtrafe für nothwendig halten. 

ahin gehört: 

es Braunſchweigiſche Strafgefegbuch ’), nach welchem die fonft bei 
allen Strafen wichtige Ermächtigung wegen ded Dafeind vieler Milde- 
rungsgründe zuläffige Befugniß der Gerichte, die Strafe herabzujegen, 
bei Giftmord auögefihloffen ift. Die Bedeutung aber ift, daß nach dem 
Willen des Gefepgeberd *) der Giftmord nach den allgemeinen Grund» 
fägen von Mord zu beurtheilen ift, und daß man feine leichftellung des 
beendigten Verſuchs mit der vollbrachten Tödtung beabfichtige, eine ſolche 
iefnehe für ungerecht halten würde. 

b. Zu der oben erwähnten Klafje gehören auch die Norbamerifanifchen Gefeß- 
gebungen, welche bei dem Morde zwei Grade aufftellen, und nur dem 
erften Grade die Todesftrafe drohen, fo daß ed von den Gefchworenen 
abhängt, ob fie den erften oder zweiten Grad des Mordes annehmen 
wollen, wo im legten Falle feine Todesfträfe eintritt‘). Einige Geſetz— 

ebungen“) erklären nun ausprüdlich, daß der Giftmord Mord des erften 
Grades fei, aljo mit Tod beftraft werben müfle. 

G. Als befondere Klafje der Gefebgebungen erwähnen wir noch diejenigen, 
welche dem bloßen Beibringen des Gifts, ohne daß jchädlicher Erfolg einzutreten 
braucht, Todesftrafe drohen, und dem Giftmordsverfuch und der Beibringung von 
Gift eine Freiheitsftrafe, jedoch mit großem Raume für die Gerichte, drohen. Da- 
bin gehört die Englifche Gefeggebung ’). 

Prüft man nun Die verjchiedenen Gefeggebungen nad ven Forderungen, 
welche Gerechtigfeit und gefeggeberijche Klugheit an den Gejeggeber ftellen, jo muß 

1) anerfannt werden, daß am meiften diejenige Geſetzgebung fich empfiehlt, 
welche feine bejondere Strafdrohung wegen. Giftmordes enthält, weil eine folche 
Strafdrohung überflüffig ift, Da die allgemeinen Vorfchriften über vollendete und 


1) Darnad (243) fol, wenn unbeftimmter Borlap. zu tödten ober zu befchäbigen, bei Ber: 
giftung vorlag: 1) wenn Tod eintrat, Todesſtrafe, 2) bei anderer Beſchädigung lebenslängliches 
ober zeitlihes Zuchthaus, 3) außerdem 3 bis 10 Jahre, und wenn beftimmter Vorfag, zu töbten, 
* im 2 : Zuchthaus nicht unter 10 Jahren, oder auf Lebenszeit, im Fall 3 Kuctaus 
nicht unter 6 Jahren. 
2) Defterr, Strafgefeßbuh Art. 135, Herbſt Handb. bes öfterreich. Strafredhts ©. 251, 
Frühwald Handb. des dfterreih. Strafgefehes S. 145. 
g Sefehbuh Art. 145. Es beißt: Iſt ber Morb verübt, um zu rauben, ober burd 
S o können bie Gerichte von ber ihnen I$. 62 ertbeilten Ermächtigung nicht Gebrauch 
machen. 


4) Nach den Motiven, f. (Breymann) Ausgabe des Geſetzbuches S. %7. 

5) Wharton treatise on criminal law (edit. v. 1855) p. 509. 

6) 2 8. Ohio Wharton treatise on homicide p. 284. 

7) Das Gefep 1. Victoria cap. 85 sect. 1, 2, 3, beftimmt, daß ber, mweldyer poison or 
other dectructive thing in Biirkeriläer Abficdht einem Anderen beibringt, oder berurfadht, daß 
bies gejchehe, oder ber Andere den Stoff nimmt, Tobeöftrafe, wenn er den Verfuch zur Vorname 
ber bezeichneten —— macht, mit Transportation ben 7 Jahren bis Lebenszeit, oder Gefäng- 
* ha über 3 Jahre beftraft werden fol. Man bemerkt, daf bier fein Minimum ber Strafe 
geieht ift. 
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verfuchte Tödtung mit. den gefeplichen Abftufungen binreichen. Durch jedes Hervor- 
heben des Gifimordes im. Gefegbuche der Geſetzgeber fpricht fih eine nad» 
theilige Abweichung von. den allgemeinen Guundfägen aus, oder veranlaßt durch dies 
ervorheben eine einfeitige Auffaſſung * Fragen in der Strafanwendun 
B. in Bezug auf die Frage: ob nothwendig jede abſichtliche Tödtung dur 
Gift. ald Mord beftraft werden muß’). Das Hervorheben des Giftmordes, recht- 
fertigt ſich auch nicht dadurch, Daß das Wolf diefe Art von Mord als eine bejon- 
dere ſchaͤndliche und empörende erkennen fol’)... Vorzüglich muß man fich egen 
die oft aufgeftellten. willfürlichen Borausfegungen erklären, von denen die. Geſetz— 
eber,, die von feinen Grundfägen geleitet waren und nur an. bie. herrſchenden 
nfichten. ſich anfchlofien, indem ihnen einzelne Fälle vorjchweben, den Giftmord 
von anderen Arten ded Mordes trennen; denn macht man geltend, ‚daß. der Gift: 
mord ſchon wegen der verrätherifchen, tüdifchen Art der Veruͤbung, wegen des ver: 
urjachten furdhtbaren Leidens des Vergifteten firengere Strafe fordere, als. bei 
andere Arten ded Mordes, fo vergißt man, daß ſchon darüber, ob ein Mittel zu 
den Giften gehört, oder nach der Art der Beibringung Giftmord begründet, viels 
facher Streit vorfümmt, daß eine tüdifche Verübung ebenfo ‚bei Mord durch Schuß, 
wenn der Thäter im Hinterhalte liegt, oder. wenn er fchlau, unter der Masfe ber 
Freundſchaft fein Opfer zu fich lockt und tödtet, vorfommen fann, daß noch ſchmerz⸗ 
„ vollere . und graufamere Tödtungsarten möglich find’), als bei, Giftmerd, z. B. 
wenn der Thäter jeinen Feind langiam verhungern läßt, oder ihm die Haut abzieht, 
oder bei vielen Schußwunden, worurd eine langfame ſchmerzvolle Krankheit mit 
. tödtlihem Ausgang bewirkt werden kann, 
2) Noch weniger kann es gerechtfertigt werben, wenn der —— den 
Fall, in welchem der Tod beabſichtigt wird, aber nicht eintritt, wo vielmehr nur 
eine Beſchaͤdigung erfolgt, dem vollendeten Giftmorde in Anſehung der Beſtrafung 
gleichſtellt. Sobald der Geſetzgeber den Grundſatz, den die Neueren überall als 
einen Vorzug ihrer Gefepesarbeiten hervorheben, den Grundfag, daß Strafen. fo 
gedroht werden müfjen, daß der Nichter die der Größe der Verfchuldung im ein- 
zelnen Falle entiprechende Strafe ausſprechen kann, folgerichtig durchführt, muß 
er anerfennen, daß der fogenannte objektive Gefichtspunft, welcher dem Germani— 
fchen Strafrechte zum Grunde legt, und die Art der Handlung, fo wie den Erfolg 
bei der Strafandrohung zu berüdjichtigen gebietet, auch verlangt, daß der Verſuch 
eined Verbrechens mit geringerer Strafe, ald das vollbrachte Verbrechen belegt 
werden muß. Seit Jahrhunderten ift der bei den Auriften des Mittelalters als 
consuetudo generalis ausgejprochene, im Art. 178. der CCC. anerkannte Grundfag 
befolgt worven.. Es ift jchwerlich weile, wenn neue Deutjche Geſetzgebungen die 
davon ‚abweichende Anficht des ARranzöfiichen Gefepgebers zum Vorbild nehmen, 
dadurch das im PVolfe tief wurzelnde Nechtsbewußtiein verlegen und unbeachtet 
lafien, daß in Frankreich felbit die beveutendften Schriftiteller über Strafrecht, 4, B. 
Roſſi, Helie, Bertauld u. A. die Strenge des Art. 2. des Code penal tadeln, 
und daß in der Rechtsübung Frankreichs die Geſchworenen regelmäßig bei Anflagen 
wegen der ſchwerſten Verbrechen da, wo ſich ergiebt, daß nur Verſuch des Ver: 
brechens vorlag, dur den Ausſpruch, daß Milderungsgründe vorhanden feien, 
die Anwendung der orbentlihen Strafe zu befeitigen juchen, und dadurch ihr 
Rechtsbewußtſein an den Tag legen, daß ter Verfuch der Vollendung in der Bes 
ftrafung nicht gleichftehen foll. ——— welche ſich auf das Franzoͤſiſche Geſetz— 
buch berufen, ſcheinen zu vergeſſen, daß im Jahre 1832, als der Code penal 
(freilich mangelhaft genug) repidirt wurde, ein wohlbegründeter Antrag, nach 





1) Wir werden biefe frage in einem folgenden ($. 6) näber erörtern. 

2) Der Wunſch, das Gefühl auszuſprechen, fonnte die frühere Sefehgebung bazu führen, 
den Giftmorb mit gefhärfter —* zu bedroben. 

3) Dies iſt auch in ben preußiſchen Verhandlungen mit Recht bemerkt worden. Golt 
bammer Materialien II. S. 426. 
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welchen die Strafe des Verſuchs die nächftfolgende geringere ftatt der Strafe der 
Vollendung fein follte, nur dedwegen verworfen wurde '), weil man fich Darauf berief, 
daß die Gefchworenen die Möglichkeit hätten, durch Annahme von Milderungs- 

ründen bei dem Dafein des Verfuchs die ordentliche Strafe zu befeitigen. Sobald 
Pnfteht, daß die mit Abficht zu tödten mittelft Gifts verübte Tödtung eine Art des 
Verbrechens der Tödtung ift, und daß zu Der Vollendung dieſes Verbrechens das 
Eintreten des Todes gehört, muß der Gap, daß die Strafe des Verſuchs von ber 
der Vollendung verfchieden ift, auch bei dem Giftmorde eintreten, weil an ſich das 
zur Tödtung angemwendete Mittel rechtlich feinen Einfluß hat, weil die Gründe, 
welche bei dem Giftmorde die Schwere der Verfchuldung anzunehmen fordern, auch 
bei anderen Berübungsarten der Tödtung ebenfo (und jelbft in höherem Grade) 
vorfommen fönnen, und weil die Strafe des Verfuchs in ihrer höchften Größe fo 
getroht if, daß der Richter in den Fällen, in welchen bei dem Verſuche des Gift: 
mordes (ebenfo wie bei dem Mordverfuche durch Schuß) die Schwere der Ber: 
jhuldung auf der höchften Stufe fteht, nicht gehindert ift, auch die ſchwerſte zu— 
läffige Berfuchsftrafe (3. B. lebenslängliche Freiheitsftrafe) anszufprechen. 

3) Nicht zu rechtfertigen ift eine Strafvorfchrift, welche (wie nach" der 
obigen Darftellung manche Deutfche Gefeggebung fie enthält) die Todeöftrafe bei 
der Tödtung durch Gift auch in dem Falle droht, wo die Abficht nicht auf Tod, 
fondern auf —— gerichtet war. Auch in einer ſolchen Vorſchrift liegt eine 
Abweichung von den allgemeinen Rechtsgrundſätzen, nach welchen (den Vorſtel— 
lungen der einft aufgeftellten culpa dolo determinata gemäß) die Strafe der Fälle, in 
welchen die Abficht des Thäters auf Körperverlegung gerichtet war, woraus aber - 
Tod des Berlegten erfolgte, eine befondere war (auf jeden Fall weit geringere ald da 
eintritt, wo die Abficht auf Tödtung gerichtet war), aus der Strafe der vorfäglichen 
Körperverlegung und der fahrläfftgen Tödtung zufammengefegte Strafe ift, deren 
Größe danach fteigt, je mehr der Thäter das Eintreten des Todes ald eine wahr: 
Icheinliche Folge feiner Handlung vorherfehen konnte. Nichts hindert in Fällen, 
in. welchen die Verlegung durch Anwendung des Gifted gefchah, den Richter, 
die gefeglih (mit Minimum und Marimum) gedrohte Strafe in einer zuläffigen 
höheren Größe auszufprechen, weil eben bei dem Gebrauche des Gifts jeder Ver— 
brecher vorausfchen muß, daß nach der Natur des Mittel er es nicht in feiner 
Gewalt hat, genau den Umfang der Folgen, deren Eintritt er beabfichtigt, herbei: 
zuführen. Alles dies rechtfertigt aber nicht, durch eine allgemeine, auf willfürliche 
Vorausſetzungen gebaute Vorfchrift, den Fall, in welchem die Abficht nur auf Bes 
ſchädigung, nicht auf Tod gerichtet war, dem Falle der beabfichtigten Tödtung in 
der Strafe gleichzuftellen; denn die Verfchuldung ift in beiden Fällen nicht giein. 
So wenig der Gefepgeber, wenn er gerecht fein will, denjenigen, der in der Abficht, 
förperlich zu verlegen, einen Anderen befchädigt, woraus der Tod erfolgt, dem 
Mörder gleich ftrafen kann, fo wenig darf er bei der Vergiftung dies ee au 
weil er jonft ungerechte Strafurtheile veranlaft. — Diefe Ungerechtigkeit tritt oft 
auf das Störendfte hervor, wenn man vorgefommene Fälle zergliedert. In der 
Heſſiſchen Kammer in Darmftadt wurden Fälle angeführt’), aus welchen Har fich 
ergiebt, wie verfchieden die Verſchuldung bei der ohme mörderifche Abficht, jedoch 
mit dem Vorjage zu befcbädigen, verübten Vergiftung von denjenigen ift, in welchen 
die" Abficht zu tödten zum Grunde lag. Man führte den Fall an, in welchem eine 
Frau aus Giferfucht gegen eine Andere, die auf ihre fehönen Zähne ftolz war, 
durch Anwendung des Sublimats die Feindin beſchädigen wollte, weil die Thäterin 
wußte, daß dadurch Speichelfluß, und in Folge davon das Ausfallen der Zähne 
bewirft wird. Es erfolgte aber gegen die Abficht der Thäterin der Tod. Wir fonnen 


1) Code penal progressif, com. sur la loi modificative par A. Chauveau p. 71. 


22, — — der 11. Kammer ber Landſtände bes Grofberzogihume Heffen, Sißung 


dem bezeichneten Falle der Thäter die 
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aus unferer Erfahrung noch zwei Fälle anführen’). In einem Falle gab eine 
Frau ihrem Ehemanne, der jehr eiferfüchtig war, Gift, jedoch nur, um ihn einige 
Moden im Bette zu halten, damit fie in der Zwiſchenzeit ihr ehebrecherifches 
Verhaͤlmiß eftörter ſortſehen könne. Eine Abſicht, den Ehemann zu tödten, 
war im Mideripruch t ihrem Intereffe, da fie nach dem Ehevertrage bei dem 
Tode. ihres Chemannes nur verlieren konnte. Der Ehemann ftarb an den Folgen 
des Gifts. In einem anderen Falle hatte ein alter Mann eine junge fräftige Frau 
geheirathet, welche ihn viel prügelte, wo dann der Entjchluß bei ihm entjtand, auf 
den Rath eines Nachbars ihr die Stärfe zu nehmen, damit fie ihn nicht prügeln 
fönne. Er gab hierzu der Frau, die er übrigens fehr liebte, Gift, woran aber (in 
Folge befonderer Zwifchenurjachen) die Frau flarb.”) In beiven Fällen war hin— 
geek, daß die Ihäter ſich forgfältig erkundigt hatten, ob die gegebene Portion 
ift nicht lebensgefährlich werben fünne. Wer fann in folchen Fällen die Todes: 
—* erechtfertigt finden?’) Beruft man ſich zur Rechtfertigung darauf, daß in 
iftungsfällen mit tödtlichem Erfolg der Kaufalzufammenbang zwifchen Tod und 
der Handlung in der Negel weniger greifbar ſich nachweiſen läßt*), daß ſonſt ohne 
jene 6 eftimmung die Ausflucht des Thäters, daß er nicht den Tod beabfich- 
tigt habe, zu geringen —** oder ſelbſt zu Losſprechungen führen könne, fo ſpricht 
dagegen, daß die neuere Wiſſenſchaft eben zur Erforſchung des Zuſammenhanges 
leichter. als ehemals gelommen iſt, und daß die bloße Ausflucht dem Verbrecher 
nichts helfen wird, weil es darauf ankommt, ob er nach allen Umſtänden nach— 
weiſen kann, daß ſeine Abſicht nur auf Beſchädigung ging, was allerdings in ein⸗ 
zelnen Fällen wahrfcheinlich ebenjo gut, als bei anderen auf vorfäglichen Beſchädigun— 
en, welche den Tod erzeugten, 3. B. bei Echufwunden, gemacht werden fann. 
ine Strafdrohung der Todes- oder auch lebenslänglichen Zuchthausftrafe für 
Fälle, wie fie bier bezeichnet find, fteht auch im MWiderfpruch mit den Strafprohuns 
gen in dem Falle, in welchem Jemand einer Frauensperfon gegen ihren Willen, 
um die Leibesfrucht abzutreiben, Abortivmittel giebt, und die Schwangere in Folge 
derfelben ftirbt.°) Die nämlichen Gründe, durch welche. man die ftrenge Vorschrift 
bei der Vergiftung rechtfertigen will, find auch bei der Anwendung von Abtreibungss 
mitteln ——— 
Einer näheren Betrachtung würdig iſt noch die Frage: ob in einem 
Gefegbuche eine befondere Strafdrohung wenigftens für den Fall erlafen werden 
fol, wenn Jemand einem Anderen vorfäglid Gift oder andere Stoffe beibringt, 


welche die Gefundheit zu zerftören geeignet find, jo, daß nach der Bejchaffenheit 
& 


der eingetretenen Be befondere Strafen gedroht werden. Dies ift das Spitem 
des Preußiſchen Otrafgefegbuches ®), nach welchem vorausgefegt wird, daß in 
Abficht zu tödten nicht hatte’). Das Ber- 


1) Herr Heffe batte auch den Fall angeführt, in welchem Jemand in böfer Abſicht mit ⸗ 
telft Opium einen Schlaftrunf geben will, wo jedoch durch befondere Umftände ber Tod erfolgte. 
Es wurde ee in ber Kammer bezweifelt, ob dieſer Hall bierber pafle. 

2) Meine Schrift über ben neueften Juftand der Kriminal-Geſetzgebung in Deutſchland. S. 146. 

3) In dem bayerifchen Entwurfe von 1856, Art. 337, ift zwar nur lebenslängliche Zucht- 
— gedroht, aber auch dieſe Strafe als abſolut beſtimmte kann in manchen Fällen zu hart 
ein. Gegen die rn bes baperifchen Entwurfs über Vergiftung erklärt ſich aud 
BAIchZEIG anthrop, pſychol. Bemerkungen über den baberifhen Entwurf. Nürnberg, 1855, 

eite 89. Ueber mande feiner Einwendungen unten. 

4) Darauf berufen ſich die Motive zum baperifhen Entwurf von 1856, ©. 98. 

5) Der baberifhe Entwurf von 1856, Urt. 243, droht in dieſem Kalle dem Thäter Zucht- 
baus nicht unter 10 Jabren. 

6) Nach Urt. 194 find für das bloße Beibringen bes Giftes Zuchthaus bis 10 Jahre, 
wenn ſchwere Körperverlehung erfolgt, Zuchthaus von 10—20 Jahren, wenn ber Tod erfolgt, 
lebenslängliches Zuchthaus gedroht. 

T) Nach der — Statiſtik über die Schwurgerichte, S. 94, wurden im Jahre 1854 
4 Angeklagte wegen Vergiftung vor Gericht geſtellt, nur 1 wurde freigeſprochen, 1 zu lebens» 
länglihem, 2 zu Zuchthaus unter 5 Jahren bverurtheilt, 


* 
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brechen kann noch verfchieden aufgefaßt werden, indem man es unter das Kapitel 
der Körperverlegungen ftellt, 3. B. im Preußifchen Gefegbuche oder in das Kapitel 
der gegen das Leben Anderer gerichteten Handlungen ftellt'), weil man einen un— 
mittelbaren Zufammenhang mit dem auf Todtung gerichteten Verbrechen annimmt ?). 

Zergliedert man eine Strafvorjchrift, wie fie das Preußifche Geſetzbuch ent» 
hält, fo liegen darin zwei Beftimmungen: 1) die, daß fchon das bloße vorfägliche 
Beibringen von Gift mit ſchwerer Strafe bedroht ift; 2) daß der Fall der 5 
nannten culpa dole determinata, wenn die vorfägliche Körperverletzung den Tod 
berbeiführte, wovon der $. 194. fpricht, befonders hervorgehoben werden fol, wenn 
Gift gegeben wurde; es foll der vorfägliche Gebrauch von Gift härter beftraft 
werden, und zwar, weil der Erfolg nicht beherrſcht werben Fönne, und zwar fo, 
daß eine ftrengere Strafe gedroht tft”), und daß die Herabfegung der Strafe wer 
gen des Dafeins der mildernden Umftände ausgefchlofien wird‘). 

Eine Vergleihung des Gangss der Verhandlungen in Preußen lehrt’), daß 
in den verfchievenen Berathungen zwei wiederftreitende Anfichten fich geltend machten, 
von welchen die eine, durch das Vorbild anderer Gefeggebungen geleitet, den Gifts 
mord wegen der großen Gefährlichkeit, befonders durch firengere en At 
hervorheben wollte, während Andere bei den allgemeinen Grundfägen ftehen bleiben 
wollten, aber durch den Eindrud beftimmt wurden, daß das bloße @iftgeben 
wegen mancher behaupteten Gigenthümlichfeiten ohne Rüdficht auf den Erfolg mit 
fchwerer Strafe belegt werden müſſe Während der Entwurf von 1843 eine 
ſolche firengere Bedrohung eintreten laſſen wollte, wenn Vergiftung mit Abficht zu 
ſchaden gefchah, und wenn an der Gefundheit Schaden —* wurde, behielt der 
Entwurf von 1847 die Abſicht zu ſchaden bei, forderge aber fein Eintreten eines 
Schadens, wogegen der Ausſchuß auch Dies legte Merkmal beibehalten wollte. Im 
Entwurf von 1850 wollte das Minifterium der Einfachheit wegen werer die Ab— 
ficht zu fehaden, noch das Eintreten des Schadens verlangen, und fo entftand ber 
Art. 197., welcher dem bloßen vorfäglichen Beibringen des Giftes Zuchthaus bis 
10 Jahre droht ®). 

Wir erlauben uns gegen diefe Ausnahme: Beftimmung des $. 197. einige 
Bedenflichkeiten zu erheben: 1) Der allgemeine Ausdrud: vorfä 2. ift wohl 
nicht glüdlich gewählt, Gr ift paflend da, wo das Gefep auf ein Verbrechen fich 
bezieht, das nur mit einer beftimmten ſchädlichen Richtung verübt, und mo ber, 
welcher mit Bewußtjein der Befchaffenheit des angewendeten Mitteld und mit bem 
Willen e8 anzuwenden handelt, als vorfäglich handelnd erfcheint ; dies ift aber nicht 
der Fall bei der Beibringung von Gift. Man feheint nicht beachtet zu haben, daß 
Gift ein Stoff ift, der auch als Arznei vielfach gebraucht wird, was immer mehr 
in das Bewußtfein des Volkes übergeht. Wer einer Perfon Opium zum Zwede 
eines Schlafteunfes giebt, um den Andern dadurch von einer gewifien Handlung 


1) Dies ift im neuen baherifhen Entwurf, Urt. 237, gefcheben. 

2) Die baherifchen Motive erflären, baf bet diefen Handlungen, wenn fie auch in ben mei» 
fien fällen nur eine Gefährdung der Sefundbeit involviren, doch nad Umftänden noch wenigſtens 
fucceffiv das Leben bes Einzelnen in Gefahr ſetzen fönnen. 

3) Wenn im fFalle der vorfäßliben NKörperverlegung Tod erfolgt, foll nach $. 194 Zucht⸗ 
haus bon 10 bis 20 Jahren, und wenn Gift gegeben mar, lebenslängliches Juchthaus eintreten. 

4) Nach Urt. 196, welcher auf alle borausgegangenen Paragraphen ſich bezieht, die von 
Körperverlegung fprechen, ift anerkannt, dafı megen bes Dafeins mildernder Umftände bie Strafe 
berabgefeht werden fann, und zwar im fall, wenn Tod eintrat, bis auf Gefängniß bon 1 Jahr. 
Da aber $. 197 davon getrennt von Vergiftung Spricht, fo feheint es, daß bei dieſem Verbrechen 
mildernde Umftände nicht berüdfichtigt werben bürfen, 

5) Boltdammer Materialien I. &. 426. 

6) An dem Kommiffionsbericht der erften Kammer zu 6. 180 bes Entwurfs ift bemerkt, 
baf einige Mitglieder die Uufnabme bes Merfmals: die Ubficht zu fehaden, wünſchten, daß aber 
die Mebrheit den Antrage ablebnte, weil bie vorſäßliche Beibringung von Gift die ſtenntniß 
ber fhädlihen Wirkung in fi flieht. Die Kommiſſion hatte auf diefe Art einer im Strafrecht 
bebenflihen Vermuthung Raum gegeben. 
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abzuhalten, die Mutter, welche Opium dem fchreienden Kinde beibringt, um 
Schmerzen zu jtillen, derjenige, welcher, aus Borurtheil einen giftigen Stoff als 
Liebestranf giebt, oder eine Jodjalbe zum Ginreiben darreicht, um ein Geſchwuͤr zu 
vertheilen, fie Alle handeln vorjäglich, d.h. fie wifjen, daß der Stoff Gift ift, und 
wollen ihn anwenden; danach würde eine Zuchthausftrafe gegem fie eine ungerechte 
fein, und nicht Dadurch die Berufung ') gerechtfertigt werden, daß bei vorfäglichem Ge- 
brauch von Gift ter Erfolg nicht beherrjcht werben fann, was bei einer großen 
Zahl von Giften nicht richtig ift, weil der Stoff in geringerer Quantität entfcyieden 
Arznei if. Es wird darauf ankommen, ob nicht die Preußiſche NRechtsübung, 
von dem — Sr Alm geleitet, dazu gelangt, dem Ausdrucke vorjäglich den 
noch die Abficht, ihre Gejundheit zu zerftören oder au beſchädigen, unterlegen wird ?). 
2) Nicht zu rechtfertigen ijt «8, wenn der Art. 197. für den Fall, wo die vorſätz⸗ 
liche Vergiftung den Tod * Folge hatte, lebenslaͤngliche Zuchthausſtrafe droht. Schon 
überhaupt ſollte, weil fein Fall in Bezug auf Verſchuldung dem anderen gleicht, 
der m... nicht diefe abfolut beitimmte Strafe droben; ‚die Berufung’) darauf, 
daß die Schwere des Verbrechens diefe Strafe rechtfertige, und daß Jeder, der Gift, 
auch ohne Abficht zu tödten beibringt, fh jagen muß, daß auch der Tod eintreten 
fönne, ift ungenügend ; ed folgt daraus nur, daß jehr jchwere Fälle vorfommen 
fönnen, was aber nicht rechtfertigt, daß für Alle die lebenslängliche Zuchthaus 
ftrafe gedroht werden fol, und der zweite Grund müßte dann auch in den Fällen 
des 8. 194.1, 3.2. bei Schußwunden, die ſtrenge Drohung rechtfertigen. 3) Nicht 
fonjequent ift es, wenn bei $. 194. die Berüdfichtigung mildernder Umftände ganz 
ausgefchloffen ift; denn wenn die Kommiffion der zweiten Kammer dieſen Zufag 
nöthig fand, um die fonft wegen $. 193. eintretende unbillige Härte zu vermeiden, 
fo mußte man auch zugeben, daß im Falle der Vergiftung ſolche mildernde Um— 
ftände vorfommen können, und durfte fie nicht ausjchließen. 


8. 3. 
Thatbeftand der Vergiftung. 


1. Beftftellung, daß Gift beigebradht wurde. Begriff des Giftes. 


Je mehr in den Gefeggebungen härtere von den Strafen der Tödtung und 
Körperverlegung abweichende Strafen der Vergiftung gedroht find, defto wichtiger 
wird es, das welentliche Merkmal des Verbrechens, die Beibringung eines Stoffes, 
welcher zu den Giften gerechnet wird, herzuftellen. Die Vorftellung, daß es Stoffe 

iebt, welche nach der Art ihrer Anwendung Arzneimittel oder Gifte fein können, 
Pheint den Römern fchoR vorgejchwebt und das Bebürfniß erzeugt zu haben, durch 
einen gewiflen Zuſatz, 3. B. mala, die Gifte von den Arzneimitteln zu fcheiden *). 
Es leuchtet ein, daß wir aus den Römifchen Stellen, die den Ausdruck venenum 
in einem fehr weiten Sinne nahmen, für die Feftftellung eines Begriffes des Giftes 
nichts gewinnen fönnen’). Auch aus dem in Art. 130. CCC. gebrauchten Ausdrucke 


1) Dies gefhab in Preußen, Goltbammer II, ©. 427. 

2) Befeler im Kommentar ©. 381 fpricht dies aus, daß eine foldye Ubficht dem Thäter 
borgejchwebt haben muß. 

3) Dies führen bie Motive zu $. 180 an, 

4) Marcianus in d. 1. 3 D. ad leg. Cornel. de sicar. ſpricht von bem qui vene- 
num necandi hominis causa fecerit, vendiderit, und $. 1 bon bem de mala medicamenta 
vendiderit vel hominis necandi causa habuerit, $. 2 adiectio enim ista veneni mali 
ostendit esse quaedam et non mala venena. Ergo nomen medium est et tam ad quod ad 
—— et tam ad quod ad occidendum paratum est, sed et ad quod et amatorium 
appellatur. 

5) Auch Gajus in 1. 236 D. de Verb. Signif. fagt: qui venenum dieit, aducere 
debet, utrum malum, anbonum, nam et medicamenta venena sunt, quia eo nomine omne 
continetur quod adhibitum naturam ejus, cui adhibitum est, mutat. 
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Gift oder venen läßt fi für diefen Zwed nichts ableiten. Im Dunkeln liegt 
auf jeden Fall, was Schwarzenberg durch den Gebrauch der zwei gleichbeveutenden 
Ausdrüde bezweden wollte, wobei es am wahrjcheinlichften ift'), daß er, um jeden 
Zweifel zu befeitigen, fowohl des dem Volke geläufigen Ausprudes, ald des Wortes 
ſich beviente, Das von den Juriften und Aerzten am gewöhnlichften gebraucht wurde. 
Es ift begreiflich, daß mit den Fortfchritten der Naturwiffenfchaften auch ber zus 
nächft der Wiffenfchaft angehörige Ausprud Gift eine fehr verfchiedene Bedeutung 
erhalten mußte. Nachdem immer mehr von den Aerzten Stoffe, welche gu den Giften 
gewöhnlich gerechnet wurden, auch ald Arzneien gebraucht werden, und Alles nur 
von der Art ded Gebrauches, von der Quantität und von den Bebingungen, unter 
welchen der Stoff angewendet wird, abhängt, ob der Stoff als Gift oder Arznei- 
mittel wirfen fol, mußte über die Begriffsbeftimmung vom Gift vielfacher Streit 
entftehen; und es kann nicht befremden, wenn nei achtungswürdige Schriftfteller *) 
erklären, daß eine jachgemäße und allen Anforderungen entiprechende Begriffsbe- 
ftimmung der Gifte unmöglich fei, indem fich Heilmittel und Gift nur in relativen 
Differenzen entgegenftehen. In beiden wirft die fjogenannte 'torifche Eigenfchaft des 
Stoffes’), und wenn man Gift von Heilmittel dadurch zu unterfcheiden fucht, daß 
bei dem erſten die torijche Wirkung eines Stoffes eine mehr oder weniger fonftante 
phyfiologifche, Feine blos zufällige fei, jo bemerkt man leicht, daß dadurch die Be— 
griffsbeftimmung nicht gewinnt. 

Es wird fih unten bei der für die richterliche Ihätigkeit in Bezug auf 
Herftellung des Thatbeitandes bedeutende Prüfung der Natur der Wirkungen des 
Giftes ergeben, daß es fein abfolutes Gift, jondern nur gewiſſe Stoffe giebt, welche 
unter beftimmten Bedingungen und Umftänden als Gifte wirfen, fo daß das Gift 
nur relativer Natur ift, da manche ftarf wirkende Stoffe nur durch das Zufammens 
treffen mit anderen als Gift wirken, z. B. Amygdalin, während andere Stoffe 
ihre giftige Natur durch gewiſſe Mifchungen mit anderen verlieren, 3. B. Schwefel 
fäure, bei anderen Stoffen ed nur auf die Quantität, in der fie gegeben werden, 
ankömmt, ob fie al8 Gift wirken, z. B. bei Bilfenfraut, und andere Stoffe als 
Gift wirfen oder unſchädlich find, je nachdem fie innerlich oder Außerlich angewen«- 
det werden‘), 3. B. bei N Vergleiht man die neueften Begrifföbeftime 
mungen von Gift bei den beiten Schriftftellern ’) und die Berfchiedenheit der An—⸗ 


1) ©. aud Gengler Verbrechen ber Vergiftung 1. ©. 12. 

2) 3 B. Deiterlein Handbuch ber Seilmittellehre, Tübingen 1847, ©. 84. 

3) Dan bezeichnet damit ra: ſchaͤdliche Wirkung eines an bie Delonomie bes lebenden 
Körpers eingetretenen Stoffes, welder 1) in feinem Verhältniß zu ber Meinen Dofis des Stoffes 
ftebt, 2) nicht blos zufällig, 4. ®. franfhafter Zuftände ber influenziften Organe wegen ıc. bedingt 
und gar deletirend wird, fondern welche bielmehr an und für fich Fonftant ben Organiemus und 
—* Theile in hohem Grade lädirt, ja feine Lebensaltionen völlig ſiſtiren kann, ſ. Oeſterlein 

c. p. 83. 

4) Neh gerichtliche Arzneilunde Thl. I. &. Z33-S, Böͤcker Memoranda ber gerichtlichen 
Medizin, S. 156, Schneider gerichtliche Chemie, S. 47, 

5) Taylor im der neuen Ausgabe ber medical jurisprudence p. 2, nennt Gift einen 
Stoff, welcher, wenn er innerlich beigebracht wirb, geeignet ift, bas Leben, ohne — Wir- 
fung auf den Organismus, zu zerftören. Taylor geftcht aber, daß es ſchwierig fei, einen bon 
allen Einwendungen freien Begriff des Gifts aufguftellen. In dem neueften, in Nord-Amerika 
erfienenen, von Wbarton (dem Juriften), und Stille (einem ausgezeichneten Arzte, der lange 
in Deutfchland ftubirte) berauggegebenen treatise on medical jurisprudence Philadelphia, 
1855, pag. 377, wird Gift genannt ein Stoff, ber die ihm eigenthümliche zerftörende Eigenfchaft 
bat, daß er durch Einbringen in ben Organismus das Leben zu zeritören — iſt. Orfila in 
der medicine legale, neue Ausgabe, Vol. IM. p. 15, nennt Gift jeden Körper (corps), welcher, 
wenn er innerlich genommen, oder auf irgend eine Art einem lebenden Körper beigebracht wirb, 
auch in Heinen Dofen bie Geſundheit zerftört, oder felbft das Yeben vernichtet. Anglada in 
feiner traite de toxicologie nennt Gift einen Stoff, welder, wenn er an einer gemiffen 
Oberfläche des Körpers eines Menſchen oder eines Thieres gebracht wird, Fraft feiner Natur, 
wenn aud in Keinen Dofen, gemwöhnlih Wirkungen erg welche bas Leben großen 
Gefahren ausfepen, ober es ſelbſt zerftören, und zwar, ohne daß ihre Materie fidh vermehrt oder 
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fichten darüber, was fie zu den Giften rechnen, fo bemerkt man bald die Schwierigkeit 
für den Gefepgeber (nur Wenige, welche fih mit Gejeggebungsarbeiten befchäftigen, 
und zu Strafvorfchriften über Vergiftung wirkten, mögen wohl die Tragweite des 
von ihnen gebrauchten Ausdrudes „Gift“ ron Klar gemacht haben) und fühlt die Wich- 
tigfeit für Gefeggeber und Richter, ſich mit dem Gegenftande zu befreunden, da die 
Richtung der Unterfuchung, die Frageftellung an die Sachverftändigen und die ge- 
vechte Beurtheilung der Straffälle in Anklagen über Vergiftung davon abhängt. 

Die Frageliegt nahe, ob ed dem Geſetzgeber nicht möglichi ft, einen feften Anhalts⸗ 
punft für die Begrifföbeftimmung zu geben. Bergleicht man die verfchiedenen Syſteme, 
welche in diefer Beziehung vorgeichlagen find, fo fönnen folgende unterfchieven werden: 

A: Das Gefeh bezeichnet die Stoffe, welche zu den Giften gerechnet werden 
jollen, insbefondere in der Beziehung, welche Stoffe nicht im freien Verkehr find, 
und von den zum Handel damit berechtigten Perſonen, 3.8. Apothefern, nur unter 
ewiſſen ya ange und VBorfichtsmaaßregeln verkauft werben dürfen’). Es 
ann aber auf feine Weiſe dies Syftem gebilligt werden’). Schon überhaupt ift 
es die unglüdlichfte Art zu regieren, wenn die Wiffenfchaft durch landesherrliche 
Befehle geregelt werden fol. Es ift Har, daß dadurch die Kortfchritte der Wiffen- 
ſchaft gehinderk, würden. Naftlos fortichreitende Entdeckungen über die Natur der 
Gifte und Heilmittel werden die Irrthümer, an denen man bisher fefthielt, aufs 
deden, während die Richter an dem als Weisheit gebotenen Irrthum fefthalten 
mußten. Vorzuͤglich nachtheilig zeigt es ſich, wenn ein von der Regierung aufs 
geftelltes Verzeichniß von Stoffen, welche als Gifte nicht unbejchränft verkauft 
werben dürfen, zur Norm von dem Strafrichter in Bezug auf die Frage genommen 
werden foll, ob ein gewiſſer Stoff als Gift bei dem Verbrechen der Vergiftung ges 
nommen werden foll; denn die Regierung kann bei gewifien Stoffen, die Ah Ay 
Bifte find, Gründe haben, den Berfauf derfelben nicht zu befchränfen, weil der 
Stoff bei vielen Gewerben eine fehr nügliche und viel gebrauchte Subftanz ift, und 
die Regierung den Betrieb der Gewerbe nicht erfchweren will. Gin Beifpiel liefert 
die fonzentrirte Schwefelfäure, welche nach einer Preußiſchen Verordnung von 1823 
nicht als Gift erklärt, umd deren Verkauf nicht befchränft wurde, während mit 
Recht ein Preußifches Gericht den durch Schwefeljäure verübten Vergiftungsverfuch 
als Re beftraft ’). 

. Das Gefeg kann nach eineih anderen Syſteme einen Begriff von Gift 
aufftellen, fo daß jeder Richter Har erfennen fann, ob das Verbrechen der Bergit: 
tung vorljegt. Eine ſolche Gejeggebung fann aber nicht empfohlen werden, weil nach 
der obigen Mittheilung ed nah dem Urtheile der Sachverftändigen nie gelin- 
gen wird, eine befriedigende Begriffsbeftimmung zu geben, daher das Geſetz, wenn 
es einer der in den wiſſenſchaftlichen Arbeiten aufgeftellten Definitionen von Gift 
als die peientiipe aufnimmt, Gefahr läuft, durch eine zu eng gefaßte Begriffsbeftim- 
mung die Richter zu befchränfen, oder durch die zu weite Faſſung unrichtig die 


fih reprodugirt. Devergie medecine legale (neue Ausgabe von de Haussy’de Robecourt, 

1852) Vol. M. pag. 9 bezeichnet mit Gift den Stoff, welcher, innerlich ober äußerlich in ben 

Körper des Menlhen gebracht, in Fleinen Dofen, regelmäßig geeignet ift, die Geſundheit zu ge 

ftören ober felbft das Leben zu bernichten, ohne mechanisch und obne Selbftreprobuftion zu wirken. 

Galtier traite de toxicologie, Paris 1855, I. p. 1., nennt Gift jeden Stoff, welcher in Folge 

feiner chemiſch dunamifchen örtlichen Wirkfamkeit und vorzüglich durch feine Abforption ſchwere 

und felbft tödtliche Zufälle verurfaht. Schneider (in feiner gerichtlichen Chemie, Wien 1852, 

©. 47) nennt Gift die Subſtanz, melde in einem Organismus eine foldhe Veränderung beranlaft 

oder erzeugt, daß diefer feine beftimmte Lebensform nicht mebr behaupten kann, fondern in Kon— 

flitt mit dem einwirkenden Stoffe und feiner elementaren Zufammeniekung gefäbrbet wird. 

2 Schon Ehrman de veneficio doloso p. 2 bat diefen Ausweg borgefchlagen. 

2) Kloſe in der Schrift: Zeitfchrift für Strafrechtspflege in den preußifchen Etaaten, bon 

* —— En 1. Heft ©. 61, bat richtig (nit Berufung auf Mepger) bie Unbaltbarkeit bes 
yſtems gezeigt. 

3) €. Die oben genannte Zeitfrift von Richt er, ©, 55. 

Archiv 1856, IV. 30 
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Unterfuchungen wegen Vergiftung auszubehnen. Die Gefeggebung muß ſich felbft 
hüten, in ihrem Strafgefeg über Vergiftung Ausprüde ja welche zur 
näheren Bezeichnung der Gifte dienen follen, aber nach ver Orfaheung den Richter 
irre zu leiten, 3. ®. wenn der Code penal (Artifel 301.) substances forbert, qui 
euvent donner la mort plus ou moins — es iſt in Frankreich aner⸗ 
annt’), daß dieſe Bezeichnung theils zu unbeftimmt iſt, theils (weil hier Alles nur 
davon abhängig gemacht wird, daß der Stoff in der Art und unter den Umftäns 
den der Darreichung geeignet ift, den Tod herbeizuführen) in Bezug auf die Be— 
ftrafung des Verſuchs die Richter irre leitet (darüber unten $. 8.); eben jo ift es 
nachtheilig, bei Bezeichnung des Gifts das Merkmal aufzunehmen, daß der Stoff 
auch in den geringften Quantitäten todtbringend ift”), weil es Gifte giebt, die nur 
tödtlich werden und nur als Gifte zu betrachten find, wenn fie in großeren Dofen 
egeben werden’). Unpafiend ift es, wenn man das Merkmal aufnimmt, daß die 
—5* — durch Mittel verübt werde, die ihrer Natur nach ſchwer zu vermeiden oder 
zu entdecken find *), denn darnach fonnte man zu der Streitfrage fommen, ob Schwe— 
felfäure ein Gift Se 
C. Das Gefeg verzichtet auf jede Begriffsbeftimmung und nähere Bezeich- 
nung von Gift und überläßt die Entſcheidung, ob in einem Fall, der gebrauchte 
Stoff Gift iſt, der Wiſſenſchaft, den Sachverſtaͤndigen und den Richtern (oder Ge— 
ſchworenen), Wenn zwar dadurch Willkür und erg Ste begünftigt 
fcheint, weil nach der Verſchiedenheit der wiſſenſchaftlichen Anftchten über Sit 
auch verfchievene Gutachten zum Borfchein fommen werben und oft in einem Ge— 
richte eine Perſon wegen Bergiftung beftraft wird, während im benachbarten Gericht 
ein anderer Angeklagter wegen der Anwendung des nämlichen Stoffs nicht die Strafe 
der Vergiftung leidet, fo ift Doch. viefe Gefahr weit geringer, als diejenige, welche 
daraus entfteht, wenn der Geſetzgeber die Wiffenfchaft, deren Fortſchritte unaufhalt- 
fam find, nad) der zu feiner Zeit eben beliebten Theorie fefjeln will. Wir fegen 
aber auch voraus, daß ftatt der Gefeggebung die Rerhtsubung zur Aufftellung 
eines Begriffs von Gift gelangt, und darnach in den einzelnen Straffällen die 
Sachverftändigen mit beftändiger Beachtung der Fortbildung der Wiffenfchaft und 
mit jorgfältiger Zergliederung der Gigenthümlichkeiten des einzelnen Falles ihre 
Gutachten geben, und die bei den gerichtlichen Verhandlungen thätigen Perſonen 
fih benennen. Die Rechtsübung ſchließt ſich bei dieſer Feftftellung 1) an den 
Bolfsbegriff an“), und 2) folgt den Ausjprücen der Wiſſenſchaft. Das Volks— 
bemußtjein verfteht umter Gift einen Stoff, welcher in oder an den Körper eines 
Anderen auf eine gewiſſe Weile gebracht, ohne mechanifche Wirkung den Tod der 
Perſon bewirken kann, welcher der Stoff beigebracht worden. Mit diefem Be- 
mwußtfein handelt der Verbrecher, welcher wifjentlih einem Anderen gewiffe 
Stoffe beibringt, und das Bolf billigt die Strenge der Strafen, welche gegen Per- 
fonen erfannt werden, die ſolche Stoffe Anderen beibringen. Die Wiffenfchaft mit 
Zergliederung der verfchiedenen Stoffe und mit Benugung der Erfahrungen gelangt 
zu dem Ergebniffe, daß es Stoffe giebt, welche zwar nicht abjolut, wohl aber un- 
ter gewiffen Bedingungen umd Umftanden todtbringend für denjenigen find, welchem 
fie beigebracht werden, und daß diefe Wirkung durch die chemifch-dynamifche Kraft 


1) Devergie medecine legale Vol. III. p. 8. Barse manuel. de la cour d’assises 
dans les questions d’empoissonement, p- 235. 

2) Segen die Aufnahme diefes Mertmald Taylor medical jurisprudence, p. 2. 

3) Uebrigens muß man fich wieder hüten, zu weit zu geben, benn manche Stoffe, 3. ®. 
Glauberfalz, Chinin, werben, wenn fie in größeren Quantitäten gegeben werden, ben Tod erzeu: 
gen fönnen, 3. B. durch ſtarke Kollapfus, aber deswegen darf man fie nicht zu ben @iften zählen. 
Defterlein S. 84. 

4) Darauf weilt das preußifche Landrecht $. 856 bin. 

5) Hipig Zeitfchrift für preuß. Strafrecht, Hefft XLIU. ©. 253, 

6) Darauf macht auch Gengler J. co. L ©, 12 aufmerkfam. 
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des Stoffes und Uebergang in das Blutſyſtem mittelft der Abforbtion') und durch 
die dadurch erfolgte Erſchuͤtterung der Lebensverrichtungen begründet wird; fie 
nennet daher Gift denjenigen Stof, welcher unter gewiffen Bedingungen und Um— 
fänden bei einer SBerfon, in oder an deren Körper fie gebracht wird, vermöge ſei⸗ 
ner Eigenfchaften des Uebergangs und der leichten Verbreitung in den Organismus”), 
durch die Abforbtion den Tod erzeugen kann. Für die Herftellung des Thatbe— 
ftandes der Verbrechen der Bergiftnng leitet diefer Begriff ficher, und bezeichnet 
die Richtung der an die Sadverftändigen zu ftellenden Fragen’). Die weitere 
Erforfhung über die Eigenthümlichkeiten einzelner Stoffe, über die Bedingungen, 
von welchen dabei die Wirffamkeit des Gifts abhängt, kann wichtig werben, um 
über die Rrage, ob der Thäter mit böjem Vorſatze gehandelt hat, und ob der ein- 
getretene Tod einer Perfon im Kaufalzufammenhange (und durch welche Zwifchen- 
urfachen) mit dem beigebrachten Stoffe, fteht. Der Gefepgeber muß aber dabei 
vermeiden, durch den Gebrauch gewiſſer Ausdrüde, z. B. Gift in lebensgefährlicher 
Quantität, oder heimlich, die Rechtsanmwendung irre zu leiten‘). Nicht zu billigen 
ift es, wenn ein Geſetzbuch, wie 3. B. neue Italieniſche Gefeßbücher (ſ. oben $. 2. 
Note 14. 15.) dies thun, Giftftoffe diejenigen nennen, deren natürliche Wirkung 
der ſchnelle Tod iſt; denn die Wiſſenſchaft lehrt, daß das Merkmal nicht weſentlich 
zum Gifte, gehört, daß vielmehr oft der Tod nur langfam eintritt‘), Die 
neueren Geſetzgebungen erfennen aber die Nothiwendigfeit, den Nachtheilen vorzu- 
beugen, die dadurch entftehen könnten, wenn durch ven alleinigen Ausdruck: Gift, 
im Geſetze die Richter oft genothigt würden, Das Dafein des Giftes nicht anzu— 
nehmen, weil die Sacverftändigen erflären, daß der gebrauchte Stoff wiſſenſchaſt⸗ 
li, wenigftens nach der Theorie, zu welcher der Sacverftändige ſich befennt, 
nicht zu den Giften gerechnet wird; fie fügen daher dem Ausprude: Gift, noch 
bei: oder andere Stoffe, welche wie Gifte wirken fönnen;z bei aller 
Verſchiedenheit der von den Gefegen gebrauchten Ausdrücke“) ift der gemeinfchaft- 
liche Grundgedanke der, daß derjenige, welcher in böfer Abficht Stoffe braucht, 
von denen er weiß, daß, wenn auch gewöhnlich der Stoff nicht zu den Giften ge- 
rechnet wird, und im gewöhnlichen Leben jelbft in guten Abfichten gebraucht, bei 
einer gewifien Art der Anwendung aber wie Gift wirfen kann, fich nicht darauf 
berufen fann, daß der Stoff nicht zu den Giften gerechnet wird. Es wird Dies 
bedeutend bei Stoffen, welche regelmäßig ald angewandte Arzneimittel befannt find, 
von denen aber auch befannt ift, daß, in größerer Quantität angewendet, ber 
Stoff den Tod erzeugen fann, 3. B. bei Opium, oder bei Stoffen, die zum häus- 
lichen Gebrauche dienen, aber auch ald Geſundheit zerftörend befannt find, 3. B. 
Sceidewafler, Der Ausdruck: Gefundheit zerftörend, oder wie Gift wir 
fend, kann aber nur bezogen werden auf Stoffe, welche, wenn fie auch nicht uns 
mittelbar todtbringend, doch geeignet find, allmählig die Geſundheit fo zu unter- 
graben, daß daraus ein tödtlicher Ausgang bewirft wird; während der Ausprud 


1) Galtier traite de toxicologie, Paris 1855, Introduction, verglichen mit Schneider, 
bie gerichtliche Chemie, ©. 50. . 

2) Nach neuen Forſchungen ift bied Merkmal weſentlich, weil ed Stoffe giebt, J. ®. ſtu— 
ralin, welche nicht die Kraft ber leichten Verbreitung im Organismus haben. Dies foll auch bei 
bem fogenannten Gift mander Zhiere der Fall fein. 

3) Wir werden unten näber nadhmeifen, mie bie Fragen an bie Gachberftänbigen richtig 
geftellt werben follen. 

4) Daß dies leicht gefchehen kann, foll unten nachgewieſen werben. 

5) Darüber Nachweiſungen in 6. 6. 9. 

6) Nach der oben gegebenen Weberficht find die Ausbrüde verſchieden; bas engliſche Geſeß 
fagt nur: nad) poison or other destructive thing. Der preuß. Urt. 197 fordert nur anbere 
Stoffe, melche bie Geſundheit zu zerftören geeignet find; das Gefepbuch bon Piemont und Mobena 
ſ. oben Note 14. 15) nennt Stoffe, bie ihrer ſchädlichen Eigenſchaft nad) undermerft bie Geſund⸗ 
ei untergraben; das babifche . Art. 243 forbert Stoffe, bon melden dem Zhäter be 


annt war, baß fie wie Gift ben Tod bewirken können. 


30 * 
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nicht paſſend ift bei Stoffen, die nur vorübergehende Krankheit oder felbft bleibende 
körperliche Xeiden, z. B. Krämpfe, Zittern, aber ohne Gefahr für das Leben erzeus 
en. Aus der Verfolgung vorgefommener Strafrechtöfälle bemerft man, daß in der 
Rechtsübung vielfach Streit unter den Sachverſtändigen über einige Stoffe, 3.8. 
über weißen Präpizität, über weißes KHelleborus (Nießwurzel), über nüffigee 
Queckſilber und darüber, ob die Stoffe destructive thing find, herefcht '). on 
den Giften müfjen getrennt werden 4) Stoffe, welche regelmäßig als Arzneimittel 
ebraucht werden, und höchftens in fehr großer Quantität der Gefundheit verderb- 
ich werden fönnen, 3. B. bei ſchwefelſaures Kupferorid ’); 2) Gegenftände, welche 
nur mechanifch verlegen verberblich wirken fönnen, ohne daß eine hemifche Wir- 
fung und Reforption durch Nebergang des Stoffs in das Blut (was wefentlich 
zum Gifte gehört) nachzuweifen H. Dies ift der Fall bei Stednadeln, die in 
Speifen gemifcht, 3. B. Kindern beigebracht werden, und zwar Entzündung mehres 
rer Körpertheile, durch mechanische Wirfung erzeugen fönnen, aber nicht chemifch 
wirken’). Bon den Giften gefchieden muß auch das geftoßene Glas werden. 
Die Frage, ob dies zu den Giften zu zählen fei, iſt in neuefter Zeit in einem in 
Preußen "vorgefommenen Falle, wo mit Abficht zu tödten ſolches Glas ange- 
wendet wurde, verhandelt*) und wie wir überzeugt find, mit Recht nach dem Aus— 
fpruche des Ober-Medizinalfollegiums dahin entſchieden worden, daß es nicht 
als Gift zu betrachten fei’). Alles kömmt hier darauf an, wie das Glas zu 
PBulverform gebracht wurde und zwar entweder fein pulverifirt oder grob zerfto- 
fen. In dem erften Falle wird das feine Pulver weder (feinem Inhalte nach) 
eine chemifche noch eine mechanische Wirkung haben; im zweiten Falle fehlt Die 
Natur des Gifts wegen Mangels dynamifcher Wirfung, es könnten zwar einzelne 
Theile des grobgeftoßenen Glafes wegen ihrer Kanten Körpertheile verlegen, indem 
fie Entzündung erzeugen, was aber nur auf dem mechanifchen Wege geſchieht *), fo 
daß fein Gift angenommen werden kann’). 3) In die Klaffe der Gifte fönnen nicht 
erechnet werden folche Gegenftände, welche nicht nach ihrer Natur und Befchaf- 
{nei auf den Organismus zerftörend wirken, fonden nur vermöge befonderer 
igenthümlichfeiten (Idiosynerasie) der Perfon, welcher fie beigebracht werben, 
eine verberbliche Wirkung äußern. Dies ift nach Beobachtungen”) der Fall bei 
manchen Arten von Fleifch, 3. B. Schweinefleifch, bei gewiflen Bilcen, 3. B. Scell- 
fiſch. Wenn auch Jemand aus böfer Abficht, mit dem Bewußtfein, daß die Perſon, 
der die Speife beigebracht werden joll, eine Idioſynkraſie hat, einen ſolchen Gegen— 
ftand beibringt und die Gefundheit jener Perfon angegriffen wird, jo wird dennoch 
eine Anklage wegen Vergiftung begründet fein, weil die ſchädliche Wirkung nicht 
in der Natur des Stoffs, fondern in dem befonderen Einfluffe lag, welchen ver 
Genuß des Gegenftandes auf ähnliche Art, wie in anderen Fällen, wo großer Efel 
eine Berfon ergreift, auf den Verdauungsprozeß ausübte. 


1) . in Zablor p. 4. 5. 
* — daß dies nicht zu ben Giften gebört, in Caſper Vierteljahrsſchrift, 
3) Taplor p. 5 geReht, daß biefe Gegenftände nur mechanisch verließen, beutet aber bar- 
auf bin, daß he doch zu den deetructive things geredynet merben könnten. 
4) Der Bublizift 1852 Nr. 79, 1853 Nr. 17. 

5) Taplor p. 5 frägt zwar auch bier, ob es nicht zu ben destructive things gehöre. 
Die Antwort bängt davon ab, ob bei bem —— bes Glaſes ſolche große fcharflantige Theile 
zurüdbleiben, melde in dem Körper bie Verlegung durch mechaniſche Wirkung erzeugen fonnten. 
Es müßte aber dann, um ben Thatbeitand des Dafeins eines zerftörenden Stoffes begründen zu 
fönnen, nahgemiefen werben, daß in bem Glaſe, bas in ben Körper kam, folche gefährlich 
‚wirfende Glastbeile ſich befanden. 

6) Ben in den Blättern für Anthropologie, VI. Thl. 4. Heft ©. 13, 

7) Diefe Anficht ftebt jebt in Sranfreich"feft. Galtier introduction p. 1. Devergie 
medecine legale Vol. Il. (Ausg. ton 1852 p. 10 Barse), 

8) Darüber Taylor medical jurisprud, p. 7. 
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4) Ein Gegenftand vielfacher ** ift die Frage: ob auf Beibrins 
gung des Anftedungsftoffes, 4 DB. des fpphilitifchen, die Strafvorfchriften über Vers . 
giftung angewendet werden fönnen, ob Daher der jogenannte virus in die Klaſſe 
der Gifte gefegt werden fann'). Ein neuerlich in Münden vorgefommener Fall 
veranlaßte Darüber vielfache Forſchungen. Ein Gerichtsarzt hatte 1852 mehrere 
Kinder mittelft eines von dem Kinde einer gewifen Keller ——— Impfitoffs 
geimpft, ohne vorher das Kind unterfucht zu haben. Die Keller foll vor der Ger 
burt diefes Kindes von der Syphilis befallen gewefen fein; ihr fhwächliches Kind 
ftarb an der Abzehrung. Da fi an dem Orte, wo die Kinder geimpft wurben 
ein fpphiltiifcher Ausſchlag verbreitete und mehrere von dem Kellerjchen Kinde 
abgeimpfte Kinder davon ergriffen wurben, jo veranlaßte dies eine ftrafrechtliche 
Unterfuchung gegen den Impfarzt, Zwei von dem Gerichte befragte Aerzte erflär 
ten, daß Syphilis fein Gift jei, das Stadtgericht verurtheilte ven Arzt wegen fahr 
läffiger Körperverlegung an den act von dem Kellerſchen Kinde abgeimpften 
Kinder zu Feſtung auf ein Jahr; das Appellationsgericht wegen Körperverlegung 
aus Fahrläffigkeit durch Gift zu 2 Jahr Feitung. Auf eingelegte Nichtigkeitäbe- 
ſchwerde fanden intereffante Verhandlungen vor dem Kaffationshofe Statt’); vor- 
züglich über die Frage: ob Syphilis zum Gifte zu rechnen jei. Die Gründe des 
appellationsgerichtlichen Urtheild hatten angenommen, daß das Gefegbuch unter 
Gift jeden ſchädlichen Stoff verftehe, An von auf unerlaubte Weife dem Kör- 
per mitgetheilt, einen bleibenden oper auch vorübergehenden Schaden, wenn aud) 
nicht bei jedem Individuum, doch in der Regel, heimlich bewirfe. Während der 
Dber» Staatsanwalt des Appellationsgerichts das Urtheil durch eine Ausführun 
zu rechtfertigen juchte, daß jeder Stoff, der lebensgefährlich wirken fönne, na 
dem Willen des Gefeggebers Gift fei, zeigte Dagegen der General » Staatsanwalt, 
daß, da das Strafgefegbuch Feine Definition vom Gifte gegeben, über diejen Begriff 
nur die Volfsanfichten und die Anfichten ber Mehrzahl der Juriſten entjcheiden 
müßten, daß das Volk gewiß nicht den fuphilitifchen Stoff ald Gift betrachte, und 
daß die Wiffenfchaft Gift nur einen Stoff nenne, welcher für den menfchlichen 
Körper auch in Heinen Dofen beigebracht, ohne äußere fichtbare Verlegung unter 
mE Symptomen heftige Krankheiten, lebensgeführliche Folgen herbeiführe. 
er Kaſſationshof trat dieſer Anficht bei und vernichtete das Urtheil und 
fprach in feinen Gründen aus, daß das Wort: Gift nicht blos in der Volksanficht, 
fondern auch in dem Gebiete der Heilfunde nicht fchädliche Stoffe überhaupt, fon: 
dern eine befondere, und die gefährlichfte Art diejer bedeute, daß aud das Straf— 
gefegbuch nicht von ſchädlichen Stoffen überhaupt, fondern von Gift fpricht, und 
nad) der Strenge der gedrohten Strafen angenommen werden müffe, Daß mit dem 
Worte Gift der engere in der Wiffenfchaft angenommene Sinn verftanden werben 
follte. — Diefe Berhandfung veranlaßte mehrere wifjenfchaftliche Arbeiten und zwar 
vorzüglich mit der Richtung, um zu prüfen, ob der Arzt einer Strafe unterliegen 
fonnte, und ob fich der Thatbeftand der fahrläfftgen Körperverlegung nachweiſen 
laffe, insbefondere, ‘ob die Uebertragung der Syphilis durch Baccination möglich 
fei; nebenher wurde (jedoch leider nicht genügend) die Begriffsbeftimmung ‚von 
Gift in der Anwendung auf Syphilis geprüft. Die Forſchungen in der. erften 
Richtung Ichren, daß man bei der Verhandlung die für die Annahme des Thatbe- 
ftandes der fahrläffigen Körperverlegung wichtigen Vorfragen und Vorausfegungen 
nicht forgfältig genug geprüft hat, und daß wenn auch Grund vorhanden jein 
konnte, ven Arzt wegen unterlaffener 67* Unterſuchung des Kindes der Keller 
disciplinarifch zu Strafen, Dennoch erhebliche Zweifel vorlagen, den Thatbeftand einer 
fahrläffigen Körperverlegung anzunehmen’). Am erfreulichften ift der Ausſpruch des 


1) Galtier toxicologie introduction. 
2) Darüber aeitjär. für Geſetzgebung u. Rechtöpflege bes Königr. Bahern, 1. Tbl. ©. 115. 
3) Bauli über Kontagiöfität u. Erblichkeit der Syphilis. Mannheim 1854. Siegmund, 
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General-Staatsanwalts und des Bayerifchen Kaffationshofes, welche bei der Prü⸗ 
- fung der Frage: ob Syphilis Gift fei, auf den Vollksbegriff Rüdficht nehmen, 
Gewiß aber jchwebt dem Volke nicht vor, daß die Dirne, welche mit dem Bewußtſein, 
daß fie fophilitifch ift, dem Manne Beifchlaf geftattet, durch die Anſteckung ven 
Mann vergiftet. Man würde zur Annahme einer unzähligen Menge von Bergif- 
tern und Wergifteten kommen, wenn man jede Perfon, die eine Andere anftedt, 
wegen eng anlagen wollte. Die Gefeßgebung hat Gründe, die fophilitifche 
Anftedung mit befondem Strafen zu bedrohen '), aber es nennt dieſe —— 
nicht · Vergiftung. In einer neueren Franzoſiſchen Erörterung über die Beſtrafung 
der Anſteckung durch Benerie?) wird dringend ein bejondered Strafgefeg dagegen 
eforbert, aber es fällt in Frankreich Niemandem ein, in einem ſolchen Falle eine 
Anklage auf Vergiftung zu erheben. Auch die Wiſſenſchaft fegt fich der Ausdeh— 
nung ded Begriffs von Gift’) auf Contagium entgegen, weil zum Gifte dad Das 
fein eined im Organismus nicht wieder reproduzirenden Stoffes gehört, während 
bei dem Gontagium, wenn ed im Körper auf die Organifation gewirkt und Kranf- 
heit erzeugt hat, im Körper fich wieder reproduzirt und —— fähig iſt, wieder 
Andere anzuſtecken ). 

Nicht unerwähnt darf noch für die Begriffsbeſtimmung von Gift eine in 
Italien ſeit langer Zeit verbreitete’), in Mares Zeit") ſehr fcharffinnig wieder 
begründete Theorie bleiben, welche von dem Grunde, aus welchem vie Gefeggebung 
fo ftrenge ftraft, abgeleitet it. Danach ift Gift, derjenige Stoff, welcher auf irgend 
eine Weife einem lebendigen Körper beigebracht, durch die Geringfügigfeit des Um 
fange tüdifch und leicht beigebracht, durch feine ſchnelle und leichte Wirkung auf 
die lebendigen Drgane weht oder minder jchnell den Tod hervorbringen Fann. 
Danach werden zum Dafein des Gifts wefentlich drei Merkmale gefordert: 1) der 

eringe Umfang des beigebradhten Stoffes, 2) Leichtigkeit der VBeibringung in den 
ebenden Organismus, 3) todtbringende Kraft. Nach diefen Merkmalen werben in 
dem neueften Werke die verſchiedenen Stoffe geprüft und aus der Reihe der Gifte 
viele ausgeſchieden, bei welchen eines dieſer Merkmale fehlt, wo daher z. B. nur 
in einem größeren Umfange der Stoff, wenn er wirfen fol, beigebracht werben 
muß, weil dann ber Stoff leicht zu entveden und daher die Taufchung des Anderen 
nicht möglich if. So wird auch Schwefelfäure nicht zu den Giften gerechnet, weil 
fie nicht beigebracht werden fann, ohne daß die Perfon, die vergiftet werden foll, es 
bemerkt. — So jcharffinnig diefe Theorie durchgeführt ift, fo chen ihe doch große 
Einwendungen entgegen, da fie von einer, wie wir unten zeigen werben, irrigen 
Borausfegung ausgeht, Daß der Gefepgeber die Vergiftung nur wegen ihrer heim⸗ 
lichen Berübung, da die zu vergiftende Perſon das Gift nicht bemerkt, mit ftrenger 
Strafe bedroht. Der Kreis der Giftarten würde dadurch zu jehr befchränft und die 
Anwendung des Gefeges von Zufälligkeiten abhängig gemacht. 


in ber Wiener mebizin, Wochenſchrift 1854 Nr. 3. Diterici im ber neuen mebizin. Zeitung 1854, 
— A inger in ber Zeitfarift ber GSefellihaft ber Merzte in Wien, 1855, Diärzs 
eft ©. 157. - Gazette medicale, Paris 1855, No. 17. Vierteljabrsfhrift für praktiſch 
eiltunde, Prag 1855, XII. Jahrgang, IV. Band ©. 31. Heumann in Behrens Zeitfehrift für 

Staatsarzneitunde, 1856, 1. Heft, S. 19, , 

1 B. badiſches Geſeßbuch 88. 369. 370. 

2) In ben Anales d’Hygiene legale 1856, Janvier, p. 23. 

3) Wenn man bon beneriichem Gift fpricht, fo ift hier der Ausbrud bilblih gebraucht. 

4) Friebreich Blätter für Anthropologie VI. 4. Heft S. 12. 

5) In biefen Sinne haben bie Schriftftellee Marocco Boffi, Rogsi, GCarmignani 
(ber legte in feinen elem. juris erim. $. 862) Puccinotti Lezioni di medicina legale 
p. 127) fi erklärt, 

6) Freſchi (Profeffor der gerichtlichen Mebizin in Genua) in feinem manuale florico 
pratico de medicina legale, in neuer Ausgabe (in 3 Bänden), Milano 1855, Vol. II, 
Bee 785- 793. Das Merk darf jedem Arzte und Juriſten empfoblen werben. Freſchi ift als 

rat unb Chemiker bebeutenb, und bat in dem fogleih anzuführenden Prozeffe gegen Maineri 
trefjliche Vorträge gehalten. 
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2. Art der Beibringung des Giftes, insbefondere Zergliederung 
einer Strafverhand Aa in welcher es auf die Frage anfommt, ob 
durch vergiftete Eigarren Biftmord verübt werden Fann. 


Für Die richtige Würdigung des Thatbeftandes des Verbrechens der Ver: 

iftung ift, wenn einmal dad Dafein des Giftes feitgeftellt ift, noch die Art der 

Beibrin ung bedeutend, und zwar 1) durch weldes Mittel, 2) an welchem 
Körpertheile, 3) unter welchen Umftänden das Gift dem Organismus beigebracht 
wurde. Während bisher die Unterfuhung des Verbrechens im Zufammenhang mit 
Speijen, Getränken, Arzneimitteln gebradyt wurde, in welchen Gift gemiſcht war, 
hat die neuefte Zeit auf eine Art der Beibringung, die bisher nie ein Gegenftand einer 
wiſſenſchaftlichen Unterſuchung wurde, aufmerfjam gemacht, nämlich durch vergiftete 
Gigarren. Die Seltenheit. und die Gigenthümlichkeit der darüber ftattgefundenen 
Verhandlung und die Wichtigkeit der darin erörterten Frage mag es rechtfertigen, 
wenn wir gedrängt den wegentlichen Inhalt jener in Genua im Februar und 
März 1856 ftattgefundenen Verhandlung auf den Grund einer gegen den Vrieſter 
Mainerj wegen des am Prieſter Bottaro verübten Giftmorded gerichteten Anklage 
nach den ftenographifchen Berichten mittheilen'). Die Verhandlung begann am 
26. Februar 1855 und das Urtheil wurde am 19. März 1855 von dem Appel: 
lationsgericht (ohne Gejchworene) gefällt. Es war von dem Staatsanwalte 202 
Zeugen und 9 Sachverftändige (darunter bedeutende Aerzte und Chemiker) geladen, 
24 Entlaftungszeugen und 7 reger von den Vertheidigern vorgerufen. 
Der Angeklagte (dem in der Sigung vier Vertheidiger, Darunter der vom Staate 
zur Vertheivigung Angeklagter beftelfte avvocato dei poveri, zur Seite ftanden) 
war feit September 1854 verhaftet, jaß daher 18 Monate im Gefängniffe Der 
plögliche Tod des Priefterd Bottaro, der wegen jeiner_politiihen und religiöfen 
Geſinnungen große PBopularität genoß, in einem Fleinen Fleden della Vittoria am 
23. Auguft 1854, veranlaßte die Unterfuchung. Nachdem anfangs kein Verdacht 
einer auf ein Verbrechen deutende Todesurfache angenommen, am 29. Auguft von 
den Aerzten aber Symptome einer verbrecherifchen Ginwirfung angenonmen und 
von den Chemikern Arfenif im Magen und Eingeweiden des Bottaro nachgewieſen 
und wahrfcheinlich gemacht wurde, daß Bottaro das Gift in Fleineren A Mal 
ihm beigebrachten Dofen erhalten habe, fiel anfangs (aus jchwachen Gründen) der 
Verdacht der Vergiftung auf ein Mädchen Maria Javella, bis im September aus 
ebenjo ſchwachen Gründen der Priefter Maineri ald verdächtig des Mordes vers 
haftet wurde. Nach gejchlofiener Vorunterfuhung erkannte die Anflagefammer die 
Anklage gegen Maineri. Die ziemlich weitläufige Anklage hat alle Fehler, die wir 
oft an den Franzöfifchen Anklageaften rügten, fie geht in die Einzelnheiten ein, 
ftellt das, was die Phantafie des Staatsanwaltes in Bezug auf die Art der Ver: 
übung des Verbrechens ſich ald möglich ausmalt, als wirklich dar, führt einzelne 
Verdachtsgründe gegen den Angeflagten an und fchilvert diefen, indem feine Lebens: 
efchichte, feine Beführung von Frauenzimmern, feine politifchen Gefinnungen, 

Fin Antheil an der Revolution von 1848, feine Zweideutigfeit (fo daß ihn Garibaldi 
wegen Verdachts des Verraths verhaften ließ) angeführt werben, als’ einen Mann, 
dem das fchwerfte Verbrechen zuzutrauen if. Der Staatsanwalt muß nun Mo: 
tive aufjuchen, welche vem Maineri zum Morde treiben fönnten; die fühne Phan- 
tafie ift nicht verlegen, dieſe Motive in dem getäufchten Ehrgeiz von Maineri, in 
dem Haffe gegen die Kirche, in dem Neide gegen Bottaro, der geachtet wurbe,' zu 
juchen ; die Art, wie dad Verbrechen verübt werben fonnte, wird darin gefunden, 
daß Maineri, der nicht rauchte, aber Gigarren befaß, ſolche dem Bottaro, der gern 


1) Ubgebrudt in ber Gazetta dei tribunali, Genova, 1855, No. 16, mit den Er» 
gänzungen. 
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rauchte, ſchenkte, nachdem er fie vorher vergiftet hatte, was daraus gefolgent wird, 
daß bei der Hausfuchung bei Maineri Cigarren gefunden wurden, welche ausgehöhlt 
waren, jo daß in das Loch leicht Arfenik gebracht werden fonnte. Nachdem lügen- 
hafte Arußerungen, auffallendes Benehmen des Maineri, die Möglichkeit, fich leicht 
bei feinem Umberfchweifen Arſenik zu verfchaffen, als Indizien geltend gemacht 
worden, fchließt die Anklagefchriit damit, daß die öffentlide Stimme ven 
Maineri fortvauernd ald den einzigen Urheber des an Bottaro verlibten Mordes 
bezeichne. Für den Zweck des gegenwärtigen Auffages fommt es nur darauf an, 
die Art der Verhandlungen und ihre Grgebniffe in Bezug auf die Herftellung des 
Thatbeftandes zu zeigen. Dieje Verhandlung war eigenthümlich, da es auf eine 
völlig neue Art der Verübung der Vergiftung durch vergiftete Gigargen anfanı, 
und da es der Anklage oblag, zu zeigen: 1) daß Arfenik in der Leiche des Bottaro 
fich fand, 2) daß fein Tod weder aus Unvoriichtigkeit, noch aus Selbftmord ange» 
nommen werden kann, daher fremde verbrecheriiche Einwirkung wahrjcheinlich ift, 
3) daß die von der Anklage behauptete Berübung durch Gigarren gefchah, daß eine 
foldye Vergiftung nach Zeugniffen der Wiffenfchaft möglich, umd im vorliegenden 
Falle waßtrjcheinlich ift, A) daß der Angeklagte in der Lage war, die Vergiftung 
auf diefe Art zu verüben, und daß 5) Beweife oder dringende Verbachtögründe wirk⸗ 
lich durch ihn verübte Vergiftung vorliegen. Bei der großen Menge vorgeladener 
Zeugen’) waren vorausfichtlich viele vorgerufen, deren Zeugniß unbedeutend war”). 
In Bezug auf die erfte Frage wurde die Verhandlung durch Vorlefung des Arzt» 
lichen Gutachtens eröffnet, bier wurden nun fchon auf Antrag der Vertheidigung 
alle (wie man fie nannte, fisfalifche) Sachverftändige, namentlich über die Behaup« 
tung vernommen, daß der in den Organismus gebrachte Arjenit abjolut dieſem 
Stoffe eigenthümliche Kennzeichen am Körper Jurüdläßt. Hier hatte der ſchon oben 
rühmlichft erwähnte Arzt Freſchi, geftügt auf Erfahrungen, gegründete Einwen> 
dungen gegen die Nichtigfeit jener Fehauptung in ihrer Allgemeinheit vorgebradht ; 
als hierauf Das gut gearbeitete Gutachten’) der Sacverftändigen Darüber, daß 
Bottaro am beigebrachten Arſenik geftorben, vorgelefen und von den einzelnen Sachver 
ftändigen mündlich begründet war, entftand eine intereffante Verhandlung, in welcher 
die von den Vertheidigern vorgeladenen Sachverſtändigen erhebliche Zweifel gegen 
die Beweisfraft des Gutachtens vorbrachten, und zwar durch Nachweifung vieler 
Fehler der Sektion (5. B. daß das Gehirn nicht unterfucht wurde) *), vorzüglich 
durch Grörterung, daß der Tod tes Bottaro auch durch andere Urfachen ohne 
Vergiftung entftehen konnte, wogegen die Sachveritändigen der Anklage ihre Gut— 
achten rechtfertigten. In einer an merfwürdigen Beobachtungen weichen Ausführung - 
wies Frefchi, ungeachtet er von dem Staatsanwalt vorgeladen war‘), große Män- 
gel in den Gutachten nach umd machte vorzüglich die von den Sachverſtändigen 
vielfach vernadpläffigten Erfahrungen über die verfchiedene Wirkfamkeit des Arfenifs, 


1) Es mußte auch für die vorgelabenen Zeugen fehr ftörenb fein, Tage lang zu warten, 

bis bie Neibe an fie fommen würde. Sehr zu loben ift es, daß baber der Präfibent, wenn ein 

euge nachwies, daß ber Aufenthalt für ihn fehr nachtheilig fein würde, gerne bewilligte, daß ber 
Zeuge außer ber, Reihe vernommen mwurbe, 

2) Unter biefen fanden fich viele Zeugen, bie z. ®. nur barüber, daß fie glaubten, daß 
Bottaro am Gifte ſtarb, ausfagen konnten, Andere, bie über frühere Liebeögefhichten bes Ange: 
Hagten ausfagten. 

3) Abgebrudt in ber Gazetta dei tribunali p. 140-147. 

4) Ein Fehler war auch, daß man in bem Gefäße, das den Gachverftändigen zur chemi« 
ſchen Unterfuhung übergeben wurde, die verfdiedenen Eingeweide zufammen bermahrt waren. 
Freſchi bat in feiner medicina legale Vol. 1. p. 967, ſehr gut nachgewiefen, wie nachtheilig 
für die Unterfuchung diefer Fehler werben fann. 

5) Man muß zur Ehre des Staatsanwalts bezeugen, daß biefer überall in ber Verband: 
lung bas Streben zeigte, unparteiifch zur Entdeckung ber Wabrbeit, wenn fie aud der Anklage 
ungünftig war, beizutragen. a bedauern iſt nur, daß ber Staatsanwalt zu oft (Gazetta p. 159) 
bie Sahverftändigen unterbrad, was leicht eine Verwirrung berbeiführt. 


Das Verbrechen ber Vergiftung ıc. j Pi 257 


über bie leichte M i 
Sachverftänti öglichteit der Selbſttaͤuſchung v 
Re m u ne Mn * eigen — — 
anger Kampf wiſchen den ung geſtorben ſein fonne. Hierdurch wurd eu 
Grgebniß ift, vaß cıhehl en verſchiedenen Sacverftändigen herbeigefü urde e& 
bleiben, worauf ‚erhebliche Zweifel gegen Die Beweiskraf ee — 
‚ worauf die Anklage fi ftügt Beweislraft der Gutachten zur ET 
ging begreiflic auf vi ch fügt‘). Die Haupteichtung d = 
Sachver en —— BR > — durch —— le se 
andere umb nocd mehr die Rad ie Bejahung auf gemachte Verfuche, denen jedo — 
nicht german genug gemacht und ROaE OHIOSBII one. Nor Ne RD He 
TelbR irrige Worausfesungen geb ge abgeleiteten Folgerungen auf gewagte ob — 
Freichi, Abbene und I gebaut wurden. Auch hier find die Erflä ee 
afione (einem fehr tüchti tungen vc& 
Pieheenb, _Slep Badvehinkigen pebea mit Made Perusc, Da} max von ber 
erfennung ber Möglicfeit des & 1% en mit Recht hervor, daß man von an 
auf Die Hreöglichteit der Berübun; bee ON wurd) vergifiele garen Teinm Cie mer. — 
da nach Den Beobachtungen der ER iftmordes durch dies Mittel machen dür — 
faffen witrbe). Bei der a bald die Fortjegung des Nauchens unt vo, 
En ange ben Enpflagen ergleihung der Zeugenausfagen über bie Indigiem- — — 
(fehr leidenschaftlich gefinnte) ru gemacht wurden, bemerft man, daß mehr — 
— und fein Schwa andte des Bottaro über das Unmohlfein ð — 
Hagten für verdächtig des Mord an geradezu erklärte, daß er immer den Arı — 
19 wiperlichften find jene immer —— habe (aus ſehr ſchwachen Gründen — - 
an die Zeugen, ob fie den Angefla a iehrenden Kragen, z. B. des Staatsanwaıl — 
was einer Der Zeugen mit ve nr fähig der Verübung des Mordes ee 
politifche Farbe und Partei wechielt Pr en Zujage bejahte, daß Jemand, der fck zu - 
fei. eberhaupt findet fi) viel unnüge n . der Angeflagte that), zu Allem fa = — 
— bei dem Angeklagten gefunden ejhwäg der. Zeugen. Auf die_bei >> 
9 angebracht war, daß dadurch Arfenit ner Gigarren, in welchen eine Deffnu m — 
Antlaͤger Werth gelegt, es war — * racht werben konnte, wurde von Dem = 
fehlte’), pie nöthig gewefen wären, um —* a Ar allen Orundlag — 
geflagten bauleiten. In dem —— einen wahren Verdacht gegen den DE we 
Daß Niemand anders ald der Angeflagte der 3 des Staatdanwalt® wurde befaupe en 
ig fähig it, zur Werbung q Tpäter fein Fönnte, weil er de Wem _ 
numerosi ®@ gravi indizii fprechen (ver 4 genügende Motive hatte und gegen Sm — 
mus noch arerden, vaß nah dem — fucht man dieſe Indizien) , Bene — 
Bernehmung Des SPräfipenten mit dem — von Piemont feine foörmti rer 
nach jeder einzelnen Zeugenausfage der An agten vorgefthrieben IR, fordern m — 
Musfage zur erflären, was er aud ee Ge ne u de en Fur Yun 
diger haben mit Kraft, Sachkenntniß rk fein getan Det. Die Bett — 
6 und Gewandtheit die Schwäche d eu _ 
zu zeigen efucht’) Der Erfolg frönte ihre Bemüh . e der Ankla 
 einefprochen. Die Gründlichfeit der Enifpeidu —— der Angeklagte nur — 
Borbild für Entſcheidungsgründe betrachten, ma es gründe, welde wir ad em 
‚ mag es rechtfertigen, wenn wir Die * 
4) Aue Musführungen zei ; f ö = 
) zeigen, daß Freſchi fih mit allen einfhlägigen Forfgungg 
=. 


genau bertrauf gemadt bat. 
2) Die Gründe ber Genuefer Sachverſtändigen flimmen vielfach mit den Beobacht 
un 
Sen 


— — 


Als vie Eigarren bei ber Verhandlung vor 
i ; ; g gelegt w * 
eh im rg ee sicli un (Gazetta p. 13. * 
im berühren im Schlußvortra 2 limmte. 

dab Maineri auf , — IE Eniengtat Take Karen En 
—— — borzüglih in Mailand und in Rom, mamentlid im Re te urd Eigorren 2. 
imparano cos® di questo genere, Welche Kette willfürlicer Worausfehun bon Nom, ve“ "u 
—— Eie richteten den Angriff ſchon gegen bie Anklageſchrift, bie, wi —— ae 
eine opera fantasiosa, feine Dellamation fein ſoll. peift, bie, wie ber Wertbeibigen 1 2 


= 
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Gründe vollftändig mittheilen, weil fie am beften dazu dienen, die Losfprechung zu 
rechtfertigen und zu zeigen, daß die Richter trefflich ihre erhabene Aufgabe begriffen, 
Das Urtheil lautet: 

Urtheil.!) 

Auf das von der Staatsbehörde gegen den Prieſter Philipp Maineri 
betriebene Verfahren mit Anklage des an Bartholomäus Bottaro vermittelſt 
einer mit arjeniger Säure zubereiteten Gigarre verübten Giftmordes: 

In Erwägung, daß der Priefter B. Bottaro, mit fräftiger Leibesbeichaffen- 
heit begabt, immer einer recht guten Gefunpheit fich erfreute bis zu den erften Ta- 
gen des Auguft 1853, in weldyen er fich über Brennen im Magen und Leibjchmer- 
zen zu beklagen begann, welche befonders in der zweiten Hälfte des Monats wuchſen 
und »endlich in der Nacht des 22, fih in einer Weife verfchlimmerten, daß er am 
Mittag des 23. unter fchredlichen Schmerzen zu Bittoria ftarb, wohin er am vor— 
hergehenden Tage zum Bejuche feiner alten Eltern fich begeben hatte. 

Daß jein plöglicher Tod fchweren Verdacht eriwedte, er ſei nicht ein na= 
türlicher, fondern gewaltfamer gewefen, und man zur Zeichenfhau und Unterfuhung 
der Eingeweide fchritt, welche beide die Thatfache ergaben, daß im Magen Ber: 
legungen, berrührend von mehanifcher, ägender Wirfung einge- 
bradter Stoffe, und im Magen und der Leber Arfenif, Kupfer und Antimon 
anweſend waren, woraus man den Schluß z0g, daß der Tod felbft der Wirkung 
des Biftes zugejchrieben werben müfle; 

Daß der Priefter Bottaro das Leben nicht haßte, wie dies feine zahlreichen 
Freunde ausfprechen und es fich aus dem Heilverfahren, welches er, von leichter 
Unpäßlichfeit ergriffen, zu gebrauchen pflegte, ergiebt; wie auch der Umftand, daß 
er an den feinem Tode nächften Tagen von feinen neuen Beſchwerden nicht bloß 
mit feinen Bertrauten, fondern mit allen feinen Bekannten ärztlichen Berufes, wel- 
chen er zufällig begegnete, fprach; der zu Bittoria in der Sterbenacdht genommene 
Kaffee und Kamillenthee, und daß er eilig am Morgen nah Kafela um Arznei, 
nach Bufalla und anderwärtd um den Arzt fchidte; Hein ganzer Lebensiwandel, die 
bejcheidene Wohlhabenheit, welche er fich mit feiner Arbiit Frucht zu verfchaffen 
wußte und fein allgemeines Beliebtfein jeden Zweifel befeitigen, als hätte er jelbft 
nach feinem Leben ftreben wollen; und es gleichfalls ausgeichlofien ift, daß er aus 
Unachtſamkeit das Arſenik verfchludte, indem folches weder in feiner Wohnung zu 
Genua, noch zu Bittoria ſich fand; fo daß offenbar das Gift von Verbrechers 
Hand ihm gereicht fein muß; 

Daß aus der öffentlihen Verhandlung fich nicht ergeben bat, daß diefe 
Hand jene des Priſters Maineri ift, indem vor Allem feine Spur eines Bes 
weggrundes zu finden war, welcher ihn zu foldhem Verbrechen hätte treiben 
können; nicht der Haß gegen den PBapft, oder der Gedanke, jih an den Erzbijchof 
zu rächen, weil diefem Bottaro nicht nur nicht ein genehmer Prieſter, jondern jelbft 
nicht von ihm gefannt war; nicht der Zwed, fih von der Regierung ein Amt zu 
verſchaffen, indem er die Gefahr angeführt hätte, daß ihm das gleiche Loos wie 
Priefter Bottaro treffe, weil Priefter Maineri Berftand genug hat, um einzufehen, 
daß ein folder Grund keineswegs gebilligt worden wäre; nicht der angebliche 
Reid, da Priefter Bottaros Lage faum von Priefter Maineri beneivet werden fonnte; 
beide waren bei dem Römifchen Stuhl in Ungnade aus demfelben Grund, nämlid) 
wegen von der H. Inderfongregation verdammter Bücher; beide waren des Prie- 
fteramted entjegt, und wenn Prieſter Bottaro durch feine Pſalmen fich_einige Be- 


1) Aus ber Form biefes Urtheils fieht man, daß auch in Italien die fchlimme Sitte ber 
Franzoſen herrſcht, zu einem einzigen ungefügen Safe Urtheil und —— zufammen« 
zuſchweißen, anftatt bas Urtheil furz und beftimmt auszufprechen und dann durch ihm folgende 
Entſcheidungsgründe zu begründen. 
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liebtheit Beim Volle erworben, jo glaubte Priefter Maineri fih nicht weniger Pe — 
fiebt und begabt wegen feiner Schriftdhen zur Bertheidigung der neuerli; 

&efegesvorjchläge des Minifteriums; BPriefter Maineri konnte vom Tor De—— 

PBriefters Bottaro feinen Vortheil erwarten, in fofern ihm daraus weder geifig n · 

in Bermögensbeziehung irgend ein Gewinn zukommen konnte; beide waren feiE> € mE 

Freunde, und wenn bieje Freundfchaft von Seiten des Priefters Bottaro nit inrı = — 

und Herzlich war, wie Jemand fagte, jo rechtfertigt nichts die Behauptung, daf_ WE — 

von — sn ——— war, der ſich entſchieden —* RR er ns eo. 
über ben © ed Priefterd Bottaro; und wenn auch der Wandel des Pri e ey 

Meaineri fich in etwas feiner heiligen Eigenfchaft wenig angemefien ergeben Hr — 

fo Bleibt doch nicht blos feine Geneigtheit zu Verbrechen ausgeichloffen, ſonde ar 

auch ift —— bei zwei een —— rang in er 
nicht öffentlichen er fi der ungerftörlichen priefterlihen Weihe nicht unwert no _ 

eigt Hat; 5 

eigt © Daß Bottaro aus natürlihem Mißtrauen ftets in der Familie aß, une — 

er — 53—* Di und Tranf, rg von are ——— 

ausjfchlug], a aineri nie in fein Haus ging und fih nie mit ihm zu Ti Hm 
en : weshalb die Staatöbehörde, —— * Mittel der Vergiftung zu ſuch — — 

genöthigt, es in von Maineri dem Bottaro geſchenkten Eigarren finden zu muy u 

glaubte, — —— ne * eig und ne Eigarıen, wei 

n dem angebracdten Loche arſenigſaures Pulver enthielten; 

e Das, wenn man, gegenüber ven forgfältigen Gutachten der gelehrten az _ 
lieder der Sochſchulen von Turin und Genua, die Ver ding durch arfenifhalt= — « 
igarren für möglich halten fann und muß, es doch dur die Gutachten jelbit am — 
ejchloffen Bleibt, daß nad) ver Behauptung der Staatöbehörde bereitete Cigar ⸗ 

Den Tod bringen fönnen, und überdies durch diefelben klar erwielen it, daß Zmmı 

vorliegenden Falle die Einführung des Giftes unmöglich durch Einatmen des Run - 

des von arfenige Säure enthaltenden, Gigarren geichehen fonnte, jondern daB FE . 

Statt haben mußte durch Ginbringung in den Speijen oder in den Getränfen, nem ı 

in dem Körper = ode a — 3 dem Arſenik — und —— Eon e zı 

welche als feſte Metalle durch eine angezündete Gigarre nicht verflühtz 

— — — und daher nicht mit dem Rauche eingeathmet werben —— u it 

Daß Died genügen würde, um die Beſchuldigung des Prieſters Main — i 
auszuſchließen, daß aber, ſelbſt wenn man annehmen wollte, ed hätte das, in D— ar 

Leber und Dem Magen ded Priefterd Bottaro gefundene Arjenif, Kupfer und Dr pm. = 

timon vermittelft Einathmung von Cigarren dahin dringen können, doch noch > — > 

Beweis vor 3wei weientlih nothwendigen Umftänden fehlen würde, nämlich: vn — 

der durch Eine —— — —— der Cigarren mit arfenig — x 

Säure und pon deren Zuftellung an Priefter Bottar z 

ven Drei, in der Wohnung des Priefters Maineri gemachten Haus 

— ſich kein Arſenik oder * Gift, und es iſt nie erwiefen, —— + 

Jung angedeutet, daß er ſich ſolches — Kg Zeit verievaftt habe; . lacz> 
terfuchung der wenigen Dinge, die in der Wohnung mit Be [a _ 
verftänbige, Ar ale er daß dieſelben . unſchuldig waren; zwar = — 
belegt von pieten, mit Beſchiag belegten Cigarren aller Art eine mit einer ——— 
unter (her geſagt wurde, daß fie abſichtlich gemacht war und Arſenikpulver — 
von we enthalten konnte; allein während nicht ber geringſte Anfang ein = 
nehmen u orliegt, daß dieſe Höhlung von Priefter Maineri gemacht wurde, ag, 
Beweiſes —— Dies auch feftftände, Was nicht der Fall iſt) es nur eine feht er, 0 
während CN e ausmachen. würde, jo muß auch feftgehalten werden, daß man fax E - 
fernte en 1 Gutachten der beiden Chemiter beipflichten fönnte, weil daffelbe in Ta rt 

* Kr er Weife vorgenomihen wurde, an der Hälfte nämlich der, du. > x 

er me meiden entftellten Eigarre und nur auf Grund der = 

Innerang, welche ſie davon bewahrten, eine Erinnerung, die fh auf ir 


460 Das Verbrechen ber Verfiftung x. 


Zeit zuruͤck bezog, wo fie etwa ein Vierteljahr zuvor das Entzweifchneiden vornah⸗ 
men, um zur ‚chemifchen Unterfuchung zu fchreiten; jedenfalls würde auch bieje 
entfernte Anzeige von der, von den Sachverftändigen erfannten, Unmöglichkeit ver- 
ſchwinden, daß die große, im Magen und der Leber des Priefterd Bottaro gefuns 
dene Menge Arfenifs durch Rauchen ausgehöhlter und mit arjeniger Säure, fowie 
die Anklage behauptet, bereiteter Cigarren dahin gelangen fonnte; 

Auf gleiche Weife mangelt gänzlih der Beweis. des zweiten ber angedeu—⸗ 
teten wefentlihen Umftände; Niemand in der That hat je auch nicht durch Vor⸗ 
ausſetzung davon gefprochen, daß Maineri vergiftete Gigarren dem Bottaro zuftellte; 
ein einziger Zeuge berichtet, daß Priefter Bottaro, indem er ihm Gigarren anbot 
und ihn He annehmen ließ, ihm gejagt, er habe fie von Priefter Maineri; allein 
während offenbar diefe Gigarren nicht- vergiftet waren (da der fie rauchende Zeuge 
feine Befchwerde davon empfand), jo muß auch feitgehalten werben, daß ſolche Worte 
von Bottaro dem Zeugen mehr ald ein Jahr vor dem Tode Jenes gejagt wurden; 

Die Verausfegung endlich der Staatsbehörde, daß Priefter Maineri dem 
Bottaro die legte und ftärfftvergiftete Cigarre um Mittag des 22, Auguft auf den 
Stufen der Paganifchen Druderei zugeftellt habe, hat gar feine Begründung; denn 
wollte man auch zugeben (mas doch mehr als zweifelhaft geblieben), es fein Mai» 
neri und Bottaro in der bezeichneten Stunde zufammen jene Stufen hinaufgeftie- 
gen, fo hätte fie doch Niemand ficy im Gefpräche zufammen unterhalten geſehen, 
und Niemand hätte den Erften dem Zweiten eine Gigarre oder fonft irgend einen 
Gegenftand einhändigen gefehen: 

Erflärt der Gerichtshof den Priefter Maineri des ihm angefchuldigten Ver— 
brechens für nicht ſchuldig und fpricht ihn ohne Koften frei. 


$. 5. 
Gutachten des Herrn ent Bunfen, Profefjors der Chemie in 
Heidelberg, über vie Möglichkeit der Vergiftung durch Cigarren. 

Die Neuheit der bisher nie behandelten Frage: ob durch vergiftete Cigar— 
ren das Verbrechen der Vergiftung verübt werden kann, die hohe wiffenfchaftliche 
Bedeutung meines Kollegen, Herm Hofraths Bunfen, bewogen mich, ihn um ein 
Gutachten über den oben angeführten Fall gegen Maineri zu erfuchen. 

Herr Bunjen hat meine Bitte erfüllt und mir geftattet, von feinem Gutachten 
öffentlich Gebraudy zu machen. Jene Mittheilung wird unferen Leſern um fo will- 
fommener fein, als in dem Gutachten wohl richtiger, ald in den Verhandlungen zu 
Genua, die Fragen, auf welche ed anfümmt, hervorgehoben und auf den Grund 
fortgefegter Beobachtung beantwortet worben find ’). 

ALS Fragen, welche hier zu beantworten find, mögen am richtigften nach— 
ftehende geftellt werben: 

A. Iſt es möglich, daß Jemand durch die bei vem Rauchen in die Mund» 
höhle gefogenen Dämpfe von Gigarren, welche arfenige Säure enthalten, 
vergiftet werben fünne, und zwar: 

a) wenn dieſe Gigarren durch Imbibition mit fo viel Löfung von arfe- 
niger Säure oder 
b) durch Füllung mit fo viel feſter Subftanz derſelben 
vergiftet find, ald fie aufnehmen können, ohne dadurch zum Rauchen 
unbrauchbar zu werden, und ſchon auf den erſten Blid das Anfehen auf- 
fallend befchädigter oder verborbener Gigarren darzubieten? 
B. Bon wie vielen der auf die eine Art a. oder die andere Art b. vergifte- 
ten Gigarren muß bei dem Rauchen der Dampf in die Munphöhle ge— 
langen, um eine töbtliche Vergiftung hegbeiführen zu können? 


1) Nachträglich ift noch bon einem tüchtigen Chemiker, Prof. Abbene, in ber Gazetta di 
tribunali 1855, No. 59, eine Reihe interefjanter Beobachtungen über biefe Urt ber Vergiftung 
beröffentlicht worden. 
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C. Iſt es denkbar, daß ein Menfch bei gefunden Sinnen des Genuſſes ha ZPe= 
oder um den fonventionellen Formen der Höflichfeit zu genügen, fo az ag = 
von Eigarren, welche wie in A. a. und b. vergiftet find, rauden er. 
Daß er durch das Einathimen des in die Atmofphäre verbreiteten Giganre mer — 
rauches vergiftet werben fünne? 

D. Iſt es denkbar, daß Jemand bei gefunden Sinnen des Genuffes wg ze m 
oder aus Höflichkeitsrüdfichten gegen einen Anderen jo viel von vergiftet — — 
terı Gigarren rauchen wird, daß der dadurch in die Atmosphäre gebrach E — 
Dampf beim Athınen diefer Atmofphäre topbringend werben fann? 

E. Kann bei dem Rauchen arjenige Säure, die in das Mundende ein — —— 
GEigarre dur Jmbibition oder in feiter Geftalt gebracht ift, in tobtbrie ee ——— 

ender Menge in dem Speichel des Mundes fich löfen, ohne daß d — —r— 

auschende zuvor die mit der Gigarre vorgenommene Veränderung bez 
smerfte und dur einen übeln Geſchmack abgehalten werben jollte, DiefellE> — 
zveiter zu rauchen? 

F. KMann bie in der Leiche des Bottaro gefundene bedeutende (näher war WE 
nicht zu beftimmen) Menge von Arjenif auf eine der obigen Weiſ⸗ — 
oDer auf mehrere derfelben zugleich dem Bottaro beigebracht fein? 

3ur a der —— Frage A. iſt es zumächft nöthig, die Men — 
arfeniger Säure (weißen Arſeniks) zu kennen, welche eine mit der Loͤſung diefer Sãat — 
etränfte oDer mit Pulver derſelben angefüllte Gigarre enthalten kann, ohne dadur- 
o verändert zu werben, daß fie nicht mehr geraucht werden fann, oder daß >: — 
mit ihre vorgenommene Behandlung auf den erſten Blick erkennbar it. Da üb e, u 
diefe Menge feine Erfahrungen vorliegen, fo wurde dieſelbe durch folgende VerfucE> —_ 
die von Herrn Dr. Reifig in meinem Laboratorium ausgeführt find, ermittelt. 
erfuch 1. Eine 77,76 Gran’) wiegende, aus einer Bremer Fabrif bez m — 
gene Gigarre von guter Qualität wurde mit einer fonzentrirten wäfjerigen Löfue 
von arfeniger Säure jo lange und fo oft getränft, ald es ohne Zerftorung ih e — 
äußeren Sorm geihehen konnte. Die Gigarre, welche durch diefe mit ihr vorg = — 
nommene Behandlung nad dem Trocknen ihr gewöhnliches Anfehben ſchon vo —— 
fommen peränbert und eine —— Beſchaffenheit angenommen hatte, gab, aa e- 
Schwefelfäure behandelt, eine Xöjung, deren —— durch Schwefelwaſſerſt > 
als Schwefelarfenit ausgeſchieden wurde. Dieſes Schwefelarſenit gab, auf die g e — 
wöhnliche Weiſe — eine * arſenilſaurer Ammoniacmagneſia, welc — 
weißen Arſenils entſprach. 
2,33 Sun ET Eine 71,08 Gran wiegende Gigarre derfelben Sorte wurde vom 
v Rauchenpe aus biß zur Entfernung von 1 Sol vom Mundende mit eine 
* pt fo weit ausgehöhlt, ald es ohne erfennbare Veränderung der äußeren Geſta 1 
ie h war, und mit gröblichem Pulver von arfeniger Säure gefüllt. Die Meng — 
mö (ben welche auf dieſe Art noch in dem Innern der Cigarre verborgen werdẽ 
Derje ohne daß diefelbe ihre Rauchfähigfeit verlor, betrug 4,93 Gran. 
Tonnte, Nach per Anficht bewaͤhrter Autoritäten darf man annehmen, daß 4 bie U S 
atfenige Säure als die kleinſte Doſis angeſehen werden kann, die bei em 
Gran sperfonen noch den Tod nach fich zu ziehen — Da nun den Ben — 
. zufolge Cigarren, die auf die dort erwähnte Art vergiftet find, & D. 
bis As Gran arfenige Säure enthalten fönnen, fo leuchtet es ein, daß, wenn en 
ch Biftgeh alt diefer Cigarren in den Körper gelangte, der Tod dadurch fehr wo Sr 


mw fönnte, da indeſſen bei dem Rauchen ſolcher Eigarren ein TH 
erbeigefühet VEN aan i i An 
ampf in die Luft gelangt umd ein anderer in der Cigare 
des Sites mit dem pf — wie viel von dieſen 2,3 bie 


o entfteht zumächft, die 
aſche ———— — Mundhöhle bei dem Rauchen zurüdgehalten wiro, 7 > 
Gran ga 8 tiefe Frage beantworten zu können, wurden zwei Verſuche mit lan. 


1) Sämmtlice Gewichttangaben beziehen ſich auf preußiſches Medizinalgewicht 
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ren angeftellt, welche genau auf dieſelbe Weife, wie die in Verſuch I. und II. er- 
wähnten, und zwar zugleich mit — vergiftet waren: 

Verſuch III. Eine mit im Maffer gelöfter arfeniger Säure imbibirte 85,07 
Grm. nad) dem Trocknen wiegende Gigarre, welche nad) Verſuch J. 2,55 Gran arjenige 
Säure enthielt, wurde auf eine Gigarrenfpige geftedt, welche 563 ng luftdicht mit 
einem Ajpirator verbunden war, daß ein — 2 — durch dieſelbe gefogen werden 
fonnte. Zwijchen der Gigarrenfpige und dem Afpirator befand fich ein an ihrer 
inneren Wand mit Waffer benegte und am Boden eine Waſſerſchicht enthaltende 
Glasfugel von 3% bis A Pariſer Zoll Durchmeffer. Der Afpirator wurbe nun 
in Gang gefet, die Gigarre mit einem Fivibus entzündet und durch den eingefoge: 
nen Luftſtrom in der Weiſe aufgeraucht, daß der Dampf die Glaskugel in derfelben 
Zeit durchftrömen mußte, welche zum langjamen Rauchen einer Gigarre mit dem 
Munde wie zuvor durch Verſuch ermittelt worden, nöthig war. Da die benepte 
Glasfugel dem Gigarrenrauh eine mindeftens 3 bis 5mal größere kondenſirende 
Oberfläche darbot als die Munphöhle dem Dampfe einer auf gewöhnliche Weife 
gerauchten Gigarre, da ferner die fammtlichen Dämpfe durch die Glaskugel ftreichen 
mußten und nicht, wie bei dem gewöhnlichen Rauchen, ein Theil davon, ohne durch 
die Gigarre gefogen zu werden, von dem brennenden fich frei in. die Luft erhob, 
fo wird man mit Sicherheit annehmen fönnen, daß in der Glaskugel nicht weniger, 
und daher mindeftens fo viel arjenige Säure fondenfirt werden mußte, ald bei dem 
wirklichen Rauchen derfelben Gigarre auf den Schleimhäuten der Mundhöhle ab- 
gefegt fein würde. 

Die Flüſſigkeit in der Glaskugel enthielt hier wie bei dem folgenden Ber- 
fuche nur arfenige Säure, aber fein metallifches Arſenik und gab bei der Analyfe 
1,66 Gran arjenige Säure, die bei dem Verfuch forgfältig aufgefammelte Aſche 
nur 0,03 Gran. Da die Gigarre, dem Verſuche 1. zufolge, 2,55 Gran arfenige 
Säure enthielt, jo betrug die unfondenfirte mit dem Rauche fortgeführte arfenige 
Säure 0,86 Gran. ‘ 

Berfuch IV. Es wurde nun die in Verfuch II. befchriebene, mit 4,33 Gran 
fefter arfeniger Säure gefüllte Gigarre auf die in Verſuch IL. angegebene Art mit- 
telft des Ajpirators geraucht. Da fich in einer der erg rs erregen des Apparate 
eine Fleine Menge Waſſer befand, jo wurde dadurch die Afpiration in kurzen regel 
mäßigen Intervallen auf Augenblide unterbrochen. Diefe hatte zur Folge, daß 
die Cigarre mittelft des Afpiratord, wie es mit dem Munde zu gefchehen pflegt, 
in einzelnen Zügen geraucht wurde, wobei während jeder Unterbrechung der Afpi- 
ration ein wenig Dampf von dem brennenden Ende der Gigarre in bie Luft ftieg. 

Die in der benegten Glaskugel fondenfirte arfenige Säure betrug nur 0,13 
Gran, die forgfältig gefammelte Aſche dagegen enthielt 1,95 Gran. 2,85 Gran 
waren daher mit dem Nauch unfondenfirt entwichen. 

Diefen beiden Berfuchen zufolge beträgt daher die Menge arfeniger Säure, 
welche von der imbibirten Cigarre in die Mundhöhle gelangen kann, nicht ganz 1,66 
Gran, die Menge, welche aus der mit dem feften Gifte gefüllten durch Die einge: 
fogenen Dämpfe in den Mund rg fann, 0,13 Gran. Da mithin in beiden 
Fällen namhafte Mengen des Giftes in die Mundhöhle fchon "bei dem Rauchen 
einer einzigen Gigarre gelangen, jo muß die Frage A. dahin beantwortet werben: 

daß allerdings Jemand durch den bei dem Rauden in die 
Mundhöhle gefogenen Dampf von Eigarren, welche mit 
arjeniger Säurelöfung imbibirt oder mit fefter arfeniger 
Säure gefüllt find, vergiftet werden fann. 

Da ferner in den legten beiden Verfuchen fo viel arjenige Säure in bie 
Gigarren gebracht war, als diefelben, ohne zum Rauchen ganz unfähig zu werben, 
aufnehmen konnten, und man nad) diefen Verfuchen anzunehmen berechtigt ift, daß 
bei dem Raucyen der Eigarren 0,13 Gran bis 1,66 Gran arfenige Säure in ben 
Mund gelangen fönnen, die tödtliche Dofis arfeniger Säure aber ſchon zu % bie 
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diefen und den zur Beantwortung der Frage C. entwidelten Gründen muß auch 

diefe Frage D. dahin beantwortet werben, 
daß man nit annehmen fann, ein Menfh bei gefunden 
Sinnen werde des Genuffes halber oder aus fonventionel- 
ler Deferenz gegen einen Anderen fo lange vergiftete Ci— 
garren rauden, daß er durd das Einatmen des dadurch in 
der Atmofphäre verbreiten ftinfenden Dampfes vergiftet 
werde. 

Zur Beantwortung der Frage, ob das durch eine Löfung von arfeniger 
Säure over durch eingebrachtes Pulver derfelben vergiftete Mundende einer oder 
mehrerer Gigarren bei dem Nauchen eine Vergiftung herbeiführen könne, ift zu 
erwaͤgen, dab fefte, aus einer Gigarre während des Rauchens in den Mund gelan— 
gende Körper nothwendig die Zungenfpige, alfo ein jehr empfindliches Taftorgan, 
treffen und von dieſem felbit, wenn diefer feſte Körper geichmadlos wäre, empfun— 
den werben müßte Da auf diefe Weije in den Mund gelangende arfenige Säure 
außerdem noch eine eigenthümliche Geihmads - Empfindung verurfacht, 4 ift es 
nicht denkbar, daß Jemandem, ohne daß er es nicht fogleich bemerkte, das Gift auf 
diefem Wege beigebracht werden fünnte. Daß aber ein Menfh, wenn er eine Cis 

arte zum Rauchen in den Mund nimmt und darin einen fremden weißen wibrig 
chmedenvden Körper bemerkt, diefe Gigarre deffenungeachtet rauchen follte, ift ohne 
ganz ungewöhnliche und befondere Motive einer foldhen Handlungsweife vor- 
auszufegen nicht anzunehmen. Eher jchon würde man dem Gedanken Raum geben 
fönne, daß eine am Mundende mit arfeniger Säurelöfung durchtränkte Gigarre, in 
der durch das Taftgefühl mit der Zunge fein fremder Körper bemerkbar ift, durch 
Abgabe ihres Arfenifgehaltes an den Speichel des Mundes eine Vergiftung bewir— 
fen fönnte. Grwägt man indefien, daß das vom Speichel beneßte Prundende der 
Cigarre faum. den jechften Theil derfelben ausmacht, eine ſolche Gigarre aber Ber: 
fuh 1. zufolge im Ganzen nur 2,55 Gran Arfenif enthält, mithin der mit dem 
Speichel in Berührung kommende fechfte Theil diefer 2,55 Gran nur 0,43 Gran 
beträgt, jo jieht man, daß fogar unter der Vorausfegung, daß aller Arjenif aus 
der Gigarre in den Speichel überginge, was gewiß nicht anzunehmen ift, doch noch 
feine tödtliche Dofis des Giftes in den Körper gelangte. Nimmt man noch hinzu, 
daß der bei dem Rauchen ſolcher vergifteten ven fich verbreitende Geftanf - 
und der dabei empfundene Geſchmack fchon nach wenigen Zügen den Raucher vom 
weiteren Rauchen abfchreden muß, jo wird auch die Frage E., 
fann bei dem Rauchen arfenige Säure, die in dem Mund- 
ende einer Gigarre durch Ambibition oder in fefter Geftalt 
gebracht ift, in todbringender Menge in den Speidel des 
Mundes fich auflöfen, ohne daß der Rauchende zuvor die 
mit der Gigarre vorgenommene Veränderung bemerkte und 
durch einen üblen Geruh und Geſchmack abghalten werden 
follte, diefelbe weiter zu rauchen? 
verneint werden müffen. 

Aus allen diefen Grörterungen ergiebt fich, daß es Feine tödtliche, alfo nur 
eine jehr geringe Dofis Arfenif ift, welche dem Bottaro durch vergiftete Gigarren 
hätte beigebracht werden fönnen, und daß die „bedeutende“, von den Erperten in 
der Leiche des gedachten Bottaro gefundene Arfenifmenge auf diefe Weife nicht in 
den Körper defjelben gelangt fein fann. Es muß daher auch die legte Frage F., 

fann die inder Leiche des Bottaro gefundene „bedeutende“ 

(näher war fie nicht zu beftimmen) Menge von Arfenif auf 

eine ber obigen Weifen oder auf mehrere derfelben zugleich . 

dem Bottaro beigebradt fein? 
verneint werden. 


Aktive Beftchung und Theilnahme an derfelberer 


. 
Der Königliche Telegraphen-Inſpeltor Jank ift wegen Verrath telegraphiſch — — 
Depeſchen, welche eine Verletzung ſeiner amtlichen Pflichten enthielt, und weg ⸗ — 
Annahme Don Geſchenten und anderen Vortheilen für dieſe Amtsverlegung am — 
$. 310. des- Strafgejegbuches beftraft. 


Meitangeflagt aus $. 311. wegen Beftehung des Jank und dadurch weg —⸗ — 
Verleitung de elben zu dieſem Verbrechen find die Gebrüder Neichenheim. IJuim 3 
Reichenheim ift dieſer Beftechung ſchuldig erflärt, und deshalb aus $. 311. beftvn Fe _ 
Zfivor Reichenheim ift der Hülfsleiftung feines Bruders an diefem Vergehen ru << 
$. 34. Nr. 2. ſchuldig erflärt, und daher wegen Theilnahme gleichfalls aus g. ZU m — 
beftraft. , : 

— Endlich iſt der Angeflagte Meyer wegen Theilnahme an der uud oO. 
Gebrüder Meichenheim verübten Beftehung des Jank und zwar durch Gewährumm — 
der Geldmittel an die Gebrüder Reichenheim zu der Beſtechung ſchuldig erklärt, unx I 
eben jo aus s. 34. Nr. 2. und 311. beftraft. 

Diefer —— Angeklagte greift unter Anderem das Urtel wegen de Pa — 
wendung dieſer Gegen. 0040 

er Gerichtöhof geht nämlich in feinem Urtel davon aus, dab ders. 31 er 
welcher * aftive Beſtechung mit Strafe bedroht, nicht aus dem Geſichtspunkt D — 
Theilnaͤhme an der im $. 310. mit Strafe bedrohten paſſiven Beftehung, ſonde — 
als Miturheberfchait an diefem Verbrechen, in dieſem Einne alfo als ſelbſtſtaͤndig e ——— 
Vergehen Tat ne der bloßen Theilnahme —— ſei. = 

iefe YAuffaffung nun greift die Nichtigfeitöbefchwerbe an. ah de 
Titel — en und et mL $. gs fi als Tom — 

r i ) von den Verbrechen und Vergehen im Amte) mit Stra Fa— 
ter aller in piefem Titel (von > N F 

rafbaren Handlungen immer nur der Beamte felbft zu betrachten, — 

er ——— Nieptbeamte niemald als coauctor des Beamten -Ber- — 
daß a 8 oder Vergehens angejehen werden fünne Demnach enthalte auch d — 
—— nr an, an dem pair des Beamten; fie falle an ft 

- . des Strafgefegbuches, nur mit dem Unterjchiede, daß eine befonde 
unter gr > angedroht jei, und daß die Strafbarkeit nicht dadurch bedingt werd 
Strafe Beamte das Verbrechen auch wirklich vollführt oder doch ftrafbar verfumgz = 
daß — an es nun eine Theilnahme an einer Theilnahme als ftrafrechtlichen BRX = 
22* nicht gebe, fo könne felgeichtig, Decienige weicder . — Verhaͤliniß De — 

u dem im 8. 314. mit Strafe bedrohten Vergehen ſtehe, wie bie 
heilnehmers 3% i— 
ein. 
en En "Dber- Saison — ——— at — 
me ſtrafrechtlich a gs denkbar, und durch das Strafgefegbar 
an einer fen ſel. ee her $. 34. auch nur des „Thaͤters“ in feinem Ber 
nicht we Zheilnchmer” gedenke fo fei doch auch der Theilnchmer demjen &, — 
haͤltniß zum + Acer 3. B. dur; Anftiftung feine Theilnahme hervorrufe, allerdiny, 


——— <Häter“ zu betrachten. Bezug genommen wird auf das Präjudiz ——— 
" 
UArciv, 1856, IV» 3 


466 Aktive Beftehung und Theilnahme an berfelben, 


Ober:Tribunals vom 14. April 1853. Abgejehen hiervon aber enthalte auch der $. 311. 
feine Vorſchrift über eine Theilnahme, vielmehr ein Sale mit Strafe bevroh: 
tes Vergehen, fonft würde der Grundfag der $$. 34. und 35. allein ausgereicht 
haben. Man habe vielmehr, um cben die allgemeinen Grundfäge über die Theil: 
nahme hier auszufchließen, den $. 311. befonderd aufgeftellt, ähnlich dem $. 130. ; 
der $. 331. bezeichne die Ausnahme ausdrücklich. Sei alfo der $. 311. aus diefem 
Geſichtspunkt eines felbftftändigen Vergehens aufzufaffen, jo fei auch eine Theil: 
nahme daran denkbar. z 
Bei Prüfung der Sache nun war vorweg die Anfidht der Staats⸗Anwalt— 
fchaft, ald gebe es eine Theilmahme an einer Theilnahme, alfo im vorliegenden 
Halle eine Beihülfe zur intelleftuellen Urheberſchaft durchweg für unrichtig zu er: 
achten. Theilnahme jegt immer eine Thäterfchaft ($. 34. Thäter) voraus, zu wel: 
cher fie fich accefforgsch verhält. Wo alfo feine Thäterfchaft vorliegt, vielmehr nur 
eine Theilnahme an einer fremden Thäterfchaft, da ift eine Theilnahme undenkbar, 
wenn fie eben nicht auf mittelbarem Wege felbft ale Sheilname an dieſer 
Thäterjchaft aufgefaßt werden fann. Mer alfo nicht jelbft anftiften will, fondern 
nur einem Anderen, der anftiften will, die Geldmittel hierzu gewährt, ift jeinerfeits 
fein Anftifter, alfo Theilncehmer an dem Verbrechen des — vielmehr nur 
Gehuͤlfe des Anſtiftess. Das Präjudiz des Ober-Tribunals vom 14, April 1853 
(Archiv Bd. I. Seite 210.) (ad 3.), auf welches die Behauptung einer Theilnahme 
an der Theilnahme verweilt, hat einen ganz anderen Fall vor Augen und einen 
anz anderen Sinn. Wenn der A. den D. zu einem Verbrechen anftiften will, 
g fann er dies mittelbar dadurch thun, daß er den B. überredet und verleitet, den 
D. anzuftiften; wenn auch fogar B. dies nicht unmittelbar thun will, vielmehr 
in der Erfüllung diefer Verleitung durch A. feinerfeitd wiederum den E. überredet 
und verleitet, daß er den D. anfiftet, fo liegt zwar eine Kette, eine Reihe von 
Anftiftungen vor, deren erfted Glied der A., als erfter Anftifter, und deren 
letztes Glied der D., als Angeftifteter, alſo als Thäter, ift; immer aber feßt dies 
die Abficht des A. voraus, den D. anftiften zu wollen; die beiden dazwifchen lie— 
genden Glieder B. und E. find aber darum noch nicht bloße Sheilnehmer des N. 
oder er felbft blos Theilncehmer der B. und E., vielmehr find A. und B. und C. 
indgefammt Anftifter des D., vorausgefegt, daß in einem Jeden der Dolus der 
Anftiftung des D. vorliegt. Dies aber nur fagt das Präjudiz. — Im vorliegenden 
Falle war aber nirgends feftgeftellt, daß der Angeklagte Meyer den Jank habe ans 
ftiften wollen, oder daß er die Geldmittel mit dem Willen, daß dadurch Jank habe 
angeftiftet werden follen, hergegeben habe. Es iſt nur feftgeftellt, daß er Gelpmittel 
ergegeben, durch welche Reichenheim den Jank beftochen, wiffend, daß fie dazu dienen 
ollten. Wenn alfo der $. 311. nur eine Theilnahme an dem Berbrechen des 
eginten enthält, wie es der $. 310. mit Strafe bedroht, fo ift allerdings der 
Meyer nicht ftrafbar, weil er nur dem nach $. 311. beftraften Theilmehmer des Janf, 
dem Neichenheim, durch Hergabe der Gelpmittel Hülfe ae hat. 
Es ijt aljo wejentlih die Frage, wie der $. 311. aufzufaffen fei? Eine 
Theilnahme an reinen Amtsverbrechen oder Vergehen, d. h. an jolchen, welche 
nicht zugleich gemeine Verbrechen oder Vergehen find, Fennt das gemeine Necht in 
Beziehung auf Nichtbeamte nicht. Gleichwohl ftrafen jowohl das Römifche Recht 
1.1. $. 2.1.21. D. ad. leg. Cornel. de falsis. 1. 6. Cod. ad. leg. Cornel. de 
alsis. Novella 124. c. 2.) als auch die Reichögefege (Viſitations-Abſchied vom 
Jahre 1713 $. 46.) die aftive Beftehung, alfo die Handlung des Beftechenden. 
Es ift daher ſehr erflärlich, wenn die gemeinrecptliche Doftein dieje aktive Bes 
ftehung als „Miturheberfchaft an den Amtsverbrechen“, oder beide, die aftive und 
paſſive Beſtechung, als Doppelverbrechen, jedes mit felbftftändigem Charakter und 
Zhatbeftande, wenn auch in naher Beziehung zu einander, — (Feuerbach 
$. 479. b. Heffter $. 545. Zacharia im Archiv 1851 ©. 530. f) Von einem 
Begriff der Theilnahme an dem Amtöverbrechen duch die aktive Beſtechung konnte 
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Daher von vornherein im gemeinen Rechte nicht die Rebe fein. Im Wefentliden FRE 
einftinmend hiermit ift die Mehrzahl der übrigen Deutfchen Gefepbücher, ine WE: 
eine Theilnahme des Nichtbeamten an reinen Amtöverbrechen nicht anncheer u. 
Db man dort praftifch durch die Grundſaͤtze über generelle oder fpezielle Theina $ ze ee 
Dazu gelangt iſt, erhellt nicht. Gleichwohl ſtrafen alle diefe Gefepbücher ug > Me: 
aftive Beftehung; fie müfjen daher von einer gleichen Annahme von Miturhe = ⸗ 
fhaft oder Doppelverbrehen ausgehen. 

Unfer Strafgefepbuch — welchem der neuefte Bayriſche Entwurf in die ——ı 
Hinficht gefolgt it — macht aljo eine wefentliche Ausnahme, indem «6 im $. 3B —— 
vorfehreibt, Daß bei der Iheilnahme von Nichtbeamten an Amtsverbrehen DT —r 
Vergehen Die allgemeinen Grundfäge über die Theilnahme ftattfinden follen, fw — m 
nicht beſondere Ausnahmen feftgefegt find. Eine folde Ausnahme enthält, auf — * 
dem im S. 331. ausdrüdlid genannten $. 309., der bier vorliegende $. 3. m es 
fragt ſich, in welden Sinne diefe Ausnahmen zu verftehen fein Flten ? Bei $. BOB ze 
ift dies deutlich; hier verneint das Gefeg eine Theilnahine des Nichtbeamten übe —— . 
haupt. Micht fo im $. 311. Soll alfo in Beziehung auf diefen jene „Ausnfme— — 
deren der S. 331. gedenft, fo viel heißen: P 
a, wo in dieſem Titel 28. des Strafgefegbuches eine befondere Strom Fe 

ar Den Nichtbeamten angebroht ift, wie im $. 311., da finden die Grur x 
äge der Theilnahme überhaupt gar feine Anwendung, 
oder foll fie fo viel heißen: 
Der allgemeine Grundfag über die Theilnahme im 8. 55., daß uff Bbmı 

Theilnehmer daſſelbe Steafgefeg, wie auf den Thäter anzuwenden — 

finvet duch a 9 befonderen Strafe gegen den Nidteram ze — 

ten im $. 311. feine Anwendung; alle übrigen Grundſätze übe — 

vie Theilnahbme finden gleihwohl aud hier Anwendung? 
Der Unterſchied ift in die Augen fpringend. Im erfteren Falle daratr En — € 
fi der $- 311. als eine befondere, von allen Regeln der Theilnahme an dem Emm m 
310. beprohten Verbrechen abgelöfte ge: Handlung, währen im zweite 
Salte alte Diefe Regeln auch für den $. 311. ftehen bleiben, nur mit Ausnahme De —— 


es. 
iapmasbe ver Nevaktionsgefchichte ift Folgendes zu erwähnen. Das Allg Lan _—_— 
cht beftimmite über die Theilnahme von Nichtbeamten an den Amtsverbrche er — 
re ts. Sit ver Prarid wurde fie in der X mit der gemeinrechtlichen Doltr ze 
ni eine.” Gsteichtwohl enthielten die $$. 368. 369. Tit. 20. Th. Il. des Allg. kan > — 
nn Strafen_gegin die aftive Beſtechung der Juftizbeamten, und die Kietes ur 
Er ergeſetze — gegen ſolche Beſtechung der Finanzbeamten. —— en — 
n q ice Entwürfe des neuen Sirafgeſebbuches die fpezielle Vorfchrift, de Es 
bie u hide amte wegen Theilnahme an Amtöverbrechen zu beftrafn fein. Dabei: 
auch eine befonderr Strafjfala in der Regel beigefügt, weil viele Amtsverbreihen num — 
war auf den Nichtbeamten natürlich nicht anwendbaren Kaflation ober Digr — 
mit gg er vol neben der Freiheitöftrafe mit einer folchen bedroht waren. DE 
Dation ai bezweckte alfo eine Subftitution anderer Strafen gegen den Nichtbeamte 
Steafffei piefer reinen Amtsfteafen. Außer diefer allgemeinen Strafandrohung g — _—_ 
an Ste Si chtbeamten fanden ſich aber beſondere Strafen gegen die aftive Beftehuur 
ae — Aur in einem Entwurfe (1836 $. 793.) war diefer Ausnahme mit ders 
Morten geDa — Amtsverbrechen ſtattfindenden —— find auch gegen Di _ 
Fat geit, welche einen Beamten zur Verübung eines Amtsverbrehens Dex _ 
je ter, oder nft an ſolchen Verbrechen theilncehmen, nad) den allgmaine, _ 
Görasmbfägen anzuwenden, in fofern die Betheiligung nicht mit einer b8 
eren Strafe bedroht iſt (8. 765. wegen der aktiven Beftechung). = 
was nun die einzeltten, —— —1— ee Ay Array 
N r erſchied en e 
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Entwürfen und dem jetzigen Strafgeſetzbuche. Sämmtliche frühere Entwürfe be 
ſchräänkten nämlich den Thatbeftand auf den Fall der verfuchten Beftimmung oder 
Verleitung zu Amtshandlungen resp. zu Pflichtverlegungen durch Geben oder An: 
erbieten von Gefchenken u. j. w., d. h. der Thatbeftand war zwar, wie auch ‚jet, 
ihon durch das Anbieten allein vollendet, aber auch darauf befchränft (Entw. von 
1829 über die Verbrechen der Beamten $. 15. von 1833 $. 670., 1836 $. 765., 
1843 $. 591., 1845 $. 373., 1847 $. 377.). , 

Es fragte fich alſo, was eintreten folle, wenn die Beſtechung wirklich ger 
lang, d. h. wenn entweder der Beamte das Gefchent annahm und die Handlım 
ae Be oder wenn er fie fogar verübte. Nur die Entwürfe von 1829 und 1830 
hatten diefen Fall vorgejehen. 

Sie drohten an: 

4) eine ſchwerere Strafe für den Fall, daß der Beftechende die Abficht hatte, 
zu einer pflichtwidrigen Amtshandlung zu verleiten, 

2) nt mildere Strafe in dem Falle der nicht pflichtwidrigen Amts: 
andlung. 

Jenem erfteren Falle nun war wörtlich hinzugefügt: 

wenn der Beftechende fich nicht dadurch als Anftifter eines 
fhwereren Verbrechens ftrafbar gemacht hat, 
d. h. alfo, wenn das Amtsverbrechen wirklich verübt worden wäre, fo follte der 
Beftechende ald Anftifter defjelben mit der Strafe defjelben belegt werden, jofern 
diefe ſchwerer fein mürbe. 

Die Entwürfe von 1833 und 1836 unterjchieden ſodann bei Feftfegung des 
Strafmaafes, je nachdem das Amtsverbrechen in Folge der Beftechung wirklich vers, 
übt worden oder nicht, und außerdem hatten fie auch jenen Saß: 

wenn der Beftechende fich nicht dadurch als Anftifter eines ſchwereren 
Verbrechens ftrafbar gemadht Hat, 
das heißt alfo hier: war das ausgeführte Verbrechen mit einer ſchwereren, als der 
hier feftgefegten Strafe bedroht, fo follte diefe gegen den Beftechenden als Anftifter 
erfannt werden. In allen diefen Entwürfen war alfo deutlich die aftive Beftechung 
aus dem doppelten Gefichtöpunfte des felbftftändigen Vergehens und der Theilnahme 
an dem wirklich verübten Amtsverbrechen aufgefaßt. 

In den fpäteren Entwürfen verfchwindet dieſe doppelte Behandlung, der 
mehrgebachte Zufag über die Anftiftung fehlt, und das Vergehen ift blos befchränft 
auf die „verfuchte Verleitung durch Geſchenke“, ohne daß ausprüdlich ausgefprochen 
wäre, was bei der wirklichen Ausführung des Amtöverbrechens eintreten folle. An— 
fheinend dachte man fi) aber auch hier, daß dann die gewöhnlichen Regeln über 
die Theilnahme ‚durch Anftiftung eintreten follten. 

Der Entwurf von 1850 enthielt nun im $. 283. wörtlih den jeßigen 
$. 311., welcher fih durch die Worte: „beftimmt oder zu beftimmen ver: 
ſucht“ von den zulegt gedachten früheren Entwürfen wefentlih dadurch unter 
Icheidet, daß er durch den Ausdruck „beftimmt“ auch den Fall der Verübung des 
Amtsverbrechensd mit umfaßt. Motivirt wird Dies in den Regierungsmotiven und 
in dem Kommiffionsberichte der Kammern durch Hinweifung auf die allgemeinen 
Grundfäge über die Theilnahme durch Anftiftung, von denen Hier nur darin eine 
Ausnahme ftattfinden folle, daß, wie im $. 130. bei der verfuchten Verleitung zum 
Meineide, durch das „zu beftimmen verfucht“ auch ſchon vie verfuchte dns 
ftiftung, wenn ihr auch die Ausführung des Amtsverbrechens nicht folgt, fie in 
ſoweit alfo eine erfolglofe bleibt, gegen die fonftigen Regeln von der Theilnahme 
mit Strafe bedroht werden folle, 

Es iſt hiernach durch die ganze Redaltion unſeres Strafgefegbuches ent- 
ſchieden die Abficht gewefen, die aktive Beftechung nicht wie im, gemeinen Recht 
als jelbitftändiges Doppelverbrechen der pafliven Beſtechung, fonbern lediglich aus 
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dem Gefichtspunfte der Theilnahme zu behandeln, dafür aber nicht die Strafe des 
Theilnehmers, fondern eine befondere Strafe feftzufehen. 
Somit entfteht die für unfer ganzes Strafrecht wichtige Frage: 
ob, wenn eine Handlung als felbftftändiges Verbrechen oder Vergehen mit 
Strafe bedroht ift, weldde an und für ſich nur den Thatbeftand des Ver: 
fuches oder der Theilnahme an einem anderen Verbrechen oder Vergehen 
darftellen würde, die fonftigen Regeln des Berjuches oder der Theilnahme 
daran fortdauernd anzuwenden find, oder Die Handlung aud in diefer 
Hinſicht als felbftftändiges Verbrechen oder Vergehen zu behandeln ift? 

Da es nämlich den Verſuch einer bloßen Verfuhshandlung nicht giebt, da 
es ferner eine Theilnahme an einer bloßen Theilnahme nicht giebt, fo würden beide 
im erfteren alle undenfbar, im letzteren Falle, wenn alfo die oh als 
ſelbſtſtändig ftrafbare Verbrechen oder Vergehen betrachtet. worden, ſehr wohl venf- 
bar und daher zu ftrafen fein. 

Zachariae hat in einer —— Abhandlung uͤber den Verſuch nach dem 
Strafgeſetzbuche (Archiv Bd. II. ©. 162 f. 290 f) den Satz aufgeſtellt, daß es 
unzuläffig fei, gewiſſe Handlungen blos deshalb, weil fie im Gefegbuche befon- 
ders mit Strafe bedroht find, für felbftftändige Verbrechen zu erflären; daß 
der Richter vielmehr fich zu fragen habe, ob nicht die bejonders bedrohten Hand: 
lungen mit Rüdficht auf einen im Gefegbuche enthaltenen (allgemeineren) Verbrechens— 
begriff ald bloße Verſuche des Verbrechens aufzufafien —* und daß, wenn er 
dies findet, der Verſuch ſolcher mit ſelbſtſtändiger Strafe bedrohten Handlungen 
unzuläffig ſei, weil es einen Verſuch bloßer Verſuchshandlungen nicht gebe (ibid. 
Seite 170, 171). 

Dies iſt nun in Beziehung auf viele ſtrafbare Handlungen des Strafgeſetz— 
* namentlich auf die befannten 88. 64. bis 66. beim Hochverrath durch— 
geführt '). 

Diefelbe Theorie würde ſonach auf alle die mit felbftftändiger Strafe be— 
drohte —— welche an und für ſich nur als Theilnahmehandlungen an ans 
deren Verbrechen aufzufaffen find, anzuwenden feien. 

Das Ober-Tribunal ift indeß in Betreff der oben gedachten, mit felbftftän- 
diger Strafe bedrohten Verſuchshandlungen bereitd von einer anderen Anficht aus: 
gegangen. Es hat in der Hochverrathsſache wider Ladendorf und Genoffen in 
dem Urtel vom’ 7. Febr. 1855 (Archiv Bd. II. ©. 235, 238) erfannt, daß Die mit 
felbftftändiger Strafe bedrohten Handlungen auch in dem Sinne als felbftitändige 
Berbrechen oder Bergehen zu betrachten ** daß ſie nicht mehr als bloße Ver— 
ſuchshandlungen anderer Verbrechen oder Vergehen ſtrafrechtlich zu behandeln ſeien. 

Derſelbe Grundſatz mußte konſequent auch auf die mit ſelbſtſtändiger Strafe 
bebrohten, an und für fih nur als Theilnahmehandlungen in Beziehung auf andere 
Berbrehen oder Vergehen zu betrachtenden, ftrafbaren Handlungen angewendet 
werben. 

Das Ober-Tribunal hat demnach am 20. Febrnar 1856 in Saden wider 
Jank und Genofjen (Nr. 121. 1.) hiernach erfannt: in — daß die Nich— 
tigkeitsbeſchwerde ohne Grund den rechtlichen Standpunkt der Anklage angreift, 
indem zwar die Behauptung der Staatsanwaltſchaft, als gebe es ſtrafrechtlich eine 
Theilnahme an einer Theilnahme, d. h. eine Theilnahme an der Thätigkeit eines 
Andern, welche ſelbſt nur eine Theilnahme an dem Verbrechen oder Vergehen eines 
Dritten iſt, unbegründet erſcheint, und indem ferner zwar nach dem Syſtem und 
nad der Entftehungsgefchichte des $. 311. die aktive Beftechung allerdings an und 
für fih nur als Theilnahme an dem Verbrechen der paffiven Beftechung im $. 310, 
aufzufaſſen fein würde, daß jedoch der $. 331. beftimmt: 








1) Vergl. auch Zachar ige im Archiv bes Kriminalrechts 1856 ©. 109 f. 
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Nehmen Berfonen, welche keine Beamte find, an einem der in dieſem Titel 
bezeichneten Verbrechen oder Vergehen Theil, fo follen, ſoweit feine 
Ausnahmen beftimme find, die allgemeinen Grundfäge über die 
Theilnahme gelten; 
daß ald eine ſolche Ausnahme, wie fie fo eben gedacht ift, der gedachte $. 311. ſich 
darfiellt, indem er die aftive * mit beſonderer Strafe, abweichend von der 
Regel des 8. 35. bedroht, und dieſe Ausnahme demnach in dem Sinne zu verſtehen 
ift, daß nunmehr die mit beſonderer Strafe bedrohte aktive Beſtechung vermöge 
ihres felbftftändig im Geſetze audgedrüdten Tharbeftanded und ihrer befonderen 
trafe, im Uebrigen auch als ſelbſtſtändiges Vergehen ftrafrechtlih zu behandeln, 
und demgemäß auch eine ftrafbare Theilnahme durch Anftiftung oder Hülfsleiftung 
an diefem Vergehen nach den Regeln des $. 34. anzuerkennen ift. 


Theoretifch- Praktifche Bemerkungen 


au 


$. 126. des Strafgeſetzbuchs. 


Bon Heren Profeſſor Dr. Rihard John zu Königsberg. 


Beranntlic ift nach Vorfchrift der Verordnung vom 28. Juni 1844 in Givilfachen, 
fowie in Unterfuchungsfachen der von den Zeugen nad erfolgter Vernehmung zu 
feiftende Eid dahin zu normiren: 
daß Zeuge von Allem, worlber er vernommen worden, nach feinem beften 
Wiſſen die reine Wahrheit gefagt, und wifjentlich weder etwas verſchwie— 
en noch hinzugefegt habe. 

Die Anwendung diefer Eidesformel rechtfertigt ohne ar die Behaup⸗ 
tung, daß ein Zeuge, welcher bei feiner Vernehmung irgend eine falfche Thatfache 
anführte, oder eine wahre Thatſache verfchwieg, einen Meineid — habe. 
Der Meineid iſt deswegen vorhanden, weil etwas Unwahres eidlich efräftigt wurde; 
für das Vorhandenfein des Meineides ift es ganz gleichgültig, ob die vom Zeugen 
angeführte unwahre Thatfache einen Einfluß auf die zu verhandelnde Sache äußern 
fann oder nicht, ob die falfche Thatfache bei der Vernehmung ad generalia oder bei 
der Vernehmung über die Sache felbft angeführt wurde. Auch unterliegt es gewiß 
feinem Bedenken, einen wiffentlichen Meineid dann anzunchmen, wenn durch die 
ae — eine Ausſage befräftigt wurde, welche der Zeuge wiſſentlich 
alſch abgab. 

Darf nun ein jeder von einem Zeugen bei feiner Bernehmung 5* wiſ⸗ 
ſentliche Meineid nach den Beftimmungen des Sirafgeſehbuches $. 126. beftraft 
werden? Die Braris behauptet dies. Es foll hier unterfucht werden, ob fich eine 
ſolche Behauptung aus dem Inhalte des Gefeges rechtfertigen läßt. Die Worte 
des Geſetzes lauten: 

Wer ald Zeuge in einer Civilſache oder Straffache wiffentlich ein falſches 
Zeugniß mit einem Eide befräftigt, oder den vor feiner Vernehmung ges 
leifteten Eid wiffentlich durch ein falfches Zeugniß verlegt, wird mit Zucht: 
haus bis zu zehn Jahren beftraft. 

Nach diefen Worten des Gefeges muß eine jede auf Strafgefegbuch $. 126, 
geftügte Anklage nicht nur beweifen, daß von einem Zeugen etwas Falfches mit 
einem Eide befräftigt, und daß dieſes Falfche wiffentlich angeführt fei, fondern auch 
noch, Daß die faljhe Angabe des Zeugen ein falfches Zeugniß enthalte. Nun wird 
zwar von der Preußiſchen Praris behauptet, dieſer lehiere Beweis fei bereits da— 
durch geführt, daß dem Zeugen eine bei feiner Bernehmung wiffentlich falſch abge: 
gebene Ausfage nachgewiefen worden; denn Alles, worüber der Zeuge vernommen 
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fe, mache das Zeugniß deffelben aus. — Weiter unten werde ich diefe Praxis hi— 
ftorifch zu erflären fuchen, hier aber zunächft die Gründe anführen, weswegen ich 
derjelben nicht beiftimmen fann. 

Was enthält das Zeugniß? Jedenfalls umfaßt daffelbe Mittheilungen des 
Zeugen über Thatfachen, welche der Richter aus anderen Quellen nicht wiffen fann, 
in Betreff deren er fich daher auf die Wiffenfchaft des Zeugen verlafien muß. Das— 
jenige, was der Zeuge überhaupt weiß, hat aber an fich noch gar Feine rechtliche 
Bedeutung, vielmehr Fann nur diejenige Wiffenfchaft des Zeugen juriſtiſch bedeutſam 
werden, welche im Stande ift, einen Beweis zu liefern. Daraus würde denn 
von felbft folgen, daß nicht alle möglichen, fondern nur die beweifenden Ausfagen 
des Zeugen das Zeugniß bilden. Freilich läßt fich von feiner Thatſache im All- 
gemeinen, wohl aber in dem befonderen Falle, mit Bezug auf ein beftimmtes Be— 
weisthema behaupten, fie fönne beweifen oder nicht. 

Durch das Zeugniß foll bewiefen werben; aber nicht überhaupt irgend 
etwas, was entweder jegt oder in Zufunft des Beweifes bevürftig fein könnte, ſon— 
dern der Beweis bleibt immer beichränft auf ein ganz beftimmtes Beweisthema 
eines ganz beftimmten Prozeſſes. Die Wiffenfchaft des Zeugen im Allgemeinen 
fann ſonach in unbeftimmt vielen Fällen beweijende Kraft haben. Das Zeugniß 
des Zeugen kann aber nur aus dem Inbegriff derjenigen Mittheilungen beftchen, 
welche zum Beweife eines beftimmten Beweisthema's beizutragen geeignet find. Ein 
falfhes Zeugniß ablegen, kann daher auch nur heißen, entweder eine ſolche falfche 
Thatſache anführen, oder eine ſolche wahre Thatfache verheimlichen, welche einen 
falſchen Beweis in einem Prozeſſe herbeizuführen geeignet ift. Hieraus folgt dann, 
daß der Beweis für eine auf $. 126, geitügte Anklage noch nicht geführt ift, wenn 
nichtö weiter erwiefen wurde, ald daß der Zeuge bei feiner Vernehmung wiſſentlich 
etwas Falfches angeführt, oder etwas Wahres verbeimlicht habe, daß vielmehr ein 
vollftändiger Beweis der Anklage erft dann angenommen werden darf, wenn dar— 
gethan ift, das wifjentlich falfche Anführen oder das wiſſentliche Verheimlichen fei 
geeignet gewefen, zu einem unrichtigen Beweisrefultate zu führen. 

Ein Beifpiel aus der Praris mag das eben Angeführte erläutern. Gegen 
den Hauseigenthümer A. wurde die Unterfuchung wegen unbefugten Gewerbebetriebes, 
welchen er durch Branntweinjchenken ausgeibt haben follte, eingeleitet. Als Zeuge 
wird unter Anderen auch der Arbeiter N. vernommen, welcher befundete, er babe 
von dem Angeklagten N. niemals Branntwein oder ein anderes Getränk gekauft. 
Außerdem führte er noch an, auch von der Frau des Angeklagten niemals Brannt— 
wein oder ein anderes Getränk gekauft zu haben. Diejenige Ausiage des N., welche 
in der Unterfuchungsjache wirer A. beweifen fonnte (daß nämlih Zeuge von dem 
A. niemals Branntwein gefauft habe), wurde als eine unrichtige nicht angegriffen, 
die andere in. Betreff der Ehefrau Dagegen als eine wahrheitöwidrige nachgewiefen, 
und N. in Folge defjen wegen Verlegung des Strafgefegbuches $. 126. in Anklage— 
zuftand verfegt. Die ganze Sachlage war von der Art, daß das unbefugte Brannt- 
weinfchenfen der Frau durchaus nicht zugleich den Ehemann gravirte. Der unbefugte 
Verkauf hatte bei Gelegenheit einer von der Ehefrau Fontraftlih übernommenen Be— 
ipeifung von Feftungsarbeitern ftattgefunden, und der Mann wurde durch fein Ge— 
ſchäft genöthigt, ven ganzen Tag außer dem Haufe zuzubringen. Die Anklage 
ftügte fih auch gar nicht darauf, daß die infriminirte Ausfage des Zeugen N. von 
irgend einem Ginfluffe für den in der Unterfuchungsfache wider A. geführten Beweis 

eweſen jei, behauptete aber nichtsveftoweniger die Anwendbarkeit des $. 126., weil 
Ber Zeuge N. bei feiner Bernehmung etwas Falſches wiffentlih ausgefagt habe und 
alles von dem Zeugen bei feiner Vernehmung Ausgefagte das Zeugniß deffelben 
ausmache. 

Es fonnten nun zwar in dem mitgetheilten Falle die Geſchworenen nicht 
die Meberzeugung gewinnen, daß die faljche Angabe des Angeklagten wiffentlich ge— 
macht fei, e8 wurde vielmehr nur fahrläfiiger Meineid feftgeftellt, und in Zolge 
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beffen nach $. 132. verurtheilt"); es zeigt aber diefer Fall deutlich, wie ein Zeuge 
bei feiner Bernehmung einen Meineid leiften fann, ohne doch deswegen ein falfches 
Zeugniß eidlich befräftigt zu haben. Meineid lag vor, denn etwas Falſches war 
befhworen; es war aber fein falfched Zeugniß abgelegt, denn das faljch Beſchwo—⸗ 
rene hatte feinen Einfluß auf den Beweis. Und fo würde, felbft wenn der wiffent- 
liche Meineid feftgeftellt worden wäre, die Anwendung des $. 126. unzuläfftg ge: 
weſen fein, weil diefer Paragraph nicht von einem wifientlihen Meineide Aber, 
haupt fpricht, — und wir haben im Preußifchen Strafrechte fein Geſetz, welches 
beftimmte, „wer wifjentlich einen Meineid ſchwört, foll ıc. beftraft werden" — fon» 
a nur von der eidlichen Befräftigung eines wiffentlich abgelegten falfchen Zeug. 
niffes. 

Daß die fo eben gegebene Erklärung des $. 126. die Anwendung beffelben 
in fehr vielen Hallen — in denen ſie faſt bei jeder Schwurgerichtsſitzung 
vorkommt, leuchtet ein. Um ſo mehr iſt aber für mich Veranlaſſung vorhanden, 
meine Anſicht ins Einzelne auszuführen und dieſelbe gegen Einwendungen, welche 
von Seiten der Praxis zu gewärtigen find, in Schuß zu nehmen. 

Man könnte zunächft einwenden, die Sicherheit des Zeugenbeweifes würde 
in hohem Grabe gefährdet werden, wollte man die Anwendbarkeit des $. 126. in 
der eben angedeuteten Weife befchränfen. Wenn man nämlich unter Zeugniß nichte 
weiter verftehen fol, ald die Mittheilung der zum Beweife eines beftimmten Be— 
weisthbemas dienenden Thatfachen, fo könnte leicht derjenige Zeuge, welcher eine un- 
wahre Angabe gemacht, fi) mit der Behauptung gegen die Meineivsftrafe fchügen, 
daß feiner Anficht nach die von ihm verfchwiegene oder falfch angeführte Thatfache 
zu dem fraglichen Beweife gar nichts beitrage, daß er mit einem Worte bei feiner 
unwahren Ausfage nicht die Abficht gehabt abe, den Beweis zu gefährden. Dieſer 
Einwand, wenn er überhaupt von fundiger Seite erhoben werben -follte, widerlegt 
fi aber leicht. Dasjenige nämlich, was zum Beweife eines Beweisthemas dient, 
das zu beurtheilen ift natürlich nur Sache der richterlichen Prüfung und von den 


‚1) Der Ungellagte berubigte ſich bei diefer Verurtbeilung. Zmeifellos erfcheint fie mir durch— 
aus nicht. Denn wenn auch $. 132 anfcheinend ganz allgemein von dem fahrläffigen Meineide zu 
fprechen fcheint, fo fann man body unmöglich annehmen, das Geſeß babe irgend einen Fall bes 
fabrläffigen Meineidbes mit Strafe belegen wollen, welcher als bolofer Meineid nicht auch bätte 
geftraft werben follen. Da nun ein allgemeines, jeden bolofen Meineid mit Strafe bebrobenbes 
Geſetz nicht egiftirt, vielmehr nur einzelne Arten bes doloſen Meineides als ftrafbar befonbers 
bervorgeboben werden, fo läßt fich die allgemeine Faffung des F. 132 faum anders erflären, als 
daß in bemfelben zwar alle in den vorbergebenden Raragrapben einzeln aufgezäblten Arten vom 
Meineiben zufammengefaßt find, nicht aber irgend eine neue Art von Meineid binzugefügt worden 
ift. Wenn es alſo richtia ift, daß der mifjentliche Meineib eines Zeugen nicht in jedem Fall, fon- 
bern nur bann ftrafbar ift, wenn berfelbe ein falidhes Zeugniß Involvirt, fo würde daraus bon 
felbft folgen, daß auch nur derjenige fabrläffige Meineid eines Zeugen firafbar ift, welcher ein 
falfches Zeugniß enthält. Hieraus mühte denn auch für bie Frageftellung folgen, daß bie mit 
Bezug auf $. 132 den Gefchmorenen eventuell zu ftellende frage nicht allgemein lauten bürfte: 
„it der Angeklagte fhuldig, aus Fabrläffigkeit in eigenen oder fremden Angelegenbeiten etwas 
Unwahres eiblidy verfichert zu baben?* fondern immer auf den befonderen zur Anklage gebrad: 
ten Meineib bezogen werden müßte. Würde alfo 4. ®. vor den Gefchworenen eine auf $. 125 
geftüßte Anlage verhandelt, fo müßte die eventuelle frage binfichtlich des kulpoſen Meineides 
lauten: „ft der Angeklagte ſchuldig, einen ihm zugefchobenen Eid aus Fahrläſſigkeit falfch ge: 
ſchworen zu haben?“ Bezweckte die Anklage eine Verurtbeilnng aus $. 126, fo müßte eventuell 
gefragt werben: „ft ber Angeklagte ſchuldig, in ber Sache contra N. aus Fabrläffigkeit ein 
falfhes Zeugniß mit einem Eide befräftiat zu haben?" Man wird zwar einmwenben, daf diefe Art 
ber Frageſtellung durd bie Worte bes Gefehes nicht geboten werde. Aber $. 132 ift auch prin— 
zipaliter gar nicht darauf berechnet, bei Werbanblungen vor den Geſchworenen benußt zu werben, 
da alle prinzipaliter auf biefen Paragraphen geftühten Anflagen vor ber Serichtsabtbeilung ber: 
bandelt werben. Wenn nun, wie dies nicht anders angenommen werben kann, durch $. 132 die 
ftrafbaren Fälle des Meineides nur binfichtlich des fubjeltiven Thatbeftandes erweitert werben, fo 
barf auch den Geſchworenen nur eine ſolche eventuelle Frage geftellt werben, welche den objelti— 
ben Thatbeſtand des zur Anklage gebrachten Meineibes nicht verändert. Diefes mürbe aber bei 
einer bem bloßen Wortlaute bes $. 132 entfprechenden allgemeinen Frage ber all fein. 
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Anfichten des Zeugen vollftändig unabhängig. Der inftruirende Richter hat fich 
daher nicht mit den allgemeinen Eyzählungen des Zeugen zu begnügen, fondern ift 
berechtigt und verpflichtet, dem Zeugen beftimmte durch das Beweisthema gebotene 
und Durch daſſelbe darge 6 Fragen vorzulegen. Diefe Fragen haben feinen anderen 
Zwed als den, feftzuftellen, wie weit der Zeuge im Stande ift, in diefer Sache 
Zeugniß abzulegen, d. h. zu erforfchen, wie viel von feinem Wiffen für diefe Be— 
weisführung benugt werden fünne. Dabei fann ed num aber vorkommen, daß der 
Richter Fragen an den Zeugen ftellt, welche durch das Beweisthema felbft gar 
nicht geboten find. Die auf derartige Fragen erfolgenden Antworten können ald« 
dann natürlich auch nichts zum Beweife beitragen, werben alſo auch nicht zum 
Zeugniffe zu rechnen fein. Außerdem fann der Zeuge auch Veranlaffung nehmen, 
auf die vom Richter jachgemäß geftellten Fragen nicht nur zu antworten, ſondern 
fih außerdem noch über andere zur Sache gar nicht gehörige Thatfachen zu_verbrei- 
ten. Diefer leptere Theil feiner Antworten wird dann ebenfalls nicht zum Zeugniffe 
ehören. Wenn aber eine für ven Beweis brauchbare Anführung fälfhli von dem 
* en vorgebracht iſt, ſo erfordert der Begriff des falſchen Zeugniſſes nicht mehr 
die Abficht des Zeugen, einen falſchen Beweis herbeizuführen, ſondern nur die Ab- 
ficht, die an und für fih — rein objeftiv — zum Beweiſe taugliche Mittheilung 
fälfchen zu wollen. 

Einem zweiten Einwande, daß nämlich die Eidesformel ſich auf Alles be- 
ziehe, worüber der Zeuge vernommen, ift zum Theil bereitd oben begegnet worden. 
Das Ableiften des Eides begründet zwar Meineid, Feinesweges aber ift jeder Meineid 
nad Preußiſchem Strafrechte ftrafbar, umd noch weniger enthält jeder Meineid ein 
falſches Zeugniß. 

Bei der Vernehmung des Zeugen ad rem fünnen, wie eben zu zeigen vers 
fucht wurde, falſche Anführungen vorfommen, welche dennoch ein faljches Zeugniß 
nicht involviren. Biel wichtiger aber noch 'ald für die Bernehmung des Zeugen 
ad rem ift das eben Gefagte für die Vernehmung vefielben ad generalia. Jeder 
Preußifche Praktiker weiß, daß die unrichtige Beantwortung der an den Zeugen 
geftellten Generalfragen die Strafe des $. 126. nach ſich zieht"). Die Antworten 
auf diefe Fragen gehören nun zweifelsohne nach dem oben aufgeftellten Begriffe 
von Zeugniß nicht zu dem von dem Zeugen abgelegten Zeugniſſe Denn die hier 
zur Sprache fommenden Ihatfachen tragen für den zu liefernden Beweis gar nichts 
bei. Um dies einzufehen, darf man ſich nur vorftellen, ein Zeuge würde nah Be— 
antwortung der Generalfragen entlafien. Der zu führende Beweis würde alddann 
gar nicht gefördert fein, dad Beweisthema vielmehr noch eben jo unerwieſen fort- 





1) Kür nicht preußifche Lefer ericheint ed zweckmäßig, bie Generalfragen, wie biefelben in 
bem preußiichen Rechte befteben, mitzutheilen. Es find folgende: 

a) Ob und wie nahe fie mit dem Angefchuldigten, oder mit dem Angeber, wenn biefer ein 
erhebliches Intereſſe bei der Sache bat, verwandt ober berichmwägert find? 

b) Ob fie bei bem Ausgange ber Unterfuchung eimiges Sntereffe und Nuben zu boffen, 
ober Schaden dabon zu befürchten haben? 

c) pa fich Jemand angemafit babe, fie unterrichten zu mollen, was und wie fie ausfagen 
ollen? 

d) Ob fie fich wegen bes abzulegenden Jeugniffes mit ibren Nebenzeugen befprochen baben? 

e) Ob emand durch Gefchenfe oder Verſprechungen fie zur Ablegung eines günftigen Zeug: 
niſſes für oder gegen den Ungefchulbigten babe vermögen wollen? 

Dies find die Gemeralfragen, welche in der Kriminal-Orbnung $. 319 enthalten find; 
bie ber U. ©. D. F. 190 Thl. 1. Tit. 10 ftimmen mit denen der Kriminal-Ordnung überein bis 
auf folgende, weldye nur im Cirilprozeſſe vorlommen können: 

f) Ob fie dem einen oder dem anderen Theile entweder in dem Geſchäfte ober Kandel, 
worüber jebt ihr Zeugniß verlangt wird, oder auch in dem jeht darüber ſchwebenden 

Prozeſſe felbft Ratb gegeben? 

Weitere Gemeralfragen als die eben angeführten — und barauf wollen wir aud bier 
aleich - preußifchen Juriften aufmerkſam machen — kommen in den preufifchen Geſetzen nir⸗ 
gen or. 
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beftehen, ald dies vor ber begonnenen Vernehmung des Zeugen der Fall war. Mas 
enthalten denn aud die Antworten auf die Generalfragen? Nichts weiter als die 
Glaubwürdigfeitögründe des Zeugniffed. Mir dideint, das einfachfte logiſche 
Denfen müfle es unmöglich machen, die Gründe ber Glaubwürdigkeit eines Zeug» 
nifjes und das Zeugniß felbft für identiſch zu halten. ä 

Wenn nun die Antworten auf die Generalfragen nicht zum Zeugniffe ge— 
hören, fo folgt daraus, daß auch die jaljche Beantwortung derſelben nicht zur Ans 
wendung des $. 126. Veranlafjung geben fann, es folgt daraus, daß die Preu⸗ 
ßiſche Praris, welche in derartigen Fällen die Anwendung des 8. 126. fordert, uns 
richti *. 
vr ie Gründe für dieſe Anficht find zum Theil fchon in dem Vorhergehenden 
enthalten, fie muͤſſen hier noch durch Folgendes erweitert werden. 

Es wurde bereit darauf aufmerfjam gemacht, daß und weswegen die De- 
finition „Zeugniß ift Alles, worüber der Zeuge vernommen wird“ unrichtig iſt. Es 
wäre möglich, daß befienungeachtet die Praris diefe unrichtige Definition anerfen- 
nen müßte, und das würde dann der Fall fein, wenn diefelbe gefeslich fanftionirt 
wäre. Dafür ſcheint allerdings die Wermuthung zu fprechen, denn wir hören in 
jeder ©erichtefigung, in welcher ein Zeugenbeweis vorgenommen wird, den Bors 
figenden die Zeugen darauf hinweifen, daß fich der von ihnen zu leiftende Eid auch 
auf Die Generalfragen beziehe. 

Nun findet fi) aber weder in einem Strafgefeße ober Progeßgefege eine 
Segafbefnirten von „Zeuge* oder von „zeuaniß, var aber die richterliye Verwar— 
nung als Gejeg wirkſam fein und die Strafbarfeit bevingen fönne, wird Niemand 
behaupten wollen. Die richterlide Verwarnung hat nur dann eine Bedeutung, 
wenn dieſelbe durch ein vorhandenes Gefep getragen wird. Dafür, daß diefes der 
Fall ſei, pflegt man beſonders ein Minifterialreffript vom 15. Oftober 1846 ans 
zuführen EJuftiz« Minift. Blatt 1846 ©. 183). Wir laffen daffelbe hier wörtlich 


olgen: 
tes „Allgemeine Verfügung vom 15. Oftober 1846 — die eibliche Bernehmung 
der Zeugen betreffend ($. 319. der Krim.⸗Ordn. $. 190, Tpt. I. Tit. 10, 
Allg. Gericht8-Orbnung). 
Es ift in neuerer Bit zum öfteren der Fall vorgekommen, daß Per: 
fonen wegen Meineides beftraft worben find, weil fie bei ihrer eiblichen Vers 
nehmung als Zeugen in Kriminal» oder Givilprogeffen die ihnen nach 
$. 319. der Kriminals Ordnung und $. 490. Tht. I. it. 10, der Allg. 
Gerichts⸗Ordnung vorgelegten Generalfragen wider beſſeres Wiſſen uns 
richtig beantwortet hatten. Die Verurtheilten baben in mehreren Fällen 
der Art ald Entſchuldigun grund angeführt, daß fie nicht geglaubt hätten, 
daß der Eid ſich auch auf die von ihnen über die Generalfragen abgege= 





1) Als eine gang willkürliche muß bie von Temme (Lehrbuch bes preußifchen Straf- 
rechts Seite 753) ausgeſprochene Anficht bezeichnet werden. Gr fagt: „Hatten dieſe —634 de 
Musfagen über bie Perfönlichkeit der Zeugen) zugleich eine Bebeutung für bie Sache, bildeten fie 
alfo einen wefentlichen Theil bes Zeugnifes, jo fallen fie mit in den Thatbeftand bes falfchen 
Beugnifies,“ Die Frage fann natürlich nur die fein, ob bie Generalfragen überhaupt einen Zbeil 
deö Zeugniffes en ober nicht, gi es ber fall, fo berechtigt das Geſeh durchaus wicht 
mebr zu ber Unterfuchung darüber, ob die betreffende Ausfage einen mweientlihen oder unmwefent- 
lichen Theil bes Zeugnifſes ausmadye, denn bas Sefeb fagt nirgends, daß nur bie Verfälfchung 
ber wefentlichen Theile des Zeugnifies die Unmwendung des g 126 nad ſich ziehen folle, fon. 
been ſpricht ganz allgemein von bem SJeugniffe, alfo fomohl bon dem mefentlichen, wie auch von 
ben unmefentlichen Zbeilen deſſelben. Wenn aber die Antworten auf bie Generalfragen gar nicht 
zum Zeugniſſe gehören, fo fann auch die Anwendung bes $. 126 dadurch nidıt gerechtfertigt wer: 
ben, daß im der Antwort auf die eine Generalfrage ein bedeutfamerer Glaubwürbigkeitsgrund ent» 

Iten ift, als in ber Antwort auf eine andere. Es fcheint, als ob Temme ebenfalld den Unter: 
(chen Ben Glaubwürdigfeitögrund eines Zeugniffes” unb „Zeugnif felbft” gänzlich über. 
a h 
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benen Ausfagen erftrede. Um vergleichen Entfchuldigungen für die Zu- 

funft abzufchneiden, werben die &erichtöbehörden in Folge einer Aller» 

höchften Ordre vom 5. des Monats hierdurch aufgefordert, bei der eidlichen 

VBernehmung von Zeugen diefelben jedesmal befonders darauf aufmerffam 
. zu machen, daß fich der von ihnen abzuleiftende Eid auch auf die Beant- 

wortung der ihnen vorgelegten Generalfragen beziehe. 

Berlin, den 15. Oftober 1846. 
Der Juſtiz⸗Miniſter 


: Uhden. 
An die Gerichtsbehörden derjenigen Landestheile, in welchen die Allgemeine 
Gerichts-Ordnung und die Kriminal-Ordnung gilt.“ 


Nehmen wir vorläufig an, der Inhalt dieſes Reſkriptes ſei von der Art, 
daß durch daffelbe die Strafbarfeit wegen falfcher Beantwortung der Generalfragen 
bedingt werden fönne, wenn dies durch ein anderes Gefeg noch nicht gefchehen; 
und prüfen wir vorläufig nur die Form a. Das Neffript nimmt Bezu 
auf eine Allerhöchfte Ordre vom 5. d. M. ie Vermuthung ift dafür, daß vie 
Allerhöchfte Ordre als Geſetz publizirt fein werde. Die Gefegfammlung von 1846 
enthält aber feine .folhe Allerhöchfte Ordre, diefelbe ift gar nicht publizirt, wir ken— 
nen diefelbe nur aus der Nelation des Minifterialrefkripted. Nun ift es aber ein 
allgemein befannter Sag: referens sine relato non probat. Das relatum wäre 
in diefem Falle die Allechöchfte Ordre vom 5. Oftober, das referens das Minis 
fterialreffript. Das Minifterialreffript beweift alfo nichts. Ohne Nugen legen wir 
aber dennoch nicht die Gejegfammlung von 1846 aus der Hand. Wir finden in 
berfelben nämlich ein „Gefep, betreffend die Publikation der. Gefege. Vom 3. April 
1846.” Diefes Gefeg beftimmt $. 1. Folgendes: 

„Landesherrliche Erlaffe, welche Geſetzeskraft erhalten jollen, erlangen 
diefelbe nur durch die Aufnahme in die Geſetzſammlung, ohne Unter- 
fchied, ob fie für die ganze Monarchie oder für einen Theil derfelben be— 
ftimmt find,“ 

Daraus folgt denn, daß, da weder das Minifterialreffript, noch auch Die 
Alterhöchfte Ordre, auf welche fich vafjelbe bezieht, in der Geſetzſammlung abgedruckt 
find, feins von Beiden irgend eine Bedeutung für die Entſcheidung der Frage haben 
könne, ob ein Zeuge, welcher eine der Generalfragen falſch beantwortete, ald Mein— 
eidiger zu beftrafen jei oder nicht. 

Man wirb vielleicht einwenden, das angeführte Reffript fei auch gar nicht 
Gefeb, fondern nur Interpretation, Grläuterung eines Geſetzes. Welches Gefeg 
wird denn aber erläutert, worauf fann fich die nterpretation allein beziehen? Das 
Reſkript bezieht fich Jeinem eigenen Wortlaute nach nur auf den $. 190. Thl. I. 
Tit. 10. der Allg. Gerichts » Ordnung und den $. 319. der Kriminal » Ordnung. 
Diefe Gefegesftellen enthalten aber nur die — Generalfragen und keine 
Strafbeſtimmungen. Wenn'man alſo in dem Reſkript den Sinn finden will, daß 
die Strafbeftimmungen über Meineid auch auf denjenigen anzuwenden feien, welcher 
die Generalfragen falſch beantwortet, jo würde damit Doch immer noch nichts weiter 

efagt fein, als daß diefe Beftimmung fchon in dem durch das Reſkript erläuterten 
Steafgefepe mit enthalten fei. Wir wollen auch annehmen, die minifterielle Inter— 
pretation fei ganz richtig! Was gewinnen wir dadurch für Die heutige Praris? — 
Nichts! Denn im Jahre 1846 Fonnte ſich eine Erläuterung doch nur auf das da— 
mals vorhandene, nicht aber auf ein erft 5 Jahre fpäter publizirteds Strafgefeg be— 
ziehen. Mit einem Worte, die friminaliftifche Bedeutung des oft erwähnten Mi— 
nifteriafreffriptes kann höchftens die einer Erläuterung des $. 1405. Allg. Landrechts 
Thl. U. Tit. 20. fein. Dieſes Gefeg beftimmte: z 
„Wer im Prozeffe ald Partei oder Zeuge einen faljchen Eid wiffentlich 
leiftet, der wird 20.” 
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Run beftimmt aber der Artifel II. des Einführungsgefeges vom 14. April 1851: 
„Mit _diefem Zeitpunfte (1. Juli 4851) werden außer Wirkfamfeit gefegt: 
alle Strafbeftimmungen, die Materien betreffen, auf weldhe das gegen» 
wärtige Strafgefegbuch ſich bezieht; namentlich der zwanzigfte Titel des 
zweiten Theild des Allg. Kandrechtes ... . .mebft allen diefelben ers 
gänzenden, abändernden und erläuternden Beftimmungen.” 
Es ließe fich freilich der Einwurf erheben, die hervorgehobenen Worte des 
Einführungsgefeges bezögen fich nur auf Gefege, nicht aber auf wifjenjchaftliche 
Interpretationen. Das Minifterialreftript könne aber nur den Gharafter einer fols 
hen beanjpruchen, und es jei fein Grund vorhanden, wenn man im Jahre 1846 
die falſche Beantwortung der Generalfragen als einen Theil des falſchen Zeugniffes 
aufgefaßt habe, warum man dieſes jegt nicht mehr thun follte. Diefer Einwand 
würde fich doch aber nur unter einer Borausjegung rechtfertigen, nämlich unter 
der, daß eine Anjicht der Wiffenfchaft, der Praxis, welche fich mit Bezug auf das 
bis 1851 beftehende Strafgefeg rechtfertigen ließ, fh auch mit Bezug auf das feit 
1851 beftehende rechtfertigte.. Und Dies fann natürli nur dann der Fall fein, 
wenn dad neue Geſetz denjelben Inhalt hat, als das alte. Nun beftinmmte aber 
das Allgemeine Landrecht: „Wer ald Zeuge einen falſchen Eid wiſſentlich lei⸗ 
tet”; das Strafgeſetzbuch dagegen jagt: „Wer als Zeuge wiſſentlich ein falſches 
Z eugniß mit einem Eide bekräftigt.” Sagen nun diefe beiden Gejepe daſſelbe? 
Das kann man offenbar nur dann behaupten, wenn man die beiden Begriffe: 
„Zeuge fein“ und „Zeugnig ablegen“ einander identifch jegen wollte. Dies würde 
aber, ganz abgefehen von anderen Gründen, fchon nad dem Sprachgebrauche ver 
jegt vorhandenen gejeglihen Beftimmungen unmöglich jein. Jedenfalls gehört 
doch zum Zeugnißablegen, daß der Zeuge vom Richter vernommen werde. Zeug: 
nig ablegen fann man alfo nur vor dem Richter. Zeuge fein fann man aber 
ſchon, noch che irgend ein Zufammentreffen des Richters mit der zu vernehmenden 
Perſon fattgefunden hat. Dies wird ſehr deutlich durch Strafgefegbuch $. 109, 
dargethan, wo gefagt wird '): j 
„Wer ald Zeuge berufen eine Entſchuldigungsurſache vorſchuͤtzt, welche 
fich als falſch ergiebt, wird ꝛc. beftraft.“ 
Eine Vernehmung ded Zeugen kann aljo in dem vom Gefege gedachten 
Falle noch gar nicht Rattgefunden haben; dennoch fpricht das Geſetz von „Zeugen“, 
Denfen wir und einmal den Fall, der nicht erjehienene Zeuge hätte die Eniſchul— 
digungsurfache wifjentlich mit einem falſchen Eide befräftigt! Würden wir behaup⸗ 
ten mögen, derjelbe habe ein falſches Zeugniß wifjentlic mit einem Give befräftigt, 
und es müfje diefer Zeuge wegen des von ihm —— Meineides nad) $. 126. 
beftraft werden? Doch würde es nicht dem geringften Bedenfen unterliegen, die 
Strafvorjchrift des Allg. Landrechts anzuwenden; denn einen falfcyen Eid würde 
ber Zeuge geleiftet haben, und nur dieſen Thatbeftand fordert $. 1405. des Allg. 
Landrechts Thl. II. Zit. 20. Das Zeuge fein beginnt mit dem Augenblide, im 
welchem in einer Perſon die Aufforderung des Gerichtes infinuirt wird, in einer 
beftimmten Sache ihre Kenntnig dem Gerichte mitzutheilen. Das Zeugniß ab» 
legen beginnt aber erft mit der -beweifenden Thätigfeit derjenigen Perfon, weiche 
bereitö Zeuge if. Wenn alfo das Allg. Landrecht von dem Ken e fein, das 
Strajgejegbuch von dem Zeugniß ablegen des Zeugen handelt, b fo daraus 
ganz von ſelbſt, daß dieſe beiden Geſetze nicht denfelben Inhalt haben. ithin iſt 
auch nicht die richtige Interpretation des einen Geſetzes deswegen auch ſchon die 
richtige Interpretation des andern, 
Das Gefagte wird ausreichen, um den Einwand zu befeitigen, die heute im, 
Betreff der Generalfragen beftehende Praris könne durch das Minifterialreffeipt 





1) Diefer Sprachgehrauch wird übrigens aufs Ungweideutigfte befätigt durch bie U. ©. ©, L, 
10. 8. 171 —* burg bie Kriminal ⸗Ordnung, namentlich $. Ey und N 311. 
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vom 15. Oktober 1846 irgendwie geſtüht werben. Der poſitive Beweis für meine 
Behauptung, die heutige Brarie fei unrichtig, gründet ſich auf den Wortlaut des 
$. 126. und auf den Begriff von „Zeugniß“, einen Begriff, den Ich gewiß nicht 
erfunden habe, den ich aber doch in feiner Reinheit der Preußiſchen Draris ent⸗ 
gegenhalten zu müſſen glaubte! 

Es iſt leicht möglich, daß in dem Vorhergehenden irgend ein Fehler der 
Unterfuchung mir entgangen if. Ich will alfo einmal das für mich ungünftigfte 
Refultat für vollfommen erwieſen Halten, ich will es gelten laſſen, daß ein Geſetz 
vorhanden fei, welches erplicife oder implichte die Beſtimmung enthielte: 

„Wer ald Zeuge die Generalfragen falſch beantwortet, foll eben fo be— 

ftraft werben wie derjenige, welcher ein falfcyes Zeugniß abgelegt hat.“ 
Was würde dann aus der Annahme eines folchen Geſetzes für die Praris folgen? Es 
ift mir nicht befannt, daß deswegen jemals ein Meineidsprogeß eröffnet worden, weil ver 
Zeuge fein Alter oder fein Verwandtichaftsverhältniß mit dem ig ya di oder 
einer der ftreitenden Parteien im Givilprozeffe falfch angegeben habe, ich weiß nicht, 
daß die falfche Beantwortung der überhaupt vom Gejege genannten Generalfragen 
jemals zu einem Meineidsprozefie geführt habe. Vielmehr beziehen fich jedenfalls 
die meiften der unter der Rubrik „falfche Beantwortung der — 3* ver⸗ 
folgten Meinelde auf die falſche Beantwortung der Frage: „Iſt Zeuge im Vollbeſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte?” oder: „ift Zeug, ſchon in Unterſuchung geweſen).“ 
Gehört dieſe Frage mit zu den Generalfragen? Durchaus nicht. Die Stellen der 
Allg. Gerichts-Ordnung und der Kriminal-Ordnung, welche die Generalfragen auf— 
zaͤhlen, enthalten dieſe 94 nicht, vielmehr findet ſich dieſe Frage an einer ganz 
anderen Stelle der gettannten Geſetbücher, nämlich in der Kriminal- Ordnung in 
$. 356. Nr. 7. und in der Allg. Gerihtd-Orbnung Thl. I. Tit. 10. $. 227. Nr. 7. 
Nur von ven Generalfragen, und war unter ausdrüdlicher Hinwelfung auf 
die von den Generalfragen handelnden Paragraphen der Kriminal» und ber Ge— 
richte: Ordnung fpricht das oft erwähnte Minifteriafreffript vom 15. Oftober 1846 5 
nur für die Beftrafung der falfchen Beantwortung der Generalfragen hat die 
Praris einen, wenn auch nur formellen, Anhaltspunkt aufzuweiſen; und unter den 
— — findet ſich —— Frage nicht, welche zu den meiſten Meineids- 
Prozeſſen Beranlaffung giebt. enn ein Strafgeſetz eriftirte, welches die falfche 
Beantwortung der Gencralfragen verbietet, darf dann das Strafgefeg auf die falſche 
Beantwortung der Fragen ausgedehnt werden, welche gar nicht zu der General- 
fragen gehören? Eine Praris, welche ſolch eine Erweiterung des Strafgeſetzes vor⸗ 
nehmen wollte, würde nach den allgemeinen Grumdfägen eines jeden pofitiven Strafs 
rechtes den Vorwurf der Willfürlichkeit fchwer von fich abwenden können. Um 
wie viel fehtwerer muß dies den Preußifchen Strafgefegbuche gegemüber fein, wel— 
des in $. 2. alle Erweiterungen des Geſetzes durch Analogie oder Praris aus— 
drüdlich verbietet! 

Ich weiß, daß man mir Folgendes erwidern wird: Generalfragen find über⸗ 
haupt Kragen, durch welche die Glaubwürdigkeit des Zeugen feftgeftellt werden fol, 
auf die Glaubwürdigkeit des Zeugen hat der Umftand, ob derfelbe ſich im Vollbeſitze 
der bürgerlichen Ehrenrechte befindet, den wefentlichften Einfluß; folglich verfteht es 
fich ganz von felbft, daß eine hierüber an den Zeugen geftelite Frage auch zu den 
Generalftagen gehört. In diefem Einwande ift der Oberfag richtig, der Unterſe 
falſch, folglich If der Schluß auch falſch. Es ift eine nur zu befannte Sache, da 
ganz untaugliche Zeugen (testes inhabiles) von unglaubtwürbigen Zeugen (testes 
suspecti) Zu ——— find. Hat der Preußiſche Prozeß ebenfalls dieſen Un—⸗ 
terſchied, oder iſt Hier nme die Unterſcheidung der Zeugen in glaubwürdige und uns 


1) Diefe Abänderung ber Frage iſt befanntlih von ber Praxis —* borgenommen, 
tweil die geringere Zahl der Zeugen den Sinn ber Frage: „if Zenge im Bollbefipe der bürger- 
lihen Ehrenrechte” derſteht. 
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glaubwürdige anerkannt? Die Sache kann feinem gegründeten Zweifel unterliegen. 

$. 356. der Kriminal-Drdnung handelt „von ganz unfähigen Zeugen.“ Der Para- 
vaph beginnt mit den Worten: „Zur Ablegung eines Zeugnifjes find gänzlich un— 
ähig“ 2c.; unter Nr. 7. werden dann diejenigen Perfonen genannt, welche wegen 

begangener Verbrechen für ehrlos erklärt worden. Ebenjo beftimmt von benfelben 

— die Allg. Ger⸗Ordn. J. Tit. 10. $. 227., fie ſeien als Zeugen unzulaͤfſig. 
er Umſtand * daß eine Perſon durch ein ſtrafrechtliches Urtheil für ehrlos 

erklärt worden, ift nach den ausdrüdlichen Beftimmungen des Preußiſchen Nechtes 

nicht als ein folder anzufehen, weldyer auf die Glaubwürdigkeit diefer Perſon 
als Zeugen einen Einfluß äußert, jondern nur als ein foldyer, von welchem die 

Zeugentauglichfeit diefer Perfon abhängig gemacht wird. Will man aber über- 

haupt Die Frage erheben, ob eine beftimmte Sherfon ein glaubwürdiger oder ein ums 

glaubwürbiger Zeuge fei, fo ift dies nur dann möglich, wenn es feftiteht, daß die— 
jenige Berfon, deren Glaubwürdigkeit in Zweifel gezogen wird, den Anforderungen 
eines tauglihen Zeugen genügt. Untauglice Zeugen find überhaupt niemals 

— —— um Zeugen fönnen aber entweder glaubwürdige oder unglaubwürdige 
eugen fein. 

. . Ich glaube nicht, daß, wenn ein Gejeg eriftirte, weiches in Folge einer auf 
die Glaubwürdigfeitsgründe bezüglichen faljchen Antwort des Zeugen eine Strafe 
nach Vorſchrift des $. 126. eintreten ließe, daß ed dann gerechtfertigt fein würde, 

diefe Glaubwürdigfeitsgründe eined Zeugen über die im Geſetze aüsdrücklich ge: 

nannten Fälle ————— Es fommt indeſſen hierauf wenig an; ich will zugeben, 
daß mit demfelben ftrafrechtlihen Effekt der Richter befugt wäre, noch mehr Fragen 
hinfichtlich der Glaubwürdigkeit an den Zeugen zu ftellen, als er bazu durch die 
angeführten Gefegeöftellen ausprüdlich ermächtigt if. So Fönnten 3. B. die Ge— 
neralfragen analog den nah den Beftimmumgen der Allg. Gerichts-Orbnung I. 10, 
$. 233. an den Zeugen moͤglicherweiſe zu Rellenen Fragen behandelt werden. Nur 
eine Schranke wird ſich der Prozeßrichter gefallen laffen * nämlich die, welche 
das Geſetz felbft geitedt hat. Und indem dieſes von dem Vorhandenfein eines Um—⸗ 
ftandes die Tauglichkeit eines Zeugen abhängen läßt, hat es damit die Unmög— 
lichkeit ausgeſprochen, von demjelben Umftande die Glaubwürdigkeit des Zeugen 
abhängig zu machen. Tauglichfeitögründe und Glaubwürbigkeitsgründe find zwei 
fo —— Dinge, daß derjenige, der die Tauglichkeitsgruͤnde mit den Glaͤub— 
würbigfeitsgründen verbinden wollte, einen nicht viel geringeren Fehler begeben 
würde wie derjenige, der Thaler und Gentner zu einer Summe abdiren wollte. — 
Alfo nach den Grundfügen der Preußiſchen Prozeß-Ordnungen gehört die Frage: 
„Iſt Zeuge im Vollbefige der bürgerlichen Ehrenrechte?“ nicht zu den Generalfragen 
und fanı auch gar nicht dazu gehören, weil Tauglichkeitsgrümde und Glaubwürdig- 
feitögründe eines Zeugen nicht verwechjelt werben duͤrfen 
An diefem durch die Prozeß: Ordnungen feltgeftellten Verhältniſſe könnten 
möglicherweife durch neuere Giefege Aenderungen eingetreten fein; und hier ift nur 
befonders auf zwei Punkte Rüdficht zu nehmen, nämlich einmal auf die duch das 
Strafgefegbuch veränderten Beftimmungen über die Wirkungen der GChrenftrafen, 
und ſodann auf die durch $. 22. der Verorbnung vom 5. Januar 1849 veränderte 
Beweistheorie. u 
Was nun den erften Punkt betrifft, fo if allerdings nicht in Abrede zu 
ellen, daß der Inhalt der Ehrenftrafen durch 88. 12. 24." im anderer Weife bes 
immt worden ift, als dies bisher der Falk war. Der Einfluß aber, weldyen die 
Ehrenftrafen auf die Zeugenfähigfeit des Berurtheilten ausübten, ift jept kein anderer 
als früher, Wer nad dem früheren Rechte in Bug eines begangenen Verbrechens 
für ehrlos erklärt wurde, hörte auf, ein tauglicher Zeuge zu fein; wer jegt den Ber: 
uft der bürgerlichen Ehre erduldet, ift, fo lange dieſer Zuſtand dauert, unfähig, 
ald Zeuge vernommen zu Werden. Der Werluft der bürgerlichen Ehre bedingt aljo 
nicht bios Unglaubwürbigfeit, fondern nach wie vor Untauglichkeit zur Zeugniß⸗ 
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ablegung für den Verurtheilten. Das Strafgefegbuch hat den Unterſchied zwiſchen 
untauglichen und unglaubwürdigen Zeugen durchaus nicht bejeitigt. 

In Betreff der veränderten Beweistheorie würde zunächft darauf hinzuweiſen 
fein, daß fich diefe Veränderung nur auf den Beweis im Strafprozeß bezieht, und 
daß im Civilprozeß die gefepliche Beweistheorie fortbefteht; wenn aljo wirklich Durch 
die veränderte Beweistheorie der Unterfchied zwijchen Tauglichkeit und Glaubwürbig« 
keit des Zeugen aufgehoben fein follte, ſo hätte dies höchſtens für den Strafprozeß 
nicht aber für den Civilprozeß eine Bedeutung. Aber auch für den Gtrafprozeß, 
läßt fi ein Zufammenwerfen fo disparater Begriffe in feiner Weile behaupten. 
Der zweite Abjchnitt des $. 22. Verorbn. vom 3. Januar 1849: 

„Dagegen treten die bisherigen pofitiven Regeln über die Wirkungen der 
Beweiſe außer Anwendung Der erfennende Richter hat fortan unter 
genauer Prüfung aller Beweife für die Anklage und Vertheidigung nach 
jeiner freien, aus dem. Imbegriffe der vor ihm erfolgten Verhandlungen 
geichöpften Ueberzeugung zu entjcheiden, ob der Angeklagte ſchuldig oder 
nichtfchuldig fei. Er ift aber verpflichtet, die Gründe, welche ihn dabei 
geleitet haben, in dem Urtheile anzugeben. “ 
würde und allenfalls ermächtigen, dem Zeugen fortan gar feine Generalfragen mehr 
vorzulegen, ed wäre denkbar, daß eine thatjächliche Feftftellung von dem Richter 
vorgenommen würde auf die Ausfage unvereidigter Zeugen bin; — und ich weiß 
in der That nicht, aus welch einem gefeglichen Grunde man im Stande fein würde, 
eine ſolche tharfächliche Feftftellung umzuftogen — nur eines ift aus der früheren 
gejeglichen Beweistheorie übrig geblieben, eine gejegliche Schranfe muß auch jeßt 
noch die frei ermefiende richterliche Ueberzeugung refpeftiren, nämlich die durch frü= 
here Geſetze beftimmten Untauglichfeitsgründe des Zeugen. Der erfte Abjchnitt des 
eitirten Geſetzes beftimmt nämlich ausprüdlich: 
„Die beftehenden gefeglichen Borfchriften über das Verfahren bei Aufnahme 
der Beweife, indbefondere auch darüber, welche Perfonen als Zeugen 
vernommen und vereidet werden bürfen, bleiben ferner maaßgebend, * 

Sever unglaubwürdige Zeuge kann vernommen und vereidet wer— 

fe A aber die untaugliden Zeugen find nah wie vor davon ausge— 

offen. . 
Durd das Vorhergehende foll dargethan werben, daß die faljche Beant« 
wortung der Frage: „Iſt Zeuge im Bollbeige der bürgerlichen Ehrenrechte?* auch 
dann nicht zur Anwendung des $. 126. Veranlaffung geben würde, wenn felbft 
erwiejen fein follte, daß die falſche Beantwortung der Generalfragen unter den ge— 
nannten PBaragraphen fiele. 

Ih verkenne nicht, daß alle Gründe, die man gegen die Nichtigfeit einer 
beftehenden Praris vorbringen mag, ein jehr gewichtiged Bedenken gegen ſich eben 
in dem Beftehen diefer Praris haben. Das bloße Beftehen der Praris rechtfertigt 
es vollfommen, wenn man mit Mißtrauen auf ihre Haltbarkeit an die Prüfung 
derjenigen Anficht geht, welche ſich ald eine —— dem Beſtehenden gegenüber 
fund giebt. Hier ſoll nun durch die Hiftorifche Erklärung der angegriffenen Praxis 
der Beweis verfucht werden, daß durch das bloße Beftchen verfelbe ein ſehr bedeut— 
famer —— kaum geliefert ſein dürfte. 

ir gehen von dem Allg. Landrecht aus. Wie ſchon erwähnt, beſtimmte 
$. 1405. Thl. I. Tit. 20: „Wer im Progefie ald Parthei oder Zeuge einen falfchen 
Eid wiffentlich leiftet, der wird 2c.” Diefe Worte können, wie ebenfalls ſchon er— 
wähnt wurde, auf jeden von einem Zeugen geleifteten Meineid bezogen werben, 
denn das Geſetz hat eine Beſchraͤnkung auf das falfche Zeugniß nicht ausdrüdlich 
ausgeſprochen. Ich will damit nicht gejagt haben, daß diefe Befchränfung nicht 
dennoch im Sinne des Geſetzes gelegen haben fünne: dies wird —— einiger⸗ 
maaßen angedeutet durch die frühere in der Allg. GerichtsOrdnung Thl. L Tit. 10. 
$. 202, vorgefchriebene Eideöformel, welche dahin formulirt war: „Daß Zeuge von 
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Allen, worüber er in diefer Sache befragt und vernommen worben ift ıc.” Bei 
diefer Eidesformel war die falfche Ausfage Uber Dinge, welche nicht zur Sache ger 
hörten, aljo auch binfichtlich der Generalfragen von Dem Meineide ausgefchlofien ‘). 
Es ift indeffen genügend, daß das Geſetz die Möglichkeit darbot, jeden Meineid des 
eugen unter feine Beftimmungen zu ziehen. Und Daß diefe Möglichfeit von der 
reußifchen Juftizpflege in den vierziger Jahren ald der wahre Sinn des Geſetzes 
aufgefaßt worden, beweift deutlich das am Anfange Diefer Arbeit angeführte Geſetz, 
welches die frühere, Manchen Mißverftändniffen unterworfene Eidesjformel in ver 
Weife normirte, daß durch diefelbe jede falfhe Angabe des Zeugen einen Meineid 
enthalten mußte. Das Gefep iſt vom Jahre 1844, einer Zeit, in welder vie 
8* gebung, die religiöſe Seite des Meineides hervorhebend, einen jeden Meineid 
der — oder der Zeugen ſtrafen zu muͤſſen glaubte. Das geht aus ver be— 
treffenden Beltimmung des Entwurfes von 1843 $. 245 hervor: „Wer vor einer 
öffentlichen Behörde als Partei . . . oder als Zeuge...einen Eid wiſſentlich 
falſch ſchwört ıc. . . .“ Jeder Meineid des Zeugen follte nach diefem Entwurfe ges 
firaft werben. Seit 1847 wird aber die Auffaljung des Geſetzes eine andere, von 
. jegt ab und fo auch namentlich in dem Strafgefegbuche ſelbſt hat der Meineid eine 
Bedeutung nur noch fo weit, als in demfelben die Falfchung eines Beweismittels 
enthalten ift. Bon jegt ab fommt es auch nicht mehr auf den Meineid des Zeugen 
fhlechthin an, fondern nur noch ‚auf die wiffentlich falfche eivliche Befräftigung des 
beweifenden Theils feiner Ausjage, Des Zeugniffes. Diefes ift, denke ih, Har 
enug in dem $. 126. ausgedrüdt. Was hatte num nach diefer Veränderung des 
efeges die Praris für eine Aufgabe? Natürlich mußte fie ſich dem veränderten 
Gejege entfprechend felbft ändern! Was geſchah in Wahrheit? Die alte Praris 
bleibt unveränderteftchen, und um fie zu rechtfertigen wird eine Interpretation des 
Gejeges vorgenommen, durch welche dieſes der vorhandenen Praris affomodirt wird. 
„Zeugniß ift Alles, worüber der Zeuge vernommen wird, gleichviel, ob es beweift 
oder nicht” — und die alte Praris und das newe Geſetz beftehen friedlich neben— 
einander. Bielleicht erreicht dad Angeführte den Zwed, die Bedeutſamkeit des 
aus dem bloßen Beftehen der Praxis etwa zu entnehmenden Gegenbeweijes einiger= 
maaßen zu erjchüttern. 

Dan wird allerdings noch immer mit Recht behaupten können, der Umſtand, 
ob fich ein Zeuge im Vollbefige ver bürgerlichen Ehrenrechte befinde oder nicht, fer 
für den zu liefernden Beweis von der größten Wichtigkeit, und es müfje derfelbe 
jedenfalls feftgeftellt werden. Aus dieſer gerechtfertigten Anforderung folgt aber 

noch feinedweges, daß diefe Feftftellung durch den Eid des betreffenden Zeugen ge= 

jchehen müſſe — es kann fogar in Zweifel gezogen werden, ob der Eid in dieſem 
Falle überhaupt angewandt werden fonne — und noch weniger, daß dieſer Eid ımter 
die Strafbeftimmung des $. 126. fallen müßte. Man ermwige Folgendes: 

Zeugen follen unbetheiligte dritte Perſonen fein. as heißt nichts 
anderes als: hinfichtlich der Ausfagen, welche Jemand über fich ſelbſt macht, ift 
derjelbe nicht als iu zu betrachten. „Zeuge in eigener Sache“ ift eine con- 
tradietio in adjecto. Man hat freilich im Kriminalprozeß von diefem Grundfage 
manche nicht unbevenklihe Abweichungen gefchehen lafien, jo namentlich in dem 
Halle, wenn der Damnififat ald Zeuge vernommen und vereidigt wird, Jedermann 
weiß aber auch, wie es oft zu beinahe unerträglich peinigenden Scenen führt, wenn 
der Denungivende (zugleih Damnififat) als einziger Zeuge dem leugnenden Ange— 
Hagten gegenüberfteht, dann der Denunziant vereidigt und auf feine eidlihe Aus- 
fage hin die thatjächliche Feftftellung vorgenommen wird. Es kann diefes Verfah— 
ren durch den Gedanken geftügt werden, daß bei der Verfolgung des Verbrechens 





1) Die Kriminal-Ordnung faßte allerdings den vom Zeugen zu Teiftenden Eid in eine alle 
—— Formel, naͤmlich in die: „daß Zeuge bon Allem, worüber cr befragt und vernommen 
orben‘, , 


Arqiv. 1856, IV. 32 
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der Denunziant allerdings umbetheiligt ſei; denn nicht er, fondern der Angeklagte 
hat das Verbrechen begangen; er ift unbetheiligt, foweit es fich um die Strafe han- 
delt, aber nicht, foweit: ed auf den verurfachten Schaden, auf die Reftitution des 
bejchädigten Gutes, auf die Befriedigung der Rache ankommt. Derartige Zeugen 
im Kriminalprozefie find von den „Zeugen in eigener Sache“ nicht weit entfernt — 
wenn eine Vermögensbefhädigung, die jegt zu einem Kriminalverfahren führt, auf 
dem Wege des Civilprogefied zum Austrage gebracht wäre, jo würde aus derſelben 
Beranlafjung der jegige Denunziant Partei Fin. und müßte feine Behauptungen 
in anderer Weiſe erhärten, als durch die eivliche Bekräftigung feiner eigenen Des 
hauptungen — aber man fann wenigftend noch das Unbetheiligtfein eines ſolchen 
Zeugen denken, feine Ausfagen beziehen fi auf den Angeklagten, nicht auf fich 
jelbft. Wenn man aber den Zeugen veranlaßt, tiber feine — Verhaͤltniſſe 
namentlich auch darüber Auskunft zu geben, ob er ſich im Vollbeſitze der bürger— 
lichen Ehrenrechte befindet, ift der Zeuge dann auch noch bei diefer feinen Dritten, 
fondern nur ihn felbft angehenden Antwort unbetheiligter Dritter, oder ift er nicht 
vielmehr durchaus erfte Perſon? Wie fann ich mich jelbft als dritte erg benfen, 
wie über meine eigene Perfönlichkeit zeugen? Ich müßte denn mich felbft in zwei 
Perſonen zerlegen, von denen die eine über die andere ein Beuanip ablegt. Ich 
glaube ei nicht, daß derartige Abjtraftionen auf Beifall in der Rechtspflege rech— 
nen dürfen. 

68 kann leicht vorfommen, daß einzelne der perfönlichen Verhältniffe des 
Zeugen eine Aufklärung erfordern, eine Unterfuhung Seitend des Richters noth— 
wendig machen. Bei einer derartigen Unterfuchung aber hört die Perfon des Zeus 
gen auf, Beweismittel zu fein, fie wird durchaus Objekt der Unterfuchung, fie bildet 
durchaus ein Analogon zu der Perſon des Angeklagten. Daraus folgt denn, Daß, 
wenn über die Perfönlichfeit Des Zeugen irgend ein Zweifel entfteht, die Befeitigung 
Diefes Zweifeld den Gegenftand einer befonderen Unterfuchung ausmacht, für welche 
von dem Richter alle * geſetzlich zuſtehenden Beweismittel anzuwenden ſind. — 
Man wird vielleicht behaupten, dieſe Unterſuchung müſſe jedenfalls möglichſt kurz 
ſein, und das kürzeſte Mittel, den entſtandenen Zweifel zu beſeitigen, Bi der Eid 
derjenigen Perſon, die ald Zeuge benugt werden ſoll. Für diefe Incidentſache wäre 
alfo der Eid das Beweismittel, nicht das Zeugniß, und ich behaupte, daß der Eid 
nach unferen heutigen Prozeßgrundſätzen gar nicht in diefer Weife gebraucht werden 
fann. Wenn Jemand eine ——— aufſtellt, ſo kann er ſich zum Erweiſe der— 
ſelben des Eides nur dann bedienen, wenn er nicht ſelbſt ſchwört, ſondern dem 
Gegner den Schwur zuſchiebt. Dieſe Form des Eides iſt gar nicht denkbar, denn 
wem ſollte wohl in dieſem Falle der Eid zugeſchoben werden. Wir können auch 
nicht an den vom Richter auferlegten Eid denfen, denn diefer dient nur dazu, den 
theilweife bereitö geführten Beweis zu ergänzen, und in bem vorliegenden Falle ift 
zu der Zeit, wo ber Zeuge über ein perjönliches Verhältniß ſchwört, noch gar nichts 
erwiefen; es kann alfo auch nichts ergänzt werden. Der arg ch des Kano⸗ 
niſchen Rechtes (purgatio canonica) iſt ſchon zur Zeit des Inquiſitionsprozeſſes 
außer Gebrauch gekommen, und würde ſich mit unſerer jetzigen Beweistheorie. 
Ichlechterdings nicht vereinigen laffen. 

Wenn in a eines Zeugen die Frage zur Unterfuchung fommt, ob der— 
jelbe im Vollbeſitze der bürgerlichen Chrenrechte fei, und diefe nämliche Perfon Hinz 
tritt und die eigene Integrität durch ihren eigenen Eid verfichert, fo ift das ein 
Verfahren, welches zwar dem Wltgermanifchen, auf dem Gedanken des Beweis- 
rechtes beruhenden Beweisverfahren vollfommen entjpricht, unferem heutigen Pro— 
zeffe aber durchaus fremd ift; denn es ift an fich vollfommen gleih, ob die In— 
tegrität des Zeugen oder die des Angeklagten in Frage gezogen wird, und eben fo 
wenig ald man geneigt fein würde, den gegen den Angeklagten erhobenen Zweifel 
durch den Eid deſſelben befeitigen zu laffen, eben fo wenig darf man diefes in Be- 
tyeff Des Zeugen thun. Der Unterfchied, welcher zwifchen dem Angeklagten und 
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dem Zeugen vorhanden ift, der nämlich, daß erfterer eine Strafe zu fürchten hat, 
legterer vagegen nicht, diefer Unterfchied Tann auf die Zuläffi feit des Eides in 
dieſem alle keinen Einfluß haben; «6 verträgt fih nämlich nicht mit unferer Be» 
mweistheorie, daß Jemand eine yon ihm ſelbſt aufgeftellte Behauptung durch feiner 
eigenen Eid beweiſt. 

Man wird fragen: Wenn der Eid in diefem Falle ein unzuläffiges Beweis⸗ 
mittel fein follte, in welcher Weife ift denn der Umftand, ob Zeuge im Befige der 
bürgerlichen Ehrenrechte fich befindet, feſtzuſtellen? Ich würde auf diefen Einwand 
antworten: durch diefelben Beweismittel, durch welche fpäter in dem Meineidspro- 
zeffe feftgeftellt wird, daß ber Angeflagte in der Unterfuchungsfadye wider N. be- 
hauptet habe, im Bollbefige der bürgerlidhen Ehrenrechte zu fein, während dies in 
der That nicht der Fall war, alfo namentlich durch die Unterfuchungsatten, welche 
das ven Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte ausfprechende Erfenntniß enthalten. 
Soliten diefe Alten nur dann herbeizufchaffen fein, wenn es fich darum handelt, 
Jemanden des Meineides zu überführen, und follten fie verborgen fein zu einer 
Zeit, in der man dem Meineide eines Zeugen noch fo leicht vorbeugen kann? 

Wenn aber auch wirffich der Eid in diefem Falle ein umentbehrliches Be— 
mweismittel fein follte, jo ift der demfelben entfprechende Meineid noch immer fein 
firafbarer und am wenigften läßt fich behaupten, daß derfelbe unter $. 126. zu ſub⸗ 
fumiren fein wuͤrde 

Das Refultat diefer Unterfuchung ift fein anderes ald das: Wir Haben - 
jegt Fein Strafgefeß, nad welchem derjenige beftraft werden fönnte, welder als 
Zeuge eine ber —— oder die neben die Generalfragen geftellte Frage nach 
dem Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte falſch beantwortet, und diefe —2* 
Angaben eidlich bekraͤftigt. 

Zum Schluſſe mag noch die Frage erörtert werben, ob hier eine Lücke ber 
Geſetzgebung vorhanden ift, und wenn es der Fall, in welcher Weife diefelbe zu 
ergänzen jein würde. Vielleicht find folgende Gefictöpunfte dafür nicht unbrauch- 

bar. Derjenige, welchem die bürgerlichen Ehrenredyte aberfannt find, verliert damit 
das Recht, als Zeuge eiblich vernommen zu werden. (St. ©. 8, $. 13. Nr. 4). 
Wenn derfelbe nichtspeftoweniger als Zeuge fich eidlich vernehmen läßt, fo maaßt 
er ſich dadurch ein Recht an, welches ihm nicht zufteht, und die Strafbarfeit einer 
kan Handlung wird man nicht in Abrede ftellen fönnen. Die Natur diefexr 
tafbaren Handlung wird aber faum anders zu beurtheilen fein, al® in dem Balle, 
wenn ih Jemand Würden, Titel, Orden, Ehrenzeichen oder ein Adelsprädifat an= 
maaßt, welches ihm nicht zufteht, und es wird im leßteren Balle gleichgültig fein, 
ob er niemals einen Anfpruch auf derartige Rechte hatte, oder ob ihm das begüglihe 
Recht durch ein infamirendes Strafurthei entzogen wurde. Damit ift denn dere 
jenige Paragraph des Strafgefegbuches gefunden, nach deſſen Analogie auch der— 
jenige zu beurtheilen fein würde, welcher fich als Zeuge eidlich vernehmen läßt, 
obwohl ihm das Recht hierzu durch Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte ent= 
zogen iſt. Dies ift Strafgefegbuch $. 105. Cine fehr viel mildere Strafe als die 
durch die Praris jegt eingeführte würde ſich aus diefer Analogie allerdings ergeben, 
den Anforderungen der Gercchtigfeit damit aber faum zu nahe getreten werden. Ee 
handelt ſich hier ja nur um die Beſtrafung der Rechtöverlegung, welche darin be= 
fteht, daß Jemand die Zeugenberechtigung widerrechtlich für ee beansprucht, da⸗ 
bei kann diefer unberechtigte Zeuge noch immer ein richtiged Zeugniß ablegen. 
Sollte aber der unberechtigte Zeuge außerdem noch ein faliches Zeugniß ablegen, 
fo würde ein Fall wahrer Berbrechensfonkurrenz vorliegen; es würde nämlich zus 
nächft die Anmaaßung eines Rechtes, welches der betreffenden Perfon nicht zuftand, 
und fodann das falſche Zeugnig felbft zu beftrafen fein, 

Sollte die eben ausgefprochene Anficht nicht geeignet fein, Zuftimmung zur 
finden, follte man vielmehr der hier angegriffenen Preugifchen Praris in allen 
Stüden beiftimmen und einen firafbaren Meineid bei falſcher Beantwortung ber 
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Generalftagen annehmen, follte man der Praris aud darin beiflimmen, daß die 
Frage: „ift Zeuge im VBollbefige der bürgerlichen Ehrenrechte”, mit zu den Generals 
fragen gehört, fo würde doch eine gelindere Strafe als die durch $. 126. beftimmte 
zu empfehlen fein. Ich bin wohl der Heberzeugung, daß bei der Bernehmung und 
der Vereidigung der Zeugen alle diejenige Sorgfalt beobachtet werden mag, welche 
zu beobachten den richterlichen Beamten möglich ift; ich bezweifle aber, daß diefe 
mögliche Sorgfalt eine für die Individualität der großen Mehrzahl von Zeugen 
entjprechend genügende ift, glaube vielmehr, daß in jehr vielen Fällen, in denen 
Meineidsllagen erhoben werben, der Grund der Anklage darin zu finden ift, daß 
der Zeuge nicht den Richter und der Richter den Zeugen nicht vollfommen verftan- 
den hat. Häufig bietet bei dergleichen Prozefien der $. 132, das Zurüdgehen auf 
den fulpofen Meineid, ein erwünfchtes Ausfunftsmittel. Wenn aber eine falſche 
Beantwortung der Generalfragen die Beranlaffung zum Meineidsprozeffe war, dürfte 
diefes Auskunftsmittel kaum anzuwenden fein, da man nicht ohne Grund einwenden 
würde, der Zeuge fei ja furz vor feiner Bernehmung von dem Richter darauf auf- 
merkſam gemacht, daß fich der von ihm zu leiftenve Seugeneid auch auf die General⸗ 
fragen beziehe. Wie wenig aber diefe Ermahnung geeignet ift, dem Zeugen ver- 
ftändlich zu machen, auf was «8 hier anfomme, dafür will ich nur ein Beifpiel 
anführen, welches mir felbft in der Praris begegnete. In der Unterfuchungsfache 
egen die Frau M. waren unter Anderen auch der Ehemann und die Tochter der 
ngeflagten als Seugen vorgeladen, die, dem Handwerferftande ungehörend, noch 
lange nicht zu der Klafje der ungebildetften Zeugen gezählt werden fonnten. Die 
üblihe Ermahnung in Betreff der Generalfragen war eben ausgefprochen, und der 
Vorfigende fuhr darauf fort: „Ich frage alſo demnach die Zeugen, ob einer der- 
felben mit der Angeklagten verwandt oder verfchwägert ift?“ Unifono antworteten 
alle Zeugen mit „nein“, auch der Vater und die Tochter; fo daß es erft des Da— 
—— auf des Vertheidigers bedurfte, um auf das vorhandene VBerwandtichafts- 
verhältnig aufmerfjam zu machen. Hatten in diefem Falle die beiden Zeugen den 
Vorfigenden nicht verftanden, oder was mochte fonft der Grund zu dieſer verfehrten 
Antwort fein? — Die Abficht einen Meineid leiften zu wollen, wurde durch alle 
begleitenden Umftände vollftändig ausgejchloflen. 


Ueber 


einige Mängel der Srageftellungen an die 
Gefchworenen 


und ver Verdikte der Tepteren. 


Mi fmüpfen bie Erörterung über einige Mängel und die theilmeife Unzuverläffig- 
feit des in der Frageftellung und dem Berdifte liegenden Mediums der Rechts— 
findung im Schwurgerichtöprogeffe in einer beftimmten Richtung an die in mehreren 
Fällen zur Entfheidung gefommene Frage: welcher Grundfag zu gelten habe, wenn 
die Gefchworenen zwar die in der Frage enthaltenen fpeziellen Thatfachen, die dem 
Angeklagten ſchuld gegeben werden, ausbrüdlich verneinen, ihn aber dennoch 
= EIERN erbrechens ſchuldig erflären? Einige Beifpiele mögen dies 
erläutern: 

Die Frage lautete: . 

Schulig, durch Geſchenke oder Verſprechen den R. zur Begehung 

Bob im der 16ten Frage gedachten Diebftahls angereizt oder verleitet zu 

aben? 
Die Gefhworenen antworteten: 

Ja, er ift fchuldig, zur Begehung des Diebftahls u. f. w. angereizt oder 

verleitet zu haben, jedoch ohne Geſchenke oder Verſprechen. 
Der Gerichtshof fprach hierauf frei. Der von dem öffentlichen Minifterium eins 
gelegte Kaffationsrefurd wurde durch das Urtel des früheren Rheinischen Reviftons- 
und Kaffationshofes vom 5. Dftober verworfen: in Erwägung, Daß der $. 34. 
Nr. 1. zum Begriffe der ftrafbaren Anreizung oder Berleitung zu einem Verbrechen 
oder Vergehen erfordert, daß diefelbe durch Äraf bare Mittel bewirkt ſei; daß er ' 
zwar neben den ausdrüdlich aufgezählten Mitteln auch noch andere Mittel zur Be- 
gründung der —— daß jedoch jedenfalls vie Feſtſtellung eines 
beftimmten Mitteld zur Begründung des Thatbeftandes gehört; Daß mithin bie 
von den Gefchworenen gegebene Antivort, da diefelbe unter — des behaup⸗ 
teten Mittels der Schenkungen oder Verſprechungen nur die Verleitung bejaht, die 
Anwendung des Strafgefeßes nicht rechtfertigen fonnte'). 

Hier war alfo der Fall der, daß, nad der vom höchften Gerichtshofe 
angenommenen —— des Geſetzes, daſſelbe ausdrücklich die Feſtſtellung der 
ſpeziellen Handlung des Angeklagten, nämlich des von ihm zur Verleitung ange 
wendeten jtrafbaren Mitteld, fordert, daß mithin die Verneinung dieſes in ber 
Frage angegebenen Mittel8 und die Bejahung der Verleitung felbft einen Wider- 
ſpruch enthielt. Es fehlte fonach an einem ausreichenden Thatbeftande. 


1) Arhivd Band I. ©. 73, 
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In einem anderen Falle lautete die Frage fo: 
Schuldig, am — dem P. in den Handlungen, welche die in der Frage 
edachte That vefielben vorbereitet oder vollendet haben, durch Wache— 
galten wiffentlich Hülfe geleiftet zu haben? 
Die Gefhworenen antworteten: 
30, er h ſchuldig, aber es ift nicht erwiefen, daß er Wade ge— 
halten bat. 
Der Schwurgerichtöhof verurtheilte aus $. 34. Nr. 2. des Strafgeſetzbuches. Die 
dagegen eingelegte Nichtigkeitsbeihwerde des Angeklagten wurde durch Urtel des 
Dber-Tribunald® vom 1. Auguft 1855 wider Shif ad zurüdgewiefen, weil ber 
Thatbeftand der Beihülfe in dem Ausfpruche der Geſchworenen, obſchon fie eine 
Beihülfe durch Wachehalten verneint hätten, zu finden fei, da fie zugleich 
erflärt hätten, daß der Angeklagte dem PB. in den Handlungen, welche die That 
vorbereitet oder vollendet haben, wiſſentlich Hülfe geleiftet habe, und die Ges 
fhworenen hierbei aus ven Grenzen der ihnen geftellten Frage nicht heraus— 
getreten feien. 

In diefem Falle war alfo, wie der Wortlaut des $. 34. Nr. 2. am Schluſſe 
ergiebt, und wie bier der höchite Gerichtähof beftätigte, die Angabe, alfo Feſt— 
ftellung des Mitteld der Hülfsleiftung zur Feftftellung des Thatbeftandes nicht 
erforderlich. Die Gefchworenen durften aljo das in der Frage angegebene Mittel vers 
neinen und dennoch bie —— ausdruͤcklich bejahen. 

Der nachfolgende Fall nun hat zu einer umſtändlichen Erörterung des, wie 
ſich weiter unten ergeben wird, ſehr erheblihen Prinzips geführt. 

Die Angeklagte fand unter der Anklage des Kindesmordes vor den Ge— 
ſchworenen. Der Staatsanwalt —— außer der Frage des vorſatzlichen 
Kindesmordes die Stellung einer eventuellen Frage wegen aprläffiger Tödgung 


dahin: 
Iſt die Angeklagte jchuldig, am — zu ©. den Tod ihres unehelichen 

R gr in oder gleich nach der Geburt durch Fahrläffigfeit herbeigeführt 
zu haben? 

Der Bertheidiger forderte eine nähere thatfächliche Prägifirung diefer eventuellen 
Frage. Der eaatsanwalt hielt Died nicht für notlwendig. In feinem Vortrage 
aber, welcher der demnächftigen Brageftellung und der Disfuffion über biefelbe 
vorherging, ‚hatte er zur Begründung feines Antrages auf die Strafe der fahrläfftgen 
anche angeführt, daß nad dem Reſultate der ftattgefundenen Beweisaufnahme 
feftftehe: 
1) daß die Angeklagte ihre Schwangerfchaft und Nieverfunft verheimlicht ; 

2) daß fie Die Thür ihrer Kammer zugefmebelt, und fich dadurch in eine 

hülflofe Geburt verjegt habe; 

3) daß fie bei der Geburt im ftehender Stellung verblieben und dadurch Den 
Tod des Kindes auf den Fußboden gerbeigerährt babe; 

4) daß fie das Kind mit einem Tuche umhüllt, und dadurch das Athmen 
deſſelben erfchwert oder verhindert habe; ‘ 

5) daß fie dem Kinde die Bettwärme entzogen, indem fie es in einen Falten 
Koffer gelegt, und daß fie dafjelbe in dem Koffer habe liegen lafien, ohne 
fi weiter darum zu befünmern. 

Dur das Zufammentreffen aller diefer Umftände fei der Tod des Kindes fahr- 
läffigerweije bewirkt worben. 

Der Gerichtshof bejchloß, daß die eventuelle Frage dahin zu faſſen fei: 
Schuldig, am — im Haufe des N. zu — dadurch, daß fie ihre Ent- 
bindung ftehend abwartete, daß fie nach der Geburt das Kind mit einem 
Tuche umwidelte, und daß fie dafielbe in den in ihrer Schlaflammer 
ftehenden Koffer legte und es daſelbſt liegen ließ, den Tod ihres unche- 
lihen Kindes durch Fahrläfjigfeit herbeigeführt zu haben ? 
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Die Geſchworenen verneinten die Prinzipalfrage wegen des vorfäglichen Kindes- 
mordes, und beantworteten ſodann diefe jo. eben gedachte eventuelle Frage dahin: 
Ja, Die Angeklagte ift fchuldig (mit mehr als 7 Stimmen) am — in dem 
Haufe Des Hr zu — den Tod ihres Kindes durch Fahrläffigfeit herbei— 
geräbnt zu haben; aber es ift nicht erwieſen, 
1) daß dies Dadurch geichehen, daß fie ihre Entbindung ftehend abwartete, 
2) daß dies dadurch gefcheben, daß fie nach Der Geburt das Kind mit einem 
Tutthe unmvidelte, und daß fie daffelbe in den in ihrer Schlaffammer 
ftehenden Koffer legte und es dafelbft liegen lief. 
. Der Staatsanwalt hielt diefen Ausjpruch der eventuellen Frage nicht ganz ent- 
a: glaubte aber, daß dennoch in Folge veffelben eine Verurtheilung erfols 
en müſſe 
’ Der Gerichtshof beſchloß: 
daß der Ausſpruch als der geftellten Frage nicht entfprechend zu betrachten 
und deshalb von den Geſchworenen zu verbefiern fei. 
Die Geſchworenen zogen ſich hierauf zu erneuter Berathung zurüd und antworteten 
ſodann auf die eventuelle Frage: 
die Angeklagte ,ift nicht ſchuldig! 
Der Schwurgerichtshof fprach hierauf die Angeflagte auch von der Anſchuldigung 
der fahrläffigen Tödtung ihres Kindes frei. 

In den Motiven des Urtels heißt es: die Gefchworenen hätten zwar in 
ihrer erften Antwort auf die eventuelle Frage erflärt, daß die Angeflagte ſchuldig 
ſei, den Tod ihres Kindes durch ————— herbeigeführt zu haben. Sie hätten 
aber auch gleichzeitig erklärt, ed ſei micht erwiefen, Daß Dies durch einen der 
in ber frage bezeichneten Umftände — einzeln oder zufammen — gefchehen fei. 
Auf Diefen Ausfpruch habe aber eine Verurtheilung nicht gegründet werden fönnen; 
denn ed müfle bei einer Anklage wegen Tödtung durch Fahrläffigfeit feſtgeſtellt 
werben, welche Thatumftände die Fahrläffigkeit fonftituirten, welche Handlungen 
oder LUnterlafjungen der Angeklagten aljo den Tod herbeigeführt haben follten; 
indem fo erft wirkliche Thatjachen feftgeftellt werden fönnten, von denen die Tödtung 
durch Fahrlaͤſſigkeit ſtets erft die Folge fei. 

Die Nichtigfeitsbefhwerde des Staatsanwalt gegen dieſe Freiſprechung 
rügt zuvörberft, daß der Gerichtöhof Die Geſchworenen nad) der erften Beantwortung 
der eventuellen Frage überhaupt und mit der Auflage: Die Frage ganz zu bejahen 
oder ganz zu verneinen, zurüdgefchidt, und nicht die Angeflagte auf Grund des 
erften Ausfpruches der Gefchworenen verurtheilt habe. Denn nah Art. 80. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852 feien die Gefchworenen befugt, eine Frage t eilweife 
u bejahen, oder theilweife zu verneinen. Die Forderung des Gerichten. die 
—* ganz zu bejahen oder ganz zu verneinen, verletze alſo das gedachte Geſetz 
Die von den Geſchworenen erfolgte theilweiſe Bejahimg der Frage Habe dabei 
wörtlich alle wejentlichen Merkmale der der Angeflagten zur Laft gelegten und nach 
$. 184. des Strafgefegbuches ftrafbaren That enthalten. — Nah Art. 97. jene® 
Geſetzes follten die Geſchworenen nur zuruͤckgeſchikt werben, wenn ihr Ausſpruch 
nicht regelmäßig in der Form, ober in der Sadıe undeutlich, unvollftändig oder 
fih wiverfprechend jei. Keiner diefer Mängel könne in ver erften Antwort der 
Geihworenen gefunden werben, da alle weſentliche Merkmale des Bergehens nach 
8. 184. wörtlich darin enthalten ſeien, diefem bejahten Thatbeftande gegenüber, 
welcher jeinem Weſen nach in der Herbeiführung des Todes eines Menfchen durch 
Fahrläffigfeit beftehe, auf die einzelnen Handlungen, welche den Tod veran- 
laßt, als unweſentliche und überflüffige Spezialitäten, Nichts ankommen fönne, 
und deshalb Durch die Verneinung der —— beigefügten Thatumſtaͤnde 
der volllommen bejahte Thatbeſtand nicht wieder habe beeinträchtigt werden können. 

Das Ober: Tribunal hat am 5. März 1856 in Sachen wider die ımver: 
ehelichte Riftow (Nr. 4. 1.) erfannt, daß das freifprechende Erkenntniß bes 
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Schwurgerichtshofes zu vernichten und die Angeflagte wegen fahrläffiger Töbtung 
eines Menfchen zu einer Gefängnißrafe.von einem Jahre zu verurtheilen, und awar:" 

in Erwägung, daß die den Gefchworenen geftellte eventuelle Frage dahin 
lautete (wie oben); die hierauf ertheilte Cerfte) Antwort der Gefchworenen da: 
hin ging: (wie oben); 

daß durch diefen Ausſpruch der Gefchworenen zwar die thatjächlichen Mo- 
mente, wodurch nach Inhalt der Frage die fahrläfftge Tödtung des Kindes begründet 
werben follte, verneint find; daß auf der anderen Seite aber im® jenem Aus— 
fpruche die beftimmte Antwort enthalten ift, daß die Angeklagte ſchuldig fei, den 
Tod ihres Kindes durch Fahrläffigkeit herbeigeführt zu haben; 

daß die Gefchworenen nach Art. 95. des Gefeges vom 3. Mai 1852 bie 
ihnen vorgelegten Fragen unter genauer Prüfung aller Beweife für die Anklage 
und Vertheidigung nach ihrer freien, aus dem Inbegriffe der vor ihnen erfolgten 
Verhandlung gefhöpften gewilienhaften Ueberzeugung zu beantworten haben; - 

daß hieraus folgt, daß, wenn in der ihnen vorgelegten Frage die Verübung 

des Verbrechens oder Vergehens auf einzelne fpeziell hervorgehobene thatfächliche 
Momente zurüdgeführt ift, fie bei der Abgabe ihres Verdikts an diefe einzelnen 
Momente nicht gebunden find, ihnen vielmehr zufteht, unter Berneinung diefer Ele 
mente der Frage denjenigen Theil derfelben zu bejahen, in welchem die 
wejentlihen Merkmale des dem Angeflagten zur Laft gelegten Verbrechens ober 
Vergehens enthalten find, in fofern ihnen für diefe Bejahung durch die Verhand— 
lungen anderweite —— dargeboten werden; 

daß im vorliegenden Falle in der Erklärung der Gefchworenen, welche das 
rg gegen die Angeklagte ausfpricht, den Tod ihres Kindes durch Fahrläffig- 
feit herbeigeführt zu haben, die zum Begriffe der fahrläffigen Tödtung im Sinne 
des $. 184. des Strafgeſetzbuches gehörigen Merkmale zu Anden find ; ‘ 

daß die Geſchworenen nach dem Vorftehenden, ohne aus dem Kreife ihrer 
Befugniffe herauszutreten, jenes Schuldig ausfprechen, und zugleich die in der 
Frage aufgenommenen konkreten Thatfachen, woraus Die fahrläffige Tödtung des 
Kindes hervorgehen follte, verneinen fonnten, da angenommen werben muß, daß 
fie ihre Ueberzeugung von der Schuld der Angeklagten aus anderweiten durch bie 
Verhandlung aufgededten Thatjachen gefchöpft haben; 

daß, da in dem Ausfpruche der Gefchworenen alle Borausfegungen 
zur Anwendung des $. 184. des Strafgefepbuches zu finden waren, der Schwur⸗ 
gerichtshof fih auch nicht entbinden konnte, auf den feitgeftellten Thatbeſtand die 
zutreffende Beftimmung diefes $. 184. anzınvenden ; 

daß der Schwurgerichtähof gleichwohl ftatt defien, und weil er die Antwort 
der Gefhworenen als der geftellten Frage nicht entfprechend angefehen, ven legteren 
eine Berbefferung ihrer Antwort aufgegeben hat, und daß in Gefolge diefer Auf: 
lage hiernächft ein Verdikt auf Nichtichuldig ergangen ift; ® 

daß jedoch der erfte Ausſpruch der Gefchworenen nad dem Aufgeführten 
weder unregelmäßig in der Korm, noch in der Sache undeutlich, unvollftändig oder 
fih widerſprechend gewefen ift; 

daß daher ‚fine der Vorausfegungen vorlag, unter welchen der Art. 97. 
des Gefehes vom 3. Mai 1852 den Gerichtshof ermächtigt, eine anderweite Er: 
Härung der Gefchworenen zu veranlaffen; 

daß demnach die zweite Antwort der Gefchworenen mit Unrecht hervor- 
gerufen wurde, und folcher deshalb als auf einer ungefeglichen Bafis beruhend, 
eine rechtliche Wirkung nicht beigelegt werden fonnte; 

daß mithin der Schwurgerichtöhof, wenn er defjenungeachtet auf Grund 
des zweiten Ausfpruches der Gefchiworenen die Angeklagte von der Anklage der 
fahrläffigen Tödtung freifprah, den $. 184. des Strafgefegbudyes, fowie den 
Art. 97. des Gefehes vom 3. Mai 1852 verlegt hat; 

daß die Zuläffigfeit der PichtigfeitebeFchtoerde nach dem Schlußfage im 
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Art. 109. Alinea 2. des Geſehes vom 3. Mai 1852 feinen Anftänd leidet, da die 
auf ein Nichtſchuldig lautende zweite Antwort der Gefchworenen auf einer ungefeß- 
lichen Anordnung hinfichtlich der geftellten Frage beruht, und ale nicht gegeben zu 
betrachten ift ; daß demnach Das Erfenntnif des —— zu vernichten iftz 

daß Nichts im Wege fteht, hier in der Sache jelbft zu erkennen, da die 
in gefegliher Form abgegebene auch gehörig verkündete Antwort der Gefchworenen 
auf jene Brage die Grundlage der Entfcheidung darbietet, es daher einer nochma= 
ligen Berhandlung nicht bevarf ; j 

daß dieſe Antwort alle Vorausjegungen des im $. 184. vorgefehenen Ver- 
gehens enthält, diefer Paragraph daher gegen die Angeklagte zur Anwendung foms 
men muß u. f. w. 

So weit das Erfenntniß des Ober:Tribunale. 

Alſo auch hier lag, wie in dem zweiten oben angegebenen Falle, eine durch 
das Strafgefep felbft gebotene Nothwendigkeit nicht vor, fpeziell das Mittel ver 
Verübung des Verbrechens anzugeben, um den Gerichtshof beurtheilen zu lafien, 
ob dieſes Mittel ein ftrafbares fei, wie dies in dem erften Falle bei der Anftiftung 
angenommen war. War alfo aus diefem Grunde die Verneinung des in der Frage 
ausgebrüdten Mittels, der Art der Verübung des Verbrechens, durch die Gefchwo- 
renen, und der Mangel einer anderweiten Angabe von ihrer Seite, wie denn fonft 
das Verbrechen verübt fein follte, vom Standpunfte des materiellen Strafgefeßes 
gleichgültig, jo erhebt fih doch vom Standpunkte des Prozefgefeges aus Die tief 
in das Weſen des Schwurgerichtsprozeſſes eingreifende Frage: 

ob ver Gerichtöher nicht in dem Maaße befugt fei, den Thatbeftand in 
der Frage an die Geſchworenen zu fpezialifiren, daß die Verneinung diefer 
fpeziellen Thatfachen durch die Gefchworenen bei einer — erfol⸗ 
genden Schuldigerflärung einen Widerfpruch oder eine Ueberſchreitung der 
Befugniffe der Gefchworenen enthält? 

Wir geben vollfommen als richtig zu, daß nach dem Geifte unſeres befte- 
henden Rechtes, eben fo wie nach dem Rechte aller übrigen, dem Franzöfifchen Vers 
fahren nachgebilveten Deutfchen Prozeß» Orbnungen diefe Frage zu verneinen fein 
dürfte, daß alfo die Auffaffung des fo eben mitgetheilten Urteld des Ober⸗Tribunals 
de lege lata vollfommen gerechtfertigt fei. Allein wir behaupten, daß das Gefeg in 
dieſer Beziehung dem vorhanden Bedürfniffe nicht entfpricht, obwohl nicht zu leug- 
nen if, daß mit einer Aenderung defielben in dem angeveuteten Sinne der Macht- 
befugniß der Geſchworenen eine Schranke gezogen wird, welche der Auffaffurg, wie 
wir fie ziemlich allgemein über das Inftitut hören, zuwiderläuft. 

Die Hauptvorfehrift über das, was die Frage .an die Gefchworenen ent 
halten foll, ift im Art. 81. des Gefepes vom 3. Mai 1852 enthalten; fie jagt: 

| Die Fragen müffen bei Strafe der Nichtigkeit alle Thatfachen enthalten, 
welche die wefentlichen Merkmale der dem Angellagten zur Laft gelegten 
ftrafbaren Handlung bilden. } 

Demgemäß hält man es für genügend, wenn bie Fragen den Thatbeftand 
des bem Angeflagten zur Laft gelegten Verbrechens ofme alle weitere Spezialifirung, 
oder doch nur mit einer folchen, welche Zeit, Ort und Perſon angiebt, fich genau 
ber im Gefege angegebenen Definition anſchließen, vorausgefegt, daß dieſe nicht 
einen Rechtsbegtit enthält, der dann nach Art. 82. in die ihm zum Grunde liegen- 
ven thatfächtichen Merkmale aufgelöft werben- muß, weil eigentliche Rechtsbegriffe 
den Geſchworenen zur Beantwortung vorgelegt werden follen und fönnen. 

Es genügt alfo beifpieldweife, wenn nach $. 122. gefragt wird: 

ob der Angeklagte falfches Geld an fich gebracht und in Umlauf gefegt hat, 
oder nach gg, 125., 126.: 

ob der Angeflagte einen ihm Jugefchobenen Eid wiffentlich falſch — 

ren hat, oder ob er ein faljches Zeugniß wiſſentlich mit einem ide be⸗ 


kräftigt hat, 
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ober nach 8. 184: 
— — durch Fahrläffigkeit den Ton eines Menſchen herbei⸗ 
gerührt hat, 

ober nach $. 197.: 
ob der Angeklagte vorfäglich einem Anderen Gift beigebracht Hat, 

ober nach $. 247.: 
ob der Angeklagte die und die Schrift in gewinmfüchtiger Abficht verfälfcht 
und davon zum Zwecke der Täufchung Gebrauch gemacht hat, 

denn im diefer Art lauten die hier bezeichneten Geſetze, und es ift Daher nur nöthig, 
Zeit, Ort, Perſonen u. f. w. hinzuzufügen, um den Fall zu indivibualifiren. Eine 
weitere Ausdehnung auf die Art und Weife der Verübung der That, die Mittel 
u. f. w. ift hiernach nicht erforderlich. Es ift auch nicht zu leugnen, daß unjer 
Strafgeſetzbuch einer folchen Praris dadurch zu Hülfe fommt, daß es in der Regel 
den Thatbeftand überaus einfach, präzis und faßlich bezeichnet, ihn alfo von vorn 
herein zu einer fo einfachen Frageftellung an die Gefchworenen geeignet formulirt, 
ja daß man, wie aus der Reda —* des Strafgeſetzbuches nachweisbar 
iſt, in vielen Fällen unter mehreren Faſſungen, die ſich darboten, gerade die vor⸗ 
liegende aus dem Grunde gewählt hat, weil fie ſich arm geeignetſten zur Frageſtel⸗ 
fung an die Gefchworenen erwies. Weberbliden wir aljo die Praxis ber zahlreichen 
Preußiſchen Schwurgerichte, fo ergiebt fich als Regel der Frageftellung jene fo eben 
bezeichnete, mit dem allegirten Art. 81. an den Wortlaut des Strafgejeges fih an- 
fchließende, und das DOber-Tribunal hat diefe Prarid wenigftens dadurch als eine 
berechtigte und die Abficht des Geſetzes erflillende fanktionirt, daß es die wegen 
nicht ehe Spezialifirung des Sachverhältniſſes in der Frage erhobenen Nichtig- 
feitöbefchwerden in der Negel zurüdgewiefen hat. 

Allein es wird hierbei von vorm herein fchon überjehen, daß, auch abgefehen 
von eigentlichen Nechtsbegriffen in techniſchem Sinne, das Gejeg ſehr häufig auch 
in feiner einfachen Faſſung, oder vielmehr gerade vermöge derfelben, einer juridifchen 
Interpretation bedarf, weil in der That feine —— nach dem Geiſte des Geſetzes 
mehr bedeuten ſoll, als ſie nach ihrem einfachen Wortlaute beſagt. So iſt bei— 
ſpielsweiſe übereinftimmend anerkannt, und zum Theil vom Ober-Tribunal erkannt, 
daß jenes „an ſich bringen falfchen Geldes“ nah $. 122. zugleih das „an fich 
bringen zum Zwede der Wijederausgabe” umfaßt, alfo nur genügt, wenn zu⸗ 

(ei diefer Zweck dabei verftanden oder ſogar feftgeftellt wird, — daß nicht jede 

Fahrläffigfeit auf dem Gebiete unſeres Strafredhtes, fondern, obwohl das Straf— 

gefegbuch darüber fchweigt, ald Regel nur die culpa lata (das mäßige Verſehen) 

vertreten wird, daß dies insbeſondere aber bei den gewöhnlichen Füllen der Tödtung 
nach $. 184., alſo bei denen, wo nicht die diligentia eines befonderen Berufes, 

Amtes oder Gewerbes anzuwenden ift, eintritt, daß hiernach die einfache Frage 

nach der Fahrläffigfeit die Beurtheilung der Rechts frage, welcher Grab der culpa 

im vorliegenden Falle zu präftiren fei, lediglich in der Hand der Gefchworenen 

liegt; — daß zu dem Verbrechen der Vergiftung nach $. 197. die einfadhe vor- 

ätz liche Beibringung von Gift nicht genügt, jondern daß, um bie Fälle der er- 
aubten ohne bejhädigende Abficht erfolgten Beibringung von Gift zu fcheiden, hier, 
wo das Gejeg einen ſchaͤdlichen Erfolg zu feinem Thatbeftande gar nicht fordert, 
jenes „vorfäglich“ nothwendig nur mit dem Zufage „um die Gefundheit zu befchäs 
digen“ zu verftehen fei. Die Beifpiele diefer Art würden ſich noch fehr verpiel- 
fachen laffen. Da nun von den Geſchworenen nicht zu fordern ift, daß fie das 

Geſetz in feinem wahren Sinne jo verftehen fünnen, fo belehrt man fie bei der in 

der obigen Art einfachen Frageftellung nah dem Wortlaute des Geſetzes dahin, 

daß das Geſetz mit diefem einfachen Wortlaute den und den Sinn außerdem 
verbinde, und verläßt fih nun darauf, Daß fle dieſer Belehrung gefolgt fein werben. 

So liegen viele Bälle vor; Die Belehrung der Gejchworenen hat ftattgefun- 
den, und die Beſchwerden darüber, daß’ die Fragen nicht ausgebehnter geftellt wor« 
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ben, nd nach jenem Art. 81., zumal da die Belehrung ftattgefunden habe, zurüd- 
ewieſen. 

— Wie nun aber der Weg nicht zuverläffiger und dem Geiſte der Straf— 
rechtspflege entſprechender jein jollte, flatt_biefer in ihrem Refultate doch immer 
unficheren Belchrung lieber jofort in die Frage dasjenige mit aufzunehmen, was 
das Gejep trotz feines einfachen Wortlautes doch außerdem noch eigentlich will, 
das leuchtet uns nicht ein. R ’ 

Alſo ſchon in dem hier angedeuteten Sinne erweift fich die Regel des mehr- 
gedachten Art. 81. und die woher gegründete fonftante Praris der Schwurgerichte 
als unzureichend. 

Allein man überficht auch, daß diefer Art. 81. ja nicht beftimmt, daß bie 
Frage an die Gejchworenen nur die wefentlichen Merfmale der firafbaren Hand⸗ 
lung, fo wie das Geſetz dieſelben wörtlich bezeichnet, enthalten ſoll, fondern daß 
betjelbe überhaupt nur die mindeften Erforderniffe der Frageftellung ausprüdt, alfo 
nur jagt, daß der Anwendung des Geſetzes auf das DVerbift in der Regel nichts 
ent snenfeht, wenn dieſes jene weſentlichen Merkmale der ftrafbaren Handlung 
enthalt. 


Sonach ift es dem Ermeſſen des Richters überlaffen, die Frage auszubeh- 
nen, und den Thatbeftand darin zu fpezialifiren, wenn nur entweder hierin in einer 
Art Auflöfung jene Merkmale, oder aber, wenn bdiefelben außerdem, und zwar 
nur als eine Konklufion aus dem angegebenen Thatbeftande, vorhanden find. 

Es fragt fih nur, ob Gründe vorhanden find, diefer Berechtigung des 
Richters eine Verpflichtung der Gefchworenen, an dem fo fpezialifirten Thatbe tanbe 
— —— und daraus allein ihre Folgerungen zu ziehen, gegenüber— 
auftelfen 

Der Grundſatz des Progeffes mit öffentlichem und muͤndlichem Verfahren 
vor dem erfennenden Richter: 

daß dieſer letztere bei Füllung feines Urtheils daſſelbe auf feiner freien 
aus dem Inbegriff der vor ihm gepflogenen Verhandlungen gefchöpften 
: ‚, Meberzeugung gründen foll ($. 22. der Verordnung vom 3. Januar 1849), 
ift gleichmäßig auch auf die Geſchworenen natürlich anzuwenden, und im Weſent⸗ 
lien auch in ver ihnen fpegiell im Art. 95. des Gefebes vom 3. Mai 1852 er- 
theilten Inftruftion wiederholt. ; 
Allein ihr Urtheil, jo wie Das des Richters in allen den Fällen, wo auch 
biefer Thatrichter ift, wird begrenzt: 
D —— u. e, — 
ur Inhalt der vor ihnen gepflogenen Verhandlung. 

Die Geſchworenen dürfen unbedenklich N lie ihrem Verdikt eine andere 
Bonblung, ald Die in der Anklage zum Gegenftand der Verfolgung gemachte, 
nicht zum Grunde legen, und fie dürfen ferner ihre Ueberzeugung aus anderen Be— 
weifen nicht fehöpfen, als welche die vor ihnen gepflogene Berhandlung ihnen vor 
bie Augen führt. 

Die Geſchworenen dürfen alfo auf die Anklage: 

daß der Angeklagte dem B. am 15. September 1855 zu E. eine goldene 
Uhr in der Abſicht rechtswidriger Zueignung fortgenommen habe, 
—— — die dem entſprechend ihnen vorgelegte Frage, unbedenklich nicht ant— 
ja, ver Angeklagte ift ſchuldig, aber es ift nicht erwiefen, daß der Dieb- 
ſtaͤhl m . er goldenen Uhr, und daß er am 15. September 1855 zu C. 
verübt fei. 
Denn hier würde es far fein, daß fie zwar ingend einen von dem An eflagten 
nn ®. perübten Diebftahl, aber nicht den in der Anklage verfolgten, aljo über- 
aupt eine ganz andere That zum Gegenftande ihres Verdilts gemacht haben. Go 
weit darf auch der Richter nicht gehen. Er darf ſowohl ſelbſt Modifilationen der 
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zur Anklage geftellten ftrafbaren Handlung, alfo durch die Hauptverhandlung ver⸗ 
anderte thatfüchliche Geftaltungen derfelben, fogar dann, wenn fie zu einem ganz 
veränderten rechtlichen Thatbeftande führen, feinem Strafurtheil zum Grunde legen 
(Art. 30.), als auch in gleichem Maaße in Schwurgerichtsfachen den Gefchworenen 
folche veränderten thatfächlichen Geftaltungen in der an dieſelben zu richtenden 
Frage vorlegen (Art. 86.); allein in beiven Fällen bleibt es immer biefelbe zur 
Anklage geftellte Hauptthat, welche die Grundlage bilden muß; eine völlig andere 
That e[oR fann nur Gegenftand einer ganz neuen Anklage fein. Diefe aus dem 
Wefen des Prozeſſes, indbefondere des Anklageprozeſſes hervorgehende Regel gilt 
mithin felbftverftändlich auch für die Gefchworenen. 

Aber auch Die Grenzen der vor ihnen gepflogenen Verhandlung bilden zu= 

feich die Grenzen für die Quelle ihrer Ueberzeugung. Die Regel, daß der Richter 
— Urtheil nicht Beweiſe zum Grunde legen darf, welche in dem vorliegenden 
Prozeſſe nicht erhoben find, vielmehr in anderen Prozeſſen erhoben fein mögen, daß 
er ferner nicht feine Privatfenntniß von Dingen oder Perſonen ald Beweismittel gelten 
laffen darf, ift durch den neueren Prozeß mit öffentlichem und mindlichem Berfah- 
ren nicht aufgehoben. In beiden Beziehungen find die Grenzen vorgezeichnet. Ein 
anderweit erhobener Beweis muß in dem vorliegenden Prozeffe nach den dafür ge= 
gebenen Regeln wiederholt werden; ift dies nicht gefchehen, fo ift der Angeflagte 
ungehört verurtheilt. Die Privatfenntniß des Richters ferner würde eben fo zu 
beurtheilen fein. Er darf notorifche Thatfachen ohne Weiteres für bemiefen 
achten; aber die Notorietät ift eben der durch die Kenntniß Aller gewährleiftete, über 
allen Zweifel erhabene Beweis, der deshalb auch von dem Angeflagten anzuerkennen 
if. Dadurch unterfcheidet fie fih von der Privatfenntniß des Richters. Dies 
Alles muß auch für die Gefchworenen gelten. Denn foldhe Regeln, wie die fo eben 
angeführten, liegen fo jehr in der Natur der Sache, ihre Berleugnung würde fo 
fehr jede Rechtsficherheit gefährden, daß es unmöglich ift, die Gefchworenen davon 
—* zu denken; die len im Art. 95. erteilte gefegliche Inftruftion beſtä— 
tigt dies. : 
i Die Haupiſchwierigkeit beſteht indeß darin, daß es nach der jetzigen Lage 
unſerer geſetzlichen Vorſchriften fein zuläffiges Mittel giebt, fie zur Beſchraͤnkung 
der Quelle ihrer Meberzeugung lediglich I die formell nach den gejeglichen Regeln 
vor ihmen erhobenen Beweife zu nöthigen. Für den Thatrichter, der nicht zugleich 
Gefchworener ift, liegt die Kontrolle in den von ihm in feinen Urtelögründen genau 
anzugebenden Beweifen, aus denen er feine Ueberzeugung gefchöpft hat; für die Ge— 
fehmworenen, die ihr Verdikt nicht zu motiviren haben, dient nur die Inftruftion im 
Allgemeinen, die Anweifung des Richters, und endlich ihr Gewiffen zur Richtfchnur, 
einer Kontrolle können fie hierbei an und für fich nicht untreworfen werden. Das 
gegen würde es fi, wie gedacht, fragen, ob der Richter nicht für befugt zu achten 
wäre, eine Schranfe für ihre Beurtheilung zu ziehen, und zwar dadurch, daß er bes 
ftimmte Thatfachen hervorhebt, aus denen allein die Schuld des Angeklagten zu 
folgern wäre. 

Wir haben fo eben die Beweisfrage im engeren Sinne als eine foldhe be— 
zeichnet, deren Regeln im Prinzip in dem angedeuteten Sinne gleichfalls für vie 
Geſchworenen gelten müffen. In dieſer Hinficht ift allerdings eine Formulirung 
der Frage dahin, daß die Gefchworenen nur aus dem wirflih vor ihnen verhan- 
delten und in der Frage auszudrüdenden Beweiſe zu jchöpfen hätten, unmöglich, 
weil ja die Frage niemals die Beweiſe felbft, fondern nur die präfumtiven, nun— 
mehr feftzuftellenden Rejultate derfelben enthalten kann. Wenn beifpielsweife der 
verhandelte Beweis lediglich darin beftanden hat: 

a) daß der — am Orte des Diebſtahls und zur Zeit deſſelben geſehen 
worden iſt, 
b) daß er hinterher im Beſitze der geſtohlenen Uhr geweſen iſt, 
fo kann man zu dem angeveuteten Zwecke die Frage nicht etwa dahin formuliren: 
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Iſt der Angeklagte 
a) zur Zeit des Diebftahls am Orte deffelben geweſen, und . 
b) nachher im Befige der dem B. entwendeten Uhr geweſen 

und deshalb jehuldig, am — dem B. eine goldene Uhr in der Abficht 

rechtswidriger Zueignung weggenommen zu haben? 

Dies würde ſchon aus dem Grunde durchaus unzuläffig fein, weil die Ge- 
fchworenen, wenn fie auch, wie gedacht, auf den wirklich verbandelten Beweis be- 
fchränft fein mögen, doch andere wirklih verbandelte Momente als Beweife an- 
nehmen dürfen, obwohl der Richter felbft fie nicht dafür erachtet, und fie aus die— 
jem Grunde in jener Form den Gefchworenen gar nicht zur Beurtheilung vorlegt. 
Es liegt dies zum Theil in dem gänzlihen Mangel irgend eines negativen Beweis- 
rechtes, wie der Englifhe Schwurgerichtsprogeß ein ſolches mit fo großem Erfolge 
fennt. Dort verbietet das Gefeg dem Nichter, wie dem Geſchworenen, feine Heber- 

Hzeugung aus gewiffen Beweismitteln, die die law of evidence, das dortige Beweis— 
recht, ald rechtlich zuläffige Beweismittel verwirft, zu fchöpfen. Der vorfigende 
Richter warnt daher die Geſchworenen nachbrüdli vor einer folchen Ueberfchrei- 
tung ihrer Befugniffe, und das Engliſche Recht kennt fogar eine Kaffation von Ur— 
theilsfprüchen, welche aus ungefeglihen Beweifen gefböpft find"). Dort freilich 
würde ed in Ermangelung aller beftimmten Fragen, welche dort in unferer Weife 
formulirt den Gefchworenen gar nicht vorgelegt werden, an einem ſolchen Mittel 
fehlen, die Gefchworenen pofitiv auf den Kreis der wirklich zuläffigen, vor ihnen 
dverhandelten Evidenz zu bejchränfen. Bei uns aber fehlt es zumal, wie gedacht, 
an einem folhen Beweisrecht überhaupt; die Gefchworenen find nicht behindert, 
ihre Ueberzeugung aus an ſich unglaubwürdigen, unbeeidigten Zeugenausfagen, aus 
unbeglaubigten Schriften u. f. w. zu fchöpfen, wenn fie nur überhaupt vorgebracht 
find, mag auch der Richter fie davor warnen, und deshalb wäre es zuläffig, ihnen 
die Frage in folder Form mit ausprüdlicher Erwähnung nur der auf allein aus- 
reichenden Beweijen beruhenden Indicien vorzulegen. 

Dagegen würde es, abgefehen von dieſer eigentlichen Beweisfrage, anſchei— 
nend doc nicht unzuläſſig erjcheinen, den Thatbeftand des Verbrechens in der Frage 
Su auf gewiffe Thatſachen zu befchränfen, die nad) der rechtlichen Anficht des 

ichters allein geeignet find, ihm darzuftellen. Denn es ift eine Art rechtlicher Be— 
urtheilung, ob diefe oder jene Thatſache unter den gefeglichen Thatbgtand fällt. 
Die Frage, ob der A. den B. getödtet habe, oder ob der A. die Schrift fälſchlich 
ig habe? ift dem äußeren Anſchein nach eine durchweg thatjächlihe, und 
dennoch kann fie rechtliche Erwägungen ver zweifelhafteften Art vorausfegen. Wenn 
A. ziwar dem DB. eine abjolut tödtliche Wunde zugefügt, — der Blitz den 
B. früher getödtet hat, als dieſe Wunde, jo würde feine Tödtung vorliegen; wenn 
A. zwar die Schrift auf den Namen des B. angefertigt, aber ein Mandat des B. 
ehabt Hat, fo ift es eine Rechtsfrage über den Umfang diefes Mandate, ob die 
Schrift faͤlſchlich angefertigt fei? Und dennoch würden nach der bisherigen Praris 
die Fragen niemals fo geftellt werben: 

Hat der A. dem B. eine töbtlihe Wunde zugefügt, und iſt berfelbe am 

diefer Wunde, oder ift er früher noch an einem Blitzſchlag, der denfelben 


getroffen hat, geftorben? 


at der A. die Schrift auf den Namen des B. und zwar mit dem Vor— 
handenſein einer Vollmacht deffelben, aber mit wiffentlicher Ueberfchreitung 
der letzteren, alfo faͤlſchlich, angefertigt? 
' Man überläßt vielmehr in beiden Fällen dasjenige, was zwifchen der Prä— 
mifle und dem Schluffe liegt, alfo alle die Thatfachen, welche, äußerlich den Cha⸗ 
———— ⸗— 
1) Vgl, Band J. ©, 169 f. 


ober 
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rafter von Thatfachen erg die Verbindung, alfo die eigentliche Grundlage der 
Entſcheidung bilden, Teviglich den Gefchworenen. Bi 

Wählen wir ein anderes Beifpiel. Die Anklage auf Mord behauptet drei 
verfchiedene Arten der Tödtung: a) durch Gift, b) durch Schläge auf den Kopf, 
e) durch Entziehung der Nahrungsmittel. Die Beweisaufnahme ftellt über allen 
Zweifel feft, daß der Tod weder durch Gift noch durch Schläge auf den Kopf, ſon— 
dern ausfhhließlich durch Entziehung der Nahrungsmittel herbeigeführt fei. ird 
nun die Frage dahin geſtellt: i 

Iſt der Angeklagte ſchuldig, den B. vorfäglih und mit Heberlegung ges 
tödtet zu haben ? 
fo ift dies die regelmäßige Form, zu welcher der Gerichtshof allein verpflidtet 
ift, weil fie, wie gedacht, alle wejentlihen Merkmale des Verbrechens des Mordes 
nah $. 175. enthält. j 

Allein wie dringende Gründe liegen für den Richter im Interefje der Rechts⸗ 
fiherheit vor, eine andere Art der Frageftellung zu wählen? 

Er fann jenes Refultat des Beweifes in Betracht ziehen; es ift für ihn 
nad aller menſchlichen Einficht überzeugend; er fann alſo hinreichenden Grund 
haben, vermeiden zu wollen, daß die Gefchworenen nicht dennoch die Tödtung durch 
an — —* Schläge auf den Kopf annehmen. Er wird dann die Frage dahin 
zu ſtellen haben: 

Iſt der Angeklagte ſchuldig, den B. durch Entziehung der Nahrungsmittel 

vorſätzlich und mit Ueberlegung getödtet zu haben, 
und wenn dann die Gefchworenen antworten: 

Sa, der Angeklagte ift fchuldig, aber es ift nicht erwiejen, daß er den B. 
durch Entziehung der Nahrungsmittel getödtet habe? 
fo ift es Far, daß fie dennoch jenem überzeugenden Refultate des Veweiſes gegen= 
über die Tödtung durch Gift oder durch Schläge auf den Kopf angenommen ba en, 
während andererjeitd ihre Antwort: 

Ja, der Angeflagte ift fchuldig, 
die fichere Gewähr dafür giebt, daß Y die Tödtung nur durd das in concreto 
allein mögliche und denfbare Mittel annehmen. In dem erfteren Falle iſt erfichtlich 
jede Rechtsficherheit verloren, in dem zweiten Falle dagegen ift fie durch das einzige 
haltbare dam Gerichtshof zu Gebote ftehende Mittel gewahrt. Durch ſolche Be— 
trachtungen iſt in dem weiter unten unter den Brageftellungen mitgetheilten Falle, 
in welchem zwei Todesurfahen — ein Schuß in die Bruft und ein Stich in den 
Leib — vorlagen, der Gerichtähof geleitet worden, ausvrüdlich die erftere Todes- 
urfache, und zwar nur fie allein in die Frage aufzunehmen. 

Aehnlich diefem Halle liegen diejenigen, welche zu biefer Erörterung vie 
Beranlaffung gegeben haben. 

Denken wir und den zweiten der erwähnten dahin: die Anklage auf Hülfe- 
feiftung beim Diebftahl behauptet zwei Mittel diefer Hülfe : 

a) Anleitung zur Begehung des Verbrechens dadurch, daß Rath erteilt iſt 
ur Eröffnung des Schloffed mittelft falfcher Shlüffel; 
b) Wachehalten bei VBerübung der That. 

Die Beweisaufnahme ergiebt, daß der Diebftahl durch falſche Schlüſſel 
weder verfucht noch verübt, daß er überhaupt fein fchwerer, fondern nur ein eins 
pas gewefen ift; daß aber der Angeklagte allerdings Wa halten hat. Das 

ittel zu a. fällt alfo als rechtlich ftraflos Hinweg; denn eine Anleitung, der nicht 
Folge geleiftet ift, ift fein Mittel, welches zur That gedient hat, und diefes in dem 
weiten Sage bes $. 34. Nr. 2. des Strafgefegbuches ausgebrüdte Erforberniß 
muß. jelbftverftändlich nach allgemeinen ftrafrechtlichen Grundfägen auch auf die im 
erften Sage gedachte „Anleitung“ Anwendung finden. Der Gerichtshof will alfo 
vermeiden, daß die Geſchworenen nicht in den Rechtsirrthum verfallen, dieſes Er⸗ 
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forberniß dennoch für gleichgültig, alſo die Anleitung eg als Hülfsmittel, 


ber Berübung des Diebfiahls zu erachten. Er wählt alio die Form: 
Scyuldig, dem P. in den Handlungen, welche die in der Frage gedachte 
That vorbereitet oder vollendet haben, durch Wachehalten wi entlich 
Hülfe geleiſtet zu haben. j 

Antworten nun die Gefchworenen, wie oben erwähnt: 
Ey er ift jchuldig, aber es ift nicht erwiejen, daß er Wache ge 
halten, 

But Fr mehr als wahrfcheinlih, daß fie dennod in jenen Rechtsirrthum ver» 

allen find. 

In dem dritten obenerwähnten Falle wegen fahrläfiiger Tödtung hatte der 
Staatsanwalt zur Brgründung feiner Behauptung einer ſolchen fahrläffigen Tödtung 
des —— bei der Geburt 5 dieſe Fahrläffigfeit angeblich begtundende Handlungen 
angeführt: . 

a) Verheimlichung der Schwangerſchaft und Niederkunft, 

b) Verſchließung der Thür zur Zeit der Geburt, 

c) Abwartung der Geburt in ftehender Stellung, wodurch der Fall des Kindes 
auf den Fußboden veranlaßt worden, . 

d) en des Kindes mit einem Tuche, und Verhinderung des Athmens 
aburch, 

e) Hinlegen des Kindes in einen Koffer und Belaffen defjelben darin. 

‚Der Gerichtshof wählte diefe 3 zulegt —— Handlungen ad c. d. und 
8, indem ex fie allein in die Frage aufnahm. Cr fonnte dazu durch die Erwägung 
fommen, daß bei einem durch Fallen des Kindes auf den harten Fußboden, durch 
Berhinderung oder Erfchwerung des Athmens, und endlich durch hülflofes Verlaffen 
des in dem verjchloffenen Koffer liegenden Kindes verurfachten Tode deſſelben jene 
Ver —— der Schwangerſchaft und Niederkunft (ad a.) und das erichließen 
der Thür (ad b.) völlig ungeeignet jei, al Miturſachen fahrläfiiger Töptung gelten 
zu Fönnen, weil hier befondere pofitive Handlungen vorlagen, die aud nah Offen: 
barung der Schwangeridaft und Nie unft und bei nicht verjchloffener Thür vors 
genommen werden fonnten, und weil, wenn jene pofitiven Handlungen verneint, 
vielmehr nur die Verheimlihung und das Berfchliegen bejaht würden, diefe doch 
allein bei dem Begriffe der Sahrläffigfeit, die ja auch einen urſachlichen Zufammen- 
han — en der Handlung und dem Erſolge vorausſeht, und bei dem vorliegen⸗ 
den Thatbeſtande noch un eeigneter waren, als alleinige Urjachen der Tödtung gelten 
au Fönnen, Der Gerichtehof fonnte ” einem, feiner Auffafjung nach, durch einen 
Mißgriff in der Beurtheilung der obedurfadhe unrichtigen Berbifte vorbeugen 
wollen, und wählte Daher die Faſſung der Frage, in welcher die Gefchworenen ge 
fragt wurden: 

ob die Angeklagte ſchuldig fei, durch die oben zu c. d. und e. gedachten 
Handlungen den Tod ihres Kindes durch Fahrläſſigkeit herbeigeführt 
au haben. . : 

; —2 daß die Geſchworenen den Tod durch Fahrläffigkeit bejahten, 
gleihtwopt aber jene 3 Handlungen verneinten, gaben fie zu erfennen, daß fie gleich 
wohl die Wergeimlichung der Schwangerfchaft und Niederfunft und das Berfchließen 
der Thuͤr allein als Todesurſachen erachteten. 

R Die Frage nun über die Berechtigung des Gerichtshofes in allen diefen 
Hallen, dag uͤriheil der Gefchworenen auf die angegebene Weife thatjächlich in einen 
beftimmten greis einzufchließen, läßt fich ‚allerdings, wie bereits bemerkt, nach Lage 
unferer positiven Gefeggebung nicht bejahen; fie ift darin unentjchieden, und nach 
ber allgemeinen Auffafjung über das Inftitut überhaupt, fo wie wir daſſeibe von 
Frankreich herüber erhalten haben, und wie es in freilich ganz anderer Form in 
England he eht, ferner nach unſerer bisherigen Rechtsuͤbung laßt fie fih nur vers 
weinen, ine andere Trage ift dagegen die über die Nüglichkeit, ja Nothwendigleit 


' 
J 
J 


en 5 * * 
— — ee a ee 


1 
* dt — 


ner — 
— ——— a ee 
4 ar aa * PEN) FT * 





496 Ueber einige Mängel der Frageftellungen 


künftiger gefeglicher Normen in der mehrbezeichneten Richtung. Soll das Inftitut 
feine hohe Bedeutung in Wirklichkeit gewinnen und behaupten, x müflen wir vor 
Allem dafjelbe unhaltbarer Fiktionen entfleiven und feinen juridifchen Werth erhö— 
hen. Zu diejen Fiftionen gehört Die einer Befähigung der Geſchworenen, welche 
über diejenige des Gerichtähofes hinausgeht; der juridiiche Werth aber wird erhöht 
durch eine mit Hülfe eines Beweisrechts fefter normirte Grenze zwifchen dem Gerichts— 
hofe und den Gejchworenen. 

Wir erklären und damit einverftanden, daß die einfache reine Thatfrage 
durch die Gefchworenen ebenſowohl und mit gleicher Sicherheit, wie durch einen 
Gerichtshof gelehrter Nichter entihieden werden fünne. Die Gründe nun, welche 
bei gleicher Befähigung Beider für dieſe reine Thatfrage, den Staat da, wo das 
Inftitut nicht als ein alt hiftoriiches befteht, veranlafien, dieſe Thatfrage nicht in 
die Hand feiner regelmäßigen Organe, der Gerichtöhöfe, fondern in die befonders 
berufener Männer aus dem Volfe zu legen, liegen tiefer, und. jind hier nicht weiter 
zu erörtern. Allein wir beftreiten, daß diefe Gründe jo weit reichen, durch den " 
Eintritt der Geſchworenen in den Etrafprogeß die Natur diefes legteren felbft, d. 9. 
feine natürliche Grundlage und feine Grenzen verändert zu denken; daß ferner Die 
Befähigung ver Gefchworenen für jene Aufgabe größer fei, ald die des Gerichts— 
3. daß; ihnen daher eine höhere Machtvollkommenheit in Beziehung auf Die 

eftftellung der Thatfrage einzuräumen fei, als fie für den Gerichtshof in Den 
Fällen befteht, wo dieſer Thatrichter if. Andeutungen hierüber find bereits oben 
gegeben. Wir behaupten im Gegentheil, daß dem Gerichtshofe eine Stellung ein- 
zuräumen fei, welche ihm befähigt, die Gejhworenen in die natürlichen Grenzen 
des vorliegenden Prozefjes zu verweilen, und zu diefem Zwede einen Einfluß auf 
bie Seftftellung der Thatjrage durch die Geſchworenen auszuüben. Auch der Eng— 
tische Prozeß geftattet einen ſolchen Einfluß dem vorfigenden Richter, und doch fehlt 
ed dort an dem Inſtitut der Frageftelungen durch diefen Richter an die Geſchwo— 
renen, das, fo mangelhaft es auch immer fein mag und fich bisher erwiefen hat, 
doch wenigſtens als ein zweddienliches Mittel für vie Mebung eines folhen Ein— 
fluffes einer weiteren Ausbildung unterliegen fann. Dazu nöthigen viele Gründe. 

Keinem, der mit der Sache vertraut ift, kann ed entgangen fein, wie uns 
genügend in vielen Fällen das einfache Schuldig der Gefchworenen fi. Das Ober- 
Zribunal, als Kaffationshof, hat in zahlreichen Fällen fich zu einer Interpretation 
der Verdikte dann herbeilaffen müffen, wenn dem Schuldig irgend eine Modififation 
in der bisher üblichen Form hinzugefügt war, deren Sinn dann in ihrem Einfluffe 
auf das ganze Verdikt zu prüfen war. Bon folder oft fehr zweifelhaften Inter- 
pretation hängt dann das Schidjal des Angeklagten ab. Das Ober-Tribunal Hat 
daher jehr häufig die Interpretation abgelehnt, und das Urtel zu neuer Feſtſtellung 
durch ein deutlichered Verdikt kaffirt. — Wenn der in der Frage enthaltene That= 
beftand erfchwerende Umftände enthält, ß fordert das Geſetz, daß die Geſchworenen 
über jeden einzelnen dieſer Umſtaͤnde beſonders abſtimmen, und das viesfällige Er— 
gebniß in ihrem DVerbifte ausprüden. Man begnügt fich in diefer letzteren Hinficht 
mit der Formel: : 

„sa, ſchuldig, mit allen in der Frage enthaltenen Umftänden”, 

und präfumirt dann, daß die Gefchworenen nun auch in der That über jeden ein— 
zelnen der erjchwerenden Umftände abgeftimmt haben, obwohl die Gewähr dafür 
lediglich in der Hoffnung beruht, daß die Geſchworenen theild durch die Faffung ' 
der Frage, welche die erfchwerenden Umftände bejonders "hervorheben foll, theils 
durch Die Belehrung des VBorfigenden genugfam erfannt haben werben, welche Um— 
ftände im vorliegenden Falle die erfchwerenven feien. Und dennoch ift gerade dies 
in vielen Fällen ſehr zweifelhaft, der Interfchied in der Strafe aber zwifchen dem 
einfachen und dem qualifizierten Thatbeftande in der = fo fehr groß, daß es 
a: — Orte waͤre, eine groͤßere Gewaͤhr fuͤr die Gewißheit der Feſtſteilung 
zu fordern. 
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Um ſolchen Webelftänden zu begegnen, genügt die bloße Aenderung der 
Formel: „ift der, Angeklagte ſchuldig?“ etwa in Die mehrfach vorgefchlagenen For— 
meln: „hat der Angeflagte die und bie That begangen?“ oder: iR der Angeflagte 
überführt ?” nicht, denn die Fragen würden dann immer nur lauten: 

„Hat Angeflagte am — ihr uneheliches Kind fahrläffiger Weife 
getödtet? * 


„Iſt die —— überführt, am — ihr uneheliches Kind fahrläſſiger 
Weiſe getöptet zuf haben?“ 
und die reine © ulbfeage, fo wie fie den Geſchworenen unbedenklich gebührt, näms 
lich die auf die innere That bezügliche, würde ihnen damit entzogen werden.“) Wir 
halten vielmehr eine andere Kormulirung der Frage in dem Sinne für erforderlich, 
daß fie unter Umftänden dasjenige, was der Angeklagte gethan haben fol, mehr 
fpezialifirt, und daran die Konklufion in Beziehung auf das zur Anwendung kom— 
mende Strafgejcg müpft, und jobann würden wir fordern, daß die Antwort der 
Gejchworenen jedesmal den ganzen Inhalt der Frage, alfo mit fpezieller Erwäh- 
nung defien, was der Angeklagte gethban, oder was er nicht geihan hat, wieber- 
—8* Die Frage würde hiernach alſo ſo, wie etwa in dem hier in Rede ſtehenden 
alle der fahrkaͤſſigen Tödtung, lauten: 

„Iſt die Angeklagte ſchuldig, am — 1) ihre Entbindung ftehend abge- 

* wartet, 2) nach der Geburt das Kind mit einem Tuche umwickelt, 

3) dajjelbe in den in ihrer Schlaffammer jtehenden Koffer gelegt, und es 
dafelbjt liegen gelafien, dadurch aber den Tod ihres unehelihen Kindes 
fahrläffiger Weife herbeigeführt zu haben?“ ! 

Die Antwort würde diefe Frage ganz zu wiederholen haben, oder für den 

Hall, daß nur die eine oder die andere diefer Handlungen zu beweifen erachtet 
würde, nur@ieje bejahen, die andere aber verneinen; alfo fo: 
„Ja, die Angeflagte ift jchuldig, am — 2) nach der Geburt ihr Kind 
mit einem Tuche ummidelt, 3) dafjelbe in den u. f. w, dadurch aber den 
Tod ihres unehelichen Kindes fahrläffigerweife herbeigeführt zu haben, es 
ift aber nicht erwiefen, daß fie auch ihre Entbindung jtehend abge: 
wartet babe,” 
Dadurch würde die Gewißheit gewonnen, worauf die Schuldigerflärung der Ge- 
fchworenen beruht, es würde die willfürlihe Gründung deſſelben auf ganz unge: 
hörige, rechtlich gar nicht in Betracht fommende, oder auf ſolche Thatſachen, welche 
gar nicht Gegenſtand der Beweisaufnahme geweſen ſind, oder für welche rechtlich 
gar fein Beweis vorliegt, vermieden. Ein Verdikt, wie das hier vorliegende, wel⸗ 
ches alle drei Thatſachen verneinte und dennoch Das Schuldig ausſpraͤche, wäre 
nicht möglich, wenigſtens für den Gerichtshof,nicht bindend. 

Die vorgefchlagene Form wird bereits in mehreren Fällen, wenn auch jelten 
angewendet. Der Tadel, welcher darüber ausgeſprochen ift Archiv Bd. II. ©. 91J 
ift unſeres Erachtens nicht gegründet, denn ed fommt nur darauf an, daß man dem 
Art. 81. in einem ausgedehnteren Sinne, wie bisher, auffaßt, oder doch eine joldye 
Ausdehnung gefehlich gebietet, und dadurch eine heiljame Schranke für die Beur- 
theilung der Geſchworenen zieht, ven Gerichtöhof aber ausprüdlich zu der Aufftel« 
lung einer folchen ermächtigt. Allerdings würden dadurch die Fragen fehwieriger 
und aus edehnter, höchſtens aber fönnte man dadurch, daß man dem Gerichtähofe 
nur die (Srmächtigung ertheilte, die Frage in zweifelhaften Fällen fo zu ftellen, fie 
aljo in unzmweifelhaften Fällen nach der bisherigen gewöhnlichen Weile zu ftellen, 
dieſem Uebelſtande einigermaßen begegnen; ihm deshalb allein ganz abzulehnen, 
halten wir für ungerechtiertigt.. j 

Es ift richtig, daß auch bei ſolcher Formulirung noch immer der Fall möge 


oder: 





1) Vergl. Materialien zur Verordnung vom 3. Januar 1849 u, ſ. m. ©. 131 f. 59 f 
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fich bleibt, daß nach menfchlicher Einficht, nach der durch die ganze Beweisauf- 
nahme vollfommen begründeten Meberzeugung des Gerichtshofes, die in der Frage 
aufgeführten thatjächlichen Momente nur in ihrer Gejammtbeit das in der Kon: 
kluſion liegende Refultat zu begründen vermögen, daß dieſes letztere alſo undenkbar 
ift, wenn das eine oder das andere diefer Momente verneint wird, daß daher ein 
von den Gefchworenen mit folder Berneinung dennoch ausgefprochenes Schuldig 
etwa nach Art. 99. (Berweifung an ein anderes Schwurgericht) zu behandeln wäre. 
Allein der Uebelftand wäre doch ungleich geringer, als der einer gänzlichen Vernei- 
nung aller Momente neben einem dennoch ausgelprochenen Schuldig. Weber jenen 
Fall der theilweifen Verneinung einzelner Momente bei vorauszufegender Abſicht 
des Gerichtähofes, den Shatbehand nur durch die Feſtſtellung derfelben in ihrer 
unzertrennten Gefammtheit anzunehmen, iſt neuerlich noch folgende Entſcheidung 
ergangen. 
* Die Frage war dahin geſtellt: 
Iſt die Angeklagte ſchuldig, dadurch, daß ſie 
a) e — dem Haufe zu N. befindliches ihr gehöriges Kleiderſpinde 
ehn legte, 
b) — Boden des gedachten Hauſes Stroh, Kiehn und Theer 
rachte, 
ec) die Dachſparren dieſes Hauſes mit Theer beſtrich, 
dem Mitangeklagten K. in den Handlungen, welche die zu Frage 1. ges 
dachte That deffelben (die Brandftiftung des gedachten Haufes) vor- 
— erleichtert oder vollendet haben, wiſſentlich Huͤlfe geleiſtet zu 
aben? 
ie Geſchworenen haben geantwortet: 
Ja, die Angeklagte ift fchuldig, und zwar in Betreff der zu a. beſonders 
aufgeführten Thatfache, mit mehr ald 7 Stimmen, die zumb. und c. in 
Frage geftellten Umftände find aber nicht erwiefen. 

Die Angeklagte war darauf wegen Theilnahme an der Brandftiftung ver- 
urtheilt, Sie rügte, daß die Gefchworenen die Frage unrichtig aufgefaßt hätten; 
darin, daß die Frage alle drei Fälle vermöge des „dadurch“ untereinander in Ver: 
bindung gefept, dieſelben auch nicht durch ein „oder“ wiederum als Alternativen 
von einander getrennt feien, liege deutlich, daß ver Thatbeftand der Theilnahme nur 
durch die drei angeführten Handlungen in ihrer Gejammtheit zufammen begründet 
werden könne und jolle Die Den hätten daher in einer einzelnen dieſer 
Handlunge den Thatbeſtand nicht finden, alſo das Schuldig nicht ausſprechen duͤrfen. 

Das die Beſchwerde zurückweiſende Urtel des Ober-Tribunals vom 11. Juni 
1856 wider Kuhl (Nr. 589. 1.) ſagt jedoch, daß nach der beſtehenden Geſetz— 

ebung es nicht in der Befugniß des Gerichtshofes liegt, das Urtheil der Ge— 
— auf die in die Frage aufgenommenen ſpeziellen Thatſachen in ihrer 
Geſammtheit zuſammengenommen zu befchränfen, und daß daher, auch wenn 
Dies nach der Behauptung der Befchiwerde, wie — aus der kumulativen 
Faſſung der Frage gefolgert wird, in der That die Abſicht des Gerichtshofes ge— 
weſen Hein follte, die Gefchworenen dennoch nach der ausdrüdlichen Vorfchrift des 
Art. 80. des Gefepes vom 3. Mai 1853 befugt waren, die Frage theilweife zu be: 
jahen und theilweife zu verneinen, und ſomit nur auf jenen theilweife bejahten 
Ausſpruch in Beziehung auf die fpeziellen Thatſachen ihr Schuldig zu grünen. 

Um num aber die gänzliche Verneinung aller einzelnen Momente neben 
einem dennoch ausgefprochenen Schuldig als zuläffig und gerechtfertigt zu erklären, 
beruft man fid) 

.a) auf die im Art. 80. ertheilte Befugniß der Gefchworenen, eine Frage 
theilweife zu bejahen und theilweife zu verneinen, 

b) auf die Möglichkeit, daß die Gefchworenen aus dem Inhalt der vor ib: 

. nen gepflogenen Berhandlungen felbftftändig ſolche Momente gejchöpft 


— 
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haben mögen, welche auch außer den in der Frage enthaltenen ihr Schul- 
dig rechtfertigen fönnen. RR 
Der erfte Grumd ift nicht völlig ausreichend, denn das Geſetz hat damit 
den hier in Mede fichenden Fall einer gänzlihen Verneinung der Prämifien neben 
einer Bejahuung der Schuldfrage gewiß nicht gemeint, eg er allerdings nad 
dem Wortlaut des Geſetzes unter dafjelbe zu fallen fcheint. as aber den zweiten 
Grund betrifft, fo berubt er eben auf jener Fiktion einer höheren Befähigung der 
Gefchworenen, ald der des Gerichtshofes. Wenn die Anklage nur beftimmte bes 
laftende Momente vorträgt, der Staatsanwalt nach dem Ergebniß der ftattgefunde- 
nen Hauptverhandlung nur fie für vorhanden erachtet, und aud der Gerichtshof 
felbft zu Diefer Meberzeugung gelangt, fo heißt es offenbar der Natur der Dinge 
und aller Erfahrung widerjprgchen, wenn angenommen wird, die Gefchworenen 
fünnten mit höherer Einficht dennoch noch andere belaftende Momente aud der Ver— 
handlung gefhöpft haben. Sie können allerdings Umftände für erwiefen achten, 
die dem &thatsanwalt und dem Gerichtshofe als nicht erwiefen erjchienen find, 
aber jie werden, abgefehen von dieſer Beweisfrage, gewiß völlig neue Momente, 
die irgend von Grheblichkeit jind, nicht finden, und es liegt die Gefahr nahe, daß 
fie ihr Urtheil fogar auf Momente gründen, die in dem vorliegenden Prozeſſe gar 
nicht vorgebracht, ihnen vielmehr — abgefeben von der Notorietät — nur fonft 
befannt geworben find. 

Im Zufammenhange hiermit fteht denn auch die Frage über ein negatives 
Beweisrecht, welche oben bereits angedeutet iſt. Wir verzichten darauf, ſie bier 
erfchöpfend zu behandeln; es wird Dies ſehr bald von anderer Seite her in, dieſen 
Blättern gefchehen. Nur das möge dafür angeführt werden, daß es gewiß ein aufs 
fallender Widerfpruch ift, wenn wir noch jept Negeln über die Beweiskraft ein- 
zelner Beweismittel haben, vermöge deren biejelben als ſolche überhaupt, ober doch 
als vollgültige Beweismittel verneint werden, daß aber gleichwohl die Verurthei— 
lung unter dem vagen Titel der „Weberzeugung * darauf gegründet werden darf, 
und zwar blos deshalb, weil es zuläffig ift, dieſe Beweismittel wenigftend „ber 
Erfundigung wegen“ im Prozeſſe vorzubringen. Die disfretionaire Macht des vor- 
figenden Richter oder des Gerichtshofes, ſolche Beweismittel zu diefem Zwede zu 
erheben, mag unbedenklich fortbeftehen, aber es widerfpricht einer gefunden Rechts— 
pflege, an die einfache Thatfache einer folchen Produktion die ſchwere Folge zu 
rg daß dann die Beweisfähigkeit folder Beweismittel Lediglich dem Ermefjen 
des Thatrichters überlaffen bleiben joll. Wir hoffen alſo, daß eine künftige Geſetz— 
gebung dem beftchenden Mangel abhelfen, und ein Beweisrecht in dem angedeu- 
teten Sinne bilden werde. Geht diefe Hoffnung aber in Erfüllung, jo genügt für 
und alddann nicht mehr jene Warnung des Englifchen Richters an die Gelhwo- 
renen, de oder jene Thatfache, für welche feine geſetzlich zuläfligen Beweiſe vor- 
gebracht find, dennoch als erwieſen anzunehmen, und fi der Kaſſation ihres Ver— 
ditts dadurch auszufegen, jondern es wird alsdann ſogar erforderlich, daß die vor- 

eſchlagene Spezialiſitrung der dem Angeklagten zur Laft gelegten thatfächlichen 

comente folche in die Frage nicht aufnehme, für welche geſehlich zuläfftge Beweis- 
mittel gar nicht vorgebracht find, daß mithin auch ſchon die Anklage felbjt fich nur 
auf foldhe Beweismittel gründe. 

j Wir finden endlich für das von und hier Ausgeführte eine Beftätigung in 
einem merfwürdigen, neuerlih von dem Ober Tribunal entichiedenen Rechtsfalle. 
Hier hat pie Macht der Thatjachen fehwerer gewogen, ald der hergebrachte For- 
malismus der Frageftellungen, fo wie diefelben unter dem Schuge ded mehrerwähn- 
ten Art. 84, gefaßt werden. Obwohl dieſer Art. 81. dem Gerichtöhofe in dieſem 
ae bei per einfachen Faflung feiner Frage mit allen wefentlihen Merfmalen ver 

rafbaren Handlung zur Seite ftand, jo ift fein auf das Verdikt gegründetes Ur- 
teil denno vernichtet worden, weil er den Thatbeftand außerdem, in der Frage 
nicht fpezialifirt, alſo der Gefahr vorgebeugt hatte, daß die Geſchworenen ihr Urtheil 
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zugleich oder fogar ganz auf die Beantwortung von Nechtöfragen gründeten, die 
ihnen nicht gebühren. Wir theilen nachftehend das Urtel des Ober-Tribunals, wel- 
ches in feinen Gründen zugleich das Sachverhältniß ausführlich entwidelt, hier 
vollftändig mit: 

In der Unterfuchung wider den früheren Kaufmann Friedrich Earl 
Leitt zu Potsdam, auf die Pichti feitsbefchwerde des Angeklagten, bat das König- 
liche Ober» Tribunal, Senat für Straffadhen, I. Abtheilung, in der Sitzung vom 
30. Mai 1856, u. f. w., für Recht erfannt, daß das Grfenntniß des Königlichen 
Schwurgerichtshofes zu Potsdam vom 7. April 1856, in ſoweit es den Angeflag- 
ten wegen Urfundenfälfchung verurtheilt hat, jo wie in Betreff des erfannten 
Gefammtftrafmaßes zu vernichten, und die Sache zur anderweiten Berhandlun 
und Entjcheidung über die Urfundenfälfchung, jo wie Uber das Gefammtftrafma 
an das Schwurgericht zurüdzuweifen, die gegen die Verurtheilung wegen wieber- 
holten ftrafbaren Wuchers eingelegte Nichtigkeitsbefchwerde dagegen zurüdzuweifen. 


Von Rechts wegen. 
Gründe 
Der Angeklagte, frühere Kaufmann Friedrich Carl Leitt, iſt durch 
Urtel des Schwurgerichtähofes zu Potsdam vom 7. April 1856 auf Grund der 
Verdifte der Gefchworenen wegen Urfundenfälfchung und wegen wiederholten ftraf- 
baren Wucherd zu 3 Jahren 8 Monaten Zuchthaus und 400 Thaler Gelvbuße, 
event. 4 Monate Zuchthaus verurtheilt, und hat hiergegen die Nichtigfeitsbefchwerde 
erhoben, in welcher er Gefepesverlegung, fo wie Verlegung des Progeßverfah- 


rend rügt. 

Was zuvörderſt diefe Verurtheilung wegen „Wuchers“ betrifft, jo umfaßt 
diefelbe A verfchievene Fälle, und die Fragen an die Gefchworenen lauten in allen 
die = * übereinftimmend, nur mit Veränderung der Zeit und der Perſo— 
nen, dahin: 

Iſt der Angeklagte ſchuldig, im Jahre ... zu Potsdam ſich von dem ... 
für ein Darlehn höhere Zinfen, ale die Gefege zulaffen, vorbedungen und 
die Gefchäfte fo eingefleivet zu haben, daß dadurch die Gefegwidrigfeit 
verſteckt wird? 

Diefe Fragen find von den Gefchworenen bejaht, und es ift dadurch ber 
Thatbeftand des Wuchers in 4 Fällen nach $. 263. des Strafgefegbuches vollftän- 
dig feftgeftellt. Denn wenn auch die Nichtigfeitsbefchwerde vermißt, daß die Fragen 
das in diefem $. 263. ausgedrüdte wefentliche Erforderniß „von feinen Schulp- 
nern vorbedingt“ nicht enthalten, jo ift dafjelbe doch in der That dadurch vorhan— 
den, daß feftgeftellt ift: 

der Angeflagte habe fih von dem N. für ein Darlchn höhere Zinfen 
u. f. w. vorbedungen, 
worin zur Genüge ein zwifihen dem Angellagten felbft und dem Empfänger des 
iR beftandenes Schuldverhältnig durch Hingabe eines Darlehns ausge: 
rückt ift. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde mußte alfo, fo weit fie den Wucher betrifft, 
zurüdgewiefen werden. 
Was dagegen die Urfundenfälfchung betrifft, jo lautet Die den Ge- 
ſchworenen geftellte uud von ihnen bejahete Frage dahin: 
R ber Angeflagte fehuldig, zu Ende des Jahres 1854 oder Anfangs 
1855 in der Abficht, ſich oder Anderen Gewinn zu verfchaffen, den in 
den Akten Bormeifter wider Stößer befindlichen, von Böhm am 
17. November 1854 auf den Reftaurateur Stößer gezogenen Wechfel 
verfälfcht und von demfelben zum Zwede der Täufchung Gebrauch ge- 
macht zu haben ? 
Der Schwurgerichtshof Hat in dieſem Verdikte die Feftftellung einer Wechfel-, 
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ei — — nach 88. 247. und 251. Nr. 5. des Strafgeſetzbuches 
efunden. 
B Der Angeklagte rügt dagegen, abgejehen von Befonderem, daß im Allge- 
meinen die Frage in ihrer obigen Faſſung feine That-, jondern wefentlich eine Rechte: 
frage ſei, indem den Gefchworenen nicht die Feftftellung des fubjeftiven und objek- 
tiven Thatbeftandes, fondern leviglich die Rechtöfrage: 

ob Angeflagter eine FAlfch ung begangen habe, 
unterbreitet jei. 

Diefe Beſchwerde ift begründet. 

Bor Allem ift es eine Rechtöfrage, ob eine Schrift ein Wechſel fei. Das 
Wechſelrecht ſetzt beftimmte äußere Formen feit, durch welche allein diejenige Qua— 
lität der Urkunde, deren Fälſchung das Strafgefeg mit der erhöhten Strafe des 
$. 251. Nr. 5. bedroht, begründet wird. Während alfo bei anderen Urkunden außer 
ihrem materiellen, den GErfordernifien des zweiten Satzes im $. 247. entfprechenden 
Inhalt nur die Form der ſchriftlichen Abfaffung überhaupt Bedingung des That: 
beftandes der Urkundenfälfchung ift, ihre Feitftellung jomit durchweg in das Gebiet 
der thatfächlicen Feftftellung fallt, beftimmt das Gefeg für den Wechſel außer 
dieſer ſchriftlichen Abfafjung noch bejondere Regeln verjelben, ohne welche die Ur: 
funde fein Wechfel, ihre Fälſchung alfo Feine unter den qualifizierten Thatbeſtand 
des $. 251. Nr. 5. fallende ift. Die Feitftelung der Qualität der Urfunde, welche 
diefen Thatbeftand begründen foll, muß daher auf Grund des Gefeged erfolgen, 
und gewinnt dadurch vorzugsweije Die Natur einer Rechtöfrage, welche Den Ge: 
ſchworenen nicht gebührt. ') 

Indem ak der Schwurgerichtöhof ohne Rüdficht auf den entgegengefegten 
Antrag der Staatsanwaltichaft, 
den Gejchworenen die Feftitellung: ob die hier vorliegende Urkunde ein 
Wechſel ſei? unterbreitet, und nicht vielmehr fich felbft nach den objefti- 
be von den Geſchworenen allein feftzuftellenden Merkmalen vorbe- 
, alten hat, 
ift von demfelben der Art. 82. des Gejeges vom 3. Mai 18352 verlegt, und unter: 
liegt daher Das Urtel von vornherein der Vernichtung. 

Außerdem aber ift die befondere Lage des vorliegenden Falles ind Auge zu 
faften. Es ergiebt ſich daraus, daß durch das Verdift der Gefhworenen nicht dies 
jenige Rechtsficherheit gewährt wird, welche zur Begründung des Strafurtheild ers 
forderlich ift.: 

j Die Anklage bezüchtigt den Angeklagten des verfleiveten Wuchers in ver: 
jchiedenen Fällen, indem fie behauptet, daß fich die betreffenden Schuloner direkt 
ober durch Dritte an ihn wegen Borftredung von Darlehnen gewendet, und der 
Angeklagte fich zur Darleihung bereit erklärt habe; daß darauf die Gefchäfte auf 
fein Verlangen in der Form von Wechfeln, welche zwijchen den betreffenden Schuld- 
nern und pritten Perfonen ausgeftellt, und dann durch Indoſſamente weiter begeben, 
gemacht worden feien, und zwar mit Verfchreibung höherer Summen als derjeni— 
gen, Welche ver Angeklagte, als eigentlicher Darlehnsgeber, den Schuldnern wirk— 
lich gegeben habe. ie Mechfel find entweder von Friedrich Leitt (dem Water 
des Angefjagten) auf die betreffenden Schulpner gezogen, und von demfelben ein 
geflagt, oder fie find durch Giro auf diefen Friedrich Leitt, und von diefem per 
procura auf ven Angeklagten gebiehen. 

Die Anklage erläutert diefed Verfahren dadurch, daß der Angeklagte, nad: 
dem er den Meanifeftationseid geleiftet und in fein Vermögensverzeichniß feine diefer 
Wechſelforderungen als ihm zugehörig aufgenommen habe, auf dem gedachten Wege 
die Form gefunden habe, Diet TForverungen feinen Gläubigern zu entziehen. Sein 
Bater habe von denfelben in der That wenig oder nichts gewußt. 


—— 
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Diefe Art der Verfleivung der Gefchäfte bildet fomit das Fundament der 
Anklage des Wuchers; ihr Hauptmotiv ift das, daß der Angeklagte der eigentliche 
Darlehnsgeber, und jene dritten Perſonen, mit Einfchluß feines Vaters, nur vorges 
{hoben feien. In diefem Sinne ift daher auch, nad dem oben Gefagten, Das 
Verdikt der Gefchworenen in Betreff des Wuchers nur aufzufaffen ** 

Zu dieſen Wuchergeſchäften gehört nun auch das, der vorliegenden —— 
wegen Urkundenfälſchung zum Grunde liegende. Die Anklage behauptet sub II, 
dag der Angeklagte ſich bereit erflärt habe, dem Reftaurateur Stötzer 120 Thaler 
darzuleihen, wenn ihm ein Wechfel über 150 Thaler gebracht würde; daß in Folge 
deffen der Tifchler Böhm die Tratte vom 17. November 1854 über 150 Thaler 
auf den Reftaurateur Stöger gezogen, Diefer diefelbe acceptirt, darauf Böhm die— 
felbe an Lange, Lange an Friedrich Leitt (den Vater des Angeflagten) girirt, 
und nun der Angeflagte die verabredete Baluta von 120 Thalern gezahlt, das Dar— 
lehnsgefchäft durch dieſe Wechſel-Operation alfo verdeft habe. Der Angeflagte ift 
deshalb auch wegen dieſes MWucherfalles beftraft. 

Weiter nım behauptet die Anklage sub IV., daß fich auf dem fo eben ge— 
dachten Wechfel ein Giro des Friedrich Leitt (Water) auf Bormeifter, und 
von Bormeifter per procura auf den Angeklagten finde, beide Indofjamente aber 
fälfchlicherweife von dem Angeflagten felbft herrühren, welcher auf Grumd dieſes 
Giro des Bormeifter die Forderung im Prozeſſe eingeflagt und erftritten habe. 
Da nun Friedrich Leitt durch das richtige Giro des Yange Eigenthümer Des 
Wechſels geworden, fo fei die Abficyt des Angeklagten bei der Fälfhung des Giro 
von Friedrich Leitt auf Bormeifter, umd von Ddiefem per procura auf fich 
felbft die geweien, feinem Pater Friedrich Leitt die Dispofition Über den Wech= - 
fel zu entziehen, fich zugumwenden und fomit feinem Vater Schaten zuzufügen, fich 
aber Gewinn zu verfchaffen. 

Faßt man nım zunächft das Sacverhältniß, wie es jenem Wucherfalle 
und diefer Urkundenfälfchung zum Grunde liegt, ins Auge, fo ergiebt fi von vorn— 
herein der Miderfpruch, daß der Angeklagte des Wuchers ſchuldig ift, weil er Das 
Darlehnsgeſchäft, bei welchem er der alleinige Darlehnsgeber geweſen iR, deſſen 
Baluta er erft gegeben hat, nachdem der unter anderen Perſonen gezogene Wech ſel 
durch Giro auf ſeinen Vater Friedrich Leitt gediehen war, auf die angegebene 
Weiſe durch Verſchreibung einer höheren Valuta und durch Vorſchiebung aller die— 
fer Perſonen verfleidet hat, Daß er dagegen zugleich der Urkundenfälfhung ſchuldig 
fein fol, weil er durch die fälſchliche Anfertigung des Giro des Friedrich Leitt 
auf Bormeifter, ımd von diefem auf fich felbft, gefucht haben foll, feinem Vater 
Schaden zuzufügen und ſich Gewinn zu verfchaffen. Denn liegt in der That 
nur ein Darlchnsgefchäft zwifchen dem Angeflagten und Stößer zum. Grunde, 
und zwar dergeftalt, daß es diefen Charakter auch trog der Wechjel-Operation be= 
halten, und Stöger erft die Valuta nach diefer MWechfel-Operation von dem An— 

eflagten felbft erhalten hat, fo hat des Legteren, nach diefer Behauptung gleich 
alls nur vorgefchobener Vater Friedrich Leitt einen reellen Schaden durch Die 
Fälſchung feines nur zum Schein dienenden Indoffaments nicht erleiden können, 
und das den Gewinn des Angeflagten realifirende Mittel konnte nicht diefe Fäl— 
ſchung des Indoffaments, fondern überhaupt nur das ganze Wuchergefchäft fein. 
Sein reeller Gewinn war mit anderen Worten, die höhere ald angegebene Valuta 
in dem Wuchergefchäfte; der durch diefen unerlaubten Gewinn Beichädigte war der 
Reſtaurateur Stöger, der Darlehnsnehmer; von einem reellen Schaden der vors 
efchobenen Zwifchensperfonen und von einem Gewinn ded Angeflagten durch Die 
Befchäbigung berfelben mittelft des falfchen Giro fann feine Rede fein. — Frie- 
drich Leitt hat zum Meberfluß in der Audienz auch ausdrüdlich erflärt, daß er den 
Angeflagten zu der Anfertigung des Giro mündlich beauftragt habe. Sieht man 
aber von diefer Erklärung des Friedrich Leitt ab, fo ift es nach der obigen Dar- 
ftellung des Sadverhältniffes Klar, daß eine Beichädigung dieſes Friedrich Leitt 
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durch das angeblich ohne feinen Willen gefertigte Giro nur in dem Sinne verftan- 
den werben kann, daß, fobald überhaupt fein Dispofttionsrecht über den MWechfel 
durch das Giro des Lange auf ihn nach den Negeln des Wechſelrechts formell 
entftanden war, daffelbe ohne feinen Willen durch ein weiteres Giro nicht wieder 
aufgehoben werden fonnte, mochte er auch in Wirklichkeit nach fonftigen Rechts— 
regeln feine Anfprüche an die Forderung jelbft erworben haben, da er feine Baluta 
gezahlt und auch nicht einmal zu zahlen verjprochen hatte. . 

Allein die Anklage erwähnt ferner, daß auch der Bormeifter, auf deſſen 
Namen das Giro des Friedrich Leitt lautet, und von welchem das Giro per 
procura auf den Namen des Angeklagten ausgeftellt ift, hiervon überall nichts 
wiſſe. Eine nähere Bezeichnung der Verfon des Bormeifter fehlt. Der anfchei= 
nend allein unter diefem Namen eriftirende Olafermeifter Bormeifter hat jene 
Erklärung abgegeben, und der Angeklagte, welcher verfhiedene Auslaffungen hier— 
über gemacht, hat zugleich behauptet, daß der von ihm bei Fertigung des io ge= 
brauchte Name Bormeifter überhaupt nur ein fingirter fei. 

Hiernach ift es eine nach den Vorſchriften des Wechſelrechts zu beantwor« 
tende Frage, in wiefern derjenige, welcher ein Giro auf den Namen eines Dritten, 
ohne defien Vorbewußt, oder auf den Namen einer fingirten Perſon auf den Wech— 
jel fegt, befugt jei, hiernächft ein weiteres Giro von dem Namen diefer Perfon auf 
ſich jelbft hinzuzufügen ; ob alfo im Sinne des Wechfelrechts eine ſolche Operation 
eine Fälfhung ſei? 

- Die Anklage jelbft hat, wie oben erwähnt, nicht hierin, fondern nur in Dem 
falfchen Giro unter dem Namen des Friedrich Leitt die Fälfchung gefunden, 

Faßt man nach diefer Erläuterung des Sadverhältniffes nun das Verdikt 
der Gefchiworenen: 

daß der Angeklagte den mehrgedachten Wechfel verfälfcht und zum Zwede 
j der Täuſchung von demjelben Gebrauch gemacht habe, 
ind Auge, fo ergiebt ſich vor Allem ber —— daß nirgends erhellt, ob die Fäl— 
ſchung diefes Wechſels in feinem Konterte felbft, oder nur in den Indoffamenten 
ftattgefunden habe?- Und dennoch liegt hierin ein wefentlicher, durch das Wechſel— 
recht begründeter Unterfchied. Denn während die im Konterte des Wechfeld befind- 
lichen Aenderungen oder Einfhaltungen ohne den Willen der darin bezeichneten Be— 
rechtigten in der Regel immer die Natur von Fälfhungen haben werden, ift dies 
bei den Indoſſamenten nicht immer der Fall, indem namentlich das Giro in blanco 
nach Art. 13. der Deutjhen Wechiel-Ortnung den Inhaber dergeftalt zur Dispo— 
fition über den Wechfel durch Ausfüllung ded Giro ermächtigt, Daß der Einwand: 
es fei dies wider den Willen des wahren Gigenthümers Pe im Mechfel- 
prozeſſe unzuläſſig ift, eine Fälfchung im Sinne des $. 248. des Strafgeſetzbuches 
mithin in ſolchem Falle nicht vorliegt. , 
Dem Gerichtshofe ift hiernach durch jene allgemeine Faffung des Verdikts 
die ihm allein zuftchende Entſcheidung der Rechtsfrage entzogen. 

Abgeſehen hiervon, fo unterliegt diefes Verdikt auch einer verfchiedenen Aus— 
legung. Pie Gefchworenen können die Fälfhung darin gefunden haben, daß der 
Angeflagte das Giro von Friedrich Feitt auf Bormeifter ohne den Willen 
des erfteren gefertigt hat, obwohl, wie erwähnt, Friedrich Leitt die Ferti— 
far mit feinem Willen erklärt hat. Oper fie fönnen, indem fie diefe letztere Er— 
(arung für wahr gehalten haben, vie Fälfchung in dem Giro per procura von 
Bormeifter auf den Angeklagten gefunden haben, indem fie ihn nicht berechtigt 
erachtet haben, das einma pen den Namen Bormeifter lautende Giro, mochte 
diefer Bormeifter felbft eine völlig fingirte Perfon fein, eigenmächtig durch Giri— 
zung auf fich felbft wieder außer Kraft zu jegen. In allen Fällen aber haben fie 
fih einer rechtlihen Prüfung des Begriffs der Faͤlſchung bei der Beurtheilung 
unterziehen müffen, ob derfelbe vorhanden fei, obwohl durch das über diefelbe 
Wechſelforderung abgegebene Verbift von ihnen anerfannt worden iſt, Daß der An— 
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geflagte allein es geweſen ift, welcher die Baluta der Wechfelforberung gezahlt Hat, 
und welcher, nach den Behauptungen der Anklage, durch eine blos fingirte Wechfel- 
Operation das in Wirklichkeit nur intendirte Darlehnsgefhäft zwifchen fih und 
Stößer verdecken wollte. 

Unter folchen Umſtänden ift e8 Far, daß durch die ganz allgemeine, von 
aller Spezialifirung des Falles abſehende Faſſung der Frage und des Verdikts den 
Gefchworenen in verfchiedener Richtung Rechtsfragen unterbreitet find, oder doch 
unterbreitet fein können, welche nicht ihnen, fondern dem Gerichtähofe gebührten, 
und daß cd daher erforderlich geweien wäre, das Sachverhältniß in der Baar der» 

eftalt in feine Beſtandtheile aufzulöfen und darzulegen, daß entweder dem Gerichts 
Bofe die Beantwortung der dabei fonfurrirenden Nechtsfragen überlaffen, oder Doch 
erfennbar gemacht wäre, daß die Entfcheidung der Gefchmorenen fich lediglich auf 
thatfächlihe Verhältnifie gegründet habe. 

Zwar fchreibt der Art. 81. des Gefehed vom 3. Mai 1852 vor: 

„Die Fragen müſſen bei Strafe der Nichtigfeit alle Thatfachen enthalten, 
welche die wefentlichen Merkmale der dem Angeflagten zur Laft gelegten 
ftrafbaren Handlung bilden“. 

Damit würde alſo ein Verdikt, welches 

a) Fälfchung einer näher bezeichneten Schrift, 
» b) gewinnfüchtige Abficht, 
c) Gebrauch zum Zwede der Täufchung 
feftftelt, wie dies hier gefchehen, genügen müffen, um darauf das Strafgeſetz an— 
zuwenden, weil es alle wefentlichen Merkmale des Thatbeftandes der im $. 247. 
mit Strafe bevrohten Fälſchung enthält. 

Allein fobald unter diefen Merkmalen felbit fich folche befinden, welche nicht 
unbeftrittene Rechtsbegriffe find, muß am fich fchon deren Auflöfung nad Art. 82. 
erfolgen; außerdem aber ift eine folche Auflöfung in die Spezialitäten des Falles 
nicht allein durch eine, die Rechtsficherheit ————— Vorſicht geboten, ſon—⸗ 
dern ſogar geſetzlich erforderlich, wenn die Feſtſtellung beſtimmter im Geſetze ange— 
ebener Merkmale entweder nicht ohne eine rechtliche Beurtheilung des Falles ge— 
chen fann, oder doch die Alternative vorliegt, daß die Gefchworenen entweder 
lediglich unter thatfächlichen Erwägungen oder aber zugleich unter rechtlicher Beur— 
theilung ihr Verdikt ab egeben haben. Ein folder Fall liegt bier vor, und Der 
höchfte Gerichtshof ift Derugt und verpflichtet, das gefammte Sachverhältniß ine 
Auge zu faflen, um zu der Meberzeugung zu gelangen, daß die Gefchworenen nicht 
über die Grenzen der ihnen allein verliehenen Kompetenz hinausgegangen find. 

Das Schwurgerichtsurtel und das Verfahren hat daher vernichtet werben 
müffen, damit in einem erneuten Verfahren durch eine das eigentlihe Sach: 
a neh ſpeziell umfaſſende Frageftellung der Abficht des Geſetzes Genüge ge— 
eiſtet werde. 


Meber die Strafbarkeit der Iagd 


auf · 


nicht jagdbare wilde Thiere. 


Die Vorſchriften des Strafgeſetzbuches 88. 274—277. haben zu von einander ab» 
weichenden Entfcheidungen darüber Beranlafjung & eben, ob auch das Auffuchen, 
Schießen und Fangen nicht jagbbarer milder Kae: wenn ed unter den in 
jenen Borfchriften angegebenen Umftänden gefchieht, ein nach derfelben. zu beftra- 
fende® Bergehen ausmache. 

Vebereinftimmend mit einem Erkenntniſſe des Ober-Tribunald vom 13. Sep: 
tember 1852 gegen Beulede, in welchem das Frottiren von Kaninchen auf frems 
den Zagdrevieren im KHalberftädtifchen nach 88. 274. und 275. des Gtrafgefeg- 
buches —2** wurde, 

„weil, — abgefehen davon, daß das Kaninchen nach $. 32. Th. I. Tit. 16. 
AL. R. und auch im Halberftäbtifchen zu den jagdbaren wilden Thie: 
ren gehört — auf fremden Jagdrevieren überhaupt nicht, auch nicht nach 
nicht jagdbaren Thieren gejagt werden dürfe, A. 2. R. II. 16. $. 35., 
ift in dem Erfenntniffe der zweiten Abtheilung des Senats für Strafjahen vom 
15. September 1853 gegen Hering das Fangen von Mardern mit Fallen, oder 
vielmehr das Aufftellen einer Falle zu diefem Zwede auf fremdem Jagbreviere im 
Kreife Ziegenrüd nach $. 275. des Strafgefegbuches beftraft worden, 
„da nad den... Vorfchriften des A. L. R. auch wilde Thiere, welche 
nicht jagdbar, fondern Gegenftand des freien Thierfanges find, von Un- 
berechtigten auf fremden Jagdrevieren weder aufgefucht, noch gejagt, jon« 
dern nur auf eigenen Grundftüden, "auch wenn auf denfelben einem Drit⸗ 
ten die ——— zuſteht, gefangen werben dürfen (88. 33—35. II. 
16. $. 149. 1. 9. des A. L. R.”), 
und es ift aus diefem Erfenntniffe das Präjudiz Nr. 51. eingetragen worden: 
„Auch die g. 35. Th. I. Tit. 16. des A. 2. R. unterfagte Jagd oder 
Auffuhung wilder, wenn auch nicht jagdbarer Thiere auf fremdem Revier 
ift nach 88. 274. 275. des Strafgefegbuches zu_beftrafen“. 

Dagegen bat in ver Unterfuchungstadhe gegen Schröter, wo ber erfte 
Richter das Schiefen von Krähen auf fremdem Jagdreviere nur nad 

. 345. Mr. 6. des Strafgefegbuches beftraft, und der zweite Richter hierauf nur 
den $. 347. Nr. 11. für anwendbar erachtet hatte, die —— des Senats für 
Strafſachen am 17. Oktober 1855 die von der Staatsanwaltſchaft wegen Nicht— 
anwendung des $. 274. des Strafgefegbuches eingelegte Nichtigkeitsbejchwerbe 
gmrüdgeioteien, . 

„in Erwägung, daß $. 274. die Beeinträchtigung eines fremden Jagd- 
rechts mit Strafe bebroht, daß dieſes Strafgefep nur die Beitimmung 
des $. 17. S. 3 des Jngdpolizeigefeges vom 7. März 1850 wiederholt, 
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welches keine neuen Begriffe des — aufgeſtellt hat, und daher, 
gemäß 8. 30. Th. II. Tit. 16. des A. L. R., unter der Jagdgerechtigkeit 
nur die Befugniß zu verſtehen ift, jagdbare wilde Thiere aufzuſuchen 
und ſich anzueignen, daß nach der Anklage der — ra eine Krähe ge— 
ichoffen hat, welche nicht zu den jagdbaren Thieren gehört, mithin 
auch nicht das Jagdrecht ausgeübt, ch, das Jagdrecht eines Anderen 
nicht beeinträchtigt hat, daß nach $. 35. Th. I. Tit. 16. des A. L. R. 
zwar auch das Sn nicht jagdbarer Thiere auf fremden Jagdrevieren 
verboten ift, daß aber das Zuwiderhandeln wider dieſes Verbot, wenn 
daffelbe überhaupt ftrafbar wäre, jedenfalls nicht nad $. 274. des Straf— 
gefegbuches zu beftrafen refp.* (nicht) mit einer höheren, als der erfannten 

trafe (von 3 Thalem, event. 2 Tagen Gefängniß) zu belegen wäre, daß 
daher die Befchwerde Über die Nichtanwendung dieſes Geſetzes unbegrüns 
det ift, und es bei der Lage der Sache” (— der Angeklagte hatte nämlich 
das erfte Erfenntniß nicht angefochten —) „nicht darauf anfommt, ob der 
$. 345. Nr. 6., welcher vom erften Richter angewandt ift, oder der von 
dem Appellationsrichter angewandte mildere $. 347. Nr. 11. a. a. D. aus 
wendbar ift.“ 

‚Bei einer nunmehr bei der zweiten Abtheilung des Senats für Straffachen 
zur Verhandlung gekommenen Unterſuchungsſache gegen den Arbeitömann Fiſcher 
zu Gernrode, welcher nach der dem Erfenntniffe zweiter Inftanz zu Grunde geleg— 
ten Feftftelung am 5. Januar 1855 in der Feldmarf von B.', innerhalb des dem 
Oberförfter 2. verpachteten Qagdrevierd in einem Weidenbaume eine Tellerfalle auf: 
geftellt hat, um einen Iltis zu fangen, ift nunmehr Beranlaffung genommen, ven 
ſonach vorhandenen Konflift zur Entjcheivung des Plenums des Senats für Straf: 
fachen zu bringen. 

Es ift jonach die Frage die: 

Bildet das Aufjuchen und Fangen oder Schießen nicht jagdbarer wil- 
der Thiere auf fremdem Jagdreviere ein nach 88. 274. 275. des Straf: 
geſetzbuches zu beftrafendes Bergehen? 

Das Allgemeine Landrecht bezeichnet im $. 30. Tit. 16. Th. I. die Jagd- 
gerechtigfeit als 

„das Recht, jagdbare wilde Thiere aufzujuchen und fich zuzueignen“. 

Damit übereinftimmend heißt ed auch im $. 127. Tit. 9. Th. J A. L. NR: 

„Jagdbare wilde Thiere darf nur der, welcher die Jagdgerechtigfeit hat, 
unter den in den PBolizeigefegen des Landes vorgefchriebenen Einſchrän— 
kungen jchießen, hegen, beizen, fangen und auf andere Art fih zus 
eignen“. 

Was aber zu den jagbbaren wilden Thieren gehört, oder ein Gegenftand 
des freien Thierfanges fei, fol nach $. 31. Tit. 16. Th. I. A. L. R. in den Ges 
fegen einer jeden Provinz beftimmt fein, und es heißt dann weiter: 

$. 32. Im Mangel anderer Beftimmungen gehören vierfüßige wilde Thiere und 
wildes Geflügel, infofern beide zur Speife gebraucht: zu werden pflegen, 
zur ausjchließenden Jagdgerechtigkeit. 

$. 33. — wilde Thiere ſind in der Regel ein Gegenſtand des freien Thier— 
anges. 

$. 34. Dahin gehören auch Wölfe, Bären und andere vergleichen ſchädliche 
Raubthiere. 

Sodann verordnel 8. 35. ibid.: 

„doch dürfen dergleichen Thiere ($$. 33. 34.) in Wäldern und Jagdrevie— 

ten von denjenigen, denen daſelbſt feine Jagdgerechtigfeit zulommt, nicht 
aufgefucht, noch weniger Jagden darauf angeftellt werben “. 

Das dem Jagdberechtigten bier im $. 35. ertheilte ausfchließliche Recht, in 

feine - Reviere auch nicht jagdbare wilde Thiere aufzufuchen und darauf Jagden 
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anzuftellen, kann aber als eine Modififation des im $. 30. gegebenen Begriffes 
ber Sagdgerechtigfeit und ald eine Ausdehnung der leßteren auch auf die nicht 
jagdbaren Thiere nicht angefehen werden. 

Denn es dürfte ſchon in der Natur der Sache liegen, daß das Jagdrecht 
nur die jagdbaren Thiere zum unmittelbaren Gegenftand haben fann, und die hier: 
mit au in Einklang flehende Beitimmung im $. 30.: 
® „das Recht, jagdbare wilde Thiere aufzufuchen und fih zuzurignen, 

wird die Fagdgerechtigfeit genannt“, 
wäre offenbar nichtsfagend, wenn man dieſe gefepliche Definition der Jagdgerech— 
tigfeit durch den bald darauf folgenden $. 35. dahin für modifizirt, oder vielmehr 
für neutralifirt erachten wollte, daß das Jagdrecht auch das ausjchließliche Recht 
auf die nicht jagpbaren Thiere enthalte. Der $. 35. ertheilt dem Jagdberechtigten 
aber auch das ausſchließliche Recht, fidy die nicht jagvbaren Thiere in feinem Re— 
viere —— gar nicht, ſondern verbietet nur jedem Anderen, ſie aufzu— 
a 


ſuchen und Br darauf anzuftellen. Das Offupationsrecht diefer an und 
R fih dem freien Thierfang unterliegenden Thiere wird dadurch alfo in Feiner 
eife berührt. Die Sade ſteht vielmehr fo: 


„Jagdbare wilde Thiere kann nur der Jagdberechtigte auffuchen, Jagden 

darauf anftellen und fich zueignen. 

„Nichtiagdbare wilde Thiere kann fih dagegen Jedermann zueignen, an 

und für fih daher auch in fremden Jagdrevieren. Aber fie auffuchen 

— darauf anſtellen, — darf nur der Jagdberechtigte in ſeinem 
evier“. 

Es wird alſo in der letztgedachten Beziehung der freie Thierfang zu Gun— 
ſten des Jagdberechtigten zwar beſchränkt, jedoch das Jagdrecht ſelbſt, welches ges 
rade wejentlich in dem ausfchließlihen Offupationsrechte befteht, keinesweges auf 
nicht jagdbare Thiere ausgedehnt. Der $. 35. 1. e. enthält vielmehr nur eine zum 
Schuß des Jagdberechtigten gegebene jagdpolizeiliche Vorſchrift, welche nothwendig 
war, um Störungen und Berinträchtigungen ded Jagdrechts vorzubeugen, die unter 
dem Vorgeben des Auffuchens und Jagens nicht jagdbarer wilder Thiere fonft leicht 
ftattfinden fönnten. 


Anlangend num die Frage, mit welcher Strafe das unbefugte Aufjuchen und 
Jagen nicht jagdbarer wilder Thiere nach den landrechtlichen Beftimmungen bedroht 
ift? fo unterfcheidet das A. L. R. in Beziehung auf das unbefugte Jagen nicht 
zwifchen jagobaren und nicht jagdbaren Thieren, jondern nut ven Wilpdiebftahl 
und die bloße Jagdfontravention. Die legte bildet die Regel, indem es im $. 315. 
Tit. 20. Th. I. N. L. R. heißt: 
„Wer auf Königlichen oder anderen Yagdrevieren des Jagens, —— 
oder Schießens unbefugterweiſe ſich unterfängt, der ſoll nach der Anzahl 
des gefangenen oder gejchofienen Wildes mit der in den befonderen Jagd» 
Ordnungen beftimmten Geld» oder Leibesftrafe belegt werden“. 
$. 316. Diefe Strafe wird verdoppelt, wenn dergleichen unbefugted Jagen in 
verbotenen und gefchloffenen Zeiten unternommen worden. 
*« Sodann verweift $. 317. in Betreff des Wilddiebſtahls auf die bejonderen 
Strafbeftimmungen in der Lehre vom Diebftabl, nach welchen der mejentliche 
Unterfchied zwijchen einem Wilddiebſtahl und einer bloßen Jagdkontravention darin 
liegt, daß beim Wilddiebftahl eine auf Geldgewinn gerichtete Abficht obwalten 
muß. Jedes unbefugte Jagen ohne eine ſolche gewinnfüchtige Abficht wird daher 
nach den landrechtlihen Beftimmungen als bloße Jagdfontravention auf Grund des 
$. 315. Tit. 20. Tb. I. A. 2%. NR. nah Maßgabe der befonderen provinziellen 
Jagd⸗Ordnungen zu beftrafen fein, und dies gilt auch von Zumiderhandlungen ges 
en das Verbot im $. 35. Tit. 16. Th. LA.L.R., da e8 am Schluffe des dritten 
bſchnitts diefes Titels, welcher vom Jagdregal handelt, im $. 68. heißt: 
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„Wie die Jagdfontraventionen zu beftrafen, ift im Kriminalrecht vorge: 
jchrieben, und wird in den Provinzial-Jagd-Orbnungen näher beftimmt“ 
(Thl. U. Tit. 20. 88. 315 —319.), : 
eine geſetzliche Beftimmung, welche ſich nach ihrer Stellung jedenfalld auf alle Zu: 
widerhandlungen gegen die im Abfchnitt vom Jagdregal enthaltenen Verbotsgeſetze, 
alfo auch auf das Verbot im $. 35. daſelbſt wegen des Auffuchens und Jagens 
nicht jagdbarer wilder Thiere in einem fremden Jagdreviere bezicht. 
—* dürfte es nicht zweifelhaft fein, daß nach dem A. L. R.: ’ 
auch das unbefugte Auffucben und Jagen nicht jagdbarer wilder Thiere 
in Gemäßheit der 88. 68. Tit. 16. Th. I. N. 2. 3, und 315. Tit. 20. 
Th. 1.9. 2. R., als Jagdfontravention nah Maßgabe der bejonderen 
provinziellen Jagd-Ordnungen zu beftrafen geweſen ift. 
Das Geſetz vom 31. Oktober 1848, betreffend die Aufhebung des Jagd- 
rechts auf fremdem Grund und Boden und die Ausübung der Jagd (Geſetz-Samml. 
©. 343), hat hierin Nichts geändert, Denn das gedachte Gefeg hebt nur das Jagd: 
recht auf fremdem Grund und Boden für immer auf ohne Entfchädigung, und legt 
dem Grundbefiger auf feinem Grund und Boden das Jagdrecht bei, ohme jedoch den 
Begriff des legteren zu ändern. Außerdem erweitert das Geſetz zwar die Befugniffe 
des Jagdberechtigten injofern, ald nach $. A. defjelben 
die Ausübung der Jagd nur durch die allgemeinen und befonderen jagt 
polizeilichen Vorfchriften, welche den Schuß der öffentlichen Sicherbeit 
und den Schuß der Feldfrüchte betreffen, bejchränft fein foll, 

und ale im $. 8. 
die jagdpolizeilichen Worfchriften über die Schon-, Setz- und Hegezeit 
aufgehoben worden. 

Das Geſetz verringert dagegen die Befugniffe der Jagbberechtigten gegen 
früher nur im der einzigen Beziehung, daß das Recht der Jagdfolge abgefchafft wird. 
Anderweitige Aenderungen find in den Befugniffen der Jagdberechtigten Pr dem 
Gefep vom 31. Oftober 1848 nicht eingetreten. Eben fo wenig find Dadurch ſolche 
jagdpolizeiliche Vorfchriften, welche zum Schup des Jagdberechtigten gegeben find, 
aufgehoben, und endlich enthält das Gefeg vom 31. Oftober 1848 auch feine neuen 
Strafbeftimmungen. 

In dem Verbot des 8. 35. Tit. 16. Th. I. AM L. R. und in der Beſtra— 
fung der Zuwiderhandlungen gegen daffelbe ift daher durch das Gefeg vom 31. Ok 
tober 1848 gar nichts geändert, 

Eben jo wenig ift Dies durch das Jagdpolizeigefeg vom 7. März 1850 — 
Geſetzſamml. p. 165 — gefchehen. Denn auch diefes Gefep hat den Begriff der 
Jagdgererhtigfeit in feiner Weife geändert, und es enthält feine Beftimmung, wo— 
durch das Verbot im $. 35. Tit. 16. Th. I. A. 2. R. irgend berührt wird. Das 
gedachte Jagdgeſetz hat auch Feine bisher gültig gewefene jagppolizeiliche Vorſchrift 
aufgehoben, vielmehr nicht nur felbft vielfältige neue Beſtimmungen dieſer Art ges 
troffen, fondern auch die Durch Das Gefep vom 31. Dftober 1848 befeitigten jagd: 
polizeilichen Vorſchriften über die Sep, Schon: und Hegezeit wieder eingeführt. 

Endlich hat das Jagdpolizeigefeg vom 7. März 1850 zwar gleichfalls ver- 
ſchiedene neue jagdpolizeiliche Strafbeftimmungen erlaffen, aber die bon beſtehen⸗ 
den Strafgeſetze rückſichtlich des unbefugten Jagens ausdrücklich beibehalten, indem 
ed im dritten Alinea des 8. 17. heißt: 

„Wer auf feinem eigenen Grundſtück, auf dem Die Jagd an einen Dritten 
verpachtet ift, oder auf dem ein Jäger für gemeinſchaftliche Rechnung der 
bei einem Jagdbezirke betheiligten Örunbeher die ‚Jagd, zu beſchießen 
hat, ohne Einwilligung des Jagdpächters oder der Gemeindebehörde jagt, 
eben fo derjenige, welcher auf fremden Grunpftüden, ohne eine Berechti— 
gung dazu zu Sim, — die Jagd ausübt, wird wegen Wilddiebſtahls 
oder Jagpfontravention nach den allgemeinen Geſetzen beftraft”. 
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In den ſchon früher beftehenden Vorfchriften wegen Beftrafung des unbes 
fugten Jagens fowohl jagdbarer als nicht jagdbarer Thiere ift daher durch das 
Geſetz vom 7. März 1850 nichts geändert. 

Das Strafgefepbuh vom 14. April 1851 enthält nur folgende Beftimmun- 
gen über das unbefugte Jagen im Titel vomeftrafbaren Eigennug: 

$. 274. Wer auf einem eigenen Grumdftüde, auf dem die Jagd an einen Drit- 
ten verpachtet ift, oder auf dem ein Jäger für gemeinfchaftliche Rechnung 
der bei einem Jagdbezirke betheiligten Brunbbeiser die Jagd zu bejchie- 
gen hat, ofme die Ginwilligung des Jagdpächters oder der Gemeinde: 
behörde jagt, oder wer auf fremden Grundftüden, ohne eine Berechtigung 
dazu zu haben, die Jagd ausübt, wird mit Geldbuße bis zu 100 * 
lern, oder mit N bis zu 3 Monaten beftraft. 

$. 275. Die Strafe fann bis zu 6 Monaten erhöht werden, — wenn dem 
Wilde nicht mit Schießgewehr oder Hunden, fondern mit Schlingen, 
Nepen, Fallen oder anderen Vorrichtungen nachgeftellt, oder wenn das 
Vergehen während der gefeglichen Schongeit, oder in Wäldern, oder zur 
Nachtzeit, oder gemeinichaftlih von zwei oder mehreren Perfonen beganz 
en wird. 

$. 276° Wird das Vergehen ($$. 274. und 275.) gewerbsmäßig betrieben, fo 
tritt Gefängniß nicht unter 3 Monaten, fo wie zeitige Unterfagung der 
rg; der bürgerlichen Ehrenrechte ein. Zugleih ift auf Stellung 
unter PolizeisAufficht zu erfennen. 

$. 277. Das Gewehr, das Jagdgeräth und die Hunde, welche der Thäter bei 
dem unberechtigten Jagen bei fich geführt hat, ingleichen die im $. 275. 
erwähnten Schlingen, Nee, Fallen oder andere ——— ſind dem 
... zuzufprechen, ohne Unterfchied, ob fie dem Angefchuldigten gehören 
oder nicht”. 

Daß dur dieſe Beftimmungen des Strafgefegbuches die Vorfchrift des 
8. 35. Tit. 16. Th. U. des A. R.: s 

nach welchem das Aufjuchen und Jagen nicht jagdbarer wilder Thiere in 
fremden Jagdrevieren unterfagt ift, 
nicht aufgehoben, oder auch nur modifiziert ift, wird feiner Ausführung bedürfen. 
Es fragt fih aljo nur, ob in Beziehung auf die Beftrafung von Zuwiderhand- 
lungen gt en das Verbot des $. 35. 1. e. durch das Strafgeſetzbuch etwas geän- 
dert ift? Diefe Frage ift gleichfalls zu verneinen. Es fommt hierbei nämlich we- 
Korg und allein nur darauf an, ob man das dem Jagdberechtigten im $. 35. 
it. 16. Th. 1. A. ER. ertheilte ausfchließliche Recht auf die nicht jagdbaren 
Thiere in feinem Revier als integrirenden Theil der Jagdgerechtigfeit felbft anfieht, 
oder ob man im $. 35. 1. c. nur eine jagdpolizeiliche Vorfchrift zum Schug des 
Jagdberechtigten findet, wie oben angenommen: ift. 

Nur im erften Fall könnten die 88. 274— 277. bei —— ger 
gen das Verbot des $. 35. Tit. 16. Th. IL A. L. N. maßgebend fein. Denn das 
in 88. 274— 277. des Strafgefegbuches mit Strafe bedrohte Vergehen des un- 
befugten’ Jagens oder der unbefugten Ausübung der Jagd ift lediglich unter dem 
Gefihtspunfte der Beeinträchtigung eines fremden Jagdrechts aufzufaffen, und die 
88. 274— 277. bedrohen daher. nur die unbefugte Ausübung des Jagdrechts selbft, 
d. h. das Jagen jagdbarer Thiere mit Strafe, feinesweges aber auch Zuwider— 
bandlungen gegen bloße jagdpolizeiliche, blos zum Schutze des Jagdberechtigten e⸗ 
ern orfchriften. Der wörtlih aus $. 17. des Jagdpolizeigefeges vom 7. März 

850 nur mit Hinzufügung der Strafe entnommene $. 274. des Strafgefegbuches 
ift allerdings nicht blos an die Stelle der früheren lanvrechtlichen Strafe des Wild— 
diebſtahls getreten, fondern umfaßt auch die Fülle der früheren bloßen Jagdfontra- 
ventionen, jedoch letere nur in ſoweit, als dadurch ein fremdes Jagdrecht, nämlich 
durch unbefugte Ausübung der Jagd auf jagdbare Thiere, beeinträchtigt wird, keines— 
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weges aber Zumiderhandlungen gegen bloße jagbpolizeiliche Vorfchriften, welche nad 
der Terminologie des U. 2. R. gleichfalld Jagdfontraventionen genannt wurden; 
Jagdfontraventionen diefer legteren Art können nach der jegigen Terminologie der 
ftrafbaren Handlungen nur Mebertretungen fein. In Beziehung auf Jagdfontravens 
tionen dieſer Art ift durch das Strafgetehbud) nichts weiter geändert, ald daß ein- 
mal an die Stelle der 88. 318. und 319.-Tit. 20. Th. LA. L. R., melde von 
dem Betreten fremder Jagdreviere mit Gewehren oder anderen Werkzeugen zur 
Jagd handeln, jegt der $. 347. Ar. 11. des Strafgefegbuches tritt, welcher daher 
mit Recht ſich unter den Uebertretungen findet, und fodann, daß nad) $. 34T. 
Nr. 12. des Strafgefegbuches jegt das Ausnchmen der Eier oder Jungen von jagd- 
baren Thieren allgemein als ftrafbare Uebertretung gilt, was bisher nur in einzels 
nen provinziellen Gap ejegen unterfagt war. 

Im Uebrigen i ed in Beziehung auf Zuwiderhandlungen gegen jagdpoli- 
zeiliche Borjchriften ganz bei den vor dem Strafgefegbuch gültig gewefenen gefeß- 
lichen ee geblieben. Ein Zuwiderhandeln gegen das Berbot im $. 35. 
Tit. 16. Th. I. A. EN. wird daher auch jept noch in Gemäßheit des $. 68. 
dafelbft nur auf Grund ver gültig gebliebenen provinziellen Jagd-Ordnungen, und 
wenn legtere darüber feine Beftimmung enthalten, allenfalls nach $. 347. Nr. 11. 
des Strafgefegbuches zu. beftrafen fein. 

Dem entfprechend führte auch der General-Staatsanwalt bei der Verhand⸗ 
lung der Sache vor dem Plenum aus: 

daß das Aufjuchen, Fangen oder Schießen nicht jagdbarer wilder 
Thiere auf fremdem Jagdrevier ein nach $$. 274. und 275. des Straf: 
gejegbuches zu beftrafendes Vergehen nicht bilde. 

Diefer Ausführung hat fih nunmehr auch das Plenum angefchloffen, und 
demgemäß am 31. März 1856 in Sachen wider Fiſcher die von der Staatd- 
anwaltichaft gegen das freifprechende Erfenntniß eingelegte Nichtigfeitsbefchwerde 
zurüdgewiefen, 

in Erwägung, daß der Begriff des Jagdrechts Nüdlichts feines Gegenftan- 
des durch das Geſetz vom 31. Dftober 1848, das Jagdpolizeigefeg vom 7. März 
1850 und das Strafgefegbuch vom 14. April 1851 feine Aenderung erlitten hat; 

daß den Gegenjtand der Jagd, ald einer bejonderen Art des Thierfanges, 
und alfo einer Unterart der Okfupation, nach den Beftimmungen des A. L. R. nur 
jagdbare wilde Thiere ausmachen (AL. R. 1. 9. $. 127. I, 16. 98. 30. 39. 5.), 
*9 Ba re wilde Thiere aber Gegenftand des freien Thierfanges find (A. L. R. 

. 16. $. 33.); 

daß — wo nicht Provinzialgefege Ausnahmen machen — zu ben nidt 
jagbbaren wilden Ihieren die Raubthiere gehören ($. 34. a. a. O), welche denn 
auch in den betreffenden Gefegen') dem „Wildpret ”, oder — was, ohne weis 
teren Zufag gebraucht, hiermit gleichbedeutend it — dem „Wilde * entgegengefepf 
werden; , 

daß zwar NRüdfichts der nicht jagbbaren wilden Thiere, und namentlid 
auch Rüdjichts der Raubthiere, das A. & R. 11. Tit. 16. $. 35. beftimmt: 

daß auch dergleichen Thiere in Wäldern und Jagdrevieren vor benjeni- 
gen, denen daſelbſt Feine Jagdgerechtigfeit zukommt, nicht aufgefucht, noch) 
; weniger Jagden darauf angeftellt werden dürfen; 

daß aber hierdurch nicht etwa das Jagdrecht — das ausſchließliche Offu- 
pationdrecht des Jagdberechtigten — auch auf dergleichen Thiere ausgedehnt, viel- 
mehr nur zu dem Behufe, um Beeinträchtigungen des Jagdrechts, welche fonft leicht 
unter dem Borwande des Aufjuchens ꝛc. von Raubtbieren ftattfinden Fönnten, zu 
verhüten, ihnen vorzubeugen (A. 2. R. 1. 9. $. 148., vergl. II. 17. $. 10. seq.), 


Iv.$ 2 Vergl. 3. B. weftpreußifche Forftorbn. vom 8. Oltbr. 1805. 1. $. 18. 111, 88. 3. 22, 


ußen vom 8. Oftöber 1805, Tit. ILS. 3. 15. IV. 8. 57. V. 8. - 
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yt DM Dies Jagen mit Strafe bedroht; 
h; N N — Se ſe Vorfprift, wenn fie auch fowohl den Fall des jogenannten WilT 
8 — I im Gebiete des A. U NR, geltend augen früheren Strafrech — 
—E Sipinnfüchtiger Abſich un — Aneignung von Wä " 
N — Sgdrevieren (A. R. IL 20.-88. 1145. 1114. 317.), als den Fu 
n Rees oder bloßer Jagdkontravention (A. N. 1 9. g. 148-1. 2 
Nun SS 8. es in ER $. u foweit —* die ee ikea 
- Jagdrechts durch Hagen au ilopret oder Wild, alfo auf jag > 
N. ya ZI U, zei umfaßt, doch nieht auf bloße, die Beeinträchtigung eines fre;a 
as nicht enthaltende Uebertretungen jagdpolizeilicher Vorſchriften zur er 

at; 

—— — das verbotwidrige Auffuchen und Fangen oder Schießen nd 


2 Iver: Ihiere auf fremdem Sagdrevier nicht unter «diefe Vorjchrift FILE : 
aD nn ein nad) $$. 274. 275, 277. des Strafnefegbuches zu beſtrafend — 


* D aher der Appellationsrichter, indem er in dem angefochtenen Erlenau 
y von ihm dahin bewirkte —— 
— ver Angeklagte am 5. Januar 1855 innerhalb des Tem N. verrachh 





17 Sagdrevierd eine Tellerfalle, jedoch zu Feinem anderen Zwere, aE- 
einen — nicht zu den jagdbaren wilden Thieren gehõ T 
*24 angen, aufgeſtellt gehabt habe, 
Ti re 1578 277. Bir unanmwendbar erachtet hat, dieſe Geſetze, und namerı = 
—pie Nichtigfeitöbefchwerde gegründet worden ift, den .$. 274. a. 4: ST 


— BI Hat 
Ru — — olgendes Präjudiz eingetragen: 
— — —— und — be Schießen nicht jagdbarer wilder Ihien 
N — — fecniben Jagdrevier bildet fein nach 88. 274. 275 des a 
— es zu beſtrafendes Vergehen. Eine etwanige Beſtrafung dieſet Duni 
— en nad) g. 847. Nr. 11. des Strafgeſetzbuches ober nad) anderwei te 
— bbeſtimmungen wird hierdurch nicht ausgefchlofien. 


— — Sieberts Mater Heft I.S. 118. 
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Preußiſchen Strafprozeß-Geſetze betreffend. 


Bon Herrn Geh. Juſtizrath Trieſt zu Berlin. 


Die Artifel 75. und 98. des Gefepes vom 3. Mai 1852, betreffend die 
Zufäge zur Verordnung vom 3. Januar 1849 über die Einführung des 
mündlichen und öffentlichen Verfahrens mit Gefchworenen in 
Unterfuchungsfachen. 


Die Grundlage unfered gegenwärtigen Strafprozefies bildet die im Drange ge 
bieterifcher Umftände nach dem Mufter der Franzöfifchen Strafprozeß-Ordnung ver- 
faßte Verordnung vom 3. Januar 1849. 

Obgleich diefe, im Marginalvermerfe zum $. 1., die Worte „Anklage: 
prozeß“ gleichſam an ihre Spige ftellt, fo gelangt in ihr doch Feinesweged ber 
Anklageprozeß zur befonderen Geltung, fie bleibt vielmehr ihrem Franzöfifchen Vor⸗ 
bilde getreu, in welchem das Inquifitionsverfahren, ausgeftattet mit einzelnen For⸗ 
men -und Beftimmungen des Anklageprozefles, maßgebend ift. 

In allen Fällen, welche die Verordnung unberührt läßt, oder in denen fie 
auf dieſelbe nn behielten die VBorfchriften der Kriminal-Ordnung vom 11. De 
zember 1805 ihre Gültigkeit. 

Die Novelle vom 3. Mai 1852 vervollftändigt die Verordnung vom 3. Ja⸗ 
nuar 1849 fo wefentlich, daß es wohl gerathener gewefen wäre, durch diefelbe die 
Verordnung vom 3. Januar 1849 gänzlich zu befeitigen, und darauf ihre Faſſung 
auszudehnen. 

Wenn ingwifchen nun auch, in ähnlicher Weife wie die Arrets des Fran 
zöfifchen Kaffationshofes, die Entſcheidungen des Königlichen Ober-Tribunald sur 
Erläuterung der Strafprozeßgefege eine immer größere Wichtigkeit erlangen, UM 
überdies auch die Anweilungen des Königlichen Juftiz »Minifteriums au diefelben 
ergänzend einwirfen, jo macht fich das Bedürfniß nach einer vollftändigen, ihren 
Gegenftand erfchöpfenden Strafprogeß-Ordnung immer fühlbarer und zu einer UM 
abweislihen Notwendigkeit. 

Es dürfte nicht überflüffig erfcheinen, wenn auch von ſolchen Preußiſchen 
Juriſten, welche ſich nur zu den Praftifern zählen fönnen, in der Erwartung — 
kuͤnftigen Kodifikation unſerer Strafprozeßgeſetze ſchon jetzt die Aufmer amkeit au 
ſolche Beſtimmungen derſelben hingelenkt wird, deren Abaͤnderung oder eſeitigung 
wuͤnſchenswerth fein möchte. — 

In dieſem Sinne will der Verfaſſer ed verſuchen, auch ſeinerſeits Da 
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einige Beiträge zu liefen, und in dem vorliegenden die Artikel 75. und 98. des 
” —** vom 3. Mai 1852 einer näheren Beurtheilung unterwerfen. 

Beide Artikel betreffen Fälle, in welchen die Mitwirfung der Gefchwornen, 
obgleich diefe Fälle innerhalb ihrer Kompetenz liegen, ausgefchloffen worden ift, und 
‚haben das Eigenthuͤmliche, daß der erftere, welcher die Entjcheidung ohne Zugiehung 
der Gefchwornen beim Zugeftänpniffe des Angeklagten betrifft, mit dem Franzöſi— 
fhen Vorbilde unferer Strafprozgedur im Wivderfpruche fteht, und dem Englifchen 
Strafverfahren nachgebilvet ift, der legtere aber, der die Entfcheidung der Schuld» 
frage durch das Richterfolleginm bei einfacher Stimmenmehrheit zum Gegenftande 
hat, Franzöfifche Gefegbeftimmungen enthält, welche ſchon vor ihrer Aufnahme in 
die Preußifchen Gefege in Frankreich wieder aufgehoben waren. , 


Was den Artikel 75. des Gefehes vom 3. Mai 1852 betrifft, fo ift deſſen 
wörtliche Faſſung: 

enn der Angeklagte fich ſchuldig befennt, und auf näheres Befragen 

auch alle Thatfachen einräumt, welche die wefentlihen Merkmale der 

ihm zur Laft gelegten ftrafbaren Handlung bilden, jo wird der Staats— 

anwalt und der Vertheidiger darüber gehört, ob die Thatfrage ale 

durch das Bekenntniß des Angeklagten feftgeftellt zu erachten fei. Auf 

Verlangen der Staatsanwaltichaft müſſen dem Angeklagten die etwaigen 

ufäglichen Fragen vorgelegt werden, welche in Ermangelung eines Bes 

Fenntmifte6 den Gefchworenen geftellt werden fünnen. 

Werden dergleihen Fragen nicht beantragt, oder beantwortet ber 

Angefchuldigte auch dieſe Fragen bejahend, fo hat der Gerichtshof, wenn 

er gegen die Richtigkeit des Belenntniffes kein Bedenken hegt, nah An— 

* hörung der Staatsanwaltſchaft und des Vertheidigers, uͤber die Anwen— 
dung des Geſetzes ohne Zuziehung von Geſchwornen das Urtheil zu fällen. 

Kommen auf Anregung des Angeklagten oder der Staatsanwaltſchaft 

Zhatfachen in Frage, welche die Ausſchließung oder Milderung der geſetz⸗ 

lichen Strafe zur Folge haben würden, läßt das gb. mildernde Um: 

fände überhaupt zu, oder muß feftgeftellt werden, ob der Angeklagte mit 

Unterfcheidungsvermögen gehandelt habe, fo unterbleibt die Verhandlung 

vor den Gejchwornen nur dann, wenn die Erklärung der Staatsanwalt- 

haft über diefen Punkt zu Gunften des Angeflagten lautet, und der 

Gerichtöhof Fein Bedenken hat, der dem Angeklagten günftigen Annahme 

beizutreten. 5 

Diefe ausführliche Beftimmung trat an die Stelle des $. 98. der Verord⸗ 
nung vom 3. Januar 1849, welche mit wenigen Worten verordnete: 
Bekennt der Angeklagte fich fchuldig, und waltet gegen bie Richtigkeit 
2 Belenntniffes fein Bedenken ob, fo faßt das Gericht das Urtheil ohne 
uziehung der Gefchwornen ab. 

Vergleicht man beide Gefege miteinander, fo erfennt man leicht, daß fich in 

der Praxis jo erhebliche Zweifel über die Ausführung der Beftimmung des $. 98. 
der Berorbnung erhoben haben mußten, daß es erforderlich geworden war, über 
das im Falle des Geftändnifes des Angeklagten zu beobachtende Verfahren details 
lirte Vorfchriften zu ertheilen. 

Schon der $. 356. des Entwurfes zum Strafprozeßgefege vom Jahre 1851 
hatte diefe Vorfchriften vorbereitet, und der Artikel XXIV. des Einführungsgefepes 
vom 14. April 1851 zum Strafgefegbuche bereitd das Bedenfen gehoben, ob über 
mildernde und erfchwerende Umftände, im Falle des Geftänpniffes, der Gerichtshof 
oder die Geſchwornen zu entfcheiden haben. 

Bon den Erfenntniffen des Königlichen Ober-Tribunals, welche den vorlie- 
genden Gegenftand betreffen, heben wir zu unferem Zwede nur das vom 19. Sep- 

Arqiv. 1856, IV, 34 
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tember 1853 (Yuftiz-Minifterialblatt S. 414) hervor, nach welchem, wenn der Aus- 
fprud der Gefhwornen durch das Zugeftändnig des Angeklagten erſetzt werben * 
fol, es Alles umfaflen muß, was bei Zuziehung der Gefchwornen deren Ausſpruche 
anheimguftelen wäre, daß das Zugeſtaͤndniß mithin, rüdfichtlich des zur Anklage 
eftellten Verbrechens, dem thatſaͤchlichen Inhalte der Anklage entfprechen, dieſe er: 
Töpfen. ſowohl ven objektiven als den jubjeftiven Thatbeftand des Verbrechens 
dergeftallt vollftändig darftellen muͤſſe, daß es für ein thatfächliched Eingehen des 
Gerichts feinen weiteren Raum laffe. 

Diefe Entfcheivung verlangt außerdem, daß alle Thatfachen, welche vie 
wefentlichen Merkmale des den Gegenftand der Anklage, bildenden Verbrechens aus: 
machen, nah Maßgabe des $. 78. des Gefeged vom 3. Mai 1852 in Das Proto- 
foll aufgenommen werden follen, indem nur der — des letzteren Darüber ent⸗ 
ſcheidend ſei, ob durch dad Schuldbekenntniß die Anklage erfchöpft, und alſo die 
Thatfrage erledigt wird. 

8. der Juſtiz⸗Miniſterial-Verfügung vom 18 Februar 1854 (Juſtiz⸗Mini⸗ 
fteriafblatt ©. 98) wird überdies noch die Berlefung desjenigen Theiled des 
Audienzprotofolls, welches das Bekenntniß enthält, und die Thatfachen betrifft, 
welche die wefentlichen Merkmale der ftrafbaren Handlung bilden, und zwar vor 
der Beichlußnahme darüber, ob die Mitwirfung der Geſchwornen ausgefchlofen 
werben joll, angeorbnet. 

Betrachtet man die Sorgfalt, welche in den vorgedachten Beftimmungen 
darauf verwendet worden iſt, ven Angellagten vor jeder Webereilung zu bewahren, 
ein erfchöpfendes Befenntniß von ihm zu erlangen, den Inhalt deifelben protofol- 
larifch zu Tonftativen, und der Veriheidigung und Staatsanwaltſchaft dabei ihre 
Gerechtſame wahren, ſo möchte es Po den eriten Anblid gewagt erjcheinen, in 
der Verurtheilung des geftändigen Angeklagten * Zuziehung der Geſchwornen 
eine Gefaͤhrdung der Rechte deffelben und der Geſchwornen zu finden, deren Bij 
behaltung in der künftigen Strafprogeß-Orbnung zu befeitigen jein werde. 

ur Rechtfertigung diefer verlangten Befeitigung werben wir jeboch aus: 
zuführen verfuchen: 

1) Daß das dem Englifchen Strafverfahren entnommene guilty Plaidiren 
des Angeklagten nach dem Preußischen Nechte mit viel nachtheiligeren ® 
Bolgen für den Angeklagten verbunden ift, als nad dem Engliigen 
Anklageprogefie, 

2) daß, da der Angeklagte nur die Richtigkeit der Thatfragen zugefteht, er 
in allen den Zällen prägravirt erfcheint, wo die Gefchwornen auch zus 
gleich die mit diefen Thatfragen unzertrennlih verbundenen Rechtsfragen 
zu beantworten gehabt haben würden, 

3) daß feine befonderen Gründe dazu vorliegen, die Wirkjamfeit der Ger 
‚fchworenen im vorliegenden Falle zu bejchränfen, und 

4) daß die zur Ausführung der vorgedachten Beſtimmungen erforberliche voll» 
ftändige Protofollirung des Geftänpnifjes.und die Verlefung des Proto- 
folls um deshalb nicht zu rechtfertigen find, weil fie Beftamdtheile dem 
Audienzprotofolle beimiſchen und in die mündliche Verhandlung hinein- 
tragen, welche zur jchriftlichen Borunterfuhung gehören, und nur in die 

Rn geumdjäglich ihren Platz finden können. — 

as die ad 1. aufgeſtellte Behauptung betrifft, jo wollen wir der nähe: 
ren Erörterung derfelben einige hiftorifche Notigen vorhergehen laſſen. 

Nach dem Berichte des Staats-Minifteriums vom 30. Dezember 1848 an 
Se. Majeftät den König hat der Code d'instruetion criminelle vom Jahre 1808 
um deshalb unferer Verordnung vom 3. Januar 1849 zum Vorbilde gedient, weil 
die Franzöfifche ng ng | ih nach der Erfahrung einer Reihe von 
Jahren als gut bewährt habe, weil Veränderungen berfelben von den Bewohnern 
der Rheinprovinz nicht gefordert wären, und weil eine wefentliche Nebereinftimmung 
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wichtiger Imftitutionen in dem ganzen Umfange des Reiches dadurch herbei: 
geführt werde. \ 

In Frankreich hatte nad) dem Ausbruch der Revolution vom Jahre 1789 
der Drang nach volfstgümlichen Rechtsinftitutionen Die Berfafjungs- Urkunde der 
Republif vom 3. September 1791 die Gejchwornengerichte in das Leben gerufen. 
Sie waren den Franzofen damals eben jo fremd, als fie es bis vor wenigen Jah- 
ren dem öftlich vom Rhein gelegenen Deutfchland wieder geworden waren. 

Es lag den damaligen Franzöſiſchen Geſetzgebern fehr nahe, ſich nady einem 
Vorbilde für die einzuführenden Schwurgerichte umzuſehen, was fie in England 
fuchen mußten, jedoch vieleicht zu wenig und nur fo weit benugten, ald es ſich 
den Frangöfiihen Zuſtänden und Gerichtseinrichtungen anpaffen ließ, und nicht in 
einem zu genauen Zufammenhange mit Englifcher Sitte und Verfaſſung ſtand 

© Der Engliſche Rechtsgrundſatz, daß da, wo der Angeklagte vollftändig des 
Verbrechens, worauf die Anklage geftellt iſt, fich ſchuldig befennt, die Verhandlung 
vor den Gefchwornen und ihr Wahrjpruch überflüffig werden, wurde in den Fran— 
zöfifhen Strafprogeß nicht mit aufgenommen. 

Sowohl der Code des peches et des delits vom 3. Brumaire VI. (25, Ob 
tober 1795), als der Code d’instruetion eriminelle kennen die Frage des Afliien- 
richterd an den Angeklagten, ob er ſich ſchuldig oder nicht ſchuldig, guilty or not 
guilty, befenne, nicht. 

Nach Artikel 313. und 314. des Code d’instruction eriminelle richtet der 
Borfigende vielmehr, nachdem der Greffier das Verweiſungsdekret und die Anklage 
vorgelefen hat, und der Borfigende ihm den Inhalt der Anklage vorgehalten hat, 
an den Angeklagten die Worte: 

oilä de que vous &tes accuse, vous allez entendre les charges qui 
seront produites contre vous, 
worauf die Verhandlung beginnt. . 

Wenn man, fait treu dem Franzoͤſiſchen Vorbilde folgend, doch bei und in 
Betreff der Wirkungen des guilty Plaidirens von demjelben abgewichen und dem 
Engliſchen Strafverfahren gefolgt ift, was fonft in Deutjchland nur die Württem- 
bergifchen und Bremijchen Strafprogeß- Ordnungen gethan haben, fo frägt es ſich, 
welche Motive diefer Abweihung zum Grunde gelegen haben dürften. 

Wir glauben dieje darin ſuchen zu müſſen, daß unjere Geſetzgebung, von 
der Arlficht ausgehend, daß nur die Beantwortung der Thalfrage dem Berbifte der 
Geſchwornen unterliege, das legtere daher überflüffig hielt, wo das Geftändniß 
des Angeklagten dieje Beantwortung erfegte, und daher fein Bedenken hatte, die 
Zugiehung der Geſchwornen zu unterlaflen, zumal das Engliſche Strafverfahren 
eine genügende Rechtfertigung dieſer Unterlaffung darbot. 

Vielleicht folgte man auch der Anſicht einiger Deutjcher Schriftfleller 
(Kö ftlin das Gefhwornengeriht ©. 195, Gneiſt Bildung der Gefchwornengerichte 
in Deutichland, ©. 48), daß da, wo der Angellagte felbft jeinen Gewiffensaus: 
ſpruch thut, ed einer Gewiffendvertretung durch den Wahrjpruch der Geſchwornen 
nicht mehr bebürfe. 

Diele Anficht wird von den Englifchen Juriſten nicht getheilt Mittermaier, 
das iſche, Schottiihe und Nordamerikaniſche Strafverfahren ©. 352), fte er- 
Klären vielmehr das Fortfallen des Jury: Ausipruches beim Geftänpniffe ded Anger 
Hagten aus der gejchichtlichen en des Gejhwornen-Inftituts in England, 
und aus dem Anklageprinzipe, dem das Engliſche Recht überall treu geblieben iſt 

Der Altgermanifche Beweis, welcher Durch die Angelfachfen in feinem 
ee in die Engliſche Jury gelangt ift, fordert zur Ueberführung (Öneift 
a. a. O. ©. 5): 


4) Den Augenfehein der richtenden Gemeinde, das Gemeindezeugniß, die 
Evidenz, oder 
2) das Geftänpniß des Angeklagten, wenn 
34* 
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3) die That weder ewident, noch der Thäter geftändig ift, dann wurbe die 
Meberzeugung der. richtenden Gemeinde durch den Gewiſſensausſpruch 
ehrenhafter Genoffen des Angeklagten, durch die Wahrhaftigkeit ihres 
— ‚ oder durch eine höhere göttliche Entſcheidung (Ordalien) 
eftimmt. 

Nur das erfte und dritte Erforderniß find in der Jury vereinigt, das Ge— 
ftändniß fällt dagegen außer ihrer Wirkfamfeit, es ift ihre nicht unterworfen, ihr 
vielmehr Foorbinirt. 

Die Beweisführung durch Gefchworne mußte da unnöthig erfcheinen, wo 
der —— ſelbſt geſtand, weil die jurata überhaupt nur da eintrat, wo ſich der 
Angeklagte ihrem Ausſpruch unterwarf, was dann felbftredend nicht gefchah, wenn 
er jih ohne Weiteres für ſchuldig befannte. 

Zu einer beftimmten Erflärung über feine Schuld oder Nichtfchuld wurde 
in England ſchon feit dem 13. Jahrhunderte der Angeklagte dadurch genöthigt, daß 
der Königliche Richter (justitiarius) ihn befragen mußte: 

si indietatus de crimine ei imposito culpabilis sit vel non, 
und daß die Weigerung des Angeklagten, zu antworten, durch ftrenges Gefäng- 
7 ee Mißhandlungen, felbft durch den Tod des Angeflagten, geahn- 
et wurde. , 

Die vorgedachte Frageftellung hat fich bis zur neueften Zeit erhalten, doch 
wird fie nach einer neuen Barlamentsafte vom Jahre 1851 dahin Ahr ei ob der An⸗ 
geflagte jchuldig fei, oder auf den Grumd der Anklageafte gerichtet werden wolle, 
damit der Angeklagte, welcher fich einer geringeren Schuld bewußt ift, nicht bie 
Erklärung not guilty abzugeben genöthigt ift. 

Die Grunde, aus welchen der Englifche Angeklagte zuilty plaidirt, find 
(Mittermaier a. a. DO.) entweder die gute Öefinmung des Angeklagten, welcher fein 
Unrecht einfieht, und fich fcheut, die That zu leugnen, oder die Meberzeugung, daß 
die Evidenz jo unzweifelhaft vorliegt, daß die Verurtheilung ficher ift, und der Ans 
geklagte durch die plea not guilty nur noch große Koften haben werde, vorzüglich 
aber die Ausficht, daß beim Geftänpniffe der Richter den Fall milder betrachten und 
auf geringere ag erfennen werde, und daß der Anfläger, was oft durch die 
Bemühungen von Berwandten, Freunden oder vom Bertheidiger bewirft wird, die 
Anklage nur auf ein geringeres Vergehen ftellen, und ſchon um deshalb dig ſchwe— 
rere Anfage fallen laffen werde, weil er dadurch der ihm allein obliegenden Bes 
weisführung überhoben wird. 

Das guilty Blaidiren, dem feine geheime, ſondern eine öffentliche, mit Zu- 
ziehung des Bertheidigerd geführte Vorunterſuchung vorhergegangen ift, verliert 
auch dadurch in England feine Gefahren (Mittermaier im Gerichtsfaale 1852, 
Band I. ©. 332), daß, wenn auch der Angeklagte fich fchuldig befennt, er dieſe 
Erklärung doch jederzeit zurüdnehmen fann, dadurch, daß ver Hichter felbft, wenn 
er erkennt, daß diefe Erflärung auf Mißverſtändniſſen des Angefchuldigten beruht, 
oder fonft Nachtheile für ihn hat, ihm zur Zurüdnahme veranlaffen foll, und das 
durch, daß, wenn auch der Angeklagte ſich ſchuldig befennt, oder Umftände vorhan— 
den find, welche auf das Strafmaß ſchärfend oder mildernd einwirken, vom 
—* doch, ungeachtet des Zugeftändniffes, darüber Zeugen vernommen wer— 
eu follen. . 

Wenn die —* unſeres geſtaͤndigen Angeklagten nun auch in mancher Be- 
ziehung der des Englifchen gleich ift, fo geftaltet fie fich doch in anderer Beziehung 
viel unvortheilhafter. 

, Er kann das einmal abgegebene und protofollicte Geftändniß nicht mehr 
 zurüdnehmen, der Richter hat feinen Beruf dazu, ihm zu einer folchen Zurüdnahme 
aufzufordern, ihm fteht nicht der Englifche Gerichtsgebrauch, den geftändigen An- 
eflagten milder zu beftrafen, zur Seite, und es kann feine Bereinigung mit dem 
nkläger feine Strafe ermäßigen. Eine ſolche Vereinigung ift den Funktionen 
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unferer Staatsanwaltfchaft fremd, fie würde fogar die Amtspflicht des Staats- 
anmwalts verlegen, und überdies den Gerichtshof in feinem Urtheile nicht befchrän- 
fen. Eine ſolche Bereinigung fann übrigens in dem etwaigen Anerfennen mildern- 
der Umftände Seitens des Staatsanwalts nicht gefunden werben, da diefes doch 
immer die Ueberzeugung von der Richtigkeit dieſer Umſtaͤnde vorausſeht, vom An- 
geklagten mithin als eine Begünftigung nicht erbeten werden Tann. 

Mir gelangen nun ’ 

2) zu der Behauptung, daß der Angeflagte nur die Richtigkeit der ihm 
vorgelegten Thatfragen zugefteht, nicht aber auch die damit verbundenen Rechts 
fragen zuftimmend beantwortet, und haben ed hiet mit einer fowohl unter den 
Deutſchen ald Franzoͤſiſchen Juriften vielfach erörterten Streitfrage zu thun. 

Jede Erklärung des Schuldig befteht aus den. beiden Beitandtheilen: 
der Meberzeugung von der Wahrheit des Thatfächlichen, 
und 
der Unterordnung des legteren unter das Geſetz, oder der rechtlichen Beur— 
theilung deffelben. 

Beide lafen ſich nicht dergeftalt von einander trennen, daß die erftere den 
Geſchwornen, die legtere dem Richter anheimfiele, denn die Geſchwornen beurtheilen 
die Thatfachen nicht als folche, fondern nach Rechtöbegriffen. In dem Schuldig⸗ 
erflären liegt ſehr viel mehr, als darin, eine Thatfache fiir wahr oder erwiefen zu 
Halten, in dem guilty or not guilty, coupable ou non coupable, liegt ein ganz an- 
derer Sinn als in dem convicted oder convaincu. Man fann fehr wohl einer 
That überwiefen fein, ohne fchuldig vor dem Gefege zu fein (Leue im Gerichts⸗ 
ſaale 1849 Bd. I, ©. 56). 

Mehrjaͤhrige Erfahrung hat uns von der Richtigkeit dieſer Grundſätze über: 
zeugt und es klar gemacht, daß fich eine ftrenge — der That⸗ und Rechts⸗ 
fragen den Geſchwornen gegenüber nicht zur Ausführung ringen läßt, eben weil 
fie mit der den Gefchwornen geftellten Aufgabe, feine reine Ihatfrage, fondern die 
Schuldfrage, zu beantworten im Widerjpruche fteht. 

Das Geftändniß des Angeklagten erftredt ſich num aber nur auf Ihatfachen, 
nicht auf deren Würdigung, und noch weniger darguf, ob aus ifmen ein Schuldig 
folgt; der geftändige Angeklagte wird daher immer mur um deshalb beftraft werden, 
weil er id der Strafe umterwirft, nicht weil er fie verdient hat (Mittermaier 
im Gerichtsfanle 1849 Bd. I. S. 431). 

In dem Zugeftändniffe der Schuld liegt, Seitens des Angefla ten, nur der 
Ausdrud feines Schuldbewußtfeing im Allgemeinen, nicht das ugelänbniß. ein 
beftimmtes Verbrechen begangen zu haben. Wie follte der Angeklagte in allen den 
Fällen ein ſolches Zugeftändnig zu machen im Stande fein, wo feinem Schuld- 
befenntniffe oft ftundenlange richterliche Debatten darüber folgen, ob überhaupt, und 
nach welchem Strafgefege der Angeklagte eigentlich zu beftrafen ift. 

— Entwurf zur Strafprozeß-Ordnung vom Jahre 1851 beſtimmte 
im $. - 
Die Fragen find, foweit es gefchehen kann, unter Vermeidung folcher 
Rechtsbegriffe, welche nicht eine allgemein bekannte oder im gegebenen 
Falle unbdeftrittene Bedeutung haben‘, fo zu faffen, daß fie von Män- 
nern, welche des Rechts nicht kundig find, mit Sicherheit” beantwortet 
werben fönnen. 

In das Gejeg vom 3. Mai 1852 find dagegen die Beftimmungen gelangt, 
daß die Fragen jo zu ftellen find, daß fie fich mit Ja oder Nein beantworten laſſen 
(Artikel 80.), daß fie, bei Strafe ver Nichtigkeit, alle Thatfachen enthalten follen, 
welche die wefentlichen Merkmale der dem An eflagten zur Laft gelegten ftrafbaren 
Handlung bilden (Artikel 81.), und daß bei Bereinun der wejentlichen Merk: 
male der ftrafbaren Handlung, ſoweit e8 gefchehen kann, Nechtsbegriffe, welche nicht 
eine allgemein befannte und in dem rarchen Falle unbeftrittene Bedeutung haben, 
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durch ſolche gleichbedeutende Ausprücde zu erſetzen find, zu deren Verſtuͤndniß Rechts⸗ 
fenntniffe nicht erforderlich find (Mrtifel B2.), welche lehteren Beftimmungen im We⸗ 
fentlichen die im 8. 363. des Entwurfs enthaltenen wiederholen. 

Wenn num auch im Artikel 79. 1. c. dem Borfigenden die, Verpflichtung 
auferlegt ift, den Geſchwornen die gefeglichen Vorfchriften, welche bei der Beurtheis 
lung der Thatfragen in Betracht fonımen, zu erläutern, und Die Bemerkungen zu 
maden, welche zur Bewirfung eines jachgemäßen Ausſpruches der Gefchwornen 
geeignet erfcheinen, fo heißt dies mit anderen Morten doch nur fo viel, daß der 
Sorten die Geſchwornen mit den Recdhtöbegriffen vertraut zu machen habe, und 
daß diefefben demgemäß ihr Verdikt abzugeben haben. 

Wer zweifelt daran, daß bei Preßvergehen die Frage fih nicht darauf bes 
fhränfen fann, ob der Angeflagte den infriminirten Artifel verbreitet habe, fondern 
aud darauf erftreden muß, ob er ſich daburch der Verübung eines Preßvergehend 
ſchuldig gemacht habe, daß bei einer Ehrenfränfung oder Verläumdung nicht die 
reine Thatfache der Aeußerung, fondern die Schulpfrage, ob durch die Aeußerung 
der Angeklagte fich einer Ehrenfränfung ſchuldig gemacht Hat, durch die Gefchwors 
nen zu beantworten ift. 

Diejenigen, welde den Gefhwornen nur die Entjcheidung thatfächlicher 
Fragen übertragen wollen, müfjen doc anerkennen, daß die Geſchwörnen mittelbar 
auch Rechtsfragen entfcheiven, 5. B. beim Diebftahl in Betreff ver rechts widzi— 
- Aneignung, und bei der Urkundenfäljchung, bei welcher jener, wie ed das Er⸗ 
enntniß des Königlichen Ober» Tribunald vom 19. Dezember 1853 (Zuftiz- Minis 
fterialblatt pro 1854 ©. 182) verlangt, die Entſcheidung darüber, ob eine Schrift 
eine Urkunde ift, ald rechtlicher Natur dem Richter» Kollegium überwiefen wer: 
dem kann, den Gefchwornen ed aber doch immer überlaffen bleiben muß, über. ben 
in dem Worte falfch liegenden Rechtsbegriff ihre Entfcheidung zu verbreiten. 
Wollen fie Died nicht anerfennen, dann müfjen fie annehmen, daß diefe fcheinbaren 
Rechtsfragen doch um deshalb Thatfragen find, weil fie bereits in das Rechte: 
bewußtfein des Bolfes übergingen, was immer fehr mißlich bleibt, oder fie müſſen 
die Frage mit fo vielen Umfchreibungen und fo -weitläuftig ftellen, daß ihre Klar: 
heit und Verftändlichfeit darunter leidet, wad dann felbft nothwendig zu Srerthüs 
mern und Fehlgriffen der Gefchwornen führt (Mittermaier im Gerichtsfaal 1852, 
Br. 1. ©. 38). Wenn nun auch die bewährteften Franzöfifchen Zuriften die frü- 
re Anfiht von der Beichränfung der Gefhwornen auf die Beantwortung der 

hatfragen bereitd aufgegeben haben, und dies in gleicher Weife bei den Deulſchen 
Juriſten überwiegend der Fall ift, fo zweifeln wir nicht daran, daß die Annahme 
bald allgemeine — finden werde, daß, wenn der Geſtaͤndige nur die That— 
fragen bejahend beantwortet, er dadurch nicht auch zugleich die aus denſelben ſich 
ergebenden Rechtsfragen beantwortet hat. 

Das Königliche Ober-Tribunal dürfte in dem Erkenntniſſe vom 16. Februar 
1853 (Auftiz-Minifterialblatt S. 267) auch bereitd von diefer Anficht ausgegangen 
fein, wenn es Das Zugeſtändniß der reinen Thatfrage in demjelben nicht für aue- 
reichend hielt, und nad) dem Wahrfpruch der Gejchiwornen darüber für nothwendig 
erachtete, ob die Zueignung der fremden Sache in rechtswidriger Abſicht erfolgt fei, 
und in dem Erfenntniffe vom 29. März 1854 (AJuftiz-Minifterialblatt S. 202) es 
nicht für ausreichend erachtet, wenn der Angeklagte die Thatſachen zugefteht, welche 
die Merkmale des ihm zur Laft gelegten Verbrechens bilden, ohne ſich ausprüdlich 
für ſchuldig zu erklären. 

Bleibt num aber in vielen Fällen beim Zugeftändniffe die eigentliche Schulp- 

age unbeantwortet, fo füllt unmwilltürlih mehr in das Gebiet der richterlichen 
theilung, als der Gefeggeber vielleicht felbft demfelben zutheilen wollte, und es 
ergiebt ſich die Richtigkeit der Behauptung, daß die Folgen des Geſtändniſſes weiter 
reichen, al fie nach dem Willen des Gehchenden reichen follten. 
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Wir kommen .. 

3) Zu der Behauptung, daß feine bejonderen Gründe dazu vorliegen, die 
MWirkfamkeit der Gefchwornen beim Zugeftändniffe des Angeklagten Beer 
wenn man überhaupt die Gefchwornengerichte für zweckentſprechend und notbiwen- 
dig erachtet. 

. Wir befennen uns zu der Annahme, daß die Gefchwornengerichte in Deutfch- 
land längft aufgehört haben, ein gefahrdrohenbes politifche® Inftitut zu fein, fich 
vielmehr vollftändig zu einem NRechtöinftitute ausgebildet haben, welches bereits fo 
tiefe Wurzeln in den Boden unferes Nechtötebend gejdrlagen hat, daß feine Fort- 
ſchaffung die weientlichften Intereſſen der Staatsbürger höchſt empfindlich berühren 
würde. Wir fürchten nicht, Daß das Verlangen nach einer Umfehr zu patriaccha> 
lifchen Zuftänden ſich alsbald auch über die Schwurgerichte ausdehnen werde, und 
würden dad Aufgeben derjelben für einen unverantwortlichen Rüdjchritt halten. 

Wenn die Richter, ohne alle Beweisregeln und ohne Angabe von Grün: 
den, nur nach ihrer Meberzeugung urtheilen follen, dann find die Gefahren für den 
Angeklagten viel geringer, wenn er fich dem Ausfpruch der Gejhwornen, ald wenn 
er * dem Urtheile der Richter unterwerfen muß. 

Der Geſchworne ſteht in den meiſten Fällen den Beziehungen und Verhäaͤlt— 
niffen des gewöhnlichen Lebens viel näher, als der mehr auf eine amtliche Thätig- 
feit am Altentiſche angewiefene Richter. 

In fehr vielen Schwurgerichtöfällen ift und der fcharfe Blid und die Klar: 
heit, mit welcher die Gefhwornen ihren Wahrfpruch abgaben, bemerkbar geworden, 
und wir haben dagegen nur jelten gefunden, daß fie ihrer Aufgabe nicht gewach— 
fen gewefen wären. Es ift und wenigſtens eben jo oft bei den richterlichen 
Beratungen Befangenheit und eime fchiefe Anficht der Sachlage vorgelommen, 
und wir find zu der Ueberzeugung gelangt, daß eine Aufhebung der Schwurgerichte 
und die Entſcheidung der Schulpfrage bei Verbrechen durch ftändige Richterfollegien 
fein Gewinn für die Rechtfprechung fein würde, und ber Gerechtigfeit nicht för— 
berlich wäre. 

Wir halten felbft eine jede Beichränfung der Wirkjamfeit der Geſchwor— 
nen für nadhtheilig, und, in dem vorliegenden Falle des Artikels 75. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852, jchon um deshalb für völlig ungerechtfertigt, weil in demſelben, 
wie oben ausgeführt, die Beantwortung der eigentlichen Schulpfrage ganz unter- 
bleibt, und den Gefchwornen, als den kompetenten Richtern, zur Ungebübr entzogen 
u. haben unferer Beurtheilung bei diefem Punkte ein Mehreres nicht hin— 
zuzufügen. 

Was A) den legten Theil unferer Betrachtung betrifft, fo müflen wir ih 
der ängftlihen Vorſorge, mit welcher man bemüht gewefen ift, fich des Geftänd- 
nifjes des Angeklagten im vollften Umfange zu vergewiffern, die Schwäche der be- 
treffenden Beftimmungen erbliden. 

Die vollftändige Protofollirung, und fogar die Vorlefung des Geftändnifieg, 
laffen fih durch den Artifel 78. des Gefepes vom 3. Mai 1852 nicht wohl 
rechtfertigen. 

n das Audienzprotofoll joll nur der Hergang im Termin und dad Wefent- 
lichfte aus den Erklärungen der Staatsanwaltfchaft, des Angeklagten, der Zeugen und 
der Sachverftänvigen aufgenommen werden. Soll nun aber der Gerichtshof nicht 
Gefahr laufen, fein Urtheil vernichtet zu fehen, jo wird, bei Befolgung der Anwei— 
fung des Ober:Tribunald:Erfenntnifies vom 19. September 1853 und der Mini- 
fterial-Berfügung vom 18. Februar 1854, das Audienzprotofoll eine Geftalt gewin- 
nen, welche der einer ſchriftlichen Unterfuchungsverhandlung vollfommen ähnlich 
fieht, ja ed macht die angeordnete Borlefung fie in der That, wenn auch nur, was 
das Geftändniß betrifft, zu einer ſolchen Verhandlung. 

Der Verfaſſer hat ald Schwurgerichtd-Präfident felbft das Audienzprotokoll 
vollzogen, welches die Beranlaffung zu dem Urtheil vom 19. September 1853 ge⸗ 
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geben hat. Nach feinem Dafürhalten entſprach daſſelbe dem Erforderniſſe des Ars 
tifel8 78.; es war bei feiner Abfaſſung jedoch allerdings von der Anſicht ausge⸗ 
gangen worben, daß das Nichterfollegium, auch wenn ein Geftänpniß vorliegt, fein 
Urtheil nicht auf den Grund eines — ſondern aus der bei der mündlichen 
Verhandlung gewonnenen Ueberzeugung von der Bollftändigkeit des Bekenntniſſes, 
zu finden hatte. 

Es möchte nicht gerathen fein, den eingefchlagenen Weg weiter zu verfols 
gen, und dadurch, daß man Elemente des ſchriftlichen Unterfuchungsverfahrens auf 
das mündliche Verfahren überträgt, daſſelbe in feinen Prinzipien zu verlegen. 

Faffen wir das Vorgefagte zufammen, jo würden wir den Zweck deſſelben 
ſchon dadurch erreicht zu haben glauben, wenn wir die Aufmerffamfeit auf ven 
vorliegenden Gegenftand hingelenkt, und fo die weitere‘ Erwägung deffelben an- 
geregt hätten. 


IL 


Was den zweiten zu befprechenden Artifel 98. des Gefehes vom 3. Mai 
1852 betrifft, jo lautet derſelbe: 
„Wenn die dem Angeklagten nachtheilige Beantwortung einer Frage nur 
mit einer Mehrheit von fieben gegen fünf Stimmen beſchloſſen ift, fo 
tritt der Gerichtshof felbft in Berathung, und entſcheidet, ohne Angabe 
von Gründen, über den von den Gefchwornen mit nur fieben Stimmen 
gegen fünf feitgeftellten Punkt“. 
Dies Gefeh trat an die Stelle des g. 111. der Verordnung vom 3. Ya: 
nuar 1849, welcher verordnete: 
„Die Entfcheidung erfolgt nad Mehrheit der Stimmen. Iſt jedoch das 
Schuldig rüdfichtlich der That oder der die That begleitenden Umftände 
nur durch eine Mehrheit von fieben Stimmen gegen nf ausgefprochen, 
fo tritt der Gerichtshof jelbft in Berathung, und entjcheivet nach Mehr: 
heit der Stimmen über den von den Geſchwornen nur mit einfacher 
Mehrheit feftgeftellten Punkt“. . 

Wir begegnen Bier dem zweiten Falle, in welchem unfere Gefeggebung es 
für erforderlich gehalten hat, die Wirkfamfeit der Gefchwornen innerhalb der Gren— 
zen ihrer Kompetenz zu befchränfen, und werden darzuthun haben, daß wir aud 
diefe Beichränfung nicht für gerechtfertigt halten. 

Fragen wir nach der Duelle diefer gefeglichen Beftimmungen, fo finden 
wir fie im Sranzöfifchen Strafprozeſſe. Die ſchnell der Franzöfiihen Verfaſſungs— 
Urkunde vom 3. September 1791 folgende Strafprogeß-Orbnung vom 16. deſſelben 
Monatd und der Code des peches et des delits vom 3. Brumaire IV. verlangten 
ee des Angeffagten zehn die Schuldfrage bejahende Stimmen der 

eichwornen. 

Bei den Debatten, weldhe im Kaiferlichen Staatsrathe im Jahre 1808 über 
den Code d’instruction eriminelle ftattfanden, und bei welchen die Beibehaltun 
der Schwurgerichte von verfchiedenen Seiten in Frage > wurde, ergab ia 
eine Meinungsverfchiedenheit in Beziehung darauf, ob die einfadhe Stimmenmehr: 
heit der Geſchwornen ſchon zur Verurtheilung genügen folle oder nicht. In der 
Staatsraths-Sitzung vom 16. September 1808 entjchied der Kaiſer felbft diefen 
Streit dahin, daß bei einfacher Stimmenmehrheit auch das Richterfollegium über 
bie Thatfrage entfcheiden, und die Stimme der Richter demnächft den entfprechenven 
— * Geſchwornen zugerechnet, und dann die einfache Stimmenmehrheit ent—⸗ 
cheiden jolle, 

' Diefer Anficht entfprechend lautet der Artifel 351. des Code d’instruction 
eriminelle: 
Si laceuse n'est declar& coupable du fait principal qu’& une simple 
majorite les juges deliberont entre eux sur R meme point, et si l'aris 
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de la minorite ‚des jures est adoptee par la majorite des jugs, # * 

sort qu'en r&unissant le nombre des voix, ce nombre excide code #_ 
* * en en —* jures et de la minorité de juges, l’avis favorable S 

se prevaudra, 

N Rincie Sade ftellte ſich mithin jo, daß wenigftens eine richterliche Sti ⸗ 
* t i) are et anne ba gets og * nern ver S — 
Rp Fuführen, wo denn neun Stimmen für die letztere, und nur acht = 
—9 * Bejahung ſich gebildet hatten. 
d 0 fh die Beftimmung des Artikels 351. nur auf die Hauptſache CE 
a “% e 9 b f fi 2 f 
% NOT) 29 2 St; 309, fo entſchied in Betreff erfchwerender Nebenumftände fon vie e# ı 
* menmehrheit gegen den Angeklagten. . 

a SZ, bielt das Grforderniß des Hinzutrittd von wenigftens einer ip — 
Au De zu der milderen Meinung für zu nachtheilig für den Angellag ee 
nen +2> — daß die Bejahung oder Verneinung der Schuldfrage von dem PP 
% e —3 er, Nanz verſchiedenen Berathungen, und ohne Daß die gegentheili gg = 
h es or hätten in Erwägung gezogen werden fönnen, etwas Ungehörieg = 
8 — 1 SHalb, in dem Gefeg vom 24. Mai 1821, von der Zufammrehnze mer" 
A — z | Der Nichter und der Geſchwornen, und ließ die Stimmenmehrheit T> - 
He fich bei der Berathung derjelben ergab, allein über die Shulrfear — 


N N Sranzöfiichen Praktiker, 3. B. Legraveraud, Carnot, Ma — 
h, Zuge,  Erflärten fich jedoch überhaupt entfchieden gegen die Vorfchrift, Dem 
—8 nmenmehrheit von ſieben gegen fünf der Gerichtshof entſcheiden ſo I — 
4% h ung gelehrt hatte, daß nicht felten die Gefchwornen in Fällen, in nme = 
N. = rftändigung zur gefeglihen Mehrheit nicht fchnell zu erwarten nom - 

% — in einem Aufſehen erweckenden Kalle die Geſchwornen nicht gen > 
heit übernehmen wollen, den Ausweg wählen, den Ausipruh zum 
| — en abzugeben, um dann die Richter entſcheiden zu laſſen Feuerb — — 
UST Sn über — Th. MH. ©. 479, Mittermaier im Gerich — 






‘N vd. 1. 5 , IR e 5 

N Geſetz vom 4. Mai 1831 befeitigte deshalb den Artikel 351. garm 
ee — Verurtheilung des Angeflagten von einer Mehrheit von acht Stimme — 
ode — — — fo wie das Geſeh vom 28. April 1832 die Härte vieler Beſt —— 






— 
Unna Franzöfifben Strafrehts dadurch milderte, daß es den Geſchworaa — 
fand d wi beilegte, über das Vorhandenſein mildernder Umftände (eirconstan = 
N Ss be - felbft zu erkennen, was denn auch die fehr häufige Annahme folck> — 
L ger ie r Folge hatte, 
the nd ie fich die Losfprehungen zu jeher mehrten, -erachtete das Gef Oz 
U JR —>—r 1835 ſchon einfahe Stimmenmehrheit der Gefchwornen zur Sera, 


" ausreichend. ; 
r ey — Richtung, welche die Bewegungen Des Jahres 1848 genommen daten 
Ne nn die Beltimmung, daß un Stimmen, und Dann Do Geld Om; 
9% — 1848 herbei, daß eine Majorität von acht Stimmen zur Bejahna 
08 age erforderlich fei. Auch dies Gefeg ift wiederum Durch dad Gef. 
U ri 1853 b i ie Ent 
vom 9 —8 i 1853 aufgehoben, und in dem leßteren verordnet, daß die Entich — 
N — — Hwornen, ſowohl zum Nachtheile des Angeklagten, als auch über ana 
„u nde, ſich nad der ‚einfachen Stimmenmehrheit bildet, und mus = a 
— SIT — Geſchwornen dieſe Majorität beurkundet, ohne daß die Zahl 
Auf PL: nn ——— angegeben werden dürfe, und zwar Alles bei Verrn 
= — ı) igkeit. 
zechend dem Geſetze vom 24. Mai 1821 hatte für die Preußi 
pur —8* — die Verordnung vom 30. Dezember 1833 bie — — 
& > Teegiums über den nur mit einfacher Stimmenmehrheit entihiedem 
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Fall angeordnet, und von der Stimmenmehrheit der Richter, fowohl in Betreff 
der Hauptfache, als der erfchwerenden Nebenumftände, die Entfcheidung abhängig 
emacht. 

s Soweit ung befannt ift, haben die nach Franzöfifhen Mufter feit dem 
Jahre 1848 verfaßten Deutfchen Strafprogeß:Orbnungen die Enticheidung der That- 
frage durch die Richter bei einfacher Stimmenmehrheit der Gefchwornen nicht in 
ſich — — vielmehr die zur Verurtheilung nöthige Stimmenzahl auf acht 
feftgeftellt, 3. B. die Bairiſche Strafprozeß-Ordnung vom A. Juni 1848, 

MWenn wir num ungeachtet der Schidfale, welche der Artikel 351. des Code 
d’instruction criminelle in Franfreich felbft gehabt Hat, ihn, fo wie ihn daß Seſetz 
vom 24. Mai 1821 modifizirt hatte, in unferem Strafprozeffe wieder finder, fo 
fönnen wir feinen anderen Grund dafür ermitteln, ald den, daß man ſich nicht 
veranlaßt fehen wollte, in einem alle von den in der Rheinprovinz beftehenden 
Beftimmungen abzugeben, welcher zugleich die Möglichkeit darbot, die im G runde 
doch immer der Geſetzgebung abgenöthigte Wirkfamfeit der Gefchwornen, jo weit es 
thunlich und gerade da zu befchränfen, wo die Zweifelhaftigfeit des Falles Die Ge- 
ſchwornen felbft dazu veranlaffen fonnte, die Entſcheidung abzulehnen, und ven ftän- 
digen Richtern zu überlaffen. 

Sollten ähnliche Motive wenigftens im Hintergrumde geftanden haben, als 
bie Verordnung vom 3. Januar 1849 redigirt wurde, fo fönnten wir fie, nach bem, 
was wir in umferer erften Betrachtung über den Werth der Gefhwornengerichte 
gejagt haben, nur für ungerechtfertigt halten. 

Wir haben in unſerer Erfahrung dasjenige vollfommen beftätigt gefunden, 
was die Franzöfifchen Praftifer der gedachten Vorſchrift entgegengeftelt Haben; 
auch uns find mehrfache Fälle vorgefommen, wo es auf der Hand lag, Daß die 
einfache Stimmenmehrheit das Ergebniß einer unter den Gefhwornen getroffenen 
Verabredung, zur Abweifung der Sache von ſich, gewefen war. 

.. ° Mittermaier bemerkt, im Gerichtsfaale 1852, Bd. I. ©. 393, Daß eine 
Vorſchrift nicht die Billigung des Geſetzgebers verdiene, deren Hauptrichtung eine 
verberbliche ift, und deren Nachtheile überwiegend find. Dies fei hier der Fall, 
weil dur fie die Einrichtung des Gefchwornengerichts herabgewürdigt, und Die 
Meinung veranlaßt werde, daß die Abficht zum Grunde liege, das Gefhwornen- 
gericht möglichft zu befchränfen und dem Richter viele Macht einzuräumen. 

Bewährte Deutiche Juriften, wie Abega, Peue u. N., verwerfen Die 
Vorfchrift ald unangemeſſen, und felbit Hunpenttal will, obgleih er ihre Nach- 
theile erfannte, fie nur darum beftehen laffen, weil fie dem Angelagten in Dem 
Falle einen Vortheil gewährt, wo das Nichterfollegium der einfachen Stimm en- 
mehrheit nicht beitritt. 

Es ift von Frangöflfchen Praftifern (Racuifine u. A.) auch bemerft wor: 
den, daß da, wo die Richter in einem Falle beratben follen, in welchem bereits 
ein Urtheil der Schuld durch fieben Geichworne vorliegt, fie nicht mit der nöthi- 
gen Unbefangenheit berathen, und geneigt find, der Mehrheit der Gefchwornen 
beizutreten. 

Uns iſt in der Prarid wiederholt der Fall vorgefommen, daß, wenn das 
mit einfacher Stimmenmehrheit die Schuldfrage bejahende Verdikt das Richterfolfe- 
gium ganz unvorbereitet an die Stelle der Gefchwornen verfegt, es ſich von einer 
gewiſſen en rg nicht loszumachen vermochte, doch haben wir dann zu be- 

merfen Gelegenheit gehabt, daß fich Die Majorität der Richter eher für die mildere 
entjchieden hat. 

Mehrere Michter entichieven fich für die mildere Anficht augenfcheinlih um 
deshalb, weil fie von den älteren Beweisregeln nicht abftrahiren konnten, und auch 
weil fie unverhohlen erflärten, daß fie die, felbft gewonnene Ueberzeugung von Der 
Schuld des Angeklagten nur dann für maßgebend zu erachten fich für beredtigt 
hielten, wenn fie durch hinreichende Beweife unterftügt werbe. . 
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Wenn der Gefeßgeber annimmt, daß eine einfache Stimmenmehrheit nicht 
bie nöthigen Bürgfchaften gewährt, und deshalb zur Berurtheilung acht Stimmen 
fordert, dann aber doch wieder, und zwar in fehr erheblichen Zweifelsfällen, allein 
von der Entſcheidung dreier Richter dieſelbe abhängig macht, und dieſe für hinrei— 
chend hält, den Mahrfpruch der Gefhmwornen zu befeitigen, dann fann das Geſetz 
fein Bertrauensvotum für die Gefchwornen genannt werden, umd es ift an. der 
Zeit, wenn man den Geſchwornen das Vertrauen überhaupt nicht entziehen will, 
die ganze Mitwirkung der Richter bei der Entſcheidung der Schulvfrage aufzuge: 
ben, und an deren Stelle das Erforderniß der abjoluten Stimmenmehrheit der Ge: 
fhwornen zur Verurtheilung des Angeklagten treten zu laſſen. 

Wie dies in Frankreich durch das vorgedachte Geſetz vom 4. März 1831 
ſchon gefchehen ift, wird fih dann auch bei und die Zahl der Ajfifenrichter auf 
drei vermindern, und fo eine erhebliche Erfparung richterlicher Kräfte erreichen laffen. 


Zum Thatbeftande der Urkundenfälfhung. 


Der vielbefprochene $. 247. des Strafgefehbuches fagt: 
„Wer in der Abficht, fich oder Anderen Gewinn zu verfchaffen, oder An- 
deren Schaden zuzufügen, eine Urkunde verfälfcht oder fälſchlich anfertigt, 
und von derfelben zum Zwede der Täufchung Gebrauch macht, begeht 
eine Urkundenfälſchung. 

Unter Urkunde ift jede Schrift zu verftehen, welche zum Beweiſe 
von Verträgen, Verpflichtungen, eg oder überhaupt von Rechten 
und Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit iſt“. 

Diefe legtere Definition, alfo der ftrafrechtliche Begriff der Urkunde, ift es, 
welcher zu vielfachen Zweifeln Beranlafjung gegeben, und fo fehr verfchievenartige 
Entjheidungen hervorgerufen hat. 

Bei jedem neuen Rechtsfall treten neue Zweifel hervor. So fehr der Be 
ariff fih als ein folcher darftellt, deſſen Sinn nicht abftraft, fondern nur in feiner 
Anwendung auf den vorliegenden Fall verftanden werben fann, und fo fehr daher 
ſolche verſchiedenartige Entſcheidungen über anfcheinend gleichgeftaltete Fälle erflärs 
bar find, fo ftellt fich doch die Einigung über einzelne abftrafte Prinzipien unab— 
weislich dar. 

Gin ſolches Prinzip hat neuerlich wiederum feftgeftellt werben müffen. 
belgend Die Rechtsfälle, in welchen dieſes Prinzip in Frage gekommen iſt, ſind 
olgende: 

Um die Behörden über die Höhe ſeines Vermögens, alſo über feinen 
Schuldenzuftand zu täufchen, nämlich fie glauben zu machen, daß er dem Schlofler 
Berfpohl ein Kapital von 1000 Thalern verjchulde, und um dadurd die 
hung feiner Klafjenfteuer herbeizuführen, hatte der Schulze 

ütke Maeftrup fälfchlich angefertigte Duittungen über die Zahlung von Zinjen 
von folchem Kapitale an Verſpohl, und eine unter dem Namen des Berfpohl 
fälſchlich angefertigte Befcheinigung, daß er dem Verſpohl viefes Kapital ver: 
ſchulde, bei der Regierung eingereicht. Durch das Erfenntniß des Schwurgerichtd 
zu Münfter vom 10. Februar 1854 war er wegen Urfundenfälfchung verurtheilt 
worden. Die hiergegen von ihm —** Nichtigkeitsbeſchwerde iſt mittelft des 
Band II. Seite 695 ad 3. abgedruckten Grfenntniftes der zweiten Abtheilung des 
Senats für Straffachen beim Ober: Tribunal vom 11. Mai 1854 zurüdgewiefen 
worden: a 
weil die in Rede ftehenden, wenn auch nur über. eine fingirte Schul, 

nämlich über angeblich bezahlte Zinfen einer fingirten Kapitalsfchuld des 
Angeflagten lautenden Quittungen, und die Beicheinigung über die Eri— 

ftenz dicker Kapitalfchuld in den am Schluffe des $. 247. des Strafgejep: 

buches aufgeftellten Begriff einer Urkunde gehören, und Behufs Anwen 

dung dieſes Begriffs und mithin des Begriffs der Urfundenfälfchung 

nichts darauf anfommt, daß der dolus der Falfepung feine unmittelbare 
Beziehung auf dasjenige Rechtöverhältniß, für deſſen Beweis die Schrift 
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von Erheblichkeit ift, hat, im vorliegenden Falle aljo es unerheblich ift, 
daß der —— durch den Gebrauch der ner Schriften bei ver 
Steuerbehörde an was die durch dieſelben faͤlſchlich dargeſtellte Ka; 
en von 1000 Thalern und Zinfenzahlungen davon felbft berührte, 
vornahm, fondern nur durch — 2 egelung dieſer ſeiner Kapitalsſchuld 
an Verfpoͤhl eine — feiner Klaſſenſteuer dem Staate gegen— 
* über zu erlangen: fuchte. 
Neuerlich lag dagegen folgender Fall vor: 
Auf Grumd einer gegen den B. Ernft Ely Meyer verhandelten Vor— 


unterſuchung war nach dem in joweit übereinftinnmenden Befunde der R er 
des er und Beichluffe des Anklage: Senats des Kammergerichts der 
Meyer hinreichend belaftet: 


In zwei ihm am 2. Oftober 1855 ausgeftellten Schuldfcheinen der Frau 

von A. über 550 Thaler und der Gräfin S. über 2370 Thaler, welche 

er am 2, November dem Stempelamte zur Nachkaffirung des Stempels 

vorlegte, vor diefer Vorlegung in er Abficht, nämlih Be: 

ufs Abwendung der fonft verwirftem Stempelftrafe, das 

atum 2. Oktober in den 22. Oftober umgeändert und von den ß ge⸗ 

een Schriftftüden bei dem Stempelamte zum Zwede der Täujchung 

elben Gebrauch gemacht zu haben. 

Der Antrag des Staatsanwalts, den Meyer wegen Urfumdenfälfchung in 

Anklageftand zu verfegen, ift vom Anklagefenat mittelft des gedachten Beſchluſſes 
zurüdgewiefen worden, 

weil die Schulpfcheine nicht als folche, fondern nur in dem Monatstage, 

mithin in einem, abgeſehen vom Zinslauf und der Verjährung an ſich 

unmefentlichen Theile, und auch nicht in der Abficht, um von deren Aus: 

ftellern ungerechtfertigte Bortheile zu erlangen, fondern nur zum Zwecke 

der Täufhung der Stempelbehörde Behufs Abwendung der fonft verwirf- 

ten Stempelſtrafe verfälfcht worden find, die Fälfhung alfo mit dem 

uhr ge felbft in gar Feiner urſächlichen Verbindung fteht, 

und überdies lediglich denjenigen Theil einer Schrift berührt, welcher zum 

- Beweife von Rechten und Rechtöverhältniffen an ſich von feiner Erheb- 
lichkeit ift, ein anderes Verbrechen oder Vergehen aber in der Handlung 
des Beilhuldigten- ebenfalls nicht fiegt. - 

Die über diefen zurückweiſenden Beſchluß vom Ober-Staatsanwalt an das 
Ober-Tribunal gerichtete Beſchwerde führt Folgendes aus: 
„Der Anklagefenat erwägt: 

1) Daß die Schulpfcheine nicht als folche, fondern nur in dem Monatstage, 
mithin in einem, abgefehen vom Zinfenlaufe und der Verjährung, an fi 
unmefentlichen Theile gefälfcht worden find. 

Diefer Grund ift unrichtig und in fich widerfprechend. 
Unrichtig, indem $. 730. Titel 11. Theil 1. des Allg. Landrechts als Erfor- 
derniß zu einem vollftändigen Schuldſcheine sub Nr. 7. 
die Bezeichnung des Ortes, wo, umd des Datums, unter welchem der 
| Vertrag gefchloffen worden ift, J . 
ausprüdlich —6 
widerſprechend, weil das Datum des Schuldſcheins, von welchem zwei ſo 
weſentliche Dinge, wie der Zinſenlauf und die Verjährung, abhängen, unmöglich 
unwefentlich genannt werden kann . | 
4 2) Dap die Schulpfcheine nicht in der Abficht, um von deren Ausftellern 
ungerechtfertigte Vortheile zu erlangen, fondern nur zum Zwede der Täu- 
fhung der Stempelbehörde Behufs Abwendung der fonft verwirfkten 
Stempelftrafe verfälfcht worden find. 
Diefer Grund verlegt den $. 247. des’ Strafgefepbuches, indem er feine 
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Anwendung zu fehr befchränft; das Geſetz verlangt *** daß der Getaͤuſchte 
reſp. Beſchaͤdigte eng gerade diejenige sBerton fein müfle, zu welcher der 
— durch die Urkunde, in ein Rechtsverhältniß getreten fein wärbe, wenn fie 
acht wäre. 

Es fagt ganz allgemein: 

Wer in der Nohcht ıc. Anderen Schaden 5 Mögen, eine Urkunde faͤlſch⸗ 
lich anfertigt ıc., und von berfelben zum Fe e der Täuſchung Ge- 
brauch macht. 

Fälfchung wird daher auch dann vorliegen, wenn jede dritte, außer dem 
Rechtsverhältmiffe, welches die Urkunde begründen ober löfen foll, ſtehende Perion 
befchädigt oder getäufcht worden if. So wird Urkunbenfälichung ifpielöweife 
auch unbevenflich da vorliegen, wo Jemand durch Vorzeigung gefälfchter Schuld» 
feine oder Befigbofumente fich Kredit verfchafft hat. 

Der Anklagefenat erwägt: 

3) Daß die Fälfhung mit dem Schuldverhältniffe in gar keinem urſachlichen 
Zufammenhange jteht. 

Einer ſolchen bedarf es aber auch gar nit, wenn nur die Faͤlſchung mit 
dem Zwecke der Täufchung und dem zugefügten Schaden oder gefuchten Gewinn 
in urfachlichem Zuſammenhange ſteht. Diefer aber ift_vorfanden, weil von dem 
Datum der Austellung die Frift, binnen welcher der Stempel zur Vermeidung ber 
Stempelftrafe Pe fein muß, abhängt. “ 

Die erfte Abtheilung des Senats für Strafjachen beim Ober» Tribunal, 
welche über dieſe Beſchwerde zu entfcheiden hatte, hielt diefelbe aus folgenden 
Gründen für ungerechtfertigt : i 

Die Fälfhung einer Urkunde könne mır in Bezug auf dasjenige Rechts: 
verhältnig, für deffen Beweis fie von Erheblichkeit fei, vorgenommen wer: 
den, nicht aber in Bezug auf Rechte Dritter, welche aus für fich befte- 
henden Gründen, 3. B. alſo auch vermöge fistalifcher Gerechtfame, aus 
dem beurfundeten Rechtsverhäftnig hergeleitet werden lönnten. Dieſen 
Rechten gegenüber könne eine etwanige ——— der Urkunde unter 
Umſtänden nur ein Betrug fein, nicht aber eine Fäͤlſchung. Im vorlie— 
— Falle ſei durch die Aenderung des Datums in dem zwiſchen dem 

eſchuldigten als Darleiher und den Schuldnerinnen beurkundeten Rechts⸗ 
verhaͤltniß nicht das Geringſte geändert werden, denn die 2 Schuldſcheine 
hätten nichts als die vollgogenen Anlehne beurfundet, und den Zeitpunkt 
der Rüdzahlung ohne Zinfenftipulation auf den 31. Dezember 1855 be⸗ 
flimmt, wobei es völlig gleichgültig geweien, ob die Schuldſcheine am 
2. ober 22. Dftober ausgeftellt gewefen. 

Wegen des anfcheinenden Widerfpruch® des oben zuerft gedachten Falles 
mit dem in diefen Erwägungen enthaltenen Grundſatze ift die Entſcheidung über 
die Beſchwerde an das len des Senats für Strafjachen gewieſen. 

Die Frage war aljo: 

Ob die Fälſchung einer Urkunde im Sinne des obigen $. 247. nur in 
Bezug auf dasjenige Rechtsverhältniß, für deſſen Beweis fie non Erheb- 
lichkeit ift, verftanden werben fonne, und ob daher die in einer Urkunde 
über ein Nechtögefchäft lediglich zur, Abwendung der in Beziehung auf 
diefe Urkunde verwirften Stempelftrafe vorgenommene Aenderung, gleich» 
gültig, ob fie auf das Rechtsverhaͤltniß der dabei Betheiligten ſelbſt von 
Erheblicyfeit ift oder nicht, nicht als Urfundenfälfchung anzufehen, weil fie 
nur auf das Recht des Fisfus auf den Stempel, vefp. die Stempel- 
ftrafe von Erheblichkeit ift? 

Zwei Borfra en find hierbei vorweg als entjchieden zu betrachten, nämlich 
die, daß auch die Befreiung von einer erkannten, ober doch jonft —— feſt⸗ 
ſtehenden Strafe ald „Gewinn“ im Sinne des Geſetzes zu betrachten iſt, und fers 
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ner, daß die Rechtöverlegung bei der Urkundenfälfchung am ſich auch in Beziehung 
auf das öffentliche Imtereffe denkbar if. Beide Fragen find im diefem Sinne 
bereits entjchieden. 

Fragt man nun, welchen Zwed das Gefeg überhaupt mit der Aufftellung 
des bejonders qualifizirten Verbrechens der Urfundenfälfchung gehabt haben fönne, 
fo ift dies offenbar zunächft die Sicherung öffentlicher Treue und öffentlichen Glau— 
bene. Denn die Schrift gilt überall ald ein vorzügliches, ja in einzelnen Rechten 
ald eim nothwendiges und ausfchließliches Beweismittel für Nechtsverhältniffe. 
Died würde alfo von vornherein dahin führen, eine jede Schrift al® Objekt der 
Urfundenfälfhung zu denken, da jede Schrift, wie auch ihre Bejchaffenheit jein 
möge, Doch immer zu irgend einem Beweife über ein Rechtsverhältniß dienend ge- 
dacht werden fann. Im der That hat man auch den Austruf im $. 1386. Tit. 30. 
Th. I. A. 2. R. (unjered früheren Strafrehts) „PBrivatichriften “ im diefer 
Ausdehnung verftehen wollen, indem „Brivaturfunden“ alle ſolche Schriften 
feien, welche bereits urfprünglich zum Zwecke der Feftftellung oder des Beweiſes 
von Rechtöverhältnifien gefertigt werden, während jene „PBrivatichriften“ zwar ſolche 
feien, welche ebenfalls dazu dienen fünnten, jedoch nicht urfprünglich zu diefem 
Zwede gefertigt fein. Obwohl man nun dieſe Unterfcheidung fpäter im Hinblid 
auf vie 88. 89. ff. Tit. 10. A. ©. DO. als unbegründet verwarf, vielmehr auch 
unter „Urkunden“ im Sinne des Givilprozeßrechts jede Art fchriftlicher Nachrichten 
verftand, welche, es möge der Zwed des Beweiſes bei der urfprümglichen Errich— 
tung vorgewaltet haben, vder nicht, zum Beweiſe von Thatfachen dienen fönnen, jo 
behielt man, eben weil man diefe weite Ausdehnung des Begriffes wollte, doch die 
ganz allgemeine Fafjung dahin bei: 

Unter Urkunde ift jede Schrift zu verftehen, welche zum Beweife einer 
Thatfache dienen kann. 

Später aber erkannte man die Nothwendigfeit einer Befchränfung des Be- 
griff, und zwar in fofern einer inneren, als die Faͤlſchung zwar auf alle Schriften, 
welcher Zwed auch bei ihrer Ausftellung obgewaltet haben möge, ſich erftreden, da— 
gegen der dadurch zu führende Beweis als ein jolcher gedacht werden follte, wel- 
cher geeignet fei, einen erheblichen Einfluß auf die Rechte Anderer zu üben. So 
verftand man nämlich die aus 1. 6 Dig. und 1. 20 Cod. ad leg. Cornel. de falsis 
abgeleitete Regel: 

non punitur falsitas in scriptura, quae non ‚solum non noeuit, sed nec 
erat apta nocere. 

Siemad hat alfo der obenbezeichnete Strafgrund eine wejentliche Bejchrän- 
fung erfahren follen. Oeffentliche Treue und öffentlicher Glaube in dem Schriften: 
beweife follen zwar gefchugt werden, aber es muß eine erhebliche Verlegung des 
durch die Schrift neihügten Nechtes möglich fein. Weſſen Recht aber? Augen: 
jcheinlich hat das Geſetz zunächft und vorzugsweiſe nur den Schuß desjenigen Be— 
theiligten bezweckt, defien Necht oder Verpflichtung durch die Urkunde bewielen wer: 
den Bu, der aljo die Schrift freiwillig gewählt, oder vermöge gefeglicher Vorſchrift 
nach der Beſchaffenheit des Nechtsverhältniffes zur fchriftlichen Niederlegung feines 
Willens genötbigt worden ift, um dadurch einen dauernden Beweis dafür zu er 
halten, oder welchem, wie bei eimfeitigen Willenderflärungen, nach der Abficht des 
Ausftellers durch Die Schrift ein folder Beweis bat gewährt werden follen, oder 
endlich deffen, welcher entweder als Rechtsnachfolger in die Rechte und Berpflich- 
tungen des urjprünglichen in der Schrift —— Trägers derſelben eintritt, oder 
aber ſelbſtſtaͤndig bei dieſen Rechten und Verpflichtungen ihrem inneren Weſen nad) 
beihjeiligt ift. Die Urkunde ift alfo mit anderen Worten ald die Quelle, oder doch 
als das Sicherungsmittel der darin ausgedrüdten Rechtöverhälmifie gedacht. Die 
Fälſchung ift fomit nur denkbar im ihrer Richtung gegen dieſe Rechtöverhälmniffe, 
alfo der To eben bezeichneten bei denfelben jelbft Betheiligten. 

Hier alfo tritt die Erheblichkeit des Umftandes deutlich hervor, daß das 
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Verbrechen der Urkundenfälſchung im Syfteme des Strafgefegbuches ein felbftftän- 
diges, von dem Verbrechen des Betru es getrennted geworben if. Nach dem All: 
gemeinen Landrecht war es als qualifizirte Art des Betruges, ald befonders firaf- 
bares Mittel defjelben aufgefaßt. Es war hiernady denkbar, daß die Faͤlſchung an 
und für fi auf das in der Urkunde ausgedrüdte Rechtsverhältniß von gar feinem 
Einfluß war, daß fie aljo in Feiner Art bezwedfte, oder auch nur geeignet war, die 
an diefem Rechtsverhältniffe Betheiligten zu benachtheiligen, daß indeß dritte Per- 
fonen dadurch benachtheiligt werden fonnten, indem bie Fafhung fediglich zu ihrer 
Täuſchung diente. Sie war aljo in diefem Sinne Mittel diefer Täuſchung, aljo 
des Betruged. Die Verbindung mit dem Betruge hat aber aufgehört. Der Natur 
der Sache nad) waltet fie noch in fofern vor, als ja das Weſen des Betruges, 
nämlich die Täuſchung in gewinnfüchtiger Abficht oder zum Zwecke der Schabend- 
zufügung, auch jegt noch Erforderniß der Urfundenfälfchung ift und zu ihrem That- 
beftande gehört. Allein durch jene Trennung, durch die Konftituirung als felbft- 
— es Verbrechen, iſt die gedachte Beſchraͤnkung eingetreten, daß nunmehr die 
äuſchung nicht jedes Dritten durch den Gebrauch einer gefälſchten Urkunde genügt, 
ſondern daß die Falſchung zugleich das durch Die Urkunde geſchützte Rechtsverhält— 
niß der Betheiligten ſelbſt berühren, ihre Richtung gegen dafjelbe haben muß. Wer 
falfhe Schulpfcheine ausftellt und fich felbft darin als Schuldner fonftituirt, alfo 
eine Schuld fingirt, die gar nicht eriftirt, vielleicht nachher fogar willfürliche Aen- 
derungen in den Schuldſcheinen macht, begeht feine Urkundenfälfcjung, weil dieſe 
Fiktion ja nur Verpflichtungen gegen ſich ioR, ohne eine je beftandenes entipre- 
chendes Recht Anderer, betrifft, in jevem Falle von einer Abficht, durch diefe Fäl- 
ſchung fih Gewinn zu verfchaffen, oder Anderen Schaden zuzufügen, nicht Die Rede 
fein kann. Aber die falfchen Schuldicheine können dazu dienen, Andere über die Ver— 
mögensdverhältniffe des Ausftellers zu täufchen, fo, wie in dem oben zuerft gedachten 
Falle, die Steuerbehörbe. Dann ift Die ganze Operation ein Mittel zum Betruge en 
Am deutlichften tritt aber die Sache hervor, wenn man Folgendes erwägt, 

Wird nämlich jene Begrenzung der Urfundenfälfchung nicht auf das Berhältniß ders 
jenigen, welche unmittelbar bei dem verbrieften Rechte oder der Verbindlichkeit betheiligt 
—* angenommen, vielmehr die Täuſthung eines jeden Dritten vermittelſt einer fal⸗ 
hen Urkunde hineingezogen, fo wird in fehr vielen Fällen auch die Simulation in den 
Kreis der Urkundenfälfchung hineingezogen, während man doch fonft darin einverftanden 
ift, daß die Simulation ald, ſolche weder intellektuelle noch materielle Urfunvenfäl- 
ſchung ift, vielmehr nur ald Mittel zum Betruge gegen Dritte dienen fann. Wenn 
zwei Sherfonen über die Abfaffung eines fimulirten Geſchäftes unter einander einig 
find, fo verüben fie natürlich feine intelleftuelle Fälfhung im Sinne des 8. 252, 
wenn fie auch das Gefchäft in Die dort gedachte öffentliche Form Heiden, —— ſie 
ſich nämlich in dem Kreiſe ihrer eigenen angeblichen Rechte und Verpflichtungen 
halten. Wenn aljo A. dem B. fein Grundftüd verkauft, ohne daß es in der That 
die Abficht beider ift, einen wirklichen Kaufvertrag abzufchließen, fo liegt nur ftraf- 
lofe Simulation vor; fie fann aber Betrug werden, wenn Dies 3. B. zu dem 
Zwede gejchieht, um Andere dadurch zu täufchen, 3. B. ein Objekt der Erefution 
zu entziehen. Eben fo, wenn A. und B. ein Rechtöverhältnig in Wirklichkeit — 
ſchriftlichen Vertrag eingegangen ſind, ſo daß alſo die Urkunde ſowohl intellektue 
als materiell richtig iſt, hinterher aber beide Kontrahenten im Einverſtändniß unter⸗ 
einander zu einer materiellen Aenderung der Schrift ſchreiten, ohne daß es in Wirk— 
lichkeit ihre Wille ift, die dadurch ausgedrüfte Aenderung in ihrem NRechtöverhält- 
niß eintreten zu laflen, fo liegt eben fo wenig eine materielle Urfundenfälfchung 
vor, fie fann aber in eben dem Maße Betrug gegen Dritte werden. 9. und B. 
dürfen alfo unbedenklich im Einverftändniß untereinander das Datum ded Schuld: 
ſcheins vom 2. Dftober, den der A. dem B. ausgeftellt hat, ſpäter in den des 
22. Dftober verändern. Anders ift es auch nicht, wenn die Simulation einfeitig 
ift, wie in jenem Halle der Austellung faljcher Schulvfcheine, in denen ber Ver— 
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pflichtete lediglich zu dem Zwede, um über den Paſſivſtand feines Vermögens zu 
täufchen, den Empfang von Darlchnen befennt, die er nie erhalten hat, auch viel 
leicht fpäter die in feiner Hand gebliebenen Schuldſcheine materiell ändert. Iſt es 
nun aljo unzuläffig, in allen dieſen 2 Urfundenfälichung anzunehmen, weil ja 
die Partheien über ihre Rechte und Verpflichtungen willfürlich verfügen können, fo 
weit fie fich innerhalb derfelben allein bewegen, fo ift eben der Grund, aus wel- 
chem ſolche Simulation nicht Urfundenfälfchung, jondern nur Mittel zum Betruge 
fein kann, zugleich der Beweis für die Nichtigkeit des. Satzes, daß, fobald foldye 
Simulation, alſo das. Einverftändniß. des Berechtigten und Verpflichteten ber das 
alfche, nicht vorhanden ift, allein blos deshalb die Täufhung Dritter durch ein- 
eitige Fälichungen oder Aenderungen von Schriften nicht Urkundenfälſchung wer- 
den kann, daß vielmehr noch etwas hinzutreten muß, um ihr den Charakter dieſes 
Verbrechens zu geben.‘ Dies ift jene Richtung gegen den, deſſen Recht oder Ver— 
pflihtung die Urkunde ausprüdt, zu deren Schuge fie eben dienen joll. Denn der 
dem fchriftlich feftgeftellten Nechtöverhältnifie zu gewährende Schug fann niemals 
bis zu der Rüdfiht ausgedehnt werden, daß ⸗— was doch gewiß nie unmöglich ift 
— die vorgenommene Aenderung in irgend einer anderen Beziehung Jes 
mandem Schaden zufügen fann, wie ;. — gefäljchtes Datum unter einem Ver⸗ 
trage in einem mit diefem Bertrage in gar feiner Verbindung ftehenden Prozeſſe 
gegen einen: Dritten zum Beweife, daß in diefen Tagen der Paziscent am Orte 
des Vertrages geweſen fei, gebraucht werden und fo dem Dritten jchaden fann. 
Und doc iR ja das Datum eines Schulpfcheins oder eines zweifeitigen Vertrages, 
überhaupt einer Nechtöverhältnifie enthaltenden Schrift oft von dem erheblichiten 
Einfluffe auf diefes Nechtöverhältniß, 3. B. wenn von demfelben die Zeit der Zah— 
lung, der Lauf der Zinfen, abhängig gemacht ift, wenn «8 fih um die Verjäh- 
rung, darum, ob der Schein vor der, nfolvenzerflärung, vor Ablauf der Minorennität 
ausgeftellt ift, handelt. So abftraft, aufgefaßt, iſt alfo eine ſolche Anderung uns 
zweifelhaft ‚eine erhebliche, das Recht des Betheiligten gefährbende. Nun ift es 
zwar beim Betruge übereinftimmend angenommen, daß «6 zu feinem Thatbeftande 
einer Identität des Befchädigten und des Getäufchten nicht bedarf, daß alfo durch 
die Täufhung des A. nicht gerade diefem auch der Schade, der zum Wefen des 
Betruges gehört, verurfacht pa fein braucht, daß es vielmehr genügt, wenn über: 
haupt auch in der Perfon eines Dritten, außer derjenigen des Getäufchten, der 
Schaden verurfacht wird, fobald nur der Kaufalnerus zwischen diefem Schaden und 
jener Täufchung feftgeftellt wird. Dafjelbe würde man alfo auch bei der Urfunden- 
fäljhung, deren innere Berwandtichaft mit dem Betruge, trog ihrer äußeren Tren- 
nung von einander im Spfteme, fortbefteht, anzunehmen haben, und zwar in dem 
Sinne, daß, während beim Betruge nad $. 241. wirklich erfolgte — 22*2 
bei der Urkundenfälſchung aber nach 8. 247. nur alternativ gewinnſüchtige Abſicht, 
oder die Abficht der Beichädigung zum IThatbeftande gehört, vollendete Urlunden— 
fälihung vorliegen würde, wenn auch die gewinnfüchtige Abficht vermittelft der 
Fälihung nur gegen einen Dritten gerichtet ift, welcher außerhalb des in der Ur- 
funde ausgedrüdten, oder doch durch dieſelbe geſchützten Rechtsverhältniſſes fteht. 
Zu diefem Refultate würde man nach dem Wortlaute des erften Sages im $. 247. 
allerdings gelangen muͤſſen. Allein eben die in dem zweiten Satze liegende Defini- 
tion der Urkunde führt zu einem anderen Refultate, Die „Erheblichfeit für ven 
Beweis”, welche fie fordert, läßt ſich nämlich nicht abftraft in dem oben angedeu— 
teten Sinne, fondern nur fonfret für das Rechtsverhältniß felbft, alfo für die dabei 
Betheiligten, auffafien. Wenn alfo das Datum des Schuldfcheins ohne Wiffen 
des Schuldners gefälfcht wird, fo läßt fich, nach jener abftraften Auffafjung, nicht 
bezweifeln, daß eine für den Beweis des Nechtsverhältnifies erhebliche Aenderung 
vorliegt, und, da der Getäufchte nach jener Theorie nicht auch derjenige zu fein 
braucht, defjen Recht oder Verpflichtung durch diefe Aenderung zu feinem Nachtheile 
betroffen wird, jo würde die Urkundenfälfchung vorliegen. Allein wie, wenn die 
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Aenderung des Schuldſcheins dem Schuldner nicht allein nicht nachtheilig, fon 
dern fogar vortheilhaft wäre? Wenn alfo, nach abgetragenem Darlehn, die Fäl- 
fhung des Datums lediglich zu dem Zwede erfolgt, um beide Theile, den Gläubis 
ger und den Schuldner, vor der — — zu ſchützen; oder wenn, auch vor 
abgetragenem Darlehn, fie nicht allein zu dieſem Zwecke geſchieht, ſondern zugleich 
den Erfolg hat, daß der am 2. Dftober zur Zeit der Minorennität des Schuldners 
ausgeftellte Schulvfchein durch die Aenderung des Datums in den 22. Dftober, wo 
der Schuldner bereitd majorenn war, Hagbar wird? Hier überall ift die Faͤlſchung 
um Vortheil defien, der bei dem Rechtöverhältniffe unmittelbar betheiligt ift, jo wie 
—— Rechtsnachfolger, aber fie geſchieht in gewinnfüchtiger Abſicht gegen einen 
Dritten, den Fiskus, der außerhalb des Rechtöverhältniffes felbft fteht, der aber 
durch defien Aenderung zu feinem Nachtheile getäufcht wird. Zu welchen Konſe— 
quenzen man aber gelangen würde, wenn man dieſes Necht des Fisfus nicht auf 
das Rechtöverhältnig felbft, welches in der Urkunde ausgedrüdt iſt, fondern auch 
auf den Aft der Außeren Verbriefung defjelben beziehen, alfo annehmen wollte, daß 
auch defien Verlegung durch die materielle Aenderung der Schrift vermittelft der 
— trafe der Urkundenfälſchung agfrait werden Tot, das ergiebt der Hall, wo 

emand ein Geſuch über ein Objekt mehr als 50 Thalern, welches alfo ftems 
pelpflichtig war, ohne Adhibirung eines Stempels eingereicht hatte, wo alfo das 
Recht des Fisfus auf die Stempelftrafe bereits entftanden war, hinterher heimlich 
dadurch Anderte, daß er das Objekt auf den nicht ftempelpflichtigen Betrag von 
49 Thalern änderte, um dadurch der Stempelftrafe zu entgehen. 

Es muß anerfannt werden, daß die Frangöfifche Aurisprudenz, aus welcher 
überhaupt die ganze Theorie des $. 247. entlehnt ift, eine Beichränfung des ftraf- 
rechtlichen Begriffs in dem bier vertheidigten Sinne nicht anerkennt, vielmehr Ur 
fundenfälfchung anzuerfennen fcheint, wenn die Falfhung nur für das Recht eines 
Dritten, nicht aber ver bei dem Rechtsverhältniffe unmittelbar Betheiligten erheblich 
ift, daß fie alfo 3. B. in einem Falle wie hier, wo es fich lediglich um eine Ver 
fürzung des Fiskus wegen der Steuer handelt, Urkundenfälfchung annimmt. 

Das Ober-Tribunal hat indeß am 30. Juni 1856 in Sachen wider Ely 
Meyer bejchlofien: ; 

Zum Begriffe der Urfundenfälfhung gehört ed, daß die Handlung der 
Faͤlſchung nah Abficht und Zweck auf dasjenige Rechtsverhältnig von 
Einfluß Kin muß, zu deſſen Beweife die Schrift nach Maßgabe des zwei- 
ten Abfages des $. 247. des Strafgefegbuches von Srheblichfeit ift. 

Demgemaͤß ift die im Einange gedachte Beichwerde des Ober-Staatsanwalts 
zurüdgewiefen, weil die in den beiden Schuldfcheinen zur Abwendung der fchon 
verwirften Stempelftrafe vorgenommene Aenderung der Daten auf das Rechtsver— 
hältniß der dabei Betheiligten felbft hier von feinem Einfluffe fei, alfo als Urfun- 
age ch im Sinne des $. 247. des Strafgefegbuches nicht angefehen wer: 
en fönne. 
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Art. 75. 76. des Gejepes vom 3. Mai 1852. Beweidaufnahme 
beim Geftändniffe zur Feſtſtellung mildernder Umftände. 


Fu ber Schwurgerichtsverhandlung find fümmtliche in der Anklage genannte Zeu- 
gen geladen. Im der Audienz erflärt fich jedoch die Angeflagte bei allen Punkten 
nach Dem ganzen Inhalt der Anklage für ſchuldig. Staatsanwalt und Vertheidiger 
halter Diefes Geftänpniß für ausreichend. Da indeß der Letztere mildernde Umftände, 
wenn aud ohne Behauptung fpezieller diefelben begründenden Thatjachen, ——— 
per Staatsanwalt aber diefelben beftreiter, fo find die Geſchworenen in der Art zus 
gesogen, daß ihnen ohne irgend welche Beweisaufnahme fofort die Fragen über die 
Hauptt hat und über die mildernden Umftände vorgelegt find. Die Geſchworenen 
haben Die erfteren bejaht, und die lepteren verneint. 
Die Nichtigfeitsbefchwerde der Angeklagten rügt dieſes Verfahren. Ohne 
alle BD erveisaufnahme habe den Gefchworenen die That mit allen ihren Neben— 
mftänden umbefannt bleiben müffen; ihr Urtheil, od die That nach den diefelbe be— 
fertenden Umftänden eine mildere Auffaſſung zulafie, fei daher nicht möglich gewe- 
Pen; 88 fei —— ein unvollftändiges Material unterbreitet, Es hätte alſo zum Zwecke 
inet Verdilts auch bei vorhandenem Geftänpniffe eine vollftändige Beweisaufnahme 
olgen müflen. 
ef Die Bekhwerde ift durch Urtel des Ober- Tribunald vom 2. Mai 1856 
wider Strauß (Nr. 474. 1.) zurädgerwiefen, in Erwägung, daß in dem hier vor 
jiegenden alle, wenn nämlich der Angeflagte ein von allen Seiten für ausreichend 
erachteted Geftändniß ablegt, die Zugiehung der Gejchworenen aber nach Art. 76, 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852 lediglich deshalb erfolgt, weil die Staatsanwalt- 
aft das von dem Angeklagten behauptete Vorhandenfein mildernder Umftände 
nicht anerkennt, es lediglich dem Ermeſſen des Gerichtshofes überlaffen bleiben muß, 
yoiefern er zum Zwecke des auch über die Schuldfrage in der Hauptfache abzus 
ebenden Verdikts der Gejchworenen die Beweisaufnahme durch Bernehmung von 
%eugen u. f. w. veranlaffen, oder den Geſchworenen lediglich zu biefem Zwede das 
Seftäniniß des Angeflagten unterbreiten will, zumal wenn, wie hiet nach Ausweis 
des “Protofolles, der Angeflagte felbft Anträge auf eine folche Beweisaufnahme, fei 
es über die That felbft oder über die mildernden Umftände bei derfelben, nicht er- 
Hoben, ja nicht einmal befondere zu einer Beweisaufnahme überhaupt nur geeignete 
zumftände, welche ald mildernde zu erachten wären, angeführt hat'). 


4) Vergl. 8b. L ©. 39. 541. 8b. U. ©, 399. 663. Wo. IN. ©. 813, 
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Art. 75. 76. des Gejeped vom 3. Mai 1852. Zuziehung der Gr 
fhworenen beim Geftändniffe. 

Zwei Mitangeklagte legen ein vollftändiges Geſtändniß ab; daffelbe wird 
protofollirt, und das Protokoll wird verlefen. Später bei der Verhandlung mit 
anderen Angeklagten wird von jenen erfteren noch die Annahme mildernder Umftände 
rüdjichtlich ihrer gefordert. Die Mehrzahl der Mitglieder des Gerichtähofes hält 
dies für unzuläͤſſig. Sobald das Geftänpnig zu Protokoll genommen und deshalb 
die Mitwirfung der Gefchworenen ausgejchlofien fei, bilde diefer Theil der Ver— 
handlung ein abgefchloffenes Ganzes, und es könne dieſer Theil der Thatfrage durch 
den beftrittenen Anjpruch auf mildernde Umftände nicht mehr in den Wirfungsfreid 
der Geſchworenen gezogen werden. 

Mit Recht rügen fowohl der Vorfigende ald der Ober» Staatsanwalt und 
das Appellationdgericht diefe Anficht. So lange die ganze Verhandlung noch nicht 
geihloffen fei, müffe es jedem Angeflagten zuftehen, ein neues Geftänpniß abzulegen, 
oder ein abgelegted Geftändniß zu widerrufen, oder endlich nachträglich mildernde 


Umſtände in Anſpruch zu nehmen, und aus diefem legteren Grunde event. die Zur 


iehung der Gejcyworenen zu fordern. Es wird auf die Entfcheidung des Ober: 

ribunals in dem Urtel vom 12. Januar 1853 Ardiv Br. 1. ©. 198. verwiejen. 
Vergleiche auch die verfchiedenen Mittheilungen über die Fälle nachträglicher Frage: 
ftellungen nach abgegebenem Verdikte, befonderd Bd. III. ©. 541, in denen ſolche 
nachträgliche Frageftellung wegen mildernder Umftände, alſo ſogar noch in einem 
foweit vorgerüdten Stadium der Verhandlung der Anſpruch 4 eine ſolche Frage 
ſtellung noch für zuläffig erachtet worden ift. 


Art. 76. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. Befhluß über die ftrei- 
tige Vereidung von Zeugen. 

In einem Schwurgerichtöberichte wird die Frage erörtert, ob bei einer im 
Laufe der Hauptverhandlung ftreitig gewordenen Frage über die Vereidung von 
Zeugen der Borfigende allein oder der Gerichtshof in feiner Gefammtheit darüber 
zu befchließen habe. 

Der BVorfigende ift in feinem Berichte der Anficht, daß der Art. 76. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852 für die erfiere Alternative fpreche, in fofern der Bor: 
figende die Vereidung befchließe, weil dadurch das Verhör, deſſen Leitung ihm allein 
obliege, erft zum Abjchluß komme; daß dagegen, in fofern der Borfigende den Zeu- 
gen nicht vereiden wolle, Die Beichlußfaffung des Gerichtöhofes, wenn nicht noth— 
wendig, doch jedenfalls deshalb zweckmäßig jei, weil bei folcher Nichtvereivung und 
mit Nüdficht darauf der Gerichtshof bei feiner im Art. 98. vorgefehenen Berathung 
über die Thatfrage der Minorität der Gefchworepen möglicherweife beitreten könne. 

Der Ober-Staatsanwalt hält die Konkurrenz des Gerichtöhofes immer min: 
deftens für rathſam. 

Das Appellationsgericht bemerkt, daß zwar allerdings nach Art. 76. alle 
auf die „Leitung der Verhandlung” bezügliche Fragen der Entſcheidung des Vor- 
figenden unterliegen, daß aber die Löfung angeregter Zweifel über alle die Punkte, 
welche auf die Entſcheidung der Sache jelbft von Einfluß find, der Berathung des 
Gerichtshofes anheimfallen, wie z. B. nah Art. 37. ıbid. Verwieſen wirb dabei 
auf den Erlaß des Herrn Juftiz- Minifters vom 15. Juni 1853 (Archiv Br. I 
©. 532). Die Beflimmung über die Vereidung eines Zeugen müffe ſonach — im 
Galle des Widerſpruches — immer von dem Gerichtähofe erfolgen. 


Art. 78. des Gefepes vom 3. Mai 1852. Abfaffung des Proto- 
folls durch den Gerichtsfchreiber. 
Der Augenfchein ergiebt, daß das dem Protofolle inferirte Urtel nicht, wie 
der übrige Theil des Protofolld, von ber og des Gerichtsſchreibers gefchrieben 
ift. Die hierauf unter Berufung auf Art. 78. des Gefepes vom 3. Mai 1852 ges 
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—— Nichtigkeitsbeſchwerde iſt durch Urtel des Ober-Tribunals vom 7. Mai 
856 wider Lempka (Nr. 285. 1) zurückgewieſen, weil das Sigungsprotofoll von 
dem Vorfigenden und dem Gerichtöfchreiber vorfchriftsmäßig unterzeichnet ift, das 
Geſetz aber nicht vorfchreibt, daß auch das Grfenntniß. mit den Gründen von dem 
Gerichtsſchreiber niederzufchreiben jei, und es hierbei feinen Unterfchied machen fann, 
wenn das Urtel, wie im vorliegenden Falle, zwar vollftändig in das Protofoll auf: 
genommen, aber von fämmtlichen Richtern noch beſonders vollzogen ift. 


Art. 79. des Gefeped vom 3. Mai 1856. Aeußerung der perjöns 
lihen Meinung über die Schuldfrage in dem Rejume des 
Vorſitzenden. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet unter Beweis, daß der Vorſitzende in 
feinem Reſumé zu den Geſchworenen geäußert habe: „Sie müſſen das Schuldig 
über den Angeklagten ausſprechen.“ Dies fei eine unzuläffige, dem Sinne des Ars 
tifel8 ‚79. widerfprechende Meinungsäußerung. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Dber- Tribunal vom 30. April 1856 
wider Steinsdorf (Nr. 403. 1.) zurüdgewieien, weil nach Art. 79. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852 dem DVorfigenden bei Auseinanderfegung der gefammten Lage 
der Sache geftattet ift, alle — Bemerkungen zu machen, welche ihm 
zur Herbeiführung eines jachgemäßen Ausſpruches der Geſchworenen geeignet er— 
ſcheinen. 


Art. 79. des Geſetzes vom 3. Mai. 1852. Belehrungen und Aus— 
einanderfegung durch den Vorfigenden an die Geſchwore⸗ 
nen bei Hebergabe der fragen nad vollendetem Refume. 

Es hat fi in einem Falle eine Diskuffion in der Sigung darüber erhoben, 
ob der Borfigende, nachdem er das Reſumé gehalten und die Fragen geftellt hatte, 
noch befugt jei, bei der Uebergabe der Fragen den Gefchworenen noch elehrungen 
und Bemerkungen zu madyen. Der Staatsanwalt hat in diefem Falle proteftirt, 
und behauptet, daß nach der Frageftellung feine Auseinanderfegungen und Belch- 
rungen mehr durch den Borfigenden gemacht werden dürften. Diefer * findet 
in FE Berichte Fein gefegliches Hindernig. Allerdings fomme in der im Art. 79. 
vorgefchriebenen Reihenfolge zunächft das Nefume und dann die Frageftellung. 
Allein hiermit jei gewiß nicht eine für alle Fälle zu beobachtende Negel aufgeftellt, 
von welcher nicht eine Ausnahme zuläffig fein follte Es werde gewiß dem Vor— 
figenden das Necht zuftehen, gleich mit den Fragen anzufangen und folche mit fei- 
nem Rejume jo zu verweben, daß legtered eine Erläuterung und Erklärung der 
einzelnen Fragen abgebe. Und wenn der Vorfigende nachträglich finden follte, daß 
er etwas in Finem ortrage vergefien, jo werde er dies doch noch nach der Frage: 
ftellung nachholen fönnen. Der ——— des Geſetzes ſei ja nur, die Geſchwo— 
renen in die Lage zu verfegen, einen fachgemäßen Audfpruch zu thun. Dazu foll- 
ten die in die disfretionaire Befugniß des Borfigenden fallenden Bemerkungen 
dienen. 

Der Dber-Staatdanwalt tritt dieſer Aeußerung bei, das Appellationsgericht 
in foweit, ald es den Vorfigenden befugt erachtet, bei der Webergabe der Fragen 
den Geſchworenen noch Auseinanderfegungen und Belehrungen zu machen. Das 
eigentliche Nefume jcheint dafjelbe aber als vor der Uebergabe der Fragen gefchlofien 
zu erachten. 


Art. 79. 87. des Gefeped vom 3. Mai 1852. Verdollmetſchung 
der Fragen an den der Deutfhen Sprade nicht mädtigen 
Angeklagten. 
Der nur der Polniſchen Sprache kundige Angeklagte rügt, daß ihm die an 
die Geſchworenen geftellte Frage nicht verdollmetfcht fei, und ihm daher wider 
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die Vorfchrift des Art. 87. des Gefeges vom 3. Mai 1852 die Gelegenheit ent 
zogen fei, fich über Die Thatfrage auszufprechen. 

Das Protokoll ergiebt zwar im Allgemeinen, daß mit einem Dollmetfcher 
verhandelt worden. Der Staatsanwalt giebt aber zu, daß die Frage felbft dem 
Angeklagten nicht verdollmetſcht jei. 

Das Urtel des Schwurgerichtähofes und das Verfahren ift am 18. April 
1856 wider Loch (Nr. 402. 1) von dem Ober-Tribunal vernichtet, in Erwägun 
daß die (frühere) Vorſchrift des $. 104. der Verordnung vom 3. Januar 1848, 
wonach der Borfigende die den Geſchworenen vorgelegte Frage bei Strafe der Nic: 
tigfeit vorlefen muß, zwar durch die Art. 7A. seq. des Geſehes vom 3. Mai 1852 
aufgehoben ift, und es daher eines Vermerkes hierüber in dem Protokolle über die 
mündliche Verhandlung vor dem Schwurgerichte wefentlich nicht bedarf, daß jedoch 
die Schwurgerichtäverhandlung im vorliegenden Falle nicht erwähnt, daß die Frage 
dem, nur der Polniſchen Sprache mächtigen Angeflagten vervollmeticht worden fei, 
und daß auch, wie die Staatsanwaltfchaft zugegeben hat, die den Geſchworenen 
vorzulegende Frage überhaupt nicht verbollmerfcht worden ift, dem Angeflagten daher 
die Gelegenheit, in Gemäßheit des Art. 87. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 Er 
—— gegen die geſtellte Frage anzubringen, entzogen und derſelbe dadurch in 
feinem Vertheidigungsrechte beſchraͤnkt iſt. 


Art. 91. 92. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. Abſtimmung der 
Gefhmworenen über das Verdikt. 
Das Berdift der Gefchworenen verneint fowohl die Hauptfrage wegen vor, 
fägliden Meineides, als auch die eventuelle Frage wegen fahrlajfigen 
Meineideo 
Der Vorſitzende des Schwurgerichts bemerkt in feinem Berichte, der Bor: 
fieher der Geſchworenen habe ihm hinterher mitgetheilt, dieſes Reſultat beider Verdikte 
fei durch Art der Abftimmung herbeigeführt, ‚indem 6 der Gefchworenen für das 
Schuldig des vorfäglichen Meineides, die anderen 6 dagegen für das Schuldig des 
fahrläffigen Meineides geftimmt hatten, und daß, da eine Einigung zwifchen beiven 
guia ftarken Parteien unter den Geſchworenen nicht zu vermitteln geweſen jei, das 
erdift auf Nichtſchuldig in Bezug auf beide Gattungen des Meineides ausgefallen ſei. 
Der Borfigende fügt hinzu: nad} $. 506. folg. der KriminalsOrbnung würde, 
wenn eim folcher Konflitt in einem Nichterfollegium vorgelommen wäre, die Mei- 
nung ded Fahrläfiigen Meineides den Sieg davongetragen haben, und es wide 
fih daher empfehlen, analoge Beftimmungen auch für die Geſchworenen einzuführen, 
damit nicht in Fallen, wo fie über die Schuß überhaupt einig feien, und ſich nur 
über die Qualififation ftreiten, der Gerechtigkeit — Be Freifprechungen 
zum Borfchein fommen. 
Der Ober: Staatsanwalt hält den Erlaß befonderer Vorfchriften im biefer 
Hinficht nicht für erforderlich, weil der Art. 92. des Gefepes vom 3. Mai 1852 
durch die —— 
Jede dem Angeklagten nachtheilige Beantwortung einer Frage kann nur 
mit Stimmenmehrheit beichlofien werden. Im Kalle der Stimmen» 
gleihheit hat die dem Angeklagten günftigere Meinung den Borzug, 
den in Rede ſtehenden Hall bereits vorgejeben habe. Hiernach fcheine der von dem 
Vorſteher der Gefchivorenen verkündete Spruch auf einem Irrihum zu beruhen, 
welcher lediglich dadurch herbeigeführt fei, Daß die Fragen, ob vorfäglicher oder nur 
fahrläffiger Meineid vorliege, getrennt worben fein. Wenn beide Fälle in einer 
Frage verbunden geweſen wären, fo hätte bei der Abftimmung in folgender Weile 
verfahren werden müflen: 
1) hat Angeflagter fi des Meineides ſchuldig gemacht? 
2) mit Vorſatz? 
3) mit Fahrläffigfeit? 
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Die Geſchworenen hätten allerdings in dieſem Falle auf den Art. 92. ganz befon- 
derd aufmerffam gemacht werben müffen. 
Das Appellationsgericht tritt dieſer Anficht des Ober-Staatsanwalts bei. 
Vergleiche wegen der Abftimmung über Fragen, in welchen Alternativen 
enthalten find, unten die Frageftellungen. 


Art. 97. des Gefepes vom 3. Mai 1852. Verbefferung des man- 
gelbaften Verdikts auf Antrag des Angeklagten. 

Es wird darauf aufmerfiam gemacht, daß die Vorfchrift des Art. 97,, wo— 
nach au auf Antrag des Angeflagten die Gejchworenen zur Berbefierung 
eines in der Form mangelhaften Spruches zurüdzufenden feien, auf einer falſchen 
Borausfegung beruhe, und daher nicht ausführbar fei, denn nad rt. 88. müffe 
der Angeflagte mit der Nebergabe der Kragen an die Gejchworenen aus dem Sitzungs— 
faale entfernt werben, und duͤrfe nach Art. 100. erft bei der Berlefung des Verdilts 
durch den Gerichtäfchreiber wieder eingeführt werden. Da ed nun offenbar nicht 
in der Abficht des Geſetzes gelegen habe, daß der Antrag auf Verbeſſerung auch 
noch nach der Publikation des Verdiktes durch den Gerichtsjchreiber geftellt werden 
fönne, fo find die Referenten — der BVorfigende eined Schwurgerichted und ber 
Dber-Staatdanwalt — der Anficht, daß das Gefeg flatt „des Angeklagten“ im 
Art. 97. nur defien Vertheidiger gemeint habe. Das Appellationsgericht vers 
weiſt dagegen auf das zweite Alinea des Art. 97., wonach jede Verbeſſerung noch 
bis zum Urtheil des Gerichtöhofes zuläffig fei. 


$. 123. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Zutritt des Ge- 
richtsfchreibers und anderer Richter in das Berathungs- 
zimmer des Gerichtshofes. 

Die NRichtigfeitsbefchwerde rügt, daß bei der Berathung des Gerichtshofes in 
Gemäßheit des Art. 98. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 über das von den Geſchwo— 
renen nur mit 7 gegen 5 Stimmen abgegebene Verdikt der Gerichtsfchreiber und der 
Direktor des betreffenden Stadtgerichtes, obwohl derjelbe nicht Mitglied des Schwurs- 
gerichtshofes geweſen, zugegen gewefen fei. Es wird, außer auf $. 123. der Ber: 
ordnung vom 3. Januar 1849, zugleich darauf bingewiefen, daß der Gerichtähof 
in dem angegebenen Kalle die Funktionen der Geſchworenen erfülle, auf ihm da— 
her der Art. 90. des Gefeged vom 3. Mai 1852 in foweit gleichfalls Anwey- 
dung finde. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober» Tribunal® vom 10. April 1856 
wider Schellenberg (Mr. 133. 11.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die Bor: 
fchrift des Art. 90. des Gefepes vom 3. Mai 1852, welche fich jchon wörtlich 
ebenfo im $. 108. der Verordnung vom 3. Januar 1849 fand: 

daß Niemand in das Berathungszimmer ver Gefchworenen eintreten dürfe 

ohne eine fchriftfiche Ermächtigung des Borfigenven, 
dem Gerichtöhofe die Sicherheit gewähren fol, daß auf die Berathung der Ge 
fhworenen fein fremder Einfluß geübt werde; daß es diefer Bedeutung der Vor: 
ſchrift entfpricht, daß der Vorſitzende nach feinem Befinden Jemand zum Gintritt 
ermächtigen fann, und daß nur, wenn ofme deſſen fchriftliche Ermächtigung Je— 
mand — iſt, von Verletzung einer weſentlichen Vorſchrift des Verfahrens 
die Rede ſein kann; 

in Erwägung, daß in —— mit dieſer Vorſchrift zwar die Beſtim⸗ 
mung des $. 123. der Verordnung vom 3. Januar 1849, wonach die Berathung 
über das Urteil ohne Beifein anderer Perfonen erfolgen foll, auch dahin gezugen 
werben muß, daß auch die Berathung der Richter über eine von ven Gefchworenen 
nur mit einer Mehrheit von fieben gegen fünf Stimmen * ebene nachtheilige 
Beantwortung der Schuldfrage — Art. 98. des Geſetzes vom Mai 1852 — ohne 
Beifein anderer Perfonen erfolgen muß: 
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daß aber bei aller Berathung des Gerichtshofes dieſer felbft darüber macht, 
daß auf diefelbe fein fremder Einfluß einwirfe; 

daß daher die Beftimmung, daß die Berathung ohne Beifein anderer Per: 
fonen erfolge, ebenfo wie die Borfchrift, daß in das Berathungszimmer der Ges 
fchworenen Niemand eintreten darf, dadurch mobifizirt ift, daß der Worfigende des 
Schwurgerichtes eine ſchriftliche Erlaubnis zum Eintritt gewähren kann, gleichfalls 
die Maafgabe erleidet, DaB es dem Gerichtshofe und deſſen Vorfigenden nicht bei 
. der Nichtigkeit unterfagt ift, Jemand den Eintritt in fein Berathungszimmer 
zu geitatten; 

u daß indbefondere die Gegenwart des Gerichtsfchreiberd bei allen Berathun- 
gen det Nichter, wenn auch nicht wie bei der mündlichen Verhandlung weſentlich, 
doch um ihn von Allem in Kenntniß zu erhalten und um die Abfafjung des Pros 
tofoll8 zu erleichtern, in der Regel zwedmäßig und nicht ungewöhnlich ift, und daß 
ein zeitweiliged Eintreten des dem ganzen Gericht, bei welchem ein Schwurgericht 
fonftituirt ift, vorftehenden Direftord in das Berathungszimmer des Gerichtähofes, 
— * ſelbſt nichts dagegen erinnerte, mindeſtens uͤnter die obengedachte Maß— 
gabe fällt. 


Frageftellungen. 


1. Ueber die Aufnahme von Alternativen in die Frage bemerft der Bericht 
eines Schwurgerichtd-Vorfigenden: Nachdem das Ober-Tribunal unter Umftänden die 
Zuläffigfeit der Aufnahme ſolcher Alternativen anerfannt habe, fei es entſchieden 
awedmäßiger, der Negel nach die fämmtlichen aus der Verhandlung fich ergebenden 
Alternativen in die Frage aufzunehmen. Denn ver Fall liege fehr häufig auf der 
Grenze michrerer Alternativen, und wenn dies auch vielleicht in ber Wirflichfeit 
nicht der Fall fei, fo fei e8 doch wenigftens oft in der Meinung einer großen Zahl 
der Gefchworenen, welche nicht jo fcharf zu denken gewohnt find, der Ball; man 
erleichtere daher den Gefchworenen die Antwort, und ſchneide Skrupel und unnüpe 
Debatten bei ihren Berathungen ab, wenn man ihnen geftatte, fich innerhalb ber 
gefeglichen Alternativen zu. bewegen. Der Vorſitzende müfje nur, um Mißverftänd- 
niffen vorzubeugen, fie ausdrüdlid über die Bedeutung der Alternativen belehren, 

mit fie nicht meinen, die Alternativen müßten kumulirt werden, um die Frage 
jahen zu können. 

Ein ſolches Mifverftändnig habe in der That in einem befonderen Falle 
vorgelegen, und zu längeren Erörterungen unter den Gefchworenen Beranlafung 


egeben. 
= Derfelbe Vorſitzende erörtert dabei die Frage, wie die Stimmen der Ge 
ſchworenen zu zählen jeien, wenn folche Alternativen in die Frage aufgenommen 
werden. Er hält es für unbedenklich, daß, wenn z. B. bei der Frage über die 
Hülfsleiftung ($. 34. Nr. 2.) 4 Gefchworene annähmen, daß bei den Handlungen, 
welche die That vorbereitet, A Gefchworene dagegen annähmen, daß bei den 
andlungen, welche die That erleichtert, und endlich 4 Gefchworene, daß bei ven 
andlungen, welche die That vollendet haben, Hülfe geleiftet ſei, alsdann Eins 
ftimmigfeit für die Hülfsleiftung überhaupt vorhanden fei, denn, wenn für eine 
diefer mehreren Alternativen eine Majorität von mehr ald 7 Stimmen nöthig wäre, 
dann würde daraus eben folgen, daß die Aufnahme folcher Alternativen in die 
Frage überhaupt unzuläffig fei. Jeder einzelne Geſchworene brauche ſich gar nicht 
einmal bei der Berathung darüber beftimmt zu entfcheiden, over auszufprechen, ob 
die eine oder Die andere Alternative vorliege; ed gemüge, wenn er nur jedenfalls 
die eine oder die andere ald vorhanden annehme. Dieje Stimmzählung ſei daher 
die nothiwendige Konfequenz der Zuläffigfeit ſolcher Alternativen ın den. Fragen. 
Das Aippellationdgericht erflärt ſich ausprüdlich Hiermit einverftanden. 
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I. Auf die Anklage wegen Ermordung ihres unehelichen A Wochen alten 
Kindes ift gegen die Angeflagte die Frage geftellt: 
die Angeklagte jchuldig, am — ihr uneheliches am — geborenes Kind 
I und mit Weberlegung durch Extränfen im Prosnafluffe getödtet 
zu haben 

Die Gefchworenen antworteten : 

Ja, die Angeklagte ift ſchutzis, aber nicht mit Vorſatz und Ueberlegung, 
mit mehr ald 7 Stimmen. 

Der Staatdanwalt beantragte wenigftend aus $. 183. eine Strafe. Der 
Gerichtshof fprach jedoch die Angeklagte von der Anklage des Mordes frei. Denn 
der Spruch der Gefchworenen fei weder unregelmäßig noch undeutlich oder unvoll⸗ 
Sat und begründe daher die Kreifprechung. Die gegen fie feßgefelt That, dag 

e ihr Kind durch Grtränfen getödtet habe, begründe auch feine Verurteilung we: 
gen fahrläffiger Tödtung, da feine darauf bezügliche Frage geftellt worden fei, 
und auch nicht geftellt werben fonnte. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde des Staatsanwaltes führt aus: in der Antwort 
der Geſchworenen Babe eine Undeutlichfeit gelegen, welche der Gerichtshof durch ein 
neues Verdikt hätte befeitigen lafien müffen. Denn aus der abgegebenen Erklärung 
der Gefchmworenen gehe die Abficht hervor, die Angeklagte auf Grund ihres Geftänd«- 
nifies, das fie ihr Kind ertränft, nicht ftraflod aus der Unterfuchung geben zu 
laſſen; dadurch aber, daß fie den Borfag verneint, feien fie offenbar in einen Wider: 
fpruch mit ihrem Schuldig der Ertränfung getreten, denn hierin liege die Bor: 
——— ihrer Handlung. Es ſei daher der Art. 97. des Geſetzes vom 3. Mai 

verlegt. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober - Tribunal vom 7. Mai 1856 
wider Maslaf (Nr. 449. 1.) zurügfgewiefen, in Erwägung, daß die Geichworenen 
die ihnen dahin geftellte Frage u. ſ. w. (wie oben), dahin beantwortet haben u. ſ. w. 
(wie oben), daß der Schmurgerichtshof hierin eine Undeutlichfeit oder Unvollftän- 
digfeit und Unregelmäßigfeit nicht befunden hat, auch nicht befinden fonnte, da eine 
Ertränfung immerhin noch ohne Vorſatz denkbar bleibt, indem die als Grtränfen be- 
zeichnete That jedenfalls noch al8 ein aus Fahrläffigfeit vor ſich Gegangenes auf: 
gefaßt werben kann. 


Il. An der denata hat ſich eine Schußwunde und eine Stichwunde gezeigt. 
Das Gutachten der Obduzenten bejagt: die denata fei an einer Verlegung der 
Aorta und der linken Niere geftorben. Die Bruftverlegung fei durch einen Schuß, 
die Bauchverlegung durch einen Stich herbeigeführt. Grftere ſei unter allen Um— 
ftänden und fofort tödtlich gewefen. Bei der Bauchveriehurig hätte die demata noch 
einige Stunden leben Fönnen, dann aber hätte der Tod auch darauf erfolgen müffen. 

Den Geſchworenen find hierauf auf die Anklage wegen Mordes folgende 
Fragen vorgelegt: 

1) In der Angeklagte ſchuldig, am — vorfäglich die N. durch einen Schuß 
in die Bruft getöbtet zu haben? 
2) War der Worin zu tödten im Zuftande der Ueberlegung gefaßt? 

Die Staatsanwaltfchaft beantragte die Weglaffung der Worte: „durch einen 
Schuß in die Bruft“, oder aber die Mitaufnahme der Horte: „oder durch Stiche 
in den Rüden.“ 

Der Gerichtshof wie diefen Antrag zurüd, weil die Stiche allerdings hätten 
töbtlich werben können, die wirflich tödtende Urfache aber leviglih in der Schuß: 
wunde zu fuchen fei, und weil auf der anderen Geite nicht das Verbrechen in ab- 
stracto, fondern die fonfrete Thatfache, weldye das Verbrechen bilde, in der Frage 
enthalten fein müffe. 

Die Geſchworenen haben hierauf beide Fragen bejaht, und der Angeklagte 
ift wegen Mordes aus $. 175. zum Tode verurtheilt. 


® 
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Der Angeklagte behauptet in der Nichtigkeitsbeſchwerde, daß er den Borfag 
zu töbten in der Trumfenheit gefaßt habe. Durch das Verdilt der Geſchworenen fei 
nicht ausgefprochen, daß er die denata mit Weberlegung getötet, d. h. im Augen- 
blide der Ausführung mit Ueberlegung — babe, ſondern nur, daß er den 
Vorſatz zu tödten im Zuftande der Ueberlegung gefaßt habe. Zwifchen dem Augens 
blide des gefaßten Vorfages und der Ausführung habe aber ein langer Zeitraum 
gelegen, in welchem er durch den Genuß vop Btanntwein die Meberlegung verlo- 
ren habe. 

Durch Urtel des Ober» Tribunald vom 30. April 1856 wider Lieblig 
(Nr. 380. 1.) ift die Beſchwerde zurüdgemwiefen, in Erwägung, daß bie Gejchmwe: 
renen bie ihnen vorgelegte Haupt: und Nebenfrage u. f. w. (mie oben); daß hier 
mit aber zur Anwendung der Etrafe wegen Mordes eine zureichende Grund⸗ 
lage gegeben war, indem der $. 175. des Strafgefepbuches lediglich erfordert, daß 
ein Menſch von einem Anderen vorfäglich und mit Ueberlegung getöbtet fei; daß 
hierunter jedenfalls eine Tödtung einbegriffen ift, welche ihren Grund in einem mit 
Ueberlegung gefaßten Vorfag zu tödten hat; daß hiermit auch ein im Zuftand 
der Ueberlegung gefaßter Borfag für gleichbedeutend zu halten ift, da das Wort 
„Meberlegung“ an umd für fich eine Thätigfeit ausprüdt, der Zuftand einer Thä— 
tigfeit aber nur das Dafein derjelben bezeichnen kann; daß ferner die gegenwärtigen 
Anführungen der Richtigfeitsbefchwerve, Angellagter fei des Mordes nicht fchuldig, 
weil er den Vorſatz zu tödten in der Trunfenheit gefaßt und ausgeführt habe, gegen 
ven Inhalt des in feiner Form zu Recht beftändigen Wahrfpruches der Geſchwo— 
renen in feinen Betracht zu ziehen find '). 


IV. Bei einer tm Auslande verübten Brandftiftung lautet die Frage gegen 
den biefleitigen Anftifter: . 

Schuldig, den N. zu der von demfelben am 22. Juli 1851 verübten vor- 
fäglichen Brandftiftung der Schneivemühle zu P, welche vermöge ihrer 
Lage und Befchaffenheit geeignet war u. | w., durch das BVerfprechen eines 
Geldgeſchenkes angereist, verleitet und beftimmt zu haben ? 

Das auf das bejahende Verdikt ergangene Urtel wird deshalb angegriffen, 
weil dadurch nur Zeit und Ort der Brandftiftung, nicht aber auch der dabei dem 
Angeflagten zur Laft gelegten Anftiftung feftgeftellt fei. Die Branpftiftung habe 
furz nach der Einführung des neuen Strafgefegbuches flattgefunden, und es ſei 
daher um fo erheblicher feftzuftellen, ob die Anftiftung umter dieſem oder umter der 
— — des früheren Rechtes ftattgefunden habe. Eben jo wenig ergebe das 

erbift, ob er fich der That in Preußen fchuldig gemacht, und ob er zur Zeit der 
Verübung Preuße gewefen fei. Endlich finde fich keine Feftftellumg, daß bie 
— * ſtehende Handlung auch am Orte der That (in Deſſau) mit Strafe 
edroht ſei. 

Die Beſchwerde iſt durch Urtel des Ober-Tribunals vom 10. April 1856 
wider Schellenberg (Rr. 133. II) zurückgewieſen, in Erwägung, daß Zeit und 
Ort der That auch für den Anftifter und überhaupt für den Theilnehmer in Bezug 
auf die Strafbarkeit m. find, weil alle Anftiftung und Theilnahme auf die 
That hin gerichtet und daher auch nur durch diefe ihre Beziehung auf die That eine 
ftrafbare Theilnahme im Sinne des $. 35. ift; daß daher fowohl im Betreff der 
Frage, welches Strafgefep Anwendung leide, ald in Betreff ver Frage, ob nicht 
ſchon Berjährung eingetreten fei, genügt, daß Zeit und Ort ber verübten That ber 
Brandftiftung durch die bejahte Schulpfrage feftgeftellt worden find; daß die wer 
fentliche Borausfegung dafür, daß einer im Auslande begangenen Handlımg wegen 
in Preußen eine Verfolgung und Beftrafung gegen einen Preußen nah $. 4. 
Nr. 3. des Strafgefegbuches ftattfinden fönne, die ift: daß die Handlung auch durch 





1) Vergl. ®b. II, S. 302. 352-364. 358. 
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die ehe des Ortes, wo fie begangen wurde, mit Strafe bedroht ſei; daß, ob 
dieſes der Fall fei, zur Heftftellung der Inftanzrichter gehört; daß zwar im Schwur⸗ 
gerichtderfenntniffe nicht ausdrüdlich feftgeftellt ift, daß vorfägliche Brandftiftung in 
einem Gebäude, welches vermöge feiner Befchaffenheit und Yage geeignet ift u. f. w. 
durch die in B., einem. Anhaltinifchen Dorfe, geltenden: Gefege mit Strafe bedroht 
Kr daß aber in der Anwendung des Preußifchen rn he auf die That die 

illſchweigende Borausfegung der notorifchen Strafbarfeit am Orte der That ges 
funden werden muß, und daß es fich nicht um einen Mangel in der den Geſchwo— 
renen obliegenven Feftftellung der thatfächlichen Merkmale ver That, ſondern um 
einen Mangel in der ausprüdlichen Feftftelung tes auswärtigen Rechtes handelt, 
diefer Mangel, auf welchen in feiner pofitiven Borfchrift die Nichtigkeit des Er: 
kenntniſſes gefeßt ift, durch die vorausgejegte Notorietät erfegt wird, indem durch 
fie der Vorwurf, daß es dem ergangenen Erfenntniffe nicht blos an vollftändiger 
Motivirung, fondern auch wirklich an genügender Grundlage für die Anwendung 
des Preußiſchen Strafgefeges fehle, befeitigt wird; — daß durch den Ausipruch ber 
Geſchworenen allerdings nicht feftgeftellt ift, daß ver Angellagte zur Zeit der von 
ihm begangenen Anftiftung der im Auslande begangenen That Breuße gewefen 
fei; ab aber nach dem bereitd gedachten Grundjage die Strafbarkeit der Anftiftung 
ſich nach der Zeit der That richtet, umd daß auch in der Nichtigkeitsbejchwerve 
nicht ar worden ift, daß zur Zeit der That der Angeklagte nicht Preuße ge: 
weien jei. 


V. Der Angeklagte ift aus $. 285. Nr. 1. des Strafgefegbuches der vor: 
fäglihen Brandſtiftung eines ihm gehörigen, Wohnhaus, Stallung und Schuppen 
enthaltenden Gebäudes, welches feinen Dienftboten zur Wohnung diente, angeklagt. 
Die erften beiden Fragen aus $. 285. Nr. 1., über die — event, über die 
fahrläffige Inbrandfegung eines Gebäudes, welches zur Wohnung von Men: 
ſchen diente, find verneint; da ron haben die Gejchworenen folgende — bejaht: 

iſt der Angeklagte ſchuldig, am — zu D. ein ihm gehoͤriges Gebäude vor— 
ſätzlich in Brand geſetzt zu haben, und zwar ein ſolches, welches zeitweiſe 
zum Aufenthalte von Menſchen diente, und zu einer Zeit, in welcher 
Menſchen darin ſich aufhielten? 
Der Schwurgerichtshof hat hierauf den Angeklagten aus $. 285. Nr. 2. zu 
10 Jahre Zuchthaus verurtheilt. 
Die Nichtigfeitsbefchwerbe rügt die Anwendung diefer legteren Borfchrift, 
welche ausprüdlich ra daß die Inbrandfegung zu einer Zeit ftattgefunden habe, 
„im welcher Menjchen fich in vem Gebäude aufzuhalten pflegen“, 
während das Verdikt nur feftftelle: 
„zu einer Zeit, in welcher Menfchen fi darin aufhielten.“ 

Es wird deshalb auf das Urtel vom 8. November 1854 wider Quaſt, 
Archiv I. ©. 143, Bezug genommen. 

Das Urtel und das Berfahren find am 18. April 1856 wider Gruhn 
(Nr. 416. L) von dem DOber:Tribunal vernichtet, in Erwägung, daß die Geſchwo— 
renen folgende Frage u. |. w. (mie oben) bejaht haben, daß jedoch der vom Schwur: 
gerichtöhofe hierauf zur Anwendung gebrachte $. 285. Nr. 2. des Strafgeſetzbuches 
die Strafe gegen denjenigen androht: 

welcher vorfäglid ein Gebäude, ein Schiff oder eine Hütte, welche zeit: 
weije zum Aufenthalte von Menfchen dienen, zu einer Zeit-in Brand feßt, 
in welcher darin Menſchen fich aufzuhalten pflegen ; 
daß hiermit dieſes leptere Erfordernig, „in welcher darin Menfchen fih aufzuhalten 
pflegen“, nicht, vielmehr nur feftgeftellt ift, daß zur Zeit des ndes fich wirklich 
Menjchen darin aufgehalten haben; 

in Erwägung, daß nach Ausweis der Materialien zu den 88. 285. ff. des 

Strafgefegbuches das gemeingeführliche Verbrechen der Brandftiftung in den früheren 
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Entwürfen in der Art behandelt war, daß diegBeurtheilung und eftftellung ber 
gemeinen Gefahr in conereto dur den Richter erfolgen follte, indem es unter 
Anderem alfo in den Entwürfen hieß: 

Mer mit Gefahr für das Leben Anderer ein Gebäude in Brand feßt u. f. w., 
fo daß es hierbei alfo allein auf die Thatſache anfam, ob fich zur Zeit des Bran— 
des wirklich Menfchen in dem Gebäude befunden hatten, während die Feftftellung, 
ob fich zur Zeit des Brandes Menfchen in dem Gebäude aufzuhalten pflegten, ob» 
wohl fie jich nicht wirklich darin befunden hatten, gleichgültig war, da es, wie ge- 
dacht, nur auf die fonfrete Gefahr ankam; 

daß dagegen diefe Auffaffung in den fpäteren Entwürfen, und endlich in 
dem Strafgefegbuche felbft verlaffen worden ift, indem man es aus verfchiedenen 
Gründen vorgezogen hat, im Gefege felbft die Gegenftände und die Eigenfchaften 
derfelben, bei denen man eine gemeine Gefahr durch ihre Inbrandjegung nad dem 

ewöhnlichen Lauf der Dinge vermuthet hat, ohme Rüdjicht darauf, ob dieſe Ge- 
* in dem konkreten Falle wirklich vorhanden geweſen iſt oder nicht, zu nennen; 
daß man alſo auf dieſem Wege zu einer abftraften Auffaſſung der gemeinen Gefahr 
vermöge * in den Geſetzen bezeichneten Eigenſchaft der genannten Gegenftände 
elangt ift; 

— daß es hiernach ein nothwendiges Erforderniß zur Anwendung des $. 285. 
Nr. 2. iſt, daß zur Zeit der Brandſtiftung Menſchen in dem Gebäude ſich aufzu— 
halten pflegten, und der Umſtand, daß ſie ſich darin wirklich aufgehalten haben, an 
ſich gleichgültig und, abgeſehen von der Höhe des Strafmaßes, ohne Einfluß auf 
die Anwendung des Gefebes ift; 

daß daher, da jenes Erforderniß nicht feftgeftellt ift, das Urtel des Schmwur- 
gerichtshofes zu vernichten ift'). 


Vl. Bei einer Anklage wegen Münzverbrechen aus $. 122. ift die Frage 

ausdrüdlih dahin geftellt: 

Schuldig, im Jahre — zu N. falfches inländifches Geld 

ay wiffend, daß folches falfch fei, 
b) mit der Abficht, daſſelbe wieder auszugeben, 

an fich gebracht u. f. w. 
und der Vorfigende motivirt diefe ausdrüdliche Aufnahme des zu b. gedachten Er: 
forderniffes dadurd, daß, nachdem einmal die Jurisprudenz dieſes im Geſetz nicht 
ausdrüdlich gedachte Erforberniß dennoch für erforderlih und als in der Abficht 
des Geſetzes liegend erachtet habe’), e8 unmöglich der bloßen Belehrung des Bor: 
figenden an die Gefchworenen über dieſes Erforderniß, und alfo fchlieglich ihrer 
Willkür überlaffen bleiben fünne, dafjelbe anzunehmen oder nicht; daß alfo die aus 
drüdliche Aufnahme in die Frage durchaus nöthig fei. 

Dabei hat fich die Frage erhoben, ob, wenn der Angeklagte nicht allein jene 

Abficht der Wiederausgabe fchon beim Erwerb des Geldes leugne, fondern auch bie 
pofitive Behauptung einer anderen, unfchädlichen Abficht aufftelle — im vorliegen 
den Falle die Abficht, feine Münzgfammlung mit dem Gelde zu bereichern — als» 
dann dennoch ſchon Die Hauptfrage jenes Erfordernif Ddireft aufzunehmen babe, 
oder ob nur eine, dieſe andere Abficht ausprüdende Zufagfrage, hier aljo die: 

on der Angeflagte beim Erwerbe der Münzen nur die Abficht gehabt, 

eine Münzjammlung zu bereichern? 
u ſtellen ſei'). Man ift in diefem Falle einftimmig der Anficht gewefen, daß ed 
hc hier nicht um einen bloßen Strafausfchließfungsgrund handle, fondern, da jenes 


1) Vergl. Ofenbrüggen: bie Branbftiftung u. f. w. ©. 40 f. 

2) Goltbammer Materialien II, ©. 219. 220. Archiv I. S. 53. 79. 390. 1. ©. 98. 88. 
11. &. 66. 291. 613 f. Bemme Lehrb. ©. 775. Beſeler ©. 288. Rod Landrecht Note 20 zu 
6. 122. Lanz Präjubizien und Note p. 114. 

3) Vergl. Bb. II. ©. 98. 909. 


Schwurgerichts · Verhandlungen. rägeftellungen. 541 


oben gedachte Erforderniß wie gedacht zum Thatbeftande überhaupt gehöre, noth: 
wendig auch ſchon die Hauptfrage dafjelbe ausdrücken müſſe. 


VI. In einem Falle, wo bei der Anklage wegen Meineides gegen einen Zeugen 
nicht das ganze Zeugniß durchweg, fondern nur einzelne der befundeten Thitfachen 
als falſch angefochten waren, hält es der Vorfigende für erforderlich, dieſer That: 
ſachen fpeziell in der Frage zu gedenken, und zwar in der Wendung: 

ein Zeugniß, welches in folgenden Angaben u. f. w. falfch ift, mit einem 

Eide befräftigt zu haben? 
denn in der Frage follten ja die gejeglichen Kriterien des Verbrechens nach dem 
konkreten Balle individualifirt werden. Man fage ja in der Frage wegen Diebftahle 
nicht „fremde bewegliche Sachen“, fondern „folgende dem N. N. gehörige Sachen 
u. f. w.“; man nehme in die Frage wegen Betruges den Irrthum, deſſen Erre- 
ung ald Mittel des Betruges gedient habe, fpeziell auf; man nehme endlich in die 
Ha wegen der Urfundenfälfchung den Inhalt der faljchen Urkunde auf. Der 
Möglichkeit, daß durch jene Aufnahme der fpeziellen als falfch angefochtenen 
Thatjachen die Geſchworenen verwirrt werden fönnten, laffe fich durch das Refume 
vorbeugen. 

Der Ober⸗Staatsanwalt hält dies zwar für unbedenklich, wenn das ganze 
Zeugniß als faljch angefochten werde, nicht aber, wenn in dem Zeugniffe Wahres 
oder Falſches gemifcht fei. Dann werde es in der Regel nicht möglich fein, dies 
falfhe Zeugniß wörtlich aufzunehmen; es werde, um es verftändlich zu machen, in 
anderer Faſſung, als es abgelegt worden ift, wiedergegeben werden müſſen, und es 
werde der weikt unvermeidlich fein, ob dasjenige wirklich befundet worden, was 
in der Ueberſchreibung als falſch dargeftellt werde. 

Das Appellationsgericht erachtet zwar gleichfalls die Aufnahme der fpeziellen 
Thatſachen für erforderlich, verweift aber auf die Entjcheidungen des Ober» Tribu- 
nals Bd. I. ©. 545, Br. II. S. 106 des Archive. 

Der Herr Juftiz- Minifter bemerft in feinem Erlaß vom 14. Mai 1856: 
„Darüber, ob in Unterfuchungsfachen wegen Meineides der thatfächliche Inhalt des 
den Gegenftand der Unterfuchung bildenden falfchen Zeugniffes in die den Geſchwo— 
renen vorzulegende Frage mit aufzunehmen fei, läßt ſich eine allgemeine Norm nicht 
eriheilen. In der Regel wird es fich empfehlen, die Thatfachen nicht aufzunehmen, 
die Fragen werben fonft weitläufig, fchwülftig und geben den Gefchworenen zu un: 
nügen Schwierigfeiten Anlaß. Nur in ven Fällen wird ein Berürfniß zur Aufs 
nahme der Beireffenden falſchen Thatſache vorhanden fein, wenn in einem Zeugnifle 
deren mehrere enthalten find, und ed bei jeder einzelnen Thatfache von weſentlichem 
Zweifel fein kann, ob fie mit einem falſchen Zeugniffe belegt worden ift. Die Ge: 
ſchworenen werden in ſolchen Fällen über die einzelnen Theile der Frage befonders 
abzuftimmen haben.“ 


VII In einem Falle, wo Einbruch und Einfteigen in Frage waren, und wo 
deshalb der Vorfigende in feinem Berichte die Auflöſung diefer Begriffe nach den 
in den 88. 222— 223, des Strafgefegbuches gegebenen Definitionen deshalb, weil 
eben das Geſetz felbft dieſe Begrife definire, für erforderlich erflärt, bemerkt ver 
Herr Juftiz-Minifter in he Erlaſſe vom 14. Mai 1856 „der Vorfigende erachtet 
ed für nothwendig, daß, wenn das Strafgefegbuch jelbft einen rechtlichen Begriff 
näher definirt, 3.8. den Einbruch, das Einfteigen, den umfchloffenen Raum, in die 
Frage nicht blos jener Begriff, jondern bei Strafe der Nichtigkeit auch deſſen 85 
jegliche Erläuterung aufgenommen werden muß, dies ift nicht richtig. Nach Art. 82 
Des — vom 3 Mai 1852 ſind nur ſolche Rechtsbegriffe, welche nicht eine 
allgemein bekannte und in dem gegebenen Falle beſtrittene Bedeutung haben, in den 
Fragen zu vermeiden, und durch die entſprechenden gleichbedeutenden Ausdrücke, zu 
deren Verſtaͤndniß Rechtskenntniſſe nicht erforderlich find, zu erſetzen. Begriffe von 
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Einbruch, Einſteigen u. ſ. w. gehören zu ſolchen Rechtsbegriffen in ber Regel nicht. 


Iſt ihre Bedeutung aber in einem einzelnen Falle wirklich zweifelhaft, dann wird 
es in der Regel auch nicht genügen, die Erläuterung nad dem Wortlaute des Ges 
ſetzes an ihre Stelle zu fegen, wie es 3. B. bei der Urfundenfälfhung nicht genügen 
würde, an Stelle des Wortes „Urkunde“ die Erläuterung, welde der Schlaßjag 
des $. 247. von diefem Begriffe giebt, zu benugen, fondern ed wird dann in ber 
Regel erforderlich fein, die fonfreten Thatſachen des gegebenen Falles in die Frage 
aufzunehmen, und zwar in dem Umfange, wie fie nach dem Urtheil des Gerichtähofes 
—— ſein muͤſſen, um den im Strafgeſetzbuche enthaltenen Rechtsbegriff zu 
onſtituiren. 


IX. Die Frage wegen ſchweren Diebſtahls lautet: 
Schuldig, aus dem umſchloſſenen Garten des N. eine dem Ichteren zuge⸗ 
hörige ade in der Abficht rechtwidriger Zueignung, und zwar mittelft 
Einfteigens in den nebenliegenden umjchloffenen Garten der Wittwe W. 
und Hinüberlangens in den Garten des N. weggenommen zu haben. 

Der Schwurgerichtshof hat jchweren Diebftahl nah $. 218. Nr. 3. (iept 
Nr. 2.) und $. 222. angenommen, indem derfelbe mittelft Eintritt in einen um- 
fchlofienen Raum über veffen Einfriedigung bewirkt fei, und ohne ein ſolches Ein- 
fteigen nicht habe bewirkt werden Fönnen. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde rügt, daß das Verbift und damit das Urtel nur 
die Wegnahme aus einem umſchloſſenen Raum feftftelle. Das Gefeg fupponite, 
daß der Dieb mittelft Einfteigens in einen umſchloſſenen Raum gedrungen jei, und 
die dort in demfelben umfchlofienen Raum befindliche Sache weggenommen habe. 
In den Garten des N., wo die Sache fich befunden, fei nicht eingeftiegen worden. 

Die — — iſt durch Urtel des Ober-⸗Tribunais vom 24. April 
1856 wider Bedeker (Mr. 120. 11.) zurückgewieſen, in Erwägung, daß zum That—⸗ 
beftande des fchweren Diebftahls durch Ginfteigen das Geſetz ($. 218. Nr. 3.) ar 
fordert, daß 1) in einem Gebäude oder in einem umſchloſſenen Raum geftoblen, 
aljo eine fremde bewegliche Sache in der Abficht rechtöwidriger Zueignung weg— 
genommen werde, und zwar 2) vermittelft Ginfteigens — alfo dad Einfteigen 
($. 222.) in ein Gebäude oder in einen umfchloffenen Raum das Mittel gewejen 
ift, um zur Kontreftation der geftohlenen Sache zu gelangen, der Dieb diefem 
Zwede in ein Gebäude oder in einen umfchloffenen Raum ſich durch Einfteigen 
begeben hat; daß eine Anwendung diefes Mittels zur Verübung des Diebftahls 
auch da ftattfindet, wo, um zur Kontreftation der in einem Gebäude oder in einem 
umjchloffenen Raum befindlichen Sache zu gelangen, in ein Gebäude oder in einen 
umfchlofienen Raum von dem Diebe eingeftiegen wird, wenn auch nicht unmittelbar 
in diefem die Kontreftation erfolgt, fondern aus dieſem in einen anderen neben 
liegenden gleichfalls umfchloffenen Raum — den Ort des Liegens der geftohlenen 
Säche — hineingelangt wird '). , 

X. Vergleiche wegen der Frageftellung, die —— von Gräbern und 
Entwendung aus denfelben betreffend, unten den Rechtöfall zu $$. 137. und 215. 
des Strafgeſetzbuches. 


1) Vergl. Bb. II. ©, 555. 
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88. 42. 75. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Bollziehung 
des Befchluffes zur Eröffnung der Borunterfudhung. 

Es wird von einer Seite her gerügt, daß die Befchlüffe über die Eröffnung 
der Vorunterfuhung nur von dem Unterfuchungsrichter vollzogen werben, da doch 
nach $$. 42. und 75. der Verordnung vom 3. Januar 1849 der Beichluß vom 
Gerichte felbft zu faſſen ſei. In der zur Kompetenz der Gerichtd-Abtheilungen ges 
hörigen Sache fei dies zwar gleichgültig, da hier die Vorunterfuhung nur fafuls 
tativ ſei. In Schwurgerichtsſachen dagegen, wo die Vorunterfuhung eine wefent- 
liche Hörmlichkeit, fei der Mangel erheblih. Gin Appellationsgericht hat deshalb 
angeoronet, daß der Beſchluß, ald vom Gericht ausgehend, von dem Abtheilungd- 
Dirigenten immer mit zu vollziehen fei.' 

Der Herr Juftiz-Minifter bemerkt hierauf in einem Erlaß vom 14. Mai 
1856, daß es für die Einleitung der Vorunterfuchung jener Börmlichfeit nicht "bes 
dürfe. Wenn es fih auch empfehle, daß die erfolgte Einleitung der — — 
dem Antrage des Staatsanwalts entſprechend zu den Akten vermerkt werde, ſo ſi 
Pr doch, da der Antrag nicht zurüdgewieien werden dürfe, ein befonderer Bes 
chluß des Kollegii nicht erforderlih. Nach $. 42. habe das Gericht auf 
den diesfälligen Antrag des Staatsanwalts "nur einen slinterfuchungsrichter zu er- 
nennen. Dieſer ſei nach $. 13. des Geſchäfts-Regulativs für die Gerichte erfter 
Inſtanz in der Regel bleibend zu nennen, und nach $. 16. ibid. feien ihm alle An- 
träge, welche Borunterfuchungen betreffen, unmittelbar zuguftellen. Hiernach fei 
auch mit dem erften Antrage zu verfahren. 


88. 126. f. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Verfahren bei 
Berechnung der Appellationsfrift in Nebertretungsfacden, 
in welden die Appellation zuläffig ift. 

Der Angeklagte ift in der Audienz vom 19. Juli zu einer 50 Thaler nicht 
erreichenden Zolldefraudationgftrafe durch den Einzelrichter verurtheilt. Er ift nicht 
perfönlich anwefend, fondern durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt vertreten 
gewejen. Am 17. Auguft erklärt er feine Unzufriedenheit mit dem Urtel, und reicht 
‚am 14. September einen Appellationsbericht ein, nachdem ihm am 12. September 
Abſchrift des Urteld mit Gründen ertbeilt ift. 

Das Appellationsgericht weit diefe Appellation zurüd, weil der Angeflagte 
in erfter Inftanz durch einen von ihm bevollmädtigten Rechtsanwalt vertreten ge— 
wejen, was nach Art. 23. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 zuläffig war, deshalb die 
PBublifation des Urteld in jeiner Abweienheit genügte, die Appellationsfrift hiernach 
von der Audienz am 19. Juli anzurechnen, und fomit am 14. Sept. verfäumt gewefen fei. 

Auf die Richtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten ift das Urtel am A. April 
1856 wider Wrehde (Mr. 336. I.) von dem DOber-Tribumal vernichtet, in Erwä— 
gung, daß das Audienzprotofoll erfter Inftanz nicht ergiebt, daß das Erkenntnis 
mit Gründen verfündet ift, und Daher, felbft wenn der Angeklagte im Audienz 
termine perfönlich erfchienen geweien wäre, die gefegliche Frift zur Anmeldung ber 
Appellation nicht von der —— des erſten Erkenntniſſes, ſondern von ber 
Behaͤndigung der en Sun deffelben zu berechnen fein würde (Präjudiz Nr. 78. 
des Senats für Straffachen beim Ober» Tribunal); daß der Angeklagte aber au 
im Audienztermine erfter Inſtanz nicht anmwefend, ſondern durch einen mit Bollmadht 
verjebenen Bertheidiger vertreten geweſen iſt, alfo auch aus erg Grunde nad 
$. 127. der Verordnung vom 3. — 1849 die Appellationsfriſt erſt mit Ablauf 
desjenigen Tages ihren Anfang nehmen kann, an welchem dem Angeklagten Aus— 
fertigung des Ürtels behändigt ift; 

daß es fich hier zwar um eine Mebertretung und um Einlegung der 
Appellation gegen das Erfenntniß des Einzelrichterd handelt, aber auch in folchen 
Fällen die allgemeinen Vorſchriften wegen Berechnung der Appellationsfrift maß- 
gebend fein müflen, da nach $. 165. der Verordnung vom 3. Januar 1849 felbft der 


Aus der Prazis. $$.126.f. 134. derVerorbn.v. 3. Jan, 1849. Art. 101. des Gef. d.3.Mai1852. 545 


Anfang der zehntägigen Frift zur Einlegung des Refurfes gegen das Erfenntniß des 
Einpeftichtere es * wegen der — gegebenen Vorſchrift zu beſtimmen iſt. 


‚ss. 126. f. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Art. 101. f. des Ges 
feßes vom 3. Mai 1852. $. 528. der Kriminals Ordnung. Unzu— 
äffigfeit der reformatio in pejus. 
Der Angeflagte wirb in erfter Inſtanz wegen Unterjhlagung zu drei 
Tagen fing verurtheilt. In zweiter Inſtanz wird diefes Urtel auf die Appel 
lation ded Angeklagten vernichtet und die Sache zur erften Inſtanz — 
weil das Erforderniß der Unterſchlagung, der „Nachtheil des Eigenthuͤmers“, nicht feſt⸗ 
eftellt jei. Nach nochmaliger op ae, erkennt nunmehr der erfte Richter auf Dieb- 
Baht. und deshalb auf8 Tage Gefängniß. Der Angeflagte appellirt wieder, und der 
Appellationsrichter beftätigt nun, indem er namentlich die Aenderung in der. Qualififation 
und in der Strafhöhe für zuläffig erklaͤrt, weil das frühere erſte Urtel vernichtet worden, 
und damit dem Vorderrichter für eine anderweite Entjcheidung freie Hand gegeben fei. 
Auf die Nichtigkeitsbefchwerbe des Angeklagten ift durch das Ober-Tribunal 
am 25, April 1856 wider Rautenberg (Nr. 404. 1.) das Mppellationsurtel, fo 
weit ed die Verurtheilung des Angeklagten zu einer Stägigen Gefängnißftrafe be- 
ftätigt hat, vernichtet, und es ift das erfte Urtel u abgeändert, daß der Ange: 
Hlagte nur zu Itägiger Gefängnißftrafe verurtheilt ift, in Erwägung, daß einer- 
feit8 auf die von einem Angeklagten erfolgte Appellation eine Reformation des an- 
gefochtenen Urtels zu feinem Nachtbeile nicht ftatthaft ift, weil eine reformatio in 
ejus der Natur des Nechtsmitteld widerfprechend fein würde; daß andererjeits ein 
In erfter Inftanz gefprochenes aa der Staatsanwaltfchaft gegenüber in Rechts- 
fraft übergeht, wenn es in ber ge Een Friſt von ihr nicht angefochten ift (8. 126. 
der Verordnung vom 3. Januar 1849); daß hiermit von felbft Folat, daß die in dem 
Urtel erfter Inſtanz verhängte Strafe in der Appellations - Inftanz nicht verfchärft 
werben fann, wenn nur der Angeflagte gegen das von der Staatdanwaltichaft un- 
angefochten gebliebene Urtheil appellirt hat; daß auch in dem Falle, wo der Appel: 
lationsrichter auf die einfeitige Berufung des Angeklagten das Urtheil erfter In— 
ftanz in Gemäßheit des Art. 102, des Gefeges vom 3. Mai 1852 wegen eines 
vorhandenen Nichtigfeitsgrundes aufhebt, diefe Aufhebung nur die Folge des einge- 
wendeten Rechtömittels ift, und folglich die Wirfung nicht haben fann, die Lage 
des Angeklagten in Bezug auf die Höhe der einmal erfannten Strafe zu verſchlim— 
mern; daß im diefer Hinficht vielmehr das erfte Urtheil, eben weil ed nur in der 


Abſicht und in dem Sinne angegriffen wurde, eine gänzliche Befreiung von der 


Strafe oder doch eine Milderung derfelben zu erlangen, und weil es hinfichtlich der 
feftgefegten Grenze im Srapmae Seitend der Staatsanwaltjchaft nicht mehr ans 
gefochten werben fann, in feiner dem Angellagten günftigen Dispofition auch für 
die weitere Entjcheivung der Sache maßgebend bleiben muß, und diefer Annahme 
auch die formelle Vernichtung dieſes Urtheils nicht entgegenftebt, da die Vernichtung 
nur im Sinne des eingewandten Nechtsmittels erfolgen kann; daß in der Sache felbft ır. 

Darüber, dab die Qualififation des Vergehens in den neueren Entſcheidun— 


gen geändert worden, fpricht ſich das Urtel nicht aus, weil die Beſchwerde hierauf 


ausdrüdlich nicht gerichtet war.) 


$. 134. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Befondere Borla- 

dung des Vertheidigers des nicht verhafteten Angeklagten. 

Urtel des Ober-Tribunald vom 18. Juni 1856 wider Zülsdorf, daß der 

nicht verhaftete Angeklagte zu dem Audienztermine perfönlich vorgeladen, die gleich— 

zeitige Vorladun feines Vertheidigerd aber, tiber deren Unterlafjung der Angeklagte 

ſich befchwert, nicht vorgefchrieben ift, deren Unterlaffung daher unter diefen Um— 
ftänden feine Nichtigkeit begründet. . 


1) Berg. Bd. IV, ©, 69 f. | 
Archiv, 1856, IV, 36 
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Art. 110. des Gefehes vom 3. Mai 1852. Legalifation von Nich— 
tigfeitsbefhwerden durch Referendarien, 
Beſchluß des Ober-Tribunals vom 7. Mai 1856 wider Krebs (Nr. 112. 
B. L), daß nad Art. XV. des Gefeges vom 26. April 1856 ein NReferendar nicht 
unbedingt zum Nichteramte befähigt, fondern nur zur zeitweifen FZunftion eines 
Hülfsrichterd bei den Gerichten erher Inſtanz qualifiziet ift, fo daß cd, um ihn 
augenblidlich als befähigt anzufehen, noch erft einer vorgängigen, höheren Orts er- 
folgenden Beftellung oder Anweifung bedarf; daß, wo eine folche Beftellung u. ſ. w. 
nicht vorliegt, auch dem Referendar nicht die Gigenfchaft beimohnt, in Gemäßheit 
des Art. 110. des Gefepes vom 3. Mai 1852 eine Schrift zu legalifiren; daß dies 
aber in erhöhtem Grade noch da gilt, wo der Referendar aus dem Amte geſchieden 
ift, und fonach aufgehört hat, Referendar zu fein, follte ihm auch dabei das Recht 


des MWiedereintritts in Folge ausprüdlichen Vorbehalts zuftehen, 


88. 5. 7. 39. des Preßgefehes vom 12. Mai 1851. Beobachtung 
der hier vorgefchriebenen Förmlichfeiten beiSubffription 6- 
Einladungen auf Schriften, mit Angabe des Inhalts der 
Schrift. 

Der Angeklagte, ein Buchhändler, hat eine „Einladung zur Subffription “ 
druden und vertheilen laffen, in welcher er außer dem vollftändigen Titel der Schrift 
auf welche er zur Subffription einladet, auch in gewöhnlicher Weife die Tendenz 
und den Anhalt der Schrift näher bezeichnet. Er, in wie der Druder, find wegen 
Mebertretung der $$. 5. 7. und 39, des Prefgefeges vom 1. Mai 1851 angeklagt, 
weil Name und Wohnort des Druders nitht genannt find, und nicht vor der Aus— 
gabe ein Exemplar bei der Polizeibehörde deponirt ift. ' 

Der Bolizeirichter hat fie verurtheilt, weil die $$. 5. und 7. des Preß— 
gefeges vorgejchriebenen Förmlichkeiten in der Regel bei allen Drudjchriften zu 
beobachten, und daher die dort geftatteten Ausnahmen ftrenge zu interpretiren ſeien; 
daß mithin eine Unterlaffung jener Förmlichfeiten bei den zum gefchäftlichen Ver— 
fehr dienenden Drudfachen nur dann gerechtfertigt fei, wenn legtere nicht mehr ent- 
hielten, ald zu ihrem Zwede durchaus erforderlich fei; ed müffe hiernach zwar eine 
Drudicrift, welche die einfache Einladung zur Subffription auf ein feinem voll- 

änbigen Titel nach bezeichnendes Werk, unter Angabe des Preijes und der Sub- 
friptionsbedingungen enthalte, von jenen Förmlichkeiten befreit bleiben, denfelben 
aber dann unterworfen werden, wenn fie zugleich einen wörtlichen Auszug aus dem 
angebotenen. Werfe oder den funmarijchen nhatt, die Recenfion deſſelben ® oder, 
wie im vorliegenden Falle, die Angabe feiner Tendenz umfaſſe. Es Fönne nieht 
beabfichtigt fein, eine Subffriptions-Einladung von jenen Förmlichkeiten zu entbin— 
den, da jeder der gedachten Zufäge eine ftrafbare Handlung enthalten Fönne. 

Der Appellationshof hat dagegen auf Freiſprechung erfannt, weil die Frage, 
ob die in den $$. 5. und 7. des Preßgeſetzes vorgefchriebenen Förmlichfeiten in 
einem gegebenen Falle befolgt werden müßten, eine rein thatfächliche, und es dem 
richterlichen —— anheim gegeben I ob eine erfchienene umd verbreitete Druck— 
fchrift unter die Kategorie der zu den Bebürfniffen des Gewerbes und des Verkehrs 
des häuslichen Lebens dienenden Drudjachen gehöre, weil die vorliegende Einladun 
zur Subſkription nur mit wenigen Worten die Tendenz und den Inhalt der Schrift 
bezeichne, und, gleichfam wie der Kaufmann feine Waare anpreift, die Lefer zur 
Subffription aufzumuntern fuche. ER 

Der biergegen erhobene Kafjationsrefurs des öffentlichen Minifterii ift durch 
Urtel des Dber-Fribunale vom 15. Mai 1856 wider Gall (Nr. 151. U.) zurüd- 
ewiefen, in Erwägung, daß nad 88. 5. und 7. des Preßgefeges vom 12. Mai 
851 die nur zu den Berfrfniffen des Gewerbes und Verkehrs, des häuslichen und 
des gefelligen Lebens dienenden Drudfachen, als Formulare, Preiszettel, Viſiten— 
Farten u. |. w, von der Verpflichtung, jede die Preffe verlaffende Drudfchrift unter 
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20 Bogen ber Ortspolizeibehörde 24 Stunden vor ihrer Ausgabe in einem Exemplar 
einzureichen xefp. außgderfelben den Namen und Wohnort des Druders zu nennen, 
ausgenommen find; daß diefe Ausnahme weder in der Verordnung vom 30. Juni 
1849, noch in dem Entwurf der Regierung zum Preßgeſetze enthalten war, viel 
mehr deren Aufnahme erft durch Die Verhandlungen und Bejchlüffe der erften Kam— 
mer veranlaßt wurde (vergl. —— Bericht der erſten Kammer von 1880 - 1851, 
Br. I. ©. 426. 497. 500. Br. I. ©. 769); in Erwägung, daß weder die Faſſung 
des Geſetzes umd die darin ausdrücklich nur als Beifpiele aufgeführten Fälle, noch 
auch die gedachten Verhandlungen der erften Kammer eine fefte Grenze für jene 
Ausnahme bezeichnen; daß namentlich nicht Die Möglichkeit, durch ſolche Drud- 
ſachen eine ftrafbare Handlung zu begehen, die Anwendung jener Ausnahmebeftim- 
mung ausjchließt, da ſolche auch bei den im Gefege angeführten Beifpielen denkbar 
ift; Daß bei der erwähnten Berathung Des Gejeges von dem Regierungs-Kommiſſar 
der Aufnahme dieſer Beftimmung gerade aus dem Grunde widerfprochen wurde, 
weil mit derartigen Druckſachen ein fehr erheblicher Mißbrauch — werden 
könne, demungeachtet aber die Aufnahme beſchloſſen wurde; daß bei der Berathung 
als Beiſpiele für die Ausnahme außer den im Geſetze aufgenommenen, ohne Wider— 
fpruch: Todesanzeigen, Handelsberichte, die oft in größeren Drudjchriften erjcheinen 
müßten, Girfulare, Formulare, Preiscourante u. |. w. angeführt wurden, Deren 
möglicher Inhalt eine Strafbarfeit eben jo wenig ausjchließt, als die in Preis- 
zetteln gewöhnlichen Anpreifungen der Waaren und felbft der bloße Titel eines 
Buches; Daß Bücher-Anzeigen überhaupt, deren Genjurpflichtigfeit unter der Herr— 
fchaft des Genfur» Evifts vom 18. Oftober 1819 durch die Allerhöchfte Kabinets— 
Ordre vom 29. Auguft 1835 (Gejegfammlung ©. 212) ausdrücklich ausgefprochen 
wurde, an fich zu den Bedürfniffen des Gewerbes und des Verkehrs gerechnet wer- 
den können; daß hiernach die Frage, ob eine beftimmte Drudjchrift zu den geſetz— 
lihen Ausnahmen zu rechnen fei, nach thatjächlicher Prüfung des fpeziellen Falles 
zu entjcheiden ift, und hierbei der Geichäftsgebrauch, wenn auch nicht maßgebend 
fein, doch Berüdjichtigung finden kann. 


$. 50. des Preßgefeßes vom 12. Mai 1851. Nochmalige Berfol- 
gung einer Drudicrift bei veränderter Geſetzgebung, 
nach erfolgter Freiſprechung des Verbreiterd unter der 
früheren Geſetzgebung. 

Bei dem Buchhändler R. zu Poſen erjchienen im Jahre 1848 Polnische 
Lieder, von denen viele eine feindliche Haltung gegen die Staats = Regierung und 
die Deutſche Bevölkerung beobachteten, und darauf berechnet fehienen, auf die Pol— 
nifche Bevölkerung bei der im Jahre 1848 erfolgten Auflehnung zu wirken. Mit 
Rüdjicht jedoch auf die Allerhöchite Amneſtie-Ordre vom 9. Oftober 1848, durch 
welche die politiichen Verbrechen im Großherzogthum Poſen bis zum 1. Juli 1848 
amneftirt wurden, fand eine Unterfuchung wegen der Abfafjung und des Drudes 
jener Lieder nicht ftatt, da diefe Handlungen der früheren Zeit angehörten. 

Im Mai 1849 wurde dagegen in Beziehung auf diefe Schrift gegen den 
R. Anklage wegen Verbreitung aufrührifcher Schriften nah dem 1. Juli 1848 aus 
$. 175. Sit 20. Th. 1. des damaligen A. 2. R. und nach $. 2. des Preßgefehes 
vom 17. März 1848 erhoben, auch die Vernichtung des Buches beantragt. 

Die Gefchworenen erklärten den Angeklagten nicht jchuldig, die im Jahre 
1848 gedrudten Polniſchen Lieder u. f. w. nach dem 1. Auli 1848 verfauft oder 
vertheilt, und dadurch ſchädliche Abjichten der Aufrührer durch Schriften befördert 
zu haben. Der Gerichtshof ſprach daher frei, und erfannte auf Freigebung der mit 
Beichlag belegten Schrift. Diefes Urtel ift vechtöfräftig geworden, und dem Ange: 
klagten R. ift die Schrift — 

Neuerlich im Jahre 1855 fand nunmehr eine polizeiliche Beſchlagnahme der 
noch bei R. und anderen Buchhaͤndlern in deren Läden zum Verkauf vorräthigen 
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Exemplare der Schrift, von welcher auch inzwiſchen wirklich Verkäufe ſtattgefunden 
hatten, ſtatt, und das Kreisgericht zu P. hat dieſelbe —3 weil die Schrift 
Stellen enthalte, welche gegen die Strafbeſtimmungen ver F. 65. 87. und 100. 
des Strafgefegbuches verftießen. Auf die Anklage der Staatdanwaltfchaft wurde 
fodann das Verfahren wegen Vernichtung der Schrift, bei welchem ſich namentlich 
der R. ald Betheiligter meldete, eingeleitet. NR. machte den Einwand der res judi- 
cata aus jener fchwurgerichtlichen Freifprehung, und das Kreisgericht erfannte auch 
auf Aufhebung der Beichlagnahme und Freigebung der Schrift auf Grund diefer 
res judicata, da fie feftftelle, daß ein ftrafbarer Inhalt nicht eriftire, und dies für 
alle nachfolgende Zeit maßgebend fei. 

Auf die Appellation der Staatsanwaltſchaft beftätigte das Appellationd: 
gericht Died, obwohl es feftftellte, daß die Schrift nad) ihrem Inhalte ganz unter 
die Strafvorfchriften der $$. 65. 87. und 100. des Strafgefegbuches falle, denn in 
dem früheren Schwurgerichtöverfahren fei nicht nur die Freifprehung des R. wer 
gen der Verbreitung, fondern auch ausdrüdlich die Freigebung der mit Beſchlag 

elegten Schrift rechtöfräftig erfannt. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde des Ober» Staatsanwalts rügt die Verlegung 
jener Vorfchriften des Strafgefegbuches und des $. 50. des Vreßgeſetzes. Die 
Wirkfamkeit einer Freifprechung erftrede fich nicht über die rechtlichen und that 
jählihen Grenzen hinaus, innerhalb deren das Urtheil ergangen; Daraus folge, 
daß der freigefprochene Angeklagte anderweitig verfolgt werden koͤnne, wenn er Dies 
felbe Handlung zu einer Zeit abermals verübe, in welcher ein neues Strafgefeh 
die Strafbarkeit einer folhen Handlung anordne. Ein neues Strafgefeg und 
neue Thatmomente begründeten, wenn ke zufammenträfen, eine neue ftrafrechtliche 
Verfolgung. Was vorerft die Gefeggebung betreffe, fo fei feit der Freiſprechung 
von 1849 eine Aenderung eingetreten. Damals habe das Geſetz vom 30. Juni 
1849 $. 43. das frühere Preßgefeg vom 17. März 1848 bereitd außer Kraft ge 
fegt gehabt; dagegen fei jenes nicht anwendbar gewefen, weil ihm Feine rüdwir- 
fende Kraft auf die Handlungen aus dem Jahre 1848 beigelegt. worden fei. Die 
Anklage wäre daher auf dem damaligen $. 175. Tit. 20. Th. 1. A. 2. R. befchränft 
geblieben, welcher nur von der wirflichen Theilnahme am Aufruhr rede, aber feine 
preßpolizeilichen Vorfchriften enthalte, wie das Gefeg vom 30. Juni 1849 und das 
Preßgefeb vom 12. Mai 1851 ſolche aufftelle. An und für ſich reiche dieſe Ber: 
änderung der Gefeggebung nicht hin, um zur Wiederaufnahme der früheren Ber: 
folgung zu berechtigen. Es kämen aber noch Thatmomente hinzu, welche die Ans 
wendung des neuen Gefeged begründeten, nämlich der fortvauernde und deshalb 
bezüglich des heutigen Strafgefegbuches als neu zu bezeichnende preßpolizeiwidrige 
Zuftand ber —— Druckſchrift. Dieſer gegenwärtige Zuſtand verletze die ge— 
enwärtige geſetzliche Ordnung, und es leuchte nicht ein, wie der Umſtand, daß das 
übe ceſoeet ſolches geduldet, die Handhabung des heutigen Strafgeſetzes 
ähmen ſolle. 

Sp weit die Beſchwerde des Ober-Staatsanwalts. Die nachfolgende Ent« 
ſcheidung hatte fich lediglich innerhalb der Grenzen der vorliegenden Streitfrage zu 
bewegen. Die Berfolgung war nämlich jegt lediglich gegen die Schrift felbit ges 
richtet, wie Dies, abweichend von der früheren Gefeggebung, jeßt der $. 50. des 
Prefgefeges vom 12. Mai 1851 geftattet. Erheblicher würde die Frage der res 
judicata geworben fein, wenn es es jegt wiederum um bie Verfolgung des früher 
freigefprochenen Buchhändlers R. gehandelt hätte. Der fortvauernde Vertrieb einer 
Schrift ift, den ftrafbaren Charakter derjelben vorausgefept, ein fortgeſetztes oder 
fortdauerndes Vergehen. Erfolgt num innerhalb —* fortdauernden Vertriebes eine 
Aenderung der Geſetzgebung, ſo hindert offenbar die frühere Freiſprechung zur Zeit 
der älteren Geſetzgebung die neue Verfolgung unter der Herrſchaft des neuen Straf— 
geſetzes nicht. Es Liegen alle Borausjegungen vor, um die Kraft der res judicata 
auszufchließen, namlich ein gegenwärtiges ftrafbares Verhalten unter einem neuen, 
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bafjelbe mit Strafe bedrohenden Strafgefeße. Ja, es würde fich faum um eine Er- 
örterung der Frage dabei handeln, in wieweit innerlich das neue Strafgefeg von 
dem älteren zur Zeit der Freifprechung beftandenen wirklich verfchieden fei; die Eri- 
ftenz ded neuen Geſetzes entſcheidet allem. Der Richter wird, da zugleich fortdauernde 
unter der Herrfchaft dieſes Gefeges vorliegende Handlungen vorliegen, faum in den 
Kal fommen, zu unterfuchen, in wiefern beide. Gefege innerlich verfchieden, oder 
übereinftimmend find, um fließen zu dürfen, daß die Handlung auch jegt noch 
ftraflo8 bleibe, da fie früher unter der Herrichaft des Ubereinftimmenden älteren 
Strafrechts für ftraflos erkannt fei, oder daß fie blos deshalb, weil das jeßige 
Strafgefeg innerlich verfchieden, nunmehr ftrafbar geworben jei. 


Das Obers Tribunal hat am 30. Mai 1856 (Nr. 176. L) auf Vernich— 
er des Appellationsurteld und Zurüdweifung der Sache in die zweite Inftanz 
erfannt: 


in Erwägung, daß die Staatdanwaltichaft im Jahre 1849 gegen ben 
Buchhändler R. beantragt hatte: 


denjelben wegen Verbreitung aufrührerifcher Schriften nach $. 175. 
des A. 2. R. Tit. 20. zu beftrafen, auch nad $. 2. des Preß— 
gejeges vom 17. März 1848 feftzufegen, daß das Manuffript und 
die vorräthigen Druderemplare der Schrift zu vernichten, 


und hierauf von dem Schwurgericht in Gemäßheit des Ausfpruches der Geſchwo— 
renen durch Urtheil vom 25. September 1849 rechtsfräftig erfannt worden, daß 
der R. von der Anklage freisufprechen, und die mit Befchlag belegte Schrift u. f. w. 
freigugeben, welche Zurüdgabe demnächft erfolgt ift; 

daß fodann am 13. Juni 1855 eine neue Beichlagnahme jener Drudjcrift 
bei dem R. und den Buchhändlern N. N. ftattgefunden, und der Antrag auf Ver: 
nichtung der vorgefundenen Eremplare zufolge $. 50. des Preßgefeges vom 12. Mai 
1851 geftellt, von dem Appellationsgericht jedoch, obgleich nach feiner Feftftellung 
mehrere Stellen des Buches unter die Vorfchrift der $$. 65. 87. und 100. des 
Strafgefepbuches fallen, mit Rückſicht auf Die ergangene rechtöfräftige Entfcheidung 
eine Berfolgung der Drudjchrift aus dem Gefichtspunfte, welcher jowohl bei der 
damaligen, ald bei der jegigen Anflage zum Grunde liege, nicht für zuläſſig erklärt, 
und deshalb die Beichlagnahme wieder aufgehoben worden; 


daß die Nichtigkeitöbefchwerde Verlegung der angeführten, Paragraphen 
dur Nichtanwendung behauptet, weil ein neues Strafgefeh und neue That: 
umftände zufammenträfen, und hierdurch eine neue ftrafgerichtliche Verfolgung ge: 
rechtfertigt werde; . 

daß diefe Beſchwerde auch in fofern für begründet zu erachten, ald durch 
die in dem Urtheil vom 25. September 1849 erkannte Freifprebung noch nicht über 
die vorliegende Frage rechtskräftig entſchieden ift; 

daß das frühere Verfahren gegen den Buchhändler R. perfönlih auf Be 
ftrafung wegen Verbreitung aufrührerifcher Schriften gerichtet, und nur acceflorifch 
der Antrag in Betreff der Bernichtung des Manuffripts und desvorhandenen Drud: 
Gremplare beigefügt war, jo daß legtere mit der ne ie Angeklagten ſich 
von jelbft erledigen mußte; daß das Gefep vom 17. März 1848 im $. 2. und die 
Berordnung vom 30. Juni 1849 im $. 37. eine felbftitändige Prozedur wegen 
Bernidhtung einer Schrift, getrennt von der Verfolgung einer beftimmten Perſon — 
wie dies jegt der $. 50. des Preßgefeges vom 12. Mai 1851 geftattet — nicht 
fannten, folches vielmehr nur in Verbindung mit einer Anklage zuläffig war, ver 
Ausſpruch des Nichtſchuldig von Seiten der Gefchworenen und die hierauf gefolgte 
Freigebung der Drudjchrift es aber ungewiß laffen, ob der Inhalt derfelben objel- 
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tiv für nicht firafbar gehalten worden, oder ob der Angeklagte ſubjektiv fich ver 
Verbreitung nicht fchuldig gemacht habe; 

dag demnach Das gegenwärtige Verfahren nicht erweislich den nämlichen 
Gegenftand wie das frühere betrifft, und die jegige Anklage durch die angegriffene 
Entſcheidung nicht erledigt if. 


$. 35. Nr. 4. des Poftgefeges vom 5. Juni 1852. $. 10. des Regles 
ments vom 31. Juli 1852. Unerlaubte Zufäge zu Kreuz: 
bandfendungen. 

Der Angeklagte hat ald Inhaber der Kommandite der Handlung M. u, ©. 
mehrere lithographirte META RN derjelben unter Kreuzband auf die oft 
gegeben. Die gedrudte Unterfchrift unter denfelben lautete urfprünglich: 

M. et 8. Niederlage der Militairs und Waffenfabrif aus Berlin. 

Ueber diefe legteren Worte hat der Angeklagte einen Streifen mit den gleich: 
falls lithographirten Worten: „Niederlage der Militair » Effekten * geklebt. kr ift 
auf die aus $. 35. Nr. 4. des Poftgefeges vom 5. Juni 1852 und $. 10. des 
Reglements vom 31. Juli 1852 erhobene Anklage in beiden Inſtanzen freigefpros 
hen, weil er nach dem gedachten $. 10. des Neglements den lithographirten Cir— 
fularien feine Unterfchrift beizufügen befugt — ſei, hieraus aber folge, daß 
auch eine Abänderung, oder, wie bier, eine Ergänzung der urſprünglichen unvoll— 
ftändigen Unterfchrift, als das Mindere erlaubt fein müſſe; eine folche aber liege 
nur vor. Die Entjcheidung des Ober: Tribunald vom 12. Oftober 1855 wider 
Grunow (Arhiv Band I. ©. 830) ftehe nicht entgegen, weil in dem damals 
— Falle eine Aenderung im Konterte des Formulars ſelbſt vorgenommen 
geweſen ſei. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft gegen das Appellations— 
Urtel iſt am 27. Juni 1856 von dem Ober-Tribunal in Sachen wider Freund 
(Rr. 660. 1.) zurückgewieſen, in Erwägung, daß nach 8. 10. des Reglements vom 
31. Juli 1852 au dem Gefege über das Shoftwefen vom 5. Juni 1852 die Ver: 
fendung von Empfehlungsfchreiben unter Streif- und Kreuzband dann unzuläfft 
ift, wenn biefelben nach ihrer Fertigung durch Drud u. f. w. außer der Adrefie 

efchriebene oder auf andere Weife beigefügte Ziffern oder andere Zufäge erhalten 
— daß es jedoch geftattet fein ſoll, den — Ahern Datum und 
. Unterjchrift beizufügen; daß aus der legteren Beftimmung hervorgeht, daß der erfte 

Sat wegen der unterfagten Beifügung von Ziffern und anderen Zufägen fich nur 
auf den gedrudten Kontert der Empfehlungsfchreiben bezieht; daß nach der that: 
fählihen Feffitellung der Vorderrichter der Angeklagte nur die Unterfchrift unter 
den von ihm zur Poſt gegebenen Empfehlungsjchreiben durch Ueberkleben einzelner 
Worte vervolljtändigt reſp. berichtigt hat, und die auf diefe Weiſe fich darftellende 
Unterfchrift unter jenen Schreiben die Unterfchrift der Handlung M. und ©. als 
Inhaber einer Niederlage von Militair-Effeften ift, daß der Angeflagte daher dem 
$. 10. 1. e. nicht zuwider gehandelt hat. 

Bemerft wird, daß inzwifchen das gedachte Reglement vom 31. Juli 1852 
durch das neu erlafjene Reglement vom 27. Mai 1856, welches mit dem 1. Juni 
1856 in Kraft tritt, aufgehoben ift. In diefem neuen Reglement lautet die betref- 
fende Vorſchrift img. 15. dahin: „Die Verfendung der bezeichneten Gegenflände 
unter Streif- oder Kreuzband ift unzguläffig, wenn diefelben nach ihrer erigung 
durch Drud u. f. w. außer der Adreſſe gejchriebene, oder auf andere Weife, 3. B. 
durch Stempel oder Drud beigefügte Ziffern oder Zufäge erhalten haben. Es kann 
jedoch den Preisfouranten, Girfularen und Empfehlungsſchreiben Adreſſe, Datum 
und Namens »Unterjchrift, der Außeren Adreſſe eined Streif- oder Kreugbandes ber 
Name oder die Firma des Abfenders, und den Korrefturbogen können Aenderungen 
und Zufäge, welche zur Korrektur gehören und auf diefe fich befchränfen, hin 
gefügt werden“. 
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88. 9. 10.11. Th. NM. des Militair -Strafgefegbuches vom 3, April 
1845. Gerichtsftand in Beziehung aut ste vor dem Eintritt 
in den Militair»Dienfiftand begangenen ftrafbaren Hands 
lungen. G@intritt nad öffentlicher VBerfündigung des Ur: 
tel, aber vor deffen Infinuation an den abwefend gemwe- 
fenen Angefhuldigten. 


Das Militair-Strafgefegbuch beftimmt im Th. IL. 88. 9. 10. 11.: 

$. 9. Kommen Verbrechen, welche ‘Berfonen des Soldatenftandes vor dem Eins 
tritt in den Dienftitand verübt haben, erft nach deren Eintritt zur Sprache, 
fo fteht die Unterfuchung dem Militairgericht nur in dem Kalle zu, wenn 
die wahrfcheinlich zu erwartende Strafe eine dreimonatliche Gefängniß- 
ftrafe nicht überfteigt. Iſt eine längere Freiheitäftrafe zu erwarten, fo 
muß der Angejchuldigte entlafien und die Unterfuchung dem kompetenten 
Givilgericht uberlafien werden. 

$. 10. Dieſes Verfahren ($. 9.) findet auch ftatt, wenn die Unterfuchung bei 
dem Givilgericht eingeleitet, und das Grfenntniß erfter Inftanz dem Ans 
en vor dem Eintritt in den Dienftftand noch nicht publi— 
zirt iſt. 

8. 11. War das Erkenntniß erſter Inſtanz dem Angeſchuldigten vor dem Eintritt 
in den Dienftftand bereits publizirt, jo verbleibt die fernere Ber: 
handlung und die Entſcheidung in zweiter Inftanz dem Givilgericht, von 
welchem das Urtel, fobald es die Rechtskraft erlangt bat, dem Militair- 
gericht zuzufertigen ift. 

Gegen den Angeklagten ift am 11. September 1855 wegen leichter Körper: 
verlegung, nach einer ohne fein Beifein in contumaciam erfolgten Verhandlung, 
auf 2 Monate Gefängniß erfannt. Die Infinuation des Urtels konnte auf gewöhn- 
lihem Wege nicht erfolgen, da der Angeflagte am 3. Oftober 1855 in das ftehende 
Heer eingeftellt worden war. DA NIlitaiebehörde verweigerte die Zuftellung des 
Urteld an den Angeflagten, und verlangte die Aften zu nochmaliger ftandrechtlicher 
Aburtelung, da der Angeklagte nunmehr der Militair-Jurispiktion unterworfen fei, 
und der Fall des 8. 11. des Militair-Strafgefegbuches hier nicht vorliege. 

Die diesfällige Differenz zwifchen der betreffenden Civil- und Militair- 
behörden ift auf die Bejchwerde der legteren zur Entſcheidung des Ober» Tri: 
bunals gelangt. 

Es handelte fich hier alfo um eine Einftellung, welche nach der Verkündi— 
gung des Givilurtels, aber vor deſſen Infinuation an den nicht anweſend ge: . 
weſenen Angeklagten erfolgt war. 

Die Militairbehörde ie aus, daß bier der Fall des $. 11. eit. nicht vor: 
liege, daß nicht die Verfündigung des Urteld in Abwefenheit des Angeklagten, fon- 
dern die Infinuation an diefen allein ald Publifationsakt gelten könne. Dies er- 
gebe der $. 127. der Verordnung vom 3. Januar 1849 deutlih, indem nur für 
den anweſend geweſenen Angeflagten die Verkündigung, für den nicht anweſend. 
gewejenen aber nur Die Infinuation des Urteld den terminus a quo für die Appel- 
lationgfrift, alfo auch für die Rechtskraft bilde. 

In dem Beicheide des Ober-Tribunald vom 18. April 1856 in der Unter: 
fuhung wider Hillwig (Nr. 121. B. L) wird diefe Auffafjung abgelehnt. Es 
heißt in dem Bejcheide: ' 

Es handelt fib nach ven $$. 9. 10. 11. Th. U. des Militair- Strafgefep- 
buches vom 3. April 1845 darum, ob, da im vorliegenden Falle nur auf eine zwei— 
monatliche Gefängnißftrafe erfannt ift, das diesfällige Erfenntniß des Kreisgerichts 
vom 11. September 1855 bereits für publizirt zu achten war, bevor ver Eintritt 
des H. in das ftehende Heer am 3. Oftober 1855 erfolgt war, um dadurch den im , 
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Falle einer fchwebenden Unterfuchung eintretenden Militairgerichtsftand für biefe 
Sache auszufchließen. Diefe Frage ift zu bejahen. Das Erfenntniß ift in ber 
öffentlichen Sigung des Kreisgerichts vom 11. September verfündet worden. MWäh: 
rend nach der zur Zeit des Grlaffes des Militair- Strafgefeßbuches beftandenen 
Gefeßgebung ein von dem Gerichtöhofe befchloffenes, aber dem Angefchuldigten noch 
nicht eröffnetes Erfenntniß nur als ein immer noch der Verfügung des Gerichts: 
hofes unterliegender Beſchluß zu erachten war, welcher nur durch die perjönliche 
Eröffnung an den Angefchuldigten unabänderlich wurde, fo weit nicht eine Anfech- 
tung in ven Inſtanzen erfolgte, tritt diefe Unabänderlichfeit nach dem durch die 
Verordnung vom 3. Januar 1849 und das Geſetz vom 3. Mai 1852 begründeten, 
auf Oeffentlichkeit und Mündlichfeit beruhenden Strafprozeffe bereits durch die Ver: 
fündigung des Urtels in öffentlicher Sitzung auch ohne perſönliche Eröffnung an 
den ——— und vor derſelben durch Inſinuation des ſchriftlichen Urtels 
ein. Es kann aber einem Zweifel nicht wohl unterliegen, daß das Militair-Straf- 
gefegbuch hauptfächlich nur dies im Auge gehabt hat, daß es aljo davon audgeht, 
die Unterfuchung müffe derjenigen Jurispiftion verbleiben; welche in foweit bereits 
unabänderlih erfannt hat, ald nur noch eine Anfechtung in den Inftanzen zuläfftg 
if. Die Autorität, welche der Behörde innerhalb des Kreifes ihrer Wirkjamkeit 
gebührt, fordert Died. Denn ed würde damit unvereinbar fein, daß das verkündete, 
in die Deffentlichfeit übergegangene Erkenntniß dur eine andere Behöre aufgeho: 
ben oder doch außer Kraft gefegt werde, wenn dieſes nicht in den georbneten In 
ſtanzen gefchieht. Zur Aufrehthaltung diefer Autorität muß daher das Erkenntniß 
auch von der Militair-Jurispiktion, in welche der Angefchuldigte fpäter nach Ber: 
fündigung des Urteld, wenn auch vor der perfönlichen Eröffnung an ihn durch 
Snfinuation, übergetreten ift, ald wirffam anerfannt werden. 


$. 19. des Strafgeſetzbuches Konfisktation der Waaren bei un 
befugtem Handel mit denjelben. 

Der Angeflagte ift auf Grund des Geſches vom 5. Juni 1852, der $$. 49. 
und 177. der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845, zu Geldbuße wegen ohne 
polizeiliche Konzeſſion betriebenen Handeld mit Wollabfällen verurtheilt. Dagegen 
ift der Antrag auf Konfisfation der MWollabfälle felbft, aus $. 19. des Strafgejeg- 
buches, zurüdgewiefen, weil zwar die allgemeinen Grumdfäge des Strafgeſetzbuches 
auch auf folche Vergehen anzuwenden feien, welche nicht durch dieſes ee, 
fondern durch befondere Gefege mit Strafe bedroht feien; daß aber der 8. 19. nicht 
zu diefen ganz allgemeinen Beftimmungen gehöre, ſondern ſich auch im Strafgefep- 
buche felbft nur auf beftimmte einzefne Vergehen beziche. 

Der Kaflationsrefurs des öffentlichen Minifterii führt aus: Die mit Beſchlag 
belegten Wollabfälle feien zu dem unbefugten Handel, wegen deffen auf Strafe er 
kannt fei, beftimmt geweſen ($. 19.). Die Unterfcheivung des Nichters in Be 
treff der Anwendnng des $. 19. fei unrichtig Es mache feinen Unterfchied, daß 
bei einzelnen Breachen die Konfisfation im Strafgefegbuche beſonders vorgefchries 
ben ſei; dies Hindere die Anwendung des allgemeinen Grundfages auf. Fälle, in 
denen dies nicht gefchehen, keineswegs, namentlich nicht bei den Spezialgefegen 
neben dem Strafgejegbuche. 

Der Refurs ift durch Urtel des Ober:Tribunals vom 3. Mai 1856 wider 
Beder (Nr. 168. IL) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die im $. 19. des Straf: 
gefegbuches verfügte Konfisfation einzelner Gegenftande ſich zwar allerdings unter 
dem doppelten Gelichtspunft einer bloßen Vorbeugungsmaßregel und einer wirklichen 
Nebenftrafe auffaffen laßt; daß aber die Vorfchrift, wonach Gegenftände, welde 
zur Begehung eines Verbrechens oder Vergehens gebraucht oder beftimmt worden, 
fonfiszirt werden follen, nach ihrem ungweifelbaften Sinne fih nur auf Werkzeuge 
und andere Gegenftände bezieht, welche zur Ausführung des Verbrechens wirklich 

„gebraucht worden, oder gebraucht werden follten (beftimmt worden); daß jedoch ale 
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ein folches Werkzeug, als ein folches Mittel zur Berübung des —— des un⸗ 
befugten Handels ſich die Waare nicht anſehen läßt, welche der unbefugte Händler 
zum Zwede des Wiederverkaufs an ſich gebracht hat; daß es daher einer ausdrüd: 
lichen Borfchrift in dem betreffenden Spezialgejege bedurft hätte, wenn die Abficht 
des Gefepgebers dahin gegangen wäre, daß auch die Effekten konfiszirt werden 
follten, mit denen Jemand ein Gewerbe, zu deſſen Betriebe eine befondere polizei— 
lie Konzeffion erforderlich ift, ohne eine ſolche Konzeſſion betrieben hat; -daß es 
an einer foldyen ausprüdlichen Vorſchrift fehlt u. f. w. 


88. 34. 332. ff. des Strafgefepgbuches. Anwendung der Grund: 
je über die Theilnahme auf Lebertretungen, befondere 
n Steuerfaden. 

In einer Unterfuhung wegen Maijchfteuer - Defraudation, in welcher die 
einzelnen Defraudationsfälle nach der Höhe der gefegdichen Strafe nur Uebertre— 
tungen bildeten, haben die Richter dennoch die Grundjäge der Theilnahme durch 
Anftiftung zur Anwendung gebracht. 

Auf die hierüber erhobene Befchwerde der Angeklagten heißt es in dem 
zuruͤckweiſenden Urtel des Ober-Tribunald® vom 23. April 1856 wider Blücdert 
(Nr. 342. 1), in welchem diefe Anwendung im vorliegenden Falle für gerechtfertigt 
erklärt wird, in Erwägung, daß die Angeklagten eine Berlegung des Rechtsgrund: 
fages, daß bei Hebertretungen der Theilnehmer nicht mit Strafe bedroht wer: 
den könne, behaupten, weil im dritten Theil des Strafgefegbuches Feine Strafe für 
die Theilnahme an Uebertretungen angedroht fei; daß indefien nach der Entſtehungs— 
gr diefes Theild des Strafgeſetzbuches — ch. Goltvammer Materialien zum 

— Th. U. ©. 706 f. Temme Lehrbuch des Preußiſchen Strafrechts 
$. 276. f. — urſpruͤnglich in dieſem Theile des Strafgeſetzbuches nur Polizei— 
Uebertretungen, das heißt ſolche Handlungen, die wegen ihrer Gefährdung des 
emeinen Wohls, um Beſchädigungen vörzubeugen, und ohne Ruͤckſicht auf ihren 

folg mit Strafe bedroht werden ſollten; daß aber, nachdem die Dreitheilung 
der Delifte beichloffen, und MWebertretungen als folce Handlungen bezeichnet 
worden find, welche nur mit einer Geldbuße von fünfzig Ihalern oder mit 

6 Wochen Gefängnig bedroht find, auch Handlungen, weldye nicht als Polizei— 
Vebertretungen im obigen Sinne gelten fonnten, den Uebertretungen beigezählt wor: 
den find; daß Steuer-Defraudationen ihrer Nasur nach nicht zu den Polizei-Ueber— 
tretungen gehören, fondern lediglich die nach dem Betrage der defraudirten Steuer 
zu berechnende Strafe darüber enticheidet, ob eine Defraudation ein Vergehen oder 
eine Mebertretung ift — ef. Art. II. und VII. des Einführungsgeieges vom 14. April 
1851 —; daß Im dritten Theile des Strafgefegbuches „von Webertretungen” feine 
ausdrüdliche Beftimmung darüber enthalten ift, daß der Theilnehmer an einer 
Vebertretung nicht beftraft werden foll, die Natur der Steuer-Defraudationen aber 
die Möglichkeit einer Theilnahme an denſelben nicht ausſchließt; daß daher der 
Grundſatz, daß bei denjenigen Mebertretungen, welche blos der Kompetenz wegen 
zu den Webertretungen gezählt werden, insbefondere bei Steuer-Defraudationen, der 
Theilnehmer blos aus dem Grunde, weil im dritten Theile des Strafgefegbuches 
dem Theilnehmer an einer Webertretung feine Strafe angedroht ift, derſelbe nicht 
geftraft werden dürfe, als richtig nicht anerfannt werden kann ; 

daß vielmehr der entgegengejegte Grundfag, daß auch die Theilnahme an 

Webertretungen, wenn die Natur derjelben, oder ausdrüdliche gejegliche Beftimmun- 
gen «8 nicht hindern, nach den allgemeinen ftrafrechtlicdden Grundjägen zu beftrafen 
ift, zur Geltung zu bringen ift; daß diefer Grundjag in Beziehung auf diejenigen 
Mebertretungen, welche blo8 der Kompetenz wegen als Webertretungen zu behandeln 
find, und namentlich bei Steuer: Dejraudationen gerechtfertigt eriheint, weil die 
Steuergefeggebung nach Art. II. des Einführungsgefeges vom 14. April 1851 neben 
dem Etrafgefegbuche in Kraft geblieben ift, und wenn in derfelben Feine ausprüd- 





554 Aus ber Praxis. $. 89. des Strafgeſehbuchs. 


liche Beftimmung über vie —— der. Theilnehmer an einer Defraudation ent⸗ 
halten iſt, die fehlende ausdrüdliche Beftimmung wie früher jo auch jetzt noch‘ aus 
ven allgemeinen ftrafrechtlichen Grundſätzen zu ergänzen iſt — cl. Art. IM. 1. c. — 
baß überdies das Zollftrafgefeg vom 23. Januar 1838 im $. 16. in Beziehung auf 
die Beftrafung der Theilnehmer an einer Zollvefraudation ausdrücklich auf vie all- 
gemeinen Strafgefege verweift, und fein Grund vorhanden ift, andere Defraudatios 
nen nad) anderen Grundfägen zu behandeln, zumal der Art. V. des Gefehes vom 
22. Mai 1852 und der Art. 142. des Gefepes vom 3. Mai 1852 in Beziehung 
auf die Verjährling und die Rechtsmittel in Zoll: und Steuerfachen u. ſ. w. nicht 
unterfcheiven, ob ein Vergehen oder eine Webertretung vorliegt. . . 


8. 89. des Strafgeſetzbuches. Widerftand gegen Amtshandlun: 
gen, welche unter Berabjäumung der befonderen dafür 
vorgefchriebengn Bedingungen und Förmlichkeiten vorge 
nommen werden. 

Ein Korftbeamter hat in Verfolgung der Spuren eines — — außer⸗ 
halb ſeines Forſtreviers eine Hausſuchung abgehalten, das geſtohlene Holz gefun— 
den, bei der Beſchlagnahme deſſelben aber thätlichen Wiederſtand erfahren. Die 
Hausfuhung und dieſe Befchlagnahme ift aber von dem Forftbeamten allein und 
ohne Zuziehung der Dorfgerichtöperfonen vorgenommen, und ber jenes thätlichen 
Widerftandes aus $. 89. Angeklagte daher freigefprochen. 

Die Nichtigfeitsbefchwerde des Ober» Ctaatsanwalte führt aus, daß durch 
die unterlaffene Zuziehung der Dorfgerichtsperfonen die —— des Foͤrſtbeamten 
nicht aufhoͤre, eine Amts Be zu fein, jene Unterlaffung daher auf die Anwen: 
dung des $. 89. ofme Einfluß ſei. 

Die Befchwerde iſt Durch Urtel des Ober-Tribunals vom 11. April 1856 
wider Czarnetzki (Mr. 72. 1) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß Forftbeamte zur 
Vornahme von Amtshandlungen, welche gegen Perfonen gerichtet find, vermöge 
ihres Amtes im Allgemeinen nur innerhalb des ihrer —2 und here 
übertragenen Forſt⸗ und Jagdreviers für befugt zu erachten find, auf welchen Diſtri 
ihre amtliche Thätigkeit zunachft befehränft ift; daß auch in den Fällen, in welchen 
die Vornahme folder Handlungen zwar bezüglich auf ihr Amt, jedoch außerhalb 
des bezeichneten Reviers, geftattet oder geboten ift, deren amtliche Qualität doch 
nur dann geltend gemacht werden kann, wenn bei deren Ausrichtung die für Hand- 
lungen diefer Art in den Gefegen vorgefchriebenen Formen und Modalitäten beobachtet 
find, deren Beobadhtung der Handlung den Gharakter einer amtlichen verleiht; daß 
das Gefep vom 28. Februar 1850, auf welches das Holzdiebftahldgefeg vom 2. Juni 
1852 im $. 21. verweift, in dem $. 11. beftimmt, daß Hausfuchungen nur in den 
Fällen und Formen des Gefeges unter Mitwirkung des Richters oder der gericht: 
lichen Polizei, und, wo dieſe nicht eingeführt ift, der Polizei = Kommiffarien oder 
Kommunal« oder Orts-Polizeibehörden gefchehen dürfen, und daß mit dem dieſer 
Beftimmung unterliegenden Grundjage auch $. 38. der Forſt- und Jagd-Ordnun 
für MWeftpreußen und den Nep-Diftrift vom 8. Oftober 1805 übereinftimmt ’); da 
weder die Anklage behauptet, noch auch feftgeftellt ift, daß bei der hier vorliegenben 
Viſitation eine der in dem oben gedachten Gefege vom 12. Februar 1850 $. 11. 
bezeichneten Perfonen zugezogen werden; daß dieſer Mangel weder burch die zur 
fällige Anwejenheit des Schulgen und des Gejhworenen, noch durch die Anweſen— 
heit des Dorfdieners allein ausgeglichen werben fonnte; daß diefer Mangel > 
zur Kolge hat, daß jener Vifitation der Charakter einer amtliden Handlung ni 


.. banbelte ſich um einen —* aus Weftpreufen. Der — $. 38 ber Forſtordu 
vom 8. Oltbr. 1805 geftattet die Verfolgung der Spuren des Holzdiebſtahls außerhalb des Forſt— 
tebiers durd bie Forſtbeamten, fo mie Vifitationen „mit Zuziehung einer Magiftratsperfon im ben 
Städten, fo wie des Schulzen ober Geſchworenen, oder zweier Dorfseinfafen“. 
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Schuldig, zu I. als Gefangener in einer Gefangenanftalt einen gewalt⸗ 
famen Ausbruch verabredet und auszuführen verfucht zu haben, indem er 
Gewaltthätigfeiten an Sachen verübte, auch den Verſuch durch Hand: 
lungen an den Tag gelegt zu haben, die einen Anfang der Ausführung 
enthielten, und an der Ausführung nur durch äußere, von feinem Willen 
unabhängige Umftände gehindert zu fein? . 
Die Gefchworenen haben geantwortet: . 

Ja, ſchuldig, jedoch ift es nicht ald erwiefen zu erachten, daß er an ber 
Ausführung nur durch äußere, von feinem Willen unabhängige Umſtände 
gehindert wurbe. ö 

Die Angeklagten find wegen diefer legteren Verneinung nad $. 31. des 
Strafgefegbuchs freigefprochen. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde des Ober: Staatdanwalts greift Die Anſicht des 
Gerichtöhofes an, daß zum Thatbeftande der Meuterei im Falle eines bloßen Aus: 
bruchsverjuches die im 8. 31. angegebenen allgemeinen Verfuchserforderniffe gehören 
follen. Denn nach $. 96. liege vollendete Meuterei auch ſchon Bei einem Vers 
ſuche des gewaltfamen Ausbruches oder Des Zwanges gegen die Auffeher vor. 
Denn für den Fall der Nöthigung nach $. 212. habe das Ober-Tribunal anerkannt 
(Archiv IM. ©. 816), daß der Zwangsverſuch auch bereits das vollendete Ver: 
brechen ſei; das Nämliche müffe aljo auch bei dem Zwangsverfuche gegen die Auffeher 
im $. 96. gelten. . Greife nun alfo in diefem zweiten Kalle des $. 96. der $. 31. 
nicht Pla, fo fei nicht abzufehen, warum dies in dem erften Falle des $. 96., dem 
Ausbruchsverfuche, gelten folle. Hier fei vielmehr derfelbe Fall, wie im $. 130.; 
alfo es ſei auch hier gleichgültig, ob der Zwed, die wirkliche Selbftbefreiun 
erreicht werde oder nicht. Diefe legtere fei an und für fich ftraflos; es fei al 
nicht abzuſehen, welche Bedeutung es für das Verbrechen der Meuterei haben folle, 
ob der Ausbruch gelungen, wenn nur Zufammenrottung und Gewalt vorlägen. 

Die vorliegende Frage ift bereitd mehrmals, namentlich Bd. II. ©. 397, 
berührt. Die Sache ift, nady der Redaktionsgefchichte, felgende: 

Die Selbftbefreiung von Gefangenen ift faft in allen Entwürfen unferes 
Strafgefegbuches für ftraflos erflärt ; auch die wechfelfeitige Selbftbefreiung mehrerer 
Gefangenen, welche früher beftraft werden follte, wurde feit dem Entwurfe von 
1845 für ftraflos erflärt. Cine Ausnahme fand nur ftatt, wenn die Selbftbefreiung 
durch Gewalt an Saden oder Perfonen verübt wurde; dann wurde eine befondere 
Strafe angedroht, die indeß feit dem Gntwurfe von 1843 deshalb verſchwindet, 
weil, wie bemerkt wurde, es unzweifelhaft fei, daß die Befreiung durch Gewalt 
ohnedies die Strafe der durch diefe Gewalt an Sachen oder Perfonen verübten 
Verbrechen nach fich ziehen werde. 

-- Dagegen tritt außer diefen Fällen der einfachen oder — Selbſt⸗ 
befreiung ſeit dem Entwurfe von 1843 derjenige der Meuterei hervor. Er wurde 
feit dem Entwurfe von 1845 unter die Vorfchriften über den Aufruhr geftellt und 
lautete in allen Entwürfen fo: 

Wenn fich mehrere Gefangene in einer Gefangen- oder Strafanftalt zu 
gewaltfamem Ausbruche oder zu Gewaltthätigfeiten gegen die Auffeher oder gegen 
andere- Beamte zufammenrotten, fo follen die Strafbeftimmungen wegen Auf 
ruhrs zur Anwendung fommen. 

Hier alfo war es Har, daß auch ſchon die bloße Ausübung von Gewalt 
zum Zwede des Ausbruches, ja fogar die bloße Zufammenrottung zu diefem Zwede, 
das vollendete Verbrechen der Meuterei darftellte. Dies hing mit der Auffaflung 
des Aufruhrs zufammen, unter deſſen Vorfchriften, wie gedacht, die Meuterci 
ftand, und welcher in verfchiedener Form im Wejentlichen dahin charafterifirt war: 

Zufammenrottung mehrerer Berfonen, um fich der Obrigkeit zu wiverfegen, 
oder von derjelben Etwas zu erzwingen, 
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indem aljo auch hier die bloße Zufammenrottung zu dem angegebenen Zwede den 
vollendeten Aufruhr darftellte. 

Diefe Auffaffung des Aufruhrs nun wurde im Ständifchen Ausſchuſſe 
getadelt, man verwies auf die Rebellion im Code, welche zur Vollendung die wirf- 
liche Ausübung von Widerftand und Gewalt gegen bie ri fordere. 

Darauf nun beruht die jegige Aenderung des $. 91. wegen Aufruhrs, 
welche die Zufammenrottung und die Ausübung der in den 88. 89. und 90, ge- 
dachten Handlungen zur Vollendung ‚fordert. Demgemäß wurde auch die korre— 
fpondirende WVorfchrift des $. 96. über die Meuterei geändert. Zur vollendeten 
Meuterei gehört alfo in jedem Falle: Zufammenrottung und gewaltfamer Aus: 
bruch. Allerdings findet fich nirgends in den Motiven zu dem Entwurf von 1850 
eine Erläuterung des hier zuerſt aufgenommenen Zufaßes: „oder (den Ausbruch) 
auszuführen verfuchen.* Allein es ift zu beachten, daß ja, was dieſen Theil der 
Vorſchrift über die Meuterei betrifft, das Hauptgewicht darauf beruht, daß, wie 
oben gedacht, hier die Selbftbefreiung in der Form der meuterifchen Zuſammen— 
rottung von Gefangenen beftraft werden Io, daß alfo, fo lange diefe Selbftbefreiung 
nicht erreicht ift, die Zufammenrottung felbft und die Verübumg der Gewalt noth- 
wendig nur Verſuchshandlungen zu jenem Zwede find, und zwar Berfuchshand- 
lungen im Sinne des $. 31. Denn Gründe, welche für eine Auffafjung des Aus: 
drudes „verſuchen“ im Sinne der 88. 130. 311. u. f. w. fprechen fönnten, 
liegen bier nicht vor. Dort ift von Handlungen die Rede, durch welche ein An— 
derer zu einem Verbrechen oder Vergehen verleitet werden foll, alſo von einer 
Anftiftung zu dieſen. Ob das Verbrechen oder Vergehen von dem Anzuftiftenden 
verübt worden, ift in dieſem Falle für gleichgültig erflärt; alfo das bloße Be- 
ftreben, den Anderen zu verleiten, wird ald vollendetes Verbrechen oder Vergehen 
beftraft. Hier ift alfo die blos fprachgebräuchliche Bedeutung des Ausdrudes 
„verfucht” vollfommen am Orte. Anders dagegen im $. 96. bei dem verfuchten 

ewaltfamen Ausbrucdhe. Denn bier ift von einer Handlung die Rebe, die der 
Serbeinde felbft ausführen will. Hier ift der ftrafrechtliche Begriff des Verfuches nach 
$. 31., nämlich das Verhältniß der begonnenen That zu ihrer Kollendung, vorhanden. 

MWahrfcheinlich ift man hier dadurch bewogen worden, ausdrüdlich auch das 
„verfucht“ zu nennen, weil der erfte Abfa des $. 96. nur eine Vergehensitrafe 
feftfegt, man aljo dem Mißverftändnifie hat vorbeugen wollen, als jollte der nur 
verfuchte Ausbruch nicht beftraft werben. 

Allerdings ergeben fich dagegen Bedenken aus dem Theil des erften Sapes 
des $. 96., nach welchem die Meuterei, auch ohne gewaltfamen Ausbruch, durch 
die Widerfegung gegen die Auffeher, oder dadurch, daß diefelben zu Handlungen 
oder Unterlafjungen gezwungen werben, oder der Zwang dazu gegen biefelben ver- 
fucht wird, begangen werden fann. Hier kann man behaupten, Daß Derfelbe Grunds 
fag eintreten ae, welchen das Ober» Tribunal bei der Nöthigung im $. 212. 
angenommen hat, wonach das „verfucht“ in dieſer Vorſchrift nicht den Verſuch im 
Sinne des $. 31., jondern nur im fprachgebräuchlichen Sinne bedeutet. Denn auch 
hier ift ja nur von Handlungen oder Unterlafjungen eines Dritten die Rede, wie 
in den angeführten $$. 130. 311. u. f. w. Aber daraus würde ſich doch niemals 
argumentiren lafien, daß, weil dies der Natur der Sache nach bei diefem Theile 
der Borfchrift eintreten müfje, dafjelbe auch bei dem anderen Theile der Vorſchrift, 
welcher von dem gewaltiamen Ausbruche handelt, und welcher einen ganz jelbft- 
ftändigen Thatbeitand bat, der Fall fein müfje. Denn hier widerspricht, wie gezeigt, 
die Natur der Sache einer folchen Auffafjung. 

Das Ober» Tribunal hat in der oben angeführten Sache durch Urtel vom 
18. April 1856 wider Szeſzewski (Nr. 350. 1.) die Nichtigkeitsbefchwerde zurüd- 
gewieſen, in — daß der Thatbeſtand der gewaltſamen Selbſtbefreiung von 
Gefangenen, alſo der Thatbeſtand der Meuterei, urſprunglich in den Entwürfen zu 
dem Otrafgefegbuche als: 
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Zufammenrottung mehrerer Gefangenen in einer Gefangen» oder Gtraf- 
anftalt zu gewaltſamem Ausbruche oder zu Gewaltthätigkeiten gegen bie 
Aufſeher oder gegen andere Beamte, . 
angegeben war, hiernach aljo das vollendete Verbrechen bereitd durch die Zufammen- 
rottung zu dem angegebenen Zwede, oder auch durch die Ausübung ber Gewalt 
um Zwede des Ausbruches vorlag, daß jedoch in den jpäteren Entwürfen das 
erbrechen der Meuterei, analog demjenigen des Aufruhrs, welchem es nachgebilvet 
wurde, Die Aenderung erlitten "hat, welche in dem jebigen 8. 96. enthalten "3 wo⸗ 
nad) Die Zufammenrottung und der gewaltſame Ausbruch gefordert werben, mithin 
beide Erforderniffe zufammentreffen müffen, um die Vollendung darzuftellen ; 
daß zwar der.$. 96. auch hinzufügt „oder —— verſucht“, damit 
aber nicht ausgedrückt werben ſoll, daß auch der Verſuch des gewaltſamen Aus— 
bruches bereits dieſe Vollendung des Verbrechens der Meuterei darftelle, die Hin- 
zufügung bier vielmehr nur aus dem Grunde erfolgt ift, um dem Mißverftändnifle 
vorzubeugen, als ob die wirkliche Nichtausübung von Gewaltthätigfeiten, welche im 
erften Alinea nur mit einer Vergehensftrafe bedroht ift, wenn im Mebrigen bie 
Erfordernifje des Verſuches vorliegen, überhaupt als foldher nicht ftrafbar fen 
follen; dag auch alle Gründe fehlen, um bei einem verjuchten gewaltſamen Aus- 
bruche die bloße Verübung der Handlungen ohne Erreichung des beabfichtigten 
Zwedes unter demfelben Gefichtspunft als Thatbeftand der Vollendung zu beurtbeilen, 
wie dies in anderen Vorjchriften Des Strafgefeßbuches, 3. B. 88. 130. 311. u. ſ. w, 
geſchehen muß, indem in dieſen Vorſchrifien Handlungen beſtraft werden, welche 
bloße Einwirkungen auf den Willen eines Anderen, um dieſen zu Verbrechen oder 
Vergehen zu verleiten, aljo Anftiftungen enthalten, bei welchen mithin der Erfolg, 
nämlich die wirklich erreichte Verleitung, von dem Willen des Anftiftenden jelbit 
unabhängig ift, während im vorliegenden Falle Handlungen vorliegen, bei denen 
der Erfolg, oder doch die vollftändige Ausführung, von dem Willen des Handelnden 
felbft abhängig find, welche aljo alle Vorausfegungen des $. 31. enthalten; 
in Erwägung, daß es fich bier allein um einen mit Zufammenrottung ver 
fuchten gewaltfamen Ausbruch handelt, alſo nicht zu unterjuchen ift, was in dem 
in der Befchwerde hervorgehobenen zweiten Falle des $. 96., nämlich in dem Falle 
des Zwanges oder des verfuchten Zwanges der Aufjeher in Betreff der jenen Bor- 
fohriften der 88. 130. 314. u. f. w. entfprechenden Auffaffung des Ausprudes 
„verjucht”, Rechtens jein würde. 


$. 110. des Strafgefepbuches. Anwendung der Strafvorfgrift 
auf ſolche, welche vor dem 17. Lebensjahre auswandern. 
In Bezug auf die Frage, ob die Auswanderung vor erreichtem 17. Lebens⸗ 
jahre, aljo vor dem Eintritt der Militairpflichtigfeit, in Verbindung mit der fpäter 
verfäumten Geftellung den Thatbeitand der Arafbaren Entziehung von der Militair- 
pflichtigfeit bilde, heißt es in dem Urtel des Ober-Tribunals vom 27. März 1856 
in Sachen des. Fisfus wider Behning und Genofien (Mr. 365. I1.), in welchem 
diefe Frage bejaht wird: 
in Erwägung, daß nach dem Allg. Landrecht Th. I. Tit. 17. 8. 127. und 
der V. vom 45. September 1818 — N. ©. ©. 175. — $. 4. jedem Breußifchen 
Unterthan die Auswanderung ohne Erlaubniß der Bezirköbegierung verboten war; 
daß Die im $ 5. der leptgedachten Verordnung den Regierungen gegebener An 
weijung, da 
a den im Alter zwifchen dem 17. bis 25. Jahre befindlichen männlichen 
Perſonen die Erlaubniß nur dann zuertheilt werden fönne, wenn fie ein 
Atteft der Kreis» Erfagfommifjion beibringen: daß fie nicht bios im der 
er auswandern, um ſich der Militairpflicht im ftehenden Heere zu 
entziehen, 
das allgemeine Verbot einer Auswanderung ohne Erlaubniß der Bezirföregierung 
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nicht aufbebt, fo daß auch ein noch nicht 17jähriger Preuße diefem Berbot unter» 
worfen war, mithin durch eine ohne ſolche Erlaubniß gefchehene Auswanderung 
die Eigenfchaft eines Preußischen Untertbanen nicht verlor; 
in Erwägung, daß das am 31. Januar 1843 ausgegebene Geſetz vom 
31. Dezember 1842 über die Erwerbung und den Berluft der Eigenjchaft als 
Preußifcher Unterthan verorpnet: 
$. 15. Die Eigenfchaft als Preuße geht verloren: 
3) durch zehmjährigen Aufenthalt im Auslande ($. 23.); 
$. 23. Unterthanen, welche obne Erlaubniß Unſere Staaten verlaffen und 
nicht binnen zehn Jahren zurüdfehren, verlieren die Gigenjchaft als Preuße; 
in Erwägung, daß diefem Geſetze feine rückwirkende Kraft beigelegt werben fann, 
daß die vorftehenden Bedingungen defjelben nach ihrer nicht — ———— Bedeutung 
auf die vor der Geſetzeskraft deſſelben geſchehenen Auswanderungen daher nur die 
Wirkung äußern fünnen, daß, wenn der Ausgewanderte nun binnen zehn Jahren 
nicht —— er mit Ablauf der zehn Jahre ſeit der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes 
die Eigenſchaft als Preuße verliert; 
in Erwägung, daß hiernach die vor dem Jahre 1843 ausgewanderten Ver⸗ 
Hagten B, W. und B., fowie der um das Jahr 1843 ausgewanderte lagte M. 
po Grund des Gefepes vom 31. Dezember 1842 die Eigenjchaft Preußischer Unter: 
thanen vor dem Jahre 1853 nicht. verloren haben können; 
in Erwägung, daß die Verfafjungs Urkunde vom 5. Dezember 1848 im 
Art. 10, ohne Einfchränfung beftimmt: . 
die Freiheit der Auswanderung ift von Staatöwegen nicht befchränft, 
im Art. 9. auch die Beftimmung enthält: 
die Strafe der Vermögenseinziehung findet nicht ftatt; 
im Art. 32. lautet: : 
Ale Preußen find wehrpflichtig. Den Umfang und die Art diefer Pflicht 
beftimmt das Geſetz; 
und daß mit Nüdficht auf die im Art. 9. ausgefprochene Aufhebung der Strafe 
der Bermögensfonfisfation die Verordnung vom 4. Januar 1849 gegen Diejenigen, 
welde, um fich der Pflicht zum Eintritt in den Dienft des ftchenden Heeres zu 
entziehen, die Preußifchen Yande verlafien, anftatt der Vermögenskonfiskation eine 
Geldbuße von 50 bis zu 1000 Rthlrn. anordnet, an die Stelle diefer Verordnung 
aber das in foweit gleichlautende Gejeß vom 11. März 1850 und nunmehr der 
$. 110. des Streafggfegbuches getreten iſt; 
in Erwägung, daß in Gemäßheit des vorgedachten Art. 10. der Verfaſſungs— 
Urkunde vom 5. Dezember 1848, welcher lautet: die Freiheit der Auswanderung 
fann von Staatswegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht, befchränft werben; 
dr Auswanderung zwar nicht mehr allgemein verboten, vielmehr auch ohne 
eingeholte fpezielle Genehmigung der Regierung im Allgemeinen erlaubt ift; daß 
aber die früher bejtandenen gejeglichen J———— uͤber die Wehrpflicht aller 
Preußen ſchon im Art. 32. der Verfaſſungsurkunde vom 5. Dezember 1848 und 
mit gleichlautenden Worten im Art. 34. der VBerfafjungsurfunde vom 31. Januar 
1850 aufrecht erhalten worden find, und daß durch Dig im Allgemeinen geftattete 
Auswanderung, felbft abgefehen von dieſer Wehrpflicht, Die Grundfäge über die 
Grmwerbung und den Berluft der Gigenjchaft eines Preußiſchen Unterthanen im 
Geſetz vom 31. Dezember 1842 feine Uenderung erlitten haben, fo Daß nach $. 15. 
dieſes Gefeges fortwährend nur Die daſelbſt unter Nr. 1. 2. und 4. gedachte ein- 
geholte ausdrüdliche Entlaffung aus dem Unterthanenverbande, Ausfpruch der Be: 
börde und Verheirathung einer Preußin an einen Ausländer fofort die Eigenfchaft 
eines Preußiſchen Untertbanen nimmt, nach Nr. 3. dagegen die im $. 23, gedachte, 
ohne ausdrüdliche Entlafjung aus dem Unterthbanenverbande geichehene, wenn auch 
jegt zuläfiige Auswanderung dieſe Wirfung erft nach einem 10jährigen Aufenthalt 
im Auslande hat; 
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in eg daß hiernach die vier Verklagten auch durch die —— 
—— Ole die Eigenfchaft Preußifcher Untrrthanen vor dem Jahre 1853 nicht 
verloren haben; 

in Erwägung, daß nach dem Gefeg über die Verpflichtung zum Krieges 
dienfte vom 3. September 1814 88. 1. 5. und 9. jeder Eingeborene mit dem voll- 
endeten 20. Lebensjahre zum Eintritt in den Dienft des ftehenven Heeres ver: 
pflichtet ift, und daß die Verordnung vom 15. September 1818 im $. 2. beftimmt: 

Da durch das Geſetz vom 3. September 1814 mit Aufhebung der früheren 
Kantonverfaffung eine ganz allgemeine Militairpflichtigfeit eingeführt ift, fo finden 
die Vorfchriften Unferes Allg. — welche früher nur für die den Regimentern 
verpflichteten Kantoniften gegeben waren, namentlich die $$. 48. u. f. f. Tit. 10. 
Th. I, nunmehr ohne weiteren Unterfchied- auf alle diejenigen Staatsbürger Ans 
wendung, welche nach den Beftimmungen des Gefeßes vom 3. September 1814 
zum Dienft im ftehenven Heere verpflichtet find; 

die 8$. 49. und 50. Tit. 10. Th. I. des Allg. Landrechts aber verorbnen: 

$. 49. Kantoniften dürfen fich ohne Vorwiſſen des Landraths oder Ma- 
giſtrats Orts nicht aus ihrer Heimat, und ohne Vorwiſſen der Kammer nicht 
aus der Movinz entfernen; 

$. 50. Haben fie e8 dennoch gethan und können fie erforderlichenfalld aud 
von ihren Eltern und Verwandten nicht geftellt oder nachgewiejen werben, fo ent 
fteht daraus die rechtliche Vermuthung wider fie, daß fie, um dem Kriegsdienſte 
ſich zu entziehen, aus vem Lande gegangen find; 

und die gedachte Verordnung vom 15. September 1818 im 8. A. beftimmt: 
Niemand darf ohne Vorwiffen und Genehmigung der vorgefegten Regierung feiner 
Provinz auswandern; 

in Erwägung, daß hiernach vor der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember 
1848 eine im Knabenalter ohne Erlaubniß der Regierung gefchehene Auswanderung 
zwar unerlaubt war, aber nicht fofort die im $. 50. Tit. 10. Th. II. Allg. Land- 
rechts gedachte rechtliche Vermuthung einer, in der Abficht, fi dem Kriegsdienſte 
zu entziehen, gefchehenen Auswanderung, und die im Allg. Landrecht Th. II. Tit. 20, 
$. 469. angeorbnete Konfisfationsftrafe begründete, daß diefe Wirfungen aber ein- 
traten, wenn der ausgewanderte Knabe jpäter, bei vollendetem 20. Lebensjahre, 
noch Preußifcher Untertfan war und nun nicht zur Erfüllung feiner Militairpflicht 
zurüdgefehrt war, indem die Vorfchriften des Allg. Landrechts II. 10. 88. 49. und 
50. und 11. 20. $. 469. über die Kantoniften in der Verorbn. „vom 15. September 
1818 88. 2. und 3. nicht auf jeden männlichen Preußen, fondern nur auf die nad) 
den Beftimmungen des Gejeges vom 3. September 1814 zum Dienfte im ftehenden 
Heere verpflichteten «Staatsbürger anwendbar erklärt worden find; 

in Erwägung, daß in gleicher Weife noch jept, nachdem die Verfaffungd- 
Urkunden vom 5. Dezember 1848 und 31. Januar 1850 die Auswanderung im Al- 
gemeinen geftattet, die Militairpflicht aber in der gefeplich beftandenen Art aufrecht 
gehalten haben, gegen einen im Knabenalter ausgewanderten Preußen, der bei voll- 
endetem 20. Lebensjahre noch Preußifcher Unterthfan war und nun ohne fpezielle 
Erlaubnig aus dem Landas entfernt blieb, die rechtliche Vermuthung begründet wird, 
daß er num ein, um fi dem Eintritt in den Dienft des ftehenden Heeres zu ent: 


ziehen, Ausgewanderter fei, wodurd er denn der im Geſetz vom 11. März 1850 


resp. im 110. des Strafgeſetzbuches angedrohten Strafe verfallen ift; 

in Erwägung, daß ein diefer Strafe einmal rechtlich verfallener Preuße 
dadurch, daß er jpäter wegen dann eingetretenen Ablaufs des im Gefege vom 
31. Dezember 1842 $. 15. Nr. 3. und $. 23. gedachten zehnjährigen Zeitraumes bie 
Eigenfchaft eines Preußifchen Untertbanen verliert,. von der einmal verwirkten 
Strafe rechtlich nicht befreit wird; 

in Erwägung, daß aud das in der Allg. Gerichts-Orinung Th. 1. Tit. 36. 


gegen audgetretene Militairpflichtige vorgefchriebene und nad dem Gefeg vom 
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11. März 1850 $. 1. beibehaltene Berfahren gegen einen folchen Ausgetretenen, 
welcher nach begangenem Bergehen des ftrafbaren Austritts aufgehört hat, Preußi— 
ſcher Untertban zu fein, hierdurch vor den Preußischen Gerichten nicht unzuläffig 
geworben ift, weil die durch den $. 266. des Anhangs zur Allg. Gericht8-Drbnung 
aufrecht erhaltene Beftimmung der Allg. Gerichte - Orpnung Th. I. Tit. 36. $. 4.: 


Der Konfisfationsprogeß gegen ausgetretene Kantoniften muß allemal bei dem 
Landes » Juftizfollegium der Provinz angeftellt werden, unzweifelhaft ven Sinn hat, 
daß der Prozeß bei dem Landes» uftizfollegium derjenigen Provinz, in welcher der 
Ausgetretene fich hätte zur Grfüllung feiner Mititairpflicht geftellen follen, anzu— 
ftellen fei, hierdurch aber für diefe Prozefie ein davon, ob zur Zeit der Anftellung 
der Ausgetretene fein perfönliches Domizil noch im Inlande und namentlih in 
diefer Provinz habe, unabhängiges Forum gefeglich beftimmt worden ift, welches 
durch die Verorbnung vom 2. Januar 1849 nur tie Aenderung erlitten hat, daß 
nicht mehr das Landes» Juftigfollegium der Provinz, fondern das betreffende Kreis: 
gericht das Gericht erfter Inftanz bildet ; 


in Erwägung, daß hiernach es auf eine Grörterung, welche von den vier 
enannten Berflagten etwa nad dem Jahre 1852 durch zehnjährigen Aufenthalt 
5 Auslande aufgehört haben, Preußifche Unterthanen zu fein, nicht anfommt, daß 
vielmehr fie alle dadurch, daß fie in den Jahren 1850 resp. 1851, wo fie noch 
Preußifche Untertfanen waren, und wo fie zum Eintritt in das ftehende Heer nach 
dem Gefege vom 3. September 1814 verpflichtet wurden, nicht zur Erfüllung dieſer 
Pflicht in die Preußifchen Lande zurüdgefehrt find, der im Gejege vom 11. März 
1850 resp. im $. 110. des Strafgefegbuches angedrohten Strafe verfallen find, 
und die auf ihre Verurtheilung in diefe Strafe im Jahre 1854 bei dem Kreisgerichte 
zu Steinfurt angeftellte Klage gegen fte richtig hier angeftellt worden ift. 


88. 122. 39. des Strafgefegbuhes. Konkurrenz beider Ver— 
brechen resp. Vergeben. 


| Der Angeklagte it aus $. 122. in Anklageftand verfegt, weil er falfches 
Geld, wiffend, daß es falſch war, an ſich gebracht und durch Verausgabung in Um— 
lauf gefegt, und aus $. 39., weil er von der Münzfälfchung deſſen, von welchem 
er das falfche Geld erworben, nicht rechtzeitig Anzeige gemacht hat. In dieſer Art 
ift auch, nachdem die bejahenden Verdikte in beiderlei Hinficht vorlagen, reale Kon- 
kurrenz angenommen worden. 


Mir verweilen auf unfere Bemerkungen Br. II. ©. 655. Es liegt bier 
aljo die Forderung vor, von feinem eigenen Verbrechen Anzeige zu machen, oder 
aber dafür, daß er das Verbrechen verübt, nicht allein die dafür angedrohte 
Strafe, fondern auch außerdem die für die Nichtanzeige davon angedrohte Strafe 
zu dulden. 


88. 137. 215. des Strafgefegbuchese. Eröffnung von Gräbern 
und Entwendung des Zubehörs der Leiche. | 


Ein Todtengräber hat lange Zeit hindurch die ihm anvertrauten Gräber 
eröffnet und daraus die den Leichen mitgegebenen Kleider u. ſ. w. entwendet. 

Er ift wegen Diebftahls in Anflageftand verfegt. 

In den Gründen des Anflagebefchluffes wird unter Ausfchliefung des 
$. 137. des Strafgefegbuches ausgeführt, daß die Abficht des Thäters lediglich auf 
rechtswidrige Aneignung der Kleider der Leichen gegangen fei, daß dieſe Kleider 
durchaus nicht als derelinquirt, jondern vielmehr ald Sachen, die von den Eigen- 
thümern zu einem befonderen Zwede, deſſen Erreichung fie fortdauernd Intereffie, 
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gewidmet feien, fomit als fremde Sachen im Sinne des Gefepes zu erachten feien, 
und daß die Eröffnung der Gräber nur ald erfchwerendes Moment hinzutrete. 

Die Vertheidigung fuchte auszuführen, daß fein Diebftahl vorliege. Man 
wife nicht, wer Eigenthuͤmer der Kleider fein jolle. Die Angehörigen konnten fie 
nicht wieder zurüdnehmen, fie jeien aljo deshalb jedenfalls nicht als Eigenthümer zu 
betrachten. Die Kirchengemeinde aber, weicher der Widerfpruch gegen dieſe Zurüd: 
nahme zuftehe, ſei blos deshalb nicht Cigenthümerin. Es fünne daher nur ver 
$. 137. zur Anwendung fommen. 

Der Borfigende ſchloß ſich jener Auffaffung des Ankflagefenats an. Wer 
ald Eigenthümer der Kleider zu betrachten, möge ——— bleiben, jedenfalls 
hätten di die Angehörigen des Eigenthums nicht vergeftalt begeben, daß die Kleider 
Gegenftand der freien Offupation * einen Jeden geworden ſeien. Wenn dies aber 
nicht der Fall, fo ſeien fie für den Angeklagten immer fremde im Sinne des 
$. 215. gewefen. Unter ven Worten des $. 137. „over einen Theil derfelben (der 
Leiche)“ ſei ein Theil des Körpers der Leiche, und nicht der die Leiche umgebende 
Apparat zu verftehen. Der Gefeggeber habe hier im $. 137. den wirklichen Leichendieb⸗ 
ftahl vor Augen gehabt, welcher, wenn er zu wifjenfchaftlihen Zweden, 3. B. zu 
anatomifchen Unterfuchungen, geſchehe, blos mit Gefängniß, Dagegen im Halle ver 
gerpinnfüchtigen Abſicht zugleich mit den Ehrenſtrafen bedroht fei. 

Demgemäß find den Geſchworenen die Diebjtahlöfragen dahin geftellt: 

ob der Angeklagte jchuldig fei, von den der Leiche des N. N. mit ins 

Grab gegebenen Kleidungshüden, die näher bezeichneten, einem Anderen 

in der Abficht rechtswidriger Zueignung weggenommen zu haben? 
indem man insbefondere hier ftatt „dem Eigenthümer“ jened „einem Anderen“ 
wählte, weil der Begriff des Gigenthümers hier bei dem obwaltenden Nechtöftreite 
zu deutlich als Rechtsbegriff ſich darftellte. . 

Außerdem aber find auf Antrag der Staatsanwaltjchaft in allen Fällen 
zugleich Fragen aus $. 137. dahin geftellt: 

ob der Angeklagte jchuldig jei, das Grab des N. N. unbefugt und in 

gewinnfüchtiger Abjicht bejchädigt, oder an dieſem Grabe beſchimpfenden 

‚ Unfug verübt zu haben? 

Auch diefe Fragen find von den Gefchworenen bejaht, jo daß aljo der dop- 
pelte Thatbeftand des Diebftahls und des $. 137. feſtgeſtellt war. ie Abficht 
hierbei war, eine andere Baſis der Entjcheidung für den Fall zu gewinnen, daß 
der Gerichtshof auch nach Bejahung der Diebjtaylsfragen dennoch vom juridifchen 
Standpunkte den Thatbeftand des Diebftahls nicht annehmen würde. 

Der Gerichtshof hat aber hiernächft bei jeinem Urtheil den doppelten That: 
—— wirklich zum Grunde gelegt, und alſo ſowohl aus $. 215. als aus 8. 137. 
erkannt. 

Dies wird in dem Schwurgerichtsbericht getadelt, und es wird bemerkt, 
daß die Fragen aus $. 137. nur eventuell hätten geſtellt werden fönnen, zumal auch 
fie „die gewinnfüchtige Abficht * enthielten, die on fhon dur Die erften Fragen 
wegen des Diebjtahls Gegenftand der befonderen Ahndung geworben fei'). 


$. 175. des Strafgefegbuches, 


Ueber den Thatbeftand des Mordes vergleiche oben das Urtel des Ober- 
Zribunals vom 30. April 1856 wider Sieblig unter den Frageftellungen. 


1) Vergl. über bie bier fonfurrirenden fragen Klien — ©. 255 f. Quiftorp 
peinl. Recht 5. 373. Tittmann $. 480. Wächter 11. $. 197. ‚und in Weiste Rechts 
lexilon I. ©. 396. Temme Diebjtahl ©. 270. Ueber Preußen Temme Lehrb. $. 153. Golt- 
bammer Materialien II. ©. 270. 
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88. 140. 52. des Strafgefeßbuches. Theilung des Strafverzichtes 
in Beziehung auf den des Ehebrudes fhuldigen Ehegat- 
ten und feine Mitjchulvigen. 


Die Ehe ift wegen Ghebruches des Ehemannes getrennt, und hat die 
verlegte Ehefrau ausdrüdlich die Beftrafung wegen Ehebruches gefordert. Es iſt 
deshalb gegen den Ehemann und gegen feine beiden Mitjchuldigen, die unverehelichte 
L. umd de unverehelichte N., die Anklage erhoben. 

Im Laufe des Chefcheidungsprozefied hatte jedoch die Klägerin ausdrücklich 
auf Beftrafung diefer beiden legteren Perfonen verzichtet. 

Deshalb fprach der erfte Nichter diefelben frei, während er den Ehemann 
wegen Ehebruches ftrafte, denn der Grund, aus welchem dem verlegten Ehegatten 
das Verzichtungsrecht, oder das Necht, die Strafe zu inhibiren, gegeben fei — wel» 
cher Grund darin beftehe, daß durch den Ehebruch ‚das fittlihe Band der Ehe zer 
rijjen und der unfchuldige Gatte in feiner PBerjönlichfeit verlegt werde — paſſe 
auch auf die Mitjchuldigen des Ehegatten, deshalb müſſe auch den Mitfchuldigen 
allein wirffam verziehen werden fünnen, ohne daß diefe Verzeibung und die Wir- 
fung derjelben von der gleichzeitigen Verzichtleiftung auf die Beftrafung auch zu 
Gunften des fchuldigen Ehegatten abhängig ſei. 

Auf die Appellation ded Staatsanwaltes find jedoch jene beiden Mitfchul- 
digen durch den Appellationsrichter wegen Ehebruches aus 8. 140. geftraft. Denn 
dem unjchuldigen Ehegatten jtehe nur dem fchuldigen Ehegatten gegenüber das Recht 
des Strafverzichted zu, nicht aber den Mitjchuldigen gegenüber. Das Strafver: 
fahren gegen diefe falle nur in dem Falle weg, wenn der unjchufdige Ehegatte von 
dem ihm dem jchuldigen Ehegatten gegenüber zuftehenden Rechte Gebrauch gemacht 
babe, welche Auslegung des Geſetzes auch in der Vorſchrift des $. 52. ihre Unter: 
ftügung finde, wonach ein Antrag auf Beitrafung nicht getheilt werden könne, wenn 
auch diefe Vorfchrift den Fall vorausfege, wo eine von mehreren Perſonen verübte 
ftrafbare Handlung gegen alle gerügt werden fönne, fofern auch nur gegen einen 
derjelben auf Beitrafung angetragen worden. Der Verzicht gegen die beiden Mit: 
ſchuldigen ſei hiernach wirfungslos. 

Die hiergegen von den beiden Letzteren, ſowie von dem Ehemanne eingelegte 
Nichtigkeitsbeſchwerde iſt durch Urtel des Ober-Tribunals vom 7. Mai 1856 wider 
Sommer (Nr. 395. 1.) zurückgewieſen, in Erwägung: 

daß die Angeklagten Derlepung der 88. 140. und 52. des ya ji 
buches durch unrichtige Anwendung um deswillen behaupten, weil der 
Appellationsrichter mit Unrecht die Unzuläffigfeit und Unwirkjamfeit des 
zu Gunften der Mitangeflagten Schramm und Noack erklärten Ver— 
zichtes angenommen habe, dieſer Verzicht vielmehr eben wegen des im 
$. 52, des Strafgefeßbuches ausgeiprochenen Prinzips der Untheilbarfeit 
eines Antrages auf Beftrafung, und weil darnach der Antrag auf Nicht- 
beftrafung nleihmäßig als untheilbar zu behandeln fei, fowohl den eben 
benannten Angeklagten als auch dem Mitangeklagten Sommer, obgleich) 
zu jeinen Gunften eine Verzichtleiftung auf die Beitrafung nicht ftattges 
funden, habe zu Statten fommen müfjen; 
daß jedoch die Deutung, welche der Appellationsrichter dem $. 140. 
des Strafgefegbudhes nach Anleitung feines unzweideutigen Wortinhaltes 
gegeben, vollkommen richtig ift, und Teine darauf gegründete Annahme, daß + 
in Grmangelung des Berzichtd auf Beftrafung zu Gunften des fchuldigen 
Ehemannes Sommer, die zum Vortheil der Mitfchuldigen Angeklagten 
Schramm und Noack erklärte Verzichtleiftung als rechtlich unzuläffig und 
unwirkſam zu betrachten fei, daher wohl begründet erfcheint ; 
daß nämlich den Haren Worten des $. 140. zufolge, die Beftras 
fung des Ehebruches ausgefchlofien ift, wenn der unjchuldige Ehegatte 
37* 
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im Laufe des Eheſcheidungsprozeſſes oder bis zur Abfaffung des Straf- 
erfenntniffes die Nichtbeftrafung ausprüdlich beantragt, in welchem Falle 
auch das Strafverfahren gegen die Mitfchulvigen wegfallen foll; 

daß nach diefer Faffung des Gefeges die Straflofigfeit des Ehe: 
bruches von dem ausdrüdlichen Antrage auf Nichtbeftrafung des ſhul— 
digen Ehegatten abhängig gemacht ift, uhb nur in dieſem Falle 
auch das Strafverfahren gegen die Mitfchuldigen Fraft Geſetzes weg 
fallen fol, fo daß der Wegfall der Beftrafung gegen die legteren nur als 
eine Folge der Straflofigfeit des ſchuldigen Ehegatten erfcheint ; 

daß damit auch die legislativen Gründe des Gefeges übereinftim- 
men, wonach das dem unfchuldigen Ehegatten nicht zu entziehende Recht, 
dem fchuldigen Ehegatten zu verzeihen, und damit von ihm, mit 
Nüdficht auf das beftandene Eheband, und vielleicht mit Nüdficht auf die 
dadurch begründeten befonderen Verhältniffe, die Folgen einer öffentlichen 
Strafe abzuwenden, ald das Motiv hervortritt, weshalb dem unfchuldigen 
Ehegatten die Befugniß eingeräumt wurde, die von Amtswegen an ſich 
zuläffige Verfolgung des Vergehens des Ehebruches aufzuhalten, wobei 
die Straflofigkeit der Mitfchuldigen fich als cine juriftifch wie praktiſch 
gebotene Konſequenz der Nichtbeftrafung des Hauptfchuldigen ergab, ohne 
daß auch nur entfernt darauf hingedeutet worden wäre, ihre Straflofigfeit 
aus einer ihnen gewährten Verzeihung oder aus einem fpeziellen 
Verzicht zu ihren Gunften abzuleiten ; 

daß, wenn hiernach die Straflofigfeit der Mitfchuldigen nur als 
Folge an die dem fchuldigen Ehegatten gewährte Verzeihung resp. die 
Verzichtleiftung auf feine Beftrafung gefnüpft ift, die in der Nichtigfeite- 
beſchwerde aufgeftellten Behauptungen der Anplorenten Schramm und 
Noad, daß die zu Gunften der Mitfehuldigen allein gefchehene Verzicht: 
leiftung wirkſam fein müfje, weil das Geſetz eine folge nicht verbiete, 
und weil die Verzichtleiftung zum Vortheil des fchuldigen Ehegatten das 
Majus fei, welches die Befugniß zu Gunften der Mitfchuldigen felbft- 
Fallen zu verzichten, ald das Minus in fich begreife, won ſelbſt zer: 
allen; 

daß aus demſelben Grunde auch die Solgerung, welche die drei 
Inploranten aus dem Urtheilbarfeitsprinzipe des $. 52. des Gtrafgefep- 
buches herleiten wollen, nicht gerechtfertigt erfcheint, vielmehr, wenn über 
haupt auf die —— jenes Paragraphen in analoger Weiſe zu re— 
kurriren wäre, mit dem Appellationsrichter —— werben müßte, 
daß daffelbe gegen die Inploranten zu deuten fe, weil aus dem Prinzip 
der Untheilbarfeit folgen würde, daß der Antrag auf Nichtbeftrafung 
nicht gegen einzelne Theilnehmer geftellt und gegen andere aufgegeben 
werden könne, und Died um jo weniger, ald wieder in Folge des frag: 
lihen Prinzips die Staatsanwaltfchaft befugt wäre, gegen fümmtlice 
Theilnehmer einzufchreiten, fo fange noch einer von ihnen beftände, in 
Bezug auf welchen die öffentliche Klage durch einen Antrag auf Nichtbe- 
ftrafung eine Hemmung nicht erfahren hätte. B 


88. 154. 156. 102. des Strafgeſetzbuches. Anwend barkeit des 
$. 154. auf VBerleumdungen. 


Der $. 154., welcher vorfchreibt, daß tadelnde Urtheile über wiffenfchaft- 
liche u. ſ. w. Leiſtungen, Aeußerungen, welche zur Ausführung oder Vertheidigung 
von Gerechtſamen gemacht worden find u. f. w., nur in fofern ftrafbar fein follen, 
als aus der Form der Aeußerung oder aus den Umftänden die Abficht zu beleidis 

n hervorgeht, bezieht ſich unmittelbar nur auf die in den $$. 152. 153. gedachten 
eleidigungen im engeren Sinne, alſo nicht auf die in den nachfolgenden s$. 156. f. 
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— Verleumdungen, in Beziehung auf welche nur des Einwandes der Wahr— 
yeit erwähnt ift. Antheinend ift Died mit gutem Grunde gefchehen, da die Beur- 
theilung der Berleumdung eine andere ift, als die der Beleidigung. 

Die Faſſung des $. 158. fcheint auch anzudeuten, daß der Einwand der 
Wahrheit nur der allein zuläffige fein folle. Das Ober-Tribunal bat indeß in 
mehreren Gnticheidungen, jo namentlih am 11. Juli 1856 in der Sache wider 
Nawarra (Nr. 603. 1.) ausgejprodhen, daß der aus $. 454. erhobene Einwand 
fih allgemein auf die Ehrverlegungen überhaupt, alfo mit Einfchluß der Verleum— 
dungen, beziehe. Dabei ift, wie jchon Band I. Seite 706 bemerkt, erfannt wor: 
den, daß unter diefer Worausfegung der $. 154. auch auf die im $. 102. mit Strafe 
bedrohten Beleidigungen und Berleumdungen öffentlicher Beamten anwendbar jet. 


$. 185. des Strafgefepbuches. Thatbeftand der Tödtung bei der 
Konfurrenz anderer Todesurſachen. 

In einer Gaftftube trinkt ein Kind’aus einer dort während der Reinigung 
der Stube niedriger geftellten Schale mit arfenifhaltigem Aliegengift. Daffelbe ift 
noch an dem nämlichen Tage geftorben, und die Wirthin, welche während der von 
ihr bewirften Reinigung der Stube das Fliegengift niedriger geftellt, und die Stube 
auf ve Augenblide verlaffen hatte, ift wegen fahrläfftger Tödtung des Kindes 
angeklagt. 

; der Thatbeftand der Tödtung wurde bei der mündlichen Verhandlung ftreitig. 
Der Kreisphyſikus Dr. Thümmel nahm Bergiftung des Kindes durch das — 
haltige Fliegenwaſſer an; der zweite Sachverſtaͤndige De. Meyer dagegen nahm 
nach ſeinem Gutachten, ſo wenigſtens, wie der erſte Richter daſſelbe auffaßt, an, 
daß der Tod unmittelbar nicht durch dieſe Arſenikvergiftung, ſondern vielmehr durch 
die zur Beſeitigung einer ſolchen Vergiftung ergriffenen falſchen ärztlichen und ſon— 
ſtigen Mittel, alſo überhaupt durch das Heilverfahren erfolgt ſei Obwohl hier— 
nächſt, wie ſich weiter unten ergiebt, der Appellationsrichter dieſes Gutachten in 
etwas anderer Weiſe auffaßt, jo ift jedenfalld nach beiden Urteln das Refultat 
immer das: daß Thümmel die unmittelbare Arjenifvergiftung, der Meyer aber das 
Heilverfahren zur Abwendung derjelben ald Todesurſache angab. Das Kind hatte 
nämlich fofort die die heftigften Erbrechen verurfachenden Mittel erhalten, war in 
diefem Zuftande nach der Stadt transportirt, und dort. hatte der Arzt bei Außerft 
geſchwächtem Zuftande des Kindes erneuete heftige Brechmittel angewendet. 

Obwohl aljo die Gutachten beider Sachverſtändigen einander gegenüber: 
ftanden, jo nahmen doch beide Richter den Thatbeftand der Toͤdtung durch Arſenik— 
vergiftung an. 

Der erjte Richter jagt in diefer Beziehung: der Dr. Mever nehme an, daß 
eine Arjenifvergiftung nicht vorliege, die Todesurfache vielmehr in dem durch Milch, 
Baumöl und Bredhweinftein herbeigeführten Erbrechen des (nur 2jährigen) Kindes 
zu finden fei; daß ein ſolches Erbrechen unter Umftänden allein genüge, den Tod 
eines Kindes von der jhwächlichen Beichaffenheit, wie das vorliegende, berbeizu- 
führen; daß aber im vorliegenden Falle die ganze Behandlung des Kindes den Tod 
herbeigeführt Habe. Da nun aber, fo führt der Richter aus, der Genuß des ar: 
fenifhaltigen Fliegenwaflerd den Ausgangspunft derjenigen Greigniffe bilve, 
welche die Behandlung des Kindes —8 ſo ſei auch nach dieſem Meyerſchen 
Gutachten die Veranlaſſung des Todes in dem Genuſſe des arſenikhaltigen 
Giftes zu fuchen, und es cite diefes Gutachten nicht geradezu dem Thuͤm— 
meljchen. In Betreff derjenigen Bunfte aber, in denen beide Gutachten von eins 
ander abwichen, fünne ed dahingeftellt bleiben, in wieweit das eine oder das an— 
dere mehr begründet fei, da auf Grund beider Gutachten der Gerichtshof vielmehr 
thatfächlich feftftelle: 

daß das Kind in Folge einer Vergiftung durch arfenikhaltige Subftanzen 
geftorben fei. 
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Der Appellationsrichter nimmt, hiervon abweichend, an, daß auch der Dr. 
Meyer annehme, daß die genofjene Quantität Arjenif den Tod des Kindes ohne 
Anwendung von Gegenmitteln hätte zur Folge haben müffen. Zwar, führt er num 
aus, erkläre der Meyer die ftattgefundene Behandlung als zwedwidrig, und wolle 
darin die Todesurfache finden, aber dieſe Anficht beruhe auf unrichtigen Schlüffen ; 
da ed nämlich feftftehe, daß von dem Kinde eine Quantität Arfenif genofien fei, 
welche ohne Anwendung von Gegenmitteln den Tod herbeiführen mußte, fo jei auch 
hierin die Todesurfache zu erfennen, wenn nicht das Gegentheil erwieſen werden 
fönne. Diefer Beweis würde nur dann geführt worden fein, wenn dargethan wäre, 
daß die nachtheiligen Folgen der Vergiftung, welche nach der übereinftimmenden 
Anficht beider Merzte eintreten mußten, durch Das anfänglich angewandte Heilver: 
fahren aufgehoben gewefen feien, und daß erft durch die Kortjegung dieſes Verfah— 
5 der Tod herbeigeführt ſei. Eine ſolche Behauptung ſei aber nicht auf 
geftellt. 

Der Unterfchied beider Auffaffungen ift alfo der: der erfte Richter nimmt 
urfprüngliche Arfenikvergiftung nur nach dem Thümmelſchen Gutachten, nach dem 
Meyerſchen Gutachten aber F öbtung durch die Heilmittel zur Abwendung einer 
möglichen Arfenifvergiftung. Der zweite Nichter nimmt an, daß nach beiden Gut: 
achten mindeftens der Tod durch Arfenik hätte eintreten muſſen, wenn er nicht durch 
rechtzeitige Heilmittel abgewendet wäre. Sie nehmen aljo Beide, wenn. auch unter 
verfchiedenen Prämifien den Thatbeftand der Tödtung duch die Handlung resp. 
Unterlafjung der —— nach $. 185. an, und verurtheilen aljo Beide die An— 
geflagte wegen fahrläffiger Tödtung aus $. 184. 

Diefe Urtel find auf die Nichtigfeitsbejchwerbe der Angeklagten wegen mans 
gelnder Feftftellung des Ihatbeftandes der Tödtung am 28. März 1856 in Saden 
wider Bubbe durch das Ober-Tribunal vernichtet, und es ift die Sache zu ander: 
weiter Feftftellung dieſes Thatbeftandes in den Inſtanzen gurüdgewiefen, in Grwä- 
gms, daß nach dem Gutachten des Kreisphufifus Dr. Thümmel, fowie der erfte 

ichter dafjelbe wiedergiebt, der Tod des Hichen Kindes durch Vergiftung mittelit 
arjenifhaltiger Verbindungen des ke ig = niet herbeigeführt ift; daß dar 
gegen der andere Sacdıverftändige Dr. Meyer, nach der Annahme des erften Rich 
ter, dieſe Arfenifvergiftung verneint, vielmehr der Anficht ift, daß der Tod dee 
Kindes durch die ganze zur Befeitigung einer angeblichen Arfenikvergiftung ange 
wendete Behandlung herbeigeführt fi; 

daß nun ber erfte Richter, indem er zwar Dielen völligen Widerfpruch in 
den beiberjeitigen Gutachten anerkennt, denjelben dadurch befeitigt, und deshalb ben 
Thatbeftand der Tödtung annimmt, weil ja der Genuß des art mifhaltigen Fliegen: 
waſſers durch das Kind den Ausgangspunkt derjenigen Greigniffe bilve, welche 
die Behandlung des Kindes umfafen, mithin auch nad dem Meyerfchen Gut 
—— — fung zu dem Tode in dem Genuſſe des arſenikhaltigen Giftes 
zu fuchen fei; 

daß hiernächft der Appellationsrichter von jener Auffaffung des Meyerjchen 
Gutachtens durch den erften Richter, wonach dafjelbe eine Arjenikvergiftung leugne, 
dahin abweicht, daß auch der Dr. Meyer der Meinung fei, die von dem Kinde ge 
nofjene Quantität Arfenif würde, ohne Anwendung von Gegenmitteln, nothwendig 
den Tod des Kindes zur Folge pehabt haben; daß bderfelbe jedoch in der zwec— 
widrigen Behandlung die (eigentliche) Todesurfache finde, dieſe letztere Anficht aber 
auf unrichtigen Schlüfien berube, indem, da feftftehe, daß von dem Kinde eine 
Duantität Arfenit genofien fei, welche, wenigitens ohne Anwendung von Gegen: 
mitteln, den Tod herbeiführen mußte, hierin die Todesurfache zu erfennen fei, forern 
nicht, was nicht gefchehen, erwieſen würde, daß die nachtheiligen Folgen der Ber 
giftung, welche nothwendig eintreten mußten, durch das anfängliche Heilverfahren 
ni feien, und bat erft durch Die Fortfegung dieſes Verfahrens der Tod 
herbeigeführt ei; 
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in Erwägung, daß dieſen verfchiedenen Auffaffungen beider Richter eine uns 
richtige Anwendung Ges Begriffes des Thatbeftandes der Tödtung zum Grunde 
liegt, indem der erfte Richter denjelben annimmt; wenn auch die Verlegung an fich 
nicht tödtlich, der Tod vielmehr durch die zur Heilung angewendeten faljchen Mittel 
berbeigeführt ift; der Appellationsrichter aber den Thatbeftand annimmt, wenn nur 
überhaupt die Verlegung tödtlich, der Tod jedoch nicht durch fie, fondern früher 
noch durch eine andere Urfache herbeigeführt ift; . 
in Erwägung, daß es nach $. 185. des Strafgefegbuches bei der Feſtſtel⸗ 
lung des Ihatbeftandes der Tödtung allein nicht in Betracht fommen foll, ob der 
tödtliche Erfolg einer Verlegung durch zeitige oder zweckmäßige Hülfe hätte ver: 
hindert werden fönnen, oder ob eine Verlegung diefer Art in anderen Fällen durch 
ülfe der Kunft geheilt worden, ingleichen ob die Verlegung nur wegen der eigen« 
— —— des Getödteten, oder wegen der zufälligen Umftände, unter 
welchen fie zugefügt wurde, den tödtlichen Erfolg gehabt hat; 
daß hiernach im Allgemeinen nur die beiden Grundfäge ausgefprochen find: 
a) die blos negativ mitwirfenden Urfachen, alfo ver Mangel ausreichender 
Hülfe u. f. w., follen den Thatbeſtand nicht aufheben; 
b) aud) die nur in conereto oder per accidens tödtliche Verlegung genügt 
zum Thatbeftande der Tödtung; r 
daß dagegen für den juridiſchen Begriff der Tödtlichkeit einer Verlegung immer 
das von jelbft ſich ergebende Erforderniß ftehen bleibt; 
daß die Verlegung die wirkende Urfache des Todes, daß fie alfo eine 
tödtende geweſen bi, 
ein Erforderniß, welches alle anderen unabhängig von der Verlegung und zwar 
pojitiv wirfenden Urfachen, auch wenn vie äh Br auf dieſe Urfachen einge: 
wirft hat, von dem Thatbeftande ausfchließt, indem in diefem letzteren Kalle alsdann 
die Verlegung nur die mehr oder minder entfernte Beranlaffung, nicht aber die 
wirkende Urfache des Todes geweſen ift; daß in diefem Sinne eine pofitiv 
ſchaͤdlich wirkende, zwedwidrige, Ärztliche —— — im Gegenſatze einer nur 
negativ durch Vernachläffigung ſchadlich wirkenden Behandlung — aufzufaffen ift, 
indem aus Verſehen oder aus Unfenntnig gegebene tödtlich wirfende Heilmittel, die 
unabhängige, wenn auch aus — der Verletzung eingetretene Urſache des 
Todes ſind, und dies ſowohl dann der Fall iſt, wenn die urſprüngliche Verletzung 
an ſich nicht tödtlich, als auch dann, wenn ſie an ſich tödtlich war, alſo — ohne 
diefe hinzutretende felbftftändige Urſache — den Tod herbeigeführt haben würde, 
indem im erften Falle überhaupt von einer tödtlichen — gar keine Rede iſt, 
im anderen Falle aber zwei Urſachen des Todes vorliegen, von denen die am frühe: 
ften wirfende als die wahre Urfache deffelben aufzufaflen ift'); 
in. Erwägung, daß diefe Grundfäge von den Inftanzrichtern verfannt find, 
daß insbefondere Die Ausführung des Appellationsrichters, ald komme es bei der 
von demDr. Meyer angenommenen Todesurfache der pofitiv fchädlichen ärztlichen 
"oder jonftigen Heilbehandlung des Kindes auf den Beweis an, daß die tödtlichen 
Folgen der urfprünglichen Arjenikvergiftung duch das anfänglich angemwendete Heil: 
— bereits gehoben feien, und num erſt der Tod durch die Fortjegung dleſes 
Verfahrens herbeigeführt fei, unrichtig ift, indem ein folcher Beweis entweder un: 
möglich, oder doch nur in dem Sinne erheblich fein könnte, wenn es fich darum 
handelte, die erſte tödtliche Verlegung, die jedoch wegen einer früher eingetretenen 
tödtlich wirkenden unabhängigen Urſache ven Tod nicht wirklich herbeigeführt Hat, 
. unter einem befonderen Sehchtöpuntte zu ftrafen, 





1) Während fobann die andere nur ald Verfuc ber Töbtung gelten kann, auf welchen 
es aber bier nicht anfam, da nur eine Anklage wegen fabrläffiger Zödtung vorlag. 
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$. 193. des Strafgeſetzbuches Dolus bei der fhweren Körpers 
verlegung, insbefondere bei dem Theilnehmer. 

Der Hauptangeflagte 8. ift der ſchweren Körperverlegung befchuldigt, und 
deshalb beftraft. 

In Bezug auf den Mitangeflagten, welcher das Werkzeug zu diefer ſchwe— 
ren — ——— hergegeben, hatte der Staatsanwalt die Verſetzung in den An— 
flageftand wegen Theilnahme an diefer ſchweren Körperverlegung beantragt, bie 
Anllage war jedoch unter Hinweifung auf den $. 34. Nr. 2. $$. 35. und 187. im 
Allgemeinen nur wegen Theilnahme an einer vor ſätz lichen Körperverlegung erkannt. 

Die Gefchworenen haben hiernächſt diefen Mitangeklagten ſchuldig erklärt: 

dem Hauptangeflagten L, welcher dem Ferdinand DO. eine Körperverlegun 
zugefügt hat, und zwar eine folche, welche für den Verlepten eine Kranf- 
heit und Arbeitsunfähigfeit von längerer als 20tägiger Dauer zur Folge 
gehabt hat, ein Mefier, welches zur Ausführung ieh That gedient hat, 
wiffend, daß es zu einer vorfäglichen Körperverlegung eines Menfchen 
dienen follte, verichafft zu haben. ; . 

Der Schwurgerichtshor hat ihm hierauf mit Anwendung der $$. 34. Nr. 2. 
und 187. wegen Theilnahme an einer vorjäglichen Körperverlegung verurtheilt, 
wobei erwogen ift, Daß derjelbe nicht wegen ſchwerer Körperverlegung habe ſchuldig 
erfannt werden fönnen, daß feine Wiffenfchaft als auf eine ſolche gerichtet weder 
von den Gefchworenen, noch von dem Beichluffe über die Verfegung in den Anz 
Hageftand vorausgefept worden fei, diefer Befchluß vielmehr ſchon ven gleihen An- 
trag des Ober-Staatdanwalts zurüdgewiefen habe. z 

Die Nichtigfeitsbefchiwerde des Staatsanwaltes rügt die Nichtanwendung 
des $. 193. Wie e8 gegen den Hauptthäter Die Anwendung dieſes Geſetzes be— 
gründe, wenn derſelbe eine vorfägliche Körperverlegung zugefügt, und dieſe dem— 
nächſt die fchwere Folge der Krankheit oder Arbeitdunfähigkeit von länger als 20 
.. nach fich gezogen habe, ebenfo müffe e8 zur Anwendung des $. 193. und 
8. 34. Nr. 2, ausreichen, wenn der Theilnehmer dem Hauptthäter das Werkzeug 
zu einer vorfäglichen Körperverlegung wiffentlich verjchafft, und dieſe demnächſt vie 
er fchwere Selge gehabt habe. Den von dem Schwurgerichtshofe vermißten 

achweis, daß der Theilnchmer gewußt habe, das von ihm verfchaffte Werkzeug 
folle zur ee einer ſolchen Verlegung dienen, welche die gedachte ſchwere 
Soige nach fich ziehen würde, verlange das Nr nicht, da fonft der Beweis der 
‚hat in Betreff des Theilnehmers an ftrengere Be 
als in Betreff des Thäters jelbft. 

Diefe Befchwerde mußte nach Lage unferer beftehenden Gefeggebung allers 
dings für gerechtfertigt erachtet werden, fo große Berenfen auch dagegen vom 
Standpunkte der Theorie aus erhoben werben können. Gegen die von Temme in 
feinem Lehrbuche S. 834, 835 ausgefprochene Anficht, nach welcher nur Konfurrenz 
einer fahrläfftgen ſchweren Körperverlegung mit dem Delikte vorfäglicher Körpers 
verlegung eintritt, wenn der dolus des Thäterd nur auf leichte Körperverlegung 
gerichtet war, und eine ſchwere Körperverlegung dennoch als Folge eindetreten i 
daß alfo zur Strafe der ſchweren Körperverlefung auch der auf dieſe ſchwereñ 
Folgen gerichtete dolus des Thäters gehöre, gegen diefe Anficht ift bereits wieder— 
holt von dem DOber-Tribunal angenommen worden, daß der dolus des Thäters im 
Falle einer vorfäglichen fchiweren Körperverlegung fein anderer fei, oder doch fein 
anderer zu fein brauche, ald im Kalle einer vorfäglichen leichten Körperverlegung 
($. 187.), daß vielmehr nur der ald Folge der — eingetretene ſchwere Er: 
folg oder Ausgang das die Anwendung des $. 193. begründende erſchwerende Mo— 
ment jei’). Augenſcheinlich liegt bier aber eine Lüde im Gefege vor. Denn für 


dingungen gefmüpft fein würde, 


1) Vgl. Archib Bd. I. ©. 572. Bb. U. ©. 668 ad II. Bb. IN. ©. 111. Minifterialblatt 
1854 ©. 119. 120. 
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den gleichftehenven Fall der Töbtung hat das Geſetz im $. 194. dafür Sorge ge- 
tragen, daß, wenn der dolus des Thäters überhaupt nur auf Körperverlegung ging, 
und dieſe die Folge des Todes gehabt hat, alsdann eine geringere als die gewoͤhn⸗ 
liche Strafe eintrete, die alfo diejenige der vorfäglichen Körperverlegung und der 
kulpöfen Tödtung umfaßt. Fehlt es alſo für den gleichen Fall der vorfäglichen 
Körperverlegung, bei welcher die Ausvehnung des dolus zugleich auf die eingetres 
tenen ſchweren, ven Thatbeſtand des $. 193. begriümdenden, Folgen nicht hat nach— 
ang werben fönnen, an einer entjprechenden Vorſchrift, fann man aber anderer- 
eits nicht annehmen, daß das Geſetz auch dann, wenn diefe Folgen nur zufällig 
eingetreten find, diejelben dem Thäter habe zurechnen wollen, jo fann man nur 
folgern, daß es bei der ſchweren Körperverlegung überhaupt von einer die Folgen 
mit umfaffenden praesumtio doli ausgehe. Iſt vie bisher befolgte Praris aber 
richtig, bedarf es alfo zur Anwendung des $. 193. gegen den Thäter felbft eines 
Mehreren nicht, ald daß derfelbe vorfüglich eine Körperverlegung zugefügt, und dieſe 
den ſchweren Erfolg gehabt hat, nicyt aber auch des Beweifed, daß der Thäter den 
legteren beabfichtigt habe, fo wird auch zur Anwendung des $. 193. verbunden mit 
$. 34. auf den Gehülfen, welcher zu einer vorfäglichen Körperverlegung überhaupt 
das Mittel, wifjend, daß ed dazu dienen follte, verfchafft hat, die ftattgehabte vor— 
fägliche Verlegung und die eingetretene ſchwere Folge derjelben genügen müffen, 
nicht aber erforderlich fein, daß er die Abficht, zu einer fh weren Körperverlegung 
zu helfen, gehabt habe, wenngleich fonft, nach allgemeinen ftrafrechtlichen Grund 
fägen bei der Betheiligung Mehrerer an einer ftrafbaren Handlung die Strafbarfeit 
eines eben nur nad Maßgabe feiner Betheiligung, alſo aud feines dolus, zu 
beurtheilen ift, der Theilnehmer mur fo weit, als fein dolus reicht, ftrafbar fein, der 
Gehülfe nur für das, was er gewollt hat, verantwortlich fein, uno wenn der Thäter 
etwas Anderes oder Mehreres gethan hat, dem Gehülfen, der dazu nicht helfen 
wollte, dies nicht zur Schuld angerechnet werden kann. Für folche Modifitationen 
der Strafbarfeit, die dad Deutſche Rechtsgefühl fordert, bietet aber der dem Fran— 
zöfifchen Rechte entnommene $. 35. des Strafgejegbuches, wenigftend nach der bis— 
her erfolgten Auslegung und Anwendung, feinen Raum: 
Es verfteht ſich, daß dieſe Grundfäge auch auf die neue Redaktion des 
Strafgefegbuches in den 88. 192a. und 193. Anwendung finden, 
. Das Ober-Tribunal hat durch Urtel vom 17. April 1856 wider Liebetreu 
und Rumpf (Nr. 64. IL) das Schwurgerichtsurtel vernichtet, foweit es den Theils 
nehmer Rumpf nur zur Strafe der leichten Körperverlegung verurtheilt hat, und 
denfelben vielmehr wegen Theilnahme an einer ſchweren Körperverlegung verurtheilt: 
in Erwägung, daß das Geſetz — in thesi, aljo abgejehen von der Strafabmeffung 
innerhalb des gefeplichen Strafmaßes — die höhere Strafbarfeit einer vorfäglichen 
fhweren Körperverlegung ($. 193. des Strafgefegbuches, vergl. 88. 195. 196. 210, 
294. 301. 316. 317.), im Gegenjage einer vorfüglichen leichten Körperverlegung 
($. 187. vergl. $$. 188, 189), Nüdfichts des Thäterd von dem Erfolge — von 
dem, nicht blos als der Zeit nach nachfolgenden, fondern als im Kaufalzufammen: 
bange mit feiner Handlung ftehenden, ihm zurechenbaren Folge eingetretenen ſchwe— 
ren — — abhängig gemacht, dieſelbe nach dieſem objektiven Momente be— 
immt bat; 
r daß daher der als Folge der vorfählichen Körperverlegung oder Mißhand— 
fung eingetretene ſchwere Ausgang das, Die Anwendung des $. 193. gegen den 
Thäter begründende erfchwerende Moment bildet, nicht aber zur Anwendbarkeit dieſer 
Porfchrift gegen den Thäter auch erforderlich ift, daß dieſer bei der vorfäglichen 
Körperverlegung oder Mißhandlung diefen — Erfolg beabſichtiget, er alſo 
einen anderen —* gehabt habe, als welcher zum Thatbeſtande der vorſätzlichen 
Körperverletzung gehört, vielmehr ed zur Anwendung des $. 193. gegen ven Thäter 
eines Mehreren nicht bedarf, ald daß verfelbe vorfäglich eine Körperverlegung zu— 
gefügt, und dieſe den in dem Geſetze vorausgefegten ſchweren Erfolg gehabt bat; 
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daß aud auf den Theilnehmer an einem Verbrechen oder Vergehen daf- 
felbe Strafgefeß anzuwenden ift, welches auf den Thäter Anwendung findet ($. 35.); 
daß deshalb auch zur Anwendung des $. 193, verbunden mit 88. 34. und 
35., auf den Theilncehmer, namentlich = den Gehülfen, der ju einer vorfäglichen 
Körperverlegung überhaupt das Mittel, wiſſend, daß es dazu dienen follte, verfchafft 
hat, die Seitens des Thäters ftattgehabte vorfägliche Körperverlegung und die ein 
etretene ſchwere Folge derfelben genügt, nicht aber dazu erforderlich ifl, Daß er die 
Abficht zu einer ſchweren Verlegung zu helfen gehabt habe; 
daß daher das Schwurgericht, indem es auf den Angeflagten Rumpf, wel: 
cher durch den Ausfpruch der Gefchworenen fchuldig erflärt ift: 
am — zu — dem Mitangeflagten Liebetreu, welcher dem Ferdinand D. 
eine Körperverlegung pe; t hat, und zwar eine ſolche, welche für ben 
Verlegten Krankheit und Arbeitsunfähigfeit von einer längeren ald Mtä— 
gigen Dauer zur Folge gehabt hat, ein Meffer, welches zur Ausführung 
diefer That gedient hat, wiffend, daß es zu einer vorfäglichen Körpervers 
legung eines Menfchen dienen follte, verfchafft zu haben, 
den $. 193. des Strafgefegbuches in Verbindung mit 88. 34. und 35. für unan- 
wendbar, und nur ven $. 187. für anwendbar deshalb erachtet hat, weil nicht feine 
Wiffenihaft als auf eine ſchwere Verlegung gerichtet, in dem Ausfpruche der Ge— 
Feng feftgeftellt fei, von einer unrichtigen Auslegung jener Gejege ausgegangen 
ift u. j. w.; 
in fernerer Erwägung, daß durch den erwähnten Ausfpruch der Geſchwo— 
renen eine Handlung des Angeklagten Rumpf feftgeftellt ift, welche nach dem Obi- 
en unter die Strafvorfchrift des $. 193., verbunden mit 88. 34. Nr. 2. und 35. 
ällt, da zwar in demfelben nicht ausprüdlich erwähnt ift, daß der Mitangeklagte 
Liebetreu dem Ferdinand D. die bezeichnete Körperverlegung vorſätzlich zugefügt 
habe, dies jedoch in dem jenen —— betreffenden Ausſpruche angegeben 
war, und auch die Hülfsleiſtung des Angeklagten Rumpf als eine toiffentlich zu 
einer 4 ätzlichen Körperverlegung geleiftete in dem obigen Ausſpruche be 
zeichnet ift; . 
daß daher gegen den Angeklagten Rumpf — da e6 einflußlos if, daß auch 
fhon dem Anklagebeijchluffe und der Anklagejchrift bei der Angabe des für anwend⸗ 
bar zu erachtenden Strafgefeges und bei der Bezeichnung der ftrafbaren Handlung 
des Angeflagten Rumpf die unrichtige Rechtsanficht, welche demnächft das Schwurs 
gericht zu der feinigen gemacht hat, untergelegt worden war — der $. 193., ver 
bunden mit $$. 34. Nr. 2. und 35., anzumenden ift u. ſ. w. 


$. 218. Nr. 2. 8. 222, des Strafgeſetzbuches. 


Ueber den Thatbeftand des ſchweren Diebftahld durch Ginfteigen in dem 
Falle, wenn zwar die Sache in einem umfchloffenen Raum ſich befindet, der Dieb 
aber nicht in diefen, fondern in einen Daneben gelegenen umfcloffenen Raum ein 
fteigt und nun aus jenem Die Sache hervorlangt, vergleiche das Urtel vom 24. April 
1856 wider Bedefer oben unter den Frageftellungen. 


$. 225. des Strafgefegbuches. Unterfchlagung von Gegenftän 
den, die zu unerlaubtem Zwede mit der Verpflichtung zur 
Rüdgabe gegeben find. 

Der der Unterſchlagung Angeklagte hat mehreren Perfonen angegeben, dab 
er Papiergeld nachzumachen vermöge, jo daß daſſelbe in Cours aeiet werden 
fönng Gr hat zu diefem Zwecke zwei Kaffen-Anweilungen ald Vorblätter zur Nach— 
machüng von Bapiergeld von dem Mühlenbefiger S. empfangen, und zwar, wie 
der Richter feftjtellt, mit der Verpflichtung, dieſelben nach gemachtem Gebrauche 


Aus ber Praxis. $. 225. bes Strafgeſeßbuchs. 571 


zurückzugeben. Gr hat diefelden verbraucht und nicht zurücgegeben, und iſt daher - 
in erfter Inſtanz wegen Unterjchlagung beftraft. 

‚Der Appellationsrichter jpricht ihm dagegen frei, weil der Angeklagte civil: 
rechtlich zu der verabredeten Zurücdgabe der Scheine nicht verpflichtet gewefen wäre, 
da nad Preußifchem Givilrechte Verträge über ftrafbare Handlungen ungültig feien, 
feine Rechte zwifchen den Sociis begründeten, vielmehr das zu einem unerlaubten 

wecke Gegebene nur von dem Fiskus zurücgefordert werden könne. A. L. R. Th. 1. 
it. 3, 88. 35. 36, Tit. 5. 8. 68, Tit. 16. $$. 205. 206. 


In dem vernichtenden Urtel des Ober-Tribunald vom 15. Mai 1856 
(Nr. 148, IL) heißt es: . 


} In Erwägung, daß die gedachte rechtliche Ausführung des Appellationd- 
richterd auf der thatjächlichen Annahme beruht, daß der bei der Hingabe der beis 
den ächten Kaffen- Anmweifungen von dem S. an den Angeklagten zwifchen beiden 
äußerlich verabredete, wenn auch vielleicht vom Angeflagten nicht ernftlich beabfich- 

. tigte Zweck fei die Kabrifation falfchen Papiergelves, wobei fie ald Vorblätter die— 
nen follten, gewejen, daß hiernach allerdings ein Vertrag über unerlaubte Hand— 
- ungen zwiſchen ihnen gefchloffen, diefer Vertrag alfo nad dem A. 2. R. Th. 1. 
Zit. 5. $. 68. ungültig war, und daraus nah Tit. 3. $$. 35. 36. zwifchen beis 
den feine Rechte und Pflichten entftehen fonnten; daß aber hieraus nicht folgt, 
daß ©. das Eigenthum an den dem Angeklagten nur zu einem gewiſſen Gebrauche 
bingegebenen Kaffen-Anmweifungen verloren gehabt hätte, und daß die vom Appellas 
tionsrichter angezogene Vorfchrift des Tit. 16. $. 205. ibid. lautend: 
„Was zu einem unerlaubten Zwede gegeben worden, kann nur der Fiskus 
zurückfordern“, 
in der Lehre von der Zahlung ſteht, nur von Zahlungen und von der Kondiktion 
des Gezahlten, alſo von Forderungsrechten handelt, nach dem feſtgeſtellten That— 
beſtande aber Die beiden Kaſſen-Anweiſungen von S. dem Angeklagten nicht im 
Wege der Zahlung gegeben worden, alſo durch Hingabe nicht in das Gigenthum 
des Angeklagten übergegangen find; daß mithin S., wenngleich nicht ein aus Dem 
unerlaubten Wertrage berzuleitendes, doch vermöge ſeines Eigenthums ein durch die 
Vindikation geltend zu machendes Recht auf vie Nüdgabe der Scheine von Seiten 
des Angeklagten, folgeweife diefer die Verpflichtung zu dieſer Ruͤckgabe hatte; 
in Erwägung, daß der $. 225. des Strafgeſetzbuches nicht auf vie Fälle 
befchränft.ift, wo die Verpflichtung zur Herausgabe einer fremden Sache durch 
eine Kontraftöflage des Eigenthümers, Befigerd oder Inhabers geltend gemacht 
werden fann, jondern ſich allgemein auf alle Fälle bezieht, wo der Befig oder die 
Gewahrjam einer fremden Saͤche mit der Verpflichtung, fie zu verwahren, zu vers 
walten, jurüdzugeben oder abzuliefern erlangt ift, und daß aud) nach $. 226. ibid, 
ed einer Unterfchlagung wenigftens gleich gerechnet wird, wenn man eine fremde 
beroeglihe Sache gefunden oder durch Zufall in jeine Gewahrfam befommen hat, 
und Diefelbe nun zum Nachtbeil des Eigenthümers, Beliters oder Anhabers ver- 
äußert u. f. w.; daß zur Anwendbarkeit des g. 227. auf den vorliegenden Fall - 
alfo genügt, daß der ©. die von ihm dem Angeklagten verabfolgten beiden Kaſſen— 
An weiſungen mittelft der Vindikationsklage von demfelben zurücdzufordern berech— 
tigt, und diefer fie ihm zurüczugeben verpflichtet war; 
in Erwägung, daß, wenn auch in dem, was der Anflagte und der ©, 
gethan, ein ftrafbarer Verſuch einer Münzfälfchung und einer Theilnahme an dem: 
Beiden enthalten geweſen fein follte, doch Davon die hier in Rebe ſtehende Thatfache, 
daß Der Angeklagte zwei von dem ©. ihm zum Gebrauche ald Vorblätter gegebene 
K.affenanwetfungen bei Seite geſchafft bat, getrennt befteht, und daher wegen dieſer 
That derfelbe felbftftändig meben der Beitrafung wegen Münzfälfhung würde be- 
ſtraft werden fönnen. 
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$. 234. 8. 4. Nr. 3. des Strafgeſetzbuches Vollendung der Er- 
preffung, welde durch Briefe verübt wird. 

Der Angeklagte hat an einen Gutsbeſitzer in Medlenburg einen Brief ge: 
richtet, in weldyem er von demfelben Geld fordert mit der Drohung: „daß er im 
Weigerungsfalle ihn und feine Mamfell in die öffentlichen Blätter fegen, und darin 
mittheilen würde, wie er Durch Geld zu feinem Adel gekommen ſei“. 

Der Appellationsrichter findet Hierin eine Erprefjung durch die Drohung 
mit der Verübung eined Vergehens, nämlich einer öffentlichen Beleidigung oder 
Verleumdung. Der Umftand, daß der Bedrohte im Auslande wohne, IM leich⸗ 
uͤltig, weil das Vergehen der Erpreſſung vollendet geweſen ſei, ſobald der Ange— 
lagte Alles, was in feiner Macht geſtanden, zur Ausführung gebracht, alſo nach— 
dem er den Brief abgefaft und zur Poſt gegeben habe. Beides fei in Preußen 
begangen, daher das Vergehen bier vollendet. Auf eine Erörterung darüber, ob 
das Vergehen auch in Medlenburg ftrafbar fei, ift daher der Appellationsrichter 
gar nicht eingegangen. 

Aus diefem Grunde ift daher das Urtel am 25. April 1856 in Sachen 
wider Kraufe (Nr. 227. 1.) von dem Ober- Tribunal vernichtet, und es ift Die 
Sade in die Inftanz zurüdgemwiefen, in Erwägnng, daß nad den Worten und 
dem Sinne des $. 234. zum Thatbeftand des Vergehend der Erpreffung gehört, daß 
diejenige Perfon, welche der Angeklagte zu einer Handlung oder Unterlaffung ge— 
awungen oder zu zwingen verjucht hat, deshalb mit der Herübung eines Verbre⸗ 
chens oder Vergehens mündlich oder fchriftlich bedroht worden, und daß, fo lange 
die Drohung nicht ftattgefunden, wohl von vorbereitenden Handlungen, weldye jedoch 
nach $. 33. ftraflos fein würden, nicht aber von einer ftrafbaren That nach Vor— 
fchrift des $. 234. die Rede fein fann; daß die Bedrohung und der dadurch be= . 
zwedte Einfluß auf den Willen eines Anderen nothiwendig_defien Kenntnig von 
der zu verübenden That vorausjegt, mithin im vorliegenden Falle, da der Bedrohte 
zur Zeit der Grprefiung in Medlenburg wohnte, das dem Angeklagten zur Laft ges 
legte Vergehen nicht, wie der Appellationsrichter annimmt, in Preußen durch Ab— 
fendung der Briefe, fondern in Medlenburg dadurch, Daß der Bedrohte die Droh— 
briefe erhielt, vollendet wurde; daß demnach diefe im Auslande verübte Handlung 
zufolge $. A. Nr. 3. des Strafgefegbuches nur dann nach Preußifchen Gejegen be= 
ftraft werden könnte, wenn fie auch durch die Gefege des Ortes, wo fie begangen 
wurde, mit Strafe bedroht ift; daß über die wefentliche Frage, ob eine Erprefiun 
in der feftgeftellten Art nach den in Medlenburg beftchenden Gejegen ftrafbar fei, 
in den Anftanzen nicht verhandelt worden, diefe Frage auch nicht durch cine un= 
zweifelhafte Notorietät, und Durch den Umftand, daß in Medlenburg das gemeine 
Deutfhe Kriminalrecht gilt, ihre Erledigung findet, daher, da es auf die that- 
—— — über das Vorhandenſein eines ausländifchen Geſetzes an— 
ommt u. f. w. 


$. 237. des Strafgefegbuches. Allgemeine, nicht fpezielle Kennt- 
niß des Verbrechens bei der Hehlerei. 

Der Hauptangeflagte ift verurtheilt, weil er den Befig der Sache mittelft 
Betruges erworben hat. Der Mitangeflagte ift wegen KHehlerei diefer Sache 
verurtheilt, weil er fie von dem Hauptangeflagten erhalten und zu verkaufen ver- 
fucht hat. Zwar hat nicht feftgeftellt werden fünnen, daß er gewußt, der Haupt 
Angeklagte habe die Sache durd Betrug erworben, wohl aber ift feftgeftellt, daß 
er dieſen Erwerb durch ein Vergehen überhaupt gewußt habe. 

Der Appellationsrichter Spricht dagegen diefen Mitangeflagten von dem Ver⸗ 
gehen der Hehlerei frei, weil nicht habe feitgeftellt werden fonnen, daß er den Er- 
werb der Sache durch den Hauptangeflagten mittelft eines beftimmten Vergehens 
gewußt habe, dies aber zum Thatbeftande der Hehlerei nothwendig erforderlich fei. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde des Ober: Staatsanwalts führt hiergegen aus: 
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der 8, 237. hebe zwei beftimmte ftrafbare Handlungen, Diebitahl und Unterfchla- 
gung, fpeziell als folche hervor, von denen der Angeklagte gewußt haben müſſe, 
daß durch fie die Sachen erworben jeien, mache aber dann den generellen Zujag: 
„ oder mittelft anderer Verbrechen oder Vergehen“. Da nun alle Verbrechen oder 
Vergehen, fo weit es deren Natur zulaſſe, eine geeignete Grundlage für die Heh— 
lerei abgeben fönnten, fo jei anzunehmen, daß die Feiiellung der Kenntniß von dem 
Ermwerbe der Sachen mittelft einer ftrafbaren Handlung überhaupt zum Thatbeftande 
der Hehlerei genüge. Diefe Annahme entipreche allein dem praftifchen Bedürfniſſe. 
Durch Urtel des Ober» Tribunals vom 3. Januar 1856 wider Röſtel 
(Nr. 419. II) ift das Appellationsurtel vernichtet, in Erwägung, daß der $. 237. 
des Strafgefeßbuches bei dem Vergeben der Hehlerei zwei Fälle, naͤmlich den eines 
Ankaufs, einer Pfanpnahme oder Verheimlihung der durch ein Verbrechen oder 
Vergeben erlangten Sachen, und den einer Begünftigung des Thäters um 
des eigenen Bortheild willen unterjcheidet, und ausprüdlich im zweiten Falle ver: 
langt, ‚daß die Begünftigung in Beziehung auf das ihm befannte Verbrechen oder 
Bergehen ftattgefunden haben müfle, vahingegen im erfteren Falle nur die Wiffen: 
ſchaft fordert, daß die Sachen geftohlen, unterfchlagen oder mittelft anderer Ber: 
brechen oder Vergeben erlangt find; daß dieſer Gegenfag in demſelben Paragraphen 
ergiebt, daß im erjteren Falle nicht notwendig die Kenntniß des fpeziellen — 
chens oder Vergehens, oder der ſpeziellen Art von Verbrechen oder Vergehen, von 
denen die Sachen herruͤhren, vorausgeſetzt wird, daß es vielmehr genügt, wenn der 
Beſchuldigte uͤberhaupt weiß, daß die Sachen mittelſt eines Verbrechens oder Ver— 
gehens erlangt ſind, daß alſo das Geſetz Diebſtahl und Unterſchlagung nur als 
die gewöhnliche Veranlaſſung zur Hehlerei beſonders hervorhebt; daß dieſelbe Unter— 
ſcheidung im $. 238. bei der ſchweren Hehlerei nur mit der Maßgabe gemacht 
wird, daß im erfteren Falle der Hehler wiſſen muß, daß die Sachen überhaupt 
von einem Raube, oder von einer dem Raube gleich zu achtenden Er: 
——— oder von einem ſchweren Diebſtahl herrühren, ohne daß er ſpeziell 
von dem betreffenden Verbrechen, oder davon Kenntniß zu haben braucht, ob das 
eine oder das andere diefer Verbrechen ftattgefunden habe, wohingegen die Begün- 
ftigung auch bier die fpezielle Kenntniß des beftimmten Verbrechens voraustegt ; 
das fonach das angegriffene Urtheil, indem ed den Imploraten von dem ihm zur 
Laft gelegten Vergehen der Hehlerei um deswillen freifpricht, weil derſelbe nach 
ver Feftftellung des erften Richters zwar gewußt hat, daß die Sachen zwar mits 
telft eines Vergehens, nicht aber, daß fie fpeziell durch Betrug erlangt waren, 
den $. 237. falſch auslegt. 
Es ift folgendes Präjudiz der II. Abtheilung eingetragen: - 
Zum Ihatbeftande der Hehlerei nad) $. 237. des Strafgefegbuches ift die 
Kenntniß des beftimmten Verbrechens oder Vergehens, oder der Art von 
Verbrechen oder Vergehen, mitteljt deren die betreffenden Sachen erlangt 
find, nicht erforderlich, e8 genügt vielmehr die Kenntniß, daß die Sachen 
überhaupt von einem Verbrechen oder Vergehen herrühren. 


$. 241. des Strafgefegbuches. Betrug durch betrüglicdh erwedte 
Wohlthätigfeit, und durch einen betrüglich veranlaßten 
Leihvertrag. 

Das Ober-Tribunal hat in dem Bd. I. ©. 127 mitgetheilten Präjudiz an- 
genommen, daß eine durch bloße Täuſchung mittelft falfcher Thatfachen herbei: 
geführte Milpthätigfeit noch Fein Betrug im Sinne des $. 241. des Straf: 
gejegbuches jei. In dem in den Entſcheidungen Bd. 26. S. 160 näher mitgetheil- 
ten, dieſem PBräjudiz zum Grunde liegenden Falle, ift Bettelet angenommen. 

In dem Urtel vom 6. März 1856 wider Jaspert (Mr. 40. IL.) ift da— 
gegen in folgendem Falle Betrug, auch dafjelbe Vergehen durch betrüglich veran- 
apte Eingehung eines Leihvertrages angenommen: . 
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in Erwägung, daß nad) der dem angefochtenen Erfenntniffe zum Grunde 
liegenden thatjächlichen Feftftellung die Angeklagte in gewinnfüchtiger Abſicht Das 
Vermögen des N. und deſſen Tochter in fofern beſchädigt hat, als N. verjelben 
freie Koft und Logis verabreicht, und defien Tochter derfelben Müge, Kragen und 
Handmanjcetten geſchenkt, und eine Hutſchachtel geliehen bat, => daß jene 
diefe Gegenftände in Natur oder ihrem Werthe nach zurüderhalten haben, und die 
Angeklagte dieſe Vermögensbefchädigungen dadurch bewirft hat, daß fie durch das 
Vorbringen der falfchen Thatfache, fie ſei die Tochter des B. und die Nichte des 
der Familie des (betrogenen) N. verwandten E., bei dem N. und deſſen Tochter 
einen Irrthum erregt hat; daß dieſe Feftftellung die Thatfachen enthält, welche zu 
den wefentlihen Merkmalen des vollendeten ftrafbaren Betruges gehören, nämlich: 
in gewinnfüchtiger Abficht, aljo zur Erlangung eines unrechtmäßigen Vermögens: 
Vortheils, bewirkte Vermögensbeſchädigung eines Anderen, durch vorfägliche Täu— 
ſchung, aljo im Kaufalzufammenbange ftehend mit Irrthum, welcher, um einen 
Anderen zu einer Handlung oder Interlaffung zu beftimmen, durch Vorbringen fals 
ſcher oder doch Entftellen oder Unterbrüden wahrer Thatſachen erregt worden iſt; 
daß es insbejondere auch Rechtsgrundfägen nicht zuwider ift, wenn die Inftanz-” 
tichter eine in gewinnfüchtiger Abficht durch Täufchung herbeigeführte Bermögend: 
befhädigung des N. und feiner Tochter darin gefunden haben, daß von dieſen ber 
Angeklagten, Koft und Logis, fo wie Heine Gefchenfe (Muͤtze, Kragen u. ſ. w.) ge 
währt, und ihr eine Hutjchachtel gelichen worden find, ofme daß jene dieſe Gegen» 
ftände in Natur oder ihrem Werthe nach zurüderhalten haben, da, wenn auch die 
Herbeiführung einer bloßen Milpthätigkeit einen ftrafbaren Betrug im Sinne des 
$. 241. darzuftellen nicht geeignet ift, vielmehr eine ſolche nur unter die Straf 
beftimmung über qualifiziete Bettelei ($. 118. Nr. 1. des een) mög- 
licherweife fallen fann, doc) eine bloße Milvthätigkeit da nicht obwaltet, wo, wie 
im vorliegenden Falle geſchehen, der Getäufchte Durch Worjpiegelung eines Ber 
wandtichaftöverhältnifjes zu Aufwendung und Gejchenfen, aljo zur Verringerung 
feines Vermögens und zur Eingehung eines Leihvertrages veranlaßt wird, nicht 
aber er um ein Almofen angeiprochen worden ift, und nicht als ein Almoſen die 
Verabreichung, ftattgefunden hat; daß die Deduftionen in der Beſchwerdeſchrift, 
welche auszuführen jucht, daß aus freien Stüden, alſo nicht in Veranlafjung der 
Borjpiegelungen der Angeflagten, der lepteren von dem N. und defien Tochter Koft 
und Logis, fo wie die Heinen Gefchenfe gewährt, insbefondere aber die Hutfchachtel 
gelichen worben fei, als gegen bie ——— Feſtſtellung, nach welcher die An— 
geklagte die bezeichneten Vermögensbeſchädigungen durch abſichtliche Irrthums— 
Erregung bewirkt hat, gehend, in der Nichtigkeitsinſtanz feine Berückſichtigung fin— 
den können; daß auch, wo in folder Art, wie nach der obigen Feftitellung geſche— 
ben, durch Vorbringen unwahrer Thatfachen zur Eingehung eines Leihvertrages 
verleitet worden ift, keineswegs blos das Verjprechen einer fünftigen Leiftung, 
mit der Abficht, ein folches Verſprechen nicht erfüllen zu wollen, ftattgefunden hat. 


88. 259. 261. des Strafgefegbuches. Zahlungsverweigerung als 
Zahlungseinftellung. 

Gegen den des einfachen Bankerutts Angeklagten ift die Zahlungseinftels 
lung angenommen, weil er eine rechtskräftig gegen ibn erkannte Wechſelſchuld 
nicht bezahlt hat, deshalb die Erekution gegen ihn vollſtreckt ift, und davon bie 
un jeines Gefchäfts und Die Veräußerung feiner Waarenvorräthhe Die Folge 
geweſen ift. 

Er tritt den Beweis an, daß die MWechjelfhuld in Wirklichkeit nicht eri- 
ftirt habe, daß er den Wechjel vielmehr nur ald Depotwechfel zur Sicherung wegen 
einer anderen Schuld, umd gegen das Verfprechen, ihn nicht in Cours zu fegen, 
wenn diefe Schul bezahlt werden würde, ausgeftellt habe. Da er nun diefe Schuld 
in der That bezahlt habe, jo habe er den gleichwohl in Cours gefegten Wechſel 
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zu zahlen verweigert. Zahlungsverweigerung wegen Nichtanerfennung der Schuld 
jei aber feine Zahlungseinftellung. 

Diefer Einwand ift von den Richtern verworfen. 

Es ift num in der That bei der Redaftion der neuen Konkurs-Ordnung die 
Frage erörtert worden, ob die Verwei rung von Zahlungen ald Zahlungseinjtel- 
lung betrachtet werben Tonne. Die Motive der Regierung zur Konfurs- Ordnung 
fagen darüber: „daß hierher (zur Sr ge der Fall nicht zu rechnen 
ift, wenn der Gemeinfchuldner die Zahlung einer Schuld blos deshalb, weil er Die 
Richtigkeit derfelben beftreitet, oder aus anderen Motiven verweigert, verfteht fich 
von ſelbſt. Ob aber im Uebrigen fchon eine einmalige Zahlungsverweigerung ges 
nügt, oder ob erft dad Zufammentreffen mehrerer Fälle die Zahlungseinftellung dos 
fumentirt, läßt fih nur nach den jevesmaligen konkreten Umſtänden entſcheiden“. 

Im vorliegenden Falle ift Die wegen Verwerfung jenes Ginwandes von dem 
Angeflagten erhobene Nichtigfeitsbejchwerde durch Urtel des Ober: Tribunald vom 
11. Juli 1856 wider Schweiger (Nr. 643. 1) zurüdgewiefen, in Erwägung, 
daß die Annahme des Appellationsrichters, daß der Begriff der Zahlungseinftellung 
auch bei den von dem Angeklagten angeführten Umftänden vorhanden jein würde, 
gefeglich gerechtfertigt ift; daß nämlich das Geſetz felbitverftändlich auf die Schuld 
oder Nichtſchuld des Handelömannes bei feiner Zahlungseinftellung Feine Rüdjicht 
nimmt; daß zwar die Frage, in wiefern auch bei einer Zahlungsverweigerung 
aus bejonderen Gründen dennoch der Begriff einer Zahlungseinftellung vorhanden 
fei (Kommentar und vollftändige Materialien zur Konfurs»Orpnung vom 8. Mai 
1855 ©. 290 c. f. die Motive des Negierungs - Entwurfes dafelpft), hier auf fich 
beruhen bleiben fann, da jedenfalls dem Appellationsrichter darin beizutreten ift, 
daß die Nichtzahlung eines von dem Angeklagten acceptirten und rechlöfräftig eins 
geflagten Wechfels die Nothwendigfeit einer Erefution deshalb, und, wie der erite 
Richter feſtſtellt, die Schließung des Gefchäftslofals in Folge Deflen, immer den 
Begriff der Zahlungseinftellung zu bilden geeignet ift, auch wenn in der That, der 
KHandelömann die Zahlung des Wechſels nur verweigert haben follte, weil er ſich 


dennoch dazu nicht für verpflichtet gehalten haben will. 


$. 285. Nr. 2. des Strafgejegbuches. 
Vergleiche über den Thatbeſtand der Brandftiftung an Gebäuden, welche 
zeitweife zum Aufenthalt von Menfchen dienen, die Entiheidung des Ober-Tribu- 
nal® vom 18. April 1856 wider Gruhn oben unter den Frageftellungen. 








Zur fiteratur des Kriminalrechts. 


1) Der Preußiſche Strafprozeß nach den pofitiven Gefegen und Tegislatori- 
fchen Quellen, unter Anführung fämmtlicher ergänzenden Gefege, Verord⸗ 
nungen, Minifterial-Berfügungen und Entſcheidüngen des Ober-Tribunalg, 
mit bejonderer Berüdjichtigung des Archivs für Preußiiches Strafrecht. 
Bon A. Fran. Supplementheft zur erften Ausgabe. Quedlinburg und 
Leipzig, 1855, bei Bafle. 

2) Ueber den Beruf der Gefchwornen nach Grundfägen der Strafrechts- 

theorie der öffentlichen Gerechtigkeit. Sendſchrift an den Königl. Ober- 

Staatsanwalt Ritter Herrn gg zu Neuwied, von Dr. Karl 

Berk Ober⸗Kammerrath. Weplar, Nathgeber, 1856. 

ie Zinswucher= Gefege, vom Standpunkte der Volfswirthichaft, der 

Rechtswiſſenſchaft und der legislativen Politik beleuchtet. n Wort an 

die Deutfchen Gejeggeber, von Karl Braun, Hofgerichtd- Profurator, 

und Mar Wirth. Mainz, v. Zabern, 1856. 

4) Das Königlihd Sächfifhe und das Thüringiſche Strafreht. Ein Hand- 
buch. Erfte Lieferung, enthaltend: Worrede und Bogen 1 bis 10. Bon 
Dr. €. ©. v. Wächter. Stuttgart, 1857, bei Mepler. 

Der berühmte Verfaſſer hat ſich einer foftematifchen Darftellung bes gefammten Eädhfi- 
ſchen und Thüringifchen Strafredhts, jo mie bafjelbe für Sachen in dem älteren Strafgefepbu 
von 1838 und beffen neuerer Nebaltion von 1855, fo wie für Thüringen und Altenburg in deren 
befonderen Strafgeſeßbüchern befteht, unterzogen. Wenn auch zunädft nur Partilularrechte in 
diefem Epftem bebandelt find, fo umfaft bafalbe jeboch eine tiefer — Behandlung der 
einzelnen Lehren in ihrer Allgemeinheit bom Standpunfte des beutigen Deutſchen Krimmalrechts 
überbaupt, unb wird dadurch zugleich für einen weiteren Umfang zu einem trefflihen Lehrbuche 
des Deutſchen Strafrechts, das ja num einmal, nad) bem beutigen Stande ber Dinge, faft nur 
noch in ben vielen einzelnen Partikularrechten Leben und Bedeutung hat. Möchten wir in Preu— 
fen uns bald auch eines gleich hervorragenden Interpreten unferes Partilularrechts erfreuen. 
Die baldige Nachfolge der —— Lieferungen iſt berheißen. 

5) Der Diebſtahl, deſſen — und Entdeckung. Ein Warner und 
Rathgeber für alle Beſitzenden. Von F. Hirt, Fürſtl. Kriminalrath in 
Gera. Leipzig 1856, bei Wengler. 

Ein eigentbümliches Werkchen, eine noihwendige Frucht unferer fozialen Juftände, deren 
Uebel Vorbeugungs: und Heilmittel fordern. Der Berfaffer erörtert in populaiter Darftellung 
die derſchiedenen altbefannten oder neuentſtandenen Arten bes Diebftahls, giebt aus gewiegter 
friminaliftifber und poligeilicher Erfahrung die Schußmittel bes Eigenthums dagegen und bie 
Hülfsmittel der Entdedung an, bringt intereffante erläuternde Beifpiele, wirft einen Bid auf bie 
Sefepgebungen Deutſchlands, erläutert einzelne Lehren, wie bie NRothwehr, ausführlider, und 
Bin — auf die ſozialen Quellen des Verbrechens, in ihnen alſo auf die Heilmitiel gegen das 

ebe In, 

Das Werlchen ift für Nichter, Polizeibeamte und endlich für eben brauchbar, bem ber 

eigene unmittelbare Schuß feines Eigentbums am Kerzen Fiegt. 

Der Verfaffer verfpricht, wenn fein Buch Anklang findet, = andere Verbredden — 
den Betrug, die Brandftiftung, den Wucher u. f. iv. — in gleicher W fe in Monograpbien zu 
behandeln. Die jehige iſt daher nur die erfte felbftftändige Lieferung bes umfaffenderen Wertes: 
„Erfahrungen eines Kriminalbeamten”. . 

6) Profefior Dr. Ev. Herbft:_ die grundfäglichen Entfeidungen des K. K. 
oberften Gerichts- und Gaffationshofes über zweifelbafte Fragen des all- 
emeinen Defterreichifchen Strafrehts. Nah der Paragraphenfolge des 
Strafgejegbuches zufammengeftellt. Wien 1853. — Nachtrag, die im 
.- 1855 befannt gewordenen Entfcheidungen enthaltend. Wien 1856, 
ei Manz. 

30.9. Temme, Lehrbuch des Schweizerifhen Strafrechts, nach den 

Strafgefegbüchern der Schweiz. Aarau 1855 bei Sauerländer. 


* — N — 


3) 


Berlin, gedrudt in der Dederfchen Geheimen Ober» Hofbuhdruderei.  * 


Das Derbrechen der Vergiftung 


in 


feiner Bedeutung für Gefeggebung, Strafrecht und Strafverfahren 
mit 
Rücficht auf die neueften Forfchungen der Chemie und Medizin 
erörtert von 
Herrn Geheimerath Dr. Mittermaier in Heidelberg. 
(Fortfegung des Auffapes im vierten Hefte ©. 433 dieſes Archibs.) 


$. 6. 
Wie weit hängt der Thatbeftand des Verbrechens Der Vergiftung 
von ber Art der Beibringung des Giftes ab? 


Die Vergleichung wiflenfchaftlicher Arbeiten, fowie der Urteile Und der Ausjprüche 
der ———— lehrt, daß die Juriſten in Bezug auf das Verbrechen der Ver— 
giftung häufig von gewiſſen Anſichten geleitet werden, bei welchen fie das, was 
gewöhnlidy oder doc häufig eintritt, zur Regel machen, ober Durch gewiſſe, einft 
in der Naturwifjenichaft nach dem tieferen Standpunkte derjelben allgemein für 
wahr gehaltene, traditionell fortgepflanzte Vorftellungen beftimmt erden, und daher 
zum Thatbeftande der Vergiftung Merkmale fordern oder bei der Unterfuchung und 
Entfcheidung von Straffüllen als weſentlich vorausfegen, während die forgfältige 
Benugung der Erfahrungen und der Ergebnifje der wiſſenſchaftlichen Forſchungen 
jene * en als trüglih und ſelbſt als grundlos nachweiſt. Die Frage: 
welhen Einfluß auf den Thatbeftand der Vergiftung die Art der Beibringung des 
Giftes Hat, bedarf daher einer ee Erörterung, und zwar in mehrfacher Bezie- 
hung : 1. in Anfehung der Mittel, durch welche der Thäter das. Gift in den Kör- 
per Desjenigen bringt, an welchem das Verbrechen verübt wird; U. in Bezug auf 
den Rörpertheil, an welchem zunäcft das Gift angewendet wird; II. in Betreff 
der Art der Beibringung, insbefondere, in wiefern heimliche Beibringung gefor- 
dert werden muß; IV, in Anfehung der Quantität des beigebracdhten Giftes ; 
V. welchen Einfluß auf die Beurtheilung des Verbrechens die Umftände, unter 
welch en das Gift beigebracht wird, haben, und zwar 1) theild nad der Zeit, 
in welcher das Gift in den Körper fümmt; 2) theils nad der Art der Verbin: 
dung Des Giftes mit anderen Stoffen. 

I. Das gewöhnliche Mittel, deſſen ſich der Thäter bevient, ift zwar das 
der Miſchung des Giftes in Arzneien, oder Speiſen oder Getränfe, welde die 
Perfon, welde vergiftet werden foll, im guten Glauben an die Unſchädlichkeit der 
geno ſſenen Arznei oder des Nahrungsmittels freiwillig, freilich getäufcht über Die 
wahre Beſchaffenheit des gemoffenen Gegenftandes, zu ſich nimmt; allein die Ver— 
giftung kann ebenſowohl auf anderen Wegen bewirft werben, und zwar: 
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. buch Einträufeln des Giftftoffes in das Ohr"), oder 
. durch Klyftire, in welche Gift gebracht wurde ?); 
. dur Einbringung in die weiblichen Geburtstheile’); 2 
. durch Bewirkung des Einathmens des Giftftoffes, entweder in fofern bi 

Luft an dem Orte, an welchem der zu Vergiftende fich aufhält, mit Gift- 

theilchen gefchwängert wird, oder giftige Dämpfe oder Gasarten erzeugt 

werden, bei welchen der Thäter Bo rechnet, daß der zu Bergiftende 

diefe Dämpfe einatmen muß *); 

e. wenn Gifte mit Gegenftänden verbunden werben, welche mittelft derſelben 
durch den Mund gebrachte Gifttheile in den Körper bringen’). 
Die Bergiftung kann auch bewirkt werden durch Anwendung des Giftes von 

Außen, und zwar entweder, indem es an die trodene, nicht entblößte Haut‘) oder 
an einen von der Oberhaut entblößten Körpertheil gebracht wird, 3. B. durch 
Einreiben in offene Wunden. — Alle diefe verfchiedenen Verübungsarten der Ber- 
giftung ftehen für den Geſetzgeber * gleicher Stufe; es wuͤrde daher unweiſe 
ſein, in der Faſſung der Geſetze darauf Rüdficht zu nehmen, weil, ſobald nur her— 
eftellt ift, daß der angewendete Stoff in die Klaffe der Gifte gehört"), auch das 
Verbrechen der Vergiftung begründet ift, und daher die Art der Anwendung in Bezu 
auf den Thatbeftand diefes Verbrechens gleichgültig ift; allein dieſe Berihieenhek 
fann eine Bedeutung haben fowohl für den unterfuchenden als für den ent— 
fheidenden Richter. Der Erfte wird cben durch die Beachtung der Möglichkeit 
der verfchiedenen VBerübung oft aufmerffam auf die Wahrfcheinlichfeit des Verbrechens 
werden, während durch das Fefthalten an —— Arten, 3. B. daß Beibringung des Gifts 
durch Getränfe und Speifen nöthig fei, er in manchen Fällen, in welchen Vergiftung oder 
Spuren vorfamen, die aufdas Verbrechen führen, 3. B. wenn Gift durch Klyſtire bei— 
gebracht wurde, der Möglichfeit beraubt worden wäre, das verübte Verbrechen zu 
entveden und Berbachtögründe gegen eine gewiſſe Perſon zu erhalten”). Für ben 


En ou 


1) In einem in Mobena neuerlich vorgefommenen Fall hatte das Dienſtmädchen, bas ein 
—— hatte, ihren Dienftheren zu töbten, dieſem, mährend er ſchlief, Schmefelfäure in das Ohr 
gegoffen. 
2) Schon bei ben Nömern kamen ſolche Vergiftungen vor, 4. B. an flaifer Claudius. 
Fälle aus Frankreich in Anglada toxicologie — . 115. 

3) fälle gefammelt in Freschi manuale Tom Il. p. 7. 

4) Ueber biefe Vergiftung und die Art ber Wirkung. Falk in dem Handbuch ber fpegiellen 
Pathologie und Therapie II. &. 22, 

5) Hieher gehört (in ſoweit dies möglich ift, fiebe oben $. 5.) die Vergiftung mittelft Ei» 
garren. 


a 8 B. oh Pomabe, melde zum Salben der Haare gebraucht wird. Fälle in 
resc 


ip. 79, 

7) air haben in dem vorigen Beitrage (bied Archib S. 448 in Note 7.) bie Deariffe bes 
Gifts angegeben, welche von verfchiedenen Schriftftellern aufgeftellt worden. Wir find fhuldig, noch 
bie —— mitzutheilen, welche Falk in dem werthvollen Werle: Handbuch ber ſpeziellen —3* 
und Therapie von Virchow, Erlangen 1855, im zweiten Bande J. Abtheilung ©. 2 aufftellt, in- 
bem er erflärt, daß es ebenfo veriwegen fein würde, bie Möglichkeit einer Begriffsbeftimmung fehlecht- 
weg zu leugnen, als die Exiſtenz der Gifte zu negiren, während Sr. Falk augiebt, bap Die Defi- 
nition febr ſchwierig ift. Nach ibm ift Gift (oder chemifch rg Potenz) jede Subftanz Cole. 
viel ob Natur« oder Kunftproduft), welche durch die chemifche Natur, ibrer Molekule und burch 
bie benfelben immanenten Kräfte einwirken und mit dem gefunden Organismus fonkturrirend, jur 
normalen Ernährung, d. h. zur Bilbung, —— und Reſtauration bes Körpers ſich nicht 
eeignet erweifen, im Gegentheile unter bejonberen Bedingungen bie Form und Mifhungsver- 
Bältnife ber organifchen Theile mehr oder weniger alteriren und fomit unter Veranlaffung größerer 
ober geringerer fzunftionsftörung, größerer oder geringerer Deftruftion der Organe ober gar bes 
Todes, der Geſundheit und dem Leben im merkliher Weife Abbruch thun. 

8) In einem Falle ftarb bie Frau unter den beftigften Schmerzen. Der Verbacht einer 
Vergiftung mar befeitigt, ba fihb im Magen und ben Eingeweiben feine Spur von Gift fand unb 
in allen in ben lebten Tagen von ber Kranken genommenen Speifen und Getränken nichts Ber- 
daͤchtiges aufgefunden war, bis ein erfahrener Arzt aufmerffam machte, daß auch bie Gefhlehts.- 
theile zu umterfuchen feien, wo fi bann entfchieben Spuren von Wrfenit fanden, welchet — 
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entſcheidenden Richter aber wird die Beachtung der verſchiedenen Arten der Bergif- 
tung wichtig, weil davon oft die Entfcheidung Uber die Frage: ob der Thatbeftand der 
—— angenommen werben fannn'), ebenſo die Beürtheilung der Indicien ge— 

en den Thäter und die richtige Strafausineffung abhängt, 3. B. wenn es, * 

‚alle der Tod nicht eintrat, darauf ankömmt, den Grad der Gefährlichkeit der Vers 
giftung ji beurtheilen. . 

I. Die Möglichkeit der Vergiftung ift wefentlich dadurch bedingt, daß ber 
beigebradhte Stoff beffimmt und geeignet ift, als Gift zu wirken, und durch den 
Nebergang in das Blut umd den Organismus die zerftörende Kraft der Gifttheile 
zu entwideln. In Bezug darauf aber ift das Organ, auf welches das Gift zunächft 
—— wird, von Bedeutung’). Da die Wirkſamkeit des Giftſtoffes davon abhängt, 
dag derſelbe in den Blutftrom aufgenommen wird, und entweder unmittelbar die Um— 
wandlung des Blutes durch chemische Umwandlung feiner Theile bewirkt wird oder das 
Gift mittelft des Blutftromes in beftimmte Organe geführt wird und dann die Leis 
besverrichtungen ftört, fo ift die Bejchaffenheit des Organs, an welches das Gift 
zunächſt gebracht wird, im fofern entfcheidend, als es Darauf anfümmt, vaß durch 
das Organ die zur Wirffamkeit der Gifttheile (Molefule) nothwendige Reſorption 
gefchehen fann. Je mehr das Organ Gefäße enthält, welche von dem Gifte leicht 
durchdrungen werden umd dafjelbe aufnehmen, deſto gefährlicher wird die Vergif- 
tung ’). Hier zeigt fi), daß durch die Anwendung des nämlichen Stoffes in einem 
Halle Bergiftung, im andern Falle Körperverlegung oder gemeiner Mord begründet 
fein kann. Fälle der legteren Art find diejenigen, in welchen das Gift auf Organe 
angewendet wird, durch welche das Gift nur außerlich zerſtörend wirken und nicht 
durch Reforption in den Organismus gebracht werden kann, z. B. wenn Schmwe- 
felfäure oder Echeidewaffer einer Perſon in das Gefiht gegofien wird, um bie 
Perſon zu entftellen, fie blind zu machen *). Die nämlihe Art ver Beibringung, 
3. B. dur Außere Anwendung, fann aber auch nad Verſchied enheit der Umftände 
bald Vergiftung, bald ein anderes Verbrechen begründen, und zwar nach der Art 
des Zuftandes, in welchem der Körpertheil fich zu der Zeit befindet, in welcher 
das Gift angewendet wird; während da, wo in eine offene Wunde das Gift ge: 
bracht wird, 3. B. durch Einreiben mit einer giftigen Salbe, Vergiftung vorliegt, 
weil bier der Giftſtoff durch die Entblößung der zur Aufnahme der Gifttheile geeig⸗ 
neten Saugwerkzeuge in den Organismus fommen fan’), wird durch Anwendung 
des Stoffes auf den trodenen, nicht von der Oberhaut entblößten Körpertheil Feine 
Bergiftung möglich fein‘). Auch die Art des angewendeten Giftes beftimmt bie 
Möglichkeit, ob der Giftftoff durch den Körpertheil, auf den er angewendet wird, 
in Den Organismus gebracht werden fann’). Daraus erklärt es fih auch, warum 
nach Erfahrungen das auf die Lippen oder in die Nafe einer Perſon gebrachte Gift 





wabrfcheinlih im Zufammenbang mit Beifhlaf — in bie Scheibe gebracht wurde, Der Verbacht 
fill Dann ſchnell auf den Ehemann. ‚ - 
. 1) Die Art der Einbringung bes Gifts fann wichtig werben entweder, in jofern bie Möglich: 
feit, Daß auf bem Wege, weichen bie Anklage annimmt, bie Vergiftung bewirkt werben fann, nicht her« 
juftellen ift, 3. ®. in dem oben im $. 5. erzählten falle der Eigarrenergiftung, ober, in fofern, 
denn auc ber Zob einer Perfon erfolgt, welcher Gift beigebracht fein foll, nachzuweiſen ift, 
daß auf bie Urt, wie das Gift beigebracht fein fol, es nicht als Gift mirfen Tonnte, baber ber 
Tob burd andere Urfachen hervorgebracht fein muß. 

2) Freschi manuale 1. ec. p. 797. 

3) Gut nachgeiwiefen in bem Wochenblatt der Zeitſchrift der Geſellſchaft der Aerzte in 
Wien 1855 Rr. 49. ©. 777. . 

4) In der Franzöfijcen Praxis werben Fälle diefer Art unter das Strafgefeh über Körper: 


perleßung geſtellt. 
5 5) fälle in Freschi p-. 80. — 
6) Zweifelhaft wird die Möglichkeit ber giftigen Wirkung, wenn in Pomaden Gifte ge— 
bracht erden, und damit der Kopf gefalbt wird. Freschi p. 7%. 
T) Rah Falk Handbuch S. 24 entfaltet das Morphin auf der unberlepten Haut gar Feine 


Wirkungen, während es bei enbermatifcher Anwendung auf offene Wunden giftig wirkt, 
38* 
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als ſolches wirken fann, weil die Einbringung der Gifttheildhen in. den Organis⸗ 
mus mittelft der abforbirenden Gefäße der bezeichneten Theile leicht möglich ift'). 
Daher erklärt es fih auch, daß Vergiftung durch Giftvämpfe oder durch eine mit 
Gifttheilchen gefchwängerte Luft am ſchnellſten und verderblichiten wirft, da eine 
große Mafje der Gifttheile auf allen Wegen in den Organismus gelangt). 
IT. Bon Beveutung wird hier die Frage: ob zu dem Verbrechen der Ver 
iftung die heimliche Einbringung des Giftes in den Körper der zu vergiftenben 
Defn wefentlich gehört. Im gemeinen Rechte konnten manche Juriften’) zur 
ejahung der Brage um fo leichter fommen, als in der Auffchrift des Art. 130. 
C.C.C. der Ausdrud: heimlich vergeben vorfömmt, was jedoch feinen Grund für 
die bejahende Beantwortung gewährt, da im Terte, auf den es allein ankommt, 
der Ausdruck nicht erwähnt wird, und die Bezeichnung in der Auffchrift nur auf 
das, was gewöhnlich vorfommt, deutet. Die Anficht, daß heimliche Beibringung 
des Giftes nöthig fei, ſchien eine Rechtfertigung darin zu finden, daß die Strenge, 
zu welder das Sefeh bei der Beftrafung Ddiefes Verbrechens ſich genöthigt fieht, 
eben daraus ſich erklärt, daß das Verbrechen regelmäßig auf eine tüdifche Weile 
unter Umftänden vollbracht wird, wo der zu Vergiftende nach den zwifchen ihm 
und dem Thäter beftehenden vertraulichen Berhältmifen die Gegenftände, in weldyen 
das Gift verborgen ift, auch vertrauensvoll zu fi nimmt, ohne Ahnung, daß an 
ihm ein Verbrechen verübt wird, oft in Verhältniffen, unter denen er gegen die Ver— 
übung des Verbrechens fich nicht vorfehen konnte, und ohne Mittel, die Folgen des 
verübten Verbrechens abzuwenden, da er die nächiten eintretenden Wirfungen des 
Giftes nach den beftehenden Verhältniffen anderen Urfachen zufchreiben kann, und 
daher oft erft jpät, wenn das Gift fchon längere Zeit wirkſam fein fonnte, Hülfe 
zu fuchen im Stande ift. Solche Anfichten erklären, daß im Badifchen Gejepbuche 
das Merkmal: heimlich‘) zum Thatbeftande des Giftmordes gefordert wird, ‘und 
daß Gefjegbücher, welche den Giftmord nur ald Art des Meuchelmordes auffafjen ’), 
auch das Merkmal: heimlicher Verübung vorausfegen. Es Eu daher auch nicht 
an Schriftftellern®), welche für eine neue Geſetzgebung die Aufnahine des Merk: 
mals: heimlich in das Gefeg empfehlen, und folgerichtig da, wo Gifte angewen— 
det werben, die durch ihren widerlichen, auffallenden Gerudy oder — —* — 
Verdacht erwecken und daher nicht freiwillig verſchluckt werden, z. B. Schwefel: 
fäure, auch feinen Giftmord annehmen”). Die bisher geichilderte Anficht läßt fi 
aber nicht vertheidigen, und mit Recht haben (auch ven Anfichten der Wiffenfchaft 
gemäß)*), weil der Gefeggeber dad, was zwar gewöhnlich eintritt, nicht als wer 
entlih fordern darf, die neueren Gefeggebungen nicht das Merimal heimlich zum 
atbeftande geforder. Die Art der hinterliftigen Beibringung fann nur die 
Strafwürbigfeit unter Umftänden erhöhen, in Bezug auf den Thatbeftand iſt es 
aber gleichgültig, ob das Gift heimlich oder gegen den Willen des zu Vergiftenden 

1) Darauf beruht auch, daß durch Einbringung des Gifts in die Vagina der Giftſtoff 
mwirffam wird, unb zwar am meiften, wenn bas Sit nach dem Beiſchlaf beigebracht wirb, wo bie 
» zur Reforption des Gifts geeigneten Theile in den AJuftand ber Aufregung gebracht find. 

2) Ueber bie Wirkung. Fall S. 22, 

3) Nachweiſungen bei Sengler, das Verbrechen ber Vergiftung, II. ©. 288, 

4) Urt. 243. 

5) 3.8. Das Oeſterreichiſche Strafgefepbucd von 1853 Urt. 135., mo ald Urt bes Morbes 
ber Meucelmorb, welcher durch Gift oder fonft tüdifher Weife gefchiebt, ui — 
ift, Die Kommentatoren, 3. B. Herbft Handbuch des Allgem. Defterreichifchen Strafrechts ©. 251, 
erklären baber, daß menn gewaltſam Gift beigebradyt wird, dies nur gemeiner Mord fein würde. 


6) 2.8. Zemme Lehrb. bes Preuß. Strafredhts ©. 839, Friedreich Kritik des Baher. 
Entwurfs ©. 102, 


D 3. 8. Freschi p. 1031. 


8) Senglerl.c. ©. 289. Heffter Lehrb. 5. Aufl. $. 275. Note 3. (er fagt mit Recht, 
Heimlichleit Fümmt bei dem Zhatbeftand nicht in Betrachtung, wohl aber bei ber Strafbarteit). 
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felbft mit Gewalt beigebracht wird '), was unter mancherlei Umftänden, in welchen 
Gewalt und Tüde aufammentreffen?), auf eine Weiſe gefchehen fann, daß an dem 
Dafein einer durch Gift verübten Tödtung nicht zu zweifeln ift. Selbft die Vieldeu— 
tigkeit ded Ausdrucks: heimlich würde die Aufnahme dieſes Wortes in den gefep- 
lichen Begriff der Bergiftung bedenklich machen ’). 

IV. Eine vorzüglidhe ns verdient die Frage: in wiefern die 
Quantität des beigebrachten Giftes rechtlich bedeutend fein fann. Am richtigften 
werden dabei zwei Fragen gefchieden: A) ob in dem Thatbeftande der Vergiftung 
das Merkmal, daß Gift in Febensgefährlider Quantität beigebracht wurde, 
aufgenommen werden muß, insbefondere,-ob das Geſetz bei der Begriffsbeftimmung 
des Verbrechens das Merkmal aufnehmen foll; B) welchen rechtlihen Einfluß der 
Umftand hat, daß eine größere oder geringere Quantität beigebracht wurde. 

Zu A. Bon den neueren Gefegbüchern hatte nur das Bayerifche Geſetz) 
die Vorſchrift aufgenommen, daß das Gift in einer dem zu Vergiftenden lebensges 
fährlihen Quantität beigebracht fein muß. Nach den von der Regierung befannt 
emachten Anmerkungen zu dem Gefepbuche‘) bemerft man, daß der Öefepgeber 
elbſt fühlte, wie bedenklich diefer Ausprud werden fünnte, und es daher ausge: 
fprochen wurde, daß Fein Beweis darüber, ob Gift in Icbensgefährlicher Quantität 
beigebracht wurde, im einzelnen Falle nothwendig ift, daß vielmehr, wenn der Tod 
auf die Beibringung von Gift erfolgt, das Gift als die wirfende Urfache des To— 
des betrachtet werden muß, bis der Thäter den Gegenbeweis liefert. Als nad 
Einführung der Schwurgerichte in Bayern 1848 das Gefegbuch in den ſchwurge— 
richtlihen Verhandlungen zum Grunde gelegt werben mußte, zeigte fih bald, wie 
nachtheilig die Faſſung des Geſetzes war; insbefondere bei einer Anklage wegen 
Vergiftung durch Phosphor") Der Vertheiviger konnte hier die Annahme des 
Thatbeftandes beftreiten, da Phosphor feiner Beichaffenheit nach, indem er wegen 
des Geruchs und der Eigenfchaft-des Leuchtens, wenn er auch in Speifen gemifcht 
wird, leicht als Gift erkannt, daher nicht genoffen wird, und auf diefe Art nicht 
leicht lebensgefährlich werben fann. Für die Vertheidigung lieferten aber auch die 
amtlichen Anmerkungen Gründe, indem (freilih im Widerſpruch mit der oben ans 
geführten, bald darauf folgenden Aeußerung) fie zum Thatbeftande des Giftmordes 
verlangen, daß das beigebrachte Gift, feiner Qualität und Quantität nad, 
dem Bergifteten (individuell) lebensgefährlich war, was nur fo zu verftehen fei, 
daß dies urfprünglich der Fall war. Der Staatsanwalt dagegen fonnte dieſe 
Ausführung dadurch widerlegen, daß er ſich auf die Gutachten berief, nach welchen 


1) In dem befannten, in Belgien vorgefommenen all bes Grafen Borarme ift nicht zu 
55 daß das Verbrechen nur durch Anwendung ber Gewalt gegen den Schwager Bocarmö's 
moͤglich war. 

2) Nach den Erfahrungen (Freschi PD 1031) kommen Vergiftungen auf verſchiedene 
Weife vor: 1) an kranken Perfonen, denen Gift ald Arznei beigebracht wird, und mo felbft, 
wenn ber Andere z. B. wegen des mwiberlidhen Geruchs ober megen bes fcharfen Geſchmacks das 
Mittel nicht nebmen will, Zwang angewendet wird; 2) an Schlafenden, denen, wenn fie mit offe: 
nem Munde fchlafen, das Gift eingefchüttet wirb; 3) an feinen Kindern, denen Gift eingeträufelt 
wird; 4) mittelft Nöthigung gegen den Widerftrebenden, weil diefer Verdacht bat, daß Gift bei- 
gebracht wird (3. B. in einem in Kranfreich vorgefommenen Fall, in welchem die Ehefrau aus— 
fagte, daß nach dem Weifchlafe der Ehemann ibr etwas, was beftigen Schmerz berurfachte, in bie 
Scheibe ftedte und ungeachtet ihres Sträubens dies fortfekte). 

3) In ber Großherzoglich Heffiihen Kammer (Verhandlungen über das Strafgefekbud 
S. 64) mar ber Antrag geftellt, das Wort heimlich in das Gefek aufzunehmen, aber mit 39 
Stimmen gegen 1 abgelehnt (wegen ber Unbeftimmtbeit bes Ausbruds). — Auch Schneider (in 
Wien) in feinem Werke, bie gerichtliche Chemie S. 7, bemeift, daß Siftmorb auch gemwaltfam ber- 
übt werden kann. 

4) Bayeriſches Geſetzbuch Art. 148., Oldenburgifches $. 153. An dem 1855 den Kammern 
vorgelenten Entwurfe Art. 237. finden fi die in Frage ſtehenden Worte nicht mehr. 

5) Anmerkungen 1. &. 23. 

6) Sigungsberichte ber Baherifhen Schwurgerichte IV. Bb. ©. 66. 
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eitelt ward, dies nad) der Vorfchrift der Gefege dem Thäter, da nur ein Zufall 
vorliege, nicht zu Statten fommen fünne, Mit Recht haben die übrigen Gejepges 


aus der Begriffsbeftimmung der Vergiftung 6 u ibelches nicht 
—J 


nachgewieſenen Anſichten hangen, und oft aus einem falſchen ——— nicht 
antworten 


daß nach der Natur des Giftes auch das in Bi Quantität beigebrachte 


Sachverftändiger bemerkt ’), an einem terminus a quo, wieviel. alfo Gift im Minimum 
gegeben fein muß, um als Gift zu wirken; die Quantität ift aber auch nur 
ein Moment, das ald Bedingung der Wirkfamfeit erfheint, während noch von 
vielen anderen (unten zu erwähnenden) Bedingungen die Wirffamfeit abhängt. Ent⸗ 
ſchieden ift auch, daß bei manchen Stoffen von einem Gifte nicht die Bede fein 
fann, wenn es nicht in größerer Quantität beigebracht wird); ferner, daß bei 
vielen Arten von Gift Alles darauf ankommt, ob die Darreichung längere Zeit bins 
durch fortgefegt wird, wo dann Heine Dofen, die, für fi angewandt, wi [2 
find, durch die fortgefegte Anwendung zerftörend wirken fönnen’). Nach dem au 
ftande der torifologijchen Forſchungen fann darnach das Merkmal: dag das Gift 
in lebensgefährlicher Quantität beigebracht wurde, nicht zu dem Thatbeftande des 
r Verbrechens der Vergiftung gefordert werden, weil ohnehin in fo vielen Fällen, 


1) In den Berbandlungen ergab ſich, daß die vergifteten Klöße (Mnöbel), als fie genoflen 
werben jollten, leuchteten und einen Geruch wie Zünbpölggen berbreiteten,- Dabur vet, 
unterließen Diejenigen, welche. vergiftet werben follten, von der Speiſe zu effen, 1 

2) In dem Prozeffe gegen Balmer zeigte fich dies auffallend, ba mehrere befragte Sach 
berftänbige noch feinen Kal der Vergiftung eines Menſchen (Experimente an Thieren gt 
ftatten feinen ſicheren Schluß auf die Wirfungen auf Menfhen) durch Strychnin aus eigenen 
Erfahrung fannten und dennoch mit großem Selbftvertrauen eine Meinung ausſprachen. 

3) Kalt Handbuch ©. 21. 

4) Merkwürbig ift bier das Werk von Taylor, mwelder bei ben einzelnen Giftarten am 
giebt, Be ** der Erfahrung nothwendig zur Wirkſamleit ift, | 

: alE © 


6% 538 
6) 3. 8. bei Salpeter. Nach Falt ©. 245 wird Vergiftung mur bewirkt, wenn 2 
bon 1 bis 2 Ungen als trodenes Sala oder Pulver oder fonzentrirte Loſung in bie erſten 
gelangen. ©. aud) Devergie medeeine legale 1IL. p. 324. 
7) Eine: merkwürdige Behauptung jtellt Fall S. 22 auf, wenn er fagt: 
raſch töbtliche Dofis als Magimum weiter hinaus dom Gift in den Körper, ge ird, 
eben fo unwirtfam als das, mas unter einem wirlſamen Minimum von Gift einber wird. 
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3. B. wenn die Unterfuchung an den feit langer Zeit beerbigten Leichen gemacht 
wird, auf bie pereitung der Quantität des Giftes nicht — — vu 
und felbft die Ausjagen von Zeugen‘) und Geftändnifie des Angeſchuldigten) 
häufig unzuverläffig jein werden, um darauf die Annahme zu bauen, wieviel Gift 
beigebracht wurde’). 

... . 3u.B. Wenn nad) diefer Ausführung das Merkmal der Darreihung des 
Giftes in lebensgefährliher Quantität nicht zum Thatbeftande der Vergiftung ge- 
hört, jo Hat dennoch die Herftellung der Quantität des Giftes, das im einzelnen 
Falle beigebracht wurde, rechtlich eine Bedeutung, und die Unterfuchung darf die, 
wenn auch häufig mit großen Schwierigfeiten verbundene Herftellung des Umftans 
des, wieviel Gift gegeben wurde, nicht vernachläjfigen, und zwar 1) in ſoſern bei 
einer geringen Quantität gewifier Giftarten, wenn nach der Beibringung aud der 
Tod erfolgt, erhebliche Zweifel übrig bleiben, ob der Tod als Erfolg des Giftes zu 
betrachten, ob daher der Thatbeftand anzunehmen ift, da es Gifte giebt, bei welchen 
der Arzt mit Beftimmtheit erklären fann, daß nach der wahrfcheinlich gegebenen 
Dofis der Stoff als Gift nicht wirfjam fein fonnte, daher es —* — wird, 
daß der eingetretene Tod die Folge anderer Urſachen, z. B. einer Krankheit war‘). 
2) Die Quantität wird ferner bedeutend, wenn der Angeklagte ſich darauf beruft, 
daß feine Abficht nicht auf Tödtung, fondern nur auf vorübergehende Beſchädigung 

erichtet war, und die Nachweiſung der Geringfügigfeit der Dofis, welche beige: 
racht wurde, einen erheblichen Grund der Vermuthung gewährt, daß die Abficht 
wirflich nicht weiter ging, vorzüglich unter Umftänden, aus welchen fich ergiebt, 
daß der Thäter, der es in feiner Macht gehabt hätte, eine größere Dofis beizu— 
bringen, vorſichtig nur eine geringere beibradhte. 
V. Die Umftände, unter denen die Beibringung des Giftes ftattfindet, 
werben rechtlich bedeutend insbeſondere 
A. in Bezug auf die Zeit, im welcher der Genuß des Giftes durch die 
Perfon erfolgt, an welcher das Verbrechen verübt wird; 
B. nach der Beſchaffenheit der Verbindung des Giftes mit an— 
deren Stoffen. i 
3u A. Es fann in 2. auf die gerechte Beurtheilung des Verbrechens 
der Vergiftung nicht genug die Wichtigkeit der durch alle Forſchungen beftätigten 
Anficht Servorgehoben werden: daß es fein Gift giebt, welches abjolut unter allen 
Umftänden als Gift wirft, daß vielmehr die Entwidelung der giftigen Natur eines 
Stoffes von dem Dafein gewiſſer Bedingungen abhängt‘). _Die vorzüglichften Bes 
dingungen beziehen fi 1) auf die Art, wie die giftige Subſtanz gewonnen und 
—* aufbewahrt wird, weil nach ber ‚Erfahrung nur unter gewiffen Bor: 
ausfegungen die als Gifttheitchen wirkjamen Beftandtheile in einem Stoffe ent: 
wickelt werben, insbefondere bei vegetabiliichen Giften, da nur In gewiſſen Jahres- 
jeiten die volle Stärke des Siftflorfes ih zu entwideln iheint‘). Nicht weniger 
wird Dies wichtig im Bezug auf Die Zeit, feit welcher bereit der angemwendete Gift- 





1) Es tann zwar z. B. ber Mpotbefer bezeugen, wiebiel Gift er dem Angefhuldigten ver- 
faufte; allein daraus folgt nicht, daß biefe Duantität au angewendet wurde. 

2) 3. B. wenn er geftebt, von einem berumgichenben Händler Nattengift gekauft zu haben; 
8 fann der Angeklagte, wenn er ſelbſt Sachverſtändiger tft, genaue Auffchlüffe geben; 
es find feltene ‚ate . 
2 Sengler. Das Verbrechen ber Vergiftung I1. ©. 106. Briebreid in ben Blättern 
für —— 1. Heft 11. ©. 63. J — 

4) Dies ift ber Fali felbft bei Phosphor (Schneider gerichtliche Chemie ©. 107), bei 

g beiten * Nachmeifungen bei Taylor medical jurisprudence 


—— 
allein b 


Opium (f. die in Eingeln 
p. 147), bei Jod (fall Handbud ©. 297). 

5) Taylor medical jurisprudence 7 10, 
6) Dies ift in ber eilori ber Geſellſchaft der Aerzte in Wien 1852 März ©. 211. 1 
von Schroff im Bezug al bie Vellabonnamurzel nachgemwiefen, bie ganz berfciedene Wirfungen 
äußert, je nachdem fie in einer ober ber anderen Jahreszeit gefammelt wird. 
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ftoff bereitet ward, und in Anfehung der Sorgfalt, mit welcher die Zubereitung 
veranftaltet wurde”). 

2) Die Wirkfamkeit des Giftes hängt ab von dem Grade der Konzen= 
tration, in fofern die Gifttheile um jo wirkſamer fi entwideln, je intenfiv ftär- 
fer, je zufammenhängender und dichter fie verbunden find, da auf diefe Art in 
ftärferen Maffen das Gift in den Blutftrom übergeht, während -das Gift um fo 
mehr feine Wirkfamfeit als Gift verliert, je verbiünnter es durch Auflöfung gewor— 
den ift, vie Gifttheile felbft dadurch an Kraft geſchwächt und vertheilt find, und fo 
auch oft weniger auf den Organismus wirfen ?). 

3) Auch die Form, in der fie in den Körper gebracht werben, hat erheb— 
lihen Einfluß auf ihre Wirkfamfeit’), insbefonvdere auch, in fofern bei manchen 
Giften die Art ihrer Zubereitung, um fie dem Anderen —— die Kraft des 
Giftes zu ſchwächen, unter Umftänden ganz aufzuheben geeignet ift*). 

4) Einflußreiche Bedingungen der Wirfjamfeit des Giftes find das Alter, 
das Geſchlecht, die Körperbejchaffenheit, da® Temperament, der Ernährungszuftand 
des Körpers und der Zuftand geiftiger Aufregung der Perfon, welcher Das Gift 
beigebracht wird’). Insbeſondere fcheint dies zulegt erwähnte Verhäftnig beveu= 
tend zu fein, da gewiſſe Zuftände die Empfänglichfeit des Organismus einer Per— 
fon zu verändern geeignet find, da die in einem beftimmten, geiftigen Zuftande der 
Aufregung diefer ** befindlichen Organe das Gift nicht aufnehmen‘). Einen 
wichtigen Einfluß auf die Wirfung des Giftes haben auch körperliche Zuftänve, 
in denen der zu Vergiftende fich zur Zeit der Beibringung des Gifted befand, in 
fofern nad) der Natur der Krankheit der Stoff, welcher bei Anderen ald Gift wirkt, 
die zur Heilung von der Krankheit führende Veränderung im Organismus her- 
vorbringt’). 

5) Nicht unbeachtet darf bleiben, Daß die Wirkung des Giftftoffes weſent— 
lich verändert wird durch Die Sn anen des Organismus an gewiffe Gifte, 
welche, anfangs in ganz Heinen, jpäter in langfam gefteigerten Dofen von einer 
Perſon genoffen, bei derfelben die Neizbarfeit und Empfänglichfeit des Organismus 
fo verändert‘), daß bei diefer Perfon das Gift felbft in größeren Dofen, welche 
für andere, nicht daran gewöhnte Perfonen lebensgefährlich wirken würde, nicht 
mehr wirft”), daher auch in den Leichen] diefer Perfonen Gift diefer Art gefuns 


1) So ift nah Frerichs das Vittermanbelöl, das megen ber barin haftenden Blaufäure 
ſehr verderblich wirken kann, nur wenn es fchlecht gereinigt wurde, nicht aber bei forgfältiger 
Reinigung, als Gift wirffam. So giebt es mehrere Gifte, die nur, wenn fie nad) frifcher Zube: 
reitung gebraucht werden, mit voller Stärke wirken, wäbrend fie, wenn fie lange aufbewahrt 
mwurben, ihre giftige Wirkſamkeit bedeutend verlieren. Falk Handbuh ©. 24. 

2) Falt Handbuh ©, 23. 

3) 3. 8. ob in Bulverform ober in Flüſſigkeiten aufgelöft. 

4) 3. B. bei Echterling. In einer aut geführten Unterfuhung in Bayern (Sigungsbericht 
über Baperifhe Schwurgerichte I. &. 56—72), wo die Anklage auf Vergiftung durch Schierlin 
(Cieuta) gerichtet war, ergab fi die Behauptung mebrerer Sachverftändigen ald wichtig, ba 
ber gekochte Schierling weniger braftifch wirft als der im Nobftoff, indem das Kochen die Kraft 


ſchwaͤcht. 

5) Nachmweifungen in Kalt S. 5—38. Freschi p. 848. 

6) Daber ift die Erſcheinung merkwürdig, daß Geiftesfranfe fehr ftarfe Dofen von Giften 
—— tönnen, öhne daß irgend ein krankhafter Zuſtand eintritt, der auf Wirlung bes Giftes 
eutet. 

7) Die naͤmliche Doſis Opium, welche bei einem Anderen lebensgefährlich wirkt, bringt bei 
bem am delirium tremens Leidenden Heilung berbor; auf äbnliche Art wirft bas Jod bei bem 


an ber Syphilis Erfranften. Falk S. 28. Bon anderen Giften Freschi p. 843 


8) Dies ift vorzüglich bei den Opiumeſſern bemerkbar. Die Erfahrung lehrt au, daß 
. 8. finder von Malern, welde früb an den oft füh fchmedenden aber giftigen (4. B. wegen 
leizufäße) Farben leden, fidy zuleht an ben Genuß foldher Stoffe jo gemöbnen können, daß ber 
Stof nicht mebr als Gift wirkt. 
9) Taylor 1. c. p. 6 warnt aber babor, nicht zu leicht anzunehmen, daß die Gemöhnung 
ben Giftjtoffen alle fhädlihe Wirkung benebmen kann. 
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den wird, ohne Daß daraus gejchloffen werben fann, daß das Gift als ſolches 
wirkſam war '). 

Wenn nun alle bisher angeführten Nachweifungen als gegründet angenom- 
men werden müffen, fo werben dieſe zwar auf den Thatbeftand der Vergiftung fei- 
nen Einfluß haben, und die Gefeggebung wie die Rechtsanwendung wird, die relas 
tive Natur des Giftes anerfennend, gerade darin einen Grund finden, mit Strenge 
dies Verbrechen zu beurtheilen, da derjenige, welcher Gift beibringt, nach der bes 
fannten Vorftellung des Volkes auf die ſchlimmſten Folgen gefaßt jein muß, und 
fi nicht, wenn ein unglüdlicher Ausgang eintritt, damit entjchuldigen kann, daß 
diefer Erfolg nur durch die befonderen Umftände, unter welchen die Vergiftung 
ftattfand, herbeigeführt worden fei: auf der anderen Seite muß dennoch die Unter— 
fuchung auf die bezeichneten Umstände, welche die relative Natur des Giftes be— 
—— Ruͤckſicht nehmen und ſie gewiſſenhaft herſtellen, weil ſie in manchen 

ällen erhebliche Zweifel, durch welche nach dem nachgewiefenen Umſtänden vie 
Wahrfcheinlichkeit, daß das Gift wirkt, wefentlich erfehüttert wird, gegen die Ans 
nahme des Thatbeftandes des Verbrechens ergeben werden. Wir werben unten 
$. 7. bei der Beurtheilung des Verſuchs der Vergiftung und bei der Prüfung der 
Bedingungen, unter welchen juriftifch Giftmord angenommen werden darf, darauf 
zurückkommen 

Wenn wir oben auf die Bedeutung der Zeit aufmerkſam machten, in wel— 
cher der Genuß des Giftes durch die Perſon erfolgte, an welcher das Verbrechen 
verübt wurde, fo geben neuerlich vorgefommene Fälle Veranlaſſung, die Wichtigkeit 
dieſes Punftes hervorzuheben. 

Bor dem Kriminalgericht von Verona wurde die Anklage gegen ein 15jäh— 
riges Mädchen verhandelt‘), welche ihre Dienftfrau aus Rache mit Schwefelfaure 
vergiften wollte, und das Gift in ein Gläschen mifchte, worin die Frau Liqueur 
bewahrte, den fie jeden Abend vor dem Schlafengehen zu fih au nehmen gemöhnt 
war. Die Frau, welcher die veränderte Farbe ver Flüſſigleit im Gläschen auffiel, 
nahm dennoch einen Schlud des Branntweins, fpudte aber, als fie den brennenden 
Gefchmad bemerkte, ſchnell wieder das Genoſſene aus, ebenjo wie dies eine andere 
Frau that, welche gleichfalls die Flüffigkeit verfucht hatte. Das Mädchen gejtand 
fpäter ihe Verbrechen, anfangs mit der Erflärung, daß ſie ihre Frau habe tödten, 
— daß fie ihr nur Leibſchmerzen verurſachen wollte. Es ergab ſich, daß 

Gran Schwefelfäure und 241 Gran Branntwein im Gläschen ſich befanden, 
Nach ven Gutachten der Sachverftändigen (zwei Chemifer und zwei Aerzte) hatte 
die Fongentrirte Schwefelfäure durch die Mifchung mit dem Branntwein bedeutend 
ihre Kraft verloren, da ja auch das Elirir Acidum Halleri, weldyes vielfach als 
Arzrrei gebraucht wird, Schwefelfäure enthält. In den mit großer Umficht geführz 
ten Berhandlungen, in welchen die Sadhverftändigen auf den Grumd gemachter Er- 
fahr ungen über beſtimmte Fragen fich zu erflären hatten, drehte fich die Unterfuchung 
in Bezug auf den Thatbeftand vorzüglich darum, wie weit durch die Art ver 
Mifchung mit Liqueur in viel größerer Quantität als die Schwefelfäure die letz— 
tere wegen des Einflufies des im Liqueur befindlichen Oels ihre giftige Eigenfchaft 
verlor oder diefe bedeutend gejhwäct wurde. Es war begreiflih, daß darüber 
eine Verſchiedenheit der Anfichten herrfchte; bemerft aber muß werben, daß vielleicht 
noch nie in gerichtlichen Verhandlungen diefe Fragen jo gründlich erörtert wurden. 





1) In einer merkwürdigen Verbandlung in Defterreich (Oeſterreichiſche Gerichtszeitung 1852 
&. 179) fam das Zeugnifi eines Sachverftändigen vor, daß in der Gegend bon Wienerifch Neu— 
-ftabt unter den Landleuten junge Leute nicht felten Mrfenit früh zu ſich nehmen und zuleht bie 
4 Gran ben Genuß fteigern, um fih ein blübendes Ausfchen und leichtere Mefpiration bei bem 
Bergfteigen zu verfcaffen Merker Nahmeifungen in Bibra bie narkotifchen Genußmittel und 


bee Menih. Nürnberg 1855, ©. 385. Spielmann in Casper Vierteljahrefhrift X. ©. AR 


unb Hemslow Journal of psychological medicine, 1856, July, p. 430 
2) L’Eco dei tribunali. Venezia 1855, No. 529, 30. un? 
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Auch der Einfluß der Zeit, während welder das gemilchte Gift bewahrt. und 
der Einwirfung der verdinnenden Mifchung ausgefegt ift, war ein Gegenftand der 
Verhandlung, ebenſo wie die Herftellung der Saladin Bedingungen, von deren 
Dafein die Möglichkeit abhing, daß die zu vergiftende Perfon, ungeachtet die Ent- 
defung des Gifts jo leicht war und fie ſchon durch den wiberlichen Geruch vor 
dem Genuffe gewarnt werden mußte, dennoch an ihrer Geſundheit beſchädigt werben 
konnte. Man fühlte hier die Bedeutung der Individualität der Dienftfrau, insbe- 
fondere ob ihr Geruch fein war, ob fie gewohnt war, den Liqueur in einem 

zu verfchluden oder in Abfägen zu trinken, ob ſie auch im Dunfeln den Liqueur öfter 
zu ſich nahm oder nur bei Licht, wo fie durch die auffallende Farbe gewarnt wer- 
den mußte. Das Kriminalgeriht nahm den Thatbeftand. der giftung an, ae 
die Theorie zum Grunde, nach welcher der Verſuch mit abfolut untauglichen 

teln von dem mit unzulänglichen unterfchievden und im Falle der zweiten Art firaf- 
barer Verfuh angenommen wiw und verurtheilte die Angeflagte wegen uchs 
des Giftmordes zu 5 Jahren ſchwerem Kerker. Das Appellationsgericht von Bes 
nedig dagegen hob aus den Verhandlungen hervor, daß nach den Umftänden Die 
Möglichkeit einer Tödtung nicht anzunehmen fei, da nach dem Ausfpruche der Sach» 
verftändigen diefe nur eintreten konnte, wenn im großer Quantität das vergiftete 
Getränf genommen wurde, was nicht angenommen werden fönnte, und ſprach bie 
Angeklagte zwar frei von der Anfchuldigung des Verfuches des Giftmorbes, verur- 
theilte fe aber wegen Berfuchs —— Körperverlegung zu zwei Jahren Kerker 
Mir werden unten auf venfelben Fall zurüdfommen. — Hier genügt es, aufmerk- 
fam auf den für die —— der Vergiftung wichtigen Umftand zu m 
daß die urfprüngliche Natur des Giftes durch die Mifchung, in welcher der Sto 
beigebracht werben ſoll und vorzüglich aud Durch die Zeit in feiner Eigen 

als Gift verändert werben fann, während welcher das gemifchte Gift bis zu dem 
Momente, in welchem der zu Vergiftende es genießen foll, der Einwirkung des zur 
Mifchung gebrauchten Stoffes und unter Umftänden der Einwirfung der atmofpäs 
rischen Luft ausgefebt ift. 

u B. Am wichtigften wird hier die Durch neuere Forfchungen immer mehr 
befräftigte Nachmeifung, Daß durch das Zufammentreffen mit anderen 
Stoffen der Stoff, deifen Gifttheile für fib als Gifte wirkſam 
fein würden, diefe Gigenfchaft entweder ganz oder zum großen 
Theile verliert‘). Died kann gefchehen auf fehr verfchiedene Weife: 1) in fox 
fern bei gewiffen Giftarten Unwirfjamfeit des Giftftoffes eintritt, fobald das 
mit anderen Stoffen in Verbindung kommt, mit welden ſie unlösliche oder 
Kraft der Gifttheile neutralifirende Verbindungen darftellen ’), während andere 
gerade an Intenfion gewinnen, oder leichter wirffam werden, wenn fie mit f- 
jen Stoffen verbunden werben, welche, 3. B. bei Außerlicher Anwendung, den Ein 
gang in ben Körper erleichtern’) oder die Erregung der Gewebe vermehren, durch 
welche das Gift in den Organismus gelangt‘); 2) in jofern die beigebrachte Giftart 
auch mit antitorifch wirfenden Subftanzen nach ihrem Eingange in den Kö 
zufammentreffen, und zwar entweder, weil fur; zuvor ber zu Vergiftende 
antitorifch wirkende Stoffe genofien hat’), oder ſogleich, nachdem das Gift in den 
Körper gekommen ift, ſolche Gegenftände zu fich nimmt, was oft felbft durh Nah: 


1) Fall Handbuch ©. 19. 
* Sublimat, bei Arſenil, wenn fie mit Eiſenoxydhhdrat, Eiweiß in Verbindung kommen. 
a . 2. 
8 3) 3.8. es ift bemerkt, daß das mit Fett verbundene, gut berriebene Bleiweiß bei Aufierer 
Unwendung wirkfamer wird, weil das fett leichter die Hautdeden durchdringt. 

4) Merkwürdig find in Bezug auf die Art der Verbindung gewiſſer Gifte die Erfahrungen 
über Verfertigung von Lichtbildern, wo Chankalium in wäflriger Löfung zum Reinigen ber 
ſchwärzten Finger gebraucht wird, während der nämlidhe Stoff mit fett verrieben als Gift lit 
in ben Körper bringt. Falk ©, N TE 
5) 3. 8. Stoffe, die Eiſenoxpohhdrat ober viel Eiweiß enthalten. 
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rungsmittel, die fogleich genoſſen wurben, nachdem das Gift in den Körper Fam, 
bewirft werden fann'). Alle dieſe Erfahrungen können wichtig werden nicht blos 
bei Beurtheilung, ob der IThatbeftand der Beraiftung vorhanden ift, 3. B. ob, 
wenn der Tod eingetreten ift, das gegebene Gift als die Urfache des Todes betrachtet 
werden kann, wenn fich ergiebt, daß nach der Art der Verbindung des Giftes mit 
anderen Stoffen dafjelbe unwirkffam werden mußte”), fondern auch bei Beurthei— 
lung der Frage: in wiefern ftrafbarer Verſuch anzunehmen ift. . 


8. 7. 
Einfluß der Art der Beibringung des Giftes auf die Entſcheidung 
der Frage: ob das Verbrechen der rg begründet ift, insbe— 
fondere auf die Beurtheilung des Verſuchs des Verbrechens. 


Zu dem TIhatbeftande des Verbrechens der Vergiftung gehört nach allen 
Gejeßgebungen die Beibringung von Gift. Es muß daher ver Stoff eine gewiffe 
Beichaffenheit haben, nach welcher er in die Klaſſe der Gifte in dem im $. 2 an- 
gegebenen Sinne gehört. Während die Deutichen Geſetzgebungen von Gift fprechen, 
wählt der Frangöfifche Code Art. 301. das Syftem, Dies näher durch den Ausdruck 
zu bezeichnen, daß ein Stoff angewendet fein muß, qui peut donner la mort plus 
ou moins proptement. Die Franzöfifche wie die Deutſche Gefeggebung drüdt da— 
durch aus”), daß der Stoff geeignet (propre) jein muß, als Gift vermöge ſei— 
ner Eigenfchaft des Ueberganges und der leichteren Verbreitung im Organismus 
da, wo er in oder an einen menjchlichen Körper gebracht ift, unter gewiffen Bedins 
gungen umd Umftänden Die Gefundheit der Perfon zu zerftören und felbft den Tod 
zu bewirken. Darüber aber, in welchem Sinne dies Merkmal: geeignet zu fein, 
aufgefaßt werden muß, bemerft man in der Gefeggebung und in der Rechtsübung 
drei verfchiedene Syſteme. 

1) Al geeignetes Gift wird jeder Stoff betrachtet, welcher feiner Natur 
nach jo bejchaffen ift, daß durch feine Anwendung auf den menschlichen Organis— 
mus bei jeder Perſon, welcher der Stoff beigebracht wird, der Tod oder * eine 
erhebliche Gefunpheitsftörung bewirkt wird. 

2) Ein Stoff erfcheint im Sinne des Geſetzes, welches Giftmord oder Ber: 

iftung mit Strafe bedroht, nur dann als geeignet, wenn der Stoff bei der Per: 
Im an welcher er angewendet wird, nad) * Individualität und nach allen Um— 
änden, unter welchen die Beibringung erfolgt, ven Tod erzeugen kann. 

3) Als geeigneter Stoff, deſſen Anwendung Giftmord oder Vergiftung rechts 
lih begründet, ift derjenige zu betrachten, welcher durch feine Beibringung in 
oder am den menjchlichen Organismus unter gewifjen Bedingungen und Um äns 
den bei der Perſon, der er beigebracht wird, den Tod oder erhebliche Gejundheits- 
ftörung bewirfet, wenn nicht diefer Erfolg durch außerordentliche in dem Falle vor: 
handene Umftände gehindert wird. 

Das erfte Syſtem wurde früher von Juriften und Aerzten vertheidigt und 
fond aud in Deutfchland Eingang in der Rechtsübung; das zweite ift das der 
Franzöſiſchen Rehtsübung zum Grunde liegende; das dritte kann als die Anficht 
der neuen Deutjchen Gefeggebung und Rechtsübung betrachtet werden. Das erfte 
Spftem fonnte bei dem früheren Zuftande der Naturwifienfchaften, nady welchem 
die Natur und die Wirkfjamfeit gewifjer Stoffe ebenfowenig als die Bedingungen, 
von welchen diefe Wirkſamkeit abhängt, erforfcht waren, leicht entftchen, weil man 
ald regelmäßig eintretenden Erfolg bei Anwendung gewiſſer Stoffe den Tod Des 
Bergifteten bemerkte und zu dem Glauben an das Dafein abfoluter Gifte in der 


1) Solche Stoffe wirken dann wie Gegengifte, z. B. wenn bie arfenige Eäure mit dem 
binzulommenden Stoffe ein unlöslihes Salz bildet, Fall ©. 20. 

2) Nach dem Zeugniffe der Chemiker hängt bier Alles von den noch lange nicht genug 
erforfchten Verwandtſchaften der einzelnen Stoffe ab. 

3) ©. dies Archib ©. 451. 
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Art fommen fonnte, daß man diefe Stoffe als ficher in allen Fällen Tod bringend 
betrachtete. Je mehr diefe Anfichten durch neue Forfhungen als Irrthümer aner: 
fannt werden, je mehr man in der Arzneifunde die nämlichen Stoffe, die einft für 
abfolute Gifte gehalten wurden, mit gewiffen Befchränfungen auch als Arzneien 
anmwendete, und der Sat feftfteht, daß die Mirffamfeit der fogenannten Giftftoffe 
nur von gewiſſen Bedingungen abhängt, vefto mehr muß man fich überzeugen, daß 
das oben genannte erfte Syſtem nicht zu billigen ift, weil fonft der Kreis der 
Stoffe, durch welche Giftmord verübt wird, zu enge gezogen ift’), und, wenn eins 
mal das Gefeg die Vergiftung als befonderes Verbrechen aufftellt und mit firens 
geren Strafen bedroht *), das allgemeine Rechtsbewußtſein verlegt würde, wenn in 
vielen Fällen, in denen der Verbrecher mit der Abficht zu vergiften Stoffe anwens 
det, welche zwar feine abjolute Gifte find, aber in der allgemeinen Meinung als 
Gifte und ald geeignet zur Tödtung betrachtet werden, das GStrafgefeg über Ber: 
giftung nicht angewendet werden Fönnte. 

Das Franzöfifhe Syſtem hat einen zweifach eigenthümlichen Charakter, 
1) indem nach dem Code Art. 301. das ſchwer beftrafte Verbrechen nur durch 
Stoffe verübt werben fann, welche den Tod einer Perfon mehr oder minder 
fchnell zu bewirfen im Stande find, 2) indem das Merkmal des Geeignetſeins 
nach der Rechtsübung davon abhängig gemacht wird, ob das angemwendete Mittel 
nad der Art, wie ed gebraucht wurde, und zu der Zeit, in welcher der zu 
Vergiftende es genoß, als Gift wirken fonnte, und ob anzunehmen ift, daß nad 
den Umftänden es zur Anwendung fommen und ber beabfichtigte Exfolg eintreten 
fonnte. In Bezug auf das erfte Merkmal bemerft man in der Rechtsanwendung 
Verfehiedenheit der Anfichten, im fofern die Worte: qui peuvent donner la mort 
nur fo aufgefaßt werben, daß das Mittel ein jolches fein mußte, durch welches der 
Tod bewirft werden kann, während eine andere deren den Art. 301. auch auf 
Mittel anwendet, durch welche der Tod auch ald möglicher Erfolg (wenn au 
nicht nothwendig oder regelmäßig eintretender) bewirkt werden kann. Nur die legte 
—— kann gebilligt werden, weil bei den wenigſten Giftarten der gewiflen- 
hafte Arzt im Stande Fin wird, auszuſprechen, daß das Mittel immer den Tod 
bewirfen wird, indem der mehr oder minder lebensgefährliche Ausgang von fo 
vielen nicht zu berechnenden Umftänden abhängt, während die Forfchungen Ichren, 
daß bei den nämlichen Giften der ſchwerſten Art nicht felten unerwartete Genefung 
eintritt?), jo daß der Ausgang der Darreichung eines Giftftoffes ebenfo der Tod 
als eine Gefunpheitsftörung (ohne daß ihre möglichen Folgen ficher vorhergefagt 
werben fönnen) ober auch völlige Genefung *) fein kann’). In Bezug uf das 
zweite oben bemerkte Merkmal ergiebt ſich aus der Franzöfifhen Rechtsübung, daß 
bei der Frage über das Merkmal, ob ein gegebener Stoff geeignet fei, Darauf ge: 
fehen wird, ob derſelbe zur Zeit, als bei der zu vergiftenden Perſon der 
Stoff angewendet ward, giftige Eigenjchaft hat, fo daß in einem Falle, in welchem 


1) Man könnte böchftens bei Arfenit, Blaufäure, Strychnin von abfoluten Giften ſprechen, 
sn * bon * Stoffen wird in der Medizin (zwar mit größerer Vorſicht) als von Arzeneien 

ebrauch gemacht. 

2) Wir baben oben nachzuweiſen geſucht, daß eine Geſezgebung keine beſondere Straf: 
beſtimmung über Giftmord aufſtellen ſolle; allein wenn einmal in ben Geſetzbüchern eine ſolche 
Beſtimmung vorkömmt, fo muß fie auch auf alle Fälle angewendet werben, in welchen das allge⸗ 
meine Nechtöbewuhtfein in der Anwendung gewifler Mittel, welche zwar nicht abfolute Gifte find, 
Vergiftung erfennt. 

3) Taylor bat in feinem Werfe medical jurisprudence bei ben einzelnen @iftarten 
Beifpiele angegeben, in mweldyen auch bei den furdtbarften Giften, 34. ®. felbit bei Strychnin, 
Senefung eintrat, Taylor (neuefte Ausgabe) p. 894. 

4) Eine bon Aerzten beobadhtete Eriheinın ift es, daß zumeilen Metallgifte in ber Peber 
abgelagert werben, bort lange reiglos verbarren, bis fie mit der Galle burd ben Darmkanal ohne 
allen Nachtbeil für bie Geſundheit ausgelchieden werben. j 

5) So bat Ball in feinem Handbuch ©. 71, 76 die Ausgänge nad den drei im Zegte 
angegebenen Rubriken aufgeitellt. 
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ein Stoff, der am fich Gift war, aber in der Mifchung mit einem anderen, da erſt 
jpäter Gebrauch gemacht wurde, feine giftige Eigenſchaft verlor, Nichtſchuldig— 
Erklärung erfolgte‘), während in einem Falle, wo der Stoff, als er gebraucht 
wurde, nicht giftig war, aber durch die Mifchung mit einem anderen erft giftig - 
und dann, nachdem die Mijchung wider Erwarten längere Zeit unbenugt ftand, 
rer wurde, dad Verbrechen der Vergiftung angenommen war”). at 
heorie hat jelbft dazu geführt, daß von Gerichten, die nach dem Code zu entfchei- 
den hatten, feine Strafe angenommen wurde, weil nach der Art der Mifchun 
eines‘ entfchiedenen Giftes dieſer Stoff den Tod nicht bewirken fonnte, oder weil 
nicht zu Enger war, daß dadurch das Verbrechen ausgeführt werden konnte’). 
m richtigften ift nach diefen Erwägungen das oben angeführte dritte 
Syitem, nad welchem ein Stoff als geeignet zu betrachten ift, wenn er a) auch 
nicht immer den Tod bewirkt, ſondern jo beichaffen ift, daß dadurch die Geſundheit 
des Vergifteten zerftört umd leicht auch der Tod herbeigeführt werben fann;. b) wenn 
auch ferner dieſe Wirffamfeit des Stoffes als Gift nur von dem Ip gewiſſer 
Bedingungen oder Umſtaͤnde abhängt, ohne daß c) das Merkmal des Geeignetſeins 
dadurch wegfällt, wenn auch nachgewiefen werden fann, daß durch die Eigen- 
thümlichkeit der zu vergiftenven Perfon oder: durdy den befonderen  Zuftand, in 
welchem diefelbe fich zur Zeit befand, ald das Gift beigebracht wurde, oder durch 
die unmittelbar nad) dem Genuſſe des Giftes in den Körper gelangenven Stoffe, 
oder durch die leichte Möglichkeit für den zu Vergiftenven die Bei —* Giftes 
u entdecken und dieſe zu vermeiden, oder durch die Art, wie der Stoff beige— 
racht wurde, oder die er a der Duantitit des beigebradhten Stoffes 
die Wirkſamkeit des Giftes als folches verhindert werden fonnte. Alle dieſe oben 
bemerften Umftände gehören zu denjenigen, von deren Dafein nad der relativen 
Natur des Giftes mehr oder minder immer die Wirkfamfeit des Giftes überhaupt 
und der Umfang feiner Wirkungen abhängt. Worausgejegt muß dabei nur werben, 
daß der Gebraudy, der von dem, Gifte in dem Kalle gemacht wurde, ein ſolcher 
war, daß durch ihn die Wirkſamkeit des Stoffes als Gift überhaupt möglich wurde*). 
Die Bedeutung der bisherigen Unterfuchung wird ſich unten ergeben, wenn 
wir, im Falle der Tod durch Vergiftung erfolgt iR, die Be über die Beurtheis 
lung der Strafwürbigfeit in objeftiver und —— Hinſicht erörtern. Hier aber 
ift es am Plage, die relative Natur des Giftes und die Abhängigkeit feiner Wirk- 
jfamfeit von gewiffen Bedingungen und Umftänven in Beziehung auf die Frage: 
wie der Verjuch diefes Verbrechens zu beurtheilen ift, zu prüfen. Bei feinem Ver— 
brechen wird in jo hohem Grade als hier die Frage wichtig: aus welchen Urfachen 
ein mit der Abficht zu vergiften unternommener und bereits mit Beibringung des Giftes 


1) 3. 8. in ber Anklage gegen — ber Schwefelſaͤure mit Wein miſchte, und es ber 
* ab; die Aerzte erklärten, daß durch die Miſchung die Schwefelſäure die giftige Kraft der— 
or. Barse manuel de la Cour d'assises, p. 230. 

2) Rectsfprüde in Morin repertoire I. p. 8%. . 

3) Hieher gebört der 1853 im Königreich bir Niederlande nad dem Code penal ent: 
Dee Prozeß, wo ein Mann in einen Topf mit gemablenem Kaffee Schmefelfäure mifchte, die 
aber durch binzugegoffenes Wafler fehr verbünnt wurde, und wo der zu Vergiftende, wie er den 
widerlichen Sejchmad bemerkte, fogleih den Kaffee ausipudte, Der Kaflationsbof nabm feinen 
ftrafbaren Verſuch an, weil durch das viele Waſſer der Stoff: feine Kraft verlor; ber zweite Aſſiſen 
bof fpradh frei, weil Jemand, der nicht das Gift nehmen will, wenn ihn der wiberliche Geſchmack 
erichridt, den zweiten Schlud nicht nehmen wird und fo das Giſft nicht in den Körber gelangen 
fann. ©, meine Mittbeilung des Falles im Archiv des Kriminalrechts 1855 ©. 434. 

4) Von Bedeutung wird dies bei dem Falle, wenn Jemand Schmwefelfäure einem Anderen, 
um ibn zu verunftalten, in das Geſicht gießt. Orfila bat bemerkt, daß dadurch doch Vergiftung 
betoirft werben lönne, wenn das Organ, worauf die Shure angewendet wurbe, 3. B. das Auge 
im Auftande ber Entzündung fich Ba wo das Gift durch Abforption wohl in den Körper ge: 
langen fonnte. Es wird darauf anfommen, ob der Thäter die Mbficht zu tödten, ober nur zu 
berunftalten hatte, und ob er im erften Kalle ben Zuftand der Entzündung kannte. Devergie 
medecine legale II. p. 3. . 
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in oder an den Körper einer Perfon oder einer Mifchung oder Bereitung, daß ber 
Thäter feinen Zweck erreichen fonnte, einen Anfang der Ausführung enthaltender 
Verſuch mißlingt, fo daß die beabfichtigte Vollendung nicht eintritt. Diefe Urfachen 
laſſen fih in il Klaffen bringen: A) Der Thäter kann feine Abficht nicht errei- 
chen, weil er einen zur Vergiftung abfolut, feiner Natur nah unter allen Umftänden 
untauglichen Stoff wählt, entweder, da der von ihm gewählte Stoff nicht zu Den 
‚Giften gehört, 3. DB. Arabifhes Gummi, während er ihn für Gift hält, oder da 
durch Verwechfelung (oft durch Zuthun eines dritten) ftatt des beftimmten giftigen 
Stoffes ein anderer unfchädlicher beigebracht wird. B) Der Thäter führt das Ver— 
brechen durch einen Stoff aus, der feiner Natur nach zu den Giften gehört, aber 
im einzelnen Falle Gift zu fein aufhört, weil er in zu geringer Dofis gegeben oder 
in einer Miſchung oder Verbindung mit anderen Stoffen oder unter anderen Um— 
ftänden dargereicht wird, Daß die giftige Natur zerftört wird; dahin gehören auch 
die Fälle, in welchen bei der Perſon, bei welcher das Gift angewendet wirb, ſolche 
günftige Zuftände eintreten, unter denen bei ihr das Gift nicht wirffam wird. C) Das 
Unternehmen gelingt nicht, weil die Perfon, welche vergiftet werben foll, durch die 
Eigenthümlichkeit des Giftes abgefchredt, 3. B. durch den widerlichen Geruch Der 
Scweretfäure, die Speife oder Arznei, in welcher das Gift verborgen ift, nicht zu 
fih nimmt. D) Das Gift bewirkt weder Tod noch Gefunpheitsftörung, weil Durch 
rechtzeitige Kunfthülfe der fchlimme Erfolg abgewendet wird. Die in die Klaffe C. 
und D. gehörigen Fälle machen feine Schwierigfeiten, da hier der Thatbeſtand Des 
Verſuchs der Vergiftung vorhanden ift, weil mittelft Anwendung eined wahren 
Giftes der Anfang der Ausführung gemacht wurde. Dagegen ift in Bezug auf die 
rechtliche Beurtheilung der Fälle unter A. und B. große Verfchievenheit der Anfich- 
ten, welche mit den verjchiedenen in unferen Gefeggebungen angenommenen Theorieen 
über Strafbarfeit des Verſuchs —— 
1) Nah dem Franzöſiſchen und Engliſchen Rechte!) wird in Fällen unter 
A. und B. fein ftrafbarer Berfuch angenommen, weil weſentlich zu einem folchen 
die Anwendung eines geeigneten Mittels, alſo hier des Giftes, gefordert wird, und 
überall da, wo die Ausführung mittelft des Stoffes nicht möglich ift, auch fein An= 
fang der Ausführung mit einem unmöglichen Mittel gemacht werben fann. 
2) Nach der — — Rechtsuͤbung aber’) wird der Verſuch mit einem abſolut 
untauglichen Mittel ebenfo wie mit einem tauglichen beftraft. 3) Nah der Preu- 
Biichen und Defterreichijhen Rechtsübung ’) wird zwijchen dem Gebrauch eines in 
die Klafie A. gehörigen Mitteld (Calfo eines abfolut untauglichen und dem eines 
unzulaͤnglichen oder relativ untauglichen) unterſchieden, und im zweiten Falle ftraf- 
barer, im »erften Halle ftraflofer Berfudh angenommen. — Bei der Durhführung 
diefes legten Syftems und jeiner Anwendung auf die Vergiftungsverfuche zeigt fich 
aber, wie willfürlich die feinen Grenzen zwifchen dem abfoluten und relativ untauge 
lichen Mittel pegogen find. Der oben (Seite 585) angeführte italienifhe Fall zeigt 
far, auf welcher unficheren wiffenfchaftlichen Grundlage ſchon die Ärztliche Ent- 
ſcheidung ruht, ob der als Gift an ſich zu betradhtende Stoff wegen feiner gerin- 
en Quantität oder wegen der Mifchung mit anderen Stoffen feine giftige dien. 
haft verlor aber doch wirffam werben —— da die Antwort von der genaueſten 
Kenntniß der Individualität des Verletzten, von einer großen Zahl nicht zu berech— 
nender Einflüſſe, von der größeren oder geringeren Aengſtlichkeit und dem Umfange 


Dies ergiebt ſich aus einer Reihe neuer Rechtsſprüche in Morin, journal du droit 
criminel 1853 p. 11 und biefe Theorie wird auch bertbeidigt von Bertauld Cours p. 218 und 
Trebutien Cours p. W., über engl.» amerif, Recht am beiten Bishop Commentary on the 
Criminal law. Boston 1856 p. 517, 

2) Neuerli bon dem Kaſſationshofe in Münden ausgeſprochen. Gibungsberichte der 
Baperifhen Schwurgeridhte V. S. 49. 

3) Anerfannt vom Oeſterreichiſchen Kaſſationshof in ber Defterreichiichen Gerichtszeitung 
1852, ©. 594 und bon Hyn. Com. 1. S. 30-356. Webnli find die Entfcheidungen in Preußen, 
Soltdbammer Mein für Preuß. Etrafreht I. ©. 83, 
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der ern in Bezug auf die in Frage ſtehende Giftart von Seiten bes be- 

tacdhtenden ge abhängt; allein zur Enticheidung, ob das Mittel ald ein ab» 
. ut oder als ein relativ untaugliches zu erflären ift, würde auch die gerRellung 
der gewöhnlich in Unterfuchungen nicht bergeftellten tbatfählihen Berhält- 
niffe gehören. Dies zeigt ſich insbejondere in den Fällen, in welchen das Gericht 
deswegen das Dafein eines nur relativ untauglichen Mittels annehmen will, weil 
nach der Befchaffenheit des beigebrachten Giftes nicht angenommen werden könne, 
daß der zu Vergiftende, der bei dem erften Schlude ſchon gewarnt und aufmerkfjam 
gemacht ift, da en Gift beigebracht werben foll, den Reſt nicht genießen 
werde. Es ift huge flih, daß hier fo viel. von den Angewöhnungen des ju Ver- 
giftenden, der 4 B. rafch mit einem Zuge gierig das Glas leert, von den Umftän- 
den, unter denen er eine Speife oder ein Getränk genießt"), oder in welchen 
Miſchungen das Gift beigebracht wird’), jo wie ſelbſt von Eigenthümlichfeiten des 
zu Bergiftenden’) abhängt’). 

Ein neuerlich vorgefommener Vergiftungsfall ’) macht aber auch auf einen 
anderen wichtigen Umftand aufmerkſam. In Defterreich bei dem Kreisgerichte Kronen- 
burg war eitte rau angeflagt, ihrem Kinde, um es zu tödten, Quedfilber (foge- 
nannt regulinifches) zweimal beigebracht zu haben. Die Sachverſtändigen erflär- 
ten, daß Quedfilber an ſich Fein taugliches Mittel, um den Tod herbeizuführen, 
immerhin aber geeignet fei, eine Schlaffheit des Darmkanals, Speicyelfluß, Er- 
weichung der Knochen, immerwährendes Siechthum, alſo Gefundheitsftörung von 
lebenslänglicher Dauer zu bewirken. Im fpäteren Gutachten wurde erflärt, daß 
durch das Siechthum mittelbar auch der Tod bewirkt werden könne, aber vom 
Standpunkte der Wifjenfchaft aus fich auch nicht annäherungsweife beftimmen wi 
in welcher Zeit das Kind durch Duedfilber getödtet worden, und welche Dojen 
hierzu nöthig gewefen wären; ferner, daß es mit Konfequenz; und fteter Steigerung 
hätte 323 en werden müffen, bis der Tod eingetreten wäre, daß aber auch zu lang⸗ 
jamer Tödtung nicht blos Gift, fondern auch jedes Purgans anwendbar jei. Das 
Kreisgericht hielt fi nur an den erften Theil des Gutachtens, fprach daher die 
Angellagte vom Berfuche des Giftmordes los und verurtheilte fie nur wegen Ber 
ſuchs ſchwerer körperlicher Beſchädigung zu zwei Jahren Kerfer. Das Ober-Lan- 
desgericht in zweiter Inftanz bielt —* an das ärztliche Gutachten in feiner Tota- 
lität, und nahm, weil doch durch das Siechthum der Tod eintreten fonnte, Berfuch 
des Giftmorded (acht Jahr Kerker ald Strafe) an. Der oöberfte Gerichtshof ver- 
warf die Berufung der Angeklagten, jedoch mit Milderung der Strafe auf fünf 
Jahre, ſchloß ig an die Anficht des Ober-Landesgerichts an, indem es gewiß fel, 
daß, wenn die Angeklagte die Beibringung des Quedfilbers lange fortgejegt hätte 
(was ihr unter den obwaltenden Umftänden wohl möglich geweſen wäre), fie des 
Giftmordes ſich ſchuldig gemacht hätte. 

Die mitgeteilten Urtheile mögen zeigen, wieviel bei der Beurtheilung, ob 
ein Verſuch mit abfolut untauglichen oder mit relativ untauglichen Mitteln vorliegt, 
darauf ankömmt, wie ein Gericht die Gutachten auffaßt, ob es einzelne Theile 
deffelben herausnimmt, oder in der Ganzheit dad Gutachten zum Grunde legt; wie 


J 1) 3. B. er fann nur wenig Zeit dem Eſſen oder Trinken widmen, ober er gehört zu den 
ärmeren Volfstlaffen, bei welchen nicht felten die Bereitung der Speifen wegen Unreinlichfeit fo 
gefchieht, bafı ein unangenehmer Beigefchmad nicht un emdönlich ift. 

2) 3. B. bas —* iſt in Arzneien gemiſcht, bei denen der häufig vorkommende üble Ge— 
ſchmad und Geruch beiwirkt, daß ber Kranke obne Verdacht die Arznei zu ſich nimmt. 

3) 3. 8. in dem oben angeführten italienifchen Falle, wo bei der zu Vergiftenden ſchon 
feit einiger Zeit ber Geruchsfinn geſchwächt war. — Ebenfo wird es wichtig, wenn die Frau aus 
dem Piqueurglafe in der Nacht im Dunkeln iu trinfen —* ar. 

4) Ein guter Aufſatß über Verſuch mit — “ tteln findet ſich in der in Venedig 
erſcheinenden Zeitſchrift: ITeo dei tribunali, 1856 Nr. 611. 

5) Defierreichifche Gerichtöjeitung 1856 Nr. 60. ©. 238 
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viel es ferner auf Möglichkeiten (von deren Annahme das Urtheil abhängt) 
— und dadurch freitich auf das Gebiet der Unbeftimmtheit und der Will ch 
begiebt '). 


$. 8. 


Einfluß der neueren chemiſchen und medizinifchen Forſchungen über 
die Natur und Wirkſamkeit der Gifte auf die Ausmittelung des 
Verbrechens der Vergiftung. 


l. Bor Allem muß die größere Schwierigfeit hervorgehoben werben, welde 
im Gegenfage ber ——— der durch Gewaltthätigkeiten verübten Verletzungen 
in Bezug auf die Ausmittelung des Thatbeſtandes der Vergiftung ſich ergeben. 
Während bei zugefügten Gewaltthätigfeiten der Verletzte ſelbſt die erlittene Miß— 
handlung fühlt oder feine Angehörigen die Verlegung bemerken, und daher regel— 
mäßig ebenfo rafch ärztliche Sülfe, als die richterlice Thätigfeit aufgerufen wer- 
den ‚fann, um. den Thatbeftand herzuftellen, tritt bei Vergiftungen ein ganz anderes 
Berhälmiß ein. Schon die Erfahrung, daß regelmäßig, vorzüglich unter Perfonen 
aus den geringeren Ständen, unter Umftänden, unter denen der zu Vergiftende bie 
vergiftere Speife oder das Getränk mit der vollen Zuverjicht ihrer Untchädlichfeit 
genießt, der Vergiftete, wenn er auch durch den widerlichen Geruch aufmerffam ges 
macht wird, die Erfcheinung cher auf Rechnung. fchlechter Zubereitung ſetzt, und 
nicht an Vergiftung denkt, ift bedeutend, in fofern fie erklärt, warum oft das Gift 
raſche Fortfchritte macht und feine verberbliche Wirkſamkeit entwidelt, während bei 
vechtzeitiger “ärztlicher. Hülfe leicht die Wirkung hätte abgewendet werden können; 
eben fo der Umftand, daß der Verbrecher oft zur Ausführung feines Verbrechens 
das Mittel wählt, einem jchon Erfranften das Gift. in der. Arznei beizubringen, 
und feine Abſicht um fo leichter. erreicht, als, der Kranke, welcher weiß, daß Arz- 
neien oft einen unangenehmen Geichmad haben, das vergiftete Getränf in dem 
Glauben genießt, daß er eine übelfchmedende Arznei nehmen muß. Wenn aber 
aud Verdacht entfteht oder entftehen Fönnte, daß Vergiftung ftattfand, fo wird bie 
Erfahrung einflußreih, daß die nämlichen Kranfheitserfcheinungen ebenfo bei an- 
deren Krankheiten, 3. B. Gholera, vorkommen, als fie Folgen der. Vergiftung fein 
fönnen, fo daß jelbft der herbeigerufene Arzt getäufcht werden fann, und vorzüg- 
lid, wenn der jchlaue Verbrecher’) durch lügenhafte Borfpiegelungen über vie 
wahrfcheinlichen Urfachen der Krankheit den Arzt von der wahren Spur ableitet* ), 
den BVergifteten ald einen an Cholera, an Leibjhmerz und Magenentzündung Er- 
franften behandelt, und die Anwendung von Mitteln vernachläffigt, deren rechtzei— 
tiger Gebraud den Kranken wahrfcheinlich gerettet haben würde. Erfolgt der Tod 
des Vergifteten, fo treten oft manche der Erforſchung des Verbrechens nachtheilige 
Erſcheinungen ein, weil der Arzt, der den Kranken behandelte, leicht befangen durch 
die irrige Borausfegung über das Dafein einer beftimmten Krankheit, an welcher 
der Verflorbene ftarb, feinen Verdacht einer Vergiftung Außert, um fo weniger, als 
er durch das Anfehen, in welchem eine Bamilie fteht, durch den äußeren Schein 
glücklicher Familienverhältniſſe getäufcht, fi hütet, eine Vermuthung zu Außern, 
daß Vergiftung ftattgefunden haben könne“), jo, daß die nothwendige Leichen- 


1) Wir werden unten bei ber Frage über bie rechtliche Beurtbeilung der Vergiftung auf 
diefen Bunt wieder zurüdfommen. 

2) Wir erinnern an den in Berlin vorgefommenen all (Hitzig Zeitfchrift 1826, Januar- 
beft &. 5. 26), mo ber Thäter entſchieden ben Arzt irreleitete. 

3) Gehört der Giftmifcher zu ben nächften Angehörigen oder Freunden bes Kranken, fo 
it es ibm leicht, bem Arzte, ebe er ben Kranken fiebt, entgegenzufommen, und ibn durch unmwabre 
a oder Aeußerungen über die vermutbliche Urſache ber Krankheit auf eine falſche Spur 
su bringen. 

4) In der im Juli d. J. in york (in England) vorgelommenen Verhandlung gegen Dobe, 
wegen Anklage bes Giftmordes an feiner Ehefrau, —* ſich llar, wie ber Arzt blos burch den guten 
Wuf ber Familie irregeleitet war und keine Veranftaltung zur Entdeckung bed Verbrechens machte. 
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— —— vorzuͤglich noch, weil nicht felten die nächften Familiengliever 
ihren Widerwillen gegen die Bornahme der Sektion äußern, und die Unterlaffum 
berjelben um fo leichter durchgejegt werden kann, wenn der Verbrecher felbft ver 
nächfte Angehörige des Berftorbenen ift, und leicht unter mancherlei VBorwänden 
die Vornahme der Leichenöffnung hindern kann’). Nicht unbemerkt darf bleiben, 
daß der Arzt ohnehin leicht in einem eigentbümlichen Wiverftreit von Pflichten fich 
befindet, da er auf einer Seite da, wo der Tod einer Perjon unter auffallenden, 
Verdacht erwedenden Umftänden erfolgt, beitragen muß, die Wahrheit zu entveden, 
3. B. durch Anzeige des Falles bei Gericht, wenigftens durch Vornahme der Sek: 
tion, während auf der anderen Seite er durch die Rüdfichten gegen die Familie 
des Verftorbenen, welche durch voreilige, oft erft Gerlichte und Verdacht erwedende, 
oder beftärkende Leichenöffnungen, oder Anzeigen bei Gericht empfindlich leiden kann, 
gut Borfiht um fo mehr aufgefordert wird, als leicht eine Täuſchung eintreten 
ann, indem bei verfchievdenen Krankheiten völlig die bei Vergiftungen vortommen- 
den Erſcheinungen vorkommen können’). Alle diefe Umftände erklären, daß fo 
häufig erft lange Zeit nach dem Tode einer Perſon, wenn der Verdacht vorhandes 
ner Bergiftung die Aufmerkfamfeit des Gerichts aufruft, die Leihenöffnung fpät 
vorgenommen wird. ii 
1.  MWenn die Leichenöffnung in Fällen vorgenommen wird, in welchen 
Verdacht — Vergiftung vorliegt, ſo treten neue Schwierigkeiten ein, 
und zwar theils ebenſo wegen des nachtheiligen Einfluſſes, welchen die oft zu vor— 
eilig gefaßte Meinung, daß Vergiftung vorhanden war, auf die Bomahme der 
Leihenöffnung ausübt, theild wegen der Unvollftändigkeit der Vornahme, theils 
weil überhaupt der die Sektion leitende Arzt leicht durch irrige Borftellungen von 
Zeichen der Vergiftung: getäufcht wird. In der legten Beziehung werden die neuen 
Forfchungen von Engel’) beveutungsvoll. Nur zu leicht werden franfhafte Ber- 
änderungen, namentlich in der Magenjchleimhaut, mit den Zeichenveränderun: 
gen verwechfelt, indem man häufig die vorhandenen Injektionen und die Röthe an 
der Magenfchleimhaut ald Zeichen der Vergiftung, 3. B. der Arfenifvergiftung, be- 
trachtet, während diefe Zeichen, unabhängig von der Wirkung des Gifts, als eine 
nach dem ‘Tode entftandene Leichenveränderung vorkommen‘, ebenfo wie nicht fel- 
ten die früher für Zeichen der Vergiftung — hämorrhagifchen Erofionen *) 
truͤglicher Natur find, und ebenjo häufig als Leichenfymptome an der Magenjdpleim- 
haut ſich erklären, ald fie durch den fecirenden Arzt jelbft erſt') hervorgebracht 
werden‘). Nach der Aufgabe des gegenwärtigen Aufjages können wir nicht jede 
durch neue Forfchungen nachgemwiefene Trüglichkeit fo vieler Erjcheinumgen hervor- 
heben, welche der fecirende Arzt leicht für Beichen von Bergiftungen erklärt, wäh 
rend fie nur Folgen anderer Kranfgeitserfcheinungen find, J. B. Entzündungspro- 
dufte im Magen’), oder auch bei der Leiche eines gefunden Menjchen, oder nur 


1) In dem oben angeführten Falle hatte Dove lügenbaft verbreitet, baf feine rau (bie 
er vergiftet hatte) eine emtichiebene Abneigung gegen Sektion ibrer Leiche hatte, mährenb bas 
Gegenteil waht war. BT 

2) Freschi manuale 11. p. 825 macht richtig auf diefen een aufmerkfam, zeigt, wie 
oft auffallende Erfcheinungen an ber Leiche ben Verdacht der Vergiftung erweden fönnen, mäb- 
rend dieſe Erfheinungen nur Folgen anderer Krankheiten find. 

3) Darftellung ber Leichenerſcheinungen und deren Bebeutung. Wien 1854, ©. 196—198. 

4) Merkwürdige Nachweiſungen in Laisne Considerations medico legales sur les 
erosions et les perforations de l’estomac. Paris 1819. Freschi manuale J 828. 

5) Engel ©. 198 weiſt nad, wie häufig durch das Meſſer des ſezirenden Arztes fchein- 
bare —2 bewirkt werben, welche man für Zeichen ber gar bält. 

6) Vorzüglich macht bier die Raiferlid) Oeſierreichiſche Ju ftion für die Vornahme der 
erichtlichen Todienſchau vom 28. Januar 1855, bie in 66. 98—111. bie bollftändigften Vor⸗ 
chriften über das Benehmen bed Arztes bei Vergiftungen enthält, im $. 104. genau auf bie 
Verändern an der Schleimhaut aufmerkfam. . 

7) Mertiwürdige Beobaditungen fammelt Massouty sur l’inflammation. Montpellier 
18244. Freschi p. 39. 
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als Leichenſymptome vorfommen, jo daß das Ergebniß eines großen Theild der ger 

oͤhnlich vorgenommenen Sektionen als trüglich erklärt werben muß‘), was bie 
Gutachten von Sachverſtaͤndigen in DVergiftungsfällen um fo bevenflicher macht, 
ald manche Erfeheinungen, die für Herftellung der Vergiftung wichtig werben, ohne 
forgfältig vorgenommene mifroffopifche Unterſuchungen * nicht el⸗ 
len laffen?). Die Ausdrücke, mit welchen häufig in den Gutachten die einzelnen für 
die richtige Beurtheilung wichtigen Zeichen angegeben werben, find ſehr ungenügenb’), 
fo daß dadurch die Gutachten der höheren Medizinalbehörden, welche die Protololle 
über die Leichenfchau zur Grundlage nehmen müfien, des nöthigen Vertrauens häufig 
beraubt werden*). Auf diefe Art werden häufig die Nachweifungen, welche Die 
Seftionsprotofolle in Vergiftungsfällen liefern, während in ihnen die Grundlage 
der nachfolgenden Verhandlung und Beurtheilung liegen jollte, ſehr bedenklich’), um 
fo mehr, als Aerzte, welche vielleicht in Bezug auf Sektionen von Leichen der an 
erlittenen Gewaltthätigfeiten verftorbenen Perfonen weniger Uebung haben mögen, 
weniger vertraut mit den Schwierigfeiten find, Die wahren Kennzeichen der ⸗ 
giftung von aͤhnlichen Erſcheinungen zu unterfcheiden‘). Am meiſten aber muß 
man die-AUnvollftändigfeit der Nachweiſungen beklagen, welche die Leichenſchau über- 
manche Punkte liefern muß, wenn eine gründliche Beurtheilung möglich werben 
ſoll. Da es hergeftellt ift, daß viele Erſcheinungen, welde als Zeichen ftattgefun- 
dener Vergiftung erflärt: werben, auf die nämliche Art auch als Wi en anderer 
Krankheiten vorfommen’), fo ift es Die Pflicht des Arztes, welcher die Leichenſchau 
leitet, die Krankheiten, welche nach den Grfahrungen möglicherweife die nämlichen 
Erſcheinungen hervorbringen, wie die Vergiftung, ebenſo ſich Mar zu machen, als 
auch alle oft feinen Verfchiedenheiten, durch deren Kenntniß die Beurtheilung mög- 
lich iſt, ob Vergiftung oder jene Krankheit in dem einzelnen Falle anzunehmen if), 
zugleich aber atıch Die Eigenthümlichkeiten zu beachten, welche in dem Verlaufe 
möglicherweife vorhandenen Krankheit: bemerkt werden *), und nach allen dieſen Rich⸗ 
tungen die Leichenſchau auszudehnen, weit fonft der Bertheidigung ihre Materialien 
entzogen: werden, und da, mo fich der Vertheiviger darauf beruft, daß Kranfheits- 
und Todeserfcheinungen an dem: Verftorbenen, Wirfungen anderer Krankheiten, un—⸗ 
abhängig von der Vergiftung ſind, für bie gründliche Beurtheilung dieſes Punk 
tes feine Grundlage gegeben ift, Daher häufig mit: Leichtigkeit be urtheilenden 
Richter ber den angeblich vom Vertheidiger micht nadhgewiejenen Punkt hin 
gehen ’”). | 


4) Wichtige Nachweifungen in Engel l. c. ©. 34548. Da: 

2) 3 B. wenn es heißt: blutreich, blutarm, oder bie Stelle fand ſich gerölhet, Engel 
1.6 #8: rügt kräftig die Ungenauigfeit der gewöhnlichen Ausdrüde. 

3) 3. 8. bei Vflangengiften in Wharton medical jurisprudence p. 383. 

4) Engel in ber Wiener mediziniſchen Wochenschrift 1856, 29. März, Nr. 13. macht auf 
ben bisher nicht genug beachteten Bunft aufmerkfam, mie die Gutachten ber oberen Mebijinal- 
bebörben häufig Bon ger find, theils wegen ber mangelhaften eg Grundlagen, die fie 
erhalten, theils weil es oft auf befondere technifche Kenntniſſe ankommt, z. B. Ebemie, bei denen 
nur ein — mit dem Gegenſtande vertraut iſt, ſo daß die ſogenannte Mehrheit, welche das 
Gutachten giebt, trüglich iſt. Eu 

5) ©. daher bie Warnungen im Bezug auf bie Vornahme biefer Seltionen in Taylor 
medical jurisprudence p. 17. Fresechi p. 847. 
6) 2. 2 in Bezug auf Nöthe im Magen und anderen Organen, Dafein ber Geſchwüre. 


Taylor p. 22. 

7 Fir werben darauf fogleih unter Ar. IX. näher aufmerkſam machen. ts ri 

8) Gute Anweifungen in Zufammenftellung der Erfabrungen in Freschi p. 82h. 

9 3. B. in * auf Verſchlingung der Eingeweide, durch welche —æ äbnliche 
Erfcheinungen wie bei Vergiftung bewirkt werben fünnen, zeigt fid) dennoch bei genauerer Aa 
— daß ber Verlauf ber ſtrankheit doch ein anderer ift als bei Vergiftung. Wharton 


p- 303. ** 
10) In dem Prozeſſe gegen Palmer zeigte ſich dies klat. Die Leichenſchau 
Gen Rrunfpehrn orforhn 





lecht gen bie Bertheidigung ſuchte zu zeigen, dab Coohs an ande 
n könne; allein für den Beweis dieſer Umftände fehlte es an Materialien, J 
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erfte des Thatbeftandes bei Vergiftungen findet eine neue 
Siwierigkit —*8* ey mehr Giftarten belamat — welche * 
nicht als Mittel zur Ausführung des Verbrechens benutzt wurden, jetzt aber 
Erna gebraucht werden, nelche den Fortfchritten der Wifienfchaft in böfer Ab: 
cht folgen. Kömmt nun ein folcher Fall, in welchem das Verbrechen  durdy ein 
bisher nur. jelten zu Bergiftungen denußtes Mittel ausgeführt ift, zur Kenntniß der 
Gerichte, ſo —* leicht die Verhandlung, wie Die Beurtheilung, auf 
Wenn * die Chemie durch die raſtloſen Fortſchritte zur — 
her weniger belannten Giftes und zu Mitteln der —— 
. o weniger für die Erforſchung der pathologifchen Erfcheinungen und 
ennzeichen der durch ſolche Gifte erzeugten frankhaften Zuftände und 
— em geſchehen, was ſich daraus erflärt, daß die Fälle ſolcher Vers 
iftungen n mmer feltener find, und die Merzte feine oder jelten 
ben, die Wirfungen folder Vergiftungen zu erforfeben, 3: B. in Bezug auf Ber 
na —* Strychnin), deſſen völlig eigenthümliche &birffamteit?) noch lange 
ug beobachtet und ergründet ift ’), fo daß Die Leichenſchau in ſolchen Fällen be; 
geile © haufig einfeiti 94 und das Gutachten nur auf ungenügend hingeſtellte fremde 
ungen und Meinungen gebaut wird. Kömmt nun ein foldher Fall, wo 
die Annan einer bisher wii zu Vergiftungen angewendeten Giftart in Frage 
fteht, —— vor, in welchen Vergiftungen dieſer ok nicht en 
Berban ragen —— Rx wird die —— v des Thatbeftandes jehr. be 
en weil die Sachverſt feine —— te nur auf Bücher, in 
denen Fälle diejer a ——— ee fich berufen müfjen, und daher ihre Gut- 
achten leicht eine Einfeitigfeit um jo mehr an ſich tragen, als die Juriften, welche 
in den Verhandlungen thätig find *), als Unterfuhungsrichter, Anfläger, Praͤſiden⸗ 
ten und Vertheidiger oft zu wenig vorbereitet und mit den Gigenthümlichfeiten der 
en einzelnen Halle in Frage ftehenden Bergiftungsart nicht genug befannt find, um 
die NR ae gehörig. befragen oder Zweifel gegen ihre Ausfagen erheben 


zu könn 

IV. Don Wichtigkeit ift bei der Heritellung des Ihatbeftandes die Erfah: 
zung, daß die neuere Medizin immer mehr Stoffe, welche zu den Giften zu rechnen 
find, als Arzneimittel-gebraucht ’). Es wird d 6 für den Quriften in zweifacher 


Hl 


1) An biefer ER ift bas Stubium der zwei neuerlih in England borgefommenen 
Fälle gegen Balmer und Dove ſehr belehrend; aber beide Fälle zeigen, baf bie menigften 
der e, melde in bem falle ihre Meinungen abgaben, aus eigener Srfaprung etwas zu fagen 
mu ten, und baber aus allgemeinen Gründen darüber ſprachen, oder auf die in Büchern ange 
führten Meinungen Anderer ihr Gutachten bauten; vorzüglich zeigte ſich dies bei den von der 
Vertbeidigung benußten Uerzten. Die Verſuche, auf melche mebrere Aerzte ſich beriefen, wurden 
an Thieren gemacht, z.B. Kaninchen; allein trefflich zeit Wharton (Stille) medical juris- 
prudence p. 384, wie tefiglich folche Verfuche find und warum bon den bei Thieren befonbers 
niederer Ordnung gemachten Beobachtungen nur mit größter Vorſicht Echlüffe auf Anmenbung 
des Gifts bei Menke ben gemacht werben dürfen. 

2) Ueber die Natur ber Vergiftung durch Sirhchnin hatten mon hai zwei Pariſer Che- 
miler, Pelletier und Cabenton, in den Annales de chimie X, V 151 fi erflärt, f. 
noch einen Aufſatz ven Frigolet in dem Journal: le Droit 1856 —* 83, Kalt Handbuch 
©. 776, am ausfüh tlichften in neuefter Zeit Galtier traite de toxicologie Vol. 1. p. 246— 
279, dort noch Ye über bie patboloaifchen Veränderungen. 

3) Von Päuen, in melden Vergiftung dur Strhchnin Gegenftand bon ärztlichen Gut- 
achten — — meift folche, vo ‚Unvorfi tigkeit oder Selbftmord zum Grunde lag, [. mn Taylor 
medical jurisprudence p. 185 und 894 in ber neueften Ausgabe — mehrere Fälle (aud aus 
j Anszite) in Wharton medical jurisprudence p. 514—18 unb von franfreih Galtier 


4) Man muß zur Ehre der im Palmerſchen Prozeſſe tbätigen Juriſten (vorzüglich bes 
Attorney general) anerfennen, daß fie fi) mit den Vorfiubien über Vergiftung durch Strychnin 
gehörig bertraut machten. 

5) Bon den Mittbeilungen in neueren Schriftſt ellern verdienen insbeſondere die Nachrichten, 
melde Taylor und Wharton (Stille), aber auch Falk in feinem Haudbuch von Fällen lie» 

39* 
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Beziehung bedeutend: a) weil in der Leiche einer Perfon oft Gifte getroffen wer- 
den fünnen, deren Dafein man voreiliger Weife leicht auf Rechnung von Bergif- 
tung jegen könnte, während das WVorgefundene nur aus dem oft lange fortgejegten 
Gebraͤuche des Stoffes ald Arznei fich erklärt; b) weil auch, nachdem Vergiftung 
ftattgefunden hat, manche —* welche Giſte find, nach neueren Fortfchritten der 
Medizin unter zwedmäßigen Vorfichtsmaaßregeln als Gegengifte angewendet wers 
den, und dadurch in den Körper gelangen, fo daß ihr Antreffen im der Leiche leicht 
zu dem irrigen Schluffe führen kann, daß eine größere Quantität, als wirklich vom 
Thaͤter angewendet wurde, ald Bergiftungsmittel gebraucht war. 

V. Faßt man das Ergebniß der neueren Forſchungen über Gifte zufams 
men, fo dürfen als entjchieden folgende Säge angenommen werden: 1) Das Gift 
kann als ſolches nur wirfen, wenn es jo angewendet wird, daß es, in oder an 
den Körper des zu Vergiftenden gebracht, in den Organismus Se und zwar 
in das Blut aufgenommen wird oder auf das Nervenjvftem wirkt"). 2) Die 
Wirkſamkeit des Giftes ift verfchieden nach der Beichaffenheit der angervendeten 
Giftart. 3) Das Gift wirft nicht örtlich, fondern verbreitet fidh, wenn es einmal 
zur Wirkung kömmt, im ganzen Organismus, daher auch feine Spur in allen 
Organen und Körpertheilen, fowie in Entleerungen gefunden werden kann, welde 
mit den Funftionen der Organe zufammenhängen. 4) Die Wirkfamfeit des Giftes 
ift nur relativ fo, daß der Erfolg durch vielfache Zuftände und Verhältniffe bes 


z Be ift, welche in dem Organismus der verfchiedenen Perfonen "liegen, bei weldyen 
Gi 


angewendet wird, fo daß die Anwendung des nämlichen Stoffes auf ver— 
ſchiedene Perfonen auch verfchievdene Wirkungen hervorbringt. Wir erlauben uns, 
einen Fall zur Sprache zu bringen, in welchem die Nichtigkeit und Bedeutung der 
oben angeführten Säße für die gerichtliche Medizin vorzüglich klar fich ergab. Im 
Jahre 1849 hatte in Paris am 34. Dezember ein Kommiffionair einer öffentlichen 
Dirne, Emma, eine Schachtel mit Zuderwerf gebradyt; das Mädchen, welches 
glaubte, daß es ein Geſchenk ihres Bruders (eines Zuderbäders) fei, nahm fie an, 
und theilte deren Inhalt mit anderen Perfonen; auf gleiche Art wurde ähnliches 
Zuderwerf einem anderen Mädchen, Youife, in einem öffentlichen Haufe gebracht; 
auch fie theilte dad Badwerf Anderen mit; nach dem Genuffe erkrankten 11 Ber: 
fonen, von denen zwei farben. Der Berbadht ver Vergiftung fiel bald auf einen 
gain Ayme, der mit zweien diefer liederlihen Mädchen früher in vertraulichen 
erhältniffen lebte, einen jchlechten Kebenswandel führte und aus Rache die Mädchen 
zu vergiften fuchte, indem er Arfenif in das Zuckerwerk mifchte. In ver öffent: 
lichen Berhandlung (am 15. März 1850) gab der berühmte Orfila ein merfwürs 
diges Gutachten ab, in welchem er die Meberzeugung ausipradh, daß den verftor- 
benen Perfonen, wie den übrigen, Arfenik beigebracht wurde, und zwar, daß er 
das Dafein diefes Giftftoffes im Urin gefunden babe. Nach feiner Entwidelung 
war 1839 der Standpunkt der Wiffenfchaft der, daß man das Gift in den aus— 
ebrochenen Gegenftänden, in dem Magen und in den Eingeweiden, fo wie in ben 
xfrementen fuchte. Dies Verfahren zeigt ſich aber, wie Orfila entwidelt, als 
trüglich, indem nad) neueren Forſchungen das in oder an den Körper einer Perſon 
gebrachte Gift nicht an der Stelle bleibt, an welcher e8 angewendet wird, fonbern 
dur Abforption in das Blut und durch dies in alle Organe des Körpers über- 
geht, fo daß, wie Orfila fagt, nicht eine Fiber am Körper ift, welche nicht durch 
den Giftftoff (toxique) bes wird, und vorzügli in der Leber fich diefer fon- 
zentrirt. Nicht die in dem Berbauungsfanal oder an den Stellen der entblößten 
Haut, an welche das Gift gebracht wird, erzeugten Störungen dieſer Theile bewirs 
fen den Tod, wie man bies früher annahm; diefe Störungen ind häufig ganz bedeu⸗ 


fe 
S. noch Spielmann in Easpers Vierteljabrafhrift X 


en, in welchen einzelne Gifte von em sus eh —— werden, genannt zu erben. 
. ©. 45, 
1) Derergie medecine legale Vol. Il. p. 28-37. 
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tungslos, fondern nur jener Theil des Giftes, welcher abforbirt wird, 
ift der todbringende, und die Aufgabe der Sachverftändigen ift: das Gift in 
den Organen, in die es durch die Abforption gefommen ift, zu entveden, weil dann 
Gewißheit entfteht, daß das Gift wirkfam wurde. Nach den Erfahrungen von 
Orfila ift die Natur immer bemüht, ſich des Giftftoffes zu entledigen, und dieſe 
Ausftoßung aus dem Körper gefchieht vorzüglich Durch den Harn; leben Vergiftete 
lange genug, daß diefe Ausftoßung bewirkt werben fann, fo gemefen fie, und die 
Aufgabe des Arztes ift es, durch Batntreibende Mittel dazu beizutragen. Bei den 
in dem vorliegenden Falle geretteten PBerfonen fand dies glüdli e ftattz; nach 
den Angaben von Orfila dauert die Ausftoßung des Giftes durch den Harn vors 
züglih neun Tage fort; daher man auch in dem während der neun Tage a 
angenen Harn der geretteten PBerfonen viel Arfenif fand, während dies vom neumten 
age an allmälig aufhörte. — Die hier mitgetheilten Beobachtungen’) des berühmten 
Zorifologen dienen am beften, das Ergebniß neuerer (freilich feit 1850 wieder ſehr ver 
mehrten) Forſchungen und die Nichtigkeit der oben angegebenen Säge anzudeuten; fie 
beweifen die relative Natur des Giftes, indem Arfenif auf die verfchiedenen Perſonen 
fo verfehiedenartig wirkte (wahrscheinlich, weil bei einigen die hamtreibenden Mittel 
energifch wirkten); fie belehren den Sacverftändigen und Juriften über die Wege, 
auf welchen das Dafein des Giftes in den verfchiedenen Theilen des Körpers her- 
geftellt werden fann, während fie zugleich zur Borficht auffordern und vor voreilis 
gen Schlüffen aus der Beibringung des Giftes auf feine Wirffamkeit warnen. 
VI. Damit hängt die Wichtigkeit zufammen, die Natur der Wirkungen des 
Giftes ſich Mar zu machen, weil davon ebenfo die Anwendung des richtigen Weges 
zur Aufjuchung des Giftes, als die Möglichkeit des gerechten Urtheils über den That: 
beftand der Vergiftung, vorzüglich darüber abhängt, ob zwifchen dem beigebrachten 
Giftftoffe und dem eingetretenen Tode einer Perfon ein Kaufalzufammenhang ftatt- 
findet. Geht man davon aus, daß der Organismus einer Perfon ald vergiftet nur 
dann zu betrachten ift, wenn die lebenden Theile”) derfelben, in Wechfelwirkung 
mit den Gifttheildhen (Molekulen) eines Stoffes, eine foldhe Veränderung der Form 
und der Mifchungsverhältniffe erleiden, daß je nach dem Grade, dem Umfange und 
der Bedeutung derfelben bald Unmwohlfein, bald Krankheit, bald Tod die Folge ift, 
und vergleicht man das Ergebniß der Forſchungen über die Wirffamfeit der ver: 
fhiedenen Giftarten, jo kömmt man Br Annahme, daß, vorzüglich nach zwei Haupt: 
richtungen bin, Gifte verberblich wirken und zwar A. entweder mit unmittelbarer 
Kraft auf Das Nervenfvftem oder B. auf das Blut; das Erfte ift der Fall’), wenn 
das Gift durch Ambibition bis zu den Nervenfibrilen fortfchreitet und vie Sub: 
ſtanz derfelben verändert, die Funktionen des Nervenivftems überhaupt, oder be— 
ftimmte Nervengeflechte ftört, und zwar, nad) ie Beobachtungen, felbft auf ent- 
fernte Organe durch die Leitung der Nerven wirft‘). Die Wirfung auf das Blut 
und durch dafjelbe auf die verfchiedenen Organe (nach der oben angeführten Ent- 
widelung von Orfila) wird durch die Venen und in feltenen —** die Saugadern 
in der Art vermittelt, daß auf jenen Wegen, wenn das Gift im flüſſigen Zuſtande 
jenen Vermittelungsorganen nahe gebracht wird, die Reſorption und die Fortfüh— 
rung der Gifttheile gefchieht *). Nach dieſen Beobachtungen ift ed von großer Bedeu— 
tung, in Fällen, in welchen die nöthigen Materialien zur Urtheilsfällung über Ankla— 
gen der Vergiftung herzuftellen find, die Art des Giftes, welches in dem Falle 


1) Wir tbeilen fie mit nach ben ftenograpbifchen Aufzeichnungen in ber Gazette du Tri- 
bunaux bom 16. März 1850. 

2) Falk Handbuch ©. 7. 

3) Dies ift vorzüglich bei Strychnin, Morphin, Blaufäure ber Fall. 

4) In ber Torifologie find Kr a zwei Shpfteme über bie Wirkung bes Gifts auf 
bie Nerven. Am Harften in Falk Handbuch ©. 32—4. ©. noch Defterlein Handbuch ber 
— e ©. 85 


reschi manuale p: 836. Falle. N, 
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das Verbrechen begründet haben fol, genau aus;umitteln, und ſich nicht blos mit 
der Erforfhung zu begnügen, daß überhaupt Gift beigebracht wurbe; denn ba 
jede Giftart befondere Symptome und Wirkungen bervorbringt nad; der Haupt: 
richtung, in der dieſe Art auf den Organismus wirft, fo würbe die Unterfuchung 
feine Grundlage haben, wenn nicht die Erforſchung darauf gerichtet if, ob in dem 
Organismus jene Störungen bemerkbar find, welche der bejonderen Giftart ent- 
fprechen, denn immer ift die Unterfuchung entweder darauf gebaut, daß in der Leiche 
einer Perſon Spuren eines beftimmten Giftes fich fanden, oder in den Kranfheite- 
Erfcheinungen, oder in den während der Krankheit erfolgten Entleerungen einer 
Perſon Beweife eines beftimmten darin enthaltenen Giftftoffes fich fanden, oder 
daß der Verdacht auf eine Perfon geleitet wurde, weil fie im Befige eines gewiſſen 
Gifted war; ofme die Kenntniß der befonderen Art!) kann der Richter nicht ent- 
ſcheiden, ob Vergiftung vorhanden war, weil, wenn aud Tod einer Perfon: erfolgt, 
der Raufalzufammenhang deffelben mit einer gewiſſen beigebradhten Giftart nicht 
angenommen werden fann, wenn nicht der Sachverftändige beftimmt, welches Gift 
er vorfand, und wenn nicht die Krankheits- und Todeserjcheinungen in dem Falle 
Diejenigen find, welche nad der MWiffenfchaft der beftimmten Giftart eigenthiümlich 
find, wegen deren Anwendung eine Anklage gegen eine Perfon erhoben werben foll. 
Selbft die Beurtheilung des Gewichts der Indicien gegen eine Perfon wird nicht 
— fein, wenn nicht eine beſtimmte Giftart als beigebracht nachgewieſen wer- 
en fann?). 

VI. Die Wichtigkeit der eben aufgeftellten Behauptung zeigt ſich vorzüglich 
in Fällen, in welchen die Anklage auf den Gebrauch einer nicht haufig zur Ausführung 
der Vergiftung gebrauchten Giftart gerichtet ift. In diefer Beziehung ift der neuer« 
fih vorgefommene Fall des durch Strochnin von dem Arzte Palmer verübten Gift: 
mordes Höhn Ichrreih ’). Es muß vorerft daran feftgebalten werben, daß Strychnin 
eigenthuͤmliche von denjenigen, welche bei den auf das Blut zunächft wirkenden 
Giftarten vorkommen, abweichende Krankheits- und Todeserfcheinungen hervorbringt, 
die daraus fich erklären, daß Strychnin zu den Giften gehört, welche auf das 
Rervenfnftem wirken, insbefonderd die Bewegungsnerven ergreifen und Tetanus 
erzeugen, weil die Dadurch bewirkte Nervenverlegung das Rüdenmarf ergreift, und 
zu Reflerfrimpfen ftimmt *). Daraus erklärt ed fi, daß mit unterdrüdter Wider: 
ſtandskraft gegen die leifeften Reize (Schall, Licht, Zugluft) mit Trismus verbun- 
dene ketanifihe Konvulfionen den Kranken erfchüttern, wo bei jedem Krampfanfall 
der Kopf des Kranken ftarf in den Naden gezogen wird, die Refpiration fehr leidet, 
durch die heftigen Krämpfe, welche zunächit auf die Stredmusfeln, aber auch auf 
die übrigen Musfelgruppen wirten, fo das Nervenſyſtem ergreifen, bie, während 
das Bewußtjein des Kranken fortvauert, der Körper durch die Konvulfionen fo cr 
fchüttert wird, daß zuletzt Asphyrie und Nervenlähmung dem Leben ein Ende macht, 
bei welchem eine auffallende Verrenlung des Körpers und Todtenftarre ’) eintritt‘). 


1) Das Gutachten eines Cachverftändigen, ber blo® behaupten wollte, daß A. an Gift 
geitorben ift (ohne zu bezeichnen am melcher Ärt), mürbe ungenügend fein. 

2) Wenn 4. B. A. ber Vergiftung des B. angeflant wird, weil er Arſenik kaufte und in 
ber legten Jeit fi mit Miſchungen diefes Giftes beichäftinte, und bie Eadyperftändigen am ber 
Leiche des B. Teine Spuren von Arſenik, fondern von Strhchnin fanden, fo kann doch A. nicht 
wegen Kaufs von Arfenit verdächtig werben. 

3) Wenn wir auf diefen all uns berieben, fo baben wir vor uns ben in Pondon (nach 
ſtenographiſchen Aufzeichnungen) gebrudten Report on the Trial of William Palmer. 

4) ©. bie oben S. 545 Note 2. 3. angeführten Schriftiteller. 

5) Ueber Lorficht bei Beurtbeilung der Todtenftarre. Kußmaul in ber Bierteljabrsfchrift 
für praft, Heilkunde, Prag 1853, IL Bb,, ©. 67. 

6) Mit diefer Schilderung, die treffend bei Falk €. 275, Freschi p. 1074, borfömmt, 
ftimmen überein die Schilderungen, welche im Palmerfchen Prozeffe vom Attorney general 
£p. 10) und dann bom Write Blizzard Curling (p. 109), bem UArzte Todd gemadt wor— 
den (p. 113), der zwar (p. 115) geftehen mußte, daß er felbit feinen Todesfall durch Strhchnin 
fah. Am bebeutendften war das Zeugniß bes Arztes Corbett (p. 124), welcher eine burd 
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Je mehr ale dieſe Exrfcheinungen als nur dem Steychnin eigenthümliche von Män- 
nern der Wiſſenſchaft, Die aus eigener Erfahrung Zeugniß geben können, nachge⸗ 
wiefen werden und in einem a nn Falle als vorhanden dargethan find, nachdem 
alle Vorficht wegen möglicher Berwechjelungen') angewendet ift, und Itig 
erforjcht wurde, daß die nämlichen Erſcheinungen nicht Durch andere 

ebenjo hervorgebracht fein können’), deſto ficherer wird der Thatbeftand der durch 
Strychnin bewirkten Vergiftung angenommen werben können’). 

VII, Eine befondere, genau nach der Giftart, die in dem Falle angewendet 
fein foll, eingerichtete Unterfuhung muß auch eintreten, wenn «8 auf die Frage ans 
fümmt: ob die früher faft nicht zu WVerübung von Verbrechen gebrauchte rt 
der Bhosphormifchungen angewendet: iſt. Erſt in meuefter Kit ift dies Gift, 
und zwar um jo Haufigen, angewendet worden *), je leichter der Thäter fich dafjelbe 
durch Die im allgemeinen Gebrauche befindlichen Zündhölzchen verfchaffen Tann. 
Die Schwierigkeiten bei ſolchen Unterſuchungen beziehen ſich 4) auf Die leicht wor- 
kommenden Berwechfelungen der verſchiedenen Arten von Phosphor, von denen eine 
Art (xother Phosphor) vollig untauglich ift, eine Vergiftung. zu bewirken’); 2) auf 
die Erfahrungen, daß oft Phosphorfäure in dem Körper gefunden wird, bie, ohne 
irgend einen Zufammenhang mit, Vergiftungsverfuchen, in den menſchlichen Drga- 
nismug gelangen kann; 3) Daß nad den Erfahrungen die Erſcheinungen, weiche 
yaun auf —— beigebrachten Phosphors geſeht werden, auch durch andere 

ale ohne Mitwirkung der Vergiftung entftehen künnen *) und 4) daß die Be⸗ 
dingungen, unter welchen die Gewißheit angenommen werben: fann ’),. daß durch 
Phosphorvergiftung der Tod einer Perſon bewirkt worden, noch nicht ent hin⸗ 
geſtellt find‘). Vorzüglich belehrend ift in dieſer Beziehung eine neuerlich in Italien 


Strychnin bvergiftete Perfon in der Krankheit und bei dem Zobe ſah, und befien Befhreibung mit 

ber 0 igen Schilderung (im Texte) übereinftimmte, 

— Dies iſt — nötbig wegen ber * Urt des tetanus (traumaticus und 

5 icus), worauf die Anlage (report p. 11) und Sachberſtändige (report p. 121) ſoblel 
erih legten. f 

2 Es war ein Hauptitreben ber Vertbeibigung, nachzuweiſen, daß folche Krankheiten wirf- 
ten; es fam barauf an, ob die vorhandenen Krankbeits: und Todeserfheinungen an Coots au 
Aura 660 Krankheiten entſtehen fonnten. Wir werben auf alle dieſe —* unten wieder 
ur men. 
! 3) Von ben ärztlichen Erörterungen über den Palmerfchen wen ift bisher die beben- 
tenbfte in Winslow Journal of psychological medeeine 1856, July, p. 418—445. 

4) Tardieu in ben Annales — legale 1856, Juillet, p. 20. führt die große 
Zahl ber in frankreich borgelommenen Vergiftungen durd Phosphor (genommen bon Zünb- 
öljchen) an; in der Mehrzahl ber fälle blieb es bei dem Verſuche. 

5) Auf eine überzeugende Weiſe ift in Frankreich (ſchon früber in en) bon Che- 
valier nadgeiwiefen worben, daß ber rotbe Rhospbor —— ganz unſchaͤdlich Aumees 
9 ene legale 1856, Avril, p..374 und Verſuche in der Gazette medicale 1226, evrier, 
r 6) Nachgewieſen in ber in Note 1 ©. 600 angeführten Verhandlung. Damals Peerike in 
Niemont die Cholera; aber wichtig ift das p. 298 angeführte Jengniß des Minifteriums im Zurin, 
daß damals in der in Frage lee Provinz Pinerolo ein der Cholera ähnlicher Frankhafter 
Auftand berrfchte, fo daß ungewöhnliche Sterblichkeit (ed ftarben 919) bemerkt wurde. 

7) Von merfmürbdigen Verbandlungen über notpherberaiitung fiebe vorzüglich bie 
am 6. Auli 1855 in der Uffife von Perigneux mit Verurtbeilung endigende Verhandlung 
(le Droit 1855 No. 161), mo erft nach längerer Zeit ber berübmte Chevalier vernommen 
toirrde und fi ergab, daß in ben Eingeweiben der. Feiche leuchtende Funlen unb Knoblauchgeruch 
fi zeigten. — ferner eine Münchener Verhandlung (in den Sigungsberichten der Baheriſchen 
sammen 1. &, 256) und ein Preußiſcher Fall mit Gutachten in Casper Vierteljahrsſchrift 


8) Ueber die Zeichen ber — 8 Phospbor Defterlein Handbuch ber Heil— 
mittellehre ©. 780, Orfila toxicologie I. p. 80. Devergie médecine legale IL p. 162, 
Galtier toxicologie 1. p. 48 (fehr ausführlib), Schneider gerictl. Chemie S. 103, Falt 
Handbuch ©. 750, Freschi manuale IL. p. 862 und Fälle p. 867, Wharton (Stille) me- 
dical jurisprudence p. 910. — Eine Mare Zufammenftellung ber — und ber Vorſichts⸗ 
maftegeln in ben in Note 1 ©. 600 angeführten fällen (Gazetta p. 237). . 
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vorgelommene ftrafgerichtliche Verhandlung), worin am vollftändigften alle hier 
bedeutenden Fragen erörtert wurden, ımd am Ende eine Losjprechung der Ange 
Hagten durch das Gericht erging, da eine Gewißheit des TIhatbeftandes nicht an- 
enommen wurde. Die mit großer Umficht und Unparteilichteit geführte zweite 
erhandlung, in ver insbefondere auch die Vernehmung der Sadjverftändigen, die 
Bertheidigung und Beibringung von Gutachten felbft abweſender —— 
ſehr begünftigt war, bekam eine neue Wendung, als die genauere Erforfhung die 
— der ald Beweife der Vergiftung angenommenen (ohnehin nr 
hergeftellten) Zeichen nachgewieſen hatte, als vorzüglich gezeigt wurde, daß die im 
Körper vorgeſundene Phosphorfäure weit einfacher fi aus der in den Organen 
befindlichen und durch mandye Nahrungsmittel, 4. B. Milch, eingebrachten De 
fäure ſich erflären. Es mußte einen großen Eindrug hervorbringen, ala im 
Hange mit ven — 2 der Sachverſtaͤndigen die Vertheidigung in den Bri 
von zivei berühmten Chemlkern [unter Anderen zuch von ee die von Sach⸗ 
verftändigen angegebenen Zeichen der Phosphorvergiftung als trüglich erklärt, umd 
die Nachweifungen, daß Phosphor durch Nahrungsmittel in den Körper Fominen, 
beftätigt wurden’). Das Studium diefer Verhandlungen macht den Eindrud, daß 
o erhebliche Zweifel gegen die Annahme des Thatbeftandes der Vergiftun vorge⸗ 
racht waren, und durch Nahweifung von Wahrfcheinlichfeit, daß das Kin Im 
einer anderen Krankheit geftorben fein fönne, verftärkt wurden, daß das Gericht 
mit Recht zum losfprechenden Urtheile kommen mußte. j . 
IX. Am einflußreichften für die richtige Beurtheilung des Thatbeftandes 
bei Vergiftungen ift die Erfahrung, daß die me ften Erfcheinungen, welche während 
der Krankheit, bei dem Tode oder nad yo ger bei Perfonen beobachtet worden, 
welchen Gift beigebracht wurde, ebenfo in Folge von Krankheiten vorfommen fönnen, 
an welchen eine Berfon, unabhängig von „egiftung leiden kannt). Dies ift vor 
züglich der Fall bei vorhandener Shotera *), bei Magenzerreifungen, bei Gaftritig, 
bt Berfchlingung der Eingeweide, bei eingeflemmten Bruͤchen, felbft bei Schlag: 
fluß ). Es ift daher begreiflich, daß die Vertheidigun häufig die nachge 
wiejenen und von den Sadverftändigen als Zeichen der ergiftung angeführten 
— aus dem Einfluß anderer Krankheiten zu erflären fi bemüht; fie 
It zwar ihre Pflicht, wenn fie in jedem Falle zu erforfchen fucht, ob nicht eine 
andere Be eingewirkt haben könne, wenn fie da, wo dafür in dem einzelnen 
Halle einige Wahrfcheinlichkeit ſich ergiebt, genauer jede Spur verfolgt, und, wenn 
auch nur einige Beweife für das Dafein einer folgen Krankheit vorhanden find, 








1) Der Fall betraf das Ehepaar Al effio, melde zuerſt am 17. Dezember 1855 bon dem 
Kriminalgerichte in Turin megen Giftmordes, verübt dur Phosphor an dem 6 Kinde, 
(bie Ungeflagte war die Etiefmutter) angellagt und nad 10tägiger Verbandlung ſchuidig befun- \ 
ben und zum Tode berurtbeilt wurden, Nachdem der Kaffationsbof das Urtbeil vernichtet hatte, 
begann eine neue Verbanblung vor dem Appellhofe in Kafale am 3. Mai 1K56 und bauerte bis 
19. Mai, wo das losſprechende Urtbeil erfolgte. Die merfiw, Wer ndlung ift abgebrudt in ber 
Gazetta dei Giuristi (in Turin No. 25 bis 36). Es wurben barin 7 Sachberſtaͤndige bon dem 
Staatsanmwalte, 5 don der Vertbeidigung vorgerufen. Die in ber —— bernommenen 
Sachberſtaändigen fanden in den Eingeweiden und im Magen bes Stindes Zeichen, die fie als Kol: 
— freien Rhosphorfäure (bervorgebradht durch einen Teig don Phosphor) aus Zünbhölzde 
erflärten, 


* 2) — bon Liebig und Pelouze in Paris find abgedrudt in ber Gazetta dei 
iuristi p. b 
3) In ben Verhandlungen (Gazetta Rx 253) fommen interefjante Rachweiſungen bor, in 
welchem Verbältniß Phospber in einzelnen Nabrungsmitteln enthalten ift. 
) Nahweifungen in Taylor medical Jurisprudence p, 12, Wharton (Stille) 
p- 385 (am bollftändigften), Freschi manuale ll. p- 525, alt Handbuch S. 79. Yen 
5) Gute Rachweiſungen von Fland in der Wiener me 3. Wochenſchrift 1855, Nr, 39-41. 
Mit welcher Vorfiht aber der Arzt zu Werke geben muß, um nicht getäufcht zu werben, ift ges 
zeigt in der Wiener mediz. Wochenfchrift 1856, Nr. 817. in 
6) Nahmweifungen in Wharton p- 389. 
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mit aller Sorgfalt die Beweife fammelt, und durch die Benugung derfelben in ber 
Berhandlung dahin wirft, Zweifel gegen die Annahme des Thatbeftandes der Ber- 
giftung geltend zu machen; allein wir werden im Berfolg dieſes Auffages nach⸗ 
weifen, daß die Zweifelfucht nicht zu weit getrieben werben darf, daß bei genauerer 
Betrachtung, wenigftens bei den meiften Kranfheiten, wenn auch einige Erſchei— 
nungen die nämlichen find, wie fie ald Folgen der Vergiftung vorkommen, die, legte 
doch andere Kennzeichen und Wirkungen bat’), deren forgfültige Verfolgung es 
möglich macht, die Frage zu enticheiden, ob der Tod Folge der Vergiftung ober 
einer anderen davon unabhängig wirfenden Krankheit ift. Es wird hier wichtig 
fein, dieſe feinen Abftufungen nach der Art einzelner Krankheiten und der befonde- 
ren Giftarten in dem Berfolge des Auffages näher darzuftellen. 

X. Für die gründliche Unterfuchung und Beurtheilung des Thatbeftandes 
der Ber u ift noch die Zeit wichtig, im welcher das beigebrachte Gift feine 
verberbliche Wirkung äußert, und zwar in mehrfacher — 5* nämlich A. ſofern 
es oft bei mandher (jogenannter afuten) Vergiftung fo fchnell wirft, insbefondere auch 
erweislich nach dem unmittelbaren Genuffe gewiſſer Speifen und Getränfe, während 
kurz vorher die ſchnell erkrankte Perſon ſich ganz wohl befand’), fo daß die Unter: 
ſuchung einen ficheren Anhaltspunft hat und leichter beftimmte Verbachtsgründe ſich 

egen die Perfon ergeben, welche mit den Ginwirfungen, wie dem Ausbruche des 

erlaufd der Vergiftung in Verbindung fteht. B. Nicht genug fann man aber vor 
dem oft verbreiteten Jrrthume warnen, daß das Gift, wenn es wirklich als Urfache 
des Todes einer Perſon betrachtet werden fol, raſch gewirkt haben muß; während 
dies allerdings bei manchen Giftarten regelmäßig der Fall ift’), darf dies Merkmal 
nicht als Negel bei allen Giften aufgeftellt werden, da Manche nur langfanı 
wirfen*), weil auch bei der nämlichen Giftart nach der Erfahrung die Wirk; 
famfeit oft im einzelnen Falle nach einem längeren Zmwifchenraume eintritt, und 
indbefondere der Tod oft längere Zeit hinausgefchoben werden fann ), indem Alles 
von der Abjorption des Gifts und dem Uebergang in den Organismus abhängt, 
dies aber. —* ſo viele einwirkende Umſtaͤnde (Individualität des Kranken, An— 
wendung von egengiften u. 9.) bedingt wird‘). C. ine befondere Schwierigkeit 
ergeben die Fälle der hronifchen Vergiftung’), — —— ſolcher, wo Gift 
in Kleinen Dofen, aber in langfortgeſetzter Darreichung beigebracht wird, und oft erſt 
nach langer Zeit (ſelbſt nach Kakteen) der Tod eintritt, wo die einzelne Dofis nicht 
Kraft genug hat, den gefährlichen Ausgang herbeizuführen, aber durch die und 
Wiederholung den Organismus allmälig angreift und nicht die Symptome der in 
größeren Dojen beigebrachten Giftart erzeugt, wohl aber Erſchöpfung, Abzehrung 
und dadurch den Tod hervorbringt”). Hier wird es am fchwierigften werben, mit 
Sicherheit über den Kaufalzufammenhang zwiſchen Gift und Tod zu entjcheiden. 

Xl. Eine eigenthümliche Schwierigkeit tritt ein, wenn fich ergiebt, daß eine 
Perfon, welcher Gift beigebracht wurde, nah dem ftattgefundenen Verlaufe der 
Krankheit an dem beigebrachten Gifte nicht geftorben fein kann, und dennoch plöß- 
lich die Perſon ftirbt, wo e8 alfo darauf anfümmt, ein neues hinzugetretenes 
Ereigniß aufjufinden, welches die Todesurfache geweien fein kann, entweder eine 


1) Daher fagt Taylor p. 17, baß e# feine Krankheit giebt, melde alle Symptome ber: 
borbringt, ne ” bei get en Vergiftungen angetroffen werden. 
) Tavlor p. 10. 
3) 2. B. bei Klaufäure, bei Oralidfäure, bei Strychnin Taylor p. 12. 
4) Freschi p. 835. 
5) Vortrefflib bat Taylor bei den einzelnen Giftarten dies nachgewieſen. 
6) Kalt Handbuh ©. 70 bat baber eine Tabelle von Vergiftungen mit ſehr furzer Dauer, 
mit furzer, langer, ſehr langer gegeben. 
7) Bayer 11, Freschi p. 837, Falt ©. 9. 
. 8) Darüber Taylor p. %0. In neuefter Zeit ia Aerzte in Jtalien, borzüglih Gan: 
bolfi, diefem Gegenftanpe befk hentt, und find zu wichtigen Entdedungen 


ondere Aufmertfamteit ge 
(darüber unten) gelommen. 
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Einwirfung auf den Kranken, die eine andere Krankheit hervorbrachte, ober eime 
neue Darreihung von Gift erfolgte. Die Nachweifung diefer legten wird oft 
ſchwierig fein, aber doch möglich werden, wenn mit großer Sorgfalt jeder oft 
ſcheinbat unbedeutende Nebenumftand benugt wird, wo dann das freilich leicht auf 
——— beruhende Gutachten der Sachverſtaͤndigen den Aus— 
chlag giebt'). 
Immer mehr zeigt ſich bei den Unterſuchungen über Vergiftung die 
Unklarheit in der Grenzbeſtimmung der Zuſtändigkeit der Chemiker und der 
Aerzte’), Wir finden nicht ſelten in den Verhandlungen, daß Aerzte über die 
Mittel, Gift zu entveden, über die Beichaffenheit eines gewifien Stoffes, zum Gut« 
achten aufgefordert werben, während die Chemiker über den Berlauf der durch eine 
gewiſſe Giftart entftandenen Krankheit, über Krankheits- ımd — ——— 
efragt werden. Wir halten auf dieſe Weiſe zu verfahren für bedenklich, weil der nicht 
treng prüfende Richter oder Geſchworene leicht durch das Anſehen eines berühmten 
Mannes zum Glauben verleitet werden kann, daß jede feiner Angaben alled Ber- 
trauen verdient, während der Sadverftändige die Grenzen feines Berufs über- 
ſchritt, und vielleicht der Arzt auch nebenher Mandherlei von der Chemie und der 
Chemiker Manches von der Medizin anzugeben weiß. Mit Recht ift in neuefter Zeit 
diefe Grenzverwirrung in England gerigt worden’). Der Beruf des Ehemifers ift, 
Aufklärung dem Richter darüber zu geben, ob in der Leiche einer Perſon oder in Speifen, 
Geräthichaften oder in den Entleerungen Gift und welche Art vorhanden war; Sache 
des Arztes aber ift cd, Die Wirfungen jener Giftart zu beftimmen, Gutachten zu geben, 
ob vorhaibtie Krankheits⸗ und Todesderfheinungen Zeichen eines gewiſſen beigebrach- 
ten Giftes find, ob der BVerftorbene an Gift ftarb, welche andere Krankheiten ähn- 
liche Erſcheinungen erzeugen, und ob Gründe zur Annahme vorhanden find, daß 
der Tod, auch unabhängig von Gift, Folge einer gewiffen Kranfheit war. Webri- 
gend ift es richtig, daß in Bezug auf manche Punkte nur durch ein Zufammen= 
wirfen des Chemiferd und des’ Arzted ein gründliches Gutachten geliefert werben 
fann; auch wird e8 bei manchen Fragen ſchwierig, zu entjcheivden, ob ihre Beant- 
wortung am beten von dem Chemiker oder von dem Arzte gegeben wird '). 

Die Aufgabe unferes nächſten Beitrags foll fein, mit Benugung der bie- 
ber gegebenen Andeutungen, zu prüfen, auf welche Weife am ficherften die Unter- 
fuchung zur Herftellung des Fhatbeftandes der Vergiftung durch Zufammenwirken 
aller hierzu berufenen Perſonen veranftaltet und nad welchen Grundfägen Die 
gründlihe Beurtheilung dieſes Verbrechens möglich gemacht werden foll. 

1) Sehr belehrend ift in biefer Beziebung ber unten noch näber zu benupenbe Vergiftungs- 
prozeß von Dombromsti in Braunfdiweig, mo eigentlich erft die Nachweiſung, daß ber auf 
dem eifernen Ofen aus dem zerfprungenen Glaſe nefloffene Stoff Urfenit war, den Prozeß ent» 
. Unten mebr. 8. Otto Anleitung zur Ausmittelung ber Gifte. Braunſchweig 1856, 

2) Es macht einen fchlechten Eindrud, wenn in bem oben Note 1 ©. 600 angeführten italie- 
nifhen Prozeſſe (Gazetta p. 242) der Sadyverftändige, nachdem er bebauptet bat, baf er an bag 
Dofein ber Vergiftung glaube, frägt, ob er als Chemiker oder als Privatmann antworten fol, 
und dann, ale man ibm fagt, daß er als Profeffor ber Chemie gefragt werde, antwortete: als 
Privatmann glaube ih an Vergiftung. 

3) An Winslow Journal of psychological mederine 1856, July, p. 430. 

4) 3. B. in dem oben Note 1. angeführten alle war die Frage: od su ber Gntbedung 
bes verfchütteten Wiftes auf der Ofenplatte nur chemische Kenntniffe gebörten. 
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(Bergl. Bb. n. S. 3313.17 WM av.) 


Sechster Artifel. 
Don den Rebtsmitteln. 


Die Einfihrung dis Anklageprozeſſes, des ichte 
lichen Pemeiserhebung vor dem — — * s und ber mind- 
Umgeftaltunt unſerer bisherigen Beweistheorie, haben — se mir bedingte 
pen bisheriäit, — on der gegen Straferfenntniffe —ãæS Rechter 
— ur yaben müfien. Die Berord : Er 
mittel Bon 3. Mal 1852 haben Rh — ne 151) und das 
SEIER EC gun Sue, gesan n r iye Benni er cn Och 
eibeh ie Praris hat ind fr fh ; ar eich’ 
ie iefed Syſtems im Allgemeinen, es bela * —— — 
icht eichzeiig eingeführten Gerichtöverfaffung an ven EN . Averträgßihfeit wit 
ver, Ber (Br. 1. ©. 621 ff.) enthaltene Nuflap son Bolıee e a in dieſen 
BA eN eıpad_ empfundenen Mängel des Netsmittels der a a on 
erntt nn — f) —— „merkwürdige Fall“ einer allen Ecken 
€ pie alu! Iefchränfung des Rechtsmittels Der Refti age” 
1apt . pie & 766 ff. mitgetheil *28 eftitution ſchmerzlich ent 
per getheilten Bemerfungen über die Keftftell 
pfirt Aves zeigen endlich, daß auch die Rorfchrift * eFeſtſtellung des That⸗ 
Aare en über die Nichtigfeitdb 
ze einer Erwägung beürftig find, als die Nichrbendht igfeitöbefchwerbe 
in fof 11 porgefchriebenen Beweisregeln ie Rictbenastung ber in ber Kriminal- 
erg per F Ara bedroht HE DEI beftehen, nicht ausdrüdlich 
‚je weitere Ausführung des zulept : 
er rtifel vorbehalten, in welchem N re eg — wir dem fol⸗ 
oArexung zu machen beabſichtigen, und uns hier auf den Bert nee der 
er pen jegigen Strafprozeßformen und der befichenden Ge * Pi eichränfen, 
8 ewent⸗⸗ — — aufzuſtellen und zu — erfaſſung ent⸗ 
— u dieſem Zwecke müſſen wir, wie in den frü mein, Die ei 
enden Da en ar gi des — anb DeS Jeblgen Brenn 
Sn .chtes voranſchicken, zumal die nglifchen, ob fie gleich auf den eriten Blic je en 
N enpen Prinipee baar und darum für und unbrauchbe jeRe® 
LHEHTD: Betlmmme kt, vi 69 sc um ch Enke cal er 
h e Strafverfahren überhaupt, jo b i i. 
echtemittel großenthei ! erlhaupt, jo beruhen auch Die Engli- 
ſchen Rech großentheils auf Gewohnheit, die nur in einzelnen Fällen —* 
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Parlamentsftatuten abgeändert oder ergänzt worden iſt. Mehrere berfelben find in 
neuerer auf diefem Wege rain worden. Dahin gehört das unter — IV. 
abgejchaffte benefit of clergy (benefieium clericale), ein urfprünglic den Geif- 
lichen ertheiltes, fpäter pri alle Perfonen, die lefen konnten, ausgedehntes Privi- 
fegium, bei Anjhuldigungen gewiffer, nicht beſonders ausgenommener todeswürbiger 
Verbrechen Auslieferung an die Kirche beantragen zu dürfen’), ferner das buch 
Art. 60. der Parlamentsafte vom 22. Juni 1 aufgehobene, nur dem Könige, 
beziehungoweiſe den Königlichen Gerichten zugeftandene writ of attaint, welches, 
auf der alten Borftellung beruhend, daß der Spruch der Gefchworenen ein Zeugniß 
fei, dahin gerichtet war, die Gefchworenen dur ein anderes Gefchworenengericht 
von doppelter Zahl wegen Ablegung. eined falſchen Zeugniffes für meineidig er 
klären zu laffen?). 

. Bon den noch jet zuläffigen Nechtsmitteln können wir hier Diejenigen 
übergehen, welche der Angeklagte nach Vorleſung der Anklage in Form vorläufiger 
(prozeghindernder) Einreden geltend machen darf, da wir diefelben ſchon im vierten 
Artikel aufgeführt haben’), weshalb und nur noch folgende zu erwähnen bleiben: 
1) Writ of certiorari facias*). Vermöge diefes Rechtsmittels kann 
ein jebed bei einem unteren Kriminalgerichte, namentlich alfo bei den Affifen und 
der Quartalfigung der Friedensrichter anhängiged indietment (Anklage) demfelben 
abgenommen und vor die kings- (jetzt queens-) bench gezogen werben, welde 
legtere das indietment nach Umftänden fajfiren, die Verhandlung darüber vor id 
felbft ziehen oder einem Gerichte „nisi prius” (Aififengerichte) *) übertragen Tann. 

Das writ of certiorari facias fteht ſowohl dem Ankläger, als dem Ange: 

Hagten zu. Es wird dem Ankläger, jedenfalls wenn derſelbe der Attorney general 
oder ein anderer Beamter der Krone ift, ohne Weiteres, dem Angeflagten nur aus 
befonderen Gründen, und wenn der Fall bei den Aſſiſen anhängig ift, aud nur 
mit Genehmigung des Anflägerd bewilligt. Gründe der Bewilligung find, wenn 
der Angeflagte eine Spezialjury nn (die bei einem unteren Kriminalgerichte 
nicht ftattfindet), wenn die Richtigkeit des indietment geprüft werben 
foll, enplich wenn die Sache bei der Quartalfigung der Friedensrichter anhängig 
ift und aus einer fchriftlichen, eidlich befräftigten Gingabe (afhidavit) des Ange 
flagten zu entnehmen ift, daß fie dort Feine unparteiifche Beurtheilung zu erwarten 
habe *). — Wird der Angeklagte dieſes Rechtsmitteld ungeachtet verurtheilt, fo muß 
er die dem Ankläger dur die Verhandlung vor der Kingsbench erwachſenen Koften 
erfegen, und deshalb ſchon bei Anbringung feines Gefuches für deren Berichtigung 
Bürgfchaft leiften. Im Falle feines Husbleibens vor dem höheren Gerichte vers 
fällt er in 20 Pfd. Sterl. Strafe’). . 


1) Stepben's Handbuch bes Englifhen Strafrechtes und Strafverfahrens überfeht u. |. iv. 
bon Mübry. Göttingen 1843. ©. 4 (Note 2) 227. 532. Glafer, das Englifch- Schottifhe 
Etrafverfabren. Wien 1850. ©. 154 Note 10. 

2) Rintel. Bon der Jurh. Münfter 1844. S. 77. 157. 426. Mittermaier bad 
Deutſche Strafverfahren u. f. w. A4te Ausgabe. SHeibelberg 1846 Thl. 2 S. 560. 

A — — 11. S. 359. Ausführlicheres über biefe Einreden bei Stepben: Mübrh 
a. a. O. ftap. J 

4) Stephen-Mühryh a, a. O. Kap. XXI. Glaſer a. a. DO. $$. 390-392. v. Ste⸗ 
mann bie Jurb in Straffadhen. Hamburg 1847. €. 55. 

5) Zu ben Wufträgen, welche die in bie Grafſchaften abgefandten Königl. Richter erbalten, 
gebört audy die „Commission nisi Be Der Name rührt baber, daß u glich, wie noch 
jeht der Sheriff ben Auftrag erhielt, die Jury zu einem beflimmten Tage dor ben Geri tehof 
in Weftmünfter zu laden, falls nicht früber (nisi prius) die Affifenrichter in die Grafſchaft 
fommen follten, um bort Gericht zu halten, was jebody gegenwärtig ſtets gefchiebt. Stephen: 
Mührh a. a. D. ©. 3 Note 2. 

)Es erinnern diefe Beftimmungen am ben jept aufgehobenen $. 94. ber Kriminal-Orbnung 
vom 11. Dezember 1805, wonad das Dbergericht jede bei einem Untergerichte ſchwebende Unter: 
fuhung ak era abnehmen konnte. 

7) Slafer a. a. O. $. 395. 
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2) Motion in arrest of judgement'). Diefes Rechtsmittel, welches 
die Ausfegung des Endurtheils bezwedt, muß unmittelbar nach der Meberführung 
des Angellagten durch den Spruch der Gefchworenen (eonviction) bei dem Gerichts- 
bofe jelbft angebracht werben, weshalb bei allen mit Tobeöftrafe bedrohten Ber 
brechen der Richter den Angeflagten vor Abfafjung des Endurtheils befragen fol, 
ob er Gründe vorzutragen habe, vermöge deren ein Todesurtheil nicht gegen ihn 
gefprochen werben bürfe. 

Die Gründe für diefes Nechtsmittel können theild aus den ſchon im vier: 
ten Artikel erwähnten (progeßhindernden) Einwendungen des Angeklagten, theild aus 
gewiflen, aus den Alten (record) felbfterfihtlichen Kormfehlern, in fofern 
diefelben ein demurrer begründen, niemald aber aus einem Mangel an evidence 
(Beweis) oder einer Unregelmäßigfeit des Verfahrens entnommen werben ?). 

Die Entfcheivung über die motion in arrest of judgement gebührt zumächft 
dem Gerichtöhofe, vor welchem die Sache verhandelt ift. Er kann ſich derſelben 
aber auch enthalten und fie der Kingsbench oder der Plenarverfammlung der Ge- 
richtshöfe von MWeftminfter überlafien. Wird für die Ausjegung des Urtheils ent- 
ſchieden, fo ift damit das ganze Verfahren für nichtig erklärt; daffelbe kann jedoch 
durch ein anderes indietment wieder aufgenommen werben’). 

Gin arrest of judgement fann der vorfigende Richter, wie wir ſchon im 
vierten Artikel erwähnt haben, auch ohne den Antrag des Angeklagten von Amts— 
wegen eintreten laffen, wenn er einen auf „Schuldig“ lautenden Spruch der Ge— 
jchworenen für ungerechtfertigt erachtet. — In früherer Zeit pflegte dann der vor: 
figende Richter den Fall dem Staatsjefretair vorzutragen und durch dieſen mit 
Hülfe der von ihm felbft während der Sigung gemächten Aufzeichnungen eine neue 
(micht nothwendig gerichtliche) Unterfuchung herbeizuführen, die dann aber nur die 
Begnadigung des Angeklagten zur Folge haben konnte. Neuerdings ift jedoch durch 
ein Geſehz von 1848 (11. 12. Victoria cap. 78.) ein aus fünf Mitgliedern der 
drei Gerichtshöfe von Weftminfter beftehender ſ. g. Appellationshof (court of ap- 
peal) eingefegt worden, welchem zwar nicht in Folge der Berufung des Angeflag- 
ten, wohl aber durch den vorfigenden Richter von Amtswegen etwanige Rechts: 
fragen, mögen fie nun die evidence betreffen, oder eine motion of arrest oder ein 
demurrer begründen, zur Entjcheidung vorgelegt werden fürmen. 

Der Court of appeal entfcheivet in öffentlicher Sitzung nah Anhörung 
ber beiderfeitigen Advofaten, und kann nach Befinden in der Sache felbft erfennen 
oder ie Gnejgeidung vor eine andere Ajfife, beziehungsweife Bierteljahrfigung, 
verweifen *). | 

3) Wenn bei gerichtlichen Berfolgungen* wegen eined misdemeanor (nit 
wegen felony) ein Berbift „Schuldig” ergangen ift und der Verurtheilte nicht ſchon 
vorher eine motion in arrest of j ement angebracht hatte, jo kann derjelbe noch 
eine motion for a new tria (Antrag auf neue Verhandlung) oder ein writ 
of venire facias de novo (Bejuch um Einberufung eines neuen Gefchworenen- 
gerichte8) bei der Kingsbend anbringen, und ah fann es bewilligen, wenn fie es 
im Intereſſe der Gerechtigkeit für nothwendig hält. Ein new trial pflegt zugelaffen 
zu werden, wenn das Verdikt gegen die evidence oder die von dem Richter gege- 
bene Anweifung (charge) war, wenn ein ungeeignetes Beweismittel angenommen 





1) Mittermaier das Deutfche Strafverfahren Thl. 2 S. 558. Stephen-Mührh 
0.0.0. 6538 ff. Glaſer a.a. O. $$. 400. 401. Carl Theodor Zittmann, bie Stellung 
ber Geſchworenen u. ſ. w. Dresden und Leipzig 1849. ©. 6. 

2) Mittermaier bas Englifhe, Schottifche und Norbamerikanifche Strafverfabren. Er- 
langen 1851. ©. 529. Stepben-Mübrn ©. 528. 529, 

3) Glafer a. a. D. S. 402. ee aD. €. 531. 

4) Mittermaier a. a.D. ©. 5277. Stepben-Mühry a. a. O. &. 550. Wild. Be 
—— des nr Beweisrechtes, herausgegeben u. f. wm. von Marquardſen. Heidel- 
berg 1851. ©. 416. 464. 
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oder ein geeignetes verworfen worben, wenn der Richter die Verhandlung unrichtig 
geleitet oder Die Gejchworenen irre geführt, wenn der Anfläger ſich unerlaubter Ein; 
wirfungen auf die Gefchworenen ſchuldig gemacht hat, oder die Gejchworenen ſich 
ein ungeeignetes Betragen haben beifommen laffen; enbli ‚wenn der Angeklagte 
neue Beweife vorbringt und ihn wegen der Berjpätung fein Vorwurf trifft. 

Gin writ of venire facias de novo fann dagegen beantragt und muß be 
willigt werden, wenn die Gejhworenen unrichtig gewählt, oder Refufationen ger 
fegwidrig verworfen, oder wefentliche Fehler des Verfahrens vorgekommen find, oder 
die Gefchworenen jich ungeeignet betragen haben. 

Auf den Antrag des Klägers wirb new trial nur bewilligt, wenn 
das dem Angeklagten alnlie Verdikt durch ein betrügerifches oder regelwidriged 
Verfahren des lepteren erlangt worden ift '). 

A) Iſt von dem Gerichtöhofe bereitd ein Erkenntniß (judgement) gefällt 
worden, jo kann dafjelbe fowohl von dem Angeklagten, als auch von deſſen Erben 
oder Teftamentsvollftredern und fonftigen dabei intereflirten Perſonen?), und zwar 
noch binnen 20 Jahren, wegen offenfundiger Verfehen (mistakes) in dem 
Urtheil * einem anderen Theil der Akten durch ein writ of error angefoch— 
ten werben. 

Es kann dadurch die Entſcheidung über die (im vierten Artikel erwähnten) 
progeßhindernden Einwendungen bejtritten, es fann auch dargethan werden, daß ber 
Richter zuläffige Beweismittel zurückgewieſen oder unzuläſſige geftattet, oder den 
Geſchworenen eine unrichtige Rechtsbelchrung gegeben habe, nicht minder, daß der 
Spruch der Gefchworenen in der Form unftatthaft oder unvollfiändig geweſen je, 
oder die Geſchworenen fich gewiſſe Unregelmäßigfeiten haben zu Schulden kommen 
lafien. Es wird dadurch endlich der Nachweis möglich, daß der Richter aus dem 
Spruche der Gefchworenen einen unrichtigen Schluß gezogen, bei einem Spezial 
verdikt alfo die That unrichtig qualifiziert, bei einem Generalverdift eine unrichtige 
Strafe erkannt habe. 

Das writ of error wird nach zuvor eingeholter Erlaubniß des Königs oder 
des Attorney general bei dem Gerichte des Lordkanzlers (Court of chancery) ans 
gebracht, welcher durch einen fchriftlichen Befehl (der auch writ of error genannt 
u werben pflegt) dem Gerichte eriter Inftanz die Einfendung der Aften, und zwar, 
wenn diefes ein unteres Kriminalgericht war, an die. Kingäbench, wenn es die 
Kingsbench felbft war, an das Oberhaus aufgiebt. Bei der Verhandlung vor dem 
höheren Gerichtöhofe (court of error) wirb der ge durch einen Advofaten 
vertreten, während der Attorney general das erſte Urtheil verteidigt. Erachtet 
der Gerichtähof das Rechtsmittel ffir bo ündet, fo kann er nad dem fchon alles 
girten Gejege 14. 12. Vietoria cap. 78. sect 5. enimeder- jogleid; felbft in ber 
Hauptfache erfennen oder die anderweite Entſcheidung vor das erſte Gericht ver 
weifen. Wird das writ of error von dem Provofanten nicht betrieben, jo fann ed 
von dem Gierichtähofe vernichtet werden, in welchem Falle «6 bei dem erften 
Urtheile verbleibt ’). 

5) Auch wegen wicht offenfundiger Verſehen (error dehors the 
reeord) kann ein ſchon ergangenes Straferkenniniß als unrichtig dargelegt (Tal- 
sified) oder aufgehoben (reversed) werben. 


2 Stepben-Mührp a. a. D. ©. 523, Mittermaier das Deutſche Strafberfahren 
Thl. 2 ©. 558. Derjelbe, bas Englifche, Schottifche u. f. w. Strafverfahren ©. 530. v. Ste 
mann ca. a. O. © 54. Beft-Marquarbfen a. a. O. ©. 415. 464, 490, R 

2) Man beachte, daß eine Verurtbeilung wegen felony ober treason ben Verluft ber un 
beweglichen, zumeilen aud ber bemegliden Güter zur Folge bat und daher oft noch für andere 
Werfonen, als den Werurtbeilten allein, von erheblichem Intereſſe ift. 

3) dv. Stemann a. a. D. ©. 56 ff. Glaſer a. a. O. 5. 410—413. Stephen⸗ 
Mübry a. a. ©. ©. 547, Mittermeier a. a. D. ©. 534. 59. Beft-Marauarbien 
a. a. O. S. 456. 489, 
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Es findet diefes vornämlich ſtatt, wenn das Gericht unzuftändig war, ober 
der Richter Feinen gültigen Auftrag hatte, ferner bei gewiffen Kontumazialerfennt- 
niffen, 3. B. wenn Jemand, der von einem wegen elony in contumaciam Ber: 
urtheilten, d. h. in die Acht Erflärten (outlawed) und darum feines gefammten 
Vermögens verluftig Gegangenen, ein Grundftüd gefauft hat. In diefem Falle 
fann der Käufer die Zeit des angeblichen felony oder treason oder auch die 
That ſelbſt anfechten. Es bedarf dann nur einer Auseinanderfegung des Sach⸗ 
verhältnifies bei dem Gerichtshofe, welcher nad) Aufnahme des Augenſcheins (upon 
bar inspection) entfcheidet'). 

6) Schließlich fteht in den ſ. g. fummarifchen Sachen (of summary con- 
viction) dem Berurtheilten eine Berufung an die Quartalfigung der 
Sriedensrichter zu, wenn das Urtheil von einem Sriedensrichter allein ge: 
faͤllt ift und auf Gefaͤngniß von mehr ald vier Wochen oder Geldbuße von mehr 
als 5 Pd, Sterl. lautet. ——— der Friedensrichter lönnen auch, wenn⸗ 
gleich in neuerer Zeit nur mit Einfchränfungen durch ein writ of certiorari, an bie 
Kingsbend gebracht und dort beftätigt oder faffirt werben”). 

Man erfieht aus diefer Darftellung, daß das Verfahren bei Anbringung 
und Zulaffung von Rechtsmitteln in England zwar noch fehr ungeorbnet und wenig 
ſyſtematiſch ih, der Provofant auch oft genug dabei von dem Belieben des Gerichte: 
hofes abhängt, daß es aber Doch der firengen Formen des Ankla eprozeſſes unge- 
achtet Mittel genug an die Hand giebt, um ungerechte Wahrſpruͤche zu verbeffern 
und das materielle Recht nach allen Seiten hin zur Geltung zu bringen, dergeftalt, 
daß unter Umftänden jogar ein den Angeklagten losjprechendes Urtheil, 
obgleich der Regel nad unangreifbar’), noch der Aufhebung unterliegt, wenn es 
durch unerlaubte Mittel von Seiten ded Angeklagten erlangt war. 

Die Franzöfifche Strafprozeß-Ordnung hier, wie überall, ftreng ſyſtematiſch, 
unterſcheidet zunaͤchſt ordentliche und außerordentliche Rechtsmittel, und zwar 
nicht bloß gegen Definitiv-Erfenntniffe, ſondern auch gegen vorbereitende Verfügungen 
und Urtheile‘), 

Da bloße Berfügungen bei uns jederzeit im Wege der Beſchwerde anzu⸗ 
fechten find, ſtatt der ſ. g vorbereitenden Erkenntniſſe (wie z. B. über die Ver— 
ſebung des Beſchuldigten in den Anklageſtand und Verweiſung der Sache vor das 
——6 aber uͤberall nur einfache Beſchlüſſe gefaßt werden, gegen 
welche gleichfalls nur Beſchwerde ftattfindet umd dieſes Syſtem fich bis jegt einer 
Veränderung nicht bedürftig gezeigt hat, fo wollen wir und hier auf Die gegen 
Definitiv-Erfenntniffe zuläffigen Rechtsmittel der Franzoͤſiſchen Strafprogeß-Orbnung 


bejchränfen, 
. Ordentliche Rechtsmittel diefer Art find: 

.. Der Einfpruch (opposition), welder die Zurüdnahme eines nach⸗ 
theiligen Spruches bezwedt, und daher von dem Berurtheilten gegen ein Kontu— 
mazial-Erfenntniß des einfachen Polizei⸗ des Zuchtpolizeir und des Appella⸗ 
tionsgerichtes, beziehungsweije innerhalb dreier und innerhalb fünf Tage, nebit 
einem Tage für je drei Myriameter Entfernung, vom Zage der Zuftellung an ge- 
rechnet, bei dem Gerichte, welches das Urtheil gefprochen, eingelegt werden kann, 
aber Feine auffchiebende Wirkung ( Devolutiveffeft) hat. Der Opponent muß ohne 
weitere Borladung in der nächften Audienz diejes Gerichts erfcheinen, widrigenfalls 
das Rechtsmittel als nicht angebracht, wogegen, wenn er nad) Beobachtung der ges 





1) Stepben-Mühry a. a. ©. €. 449. 546. Mittermaier a. a. O. ©. 5332. 

2) Rüttimann's Bericht über die Englifche Strafrechtspflege. Züri 1837. ©. 106, 
Ludwig Frey Frankreichs Civil- und ſtriminalberfaſſung. Erlangen 1851. S. 72. 73. Belt: 
Marquardfena. a. ©. ©. 459. 462, 

3) Mittermaier das Deutfhe Strafverfahren Thl. 2 ©, 638, 

e 202° b. Daniels Grundzüge des Mheinifchen und Franzöfifchen Etrafverfabrens, Berlin 1849, 
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feglichen Förmlichfeiten erfcheint, das Kontumazial» Erfenntnig als nicht ergangen 
an = wird"). Gegen Erfenntniffe der Affifen- oder Spezialgerihtshöfe, welche 
= erlaffene Ediktal-Eitation (und zwar bei den erfteren ohne uziehung der Ge⸗ 
fhworenen) abgefaßt find, bedarf es eines Einfpruches nicht, weil dergleichen, ſo— 
bald ſich der Angeklagte ftellt, oder verhaftet wird, von Rechtswegen vernichtet 
werben, —— t, daß ohne Weiteres zu einer neuen Verhandlung geſchritten 
werden muß’). 

2) Die Berufung (Appellation), welde die Aufhebung des Erkennt⸗ 
niſſes be den höheren Richter bezwedt und auffchiebende (devolutive) Wirkung 

hat. e kann 

a. gegen ein Urtheil des einfachen Polizeigerichtes von dem Berurtheils 

ten binnen 10 Tagen, vom ur. der Urtheilsverfündigung an gerechnet, 
eingelegt werden, wenn auf eine Gefängnißftrafe oder auf Geldbuße von mehr als 
fünf Franken (einfchließlich der Wiedererftattungen und fonftigen Givilentfhäpiguns 
gen, aber ausſchließlich der Koften) erfannt ift’). 

Die Entfcheidun me dem Zuchtpolizeigerichte. 

b. Gegen ein Urtheil des Zuchtpoligeigerichtes fteht fie binnen gleicher 

Frift und ohne Rüdficht auf den Ausfall der Entſcheidung zu 
aa. dem —— und den etwa verantwortlichen Perſonen, 
bb. der Givilpartei, jedoch nur in ihrem Civilintereſſe, 
ec, der Forftverwaltung (rüdfichtlich der von ihr bei dem Gerichte an— 
hange gemachten Forſtfrevel), 
dd. der Staatsanwaltſchaft bei dem erkennenden Gerichte. 

Ueber die Berufung hat das Appellationsgericht, wenn diefes in demjelben 
Departement feinen Wohnſitz hat, anderenfalld ein anderes Gericht erfter Inftanz 
zu erfennen. at der Staatsanwalt erfter Inftanz die Berufung nicht einge- 
legt, jo kann ſolches noch der Staatsanwalt bei dem Gerichte der zweiten In— 
ftanz binnen zwei Monaten thun *). 

Gegen Erfenntnifie der Ajfifen und der Spezialgerichtähöfe findet eine Be— 
rufung nicht ftatt. 

Außer dem Falle, wo der Appellationdrichter die Sache ald vor ein höheres 
Gericht gehörig erachtet, erkennt er in der Sache felbft, auch wenn er das erfte 
Urteil wegen Verlegung oder Unterlaffung von Formen vernichtet’). Er kann 
auf den Antrag der Staatsanwaltfchaft oder einer Partei nicht nur die ſchon in 
erfter Sr — ſondern auch neue Zeugen in der Sitzung vernehmen‘). 

ll. Außerordentlihe Rechtsmittel find: 

1) Der Kaffationsrefurs, über welchen ausfchließlich der Kaſſations— 
hof erkennt, und welcher fowohl von den SBarteien, ald auch von der Staatsdanwalt- 
fchaft (von der Givilpartei jedoch nur rüdfichtlich der ihr Eivilintereffe berührenden 
Punkte), fpäteftens am vierten Tage mit Hinzufügung eines Tages mehr für je 
drei Myriameter Entfernung gegen Urtbeile erhoben werden fann, die durch Fein 
— Rechtsmittel mehr anzugreifen find’). 

ft bei einem Affifenhofe ein freifprechendes Urtheil ergangen, fo kann die 
Staatsanwaltjchaft den Kaffationsrefurd der Regel nach nur im Intereſſe des 
Geſetzes und ohne Nachtheil für die Partei ergreifen, es fei denn, daß der An— 
geflagte, obgleich von den Gefchworenen für fchuldig erklärt, von dem Gerichtshofe 


⁊* 

1) Art. 1494452. 187. 188. 208. bes Cod& d'instr. eriminelle. 

2) Urt. 476. a. a, D. 

3) Art. 172—174. 177. a. a. O. 

4) Urt. 199—205. a. a. D. 

5) Urt. 215. a. a. ©. 

6) Art, 175. 176. a. a. O. 

T) Art. 177. 216. 407. 417. 418, a. a. O. Rintel von ber Zurp 6, 291, Ludwig 
Frey Franfreihs Cibil- und Kriminalverfafjung ©. 141—142. 
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wegen Mangeld eines Strafgeſetzes losgejprochen wäre, die Staatsanwaltjchaft 
aber das Vorhandenfein eines ſolchen Geſetzes behauptete. Es fteht ihr dann aber 
zur Ginlegung des Nechtsmittels nur eine Frift von 24 Stunden offen; doch fann 
der Generalprofurator im Intereſſe des Geſetzes, in diefem, wie in anderen 
Fällen, wenngleich ohne Präjudiz für die Parteien auch nach Ablauf der Frift 
von dem Rechtsmittel Gebrauch machen '). 

Gegründet fann der Kaſſationsrekurs werden auf Verlegung einer bei Strafe 
der Nichtigkeit vorgefchriebenen Förmlichkeit, auf die Unzuftänvigfeit des erfennenden 
Richters, oder Ueberjchreitung feiner Gewalt (4. B. wenn ein Gericht, das nur in 
zweiter Inſtanz hätte erfennen können, fogleich in evfter erkannt bat), auf Verlegung 
oder Nichtbeachtung einer ausdrücklich in Antrag geftellten, wenngleid) 
nicht bei Strafe der Nichtigkeit ertbeilten Vorſchrift für das Verfahren, endlich 
wegen Anwendung einer ungefeglihen Strafe. Die Givilpartei, welche den Kaſſa— 
tionsrefurd einlegt, muß in der Regel eine Geldbuße von 150 Franfs und bei 
Kontumazials Erfenntniffen die Hälfte niederlegen, wogegen der in einer Polizei— 
„oder Zuchtpolizeifache zu Gefängnißftrafe Berurtheilte zum Kaffationsrefurfe nur 
zugelafjen wird, wenn er ſich in Haft oder gegen Bürgichaft in Freiheit befindet ?). 

Die Nichtigkeitserflärung wegen einer Körmlichkeit hat die Vernichtung des 
Grfenntniffes und des ganzen vorangegangenen Berfahrens von dem älteften nichti- 
gen Akte zur Bolge’). | 

Der Kaffationshof erfennt jederzeit nur über den angegebenen Nichtigfeits- 
grund und verweift im Kalle der Vernichtung die anderweite Gntjcheidung vor ein 
anderes Gericht derfelben Kategorie wie das erfte. Diefes war nach dem Code 
d’instr, an die vom Kaffationshofe aufgeftellten Grundſätze nicht gebunden; feine 
Enticheidung konnte daher, wenn fie dem Urtbeile des Kafjationshofes nicht fonform 
war, von Neuem im Wege des Kaffationsrefurfes vernichtet werden ’). 

Nach einem Gefege vom 16. September 1807 follte nach einer ſolchen Ent- 
jheidung Interpretation des Gefeges durch die öffentliche Verwaltung in Form 
einer Verordnung eintreten; ein jpäteres Gefeg vom .f. April 1837 beftimmt in- 
defien, daß fich A dem bezeichneten Falle der zweite Gerichtöhof, vor welchen die 
Sache verwielen ift, der Entjcheidung des Kafjationshofes fonformiren muß’). In 
der Preußischen Rheinprovinz, wo nach der Befignahme nur cin Appellationshof 
eingerichtet war, dem alſo ein anderer vorfommenden Falles nicht fubftituirt werden 
fonnte, zeigten fich dieſe Vorfchriften, auch wenn fie font zu billigen gewefen wären, 
jedenfalls unausführbar, daher die abweichende Beftimmung, daß der Rheinpreußifche 
(iegt mit dem Ober - Tribunal vereinigte) Rafjationshof, wo die Sache dazu anger 
than ift, auch in der Hauptjache zu erfennen, anderenfalls die Sache an die ns 
ftanzgerichte zurüczumweifen hat, dieſe jedoch verbunden find, fi nach den vom 
Kaffationshofe aufgeftellten Grundfägen zu achten‘). 

2) Die Revifion. . Ueber diefed Nechtsmittel erfennt ebenfalld der Kaffa: 
tionshof, fobald ihm ein dazu geeigneter Fall durch den Generalprofurator auf An- 
weifung des Juftiz- Minifters vorgelegt wird. 


Die drei einzigen Fälle diefer Art find: 

1) Wenn durch verfchiedene Erkenntniſſe wegen des nämlichen Verbrechens 
mehrere Angeklagte verurteilt find, von denen einer nichtfchuldig fein muß, wenn 
der andere —58 iſt. Der Kaſſationshof kaſſirt dann, wenn er den Widerſpruch 


1) Art, 409. 410. 411. 374. 412. a. a. O. Lubwig Freh a. a. O. S. 143. 
2) Urt. 419 -421. a. a. O. 
Rn Urt. 408. 410, a. a. ©. b. Daniels aa ©. S. 212. Ludwig Fred a.aO, 


4) Urt. 428. ff. a. a. O. 

5) Cramer's Sammlung &. 159, auh Ludwig Frey a. a. D, ©. 146 fl. 
6) Rabinets-Ordre vom 8. Juli 1834 Gef.-Samml, ©, 89, 

Archiv, 1856, V. 40 


S. 14 


Fe = 
end. 
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begründet erachtet, die widerfprechenden Erfenntnifje, und verweift fammtliche Anz 
geflagte vor einen neuen Ajfifenhof, welcher in der Sache noch nicht erkannt bat. 

2) Wenn Jemand wegen Tödtung eines Menſchen verurtheilt ift, und ſich 
Vermuthungen dafür ergeben, daß der angeblich Getödtete nach der angenommenen 
Todeszeit noch wirklich gelebt habe. Der Kaffationshof giebt dann nach Befinden 
dem Appellationsgerichtsbofe Die nähere Unterfuchung des Falles auf; dieſer erfennt 
nur über die Thatfache des fpäteren Lebens des angeblich Getödteten und theilt das 
Urtheil dem Kaffationshofe mit, welcher geeigneten Falles die Sache vor einen art 
deren Aſſiſenhof zurüdverweift. Der legtere hat fcbließlih, wenn er die frühere: 
Verurtheilung ungerechtfertigt findet, den früher Verurtheilten von der Anklage 
loszufprechen. 

3) Wenn nach lg Verurtheilung eines Angeklagten einer oder mehrere 
der gegen ihn aufgetretenen Belaftungszeugen wegen Ralfchheit ihres Zeugnifjes ver— 
urtheilt find. Der Kaffationshof vernichtet dann das erfte verurtheilende Erkenntniß 
und verweift die Entfcheivung der Hauptſache vor einen neuen Aififenhof'). 

Theilweife find vie erwähnten Vorfchriften des Franzöfiihen Steafprozefls . 
durch dic Verordnung vom 3. Januar 1849 und das Geſetz vom 3. Mai 1852 
auch in Preußen eingeführt, tbeilweife hat man aber die bisherigen Vorſchriften 
beibehalten over morifizirt. Abgeſehen von der Berufung auf rechtliches Gehör 
gegen Strafrefolute der Polizei- und Kinanzbehörden, die man nicht eigentlich zu 
den Rechtsmitteln zu zählen pflegt, und die aus dem älteren Verfahren übernommen 
find, fennt unfer gegenwärtiges Strafverfahren folgende Rechtsmittel. 


l. Ordentliche Rechtsmittel. Dahin gehört: 

1) Der Einspruch, welcher von dem Verurtheilten gegen ein die Stelle 
eines Grfenntnifjes vertretendes Strafmandat des Polizeirichters binnen zehn Tagen 
nach der Zuftellung erhoben werden fann und die Anfegung eines Termins zur 
mündlichen Verhandlung vor dem Polizeirichter zur Folge bat. Wenn in diejem 
Termine der Provofant erfeheint, fo ergeht ohne Nüdficht auf das erlaſſene Straf- 
manbat ein neues Erkenntniß, anderenfalld wird der Ginfpruch durch Erfenntniß 
verworfen und es verbleibt bei dem erlaffenen Strafmandate ?). 

2) Gegen die Verwerfung des Einſpruches wegen Ausbleibens in der 
Audienz ftcht dem Angefchuldigten noch der Antrag auf Wiedereinfegung In 
den vorigen Stand offen, wenn er nachweifen fann, durch Naturbegebenheiten 
oder andere unabwendbare Zufälle an der Wahrnehmung des Termins verhindert 
zu fein. Dafjelbe Rechtsmittel kann auch in anderen Unterfuchungen gegen die 
Folgen des Ablaufs präflufivifcher Friften binnen zehn Tagen nach dem Termine, 
eventuell nach Hinwegräumung des Hindernifjes, angebracht werden’). 

Außer diefen Fällen B bet eine Wirdereinjegung in den vorigen Stand 
gegen Kontumazial» Erfenntniffe der Einzelricyter und der Follegialifchen Gerichtd- 
Adtheilungen nicht ftatt. Dagegen werden Kontumazial- Grfenntnifje der Schwur— 
gerichte, ale fi) der Angeklagte geftellt oder zur Haft gebracht wird, ähnlich, 
wie es die Franzöfifche — vorſchreibt, ohne daß es eines Rechts⸗ 
—— * von ſelbſt ungültig, fo daß jedenfalls von Neuem verfahren wer— 
en muß *). 

3) Gegen Grfenntnifje der Ginzels (Polizei-) Richter, in fofern fie nicht 
eine Zuwiderhandlung gegen die Vorfehriften über Erhebung öffentlicher Abgaben 
und Gefälle, insbefondere der Steuern, Zölle, Poftgefälle und Kommimifationsabgaben, 
betreffen, fteht jowohl dem Verurtheilten ald dem Polizeianwalte binnen einer zehn 
tägigen praͤkluſiviſchen Frift der Rekurs offen, der fich von der Appellation da 


1) Urt. 443— 47. a. a. O. 

2) Urt. 125—127. des Gefepes dom 3. Mai 1852, 
3) Urt. 130. a. a. O. 

4) Art. M. 45. a. a. O. 
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eines Gejeged oder eined Rechtsgrundfages, nicht minder wegen Verlegung ober 
unrichtiger Anwendung wejentlicher Vorſchriften oder Grundfäge des Verfahrens, 
von denen das Gefeg einige fpezifiziet, andere dem Ermeſſen des Ober» Tribunals 
anheimftellt. Gegen einen Ausfpruch der Gefchworenen, durdy welchen der Ange— 
Hagte für „nicht jchuldig“ erklärt worden, jteht der Staatsanwaltichaft die Nich— 
tigfeitöbefchwerde nicht zu, es fei denn, daß diejelbe durch die Zufammenfegung des 
Gejchworenengerichtes oder durch Stellung oder Nichtftellung einer Frage an die 
Gejchworenen begründet wäre. 

Die Nichtigfeitöbefchwerde ift in dem Falle zu b. binnen zehn Tagen nad) 

der Verfündigung, resp. Zuftellung des Urtheils bei dem Gerichte erfter Inftanz 
anzumelden und binnen ferneren zehn Tagen bei Verluft derfelben unter Angabe 
der REED: und Bezeichnung der verlegten Vorjchrift ebendaſelbſt zu recht- 
fertigen. 
— Spricht das Ober-Tribunal die Vernichtung des angefochtenen Urtheils 
wegen eines Mangels in dem Verfahren aus, jo verweiſt es die Sache zur ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entjcheidung an das von ihm zu bezeichnende Gericht, 
anderenfalld kann es nad) Befinden auch fogleich in der Sache ſelbſt erfennen '). 

2) Die Reftitution. Diefe fann von dem Verurtheilten gegen jedes 
rehtöfräftige Urtheil bei dem Gerichte erfter Inſtanz angebracht werden, wenn 
er nachzuweifen vermag, daß das Urtheil auf einer faljchen Urfunde oder 
der Ausjage eines meineidigen Zeugen beruht. Kann der Fälfcher oder 
der meineidige Zeuge noch gerichtlich verfolgt werden, fo darf dem Reftitutionds 
Geſuche erft ftattgegeben werden, wenn derſelbe dieſes Verbrechens wegen rechts— 
fräftig verurtheilt ift. Erachtet der erfte Richter das Reftitutionsgefuch für begrün- 
det, * verweiſt er die anderweite Verhandlung und Entſcheidung der Sache ſo— 
gleich vor das zuftändige Gericht’). 

Bon den hier gejchilvderten Nechtsmitteln hat vornehmlich die Appellation 
und der derjelben nahe verwandte Refurs ſehr begründete Bedenken angeregt. 
Die Unvereinbarfeit einer Appellation bezüglich der Thatfrage mit 
dem Prinzipe der Mündlichkeit ift in dem Dielen Gegenftand betreffenden 
Aufjage von Voitus, deſſen wir jchon im Eingange erwähnt haben, fo ſchlagend 
nachgewiejen worden, daß wir und hier jeder ferneren Bemerkung darüber enthal- 
ten können’). Es fteht dieſes Nechtsmittel aber nicht blos mit dem Prinzipe der 
Mündlichkeit, fondern auch mit dem des Gefchworenengerichtes im Widerfpruche. 
Denn gegen Erfenntniffe der Gefchworenengerichte ift eine Appellation nicht zuläf- 
fig und kann auch begreiflicher Weiſe gar nicht zugelaffen werden, weil von den 
Geſchworenen eine mit fyftematifch abgefaßten Gründen belegte Entſcheidung 
über die Thatjachen nicht zu erwarten ift, und ohne eine folche fich die Möglichkeit 
eines Angriffes auf die thatfächliche Feftftellung des erften Richters im Ginzelnen, 
d.h. unter Angabe jpezieller Befchwerdepunfte, nicht wohl denfen läßt. Da nun, 
aber die Geſchworenen gerade über die fchwerften, die Gerichtsabtheilungen und 
Einzelrichter dagegen nur über die leichteren Straffälle zu entfcheiden haben, fo 
drängt fih unabweislich die Frage auf, warum*gerade die leßteren durch eine In— 
ftanz geſchützt fein follen, die man den fehwereren verfagt und verfagen muß +)? 


1) ss 144. 145. 150. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Art. 106—118. bes Ge— 
feßed vom 3. Mai 1852. 

2) 85. 151—155. der Verordnung vom 3. Januar 1849. 

3) Auch Waltber bat ſich zum Theil aus ähnlichen Gründen in ber erften Abtbeilung 
feiner Schrift: „Die Rechtsmittel in Straffahen“, Münden 1853 ©, 115 ff. 122 ff., gegen das 
nad Franzöſiſchem Mufter eingeführte Nechtsmittel der Appellation in Straffahhen ausgefproden 
und in ber zweiten Abtbeilung (Münden 1855) S. 254 diefe Anficht gegen bie bagegen erhobenen 
Angriffe fiegreich vertheidigt. 

4) Ueber die fonftigen, tbeoretifhen Gründe, weshalb die Rechtsmittel gegen Erkenntniffe 
a und ber Gerichtsfollegien identisch fein müſſen, ſiehe Waltber a. a, & 
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Für das Franzoͤſiſche Strafverfahren läßt fich diefer Widerfpruch einigermaßen das, 
her erflären, daß dem Verfahren vor dem Polizeigerichte nicht nothwendig und dem 
vor dem einfachen Bolizeigerichte überhaupt ein Verweiſungsbeſchluß und eine An- 
Hage nicht vorhergeht, Staats- oder Polizei -Anwalt, Givilpartei und Forftfonfer- 
vator vielmehr das Recht haben, den Angefchuldigten und die Zeugen unmittelbar 
zue Audienz laden zu laffen'), daß in Folge deffen der Angefchuldigte oft erft im 
Verhandlungstermine den Gegenitand der Anklage und bie “er ihn vorliegenden 
Beweiſe vollftändig erfährt, und daß, weil ihm folhergeftalt die Gelegenheit zu 
feiner wie ont, vo in der eriten Jırftanz möglicherweife verkümmert fein fann, es 
billig erfcheint, ihm dazu noch eine zweite zu bewilligen. 
+: unferem Berfahren ift dagegen auch von diefem Gefichtspunfte das 
Beduͤrfniß einer Appellations » Inftanz, wenn überhaupt, fo doch jedenfalls in fehr 
viel geringerem Grade vorhanden. Denn nach der Verordnung vom 3. Januar 
1849 erfolgt eine Vorladung zur Audienz vor die Gerichtsabtheilung, und felbft 
vor den Polizeirichter erft, nachdem der Staats- oder Polizeianwalt eine Anklage: 
fchrift, welche die Beihuldigung und die derfelben zum Grunde liegenden That: 
ſachen und Beweismittel vollftändig enthält, dem Gerichte übergeben und dieſes auf 
Grund derfelben die Cröffnung der Unterfuchung befchloffen hat. Diefe Anklage 
fchrift nebft dem Beſchluſſe wird dem — — wenn er verhaftet iſt, vor⸗ 
gelefen, er dabei über die zu feiner Vertheivigung dienenden Beweismittel vernom— 
men, und geeigneten Falles die Herbeifchaffung derfelben von Amtswegen veran- 
laßt. Iſt er nicht verhaftet, jo wird ihm beides abjchriftlich mitgetheilt, jo daß er 
auch, wenn diefes nicht fchon in der Vorunterfuchung oder fonft bei einer der An- 
klage vorhergegangenen Vernehmung gefchehen wäre, jedenfalls jetzt Zeit und Ge— 
legenheit erhält, fich über den Gegenftand der Anflage zu unterrichten und feine 
Vertheidigung fchon für die Hauptverhandlung der u yi Inftanz vollftändig vor⸗ 
zubereiten’). Dem — ter kann zwar der Angeſchuldigte auf Grund einer 
mündlichen Anklage —** vorgeführt werden; auch dann aber iſt dafür geſorgt, 
daß ihm Hinreichende Gelegenheit zu feiner Vertheidigung gewährt werde’). 
Endlich ift auch unfere Gerichtsverfaffung für ein Appellationsverfahren in 
Straffacdhen fehr viel weniger geeignet, als die Franzöfijch- Nheinländifche. In 
Kranfreich geht die Berufung gegen Erfenntniffe der Polizei- (Friedens-) Richter 
an die Zuchtpoligeis Gerichte, gegen die in erfter Inſtanz abgefaßten Grfenntnijfe 
der Zuchtpoligei-&erichte, wenn das Appellationsgericht nicht in demfelben Depar: 
tement liegt, an ein benachbartes Gericht erfter Inftanz, in der Preußifchen Rheinpro- 
pin; jogar an eine andere Abtheilung deſſelben Gerichtes“). Die Appellationg- 
Inftanz ift daher den Gerichten erfter Inſtanz überall möglichft nahe gerüdt, fo 
daß der Appellationsrichter ohne große Koften und Schwierigkeiten, wo er es für 
nöthig hält, die ſchon in erfter Anftanz vernommenen Zeugen noch einmal jelbft 
vernehmen und fich folchergeftalt auf demfelben Wege wie der erfte Richter, d. h. 
durch unmittelbare Anjhauung, ein Urtheil über die der Anklage zum Grunde lie— 
enden Thatfachen bilden fann. Bei uns erkennen auf die Rechtsmittel des Rekur— 
es und der Appellation in Straffachen jederzeit nur die Appellationdgerichte, die 
* ihrer meift ſehr weitläuftigen Bezirke wegen oft gar nicht im Stande find, die ſchon 
vernommenen oder die neu zu vernehmenden Zeugen unmittelbar zur Audienz zu 
laden und fich daher damit begnügen müffen, diefelben fommiffarifch vernehmen und 
ihre Ausſagen demnächt verlefen zu laſſen, ein Verfahren, welches die jchon aus 
anderen Gründen gerügte Unvereinbarfeit der Appellation bezüglich der Thatfrage 


Art. 145. 182. des Code d’instr. 
. 11. 39, 48—51. der Verordnung vom 3. Januar 1849. 
30. 31. a. a. D. 
tt. 200. 201. des Code d’instr. Ludwig Frey a.a. ©. S. 91-93. b. Daniels 
a. a. D. S. 66. 67. 
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mit dem Prinzipe der Miünplichfeit um fo greller hervortreten läßt. Zwar ift von 
"Dem Königlichen Ober-Tribunal, um diefem Uebelſtande möglichit abzubelfen, anges 
ordnet worden, daß der Angeklagte bei ſolchen kommifjariihen Zeugenvernebmungen 
zugezogen, Damit ihm alſo Die Möglichkeit eröffnet werde, den Zeugen ebenjo wie 
in der Audienz Fragen vorzulegen und jich ſonſt über ihre Angaben auszuſprechen'). 
Auch dadurch int indeſſen nur wenig gebotfen, weit ver Appellationsrichter Doch 
immer Dad, was zwiſchen den Zeugen und dem Angefhuldigten verhandelt wird, 
nicht felbjt hört und Das Protofoll dafür nur einen ſehr dürftigen Griag_ liefert. 
Ebenſo wenig kann durch eine Aenderung des Inftanzenzuges, nad) dem Mufter des 
Rheiniſch-Franzöſiſchen, in Diefer Beziehung gebolfen werden, weil unfere beftebens 
den Gerichte auf einen folchen weder eingerichtet jind, noch ohne andere, vielleicht 
ſchlimmere Nachtbeile eingerichtet werden fünnen. Es wäre dazu vor allen Dingen 
erforderlich, die Einzelvichter, Die jegt nur Kommiſſarien der Kreisgerichte find, die— 
fen förmlich unterzuordnen und die Kreisgeridste felbt zu vergrößern. Diejes 
würde aber wieder größere Bezirke vorausjegen, was für die öftlihen Provinzen 
ihrer fehr viel dünneren Bevölkerung wegen jehwerlich zu empfehlen jein möchte. 
Menn aus allen diefen Gründen die Zulafjung eines Rechtsmittels des Re— 
furjes und der Appellation gegen Grfenntnifje der Einzelrichter, beziehungsweiſe der 
kollegialiſchen Gerichtsabtheilungen in der bisherigen Bedeutung beider verwerflich 
erjcheint, jo wird es vor allen Dingen darauf ankommen, diefelben durch ein Die 
Thatfahen möglichſt erfhöpfendes Verfahren der eriten Inftanz 
dergeftalt entbehrlich zu machen, Daß zu einer thatſächlichen Erörterung für 
eine etwanige zweite Inſtanz wo möglich gar Feine Veranlaffung mehr eintreten 
kann. Mir theilen vollflommen die Anficht Des Herrn von Keller’), wenn er 
jagt, es Fönne nicht hoch genug angefchlagen werden, 
„daß ver Schwerpunft der ganzen Kriminaljuſtiz nicht in Die Inſtanz 
der Rechtsmittel, fondern in die erfte. Inſtanz gelegt wird.“ 
Allein in vom Mittel, welches er zur Erreichung dieſes Zweckes vorfchlägt, weis 
chen wir von ihm ab. Nicht dadurch, daß man die Mitglieder des höchken Ges 
richtöhofes, wie Herr von Keller will, periodiſch in die erſte Inſtanz hinabfteigen 
läßt, fondern dadurch, daß man ihr die Glemente der Selbftftindigfeit ein= für alles 
mal zu Gigen giebt, kann diefelbe fo gehoben werden, daß es einer ferneren Inſtanz 
der Regel nach nicht bedarf. Hierzu gehört aber nicht allein ein geeignetes Per— 
fonal (ein Grforderniß, mit dem wir es hier vorläufig nicht zu thun haben), fon 
dern auch ein Verfahren, welches eine Bürgfchaft dafür gewährt, daß die erfte In— 
ftang im ‚thatfächlicher Beziehung nicht leicht mehr etwas übrig läßt, was in der 
zweiten nachgeholt werden müßte’). In Dem fchwurgerichtlichen Verfahren Kegt 
dieſe Bürgſchaft in der Vorunterfuchung, bei welcher der Angeklagte ſchon gehört 
wird, und in der Demnächitigen Vernehmung defjelben über die Anklage, Die ihm 
die Möglichkeit gewährt, die Mittel zu feiner VBertheidigung anzugeben und ihre 
SHerbeiihaffung zu veranlaffen. Much in dem Verfahren vor den Einzelrichtern und 


1) Juſtiz-Miniſterialblatt 1854 ©. 404 und Bd. II. S. 674 dieſer Feitſchrift. 
* Volljtändige Materialien zu ber Verordnung vom 3. Januar 1849 u. ſ. w. Berlin 1852, 
S. il. 
3) Freilich nüten auch die beiten Vorfchriften über das Verfahren nicht, wenn die Richter 
fi nicht angelegen fein laſſen, dieſelben zu befolgen. Inzwiſchen balten wir dafür, daf, was die 
Aualififation und die Prlichtrreue der Preußiſchen Richter erjter Inſtanz betrifft, wir in diefem 
Bunkte feinem anderen Yande nachfteben. Der Trieb zu einer ſolchen Wflichttreue wird aber 
unjeres Erachtens noch um ein Beträchtliches vermehrt werden, wenn man mit Sewäbrung bon 
Rechtsmitteln nicht allzu freigebig ift, unfere Richter erfter Inſtanz alfo die Meberzeugung erlan— 
gen, daß ihre Entſcheidungen über Schuld oder Nichtſchuld nicht leicht anzugreifen find, fie allein 
mitbin die Verantwortlichleit dafür zu tragen baben. Stein Nichter muß ſich demnach mit dem 
Gedanken tröften dürfen, daß die Partei, die durch jein Urtheil beſchwert fein ſollte, ſchon appelli- 
ten werde und daß, weil dann ja der Uppellationsrichter ohnehin entfcheide, an dem erften Urtbeil 
eben nicht viel gelegen fei. 
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den Gerichtsabtheilungen ift, wie wir geiehen haben, in dieſer Beziehung bei ung 
. mehr gefhehen, als in der Aranzöfiich-Rheinifchen Strafprozgeß-Orbnung. In der 
That bepürfte e8 daher, unferes Dafürhaltens, nur noch einiger wenigen Beftim- 
mungen, um eine zur Ausmittelung von Thatjachen. beftimmte Appellations-Inftanz 
nicht allein im jchwurgerichtlichen Verfahren, wo fie ſchon jegt nicht eriftirt, jon- 
dern auch in dem Verfahren vor den Ginzelrichtern und Gerichtsabtheilungen der 
Regel nach entbehrlih zu mahen. Was in diefer Beziehung in der Borunterfu- 
bung, überhaupt in dem der Anklage — — — Verfahren zu 
thun jei, darüber haben wir uns ſchon im zweiten Artifel diefer Beiträge umter 
Nr. I. und IV, weitläuftiger ausgefprocdhen ’), und wenngleich unfere derartigen 
Vorjchläge zunächft darauf Pinziefen, das jegt viel zu jeher in die Breite gebende 
Vorunterfuchungs:Berfahren möglichft abzufürzen, jo ift dieſes vornehmlich in ber 
Hoffnung geſchehen, daß es dadurch an Tiefe gewinnen, daß aljo durch ein in- 
tenfivered Zufammenwirfen der in der Vorunterfuchung tbätigen Kräfte der 
Zwed einer möglichit vollftändigen Ausmittelung der Wahrheit um fo ficherer werde 
erreicht werben. Wenn wir dort inzwifchen für den Fall einer förmlichen Vorun— 
terfuchung ganz bejonders auf die Nothiwendigfeit aufmerffam gemacht haben, ven 
Angefchuldigten ſchon in hi Stadium des Prozefies über feine Bertheidigungs- 
mittel zu hören und die ihm zur Gntlaftung gereichenden Beweife zu erheben, 
wenn wir ferner im vorigen Artifel (unter Sr VI.) vorgefchlagen haben, im 
fhwurgerichtlihen Verfahren den Angeklagten bei VBorlefung der Anklage ſchon 
vor der Sitzung zu einer Beantwortung der Anklage und vollftändigen Angabe 
—* Vertheidigungsmittel zu veranlaſſen, ſo bliebe nur noch ee eine gleiche 
öglichkeit dem Angellagten auch da zu gewähren, wo eine gerichtliche Vorunter— 
fuchung nicht ftattgerunden hat, und ihm, weil er nicht verhaftet ift, die Anklage 
nicht vorgelefen werden Fann. Diejes würde am zwedmäßigften dadurch gefcheben, 
daß in ſolchen Fällen auf die Anklage nicht fogleih im Termine zue mündlichen 
Berhandlung, fondern vorerft zur Beantwortung derfelben beftimmt und der Ange: 
flagte dazu vorgeladen würde. Die in der Vorladung für ven Fall des Ausblei- 
bens zu ftellende und eventuell zu realifirende Verwarnung könnte verfchieven fein, 
je nachdem es ſich um eine entehrende Strafe, d. b. eine ſolche handelt, mit wel: 
cher Unterfagung der bürgerlichen Ehrenrechte, wenn auch nur auf Zeit, verbunden 
ift, oder nicht. Im eriten Falle wäre fofortige Verhaftung anzudrohen, im zwei— 
ten gemügte es, anzunehmen, daß der Angejchuldigte zu feiner Vertheidigung neue 
Thatſachen oder Beweismittel nicht anzuführen —* und demnächit ohne Weiteres 
zur Hau Tor wegen. vorzufchreiten. Wird im Uebrigen das der Anklage voran» 
gehende Berfahren möglichht abgefürzt und der Klagebeantwortungs = Termin nicht 
weiter hinausgerückt, als es die Entfernung und die Wichtigkeit des Falles erfor: 
dert, jo wird der Dadurch entitehende Aufenthalt wenig in Betracht fommen, na— 
mentlich, wenn er zugleich ein Mittel wäre, die zweite Inftanz entbehrlich zu 
“ machen. Ein folches Mittel würde aber die Mlagebeantwortung in fofern bieten, 
als durch diefelbe der Angeklagte nicht nur auf das Vollftändigfte von den gegen 
ihn erhobenen Beihuldigungen vor dem Termine zur Entjcheidung in Kenntniß, 
fondern auch zugleich in die Lage gefegt wird, Alles, was zu feiner Vertheidigung 
gereicht, jchon in erfter Inftanz angeben und herbeifchaffen zu fönnen, fo daß er 
es ſich alsdann lediglich felbft beizumefien hätte, wenn etwas, was zu feiner Ent» 
laftung dienen könnte, nicht ſchon in exrfter Inftanz zur Sprache gekommen wäre. 
In den vor dem Ginzelrichter zur Enticheidung. kommenden Strafjachen, 

welche meiftens von minderer Wichtigkeit find, würde zwar der Klagebeantwortungs: 
mit dem Audienztermine (ähnlich wie in Eivil-Bagatellfachen) zu verbinden fein, je- 
doch mit Vorbehalt einer Berta ung, wenn der Angeklagte im Termine Beweife zu 
feiner Bertheidigung angiebt, die nicht fofort erhoben werden fönnen und zu deren 


1) 8b. 1. S. 327— 333 biefer Zeitſchrift. 
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früherer Borbringung er feine Gelegenheit gehabt hat, wie ſolches der Hauptfache 
nad ſchon in dem $. 34. der Verordnung vom 3. Januar 1849 und im Art. 29. 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852 ausgefprochen ift. 

Wird nach diefen Vorfchriften das Verfahren in erfter Inftanz geregelt, jo 
fann eine zweite Inftanz zur Erörterung von Thatjachen faum noch aus 
einem anderen Grunde nothwendig werben, als, weil der Nichter eine diefer Vor— 
fchriften unbeachtet gelaffen hat, oder der Angeklagte ohne fein Verſchulden verhin— 
dert worden ift, von den ihm durch das Öefeh gegebenen Befugniffen Gebrauch 
zu machen. In Fällen der erften Art: findet eine nochmalige Erörterung der That— 
fachen ſchon jegt zuweilen auch in Schwurgerichtsjachen —* (wenn nämlich das 
Ober» Tribunal eine Sache in Folge einer Nichtigfeitöbefchwerde vor ein anderes 
Gefchworenengericht zurüdgewiefen oder das Richter - Kollegium den Spruch der 
Geſchworenen kaſſirt bat); es kann ſich alfo nur darum handeln, dieſes gegen 
Schwurgerichts-Erkenntniſſe zuläſſige Rechtsmittel auch auf Straferkenntniſſe * 
hender Gerichtsbehörden anzuwenden und allenfalls noch etwas zu erweitern. 

Aehnlich der motion of new trial, oder dem writ of error in England, 
würde demnach gegen alle Straferfenntniffe der erſten Inftanz ohne Unterfchied 
unter gewiflen, weiter unten zu erweifenden Umftänden, ein Antrag auf neue 
Verhandlung (new trial) geftattet werden können, der nicht nur die Rechtsmit— 
tel der Appellation und des Rekurſes, ſondern theilweife auch der Nichtigfeitsbe- 
ſchwerde abjorbirte’). 

Inzwifchen hat man nicht allein im Givils, fondern auch im Strafprozeffe, 
ja hier noch viel mehr, von jeher die Nothiwendigfeit empfunden, jelbit gegen 
rechtöfräftige Erfenntniffe, vornehmlich zum Schuge der Unjchuld noch außerordents 
liche Rechtsmittel zu geftatten. Gin folches ift in der Franzöfifch-Rheinifchen Pro— 
zeß-Ordnung die Revifion, die man aber auf drei, beftimmt vorgejchriebene 
Fälle befchränft hat. Von diefen find die beiden erften der Art, daß die Möglich 
feit ihres Gintrittd bei einem forgfältigen und geordneten Nechtsverfahren kaum 


1) Mit der MAppellationeinftanz fällt aud der in der Pragis zu mannigfahen Bedenken 
Anlaß gebende Art. 31. des Sefehes vom 3. Mai 1852, wonach der erfte Richter in den Urtheils— 
gründen die für eriwiefen und nicht für erwieſen erachteten Thatfachen foezifigiren fol, und c& wird 
nur nötbig, daß er gleich den Seichworenen mit Bezug auf die in nleicher Weife zu formulirende 
Anklage fid vorerft darüber ausjpridht, ob er den Ungellagten der unter Anklage geftellten That 
fchuldig oder nichtfchuldig erachtet babe, und im erften alle unter Hinzufügung ber dafür ſpre— 
chenden Nechtsgründe bie Strafe feſtſeßt. Am der That verſchwindet das Gewicht, welches 
man ber fchriftlichen Aufftelung von Gründen für die Entſcheidung der Tbatfrage bei- 
zulegen pflegt, durch bie Mündlichkeit der Verhandlung von felbft. Denn melde Umftände zu 
feiner Verurtbeilung geführt haben, bat der Angellagte während der mündlihen Verhandlung, 
wo ihm dieſelben vollftändig vorgeführt find, fchon felbit geſehen und gehört. Die fchriftlicyen 
Entiheidungsgründe für die Thatfrage fünnen daber nichts weiter als eine ziemlich überflüffige 
Nekapitulatioh des Inbaltes der mündlichen Verhandlung fein, welche die Ueberzeugung deg An- 
geflagten von der Gerechtigkeit der Entſcheidung nicht berborbringen werben, wenn es die münd- 
liche Verbandlung nicht ſchon gethan bat. Jedenfalls entgeht man durch Weglaffung diefer Re— 
fapitulation der Gefabr einer einfeitigen Auffaſſung der für die Werurtbeilung fprechenden 
thatſachlichen Momente von Seiten desjenigen, der das Urtbeil publizirt, die den Ungellagten nur 
zu leicht verleiten können, feinen Angriff vielleicht auf unweſentliche Punkte zu richten, nicyt min= 
ber jebem möglichen Widerfpruche zwilchen den vom VBorfigenden mündlich ausgefprochenen Grün. 
ben und ber demnächſt bon einem anderen Mitgliede beforaten ſchriftlichen Redaktion berfelben. 
Warum follte man aud vom Richter Gründe verlangen, die man den Geſchwoörenen erläßt?! 
Sollte es gleichwohl zur Beurtbeilung eines Nechtsmittels dem böberen Richter einmal wün- 
fchensmwerth fein, die Ergebniffe der mündlichen Verbandlung ausführlicher als durch das Protokoll 
fennen zu lernen, fo wird, wie wir weiter unten zeigen werden, zu deren Darlegung immer noch 
zeit fein. Höchſtens bei ſolchen Erfenntniffen, die in Abmefenbeit bes Angellagten nad erfolgter 

emeisaufnabme in contumaciam gefällt find, dürfte es notbiwendig fein, die Ergebniffe ber 
legteren ausführlider darzutbun, um fo dem Ungeflagten die Möglicyfeit zu geben, fi in ber 
folgenden Inſtanz dagegen zu bertheidigen. 
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pentbar ft ; man hat fie daher auch mit vollem Rechte in unferen Strafprozeß— 
Mopelln_ Dom 3. Januar 1849 und vom 3. Mai 1852 fortgelaffen '). . 
Der dritte Fall, welcher eine VBerurtheilung auf Grund der Ausfagen mein: 

eidiger Zeugen vorausjept, kann dagegen leichter vorfommen, und ift deshalb unter 

pen Namen der „Reftitution” in das Syſtem unferer Rechtömittel mit übernom— 

men worden. Sonſt unterjcheidet fich unjere Reftitution von der Franzöſiſchen 

Reviſion nur dadurch, daß fie einerfeits noch auf falſche Urkunden ausgedehnt 
andererſeits von der Weitläuftigfeit einer Entſcheidung durch den Kaflationshof be- 
freit worden ift. In diefer Geftalt fommt das jegige Rechtsmittel der Neftitution 
ver Borfchrift im $. 532. der Kriminal> Ordnung vom 11. Dezember 1805 am 
nächiten, welche dem Angeklagten den Antrag auf neue Unterfuhung und Gntfchei- 
dung geftattete, , BR 

„wenn er auf den Grund eines zu feinem Nachtheil verfälichten Doku— 
mentes oder beftochener Zeugen, * 
alfo aus Gründen verurtheilt war, aus welchen die Givilprozeß-Orbnung eine Nul: 
titätöflage ex Salsa causa zuläßt?). Allein die Kriminal-Orbnung dehnt an 
ver angeführten Stelle das Rechtsmittel der Reftitution auch auf den Fall aus, 
Daß der Angeklagte 
„ſeine gänzliche Unſchuld duch neue, in der bisherigen Unterfuchung 
nicht aufgenommene Beweismittel darthun will.“ 

‚ Dbgleih_e8 num vielleicht gut geweſen wäre, dieſe etwas zu allgemein gehaltene 
Vorſchrift jo weit zu beichränfen, daß fie dem civilrechtlichen Rechtsmittel der re- 
stitutio ex Capite re »ertorum °) näher gefommen wäre, jo halten wir doch ihre 
gänzliche Aufhebung für einen Fehler, Nach Inhalt der Materialien‘) beruht diefe 
Aufpebung _ i i . 

„auf der veränderten Beweistheorie und darauf, daß bei dem 
mündlichen Verfahren der Inbegriff der Berhandluggen, woraus der er: 
Perser Richter feine Ueberzeugung gejchöpft hat, nicht überall aftenmä- 

ig wird, 
aullem wir fönnen die Nichtigkeit diefer Argumentation nicht anerkennen. 
Henn mag das in den Aften enthaltene Material vollftändig jein oder nicht, fo 
piel wird man immer daraus erjehen fönnen, ob gegen den Angeklagten ein Indi— 
ziens ober ein direkter Beweis geführt fei, da dieſes ſchon die Anklage ergeben 
muf. Nun läßt ſich aber jeder Indizienbeweis durch Thatſachen, welche die Uns 
möglichfeit der That pofitiv darthun (3. B. durch den vollftändigen Beweis des 
Alibi) und jeder direfte Beweis (Geftändniß, oder Zeugen der That aus eigener 
JE ahrnehmung) durch den pofitiven Beweis der Unrichtigfeit des Geftändnifies oder 
ver Zeugenausfagen widerlegen. In einem wie in dem anderen Falle muß ficy 
daher aus einer Vergleihung des Reftitutionsgefuches mit den Alten beurtheilen 
fafien, ob durch Die vorgebrachten neuen Thatfachen oder Beweismittel an und 
fiir fi der angetretene Beweis der Unſchuld geführt werden könne. Jedenfalls 
fteht „die veränderte Beweistheoric” der restitutio ex capite repertorum 
fehr viel weniger entgegen, als der restitutio ex falsa causa, Denn bei der leß- 
ten folgt aus dem Umftande, daß gegen den Angeklagten ein falfcher Zeuge aufge: 
treten, oder eine falfche Urkunde vorgebracht ift, an und für fih noch gar nicht, 

Daß Der Angeflagte unſchuldig fei, felbft nicht einmal, daß das, was gegen ihn 

ftehen bleibt, nicht ausreichen würde, ihn dennoch für ſchuldig zu erflären. Eines 

oder Das Andere kann ſich vielmehr erft ergeben, wenn die Sache von Neuem zur 

Perhandlung fommt. (Fortſeßung folgt.) 

Pe EEE . 


Y Berg. Boltänige Materialien u. {. w. ©. 167. 
. 2. Tit. 16. Thl. I. der Allg. Gerichts. Ordnung. 
3) S 1229. a. a. D. IE 
4) Wolftändige Materialien ©. 166. 


Drei Rapitalfälle. 


J. Sommer dieſes Jahres ſind in Berlin drei Todesurtheile — gegen Bier— 
mann, gegen Helmrich und gegen Buttlig — vollzogen worden, welche, theils 
wegen dev Eigenthümlichkeit der verübten Verbrechen, theild wegen der Perfönlich- 
feit der Verbrecher, jowie wegen befonderer Nebenumftande, die entliche Aufmerk: 
famfeit in der Hauptftadt lebhaft befchäftigt haben. Deshalb und zu dem Zwede, 
um unrichtige Auffaffungen über das Sachverhältniß zu berichtigen, erjcheint es 
angemefien, den vollftändigen aftenmäßigen Sachverhalt zu veröffentlichen. 

Die Darftellung giebt überdies zu einer befonderen Vorbemerfung Anlap. 
Bon mehreren Seiten wird darauf gedrumgen, die Vorunterfuchungen mehr und 
mehr im Geiſte Des Englifchen und zum Theil des Franzöſiſchen Prozefies einzu: 
fchränfen, und auf das Maaß einer mehr jummarifchen Ermittelung lediglich als 
Anhalt für das Hauptverfahren vor dem erfennenden Gerichte, alfo insbefondere 
auch vor dem Echwurgerichte, einzufchränfen, demgemäß auch die Anklage nur ald 
ein ganz ſummariſches Reſümé einer jolchen abgefürzten Worunterfuchung abzu- 
faffen. Zum Theil entfpricht dem erfteren Verlangen auch der $. AA. der Gperorde 
nung vom 3. Januar 1849, welcher den Zwed und die Grenzen der Vorunter— 
fuchung angiebt. Unfere Gerichte gehen aber in der Regel, befonders in den wich— 
tigeren, vor die Schwurgerichte gehörigen Fällen von einer anderen Auffaſſung 
aus. ie behandeln meiftentheils die VBorumterfuchung fehr forgfältig und er 
fchöpfend, ja in vielen Fällen fo, Daß es möglich wäre, die Akten der gefchloffenen 
Vorunterſuchung zur Abfaffung der Relationen in dem früberen fehriftlichen Vers 
fahren beim Gerichtshofe vorzulegen. Zum Theil wirft im Diefer Hinficht Das 
frühere ausfchließliche Anquifitionspringip unferes älteren Prozeſſes nach der Kriminals 
Ordnung noc nach, immer aber liegt die Urfache in dem anerfennenswerthen Pflicht: 
eifer und in der gründlichen Sorgfalt in der Behandlung der Gefchäfte, welche unfere 
Gerichte auszeichnen. So ift es alfo möglich, für wichtige Fälle, deren öffentliche Dar 
ftellung zur Beruhigung oder Berichtigung der öffentlichen Meinung ein Bedürfniß ift, 
durch ſolche vollftändig erfchöpfende VBorunterfuchungen in genauer Berbindung mit der 
———— ein genuͤgendes Material für Die genaue Zuſammenſtellung des 
Sacverhältniffes zu erhalten, mit welchem jedem Unbefangenen ein Urtheil über die 





ee 
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J 4 Nichtigkeit der, jegt nicht mehr nach beitimmten pofitiven Beweisregeln, jondern 
2 He lediglich nach menfchlicher Einficht gefällten richterlichen Entfcheidung möglich wird. 
iR Allerdings foll der Schwerpunkt begreiflicherweife in der mündlichen KHauptver- 

5 handlung vor dem erfennenden Gerichte beruhen, denn nur aus ihr foll dieſes die 





Gründe feiner Entſcheidung ſchöpfen. Allein theils wiederholt die Hauptverhand- 
lung nur die Momente der Vorumterfuchung ; fie ftellt diefelben nur in einem Ge 
fammtbilde anſchaulich und berichtigend dar; theild aber find die Protokolle über 
die Hauptverhandlung fo weit, als die Nefultate der Beweife mit der Vorunter⸗ 
ſuchuͤng übereinftimmen, nur fummarifch (Art. 78. des Geſetzes vom 3. Mai 1852), 
und nur in foweit vollftändiger, als fie Neues oder als fie Berichtigungen jener 
Refultate der Vorunterfuchung Fonftatiren follen. In Grmangelung volltändiger 
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Renoir her Berichte über die Hauptverhandlungen ift es daher immer auch er- 
forverli® ‚, Tür eine erfchöpfende Darfielung des Falles auf die Borunterjuhung 
mit zurückzugeben, und durch eine ſorgfältige Vergleichung ihres Inhalts mit demz 
jenigen Der protofollirten Hauptverbandlung iſt es denn immer möglich, wie hier, 
eine Dirlomatijch genaue Schilderung und Zufammenftellung des ganzen Werlaufes 
per Sache zu gewinnen. 

Kine bejondere Bedeutung erhält eine ſolche Zufammenftellung vorzüglich in 
Schwurgerichtsfüllen. Die Verdifte der Gefchworenen enthalten Feine Meotivirung 
Der Ausiprüche, wie fie den Nichterfollegien für ihre Urtheile vorgeichrieben find. 
Es ift daher von einem erhöhten Intereſſe, diejenigen Momente in ihrem ganzen 
dimfange fennen zu lernen, welche präjumtiv den Verdikte der Geſchworenen zum 


Grunde gelegen haben. 


Der ehemalige Litbograpd Carl Wilhelm Albert Biermann wohnte 
im November 1854 mit feiner Familie in dem zu Berlin in der Großen Georgen: 
Firchgaſſe Nr. 35: belegenen Haufe. Seine Familie beftand damals aus feiner 
Ehefrau und feinen vier mit derjelben erzeugten Kindern im Alter von beziehentlich 
6, 4, 2% und 1} Jahre, namlich: 

* 1) Antonie Auguſte Louiſe, 2) Albert Arminius Carl Paul, 3) Alonzo 
Julius Hermann Wilhelm und 4) Romanus Eduard George Guſtav. 
Auch wohnte zur angegebenen Zeit bei vem x. Biermann die Schweiter 
feiner Ehefrau, unverehelichte S. Dieje war im Januar 1854 zu ihm gezogen, 
um die Wartung jeiner Kinder namentlich während der Zeit zu beforgen, wo feine 
Ehefrau, welche faſt taͤglich vom Morgen bis zum Abend außer dem Hauſe gegen 

Kohn plättete und nähte, von ihrer Behaufung abwejend war, 

Am Morgen des 7. November 1854 verließ vie verehelichte Biermann ihre 
Wohnung, um nähen zu gehen, während ihre Kinder, ihre genannte Schwefter und 
ine Ehemann, welcher ſich damals ſchon ſeit mehreren Wochen ohne alle Beſchäͤſfti— 
gung befand, zu Haufe zurüdblieben. Am Nachmittage defielben Tages fügte die 
unverehelichte S. zu ihrem Schwager ıc. Biermann, daß fie nach dem Grünen 
Wege gehen wolle, um dort eine ihrer Schweftern zu befuchen. Biermam er 
yuiederte ihr hierauf: 

„Me möge nur erft Alles in Ordnung bringen und den jüngften Knaben 
ind Bett legen; dann fönne fie fo lange fortbleiben, als fie wolle,“ 

Bald nachher, zwiſchen A und 5 Uhr Nachmittags, entkleidete die ıc. ©. 
Das jüngfte. Biermannjche Kind, legte daffelbe zu Bette, und begab fich ſodann nad) 
Dem Grünen Wege. Zwifchen 6 und 7 Uhr Abends kehrte fie nach Haufe zurück. 
Sie fand bei ihrer Ankunft die Biermannfcbe Wohnung verfbloffen, und vermißte, 
als fie diefelbe aeöffnet hatte, ihren Schwager und deſſen vier Kinder. Zugleich 
Hemerfte fie, daß cin Wafchforb fehlte, welcher noch bei ihrem Fortgehen in ver 

rreben der Wohnftube belegenen Kammer geftanden hatte. Die Wäfche, welche in 
piefem Korbe enthalten gewefen war, fand fie herausgenommen und auf einen 
Stuhl gelegt. . j 

Es war ihr auffallend, daB Biermann mit feinen Kindern fortgegangen 
gyar, ohne ihr vorher irgend eine Andeutung davon gegeben zu haben. An Der 
SFJ3ermuthung, daß er jih mit den Kindern zu feinen in der Nähte, — am Georgen: 
sirchhor Nr. 20. — wohnhaften Eltern, den Seidenwirfer Biermannfchen Ehe: 
exiten, begeben habe, ging fie dorthin, traf daſelbſt aber weder ihn, noch feine 
sginver an, auch fonnte ihr dort Niemand über ven Verbleib der vermißten Perſonen 
Aaus kunft ertheilen. Sie machte deshalb ſofort auf dem Revier-Polizeibüreau von 
pen Berihwinden ihres Schwagers und feiner Kinder Anzeige, gab fodann davon 


— 
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auch ihrer Schwefter, der verehelichten Biermann, welche fie auf ihrer Näheftelle 
aufjuchte, Nachricht, und Fehrte demnächft zu den Eltern des ıc. Biermann zurüd. 

Hier hatte Lepterer ſich inzwiſchen furz vor 8 Uhr Abends, jevoch ohne 
feine Kinder, eingefunden. Biermann war, wie unten näher mitgetheilt werben 
wird, por etwa zwei Monaten durch feinen Bater mit Hülfe der Polizei aus dem 
elterlichen Haufe verwiefen worden, und hatte daffelbe ſeitdem nicht wieder betreten, 
a. er am Abende des 7. November 1854 in der Wohnung feiner Eltern erfchien, 
" erflärte er: 

„er wolle feine Mutter unter vier Augen fprechen.” 

Diefes Verlangen wurde ihm verweigert, weil man befürchtete, daß er feiner 
Mutter, welche er fchon früher mehrmals ungebührlich behandelt hatte, bei einer 
Unterredung mit ihr unter vier Augen etwas anthun möchte. Da er jedoch bei 
feiner Forberung beharrte, wurde polizeiliche Hülfe zu feiner Entfernung nadhges 
ſucht. Noch bevor ein Polizeibeamter fich einfand, gab er feiner Großmutter, der 
verehelichten Paul, auf die Frage: 

„wo haft Du denn Deine Kinder ?* 
die Antwort: 
„die habe ich ermordet!” 

Dagegen erwiederte er gleich darauf feiner Schwägerin, der unverehelichten 

©, als dieſe ihn fragte: wo feine Kinder feien? 
„die Kinder feien da; er wolle fie holen!“ 

Mit dem Schugmann Wüfthoff, welcher ſodann erfchien, ging Biermann 
nach feiner Wohnung. Seine Ehefrau war furz vorher nah Haufe zurüdgefehtt, 
und ftand wartend auf der Treppe, da die Stubenthür verfchloffen war. Biermann 
öffnete die Thür, und fagte zu feiner Ehefrau auf ihre Frage nach dem Berbleibe 
ihrer Kinder: 

„beruhige Dich nur! ich werde die Kinder holen.“ 
Eine gleihe Antwort gab er auch dem mittlerweile ihm in die Wohnung 
nachgefommenen Schugmann Wüfthoff, in defien Begleitung er ſich demnächſt ent 
fernte, anfcheinend, um feine Kinder zu holen. Statt defien aber ging er, ohne daß 
der 2c. Wüſthoff ihn dazu aufforderte, diefem voran auf dem nächften Wege nad) 
dem in der Neuen Königsftraße Nr. 62. belegenen Revier: Polizeibürcau, und er 
Härte dort, nachdem er unterwegs, und zuerft auch auf dem Büreau, ausweichende 
und zurüdhaltende Antworten gegeben hatte, auf die Frage: wo* er feine Kinder 
habe? endlich: 

„ich Habe fie ins Waſſer gelaſſen.“ 

Sodann bejchrieb er den Hergang folgendermaßen näber: 

„er fei mit feinen Kindern von Haufe fortgegangen, nachdem er ihnen 
vorgeredet, daß er mit ihnen eine am Grünen Wege wohnende Tante bes 
juchen wolle. Die beiden jüngeren Kinder habe er in einem Korbe auf 
der Schulter getragen; die beiden älteren feien neben ihm her gelaufen. 
Gr habe ſich die Kommunifation entlang über den Niederfchlefifch - Mär: 
fiichen Eifenbahnhof nach dem Schlefifchen Busch begeben. Dort feien 
die Kinder müde geweſen. Gr habe mit ihnen auf einer Bank eine Zeit 
lang gefefien; ſodann habe er alle vier Kinder, und zwar Die beiden Alte: 
ren unten und die beiden jüngeren darüber, in den Korb gefegt, und dies 
felben feftgebunden, damit fie nicht herausfielen, fei mit dem Korbe, welchen 
er mit beiden Händen vor fich getragen habe, eine Strede zurüdgegangen, 
‚und habe die Kinder von derjenigen Brüde, welche mit einem Geländer 
nicht verfehen ift, ins Waſſer gelaffen. Hierbei habe nur eines der Kin 
der, wahrjcheinlich das ältefte derfelben, gefchrieen.“ 

Schon am Abende defielben Tages, etwa gegen 8 Uhr, wurde im Fluth— 
ges — einem unweit ded Oberbaums belegenen — * zwiſchen der 

pree und dem Neuen Schifffahrtskanal, — der Leichnam eines der Biermannſchen 
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Kinder, und zwar des 4% Jahr alten Baul Biermann, von Flößern zufällig auf: 
gefunden. Die Leiche befand fi in ginem vieredigen, ziemlich großen Korbe, über 
welchen, unter Benugung der daran befindlichen zwei Handgriffe, ein Strid zu 
verjchiedenen Malen und nad verſchiedenen Seiten hin vdergeftalt gebunden war, 
daß dadurch der Leichnam in dem Korbe, deſſen untere Seite bei der Auffindung 
obenauf fhwamm, auch während des Treibens im Wafler zurüdgehalten wor- 
den war. 

. Im Laufe des nächften Tages, am 8. November 1854, wurben bei der 
dieferhalb veranlaßten Nachſuchung vie Leichen des 2% Jahre alten Hermann Bier- 
mann und des jüngften Biermannjchen Kindes Georg im Fluthgraben, unweit ver 
Stelle, wo die erfte Leiche zum Vorfchein gefommen war, gefunden und aus dem 
Waſſer gezogen. 

Eben dafelbft fand man an dem gedachten Tage ein Tiſchtuch, welches bis» 
her in der Haushaltung des ıc. Biermann gebraucht worden war. 

Der Leichnam des älteften Biermannjchen Kindes, der 6% Jahre alten An- 
tonie Biermann, wurde erft einige Monate fpäter, am 5. März v. J., im Neuen 
Schifffahrtskanal zwifchen der Kottbufer Brüde und der Badbrüde in bereits ftarf 
vermwefetem Zuftande gefunden. 

Die gerichtliche Obduktion fämmtlicher Leichname fand, nachdem diejelben 
‚von dem ꝛc. Biermann und defien Ehefrau refognogzirt worden waren, beziehentlich 
am 11. November 1854 und am 7. März v. J. ftatt. In dem Magen einer jeden 
der vier Leichen zeigte ſich bei der Sektion eine von heruntergefchludtem Waſſer 
herrührende Flüffigkeit, und zwar in folder Menge, daß der Magen davon erfüllt, 
bei Hermann und Georg Biermann fogar ftrogend voll war. Außerdem bemerften 
die Arztlihen Sachverftändigen in dem zulegt aufgefundenen Kindesleichnam eine 
eigenthümliche Ausdehnung der Lungen, die den Bruftfaften ganz ausfüllten, und eine 
Anfüllung derfelben mit vielem wäflrigen Schaume. Bei dem Paul Biermann 
waren die Finger und Zehen von bläulicher Farbe, während bei Hermann Bier: 
mann an den Füßen, bei Georg Biermann aber an den Händen und den Füßen, 
an den legteren jedoch weniger, die Haut fih faltig zeigte. Im Mebrigen waren 
weder Außerlich, noch innerlich abnorme Gricheinungen von irgend welcher Erheb- 
licyfeit an der einen oder der anderen der vier Leichen fichtbarz; insbeſondere fehlte 
es ge denfelben an jeder Spur einer bei Lebzeiten ftattgehabten förperlichen Ein— 
wirkung. 

Auf Grund diefed Befundes gaben die Obduzenten ihr ausführlich moti— 
virtes Gutachten dahin ab: 

daß die zuerft aufgefundenen drei Kinder des ıc. Biermann am Nerven- 
fchlage geftorben jeien, und daß der Annahme: diefer Tod fei dur Ers 
teinfen herbeigeführt worden, nicht nur nichts entgegenftehe, ſondern daß 
jede Annahme einer anderweiten Entftehung dieſer Todesart weit weniger 
Begründung habe, & 
fowie ferner: 

daß mit einer an Gewißheit grenzenden Wahrfcheinlichkeit anzunehmen ift, 
daß auch das erft am 5. März v. J. zum Borfchein gefommene Kind 
des ıc. Biermann im Waffer feinen Tod gefunden habe. 

Nah geführter Borunterfuhung wurde der ic. Biermann, der 35 Jahre 
alt, evangelifcher Konfeflion, nicht Soldat und früher noch nicht bejtraft ift, des 
Mordes feiner vier Kinder angeklagt. Bei der mündlichen Verhandlung der Sadye, 
welche vor dem Kreisichwurgerichte zu Berlin am 2. und 3. Juli 1855 ftattfand, 
erklärte er auf die Frage des Vorfigenden: 

ob er fich ſchuldig befenne oder nicht? 
„ich bin nicht fchuldig.” 
Den Gefchworenen wurde Folgende Hauptfrage vorgelegt: 
iſt der Angeklagte ſchuldig, am 7. November A feine vier Kinder; 
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Antonie Augufte Louiſe, Albert Arminius Carl Baul, Alonzo Jultus Her: 
mann Wilhelm, Romanus Eduard George Guſtav, Geſchwiſter Biermann, 
vorfüglich getödtet zu haben, und zwar mit Ueberlegung? 

Der Ausipruch der Gejchworenen lautete: 

ja, der Angeklagte ift ſchuldig, mit den in der Frage geftelten Umftänden 
(mit mehr als jteben Stimmen). 
Die fernere Frage: 
hat der Angeklagte die That mit Zurechnungsfähigfeit begangen? 
beantworteten die Geſchworenen mit mehr als fieben Stimmen dahın: 
ja, der Angeklagte ift zurechnungsfähig gewejen zur Zeit der That. 

Der Angeklagte it hierauf durch das Urtel Des Schwurgerichtöhofes Des 
Kreiögerichts Berlin vom 3. Juli 1855 wegen Mordes zum VBerluft der bürger- 
lichen Ehren und zur Todesſtrafe verurtbeilt. 

Aus dem Anhalt der Akten ift Folgendes anzuführen. 

Nach Lage der Sache kann es feinem Bedenken unterliegen, daß der Ange- 
Hlagte am 7. November 1854 in der Nähe von Berlin feine vier Kinder in den 
Aluthgraben bhincingeworfen hat, und daß hierdurch der Tod derſelben herbeigeführt 
worden ift. Er ſelbſt hat bei feinen wiererholten polizeiliden und gerichtlichen Vers 
nehmungen im Yaufe der Vorunterfuchung eimgeraumt, daß er am gedachten Tage 
feine Kinver, wie er ſich austrüdt, babe in den Fluthgraben fallen laffen. : 
Die von ihm über den Hergang der That gemachten näheren Angaben ſtehen fo- 
wohl unter einander, als auch mit dem oben erwähnten Geftändniffe, welches er 
nod; am Abende des 7. November 1854 ven Schutzmann Wüſthoff gegenüber abe 
legte, im Einflange. Der wegentliche Inhalt derjelben it nachitehenver: 

Am Nachmittage Des 7. November 1854 gegen 5 Uhr, etwa eine halbe 
Stunde, nachdem feine Schwägerin, die unverehelichte ©., die Wohnung des An- 
geflagten verlaffen hatte, faßte Yepterer den Entſchluß, fi) feiner vier Kinder, mit 
denen er allein zu Haufe zuridgeblieben war, dadurch zu entledigen, daß er fie 
vor dem Schlefifhen Thore ind Waſſer würfe Er nahm deshalb fein jüngftes 
Kind Georg aus dem Bette, widelte es in ein Tijchtuch ein, ſetzte es mit feinem 
noch nicht 3 Jahre alten Knaben Hermann in einen Waſchkorb, nahm viefen auf. 
den Nüden, und verließ ſodann feine Wohnung, indem er feine beiden älteren Kin— 
der: Antonie und Paul, neben ſich bergehen ließ. Beim Weggehen hatte er feinen 
Kindern vorgeredet, daß er mit ihnen Die Tante am Grünen Wege befuchen wolle. 
Er ging nun, wie bereits angegeben, aus dem Schleſiſchen Thore hinaus nach dem 
art, welcher jenfeitd des Fluthgrabens an der Berlins Treptower Chauffee liegt. 
Als er am Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahnhofe vorüber fam, bemerkte er, daf 
die Bahnhofsuhr 55 Uhr zeigte. 

An dem gedachten Park angelangt, fegte er fich mit feinen Kindern auf eine 
lint8 von der Berlins Treptower Ghaufjee belegene Bank, welche etwa 200 Schritt 
vom Fluthgraben und 16 Schritt von dem neben der Ghaufjee entlang führenden 
Fußwege entfernt ift. Hier verweilte er ungefähr 10 Minuten lang. Da feine 
beiden älteren Kinder außerten: daß fie vom Laufen fehr ermüdet feien, * 
er ihnen: 
9 „er wolle fie nach Haufe tragen. * 

" Er feste hierauf feine vier Rinder in den Wafchkorb, und, zwar dergeftalt, 
daß die beiden Älteften, Antonie und Paul, unten jaßen, und Antonie den Georg 
im Arme batte, während Paul den Hermann im Arme halten mußte. Alsdann 
verjuchte er, das mitgenommene Tiſchtuch über fie zu deden; die Kinder ſchlugen 
jedoch das Tuch jo zurück, daß ihre Köpfe frei blieben. Nunmehr holte er eine 
Yeine unter dem Sade, auf weldyem die Kinder jaßen, hervor, band Lebtere damit 
im Korbe feft, damit fie nicht aus demfelben herausfallen könnten, und ging dann, 
den Korb an den beiden Handgriffen vor fich tragend, auf dem Fußwege neben der 
Ehaufjee in der Richtung nach der über den Fluthgraben führenden Brüde eine 
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Strede zurüd. Zwijchen der Spree und diefer Brüde, und zwar in einer Entfers 
nung von 6 bis 7 Fuß von der Brüde, it eine Schleufe angebracht, deren oberer 
Theil in einer Breite von 3% Fuß mit Brettern befleivet ift, jo daß man darüber 
von dem einen Ufer des Grabens zum anderen Ufer bequem fortgehen kann. Mehrere 
von Ziegelfteinen gebaute Stufen führen von dem neben der Chauſſee angelegten 
Fußwege auf die in Rede ftehenden, mit einem Geländer nicht verfebenen Bretter, 
welche nur dazu beſtimmt find, bei der Oeffnung oder Schließung der in der Schleuje 
befindlichen Bluchtklappen betreten zu werden. Als der Angeklagte den Klutbgraben 
erreicht hatte, ftieg er auf Die fo eben beichriebenen Schleufenbretter hinauf, bielt 
den Korb, in welchem fich feine Kinder befanden, über das Waſſer, und ließ den— 
felben in die Tiefe fallen. Nur einen Schrei, — wie er vermutbet, von feinem älte- 
ften Rinde Antonie ausgeftoßen, — hörte er noch; in demjelben MAugenblide aber 
war auch jchon der Korb vom Waſſer, welches dort durch die Schleufenöffnungen 
braujend und ftrudelnd zuftrömte, verfcblungen. Etwa zwei Minuten lang blieb 
der Angeklagte noch auf den Schleufenbrettern ftehen; aledann begab er ſich gera- 
den Weges zu feinen Gltern. i 

Bei der mündlichen Verhandlung der Sache bat der x. Biermann gleich: 
falls zugeftanden, daß er feine vier Kinder am 7. November 1854 babe in den Fluth— 
graben „fallen laſſen;“ auch ift der Hergang der That von ibm im. Allgemeinen 
ebenfo, wie in der Vorunterſuchung, beſchrieben worden. 

Diefe Anführungen des Angeklagten werden durch die anderweiten Grgeb- 
niffe der Beweisaufnahme, insbefondere Durch die in objektiver Beziehung ftattge: 
habten Ermittelungen, unterftügt. Die wichtigiten Momente, welche geeignet find, 
das Geftändnig des Angeklagten zu bejtätigen, ergeben ſich aus der bisherigen 
Darftellung. 

Zur Prüfung der Gilaubbaftigfeit der vom Angeklagten über die Ausfüh- 
rung des Verbrechens gemachten Angaben ift die Zeit gemeflen worden, deren man 
bedarf, um den Weg von der Wohnung des Angeichuldigten auf dem von ihm be> 
fchriebenen Wege bis zu der von ibm näher bezeichneten Banf unweit der Berlin: 
Treptower Chauſſee in mäßigem Schritte zurückzulegen. Dieſe Mefjung hat ber: 
ausgeftellt, daß der x. Biermann in der Zeit zwifchen dem Kortgehen der unver: 
ehelichten ©. aus feiner Wohnung am Nachmittage des T. November 1854 und 
feinem Erſcheinen im elterlichen Haufe am Abende vefjelben Tages die That in ver 
von ihm befchriebenen Weiſe jehr wohl ausführen konnte. 

Hiernah war es ald erwiejen anzunehmen, daß Inkulpat an dem mehr: 
erwähnten Tage jeine vier Kinder bei der Alutbgrabenbrüde in das Waſſer gewor: 
fen hat, und ferner ftand Durch das Butachten der Obduzenten feft, daß die nach— 
her im Waſſer entjeelt gefundenen Kinder des ꝛc. Biermann den Grtrinfungstod 
geftorben finp. 

Nicht unzweifelhaft ift ed indeß, ob die dem Angeklagten hiernach zur Laft 
fallende Tödtung feiner Kinder durch Hineinwerfen derjelben in Das Mafjer ihm 
zugerechnet werden konnte? Die Gefhworenen haben befunden, Daß der Angeklagte 
zur Zeit der That zurechnungsfähig geweſen ift. 

Dieje Feftftellung enttpricht auch durchaus den Rejultaten der Unterfuchung. 

Bedenken gegen die Zurechnungsfähigkeit des x. Biermann zur Zeit der 
That ergeben jich allerdings aus der Erwägung, daß ſich nach den Grundſätzen 
der gewöhnlichen Erfahrung faum ein Beweggrund denfen läßt, welcher jtarf genug 
wäre, einen im Bejige feiner Geiſteskräfte befindlichen Bater zur Berübung des 
grauenvollen und widernatürlichen Verbrechens zu veranlaffen, defjen der ıc. Bier: 
mann angeklagt worden war. Ueberdies fommt in Betracht, daß Inkulpat früher 
noch niemals beftraft worden iſt; vielmehr giebt ibm feine Mutter das Zeugniß, 
daß er in feiner Kinvheit gut und folgſam gewejen jei, und jeine Ehefrau bekundet: 

„er jei ihres Wiſſens ſtets ſehr religiös gewejen, umd habe fi) immer 
dahin ausgeiprochen, Daß man niemals etwas Unrechtes thun muͤſſe. Er 
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habe beinahe nie Etwas genoſſen, ohne vorher zu beten, auch habe er bis 
etwa ein Jahr vor ſeiner Verhaftung oft die Kirche beſucht, und mehr— 
mals geäußert, daß der Tag feiner Einſegnung der glücklichſte Tag ſeines 
Lebens geweſen fei. Im legterer Zeit ſei er deshalb nicht zur Kirche ger 
angen, weil feine Kleidung nicht gut genug war. Dann und wann 
habe er mit ihr über religiöje Gegenftände geſprochen, und fie habe aus 
diefen Gefprächen entnommen, daß er an ein Fünftiged Leben, in welchem 
das Gute belohnt, das gi beftraft wird, geglaubt, und daß er über 
haupt eine große Liebe zu Gott gehabt hat.” 

Hierzu fommt, daß der Angeklagte eiof in einigen feiner gerichtlichen Ber: 
höre bemüht gewefen ift, feinen Gemüthszuftand zur Zeit der That als einen ge 
ftörten darzuftelen. So antwortete er bei feiner Vernehmung am 29, Dezember 
1854 auf die Frage: 

was er ih dabei gedacht habe, ald er den Korb mit den Kindern über 
das Waſſer gehalten und denfelben losgelaffen? 

„ich habe mir gar nichts dabei gedacht.“ 

Als ihm das Unmwahrfcheinliche diefer Behauptung vorgehalten wurde, er— 
lärte er: 
„Ib kann nichts Anderes fügen, ald daß ich mir gar nichts dabei gedacht 
habe, und wenn Sie mid) noch hundertmal fragen oder wenn ich gleich 
fterben ſollte!“ 

Befragt: 
was er wohl zu einem Menfchen fagen würde, der eine folche That voll 
führe und behauptete: er habe fich nichts dabei gedacht ? 

erwieberte er: 
„ich würde ihn für einen Verrüdten halten, denn Einer, der jo Etwas 
thut, was er nicht verantworten fann, muß verrüdt fein. Ich kann vers 
fichern, daß ich durchaus. nichts davon fühle, daß ich der Mörder meiner 
Kinder bin.“ 

Einige Tage fpäter, am 6. Januar 1855, gab er auf die Frage: 
ob es ihm nicht klar fei, daß er über das Leben feiner Kinder nicht habe 
verfügen dürfen? 

die Antwort: 
„ich weiß fehr wohl, daß man über das Leben feiner Kinder nicht ver- 
fügen darf; ich habe aber meine Gedanken nicht zufammen gehabt, ald ich 
cd gethan. Ich muß fortwährend dabei verbleiben, daß ich durchaus ger 
dan rg; gehandelt, und es mir nicht eingefallen ift, ein Verbrechen zu 
begehen.” 

Im Hauptverhanblun Stermine, am 2. Juli 1855, widerrief der Angeflagte 
fogar fein früheres Geftändnig: daß er am Nachmittage des 7. November 1854 
ſich mit feinen Kindern aus feiner Wohnung in der Abficht entfernt habe, fich ihrer 
durch Ertränfung derjelben zu entledigen. Er gab nunmehr an: 

„er räume ein, daß er am Abende des 7. November 1854 feine vier Kin- 
der in den Fluthgraben vor dem Schlefifchen Thore habe fallen Laffen, 
fönne aber nicht zugeben, daß er ihren Tod beabfichtigt habe. 
Er fei in Sahling der Miethe für fein Quartier durch einen 
guten Freund unterftügt worden, welcher ihm die Nennung feines Namens 
unterfagt habe, Am Nachmittage des 7. November 1854 fei er mit allen 
vier Kindern nach dem Schlefiihen Thore gegangen, weil ihm ber Ge⸗ 
danke eingefallen fei: er werde dort Huͤlfe in der traurigen Lage finden, 
in welche ihm feine einige Wochen vorher erfolgte Verweifung aus dem 
elterlichen Haufe verfegt gehabt habe. Etwa eine Viertelftunde nach dem 
Fortgehen der unverehelichten ©., feiner Schwägerin, habe er fein jüng- 
ftes Kind aus dem Bette genommen, damit er alle vier Kinder bei fh 
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hätte, wenn er die Hülfe, die er vor dem Schlefifchen Thore zu finden 

gehofft, anſprechen wollte. “ 

Der Angeflagte befchrieb hierauf in der oben angegebenen Weiſe die Bor: 
wu feit feiner Entfernung von Haufe bis zu dem Zeitpunfte, wo er von dem 
art vor dem Schlefifchen Thore aus mit feinen Kindern den Rüdweg antrat. 
Sodann fuhr er wörtlich fort: 

„Wie es gekommen ift, daß die Kinder nicht mit mir zurüd in die Stadt 
gelangt find, weiß ich nicht. Meine Abficht war nicht: fie zu tödten, 
und wenn ich früher ausgefagt habe: ich hätte mich ihrer „entledi- 
gen“ wollen, jo meinte ich jedenfalls: „Hülfe ſuchen.“ Ich habe 
allerdings zum Unterfuchungsrichter gejagt: 
„„ich habe mich der Kinder entledigen wollen“ *, 
„aber nicht: 
„„ich babe fie vernichten wollen.“ * 

„Ich bin nicht in der Abficht vor das Schlefifche Thor gegangen, um die 
Kinder zu ertränfen. Ich trug den Korb mit den Kindern, an den beiden 
Henkeln gefaßt, vor mir; ich weiß aber nicht, wie es gefommen ift, daß 
ich die Kinder nicht mit zur Stadt zurüdgebradht habe; ich weiß nicht, 
was mit den Kindern geſchehen if. Etwa fünf Minuten, nachdem ich 
die Brücke vor dem Schlefifhen Thore paffirt hatte, fiel mir erft ein, 
was geichehen fein mußte, da ich die Kinder nicht mehr hei mir fand, 
und deshalb habe ich auch dem SBolizei- Lieutenant Höhme und dem 
Schugmann Wüfthoff gefagt: ich hätte die Kinder ind Waſſer gelaffen. 
Ich hatte nicht die Abficht, die Kinder ins Wafjer zu laffen; dag ich es 
aber dennoch ar habe, gebe ich er — 

Mir iſt bewußt, daß die Kinder an der Brüde mir verloren ge— 
gangen find ; ich kann aber nicht angeben, auf welche 

Endlich hat der Vertheidiger auszuführen verfucht, daß der Angeklagte zur 
Zeit der That nicht zurechnungsfähig geweſen fei. 

Die Verhandlungen haben indeß herausgeftellt, daß Infulpat beim Hinein- 
werfen feiner Kinder in den Fluthgraben fi nicht in einem Zuftande geiftiger Stö- 
rung befand, fondern daß er mit Zurechnungsfähigfeit handelte. 

1) Hierfür fpricht zumächft der Umftand, daß Motive vorlagen, welche 
— waren, den Angeklagten zur Veruͤbung des ihm zur Laſt gelegten Ver— 
rechens zu beſtimmen. Die Darlegung —* Beweggruͤnde macht ein näheres 
Eingehen auf den Charakter und das frühere Leben des Angeſchuldigten erforderlich. 

Biermann hat auf mehreren Realfchulen, welche er bis zu feinem 14. Lebens- 
jahre befuchte, eine geringe Schulbildung erlangt. Nach feiner im Jahre 1835 
ftattgehabten Ginfegnung befuchte er ein Jahr lang die Akademie zu Berlin, um 
ih für das Steinmetzhandwerk im Handzeichnen auszubilden, ließ fich dann aber 
durch eine Freundin feiner Mutter bewegen, bei einem Lithographen in die Lehre 
einzutreten. Hier blieb er ein halbes Jahre hindurch, und wurde fpäter, nachdem 
er inzwifchen einige Tage lang in der Egellsjchen Mafchinenbau-Anftalt zu Berlin 
zen gewefen war, im Veitſchen Inftitut dafelbft als Lithograph vollftändig 
— ildet. Seine Lehrherren waren nicht zufrieden mit ihm, weil er ſehr ſchwer 
begriff; auch hatte er felbft feine Luft am feiner Beichäftigung, und Außerte öfter: 

„er fühle fich zu ſchwach zur Lithographie.“ 

Seine Mutter beforgte feit einer langen Reihe von Jahren die Reinigung 
der Tafels und Hauswäfche für den Hofftant eines der Königlichen Prinzen hier- 
felbft. Als dieſelbe im Jahre 1840 erkrankte, gab der Angeklagte fein Gewerbe als 
Lithograph auf, und trat in das Wafchgefchäft feiner Mutter als Gehilfe ein. Als 
Deweggrund dieſer —— bezeichnet er die Liebe zu feiner Mutter; be— 
rüdfichtigt man aber, daß er von Natur träge und ohne Thatkraft ift, und daß er 
ſelbſt bei einer Bernehmung hat zugeftehen müflen: 

Archiv. 1856, V. 41 
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„er habe fein Brot ald Lithograph nicht mehr verdienen fönnen”, 

fo erfcheint ed glaubhaft, daß er, wie feine Mutter angiebt, nur deshalb in ihr 
Wafchgefchäft Pingetreten ift, weil er nichts Anderes lernen wollte. - Seine Funfs 
tionen in diefem Gefrhäfte beftanden im Reden und Trodnen der Wäfche, in der 
Beauffichtigung der von feiner Mutter zum Wafchen und zu ähnlichen Verrichtuns 
gen gedungenen Leute, in der Annahme der unreinen Wälche und der Ablieferung 
der reinen Waͤſche, in der Beiergung der nöthigen Holzanfäufe, in der Rechnungs- 
führung und der Einfaffirung des Waſchlohnes Er erhielt von feiner Mutter Hr 
feine Hülfeleiftung in den Jahren 1840 bis 1848 Wohnung und Lebensunterhalt 
im elterlichen Haufe. 

Im September 1848 verheirathete er ſich mit feiner jegigen Ehefrau, welde 
bei feiner Mutter als Plätterin befchäftigt gewefen war, und bejog nun zwar eine 
eigene Wohnung, blieb aber nad wie vor im Gefchäfte feiner Mutter. Jeden 
Morgen ging er zu ihre und fehrte ftetd erft am Abende in fein Quartier zurüd. 
Er aß niemals zu Haufe mit feiner Ehefrau zufammen, jondern immer, und felbjt Sonn- 
tags, bei feinen Eltern. Seine Ehefrau war, wie ſchon oben bemerkt, ebenfalls in der 
Regel täglich außer dem Haufe beſchäftigt. Seine Ehe mit ihr war eine fried- 
liche, zugleich aber, — um den eigenen Ausprud feiner Ehefrau anzuführen, — eine 
gleichgültige. 

Seit feiner Verheirathung hatte der Angeflagte fih mit jeiner Mutter da- 
hin geeinigt,, daß er für feine Hilfsleiftungen fortan freie Koft und außerdem 
5 Rthlr. monatlich erhalten follte. Als feine Familie ſich durch Kinder vermehrte, 
fchicte feine Mutter ihm täglich das Mittageffen für die Kinder. Anfangs gefchah 
dies in Abrechnung auf eine der Ehefrau des Angeklagten an feine Mutter zu: 
ftehende Lohnforderung; indeſſen beforgte Die Mutter des Angeklagten auch nad) 
Tilgung ihrer Schuld täglicd das Mittagefjen für die Kinder befjelben. Im Uebris 
gen beftritt die Ehefrau des ıc. Biermann von ihrem Bervienfte Die Koften ihres 
Unterhalts und desjenigen ihrer Kinder; der Angeklagte bezahlte nur die Wohnungs: 
miethe, welche zulegt jaͤhrlich 32 Rthlr. betrug, fowie die Entbindungs- und Tauf- 
foften, und gab feiner Ehefrau an baarem Gelve jährlich nicht mehr als 5 Rthlr. 
im Durchſchnitt. 

Im elterlichen Haufe hatte der Angeklagte vor feiner Berheirathung zu 
Klagen über fein Benehmen nicht Veranlaſſung gegeben; feit dem gedachten Zeit- 
punkte aber zeigte er fidy arbeitdunluftig und herrſchſüchtig. Er fing an, das Ab- 
holen und Abliefern der Wäfche jehr unregelmäßig zu beforgen, und wußte ein 
foldyes Uebergewicht über feine ſchwachen Eltern und feine Schweitern zu erlangen, daß 
diefe Alle fi feinem Willen fügten und ihn fogar fürchteten. Wie groß ihre 
Furcht vor dem Angeklagten war, gebt 3. B. daraus hervor, daß Niemand von 
ihnen es wagte, eine in der Wohnung der Eltern ded Biermann ftehende, umnver- 
ſchloſſene Kommode, in welcher derfelbe fein erfpartes Geld aufbewahrte, zu öffnen 
und ſich von deren Inhalt zu überzeugen. 

Gegen feinen Vater betrug der Angejchufdigte ſich vorlaut und widerfpenftig; 
feine Schweftern behandelte er grob .und ſchlug fie mitunter; insbefondere aber 
maßte ex ſich über feine Mutter, deren Liebling er war, eine folde Herrſchaft an, 
daß diefelbe ihn, wie fein Water bekundet, knechtiſch fürchtete. Sie fonnte, da fie 
ſchreibens⸗ und leſensunkundig war, die Richtigkeit feiner Führung des Rechnungs- 
weſens nicht prüfen. Diefen Umftand benugte der Angeklagte, um ihr von den 
einfaffirten Wafchgeldern nur fo viel, ald ihm beliebte, abzugeben. Wenn fit zu 
ihm ußerte, daß das Geld, welches fie von ihm erhielt, ihr zu wenig zu fein 
ſcheine, antwortete er ihr gewöhnlich: 

„fe befomme nicht mehr und felle fi) anders einrichten oder Gelb 
orgen. 

Sp fam es, daß die Mutter des Angeklagten, welche von ihrem Ehemanne 
zur Beltreitung der Hausftandsfoften wicht mehr als 2 Rihlr., zulept fogar nur 
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Angeflagte fparı. Ib, echielt,-fihh Häufig in Geldverlegenheit befand, während 2 
zur Zeit Der Schar Im September 1854 befaß er etwa 140 Rihir baar, und 1 
i Ueberpies —— von dieſer Summe mehr als 100 Rihlr. vorhanden. 
en a en OR I ineZ“ 
n ww - auft, indem er jagte: 
nicht felgen ftieh und — bebächte, fo möchte ich Ihnen Eines auswifhere 7 
September 1854 bat den A i 
da fie aerap en Angeflagten feine Mutter um 9 Rthl 
rändig erhalt . — ufen wollte und das ausſtehende Waſchlohn noch nicht 80 
ER — —— gab ihr hierauf ſtatt der verlangten 9 Rthlr. nur 6 Rthl 
„ mehr befozmme fie nicht. Das Fehlende möge vom Bater bb 
en, und woenn dieſer nichts geben wolle, were a Ir den Kaften deſſe t- 
* en aufbrechen laſſen und ſich Geld nehmen.“ 
er Angellagte > ſchon während diefes ganzen Tages feine Mutter turcE 
ortwährend gereizt, namentlich hatte er zu ihr gejagt: 


3* 
— — —— Berhalten zu machen, und nachdem «8 in Folge deſſfen zwiſchen 
e Vexhaͤltniß aufho 
Bisherige iß aufhöre und ver Angeklagte feine, des Vaters nung ni 
mehr betreit. | gintrag ded Baterd wurde dem Angeklagten, —— F 
ren, — Als De Be 1ote fich Do Deptember BD KOrE 
zeiti iever einfand, wi i A i 
as aßung forkging: wies jein Vater ihm die Thür, worauf Der Angeklagte mai 
— — er Alles zu Grunde richten.“ 
Am xgen des nächſtfolgenden Tages erſchien er von Neuem bei kinen 


ö jevoc e te den 
—— en Händen den A — Befehl feines Vaters, indem er mit empor. 


geb „_D98 Gewiitter folle einjchlagen! 
aus fei gen! Es folle kein Heil und Segen in das 
en feines Vaters eimzichen und alles Unglüd über baffelbe herein 


Seitdem betrat der Angeflagt ; 
- geflagte Die efterliche Wohnung bis per Tödtun 
feiner RUN, en „Vieber. Jever Verkehr zwiſchen ihm A TER Eltern hatten 
zwei —— xt, auch beſorgte feine Mutter nicht mehr Mittagbrop für jene 
r> inper- feine 1 blieb geſchaͤftslos zu Haufe, und wenn feine Chefrau ihm Vor⸗ 
irfe dıber — nthaͤtigkeit machte und ihm aufforderte: ſich eine Beſchäͤftigung 
— schen, — Fe, er: daß er, bevor er Etwas unternehme, fich mit feiner Muttex- 
ans tier Im Oktober 4854 bat er feine Ehefrau, ihm eine Unterredung 
a ir feiner —— au erwirfen. Die verehelichte Biermann wollte jenoch eine der= 
‚re tige SBermit te 8 nicht übernehmen, und erfuchte Die yerehelichte Kiechendiener 
537: ai, Mutter des Angeklagten zu gehen umd derſelben im Namen ihres Sohnes 
en: 
zur IRB" ſie ſolle doch zu ihm kommen und ſich mit ihm unter vier Augen aus— 
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fprechen. Dies müſſe aber noch an demfelben Tage gefchehen, denn am 
. anderen Tage fei es zu jpät.“ i 

In diefer Weife hatte der Angeklagte die an feine Mutter auszurichtende 
Beftellung jelbft — Die verehelichte Mai führte den erhaltenen Auftrag 
aus; der Water des Angellagten erklärte aber, daß er eine Unterredung des Letzte— 
ren mit feiner Mutter unter vier Augen nicht geftatten fönne, und die Mutter des 
Inkulpaten ging ebenjowenig auf er Bitte ein, weil fie fürchtete, daß er, wenn 
er mit ihe allein wäre, ihr vielleicht einen Stidy verſetzen möchte. 

Als der Angeklagte hierauf die abfchlägliche Antwort feiner Eltern erfuhr, 
fagte er nur: . 

„na, dann ift es gut!“ 

Einige Zeit nachher, am 4. November 1854, machte dem Angellagten feine 
Ehefrau von Neuem Vorhaltungen darüber, daß er gar nichts thue. Hierüber 
wurde derfelbe ärgerlich und äußerte: 

„er fei es auch bald ſatt, ihre Reden anzuhören; ſie ſolle es nur ab— 
warten. ‘ 

Im Charakter des Angeflagten hatte fih, namentlich feit feiner Verhei— 
rathung, außer der Arbeitöunluft und der Herrfchfucht, auch das Beftreben nach 
Befig, und zwar bis zur Habjucht, ausgebildet. Er ſchien den von ihm öfters 
ausgefprochenen Grundſatz: 

„man müffe Geld gewinnen, ohne zu arbeiten“, 
verwirklichen zu wollen. Obgleid feine Mutter ihm niemals Geld ſchuldig geblie- 
ben war, behauptete er dennoch mehrfach ihr gegenüber, daß er von ihr Geld zu 
erhalten habe, und am 14. September 1854, als er fie durch fein fchnödes Beneh- 
men zur Verzweiflung brachte, fagte er unter Anderem zu ihr: 

„ſie verfchulde ihm 400 Rthlr., welche er für fie ausgelegt habe, und, Die 

ganze Wirthichaft gehöre ihm.“ 

Bei der Rechnungsfuͤhrung im — ————— ſeiner Mutter verfuhr er, 
wie ſich nach Lage der Sache nicht bezweifeln laßt, feiner Mutter gegenüber unred⸗ 
lich, und übervortheilte bei der Erhebung des Wajchlohnes vie —— für 
deren Rechnung die Wäfche beſorgt wurde, fortgeſetzt und um namhafte Beträge, 
indem er die von ihm über die empfangene und — Waͤſche geführten 
Bücher verfälſchte. Auch unterſchlug er eine beträchtliche Menge der ihm anver— 
teauten Wäfche, und als er aus dem elterlichen Haufe verwiefen worden war, ents 
blödete er fich nicht, unter dem Vorgeben: feine Mutter fei wahnfinnig geworben, 
bei den Hofftaats» Beamten darum zu bitten, daß die Reinigung der Prinzlichen 
Wäfche nunmehr ihm übertragen würde, 

Endlich finden fi im früheren Verhalten des Angeklagten, bis zu feiner 
Jugend zurüd, Spuren einer Geneigtheit zu außergewöhnlichen, nicht felten leiden 
Ichaftlichen Entjchlüffen und Handlungen. Obgleich er im Allgemeinen von ruhi— 
ger und befonnener Gemüthsart war, zeigte er —* feinen naͤchſten Angehörigen ge— 
enuͤber oft äußerſt heftig, Als er z. B. vor einigen Jahren mit einer feiner 
Schweilern auf einem Boden Wäfche aufbing, ftieß er fich zufällig den Kopf an 
einem Balfen, und wurde darüber jo wüthend, daß er fogleich feine Schwefter an 
den Haaren erfaßte und fie mit der Fauft fchlug, indem er behauptete: daß fie den 
Balken hätte jehen und ihm warnen müflen. Sodann lief er in die Wohnung 
feiner Eltern, und verfuchte, feine Schwefter, welche fich ebenfalld dorthin begeben 
hatte, abermals zu mißhandeln. Hierbei äußerte er: 

„Auf der Stelle jchlage ich fie tobt, wenn fie mir nicht folgt. Es ift 
mir ganz gleich, ob ich einen Hund oder einen Menfchen tobtichlage. ” 

Vor drei bis vier Jahren befand er fich eines Tages mit einer anderen 
feiner Schweftern, welde ihm beim Aufbängen von Wäfche behilflich ‚war, auf 
einem Boden. Als er fich bier unverjehens den Kopf ftieß, gerieth er in_eine ſolche 
Wuth, daß er feine Schwefter fchlug und ihre ohne Weiteres. drohte: fie aus ber 
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Bodenlufe zu werfen. Seine Schwefter entfernte fich hierauf fofort vom Boden. 

Nachher war der Angeflagte im elterlichen Haufe noch ſehr zornig und fagte: 
„daß er denjenigen, der ihm nicht Folge leifte, von oben hinunterwerfe; 
das fei ihm 3 egal.“ 

Als einſt fein Vater ihn wegen widerſpenſtigen Benehmens mit Schlägen 
bedroht hatte, äußerte er: 

„dem Alten wolle er die Knochen entzwei fchlagen.” 

Das ercentrifche Weſen des Inkulpaten trat aber auch noch in anderen 
Beziehungen hervor. 

So überwarf er fih vor etwa 8 Jahren mit feiner Mutter deshalb, weil 
diefelbe eined Tages eine Drofchfe gemiethet hatte, deren Annahme nach feiner An: 
ficht nicht erforderlich gewejen war. In Folge deſſen faßte er den Entſchluß, zu 
verhungern, und nahm mehrere Tage lang Feine Speife zu ſich. 

Im Jahre 1847 fagte er einmal in Gegenwart einer feiner Schweitern zu 
feiner Mutter, ald diefe über Geldmangel Hagte: 

„es bleibe ihr nichts weiter übrig, als fich das Leben zu nehmen.“ 
Nachher fragte ihm die Schweſter: was es ihm denn helfen folle, wenn 
feine Mutter fich das Leben nähme? worauf er antwortete: 
„daß er dann feine Kinder umbringen würde, und dann ..... “ 
Hier fiel ihm feine Schwefter mit den Worten in die Rede: daß er nicht 
fo dummes Zeug ſprechen folle. 
Defter Außerte er: daß er mit feinen Kindern, unter Zurüdlaffung feiner 
Ehefrau, nach Amerifa auswandern wolle, weil ihm fein ganzes Leben hier nicht 
gefalle. Mitunter verließ er plöglich die Arbeit im elterlichen Haufe, um im Kafta nien- 
waͤldchen die Muſik der Wachtparade zu hören, und ging im Winter 1845 einmal, 
als er zur Arbeit erwartet wurde, nach den Muͤ gelöbergen, im der Abficht: dort 
zu erfrieren. Eines Tages lief er, ohne feinen Angehörigen Etwas davon gefagt 
zu haben, nach Potsdam, um dort Bilder zu verfaufen. Zum Defteren wujch er 
im Winter bei ftrenger Kälte die Beinkleiver, welche er angezogen hatte, am Hof- 
brunnen, und jeßte A ſodann, durchnäßt, der Kälte aus. Einſt äußerte er: 
„er wolle in ven Wald gehen und von Waldfrüchten leben ;“ 

ein anderes Mal fagte er: 
„ee wolle eine Mafchine erfinden, wodurch die Wäfche von felbft ge: 
wajchen würde,“ 

Aus den fo eben mitgetheilten Bemerkungen über das frühere Leben und 
den Charakter des ıc. Biermann erhellt, daß bei demjelben einerfeits ein unverfenn- 
barer Mangel an Energie, andererfeits aber das Streben nach Herrichaft im elter- 
lichen Saufr und nad Befig, verbunden mit der Neigung zu ercentrifchen Ent: 
fchlüffen und Handlungen, bejonders hervorgetreten iſt. 

Die Verhandlungen ae es ald unzweifelhaft erjcheinen, daß der Ange: 
klagte durch das Zufammenwirfen diefer Faftoren zur That verleitet worden ift. 

Er jelbft hat fi über das Motiv des Verbrechens, wie folgt, ausgelaffen: 

u: nach feiner Verhaftung erwiederte er dem Schugmann Wüfthoff 
auf die Frage: 
warum er feine Kinder ind Waſſer geworfen habe? 
„fe haben mir mein Brot genommen; fie haben mich aus dem elter— 
lihen Haufe verwiefen, und es joll meinen Kindern nicht auch eins 
mal jo gehen ;“ 
und fodann auf weiteres Befragen: 
„ih habe Fein Brot für die Kinder gehabt; deshalb habe ich es gethan.“ 

Kurz darauf erflärte er dem PolizeisLieutenant Höhne gegemüber: 

„er habe nicht gewollt, daß feine Kinder auch el dahin fämen, wo⸗ 
bin er — jei; man habe ihm ja fein Brot genommen. “ 

Zu dem Bezirksarzte, Sanitätsrath Dr. Breßler, welcher auf Beranlafjung 
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bed Polizei: Lieutenants Höhne den Gemüthszuftand des Angefchuldigten noch am 
Abende des 7. November 1854 unterfuchte, fagte Biermann auf die Frage nach 
dem Beweggrunde der That: 
„wenn man fein Brot bat ..... — 
ohne den Sag zu vollenden, und ſodann: 
ß J— habe meine Kinder ja lieb gehabt; wenn man aber fein Brot für 
te hat ..... 

Noch an demſelben Abende gab er bei einer polizeilichen Vernehmung an: 

„ſeit ſeiner Verweiſung aus dem elterlichen Haufe ſei er brotlos geweſen. 
Dieſer Umſtand habe ihn ſchon ſeit langer Zeit gequält. Er habe des— 
halb am Nachmittage des gedachten Tages den feſten Vorſatz gefaßt, fich 
auf irgend eine Weife der Kinder zu entledigen. 

Ein zweites Motiv Hierzu fei das geweſen, daß feine Kinder nicht 
diejelbe Behandlung hätten erfahren jollen, welcher er von Seiten feiner 
Mutter audgefegt geweſen jei.“ 

Am nächftfolgenden Tage, dem 8. November 1854, erklärte er in feinem 
erften gerichtlichen Verhoͤre: 

„Wenn ich um den Grund, weshalb ich mich der Kinder entledigen wollte, 
gefragt werde, jo kann ich nur angeben, daß ed reine Verzweiflung war, 
darüber, daß mich mein Bater aus dem Haufe hatte werfen lafien und 
mir dadurch meinen Unterhalt und die Mittel zu deſſen Erwerbung ents 
zogen hatte.” 

Auch bei fpäteren Bernehmungen im Laufe der Borunterfuchung behauptete 
er, daß er fich aus Nahrungsforgen * Kinder habe entledigen wollen. Hier: 
auf wurde ihm vorgehalten: 

dies fei eine Unwahrheit, denn es habe ſich noch eine ziemlich bedeutende 
Summe Geldes bei ihm vorgefunden, auch habe feine Ehefrau die Kin- 
der nad wie vor ernährt. Diefelben feien gut gekleidet gewefen, und 
weder er, noch feine Familie habe je Nahrungsforgen gehabt. 

Die Antwort des Angeklagten auf diefe Vorhaltung lautete: 

„Für den Augenblid waren allerdings, wie ich einräumen muß, feine 
Nahrungsforgen vorhanden; allein ſolche hätten jedenfalld fommen müffen, 
und dad war eben die Verzweiflung, die mich ergriff: daß ich in der 
Folge meine Familie nicht ernähren fönnte, weil mir mein Brot ge— 
nommen war.“ 

Als er darauf Hingewiefen wurde, daß der Zeitpunkt, wo er Nahrungs: 
forgen gehabt, noch nicht eingetreten gewejen fei, und deshalb feine Antwort nicht 
genügend erfcheine, erklärte er: 

„Ih bin, nachdem ich aus dem Haufe meiner Eltern gewiefen, 7 Wochen 
und 5 Tage zu Haufe gewefen. Es ift mir immerwährend im Kopfe 
herumgegangen, was ich für meine Mutter gethan und wie ich behandelt 
worden bin. In diefer Stimmung faßte ich den Gebanfen, mich ver 
Kinder zu entledigen.” 

Bei der mündlichen Verhandlung der Sache endlich gab der Angeklagte auf 


„‚ Allerdings Habe ich die Kinder aus Furcht, fie fpäter nicht mehr er- 
naͤhren zu fönnen, in das Waſſer gelafien. Das Geld, was ich im 
Haufe meiner Eltern aufgefammelt liegen hatte, betrug über 100 Rthlr:, 
und habe ih cs, nach meiner Ausweifung aus dem elterlihen Haufe, 
meiner Ehefrau gegeben. Ich fürchtete aber, daß in der Folge, bei ge- 
‚fteigerten Bebürfniffen ver Kinder, das fernere Ernaͤhren verjelben mir 
unmöglich werden dürfte. Im diefer Sorge bin ich in finnlofem Zuftande 
mit ihmen zur Brüde vor dem Schlefifchen Thore gelangt, und in dieſem 
Zuftande habe ich nicht wahrgenommen, wie fie mir entrifien wurden.“ 
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Diefe Auslaffungen ded x. Biermann flehen zwar nicht alle unter einander 
in vollem Einklange; fie ftimmen jedoch ſämmtlich in fofern unter fich überein, als 
der Angellagte darin fein Verbrechen als eine Folge des zwifchen ihm und feinen 
Eltern im Ontense 1854 entftandenen Zerwürfnifjes dargeftellt hat. Auch läßt 
fi), wenn man die der That vorangegangenen Greigniffe mit den fo eben mitge- 
theilten Angaben des Infulpaten, unter Berüdfichtigung ver Charafterbefchaffenheit 
defjelben, zujammenhält, nicht bezweifeln, daß er zu dem von ihm begangenen Ver: 
brechen durch feine Ausweijung aus dem elterlichen Haufe veranlaßt worden ift, 
indem legtere ihn mit Rachegefühl gegen feine Eltern erfüllte. 

Diefe Empfindung, zu welcher beim Angeklagten noch die Befürchtung fünf- 
* ri ah binzutrat, iſt als das Motiv feiner Handlungsweite 
anzuſehen. 

So lange der ac. Biermann ſich noch im elterlichen Haufe befand, führte 
er ein forglofes Leben. Einer Befchäftigung obliegend, welche fonft mehr Sade 
der Frauen ald der Männer zu fein pflegt, jedoch feinem trägen Wefen und feiner 
geringen Bildung volllommen angemefjen war, erhielt er von feiner Mutter nicht 
nur den Lebensunterhalt für fih und Mittagbrot für feine Kinder, ſondern aud) 
noch Bergütigungen in baarem Gelde, welche er für ſich auffparte, während feine 
Ehefrau die Haushaltungskoften faft ganz von ihrem Verdienſte beftritt. Auch 
batte er ed verftanden, feine Eltern und jeine Schweftern, vornehmlich aber feine 
Mutter, feinem Willen fügjam zu machen. — Diefe VBerhältnifje wurden durch den 
Bruch des Angefchuldigten mit feinen Eltern wejentlich verändert. Biermann war 
nunmehr iögtich feiner biöherigen bequemen IThätigkeit entriſſen und zugleich aller 
Grwerbsquellen beraubt. Zwar befaß er noch einige baare Geldmittel, und konnte 
überdies darauf zählen, daß feine Ehefrau auch in Zukunft zur Erhaltung der Fa— 
milie nach Kräften beitragen werde; allein er fühlte im fich felbft nicht die Kraft, 
fih einem neuen Berufe zu widmen, obgleich feine Ehefrau ihm wiederholentlich zur 
Tätigkeit aufforderte. So wurde er von der nicht unbegründeten Beforgniß er: 
geiffen, daß er Fünftig mit jeiner Familie in Nahrungslofigkeit gerathen werde, 
wenn es ihm nicht gelange, im Wafchgejchäfte feiner Mutter die frühere Stellung 
wieder einzunehmen. Gr verjuchte deshalb, fich feinen Eltern zu nähern; diefe 
wiejen jedoch jede Ausföhnung mit ihm von der Hand, und er gewann die Ueber: 
zeugung, daß fie ihm nicht wieder in ihr Haus aufnehmen würden. Diefes Ber- 
Calten Teiner Eltern flößte ihm gegen diefelben einen tiefen Haß ein, welcher durch 
die Erinnerung an die von ihm im elterlichen Haufe früher behauptete herrſchende 
Stellung nur noch gefteigert wurde. Während der 7 bis 8 Wochen, welche er feit 
dem Zerwürfnifje mit feinen Eltern bis zur Zeit der That ohne Bejchäftigung zu 
Haufe zubrachte, hatte er genügende Muße, feine Lage zu überdenken. Seine oben 
angeführten Auslaffungen über den Beweggrund des Verbrechens deuten darauf : 
— 5 er ſich während jenes Zeitraums hauptſächlich mit der Vorſtellung be: 
ſchaͤftigie: 
er ſei von ſeinen Eltern ohne jede Verſchuldung ſeinerſeits des Brotes 
beraubt worden, 
fowie, daß er auf ein Mittel fann, fich an denfelben wegen ber, ihm widerfahrenen, 
vermeintlich harten Behandlung zu rächen, und zugleich feine Furcht vor Nahrungs: 
forgen zu befeitigen. Bei der Neigung ded Angeklagten zu ungewöhnlichen umd 
leidenſchaftlichen —X kann es nicht auffallen, daß er als ein ſolches Mittel 
die Toödtung feiner Kinder betrachtete. 

Zwar hat er, wie angeführt, bei mehrfachen Gelegenheiten, und namentlich 
in feinen jpäteren gerichtlichen Verhören, die Nahrumgslofigkeit, beziehentlich die 
Furt vor Nahrungsjorgen, ald das ausſchließliche Motiv jeiner Handlungsweife 
bingeftellt; auch verficherte er bei einer feiner Vernehmungen ausdrüdlich mehrmals: 

„er babe es ja nicht aus Rache getban!“ 
Dffenbar aber ift er in weit geringerem Maaße durch die Beforgniß vor 
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fünftiger Noth, ald durch Rachegefühl gegen feine Eltern, vornehmlich gegen feine 
Mutter, zur That beivogen worden. 

Mit einem entfeglichen Fluche hatte er im September 1854 das. elterliche 

— verlaſſen; ſeitdem war, wie er ſelbſt angiebt, ſeine große Liebe zu ſeiner 

utter erloſchen. Unmittelbar nach vollbrachter That ging er nicht nach Hauſe, 
ſondern in die Wohnung ſeiner Eltern, welche er ſeit ſeiner Verweiſung nicht wie— 
der betreten hatte, und antwortete daſelbſt ſeiner Großmutter auf die Frage nach 
dem Verbleibe ſeiner Kinder laut und kurzweg: 

„die habe ich ermordet!“ 

während er gleich nachher ſeiner Schwägerin, der unverehelichten S., und feiner 
Ehefrau die Wahrheit nicht zu befennen vermochte. Im jeine vorher angeführten 
Erklärungen über das Motiv der That hat er einfließen laffen: daß er feine Kin- 
der vor einer jo ungerechten Behandlung, ald ihm Seitens feiner Eltern zu Theil 
geworden fei, habe behüten wollen, und in mehreren feiner Auslaflungen vor dem 
Unterfuchungsrichter findet fich fogar die Behauptung: daß die Tödtung feiner 
Kinder nicht ihm, fondern nur feinen Eltern, oder doc feiner Mutter, zur Laft zu 
legen fei, da diefe ihn zur That veranlaßt hätten. 

Alle diefe Umftände laffen darauf ſchließen, daß der Angeklagte feit feiner 
Verweifung aus dem Haufe feiner Eltern tiefen Haß gegen dieſelben hegte, und 
daß er vornehmlich in der Abſicht, ſich an ihnen wegen des vermeintlich erlittenen 
Unrecht zu rächen, den Entfchluß gefaßt hat, fich feiner Kinder auf gewaltjame 
MWeife zu entlevigen. Die Eltern des ıc. Biermann find fogar der Anficht, daß das 
— ihres Sohnes gegen ſie die alleinige Triebfeder ſeiner Handlungsweiſe 

eweſen ſei. 

2) Gegen die Annahme, als habe ſich der Angeſchuldigte zur Zeit der That 
nicht in zurechnungsfähigem Zuſtande befunden, ſpricht ferner die Art und Weiſe 
der Ausfuͤhrung des Verbrechens. Nachdem er den Entſchluß gefaßt hat: ſich ſeiner 
Kinder durch Ertränkung derſelben vor dem Schleſiſchen Thore zu entledigen, ver: 
läßt er mit ihnen bald nach dem Fortgehen feiner Schwägerin unbemerkt ſeine 
Wohnung, und nimmt zugleich mehrere zur Ausführung des Werbreihens geeignete 
Gegenftände, als: einen Waſchkorb, ein Tiſchtuch und ein Strict, mit fi. Sein 
Weg führt ihn am Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eijenbahnhofe vorüber: er achtet 
darauf, daß die Bahnhofsuhr gerade 54 Uhr zeigt. Vor dem Schlefifchen Thore 
angelangt, überfchreitet er mit feinen Kindern zuerft die Schleftfche, fodann die 
Fluthgrabenbrüde, begiebt fich mit ihmen nicht zu der von der Aluthgrabenbrüde 
nur 100 Schritt entfernten, dicht an dem Fußwege, neben der Berlin = Treptower 
Chauſſee ftehenden Bank, fondern zu der 200 Schritt von der gedachten Brücke 
entfernten, 16 Schritt abwärts vom Fußwege im Parke befindlichen Bank, ruht 
bier einige Zeit aus, fegt alle vier Kinder unter der Vorfpiegelung: daß er fie nad) 
Haufe tragen wolle, in den Waſchkorb, bindet fie mit dem Shi e darin feſt, trägt 
darauf feine Kinder nach der Flutbgrabenbrüde zurüd, fteigt auf die neben der 
Brüde belegene, zur Paſſage für das Publitum nicht beftimmte Schleufen-Berbret- 
tertung, welche mit einem Geländer nicht verfehen ift, und wirft von hier den Korb 
mit den Kindern in den Fluthgraben, an einer Stelle, wo das Waſſer durch feine 
Tiefe und Bewegtheit dem Leben feiner Kinder voransfichtlich fchnell ein Ende 
machen mußte. 

Diefes ganze Verfahren des Angeklagten deutet darauf hin, daß er fich zur 
Zeit der That im vollen Befige feiner Verftandeöfräfte befand. we 

3) Auch hat er nach Begehung des Verbrechens weder bei feinem Erſchei— 
nen im elterlichen Haufe am Abende des 7. November 1854, noch im feinen poli- 
zeilichen und gerichtlichen Verhören, durch fein Benehmen zu Zweifeln an feiner 
——— igkeit zur Zeit der That Veranlaſſung gegeben, ſondern vielmehr die 

usführung des Verbrechens bei feinen mehrfachen Vernehmungen zufammenhäns 
gend, ruhig, Kar und in übereinftimmender Weife befchrieben. Was insbefondere 
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fein Verhalten in den beiden HauptverhandlungssTerminen betrifft, fo bemerkt der 
Schwurgerichtd » Vorfigende darüber wörtlich Folgendes: 

„Es kann ſich nur fragen: ob der Angeklagte die That mit Zus 
vechnungsfähigfeit begangerf hat ?“ 

— glaube nicht, daß irgend Jemand von denen, welche der 
mündlichen Verhandlung mit Aufmierkſamkeit gefolgt find, dieſe Frage 
verneinen wird.“ 

„Während der ganzen Dauer dieſer Verhandlung hat der Ange- 
Elagte, wie im ganzen Laufe der Vorunterfuchung, auch nicht eine Spur 
von Geiftesabwefenheit gezeigt. In eherner Ruhe ift er immer Herr der 
Situation geblieben; auf Borhalt von Widerfprücen hat er entweder 
diefe zu befeitigen geſucht, oder, wo ihm dies nicht möglich geweſen ift, 
erklärt, daß er früher die Ummahrheit gejagt, dagegen fich begnügt, von 
den Zeugen befundete Belaftungsmomente einfach zu beftreiten, gleichviel, 
ob diefelben in unmittelbarer oder mittelbarer Beziehung zur. hat ftan- 
den, oder nur die Gemeinheit umd Rohheit feines Charakters doku: 
mentirten. “ 

4 Ferner ift zu berüdfichtigen, daß Inkulpat ſelbſt bei feinen erften Ver— 
nehmungen kurz nach vollbrachter That nicht behauptet hat, daß _er beim Hinein— 
werfen jeiner Kinder in das Waſſer ungurechnungsfähig gewefen fei; vielmehr 
räumte er in feinem erften gerichtlichen WVerhöre, am 8. Honember 1854, aus: 
drüdlich ein: 

„er habe feine Kinder in das Waſſer hinuntergeworfen, in der Abficht: 

a zu ertränfen, oder wenigſtens in der Abficht: fich ihrer zu ent: 
edigen. ” 
Erſt —. hat er, abweichend von dieſer Erkläärung, bei feinen Vernehmun— 
gen am 29. Dezember 1854 und 6. Januar 1855, wie oben angeführt, behauptet: 
13* ſich nichts dabei gedacht, als er ſeine Kinder ins Waſſer fallen 
ieß“, 
während er bei der muͤndlichen Verhandlung der Sache fogar angab: 

„er wiffe nicht, wie es gefommen fei, daß er feine Kinder habe in den 

Fluthgraben fallen laffen.“ 

Diefer Widerruf des früheren Geftändniffes des ıc. Biermann ift indeß 
“völlig unmotivirt, und fpricht unter den obwaltenden Umftänden gerade für das 
Sculdbewußtfein des Angeklagten und eben deshalb für feine Zurechnungsfähigfeit 
zur Zeit der That. 

5) Endlich haben die bei der mündlichen Verhandlung der Sache über den 
Gemüthszuftand des Inkulpaten vernommenen Sachverftändigen: der Bezirksarzt 
Sanitätsrath Dr. Breßler und der gerichtliche Phyfitus Geheime Medizinal-Rath 
Dr. Casper, von denen der Erſtere den Angeklagten wenige Stunden nad) der 
That und während der ganzen mündlichen Verhandlung, der Leptere ihm bei der 
Obduktion der Leichen feiner Kinder und nachher zu wiederholten Malen im Ge; 
fängnifje beobachtet hat, ihre übereinftimmenden Gutachten dahin abgegeben: 

„daß der ıc. Biermann weder zur Zeit der That, noch überhaupt jemals 
wahn⸗ oder blödfinnig, noch in irgend einem Sinne des Wortes geiftes- 
franf oder unzurechnungsfähig gewefen ift.“ 

Auch der Bertheidiger des Angeklagten hat dieſe Gutachten, wie fih aus 
dem Berichte des Schwurgeig16- Befinden ergiebt, bei der mündlichen Verhand⸗ 
fung der Sache nicht zu bemängeln verfucht, jondern ſich fogar veranlaßt gejeben, 
auf die Bernehmung von Zeugen, welche er im erften HauptverhandlungssTermine 
zum Nachweiſe der Unzurechnungsfähigfeit feines Klienten vorgejchlagen hatte, am 
Tage darauf zu verzichten. 

Ueberdies hat der Gefängnißarzt Dr. Höpner, welcher den ıc. Biermann 
während feiner Haft häufig befucht und längere Gefpräche mit ihm gepflogen hat, 
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I — dahin ausgeſprochen: daß er denſelben fuͤr volllommen zurechnungs⸗ 
ähig halte. 
Kann es hiernach keinem Zweifel unterliegen, daß der br Fe wie die 
Gefchiworenen angenommen haben, zur Zeit Ber That zurechnungsfähig gewejen ift, 
fo erjcheint auch die fernere Feftftellung der Geſchworenen: daß er —9— der vorſaͤtz⸗ 
lich und mit Ueberlegung verübten Toͤdtung feiner vier Kinder [dutbig gemacht 
hat, nach der bisherigen Darftellung des Sachverhältnifies durchaus begründet. 
Insbeſondere ift es als erwiefen anzufehen, daß der ıc. Biermann mit Meberlegung 
— denn er hat während des ganzen Laufes der Vorunterſuchung zus 
anden: 
„er fei am Nachmittage des 7. November 1854 mit feinen Kindern in 
der Abficht: fich ihrer durch Ertränfung berfelben vor dem Schlefifchen 
Thore zu entledigen, von Haufe, fortgegangen. * 
Diefem wiederholten, glaubhaften Belenntniffe gegenüber ftellt fich die An- 
gabe des Angeklagten bei der mündlichen Verhandlung der Sache: 
„daß er fich am gedachten Tage lediglich deshalb mit feinen Kindern vor 
das Schlefifche Thor begeben habe, um dort die Hülfe eines ungenannten , 
Wohlthäters anzufprechen“, 
als eine leere Erfindung dar. 
‚In einem polizeilichen Verhöre, welches nur wenige Stunden nadh ber 
That mit ihm abgehalten wurde, erklärte er: 
„er bereue fein Verbrechen nicht, und wuͤnſche auch nicht, daß er es nicht 
begangen hätte“, 
und am Tage Darauf ließ er fih vor dem Unterfuchungsrichter, nachdem ihm die 
Leichen zweier feiner Kinder vorgezeigt worden waren, dahin aus: 
„Mir hat die That, fobald ich fie einmal vollbracht hatte, nicht im Min: 
deften leid gethan, und fühlte ich auch nicht die geringfte Neue, felbft ale 
mir vorhin die Leichen vorgezeigt wurden. Erſt jegt, nachdem ich über 
die That nachgedacht habe, wünfchte ich, Daß ich es nicht gethan hätte.“ 
Im ObouftiondsTermine, am 11. November 1854, zeigte er fich zwar beim 
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* 
Anblick der Leichen feiner drei jüngſten Kinder tief bewegt, und als ihm am 6. März 
1 v. J. der Leichnam feines zulegt gefundenen, älteften Kindes Antonie vorgezeigt 
ey wurde, rief er unter einem Strom von Thränen aus: 
Sr a „nein, wozu der Menſch Alles verdammt ift! Ich verlange die ſchwerſte 
hir Zodesftrafe, die Einen treffen kann.“ 
u Diefe legtere Aeußerung fchrieb er jedoch fpäter feiner damaligen Auf: 
3} { regung zu. 
Hz Bei feiner legten ausführlichen Vernehmung in der VBorunterfuchung ant- 
u, wortete er auf die Frage: 
J ob er denn ſeine That recht aufrichtig bereue? 


Apr — 


nach langem Beſinnen: 


— 


4 „nein, denn ich bin ja eigentlich nicht Schuld an der That, fondern bie, 
IE welche mich dazu veranlapt haben.“ 
—94 ALS er ſodann gefragt wurde: 
—J ob er nicht davon durchdrungen ſei, daß er eine ſtrafbare Handlung be— 
vu gangen habe? f 
re erwiederte er: 
ee.) „es ift wohl möglich, daß meine Handlung eine ftrafbare ift, ich weiß 
—— dies aber nicht beſtimmt, weil ich nicht die That veranlaßt habe, fondern 
sh meine Mutter.“ 

4a Die Frage: 

— 


‚ob er nicht wiſſe, welche Strafe ihm für feine Handlung treffen könne? 
verneinte er mit dem Bemerfen: 


— 
Dres 


mr 
* 
— 
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„er fei ja fchon genug dadurch beftraft, daß er im Gefängnifie feftge- 
halten werde.“ 

Endlich befragte der Unterfuchungsrichter den Angeklagten über feine reli- 
giöfen Anfichten, und forderte ihn zur Erklärung darüber auf, warum er während 
der ganzen Borunterfuchung, obwohl öfter danach gefragt, nicht das Berlangen 
nach geiftlichem Zufpruche geäußert habe? | 

Hierauf gab der x. Biermann zur Antwort: 

„Ih glaube an einen Gott, der das Gute belohnt und das Böſe beftraft, 
glaube auch an ein künfriges Leben. ch glaube aber nicht, daß Gott 
mich ftrafbar finden wird, weil er meine Gedanfen gewußt und fie mir 
felbft eingegeben hat. Deshalb finde ich mich auch in meinem Gewiſſen 
ganz ruhig und empfinde das Beduͤrfniß nach geiftlichem Zufpruche nicht.“ 

Biermann ift, nachdem das Todesurtel Allerböchften Orts beftätigt ift, am 

22. Mai 1856 hingerichtet worden. 


II. 


Im Anfange des Jahres 1855 bewohnte die Damals beinahe 74 Jahre alte 
feparirte Spillmer auf dem zu Potsdam am Kanal Nr. 26 belegenen Grundſtüch, 
deſſen Eigenthümerin fie war, ein im Hintergebäude zu ebener Erde befindliches, 
aus einer zweifenftrigen Stube und einer einfenftrigen Kammer beftehendes Quar— 
tier, während ihr Sohn, der Maurermeifter und Stadtrath Spillner, daſelbſt 
im Borderhaufe-eine Wohnung inne hatte. ine eigene a führte fie 
nicht, vielmehr ſchickte ihr gedachter Sohn ihr in der Regel täglich Mittagbrod, 
jowie Morgens ımd Nachmittags Kaffee in ihre Wohnung. Abends um 7 Uhr, 
bisweilen auch noch früher, pflegte fie ihren Sohn zu befuchen, und blieb hei dem— 
felben gewöhnlich bis um 9% uUhr. 

Am 25. Februar 1855, einem Sonntage, äußerte die feparirte Spillner 
Bormittags zu ihrem Sohne, daß fie Abends zu ihrem Bruder, dem Handſchuh— 
fabrifanten Schneider, gehen wolle. Der Stadtrath Spillner jah nachher im 
Laufe deffelben Tages feine Mutter nicht mehr wieder, und da Abends etwa um 7 Uhr 
die Fenfter ihred Quartierd nicht erhellt waren, glaubte er, daß fie in der That 
ausgegangen fei, um ihren Bruder zu befudden. Zwei Stunden fpäter, um 9 Uhr, 
fiel ed ihm jedoch auf, daß feine Mutter noch nicht bei ihm geweſen war, um die 
—— abzuholen, welche fie ſonſt immer Abends von ihm in ihre Wohnung 
mitnahm. 

Er begab fich deshalb fofort nach dem Quartier feiner Mutter. Hier fand 
er die vom Korridor nach der Wohnftube führende Thür weder verfchlofien, noch 
zugeklingt, fondern nur angelehnt. Der Schlüffel zur Thür ſteckte von innen im 
Schloſſe. Spillner trat in die Wohnftube ein, ging dann bis an die Kammerthür, 
welche ebenfalld® nur angelehnt war, öffnete diefelbe, und rief feine Mutter, erhielt 
aber feine Antwort, Da die Wohnung finfter war, fehrte er hierauf nach dem 
Borderhaufe zurüd, holte eine Laterne mit einem brennenden Lichte, eilte von 
Neuem nach dem Quartier feiner Mutter, und fand nunmehr den Leichnam der: 
felben in der Kammer am Thürpfoften aufgehängt. Die Leiche war fteif und Falt, 
das Geficht mit angetrodnetem Blute bevdedt, und die Haare hingen wild um den 
Kopf und das Geficht herab. In der Meinung, daß feine Mutter, vielleicht in 
einem plöglichen Anfall von Geiftesabwefenheit, ſich felbft das Leben genommen 
habe, und von dem Wunſche befeelt, ihr ein ehrliched Begräbniß zu verfchaffen, 
hob Spillner die Leiche von dem Thürpfoften ab, legte fie auf das Bett, löfte den 
mehrmals um ihren Hald gefchlungenen Strid, an welchem fie gehangen hatte, 
(08, und fuchte den fogleich herbeigerufenen Arzt, Dr. Zielenziger, zu der Angabe, 
daß feine, des ıc. Spillner, Mutter, am Blutfturz geftorben fei, zu beftimmen. Auf 
diefed Anfinnen ging jedoch Dr. Zielenziger nicht ein. 
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Am 27, Februar v. 3. fand die gerichtliche Befichtigung des Leichnams 
ftatt. Da hierbei an demjelben, außer der am Halfe deutlich ausgedrückten Stran- 
qulationsmarfe, etwas Verdächtiges nicht bemerkt werden konnte, und überdies der 

tadtrath Spillner verficherte, daß ihm durchaus nichts befannt geworden jei, 
was darauf hindeuten könnte, daß ein Dritter am Tode feiner Mutter Schuld fei, 
fo wurde der Begräbnißfchein ohne weiteren Anftand ertheilt. Die Beerdigung der 
Leiche erfolgte demnächft am Donnerftag, den 1. März v. J. Nachmittags. 

Indeß ftellten ſich ſchon vor diefem Tage, hauptfächlich aber — meh⸗ 
rere Umſtände heraus, welche den Verdacht rege machten, daß die ſeparirte Spillner 
ſich nicht ſelbſt entleibt habe, ſondern daß ſie durch die Hand eines Dritten 
umgebracht worden ſei. Ihr Leichnam wurde in Folge deſſen am 5. Mär v. J. 
ausgegraben und von dem interimiftifchen Kreisphyſikus Dr. Steinhaufen und dem 
Bee Wundarzt Stolle vor Gericht beftchtigt und obduzirt. Bei der äußeren 

eRdtigung ded Leichnams nahmen die ärztlichen Sachverftändigen am Kopfe umd 
am Halje defjelben folgende Verlegungen wahr: 

1) an dem inneren linfen Augenwimper eine dunkelrothe Bflutunterlaufung 
von der Größe eines Silbergrofchens, mit erhobener und leicht lostrenn⸗ 
barer Oberhaut; 

2) am äußeren Winfel deffelben Auges eine Blutunterlaufung von gleicher 
Größe und Beichaffenheit; Zu 

3) auf der linken Wange eine blutunterlaufene Stelle von der Geftalt eines 
Winkels, deffen oberer Schenkel von oben nach unten verlief und einen 
Zoll lang war, während der untere Schenkel horizontal lief und % Zoll 
lang war; 

4) auf der rechten Gefichtshälfte, genau einen Zoll vom rechten Nafenwinfel 

und eben fo weit vom rechten Mundwinfel entfernt, eine von der Haut 
entblößte, linfengroße Blutunterlaufung ; 

5) unterhalb diefer Stelle, in der Entfernung von 1% Zoll vom rechten 
Mundwinkel, eine 1 Zoll lange Schramme mit entfernter Oberhaut und 
von dunfelrother Farbe, parallel mit dem Munde verlaufend und mit 
ihrem äußeren Ende den Rand des rechten Unterkiefer berührend; 

6) genau an der Spike des Kinns und am Rande des rechten Unterkiefers, 
in der Entfernung von % Zoll von einander, vier von der Oberhaut ent: 
blößte, linfengroße, dunkelrothe Stellen; 

7) dicht unterhalb ver Spite des Kinns eine genau von rechts nach linke 
verlaufende, % Zoll lange, ebenfalls von der Oberhaut entblößte, dunfel- 
roth gefärbte Hautfchramme ; 

8) am Halfe dicht oberhalb des Kehlkopfes eine quer um den Hals verlaus 
fende Strangulationsmarke, welche nur 2% Zoll von der hinteren Geite 
des Halſes freigelafjen hatte. Sie beftand aus zwei neben einander lau: 
fenden Furchen und wies deutlich die Spuren eines gedrehten Seiles nad. 

Sonftige äußere Verlegungen zeigten ſich an der Leiche nicht. 

Bei der inneren Befichtigung derfelden wurden an der der Strangulationsmarke 
entfprecbenden inneren Hautfläche einzelne Kleine Blutunterlaufungen bemerft. Die 
Schleimhaut des Schlundes war überall mit biutigem Schleime bevedt. In den 
Blutleitern des Gehirns und des Unterleibes, fowie in den Lungen, fand ſich ein 
bedeutender Blutreichthum vor. 

Auf den Grund diefer Wahrnehmungen gaben die Erperten fofort zum Obs 
duftions=Brotofofle ihr vorläufiges Gutachten wörtlich dahin ab: 

„daß der Tod der ıc. Spillner in Folge des Erhängens an Stick- umd 
Schlagfluß erfolgt fei.“ 

In gleihem Sinne ſprach ſich einige Tage fpäter der interimiftifche Kreis— 

Phyſikus Dr. Steinhaufen zu gerichtlihem Protokoll aus, indem er hinzufügte: 
„daß für die Schuld eines Dritten und für die gewaltſame Erbroffelung 





Drei Rapitalfälle. | 637 


der ıc. Spillner der vorgedachte Leichenbefund einen beftimmten Anhalt 
nicht gewähre.“ 

Dagegen erklärten die ärztlichen Sachveritändigen in ihrem Obduktions— 
berichte vom 16. Mai v. Y., ohne jedoch ihre frühere Angabe über die eigentliche 
Urſache des Todes der x. Spillner zu modifiziren: 

„die ac. Spillner fei am Sonntag den 25. Februar Abends gegen 7 Uhr 

ewaltfam überfallen, dabei verlegt und aufgehängt worden.“ 

— Dieſes Gutachten wiederholten die Obduzenten auch im Hauptverhandlungs⸗ 
ermine. 

Die Annahme der gewaltſamen Tödtung der feparirten Spillner durch die 
— eines Dritten findet ‘ihre volle Begründung in den ſtattgehabten thatſächlichen 

rmittelungen. 

I. Zunaͤchſt ift ed mit Nüdficht auf die Perfönlichfeit der Verftorbenen und 
die Berhältniffe, in denen fie lebte, in hohem Grade unwahrfcheinlich, daß fie fich 
ſelbſt entleibt haben follte. " 

Sie wird von ihren Verwandten und Bekannten ald eine wohlhabende, da- 
bei zwar geizige, aber gegen Jedermann freundliche rau von regem Geifte und 
ſehr heiterer Gemüthsart gejchilder. Sie hing mit Zärtlichfelt an ihrem Sohne 
umd an deſſen Kindern und wurde von Grfterem mit forglicher Liebe gepflegt. Sie 
war lebensluftig und fürchtete den Tod. Insbeſondere jcheint ihr der Gedanfe des 
Selbftmords völlig fremd gewefen zu fein. Ihr Sohn, der Stadtrat Spillner, 
bemerkte in diefer Beziehung: 

„Meine Mutter war fehr religiös und ging alle Sonntage in die Kirche. 
Ich erinnere mich nicht, daß jemald zwifchen ihr und mir ein Geſpräch 
über Selbftmord ftattgefunden ne ich glaube aber, bei ihrer veligiöfen 
Richtung hat fie eine folche That verabjcheut.“ 

Ferner deponitt die Ehefrau des Stadtrath8 Spillner: . 

„ihre Schwiegermutter habe, wenn von einem Selbftmorbe die Rede ge: 

weſen fei, gewöhnlich geäußert: 

„Ne begreife gar nicht, „wie fich Einer das Leben nehmen könne! * * 

ierzu kommt, daß die feparirte Spillner von einigen glaubwürbigen Zeugen 
noch einige Stunden vor ihrem Ableben ganz gefund gefehen worben ift und Spuren 
von — oder Geiſtesſtörung nicht gezeigt hat. 

. Sodann fprechen dafür, daß der Tod der jeparirten Spillner durch 
einen Dritten gewaltfam herbeigeführt worben ift, folgende Momente: 

1) Der Stadtrath Spillner bemerfte, wie fchon angeführt, als er am 
Abende des 25. Februar feine Mutter todt in ihrer Wohnung vorfand, daß das 
Geficht derjelben mit angetrodnetem Blute bevedt war und die Haare ihr wild um 
Geficht und Kopf herabhingen. Gleiche Wahrnehmungen machten einige andere 

eugen, welchen der ıc. Spillner den Leichnam feiner Mutter theild noch an dem- 
elben Abende, theild am darauf folgenden Tage zeigte. Einer diefer Zeugen, der 

r. Zielenziger, jagt aus, daß auch die Hände der Berftorbenen mit trodenem Blute 
befudelt gewefen jeien. Derfelbe giebt zugleich in Betreff des im Geſicht des Leich- 
nams vorgefunden Blutes an: 

„das Blut fei offenbar aus Mund und Nafe hervorgeblafen geweſen, 
denn ed habe dieſe Theile nicht blos benetzt, fondern fei um diefelben 
gerade angehäuft gewefen, während entfernter davon fi nur einige 
Tröpfelchen befunden hätten. “ 

2) An den Befleivungsftüden der Reiche zeigten fich mehrere theild größere, 
theils kleinere Blutflede, namentlich am Hemde dicht am Kragen, an der einen 
Achſelllappe des Unterrods, an der inneren Seite der Schürze, am Futter der 
Rückſeite der Frauentafche, welche fich unter der Schürze befand, und am Ueberrock. 
Eben jo waren an der alten Müte, welche die feparirte Spillner zu tragen pflegte, 
und an ihrem Umſchlagetuche, welches der Stadtrat! Spillner am Tage nach dem 
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Tode feiner Mutter in ihrer Wohnftube auf einer Kommode unorbentlich zuſammen⸗ 
gelegt vorfand, Blutfpuren fichtbar. 

Nach dem Gutachten der obduzirenden Aerzte ann das an den Bekleidungs— 
ftüden der Berftorbenen bemerkte Blut nicht in dem bei Erhängten zuweilen aus 
Mund und Nafe heraustretendem blutigen Schaume enthalten gewefen fein, ſondern 
rührt jedenfalld von einer Verlegung der ıc. Spillner her. 

3) Auf die Thäterfchaft eines Dritten deuten ferner die oben näher be= 
fchriebenen, am Gefiht und am Kinn der Leiche bei der gerichtlichen Obduktion 
derſelben vorgefundenen Verletzungen bin. 

Diefe find an der Verftorbenen vor ihrem Ableben von feiner derjenigen 
Perſonen bemerkt worden, welche fie noch an ihrem Todestage fahen; auch fünnen 
diefelben nicht nady dem Tode der x. Spillner etwa durch das Anftreifen der Reiche 

egen einen harten oder fcharfen Gegenftand entjtanden fein, da der Stabtrath 
Shilfner den Leichnam vorfichtig von dem Thürpfoften, an welchem derſelbe hing, 
abgenommen und auf das Bett gelegt hat. 

Ueber die Entftehungsart der in Rede ftchenden Verwundungen ſprach fich 
der interimifche Kreis: Phyfttus Dr. Steinhaufen, bevor er von den namentlich an 
den Kleidern der ıc. Spillner entvedten Blutjpuren und von den näheren Umftänden, 
unter welchen die Leiche gefunden worden war, Kenntniß erlangt hatte, dahin aus: 

„es jei zwar möglich, daß die x. Spillner durch einen Dritten verlegt 
worben jei; fie fonne indeß eben jowohl noch im Todesfampfe die Hände 
nad dem Geficht bewegt und fi hierdurch die gedachten Verlegungen 
felbit zugefügt haben.” 

Im Obduftionsbericht erflärten aber die Sachverftändigen, insbefondere mit 
Rüdficht darauf, daß nach ihrer Schägung die Menge des nur an den Kleivungs- 
ftüden der Verftorbenen bemerkten Blutes ungefähr 15 Loth betrug: 

„es ſei unter den obwaltenden Umftänden mit Wahrjcheinlichfeit zu ver- 
mutbhen, daß die Verlegungen der x. Spillner im Geficht und die Blus 
tung aus Mund und Nafe durch die Gewalt eined Dritten, und zwar 
durch Schlag auf die Nafe, hervorgebracht worden find.“ 

4) Der Strid, an welchem die jeparirte Spillner erhängt gefunden wurde, 
war ein Sadband. Es fpricht nichts dafür, daß ein ſolches Band fi im Befige 
der Verftorbenen befunden habe. 

Ferner war der Strid, wie der Stadtrat Spillner befundet und fchon oben 
erwähnt worden ift, mehrmald um den Hals der Leiche gejchlungen, und die Ob» 
duzenten haben bei der Vorlegung defjelben erklärt: 

„der Strid jcheine mit ſolchem VBorbedachte und mit folcher Kraft ge- 
ſchürzt worden zu fein, wie einer Frau im Alter der ıc. Spillner nicht 
zugetraut werden Fünne. ” 

Bei der gerichtlichen Befichtigung der Schnur am 16. März zeigten ſich 

daran mehrere theild bereits getrodnete und ſchwärzlich ausfehende, theils ziemlich 
friihe Blutfpuren. Auch befanden ſich an der einen Schürzung des Sadbandes 
Haare, deren Farbe augenfheinlich mit derjenigen der Haare der jeparirten Spillner 
ubereinftimmte. 
5) Bei genauer Befichtigung der Wohnung der ı. Spillner bemerften die 
Gerichtsdeputirten an der von der Wohnftube nach der Kammer führenden Thür 
mehrere dunkelrothe Flecke, welche offenbar von daran geiprigtem oder daran ge: 
wifchtem Blute herrührten. 

Ferner zeigten ſich an der zwifchen der Wohnftube und dem Korridor ber 
findlichen Thür, und zwar innerhalb der Wohnftube, folgende Blutfpuren: 

a) an der Bekleidung der Thuͤr eine vöthlich gefürbte Blutwifchung, 

b) unterhalb der Klinke mehrere angewiſchte Blutflede, und 

c) am unteren Spiegel der Thür ein erbfengroßer Fleck, aus einem ange- 
iprigten großen Blutstropfen beftehend. 
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Außerdem fand fich auf dem Fußboden der MWohnftube, dicht bei der rechts 
vom Gingange ftehenden Kommode, ein großer Blutflet von ungefähr 5 Zoll im 
Durchmeſſer. Diejer Fleck rührte, wie der Augenjchein ergab, von einem großen 
Blutstropfen ber, auf welchen, ehe er vollftändig eingetrodnet gewejen, getreten 
worden war. Alle dieſe Blutjpuren waren jo friſch, daß fie, nach dem Gutachten 
= Dr. Steinhaufen, am Todestage der feparirten Spillner wohl entftanden jein 
onnten. 

. 6) Die x. Spillner ijt am 25. Februar v. J. noch zwijchen 6 und 7 Uhr 
Abends theild auf dem Korrivor vor ihrer Wohnung, theild auf dem Hofe, von 
mehreren Zeugen, jpäter aber nicht mehr lebend gejehen worden. Als ihr Sohn fie 
wijchen 9 und 10 Uhr Abends entjeelt fand, war, wie ſchon oben bemerkt, ihr 
eichnam fteif und kalt, und das Blut, welches ihr Geſicht und ihre Hände bes 
deckte, angetrodnet. 

Hiernach ſcheint ihr Tod etwa um 7 Uhr Abends erfolgt zu fein, aljo 
gerade zu derjenigen Stunde, um welde fie ihren Sohn zu befuchen pflegte. Um 
dieje Zeit aber hat der im Spillnerichen Hinterhaufe wohnhafte Schiffer und Torf- 
händler Lehmann in der Nähe der Wohnung der jeparirten Spillner eine auffal: 
lende Wahrnehmung gemacht. Gr befunder nämlih: —_ 

„Am Nachmittage des 25. Februar habe er jih in einem öffentlichen 
Xofale befunden und fei etwa um 6% Uhr Abends nah Haufe gegangen. 
Gerade in dem Augenblide, als er vom Spillnerſchen Borderhaufe aus 
auf den Hof getreten jei, habe er einen ängſtlich tönenden Schrei, ähn- 
lich dem Gefreifch einer in Kindesnöthen liegenden Frau, geht, jedoch 
nicht feftjtellen können, von welcher Gegend des Grundſtücks her diejer 
auffallende Ton gekommen war; obgleich er jofort geftanden fei und ge- 
lauſcht habe. Nach einer Weile fei er über den Hof nach der Hausthür 
des Hinterhofes zu gegangen. Als er ganz nahe bei diefer Thür geweſen 
jei, babe das vorher von ihm vernommene Gejchrei ih, wenngleich in 
jhwächerer Weiſe, wiederholt, und es habe ihm fo gefchienen, ald wenn 
der Ton von einer oberen Wohnung des Hinterhaufes hergefommen wäre. 
Es jei jedoch windiges Wetter geweien, und er fönne fi auch wohl 
vor dem Getöfe des Windes über die Richtung, woher das Geräuſch 
fam, getäufcht haben. Hierauf fei er in feine Wohnung gegangen und 
dort etwa um 6% Uhr eingetroffen. “ 

Nach Lage der Sache ift es nicht unwahrfcheinlih, daß der vom Zeugen 
Lehmann — um die Zeit des Todes der ſeparirten Spillner vernommene, 
wiederholte Angſtſchrei von Letzterer in ihrer Wohnung ausgeſtoßen worden ift. 
War dies aber der Fall, ſo läßt jenes Geſchrei auf einen zur angegebenen Zeit 
zwiſchen der ıc. Spillner und einem Dritten ſtattgehabten Kampf ſchließen 

Auch die mitangeflagten Braunſchen Eheleute wollen an jenem Abend etwa 
um 8 Uhr im Haufe der Spillner ein Geraͤuſch gehört haben, daß fie für Kagen- 
gejchrei hielten. 

7) Endlich fommt in Betracht, daß zur Zeit des Ablebens der ıc. Spillner 
mehrere damals im Beſitze derfelben befindlich geweſenen Gegenflände entwendet 
worden find. Bon diefem Diebftahl wird weiter unten ausführlicher die Rede jein. 

Nach den fo eben dargeftellten Ermittelungen ift anzunehmen, daß die ſepa— 
rirte — durch die Hand eines Dritten gewaltſam und vorfäglich getödtet 
worden ift. 

Der Verdacht der Thäterfchaft lenkte fi auf den Arbeitsmann Johann 
Friedrich Helmrih zu Potsdam und den Arbeitsmann Wilhelm Braun dafelbft, 
welche auf Grund ber Vorverhandlungen des Mordes der jeparirten Spillner an- 
geflagt wurden. Zugleich erfolgte die Eröffnung der Unterjuchung gegen die Ehe: 
trauen des ıc. Helmrich und des Braun wegen Hehlerei und gegen die verehelichte 
Helmrich überdies wegen unterlafiener Anzeige eines Mordes. 
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Bei der mündlichen Verhandlung der Sache vor dem Schwurgericht zu 
Potsdam am 17., 18., 19. und 20. Juli v. I. befannten die vier Angeflagten fich 
für micht ſchuldig; auch wurden die verehelichte Helmrich umd die Braunſchen Ehes 
leute von den gegen fie erhobenen Anklagen freigefprochen. 

Die den Gefchworenen in Betreff des ıc. Helmrich vorgelegten Fragen lau— 
teten folgendermaßen: 

4) If der Angeklagte ſchuldig, am 25. Februar 1855 zu Potsdam die 
x. Spillner vorfäglich und mit Weberlegung getödtet zu haben? : 
und für ven Fall, daß diefe Frage verneint werden follte: 
2) ift der Angeklagte ſchuldig, am 25. Februar 1855 zu Potsdam Die 
x. Spillner orfäglich getödtet zu haben, und zwar zu dem Zwecke, ein 
bei der Ausführung eines von ihm unternommenen Diebflahls entgegen 
ftehendes Hinderniß zu befeitigen? 

Die Gefchworenen verneinten die erftere der beiden an fie gerichteten Fragen, 
und beantworteten die zweite Frage wörtlich dahin: 

Ja, der Angeklagte ift chuldig, mit mehr als fieben Stimmen; aber es 
— daß der Vorſatz früher, als im Augenblick der That, 
gefaßt iſt. 

Der Gerichtshof verurtheilte hierauf den x. Helmrich aus $. 178. des 
Strafgefegbuches wegen Todtſchlags zur Todesftrafe. 


Gegen den Angeklagten Helmrich liegen folgende Ueberführungsmomente 
nad) SE der Aften vor: 
nkulpat ift im Auguft 1819 zu Petersvorf im Kreife Goldberg- Haynau 
eboren, mithin 36 Jahre alt, evangeliſcher Konfeflion, Landwehrmann zweiten 
Aufgebots, verheiratet und Vater von drei Kindern. 
Er hat im Laufe der Unterfuhung das-ihm zur Laft gelegte Verbrechen 
beharrlich geleugnet, und un 
„er fei am 25. Februar von 10 Uhr Morgend ab ununterbrochen zu 
Haufe gewefen und um 8 Uhr Abends zu Bett gegangen.“ 


4) Der Angeklagte hat früher wiederholt die Abficht zu erfennen gegeben, 
Jemanden zu beftehlen und fogar einen Raubmord zu verüben. 
Seine Ehefrau felbft erklärte bei einem ihrer Verhöre: 
„ver ac. Helmrich habe auf ihre Klage: daß fie nichts zu leben hätten, 
öfter geäußert: 
„„na, da muß man Einen abmuden!"“ 
Ferner haben eidlich ausgefagt: 
a) der Arbeitsmann Dahl: 
„Helmrich fei im vorigen Jahre mehrfach zu ihm gefommen, um von ihm 
Geld zu borgen. „Sch Ingte ihm,“ jo erklärt der Zeuge wörtlich, „daß 
ich felber fein Geld befüße.” Hierauf meinte er, e8 war fo um Mi- 
chaelis 1854: 
„„er wiſſe eine alte Frau, nicht weit von ihm, wo er wohne,” “ 
„und fragte mich, ob, ich nicht wollte mit ihm zu ihr mitfommen. Ich 
verftand dies nicht anders, als daß er die alte Frau, die er mir nament- 
lich nicht näher bezeichnete, in Gemeinfchaft mit mir beftehlen wollte. Ich 
eriwiederte ihm deshalb: 
„dergleichen thäte ich nicht;““ 
„und trennten wir und darauf.” 
b) Der Weber Uhl: 
. Angeklagte habe etwa 8 oder 14 Tage vor Weihnachten 1854 ihn 
gefragt: 
i „„ob er Geld brauche?" * 
„und auf feine, Des Zeugen, Antwort; 
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„„Geld braucht Jever!“ * 
„binzugefügt: —— ‚ , 
„„es it bei einer Alten; was ſchadet das, die hat viel Geld.“ * 

„Helmrich jei damald etwas angetrunfen geweſen.“ 

c) Der Arbeitsmann Gottlieb Zefai: = 

„Im Winter 1854—55 habe Helmrich mehrfach die Abficht: nach Ame- 
rifa ausjuwandern, geäußert, und einmal vor Weihnachten 1854 ihn, .. 
den ıc. Zefai, gefragt: „„ob er nicht auch mit wolle? * * 

Woͤrtlich fährt der Zeuge fort: 

„Ich erwiederte ihm, daß ich zu alt fei und daß auch Geld dazu gehöre: 
„„ Das wäre das MWenigfte. Er habe Gelegenheit, Geld zu be— 
fommen, indem er eine alte, ſehr reiche Frau fenne, woran wir 
alle Beide genug hätten.” “ . 

„Ich wollte ihm aushorchen, und fragte ihm: wieer das machen wolle ?“ 

Er fagte darauf: 

. „„das made man jo, daß man fie abwürgt, und zwar fo, daß 
man am Halſe nicht mit den Fingern fneift, jo daß feine Spuren 
binterbleiben und die Leute dann denfen, die Alte wäre erftict. “* 

„Gr fagte mir: | 
„„ich hätte nichts weiter zu thun, als mitzugehen, er mache das 
Alles allein; er hätte auch Schlüffel und könne hinein; ich folle 
nur dann zur Hülfe eilen, wenn er geftört werde." — — 

„Ich fragte ihn: wer denn die Frau fei? Hierauf meinte er: das würde 

noch Zeit fein, zu jagen, wenn es fo weit wäre. Hierauf fagte ich ihm: 
„„Helmrich, das ift doch wohl nur dummes Zeug? ““ 
„Hierauf erwiederte er mir: 
„„Du denfft wohl gar, es ift mein Ernft! * * 
d) Der Arbeitsmann Garl Wilhelm Zefai hat im Hauptverhandlungs- 
Termine deponirt : 

„sm Oktober 1854 und dann auch am 26. Februar 1855 habe Helmrich 

zu ihm gefagt: 
„„er wife ein altes Luder; er, Zeuge, folle mitgehen, und werde 
von ihm Befcheid erhalten, da er, Helmrich, in dem Haufe be 
fannt fei; wenn man ein jolch altes Luder an die Gurgel pade, 

fo dächten die Leute: fie ſei geftidkt. * ° 

Die von dem Angeklagten im Februar v. I. gethane Neußerung hatte der 

Zeuge Zekai in der Borunterfuchung dahin angegeben: 

„Ich weiß ein altes Luder, die hat viel Geld, die wohnt ganz allein, da 

geht man gegen Abend hin, denn es geht nur gegen Abend, des Abends 

jeldft ift Jemand um fie; dann faßt man fie in die Gurgel, während 

Einer unten die Wache hält, würgt fie ab, hängt fie auf; dann glauben 

die Leute: fie hat fich felbft aufgehängt.“ 

Nah Lage der Sache jcheinen die jo eben mitgetheilten, von den Zeugen 

Dahl, Uhl, Gottlieb und Carl Wilhelm Zekai befundeten Aeußerungen des Ange— 
klagten, ſoweit diefelben aus der Zeit vor der That herrühren, auf die feparirte 
Spillner bezogen werben zu müflen, eine Annahme, für welche auch der Umftand 
fpricht, daß Helmrich, al8 er im Winter 1854—1855 eines Tages dem im Epill- 
nerſchen Hinterhaufe wohnhaften Fuhrherrn Wilgerott ein paar auf defien Be— 
ftellung angefertigte Strohdeden überbrachte, denjelben im Verlaufe eines Geſprächs 
ohne weitere Veranlaffung mit Bezug auf die Spillner fragte: 

„Die Alte hat wohl ſehr viel Geld?” 

worauf Willgerott ihm antwortete: 

„natürlicher Weife, mehr Geld, als wir Beide, wird fie wohl Haben.“ 

. Der Angeklagte hat verſucht, die Glaubwürdigfeit ber Zeugen Dahl, NH, 
AR 
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Gottlieb Zekai und deffen Bruders Carl Wilhelm Zefai, deren oben angeführte De 

pofitionen er als unwahr bezeichnet, anzufechten, und hat in diefer Beziehung vor- 

nehmlich behauptet: . 
„die genannten Perſonen feien theild beftraft, theils führten fie einen 
ſolchen Lebenswandel, daß fie jeden Tag zur Unterfuchung gezogen wer: 
den fünnten. Insbeſondere hätten die Gebrüder Zekai von einem Felde 
Kartoffeln entwendet, und ihm, nachdem fie ihn zur Mitverübung des 
— vergeblich aufgefordert, einen Theil des geſtohlenen Guts 
abgegeben. 

Diefe Behauptungen des ıc. Helmrich find jedoch faſt durchweg unerwieſen 

eblieben. eftgeftellt ift nur, daß die Zeugen Dahl und Uhl ſchon —* wegen 
DiebRahis beftraft worden find; diefelben haben indeß die Rehabilitation erlangt. 

Der Arbeitsmann Carl Wilhelm Zekai ift zwar ebenfalld bereitö wegen 
Diebitahld in Unterſuchung geweſen, von der Anfchuldigung dieſes Verbrechens 
aber freigefprochen worden. 

Sicht unerwähnt fann man es jedoch laflen, daß die in Rede ſtehknden vier 
Zeugen ihre Wiffenfchaft von der Sache den Behoͤrden erft in Folge einer im Potd- 
damer Intelligenz» Blatt vom 7. März v. 9. veröffentlichten polizeilichen Bekannt— 
erg angezeigt haben, in welder für die Ermittelung der Urheber des gegen 
die ıc. Spillner begangenen Verbrechens eine Belohnung von 200 Rthlr. ausgeiet 
wurde. Aus diefem Umftande allein läßt fich aber offenbar nicht folgern, daß die 
Ausfagen der gedachten Zeugen, gegen deren Glaubhaftigfeit ſonſt feine Bedenken 
obwalten, unrichtig feien. 

Zwar kann es auffallend erfcheinen, daß der Zeuge Carl Wilhelm Zefai, 
wie bemerkt, die von ihm befundete Aeußerung des Angeklagten von demfelben nicht 
nur im Oftober 1854, fondern auch noch am 26. Februar 1855, alſo am Tage, 
nach dem Tode der feparirten Spillner, gehört haben will, Man würde indeß zu 
weit gehen, wenn man entweder diefe Angabe als ungenau hinſichtlich der darin 
enthaltenen Zeitbeftimmung anfehen, oder aber aus derfelben ein Argument für die 
Nichtfchuld des xc. Helmrich herleiten wollte, denn es ift fehe wohl möglich, daß 
Legterer, gerade im Bewußtjein der Schuld, die gedachte Aeußerung noch am 
26. Februar v. J. dem x. Zekai gegenüber in ber Abficht gethan hat, demſelben 
die frühere ähnliche Aeußerung als völlig umverbächtig erfcheinen zu laffen, 

2) Der Angeklagte hatte eine genaue Renntnie der Räumlichkeiten, welche 
die feparirte Spillnee bewohnte, denn er fand, namentlich im Winter 1854—1855, 
in ſehr lebhaften Verkehr mit dem damals im Spilinerfchen Hinterhaufe zu ebner 
Erde wohnhaften Mitangeklagten Arbeitsmann Wilhelm Brain, und hat denfelben 
geftändlich oft befudht. Das Quartier des ıc. Braun war von demjenigen der fe- 
parirten Spillner nur durch einen ſchmalen Korridor getrennt. 

Auch gefteht Helmrich felbit zu, jchon vor Weihnachten 1854 einen Dieb- 
ftahl gegen die feparirte Spillner begangen zu haben. $Hierüber gab er nach an- 
fänglichem Leugnen Folgendes an: 

„Vor Weihnachten 1854 fei er eines Tages, auf Zureden des x. Braun 

und einer Schwägerin —— in die Wohnung der ac. Spillner ge 

gangen, während Letztere fi auf kurze Zeit daraus entfernt gehabt habe, 

ohne die Thür ihrer Wohnftube zu verfchließen. In diefer Stube habe 

er aus einer im Sekretair befindlichen Taffe etwa 24 Spr. 2 Bf., fowie 

außerdem aus einem offenen Schubfaften einen Theelöffel und einen Ep- 

löffel entwendet, demnächft aber die x. Spillner kommen hören. Er fei 

deshalb in ihre Kammer eingetreten. Die ıc. Spillner habe, nach kurzem 

Verweilen in ihrer Wohnftube, ſich wieder entfernt und die Stubenthür 
verjchloffen, worauf er aus einem Fenfter in den Hof gefprungen fei.” 

3) Am 2. März 1855 wurden im Schnee Zußfpuren enideckt, welche vom 

Hinterhofe des Spillnerſchen Grundftüds aus Durch einen angrenzenden Garten 
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bis nach dem Garten ded Hauſes Hodig-Straße Nr. 9 führten, in welchem Helm- 
rich wohnte. Der Zeuge Stadtrath Spillner verfichert, daß diefe Spuren nur auf 
ein Kommen von dem Grundftüde Hodig-Straße Nr. 9 auf fein Grundftüd ge: 
air — waͤhrend in der entgegengeſetzten Richtung leine Spuren ſichtbar ge— 
weſen ſeien. 

Der Polizei-Inſpektor Tiedeke giebt indeß an: 

„der Erdboden ſei am 2. März in Folge von Thauwetter jo durchnäßt 
gewejen, daß man die Richtung der Fußſpuren nicht habe erfennen Fönnen.“ 

4) Die Wittwe Dittmann hat eidlich bekundet: 

„Der vg nen Helmrich ſei am Nachmittage des 25. Februar v. J. 
zwijchen 3 und A Uhr, alfo kurze Zeit vor der That, vom Spillnerjchen 
Borderhaufe über den Hof nach dem Hinterhaufe gegangen.” 

Helmrich beftreitet zwar, zur angegebenen Zeit auf dem Spillnerfchen Hofe 
gewefen zu by: indem er behauptet: 

„die Zeugin Dittmann müfle fich irren;“ 

Letztere verfichert indeß mit Beftimmtheit, daß fie den Angeklagten deutlich 
erfannt habe und fich nicht irre. 

5) Der Angeklagte Braun hat angeben, daß der 1. Helmrich früher immer 
im Befige von ſehr vielen Striden und aud von Sadbändern gewefen jei. 

Diefe Anführung erfcheint glaubhaft, zumal der ıc. Helmrich einige Male, 
zulegt noch im Februar 1855, als Sadträger beim Proviamt Amt zu Motedan 

earbeitet hat und es wohl möglich ift, daß er fich bei viefer Beichäftigung die 
MEN Sadbändern hat zu Schulden fommen laffen. 

6) Nach dem Ableben der feparirten Spillner wurden in deren Wohnung 
——— Gegenftände vermißt, in deren Beſitze fie ſich bis zu ihrem Tode befun— 
den hatte. 

Am Nachmittage des 27. Februar wollte der Stadtrath Spillner aus dem 
in der Wohnftube feiner Mutter ftehenden Sefretair einige Heine Münzen heraus: 
nehmen, fand aber dafelbft Fein Geld vor, obgleich, wie er fpäter ermittelte, jeine 
Mutter, welche eingegangene Miethöbeträge und fonftige Summen Geldes über 
20 Rthlr. ftets zu ihm in das Vorderhaus zu bringen pflegte, kurz vor ihrem Ab— 
leben Kleinere Geldbeträge eingenommen hatte. Am Rachmittage des darauf fol- 
genden Tages, des 28. Februar, vermißte Spillner aus einer Kommode, welche in 
der Wohnftube feiner Mutter rechts von der Eingangsthür nahe beim Geftetair 
ftand, und deren Fächer offen waren, mehrere Strümpfe, Schürzen, Tücher und 
eine Tafche von Pferdehaaren. 

Einige Tage fpäter, am 3. März, unterfuchte die Ehefrau des ıc. Spillner 
den Nachlaß ihrer Schwiegermutter genauer und vermißte bei diejer Gelegenheit 
aus den Sachen derfelben zwei feidene Umſchlagetücher, ſechs noch nicht getragene 
fattunene Hemden, zwei Börfen mit dem muthmaßlichen Inhalt von 8 Rthirn., 
— — Ringe, mehrere weiße Tücher und die ſchon erwähnte Taſche 
von ehaaren. 

Die Unterfuchung hat über den Verbleib der erwähnten Gegenftände Nach— 
ſtehendes ergeben: 

Zunächſt wurden bei einer in der Wohnung des ıc. Helmrih am 7. März 
abgehaltenen polizeilichen Hausfuchung unter dem Dfenbleche zwei goldene Ringe 
gerunden, welche der Stadtrath Spillner mit voller Beſtimmtheit ald feiner Mutter 
gehörig gewefen anerkannt hat. 

erner zeigte die verehelichte Helmrih, während fie im Gefängnifie des 

————— zu Potsdam als Unterſuchungsgefangene detinirt wurde, am 13. März 

dem Gerichte an: daß ſich im Keller des Regierungs /Sekretairs Heſſelbarth zu 

Potsdam, bei welchem fie ald Aufwärterin befchäftigt -gewefen war, ein Packet 

Sachen befinde, welches ihr Ehemann dort unter Holz verſteckt habe. In Folge 

defien wurde noch an demſelben Tage im Heſſelbarthſchen Keller eine Rachſuchung 
42 * 
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vorgenommen, bei welcher ſich daſelbſt unter Heingehauenem Holze ein in eine grau 
feinene Schürze eingewidelted, mit einem Sackbande zugefchnürtes Packet vorfand. 
Beim Hervorziehen des Packets unter dem Holze fielen aus demſelben einige Paar 
Strümpfe heraus, und einige andere Paar Strümpfe lagen lofe unter dem Holze. 
Das Padet enthielt einen auseinander getrennten Merinorod, einige Stüde Zeug 
zu Frauenkleivern, Schuhe, Strümpfe, eine Pfervehaartafche, ein braun feidenes 
Umſchlagetuch, ein buntes ſeidenes Frauenhalstuch, ein ſchwarz ſeidenes Halstuch 
und zwei Taſchentücher. Unter dieſen Gegenftänden find das Umſchlagetuch, das 
bunte ſeidene Halstuch, die Taſche von Pferdehaaren, ein Paar Strümpfe, ein 
Baar Schuhe und ein Tajchentuch von der verehelichten Stadtrath Spillner als 
Eigenthum ihrer verftorbenen Schwiegermutter beftimmt vefognogzirt worben. Der 
Siadtrath Spillner erfennt wenigftens in dem Umjchlagetuche, dem bunten feidenen 
— einem Paar Schuhe und einem Paar Strümpfe das Eigenthum feiner 
utter ebenfalls mit Beſtimmtheit wieder. 

Hierbei muß endlich noch eines anderen auffallenden Umftandes Erwähnung 

efchehen: 
20 Am 1. März erſchien die verehelichte Helmrich bei der verehelichten Klemp— 
nermeifter Beer zu Poisdam, bei welcher fie oft fcheuerte und die Wäfche bejorgte, 
und bot der ıc. Beer einen. mefjingenen Mörfer zum Kauf an, indem fie fagte, 
daß fie denfelben für eine Nachbarin veräußern wolle. Die ıc. Beder hielt viele 
legtere Angabe für erbichtet und glaubte vielmehr, daß der Mörfer der ıc. Helmrich 
Iran ge diefe ihm aus Noth verkaufen wolle. Sie faufte ihr deshalb ven 
Mörfer ab. 

Noch bevor die verchelichte Helmrich zu der ıc. Beder Fam, hatte legtere 
ihren faft 13jährigen Sohn zu der ıc. Helmrich gejchidt, um diefelbe zum Scheuern 
u beftellen. Der Knabe verweilte ſich unterwegs einige Zeit bei dem gerade ftatt- 
Äindenden Begräbniß der feparirten Spillner, ging dann zur Helmrich'ſchen Woh— 
nung und trat, ohne anzuflopfen, in diefelbe ein. Im der Stube fand er nur den 
Angeklagten Helmrich anwejend, welcher vor dem Dfen fniete und anfcheinend am 
Fußboden Etwas baftelte. Als Beder eintrat, ſah ſich Helmrich erfchredt um und 
warf, während die Pfeife feinem Munde entfiel, dem Knaben einen fo kecken Blid 
zu, daß derfelbe nicht zu jprechen vermochte. Erſt auf die Frage des ıc. Helmrich: 

„was er wolle?” j 
fonnte er feine Beftellung ausrichten. Helmrich machte bei diefem Vorgange auf 
den Knaben Beder, wie diefer bei feiner gerichtlichen VBernehmung angegeben bat, 
den Eindrud eines böſen Menfchen. 

Als fpäter die Bekanntmachung der im Nachlaß der feparirten Spillner 
vermißten Gegenftände in den öffentlichen Blättern erfchien und es ruchbar wurde, 
daß eine Fußfpur von dem Spillnerfchen Grundſtück bis nach demjenigen Grund: 
ftüd, in welchem Helmrich wohnte, führe, brachte der Knabe Beder fich dieſe Um— 
ftände mit dem Berkaufe des Mörferd Seitens der verchelichten Helmrich und mit 
dem unheimlichen Blid, welchen Helmrich ibm zugeworfen hatte, in Berbindung, 
und ſprach feiner Mutter gegenüber die Bermuthung aus, daß Helmrich der Mör- 
der der feparirten Spillner jei: Die verehelichte Becker brachte hierauf den gedach— 
ten Mörfer zum Stadtrath Spillner. 

Der Angeklagte Helmrich geftedt zu, daß er diefen Mörfer feiner Ehefrau 
zum Verkaufe übergeben habe und daß derfelbe in der Wohnung der feparirten 
Spillner befindlich gewefen fei. Es hat fih nun zwar nicht ermitteln laſſen, daß 
die 2. Spillner Eigenthümerin des Mörferd war; da fie indeß öfter Geld auf 
Pränder ausgeliehen hat, jo iſt es möglich, daß ihr der gedachte Mörfer von einer 
bisher unbefannt gebliebenen Perſon als Unterpfand gegeben worden ift. 

Ueber den Erwerb des Mörfers, der in feiner Wohnung aufgefundenen 
Ringe und des im Hefjelbarthichen Keller verſteckt geweſenen Padets Hat der An- 
gellagte folgende Angaben gemacht: 
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a. Er will am 5: März vom Mitangellagten Braun ein Packet mit der 
Bitte: es zu verbergen, erhalten und das Bader noch an demfelben Tage im Kel— 
ler des Regierungs » Sefretaird Hefielbarth verftedt haben, während feine Ehefrau 
mit dem Herauftragen von Holz aus dem Keller in die Heflelbarthiche Wohnung 
beihäftigt geweien jei. Dieſe Anführungen find jedoch unglaubhaft. Zwar wurde 
das oben näher bejchriebene Packet im ge Keller, wie bemerkt, erft am 
13. März gefunden; gleichwohl aber it es wahrjcheinlich, daß der x. Helmrich 
daffelbe jhon am 26. Februar, dem Tage nach dem Tode der feparirten Spillner, 
daſelbſt verftedt hat, denn er machte an dieſem Tage mit feiner Ehefrau bei dem 
Regierungs-Sekretair Hefjelbarth Holz Hein und hatte hierbei Gelegenheit, in den 
Heffelbarthfepen Keller zu gelangen. Auch hat Die verehelichte Helmrich bei ihrer 
Vernehmung über den vorliegenden Gegenftand ausprüdlich bemerkt: i 

„ihre Ehemann habe ihr jchon am 28. Februar mitgetheilt, daß er bei 
Heffelbarth ein Packetchen unter Holz verftedt habe. Derfelbe fei, fo viel 

e wahrgenommen, nad) dem 26. Februar nicht wieder im Heffelbarthfchen 

Keller geweſen.“ 

Hat nun aber der Angeklagte das Padet [hen am 26. Februar im Heſ— 
—* Keller verſteckt, jo erfcheint, unter den obwaltenden Umſtänden, auch 
die fernere Annahme gerechtfertigt: daß er Diejenigen im Packet befinvlich geweſe— 
nen Sachen, welche ald Eigenthum der x. Spillner anerfannt worden find, der— 
felben am 25. Februar, dem Tage ihred Ablebens, und zwar zur Zeit ihrer Töd- 
tung, entwendet hat. 

b. Ferner hat der 2c. Helmrich mit Bezug auf den Erwerb der in feiner 
Stube unter dem Dfenblech gefundenen zwei goldenen Ninge und des Mörfers, 
welcher von feiner Ehefran an die verehelichte Beder verkauft worden ift, nachſte— 
hende Behauptungen aufgeftellt: 

„Am Morgen des 28. Februar in der fünften Stunde habe er fih mit 
dem Mitangeflagten Braun, nach vorheriger Verabredung, an der Woh— 
nung der feparirten Spillner eingefunden, um dafelbft einen Diebftahl zu 
verüben. Die oberen Flügel jümmtlicher Fenfter der Spillnerſchen Woh- 
nung feien geöffnet gewejen. Braun habe ihn auf den Sims des der 
Hausthuͤr zunächft liegenden Fenfters der Spillnerſchen Wohnftube hinauf: 
ehoben; von dort aus habe er, Helmrich, den Vorreiber der unteren 
Fenfterflügel weggefchoben, legtere geöffnet und fei nunmehr durch das 
Fenfter in die Stube hineingeftiegen, in deren Mitte der Sarg der 
x. Spillner geftanden habe. Er fei, der Anweifung des ıc. Braun ge: 
mäß, auf die vom Fenſter rechts ftehende Kommode zugegangen, habe ein 
unverfchloffenes Fach verfelben herausgefchoben und aus Diefem ein be- 
reits zufammengewideltes Padet, den Mörjer und ein Schädhteldhen, in 
welchem zwei goldene Ringe lagen, weggenommen. Das Padet habe er 
dem 2c. Braun gegeben, den Mörfer aber hinuntergeworfen und ei, nach- 
dem er die unteren Fenfterflügel wieder verfchloffen, auf ven Hof herab- 
geiprungen. “ 

Später hat der Angeklagte erklärt: 

„der fo eben erwähnte Diebftahl fei von ihm und dem ıc. Braun nicht, 
wie er irrthümlich angeführt habe, am Morgen des 28. Februar in der 
fünften Stunde, fjondern am 4. März gegen 3 Uhr Morgend verübt 
worden.“ 

Die Angaben des ꝛc. Helmrich in Betreff diefes Diebftahls find durch die 
Beweisaufnahme widerlegt worden. Zwar find Diejenigen unter den entwendeten 
Gegenftänden, welche im Befig des ꝛc Helmrich gefunden wurden, nämlich die zwei 
goldenen Ringe, von den Angehörigen der feparirten Spillner, wie oben gedacht, 
nicht vor dem 3. März — worden; dennoch aber iſt anzunehmen, daß der in 
Rede ſtehende Diebſtahl vom Angeklagten zur Zeit der Tödtung der ıc. Spillner 
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verübt worden iſt. Hierfür ſpricht zunächſt der Umſtand, daß der Stadtrath Spill- 
ner, ſeiner glaubhaften Verſicherung nach, ſeit dem Tode — Mutter deren 
Wohnung ſtets verſchloſſen gehalten und den Schlüffel des Quartiers in feinem 
Sefretair ficher aufbewahrt hat. Sodann ift — worden, daß in der Woh; 
nung der feparirten Spillner die Fenfter, deren obere Flügel der Angeklagte in ver 
Nacht des Diebftahls offen vorgefunden haben will, zur Nachtzeit ftets verſchloſſen 
gewejen find, und daß dies namentlich in den Nächten vom 27. Februar bis zum 
1. 2 der Fall war. Nur bei Tage ftanden die oberen Fenfterflügel in der 
Regel offen. Ä 

i Ueberbied Tagen auf dem Fenfterbrett des von dem ac. Helmrich bei der 
Ausführung des Diebftahld angeblich geöffneten Fenfterd der Spillnerfchen Woh— 


nung in der Zeit vom Tode der ıc. Spillner bi nad dem 1. März verfchiedene 


Gegenftände, welche beim Deffnen des unteren Fenfterflügels hätten heruntergewors 
fen oder doch wenigftens verfchoben werben müffen. ine derartige auffallenve 
Veränderung ift jedoch an jenen Sachen nicht bemerkt worben. Hierzu fommt, daß, 
wie bereit erwähnt, vom Stadtrat! Spillner ſchon am 27. und beziehentlicy am 
28. Februar mehrere Gegenftände im Nachlaß feiner Mutter vermißt worden find, 
während ber ıc. Helmric behauptet: er habe den Diebftahl in der Wohnung der 
x. Spillner erft am 1. März begangen. 

Wenn es daher auch nad einem gerichtlich angeftellten Verſuche für den 
Helmrich möglich geweien wäre, mit Hülfe einer anderen Perſon von der Größe 
des Mitangellagten Braun auf das Gefims des Fenfterd zu gelangen und von 
hier aus durch das geöffnete Fenfter fo tief hinunterzugreifen, um den Worreiber 
des umteren Fenſters wegzufchieben, fo ift doch eben die Borausfegung "für dieſe 
Möglichkeit, daß das unbeſchädigte Fenfter geöffnet gewefen fei, widerlegt. 

Alle diefe Argumente unterftügen übrigens zugleich auch die oben anderwei— 
tg näher begründete Annahme: daß die ald Eigenthum der feparirten Spillner 
refognogzirten Sachen, welde im Heſſelbarthſchen Keller verftedt waren, ver 
x. Spillner zur Zeit ihrer Tödtung vom Angeklagten entwendet worden find; denn 
wenn auch Helmrich jene Gegenftände vom Dritangefia ten Braun erhalten haben 
will, fo läßt es fich doch, nach Lage der Sache, nicht bezweifeln, daß er diefelben 
aus der Spillnerfhen Wohnung zugleich mit denjenigen Sachen weggenommen hat, 
deren Entwendung er zugefteht. 


7. Der Angellagte Helmrih wird ferner durch fein Benehmen nach dem 
Tode der feparirten Spillner in mehrfacher Beziehung verdächtigt. 

Am Abend des 26. Februar befand er ſich mit den Tifchlergefellen Krüger 
und Pflügner in einem Wirthshauſe zu Potsdam. Hier lenkte fid) das Geſpraͤch 
der Gäfte auf den am Tage zuvor erfolgten Tod der ıc. Spillner und es wurde 
geäußert: daß biefelbe fich erhängt haben folle. Diefer Meinung widerfprach Helm: 
rich mit einer Beftimmtheit, welche dem ıc. Pflügner auffiel, indem er bemerkte: 

„mit dem Tode der ac. Spillner fei es wohl nicht natürlich zugegangen ; 
fie fei noch um 8 Uhr auf dem Hofe gefehen worden und dann hätten 
ihre Angehörigen fie über das Bett fort liegend todt gefunden; auch habe 
man fie noch wimmern hören.” 

Der An .. hat vor Gericht zwar eingeräumt, daß er eine folche Aeuße: 
rung gethan Habe, behauptet aber, daß dies nicht, wie die Zeugen Krüger und 
Pflügner angegeben, am 26. Februar, fondern erft am 1. März der Fall geweſen. 
— Als fpäter im Laufe der Vorunterfuhung am 23. März der Leichnam der fepa- 
rirten Spillner, deſſen nochmalige Ausgrabung der Inquirent Behufs genauerer 
Befichtigung der Strangulationsmarke veranlaßt hatte, dem 1. Helmrich vorgezeigt 
wurde, erflärte derjelbe: 

„ich weiß augenblidlich nicht, wer dieſe Leiche if. Es wird wohl bie 
x. Spillner fein; ich denke mir, weil mir die Leiche vorgezeigt wird. 
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Ich bin an ihrem Tode nicht Schuld, weiß auch nicht, daß ein Anderer 
daran Schuld ift.* 

Auf diefe Erklärung des Angellagten folgt im betreffenden gerichtlichen 
Protokoll folgende amtliche Regiftratur: 

Das Benehmen des ıc. Helmrich beim Anblid ver Leiche war ein nicht 
ganz ficheres, jedoch wußte er eine große Faſſung zu zeigen und kniff 
namentlich die Hände mehrere Male zufammen. 

8. Die verehelihte Helmrih war am 7. März zum polizeilichen Gefäng: 
niß gebracht worden und traf daſelbſt mit der wegen Obvachlofigkeit verhafteten 
unverehelichten Schulz zuſammen, welcher fie Folgendes ergählte: 

„Der Arbeitsmann Braun habe jchon früher zu ihrem Ehemanne gefagt: 
„„bei der alten Spillner jei viel Geld und da ſei etwas zu 
machen.” “ 

„Am Abend des Tages, an welchem die a. Spillner todt gefunden wurde, 

jei Braun etwa um 8 Uhr Abends in ihre Wohnung gefommen und 
habe zu ihrem Ehemanne gejagt: 

„„die Alte fei jegt zu Haufe, jegt fei die fchönfte Zeit.“ * 
„Darauf fei ihre Ehemann mit ıc. Braun fortgegangen. Diefe Beiden 
hätten die alte Spillner in ihrer Wohnung am Tifche figend gefunden, 
fie jogleich gewürgt, wobei die ıc. Spillner ſehr gejchrieen habe, und fie 
fodann aufgehängt, damit die Leute glauben jollten: fie habe fich felbft 
erhängt. Ihr — und ıc. Braun hätten darauf eine Börſe mit 
8 Rthle., einen anderen Beutel mit etwas Geld und einige andere Sachen 
weggenommen. Die Sade jei übrigens von ihnen ſehr ſchlau angefan- 

en worden, denn fie feien nicht durch das Haus der alten Spillner, 
ondern durch die Gärten hinten hinein gegangen; Durch einen Mörfer, 
den fie, die ıc. Helmrich, verkauft habe, fei es aber herausgefommen. “ 

Gleihe Mittheilungen machte die verehelichte Helmrich bald nachher der 
wegen Diebftahld und anderer Vergehen bereitö beftraften unverehelichten Schön- 
vade, welche ebenfalld am 7. März in das erwähnte Gefängniß eingeliefert wurde. 

Bor Gericht Hat die ꝛc. Helmrich auf Befragen zwar anfangs beftritten, 
im polizeilichen Gefängniß mit Jemand über den Grund ihrer Verhaftung ge 
fprochen zu haben; gleich darauf aber hat fie zugeftanden, daß fie über diefen Ge— 

enftand mit der ıc. Schönrade ſich unterhalten habe; fie behauptete indeß, im 
Gefpräch mit Letzterer feinerlei Zugeftändniß gemacht zu haben, wonach ihr Ehe: 
mann und Braun die Mörder der 26. Spillner gewejen wären, als ihr ſodann Die 
fo eben angeführten Mittheilungen vorgehalten wurden, welche fte nach der eidlichen 
Ausfage der völlig glaubwürdigen Zeugin unverehelichten Schulz und nad den 
damit übereinftimmenden Angaben der unverchelichten Schönrabe dieſen beiden Pers 
fonen gemacht hatte, erklärte die ıc. Helmrich: 

„Ne fei von der x. Schönrade und der ıc. Schulz falſch verftanden wor: 

den, denn fie habe denjelben dasjenige, was fie ihmen in Betreff des an 
der jeparirten Spillner angeblich verübten Mordes fagte, nur als eine 

Erzählung mitgetheilt, wie fie foldhe auf der Straße gehört hatte. — 

Die von der verehelichten Helmrich den Zeuginnen Schul; und Schönrade 

emachten Gröffnungen, welche im Allgemeinen mit den in objeftiver Beziehung 
Antigehabten GErmittelungen im Einklange ftehen, muͤſſen, foweit fie den ıc. Helm- 
rich betreffen, im Weientlichen als den wahren Sachverhalt entiprechend angejehen 
werben, denn es ift fein Grund erfichtlich, welcher die verehelichte Helmrich ver- 
anlaßt haben könnte, ihren Ehemann wahrheitswidrig der Berübung eined Mordes 
zu nn —— | 

9. Der Angeklagte ift endlich ein Menſch, zu welchem man fi der That 
wohl verfehen fann. Gr wird von mehreren PBerfonen, welche ihn kennen, als 
arbeitsfchen und liederlich, von dem Arbeitsmann Karl Wilhelm Zekai aud als 


648 Drei Kapitalfälle. 


dem Trunfe ergeben gejchilvert. Ueberdies ift er bereits im Jahre 1846 wegen ges 
waltfamen und feinen gemeinen Diebftahld zur 15monatlichen Einftellung in eine 
Straffektion, zur Detention bis zum Nachweife des chrlichen Erwerbs und zu den 
gefeglichen Ehrenftrafen verurtheilt worden. — 

Hinfichtlich Des Thatbeftandes des dem Helmrich zur Laft fallenden Ber- 
brechens war nad) Lage der Sache eine zwiefache Auffafiung des Sachverhältniſſes 
möglich. 

, ®. Ginerfeits hatte nämlich die Unterfuchung mehrere Momente zur Unter— 
ftügung der Annahme ergeben, als jei der Angeklagte am Abend des 25. Februar 
mit dem vorher gefaßten Entjchluffe: die feparirte Spillner ums Leben zu bringen, 
in deren Wohnung eingetreten. Für dieſe Anficht, welche nach der Mittheilung 
des Schwurgerichts-Vorfigenden, durch die mündliche Verhandlung in hohem Grade 
beftätigt wurde, fprachen insbefondere die früheren Aeußerungen des Angeklagten, 
durch welche er die Abficht, eine alte Frau zu berauben und zu ermorden, fund: 
gegeben hatte. Ferner fam in Betracht, Daß der Angeklagte von feiner Ehefrau, 
der unverehelichten Schönrade und der unverehelichten Schulz gegenüber, der vor: 
her überlegten Tödtung der ıc. Spillner bezüchtigt worden war. Auch bot einen 
thatfächlichen Anhalt für die gedachte Annahme der Umftand dar, daß der Strid, 
durch welchen die ıc. Spillner erbroffelt wurde, der Legteren nicht gehört, fondern - 
daß Helmrich denfelben in der Abficht: die Spillner daran aufzuhängen, in deren 
Wohnung wahrfcheintich mitgebracht, und ihm ſchon vorher zum Gebrauch befonders 
eingerichtet hatte. 

Diefer Auffaffung entſprach die erfte von den beiden rüdfichtlich des ꝛc. Helm: 
rich den Gefchworenen vorgelegten Fragen; die Frage nämlich: 

ob der Angeklagte ſchuldig fei, die ıc. Spillner vorfäglic und mit Ueber: 

legung getödtet zu haben? : 

Andererjeits ließ fich jedoch anführen: 

es ſei dem Angeklagten doch nur um das Geld und um die Koftbarfeiten 

der ıc. Spillner zu thun gewefen. Als er nun in der Abficht, einen Dieb- 

ftahl zu verüben, am 25. Februar, und zwar um eine Zeit, zu welcher 
die x. Spillner fonft gewöhnlich bei ihrem Sohne war, in deren Woh— 
nung eingedrungen jei und die x. Spillner, wider Erwarten, Dennoch zu 

Saale angetroffen habe, fei der Vorfag: diefelbe zu tödten, plößlich in 

einer Seele entftanden und auch jofort von ihm ausgeführt worden. 

Mit Rüdfiht auf diefe gleichfalls zuläffige Annahme wurde an die Ge: 
fhworenen die fernere eventuelle Frage gerichtet: 

ob der Angeklagte Helmrich ſchuldig fei, die ꝛc. Spillner vorfäglich ge- 

tödtet zu haben, und zwar zu dem RR ein bei der Ausführung eines 

van Yen unternommenen Diebftahls entgegenftehendes Hinderniß zu be: 
eitigen? 

Die Gefchworenen haben die erftere Frage verneint, wogegen bie zweite 
Frage von ihnen, und zwar, wie der Schwurgerichtd-Vorfigende bemerkt, dem Ver— 
nehmen nach ohne Bedenfen und faft einftimmig, bejaht worden ift. — 

Mitangeklagt des Mordes mit Helmrich war, wie bereits erwähnt, der 
Arbeitsmann Braun. In Betreff feiner haben die Geſchwornen die Hauptfrage 
und Die eventuelle Frage verneint, und ift derſelbe daher freigefprohen worden. 
Es ift ald eriwiefen angenommen worden, daß Braun nicht mit Helmrich in vie 
Spillnerfhe Wohnung eingetreten fei, und daß er fich insbefondere zu der Zeit, 
als wahrſcheinlich vie legten Laute der Spillner vernommen wurden, in feiner 
her befunden habe. 

Se. Majeftät der König beftätigten das Todesurtheil des Helmrich. Nach— 
dem bereitd der Tag der Hinrichtung anberaumt worden war, ging eine Vorftel- 
lung des ‚mit der Seelforge des Verurtheilten betrauten Geiftlihen ein, welder 
hauptfächlich deshalb Zweifel an der Schuld defjelben geltend machen wollte, weil 
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derfelbe troß ernftlichen geiftlichen Zufpruches zum Bekenntniſſe der Wahrheit ven; 
noch jeine Unjchuld hartnädig betheuerte. Die Hinrichtung wurde ausgefegt, und 
ed wurde die gefammte —* der Unterſuchung einer nochmaligen eeidhöpfenden 
Prüfung von Seiten der dabei thätig gewefenen Beamten, des Staatsanwalts und 
des Borfigenden des Schwurgerichts, jo wie endlich des Königlichen Kammerge: 
richts unterworfen, und auf deren übereinftimmende Berichte, in welchen nament— 
lich die zum Theil auf Unfenntniß des wahren Sachverhalts beruhenden Zweifel 
des gedachten Geiftlichen gründlich widerlegt wurden, iſt ſodann am 7. Juli 1856 
das Zodesurtheil an Helmrich vollzogen worden. 


Mm. 


Das zu Berlin an der Anhaltiihen Kommunifation Nr. 1 belegene Haus 
bildet mit feinen vorfpringenden beiden Seitenflügeln einen von der Straße durch ein 
verfchließbares Gitter getrennten Vorhof. Im rechten Seitenflügel des Gebäudes 
bewohnte im März -1855 die Damals 32 Jahre alte Schneiderin unverehelichte Do— 
rothee Storbed zu ebener Erde eine Stube mit zwei Fenftern, welche an der 
Straße liegen. Diefed Zimmer hat nur einen einzigen, und zwar mit Doppel: 
thüren verwahrten Gingang von dem erwähnten Vorhofe aus. 

Am Sonntage, den 18. März 1855, war die ıc. Storbeck von einigen Per: 
fonen noch Nachmittags zwifchen 3 und A Uhr in ihrer Wohnung, mit Näharbeit 
befchäftigt, angetroffen, und bald nach A Uhr auf der Straße bemerkt worden; 
fpäter aber hat fie fein Zeuge mehr lebend gejehen. Am 19. und 20. März 1855 
fiel e8 den Hausgenoſſen der ıc. Storbed auf, daß diefelbe fich nirgend zeigte, und 
daß auch die Schiefertafel, welche jie, fobald fie ihre Stube verließ, an deren 
äußere Thür zu hängen pflegte, dort vermißt wurde. Man jegte in Folge deſſen 
am 20. März eine Leiter an das eine, nicht ganz verhüllte Fenſter ihres Zimmers, 
und nahm nun wahr, daß die xx. Storbed an der dem Fenfter gegenüber lie: 

enden Wand aufgehängt war. Der biervon unterrichtete PolizeisLieutenant Sey— 

Prien ließ jofort die verthloffene Wohnung durch einen Schlofjer öffnen und machte 
von dem Vorfall der Gerichtsbehörde Anzeige. Noch am Abende vefjelben Tages — 
Dienftags, den. 20. März — erfolgte die Aufnahme des richterlichen Augenfcheines, 
wobei auch der gerichtliche Phyſikus, Geheime Medizinal- Rath Dr. Easper, zu: 
gezogen wurde. 

In der Stube der ıc. Storbed fand fich Alles in größter Ordnung. Das 
Fenfter rechts vom Eingange war durch einen Laden gefchlofien, das zweite Fenfter 
durd Gardinen nur theilweife verhüllt. Auf einem zwifchen den Fenftern befind- 
lihen Nähtiſch ftand eine fleine Lampe, deren Docht verfohlt und deren Del ver: 
verzehrt war. 

In der den Fenftern gegenüber liegenden Wand befindet ſich eine Nifche, 
welche durch eine Thür verfchlofien wird. Dieje Thür hat etwa 4 Fuß über dem 
Erdboden eine Klinke und darunter einen Fleinen Riegel. An dem legteren ‚hing der 
Leichnam der unverehelichten Storbed, das Geſicht nach dem verjchloffenen Fenfter 
und den Rüden gegen den, Angefichts der Nifchenthür rechts neben derfelben ſte— 
henden Ofen gerichtet. Um den Hals des völlig befleideten Leichnams war eine 
einfache, auffallend glatte Leine gejchlungen, welche ſich nicht zugog, hinten am 
Halje zufammengefchürzt war, und in zwei, um den Riegel der Nijchenthür ge: 
hängte Schleifen endete. Man fand die Yeine zugleich um das Halstuch der Ber: 
ftorbenen und ihre rund um den Hals gelegten Haarzöpfe gefnüpft. Auch war am 
Naden der Leiche ein Theil der wattirten Jade, womit fie befleivet war, in die 
Schlinge miteingeflemmt und dadurch zerrifien. Das Geficht der Verftorbenen, na— 
mentlich die untere Hälfte defielben, war mit Blut bevedt. Die Füße des Leich- 
nams fanden abwärts vom Körper, in der Stellung eines Gehenden, und zwar 
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der rechte Fuß faft in gerader Richtung nach vorn zu, während ber linfe Fuß nach 
dem Dfen zu ftarf gefrümmt war. 

Die Kleivungsftüde fand man am Körper dergeftalt in die Höhe gefchoben, 
daß die entblößten Kniee fichtbar wurden. Die Haare des Leichnams waren ge: 
löſt, und ein Theil des Chemiſets hing, mit Blut bevedt, aus dem Kleide heraus. 
Bor der Nifchenthür befand fich auf dem Fußboden ein großer Blutflef, neben 
welchem ein Einſteckekamm lag. Bon diefem Flede aus führte eine Blutjpur 
in fchräger Richtung nach der Mitte des Zimmers bis zu dem vor dem Sopha 


ſtehenden Tifch, und von hier nach dem verfchloffenen Kenfter. Die Blutflede von 


der Nifchenthür bis zum Sophatijch waren verwifcht, jo etwa, als wenn ein ſchwerer 
Gegenftand über diefelben hinweggezogen worden wäre. 

Die gerichtliche Obduktion des Leichnams der ıc. Storbed fand am 22. März 
ftatt. Bei der äußeren Peichenbefichtigung wurde Folgendes bemerft: 

1) Das untere linfe Augenlied hatte eine dunkle, blaue Färbung, und zeigte 
bei Einfchnitten in das Zellgewebe ergofienes Blut. 

2) Der Mund, welcher nach den ——— des Polizei» Direktors 

Stieber und des Kriminal + Polizei » Kommiffarius Rodenftein bei ben 
erften Befichtigungen der Leiche platt erfchienen war, ald ob er gewaltſam 
zugehalten worden wäre, hatte eine Deffnung von % Zoll. Die ſchwarz⸗ 
rothe, angejchwollene Zunge lag 1 Zoll weit über den Zähnen, feft ein- 
gefeilt, hervor. 
Rings um den ganzen Hals über dem Kehlfopf verlief eine 2 Linien tiefe, 
1% Linien breite, fchmußigsbraunsgelblich-rothe, hart zu fchneidende, überall 
unjugillirte Strangrinne, welche hinter beiden Ohren nach dem Hinter: 
fopfe hinaufging und fich hier verlor, fo daß der obere Theil des Nackens 
davon frei geblieben war. 

4) Genau am Rande der linfen Seite des Unterkiefer und in der Mitte 

defjelben zeigte fih ein ziemlich runder, % Zoll im Durchmefler Haltenver 
let von eben folcher Färbung und Beichaffenheit, wie die Strangrinne. 

5) In der Gegend des Unterfieferwinfeld der rechten Seite befand ſich ein 
a — Fleck von halbmondförmiger Geſtalt, 4 Zoll Länge und 
% Zoll Breite. 

6) Mitten auf dem Kehlfopfe zeigte fich ein rundlicher, eben fo gefärbter 
Fleck von % Zoll Durchmeſſer, an welchem die Oberhaut abgefchunden 
und nach unten zurüdgeflappt war. 

Bei der inneren Beſichtigung der Leiche a fih Nachſtehendes: 

1) Der Kehlkopf und die Luftröhre waren bis auf einige Tropfen biutigen 
Schleimes ganz leer, und es ließ fih, auch wenn man auf Die Lungen 
drüdte, Schleim, Schaum und dergl. nicht heraufprüden. 

2) Die Lungen hatten die gewöhnliche, fchieferblau=rofige Farbe, und ent- 
hielten ziemlich viel dunfelflüffiges Blut und Schaum. 

3) Im Herzbeutel befand ich etwa 1 Loth blutigen Waflers. 

4) Die rechte Hälfte des Herzens, die größten Gefäßftämme, die Nieren un 
die auffteigende Hohlader waren ftarf mit dunklem, etwas didflüffigem 
Blute angefüllt. 

Die Obduzenten, der gerichtliche Phyſikus Geheime Medizinal-Rath Dr. 
Gasper und der gerichtlihe Wundarzt Gofjon, gaben ihr ausführlid motiwirtes 
Gutachten dahin ab: 

1) daß die unverehelichte Storbed an Lungen: und Herzihlag (Erftictung) 
ihren Tod gefunden habe, 

2) daß diefer Tod durch Ermwürgen, oder aud durch Erwürgen und nad: 
heriges Erdroſſeln veranlaßt worden jei.” 

Die Annahme, als habe die ıc. Storbeck ſich felbft entleibt, erflärten Die ärzt- 
lichen Sachverftändigen für unftatthaft; auch fpredden gegen einen foldhen Werbacht 
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auptfächlich bie am Leichnam wahrgenommenen äußeren BVerlegungen, und die im 
Immer der ıc. Storbed nach ihrem Ableben bemerkten Biutflede, deren einige fogar 
ach er einer in der Stube liegenden Fußdecke fihtbar waren. "Außerdem wird die 
2 Nnabme eines Selbftmordes der ıc. Storbed noch dadurch widerlegt, daß ihr 
wuhnam in halbfnieender Stellung mit in die Höhe gefhobener Kleidung gefunden 
n- uUrde; daß ferner die Strangulationsleine um ven Sale der Verftorbenen nicht 
Mech einen Knoten, fondern durch zwei Schleifen befeitigt war und fich nicht zu- 
28 fowie daß das Halstuch, die Haarzöpfe und ein Theil der Jade der ıc. Stor- 
eck in die Schlinge mit eingefnüpft waren. 
z In Betreff der Todesart der x. Storbeck jprachen ſich die Erperten noch 
naher dahin aus: 
1) Die bei der äußeren Leichenbefichti ung am linfen Auge der x. Storbed 
eig oben unter Nr. 1 — Verletzung ſei derſelben noch 
ei ihrem Leben, aber kurze Zeit vor ihrem Tode, und zwar durch die 
Einwirkung einer ſtumpfen Gewalt, wahrſcheinlich durch einen Schlag 
mit geballter Hand, zugefügt worden. In Folge dieſes Schlages habe 
der ıc. Storbeck die Naſe geblutet, und hierdurch jeien die auf dem Fuß— 
boden der Stube bemerften Blutflede entſtanden. Die in Rebe ſtehende 
—7— könne aber nicht als die Veranlaſſung des Todes der ıc. Stor⸗ 
d angeikhen werben. Bee 
2) Bor dem Ableben der Lepteren habe höchftwahrfcheinlich ein Kampf zwi- 
fhen ihr und einer anderen Perſon, jedenfalls wenigftens ein gewaltfamer 
Eingriff auf ihren Hals ftattgefunden, da Die vorher unter Nr. 4, 5 
und b beſchriebenen aͤußeren Verletzungen des Unterkiefers und des Halſes 
von Fingereindrücken herrührten. 
3) Das Erwürgen der ꝛc Storbeck muͤſſe dem Erhängen derſelben vorher— 
gegangen ſein. — 

Was endlich die Zeit ihrer Tödtung anlangt, ſo hat die Beweisaufnahme 
— daß die 2c. Storbed am Abende des 18. März zwiſchen 8 und 10 Uhr ums 
Le gebracht worden if. Zunächft nämlich haben die Obduzenten nad) der Be- 
fchaffenheit der Leiche und insbefondere auch des Magens derfelben angenommen: 

„DaB Die Tödtung der ıc. Storbed länger als 24 Stunden vor dem 
Abende des 20. März v. J., und mindeitend 6—8 Stunden nach dem 
Einnehmen fefter Speifen erfolgt fei.* 
„Die ꝛc. Storbed ift aber, wie bereits angeführt, zulegt am Nachmittage des 
183. März bald nach A Uhr auf der Straße lebend geieben, und fchon am Tage 
parauf vermißt worden. Sodann deutet der ebenfalls fchon erwähnte Umftand: 
daß am 20. März die Lampe der Verftorbenen mit verfohltem Dochte und ohne 
Del gefunden wurde, darauf bin, daß die That zur Abendzeit verübt worden iſt; 
und endlih Hat am Abende des 18. März etwa, um 10 Uhr, die unverehelichte 
Feil, welde fidy zur angegebenen Zeit unmittelbar neben der Stube der ıc. Storbed 
in der Nachbarwoͤhnung befand, von jenem Zimmer her, einen auffallenden Ton, 
ver wie ein Schreien oder Weinen fang, gehört. 
— allen dieſen Ermittelungen ift in objeftiver Beziehung als feſtgeſtellt 
anzuſehen: 
„daß vie unverehelichte Storbeck am Sonntage den 18. März 1855 
Abends zwifchen 8 und 10 Uhr durch Ermwürgen, oder auch durch Er- 
würgen und nachheriges Erdroſſeln getödtet worden ift. 

Der Verdacht der Thäterjchaft fiel fofort auf den Jäger Puttlig, da 
verfelbe als ein lieverlicher Menſch befannt war und mit der Berftorbenen in viel» 
fachem Berfehr geftanden hatte Gr wurde ſchon am Mittwocd ven 21. März 
verhaftet, und legte am 24. deſſelben Monats zuerft vor der Polizei-Behörde, dem- 
nächſt auch vor dem Unterfuchungsrichter, ein Geftänpniß ab. Er gab an! 

„er fei mit der 6. Storbed, als er fie am 18. März Abends um 9 Uhr 
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in ihrer Behaufung befucht habe, in einen Streit gerathen und ſodann 
mit ihr handgemein geworden. Er habe fie mit der linfen Hand am 
Halje ergriffen und fei mit ihr zu Boden gefallen. Die ıc. Storbed 
babe mit Händen und Füßen um fich gefchlagen, während er fie mit ber 
Hand am Halfe feitgehalten habe. Nach wenigen Augenbliden fei fie 

‚ ruhiger geworden, und, wie er beim Loslaſſen feiner Hand bemerkt habe, 
todt gewejen. Nunmehr habe er fie aufgehängt und dann ihre Woh— 
nung verlaffen.“ i 

Am 29. März widerrief indeß der ıc. Puttlig dieſes Geftändniß, indem er 
die ganze That leugnete, und er hat feitdem fortvauernd behauptet, am Tode der 
x. Storbed völlig unfchuldig zu fein. 

Nach dem Abfchluß der Vorunterfuchung hielt die Staatsanwaltjchaft den 
x. Puttlig zwar nicht für genügend belaftet, die ıc. Storbeck vorfäglich getödtet zu 
haben, eradhtete ihn jedoch, in Gemäßheit feines früheren Geftänpniffes, für hin— 
reichend befchwert, die ıc. Storbed vorfäglich dergeftalt gemißhandelt zu haben, daß 
in Folge davon ihr Tod eingetreten fei, und ftellte deshalb den Antrag: ihn auf 
Grund der 88. 187. und 194. des Strafgefegbuches, wegen Körperverlegung oder 
Mißhandlung, welche ven Tod zur Folge gehabt hat, in den Anklageſtand zu ver: 
jegen. Diefem Antrage entipradh die Rathskammer des Stadtgerichts zu Berlin. 
Der Anklage « Senat des Kammergerichtd aber verfegte den 2. Puckitz mittelft 
Beichluffes vom 6. Juni v. 3. wegen Todtſchlags (8. 176. des Strafgeſetz— 
buches) definitiv in den Anklageftand, und hierauf ward auch die Anklage ge: 
richtet. Bei der mimdlichen Verhandlung der Sache, welche am 30. und 31. Yuli, 
1., 2. und 3. Auguft 1855 vor dem Stadtichwurgerichte zu Berlin ftattfand, ermittelte 
fich, daß der x. Puttlig an einem der legten drei Tage vor dem Tode der ac. Stor— 
beck ein Stüd eine — hatte. Daſſelbe war derjenigen Leine, an welcher die 
Leiche der ꝛc. Storbeck gehangen hatte, ganz ähnlich, und vorzugsweiſe auf dieſes 
neue Indicium geftügt, erweiterte der Staatsanwalt die Anklage gegen den 
ıc. PButtlig auf — 175. des Strafgeſetzbuches). Hiernächſt haben auch 
in * Sitzung vom 3. Auguſt 1855 die Geſchworenen die ihnen dahin vorge— 
legte Frage: 

iſt der Angeklagte — 
zu Berlin am 18. März 1855 die Schneiderin unverehelichte 
— Storbeck vorſätzlich und mit Ueberlegung getödtet zu 
aben? 
mit mehr als ſieben Stimmen bejaht. 

Der ce ift darauf durch das Urtel des. Stadtſchwurgerichtshofes 
zu Berlin vom 3. Auguft 1855 wegen Mordes zum Tode verurtheilt.. 

Die Alten ergeben folgendes Sachverhältniß: 

Der Angeklagte Georg Kurt Dietrich Puttlitz ift am 22. Juni 1829 zu 
Gollnow geboren. Er hat Schul» und Religionsunterricht genofien, im Heere ge: 
dient und fich ſodann als Privatjäger ernährt. 

Für feine Schuld fprechen folgende Momente: 

1) Nachdem der Angeklagte bei feinen erften polizeilichen und gerichtlichen 
Vernehmungen die ihm zur Laft gelegte Tödtung der ıc. Storbeck geleugnet, und 
über die Zeit, zu welcher er die Verftorbene zum legten Male lebend geſehen, ſehr 
ſchwankende Angaben gemacht hatte, geftand er, wie bereits erwähnt, am 24. März 
vor der Polizei-Behörde, und ſodann auch vor Gericht ein, daß er am Abende des 
18. März die ıc. Storbed in ihrer Wohnung mit der linfen Hand am Halfe ge: 
würgt habe und fie in Folge deſſen geftorben fei. Das von ihm an dem ‚gedachten 
Tage vor dem Unterfuchungsrichter abgelegte Geftändnig "lautet wörtlich folgen: 
dermaaßen: 

" „Am Sonntag den 18. Mär; war ich bis gegen 8 Uhr Abends bei dem 
Kaufmann "Schröder, Ede der Waldemar: und Auguftftraße, babe für 
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2% Sgr. Rum getrunfen, und befand mich in einem ſehr aufgeregten Zus 
ftande, zumal ich mich am Bormittage mit meinem Ontel, dem Oekonomen 
Leonhard Puttlig, überworfen hatte. Ich wollte von hier aus zu dem 
Lieutenant von der Ha en, Bernburger Straße Nr. 2, geben, den ich 
ſchon feit langer Zeit fenne, faufte mir unterwegs bei dem Kaufmann 
Wegener, Ede der Rofenthalerftraße und der Steingaſſe, eine Eigarre, 
und nahm von hier aus den Weg, den der Omnibus nach dem Anhaltis 
chen Thore einhält. Am Anhaltifchen Thore fiel mir ein, zu der Marie 
Storbed heranzugehen, und war ed etwa 9 Uhr, als ich vor deren Haufe, 
Anhaltifche Kommunikation Nr. 1, anlangte. Die Gitterthür des Vor— 
Hofes war offen, die äußere Thür der Storbeckſchen Wohnung halb ger 
öffnet, und trat ich, nachdem ich an die innere Thür geflopft habe, auf 
ven Ruf: Herein! durch die unverjchlofiene innere Thür in die Stube der 
Storbed hinein. Die äußere Doppelthür ließ ich offen, und flinfte nur 
die innere ein. Die Storbed faß in einem dunklen Kleide auf dem Sopha 
in der Nähe des Ofens und hatte feine Arbeit in der Hand. Die Stube 
war hell; doch entſinne ich mich nicht, ob fie Durch die Gaslaterne vor 
dem Fenfter, oder durch ein Licht oder eine Yampe erhellt war. Ich bot 
der Marie Storbed einen guten Abend, wurde auch anfcheinend freund: 
lich empfangen, gleich darauf aber mit Vorwürfen überhäuft, daß ein 
Stüf Zeug zu einer Polfa-Fade, das ich ihr im vorigen Jahre verkauft 
hatte, ftatt aus Wolle aus Baumwolle beftanden habe, und fehr unfreund- 
lich behandelt. Ich fonnte die Vorwürfe nicht ruhig hinnehmen, amt: 
wortete ihr, daß ich das Zeug nicht gekannt hätte, und fie nicht ge- 
zwungen gewefen wäre, dafjelbe anzufaufen, und gerieth hierbei mit der 
Storbef in einen Mortwechjel. Letztere jprang mit einem Male jehr 
heftig vom Sopha auf, fam auf mich zu, und wollte, wie es ſchien, mir 
das Geſicht zerfragen. Ich ftand nahe der Gingangsthür mit dem Nüden 
egen das Fenfter, gab der Storbed mit der rechten Fauft einen Schlag 
in das Geficht, der zwifchen Nafe und Auge die linfe Seite deffelben traf 
und padte fie, weil fie wieder auf mich eindrang, mit der linfen Hand 
am Halfe, und fiel num mit ihr zur Erde. Die Storbef fiel auf den 
Rüden mit dem Kopfe nach dem Kleiderfpinde zu, und kam ich linke 
neben ihr zu liegen. Ich raffte mich ſofort auf, hielt aber meine linke 
>and feſt am Halſe der ıc. Storbed, die mit Händen ımd Füßen um 
ch fchlug, und rief ihr hierbei zu: 
„„ſie folle doch vernünftig fein und ſich nicht fo haben, und mit 
Den und Füßen um fich fchlagen. * * 
ach kurzer Zeit — wie ed mir fcbien, nach einigen Augenbliden — 
wurde die Storbeck ruhiger, und bemerkte ich, als ich meine Hand los 
ließ, daß fie fih gar nicht mehr rührte und todt war. Mit meiner rechten 
Hand hatte ich mich gegen das Schlagen der Hände und Füße geſchützt, 
und waren wir Beide während des Kampfes bis in die Nähe der Thür 
gelangt, die in der Nähe des Ofens liegt. Ich beſchloß num, die Stor- 
bef aufzufmüpfen, damit man glauben follte, fie hätte fich felbft das Leben 
genommen, find auf dem Tiſche am Pfeiler zwiſchen beiden Fenftern ein 
Ende Leine, nahm diefe mit an die Leiche der ıc. Storbeck, zog legtere 
bis unter die Klinke der eben bezeichneten Thür, legte der Storbeck hier 
die Leine um den Hals und hängte fie damit an die Klinfe. Ich weiß 
nicht, wie ich die Schlinge gemacht habe, und erinnere mich nur, daß die 
Storbef mit der rechten Schulter gegen die Thür hing und daß fie mit 
dem Nüden gegen den Ofen gefehrt war. 
ch bemerkte, als ich die Storbef bis zur Klinke hinzog, wobei 
ich fie, am ihrer linken. Seite ftehend, um ihren Leib faßte, daß fie ger 
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biutet hatte, und daß das Blut aus der Nafe geflofien war; ich ver- 
fichere aber, daß ich Feine Bewegung an der Storbed wahrnahm und 
daß fie nicht das geringfte Lebenszeichen von ſich gab, als ich fie auf- 
nahm und an die Klinfe m. 2 

Ich habe mich ſofort aus der Storbeckſchen Wohnung entfernt. 

Ich bin etwa eine halbe bis drei Viertelſtunden bei der Storbeck geweſen, 
und habe, wie ich hoch und theuer verſichern kann, nicht das Geringſte aus der 
Wohnung mit mir genommen.“ 

Bei diefem Geftändniffe verblieb der Angeklagte auch in feinem gerichtlichen 
Berhöre vom 26. März. Am 29. veffelben Monats aber widerrief er das Ge- 
ftänpniß und führte zur Motivirung feines Widerrufes an: 

„Nach jeiner Verhaftung am 21. März ſei ihm vom Kriminal = PBolizei- 
Kommiffarius Rodenftein mitgetheilt worden, daß feine Mutter gleichfalls 
verhaftet fei, und er, Puttlig, habe bei feiner Vorführung in der Bolizei- 
ftube die ihm befannte Müge feines Onfeld liegen jehen. Hieraus habe 
er entnommen, daß auch diefer fich in Haft befnbe und feine alte Groß⸗ 
mutter fomit jeder Stüge beraubt jei. Um feine Mutter und feinen Onfel 
aus dem Arreſte zu befreien, habe er dem ꝛc. Rodenftein, als diefer ihn 
in der Nacht vom 23. zum 24. März in feiner Zelle befuchte, mitgetheilt, 
daß er am folgenden Morgen ein Geftänpniß ablegen wolle. Dies habe 
er dann auch auf Zureden eined Mitgefangenen gethban, und durch die 
Ablegung des Geftändniffes feinen Zwed erreicht, denn nachdem er am 
Morgen des 24. März v. 3. vor der Polizei vernommen worden fei, 
habe ihm der ıc. Rodenftein eine Verfügung, wonach feine Mutter ent: 
laffen worden, gezeigt und gleichzeitig auch die Müge feines Onfels hin- 
ausgetragen, fo daß er, der Angeflagte, nicht habe zweifeln Fönnen, daß 
Lepterer ebenfalls auf freien Fub gejegt ſei. 

Am Abende des 24. März fei er vor Gericht vernommen worden, 
und bier allerdings feinen Auslafjungen bei der Polizei treu geblieben, 
jedoch nur deshalb, weil er habe fürchten müffen, daß man fonft feine 
Mutter und feinen Onfel wieder verhaften würde. Wenn jegt Die Wieder: 
verhaftung der gedachten Perſonen auch erfolgen follte, fo fünne ihm dies 
nichts helfen und * es kommen, wie Gott wolle.“ 

Der Seitens des Angeklagten erfolgte Widerruf ſeines Geſtändniſſes kann 
jedoch nicht als motivirt angeſehen werden. 

Zunächſt nämlich möchte die angebliche Abſicht des Angeklagten: feine An- 
gehörigen von kurzer Haft zu befreien, eine falſche Selbfanfhuldigun deſſelben 
wegen des von ihm eingeſtandenen ſchweren Verbrechens nicht wohl erklärlich er— 
ſcheinen laſſen, zumal in den Verhandlungen keine Spur davon zu finden iſt, daß 
er den Seinigen beſonders zugethan wäre; vielmehr deuten auf einen Mangel an. 
Bee Zuneigung beim Angeklagten die Thatjachen hin, daß er vor nr 

ahren jeinen verftorbenen Ontel, den Kriminal-Bolizei-Kommiffarius von Puttlig, 

als diejer ihm wegen feines unorbentlichen Lebenswandeld Vorwürfe. machte, nach 
vorangegangenem Wortwechfel an die Bruft gefaßt und ihm nach dem Gefichte ge- 
lagen, und daß er fogar, wie von der Wittwe des fo eben erwähnten ıc. von 
Puttlig einem Zeugen mitgetheilt worden ift, nach feiner 80 Jahre alten Groß- 
mutter geichlagen hat. ferner aber beruht es zwar in der Wahrheit, daß bald 
nad der Verhaftung des Inkulpaten auch. feine Mutter und fein Ontel, der Pri- 
vatjchreiber Leonhard Puttlig, polizeilich fiftirt worden find, und daß dies dem An— 
—— ſchon vor dem 24. März, dem Tage ſeines Geſtändniſſes, bekannt war; 
ndeſſen iſt ihm von den Kriminal-Poligei-Beamten nicht etwa angedeutet worden, 
daß, falls er ein Geftändniß ablegte, jene Perſonen —* — werden würden, 
ondern er hat ſich vielmehr aus freien Stücken bereit erklaͤrt, zu geftehen. Später 
ihm am 24. März, nachdem ex vor der PolizeisBehörde ein mündliches Schuld⸗ 
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belenniniß abgelegt hatte, von der inzwiſchen erfolgten Wiederentlafiung feiner 
Mutter und jeined Onfeld Kenntniß gegeben worden; damals hatte jedoch die Auf- 
nahme feines Geftändnifjes zu Protokoll noch nicht ftattgefunden. 

Andrerfeits kann num freilich das Bekenntniß des Angeklagten nicht in 
allen Beziehungen auf vollen Glauben Anſpruch machen, wie ſchon Daraus hers 
vorgeht, daß der ıc. Puttlig am 23. März, dem Tage vor der Ablegung des Ge- 
ftändnifjes, dem ee en Rodenftein gegenüber erklärt hat: , 

„er müfje fich erſt überlegen, wie er das Geftändniß ablegen wolle; vie 

Polizei könne nicht verlangen, daß er ihr die volle Wahrheit fage;“ 
auch werden im weiteren Verlaufe der Darftellung einige offenbare Untichtigfeiten 
des in Rede ftehenden Schuldbekenntniſſes nachgewieſen werden. Der Inhalt der 
jelben wird aber in jojern, als das Geftändnip die Thäterjhaft des Angeklagten 
und die Art umd Weife der Tödtung der ıc. Storbed betrifft, durch mehrere üm⸗ 
ftände, und zwar: 

a. durch die in objeftiver Beziehung veranlaßten Ermittelungen unterftügt. 

In der Stube der ıc. Storbed fand man bei deren gerichtlicher Befichtigung 
am 26. März auf der Toilette einen —— Topf, in welchem, nach den darin ent- 
haltenen Blättern zu urtheilen, Thee bereitet worden war, 2 Gläfer und 3 Taſſen, 
ſämmtlich anfcheinend in gebrauchten Zuftande, einen faft leeren Milchtopf, eine 
Spirituslampe und eine blecherne Kafferolle. Außerdem lagen im Kaften des Sopha- 
tiſches einige Lebensmittel und 2 Tiſchmeſſer, an denen fich Fett befand, fo daß es 
ſchien, ald wären ſie noch lürzlich benugt worden. Alle diefe Thatfachen erregten 
jogleich die Bermuthung, daß die ıc. Storbed am legten Abende vor ihrem Tode 
von einer anderen SBerjon befucht worden ſei und mit derjelben Thee getrunfen 
habe. Daß diefe Perſon ein Mann gewefen jei, jchloß man aus dem Umftande, 
daß fi im Zimmer der x. Etorbed am 20. März vor dem Tiihe am Sopha 
auf dem Fußboden neben der Blutjpur Gigarrenafche vorfand. 

Der Angeklagte bat zwar bei Ablegung feines Geftänpniffes ausprüdlich in 
Abrede geftellt, am 18. März in der Wohnung der 2c. Storbed geraucht und bei 
ihre etwas gemofjen zu haben ; es kommt aber ferner in Betracht, Daß, wie die zur 
Feſtſtellung des objektiven Ihatbeftandes erfolgte Beweisaufnahme ergeben hat, die 
x. Storbeck am Abende des 18. März zwiſchen 8 und 10 Uhr, alfo zu derſelben 
Zeit — worden iſt, zu welcher der ꝛc. Puttlitz geſtaͤndlich die That voll- 
bracht t. 
Auch werben durch den bereits oben näher dargeſtellten objektiven Befund 
die weiteren Angaben des Angefchuldigten betätigt: 

„er babe der ıc. Storbef in der Nähe der Eingangsthür ihrer Stube 
mit der Fauſt einen Schlag gegen die linfe Seite des Gefichts verfeßt, 
fie demnaͤchſt mit der linfen Hand am Halſe feftgehalten, bis fie todt ges 
wefen, und habe fie dann, während Blut aus ihrer Naſe geflofien Be. 
bis zur Niſchenthür gezogen und fie dort aufgehängt.“ 

Die am Leichnam der ıc. Erorbed bemerkte Verlegung des unteren linfen 
Augenliedes läßt nämlich darauf fchließen, daß der Thäter die x. Storbeck furz vor 
ihrem Tode in das Geficht gefchlagen hat, während die am Unterkiefer der Leiche 
wahrgenommenen Hautverlegungen und insbejondere die Kratzwunde mitten auf dem 
Kehlkopfe der ac. Storbed auf eine ftattgehabte. Erwürgung hindeuten. Ueberdies 
führten die im Zimmer der Verftorbenen vorgefundenen Blutipuren von dem der 
Eingangsthür zunächft belfegenen Fenfter bis an die Nifchenthür und fehienen in 
der Nähe der legteren durch einen Darüber hingezogenen Gegenftand verwifcht zu 
fein. Endlich war die Bekleidung der Leiche am Körper in die Höhe geſchoben, 
und der Leichnam wurde gerade in berfelben Stelung aufgehängt gefunden, in 
welcher der Angeklagte ihn an die Nijchenthür gehängt haben will. 

b. Nach dem fo eben Angeführten entjprechen die Angaben des ıc. Puttlig 
über den äußeren Hergang des Verbrechens dem objektiven Thaibeſtande in jo hohem 
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Maafe, daß Inkulpat, falls er nicht der Thäter gewefen wäre, dieſelben nur dann 
hätte machen können, wenn er fich unmittelbar nad) der Tödtung der ac. Storbed 
in deren Wohnung befunden hätte. Da nun legteres nicht der Fall war, fo bleibt 
nur die Annahme übrig, daß er zur Zeit der That daſelbſt gewefen ift. Zwar hat 
er beim Widerrufe feines Geſtändniſſes behauptet, Daß er durch feine frühere ge: 
naue Bekanntſchaft mit der Einrichtung der Storbeckſchen Stube, durch die von 
‚ihm bei der VBorzeigung des Leichnams der ıc. Storbeck gemachten Wahrnehmungen, 
durch die Mittheilungen derjenigen Perſonen, welche die Leiche aus der Sterbe- 
wohnung geholt hatten, vornehmlich aber durch die rg der Kriminal⸗Po⸗ 
lizei-Beamten, in den Stand gejegt worden jei, ſich über die Einzelnheiten des Vor— 
falls jo genau auszulaffen, al& er bei ſeiner Vernehmung gethan. - 

Der Angeklagte bat fih jedoch, nach der dienfteidlichen Verficherung des 
Kriminal⸗Polizei⸗Kommiſſarius Rodenftein, feit feiner Verhaftung bis zu dem Augen 
bit, wo er fein Geftänpniß ablegte, außer in feiner Zelle und im Obduftiondter- 
mine ſtets unter der Aufjicht zuverläfiiger Beamten befunden, welche auf das Be— 
ftimmtefte angewiejen find, mit polizeilich fiftirten PBerfonen Nichts zu fprechen, was 
auf den Grund der Verhaftung Bezug haben könnte. Auch ift dem Angeklagten 
bei feinen VBerhören vor der Polizei: Behörde durchaus Feine mähere Mittheilung 
über den objektiven Befund gemacht worden. 

c. Das Geftändniß des Angeklagten wird ferner durch diejenigen An- 
gaben beftätigt, welche er bald nach jeiner Verhaftung dem PBolizeis Agenten 
Mafchinenbauer Herbig gegenüber machte. Lepterer ließ ſich am Tage der Berhaf 
tung des ıc. Puttlig mit diefem in eine und dieſelbe Zelle einfperren, um ihn aus: 
zuforfchen. Er gewann das Vertrauen des’ Angeklagten, und hat ausgefagt, dab 
der ıc. Puttlig, noch bevor Derjelbe fein Geſtändniß vor der Polizei Behörve ab- 
legte, ihm Folgendes erzählt hat: 

„Die x. Storbeck fenne er feit längerer Zeit daher, daß fie in feinem 
Haufe gefchneidert habe. Sie habe einiges Geld befefien, welches fie 
auszuborgen pflegte, und auch ihm wiederholt Geld geliehen. Zulegt aber 
fei fie damit jchwierig geworden, weil fie gewußt habe, daß er mit einer 
anderen Frauensperfon verlobt ſei. Früher habe er nämlich mit ihr ein 
Verhältniß gehabt und auch öfter den Beifchlaf mit ihr vollzogen. 
In den legten Tagen fei es ihm gar zu fchlecht gegangen, fo daß 
. er endlich bejchloffen habe, etwas von ihr anzufchaffen, es möge gehen, 
wie es wolle. Er fei deshalb am Sonntag, ungefähr um 7 Uhr Nach— 
mittags, zu ihr gegangen, babe ſich mit ihr auf den Sopha geſetzt, und 
mit ihr den Beifchlaf vollzogen; fie fei ihm aber ftets, wenn dies geſche— 
hen, durchaus zuwider gewefen. Diesmal babe fie ihm auch noch Bor: 
wiürfe wegen feiner Braut gemacht. Hierüber ſei er in Zorn gerathen 
und habe fie auf dem Sopha vorgenommen. “ 

Auf die Frage des ꝛc. Herbig: 

„ob die ıc. Storbef da fchon todt geweſen ſei?“ 

antwortete der Angeklagte: 
„er babe fie beruntergenommen, ihr noch tüchtig Eines gegeben umd fie 
dann an die Thürklinfe gehängt; das Blut ſei ihr gleich aus dem Munde 
gelaufen.” 

Als der ıc. Herbig den Angefchuldigten ferner fragte: 

„ob er Darauf noch lange dort geblieben fei? 

eriwiederte derfelbe: 
„er fei gleich darauf fortgegangen, es möge etwa 9 Uhr geweſen fein. 
In feinem Wirrwarr wihe er Übrigens das nicht a er habe unter 
—— noch Einige getrunken und etwa nach 10 Uhr nach Hauſe ge— 
ommen.“ 

Auf die weitere Frage des Herbig: 
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„was er wohl gefunden habe und ob es wohl 50 Rihlr. geweſen feien?“ 
gab Infulpat zur Antwort: 
„es * noch nicht 20 Rthlr. geweſen; es ſei überhaupt nicht der Mühe 
werth geweſen; fie habe nicht viel gehabt, und das Meifte in einem 
Buche von außerhalb. Sie hätten dafür mal zu Mittag gegeflen und 
font gelebt, und dann fei nichts übrig geblieben. “ 

Diefe Depofition des Mafchinenbauers Herbig dürfte, obwohl Letzterer ſchon 
dreimal Beftrafungen wegen Diebftahls erlitten hat, als glaubhaft anzufehen fein, 
da der ꝛc. Herbig, welcher ſchon mehrfach als Polizei⸗Agent benugt worden ift, ſich 
bisher ftetd als zuverläffig gezeigt und feine Ausjage eidlich befräftigt hat. Auch 
fteht der Inhalt der von ihm befundeten Mittheilungen des ıc. Puttlitz mit den 
fonftigen Ermittelungen im Ginflange. 

d. . die Richtigkeit des von dem Angeklagten abgelegten Geſtändniſſes 
feiner Thäterfchaft fpricht endlich der Umftand, daß er in der Zmwifchenzeit von der 
Abgabe feines polizeilichen Geftändniffes bis zu feiner Vorführung vor den Unter: 
ſuchungsrichter zu den ihn beauffichtigenden Schugmännern geäußert hat: 

„ich habe jegt die Wahrheit gejagt; e8 ift einmal gefchehen! Was kann 
wohl auf das alte Thier kommen? Bielleicht koſtet es fünf Jahre!’ — 

2) Der Angeklagte wird ferner dadurch erheblich verdächtigt, daß er meh- 
rere mißglüdte Verjuche gemacht hat, feine Abwefenheit vom Orte der That zur 
Zeit des vorliegenden Verbrechens darzuthun. | 

Sogleich nad) feiner gig er vor der PVolizei-Behörde, indem er 
die That leugnete, an, daß er am Nachmittage des 18. März bis um 6 Uhr 
bei der ıc.. Storbeck geweien fei und fih dann nad der Auguftftraße zum Kauf: 
mann Schröder begeben habe, bei weldem er bis 10 er bends geblieben fein 
wollte. Als ihm hierauf die Unwahrheit aller diefer Behauptungen nachgewiefen 
wurde, erflärte er, daß er nicht im Stande fei, anzugeben, wo er fih am Abende 
des 18. März von 8 bis 11 Uhr befunden babe. Bei dieſer Erklärung verblieb er 
bis zur Ablegung feines Geftänpnifies. Als er legteres demnächft vor dem Unters 
fuchungsrichter widerrief, gab er zugleich an: 

„am Sonntage, den ’ 18. März, fei er big Abends 8 Uhr, oder auch etwas 
fpäter, bei dem Kaufmann Schröder in der Auguftftraße gewefen, und 
fodann nach der Rofenthalerftraße zum Muſikus Dabergott gegangen, um 
fich bei deffen Wirthin, der Wittwe Methlow, nach dem Befinden feiner 
Braut, der unverehelichten Meyer, zu erkundigen. Hier habe er nur das 
vierzehnjährige Mädchen der ıc. Methlow zu Haufe angetroffen, und ſei 
demnächft nach der Deftillation von Schwendy in der Nofenthalerftraße 
gegangen, wo er den in dortiger Gegend ftationirten Oberaufjeher der 
Straßenreinigung — habe. Im Schwendyſchen Lokale ſei er bis 
egen 95 Uhr geblieben, wiſſe aber nicht, wo er ſich bis gegen 10 Uhr 
bends aufgehalten habe, da er ſehr angetrunken geweſen ſei. 

Gegen 10 Uhr Habe er ſich im Laden des Schlächtermeifterd Roth— 
hämmel in der Rojenthalerftraße befunden, und den 2. Rothhämmel ge: 
beten, ihm ein Paar Sporen zu leihen, da er am 20. März habe nach 
dem Spandauer Pferdemarkt reiten wollen. Nachdem 1. Rothhämmel 
ihm gejagt, daß er Sporen nicht befige, fei er, Buttlig, noch zu dem 
Konditor Ulrich, an der Ede der Linien und Rofenthalerftraße, gegangen, 
habe ſich Hier für 2 Sgr. Kuchen gekauft, und ſich gegen 11 Uhr in 
feiner nur fünf Minuten von der Ullrichfchen Konditorei entfernten Woh- 
nung befunden. 

Wo er in der Zwifchenzeit gemwefen fei, wiffe er nicht; er könne 
nur vermuthen, daß er in feinem angetrunfenen Zuftande die Straßen auf- 
und ab gegangen fei. 


n die Gegend, in welcher die x. Storbeck gewohnt habe, ſei er 
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am 18. März gar nicht gefommen; er habe die x. Storbed zulegt am 
11. März v. 3. gefehen.” 

Dieje Angaben des Angefchuldigten enthalten mehrfache Unrichtigkeiten. Er- 
wiefen ift nur, daß der ıc.. Puttlig fih am Abende des 18. März bis gegen 8 Uhr 
im Laden des Kaufmanns Schröder aufgehalten hat, und um 11 Uhr Durch den 
Wächter Nenfauf in das Haus Wollanfftrage Nr. 7, wo feine Mutter damals 
wohnte, eingelaffen worden ift. Er hat jedoch durch jein Benehmen dem 2c. Mens 
fauf gegenüber und im Schröderfchen Laden feine Spur von Trunfenheit an den 
Tag gelegt. Nicht beftätigt find fodann die Anführungen des Infulpaten in Betreff 
der Orte, an welchen er fih an dem — Abende zwiſchen 8 und 11 Uhr 
aufgehalten haben will. Die elfjährige Tochter der Wittwe Methlow nämlich, auf 
deren Zeugniß er ſich felbit berufen hat, befundet: 

„fie wiſſe nicht, zu welchen Zeiten PButtlig beim Muſikus Dabergott ge: 
wefen fei, und erinnere fich nur, daß derfelbe eined Sonntage, Nachmits 
tags gegen 2 Uhr, zu Dabergott gekommen jei.“ 

Ferner ig der Schlächtermeifter Rothhämmel ausgejagt, daß er den Ans 
geflagten am 18. März 1855 gar nicht gefehen habe, und das von demſelben er: 
wähnte Gefpräch in Betreff des Leihens von Sporen jchon zwei Tage vorher, am 
16. März, geführt worden fei. Auch hat der vom Angeklagten ald Zeuge vorge: 
ichlagene Auffeher bei der Straßenreinigung, Namens Wendorf, ſich nicht erinnert, 
mit dem ic. ren in den Abenpftunden des 18. März in der Schwendyfchen 
Deftillation zufammengetroffen zu fein. — 

Abweichend von feinen fo eben erörterten Angaben behauptete Inkulpat 
fpäter, nachdem ihm fchon die Anklagefchrift befannt — war: 

„er ſei am Abend des 18. März nicht nur bid etwa um 8 Uhr, fondern 
bis fur; vor oder furz nah 9 Uhr, im Laden des Kaufmanns Schröder, 
und fodann zwijchen 9% und 10 Uhr in dem in der Rofenthalerftraße 
belegenen Laden des Kaufmanns Wegener gewejen. 

Ueber feine Anweſenheit bei Schröder und Wegener berief er fich auf das 
Zeugniß beziehentlich des Stallmeifterd Weile und des HandlungdsKommis Giepel 
Diele Zeugen haben jedoch eidlich befundet, und zwar: 

a) der ⁊c. Weife: 

er habe den —— am 18. März 1855 beim Kaufmann Schröder 
* nur bis 6% oder 7 Uhr, höchſtens bis 7% Uhr, nicht aber ſpäter 
gefehen, 

und b) der ıc. Gießel: 

„der Angefchuldigte fei am 18. März 1855, Nachmittagg von 2 bie 
4 Uber, im Laden des Kaufmannd Wegener gewejen; fonft habe er ven 
ꝛc. Puttlig an jenem Abende nicht mehr gejehen.“ 
Bei der mündlichen Verhandlung der Sache endlich ftgflte der Angeklagte 
anfangs die, wie gezeigt, durch die Beweisaufnahme faft ſaͤmmtlich widerlegten 
Behauptungen auf: 
„er fei am Abend des 18. März 1855 von 8 bis 9 Uhr beim Kaufmann 
Schröder, und von 9 bis 10 Uhr beim Mufifus Dabergott, dem Schlächter: 
pen Nothhämmel, dem Kaufmann Wegener und dem Konditor Ullrich 
geweſen.“ 
Am dritten Tage der Hauptverhandlung, den 1. Auguſt 1855, trat jedoch 
der Vertheidiger des ꝛc Puttlig a mit der neuen Behauptung bervor: 
„daß fein Klient am 18. März Abends von 8 bis 10 Uhr in der Woh— 
nung der verehelihten Schang in der Nofenthalerftraße geweſen fei; 

die hierüber ald Zeugin vorgefchlagene x. Schang hat aber eidlich deponirt: 
„Der Angeklagte fei am Abende des 18. März, als es bereits finfter war, 
zu ihr gefommen. Zu welcher Stunde dies gefchehen, fönne fie nicht genau 
angeben. Sie habe damals noch Fein Licht angezündet gehabt, und glaube, 
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daß es zwifchen 7 und 7% Uhr geweſen fei. Das wiſſe fie beftimmt, daß 
es 10 Uhr noch nicht war.“ 

Am nächftfolgenden Termindtage, den 2. Auguft, beantragte nun zwar der 
Vertheidiger des Puttlig: noch die umverchelichte Bertha Schulg über die Anwejen- 
heit des Angeklagten am Abend des 18. März 1855 von 8 bis 10 Uhr in der 
Wohnung der verehelihten Schang ald Zeugin abzuhören; auch befumdete die fo- 
fort vernommene x. Schulg: . 

„daß Puttlig am 18. März 1855 Abends zwifchen 9 und 10 Uhr in ver 
Wohnung der verehelichten Schank * —9* 
als der Zeugin Schultz indeß die fo eben mitgetheilte Ausfage der ıc. Schantz vor- 
gehalten wurde, berichtigte fie ihre Angabe dahin: 
„fe wiſſe nicht genau, ob es zwifchen 7 und 8 Uhr oder zu einer ande: 
ven Zeit war, ald am 18. März Buttlig in der Schangichen Wohnung 
er fei; fie glaube aber, daß dies zwifchen 9 umd 10 Uhr der 
all war,“ 

Mebrigens fann auf diefe Depofition Der unverehelichten Schulg, obwohl 
die Zeugin diefeibe befchworen hat, ein bejonderes Gewicht nicht gelegt werden, 
da die ıc. Schulg bei ihrer Vernehmung, auf Borbaltung des Inhalts der beim 
Polizei - Präfidvium zu Berlin über fie geführten PBerfonal- Akten, hat einräumen 
müflen, daß fie, was fie vorher ausdrücklich in Abrede geftellt hatte, bereits mehr— 
mals im Arbeitshaufe und im Polizei: Gewahrfam detinirt gewefen fei, auch unter 
fittenpoligeilicher Kontrolle ftehe. 

- 3. Fernere Indicien der Schuld des Angeklagten ergeben fich aus feinem 
Verhalten nach der Zeit der That. 

Am 20. März 1855 ließ er fih feinen Badenbart abnehmen, unzweifelhaft 
um feine Refognition zu erfchweren, und Üußerte bald nach feiner Verhaftung dem 
Mafcinenbauer Herbig gegenüber wiederholt die Abficht, fich das Leben zu nehmen, 
„um,“ wie er himzufügte, „feiner Familie nicht die Schande zu machen.” 

Mehr noch aber, als diefe Umftände, verdächtigt ihn die Ihatfache, daß er 
am Nachmittage des 19. März, des Tages nad) der Tödtung der ıc. Storbed, im 
Schlachthauſe des Schlächtermeifters Rothhämmel beim Schlachten eines Ochſen 
behüfflich gewelen ift und fich hierbei feinen Rod umd feine Beinkleider mit Blut 
befudelt hat. Es fcheint, als habe PButtlig bei dem Kampfe mit der ac. Storbed 
und dem Aufhängen ihres Leichnams fich mit ihrem Blute befledt gehabt und dem: 
nächft Tediglich in der Nbficht, vie Blutfpuren an feinen Kleidern als nicht auf: 
fallend erfcheinen zu laffen, am Tage nach der That beim Schlachten eines Ochfen 
geholfen. Diefe Annahme liegt um fo näher, als der Angeklagte geftändlich vor 
dem 19. März niemals thätige Hülfe beim Schlachten von Vieh geleiftet, fondern 
nur zuweilen dabei zugefehen hat. Hierzu fommt, daß fogleich nach feiner Vers 
haftung Blutfpuren an den Manfchetten der beiden Aermel jeines Hemdes bemerkt 
wurden, und daß der ıc. Puttlig, als ihm der Polizei-Direktor Stieber fragte: 

„wodurch jene Blutjpuren entftanden feien?” 
merklich zitterte, während er fonft in feinen WVerhören eine unerfchütterliche Kalt 
blütägfeit zeigte. 

4. Der Angeflagte bat in feinen Geftändniffen vom 24. März den inneren 
"Vorgang in feinem Gemüth bei der Verübung des vorliegenden Verbrechens jo 
dargeftellt, ald Habe er nicht den Vorfag gehabt, die x. Storbed zu tödten, fondern 
nur eine Mißhandlung derſelben beabfichtigt. In dieſer Beziehung find indeß feine 
Angaben unglaubhaft. ätte der ıc. Puttlitz wirklich, wie er behauptet, Die 
c. Storbed lediglich, um fie zu mißhandeln, im Affefte des Zomes mit der Hand 
geroürgt, fo würde er unzweifelhaft fofort, nachdem der von ihm nicht beabfichtigte 

od der x. Storbed eingetreten war, von Neue über feine That ergriffen worden 

fein; eine folche Empfindung verfpürte er jedoch nicht, fondern hängte vielmehr den 

Leichnam ber Getödteten * um die Vermuthung rege zu machen, daß die ı. Stor⸗ 
43* 
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bed fich jelbft das Leben genommen habe. Herner aber hat er im Gefängnifje dem 
Mafchinenbauer Herbig die ſchon oben erwähnten Mittheilungen gemacht: 
„er fer am Abend des 18. März zu der ıc. Storbed gegangen, um etwas 
von ihr anzufchaffen, es möge gehen wie es wolle. Gr Habe fie vorge» 
nommen, ihr dann noch tüchtig Eines gegeben, fie an die Thürflinfe ge— 
hängt und nachher Geld in ihrer Wohnung entwendet.“ 

Dieſes Geftändnig des x. Puttlig, wonach er die ıc. Storbeck vorfäglich 
und mit Meberlegung getödtet hat und die Habſucht das Motiv feiner Handlungs 
weiſe gewefen ift, wird durch die anderweiten Ermittelungen beftätigt. 

Die unverehelichte Storbed wird von ihren Verwandten und Bekannten ale 
eine jehr ordentliche, fleißige und fparfame Perfon von einiger Wohlhabenheit ger 
ſchildert. Sie war in eine Ausfteuerfaffe eingekauft, hatte auch einige Kleine aus— 
—— Forderungen, beſaß eine vollftändig eingerichtete Hauswirthſchaft, und 

ußerte zu verfchiedenen Zeiten auf die Frage: ob fie jchon viel geipart habe? 
„I nun, viel ift ed gerade nicht! ” 
und . 
„wenn fie Alles zufammenrechne, was fie an auöftehenden Forderungen 
babe fie wohl ſchon 120 Rthlr.“ 
Auch bis an ihren Tod ift fie nicht ohne Gelpmittel gewejen. 
So zeigte fie am 8. März 1855 in ihrer Stube der feparirten Kammer— 
mufifus Kruspe mit dem Bemerfen: 
„Sie glauben wohl, daß ich fein Geld habe?“ 
ein Käftchen, in welchem fich zufammengewideltes Papiergeld, fowie einige Zwei— 
thalerftüde, Ginthalerftüde und Fünf» Silbergrofchenftüde befanden. Den Betrag 
diefer verfchiedenen Geldſorten kann die ꝛc. Kruspe nicht angeben. — 

Am 12. März 1855 zeigte die ıc. Storbed der unverehelichten Stübing ein 
Portemonnaie und eine Börfe. In beiden Behältniffen, welche fie bei ſich trug, 
war Geld in ziemlich bedeutender Menge enthalten, und zwar größtentheild Ein- 
thalerftüde, im Ganzen, nad) der Schägung der ıc. Stübing, etwa 18 Rthlr. An 
demfelben Tage nahm die ıc, Storbeck außerdem noch 4 Rthlr. für die Anfertigung 
von Schneiderarbeiten ein. — Am 17. März 1855, dem Tage vor ihrem Tode, 
erhielt fie von der verchelichten Spritzenſchlauchmacher Hanede — an Schnei⸗ 
derlohn, und hatte damals in ihrer Börſe mehrere Fe ergrofchenftüdfe im 
Gefammtbetrage von etwa 1 Rthlr. Endlich ergab fid) aus den Rechnungsbüchern, 
welche fie über ihre Einnahmen und Ausgaben geführt hatte, bei einer Aufrehnung 
der aus den legten drei Monaten vor ihrem Tode herrührenden Poften ein Soll» 
beftand von beinahe 5% Rthlr. Defienungeachtet wurde nach dem Tode ver 
x. Storbed in deren Nachlaß nicht mehr ald 7 Pfennige an baarem Gelde vor: 
ee auch vermißte man einen etwa 7 Rthlr. werthen Ring, welcher noch 

Wochen vor ihrem Ableben in ihrem Beſitze geſehen worden war. Hiernach 
kann es feinem Bedenken unterliegen, daß der Wille des Verbrechers auch gegen 
das Vermögen der ıc. Storbeck gerichtet gewefen ift. 

—— nun deutet der Beſitz von Geldmitteln beim Angeklagten nach 
der Zeit der That, in Verbindung mit den Reſultaten der Unterſuchung in Betreff 
einer ſonſtigen Vermögensumftände und ſeines Verhältniſſes zur ꝛc. Storbeck, auf 
eine Thaͤterſchaſt hin. 

Puttlig hatte die ıc. Storbeck im Jahre 1848 bei feiner Großmutter, bei 
welcher fie damals ald Schneiderin beſchaͤftigt geweſen war, fennen gelernt. Seit— 
dem ift er, wie er felbft gefteht und auch die Beweisaufnahme ergeben hat, mehr- 
mals in ihrer Behaufung gewefen, und fcheint ein gewiſſes Liebesverhältniß mit 
ihr unterhalten zu haben. Letzteres beftreitet er zwar; allein die unverehelichte 
Storbeck hat felbft in den Jahren 1854 und 1855 einige Male geäußert, daß fie 
mit einem jungen Manne, welcher weder dem Sandiverterßanbe noch dem Bürger- 
ftande angehöre, ein Verhaͤltniß habe, und daß verfelbe fie heirathen wolle. D efe 
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Aeußerungen der BVerftorbenen müffen, nach Lage der Sache, auf den Angeklagten 
bezogen werden. Auch erzählte Die 2c. Storbeck einmal der Mutter des Puttlig, 
daß diefer habe eine Nacht bei ihr fchlafen wollen, und envlich hat Infulpat in 
den mehrerwähnten außergerichtlichen Geftändnifie, welches er dem Mafchinenbauer 
Herbig gegenüber ablegte, eingeräumt, daß er mit der ıc. Storbeck gefchlechtlichen 
Umgang gepflogen habe. 

Ferner hat er vor Gericht angegeben, zwar baares Geld in größeren Quan- 
titäten bei der 2c. Storbed nie gefehen, jedoch bemerkt zu haben, daß fie kleines 
Geld in einer Börfe aufzubewahren pflegte. Auch hat der Angeſchuldigte felbft 
von der ıc. Storbef Geld geborgt und ift fogar ſchon früher gegen fie fehr drin» 
en geworden, um Geld von ihr zu erlangen. Er leugnet zwar, daß er jemals 

eld von ihr geliehen habe; indeß hat die Schwefter der Berftorbenen, die unver: 
ehelichte Amalie Storbeck, befundet: 
„kurz vor Weihnachten 1854 fei der Angeklagte »eined Tages bei ber 
— geweſen und habe von ihr Geld verlangt, indem er hinzu— 
efuͤgt: 
eve „„Sie müffen e8 mir fchaffen.“ * 
„Die Verftorbene habe vorgegeben, daß fie fein Geld befige, und auf den 
Wunſch derjelben habe fie, Die Zeugin, dem 1. Puttlig 2 Rthlr. vorge 
ftredt. Dies fei — aber nicht genug geweſen; er habe noch 8 Groſchen 
verlangt, welche fie ihm darauf ebenfalls segeoen habe. Nach der Ent: 
fernung des Puttlig habe ihre verftorbene Schwefter ihr das ausgelegte 
Geld wiedererftattet und dabei gefagt: 
„„ſie babe den Dietrich nicht wiffen laffen wollen, daß fie Geld 
habe: derfelbe würde fie fonft ganz geplündert haben.” “ 

Eine andere Zeugin, die verehelichte Tifchlergefelle Beyer, deponitt: 

„Die ıc. Storbed habe gelegentlich zu ihr geäußert: . 

„„daß fie fih vor dem Puttlig gar nicht retten könne; berfelbe 

fomme, fobald er nur Geld bei ibr wittere.““ 
„Sie, Zeugin, habe den Angeklagten im Herbſte 1854 fünfmal bei der 
Storbeck geſehen. Das eine Mal habe er derjelben Zeug zu einem Kleide 
für 14 Rihlr. verfauft. Ein anderes Mal habe er ihr einen Pfandfchein 
für 20 Sgr. angeboten, jedoch von ihr fein Geld erhalten, indem die 
xc. Storbeck vorgegeben habe, fein Geld zu befigen. Puttlig Habe hierauf 
eäußert, daß er den Pfandfchein anderweit verfaufen müffe, habe ver 
Storbert zum Abfchiede die Hand gegeben, und fie hierbei dergeftalt an 
dem Finger, auf welchem fie den Fingerhut hatte, geriffen, daß die 
ıc. Storbeck aufgefchrieen und ihm Vorwürfe darüber gemacht hahe, daß 
er ihr beinahe den Finger ausgeriffen habe. Der Angeklagte Habe geant: 
wortet: 

„„daß es ihm ein Spaß ſei, ihr den Finger auszureißen; daraus 

mache er ſich nicht das Mindeſte.““ 
„Ein drittes Mal habe er von, der ıc. Storbeck 10 Sgr. verlangt, ſei 
jedoch auch diesmal von ihr abjchläglich befchieden worden. Hierbei habe 
die ıc. Storbe ihr, der Zeugin, durch ein Zeichen angedeutet, daß fie 
bei ihr ftehen bleiben möge, und habe nach der Entfernung des ıc. Puttlig 
zu ihr gefagt: 

„„es fei ein wahres Glück, daß fie bei ihr ftehen geblieben ſei, 

da Puttlig fonft ihre, der x. Storbeck Börfe, welche auf der 

Kommode lag, geplündert haben würde.” * 

Zu der. feparirten Kammermufifus Kruspe Außerte die ıc. Storbed, noch am 
1. März 1855 mit Bezug auf den Angeklagten und deffen Onfel, den Privatfchreis 
ber Bernhard Puttlig, in ſehr aufgeregtem Zuftande: 

„ach, wenn fie wüßten: ich habe fchredliche Feinde, die verfluchten Kerle, 
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die Buttlig, wollen immer Geld haben, das Meſſer figt ihnen ſchon an 
der Kehle und ich Ängftige mich ordentlich vor ihnen; das Strid ift Doch 
mal ihres.“ 

Durch die Beweisaufnahme ift ferner ermittelt worden, daß der Angeklagte 
fich ſchon feit längerer Zeit vor dem Tode der ꝛc. Storbed in beftändiger Gelp- 
verlegenheit befand. Er felbft räumt ein, daß er feit feiner Entlaffung aus Dem 
Militairdienfte, welche im Jahre 1850 erfolgte, ein zu feinem Lebensunterhalt hin— 
reichendes Einfommen nicht gehabt habe, und dadurch” gezwungen worden ſei, 
Schulden im Betrage von etwa 300 Rthlr. zu machen. Ueberdies aber ift darge— 
than, daß er fich häufig betrüglicher Mittel bedient hat, um fich. Kredit zu ver⸗ 
jchaffen. So wußte er von mehreren unerfahrenen Handel- und Gewerbetreibenden 
Maaren, vornehmlich Kleidungsftüde, auf Borg und baare Darlehne theils durch 
das Verfprechen prompter Zahlung, theild dadurch zu erlangen, daß er fich jenen 
Perfonen gegenüber den Adel anmaßte oder ihnen Vorfpiegelungen anderer Art 
machte. Im Laufe der Unterfuchung ift eine ganze Reihe von — und Ge— 
werbetreibenden vernommen worden, welche ſich in den Jahren 1854 und 1855 durch 
die erdichteten Angaben des ıc. Puttlig haben verleiten laffen, ihm Kredit zu geben 
und von ihm entweder gar nicht, oder doch nur zu einem fehr geringen Theil be: 
friedigt worden find. Einige diefer Gläubiger haben nur wenige Thaler, andere 
aber beträchtlichere Summen, ald 30 Rthlr.,, 50 Rthlr. und jogar 170 Rthlr., von 
dem ıc PButtlig zu fordern. Der Kaufmann de Neve, welder den Angeklagten 
fchon feit 1846 kennt, foricht die Meberzeugung aus, daß derjelbe fih in den legten 
vier Jahren vor feiner Verhaftung lediglich durch fogenannte Schwindeleien ernährt 
babe, und bemerft zugleich : 

„Inkulpat ar ihm öfter MWaaren, welche derfelbe von unerfahrenen 
Handiwerfern auf Kredit entnommen, zum Kaufe angeboten. “ 

Kurz yor der Zeit der Tödtung der 2c. Storbeck war die Vermögenslage 
des Inkulpaten eine befonders_bedrängte geworden. Er hatte im Anfange des Fe 
bruar 1855 die Stelle eines Forft- Hilfsauffehers in Schadewig (Kreijes Ludau) 
übernommen. Während er fich dort aufhielt, empfing er von der umverehelichten 
Meyer zu Berlin, die von ihm unter dem Eheverfprechen gejchwängert worden war 
und in der dringendften Noth lebte, einen Brief, in welchem dieſelbe ihn an die 
Erfüllung feiner Verfprehungen mahnte. Um diefelbe Zeit benachrichtigte ihn der 
Schuhmachermeifter Koch aus Berlin, welchen er etwa um 50 Rtblr. betrogen batte, 
brieflich, daß er, Koch, von dieſem Betruge bei der Volizei-Behörde Anzeige gemacht 
habe. Puttlitz fam hierauf am 9. oder 10. März 1855 nad Berlin, uk, wie er ' 
felbft angiebt, fich mit feinen Gläubigern über die Abtragung feiner Schulden in 
Terminal: Zahlungen zu einigen. Am 13. März begab er fih zu dem ⁊c. Koch, 
bat diefen, feine Denunciation wider ihn bei der Polizei» Behörde zurüdzunehmen, 
indem er ſich anheifchig machte, für feine Befriedigung zu forgen, und verſprach 
ihm am 16. März, jevenfalld am 19. vefjelben Monats wenigftens die Hälfte 
feiner Schuld zu bezahlen. Am Abend deffelben Tages — des 16. März — fand 
er ſich ſodann in trunfenem und Außerft aufgeregten Zuftande bei der unverehelich— 
ten Meyer ein, und theilte ihr mit: 

„er müffe bis zum 19. März durhaus noh 5 Rthlr. anfchaffen, ſonſt 
werde er wegen der Handeldfrau Löwenftein oder des Schuhmachers 
Koh kriminaliſch gefeßt werden.“ 
ALS er die x. Meyer verließ, fagte er zu ihr: 
„er werde fich eine Kugel durch den Kopf jagen, denn er fei jest 
vogelfrei;“ 
eine Aeußerung, welche er, nach der Depofition der ıc. Meyer, damals ſchon feit 
Jahr und Tag fortwährend im Munde führte. j . 
Der Angeklagte wird, unter den obwaltenden Umftänden, durch das von 
ihm dem Schuhmacjermeifter Koch gegebene Verſprechen: denfelben am 19. März, 
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— dem Tage nach der Tödtung der x. Storbei, — menigftens theilmeife zu be 
friedigen, erheblich verdächtigt. Bei der mündlichen Verhandlung der Sache hat 
er zwar, unter Berufung auf das Zeugniß des Kaufmanns Seidel und des Amt— 
manns Morig, behauptet: 
„er habe die Ausficht gehabt, bis zum 19. März Geld zu erhalten, da 
er im Aufteage des x. Morig am 18. deſſelben Monats ein Wechſel— 
gerät habe vermitteln follen und ihm dafiir Etwas verfprochen wor— 
den ſeiz“ 

der Kaufmann Seidel bekundet aber: 

„daß er von einem MWechfelgefchäft des ıc. Morig, welches der Angeklagte 
vermitteln follte, keine Kenntniß habe;“ 

un® Betreff des Zeugen Moritz zeigte die Staatsanwaltfchaft an: 
„die polizeilichen Bemühungen zur Ermittelung des Aufenthalts deſſelben 
hätten feinen Erfolg gehabt. Uebrigens ſei der ıc. Morig nicht Amtmann 
oder Gutsbefiger, jondern ein Abenteurer.” 

Wenn num gleich ferner der ıc. Puttlig das von ihm dem Schuhmacher: 
meifter Koch gegebene Zahlungs-Verfprechen am 19. März nicht erfüllt hat, fo ift 
. er doch nach der Zeit der That im Beſitze von Gelpmitteln gewejen, deren redlichen 
Erwerb er nicht nachzumeifen vermochte. 

Als er am Abend des 18. März um 14 Uhr nach Haufe zurüdfehrte, hatte 
er, wie er in der Vorunterfuchung behauptete, Fein Geld mehr. Am nächftfolgenden 
Tage lieh er von feinem Onfel, dem Privatjchreiber Puttlig, einen oder zwei 
Grofchen mit dem Bemerfen, daß er feinen Pfennig Geld mehr habe. Mehr, als 
dieſen geringen Betrag, will er in der Zeit vom 19. bis zum 21. März, dem Tage 
feiner Verhaftung, nicht ausgegeben haben; er ift aber überführt worden, in der 
angegebenen Zeit ungefähr 20 Sgr. in mehreren Heinen Beträgen, vornehmlich für 
Epwaaren, Rum und Branntwein, verausgabt zu haben. Als ihm im erften 
Hauptverbandlungs= Termine das Gravirende dieſes Umftandes vorgehalten wurde, 
trat er mit der neuen Anführung hervor: 

„er habe von dem Handlungsdiener des Kaufmanns Schröder, Namens 
Stendel, fowohl am 18. als am 20. März, jedesmal 8 bis 10 Sgr. 
fih geborgt, und am Morgen des 19. März — 2 oder 3 Sgr., nicht 
—— er früher angegeben, gar nichts mehr an baarem Gelde be— 
eſſen.“ 

Der Kommis Stendel bekundete indeß, daß er dem ꝛc. Puttlitz weder am 
18., noch am 19. oder 20. März Geld geliehen habe, und auch der Färber Caro, 
auf deſſen Zeugniß der Angeklagte fich demnächft darüber berief: Daß der Kommis 
Stendel ihm, dem Puttlig, am 20. März acht Grofchen geliehen habe, beftätigte 
diefe Angabe nicht. 

ach diefen Ermittelungen erfcheint die Annahme unabweislih, daß In— 
fulpat fih am 18. März in der Abficht: die x. Storbeck zu tödten und fich ſodann 
in den Befig ihrer Geldmittel zu fegen, in deren Wohnung begeben, und daß er, 
nachdem er diefelbe ums Leben gebracht, das in ihrem Nachlaffe von ihm vorge: 
fundene Geld ſich angeeignet hat. 

" An dem überlegten Borfage des Angeklagten: die x. Storbeck zu tödten, 
fann um fo weniger gezweifelt werden, als, wie jchon oben angedeutet, bei der 
mündlichen Verhandlung der Sache ermittelt worden ift, daß der Angeklagte an 
einem der drei legten Tage vor dem 18. März 1855 im Laden des in der Rofen- 
thalerftraße wohnenden Seilermeifters Gutſchmidt von deſſen Sohn, Vornamens Wil: 
"helm, für 2% Sgr. ein Stüd Leine gefauft hat, welches nach Stoff, Stärfe und Gewebe 
derjenigen Yeine ganz ähnlich war, an weldyer die ıc. Storbed aufgehängt gefunden 
wurde. Die in der Nofenthalerftraße wohnhafte verehelichte Kürkihner Bartel hat 
in dem Angeflagten mit hoher Wahrfcheinlichfeit einen jungen Mann wiedererfannt, 
welder an einem der gedachten Tage, am 16. oder 17. März, wie fie angiebt, 
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von ihr auf feine Frage: wo ein Seiler wohne? zum Seilermeifter Gutfchmibt ges 
wiefen worden ift. 

Ueberdies ift der ıc. Puttlig zwar von dem Seilerfohne Wilhelm Gutfchmibt 
nicht mit völliger Gewißheit, von der damaligen Dienftmagd des Seilermeifters 
Gutſchmidt aber, der glaubwürdigen Zeugin, unverehelichten Hamann, nach Kleidung 
und Geficht ganz beftimmt ald der Kaufer der Leine refognoszirt worben. Die 
vom Angejchuldigten in feinem früheren Geftändniffe aufgeftellte Behauptung : 

„daß er die Leine, deren er fich bediente, um den Leichnam der ıc. Stor: 

bet aufzuhängen, in deren Stube vorgefunden habe,“ 
ift fomit unrichtig; auch hat fich kein Umftand ergeben, aus welchem auch nur bie 
Bermuthung — werben koönnte, daß die ıc. Storbeck im Beſitze der Strang⸗ 
leine geweſen ſei. Zu 

Der Angeklagte hat nun zwar beharrlich beftritten, beim Seiler Gutfchmidt 
zur angegebenen Zeit ein Stüd Leine gekauft zu haben, und hat zu feiner Verthei: 
digung geltend gemacht: 

„es eriftire in Berlin noch eine Perfönlichfeit, die ihm nach Größe, 
Stärfe, Figur, Kleidung und Geficht täufchend ähnlich jei, und es müfle 
deshalb "eine Verwechfelung der PBerfon vorliegen. Diefe Perfon fei 
ein — welchen der Kommiſſionair Jules d'Avance nachweiſen 
werde.“ 

Der ſo eben genannte Zeuge, welcher ſofort vom Gerichtshofe vorgeladen 
wurde, befundete aber, nachdem er ſich mit dem Angeklagten über die von Letzterem 
as and verftändigt hatte, daß diefelbe dem ꝛ⁊c. Puttlig durchaus 
nicht ähnlich fei. 

Es ift mithin ald_erwiefen anzufehen, daß der Angeklagte die Strangleine 
furz vor dem Tage der That gekauft und am Abend des 18. März v. 3. in die 
nn der ıc. Storbed mit * genommen hat. — 

er Angeklagte ift, nachdem des Königs Majeftät das Todesurtel beftä: 
tigt haben, und ein von dem Angeklagten eingelegtes Reftitutiondgefudh ald unbe: 
— von dem Stadtgericht und dem Kammergericht zurückgewieſen iſt, am 24. Juni 
856 hingerichtet worden. 


Mittbeilungen 


aus den 


Schwurgerihts - Verhandlungen. 


$. 78. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Art. 52. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852. Mitglieder des Anflage-Senats, welde 
an dem Anklagebeſchluſſe Theil genommen haben, als Vor» 
figende des Schwurgerichts. 


Uriheil des Ober» Tribunald vom 18. Juni 1856 wider Jury (Nr. 631. 1.): 
in Erwägung, daß der Umftand, daß der Vorfigende des Schwurgerichts ald Mit: 

lied des Anklage: Senats zugleich an dem Berhlufe diefed leßteren wegen Ber: 
3* der Angeklagten in den Anklageſtand theilgenommen hat, eine Nichtigkeit 
des Verfahrens nicht begründet, indem der gedachte Beichluß nicht als eine, einem 
erften Erfenntniffe im Verhältniffe zu dem Appellationserfenntnifie gleichzuachtende 
Borentjcheidung in diefer Sache, fondern nur als ein nothwendiger Prozeßakt ins 
nerhalb der Inſtanz zu betrachten ift, eine Vorfchrift aber nicht eriftirt, welche die 
— an einem ſolchen früheren Akte des Prozeſſes als ein Hinderniß der 
Theilnahme an fpäteren Akten derfelben Inftanz erklärt. (Bergl. FE ag ers 
Dber-Tribunald vom 6. Dftober 1853 wider Schmidt. Archiv Bd. I. ©. .) 


$. 82. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Art. 67. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852. Nichtübereinftimmung der dem Ange- 
ie mitgetheilten Lifte der Geſchworenen mit den 
fhlieglih wirklich berufenen Perſonen der legteren. 

Am 5. März ift dem verhafteten Angeklagten die Lifte der Gefchworenen 
mitgetheilt. Als am 7. März bei der Verhandlung der Sache und der Bildung 

Des Schwurgerichts die Lifte der Gefchworenen aufgerufen wurde, waren darunter 
enthalten und meldeten ſich als anmwefend sub Nr. 6. der Gutspächter Sylvius 

offmann und sub Nr. 22. ver Kaufmann Oskar Probſtthan. Darauf 
übergab der PVertheidiger jene dem Angeklagten zugeftellte Lifte, und führte darüber 
Befchwerde, daß in diefer Lifte sub Nr. 6. ein Gaftwirth Friedrih Hoffmann 
aufgeführt ftehe, und daß darin ein Gutsbefiger Kofche verzeichnet fei, ein folcher 
aber gar nicht aufgerufen fei. 

Das Protokoll ergiebt in feiner Art eine Erledigung diefer Erinnerung, 
vielmehr ift auf Grund der jegt verlefenen Lifte*mit der Bildung des Schwur— 
gerichts vorgefchritten. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde des Angeklagten gegen das verurtheilende Er— 
kenntniß rügt die Nichtanmefenheit des Sriebrich offmann und des Gutsbeſitzers 
Koſche und amdererfeitd die Zugiehung des Sylvius Hoffmann und des Oskq, 
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Probſtthan, alfo die Differirung der ihm mitgetheilten und der fchließlich verlefenen 
Lifte in Betreff diefer Perſonen. 

Die amtlich veranlaßten Ermittelungen haben ergeben, daß nach Aufftellung 
der urfprünglich aufgeftellten Lifte der Gefchworenen, nach welcher auch die Ein: 
berufungen erfolgt find, Dispenfationen und demgemäß Einberufungen anderer Per: 
jonen ftattgefunden haben, während die dem Angeklagten — Liſte jene 
urſprüngliche, ohne Berichtigung durch dieſe nachträglichen Aenderungen geweſen iſt. 

Das Urtel des Schwurgerichtshofes und das Verfahren iſt von dem Ober— 
Tribunal am 28. Mai 1856 wider Czinczeck (Mr. 418. 1) vernichtet, und es iſt 
die Sache an das Echwurgericht zurüdgewiefen. 

Nachdem der Sachverhalt in der obigen Art thatfächlich erläutert ift, heißt 
es fodann in dem Urtel: in Erwägung, daß zwar die Zuftellung der Gefchworenen- 
lifte nicht ausdrüdlich bei Strafe der Nichtigkeit vorgejchrieben, jedenfalls aber dem 
Angeklagten ein Recht auf vollftändige Kenntniß der Gefchiworenenlifte durch $. 82. 
der Verordnung vom 3. Januar 1849 und Art. 67. des Geſetzes vom 3. Mai 
1852 ertheilt ift, offenbar zu dem Zwecke, um bei Befegung der Gefchworenenbant 
alle Zuftändigfeiten in Betreff der Annahme oder Verwerfung einzelner Schwur: 
männer mit gehöriger Ueberlegung ausüben zu fönnen ; 

daß hierin ein wefentliches Recht der Vertheidigung zu befinden ift; 

daß es zwar dem Willen des Angeklagten überlafien bleibt, ob und in wie: 
weit ex davon Gebrauch machen wolle; daß jedoch im vorliegenden Falle der Ber: 
theidiger des Angeklagten vor der Vorlefung der Schwurmänner unter Meberreichung 
der zugeftellten Lifte darüber Beſchwerde geführt hat: daß darin ein Gaftwirth Hoff 
mann aus G. aufgeführt ftehe und ferner ein Gutsbeſitzer Koſche aus H., Die nicht 
abgerufen worden; 

daß, wenn auch, fo viel das Protokoll entnehmen läßt, hiermit Fein befon- 
derer u verbunden worden ift, es dennoch zur Erledigung der Beſchwerde 
Sade des Vorfigenden, bezüglich des Schwurgerichtd gewelen wäre, den Ange— 
klagten über die Bewandniß der Sache und über die Unrichtigfeit der zugeftellten 
Lifte zu belehren, demnächft aber feine ferneren desfallfigen Anträge zu vernehmen; 

daß dagegen nicht, wie es nach dem Protofolle der Fall geweien ift, obne 
Weiteres doch zur Ausloofung der anweſenden Geſchworenen gefehritten und dem 
Angeklagten der Zwang auferlegt werben durfte, einen Gejchworenen, auf welchen 
er gar nicht vorbereitet fein konnte, anzunehmen oder zu verwerfen, anftatt daß er 
jonft das Gegentheil gethan haben würde; 

daß es alfo auch nichts Ändern kann, daß bei der Verloofung von beiden, 
dem Angeklagten zuvor nicht angezeigten Schwurmännern der Gutspächter Syl— 
vius Hoffnann aus E. von der Staatdanwaltichaft verworfen, der Kaufmann 
Probſtthan aber von dem PVertheidiger Namens des Angeklagten angenommen ift, 
während er bei befierer Vorbereitung vielleicht verworfen fein würde; 

daß mithin bei der Unberechenbarfeit des Erfolges in einem oder anderem 
Kalle der Angeklagte in feinem Bertheidigungsrecht weſentlich beeinträchtigt wordes 
iſt, hiermit auch weder das Schwurgerichtd - Erfenntniß, noch auch das vorausge— 
gangene Verfahren, joweit es zum Nachtheil des Angeklagten gereicht, zufammen 
beftehen, vielmehr, bis auf die freifprechenden Antworten der Gefchworenen zur 
eriten und zweiten Frage, aufzuheben ift. 


Art. 75. 76. ded Gefeged vom 3. Mai 1852. Nachträgliche Gel: 
tendmahung mildernder Umftände nach allfeitig für aus: 
reihend erachtetem Geftändniffe. 

Der Angeklagte legt ein Geſtändniß ab, welches von allen Seiten für au: 
veichend erachtet wird, achdem nun in Betreff der nicht geftändigen Mitanges 
Hagten mit den Gejchworenen verhandelt, deren Verdifte publiziert, und auch der 
Staatsanwalt rüdfichtlich aller Angeklagten feinen Strafantrag geftellt hatte, nahm 
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der Vertheidiger jenes zuerft gedachten geftändigen Angeflagten noch mildernde Um— 
ftände für denjelben in Anfpruch. 

Der Gerichtähof hielt Died in dem jo weit gediehenen Stadium nicht mehr 
für zuläffig, und weigerte fich deshalb auch fogar, dem Staatsanwalt die Frage 
über die Anerkennung der mildernden Umftände vorzulegen, weil verneinendenfalls 
die Zugiehung der Gefchworenen hätte erfolgen müfjen, was nicht mehr zuläffig 
fein würde, Es ift — nad) dem Berichte des Borfigenden — dabei angenommen, 
daß nach dem Zufammenhange der Art. 75. und 76. die Frage über milvernde 
Umftände bei der Erörterung, ob durch das Bekenntniß des Angeklagten die That: 
frage für feftgeftellt zu achten fei, zur Anregung gebracht werden müffe, und daß 
ein machträglicher Antrag in Betreff diefer Frage in dem fo weit, wie bier, vorge: 
fchrittenen Stadium deshalb nicht mehr geftellt werden Fönne, weil die Geſchwore— 
nen für diejen Angeklagten fich nicht mehr im Amte befanden. Daraus folge, 
daß auch nicht einmal die Erklärung der Staatsanwaltſchaft über den Antrag er- 
fordert werden fonne. 

Das Präfivium ded Appellationsgerichts macht in feinem Berichte darauf 
aufmerfjam, daß das Dber-Tribunal nach der Archiv IN. ©. 541 mitgetheilten Ent- 
fheidung die nachträgliche Frageftellung über den Strafausfchliegungsgrund bes 
e ey Alinea 2. auch nad) publizirtem Verdikte noch für nicht unzuläſſig er . 
achtet habe. 


Art. 81. f. des Gefeßes vom 3. Mai 1852. Stellung nadträg- 
liher Fragen nad abgegebenem Berdifte'). 

Die Anklage lautet auf Urkundenfälfhung. Die Gefchworenen bejaben die 
diesfällige Frage mit 7 Stimmen gegen 5. Der Gerichtshof tritt in Berathung 
und fpricht das Nichtfchuldig aus. Nach Verkündigung dieſes Ausfpruches an den 
Angeklagten m... der Fe Wehe) zwar die Freifprechung, jedoch den Vor— 
behalt anderweiter Verfolgung wegen Betruges. Auf den Proteft des Vertheldi— 

ers hiergegen trat der Gerictsher in Berathbung, und wies zwar diefen Wider: 
pruch zurüd, erklärte ſich aber berechtigt, nunmehr von Amtswegen aus Art. 86. 
des Getepes vom 3. Mai 1852 annoch eine eventuelle Frage wegen Betruges zu 
ftellen, denn erft mit der Publikation des Erkenntniſſes fei die Hauptverhandlung 
eſchloſſen, und Feine gefegliche Vorfchrift verbiete eine nachträgliche Frageftellung, 
* lange der Schluß der Verhandlung nicht erfolgt ſei. 

Nachdem hierauf ein beiderſeitiges Plaidoyer über den Geſichtspunkt des 
Betruges und ein nochmaliges Nefüme des Worfigenden erfolgt war, wurde bie 
eventuelle ge: wegen Betruges geftellt, von den Gejchworenen bejaht, und es 
wurde der Angeklagte jodann unter Freifprechung von der Urkundenfälfhung wegen 
Betruges beftraft. , 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten hat das Dber-Tribunal am 
4. Juni 1856 wider Adam (Nr. 448. 1.) auf Vernichtung erkannt, und der Gtaatd- 
anwaltſchaft nur die anderweite Verfolgung wegen Betruged vorbehalten, in Ew 
wägung: daß Die Anklage allein Das Verbrechen der Urkundenfälſchung nad) 
88. 1380. 1384. 1387. Th. I. Tit. 20. des Allg. Landrechts und 88. 247. 254. 
des Strafgefegbuches betraf, demgemäß die den Geſchworenen vorgelegte Frage aus— 
Ihließlich auf diefes Verbrechen gerichtet war, und bei der erfolgten verneinenden 
Entſcheidung des Gerichtöhofes, nachdem die Gefchworenen das Schuldig mit 7 
gegen 5 Stimmen ausgefprochen, die Anklage mit der zu erfennenden Freiſprechung 
ihre vollftäindige Erledigung gefunden hätte ; 

daß aber, nachdem der Ausfpruch der Gefchworenen und die Entſcheidung 
des Gerichtöhofes in Gegenwart des Angeklagten verfündigt worden, eine neue 
Frage wegen Betruges geheilt, und von den Gejchworenen bejaht wurbe; 


1) Vergl. Bb. IIL ©. 541. 814. 
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daß die Zuläffigkeit eventueller Fragen zufolge Art. 25. des Ginführungs« 
efeged vom 14. April 1851 und Art. 86. des Gefehes vom 3. Mai 1852 an th 
einem Bedenken unterliegt; die Stellung derfelben jedoch jedenfalls vor Verkündi— 
ung des Ausfpruchs der Gefchworenen auf die ihnen übergebenen vorausgehenden 
—3 ſtattfinden muß, indem hiermit die thatſächlichen Erörterungen vor dem 
Schwurgerichte abgeſchloſſen ſind, und nach 88. 118. 120. der Verordnung vom 
3. Januar 1849 ſofort das Urtheil erfolgen ſoll, wenn nicht die Fälle des Art. 97. 
oder 99. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 eintreten; 

daß eine ſpätere Zulaſſung eventueller Fragen nothwendig neue Verhand— 
lungen ver Parteien nad) ſich ziehen würde, dieſe aber gemäß Art. 79. nicht mehr 
ftatthaft find, nachdem der Vorfigende den Vortrag gehalten und die Sragen den 
Gejchworenen übergeben hat, noch weniger alfo, nachdem fie bereits eine Antwort 
ertheilt haben, widrigenfalld die Einheit der Verhandlung aufgehoben und den Ge— 
fhworenen nicht mehr das gefammte Ergebniß der Unterfuchung gleichzeitig zur 
Entſcheidung vorgelegt werden würde; 

daß auch eine folche Zertheilung des Verfahrens ald ein Mittel, anfcheis 
nend unrichtige Erklärungen der Gefchworenen zu berichtigen, betrachtet und fomit 
dadurch ‚ein Einfluß auf deren freie Meberzeugung ausgeübt werden fönnte; 

aß demnach die Stellung der Frage über das Vergehen des Betruges im 
vorliegenden Falle ald eine Verlegung von Grundfägen des Verfahrens erfcheint, 
welche ald wejentlihe im Sinne des Art. 108. am Schluffe fehr zu bes, 
trachten find. 


— — — 


Frageſtellungen. 


J. Die den Geſchworenen dahin vorgelegte Frage: 
Schuldig, am — auf dem Wege von — ven N. N. vorfäglich durch 
Niederwerfen, Schlagen und durd; Treten mit den Füßen eine Miß— 
handlung oder Körperlegung zugefügt zu haben, welche u. f. w. 
(Krankheit und Arbeitsunfähigfeit) 
ift von denfelben dahin verneint: 
Nein, der Angeflagte ift einer vorfäglichen Mißhandlung des N. N. nicht 


fchulvig. 
Der Angeklagte ift daher freigefprochen. 
ie Nichtigkeitsbefchwerde des Staatsanwalts führt aus: Anklage und 
Frageftellung enthielten eine zwiefache Beichuldigung, nämlich einer Mißhändlun 
oder einer Körperverlegung mit der gedachten fchiweren Folge. Durch das Berpift 
der Gefchworenen fei der Angeklagte nur der vorfäglichen ® ißhandlung nicht: 
ſchuldig befunden; über die andere Alternative, die vorfägliche Körperverlegung, 
fei Seitens der Gefchworenen fein Verdift vorhanden, die gänzliche Freifprechung 
de8 Angeklagten aljo unzuläffig, die Sache vielmehr in der lehteren Hinficht zur 
Erledigung an das Schwurgericht verwiefen. 
Die Befchwerve ift durch Urtel des Ober»Tribunald vom 19. Juni 1856 
wider Arengen (Nr. 219. 11.) zurüdgewiefen, in Erwägung: daß die Gefchwore- 
nen den Angeklagten einer vorfäglihen Mißhandlung des N., die er diefem durch 
Niederwerfen, Schlagen und Treten mit den Füßen zugefügt haben follte, ausdrück— 
lich für nichtſchuldig erflärt haben; daß aber bei dieſer thatfächlichen Feftftellung 
für die Annahme der Staatsanwaltfchaft, daß der Angeklagte dem N. durch eben 
diefes Niederwerfen, Schlagen und Füßetreten deffenungeadhtet noch eine vorfägliche 
Körperverlegung age haben Fönnte, Feine Möglichkeit verbleibt: Daß das 
Schwurgericht in der Erklärung der Geſchworenen, wie fie vorliegt, vielmehr mit 
Recht die Berneinung der ganzen auf eine durch beftimmte Thathandlungen her: 
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—— vorfägliche Mißhandlung oder Körperverlegung des N. erfannt hat und 
daher u. |. w. 


1. Auf die Anklage wegen betrüglichen Banferutts ift den Gejchworenen 
folgende Frage vorgelegt: 
Schunig u. — w., als Handelsmann ſeine — eingeſtellt und uͤber 
einen Theil ſeines Vermögens mit dem N. N. ein erdichtetes Rechts- 
geſchaͤft abgeichloffen zu haben? 
Sie haben geantwortet: 
ja, der Angeklagte ift ſchuldig, die That mit den in diefer Frage enthal« 
tenen Umftänden begangen zu haben, aber es ift nicht erwielen, daß dies 
in betrügerifcher Abſicht geſchehen ift, mit mehr ald 7 Stimmen. 

Es fanden Verhandlungen zwijchen dem Gerichtöhofe und der Staatsanwalt⸗ 
haft über die Deklaration des Spruches durch Die Gejchworenen ftatt, wobei der 
Vorfigende erklärte, daß, als fi) die Gejchworenen über den Sinn der Frage und 
die Fafjung der Antwort Auskunft von ihm erbeten, fie zugleich erflärt hätten, daß 
fie von der vorliegenden Art der Beantwortung nicht abgehen würden. 

Der Gerichtshof befhloß hierauf die Stellung folgender Zufaßfrage: 

Iſt der Angeflagte ſchuldig, die That u. ſ. w. in der Abficht, feine Gläu- 
biger zu benachtheiligen, begangen zu haben? 

Hierauf las, beim Wiedereintritt der Gefchworenen, der Vorfteher ſowohl 
die — als dieſe Zuſatzfrage, und gab an, daß das Verdilt zur Hauptfrage, 
in Berbindung mit der Zufaßfrage, nunmehr laute: ; 

Nein, der Angellagte ift nichtfchulpig. 

ierauf ift der Angeklagte freigefprochen. 

ie Nichtigfeitöbefchwerde des Staatsanwalts behauptet die Unzuläffigfeit 
der Stellung der ———— nachdem ſchon das Verdikt der Geſchworenen verleſen 
rn fei. Zudem gehöre die Abficht, die Gläubiger zu benachtheiligen, nicht zum 

hatbeftande des $. 259. Nr. 2. des Strafgefepbuches; die Frage habe alſo hier- 

auf gar nicht gerichtet werden Fünnen. Die erfte Beantwortung der Hauptfrage 
fei genügend geweſen da das Ueberflüſſige darin gar nicht hätte berüdfichtigt wer- 
den jollen. Eventuell jei es unzuläffig gewejen, daß die Gefchiworenen bei ihrer 
zweiten Antwort die Haupt: und die Zufagfrage zufammen beantwortet hätten. 

Die Beichwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunal® vom A. Juli 1856 
wider Rabe (Nr. 623. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung: daß zwar die den Ge- 
ſchworenen vorgelegte Frage: (wie oben) den Thatbeftand des $. 259. Nr. 2. des. 
Strafgeſetzbuches vollftändig enthält, daß daher die Gejchworenen einfach hätten 
bejahen, oder das Nichtſchüldig ausfprechen follen, und daher der von ihmen ges 
machte Zufag: daß die betrügerijche Abficht des Angeklagten nicht bewiefen fei, in 
fofern nicht ganz orbnungsmäßig war, als die Frage hierauf nicht gerichtet war, 
und nach Art. 96. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 die Gefchworenen ſich auf die 
Beantwortung der ihnen vorgelegten Fragen zu beſchränken haben; daß jedoch, wie: 
wohl das Geſetz im $. 259. Nr. 2. des Strafgejegbuches die ausprüdliche Feft- 
ftellung der betrügerifchen Abficht nicht erfordert, es feinem Bedenken unterliegen 
fann, daß ohne eine jolche ftrafbare Abficht der $. 259. nicht anwendbar ift; daß 
alfo die Gejhworenen durch Verneinung derjelben, wenn auch nicht den Worten, 
fo doch der Sache nah, das Nichtſchuldig ausgefprochen hatten, und daher fchon 
auf Grund des erften Verdikts der Gejchworenen die Freifprechung des Angeflag- 
ten hätte erfolgen müffen, es unter dieſen Umftänden aber auf eine Prüfung des 
fpäteren Verfahrens des Gerichtshofes nicht weiter ankommt. 


‚ 11 In vem Falle, wenn die 88. 175. und 178. des Strafgefegbuches fon 
furriren, wenn alfo ge Mord, ald auch vorjägliche Tödtung bei Unternehmung 
eines Verbrechens oder Vergehens, zur Befeitigung eines Hinderniffes u. f. w., 
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vorliegen, dieſe vorfägliche Tödtung alſo zugleich mit Ueberlegung ausgeführt iſt, 
iſt in dem Bd. III. F 811 mitgetheilten Falle der Anklageſtand nach dem Be— 
ſchluſſe des Ober-Tribunals in der Art ausgeſprochen, und damit auch die Frage— 
ftellung in der Art regulirt, daß das Verbrechen des Mordes ald das prinzipale, 
das des $. 178. abforbirende,; das letztere aber nur ald das eventuelle aufgeftellt 
it. Der Fall wird aljo in der Regel überall da eintreten, wo Raub oder Dieb: 
ftahl mit dem Entſchluß, den Beraubten oder Beftohlenen im Falle des Wider: 
ftandes oder der Entdedung, tödten zu wollen, verübt wird. 

Solcher Fall ift der nachfolgende. Der Anklagebeſchluß lautet jedoch nicht 
fo, wie oben angegeben, jondern fumulativ dahin: daß der Angeffagte befchwert fei, 
am ..... im Haufe des J. zu 2. 

1) * eber Bieder aus ©. getödtet zu haben, a. vorſätzlich, b. mit Ueber: 
egun 

2) m ewalt gegen Bieder mehrere dem Bieder, resp. dem Jädel, ge 
hörige beweglide Sachen in der Abficht rechtswidriger Zueignung weg- 
genommen zu haben, 

hiernach der Angeklagte wegen Morbed und wegen Raubes in Anflageftand 
u verjegen. 
Es find hierauf bei der Hauptverhandlung folgende Fragen rer 

1) ob ſchuldig, am 14. Februar 1856 mit Gewalt gegen die Perfon des 
Weber Bieder mehrere demfelben und dem Garnfammler FZädel gehörige 
bewegliche Sachen (folgt die 0 in der Abſicht rechtswidriger Zu 
eignung weggenommen zu haben 

2) ob jchuldig, am 14. Februar 1856 den Bieder vorfäglich und mit Ueber 
Legung getödtet zu haben? 

3) bei Verneinung der Frage 1.: 0b fchuldig, am gedachten Tage im Jäckel— 
ſchen Wohnhaufe mehrere näher bezeichnete Sachen in der Abficht rechid- 

widriger Zueignung weggenommen zu haben; mittelft Einbruchs in einer 
dreifachen, näher befchriedenen Weiſe? 

4) bei Berneinung der zweiten Mg ob ſchuldig, bei Unternehmung ber 
ad 1., resp. ad 3. bezeichneten That, um ein der Ausführung vderjelben 
entgegengetretened Hinderniß zu befeitigen, vorfäglich den Deber Bieder 
— zu haben? 

5) bei Bejahung der Frage 1. und Verneinung der Frage A.: ob ſchuldig, 
am 14. Februar bei der in Frage 1. bezeichneten That den Tod des Bier 
der durch Mißhandlung verurfacht zu ra Endlich 

6) bei Verneinung der Frage 4.: ob ſchuldig, am 14. Februar dem Bieder 
vorſätzlich eine Mißhandlung zugefügt zu haben, welche den Tod deſſel⸗ 
ben zur Folge gehabt hat? 

Laut Sitzungsprotokoll ward vom Vertheidiger gegen Frage A. für den 

Fall — daß die Frage zu 1. bejaht wiirde, weil d yes Momente, die 
den Begriff eines Raubes feftftellten, nicht noch-den Begriff eines zweiten Ver: 
brechens abgeben könnten. Der Gerichtöhof befchloß indeß, daß es bei den geftell- 
ten Fragen bewende. 

Die Gefchworenen gaben demnächſt folgende Erklärung ab. 


Zu 1.: ja, ſchuldig mit allen Umftänden der Frage und mehr als 7 Stim- 
men; zu 2.: nicht ſchuldig; zu 3.: erledigt durch Bejahung der Frage 1.; zu 4.: 
ja, derfelbe ift jchuldig, bei Unternehmung der in Frage 1. bezeichneten That, um 
ein der Ausführung derſelben entgegentretendes Hinderniß zu befeitigen, vörſaͤtzlich 
den Weber Bieder getödtet zu haben, mit mehr ald 7 Stimmen; zu 5.: erledigt 
durch Bejahung der Fragen 1. und 43 zu 6.: erledigt durch Bejahung. der Frage 


Der Schwurgerichtshof Hat hierauf auf Grund der Verdikte zu 1. 2,4. den 
Angeklagten von der Anklage des Mordes freigefprochen, Dagegen wegen eines 
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Raubes und des bei Unternehmung dieſes Verbrechens an dem Bieder, verübten 
Todtſchlags zum Tode verurtheilt. ® 

Sn nt der Angabe der Verdikte bemerkt das Protofoll: 

Der Vorſteher der Geſchworenen hatte bereits bei Vorleſung der Ant- 
wort 2, deutlich durch Betonung zu erkennen gegeben, daß die Negative fich nicht 
jowohl auf den Borjag der Tödtung, ald vielmehr auf die Worte: „und mit 
Ueberlegung” beziehe. Er fügte hinzu, daß er ausbrüdlic von den Geſchwore— 
nen beauftragt jei, diefe ihre Willensmeinung zu verfünden. Um indeffen einen 
auch nur fcheinbaren Widerjpruch zu befeitigen, zogen fih die Gejchworenen noch— 
mals auf Anordnung des Gerichts zurüd, und beantworteten Frage 2. durch einen 
Nachtrag, welcher gefchrieben jo lautete: 

„sa, ſchuldig, am 14. Februar 1856 den Weber Bieder vorfäglich getöbtet 
au haben, aber es iſt nicht erwiejen, daß er diefe Tödtung mit Weber: 
egung verübt hat, mit mehr ald 7 Stimmen.“ 

Die Bertheidigung findet hierin unter Bezug auf das Gefep vom 3. Mai 
1852 Art. 81. und 108. sub 1. und in fine eine Verlegung wefentlicher Vorjchrif- 
ten, und bemerkt, daß, wenn auch Art. 86. des Gejeges vom 3. Mai 1852 zulaffe, 
außer den der Anklage zu entnehmenden Fragen noch befondere zu ftellen, ſolche 
Fragen doch nur auf den Fall der Verneinung jener Hauptfragen geftellt, resp. 
beantwortet werden dürften; es müſſe erft der ftrafrechtliche Geſichtspunkt, den die 
Anklage aufftelle, gefallen fein, ehe ein anderer vorgebradht werden könne. In— 
dem der Gerichtöhof nur bei einem Theile der Frageftellung diefen Grundfägen ge- 
folgt fei, habe er gegen fie in jofern verſtoßen: 

a. ald er auch für den Fall der Dejahung der Frage 1. die Frage 4. auf: 

eftellt Habe umd indem . 

b. falls die nachträgliche Antwort der Gejchiworenen auf die zweite Frage 
mit einer bloßen Modifikation bejahend erfolgte, nunmehr, diefem Ergeb— 
nifje gegenüber, die Frageftellung unter 1.2. und 4. mit den vorher auf: 
geftellten Prinzipien in Widerfpruch gerathen fei. 

Denn was a. betreffe, fei im Falle der Bejahung der Frage 1. Frage 4 von 

aufe aus unftatthaft geweſen, weil die tödtlih gewordenen Gewalthandlungen 
ſchon in dem Thatbeftande der zu 1. in Frage geftellten Verbrechen enthalten ge- 
wejen feien; und weil ferner in demfelben Denfafte dieſelbe Thatjache (nämlich: 
„eine Entwendung mit Gewalt an einer Perſon“) ald vorhanden und als nicht 
— edacht werden müͤſſe, erſteres in Bezugnahme auf die in Frage 1. be— 
zeichnete That, legteres, weil nach Tödtung des Bieder an ihm feine Entwendung 
mit Gewalt mehr hätte ftattfinden können. Ueberdies verftoße Frage 4. gegen 
Art. 81. des Gefeges vom 3. Mai 1852 dadurch, daß ſie das Hinderniß in feiner 
thatfächlichen Geftalt, dem unternommenen, resp. nachher ausgeführten Verbrechen 
egenüber nicht bezeichne, was der in der Frage enthaltene innere Widerſpruch fo- 
—* zur Anſchauung gebracht haben würde. Mit Rückſicht auf Art. 8L—91. des 
Gefeßes vom 3. Mai 1852 und Art. 108. ibid. beantragt die Vertheidigung, das 
Erfenntniß zu vernichten und die Sache vor ein anderes Gericht zu vermweifen. 
Sollte aber diefem Antrage nicht fattgegeben werden, jo beantragt die Nichtigfeits- 
beſchwerde zu dem Punkte b., den Angeklagten nur wegen Raubes und Todtſchlages 
mit lebenslänglihem Zuchthaufe zu beftrafen und bemerft hierzu: der Border: 
richter lege feinem Urtheile das Verdikt der Gejchworenen zur Frage 1. 2. und 4! 
zu Grunde Es ftelle aber der Ausfpruch zur Frage 1. unzweifelhaft den im 
$. 230. des Strafgejegbuches vorausgefegten Thatbeftand des Raubes fefl. Es 
enthalte ferner die jchließliche Antwort zur Frage 2. wörtlich den Thatbeftand des 
$. 176. des Strafgeſetzbaches. Es habe aljo der Richter diejen Paragraphen durch 
Nichtanwendung verleht, indem er ftillfchweigend, und ohne dies Durch einen Rechte: 
geund zu motiviren, über venfelben hinweg zu dem Verbift auf die Frage A. ger 
gangen ſei und damit die Anwendung des härteren $. 178. des Strafgejehbuches 
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vierte Frage’ausdrüdlich auf den Fall, daß eine mit Ueberlegung verübte Töd- 
tung verneint würde, geftellt worden wäre; 
daß aber aus der vom Schwurgericht angenommenen Stellung der vierten 
Brage: für den Fall der Berneinung der zweiten Frage und aus ber 
gleichzeitigen Aufnahme einer vorſätzlichen Tödtung in jene deutlich, auch 
für Gefchworene verftändlich, hervorging, daß Die zweite Frage auf die u. 
Erfoyderniffe von Borat und Meberlegung unzertrennt gerichtet fein folle, demnach 
die Frage der blos vorfäglichen Tödtung noch immer einer anderweiten Antwort 
vorbehalten blieb; 
daß die Gefchworenen das Verhältniß beider Fragen auch in dieſer Weife 
begriffen, und ſolches theils jchon bei ihrer erſten Erklärung, theild Durch ihre nach— 
trägliche Erklärung laut Sigungsprotofolls zu erkennen gegeben haben; 
daß ferner die vierte Frage in Bezug auf die erfte nicht für umftatthaft er— 
achtet werden fann, weil die tödtlich gewordenen Gewalthandlungen ſchon in dem 
Ihatbeftande der zu 1. in Frage geftellten Verbrechen enthalten gewejen fein würs 
den, da der Inhalt der vierten Frage fich noch fehr wohl neben den der 'eriten 
Frage ftellen läßt, auch im Strafgefegbucye eine von dem Raube abgefonderte Stels 
lung (88. 178. 230.) erhalten hat; 
daß demnach in der Nebeneinanderftellung beider Fragen fein Widerfpruch 
liegt, da der Thatbeftand des $. 178, durchaus nicht unbedingt als das Gewalt: 
mittel zum Raube aufzufaſſen iſt; 
daß es auch feiner näheren Charakteriſirung des durch die Tödtung beſei— 
tigten Hindernifjes bedurfte, da es klar ift, daß eine» gewaltjame Aneignung von 
Ir gegen eine beftimmte Perſon eben in deren Widerftand ein Kinder: 
niß findet; 
daß.hiernach Art. St. und 86. des Gefeged vom 3. Mai 1852 im Sinne 
des Art. 108. Nr. 1. ibid. für verlegt nicht zu halten ift; 
in fernerem Betracht, daß nun zwar die nachträgliche deflaratoriiche Be— 
ON Ren der zweiten Frage einen vom Angeklagten verübten Todtſchlag ergiebt, 
welcher jelbjt in Verbindung mit dem unter 1. feftgeftellten Raube nur eine lebens— 
laͤngliche Zuchthausftrafe rechtfertigen würde; 
daß inzwifchen durch die vierte Frage ohne Widerfpruch mit der Antwort 
zur zweiten Frage eine befondere Qualität des Todtfchlages hergeftellt ift, welche 
in Gemäßheit des $. 178. die Todesftrafe nach fich ach indem num feftfteht: 
daß Angeklagter fhuldig, am 14. Februar 1856 mit Gewalt gegen die 
Perſon des Bieder mehrere diefem und einem Anderen gehörige beweg— 
liche Sachen in der Abficht rechtswidriger Zueignung weggenommen und 
bei Unternehmung diefer That, um ein der Ausführung derſelben ent» 
gegentretendes Hinderniß zu bejeitigen, vorfäglich den Weber Bieder ge: 
tödtet zu haben; 
dag mithin bei diefem ganz unzweifelhaften Sinne und Zufammenhange 
der Frageftellung und der Antworten auch die Anwendung des richtigen Straf— 
geſetzes nicht zu beftreiten ift. 


» 

IV. Der Heuerling Töbelmann ift wegen ſchwerer Körperverlegung 
unter Anklage vor das Schwurgericht geftellt, und Haben die Gefchworenen die 
ihnen vorgelegte Frage: 

Iſt der Angeklagte jchuldig, die Ehefrau des Wagenmachers 
Haßfeld vorfäglich körperlich mißhandelt zu haben, und zwar Dderge- 
Kalt, daß die Miphandlung eine Krankheit oder Arbeitsunfühigfeit von 
einer längeren ald zwanzigtägigen Dauer zur Folge gehabt hat? 
Sind im Falle. der Bejahung mildernde Umſtaͤnde vorhanden? 
dahin beantwortet: 
„Ja, der Angeklagte ift ſchuldig; 68 ift jedoch nicht erwieſen, daß er die 
Archiv 1856, V, 49 
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Iſt der Angeklagte ſchuldig, die Ehefrau des Wagenmachers 
gablel vorfäglich Förperlich mißhandelt zu haben, und zwar derges 
alt, daß die Mißhandlung eine Krankheit oder Arbeitsumfähigfeit von 
einer längeren ald zwanzigtägigen Dauer zur Folge u... 

Eind im Falle der Bejahung mildernde Umftände vorhanden? 

dahin beantwortet haben: x 
„Ja, der Angeflagte ift ſchuldig; es ift jedoch nicht erwielen, daß er die 
Handlung vorfäglich vollbracht hat, mit mehr als 7 Stimmen. Webrigens 
mit allen in der Frage enthaltenen Umftänden. Es find mildernde Um— 
ftände vorhanden.“ 
daß auf Grund dieſes Wahrfpruches der Geſchworenen der Angeklagte durch 
das Erkenntniß des Königlichen Schwurgerichtöhofes von der Befchuldigung einer 
vorfäglichen ſchweren Körperverlegung freigefprochen, der Königlichen Staatsanwalt: 
ſchaft jedoch das Recht vorbehalten worden ift, wegen fahrläffiger Körperverfegung 
eine neue Unterfuchung einzuleiten; 
in Erwägung: daß die vom der Königlichen Stantsanwaltfchaft gegen diefes 
freifprechende Erfenntniß eingelegte Nichtigkeitsbefchwerde nur den Zweck haben 
fan, die Brage: ob der Angeklagte die in Rede ftehende Mißhandlung, deren er 
für fchuldig erfannt worden, vorfäglich verübt habe? nochmals zur Erörterung und 
Entſcheidung zu bringen; 
daß diefe Frage aber von den Gefchworenen bereits zu Gunften des Anges 
flagten verneint worden ift; 
daß die Gefchworenen Durch das von ihnen auf die ihnen vorgelegte Brage 
abgegebene Verdikt zwar den Angeklagten der Berübung jener Mißhandlung für 
ſchuldig erachtet, gleichzeitig es jedoch für nicht erwieſen erflärt haben, as der 
Angeklagte die That vorfüglich vollbracht habe; 
daß dadurch die Anwendung der $$. 187. und 193. des Strafgefepbuches 
von felbft als ausgejchloffen zu betrachten geweſen ift, indem ſolche auf der noth— 
wenbigen Borausjegung beruht, daß die Mißhandlung oder Körperverlegung vors 
fägfich verübt worden; 
daß ** ein von den Geſchworenen in Betreff der unter Anklage geſtell— 
ten That ausgefprorhenes „Nichtſchuldig“ vorliegt, jo daß auf Grumd des $. 118. 
der Verordnung vom 3. Januar 1849 der Angeflagte-von diefer Anklage, wie ge- 
fchehen, hat freigefprochen werden muͤſſen; 
in Erwägung: daß der zweite Abſatz des Art. 109. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 dahin lautet: 
Wenn der Angeflagte von den Gefchworenen für nichtſchuldig erklärt 
worden ift, jo feht der Staatsanwaltichaft die Nichtigfeitsbejchwerve 
nicht zu. Diefe Beſchraͤnkung bezieht fich nicht auf Die Fälle, in welchen 
durch die Zufammenfegung des Schwurgerichts, oder durch die Stellung 
oder Nichtftellung von Fragen an die Gefchworenen eine Richtigkeit be— 
ruͤndet wird; 
daß hiernach der Königlichen Staatsanwaltfchaft vorliegend die Nichtigfeits- 
beſchwerde nur in fofern hufteben fann, als ſolche von derfelben darauf zu ftügen 
nn worden, daß ein Fall der in jenem Art. 109. gedachten Art an Nichtigkeit 
hier vorliegt; 
ba es deshalb, da die Königliche Staatsanwaltfchaft gar nicht. behauptet 
hat, daß bei der Zufammenfegung des Schwurgerichts irgend ein Berftoß ftatt- 
gefunden, nur darauf ankommen ann, zu prüfen, ob das von ihr Vorgebrachte den 
orwurf enthält, daß im Betreff der Stellung oder Nichtftellung von Fragen an 
die Geſchworenen eine Nichtigkeit vorgefommen ; 
daß ein folder Vorwurf zunächft darin angetroffen werden muß, daß von 
der Königlichen Staatsanwaltichaft eine Verlegung des Art. 97. des Geſetzes vom 
3. Mai 1852 behauptet worden iſt, weil das Berbikt der Gefchworenen Widers 
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ſpruͤche enthalte und undeutlich fei, und deshalb der Gerichtshof vor der Publifas 
tion des Verdikts an den Angeklagten auf den von der Königlichen Staatsanwalt: 
ſchaft geitellten Antrag, die Gefchworenen zur Hebung und Befeitigung der gerüg: 
ten Widerfprüche und Undeutlichfeiten zu veranlaffen, hätte eingehen müſſen, anftatt 
daß diefer Antrag mit der Annahme zurückgewieſen worden, daß die Vorausſetzun⸗ 
gen des Art. 97. nicht vorhanden feien ; 

daß diefer Vorwurf aber als unbegründet erfcheint, da die gerügten Wider: 
fprüche und Unveutlichkeiten in dem MWahrfpruche der Gejchworenen nicht vorhan- 
den find, der leßtere fich vielmehr, wie auch von dem Königlichen Schwurgerichtö: 
hofe gamı richtig gefcheben ift, nur dahin auffafien läßt, daß durch denſelben der 
Angeklagte der vorjäglichen Körperverlegung für nichtſchuldig erklärt worden if; 
daß hiergegen namentlich auch durch die gleichzeitig Seitens der Geſchwo— 
renen —— Bejahung des Vorhandenſeins mildernder Umſtaͤnde um deswillen 
kein Bedenken erhoben werden kann, weil die lediglich in das thatſächliche Gebiet 
gehörende Frage wegen des Vorhandenſeins mildernder Umſtände von den Geſchwo— 
renen auch, nachdem von ihnen jener Ausſpruch auf die Hauptfrage abgegeben 
worden, ſehr wohl noch bejaht werden konnte, da die rechtlichen Folgen, welche ihr 
die Hauptſache betreffendes Verdikt haben mußte, nicht zur Beurtheilung der Ge— 
ſchworenen gehörten; 

daß es deshalb für gerechtfertigt zu halten iſt, daß von dem Königlichen 
Schwurgerichtshofe der obgedachte Antrag der Königlichen Staatsanwaltſchaft zu— 
rüdgewiefen worden; 

daß mithin die behauptete Verlegung der Vorſchriften des Art. 97. cit. 
nicht vorliegt; 

in Erwägung: daß jodann die Königliche Staatsanwaltſchaft die Frage 
ftellung um deswillen angegriffen hat, weil, anftatt die Frage nach den Worten 
des $. 193. des Strafgefegbuches zu formuliren, in derfelben in Beziehung auf die 
Folgen der Mißhandlung das Wort dergeftalt in einer ——— gebraucht 
worden, welche die Geſchworenen wohl habe induziren können, das Requiſit der 
Vorſätzlichkeit auch auf die Folge der Mißhandlung auszudehnen, wiewohl dieſe 
bei dem Vorſatze nicht in Betracht komme; 

daß jedoch diejer Angriff, abgefehen davon, daß nad Ausweis des Audienz: 
Protololls von der Königlichen Staatsanwaltfchaft bei der Verhandlung der Sache 
jelbft gegen die geftellte Frage nichts erinnert worden, mur_ für verfehlt erachtet 
werden muß, da die Faſſung jener Frage den Worten des Geſetzes volllommen ent 
fpricht, und das dabei gebrauchte Wort: „dergeftalt” um fo weniger Dazu geeignet 
fein kann, einen Anftand oder ein fonftiges gegründetes Bedenken zu erregen, als 
überall nicht erfichtlich- ift, daß die Gefchworenen durch dieſes Wort zu einer un: 
richtigen Auffaffung in Betreff des von ihnen verneinten Vorſatzes veranlaßt wor: 
den, das Wort felbft aber feinedweges in einer Art gebraucht worden ift, daß da- 
durch in Bezug auf den Vorſatz eine Zweideutigfeit oder fonftige Ungewißheit hat 
entftehen fünnen; 

in Erwägung endlich: daß die Königliche Staatdanwaltfchaft zwar noch 
dem Verdikt der Gefchworenen felbft um deswillen den Vorwurf der Nichtigkeit ge: 
macht hat, weil bei dem Zufage: „Uebrigens mit allen in der Frage enthaltenen 
Umftänden” nicht das Stimmenverhältniß bemerkt, und dadurch gegen die Vorſchrift 
des Art. 93. des Gefehes vom 3. Mai 1852 verftoßen worden ;' 

daß indeffen auch diefer Vorwurf ohne Grund ift, da ed nicht zweifelhaft 
fein fann, daß der dem Hauptausfpruche der Gefchiworenen hinzugefügte Vermerk: 
„mit mehr ald 7 Stimmen“ auch jenen Zufag mit umfaßt und deshalb die be 
hauptete Verlegung des Art. 93. nicht vorliegt. 








Mittbeilungen 
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Praris der Gerichtshöfe und der Staats- 
Anwaltichaften. 


$. 14. der Verord. vom 3. Januar 1849. Mündlihe Verhand— 
lung in verſchiedenen fortgejegten Audienzen. Jdentität 
des erfennenden Richters. 


E⸗ haben in erſter Inſtanz drei Audienztermine vor dem Kreisgericht an— 
geſtanden, am 22. Juli, 1. September und 5. Oktober. Im Termin am 1. Sep— 
tember find 5 Zeugen vernommen. Im Termin am 5. Oktober hat anderweiter 
Beweis ftattgefunden, außerdem find hier die Ausfagen jener 5 Zeugen verlefen 
und es ift fodann erkannt worden. Indeß haben nicht diefelben drei Richter, welche 
in den beiden erften Audienzen den Gerichtähof — haben, in dieſer letzten 
Audienz zu Gericht geſeſſen, es hat vielmehr ein Wechſel in der Perſon eines dieſer 
Richter inzwiſchen ſtattgefunden, ſo daß der neu eingetretene Richter, welcher am 
5. Oktober miterfannt bat, nur durch die Verleſung der 5 Zeugenausſagen aus der 
Audienz vom 1. September Kenntniß von denfelben erhalten hat. 

Der Angeklagte rügte dies in der Appellations-Inftanz ald Verlegung des 
Prinzips der mündlichen und öffentlichen Verhandlung. 

Der Appellationsrichter verwarf indeß dieſe Hüge aus dem Grunde, weil 
die Thatjache, über welche jene 5 Zeugen in der früheren Audienz vom 1. Sep- 
tember vernommen feien, an und für A unerheblih und ohne Einfluß auf die 
Sache fei. Er beftätigte daher das erfte Urtel. 

Auf die Nichtigkeitsbefchwerde des Angeklagten ift durch Urtel des Ober: 
Tribunale vom 28. Mai 1856 wider Lacafe (Nr. 464 1.) das Appellationsurtel 
vernichtet und das erfte Urtel aufgehoben, und die Sache in die erfte Inſtanz zu— 
‚ rüdgewiejen, in Erwägung, daß der $. 14. der Verord. vom 3. Januar 1849 vor: 
fhreibt, daß bei Strafe der Nichtigkeit ein mindliches öffentliches Verfahren vor dem 
erfennenden. Gerichte der Fällung des Urtheild vorhergehen fol, und daß, mit diefer 
Vorſchrift übereinftimmend, im $. 22. ibid. verordnet ift, daß der erfennende Richter 
nad) feiner freien, aus dem Inbegriffe der vor ihm erfolgten Berhandlungen gefchöpf: 
ten Meberzeugung zu entjcheiden habe, ob der Angeklagte ſchuldig fei oder nicht; 

daß uber die vorliegende Anklage in drei Audienzen, nämlich am 27. Juli, 
1. September und 5. DOftober 1855, verhandelt, in der letzteren das Erfenntniß 
verfünder ift, und daß der Gerichtshof, vor welchem am 5. Oftober verhandelt, und 
von welchem demnächft das Erfenntniß befchloffen worden ift, nicht durch eben die 
richterlichen Beamten gebildet war, vor welchen am 27. Juli und 1. September 
fowohl die Vernehmung des Angeklagten felbft, als auch die Verhörung mehrerer 
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Zeugen erfolgt war; daß demnach ein münbliches öffentliches Verfahren in feinem 
ganzen Zufammenhange vor dem erfennenden Richter nicht ftattgefunden hat, und 
daß durch das Verfahren, jo wie es ftattgefunden bat, der erfennende Richter nicht 
in den Stand gefept würde, auf Grund eigener Wahrnehmung zu einer Weberzeu: 
qung zu gelangen; daß fonach gegen die Vorfchriften der $$. 14. und 22. ver 
Verordnung vom 3. Januar 1849 verftoßen worden, diefer Verftoß auch nicht da- 
durch befeitigt werden Fann, daß im Termin am 5. Oftober die Ausfagen der 
am 4. September vernommenen Zeugen verlefen worden find, da die Verleſung 
der Zeugenausfagen nur in den im $. 21. 1. c. angeführten Ausnahmefällen deren 
Bernehmung vor dem erfennenven Richter vertreten kann, ein folcher Fall der Aus- 
nahme hier aber nicht vorlag; . 

daß der Angeflagte den vorftehend entwidelten Mangel des Berfahrens 
erfter Inſtanz ausdridlic grrügt, und die Zurücdweifung der Sache in die erfte 
Sinftanz beantragt hat, der Appellationsrichter aber diefen Antrag, weil die in den - 
Audienzen erfter Inftanz erfolgte Beweisaufnahme unerheblich gewefen fei, zurüd: 
gewiefen hat; daß dieſer auf materieller Beurtheilung des Sachverhältniſſes be: 
ruhende Zurüdweifungsgrund aber, da es an einem vor einem gejeglich gebildeten 
Gerichtshofe erfter Snllanı abgefaßten Erfenntniffe fehlte, nicht geltend gemacht wer: 
den fonnte. ') 


Art. 101. des Gefeges vom 3. Mai 1852. $. 126. der Verordnung 
vom 3. Januar 1849. Abweihung des Appellationsrichters 
von der Feftftellung des erften Richters. Reformatio in 
pejus. 

Feftgeftellt ift, daß eine beftimmte Quantität gefchlagenen Holzes aus dem 
Walde. geftohlen ift. Einen Theil_defjelben hat der Knecht des Angeklagten in 
defien Auftrage abgefahren. Der erfte Richter nimmt an, daß der Knecht das Hol; 
nicht in der Moficht rechtswidriger Zueignung weggefahren, vielmehr daß der An 
geflagte denfelben lediglich als Mittel zur Ausführung des Diebftahls benupt habe, 
ohne daß der Knecht die Nechtswidrigfeit der Wegnahme gewußt. Gr führt zu 
diefem Zwecke die Thatfachen an umd ſchließt daraus, daß in denfelben eine Ver: 
leitung des Knechts zur Ausführung des Diebftahls durch abfichtliche Beförderung 
und Herbeiführung eines Irrthums liege. 

Der Knecht ift daher von der Anfchuldigung des Diebftahls freigefprocen, 
Dagegen der Angeklagte nach 8. 34., 35. und 217. Nr. 3. des Strafgeſetzbuches 
wegen Theilnahme an einem Diebftahle an Holz auf der Ablage geftraft. 

Auf feine Appellation erwägt der Appellationsrichter: daß eine Theilnahme 
nur unter der Vorausfegung denkbar fei, daß der eigentliche Thäter fich felbft eines 
Verbrechens oder en ſchuldig gemacht habe. Diefer Mangel der Feftitellung 
des erften Richters jet aber nur ein formeller, und es erjcheine nur ald eine Um: 
RER nicht als eine materielle Aenderung, wenn man jene Feftftellung dahin 
praͤziſire: 

daß der Bin er das Holz in der Abficht rechtswidriger Zueignung 
durch feinen Knecht hat abfahren laffen, auch — (die Abfuhr ift mehrmald 
geſchehen) — bei der erften Abfuhr thätige Hülfe geleiftet hat. 
beſtät az erfte Erkenntniß ift daher von dem Appellationsrichter mit der Maaßgbe 
eſtatigt: 
daß der Angeklagte wegen Diebſtahls an dem Holze zu beftrafen. 

Das Strafmaaß ift unverändert geblieben. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde des Angeklagten rügt unbefugte Abweichung des 
Appellationsrichters von der Feitflellung des erften Fichtere ohne neuen Beweis 
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und Reformatio in pejus, da flatt der bloßen Theilnahme am Diebftahl — wie 
ber exfte Richter erkenne — nun auf Urheberfchaft des Diebftahls erkannt fei. 
Die Beſchwerde ift durch Urtel des Obertribunald vom 19. Juni 1856 
wider Reuber (Nr. 204. II.) zurüdgewiefen, in Erwägung: 
daß ſchon der erfte Richter thatfächlich feftgeftellt Hat: daß der Angeklagte 
Reuber feinen Knecht M. lediglich ald Mittel zur Ausführung der in Rede ftehenden 
Holzentwendungen benugt hat, ohne daß diefer Die Nechtöwidrigfeit derfelben wußte; 
Daß Dem entfprechend er den M. auch von der Anjchuldigung dis Diebftahls freige- 
fprochen hat; daß er zwar zuvor bemerkt hat: der Angeklagte Reuber habe ven M. ver: 
anlaßt, auf die Frage des Förfters nach dem Abfuhrſchein zu erwidern, fein Dienftherr 
babe den Schein; hierin, jo wie in der Hülfeleiftung des Reuber bei der Abfuhr des 
erſten Fuders und in der Hergabe feines Fuhrwerks zur Abfuhr des Holzes liege eine 
Berleitung des M. zur Ausführung der Diebftähle durch abfichtliche Beförderung und 
Herbeiführung eines Jerthums; daß Diefe Bemerkung aber, was das Thatſächliche 
betrifft, durch die eben gedachte ſchließliche Feſtſtellung: daß Reuber den M. lediglich 
als Mittel benutzt habe, ohne daß diefer die Nechtswidrigkeit wußte, ihre Erläutes 
rung dahin findet: daß der Angeklagte Reuber den M. zu einer Handlung, welde 
in Der Perſon des M. fein Diebftahl ‚, Seitens des Reuber aber, ver fich des M. 
als Werkzeug bediente, ein Diebftahl war durch Beförderung und Herbeiführung 
eines Irrthums, beftimmte; daß hiernach der erjte Richter gegen den Angeklagten 
Meuber feinedweges die im $. 34. Nr. 1. des Strafgejegbuches erforderten that- 
fächlichen Merkmale derjenigen Theilnahme an einem von einem anderen Thäter 
verübten Vergehen oder Verbrechen, welche in der Berleitung zu demfelben durch 
abſichtliche Herbeiführung oder Beförderung eined Irrthums liegt, feftgeftellt hat, 
indem dieſer Paragraph nur von einem Irrthum in dem Bewegungsgrumde zu der 
That, welche der Thäter mit Berwußtjein, mit dem verbrecdherifchen Vorſahe bes 
geht, redet; daß vielmehr der erſte Richter gegen den Angeflagten Reuber die thats 
fachlichen Merkmale der Thäterfchaft ſelbſt, wobei er fich des M. als unbewußten 
Werkzeugs bedient hat, feſtgeſtellt hat; ſo daß der Appellationsrichter, indem er die 
thatfächlie Feſtſtellung dahin praͤziſirte, daß der Angeklagte Reuber von dem im 
Waiddiſtrikte F. ftehen gebliebenen gefällten fremden Klafterholze mehrere Fuber in ver 
Abficht rechtöwidriger — —— durch ſeinen Knecht M. hat abfahren laſſen, von 
der thatfächlichen Feftftellung des erften Richters nicht abgewichen ift, ven Art. 101. 
des Gefeges vom 3. Mai 1852 alſo nicht verlegt hat; 
daß ed dagegen ein Rechtsirrtjum war, wenn der erfte Richter in den 
Gründen feines Erfenntmiffes in dem, was er feftgeitellt hatte, eine nach $$. 34. 
und 35. des Strafgefegbuches ftrafbare Theilnahme fand, und demgemäß nun den 
Angeklagten Reuber, ftatt ihn wegen Diebftahld zu verurtheilen, wegen Theilnahme 
an einem Diebftahle verurtheilte; daß dieſen Rechtsirrthum der Appellationsrichter 
berichtigen und ausführen durfte, daß der Angeflagte Reuber nicht als Theilnehmer, 
fondern als Thäter eines Diebitahls ſich ftrafbar gemacht habe; 
daß, wenn auch darüber Zweifel erhoben werben fönnen, ob_hieraus folge: 
daß er nun Das erfte Erkennmiß mit der Maaßgabe beftätigen durfte, daß er die 
darin gegen ven Angeklagten „wegen Theilnahme an einem Diebftahle* verhängte 
Strafe gegen ihn „wegen Diebftahls” verhängte, oder ob er das erfte Erkenntniß, 
da der Angeklagte habe wegen Diebſtahls beſtraft werden müſſen, alfo feinen Grund 
habe, ſich Darüber zu beſchweren, daß er nur wegen Theilnahme am Diebftahle 
beftraft jei, inſoweit rg habe beftätigen müfjen; doch weil auf den Theilneh— 
mer im Sinne des $. 34. Nr. 1. nad) $. 35. immer dafjelbe Strafgefeg anzumen- 
den ift, wie auf-ven Thäter, auch in Bezug auf den Rüdfall das Geht —$.59. — 
feinen Unterfchien zwijchen der Beftrafung wegen der Thäterſchaft und der Beftra- 
fung wegen der Theilnahme macht, die Verurtheilung wegen Diebftahls in der That 
nicht ein Schwereres ift, ald die Berurtheilung wegen Theilnahme am Diebftahle; 
daß daher der Appellationsrichter, indem er Das den Angeklagten wegen Theilnahme 
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am Diebftahle zu A Monaten Gefängniß und einem Jahre Unterfagung Der Aus- 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte vernetheilende erfte Erfenntniß mit der Maaßs 
gabe beftätigt, daß Angeflagter wegen Diebftahld zu diefer Strafe zu verurteilen, 
nicht, was auf die nur vom Angeklagten eingelegte Appellation unzuläffig gewefen 
fein würde, das erfte Erkenntniß verfchärft, vielmehr dafjelbe nur, wozu er berufen 
war, berichtigt hat, wobei er, da nach thatfächlicher Keftftellung das Holz nicht 
von der Ablage, ſondern aus dem Walde entwendet wurde, was beides gleich- 
mäßig unter die Stkafbeftimmung des $. 217. Nr. 3. fällt, auch in diefer Beziehung 
eine Berichtigung vorgenommen hat. ® 
In Erwagung: 
daß nad diefem Allen der Appellationsrichter weder gegen Grundſätze 
des Verfahrens noch gegen Rechtsgrundfäge verftoßen hat u. f. w. 


$. 130. der Verordnung vom 3. Januar 1849. " Unterlaffene Auf: 
forderung des Appellaten zur Anzeige feiner Nova. 

Die darüber, daß. den Appellaten die Appellationsfchrift der Stuatsanwalts 
ſchaft nur einfach und ohne die Aufforderung zur Anzeige ihrer Nova mitgetheilt 
worden, eingelegte Nichtigfeitsbefchwerbe ift durch Urtel des Obertribunals vom 
9. Juli 1856 wider Beftahowsfi (Nr. 578. 1.) zurüdgewiefen, weil aus der Unter: 
laffung jener Aufforderung die Nichtigfeit des Appellationsverfahrens nicht geknüpft 
werben fönne, zumal die Verfäumnig durch die Appellaten felbft vor dem Appel— 
lationsrichter noch geltend und unjchädlich Habe gemacht werden Fönnen, Die Appel— 
laten aber die viesfällige Schugeinrende nicht geltend gemacht, folglich ſich ſtill— 
fehweigend bei dem ftattgehabten Verfahren beruhigt hätten. 


88. 178. 179. der Berordnung vom 3. Januar 1849. Koften der 
Appellationsinftanz bei erfannter Milderung der Strafe. 

Auf die Appellation des Angeklagten gegen feine Verurteilung Überhaupt 
nimmt der Appellationsrichter mildernde Umftände an, ermäßigt daher das Straf: 
maaß erheblih, und fchlägt nun die Koften ver zweiten Anftanz auf Grund Des 
$. 179. der Verordnung vom 3. Januar 1849 nieder. 

Auf die Nichtigfeitebefehtverbe des Ober-Staatsanwalts ift dur Das Ober: 
Tribunal am 9. Zuli 1856 wider Lazarus (Nr. 702. 1.) infoweit das Appellations— 
uͤrtel vernichtet und es find dem Angeklagten die Koften der zweiten Inftanz auf- 
erlegt, in Erwägung, daß die Entjcheidung wegen des Koftenpunftes zweiter Inſtanz 
auf den $. 179. der Verordnung vom 3. Januar 1849 geftügt ift; daß, Da Diefer 
beftimmt, daß die Koften eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmitteld demjenigen 
zur Laft fallen, welcher dafjelbe eingewendet hat, vorausgefegt werden muß, der 
Appellationsrichter habe, indem er die Koften des Nechtsmitteld niedergefhlagen hat, 
angenommen, daß der Angeklagte das Rechtsmittel mit Erfolg eingelegt Habe, 
daß diefe Vorausjegung jedoch unrichtig ift, weil der Angeklagte in zweiter Inftanz 
feine völlige Freifprechung beantragt hat, aber mit Strafe belegt ift; daß aber, auch 
abgeſehen Tasse. der $. 178. ibid. den für alle Inftanzen maaßgebenden Grund: 


ſaßtz aufftellt, daß der Angeklagte, welcher in der erften oder in einer fpäteren In— 


ftanz zur Strafe verurtheilt ift, die Koften tragen muß, und nur der für nichtfchul- 
dig Erklärte die Koften des Verfahrens zu tragen nicht fihuldig iſt; daß der 8. 179. 
ibid. die von dem Appellationsrichter gegebene Deutung, daß, weil auf die Appel— 
lation des Angeklagten die Strafe gemildert ift, die Koften des Rechtsmittels außer 
Anja zu lafien feien, nicht haben kann, weil für diefen Fall Das Gejeg Nichts 
beftimmt, mithin die Beftimmung des $. 178, daß der zur Strafe Verurtbeilte die 
Koften zu tragen hat, eintritt und ihm nur die Verminderung der Koften durch Die 
Herabfegung der Strafe zu ſtatten kommt; daß vielmehr im Sinne des $. 179. bei 
deſſen Berbindung mit $. 178. nur angenommen werben Fann, daß von einem: An— 
gellagten ein Rechtsmittel mit Erfolg eingelegt ift, wenn der zur Strafe Verurtheilte | 
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durch das Rechtsmittel erwirft, daß er für nichtfchuldig erflärt, und dadurch von 
Zahlung der Koften befreit wir. 


Verweigerung des Zeugniffes in Straffadhen, wenn der 
Zeuge die eigene Schande befunden foll, nad den Grund; 
ſätzen des gemeinen Strafprozefjes.. 

In mehreren aus dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Greifswald, in 
welchem noch der gemeine Strafprozeß ald Grundlage des jeigen Verfahrens gilt, 
zur Entjcheidung gekommenen Fällen ift in Unterfuchungen wegen gewerbmäßiger 
Unzucht gegen Ehefrauen die Weigerung mehrerer über den gefchlechtlichen Umgang 
mit diefen Fraueh als Belaftungszeugen vorgejchlagenen Männer, das gedachte 
Zeugniß abzulegen, aus dem Grunde in beiden Inſtanzen für gerechtfertigt erklärt, 
weil nad) den Grundfägen des gemeinen Strafprozefied Niemand gezwungen wer: 
den könne, feine eigene Schande als Zeuge gegen den Angefchuldigten zu befunden. 
Es ift dabei theils auf die dortigen Spezialgefege (Hofgerichts-Ordnung 1. 20. 
8. 11. Nr. 55. Tribunals-Ordnung 1. 20. $. 5.), theils aber auf die gemeih- 
rechtlihen Grundjäge (F. E. Pufendorf obs. 1. 19. Hommel Rhaps. 211. sub f. 
J. 1. Böhmer !introd. in jus Dig. XX. 5. 17. J. Ayrer hist. proc. J. VIII. obs. 
VI. 2. Jüngfter Neichsabjchnitt von 1654) Bezug genommen. 

Der Ober-Staatsanwalt führt in den Nichtigfeitsbefchwerden aus: der Ge: 
ſchlechtsumgang eines unverheiratheten Mannes, wie hier des Zeugen, mit einem 
‚ levigen Frauenzimmer fei wohl eine unfittliche, nicht aber eine von der öffentlichen 
Verachtung getroffene Handlung, fie werde ed erft durch die Verbindung mit einem 
Verbrechen oder Vergehen, wie hier mit einem Ehebruche. Davon fei aber bier 
feine Rede, da nirgends erhelle oder behauptet fei, daß die Zeugen das eheliche Ver: 
haltniß der Angeſchuldigten gekannt hätten. > 

Die Beichwerben find von dem Obertribunal zurüdgewiefen. In dem einen 
diefer Urtel wiver Karbe (Nr. 646. 1.) vom 16. Zuli 1856 heißt es: in Betracht, daß 
die Nichtigkeitsbefchwerden den von dem Appellationsrichter zur Richtſchnur genom- 
menen Grundſatz des in feinem Bezirf geltenden Prozeßrechts, Niemand ſei ſchuldig, 
als Zeuge gegen einen Angejchuldigten feine eigene Schande zu befennen, an und 
für ſich nicht, jondern nur feine Anwendbarkeit auf einen Fall der vorliegenden 
Art beftreitet, wo zwei unverheirathete Männer von 20 und 22 Jahren über einen 
fleifchlichen Verfehr mit der Angeklagten, ohne Nüdficht darauf, ob fie gewußt haben, 
daß legtere verheirathet fei, ausjagen follten; daß inzwijchen die Nichtigkeit jenes, 
Saped vorausgeftellt, unter demjenigen, was Schande bringt, nicht blos ein ftraf- 
bares, ſondern auch ein in ber öffentlihen Meinung der bürgerlichen Gefellichaft 
für unfittlich gehaltenes Verhalten zu verftchen, und auch von rechtsfundigen Ber: 
tretern jenes Satzes, namentlih von Fr. E. Pufendorf jur. univers. obs. 19. 
Tom. Il, verftanden worden ift; daß ferner nach dem, hierin einer Anfechtung nicht 
unterliegenden, Urtheil des Appellationsrichters die beiden Zeugen durch das Ein- 
räumen eined Beijchlafed mit der Befchulvdigten ihre eigene Schande zu befennen 
haben würden. 


Art. 148. 162. 194. 368. der Rheinischen Strafprogeß-Orbnung. Art. 16. 
des Dekrets vom 18. Juni 1811. Begriff und Umfang der ge— 
richtlihen Unterſuchungskoſten. 

Auf Veranlaffung des Ober: Präfiventen der Rheinprovinz wurden die Polizei— 
Behörden vafelbft veranlaßt, den Verfälfchungen des Pfeffers bei den Kaufleuten 
nachzuforfchen. Zu diefem Zwecke wurden bei den Kaufleuten in Trier durch die 
dortige PolizeisDireftion die Pfeffervorräthe mit Befchlag belegt, und es wurde von 
derjelben zur Feftftellung der Fälſchung eine fachverftändige chemifche Unterfuchung 
dieſer Borräthe bewirkt, auf Grund deren demnächft die Anklage und die Berurtheis 
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lung durch den PBolizeirichter gegen 45 Kaufleute aus $. 345. Nr. 5. Des Straf: 
geſetzbuches wegen Feilhaltens von verfälfchtem Pfeffer erfolgte. 

Streitig war es hierbei, ob den Berurtheilten mit den gerichtlichen Koften 
auch diejenigen jener hemifchen Unterfuhung aufzulegen fein? Das Polizeigericht 
und auf erfolgte Berufung das Zuchtpolizeigericht haben den viesfülligen Antrag 
des öffentlichen Minifteriums zuruͤckgewieſen. 

Der hiergegen von dem öffentlichen Minifterium ergriffene Kaflationsrefurs 
ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 26. Juni 1856 wider Klog und Konforten 
(Nr. 206. 11.) verworfen, in Erwägung, daß unter den Koften, welche nach Bor: 
fhrift der Kriminal-Prozeßordnung Art. 162. und refp. Art. 194. und 368. den 
wegen einer Mebertretung refp. wegen eines Vergehens oder Verbrechens WBerur: 
theilten zur Laft gelegt werden follen, nur diejenigen Koften berftanden werden 
fönnen, welche durch das in der Kriminal-Prozeßordnung vorgefehene gerichtliche 
Verfahren veranlaßt worden find; 

daß num theild aus den Vorſchriften der Kriminal-Prozeßordnung felbft, 
namentlich aber aus dem Defret vom 18. Juni 1811 über die Verwaltung der 
Juſtiz in Kriminal-, Zuchtpolizgei= und einfachen Bolizeifachen entnommen werden 
muß, welche Recherchen je nach Verfchiedenheit der ftrafbaren Handlungen und ber 
damit beauftragten Beamten als gerichtliche zuläffig find, und welche Koften als 
Koften der Juſtiz-Verwaltung in Strafſachen angejehen werden fönnen; 

in Erwägung, daß nun zwar die Kriminal-Prozeßordnung im Art. 8. den 
Beamten der gerichtlichen PBolizei, zu denen nad Art. 9. auch die BolizeisKom: 
miffare bei Ausübung der ihnen in dieſer Hinftcht beigelegten Befugniffe gehören, 
im Allgemeinen die Verpflichtung auferlegt, nicht nur den Verbrechen und Vergehen, 
fondern auch den Mebertretungen nachzuforfchen und deren Beweife zu fammeln; 

daß aber diejelbe Kriminal-⸗Prozeßordnung hinfichtlich der von ben verſchie— 
denen Beamten der gerichtlichen Polizei anzuwendenden Mittel zu jenem Zwed je 
nad) der Verſchiedenheit der ftrafbaren Handlungen fpezielle Vorfchriften ertheilt; 

daß insbefondere die in den Art. 29. bis 47. der Kriminal⸗Prozeßordnung 
den Profuratoren und ihren Hülfsbeamten ausnahmsweiſe beigelegte Befugniß zu 
einer förmlichen Inftruftion, namentlich zur Zuziehung von Sacdverftändigen, nur 
die Fälle eines Verbrechens oder Vergehens betrifft; t 

daß dagegen die für den Fall einer Mebertretung vor öffentliher Sitzung 
nöthig erachtete Inftruftion im Art. 148. dem Friedensrichter übertragen wird; 

daß diefen Vorfchriften entfprechend der Art. 16. des Defrets vom 18. Juni 

‚1811 die Honorarien von Aerzten und Sachverftändigen ausdrücklich nur dann 
als Koften der Juftizverwaltung anerfennt, wenn die betreffenden Verrichtungen auf 
Requifition des Beamten der Fufiz oder der gerichtlichen Polizei in den durch vie 
Art. A3. 44. 148. 332. und 333. der Kriminal-Prozeßordnung vorgefehenen Fällen 
ftattgefunden haben; 

daß die hier bezogenen Art. 43. 44. 332, und 333. von dem Berfahren 
wegen Verbrechen und Vergehen Handeln, und der allein hier in Betracht kommende, 
das Verfahren bei Uebertretungen betreffende Art. 148. eine Verfügung des Frie 
densrichterd vorausfegt, die in dem vorliegenden Falle nicht ftattgefunden Hat; 

in Erwägung, daß hiernach, auch abgefehen davon, daß nad) der thatjäch: 
lichen Annahme des angegriffenen Urtheils die fragliche chemifche Unterfuchung von 
der Polizeibehörde zu Trier aus fanitätspolizeilichen Nüdfichten, alfo nicht einmal 
von dem betreffenden Bolizeis Kommiffarien in ihrer Eigenjchaft ald Beamten ver 
gerichtlichen Polizei veranlaßt wurde, die Koften diefer Unterfuhung nicht als 
Koften der Juftizverwaltung in Straffachen den Verurtheilten zur Laft gelegt wer: 
den konnten; 

in Erwägung, daß eine Verurtheilung zu diefen Koften auch dadurch nicht 
begründet werben Fann, daß das fragliche Gutachten bei der Verhandlung vor dem 
Polizeigericht als Beweismittel vorgebracht, von den Befchuldigten als folches an- 
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erkannt und von dem Bolizeirichter feiner Entfcheidung zum Grunde gelegt wurde, 
da die Zuläffigfeit und Wirkjamfeit eined Beweismittel, 5. B. einer Urkunde, nicht 
davon abhängt, ob daffelbe durch gerichtliches Verfahren erft entftanden ift und die 
Benupung eines bereits vorhandenen Beweismitteld beim gerichtlichen Berfahren 
nicht die Folge nach fich zieht, daß nun auch Die Koften Des Beweismittels, z. B.' 
der Anfertigung einer Urkunde, als Koften des gerichtlichen Verfahrens anzu: 
fehen wären. 


88. 29. 38. des Gefepes vom 11. Juni 1837. Nahdrud von Wer— 
fen, welche ein Preußiſcher Unterthban in einem Lande 
bat fertigen lafien, mit welchem Reciprocitätsverträge 
nicht befteben, und welche er zugleich dort durch feine 
Kommandite hat erfcheinen laffen. 

. Dem Kunftverlagshändler Goupil zu Paris ift mittelft Naturalifations- 
Urkunde vom 27. Januar 1852 die Niederlaffung in Berlin bewilligt worden. 
Auch bat er durch Verfügung vom 8. Juni 1852 die polizeiliche Konzeffion zum 
Betriebe des Kunftverlagebandels allhier erhalten. Er hat ſodann eine vorſchrifts— 
mäßig befteuerte und in allen Beziehungen den andern gleichartigen Gejchäften 
gleich geachtete Kunftverlagshandlung unter der Firma „Goupil u. Comp.” in Berlin 
errichtet. Sein Geſchäftsführer Hepner betreibt felbige. 

Unterm 20. Mai 1853 ift diefer Handlung Seitens ded Königlichen Preu- 
ßiſchen Minifterii der geiftlichen ıc. Angelegenheiten die amtliche Beſcheinigung er: 
theilt, daß fie unter dem 10. Mai 1853 den Schug des Geſetzes vom 11. Tuni 
1837 gegen unbefugte Nachbildung der von Lenfant in Del ausgeführten und an 
Goupil u. Comp. mit dem Recht zur Vervielfältigung verkauften Gemälde, benannt: " 

1) Etudes choisies Nr. 75 le faucon, 

2) m n Nr. 76 la colombe 
Hr a genommen habe, und daß diefe Erklärung im Minifterium journa— 
iſirt fei. 

Das Driginalgemälde la colombe ift von dem Franzofen Lenfant zu Metz 
verfertigt, und das Verlagsrecht deffelden von Lenfant an Goupil übertragen. 

Goupil hat von „la colombe* in Paris duch den Lithographen Laſſalle 
und den Druder Lemerfier eine lithographifche Abbildung fertigen lafjen, dieſe 
mit dem Vermerk: „Paris, London, New: Morf, Berlin, Verlag von Goupil u. Comp.“ 
verjehen und von diefer Auflage eine bedeutende Menge am 23. März 1853 nad 
Berlin verfendet, wo fie am 7. Mai 1853 anlangte, und fodann die vorerwähnte 
Ginreihung eines Exemplars beim Minifterium am 10. Mai 1853 erfolgte. Die 
Ausgabe dieſes Bildes erfolgte in Paris am 13. Mai, in Berlin am 20. Mai 1853. 

Ziemlich zu gleicher Zeit erfchien im Verlage der jegigen beiden Angeklagten, 
Gebrüder Rocca zu Berlin, ein Steindrud mit der Unterjchrift „Augufte.* Diefer 
ift im ae des einen Mitangeflagten, Rocco Rocca von dem Diefioen Litho⸗ 
—* Waldow gefertigt, als Kopie des vorgenannten „la colombe“, und von 

den Angeklagten in den Handel gebracht. 

Der artiftifche Sachverftändigen-Berein hat die „Augqufte” für einen Nach: 
druck der „la colombe* im Sinne des Geſetzes vom 11. Juni 1837 erklärt und 
die Inftanzrichter haben folches thatfächlich feitgeftellt. 

Der Antrag auf Beftrafung ift von Hepner fraft Vollmacht des Goupil 
geftellt worden. 

Es iſt ſchließlich Rurch Auskunft des Königlichen Minifterii des Auswär- 
tigen feftgeftellt, daß zwuſſchen Frankreich und Preußen in Bezug auf den Schug 
des geiftigen Eigenthums feine Neciprocität herrſcht. 

Der erfte Richter, das Stadtgericht Berlin, hat indeffen in feinem Urtheil 
vom 19. Juli 1855 unter Feftftellung der obigen Punkte die Angeklagten freige- 
fprochen, weil 


ee nn 


am Lt, 


— anne 


684 Aus ber Praxis. $$. 29. 38. des Geſetzes vom 11. Juni 1837. 


1) der Verfertiger des Driginalgemäldes Lenfant, ein Franzofe, in Frank— 
reich einen Anfpuch auf Schuß feines Kunftwerfs in Preußen nicht be 
feffen, mithin 

2) Goupil ald Nechtsnachfolger des Lenfant nicht mehr Rechte habe ermwer: 
ben fönnen, als Lenfant felbft befeffen. 

Der erfte Nichter hat mit Nüdficht auf diefe Ausführung und ven $. 38. 
des Geſetzes vom 11. Juni 1837 die Erörterung der PBunfte: 

a. ob die Angeklagten die Lithographie „Augufte” bereitd vor dem Erjcheinen 

des Steindruds „la colombe* in Berlin haben anfertigen laſſen, 

b. ob im Mai 1853 zu der Zeit, wo der Steindrud „Augufte” im Berlag 
der Angeklagten herausgegeben wurde, die Platten, Formen und Modelle, 
mittelft welcher die Lithographie „la colombe* vdargeftellt worden, noch 
nusbar geweſen ſind, 

als nicht erforderlich ausgeſetzt. 

Der zweite Richter, das Kammergericht, hat in ſeinem auf die Appellation 
der Staatsanwaltichaft am 15. Januar 1856 erlaffenen Urtheil dieſer Ausführung 
beigeftimmt und außerdem noch erwogen, daß, wenn man auch die im Auftrage 
des Goupil durch Lafjalle und Lemerſier in Paris angefertigte lithographifche Nach— 
bildung der Studie „la colombe* als cin Driginaltuntwert betrachten wolle, diefer 
Gefichtspunft auf die Entfcheidung der Sache einflußlos fei, weil die Pithographie 
zuerft in Paris am 13. Mai 1853 ausgegeben, folglih ald ein in Paris erſchie— 
nenes Kunftwerf anzufehen fei, das nach $. 38. des Gefeges vom 11. Juni 1837 
auf Schug immerhalb Preußen feinen Anspruch babe. 

Der Ober-Staatöanwalt hat hiergegen die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen die 
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des Geſetzes vom 11. Juni 1837, fowie Artifel II. des Einführungsgefeges vom 
26. April 1851 als durch Nichtanwendung, und $. 38. des erfteren Geſetzes ald 
durch Anwendung verlegt bezeichnet worden. 

Der Ober-Staatsanwalt führt darin Folgendes aus: 

„Der Angriffspunft wird zuvörderft gegen den leuten Erwägungsgrund de 
Appellationsrichterd gerichtet, weil derfelbe, wenn er richtig ift, eine Erörterung des 
eriten Erwägungsgrundes überflüffig erfcheinen laffen würde.“ 

„Die Annahme des Appellationsrichters, daß die von Goupil durch Laffalle 
und Lemerfier in Paris — Lithographie „la eolombe“ als in Frankreich er: 
fhienen zu betrachten, ift feine thatfächliche Feftftellung, fondern nur eine Schluß: 
folgerung aus der feftgeftellten Thatſache, daß jene Lithographie bereit8 am 13. Mai 
1853 in Paris und erft am 20. Mai 1853 in Berlin ausgegeben if. Die Ric: 
tigkeit diefer Schlußfolgerung unterliegt daher der Prüfung des Nichtigfeitsrichters. 
Selbige ift mit Bezug auf die thatfächlichen ferneren Feitftelungen des Appella: 
tiond=Urteld nicht für ri.ptig zu erachten, vielmehr die „la colombe* auch als in 
Preußen erfchienen anzufehen.” 

„Nah dem allgemeinen Sprachgebrauch und der im Kunft» und Bud’ 
handel herrſchenden Praris wird eine Neproduftion ald an dem Orte erfchienen und 
— betrachtet, wo der rechtmäßige Verleger anſäſſig iſt, und wie dies die unter 
der Reproduktion angegebene Verlagsfirma ausdrücklich bezeichnet, nicht aber von 
wo aus ſie zufällig zuerſt verſendet wird.“ 

„Sämmtliche Verleger von Kunſtſtichen laſſen ſelbige an den Orten ſtechen 
und druden, wo die geeignetften Künftler für jedes Fach vorhanden find und vers 
jenden fofort, der Koftenerfparniß wegen, von jenen Open die Stiche, ohne daß 
bisher die Behauptung aufgeftellt worden, daß aus dieſer Thatfache der Anfertigung 
und Verfendung von diefem Orte das Erfcheinen des Stichs als nicht im Wohn— 
ort des Verlegers erfolgt angejehen werden fönnen. — So hat der hiefige Kunft: 
verlagshaͤndler Sach ſe Stiche nah Meyerheim, Magnus, Pollack und van Dyf 
in Paris ſtechen und druden lafen, auch von dort zuerft verfendet. Niemand aber 
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hat bisher behauptet, daß diefe Stiche nicht bei Sachfe in Berlin, defien Verlags: 
firma fie tragen, ſondern in Paris erjchienen ſeien.“ 

„la colombe* trägt, wie thatfächlich feftgeftellt, die Unterfchrift: 

Baris, Yondon, New-York, Berlin. 
Berlag von Goupil u. Comp. 
Goupil ift Preußifcher Untertban, hat hier ein konzeſſionirtes Verlagsgefchäft. Es 
it daher „la colombe* al& in diefen Orten, mithin auch in Preußen erfchienen 
anzujehen. ” 
henichgülltig iſt die Thatſache zu erachten, daß „la colombe“ am 13. Mai 
1853 zu Paris, am 20. Mai 1853 zu Berlin ausgegeben worden, zumal thats 
fächlich fetjteht, daß bereitd am 10. Mai, aljo vor dem 13. Mai 1853, Goupil 
hier bei dem Königlichen Preußifchen Minifterium des Geiftlihen 20. die „la co- 
lombe‘* zur Journaliſirung eingereicht hat.“ , 
„Will man annehmen, daß „la colombe* am 13. Mai 1853 in Paris er: 
jchienen ift, weil Goupil auch Paris ald Verlagsort darauf angegeben bat, und 
daß die am 10. Mai hier erfolgte Einreichung unerheblich fei, jo kann doch nicht 
beftritten werden, daß „la colombe‘ jedenfalls aud am 20. Mai 1853 in Berlin 
erjbienen ift. — In diefem Falle ift es wichtig, feitzuftellen, ob die Angeflagten 
die Nachbildung „Augufte” von einem der in Paris vor dem 20. Mai 1853 er- 
fchienenen Eremplare der „la colombe* haben anfertigen lafjen und es wird daher 
beantragt, event. zur Feftitellung dieſes Punktes die Sade in die erfte Inftanz 
zurüdzumeijen. “ 

„Der erfte Erwägungsgrund des Appellationg-Urtels, welcher auch im erften 
Urtel als entfcheidend anerkannt wird, findet Durch $. 29. des Geſetzes vom 11. Juni 
1837 feine Widerlegung. Das Geſetz vom 11. Juni 1337 fonftituirt keinesweges 
nur ein Schugrecht für den Autor eined Driginald und den, welcher fein Recht 
von diefem Autor ableitet, fondern $. 29. giebt ein ganz felbftftändiges und aus— 
drüdlicyes Schugrecht auch dem Abbildner eines Originale.“ | 

Der $. 29. lautet: 

„Die Abbildung eines Kunftwerks, welche durch ein anderes, als bei dem 
Original angewendeteds Kunjtverfahren, 3. B. durch Kupferftich, Stahl: 
ftich ꝛc, rechtmäßig angefertigt worden, darf nicht ohne Genehmigung des 
Abbildnerd oder feiner Rechtönachfolger durch ein rein mechanifches 
Verfahren vervielfältigt werden, fo lange die Blattenformen und Modelle 
noch nugbar find u. }. w.“ 

„Der Fall des $. 29. liegt vor. Goupil hat rechtmäßig das Driginal des 
Lenfant in Yithographie anfertigen lafjen unter dem Titel: „la colombe“. Goupil 
ift der Abbildner des Lenfantjchen Originals, und hat, ohne daß die Nechte des 
Lenfant irgend wie in Betracht fommen, felbitftändig für feine Abbildung „la co- 
lombe* den Schuß des $. 29. loc. eit. zu beanfpruchen, “ 

„Er geniegt diefen Schug fo lange, als die Platten, mittelft welcher die 
Abbildung des „la colombe” dargeftellt worden ift, nugbar find. “ 

„Die vom zweiten und erjten Richter unterlaffene Grörterung der Thatjache: 
ob jene Platten zur Zeit der von den Angeklagten gerechtfertigten Nach— 
bildung „Augufte” noch nugbar waren, 

ift daher nothiwendig und daher unter Vernichtung der VBorerfenntniffe zu bean— 
tragen 
* auch die Erörterung dieſer Frage und die Entſcheidung der Sache in die 
erite Inſtanz zurüdzumweifen.“ 
Durch Urtel des Ober- Tribunal vom 4. Juni 1856 (Nr. 412. 1.) ift die 
Nichtigkeitsbefchwerde zurüdgewiefen, in Betracht, daß das Gefeg vom 11. Juni 
1837 über den Schug des Eigenthums an Werfen der Wiffenjchaft und Kunft 
gegen Nachdruck und Nachbildung zufolge $. 38. auf die in einem fremden Staate 
erfchienenen Werke blos in dem Maaße ftattfindet, als die in demfelben feftge- 
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ftellten Nechte den in Preußifchen Landen erfchienenen Werken durch die Geſetze 
diefes Staates ebenfalld gewährt werden, was in Franfreich nicht der Fall ift; 

daß num zufolge der thatfächlihen Annahmen der Borberrichter dem Kunft- 
verlagshändler Goupil zu Paris, welcher zugleich naturalifirter und konzeſſionirter 
Kunftverlagshändler in Berlin ſeit 1852 ift, der Franzöſiſche Maler Lenfant zu 
Meg feine in Del ausgefertigte Studie „la colombe* verfauft hat; 

daß -Goupil fodann durch den Lithographen Laffalle und den Druder Le— 
merfier in Paris eine lithographiiche Nachbildung der Studie veranftaltet hat und 
diefe Kopie des Originals mit dem Vermerk: „Paris, London, New-Morf, Berlin, 
Verlag von Goupil u. Comp.“ verfehen, zuerft in Paris am 13. Mai 1853, fo- 
dann in Berlin am 20. Mai deffelben Jahres ausgegeben hat; 

daß unter diefen Umftänden der Appellationsrichter diefe Lithographie gar 
wohl ald eine in Frankreich erjchienene betrachten fonnte, da das Geſetz felbit 
die Merkmale des Erſcheinens nicht näher beftimmt hat, nach dem Geifte des 
ganzen Gefeges aber, fowie nach dem internationalen Territorialprinzip dabei Haupt: 
jächlih Nationalität und Wohnfig desjenigen, der die Erfcheinung bewirkt, für 
maaßgebend zu erachten find, und hierneben der Umftand, daß der übrigens in Pa— 
vis domizilirte Verleger Goupil auch eine Berlagshandlung in Berlin errichtet hat, 
in feinen Betracht fommen fann; 

daß fich hiernach die erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde ald hinfällig erweifet. 


$. 25. des Zollftrafgefeges vom 23. Januar 1838. $. 311. des Straf: 
geſetzbuches. —28 von Zollbeamten. 

Der Angeklagte iſt überführt, bei der Einfchwärgung von Waaren über die 
Grenze den Zollbeamten durch Anbieten von Gefchenfen zur Unterlaffung der Ans 
zeige zu beftimmen verfucht zu haben. 

Der erfte Richter wendet auf diefen Beſtechungsverſuch $. 314. des Straf: 
gefegbuches an, und erfennt auf 8 Tage Gefängniß. Der Appellationsrichter da- 
gegen wendet $. 25. des Zollftrafgefeges vom 23. Januar 1838 an, und erfennt 
auf den 2Afachen Werth des angebotenen Geſchenls als Strafe. 

Das öffentlihe Minifterrum legt den Kaffationsrefurs ein, weil nicht beide 
Strafgefege, $. 311. und der citirte $. 25. des Zollftrafgefeges, fumulativ zur Anz 
wendung gebracht feien. 

Der Rekurs ift durch Urtel des Ober-Tribunals vom 17. April 1856 wider 
Wolters (Nr. 138. 11.) zurüidgewiejen; 

in Erwägung: daß im Kaffationsdverfahren nur in Frage geftellt ift, welches 
Strafgefeg gegen den Kaffationd » Verklagten für die von ihm außer einer Zollde- 
fraudation verfuchte Beſtechung eines Zollbeamten zur Anwendung fommen mußte, 
ob insbefendere die Strafe des $. 25. des Zullftrafgefehed vom 23. Januar 1838, 
oder die des $. 311. des Strafgefegbuches vom 14. April 1851 zu erfennen war, 
oder ob, wie das öffentliche Minifterium in den Inftanzen beantragt hat, beide ge: 
dachte Strafen fumulativ zu verhängen waren; 

in Erwägung: daß auf ein und diefelbe Thathandlung, wenn fie auch die 
Merkmale verfchiedener Verbrechen oder Vergehen in fich vereinigt, nach allgemei- 
nen NRechtögrundfägen und nad) ausprüdlicher Vorfchrift Des $. 55. des Gtrafge- 
fegbuches nur ein Strafgefeß zur Anwendung gebracht werben fann ; 

daß hierbei auch die bei andern ftrapbaren Handlungen anerkannte Zuläf- 
figfeit einer Kumulation der in den verfchiedenen Strafgeſetzen verhängten verſchie— 
denen Strafarten feinen Unterfchied machen fann ; i 

in Erwägung: daß die Vorfehrift des $. 25. des Zollftrafgefeßes, welche 
auch das Geben oder Anbieten von Gejchenfen an Zollbeamte zum Zwed einer Ber- 
leitung zu Pflichtwidrigfeiten, alfo das im Allgemeinen durch $. 311. des Straf: 
gefegbuches vorgefehene Vergehen der Beftehung umfaßt, als ein zur Durchfüh- 
zung der Kontroll⸗Maaßregeln in Zollfachen erlaffenes Spezialgeſetz anzufehen und 
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deshalb nach Art. II. des Einführungsgefepes durch den $. 311. des Strafgeſetz⸗ 
buches nicht für aufgehoben zu erachten iſt; 
daß dieſe ſpezielle Natur jener Vorſchrift ſich insbeſondere daraus ergiebt, 
daß in den verſchiedenen Zoll- und Steuergeſetzen, namentlich in 8. 88. der Steuer— 
Ordnung vom 8. Februar 1819 und im $. 25. des Zollſtrafgeſetzes vom 23. Ja— 
nuar 1838, befondere Borfchriften für das Geben oder Anerbieten von Gefchenfen 
an Zoll- und Steuerbeamte gegeben wurden, ungeachtet nicht nur für die Rhein— 
provinz, im Art. 179. des Code Be fondern auch für die übrigen Provinzen, 
durch allgemeine Vorjehriften die Beftehung von Beamten überhaupt mit Strafe 
bedroht war; 
daß insbeſondere für die altländischen Provinzen das Patent vom 27. März 
1801, in Ergänzung der desfalljigen VBorjchriften der $$. 368-370. Th. II. Tit. 20. 
des Allg. Landrechts, Beltehungsverfuhe an Finanz» oder Bolizei-Offizianten 
im Allgemeinen verpönte, zugleich aber ausdrüdlich verorbnete: 
In Anfehung der Acciſe- und Zoll -Ofſizianten verbleibt es nach Vor— 
fchrift des Edikts vom 26. März 1787 8. 24. dabei, daß Diejenigen, 
welch? demfelben Geſchenke, Douceurd oder Trinkgelder anbieten oder ge— 
ben, fo viel Thaler zur Armenkaſſe zahlen follen, als fie Grofchen ange: 
boten oder gegeben haben, und daß, wenn der Betrag ungewiß ift, eine 
Gelöftrafe von 10 Thalern erlegt werden foll; 
daß diefe Spezialvorfchrift im Wefentlichen, insbefondere auch hinſichtlich des Straf- 
maaßes dem $. 88. der Steuer» Ordnung vom 8. Februar 1819 und dem $. 23. 
des Zollftrafgefehes vom 23. Januar 1838 entpricht, und in dieſen Gefegen als 
rn T beibehalten wurde; , 
dag endlich das Gefe vom 30. Mai 1820, wegen Einführung der Schlacht: 
und Mahlfteuer, im $. 176. verfügt: 
„Außer der Konfiskation treten die Strafen ein, welche die Steuer-Drb- 
nung vom 8. Februar 1819 88. 60—65., 83— WM. auf die Uebertre— 
tung der geſetzlichen Borfchriften zur Gefährdung‘ der 
Steuer angedroht hat,” 
daß Hierdurch auch die in den allegirten Paragraphen enthaltene, mit $. 25. des 
Zollftrafgefeges übereinftimmende Borfchrift des $. 88. der Steuer « Orpnung als 
eine folche bezeichnet wird, die zur Verhütung einer Gefährdung der Steuer 
erlaſſen worden; 
in Erwägung: daß hiernach das angegriffene Urtheil, indem es auf den 
vorliegenden Fall nur den $. 25. des Zollftrafgejeges vom 23. Januar 1838 und 
nicht den $. 311. des — —— anwandte, weder jenes Geſetz unrichtig an— 
gewandt, noch dieſes durch Nichtanwendung verlegt hat. 


8. 41. des Zollgeſetzes vom 23. Januar 1838. Deklaration von 
inländiſchen durch das Ausland in das Inland verſende— 
ten Gegenſtänden. 
Der $. 41. des Zollgeſetzes vom 23. Januar 1838 beſtimmt: 
Verzollte oder inländiſche Erzeugniſſe, welche vom Inlande durch das 
Ausland nach dem Inlande verſendet werben, bleiben beim Aus- ſowie 
beim Wiedereingange dann von aller Zollentrichtung befreit, wenn die 
vollftändige Ueberzeugung vorhanden ift, daß diefelben Gegenftände wieder 
eingehen, welche aus dem Inlande ausgegangen find. 
Der $. 76. der Zoll-Ordnung von demfelben Tage fegt zu dieſem Zwecke befondere 
Vorſchriften wegen der Deklaration der gedachten Gegenftände bei dem Zollanıte 
der Ausgangsftation feft. 
er Angeklagte, ein Schiffer, hat beim Gintritt in Preußen eine Flinte, 
welche er auf Kinn Fahrzeuge geführt hat, nicht deklarirt; er hat aber nachge— 
wiefen, Daß er fie bereits vor Fire Ausgange aus Preußen befeflen, fie alfo nur 
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nach dem Inlande wieder eingeführt hat. Weil er aber die Deklaration der Flinte 
beim Ausgange aus dem Inlande verabfäumt hat, ift er in eine Ordnungsſtrafe 
von 4 Rthle. wegen Verabſäumung der Kontrollvorfchriften genommen. Es ift 
angenommen, daß er die Flinte in das Sciffsinventar hätte aufnehmen, oder fie 
ſonſt deflariren follen. 

Die Nichtigkeitsbefchtwerde führt aus, daß der gedachte $. Al. des Zollge- 
feßes hier unanwendbar fei, weil die Flinte nach den angegebenen Umftänden feine 
von dem Inlande durch das Ausland nach dem. Inlande verfendetes Gr 
zeugniß fei. 
: ie Beſchwerde ift durch Urtel des Ober - Tribunald vom 4. Juni 1856 
wider Kuhberg (Nr. 231. 1.) — in Erwägung: daß die im 8. 41. 
des Zollgeſetzes vom 23. Januar 1838 und im $. 76. der St » Oronung vorge: 
fchriebenen Kontrollen auch in dem Falle dem Zwede enffprechen, und daher ftatt- 
finden müffen, wenn ein Inländer inländische Erzeugnifie in das Ausland mit 
nimmt, und diefelben bei feiner Rüdfehr aus dem Auslande zurüdbringt, weil «6 
nicht fowohl auf die Verſendung von inländischen Erzeugniffen, ald auf das 
Ausführen und Einbringen von Gegenftänden anfommt, welche, wenn Diefelben aus 
dem Auslande eingebracht werden, zollpflichtig find, die Zollfreiheit mithin für folche 
Gegenftände nur dann in Anfpruch genommen werden kann, wenn — wird, 
daß dieſelben ausgeführt worden find, und ihrer Beſtimmung nach wieder zurüd- 
gebracht werden follen; daß demnach der Angeklagte, wenn er feine Flinte, welde 
derfelbe nach der Feftftellung der Vorberrichter in das Ausland mitgenommen und 
von dort zurüdgebradht hat, zollfrei einbringen wollte, bei dem Ausgange und 
* 88. 1. und 6. der Zoll-Ordnung jedenfalls bei dem Eingange zu deklari— 
ren hatte. 


88. 6. und 11. des Gefepes vom 11. März 1850 über die Polizei 
Verwaltung. Befugniß der Polizeibehörden zur Feftfegung 
. fubfidiarifher Haftung für PolizeisNebertretungen. 1 

Die Königlihe Regierung zu Oppeln hat auf Grund des Gefeges vom 
11. März 1850 eine Polizei» Verordnung (vom 15. November 1853) erlaffen, in 
welcher unter anderen die Forftpolizei betreffenden Vorfchriften auch dergleichen über 
die Ordnung beim Sammeln des Kaffe und Lejeholzes u. ſ. w. gegeben, und. für 
die Hebertretung diefer Vorſchriften Geldbußen gegen die Kontravenienten angedroht 
find. Img. 57. ift fodann beftimmt, daß für Die Geldbuße und die Koften, zu, 
denen nach diefer Verordnung Perſonen verurteilt werden, weldye unter ber Ges 
walt, Aufſicht oder in Dienften eines Anderen ftehen, und zu deffen Hausgenoffen- 
fhaft gehören, Diefer im Kalle des Unvermögens für verhaftet zu erklären, und zwar 
unabhängig von der ihn ſelbſt etwa treffenden Strafe. Diefe Haftbarfeit foll jedoch 
wegfallen, wenn der Dienftherr oder Hausvater den Beweis führt, daß die Ueber: 
tretung nicht mit feinem Wiffen verübt fei. 

Im vorliegenden Kalle haben beide Richter die Anwendbarkeit diefer Vor— 
ſchrift über die fubfidiarifche Haftung wegen mangelnder Befugnif der Königlichen 
Regierung zur Feltjegung derjelben verneint, und die hiergegen von dem Ober: 
Staatsanwalt mit Genehmigung des Zuftiz = Minifters eingelegte Nichtigkeitsbe- 
ſchwerde ift durch Urtel des Ober » Tribunals vom 30. Mai 1856 wider Kliszez 
(Nr. 499. 1.) zurüdgewiefen; 

in Erwägung: daß nach $. 57. der gedachten Negierungs-Verordnung der 
Dienftherr oder Hausvater desjenigen, welcher den in der Verordnung mit Strafe 
bedrohten Polizei = VBorfehriften zuwiderhandelt, von der fubfiviarifchen Verhaftung 
für die Geldbuße und Koften nur dann befreit ift, wenn er den Beweis führt, daß 
die Uebertretung nicht mit feingm Wifjen verübt worden; daß hieraus folgt, daß 
nach jener Beftimmung vermuthet werben foll, daß die Mebertretung mit feinem 
Wiſſen verübt worden fei, anftatt daß nach allgemeinen civilrechtlichen und ſtraf— 


Aus ber Praris. Urt. IV. des Einführungsgefehes vom 14. April 1851. 689 


rechtlichen Grundfägen demjenigen, der für Handlungen eines Anderen, insbefondere 
für die wider ihn feftgefegte Strafe verantwortlich gemacht werden foll, eine be— 
ſondere, dieſe Berantwortlichkeit rechtlich begründende Thatſache — Handlungen 
oder Interlafjungen, resp. Verfchulden — nachgewieſen werden muß; daß die Aus- 
nahme von dieſer Regel nicht durch eine bloße Polizei-Verordnung feftgeftellt wer— 
den fann, fondern, wie dies in dem hier nicht anmwendbaren $. 10. des Geſetzes 
vom 2. Juni 1852, den Holzdiebftahl betreffend, gejchehen ift, durch in Geſetz 
fanftionirt werden muß, und die Königliche Regierung zu DO. daher nicht befugt 
war, auf den Grund der $$. 6. und 11. des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 die gedachte Beflimmung zu erlafen. 


Art. IV. des Einführungsgefeges vom 14. April 1851. NRüdwirs 
fende Kraft des milderen im Laufe der Nichtigfeits-In- 
ftanz ergangenen neueren Strafgefeßes. 

Nach der Publikation der Novelle zum Strafgefegbuche vom 14. April 1856 
ift mehrmals die Frage zur Grörterung gekommen, ob dem Grundſatze des Art. IV. 
des Ginführungsgefeges vom 14. April 1851 über die rüdwirkende Kraft des neue- 
ren milderen Strafgejeges auch in dem Falle Geltung zu geben fei, wenn zwar 
die ftrafbare Handlung und die darauf erlaffenen Strafurtheile in Die Zeit vor 
der Publikation diefes neueren milderen Strafgefeges fallen, dagegen hiernächſt vie 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen diefe Urtel nach dieſer Publikation eingelegt worden 
ift, fo daß aljo dem höchften Gerichtshofe zur Zeit der Enticheidung tiber diefe 
Nichtigkeitöbefchwerde bereits das neuere Strafgefeg als ein anwendbares vorliegt. 
Anerfannt ift hierbei zwar, daß die Erfenntnifle, gegen welche die Nichtigkeitsbe— 
ſchwerde erhoben ift, nicht als bereits in Rechtskraft übergegangen zu erachten find, 
jo daß alfo die Nichtigfeitsbefchwerde nicht in dem Sinne ald außerordentliches 
Rechtsmittel — wie die Neftitutiog, oder die Nullität des alten Verfahrens — zu 
betrachten fei, daß fie eben die Nechtöfraft der Vorentjcheidungen vorausfege. Im 
foweit würde alfo ein Hinderniß nicht entgegenftehen, die rüdwirfende Kraft des 
neueren, erft im Laufe der Nichtigkeits-Inſtanz ergangenen milderen Geſetzes anzu— 
erkennen. Dagegen ift die Natur der Nichtigfeitsbejchwerde nah Art. 107. des 
Geſehes vom 3. Mai 1852 in Betracht gezogen. Sie findet nur ftatt, wegen Ver— 
legungen des Strafgefeßes oder des Verfahrens, welche den Inftanzrichtern vorges 
worfen werden. Der Inftanzrichter aber hat nach Lage des Geſetzes zu entfcheiden 
gehabt, welches zur Zeit feines Urtels allein in Rechtskraft beftand; er kann das 
neuere mildere Strafgefeß, welches erft nach dem Grlaß feines Urtels ergangen ift, 
nicht verlegt haben. Daraus folgt, daß ſich auch der Nichtigfeitsrichter bei der 
Beurtheilung des anzuwendenden Geſetzes lediglih auf den Standpunkt des In— 
ftanzrichterd, alfo derjenigen Gefeßgebung, welche diefem als allein maaßgebenve 
vorlag, zu stellen, und darnach die behauptete Verlegung zu prüfen habe, Bei 
diefer Beurtheilung fommt ſonach das fpäter ergangene, wenn auch mildere Geſetz, 
nicht in Betracht. 

Anders wird jedoch die Lage der Sache, wenn der Nichtigfeitsrichter aus 
irgend einem Grunde, fei es wegen Verlegung des Verfahrens oder jenes älteren 
Strafgefeges, Das angegriffene Urtel vernichtet. Erkennt er alsdann felbft, wie 
dies in dem legteren Falle gefchehen darf, fo hat er nuo die Befugniß des erfen- 
nenden Inftanzrichters felbit erhalten, er erfennt nun nach der jegigen Lage der Ge- 
feggebnng, und wendet fomit das neuere milvere Geſetz an. Weift er aber in Folge 
der Vernichtung wegen Mangel des Berfahrens in die Inftanz zur Befeitigung 


diejer Mängel zurüd, wie dies in der Regel immer gefchehen muß, fo hat der dann . 


von Neuem erfennende Inftanzrichter ebenfo nur nach der jegigen Lage der Ges 
ſebgebung zu erkennen. 
ach dieſen Grundſaͤtzen iſt in mehreren Fällen verfahren worden. (Artel 
vom 9. Juli 1856 wider Köppen Nr. 656. 1) 
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88. 11. 21. des Strafgefegbuches. Erfenntnig auf zeitige Un- 
terfagung der bürgerliden Ehrenrechte gegen folde, 
welche früher bereits zum Verluft der bürgerliden Ehre 
verurtheilt find. 

Die Angeklagte ift früher zur Zuchthausftrafe verurtheilt, fie hat dieſelbe 
abgebüßt, und wird jept wegen einfachen Diebftahls zu 9 Monaten Gefängniß ver: 
urtheilt. Die Richter beider Inſtanzen weigern aber, zugleich auf zeitige Un- 
terfagung ber bürgerlichen Ehrenrechte zu erkennen, weil der Angeklagten ein Gut, 
welches fie in Wirklichkeit nicht befige (wegen des früher in Folge der Zuchthaus- 
ftrafe eingetretenen Verluſtes der bürgerlichen Ehre), nicht auf Zeit entzogen 
werben fönne. 

Auf die Nichtigfeitsbefchtwerde des Ober -Staatsanwalts find die Urtel am 
12. Zuni 1856 wider Effer (Mr. 189. IL) von dem Ober- Tribunal vernichtet, 
resp. abgeändert, und es ift auf einjährige Unterfagung der Ehrenrechte erfannt ; 
in Erwägung: daß der in den Erfenntnißgründen beider Inftanzrichter dafür, daß 
fie nicht auf zeitige Unterfagung der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt haben, ange 
führte Grund, nämlich, daß es einen Widerfpruch enthalten würde, der Angeklagten 
welche durch das fie zur Zuchthausftrafe verurtheilende (frühere) Erfenntnig vom 
12. März 1852 nah $. 11. des Strafgefegbuches den Verluſt der bürgerlichen 
Ehre erlitten hat, die Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte zu unterfagen, nicht 
als richtig anerkannt werden fann, da auf jedes zur Aburtelung kommende Ber: 
brechen oder Vergehen das betreffende —— in ſeinem vollen Umfange ange— 
wendet, jedes in dieſem angeordnete Strafübel ausgeſprochen werden muß, ohne 
Rückſicht darauf, ob eben daſſelbe oder ein daſſelbe einſchließendes Strafübel bereits 
in einem anderen Grfenntnifje rechtsfräftig ausgefprochen worden ift, deſſen Wir- 
fung, fo lange fie fortvauert, allerdings den Eintritt einer mehreren Wirfung des 
von Neuem audgefprochenen Strafübeld ausfchließt, aber auf irgend eine Fpeiie 
— Reftitution, Yen. — aufhören kann, wodann die befondere Wirfung 
des lehteren in die Erſcheinung tritt. : 


88. 37. 38. 59. 219. des Strafgefegbuched. Vor der That verab- 
redete —— des Diebſtahls als Thatbeſtand des 
NRüdfalles des Diebftahls. 

Der Angeklagte ift durch das Verdikt der Gefchworenen fchuldig erflärt: 

- nachdem er von dem K. und dem W. erfahren, daß fie den näher bezeich- 
neten PBferdediebftahl ausführen wollten, vor der Verübung diefer That 
mit denfelben werabredet zu haben, daß er ihnen bei dem Transport und 
dem beabfichtigten Verkauf der Pferde behülflich fein wolle, und Dann 
nach Veruͤbung der That ihmen dazu auch wirklich behülflich gerwefen zu 
fein, und ihnen dadurch wiffentlich Beiftand geleiftet zu Haben, um ihnen 
die Vortheile der erwähnten That zu fichern. 

Es lag hiernach eine vor der That verabredete Begünftigung des Verbres; ' 
chend (hier des Diebftahls) vor, welche nach $. 38. des Strafgeſetzbuches gleich der 
Hülfe am Verbrechen felbft beftraft werden foll. 

Da nun der Angeklagte ſelbſt bereits mehrmals wegen Diebftahls beftraft 
war, und er alfo dann, wenn er wirklich Hülfe im Sinne des $. 34. an jenem 
Pferdediebſtahl geleiftet hätte, nach $. 59. mit der ſchweren Strafe des g. 219. 
(Diebftahl im zweiten Rüdfall) zu beftrafen geweien wäre, fo fragte es ſich, ob 
das Gleiche auch hier eintrete, da er nicht wirklich Hülfe im Sinne jenes $. 34. 

eleiftet hatte, jener $. 38. vielmehr nur vorſchreibt: er folle demjenigen gleich be- 
* werben, welcher Hülfe leiſtet. 

Der Schwurgerichtshof hat dieſe Frage verneint, alſo den Rückfall nicht 
angenommen. Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Staatsanwalts iſt am 9. Juli 1856 
wider Konopacki (Nr. 472, 1) das Schwurgerichtsurtel vernichtet und es ift auf 
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den Rüdfall aus $. 219. erkannt, in Erwägung, daß nach $.38. der Begünftiger, 
wenn die Begünftigung in Folge einer vor der That genommenen Abrede gewährt 
worden ift, gleich demjenigen, welcher Hülfe leiftet, alfo nach $. 34. Nr. 2. als 
Theilnehmer des Verbrechens oder —— beſtraft, mithin eine ſolche Begünfti- 
gung als eine Theilnahme an der ftrafbaren Handlung angejehen werben foll; daß 
nad $. 59. der Rüdjall auch dann vorhanden ift, wenn die That die Theilnahme 
an einer ftrafbaren Handlung darftellt. 


88. 37. 228. des Strafgeſetzbuches. Strafbarfeit der Begünftis- 
gung eines ftraflofen Diebftahls unter Ehegatten. 


Nah der vom Appellationsrichter feftgehaltenen Feftftellung des erften 
Richterd hat die, der Begünftigung .einer Diebin angeflagte Wittwe Söchting, 
im Monat Auguft 1855 der verehelichten Schmiedemeifter Schrader, weiche ih 
rem Ehemanne eine Quantität Eifen in der Abficht rechtswidriger Zueignung weg— 
genommen hatte, nach Verübung diefes Diebftahls wifjentlih Beiftand geleiftet, um 
ihr die Bortheile defjelben zu fichern. 

Der erfte Richter nahm in feinem Erfenntniffe an, daß auch die Begünftigung 
als eine Theilnahme im Sinne des $. 228. des Otrafgefegbuches zu betrachten fei, 
indem der $. 37. a.a. O. dem dritten Titel des erften Theil des Strafgefeßbuches, 
welcher von der Theilnahme handle, fubjumirt ſei, erklärte deshalb die Angeklagte 
der Zegünftigung einer Diebin fchuldig, und verurtheilte fie, mit Anwendung der 
88. 228. und 37. a. a. O, zu 5 Rthlm. Gelobuße, event. 3 Tagen Gefängniß. 

Auf die Appellation der rn hat das Appellationsgericht das erfte 
Erfenntniß dahin abgeändert, daß die Angeklagte der Begünftigung einer Diebin 
nichtihuldig und demgemäß von Strafe und Koften freizufprehen, da zwar bie 
obige thatjächliche Seftftellung den Begriff der Begünftigung eines Diebftahls im 
Sinne des $. 37. a. a. DO. involvire, jedoch die Begünftigung nicht als eine folche 
Theilnahme anzufehen fei, welche der $. 228. a. a. DO. geahndet wiſſen wolle, 
diefe Beftimmung vielmehr nur auf die eigentliche Theilnahme des 8. 34. 
a. a. D. zu beziehen ei. 

Auf die gegen dieſes freifprechende Urtel von dem Ober-Staatsanwalt — 
legte Nichtigkeitsbeſchwerde iſt das Appellationsurtel am 24. April 1856 (Nr. 107. I.) 
in Sachen wider Söchting von dem Ober-Tribunal vernichtet, und es ift das erfte 
Urtel wieder hergeftellt, und zwar in Erwägung: daß durch die dahin lautende 
Vorjchrift des Strafgefegbuches $. 228., im erften Abſatz: 

„ Entwendungen oder Unterfchlagungen, welde von Eltern oder Großs 

eltern gegen ihre Kinder oder Enfel, oder von einem Ehegatten gegen den 

anderen begangen werben, follen nicht beftraft werden “ Cvergleidhe auch 

$. 271. Alinea 2.) j . 

nur einem Ehegatten, welcher den anderen, fowie einem Aszendenten, welcher feinen 

Deözendenten beftiehlt, resp. gegen benfelben eine Unterfchlagung verübt, für feine 

Perfon, zum Zwede der Schonung der Familienverhältnifie, Straflofigfeit gewährt, 

feinesweges aber überhaupt der Begriff eines Dicbftahls oder einer Unterfdilagung 

ald einer an fich ein Verbrechen oder Vergehen bildenden Handlung, hinftchtlich der 

Ehegatten und resp. der Aszendenten ausgefchloffen worden ift, wie denn gerade 

nun die erceptionelle Natur der Beftimmung und alfo deutlicher hervorzuheben, daß 

die bezeichneten Handlungen nur wegen der zwiſchen dem Thäter und dem Verletz⸗ 

ten obwaltenden befonderen Verhältniffe mit Strafe verfchont werben follen, bie 

dahin lautende Fafjung des Entwurfs von 1850 $. 211. Alinen 1. „Entwendun⸗ 

gen oder Unterfchlagumgen ..... find ſtraflos“ dahin: „..... folfen nicht beftraft 
werben“ geändert wurde (Rammerbericht der zweiten Kammer ©. 124.); 

‚ daß mithin, — wenn auch jonft der Grundſatz —— hat: nullum eri- 

men sine poena legali, — die ftrafbare Betheiligung Dritter bei einer von einem 
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692 Aus der Praxis. $$. 37. 228. bes Strafgeſeßbuchs. 
Ehegatten gegen den anderen verübten, an fich (und alfo abgefehen von dem pers 
föntihen Berhältniffe des Thäters zu dem Verletzten) mit Strafe bedrohten Hand: 
lung, wie ſolche Diebftahl und Unterſchlagung find, ftrafrechtlic möglich ift, da 
zwar auch die Theilnahme, die Begünftigung und die Hehlerei in jofern accefjori- 
fcher Natur find, als fie ven Thatbeftand eines Verbrechens oder Vergehens eines 
Anderen, — eine andere Perſon ald Thäter, — vorausfegen, bei der von einem 
Ehegatten gegen den anderen begangenen Entwendung oder Unterjchlagung aber 
auch ein folder Thatbeftand vorliegt, und ed an einem Thäter nicht —* und 
letzterer nur, wegen ſeines perſönlichen Verhältniſſes zu dem Verletzten, mit Strafe 
verſchont wird; 
daß deshalb beim Mangel einer Beſtimmung, wie ſie der zweite Abſatz des 
$. 228. des Strafgeſetzbuches getroffen hat, derjenige Dritte, der ſich bei einer von 
einem Ehegatten gegen den anderen verübten. Entwendung oder — als 
Mitthäter, als oinfifter, als Gehülfe, ald Begünftiger oder ald Hehler betheiligt 
bat, resp. nach der Beftimmung des $. 35., daß auf den Theilnehmer dafjelbe 
Strafgefeg anzuwenden jei, weldyes auf den Thäter Anwendung findet, — 
— d. h., welches auf den Thäter anzuwenden wäre, wenn er felbft, aljo 
abgefehen von den perfönlichen Verhältniſſen, welche den wirklichen Thäter 
in dem Eonfreten Falle der Strafe entgehen laffen, der Thäter oder phys 
fifche Urheber wäre, — 
mit der Strafe, welche die den Diebftahl und resp. die Unterfchlagung betreffenden 
Strafgefege dem Thäter drohen, und resp. mit der Strafe der im Strafgefegbuche 
mit befonderer Strafe bedrohten Begünftigung ($. 37.) und resp. Hehlerei 
($. 237. seq.) zu belegen fein würde; 
dag nun zwar das Strafgeſetzbuch im $. 228. Abja 2. noch befonders be- 
ftimmt, daß die Beftimmung im erften Abfage diefes $. 228. über Verfchonung des 
der Entwendung oder Unterfchlagung gegen feinen Ehegatten fchuldigen Ehegatten 
mit — keine Anwendung finde a andere Perfonen, weldhe als Theilnehmer 
oder Hehler ſchuldig find; 
daß jedoch eine ſolche Beftimmung, weldye die Entwürfe des Strafgefeg- 
buches von 1845 und 1847 für entbehrlich erachtet und fortgelaffen hatten, nur — 
aus einer Ähnlichen Rüdficht, wie die des $. 331. Abſatz 2. — für erforderlich 
oder Doch angemeflen erachtet worden ift, um, mit Seffcht auf die Auslegung, 
welche Art. 380. des Rheiniſchen Strafgefegbuches gefunden. hatte, fo ficherer die 
Folgerung auszufchließen, daß aus der Berjchonung des Thäters mit Strafe aud 
die Straflofigfeit fremder Betheiligten folge, 
daß zwar, — 
— in diefer Beziehung übereinftimmend mit dem Entwurfe von 1850, 
welcher, wiewohl er, nach deſſen Motiven zu $. 34. ©. 17, den Hehler 
zu den Theilnehmern vechnete und anfchließend an Art. 62. des Rheinis 
ſchen Strafgefegbuches den Hehler als Theilnehmer ftrafbar erachtete, im 
8. en Abſatz 2. neben dem Theilnehmer den Hehler noch befonders er- 
wähnte, — 
ber $. 228. des Strafgefegbuches im zweiten Abjage neben den Theilnehmern noch 
den Hehler bejonders unter den, bei einer Entwendung oder Unterfchlagung, welche 
ein Ehegatte gegen den anderen verübt, auch ſchuldigen anderen Perfonen aufführt, 
welche nicht auch, wie der ald Thäter ſchuldige Ehegatte felbft, mit Strafe zu ver- 
fchonen 10 daß jedoch hieraus nicht zu folgern ift, daß eine foldhe Begünftigung, 
wie fie bei der von eingm Ehegatten gegen den anderen verübten Entwendung ober 
Unterfchlagung, in Folge der Beftimmung des $. 228. Abjag 1., ald eine nad 
$. 37. ftrafbare, nur vorkommen fann, namlich der dem Thäter zu dem Zwecke, 
um ihm die Vortheile ſeines Verbrechens oder Vergehens zu fihern, nach Ber: 
— pr Entwendung oder Unterfchlagung wiſſentlich geleiftete Beiftand ftraflos 
eiben ſolle; 
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hierauf auch eine Erwägung, wie fie dem angefochtenen Erfenniniffe dahin 
untergelegt worben ift, daß diefe Art der Begünftigung dei einer von einem Ehegatten 
aan den anderen begangenen —— oder Unterſchlagung da, wo eheliche 
Bütergemeinſchaft obwalte, rechtlich ausgeſchloſſen ſei, um deshalb der Geſetzgeber alle 
Beranlafiung gehabt hätte, die Begünftigung im $. 228. Abjag 2. zu erwähnen, 
falls er fie mit unter Strafe geftellt wiſſen wollte, um fo weniger führen kann, 
als auch bei beftehender ehelicher Gütergemeinfchaft, zumal, wo dabei das Kondo— 
minialprinzip gilt, und bei vorhandenem Sondergute Unterfchlagungen und Ent— 
wendungen, deren Bortheile dem Ihäter durch Begünftigung gefichert werden kön— 
nen, unter Gheleuten — und, wie fi von jelbft herfteht, noch mehr von Aszen⸗ 
denten gegen Deszendenten, — redytli möglich find; 
aß demnach durch die im zweiten Abfape des $. 228. a. a. D. gefchehene 
Erwähnung der Strafbarfeit anderer Perſonen, welche ald Theilnehmer oder 
Hehler ſchüldig find, die Strafbarfeit der Begünftiger nicht ausgefchlofien wird; 
daß daher der Appellationsrichter diefe Beftimmung unrichtig ausgelegt hat 
und fein Erfenntniß deshalb zu vernichten ift. 


$. 105. des Strafgeſetzbuches. Kabinets-Ordre vom 27. April 1830. 
Tragen der geiftliden Amtsfleidung durch Geiftlidhe, 
welde im Disziplinarwege emeritirt worden find. 

Der Angeflagte war evangelifcher Geiftliher zu N. Durch Refolut des 
Königlichen Konfiftorii wurde er jeines geiftlichen Amtes entjegt und zur ander: 
weiten Verwaltung geiftlicher Aemter für — 

Auf den von ihm hiergegen ergriffenen Rekurs wurde dieſe Entſcheidung 
durch das Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten 
dahin abgeändert, daß, wenn auch der Angeklagte zwar unter allen Umſtänden im 
eiftlichen Amte nicht länger verbleiben Tonne, doc, gegen feine Amtsentfegung 
Bevenfen etragen werden müfle, vielmehr nur eine unfreiwillige Gmeritirung 
unter Ausjegung eines Suftentationsquanti eintreten jolle. 

Neuerlib nun, nachdem diefe Emeritirung und Damit die Enthebung von 
dem Amte längft ftattgefunden, hat der Angeflagte in feiner Wohnung eine Ans 
dachts ũbung, iheils mit Hausgenoſſen, theils mit fremden Perſonen, abgehalten 
und hierbei die rg‘ eines evangelifchen Geiftlichen getragen. Die Anklage 
ift naher aus $. 105. des Strafgefegbudyes erhoben, und der Angeklagte in beiden 
Inſtanzen wegen unbefugten Tragens einer Amtskleivung, welche ihm nach der Ent: 
hebung von Es Amte nicht zufomme, beftraft. 

In feiner Nichtigfeitsbefchwerde führt er aus, daß er ald evangelifcher 
Geiftlicher nicht Faffirt und zur als folder nicht für unfähig erflärt, 

ondern nur feiner beftimmten Stelle zu N. enthoben, aljo jederzeit berechtigt fei, 
ein neues geiftliches Amt zu beffeiden. Er fei alfo ordinirter Geiftlicher geblieben 
und zur Tragung der Amiskleidung befugt. . 

Der Ober-Staatsanwalt beruft —* auf 8. 104. Tit. 11. Th. I. des Allgem. 
Landrechts. Durch Urtel des Ober: Tribunald vom 9. Juli 1856 wider Gramm 
(Nr. 470. 1.) find die Inftanzurtel vernichtet, resp. abgeändert, und es ift der An- 
geflagte von der Anklage aus $. 105. des Strafgefegbuches freigefprocdhen, in Er: 
wägung: vaß der Implorant, wie feftgeftellt ift, am — in feiner Wohnung eine 
Andahtsübung theils mit feinen Hausgenoffen, theils mit fremden Perfonen abgehal- 
ten, und hierbei die Amtskleidung eines evangelifchen Geiftlichen getragen hat, wes— 
halb auf ihn Die Strafbeftimmung des $. 105. des —— angewendet iſt; 
daß num aber der Implorant feines geiſtlichen Amtes nicht förmlich entieht, fondern 
vermöge Minifterials Reffriptd vom — dur unfreiwillige Emeritirung mit Aus- 
fegung eines Emeritengehaltes von feinem Amte entfernt worben ift; daß eine ber 
artige unfreiwillige Gmeritirung mit Penfion zufolge der Kabinetd-Drdre vom 
27. April 1830 (Gef. Samml. ©. 81) die Stelle ver Strafverfegung vertres 
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ten joll, und als eine geringere Maaßregel ald die Dienftentlafinng anerkannt if; 
daß demnach durch fie der geiftlihe Stand felbft nicht entzogen wird, wie er 
durch die Amtsentfegung nah $. 104. Tit, 11. Th. U. des Allg. Landrechts 
aufgehoben fein foll, vielmehr die Paralleliſirung mit der Strafverfegung darauf 
hinweift, daß dabei die mit der Ordination erlangte Befähigung zur Ausübung der 
geiftlichen Amtsverrichtungen und des damit verbundenen geiftlichen Standes: 
verhältnifjes ftehen bleibt, jo daß ein dergeftalt Emeritirter auch zu geiftlichen Amts: 
verrichtungen beauftragt und ohne Weiteres in ein geiftliches Amt wieder eingefept 
werden fönnte; daß nun jeder für die evangelifche Kirche ordinirte Geiftliche ver: 
möge feines geiftlichen Standes zu der hier üblichen Amtsfleivung befugt ift, jollte 
er auch eben in einem beftimmten Kiechenamte nicht angeftellt J. daß es ſich 
auch im vorliegenden Falle blos darum handeln kann, ob Implorant überhaupt noch 
befugt ſei, die Amtskleidung eines evangeliſchen Geiſtlichen zu tragen, was nach 
dem Vorſtehenden anzunehmen iſt, nicht aber davon, ob es angemeſſen und ſeiner 
jetzigen Stellung entſprechend war, bei der fraglichen Gelegenheit die geiſtliche Kleidung 
anzulegen; daß Letzteres vielmehr nur der kirchlichen Disziplin und dem Urtheil der 
kirchlichen Behörde anheimfällt, welcher der Jmplorant vermöge feines geiftlichen 
Standes noch immer unterworfen ift, dagegen aber nicht wegen unbefugten Tragens 
der geiftlichen Amtskleidung nach $. 105. des Strafgefegbuches geftraft werben fann. 


$. 185. des Strafgeſetzbuches. Anwendbarkeit auf fhwere 
a ea welche den Tod zur Folge gehabt hat. 


($. .) 

Ueber die Anwendbarkeit der in Beziehung auf Tödtungen im $. 185. aus: 
gefprochenen Grundfäge auf ſchwere Körperverlegungen, welche den Tod zur Folge 
gehabt haben ($. 194.), heißt es in dem Urtel des Ober-Tribunals vom 3. Mai 
1856 wider Rademacher (Nr. 164. 11), daß daraus, daß der g. 185. im 
Tit. 15. des Strafgeſetzbuches von den Verbrechen oder Vergehen wider das Leben, 
der 8. 194. aber im Tit. 16. von der Körperverlegung fteht, Fein Bedenken gegen 
deffen Anwenpbarfeit auf den Fall, wo der Tod die Folge einer vorfäglichen Miß— 
handlung oder Körperverlegung gewefen ift, hergenommen werden Fann, da durd) 
die Beftimmung des $. 185. der Begriff der Lethalität einer Verlegung, worüber 
in den im $. 185. hervorgehobenen Beziehungen im Kriminalrechte Streit geherrſcht 
hatte, allgemein für die Fälle, wo der Tod wirklich erfolgt iſt, hat feſtgeſtellt wer— 
den jollen, indem es einleuchtet, daß für die Feftftelung des Kaufalzufammenhanges 
zwifchen der zugefügten Verlegung und dem erfolgten Tode für alle Fälle, wo es 
auf diefen KRaufalgufammenhang anfommt, einerlei Boranöfegungen erfordert werden 
müffen, und daß namentlich eine Beftimmung, wie die in Rede ftehende des $. 185., 
welche vermöge der Stellung diefes Paragraphen hinter den 88. 175. bis 18. 
unbeftritten diefen Kaufalzufammenhang für die beiden äußerſten Gegenfäge ber 
88. 175. 176. und 184. — nämlich Todtung aus Vorſatz, ja aus überlegtem Bor: 
fage zu tödten und gig Kar Sahrläffigfeit — unter eine gefepliche Regel 
bringt, auch für den in der Mitte liegenden Fall des $. 194, — namlich Tödtung 
aus einem zwar nicht auf Tödtung, aber doch auf Mifhandlung oder Körperverlegung 
gerichteten Borfage hervorgegangen — gelten muß, der gleichermaßen für rein doloſe 
und für rein Fulpofe Tödtung gefeglich feftgeftellte Begriff dieſes Kaufalzufammen 
— für die aus culpa dolo determinata hervorgegangene Tödtung Geltung 

aben muß. ; 


88. 194. 195. des Strafgefegbuches. Nichtanwendbarkeit des 

Grundfages im $. 195. Abfag 1. und 2. auf eine in Folge 
Berabredung verübte Körperverlegung durch Mehrere. 

Durch das Verbift der Gefchiworenen ift feftgeftellt: daß die Angeflagten 

Ratering und Richters vorfäglidh, mit Weberlegung und nach vorheriger Ber: 

abredung mit einander, welche dahin ging, daß der Verletzte A. durch Zerichlagen 
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ber Beine oder eines Beines unfähig gemacht werben follte, ferner die Verwaltung 
feines Vermögens und Hausweſens zu führen, gemeinſchaftlich gegen den A. einen 
Angriff verübt und denfelben dabei mittelft beiderſeitigen Salagens mit einem 
Knuͤttel auf deſſen Körper Mißhandlungen und Verlegungen zugefügt haben, welche 
nicht einzeln für fi, aber in ihrer Gefammtheit und unter Mitwirkung des Um— 
ftandes, daß der A. während der Nacht nach erhaltener Körperbefchädigung in Blut- 
verluft und Schmerzen ohne Hülfe im Freien liegen blieb, den Tod des Verletzten 
U. zur Folge gehabt haben. Es ift ferner feftgeftellt, daß Ratering den Richters 
ef — und Verſprechungen zur Mitausübung dieſer Mißhandlung ver— 
leitet hat. 

Der Schwurgerichtshof führt aus, daß jene Feſtſtellung die Vorausſetzun— 
en des $. 195. Alinea 2. darbiete, foweit es Dabei auf die äußeren Erfcheinungs- 
tomente der ftrafbaren That (Tödtung oder ſchwere Körperverlegung) ankommt. 

In Betreff des Ratering fönne aber doch dieſer 8 195. Alinea 2. nicht zur Anwendung 
fommen, indem nad) dem folgenden Alinea 3. die Anwendung der Gefege gegen 
die, welche als Anftifter oder Urheber eines Todtjchlags oder einer ſchweren Körper: 
verlegung oder als Theilnehmer an diefen Verbrechen ſchuldig find, hierdurch nicht 
ausgefchloffen fei. Das Alinea 2. fupponire alfo den Fall, wenn die Thätlichfeiten 
der einzelnen Schläger oder Angreifer ifolirt, ohne einen inneren ftrafrechtlichen 
Zufammenhang, welcher die einzelnen Thäter verpflichtet, die —— des Mit- 
thäters zu vertreten, daftehen. Sei dagegen ein ſolcher innerer Zufammenhang vor— 
handen, fo bleibe es bei den allgemeinen gejeglichen Beftimmungen über Thäterfchaft 
und Theilnahme. NRatering habe nun am den Mißhandlungen ſelbſt nicht nur Theil 
genommen, jondern auch den Mitthäter Richters dazu verleitet. Er müſſe daher 
nach den Grundfügen der $$. 34. und 35. für die ganze von ihm gewollte und 
theils perjönlich, theils durch fein Werkzeug (den Richters), ausgeführte That auf- 
fommen. Demgemäß ift gegen Ratering aus $. 194. auf 15 Jahre erfannt. — 
Anicheinend im Widerfpruche mit diefen Grundfägen ift dagegen gegen Richters der 
$. 195. Alinea 2. angewendet, und es ift auf 10 Jahre erfannt. 

Ratering greift dieſe Amwendung des 8. 194. durch die Nichtigkeits- 

beſchwerde an. 

Diefe Befchwerde ift Durch Urtel des Ober: Tribunals vom 3. Mai 1856 

(Rr. 164. 11.) zurüdgewiefen; in Erwägung: daß ed nach der (oben mitgetheilten) 
Feftftellung den Anfchein haben Fönnte, als jei auf Ratering und auf Richters, als 
die Thäter, das Strafgefeg des 8. 19. Abfag 2. anwendbar, was in Betreff des 
Richters auch das Erkenntniß des SchwurgerichtS angenommen hat; daß, wenn in 
Betreff des Richters Died richtig wäre, e8 auch in Betreff des Ratering, foweit er 
als Thäter in Betracht fommt, richtig fein würde, weil einerlei Thäterichaft gegen 
Beide feftgeftellt worden ift, und daß ebenfo gegen Ratering, in fofern er nach dem 
Ausfpruche der. Gefchworenen bei der Frage 1. B. ald Anftifter defien, was Rich— 
terd gethan, in Betracht kommt, nach $$. 34. Nr. 1. und 35. des Strafgeſetzbuches 
wieder nur dafjelbe Strafgejeg des $. 195. Abſatz 2. zur Anwendung gebracht 
werben fünnte, und eben vaflelbe in Betreff des Rademacher als Anfihter des 
Ganzen gelten müßte; daß für die Anwendbarkeit des $. 195. Abfag 2. allerdings 
die dahin: 

y dag Ratering und Richters einen Angriff gegen Albers verübt haben, 
und daß die von ihnen mittelft beiberfeitigen Schlagens zugefügten Ber: 
legungen nicht einzeln für fich, fondern nur in ihrer Gefammtheit den 
Tod zur Folge gehabt haben, 

ehende — ſprechen wuͤrde, wenn nicht außerdem gegen fie ein gemein— 
haftliches Handeln nach einer vorherigen Verabredung feftgeftellt wäre; dag num 
dieſes Moment richtig zu würdigen, fowohl die allgemeinen Örunbfäge von gemein 
fchaftlicher Thäterfchaft, als die Grunvfage von dem Berhältniffe zwiſchen dem 
Borfage und dem Grade des Erfolges bei vorfäglichen Körperverlegungen und vie 
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Beftimmungen des $. 195. des Strafgefegbuches insbefondere näher ind Auge ges 
faßt werden müffen. 

In Erwägung: daß das Strafgefeßbuch das Komplott nicht ald ein felbft- 
ftändiges, in fich felbft fteafbares Verbrechen oder Vergehen fennt, eben fo wenig 
ald im Allgemeinen die Anftiftung ein folches bildet, was beides dem Endrejultate, 
welches die Berathungen über die Strafbarkeit des Verfuches gefunden haben, näm— 
lich den engen Grenzen, in welche die Strafbarfeit des Verfuches im $. 31. gezo— 
gen worden ift, entfpricht; daß aber in feinem Stadium der Berathungen über Das 
Strafgefegbuch der logifche Satz: 

daß Mehrere, welche nach Verabredung gemeinfchaftlih zu Einem Zwede 
handeln, gemeinfchaftliche Thäter find, 
und der hieraus folgende Nechtsgrundfag: daß jeder von. ſolchen gemeinfchaftlich 
handelnden Thätern für alle verabredeten Handlungen verantwortlid ift, wenn er 
auch nur bei einer derjelben thätig ift, in Zweifel gejogen worden find, vergleiche 
Goltdammer Materialien 5, Strafgefegb. Bv.1.©. 284. 289. 292.295. 300. 310.311, 
und daß diefelben beftändig bei den von mehreren Thätern gemeinfchaftlic, 
verübten Verbrechen und Vergehen ausgeubt werben; 

in Erwägung: daß die Anwendbarkeit der verfchiedenen in den 88. 187. bie 
194. des Strafgefegbuches enthaltenen Strafbeftimmungen über vorfügliche Miß— 
handlungen und Körperverlegungen nicht davon, ob eine einfache oder ſchwere 
Verlegung im Sinne des $. 193. beabfichtigt war, ſondern allein von dem Grade 
des Erfolges abhängig ift, jo daß der allgemeine VBorjag der Mißhandlung oder 
ET REN: wenn die mit demjelben verübte thätliche Behandlung Feine ver 
in den $$. 193. und 194. hervorgehobenen ſchweren Folgen hat, zu den Strafen 
der einfachen Körperverlegung — $$. 187—192. —, wenn eine ſchwere Folge im 
Sinne des $. 193. eingetreten ift, zu der in Diefem Paragraphen angeordneten 
Strafe einer ſchweren Körperverlegung, und wenn die im $. 194. gedachte ſchwerſte 
Folge, der Tod, eingetreten ift, zu der in diefem Paragraphen angeordneten Strafe 
der ſchwerſten Körperverlegung führt; 

j in Erwägung: daß Ddiefe Grundjüge von der Strafbarkeit vorfäßlicher 
Körperverlegungen in Verbindung mit obigem Grundfage von gemeinfchaftlicher 
Thäterfchaft zur Folge haben, daß die Mehreren, welche nach einer getroffenen Ber: 
abredung gemeinfchaftlih die Mifhandlung eines Menfchen ausgeführt haben, vie 
eine ſchwere Körperverlegung oder den Tod defielben zur Folge gehabt hat — gleich— 
viel, ob eine einzelne Verlegung, deren fpezieller Thäter vielleicht ermittelt ik ‚ für 
fih, oder ob mehrere von verfchiedenen Thätern verübte Verlegungen nur in ihrer 
Gejammtheit ſolchen fchweren Erfolg gehabt haben, — jämmtlih für diefen ver— 
haftet und daher ſämmtlich der Strafe des $. 193., resp. 194., verfallen find, und 
daß hierbei darauf, ob die Verabredung dahin, daß der Erfolg der Mißhandlung 
eine [were Körperverlegung im Sinne des $. 193. fein folle, gerichtet war, gar 
nichts, fondern Alles auf die gemeinfchaftlihe Thäterſchaft nach einer getroffenen 
Verabredung ankommt; 

daß aber bei aller in Betracht kommenden Verabredung verbredherifcher Ge: 
meinfchaft, jowohl bei der Verabredung zwijchen mehreren Thätern, als zwifchen 
Anftiften und Thätern und zwifchen Thätern und Gchülfen allerdings es darauf 
anfommt, ob die zur Beftrafung zu ziehende That innerhalb der Grenzen Der ger 
troffenen Verabredung, des ertheilten Auftrages, der erlangten Kenntniß, wozu man . 
Hülfe leifte u. f. w., liege; 

in Erwägung: daß der auf die gedachten $$. 193. und 194. folgende $. 195, 
des Strafgefegbuches in feinen beiden erften Abfägen, nach denen im Falle einer 
Schlägerei oder eines von Mehreren verübten Angriffs, wobei ein Menſch getödtet 
wird, oder eine ſchwere Körperverlegung erleidet, ſchon die bloße Theilnahme an der 
Schlägerei oder dem Angriffe mit Gefangnißftrafe und die perjönliche Betheiligung 
an einer von mehreren Verletzungen, welche nicht einzeln für fi, fondern nur in 
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ihrer Gefammtheit den Tod oder die ſchwere Körperverlegung zur Folge gehabt 
haben, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, alfo mit einer geringeren, als der in 
den $$. 193. und 194. angeordneten Strafe geahndet werden fol, — außerhalb 
der Vorausſetzung einer auf getroffener Verabredung beruhenden gemeinfchaftlichen 
Thäterjchaft, welche in den Grenzen der getroffenen Verabredung geblieben ift, liegt, 
wie der dritte Abſatz defjelben $. 195. ergiebt, nach welchem durch die beiden erften 
Abfäge die Anwendung der Gefege gegen Diejenigen, welche als Anftifter oder 
Urheber eines Mordes oder eines obtichlages, oder einer fchwereren Körpervers 
legung, oder als Theilnehmer an diefen Verbrechen jchuldig find, nicht ausgefchlofien 
ift; wodurch für alle Fälle, wo die Vorausfegungen der Anftiftung, der Thäter- 
[haft oder der Theilnahme an einem der in den $$. 175. 176. u. la 193. und 
194. bezeichneten Verbrechen vorliegen, die in diefen ‘Paragraphen angeordneten 
Strafen ausprüdlich vorbehalten worden find; 
in Erwägung: daß durch den Ausfpruch der Gefchworenen fetfteht, daß 
eine Berabredung zwijchen den Angeklagten Ratering und Richters dahin getroffen 
worden ift, daß Albers durch Zerfchlagen feiner Beine oder doch eines Beines uns 
fähig gemacht werden follte, die Verwaltung feines Vermögens und feines Haus 
weſens jelbft zu führen, und daß nach dieſer Verabredung beide gemeinfchaftlich 
mittelft beiderjeitigen Schlagens mit einem Kmüttel dem Albers Mißhandlungen und 
Körperverlegungen zugefügt haben, welche in ihrer Gefammtheit den Tod des Albers 
zur Folge gehabt haben ; 
daß nach diefer Feftftellung eine auf einer getroffenen Verabredung beruhende 

und in den Grenzen der Verabredung gebliebene gemeinjchaftliche Thäterfchaft der 
Angeklagte Ratering und Richters vorliegt, vermöge deren Jeder von ihnen nach 
den vorftehenden Grundfägen für den eingetretenen ſchweren Erfolg des Todes des 
Albers verhaftet, mithin von Jedem die Strafe des $. 194. des Strafgefeßbuches 
verwirft, gegen Natering alſo mit Recht auf diefelbe anerkannt worden, umd dies 
nur unrichtig im angegriffenen Erkenntniſſe allein dadurch, daß Natering zugleich 
der Berleiter des Richterd gewejen, unter Bezugnahme der $$. 34. und 35. e. a. 2. 
motivirt worden ift, während die richtige Motivirung auf der zwifchen Beiden ge: 
troffenen WVerabredung und der in den Grenzen deffelben gebliebenen gemeinfchaft: 
lichen Thäterfchaft beruht. — Das Präjudiz der I. Abtheilung des Senats für Straf: 
ſachen ift auf Grumd dieſer Entjcheidung dahin feftgeftellt: 

Die Beftimmungen in den beiden erften Abſätzen des $. 195. des Straf: 

gefegbuches finden Feine Anwendung, wenn eine auf getroffener Verab— 

redung berubende und in den Grenzen verjelben gebliebene gemeinfchaft- 

liche Thäterfchaft ver Mißhandelnden feftgeftellt worden ift. Vielmehr ift 

in folchem Kalle jeder der Thäter für alle Folgen der nach der Verab⸗ 

redung gemeinfchaftlic ausgeführten Mißhandlung verantwortlih, wenn 

auch diejenigen Berlegungen, welche ven Tod oder eine ſchwere Körper: 

verlegung zur Folge gehabt haben, nicht von ihm zugefügt worden find. 


$. 197. des Strafgefegbucdhes. Begriff des dolus bei der Kör— 
perbefhädigungdurd Giftoder andere zerftörende Stoffe. 

Der 12jährige Knabe Frinke diente feit dem April 1855 bei der Gärtner: 
Wittwe D. Wegen einer Entwendung von Brod hat der 18jährige Sohn der 
Wittwe D., Emft D., ven Dienftjiungen Frinfe geprügelt. Diefer hat deshalb 
den Entichluß gefaßt, dem Ernft D. bei Gelegenheit einen Poſſen zu fpielen. 

Am 9. Juli 1855 wurde nun der Dienftjunge von der Wittwe 'D. beauf- 
tragt, ihrem Sohne Ernft die Frühftüdjuppe auf das Feld zu tragen. Diefe Ges 
legenheit benugte der Frinfe und warf eine Menge abgejchnittener Köpfe von Zünd— 
ram (wenigftens 30 Stüd) in die Buttermilchfuppe, welche er dann mit einem 

öffel umrührte. Er that dies in der Abficht, dem ıc. D. den Appetit zu verderben, 
und ihm Webelfeit und Erbrechen zu erregen. 
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Der D. entdeckte jedoch fogleich die Zünpholzköpfe in der Suppe, aß daher 
nichts davon, brachte fie vielmehr nah Haufe, wo fie weggegoffen wurde. 

Auf Grund diefer Thatfachen wurde der Frinfe, neben der Bejchuldigung 
eines Diebftahls (an den Zündhölzern) wegen verfuchter vorfäglicher Körperver: 
legung auf Grund der 88. 197. und 31. des Strafgefegbuches in Anklagezuftand 


verfeßt. , 
Der erfte Richter nahın, Dem Eingeftändniß des Angeklagten gemäß, die 
thatfächlichen Verhältniffe in der eben referirten Weiſe als ** an, erachtete 
auch ferner durch die Ausſage der Sachverſtaͤndigen für bewieſen: 
daß ſich an den Köpfen der Streichzündhölzer Phosphor befinde, welcher, 
wenn er mit Milch vermifcht wird, fich darin auflöfe, und Schwefel: 
Wafferftoffgas entwidele, jo wie ferner, daß der Genuß folder Mild, in 
welcher der Phosphor von 30 Zündhölschen aufgelöft jei, eine Zerftörung 
der Gefundheit bewirken fönne. 

Er nahm dagegen nicht als bewielen an, daß Angeflagter gewußt habe, 
daß der Genuß folcher präparirter Milch eine Zerftörung der Geſundheit bewirfe; 
denn er beftreite, gewußt zu haben, daß Streichzimbhölzchen Gift oder überhaupt 
Stoffe enthielten, welche die Gefundheit zu zerftören geeignet feien, und die gegen- 
theilige Weberzeugung habe auch aus der Verhandlung nicht entnommen werben fönnen, 
wenn auch aus der Auslafjung des Angeklagten, der Das ſechszehnte Jahr nod) 
nicht erreicht habe, hervorgehe, daß er mit Unterfcheidungsvermögen gehandelt habe, 
da ed gerade feine Abficht gewefen fei, durch Hineinwerfen von Streihhölzer-Köpfen 
in die Milchfuppe dem D. ven Appetit zu verderben, und Uebelkeit und 
Erbrechen bei ihm zu erregen. 

Eben weil nun der Angeklagte nicht gewußt habe, er bringe dem D. Gift 
oder Stoffe bei, welche geeignet jeien, die Gefundheit zu zerftören und das im 
Art. 197. des Strafgefegbuches gebrauchte Wort „vorſätzlich“ ſich nicht lediglich 
auf das Beibringen des Stoffes überhaupt, fondern gerade auf das Beibringen 
eines die Gefundheit zerftörenden Stoffes beziehe; und weil, wenn auch ver Ans 
geflagte dem D. den Appetit habe verderben und Webelfeit und Erbrechen habe 
erregen wollen, daraus nicht folge, daß er die Wiffenfchaft in dem im Gefeg vor 
ausgefegten Sinne gehabt habe, da nicht alle dazu tauglichen Mittel Gift oder die 
"Schundpeit zerftörende Mittel“ enthielten, und momentane Webelfeit und Erbrechen 
eine Zerftörung der „Geſundheit“ auch nicht überall nothwendig zur Folge hätten, 
fondern auch mur eine vorübergehende Störung bewirken fünnten: hielt der erfte 
Richter den Thatbeftand der verfuchten Körperverlegung im Sinne der $$. 197. 
und 31. des Strafgefegbuches nicht hergeftellt und ſprach deshalb den Angeklagten 
von der Anklage in diefer Hinficht frei. 

Auf die Appellation der Staatsanwaltfchaft bat das Appellationsgericht 
unter Reformation des angefochtenen Erkenntniſſes den Angeklagten nach theilweifer 
Reproduktion der Beweisaufnahme, aber wefentlich doch wieder auf der Grundlage 
der faftifchen Feftitellung des zulegt erwähnten Grfenntniffes, noch (außer Der we: 

en Diebftahls ihm zuerkannten Gefängnißftrafe) mit 4 Wochen Gefängnig be 
—* und zwar mittelſt Anwendung der 88. 197. 31. 43. des Strafgeſetzbuches. 

Der Appellationsrichter geht hierbei davon aus, daß das Wort vorſätz— 
lich im $. 197. nur den Gegenjag zu einer durch Fahrläffigteit bewirkten 
Beibringung eines jchädlichen Stoffes bilde, und es daher nicht nöthig fei, daß der 
Vorſatz ayf Die Hervorbringung einer die Geſundheit zerftörenden Wirkung gerichtet 
— geweſen, zur Anwendung des $. 197. vielmehr genüge, daß der ſchädliche 

toff mit Bewußtfein und in böfer Abficht (dolus) beigebracht worden, und es 
daher nicht darauf anfommen fünne, ob der Thäter die Spävlichteit des dem An- 
deren beigebrachten Stoffes vollftändig gekannt habe, ebenjo wenig wie bei einer 
ihweren Körperverlegung zur Anwendung des $. 193. erfordert werde, daß der 
Wille des Thäters auf die Hervorbringung einer ſchweren Körperverlegung; gerichtet 
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geweien, oder derfelbe die Gefährlichkeit der in der Abficht zu verlegen vorgenoms 
menen Handlungen gefannt habe, vielmehr gemüge, daß die in der Abficht zu vers 
ug Handlung objektiv Die vom Gefeg erforderte MWirfung ge: 
habt habe. 

Auf die Be ae da des Angeklagten, welcher die Perlegung des 
$. 197. rügt, ift das Nppellationsurtel von dem Ober-Tribunal am 20. Juni 1856 
wider Frinfe (Mr. 573. 1.) vernichtet und es ift die Sache in die zweite Inſtanz 
zurücgewiefen, und zwar in Erwägung, daß zum Thatbeftande des im $. 197. des 
Strafgeſetzbuches vorgefehenen Verbrechens nothwendig gehört, daß der Thäter mußte, 
daß die Subftanzen, die .er dem Anderen beibrachte, Gift oder Stoffe feien, weldye 
zur Zerftörung der Gefundheit geeignet find, und daß namentlich die Kenntniß 
von einer SchädlichFeit der beigebrachten Subftanzen im Allgemeinen nicht 
hinreicht, um den zu dem Verbrechen erforderlichen dolus zu erfüllen; 

daß darauf ſchon die eigenthümliche Natur des fraglichen Verbrechens hin- 
weift, fowie Die befondere Strenge, mit welcher daſſelbe im Vergleiche zu der ein: 
fachen oder ſchweren Körperverlegung behandelt ift; 

daß aber auch das Wort „vorſätzlich“ in dem $. 197., der Stellung und 
dem Zufammenhange nach, nicht allein auf die abfichtliche Beibringung der Sub- 
ftanzen, fondern auch auf die Kenntmiß der im Gefeg vorausgefegten Eigenfchaft 
derfelben zu beziehen ift ; 

daß dies in dem Bericht der erften Kammer (Verhandlungen ıc. Seite 477 
ad Art. 197.) ausdrüdlich anerkannt ift, indem gefagt wurde, se jenes Wort die 
Kenntnig der ſchädlichen Wirkungen in fich fchließe; 

daß diefe Annahme zudem in dem $. 304. des —— eine 
direkte Unterftügung findet, indem bei dem darin vorgeſehenen Verbrechen der Ber: 
giftung von Brunnen ıc. mit diirren Worten gefordert wird, daß der Thäter ver: 
giftet, oder Stoffe beigemifcht, von denen ihm befannt ift, daß fie die 
vu ee Gefundheit zu zerftören geeignet feien, daß zwar allerdings das 
vorliegende Berbrechen umter dem Titel der Körperverlegung aufgeführt ift, und bei 
der fchweren Körperverlegung die Vorfüglichfeit des Thäters nur auf die abfüchtliche 
Vornahme der verlegenden Handlung, und nicht zugleich auf den eingetretenen 
Erfolg fpeziell gerichtet zu fein braucht; 

daß daraus aber Fein Argument dafür abzuleiten ift, daß bei der Körper: 
verlegung durch Beibringung von Gift die Kenntniß von der Natur der beigebrach⸗ 
ten Subftanz nicht erforderlich fei, vielmehr nur dies zu folgern wäre, daß es bei 
dieſer Kenntniß nicht außerdem noch auf die Abficht, eine erhebliche Störung 
ober Zerftörung der Gejunpheit bis zu einem beftimmten Grade hervorzubringen 
ankommen könne; 

daß der Appellationsrichter im gegenwärtigen Falle thatfächlich nicht feſt— 
geftellt hat, daß der Angeklagte gewußt habe, daß die von ihm der Milchfuppe bei- 
gemifchten Zuͤndholzköpfchen Gift oder ſolche Stoffe feien, welche zur Zerftörung 
der Geſundheit geeignet find; 

daß er vielmehr bei Beurtheilung der Sache von der rechtlichen Anficht 
ausgeht, daß im Sinne des $. 197. des Strafgefegbuches es nicht erforderlich fei, 
daß der Thäter die Schädlicyfeit des dem Anderen beigebrachten Stoffes voll: 
ftändig gekannt und eine beftimmte Wirkung bezielt habe, wie ja auch bei der 
fchweren Körperverlegung aus $. 193. ibid. nicht nothwendig der Wille des Thä— 
ters auf die Hervorbringung einer fchweren Verlegung gerichtet geweſen jein müfle; 

daß der Appellationgrichter alſo mit Berufung auf eine nicht zutreffende 
Analogie die allgemeine Kenntnig von der bloßen Schävdlichkeit eines in böfer Ab: 
ficht beigebrachten Stoffes zur gg des $. 197. eit. für gemügend hält; 

daß diefe Rechtsanftcht aber, dem Ausgeführten gemäß, den richtigen Sinn 
des 8. 197. verfennt, und die Verurtheilung des Angeflagten, in fofern fie auf die: 
fen Paragraphen geftügt ift, auf der falfchen Anwendung dieſes Geſetzes beruht, 
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das angefochtene Urtheil daher fchon um deswillen der Vernichtung nicht entgehen, 
und davon abgefehen werden fann, ob die Erforbernifie des Verſuchs in einer 
dem $. 31. des Strafgefepbuches entfprechenden Weife genügend feftgeftellt feien; 

daß übrigens die Sache zu einer definitiven Entſcheidung noch nicht angethan ift; 

daß nämlich zwar vom erften Richter thatfächlich feftgeftellt worden ift, daß 
es nicht erwiefen fei, daß der Angeklagte gewußt habe, daß der Genuß von Milch, 
in weldyer der Phosphor von 30 Zündholzköpfchen aufgelöft wurde, eine Zerftö: 
rung der Gefundheit bewirfen könne, und daß es nicht als feftftehend zu betrachten, 
daß er gewußt habe, daß die Streichholzföpfe Gift und zur Zerftörung der Geſund— 
heit geeignete Stoffe ſeien; 

daß gleichwohl der Appellationsrichter, welcher vermöge der neuen Beweis: 
aufnahme an die thatjächliche Feftftellung des erften Richters nicht mehr gebunden 
war, nirgends deutlich ausgeſprochen hat, daß er bei diefer Feftitellung bleiben 
wolle; die im Gingange der Erwägungen gefchehene Bezugnahme auf die eiges 
nen Erklärungen des Angeklagten vielmehr auf eine weiter gehende Annahme 
ſchließen läßt; 

daß jedenfalls aber die thatfächliche Annahme deffelben zu ſchwankend erſcheint, 
um hier die Grundlage einer Entſcheidung abzugeben; 

daß die Anklage aufftellt, daß der Angeklagte das im $. 197. des Straf: 
gefegbuches vorgefehene Verbrechen verſucht habe, die Anklage alſo davon ausgeht, 
daß derfelbe auch den Erfolg im Sinne diefes Paragraphen gekannt habe; daß da: 
her die Anklage nicht erledigt ift. 


$. 241. des Strafgeſetzbuches Dolus causam dans bei Berträ: 
gen als kriminalrechtlicher Betrug. 

Nah der Anklage wegen Betruges hat die Wittwe Buhl den Glaſer 
Korth zur Fertigung von Glaferarbeiten beftellt, ver Angeklagte aber, ein Glaſer— 
gefelle, hat fich für einen Gefellen des Korth ausgegeben, den diefer zur Ferti⸗ 
gung der Arbeiten gefendet, und er hat demgemäß die Arbeit gegen befonders ver- 
abredeten Lohn gefertigt. 

Im — hiermit übereinftimmend ſtellt der erſte Richter feſt, daß 
der Angeklagte durch die falſche Angabe, er ſei Geſelle des Korth, bei der Guhl 
einen Irrthum erregt hat in der Abſicht, feinem Meiſter und vielleicht ſich ſelbſt 
durch Fertigung der Arbeiten an Stelle des Korth Gewinn zu verfchaffen; daß 
er dadurch auch das Vermögen des Korth befchädigt hat, indem theils demfelben 
der Gewinn aus der Arbeit entgangen ſei, theils derfelbe die Reiſe nah K. (zur 
Wittwe Guhl) vergeblich gemacht, und dadurch nicht allein Zeit verloren, fondern 
auch noch anderweiten Schaden gehabt habe. Er ftraft aljo den Angeflagten we: 
gen Betruges aus $. 241. Der Appellationsrichter fpricht ihn dagegen frei, weil 
er den Thatbeftand des Betruges nicht ald vorhanden annimmt. 

Die hiergegen erhobene Nichtigfeitsbefchiwerde des Ober-Staatsanwalts ift 
durch Urtel des Ober-Tribunald vom 28. März 1856 wider Wenner zurüdgemwie 
jen, in Erwägung, daß nach der Ag der Richter der Angeklagte einen Ber: 
trag über Handlungen abgefchloffen, ihn vollftändig erfüllt, die verabredete Leiftum 
dafür empfangen, indeß zur Gingehung des Vertrages dadurch verleitet hat, * 
er ſich fuͤr einen Anderen ausgegeben, als er wirklich geweſen iſt; 

daß hiernach civilrechtlih zwar ein Betrug zur Eingehung des Geſchäfts 
vorliegen, die civilrechtliche Anfechtbarfeit des leßteren wegen dieſes Betruges 
(dolus causam dans) aber — zumal hier, wo von einer Wiederherftellung des frü- 
heren Zuftandes in Folge der Aufhebung des Vertrages nicht die Rede fein Fönnte 
— von dem Nachweis eines Schadens durch den Vertrag auf der Seite der Mit 
fontrahentin abhängig fein würde; 

daß der Richter eine Beſchaͤdigung der Mitfontrahentin nicht, vielmehr nur 
eines Dritten, des Korth, feftitellt, eine folche aber immer nur zur Entſchädi— 
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gungsflage des letzteren, und niemals zur Anfechtung des Vertrages felbft, bei 
— er Korth nicht konkurrirt hat, Veranlaſſung geben könnte; 
daß aber, wenn von einer ſtrafrechtlichen Verfolgung aus $. 241. des 
Strafgefegbuches wegen eines bei Eingehung eines Vertrages verübten Betruges 
die Rede fein joll, immer doch mindeftens die civilrechtliche Anfechtbarfeit dieſes 
Vertrages durch den Mitfontrahenten, oder doch ein Entjhädigungsrecht aus dem 
Betrug die Vorausſetzung ift, der Schade eines Dritten durch den Vertrag endlich 
als mittelbarer oder zufälliger ftrafrecbtlich nicht in Betracht fommen würde; 
in Erwägung, dab gemeinrechtlich anerfannt wird, daß es eine Grenze 
zwiſchen dem civilrechtlichen Betruge bei Verträgen und dem Friminaltechtlich ftraf- 
baren Betruge giebt, der erftere aljo nicht immer mit dem legteren identisch ift; 
daß dies auch, wie die Nedaftionsgefchichte des $. 241. des Strafgeſetz— 
buches ergiebt (Materialien Bd. I. ©. 532 folg.) bei und anerkannt worden ih 
obwohl e8 an der Feftitellung einer folchen Grenze fehlt; 
daß aber die Erwägung entjcheidend ift, daß ſchon das Allgemeine Land: 
recht zwifchen a) einem ——— Betruge im Handel und Wandel mit lediglich 
civilrechtlichen Folgen, b) einem groben Betruge bei Verträgen, und endlich 
ec) einem qualifizirten Betruge unterfchied (A. L. R. 88. 1325—1328. Tit. 20. 
Th. 11), mithin anerkannte, daß, obwohl die allgemeine Definition des Friminellen 
Betruges im $. 1256. ibid. mit derjenigen des civilrechtlichen in den 88. 84. ff. 
Tit. 4. Th. I. ibid. im Wefentlichen übereinftimmte, doch auch bei Verträgen zwi: 
fchen einem gemeinen, nicht im Kriminalforo zu verfolgenden, und einem groben, 
allerdings ftrafbaren Betruge zu unterfcheiden ſei; — Daß aber nach diefer Auf: 
faffung des Geiftes der Vorſchriften der hier vorliegende Betrug lediglich als ein 
gemeiner zu erachten fein würde; endlih nun bei der Redaktion des g. 241. 
des Strafgelegbuches mehrfach anerfannt worden ift, daß man in Hinficht auf den 
Begriff des kriminellen Betruges nicht ftrenger als das A. L. R. in diefen Ber 
geiff vielmehr in engere Grenzen ziehen wolle; 
s in Erwägung endlich, daß der ftrafrechtliche Begriff des Gewinns in der 
en des Angeklagten nicht liegt; daß derfelbe eine kontraktlich verabredete 
ergütigung für eine von ihm geleiftete Arbeit erhalten hat, infofern alſo einen 
Gewinn ehabt haben mag, als er feine Arbeit verwerthet hat, während er für den 
Fall der Sichtleiftung der Arbeit — wenn er alfo müßig geblieben wäre — fein 
Geld erhalten hätte; daß er indeß in jedem Falle fo viel Werth (d. h. Arbeit) 
hingegeben, als er in Gelde empfangen hat, während der ftrafrechtliche Begriff des 
Gewinnes eine unerlaubte Bereicherung durch den Empfang einer 2eiftung ohne 
alle, oder doch ohne entfprechende Gegenleiftung oder Gntichädigung durch das 
Mittel der Täuſchung ded anderen Theild vorausfegt, infofern es fich nicht um 
eine duch Täufchung erwedte Freigebigfeit handelt; daß nur dann hier von einem 
folden Gewinne die Rede fein fönnte, wenn etwa behauptet wäre, Korth liefere 
felbft oder durch feinen Geſellen eine Arbeit, welche höher vergütigt werde, als die 
von Anderen geleiftete, die Täuſchung der Wittwe Guhl involvire fomit in ſoweit 
einen Gewinn. des —— und — auch eine Beſchaäͤdigung der Guhl; 
daß aber von allem dieſem hier feine Rede iſt; daß endlich eine Beurtheilufig des 
rechtlichen Begriffs von Gewinn aus den feſtſtehenden Thatſachen auch in dieſer 
Inſtanz anno zulaͤſſig iſt. 


$. 243. Nr. 8. des Strafgeſetzbuches (neuerer Redaktion). Verſuſch 
der Bernichtung, Beta inianng oder Unterdbrüdung von 
Urkunven. 

Gegen den nn ift feftgeftellt, daß er bei einem Streite mit feinem 
Bermiether über ein Miethöverhältnig unter ihnen demfelben den fchriftlichen Mieths— 
vertrag aus der Hand geriffen, zerfnittert und in die Tafche geftedt, und erft ſpä⸗ 
ter nach Herbeirufung anderer Perſonen zurüdgegeben hat. 


’ 
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Auf die Anklage wegen verfuchten Betruged aus $. 243. Nr. 7. der älie⸗ 
ren (Nr. 8. der neueren Redaktion)‘ des — ſpricht der erſte Richter 
frei, weil er einen freiwilligen Rüdtritt vom Verſuche findet. 

Auf die Appellation des Staatdanwalts erflärt zwar der Appellationsrich— 
ter, daß gegen dieſe Annahme eines freiwilligen Rücktritts Bedenken obwalten, 
beftätigt aber dennoch, weil er den Verſuch des Vergehens in jenem $. 243. Ar. 7. 
überhaupt nicht für ftrafbar erachtet. Zwar bedrohe der $. 242. den Verfuch des 
Betruged im Allgemeinen gleichfalls mit Strafe; auch fei die Auffaſſung, welde 
bei den Strafbeftimmungen des $. 243. den Thatbeftand des $. 241. vorausſehe, 
wohl die richtige. Allein unter den im $. 243. sub 1—7T. Getzt 8.) befonderd auf- 
geführten Fällen ded Betruges fei nur bei Nr. 3. und 4. ein Verſuch als ftraf- 
bar ausprüdlich erwähnt worden; bei Nr. 7. (jeßt 8.) fei dies nicht auch gefcheben. 
Aus der fpeziellen Erwähnung der Strafbarfeit des Verſuches aber in jenen erſte— 
ren Fällen sub 3. und 4. gehe klar hervor, daß das Geſetz gerade nur in dieſen 
Fällen den Verſuch ftrafen wolle, daß dagegen in allen übrigen Fällen des $. 243, 
mit Einfchluß des vorliegenden, nur das fonjumirte Baal ftrafbar fein jolle 
weil, wenn nach $. 242. der Verſuch in fämmtlichen Fällen des g. 243. ftraf- 
bar wäre, die befondere Erwähnung der Strafbarkeit deffelben in den Fällen sub 3. 
und A. jedenfalls als überflüffig unterblieben jein würde. Auch bei der Verbindung 
der 88. 241. und 243., als die Gefammtfriterien des —— Betruges, wie 
ihn der 8. 243. darſtellt, enthaltend, ſei es leinesweges ohne Weiteres —5 
daß auch der $. 242. auf den $. 243. anzuwenden ſei, da ein ſolches Zurückgehen 
auf ihn weder in der Natur der Sache, noch auch in dem Inhalte dieſes $. 242. 
liegen ; denn hinfichtlich dieſes Inhaltes ftänden fich gerade beide 88. 242. und 243. 
als gegenfeitige Mopififationen einander gegenüber. 

Der Ober-Staatsanwalt führt in der Nichtigfeitöbefchwerde aus: die all- 
gemeine Beftimmung des $. 242. müſſe notwendig auch auf den $. 243. in 
allen feinen einzelnen Fällen Anwendung finden, die Richtigkeit diefer Annahme 
ergebe jich auch aus $. 245., wo auf die vorangegangenen $$. 241 — 244. Bezug 
genommen werde. Die befondere Erwähnung des Verſuches sub Nr. 3. und 4. 
des $. 243. habe nicht den Zwed, die Strafbarfeit des on überhaupt außer 
Zweifel zu fegen, vielmehr nur den, den Anfang der Ausführung im Sinne des 
$. 31. erft mit den Angaben der zweiten Thathandlung erkennen zu laſſen. 

Durch Urtel des Ober» Tribunald vom 4. Juli 1856 wider Gollier 
(Nr. 615. 1.) ift das Appellationdurtel vernichtet und die Sache in die zweite 
Inftanz zurücgewiefen, in Erwägung, daß im $. 241. fi) die Begriffsbeftimmun 
des Betruges und im $. 242. die Vorjehrift darüber befindet, mit welcher Stra 
das vollendete Vergehen fowohl, ald auch der Verjuch defjelben zu belegen ſei; daß 
an diefe allgemeine Vorſchrift der $. 243. fih unmittelbar anfchließt, im weldem 
die einzelnen Arten des (qualifizierten) Betruges, ihrem Thatbeftande nach, verzeich— 
net und zugleich mit einer härteren Strafe bedroht find, ald in der allgemeinen 
Vorſchrift des $. 242. angedrobt ift; daß zwar der $. 243. nicht ausprüdlich be 
ftimmt, daß auch der Berfadh aller der dafelbft unter 1—7. (8.) fpezifizieten ftraf- 
baren*Handlungen mit Strafe belegt werben jolle, es einer ſolchen reg 
aber auch nicht bedurfte, da im $. 242. bereits allgemein vorgefchrieben worden, da 
und wie der Verfuch des Betruges zu beftrafen fei, und ed einer Wiederholung 
diefer Borfchrift bei dem unmittelbar. demjelben folgenden $. 243. um fo weniger 
bedurfte, als, wenn diefe allgemeine Vorſchrift des $. 242. nicht auch in den Fällen 
des $. 243. zue Anwendung fommen follte, der Verſuch einer mit härterer Strafe 
bedrohten ftrafbaren Handlung ftraflod bleiben würde, während der Verſuch eine 
mit geringerer Strafe bedrohten Betruges der Strafe des $. 242. unterliegen würde, 
was vom Gefeggeber nicht beabfichtigt fein Fann,; — daß zwar zugegeben werben 
muß, daß der $. 243. in den unter Nr. 3, und 4. erwähnten Fällen auch eines 
Verſuchs der dort bezeichneten betrügerifchen Handlungen erwähnt, auf welchen 
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Umftand der Appellationsrichter feine Entfcheivung allein gründet, indem er ans 
nimmt, daß aus diefer ausprüdlichen Erwähnung bei den Fällen sub 3. und 4. 
gefolgert werden müfle, daß, da es bei dem hier vorliegenden Falle unter Nr. 7. der 
alten Rr. 8. der neuen Ausgabe des Strafgefegbuches an einer foldhen ausdrüdlichen 
Erwähnung fehle, die Verjuchsftrafe aber gemäß g. 33. nur da eintreten dürfe, wo 
ſolches im Geſetze ausdrüdlich beftimmt worden, auch bier eine Strafe des Ber: 
ſuches nicht eintreten dürfe; — daß diefe Schlußfolgerung jedoch für zutreffend 
nicht erachtet werden Kann, da die Erwähnung des Berfuches in den Källen unter 
Nr. 3. und 4, wie ſich aus der Entftehungsgeichichte des Strafgefegbuches ergiebt, 
nicht den Zwed hat, einen Gegenjag gegen die übrigen im $. 243. aufgeftellten 
Betrugsfälle bezüglich auf die Zuläffigfeit der Strafe des Verfuches zu bilden, viel- 
mehr lediglich darauf beruht, daß die unter Nr. 3. und 4. aufgeführten ftrafbaren 
— en in den früheren Entwürfen des Strafgeſetzbuches in dem Titel über 
Kupeleuhen ihre Stelle gefunden hatten, und mit der Strafe eines Vergebene 
bedroht waren, wobei ed allerdings gemäß $. 33. der Beftimmung der Strafbar- 
feit des Verſuches bedurfte; daß eo der Entwurf von 1850 die gedachten Hand: 
lungen als Fälle des Betruges aufftellte, und die diesfälligen Strafvorfchriften, 
jedoch ohne eine Abänderung vderjelben, aus dem Tit. 7. Th. IL des Strafgefeg- 
buches in den 2iften Titel deſſelben Theiles und in den $. 243. verwies, an wel- 
der Stelle es zufolge $. 242. einer fpeziellen Beſtimmung über die Zuläffigfeit der 
Verſuchsſtrafe nicht noch bedurfte — elr. Materialien z. Strafgeſetzbuch von Golt— 
dammer Th. 11. ©. 213, 552 —; daß unter diefen Umftänden aus der Wortfafjung 
zu 3. und A. nicht gefolgert werden fann, daß der Verſuch einer nah Wr. 7. 
(Nr. 8. der neiteren Ausgabe) ftrafbaren Handlung mit Strafe nicht bedroht fei. 


$. 247. des Strafgeſetzbuches Gewerbliche Zeugniffeder Kreis: 
Prüfungs-Kommiffionen als Urkunden. 

Der Angeklagte hat das ihm von der Kreis- Prüfungs - Kommiffion über 
feine Befähigung zum feldftftändigen Betriebe des Bädergewerbes in der Art 
verfälfcht, daß er die Worte „Konditor und“ Hinzugefügt hat. Er hat in ge: 
winnfüchtiger Abficht von diefem Attefte dadurd Gebrauch gemacht, daß er auf 
Grund veffelben die Ertheilung der Befugniß zum Betriebe des Konditorgewerbes 
nachgefucht hat. j 

Der Angeklagte ift wegen Urkundenfälfhung aus $$. 247. 251. Nr. 2. (älterer 
Ausgabe) beftraft, weil das Zeugniß, da es nad $. 43, der Verordnung vom 
9. Februar 1849 den Nachweis der gewerblichen Befähigung zu dem Gewerbe lie: 
- ferte, al8 Urkunde zu betrachten fei. 

Die Nichtigfeitsbefchiwerde fucht auszuführen, daß das Atteft Feine Urkunde, 
fondern nur ein gewöhnliches Legitimationspapier fei. 

Es fragt fih, wie man den — fpäter nad) diefem Falle — emanitten $. 254. 
der neueren Ausgabe des Strafgefegbuches auffaßt, welcher allgemein „Legiti- 
mationsjcheine, Prüfungs s oder Fühigkeitszeugniffe u. f. w.” nennt, und ar 
Faͤlſchung mit geringerer Strafe bedroht, wenn fie ohne gewinnſüchtige Adficht 
gefchieht, ob man nämlich annimmt, daß diefe Urkunden bis zur Gmanation des 
neueren Geſetzes immer ald unter $. 247. fallend zu erachten gewejen und nun erft 
in die mildere Vorfchrift des $. 254. hinübergenommen feien, oder ob jenes nicht 
der Fall geweien, diefe Urkunden vielmehr erft durch das neuere Gefeg als Urkun— 
den erachtet, und — Faͤlſchung mit Strafe bedroht ſei. 

Das Ober-Tribunal hat in dem Urtel vom 27. Juni 1856 wider Krempin 
(Nr. 601. 1.) die erftere Anficht angenommen, deshalb die Beſchwerde zurüdgemie- 
fen und die Anwendung der $$. 247. und 251. Nr. 2. für gerechtfertigt erklärt. 


$. 263. des Strafgefeßbuches. Begriffdes verfleideten Wuchers. 


Erfenntniß des Ober »Tribunald vom 26. Juni 1856 wider Rohter 
(Nr. 232. IL), den Begriff des verkleiveten Wuchers betreffend: 
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in Erwägung, daß der erfte Richter, nachdem er ald erwiefen angenommen, 
daß der Pofteleve Junghans fih an den Kommis Nitfche mit dem Grfuchen, 
ihm ein Darlehen zu verfchaffen, gewandt hat, daß in Folge deffen Beide fich zum 
Angeklagten begeben haben, dieſer erklärt hat: er mache auf feine andere Weife 
Geldgeichäfte, als durch Ankauf von Wechfeln, derfelbe aber die Propofition gemacht 
hat: Nitfche möge einen Wechfel ausftellen, Junghans ihn acceptiren, und dann 
wolle er ihn faufen; daß dann wirflid Junghans einen von Nitfche auf Höbe 
von 35 Rthlr. ausgeftellten, nach zwei Monaten zahlbaren Wechfel vom 23. April 
1855 acceptirt, darauf aber nur 25 Rthir. von dem Angeklagten durch Nitfche er: 
halten, demnächft aber 35 Rthlr. an den Angeklagten zurüdgezahlt hat, — die 
Behauptung des Angeklagten: er fei, weil Forderungen um einen beliebigen Preis 
gekauft werden fönnten, zur Ausflagung der ganzen verfchriebenen Summe berech— 
tigt gewefen, für durchaus unjad) — erachtet und ſchließlich feſtgeſtellt hat: 
daß der Angeklagte ſich fuͤr ein dem Junghans gegebenes Darlehn von 
- 25 Rthlr. höhere Zinſen, als die Geſetze zulaſſen, vorbedungen und ange: 
nommen, und dieſes Gefchäft fo eingefleidet hat, daß dadurch die Gejet- 
widrigfeit deffelben verftedt worden; 
in Erwägung, daß der Appellationsrichter, da er feine neue Beweisauf- 
nahme veranlaßt hat, nah Art. 101. des Gefeges vom 3. Mai 1852 von der 
thatfächlichen Feftftellung des erften Richters nicht abweichen durfte, von derfelben 
auch nicht hat abweichen wollen, vielmehr wiederholentlich ſich auf diefelbe berufen 
hat; daß er zwar bemerft hat: 
daß feftgeftelltermaßen zwifchen dem Angeklagten einerfeits und dem Jung— 
hans und dem Nitſche andererjeits höhere als gejegmäßige Zinfen weder 
vorbedungen noch auch gezahlt worden find, vielmehr zwifchen ihnen von 
vorn herein nur ein Beipieitaufgefchäft zu Stande gefommen ift, bei welchem 
die Baluta der Ceſſion niedriger, ald der Betrag der Wechfelforderung 
di beftimmt worden; daß im einer derartigen Verabredung nichts 
trafbares liegt, und daß auch der feftgeftellte Umftand, daß der Jung: 
hans anfänglich von dem Angeklagten ein Darlehen zu erhalten fuchte 
und diefes das Motiv zur Schließung des Wechfelfaufs gewefen ift, hier- 
bei Nichts relevirt, weil nur, wenn die Paciszenten die Differenz zwifchen 
dem Betrage der cedirten Wechjelforderung und der dafür gezahlten Bas 
Iuta ald Zinfen für das gefuchte Darlehn zu fordem, refp. zu geben unter 
fih verabredet und diefe unerlaubte Zinfenftipulation, um deren Geſetz— 
widrigfeit zu_verfteden, in das Wechjelfaufgefchäft eingefleivet hätten, das 
angezogene —— (8. 263. des ——2 gegen den Ange— 
klagten Anwendung finden könnte, eine ſolche Zinfenftipulation aber nir— 
gends vorliegt, und eben fo wenig vom erften Richter feftgeftellt ift; 
daß aber dieſe ganze Bemerkung deutlich ergiebt, daß der Appellationsrich- 
ter thatfächlih nur das, was auch der erfte Richter annimmt, nämlich, daß das 
äußerlich wirklich abgeſchloſſene Gefchäft Fein Darlchen, ſondern ein Wechfelfauf 
gewefen fei, und daß die über die 25 Rthlr. verichriebenen 10 Rthlr. nicht aus— 
drüdlich F Zinſen vorbedungen ſeien, feſthalten will, es aber rechtlich anders gel- 
tend macht; 
daß nämlich feine ganze Argumentation, welche ihn zu dem Reſultate, daß 
der $. 263. des Strafgefegbuches nicht anwendbar fei, führt, auf der Verfennung 
des rechtlichen Begriffes des verkleideten Wuchers beruht, als fege diefer voraus: 
daß — und Schuldner ausdrüdlich zunächſt dahin übereingekom— 
men feien, ein Darlehnsgefhäft zu fchließen und höhere Snfen vom Dar 
lehen, als die Gefege zulaffen, zu zahlen, refp. zu nehmen, demnächſt aber 
weiter ausdrüdlich verabredet hätten, diefes Gefchäft in ein anders, im 
— Falle, den Wechſelkauf, einzukleiden; 
wogegen das Weſen des verkleideten Wuchers darin beſteht: 


’ 
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daß der eigentliche, beiden Theilen wohl befannte innere Gehalt des 
Geſchäfts der ift: daß von einer dargeliehenen oder fonft freditirten 
Summe höhere Vortheile, als die Geſetze ald Zinſen zulaſſen — vergl. 
Allgemeines Landrecht 1. 11. 98. 810. 811. — bedungen oder gezahlt 
werden, und daß alles das, was jtatt deſſen als oftenfibles Geſchäft ge: 
ichloffen wird, eben darum gejchloffen wird, um diefen inneren Gehalt zu 
verfteden ; 
daß dieſe Einkleidung fich von der Simulation wejentlih darin unterfchei- 
det, daß bei diefer Das Scheingefchäft nur vor den Augen Anderer erfcheinen, zwir 
ſchen den Kontrahenten aber nicht rechtlich beitehen joll, indem zwiſchen ihnen ver 
ernfte Wille fehlt; daß bei dem eingefleiveten Wucher aber zwijchen dem Wucherer 
und Schuldner der ernfte Wille befteht, daß Yesterer nach dem, was die Einflei- 
dung bejagt, rechtlich foll gezwungen werden fünnen, und fie nur Beide willen, 
oder wenigftend der Wucherer es weiß, daß, wenn ftatt der Einkleidung der wahre 
innere Gehalt des Gefchäfts zum Vorſchein gefommen wäre, der Schuldner nicht 
zu dem, was darin gefegwidrig ift, gezwungen werden könnte; 
daß hiernach eben, weil die Abficht auf eine möglichft geſchickte Umgehung 
eines Gefeges gerichtet ift, Das einfleidende Geſchäft in der Negel das einzige ift, 
welches wirklich ausdrüdlich zu Stande fommt, und daß es daher immer Sache der 
thatfächlichen Feftftellung ift, ob ein oftenfibel vorliegendes Gefchäft, im vorliegenden 
Falle der Wechſelkauf, bei welchem außer dem Angeklagten und dem Junghans noch 
ein Dritter, Nitfche, als handelnd aufgetreten ift, ein folches Einkleidegefchäft, der 
innere Gehalt des Gejchäfts aber ein Darlehen oder fonftiges Kreditgeben mit zu 
hohen Zinfen gewejen fei; 
in Erwägung, daß es hiernach nur unrichtige Handhabung des Geſetzes 
ift, wenn der Appellationsrichter auf die obige Feftitelung des erjten Richters den 
$. 263. des Strafgefegbuches, deffen Merfmale nach vorftehendem Sinne des ver: 
kleideten Wuchers die Feftftellung enthält, nicht anwendbar erachtet hat, weshalb 
denn das Appellations-Erfenntnig wegen Gefegesverlegung vernichtet werden muß. 
das erfte, aus $. 263. wegen verkleiveten Wuchers ftrafende Urtel ift dem- 
nach wieder hergeftellt. 


Anzeige. 


Der Profeſſor Dr. Reinhold Köſtlin zu zn iſt in diefem Herbit 
re Es bedarf feiner Bemerkung, wie groß der Verluft diefes Mannes für 
ie Wiſſenſchaft des Deutſchen Strafrechts ift. Seine trefflihen Schriften find all- 
gemein bekannt, und baben, abgejeben von ihrem bleibenden Werthe überhaupt, 
ur Zeit ihres Entftebens den Fortſchritt unferer Wiſſenſchaft weientlich befördert. 
2eider ift aus den legten Andentungen des Verftorbenen an die Redaktion diefer 
Zeitichrift zu befürchten, daß fein treffliches Syſtem des Deutſchen —— 
deſſen Allgemeiner Theil im vergangenen Jahre erſchien, nicht vollendet worden iſt. 
Möchte fi eine fähige Hand finden, das Unvollendete nach feinen binterlaffenen 
Materialien mit gleibem Geifte und gleich andauerndem Fleiße zu vollenden. 
Auch für uns ift der Verftorbene in ausgezeichneten Abbandlungen thätig 
eweien, hatte Vieles noch verbeifien, und wenigitens eine bedeutende, im nächſten 
Jahre von und aufjunebmende Abbandlung, nicht] lange vor feinem Tode noch 
eingejendet. Dieſe tbätige Unterjtügung, die wir durd ibn erfahren haben, mehr 
aber und vor Allem jene der Deutiäen Wiſſenſchaft überbaupt geleifteten Dientte 
verpflihten uns, feinem Audenken diefe Zeilen zu widmen. 


Archiv 185%. V. 
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Statiftik der Preußischen Schwurgerichte 
für 


das Jahr 1855 '). 


L vorigen Jahre ift damit begonnen worden, in der „Statiftif der Preufifchen Schwurgerichte für ba? 
Jahr 1854 * die Nefultate darzuftellen, welche fib aus einer, mad Zahlen geordneten Zufammenftellung 
über den Geſchäfts-Umfang diefer Gerichte, die verhandelten Saden, die —— der Gejchmornen, 
die erfannten Strafen und die Freiſprechungen, endlich die Vergleihung der Angeklagten nad ihren Beruf 
Hafen und nad ihrem Verhältniffe zu den Einwohnern im Allgemeinen ergeben. 

Bei dem Intereſſe, welches ſolche Mittheilungen zu gewähren vermögen, find die Gerichte ver» 
anlaftt worden, auch für die Zukunft durch geeignete Notizen aus jeder einzelnen Schwurgerichts + Periode 
das Material dazu vorzubereiten, wobei zugleich darauf Rüdficht genommen worben ift, theil® durch eine 
zweckmäßigere Anordnung einzelner Tabellen, tbeils duch Vervollſtändigung in einigen bisher ned nict 
beadhteten Beziebungen, 5. B. eine Unterfheidung der Angeklagten nad) deu Altersflaflen und Konfeffionen, 
die Zufammenftellung möglichft überfihtlih und umfaſſend zu machen. 

In dem folgenden werden die Ergebniffe diefer Ueberfihten für das Jahr 1855 veröffentlicht. 

In der Kompetenz der Schwurgerihte war für dies Jahr im feiner Weiſe eine WUenderung gegen 
das Vorjahr eingetreten. Die geeigneten Ortd angeftellten Vergleiche der Refultate beider Jahre beruhen 
infoweit alſo auf ganz gleichen Vorausſetzungen. 


I. Umfang der Geſchäfte. 


u den 22 Obergerichts + Departementd waren im Jahre 1855, eben fo wie in dem Vorjahre, 
85 Schwurgericte vorhanden. Während diefelben im Jahre 1854 
in 330 Situngsperioden an 3340 Situngstagen 
5553 Unterfuhungs · Sachen 
gegen 8895 WUngellagte, vom denen jedoch 550 mie megen eines Vergehens vermöge ber 
Konnexität vor die Schwurgerichte veriwiefen waren, aljo gegen 8345 eines Verbrechens ange 
flagte Perſonen 
abgenttbeilt haben, find von ihnen befage der Nachweiſung I. im Tahre 1855 
in 331 Situngsperioden an 3144 Gitungstagen 
5694 Unterfuhungs»-Sadıen * . 
genen 8923 Angeklagte — darunter 834 nur eines Vergehens Beihuldigte — mithin gegen 
9 eines Verbrechens angeflagte Perfonen, 
erledigt worden. Hiernach bat fih im Tahre 1855 die Zahl 
der Sikungsperioden um..... . .. 1 
der Unterfuhungs-Sahen um ....... 141 
der Angeklagten wegen eines Vergebens um 284 
vermehrt, dagegen die Zahl j 
der Sihungdtage um . .2u une nen 196 
der Angeflagten wegen eines Verbrechens um 256 
vermindert. 


1) Abgedrudt mit Weglaflung der umfangreihen Tabellen, deren Refultate bier nur vergleichend 
jufammengeftellt find, aus der von dem Kömiglichen Juftigminifterio im Manuſcript außgegebenen Statiftil. 
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... Im Durchſchnitt bat jedes Schwurgericht während des Jahres 1855, eben fo wie in dem Vorjahre, 
3 bis Sifungsperioden abgehalten. Nur bei einem Schwurgericht, dem Stadtgeriht in Berlin, 
baben allmonatlid Sigungen ftattgefunden; ferner bat während des Jahres 1855 das Stadtgericht in 
Breölau in 10, dad Stadt. und Kreisgericht in Magdeburg in 8, das Kreisgericht in Pofen in 7, und 
dad Kreisgericht in Berlin in 6 Sifungäperioden verhandelt; von 12 Schmurgerichten find 5 Situngs- 
perioden, und von 13 Schwurgerichten (im Wriezen, Anclam, Greifswald, Braunsberg, Heilsberg, Memel, 
Mohrungen, Neidenburg, Conitz, Deutſch + Erone, Thorn, Hechingen und Eiegen) aus befonderen lokalen 
oder anderen verübergebenden Gründen weniger al? 3 Eitungsperioden abgehalten worden. 

Jede Sitzungsperiode hat durbfhnittlih 9 bid 10 Sitzungstage erfordert. Hiervon fommen 
jedoch bei den einzelnen Schwurgericten ebenfalls erhebliche Abweihungen vor. Die Negel, daß feine 
Sitzungsperisode länger als 12 bi8 15 Sitzungstage dauere, damit die Geſchworenen nicht zu lange ihren 
gewohnten Gefchäften entzogen werden, ift in 24 (im Jahre 1854 in 40) Situngsperioden überjchritten 
worden; in 8 (1854 in 14) find fogar mehr ala 18 Situmgstage erforderlih geweſen, um die ange- 
ſehten Sachen zu erledigen. Es mar dies der fall: einmal bei den Schwurgerichten in Tilfit, Grauden;, 
Brieg, Görlig, Oppeln und Trier, und zweimal bei dem Schwurgericht in Cöln. Weniger ala 3 Sitzungs 
tage haben nur eine Periode in Perleberg, Stendal und Saarbrüden, fo wie drei Perioden in Paderborn 
gedauert. R 

In jeder Situngsperiode find eben fo wie im Jahre 1854 durchſchnittlich 17 Sachen gegen 
27 Angeklagte und an jedem Situngstage 2 Sachen mit I Angeflanten verhandelt. Auch biervon finden 
im Einzelnen viele Abweichungen ftatt. Die meijten Saden find während det Tabres 1855 in der ver 
bältnifmäßig fürzeften Zeit bei den Schwurgerihten in Breslau, Brieg, Oppeln, Ratibor und Torgau 
verhandelt; es fommen nämlich: \ 

in Breslau auf 123 Situngstage in 10 Perioden : * Sachen mit 594 Angeklagten, 
5 375 


„ Bri . 68 . — — 378 
Oppein 70 2 m 211 ; „ 3% 
„ Ratibor „ 5 — „ 5 ” 177° ,„ „ 294 2 
„ Torgau „ 21 ER. 5 bb „ 86 z 


» 
oder durchſchnittlich auf jede Sitzungsperiode: 
in Breslau 38 Sachen mit 59 Angeklagten, oder auf jeden Tag 3 Sachen mit 4 bis 5 Angeflagten, 


» Brieg 4 * 75 » » » r » 3 » r > » 6 » 
» Oppeln 42 » „ 64 » »» » ..: 5 445 
» Ratibor 5 o „ „9% s Er u 1.58 z 
» Torgau 22 » » 29 » » » » * 3 » » 4 » 5 * 
Die Schwurgerichte in Breslau und Oppeln hatten auch im Jahre 1854 die meiſten Sachen in 
der kürzeſten Zeit erledigt. 
Außerdem find im Jahre 1855 mehr als 2 Sachen täglich noch verhandelt bei 22 Schwur— 
gerichten, nämlich: u 

in Cottbus .. . an 48 Tagen 117 Saden mit 157 Ungeflaaten, 

„Eh... MM ,. WB „ 43 . 

» Bartenftein.. „ 6 „ 4 „ » 8 r 

»„ Seltbrg .. „ 8 „ 9 23 

„Mml....,3 „ % „ .„ 64 z 

» Modeungen . „9 » 3 „ » 30 s 

» Deutfh-drene u... B „ z:B R 

„Glatz. . ... „u „ 18 , „ 186 = 

» Dauer 383 683 „» 9 — 

Schweidnißz 63 „ 138 „ 235 

» Bunzlan... »„ 7 „ 58.» 18 A ® 

„ Hlogau .;1  „ 8 „ 61 

„Görlitz —0 5, 149 5 

elb...., 21 ,„ 5, 8 , 

„ Gleiwig 6 130 , „ 18 e 

Neiſſe.... 55 150 , 238 . 

» Min... „2 „ A , „ 1u2 5 

»„ Bromderg .. „ 4 „ 9 , „ 118 ie 

„ Schneidtemähfl „ 21 „ 92 „ „ 66 z 

vo Naumburg... „31 „ 72 ,„ „ 133 A 

„Def: ie. „ 58 R 

„ Bm... .,8 , 0 , „ 1 z 


Die verhältnißmäßig längfte, Zeit ift bei folgenden Schwurgerichten verwandt worden, melde weniger 
Saden verhandelt haben, ald Sitzungstage abgehalten find: 
j Berlin (Kreisgericht) an 87 Tagen 30 Sachen mit 145 Angeklagten, 


Brandenburg. . . - - „4 „  „ » 81 = 
Münftter ......-» ,»,0 „es, » %» - 
Pe » 70:2. 48.09 „ 153 z 





708 Statiftit ber Preußiſchen Schteurgerichte für das Jabr 1855. 


Den Vorſitz haben in den erwähnten 331 Sitzungsperioden des Jahre 1855 
73 Appellationägerichts -Nätbe, 
72 Drafidenten oder Direktoren der Gerichte erfter Inſtanz, 
14 Stadt: und Kreisgerichts-Räthe, 


zufammen . . . 159 Benmte 
aefübrt; e# lommt alſo im Durchſchnitt auf jeden diefer Beamten ein ——— Vorſitz. Es haben 
edoch ein Appellationsgerichts Rath in 7, ein Stadtgerichts-Direktor in 65, 4 Beamte jede in 5, 
11 Beamte jeder in 4 Situngsperioden präfidivt, und 64 Beamte find im weniger ald 2 Verioden, 
theild nur zue Vertretung, als Vorfigende thätig gewefen. 

361 Sachen mußten im Jahre 1855, obwohl fie zu einer beitimmten Situngsperiode anberanmt 
waren, auf die nächftfolgende vertagt werden. Danach kommen auf 100 Sachen 6, welche zu vertagen 
waren, Diefe Zahl ift jedoch mehrfach überfhritten, am erbeblichiten im Departement 

bed Rammergerihtö, wo auf 100 Saden 13 

Poſen, Pe „ 2 

Halberftadt, » >.» = 9 
zu vertagende Sachen kommen. 

Gar keine Vertagungen haben in den Departements Greifswald, Arnsberg und Ehrenbreitſtein 
ftattgefunden; nächſtdem war die Zahl der Vertagungen am geringſten in den Departements Cötlin, 
Magdeburg, Naumburg, Hamm und Cöln, wo fie 2 bis 3 Prozent der überhaupt verhandelten Sachen 
auämadhten. 

Im Fahre 1854 wurden 298 Sachen, oder von 100 Sachen 5, vertagt, und zwar die meijen 
in den Departement? Kammergeribt, Stettin und Pofen. 





1. Zahl der Unterfuhungen. 


Die Zahl der vor den Schwurgerichten im Jahre 1855 verhandelten 
Unterfuhungen betrug bejage der Nahmweifung I...» 2.22... 5694 
wogegen im Jahre 1854 nur 2.2.2 ue een en nn 5553 
verhandelt wurden, alfo jeßt mehr... . 2.2: une * 141 
m Einzelnen bat fih die Zahl der Unterfuhungen vermehrt: 

in der Provinz Brandenburg um. ..... 2 

F Schleſien RE 509 

— Sachſen Per ar: —11 

⸗Rheiuprovinz 822 54 


zuſammen um.....— 606 





Dagegen vermindert: 
in der Probinz Pommern um 60 
Pu » Dreufen „ 276 








”»r ” ofen “ 41 
» » » Meitpbalen * 88 
überbaupt um. .... 465 
bleiben wie oben mehr... .. . 141 
wobei noch bemerft wird, daß bei den Gerichts -Mbtheilungen außerdem 
im Jahre 18686............ 11 
⸗ —ſ ER EEE EREREREEEE 7893 
mitbin 1855 mehr... ... 618 


Unterfuhungen wegen Verbrechen, d. b. mit Zuchthausſtrafe bedrohter ſchwerer Diebftähle und Hehlertien 
anbängig gewejen find, 


II. Zahl der Verbreden. 


Die weiteren ſtatiſtiſchen Nachweiſe erſtrecken ſich nur auf die vor den Schwurgerichten verbandelten 
Verbrechen, wobei der Verſuch und die Tbeilmabme überall in die Zabl der betreffenden Verbreden 
mit aufgenommen find, 

Die Gefammtzahl der im Jahre 1855 verbandelten Verbrechen, welche mit der Zahl der Unter 
juhungen nicht übereinftimmen Faun, weil cine Unterfuchung ſehr häufig mehrere Verbrechen umfaßt, 
beträgt nad Ausweis dersfummarifhen Zufammenftellung II. 9663, wogegen im Jahre 1854, 8 
Verbrechen verhandelt find. 

Die hiernach gegen das vorige Jaht vorhandene Vermehrung kann indeß zu einer allgemeinen 
Folgerung feine Berechtigung gewähren, wenn man nad den unten folgenden Bemerkungen erwägt, 
diefelbe im der That bauptfächlic nur in einer Provinz — nämlich der Wrovinz Schleſien — berportritt, 
während im allen übrigen Provinzen die Zahl der Verbrechen faſt ganz gleich geblieben iſt, ja in 4 Dre 
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dinzen ſich vermindert hat. Dazu fommt, dafi, wie der Abſchnitt V. eraieht, Die k der ‚ 
bredbens angellagten Perfonen ſich ſelbſt * Allgemeinen vermindert or Endlich ar he ee 
nicht außer Betracht bleiben, daß ein Vergleich zweier auf einander folgender Jahre zu allgemeinen Fyol- 
—— er —* DR benupt — —— erſt ein Vergleich mit einer früheren 
in borjä Statifti d . i 
—— een und fi Ynbalt 9 = * * Statiſtik gegen das Jeht 1840 aufgeſtellt worden iſt, 
Den größten Theil der Verbrechen bilden die Dichſtähle, nämlich: 

re j im Jahre 1855 im 1854 
ſchwere Diebftähle im wiederholten Rückfalle 2418 a: 25 Progent, 1928 de Prozent, 

2356 „ 2 Bi 178 „ 21 ,. 


* » * » 


i — — — — — — — — 
= zufammen 4774 oder 49 Prozent, 3726 oder 44 Prozent, 


wobei zu berüdfichtigen iſt, daß unter den 970 anderen, 
einzeln nicht aufgeführten Verbrechen aus dem jahre 
1855 meift f&hwere Diebftähle begriffen find, 

Den Diebftählen fommen der Zabl nah am 


nächften : 
die Urkundenfälfchungen mit... .... 1351 „ 14 m 752,9 
Hieran reiht fi das Verbrechen des Meineides bi 
und Der Verleitung dazu mit * 53 „ 5 = 1 dv AR Par 
Demnädit folgen die übrigen Verbrechen in nad . 
ftebender Ordnung: 
Schwere Rörperverlehung . 2.22... 479,5 . 539,6 
Verbrechen gegen bie Sutlichteit . . - - - 325 „3 , 39,5. 
Verbrechen im Amte .. 2.2.2200 0. 35.53 2 33.3 e 
Branditiftung und andere gemeingefährliche 
Berbrehen ... 2.0000. 7, 53 E 20,53 5 
Raub und Erpreffung ... rer n on. 20 „ 3 a 135 „ 2 gi 
JJJ EEE Or 111 „ A 5 877 1 
—— von Gefangenen... - » 8, 1 » 3, 1, 
üngverbredhen. .... 2.2220 een. 56 12, 1 = 
Betrügliher Banketutt nr. 43 % 18 
Kindesmord. . ............... 38 * >4 oder 
EEE nenne 25 u 37| weniger 
Aufrube und Tumult „2... .22r ++. 14 f als _ ala 
Abtreibung der Leibeäftuht ....- - + - 1 | I Prozent — N 1 Progent. 
BDealfiung sun nann en. 9, 6 


Während hiernach im Jahre 1855 gegen das Vorjahr bei den ſchweren Diebftählen im erften und 
wiederbolten Rüdfalle, Urfundenfälfhungen, den Verbrechen im Amte, dem Raub und der Erpreffung, 
dem Morde und dem beirlalicen Bankerutt, eine Vermehrung eingetreten ift, baben ſich die Verbrechen 
des Meineides und der Verleitung Dazu, der ſchweren Körperverlekung, die Verbrechen gegen die Sittlichkeit, 
Die Muünzverbrechen, die Verbrehen des Kindesmordes und des Todtfhlages zum Theil nicht umerheblic 
vermindert. 

Wie fih die Zahl der Verbrechen nach den einzelnen Schwurgerichten, Obergerichts— 
Departements und Provinzen geftaltet, ergeben die Tabellen II. und XI, Danach wurden in den 
einzelnen Provinzen, geordnet nad der Einwohnerzahl, verhandelt: 


















Verbrechen [alje im Jahre 
Einwohner. im Jahre 1855 

| | 1855 | 1854 | mehr | weniger 
Provinz Schlefin. ..------rrr +: 3,143,119 | 3133 | 2085 | 1098 | — 
* Preußen ernennen 2,604,795 1622 1818 er 196 
Rheinprovinz exel. Oftrhein .... ++. 2,572,036 | 1015 742 273 — 

Provinz Brandenburg EEE EU E- 2,245,886 1121 | 1139 — 18 
VWeſiphalen inel. Oſtrhein. ... 1,904,345 | 840 | 741 | — 
» Sahlen ..: rer. 1,817,085 | 856 | 7593| 103 | — 

» BDolm...- er eermere 1,381,745 | 676 | 7401| — 64 

»  Dommen * 1,254,710 | 400 532 — 132 
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Es fommt ſonach ein Verbrechen : 
im Jahre 1855 1854 


in der Provinz Schlefien anf... ....-- 1008 1545 Eimmohner, 
4 > Preußen mf....::2:.. 1606 1433 u 
—— », Brandenburg anf... ..... 2008 1972 ar 
>» RE ers 2044 1867 » 
— Sachſen uf . 2.22.2220. 2123 2413 — 
»» » Meftpbalen inel. Oftrhein auf 2267 2570 2 
» » MRbeinproving exch. Oſtrhein auf ... 2534 3466 = 
» » Proeinz; Pommern auf 22.2.2... 3137 2358 » 


Im Tabre 1855 if alfe das Verhältniß am qünftiaften in der Proving Pommern, anfungin- 
ftigften in der Proving Schlefien. In der letztgedachten Provinz bat fi die Zahl der Verbrechen fehr 
erheblich, namlich um 54 Prozent vermebrt und zwar fpeziell 

im Departement Bredlan von 953 auf 1585, oder um 66 Prozent, 
* * Gloaau „ 373, 509, * = 
» " Ratiber „ 709 „ 1089, „ 446 5 

Im Jahre 1854 war das Verhältniß am günftigften in der Rheinprovinz, am ungünftigiten ın 
der Provinz Preußen, 

In Betreff der einzelnen Verbrechen aus dem Jahre 1855 wird folgendes berporgeboben : 

Von den 14 Verbrechen des Aufruhrs und Tumults kommen 9 auf die Provinz Preufen, 
3 auf Schlejien, je 1 auf Brandenburg und Sadjen. 

Bon den IB Verbrechen der JZufammenrottung von Gefangenen fommen 38 auf die Pro- 
vinz Preußen, 18 auf Brandenburg; in der Rheinprobinz ift fein®, in Pommern find nur 2 vorgefommen. 

Von den 56 Münzverbrechen fommen 13 auf die Rbeinprovinz, 10 auf Schlefien; am 
geringften find Pommern und Vofen, jedes mit 4, vertreten. 

Von den 513 Verbrechen des Meineides und der Verleitung dazu fommen 106 auf Preußen, 
96 auf Sclefin, 86 auf Brandenburg, FO auf Weftpbalen; die mwenigften Tiefert Pommern (27), 
Poſen (30) und die Nbeinprovinz (34). 

Von den 325 Verbrechen gegen die Sittlichfeit fommen 62 auf Schlefien, 53 auf Weftphalen, 
49 auf Brandenburg (davon 17 auf das Stadtgericht in Berlin), 43 auf die Nheinproding; die menigfien 
finden fi in Polen (25) und Pommern (20). 

Von den 111 Verbrechen des Mordes kommen 44 auf Schlefien (davon 10 anf das Schmur- 
gericht in Glak), 25 auf Vreufen; 1 auf die Rheinprobinz und 4 auf MWeftphalen. 

Von 479 ſchweren Körperperlehungen verteilen fi) 98 anf die Provinz Prenfen, 77 auf 
Schleſien, 59 auf Pofen; die übrigen Provinzen find nicht erheblich davon verſchieden 

Von 2356 ſchweren Diebjtäblen im erften Nüdfalle fommen 1031 auf Schlefen, 
428 auf Preußen; auf Pommern mir 77, anf Weftphalen 102; amd ber Rheinprovinz iſt die Jabl 
nicht genau feftgeitellt. 

Von 2418 ſchweren Diebftäblen im wiederholten Rüdfalte Ammen 936 auf Schlefien, 
431 auf Preußen, auf Weitpbalen nur 124 umd auf Pommern 140. 

Auh Raub und Erpreffung (inägefammt 260 Verbrechen) ift am meiften in Schlefin (115) 
und Preußen (49), am geringſten in der Mbeinprovinz (5) und Sachſen (8) vertreten. 

Die Urkundenfälſchung (insaefammt 1351) findet fit am meiften in Weſtphalen (321 — 
davon 176 im Neuwied —), in Schleſien (279) und Brandenburg (214 — davon 136 beim Stadt 
gericht in Berlin —), febr wenig in Pommern (32) und Pofen (40). 

Bon den 43 Betrüglihen Bankerutten bat Berlin allein. 10, Breslau 5 aufzuweiſen. Die 
übrigen vereinzeln fi. 

Brandftiftung und andere aemeingefäbrlice Verbrechen (271 insgeſammt) find in Schlefien 88, 
in Preußen 60, in der Mbeinprovinz 15, in Sachſen 14 und in Pommern 7 vorgefommen. 

Von den Verbreben im Amte endlich (315) liefert die Rheinprovinz auffallend viel, 160; 
Preußen 50, Sachſen 47, Brandenburg nur 8, Poſen 4. 


IV, Ausfprüde der Gefhmworenen. 


Nach Ausweis der Tabelle II. find im Jahre 1855 überhaupt 68 Verbrechen (darunter 43 beim 
Schwurgericht in Königsberg) in contumaciam entjcbieden; im Jahre 1854 kamen nur 19 Entſcheidungen 
diefer Art vor. ' 

Erbeblicher dagegen ift die Zahl der Schuldbefenntniffe. Sie betrug im Jahre 18552262, 
im Jahre 1854 — 1888; es ift daher beinabe der fünfte rein. der ſechſte Theil der Gefammtzabl der 
Anklagen auf diefe Weife erledigt werden. 

Die meiften Schuldbekenntniſſe find im Jahre 1855 bei dem Diebftählen (4—%); den Zufammen- 
rottungen, Münzverbrehen und Urkundenfälſchungen (3), die wenigften bei dem betrüglihen Banferutt 
(35), der ſchweren Körperverlefung (54), dem Aufruhr und Tumult (), dem Meineide (16) und 
dem Morde (75), gar feine bei dem Todtihlage und der Abtreibung der Lei t vorgekommen. 
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Mach den Departements der Obergerichte georduet, fommen die meiften Schuldbeleuntniſſe auf 
Naumburg (5), Frankfurt, Breslau, Glogan (Y), Eöslin, Katibor und Maadeburg (4); die wenigſten 
auf Ebhrenbreititein (45), Greifämald ( 30), Muünfter (43) und Brombera (+5). 

Die Gefchworenen haben 11,186 (im Tabre 1854 — 11,176) Deftnitiv-Ausfprüde ab» 
gegeben, movon bei 1507 (im Sabre 1854 bei 1527) mildernde Umſtände angenommen find, und bei 
1314 die Frage wegen mildernder Umftände verneint ift. 


Von den, die Haupttbat felbjt betreffenden Ausſprüchen lanteten: 
im Jahre 1855 1854 


auf Schuldig nah der Anklage ........ 5691 6521 
auf Schuldig wegen eines anderen Verbrechens 284 439 
auf Schuldig wegen eines DVergehend ..... 644 757 
und auf Nichtſchuldig. .. . . . . 1746 1932 


Sid... 8365 9649 

Fur beide Jahre bilden die Ausfprühe auf Schuldig nach der Anklage 3, auf Nichtſchuldig der 
fammtlichen Auäfprüde. j 

Diefed Verhältniß üft jede im Einzelnen ein fehr verſchiedenes. 

Im Jahre 1855 Fommen die meiften Ausfprüde auf Nichtſchuldig vor: bei dem Meineide, 
der Mbtreibung der Leibesfrucht, der Vergiftung, dem betrügliden Bankerutt, der Brandſtiftung und den 
Verbrechen im Amte: bei allen diefen Verbrechen lautete die Hälfte der Andfprüce auf Nichtſchuldig. Die 
weniaften Ausſprũche auf Nichtſchuldig ergeben ſich bei den ſchweren Diebftählen im wiederholten Rückfalle 
(As) z im erfien Racfalle (%), bei dem Morde und dem Raube (1). 

den Departement? geordnet fommen die meiften Ausfprüce auf Nichtſchuldig auf Paderborn 
und Göln (}), die wenigften auf Stettin (5), Breslau, Münfter und Ehrenbreitſtein (6) 

n 3a Fällen, alfo durdfchnittli bei jedem dritten der auf Schuldig lautenden Ausſprüche der 
Gefchworenen (8365) ift den Geſchworenen eine frage über dad Vorbandenfein mildernder Umftände 
vor at worden. In etwa der Hälfte Diefer Fälle, in 1314 iſt die Frage verneint, im 1547, der 
— etwas größeren Hälfte dieſer Fälle, iſt fie bejaht worden. 

Mei den ſchweren Körperberlehungen iſt in 196 fällen die Bejabung, und nur in 60 eine Ver- 
neimunga; Dagegen bei den ſchweren Diebitäblen im erſten Rückfalle in 124 FJällen eine Bejahung umd in 
442 jrallen die Verneinung, bei den ſchweren Diebjtäblen im wiederholten Nüdfalle fogar nur in 278 
Fällen die Beietent und im 446 Fällen die Verneinung der Frage erfolgt; bei den Urfundenfälfchungen 
ober wieder in 252 Fällen die frage bejabt und nur in 132 Fällen verneint worden. 

Die Zahl der DVerneinungen überfteigt die Zahl der Bejabungen in den Departements Stettin 
(37:33), Cöslin (24:13), Inſterburg (58:59), Breslau (232: 184), Magteburg (51:30), 
Halberftadt (42:39), Naumburg (76:50), Paderborn (20:14). ® 

m Allgemeinen aber fteilt fi das Mefultat fo, daß durdfchnittlich im dem je vierten Falle, wo 
der Ausſpruch der Geſchwornen auf Schuldig lautete, mildernde Umftände angenommen worden 
find; am meiften bei den ſchweren Körperperlegungen (in 196 von 332 Fällen, alfe in mebr als der 
Hälfte), dem betrügliben Bankerutt (in 17 von 32 Fällen), den Urkundenfälſchungen (3) umd dem 
ſchweren Diebftahl im erſten Rüdfall (7). j 

Am bäufigften, im Verhältniß zu den Ausſprüchen auf Schuldig, Fommt die Annahnte mildernder 
Umftände vor: in den Departements Münfter (5), Greifswald, Königsberg, Pofen, Halberftadt, Arns- 
berg und Eöln (5); am feltenften in Ebrenbreititein („4 ), Eöslin, Juſterburg und Magdeburg (} ). 

Dagegen ift in dem je fünften falle, wo der Ansjprud der Gefchmworenen auf Schuldig lautete, 
die frage wegen mildernder Umſtäude verneint; danach am meiften bei dem ſchweren Diebſtahi 
im erſten Pr wiederholten Rüdfall (4—— 4), bei dem betrüglichen Bankerutt (3) und der Urkunden 

älfhuna h 
Am bäufigften, d. b. wieder im Verhältniß zu den Ausſprüchen auf Schuldig, fommt die Verneinung 
der Frage wegen mildernder Umftände vor: in den Departements Pofen, Salberftadt und Paderborn (} Sr 
am feltenften in Ebhrenbreititein („)), Münfter (45), Hammergeriht und Königsberg (4). 

in 423 (im Jahre 185d in 431) Fällen, alfe in einem Falle von 15 (854 in einem Halle 
von 17—18), baben die Geſchworenen die ihnen vorgelegten fragen nur mit 7 gegen 5 Stimmen 
beantwortet; im 378 (1854 in 318) fällen der Art, alfo etwa in 3 Fällen unter 4 (gang ebenfo im 
Jahre 1854 ift der Gerichtäbof dem Ausſpruche der Majorität beigetreten. 

Die meiften derartigen Antworten finden ſich bei der Vergiftung, dem beirügliden Banterutt (}), 
der Abtreibung der Peibesfruct und der Brandftiftung (%); die wenigften bei der Sufammenrottung — 
den Verbrechen im Amte (55), dem Raube (4) und der Urkundenfälfchung ( 1), 

Die Geihworenen in den Departements Königöberg, Marienwerder, Polen + Arnäberg und Eöfn 
baben am bäufiaften ( — 7/; ) derartige Antworten ertbeilt. - 

Nur in 5 (im Jahre 1854 in 12) Fällen hat der Gerichtshof Veranlaffung gehabt, anzunehmen, 

daß die Geſchwottnen fib zum Nactheil der Angeklagten geirrt hätten. 

m 18283 (im Jahre 1854 in 1817) ‚Hüllen, alfo in a der Gefammtzahl, bat der Ausſpruch 

der Geſchworenen gegen den Antrag des Staatdanmwalts laute: am häufigsten bei den ZJufam- 
menrottungen, dem Dreineide, dem Morde, dem Kindedmorde, der Abtreibung der Leibeoftucht, der jhweren 
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Körperperlekung, der Vergiftung, dem betrüglichen Bankerutt, der Brandftiftung und ben Verbrechen im 
Amte; am felteniten beim Aufruhr, den Diebftäblen und den Urkundenfälſchungen; nad den Departement? 
am bäufigften in Greifswald, Königsberg, Bromberg und Arnäberg, am feltenften in Ratiber, Münfter 


und Ehrenbreitſtein. 


V. Zahl der Angeklagten im Allgemeinen, und geſondert nah den Altersklaſſen, 
den KRonfeffionen, Geſchlecht und Beruf. 


Die Tabellen IV. V. VI. upd VII. weiſen die Zabl der Angeklagten nad. 
Der oben unter III. aufgeführten 9665 Verbrechen find 8089 Perfonen anaeflagt worden; im 
Jahre 1854 murden 8500 Verbrechen von 8345 Verfonen verübt, Don jenen 8089 Angeklagten find 
nah den Altersklaſſen 
e 64 unter 16 Jahren, ) 
1647 von 16 bis 24 “jahren, 
4553 von 24 bis 40 Jahren, 
1669 von 40 bis 60 “jahren, 
1356 von 60 Jahren und barüber; 
mehr als bie Hälfte gehört aljo der mittleren Altersklaſſe von 24 bis 40 Jahren an. 


Bei der Vergleihung der einzelnen Verbrechen ergeben fi unter den Angefchuldigten der verſchie⸗ 
denen Alteröflaften erhebliche Abweichungen. 

Ber dem Meımeide gehören von 451 Angefhuldiaten einer zur Alteräflaffe unter 16 “Jahren, 
37 (oder 8 Prozent) zur Klaffe von 16—24 Jahren; 210 {db i. 47 Prozent) fteben zwiſchen 24 und 
40 Jahren, 172 (38 Prozent) zwiſchen AD und 60 Jahren, und 31 (7 Progent) find 60 “aber 
oder älter. 

Die Verbreben gegen die Sittlichkeit (insgeſammt von 297 Angeklagten‘ verübt) find von 
3 Derfonen (1 Prozent) unter 16 Tabren, von 103 Perſonen (35 kr zwifchen 16 und 24 Yabren, 
von 124 Derfonen (42 Drogent) zwiſchen 24 und 40 Jahren, von 58 Perfonen (19 Prozent) zmifcen 
40 und 60 Jahren und von I Perfonen (3 Prozent) im Alter von 60 Tahren und darüber begangen. 

Des Mordes find überbaupt 113 Verfonen angeklagt; Darunter befinden ſich 3 Perfonen 
(3 Prozent) unter 16 Jahren, 18 Derfonen (16 Prozent) im Alter von 16 bie 24 Jahren, 7) Per 
fonen (63 Prozent) im Alter von 24 big 40 Jahren, 20 (17 Prozent) im Alter von 16 bis 24 Jahren, 
71 Derfonen (63 Prozent) im Alter von 24 bis 40 Jahren, 20 (17 Prozent) zwifchen 40 und 60 
Fahren, und einer ift 60 Jahre oder älter. . 

An dem Kindesmorde haben ſich überhaupt 37 Derfonen betbeiliat, und zwar nur in ben 
Altersflaffen von 16 bis 24 Jahren (20 Perfonen oder 54 Prozent) und von 24 bis 40 Jahren 
(17 Perſonen oder 46 Yirozent). R 

Der ſchweren Körperverlekung find überbaupt IOS Perſonen angeſchuldigt, nämlib 3 Der: 
fonen unter 16 Jahren, 110 (22 Prozent) von 16 bis 24 Jahren, 300 (60 Prozent) von 24 bis 40 
Jahren, 77 (16 Prozent) von JO bis 60 Jabten und 8 (2 Prozent) ven 60 Jahren und darüber. 

Toy den, des ſhweren Diebitabla im erften Rückfalle angeſchuldigten 2128 Perfonen 
fteben 10 im Miter unter 16 Tabren, 499 PVerfonen (24 Prozent) im Alter von 16 big 24 “abren, 
1253 Derfonen (59 Prozent) im Alter von 24 bit 40 Jahren, 339 Derfonen (16 Prozent) im Alter 
von JO bis 60 Tabren, und 27 Verfonen (1 Prozent) find 6) Tahre und älter. 

1844 Perſonen find des fchweren Diebjtablä im wiederholten Rückfalle angeflagt, und 
zwar 13 (1 Prozent) im Alter umter 16 Jahren, 272 (15 Prozent) von 16 bit 24 Jahren, 1119 
(61 Prozent) von 24 bis 4) Jahren, 417 (22 Prozent) von 40 bis 60 Tahren und 23 (1 Prozent) 
von 60 Tabren und mehr. 

Un den Raube haben fih 299 Derfonen betbeilint; davon befinden fi 2 (1 Prozent) im Alter 
unter 16 Jahren, 69 (23 Prozent) zwiſchen 16 amd 24 Jahren, 187 (62 Prozent) zwiſchen 24 und 40 
Jahren, 39 (13 Prozent) zwifchen 49 und 60 Jahren, und 2 (1 Prozent) im Alter von 60 “ahren 
und darüber, 

Die Urkundenfälfbungen mit 502 Angeklagten find verübt von 2 Perfonen unter 16 Jahren, 
von 117 Verfonen (20 Prozent) zwiſchen 16 und 24 Jahren, von 304 Verfonen (51 Prozent) ſwiſchen 
24 und 40 Jahren, von 157 Verfonen (27 Vrozent) zwiſchen 40 und 60 jahren, und von 12 Per 
fonen (2 Prozent) im Mer von 60 Jahren und mehr. 


1) Hierbei ift jedoch zu bemerken, Daß nach Art. IV des Gefeheä vom 22. Mai 1852 (Gefegfammlung 
S. 250) chen mur diejenigen, eined Verbrechens amgellagten Verfonen unter 16 Jahren vor bie Schmur 
gerichte vertiefen werden, melde mit andern, älteren Verbrechern zufammen in Unterfuchung gekommen find. 
In allen andern fällen erfolgt ihre Aburtelung auch wegen verübter Verbrechen vor den Gerichtfabtbeilungen 
beziehung®meile den Zuchtpolizeikammern. 
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Nah den Departements fommen die meiften der Angeklagten 
unter 16 “jahren auf Greifäwald (6 Pi - 
er 16 er 24 Jahren auf Arnsberg (28 Prozent), Stettin, Paberbern und Cöln (je 27 
tozent) ; 
von 24 bis 40 Jahren auf Bromberg (63 Prozent), Königsberg, Ratibee (61 Progent), 
Marienmwerder und Pofen (60 ar — 
bon 40 bie 60 Jahren auf Coslin (29 Prozent), Magdeburg, Ebrenbreititeim (27 Prozent), 
Halberftadt und Arnsberg (26 Prozent) ; 
= 6 Jahren und mehr auf Greifäwald, Ebrenbreititein (5 Prozent) und Arnsberg 
die wenigſten Progat); | 
von 16 bis 24 Jahren auf Natiber (16 Prozent), Glogau (17 Prozent) und Breslau 
(18 Prozent); —— 
* Ye 40 Jahren auf Arnäberg (42 Prozent) , Ehrenbreititein (45 Prozent) und Cölm 
eojent); 
a 40 u. 6Ö Jahren auf Greifswald (11 Prozent), Stettin (14 Prozent) und Bromberg 
> Prozent); . 
an — und mehr auf dad Kammergericht, Stettin, Cöslin, Glogau und Magdeburg 
je tojent); 
auf Münfter beine. 
file — den Konfeſſionen befinden ſich unter den Angeklagten 4743 Evangelifhe, 3246 Katho⸗ 
en, 4 Juden, 5 aus der Kirche Auögefchiedene (Diffidenten 2c.}, 11 anderen Konfeffionen Angehörige, 
Da unter der Einmohnerzabl des Preußiſchen Staat? bon überhaupt 16,923,721 — 10,353,481 
Evangelifce, 6,327,167 Katholiken, 226,808 Juden und 16,265 anderen Stonfeifionen Angehörige fi 
befinden, fo Fommt im Durchſchmitt ein Angeflagter auf 2183 evangelifhe, 1949 fathotifhe, 27U0 jüdifche 
Einwohner; Danach find die meiften Angeflagten unter der Fatholifhen Bebölferung enthalten. j 
Die meiften Angeklagten evangelifher Kenfeffion finden ſich bei der Abtreibung der Peihes- 


frubt (13 von 16), dem Todtfelag (18 von 23, oder 78 Mrogent), dem Stindeßmerd (28 von 37, oder 
76 Projent), und den Amtövechreden (73 von 98, oder 74 Prozent). Bei diefen Verbreden ift alfe 
die Zabl der Angeflagten fatbolifher Henfeilion verbältnifmäßig am geringften; fie tritt Dagegen 
am meilten bervor beim Raube (138 von 299, alfo 46 Prozent), beim ſchweren Diebſtahl im erften 
Rüdfalle (907 von 2128, oder 42 Prozent), und bei ber jdhreren Kötperverlehung (40 Prozent). 

Die meiften jüdifhen Angeflogten kommen beim betrüglichen Banferutt (13 ven 57, ober 

geflag 

23 Prozent) vor. 

Dem Gefhleht und Beruf nach befinden ſich unter den Angellagten 6926 Männer und 
1163 Weiber, und zwar 3245 unverbeiratbete und 3681 verbeirathete Männer, fo mie 54 unerbeir 
rathete und 579 verbeiratbete Weiber, 

Auf 7 Angelagte kommt alfo im Durchſchnitt eine Perſon weiblichen Geſchlechts. 

Unter den 8345 Angeflanten aus dem Jahre 1854 befanden ſich 7203 Männer und 1142 Wei 
ber; danach Hat fi im Sabre 1855 die Zahl der männlichen Angeklagten vermindert, die der weiblichen 
vermehrt. 
Bon Pen männlichen Angeklagten aus dem Jahre 1855 gehören mehr als die Hälfte (4007 von 
6926, alfe 53 Drogent) der Klaffe der Arbeitöleute, Tagelöbner, Häusler und deraleihen an; 13 Pro 
zent (nämlid 882) den Gewerbs. und Handlungsgebülfen; 11 Prozent (793 ber Zabl nad) den Dienft- 
boten, Knecht en und ähnlichen Merſonen; 7 Prozent (nämlich 507) den felbftitändig arbeitenden Hand- 
merken; 4 rot (296) den Guts ⸗ und Fabrikbeſiern; 3 Deozent (211) werden von Sandelöleuten 
und Krämer, fajt eben jo viel (191) von Beamten, ersten, Geijtliben und dergleichen gebildet. 

Die meiften Angeklagten Haben fib am den Diebftählen betheiligt. Es find 

im Jahre 1855 1854 
des fhweren Diebſtahls im erſten Rüdfalle........ 2128 1786 Perſonen 
des ſchweren Diebftapls im wiederholten Nüdfalle.... 1844 1533 » 
und von den 1082, reſp. 1786 der, nicht befondera auf 
geführter Verbrechen bezüctigten Verfonen etwa. ,. 700 1224 » 
noch des ſchweren Diebſtahls, fo wie des einfachen 
Diebftabld im wiederholten Rüdfalte, 
zufammen alfo 4672 4543 Perfonen 
des als Verbrechen zu beftrafenden Diebſtahls angeflagt worden. 

Es find dies in den beiden genannten Tabren 58, reſp. 54 Drogent der Gefammtzahl, alſo 1855 

Daß die Summe ber Angeklagten nicht überall der der Verbrechen entſpricht, da bald mehrere 
Perſonen an einem Verbrechen mitwirken, bald eine Perſon mebrere ‚ tbeild gleiche, theils verſchiedenartige 

Verbrechen verübt, erhellt ohne Weiteres. 
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Es find im Jahre 1855 
592 Derfonen 1351 Urkundenfälſchungen, 
498 A 479 ſchwerer Körperverletzungen, 


451 — 513 Meineide, 
299 . 2650 Räubereien, 

297 » 325 Verbuechen gegen die Sittlichleit, 
268 . 271 Brandftiftungen, 

180 5 98 YJufammenrottungen im Gefängniß, 

113 5 111 Verbrechen des Mordes, 

98 e 315 Verbredben im Amte, 

7 „ s 56 Müngverbreden, . 
57 - 43 betrügliher Bankerntte, 

3 u 38 Verbrechen des Kindesmordes, 

23 R 25 Verbrechen des Todtſchlags, 
"18 — 14 Verbrechen des Aufruhrs und Tumults, 
16 — 11 Abtreibungen der Leibesfrucht, 


11 — I Vergiftungen 
angeflagt. Aehnliche Abweichungen ergeben fih au für 1854, 

Die Müngverbrechen, die Verbrechen des Meineides, die Verbrechen gegen die Sittlichkeit und die 
Urkundenfälfhungen find weniger von Derfonen der geripaiten Volksklaſſe begangen, auf fie fallen mei 
Diebftäble.. Bon den Dienftboten, Knechten x. baben die meiften an Diebftäblen und ſchweren Körper: 
verlegungen; von Handlungs und Gewerbsgehülfen die meijten an Diebftählen, Urkundenfälfhungen, Ber 
brechen genen die Sittlichkeit und ſchweren Körperverletzungen; von den gebildeten Klaffen ein großer Theil 
bauptfählid an Amtsverbrechen, Urkundenfälihungen, ſchweren Körperverlegungen und Verbrechen gegm 
die Sittlichfeit ſich betheiligt. 

Die Tabellen V. und VII. ergeben, wie fi die Zahl der Angeflagten nah den einzelnen Schwur- 
gerihten und Obergericht3 + Departements gejtaltet, 


Nach den Provinzen geordnet, fommen auf die im Jahre 1855 1854 
Provinz Schlefien .....-... mit 3,143,119 Einwehner 2716 2072 Angellagte, 
5 Dreußn ... 2220200 »„ 2,604,795 rn 1391 1956 „ 
Rheinproving exel. Dftehein .. . . „ 2,972,036 - 718 646 » 
Provinz Brandenbug ....... »„ 2.245,88 u 1m 4022 „ 
„ Weſtphalen inel. Dftihein „ 1,904,345 a 462 621 R 
* 197 ..... „ 1,817,085 = 742 733 2 
ee, ABLE 2 »„ 1,381,745 = 697 3816 
Pommern... 1,254,710 = 363 479 . 
Es fommt fomit ein Angeflagter im Jahre 1855 1854 
in der Provinz Schleſien auf 1157 1517 Einwohner 
* — Preußen „ 1973 1332 > 
= 5 Dojen »„ 192 1695 
r a Brandenburg „ 2246 2198 » 
„ 5 Sadfen „ 2449 2479 » 
» » Dommern „ 3457 2619 — 
Rheinprobinz 3582 3981 J 
„Provinz MWeftpbalen „ 41223067 » 


Hiernach bat fi die Zabl der Angeklagten nur in den Provinzen Schlefien (um 644), in der 
Rheinprovinz (um 72) und im Sadyfen (um 9 vermehrt, in allen übrigen Provinzen dagegen vermin- 
dert. Die größte Verminderung ift in der Provinz Prenßen (nm 565) eingetreten. 

Wie fih das Verbältniß der Angeklaaten zu den Einwohnern für das Jahr 1855 
im Einzelnen geftaltet, ergiebt fih aud der Tabelle VIII. 

Danach fommen die meijten Angeflanten auf die Schwurgerichte 


111, Eee 1 Angeflagter auf 637 Einwohner 
Oppeln... 2... A „740 J 
Memel ...... Pr „869 — 
Breslau .. ... . — „m . 
Grauden..... . „ 155 


die wenigften auf die Schwurgerichte 
Deutfh »Erome . . 1 Angeflagter auf SO50 Einwohner 


Braunsberg. . . . " „ 7018 » 
Saarbrücken ... 5 6258 5 
Perleberg. . ... 6146 » 
Münſter ..... 5 56141 * 
Meuftettin. . . . . A „ 6124 = J 
Siegen ... „ 7858 » 
102 WE x » 979 > 
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Am ungünſtigſten fommen unter ben Obergerichtö » Departements zu fiehen: 


Breilu...... 1 Angeflagter auf 1032 Einwohner 

Ratiber...... . . » »„ 4 5 

x bur: ... » » » 

am günftigften nfterburg 1586 » 
Münfter...... 1 Angeflagter auf 6141 Einwohner 

Paderbom .... . " * 5684 

Amäberg .. ... a „ 4279 » 

— —— > a > 

enbreitftein . . » Pur . 

Eh — „ 3582 u 


Im Jahre 1854 kamen die meiften Angeklagten auf die Schmwurgerichte 
Graudenn ..... 1 Angeklagtrr auf 819 Einmohner 
Angerburg · Op. . = „844 > 


1 Angeflagter auf 6922 Einwohner 
6336 


ER Su Dr m Ver ver 


Trier 4 » ” » 
Siegen ...... » 5501 7 
Die meiſten ferner auf die Obergerichts · Departements 
Infterburg . . . . 1 Angeflogter auf 949 Einmohner 
atiber. ..... . » „ 1257 
Bromberg .... » »„ 1342 „ ® 


die wenigften auf die Departements 
Paderborn .... . 1 Angellagter auf a Einwohner 


‚Eöln . 2040 +0 » » 
Münfter ern: > „ 3952 
Erwã hnens werth erſcheint noch der Umſtand, wie erhebliche Unlerſchiede innerhalb deſſelben Depar ⸗ 
tements ſich ergeben. 
So ſchwanken für das Jahr 1855 die Verhaltniſſe dev Angeklagten zu den Einwohnern im De— 
partement des Kammergerichts \ 
Kreisſchwurgericht Berlin (1: 1749), Perleberg (1 :6146); 


im Departement Frankfurt: 
Schwurgericht Cottbus (1: 1688), Sorau (1: 4019); 


im Departement Köni : 
— —E—— (1:869), Braunsberg (1: 7013) 


im Departement Marienmerder: | 
S chwurgericht Graudenz (1: 1055), Deutſch -Crone (1:8050); | 

| 

| 


im Departement Bresfau: 
Schwurger icht Brieg (1:637), Jauer (1:2123); 


im Departement Cöln : 
Schwurgeriht Bonn (1:2553), Saarbrüden (1: 6258), 


Achnlüche Unterfhiede treten auch für das Jahr 1854 hervor. | 


VE Refultate der Unterfudhungen. \ | 


Bon den 8089 Perfonen , melde im Jahre 1855 eines Verbrechens vor den Schwurgerichten an- 
getlagt worden, find 1317, alfo 16 Prozent, freigefproben und 6772, alſo 84 Prozent, verurtbeilt. | 
5 Zu Jahre 1854 find von dem 8345 Angellagten 1496, oder 18 Prozent, freigefproden und * j 
6849, oder 82 Prozent, verurtheilt. 
Bon den 6772 Verurtheilten and dem Jahre 1855 find 49 (alſo 1 von 138) mit der Todes. 
ftcafe, 4238 (alfo 2 Drittbeile) mit Zuchthausftafe, 2400 mit Gefängniffttafe, &3 mit Geldftrafe und u 
2, bereit® im Auslande Beſtrafte, durch nachträgliches Urtheil mit dem DBerluft der bürgerlichen Ehren- 
rechte beleat worden. Auf Einfchliefung (Feftungsarreft) ift gar nicht erfannt. Won den Zuchthausſtrafen 
lauten 2469, alfo mehr als die Hälfte, auf eine Dauer unter 5 Jahren, und davon 948, alfe mebr 
als der fünfte Theil, auf das gefeplich zuläffige Minimum von 2 Jahren, 1286 auf 5 bis 10 Jahre, 
345 auf 10 bis 15 Sabre, 95 auf 15 “Jahre und darüber, und nur in 43 Fällen ift auf Iebenölängliche 
uchthausftafe erfannt. Bon den 2400 erfannten Gefängnifftrafen aber find 1555 von der Dauer eines 
hres und darüber, 345 von geringerer Dauer. 
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Im Vergleich mit dem Jahre 1854 ift das Verhältniß fomit folgended geweſen. Es wurden 
im Jahre 1855 1854 
von 
6772 6849 Berurtheilten 
4) «42 (alfo 1 von 163) mit der Todeäftrafe, 
4233 4526 (alfo auch 2 Drittbeile) mit Zuchthausſtrafe, 
und jwar: 
2469 2623 auf die Dauer unter 5 Jahren, 
1286 1421 auf 5 bis 10 Jahre, 
345 356 auf 10 bis 15 Sabre, 
0 87 auf 15 Jahre und darüber, 
43 39 auf Vebenäzeit und 
2485 2281 mit Gefängniß, oder Geldftrafe belegt. 
Nach Ausweis der Tabelle IX. ift für das Jahr 1855, eben fo wie dies für das Jahr 1854 ber 
Fall war, das Verbäaltnif der Freigeſprocheſen zu den Verurtbeilten bei dem verſchiedenen 
Verbrechen ein ſehr verſchiedenes. Es fommen auf 100 Ungellagte: 


im Jahre im Jahre 
1855 1854 1855 1854 
Freigeſprochene Freigeſprochene 
bei dem ſchweren Diebſtahl im wiederbols bei den Verbrechen gegen die Sittlich- 
a 7 3 BE ee ae a 28 
„ dem ſchweren Diebftabl im eriten „ dem Stindeämorde .. 2... ... 30 32 
7 7 „ der ſchweren Körperverlefung ... 31 30 
„dem Raube . .. 22220. 16 13 „ dem Aufruhr und Tumult .... 39 _ 
„ den Müngverbreden .. ...... 17 21 „ dem Meineide. . 39 39 
a DE 19 25 „ den Amtsverbredben ........ 39 al 
„ dem Todtfhlage... 2.2.2... 22 22 „ der Brandftiftung .. 2.2.2... 41 47 
„ der Urkundenfälſchung. . . . ... 22 29 „ dem betrüglihen Banferutt ... . . 44 45 
„ den Zufammenrottungen von Gefan» „der Veraiftung. - 2-2 2200. . 5 3 
J.. ae BE a 24 22 „ der Abtreibung der Ceibesfruht .. 6 — 


Das Verhältniß ift alfo daſſelbe geblieben bei dem ſchweren Diebitahl im erften Rüdfalle, dem 
Todtfchlage, den Verbrechen gegen die Sittlichfeit, dem Meineide und nur um 1 Prozent anders geworden 
bei der ſchweren Störpewerlefung und dem betrüglihen Bankerutt. 

Erheblich mehr Freiſprechungen find im lehten Jahre erfolgt bei dem ſchweren Diebftahl im micder- 
bolten Rüdfalle, dem Naube, den Amtäverbreben und der Vergiftung; erheblich weniger bei den Münj- 
verbrechen, dem Morde, der Urfundenfälihung und der Vrandftiftung. 

Die Tabelle X, weifet im Vergleich mit den Tabellen XI. und XI. nad, wie fi die Frei 
fprebungen und Verurtheilungen bei den einzelnen Schwurgerichten, nad den Obergerichts » Departement? 
und Provinzen im Allgemeinen und mit Nüdfibt auf die einzelnen Verbreden verhalten. 

Es fommen danach auf 100 Angeklagte im Jahre 1855: in Naumburg nur 9, in Breslau nur 10, 
in Frankfurt nur 11, in Stettin nur 12, in Glogau und Ratibor 14, in Halberftadt 16, in Pofen 17, 
in Rönigäberg und Brombera 18, in Eöslin und Marienwerder 19, ir Jnfterhurg und Magdeburg 2, 
im Departement ammergericht und Waderborn 21, in Hamm 22, im Arnsberg 23, in Münfter und 
Cöln 24, in Ebrenbreitftein 25 und im Greifäwald 28 Freigeſprochene; und nad den Provinzen geordnet, 
auf 100 Angeklagte: in Schleſien 12, in Sachſen 14, in Brandenburg und Pommern 17, in Pofen 18, 
in VDreußen 19, in Weftpbalen incl. Oftehein 23 und im der Rheinbrovinz excl. Oſtrhein 24 Frei⸗ 
geſprochene. 

u Im Jahre 1854 famen in den einzelnen Provimzen auf 100 Angeklagte: in Sachſen 13, in 
Preußen 17, in Brandenburg, Schlefien, Pofen und der Rheinprovinz 18, in Pommern 19 und in 
Weftphalen 26 Freigeſprochene. - 

Bemerkenswerth ift au, wie inmerbalb defjelben Obergerichtd » Departementö die Verbältniffe von 

einander abweichen. Es betragen für 1855 3. B. Die Freigeſprochenen 
innerbalb des Departementt des Kammergerichts bei dem 
Schwurgericht Wriegen mir 8, bei Brandenburg 36 Prozent; 
im Departement frankfurt: 
Schwurgeribt Sorau 5, andäberg a. d. W. 19 Prozent; 
im Departement Stettin: 
Schwurgericht Stettin 6, Anklam 17 Prozent; 
im Departement Mariemwerder: 
Schwurgericht Deutſch -Crone 8, Coni 33 Prozent; 
im Departement Breslau: 
Schmwurgeribt Glatz 5, Breslau 13 Prozent; 
im Departement Cöln: 
Schwurgeriht Saarbrüden 11, Düffeldorf 32 Prozent. 
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Stk Die wenigften Sreifprehungen fallen auf die Schwurgerichte: Sorau, Glat (5 Prozent) ; Eüfein, 

(8 Deo (6 Progent); Naumburg (7 Progent); Wriegen, Deutic-Erone, Brieg, Jauer und Schmweibnik 
— tozent); die meiften auf die Schmwurgerichte: Brandenburg (36 Progent); Neuftettin. Gomik (33 Dro- 

* i Hagen, Düfeldorf (32 Prozent) und Stralſund (30 Tirzent). Bei dem Schwurgericht in Brauns. 
a iſt feiner der 12 Ungellagten freigejprochen worden. 


Die Verſchiedenheit des Verhältniſſes wirderholt fi natürlich au hei dem einzelnen Verbrechen, 
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Ueber bie erfannten Strafen ergeben die Tabellen im Einzelnen Folgendes: 


Die meiften Gelditrafen find bei der ſchweren Störperverlefung (64 von 83) erkannt. 

Unter benjenigen Verbrechen, bei welchen die meiften Gefängnißſtrafen erfannt worden, find 
bervorzubeber: : der betrüglihe Bauferutt, die ſchweren Störperverlegungen, die ſchweren Diebftähle im erften 
Rüdfall, die anderen, einzeln nicht aufgeführten Verbtechen (meist ſchwere, nicht im Ruͤckſfall verübte 
Diebftäble betreffend), umd die Yrkundenfalihungen. Es find: 


bei dem betrüglihen Banferutt ... von 32 Verurtheilten 20, oder 63 Prozent 
„ den ſch weren Körperverlegumgen . . 2.24 ++ - „ 32 — 0, „. 
„ den fchhmeren Diebftäblen im erften Nüdfalle :.. „ 1976 = 8, „5 ,. 
„ den anderen, einzeln nicht aufgeführten Verbreben „ 925 » aid, „ 56 „ 
„ den Urkundenfälfhungen . „u. . . .* 460 23, „ 48 „ 


zu Gefängnißftrafen verurtbeilt worden. 

Ja Betreff der erfannten Todes- und Zuchthausſtrafen geitaltet fih das Verhältniß in den 
einzelnen Provinzen wie folgt: 

Todes ſtrafen find erkannt. 


im Jahre 1855 1854 im Jahre 185 1854 
in Schlefin ... - - - 20 9 in Poſen !. 2... 4 6 
„ Brandenburg . - - - 8 5 » Sablen . .... 4 2 
»„ Dommen ...-. 6 3 „ der Mbeinproving. . | 5 
» Preußen ....-. 6 12 » Weftphalen. . .. . feine. feine. 
Cebenslänglihe Zuchthausſtrafen find erkannt: 
im Jahre 1855 184 im Jahre 1855 1854 
in Dreufen .....- 13 10 in Sachſen. » - + - - 3 l 
» Don ....... 10 2 » Weftphaln.. .. . 3 l 
» Shlefien .... - - 7 15 Pommern. 1 5 
» Brandenburg . . - « 5 4 » der Mheinproving.. 1 i 
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Zuchthaußſtrafen überhaupt find erfannt: 


im Jahre 1855 im Jahre 1854 

— — p .. — Dre 

5 Tabren to zent 
in Schlefin .... 1474, 812, alfo 58 1078, 14, alfo 57 
PR as ern see IR: 425, „ © 1053, 632, » 
» Brandeburg... 587, 344, “ 50 J 363, 58 
» Sachſen BAR 410, 255, » 62 449, 254, * 57 
Poſen FE RE ddr 189, » 56 453, 262, » 58 
„ der Rheinprovinn 308, 209, » 68 298, 1%, „ 64 
„ Weitpbaln ... 223, 130, „ 58 302, 158, „ 2 


»„ Pomman.... 1%, 105, „ M- 263, 150, ; 9 

Danach find im Jahre 1855 in Pommern mehr längere, in der Rheinprovinz mehr türzere Zucht ⸗ 
hausſtrafen erfannt worden, ald in den übrigen Provinzen. m Sabre 1854 famen mehr längere Judt- 
bausjtrafen in Weftphalen, mehr fürgere im der Mheinprovinz vor. Für beide Sep abemz beſteht mehr 
als die Hälfte der erfannten Zuchthausſtrafen aus folden, deren Dauer 5 Jahre nicht erreäjhr 4 

Die meiften Zuchthausſtrafen find im Jahre 1855 erkannt von den Schwurgerich fer: Breslar 
296, Brieg 170, Oppeln 160, Schweibnig 149, Ratibor 137, Berlin (Stadtgeribt) 116 und Maate- 
burg 102. Im Sabre 1854 ergaben ſich die meiften Zuchthausſtrafen ebenfalls bei Breslau (217). Jene 
Zahlen weifen jedoch nicht das Vethältniß zu den Gefängnifftrafen nad. In Diefer Beziehung kommen 
im Jahre 1855 auf 100 Angeklagte die meiften zur Zuchthausſtrafe Verurtbeilten vor: im den Ober: 
gerichts · Departements frankfurt (68 ‚ Glogau (62), Naumburg (60) und Bromberg (59) ; die wenigften 
im Arnäberg (39), Ehrenbreitftein (40), Pefen (42) und Cöln (43). Im Jahre 1854 lieferte das De- 
vartement Frankfurt ebenfalls die meiften (68), Ehrenbreitftein dagegen die menigften (25). 


Gegen die auf Verhandlung vor den Smurgerihten ergangenen Exkenntniffe find im Jahre 1855 
bei dem Ober-Tribunal 450 Nichtigkeitsbeſchwerden eingelegt worden, und zwar 399 von den Angellagten 
und 51 von der Staatdanwaltfhaft. Davon fommen die meiften Beſchwerden auf das : 


KRammergeriht . . . . . » . 59, 52 von Angeklagten, 7 von der Staatdanwal 
—— 57, 54 „ > Bien a iſcheft, 

» Brelau.. . 41, 32 9 * 

Marienwerder 38, 32 „ A 55 M 

J Frantfurt .. 34, 33 „ ” l,> » 

> — — DU 5 — 5:55 5 

* önigäberg . 25, 21 „ x 4,» R 

a Ologau ... 23, 3 „ * — * 

» Magdeburg * 19, 15 » » 4 * » » 

» Stettin eo» 19, 17 » » 2 » » ” 

» Eöslin.... 18, 17 „ > 4 = 5 

> Naumburg... 17, 16 „ * 5 5 = 

5 Samm....15, 14 „ > ) = 

» Ratibor.... 14, 13 „ > I & 5 = 

» Bromberg . 12, 2 „ » a WE 5 

rd Dofa.... 1, 10 , 2 I 5 5 = 


In den übrigen Departements find noch —— Beſchwerden vorgelommen (Münſter 7, Arns⸗ 
berg 5, Paderborn 4, Greifswald und Halberſtadt je 3 und Ehrenbreitſtein 1). 

Bon jenen 450 Nichtigkeitsbeſchwerden find 369 von dem Ober + Tribunal ** j_ und zwar 
von den 399 Seitens der Ungeflagten * ten, 348, ober 87 Prozent, und von den 51 Seiten? ber 
Staatsanwaltſchaft eingelegten, 21, oder 41 Prozent. 

Nur 42 Urtheile der Schwurgerichte (und zwar 33 auf nflanz der Angeklagten, 9 auf Jnftanz 
der Staatsanwaltſchaft) find mit der Maßgabe, daf die Sade zur Verhandlung in die erfte Tuftanz zu 
rüdzuweifen, vernichtet worden. Don dieſen 42 Uxtheilen kommen die meiften, und zwar 8, auf das 
Departement Magdeburg, die übrigen vereinzeln ſich. 

Auferdem find noch 39 Urtheile ohne Zurüdweifung vernichtet, indem das Ober-Tribunal zugleih 
in der Sache felbft anderweit erkannt bat; es geſchah dies in 18 Faällen auf den Antrag des Angeflagten, 
und in 21 auf den Untrag der Staatsanwaltſchaft. 





ur Siteratur des Ariminalredts. 


1) Dr. E 3.9. Mittermaier, Geheimerath und Profeſſor in Heibel- 
berg: die Gefepgebung und Rechtsübung fiber Strafverfahren nach ihrer 
neueften Fortbildung Dargeftellt und geprüft. Grlangen 1856 bei Ente. 


VIII. und 686. 

Mir begrüßen mit Freuden dieſes neueſte bedeutende Werk des hochgeehrten Verfaſſers. Das 
Gebiet des Strafprozeffed bat mit in Deutſchland allein, jondern aud in verwandten Ländern, in Frank— 
reich, England, Nordamerika, Italien, durch den beſonders auf diefem Gebiete thätigen Fortſchritt der Ge— 
feßgebung eine Ausdehnung und eine Wichtigkeit erlangt, das überall angehäufte Material in Doftrin und 
Legislation ift fo groß, daf es eim dringende Bedürfniß geworden ift, in einer vergleichenden Zufammen- 
ftellung einen Ueberblick, und in einer kritiſchen Beleuchtung einen Wegweiſer und Ordner zu erhalten. 
Beſonders in Deutfchland ift diefes Bedürfniß lebhaft bervorgetreten, da bier zablreihe neue Prozeßord⸗ 
nungen, zwar nad franzöfiihem Mufter und im Weſentlichen mit gleichen leitenden ideen, dennoch aber 
mit vielfahen Abweihungen unter einander jeit dem Jahre 1848 entitanden find, und eim völlig neues 
Inſtitut, das Schwurgeriht, nene Erfahrungen und neue Verwidelungen bisher ungefannter, ja ungeabn- 
ter Art gebracht bat. Nur dem Verfaffer bat es bei jeiner aufgebreiteten Kenntniß deutfcher und auslän 
difcher Literatur und Gefehgebung gelingen können, das angedeutete Bedürfniß zu erfüllen, und wir find 
ihm daber von Neuem zum gröfeften Danke für fein fleifiges, vortreffliches Werk verpflichtet. Die Reich. 
baltigkeit des dargebotenen Materials ergiebt fi aus folgender Ueberſicht. 

I. Abſchnitt? Gefchichte der Geſehgebung über Strafverfahren in Europa und Nordamerika feit 1848. 

I. Abſchnitt: Vorausſetzungen, von deren Dafein die Wirkfamfeit der Gejege über Strafverfahren 
abhängt. Hier wird zuerft im Allgemeinen auf die Schwurgerichte eingegangen. 

IH. Abſchnitt: Allgemeine Grundfähe, auf welchen die Gefeggebung über Strafverfahren beruhen muß 
und ihre Durchführung. Die Stellung der Partheien im Anklageprozeß, die Unmittelbarkeit 
(Mündlichkeit) und Oeffentlichkeit wird beſprochen. 

IV. Abſchnitt: Von der Borunteriuhung, von dem Verbältni der darin tbätigen Behörden und 
den zu Gebote ftchenden Mitteln. 

V. Abjhnitt: Von dem Verfahren zur Prüfung und Entſcheidung über die Juläffigfeit und richtige 
Stellung der Anklage bis zur Eröffnung der Hauptverhandlung. 

VI. Abſchnitt: Das Verfahren in der Hauptverhandlung. In Dielem wichtigſten Abſchnitte werden 
die erheblichſten Fragen über die Stellung des Gerichtshofes überhaupt und feines leitenden Vor⸗ 
figenden insbefondere, ferner über das Verhältniß zu den Geſchworenen, über die Aufgabe und 
die Grenzen ihrer Befugniß, über Beweisrecht un. N w. bebanbelt. 

VI. Abſchnitt: Die Urtbeilsfällung. Hier werden das Mefüme dei Vorfigenden, das zweifelhafte 
Gebiet der Frageſtellungen, die Vorſchriften zur Sicherung aerechter Wahrfprüce u. ſ. w. erörtert. 

VI. Abſchnitt: Die Rechtsmittel im Strafverfahren. 

Ueber die Urt der Ausführung diefer großen Aufgabe, die ſich der Verfaſſer geftedt bat, bedarf 
es felbftverftändlic Feiner Bemerkung weiter. en 
2) Dr. C. Trummer: das Berhältniß der heutigen Strafgefeßgebung zum 


Chriſtenthum. Frankfurt a. M. 1856 bei Brönner. 

Der befannte Verfaffer bat es unternommen, eine Kritit des Strafrechtsgebietes nach feinen 
Grundlagen und nad feiner heutigen praktifhen und legislativen Geftaltung von dem Standpunkte einer 
jtreng veligiöfen riftlihen Anſchauung zu beleuchten. Er fommt dabei, wie zu erwarten, zu dem Reful- 
tate, daß wir auf faft allen Zweigen dieſes Gebieted auf einem Abwege und befinden, von welchem nur 
eine Umkehr zu den Grundlagen, melde die Kirche uns bietet, beilfam und möglich if. Im Uebrigen 
enthäält die Schrift treffende Ausführungen und Andeutungen, melde auch für den, der fi auf dem be» 
zeichneten Standpunfte nicht befindet, immer beachtungswerth find. , 

3) Dr. Carl D. A. Röder, Profeſſor des Rechts zu Heidelberg: die Ber- 
—— des Gefängnißweſens mittelſt der Einzelhaft. —* 1856 
bei Calve. 

Die Schrift erſcheint beſonders jeht, wo im Preußen erneute ernſte Verſuche mit der ſtrengen 
Durchführung der Einzelhaſt in dem großen Gefängniſſe zu Moabit bei Berlin gemacht werden, von Be— 
deutung. Hier jtüpt man fi vorzugsweiſe auf die Erfahrungen, welche im Badiſchen Zellengefängniffe in 
Bruchfal gemacht find, und melde Füßlin im der bereit3 früher von und angezeiaten Schrift zujammen- 
geſtellt bat. Diefelben Erfahrungen liegen der Darftellung und Auffaſſung der vorliegenden Schrift zum 
Grunde, welde zum großen Theil, wie die Vorrede fagt, ein für die Berathungen der Minifterial- Kom- 
miffion in Berlin über die Einführung der Einzelhaft erftattetes Gutachten wiedergiebt. Der Verfaſſer 
erörtert nicht allein die frage über die Einzelbaft an und für ſich, fondern aud in * zahlreichen Be⸗ 
ziehungen zum öffentlichen Leben und zur Natur und rechtlichen Aufgabe der Strafe überhaupt, indem er 
zugleich die neueſten Erfahrungen in England und in Nordamerika darlegt. Es bedarf hiernach kaum der 
Bemerkung, daß die Eiyelbaft in dem Verfaffer einen beredten Vertheidiger gefunden bat. 
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4) Dr. Hermann Theodor Schhletter, Profeſſor u. ſ. w. zu Leipgig: 
Lehrbuch des Königlich Sächſiſchen Strafprogeßrechts nach der Strafpro- 
zeßordnung vom 11. Auguft 1855. Zum afademifchen wie zum prafti- 
ſchen Gebrauche. 1. und Il. Lieferung. Leipzig 1856 bei Hinriche. 

Mir haben bereits früher bemmrft, daf Sachſen ſich des befonderen Vorzugs vor allen übrigen 
deutjhen ändern erfreut, fofort nad der Emanation feines neuen materiellen und formellen Straftechts 
fo bervorragende Interpreten deffelben gefunden zu haben, melde in geiftvoller Darftellung und Erörterung 
diefes Rechtes nicht allein feine Quellen und feinen Zufammenbang mit dem älteren Mechte ee fon. 
dern aud für feine Auslegung und praftifhe Anwendung die leitenden Gefichtäpunfte angeben. frü- 
ber genannten Namen Krug, v. Wächter, Schwarze reiht fi bier der bekannte Verfafler würdig an. 
Das vorliegende Lehrbuch iſt ein Mufter einer foftematifchen mit erläuternden Bemerkungen verſt 
Darftellung des Prozeßrechts. Wir freuen und zugleich 

5) das Erſcheinen der zweiten &ieferung des bereits früher angezeigten treff- 
lien v. Wächterfchen Werkes „das Königlich Sanfiie und dad 
Zen Strafrecht” anzeigen zu können. _ 

6) Dr. Wilhelm Bornemann, zweiter Präfivent des Königl. Obertribu- 
nals zu Berlin: die Nechtsentwidelung in Deutfchland und deren Zu: 
funft. Berlin 1856 bei Reimer. 

Hat diefe geiftvolle Schrift auch vorzugsweiſe die ciwiliftifche Rechtsentwickelung in Deuticlant 
und in Preußen, die Fortbildung des gemeinen Rechts und diejenige des Allg. Landrechts in Preufen, 
die Stellung der Gerichtshöfe insbeſondere des Obertribunals zur MNechtsentwidelung im Auge, fo wirft 
fie doch pn in&befondere bei der Darlegung der Mittel, welde eine Beflerung der jegigen mangelbaften 
Rechts zuſtände in Deutſchland und in Preufien bezweden, einen Blick auf das Strafrecht, und ift alie 
indbefondere auch fpeziell für die Zwecke, welche diefe Zeitjchrift verfolgt, von Bedeutung. 

7) Earl Hahn, Königl. Staats Anwalt: Strafgeſetzbuch für die Preußi- 
jchen Staaten und Gefeg über die Einführung defjelben vom 14. April 
1856. Mit Weglaffung der aufgehobenen und Einjchaltung der neueren 
Beltimmungen und allen auf das Strafgefegbuch bezüglichen Entſcheidun— 
gen ded Königl. Obertribunals. Berlin 1856 bei Urban Kern. 

Die früher von und angezeigten ſehr brauchbaren Handbücher des Verfaſſers, der fie befonders 

zum SHandgebraud für Praktiker beftimmt und eingerichtet hat, haben hier eine Umgeftaltung und Er 
änzung, welde durch die meuefte Nedaktion dei Strafgefeßbudes geboten war, und welde die neueſten 
un ea des höchſten Gerichtshofes benußt, gefunden. 

8) Jahrbücher der deutihen Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung, herausge 
eben von Dr. H. Th. Schletter. Il. Band 3. Hefte 

Wir machen wiederholt auf diefe trefflihen Jahrbücher aufmerkjam. Die darin enthaltenen 
ſtets fortlaufenden Zufammenftellungen der Yiteratur auch des Kriminalrechts, verbunden mit einer ge 
drängten Angabe des Juhalts aller neuerſchienenen Schriften oder in Sammlungen erfdienenen Auffühe 
machen diefe Jahrbücher demjenigen, welcher den dermaligen Standpunft des gemeinen und partikularredt- 
lichen Strafrechts in Deutfcland kennen will, unentbehrlich. 2 

9) Dtto Börner, YApvofat, die Willengfreiheit, Zurechnung und Strafe 
in ihren Grundlagen (naturwiſſenſchaftlich und pſychologiſch). Freiburg 
1857 bei Graz und Herlad). . 

10) Eduard Fled, Kommentar über das Strafgeſetzbuch für das Preußiſche 
Heer. Erfter Theil. Militair: Steafgefege. 2. Auflage. Berlin 1856, 
bei Deder. 

14) DOfenbrüggen, Ed., Abhandlungen aus dem deutjchen Strafredt. 
1. Bd. Erlangen 1857, bei Ente. 

12) Eduard v. Loffow und Auguft Dodhorn, die Preußifchen Strai- 
gejepe mit den erläuternden Minifterial-Reffripten und NRechtsfprüchen des 

. ee Ein Handbuch für Praktiker. Poſen 1856, 

ei Merzbach. , 
13) Schlatter, ©. Fr., das Spftem der Einzelhaft in befonderer Beziehung 
auf die neue Strafanftalt in Bruchfal. Stimme eined Gefangenen über 

Zuchthäuſer. Mannheim 1856, bei Löffler. 


——,— — 


Berlin, gedrudt in der Deckerſchen Seheimm Ober ⸗ Hofbuchdrucker ei. 


Das Verbrechen der Vergiftung 


ın 
feiner Bedeutung für Gefeggebung, Strafrecht und Strafverfahren 
mit 
Rüdfiht auf die neueften Forfhungen der Chemie und Medizin 


erörtert don 
Heren Geheimerath Dr. Mittermaier in Heidelberg. 
Dritter Beitrag. 


$. 9. 


Ueber die zwedmäßigfte Weife, in der VBorunterfuhung den That: 
beftand des Verbrechens der Vergiftung berzuftellen. 


Mir haben in dem $. 8. die Schwierigkeiten gefchildert, welche eben in der 
Borunterfuhung da hervortretn, wo es am meilten darauf ankommt, raſch 
durch die zuverläffigften Mittel die Materialien zu fammeln, deren Kenntniß zur 
Beurtheilung über das Dafein der Vergiftung gehört. Je mehr der Unterſuchungs— 
beamte fih mit den Fortfchritten umd ven Erfahrungen der Chemie und Medizin 
vertraut macht, deſto niehr wird er die Größe diefer Schwierigkeiten fühlen, aber 
auch durch die Beachtung der woifienfchaftlichen Entdeckungen die Mittel fennen 
fernen, um durch ihre zweckmäßige Benügung die Hinderniffe zu befeitigen. Der 
Beweis der Wahrheit unferer Behauptung ergiebt ſich leicht, wenn man ermägt, 
wie durch neue Forſchungen über die Wirkjamfeit der Gifte vermöge der Reforp- 
tion in das Blutſyſtem Theile des menſchlichen Organismus, 3. B. die Leber, oder 
Entleerungen, 3. B. des Harns, die man früher nie zum Gegenftande chemifcher 
Unterfuchungen in Vergiftungsfällen machte, jegt als diejenigen nachgewieſen find, 
in denen vorzüglid Gift aufgefunden werden fann, und deren Sammlung und Mit: 
theilung an die Chemifer daher ein wichtiges, früher unbeachtet gebliebened Material 
den Sachverftändigen für ihre Gutachten gewähren fann. Die Richtung der Thä— 
tigfeit der mit Erforfchung des Thatbeftandes in Vergiftungsfällen beauftragten — 
Perfonen wird fih am beften ergeben, wenn die verfchiedenen Veranlaffjungsgründe 
der Vorunterſuchung da, wo der Verdacht verübter Vergiftung entfteht, näher ge- 
prüft werben. 
Eine —— dem richterlichen Einſchreiten kann ſich ergeben: 

I. entweder durch Anzeigen bei den Behörden (Staatsanwalt oder Gericht), 
daß in einem Krankheitsfalle Erſcheinungen ſich zeigen, welche auf ftatt- 
gefundene Vergiftung deuten, 

I. oder durch Anzeigen in Todesfällen, bei welchen Erfcheinungen vorfamen, 
die auf die VBermuthung führen, daß der Tod Folge der Vergiftung war, 
ohne daß jeboch bereits die Bejchuldigung gegen eine beftimmte Perſon 


als Thäter erhoben wird 
Archiv, — ii ; 47 
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I. oder durch Anzeigen, durch welche neben der Anzeige der wahrfcheinlich 
ftattgefundenen Bergiftung zugleih Indicien gegen eine beftimmte Perſon 
angegeben werben, 

IV. oder durch Anzeigen, daß ein bereitd vor längerer Zeit vorgefomme: 
ner Todesfall, bei welchem früher Fein Verdacht einer Vergiftung erhoben 
war, durch eine folche Vergiftung herbeigeführt wurde, wo regelmäßig 
auch Befhuldigung einer gewiſſen Perſon vorliegen wird. 

Betrachtet man den oben angeführten erften Fall näher, fo ergiebt fich, daß 
eine fehr große Zahl von Vergiftungen vorkommen, die nie entdet werden. Nach 
den neueften Berichten des Geſundheitsamts in England '), jollen im Laufe von ſechs 
Sahren, 1848 bis 1853, 3218 Perſonen durh Gift getödtet worden fein (man 
begreift leicht, daß vielleicht in einer jehr großen Zahl von Fällen, nach den be 
fannten Zuftänden in England, Die Behörden nichts von der Vergiftung erfahren). 
In dem Hofpital von Birmingham kamen in acht Jahren 63 Giftfälle vor, unter 
diefen nur 13 durch Arſenik, was darauf deutet, daß die Gefeggebung fehr eins 
feitig ift, wenn fie, wie dies in England gefhah, nur Maaßregeln anorbnete, um 
dem freien Verkauf von Arfenif vorzubeugen, während andere furchtbare Gifte, 
3. B. Strychnin, Blaufäure, frei verkauft werden dürfen, bis ein paar fchreiende 
Fülle das Parlament veranlaffen werden, wieder ähnliche Maaßregeln in Bezug 
auf eine andere Giftart zu erlafien. Es ift Schauder erwedend, wenn man er 
fährt, daß im Jahre 1851, außer den 5835 Argneihändlern (chymists and 
druggists), in England über 15,163 Perfonen ohne alle Auffiht das Ge 
(daft mit Gift zu handeln trieben. WBorzüglich bedeutend find die neueften Be— 
richte der Parlaments - Kommifiton über die VBerfälfhung der Nahrungsmittel ?). 
Wir erfahren bier, mit welchem YLeichtfinn frei die ſchädlichſten Stoffe, Die wahre 
Gifte find, verfauft und unverftändiger Weife von den Gewerbsleuten verwendet 
werben”). 

Es ergiebt ih au, daß in den Kaufläden Gift enthaltende Stoffe, in 
der Meinung, daß fie anderen Perſonen 3. B. zur Trunfenheit geneigten, die Trunk— 
luft benehmen, verfauft und angewendet werben *). 

Nach den Zeugnifien erfahrener Männer famen insbefondere fo viele Fälle 
der Vergiftung durch PBerfonen höherer Stände (poisoning by an educated person) 
vor, weil diefen Perſonen die giftige Befchaffenheit von Stoffen befannt ift, die 
andere Leute nicht ald Gifte Fennen, und weil der Ankauf foldher Stoffe ihnen 
ebenfo leicht als die Anwendung derjelben in einer unverbächtigen Weiſe möglich 
wird. Die Gefeßgebung fühlt Bier ihre Schwäche, und wenn auch glüdlichermeiie 
angenommen werben darf, daß in Deutjchland folche fchlimmen Zuftände nicht fo 
wie in England verderblic auf die Bermehrung der Vergiftungen wirken, jo if 
doch nicht zu bezweifeln, daß auch in Deutfchland vielfache Vergiftungen vorfom- 


1) Report of the General Board of health on the administration of the public 
health act from 1848—54. London 1854. 

2) Im Jahre 1855 erſchienen zwei Berichte biefer Kommiffion: First Report from the 
Comittee on adulteration of food with the minutes of evidence 27. Zuli unb 8. Muguft 1855. 
Der neuefte Bericht ift vom 26. ve 1856. Bor ber Kommiffion wurden bie bebeutendften Che 
mifer, Apotbefer, Aerzte und Geſchäftsmänner vernommen, weldye dur ihre Stellung am bejien 
bie Uebel des beftebenden Zuſtandes und ben furchtbaren Umfang, in welchem Nabrungs- und 
Arzneimittel verfälfcht werden, zu beobachten im Stande waren. 

3) ©. das wichtige Zeugniß don Nogers (Chemiker und Arzt in London) in dem Report 
bon 1856 ©. 321, und die wichtigen Ausfagen des berühmten Taylor im Report von 1856, S. 3 
in Bezug auf bitteres Miandelöl, bas allgemein > Bereitung bon Konfelten und füßen Speifen 
gebraucht wird, mäbrend es viel Blaufäure enthält. 

4) Eine Verhandlung fam in Liverpool bor gegen eine Ehefrau, bie ihren Mann töbtete, 
indem fie in ber ya ein allgemein in ber Stabt Bolton unter bem Namen Quietneß befann- 


tes, Untimonium enthaltendes, Pu elauft und dem Ehemann beigebracht 
Trunfluft zu vermindern, Times —— * 1856. Ehe eigebracht hatte, um ſeine 
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men, welche unentdeckt bleiben Hier wird die Schwierigfeit bemerkbar, welche in 
Bezug auf Diefe Entdeckung dur den Widerftreit von zwei NRüdfichten entfteht. 
Während auf einer Seite nicht erwartet werben darf, daß ohne rafches Einfchreiten 
zuverläflig in allen Fällen der Thatbeftand der Vergiftung hergeftellt werben kann, 
weil bei jpäteren Erforjchungen nicht leicht Die Kranfheits- und Todeserfcheinungen mit 
voller Sicherheit nachgewiejen werben können, ergiebt fich auf der andern Seite die 
Gefahr eines voreiligen gerichtlichen Einfchreitens, weil haufig die Anzeigen vors 
handener Vergiftung grundlos find, da bie nämlichen Erjcheinungen, welche ängft 
liche, unverftändige oder leidenfchaftlich aufgeregte Kranfe oder ihre Angehörigen 
für Zeichen von Dergiftung halten, die Folgen anderer krankhaften Zuftande fein 
fönnen. Ohnehin würde leicht ein voreiliged Einſchreiten des Gerichts, deſſen Er- 
fcheinen — * gedeutet wird, daß die Veruͤbung eines Verbrechens vorliege, ſehr 
nachtheilig auf den Kranken und auf die Entwickelung ſeiner Krankheit wirken. 

Yon Bedeutung könnte hier der oft gemachte Vorſchlag werden, daß überall, _ 
wo auch nur nach den vorhandenen Krankheitsericheinungen ein leifer Verdacht 
ftattgefundener Vergiftung fich ergiebt, die Perſonen, welche den Kranfen umgeben, 
und ſolche Erfcheinungen beobachten, unter Strafdrohung verpflichtet würden, 
fogleich die Anzeige davon bei Gericht zu machen; allein eine ſolche Verpflichtung 
fönnte wohl nicht gerechtfertigt werden. Die Mehrzahl der Perſonen, weldye in der 
Lage find, Kranfe zu beobachten, haben nicht die nöthigen Kenntnifje, um Kranf- 
heitserjcheinungen richtig zu wuͤrdigen. Wollte man die eben bemerfte Verpflich- 
tung ftrenge durchführen, jo würde man in vielen Fällen grundloſe Anzeigen un— 
erfahrener Berfonen veranlafien, während die Verpflichtung bäufig zu ungeredter 
Beftrafung wegen Verlegung derjelben führen fonnte, da jelbft da, wo plötzlich 
auffallenne Erkrankungen vorkommen, den Angehörigen wegen Nichtanzeige fein 
Borwurf gemacht werden kann, weil viele Menſchen, befonders in niedrigen Stän- 
den, gewohnt find, ſolche Erfranfungen nicht für wichtig zu halten, da die Krank— 
heitsanfälle oft jchnell fommen, aber auch bei Anwendung gewöhnlicher Hausmittel 
vorübergehen, oft aber auch die Angehörigen des Kranken, 3. B. wegen Entfernung 
von dem Gerichtsjige, nicht leicht Anzeige machen fünnen, oder fich vor einer folchen 
ſcheuen, weil fie den Kranken nicht durch Einſchreiten des Gerichts beunruhigen, 
oder nicht leicht nachtheilige Gerüchte veranlaflen wollen. 

Es fcheint vielleicht eher die, in manden Ländern gefeglich den Nerzten 
aufgelegte Verpflichtung überall, wo fie bei Ausübung ihres Berufes Krankheits— 
erjeheinungen bemerfen, die auf Vergiftung deuten, die Anzeige davon dem Ges 
richt zu machen, empfohlen werben, zu müflen; allein auch gegen eine ſolche 
Berpflictung, wenn fie abfolut fo aufgelegt werden joll, daß jeder Zuwiderhan- 
delnde zu — che ift, erheben fich manche Bedenklichkeiten, weil auch dadurch nicht 
felten ein voreiliges Einjchreiten veranlagt werden kann; auf jeden Fall muß eine 
Berpflichtung der Art, wenn fie erlaffen werden ſoll, mit großer Borficht ange⸗ 
wendet werden. Der Richter, der eine ſolche Anzeige durch den Arzt erhält, wird 
erwägen, daß auch der beſte Arzt, vorzüglich der, welcher den Kranken und die 
Verhaͤltniſſe nicht näher kennt, hier leicht getäuſcht und verleitet werden kann, Er— 
cheinungen, welche die Folgen anderer Krankheiten ſind, für die Wirkungen von 
Sean zu halten, insbefondere wenn durch Leidenfchaftlich aufgeregte oder uns 
verftändige Angehörige und ihre Webertreibungen der Arzt irre geleitet wird. Eine 
enaue Vernehmung des Arztes über die Gründe, welche ihn zu dem Berbadht 
Battgefundener Vergiftung beftimmten, wird immer zuerft nothwendig fein; exft 
wenn die angegebenen Thatſachen erheblih genug find, um den Verdacht zu be- 
gründen, wird ojt eine Prüfung gewiſſer Gegenſtaͤnde, 3. B. die der Kranfe aue- 
gebroden hat, oder der Weberreite der beigebradyten Speijen, Getränke, durch 
chemifche Unterfuchungen am Platze jein; erfolgt dadurch eine Beftärfung des Ver— 
dachts, jo werben auch VBernehmungen der An en welche den Kranken um- 
geben, und auch Vernehmungen mit dem Kanten jelbi unvermeidlich fein, überall 
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aber mit Vorficht, um nicht durch voreilige Aeußerungen, daß Vergiftung vor- 
handen fei, übereilte Gerüchte zu begründen, eine der ruhigen Beobahtung nach» 
theilige Stimmung der Angehörigen zu veranlafien und den Kranken zu beunrubi- 
gen. Iſt der Verdacht, den der herbeigerufene Arzt in Bezug auf a | bat. 
noch weniger ein durch Thatjachen begründeter, fo wird die Pflicht des Arztes 
darauf gehen: 

. auf alle Krankheitserfcheinungen noch forgfältiger zu achten, 

. ven Kranken häufiger zu befuchen, 

den Angehörigen des Kranken geeignete (aber mit Vorficht ertheilte) Ans 
weifungen zu geben, worauf fie ihre Beobachtung richten follen, 

‚ genaue Aufzeichnungen über den Verlauf der Kranfheit zu madhen, 

. vorzüglich zu ſorgen, daß Alles, was für die Entdedung des Verbrechens 
wichtig werden kann, gehörig aufbewahrt werde, insbefondere Die durch 
Erbrechen oder Stuhlgänge abgegangenen Stoffe in paflenden Gefäßen, 
ebenjo die Gefäße, in welchen Epeifen, Getränfe und Arzneien gebracht 
wurden, Bapiere, worin Bulver waren '). 

Tritt in foldhen Fällen, in denen der Arzt wegen Verdachts der Wergiftung 

pie eben bezeichneten vorläufigen Schritte zur Sicherung des Thatbeftandes gethañ 
at, die Genejung des Kranfen ein, fo bedarf es einer Anzeige des Borfalis bei 
ericht durch den Arzt nur dann, wenn dringende Verdachtsgründe vorliegen, daß 

der Verſuch der Bergiftung gemacht, diber der beabfichtigte Erfolg glüdlich abges 
wendet wurbe; auch in folchen Fällen ift Anzeige Pflicht, damit der Schulpige durch 
eine gehörige Unterfuchung entdeckt und zur gerechten Strafe gezogen werden kann. 

Erfolgt dagegen der Tod des Kranken, fo wird eine Anzeige.bei Gericht von dem 

Arzte überall gefordert werben müffen, wo nicht ber Verlauf der Krankheit und die 

Todeserfheinungen den Zweifel, ob Bergiftung vorhanden war, zerftören, und 

zeigen, daß der Berftorbene an den Folgen einer anderen Krankheit ftarb. 

1. Erfolgt nah dem Tode einer Perjon die Anzeige bei Gericht, daß 
Wahrſcheinlichkeit der ftattgefundenen Vergiftung als Urſache des Todes vorliege, 
ohne daß zugleich Berdachtsgründe gegen eine Perſon ald Thäter vorgebracht wur: 
den, fo hat die Unterfuchung eine beffere Grundlage, da durch eine zweckmäßige 
Leichenſchau und Sektion Materialien für chemiſche Unterſuchungen gewonnen wer— 
den können. Allein auch in dieſen Fällen wird die ſorgfältige —*6 der Anzeige 
nothwendig. Geſchieht die Anzeige durch den Arzt, fo wird wohl regelmäßig die 
Pflicht des Unterfuhungsrichters, fogleich die Leichenſchau, Sektion und Haus- 
fuhung anzuoronen, begründet jein, weil angenommen werden darf, daß der Arzt 
zugleich erhebliche Gründe angeben wird, welche ihn zur Annahme ver Wahrfchein- 
licpfeit der Vergiftung beftimmten. Wird aber die Anzeige von anderen SBerfonen, 
3.3. Verwandten oder Hausgenofjen des Verftorbenen, gemacht, fo bedarf es fchon 
einer größeren Borfiht, und die richterliche Prüfung wird fi darauf richten: 
a. Ob die anzeigende Perſon in der Lage war, ſelbſt die Umftände zu beobachten, 
durch welche die Behauptung der ftattgefundenen Vergiftung begründet werben ſoll. 
Nicht ſelten werden ſolche Anzeigen nur auf Zeugniſſe von Hörenſagen ſich ftüßen. 
b. Ob die Perfon auch glaubwürdig ift, und ob nicht Beforgniffe vorliegen, daß 
durch Leidenſchaftlichkeit, egoiftiiche Beweggründe die Beobachtung des Zeugen ver- 
dächtig oder wegen des Unveritandes des Beobacdhtenden trüglich wird. c. Der Rich⸗ 
ter hat ferner zu prüfen, welche Thatſachen der Anzeigende zur Begründung feiner 
Annahme der Vergiftung vorbringt. Nicht felten wird e8 wegen der Trüiglichfeit 
der Krankheits- und der Todeserfcheinungen nothwendig, daß der Richter, ehe er 
weitere Schritte vornimmt, den Arzt vernimmt, welcher Werth wiſſenſchaftlich auf 
die von dem Zeugen angegebenen Zeichen gelegt werden kann. 


a —— — 


m Du 


1) Mit Net bat die Kaiferlich Oeſterreichiſche Todtenſchau-Orbdnung vom 28, Feb 
$. 99. dies bem Ye zus Pflicht gemacht, His 3 Gebruar 1855 
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Bon Bedeutung wird hier auch die Frage: in weflen Hände die Befug- 
niffe und Schritte zur Herftellung des Thatbeftandes der Vergiftung, wenn Anzei— 
gen berfelben gemacht werben, gelegt werden follen. > 

. Hier zeigt fich, wie wenig Billigung die Englifche Gefeggebung' ) verbient, 
welche dem coroner in Fällen der Anzeige eines Verdacht erwedenden Falles des 
Todes (alfo auch bei Verdacht der Bergittung) das Amt auflegt, durch Anordnung 
einer coroners inquest, und zwar durch Beiziehung von Sacverftändigen und Ber: 
nehmung von Zeugen, den Wahrfpruch der Gejchworenen über die Todesart zu ver: 
anlaffen. Die Erlaßrung Ichrt, daß in dieſer Einrichtung ein Grund liegt, Daß 
fehr viele verbrecherifch verübte Vergiftungen nicht entdeeft werden. Da, wo die An- 
‚gehörigen des Berftorbenen felbft ein Intereſſe haben, daß ihr Verbrechen nicht 
entdeckt wird, fümmt der Todesfall gar nicht zur Kenntniß des coroners, um fo 
weniger als in u. die Aerzte, wenn fie auch Verdacht haben, geiehlich zur 
Anzeige nicht verpflichtet find, und überhaupt, wenn der Fall in angefehenen Fa— 
milien vorfömmt, ſich ſcheuen, durch ihre Anzeige eine unangenehme Unterfuchung 
zu veranlaffen, oft auch durch die Angehörigen des Werftorbenen, wenn fie 
felbft das Merbrechen verübten, irre geleitet werden’). Auch die völlig uns 
betheiligten Angehörigen des Verſtorbenen find überhaupt nicht geneigt, wenn 
nicht fchwere Verdachtsgründe eines verübten Verbrechens vorhanden find, eine 
inquest des coroners zu veranlaffen, da dadurch immer in den Zeitungen zu 
manchen der Familie fchädlihen Gerüchten Peranlaffung gegeben wird. Iſt 
aber eine Unterfuchung des coroners eingeleitet, fo zeigt wieder die Erfahrung, 
daß, vorzüglich auf dem Lande, der coroner oft nicht die nöthigen Kenntniſſe 
befigt, um eine ſchwierige Unterfuchung gut zu leiten; jeine Verhältniffe zu an— 
deren Perfonen, die vielleicht ein Antereffe haben, ihn von der rechten Spur abzu— 
lenfen, bringen den coroner leicht in die Page’), einfeitig den Fall zu betrachten, 
und lieber feine Vergiftung anzunehmen. Da es von dem coroner abhängt, welche 
Sachverftändigen er beigichen will, fo geſchieht es oft, daß befonders auf dem Lande 
Perſonen beigezogen werden, die nicht die nöthigen Kenntniffe und Erfahrungen 
haben‘). In Bezug auf Beiziehung der Aerzte aber erfahren wir durch neuere 
amtliche Zeugnifle’), daß leider das Interefie, mehr Geld zu verdienen, wenn, fie 
nicht die Annahme der Vergiftung begünftigen, manche Aerzte in England von 
Abgabe eines unpartheiifchen Gutachtens abhält, und auf diefe Art bei der coroners 
inquest viele Vergiftungen unentvedt bleiben. Weit — fuͤhrt die Fran— 
zöſiſche und Deutiche Organifation zur Einleitung guter, die Entdeckung des Ver— 
brechens der Vergiftung führender Unterfuchungen. In Anfehung der erften ift es 
nur zu beflagen, daß die Beftimmungen des Franzöfifchen Geſetzbuchs über gericht» 
liche Polizei und das fogenannte flagrant delit Unterfuchungen veranlaffen, von 
deren Nachtheilen viele Juriften des MAuslandes feine Ahnung haben. In Frank— 


— — — —— 


1) Darüber mein Werk: Das Engliſche Strafberfahren S. 96 und mein Werk: Die Geſeß— 
gebung und Redtsübung ©. 361. 

2) Dies geſchah 3. B. in bem falle von Dope. 

3) Dies zeigte fi in dem Prozeffe gegen Palmer. Weldye fchlechte Rolle fpielte der Poft« 
meifter, wie fehr bemühte fih Pahner, durch Geſchenle den Coroner zu gewinnen? 

4) Der traurige Zuftand ber Medizin in England, der Mangel an tüchtiger Bildung bon 
Seiten ber Apotbeter auch in Heinen Städten zeigt, mie wenig bon ben beigegogenen Ehemilern 
zu erwarten ift. In dem Prozeſſe bon Palmer (Trial of Palmer p. 77) ergab fi, daß bie 
Apotheker, wenn fie Gift a ai gar feine Einträge in ihr Buch machen. 

5) Nach dem Zeugniſſe von Rogers bor ber Comittee on adulteration of food (f. oben 
S. 722, Note 1 und 2) von 1856 ©. 321 erbalten die Aerzte in England mehr Honorar, wenn 
fie fi auf die Sektion und Abgabe ibres Zeugniſſes befchränfen, als wenn fie zeitraubenbe 
Analpfen machen müfjen, oder fie anderen Perſonen übertragen. Wir machen auf ben in meinem 
Werte (Die Gefeßgebung, ©. 100, Note 67) angeführten all aufmerkſam, mo ein bedeutender 
Arzkegeſtehen muß, daß er fein Zeugniß, daß ein Dann an Gehirnleiben geftorben fei, nur auf 
Merficherung feines Unterarztes ausftellte, 
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reich kennt das Geſetz eine Maffe von Beamten der fogendrititen geritlichen Po— 
lizei und überträgt ihnen im Falle des cben erwähnten (twegen der Unbeſtimimtheit 
der Faffung fehr häufig eintretenden) Aagrant delit die wichtigſten Befugniffe, ins— 
befondere auch in Bezug auf die fogenannte constatation du delit'). ma 

Wenn nun an die Polizeibehörden zuerft bei dem auffallenden Tode einer 
Perfon die Anzeigen wegen Verdachts der ung gelangen, fo gefhieht es in 
Franfreich nicht felten, daß ein Polizeifommiffair, Bürgermeifter, Friedensrichter, 
um feinen Eifer zu zeigen, Zeugen vernimmt, Hausfuchung, Leichenſchau veranftaltet, 
felbft nach Belieben Nerzte beizieht, jogar ihm wichtig fcheinende Gegenftände, 3. 3. 
Entleerungen ded Berftorbenen, oder Ueberrefte von Speifen einem Chemiker (ge— 
mwöhnlich einem Apotheker) zur Analyfe überſendet. Auf diefe Art wird in Franf: 
reich nach den Erfahrungen achtungswürdiger Juriften?) und Sachverſtändigen“) 
in Bergiftungsfällen oft die ganze Grundlage einer guten Unterfuhung zerftört, es 
werden Zeugen auf eine voreilige, für die fpätere Unterfuhung nachtheilige Weife 
vernommen *), die wichtigen Materialien der Entdeckung des Verbrechens verſchwen— 
det’), ungeeignete Sachverftändige beigezogen, und irrige fogenannte techn iſche But: 
achten veranlaßt *). 


Hier bewährt fi der Vorzug Deutfcher Organifation, nad welcher die 
Unterfuchung fogleich juriftifch gebilveten, gewandten Unterfuchungsrichtern anver:- 
traut ift, und für tüchtige erfahrene Gerkhtsärzte und Beitiehung von kenntniß— 
reihen Chemikern geforgt wird. Wir fordern nur, daß die Bolizeibehörden, wenn 
an fie Anzeigen in Bergiftungsfüllen gelangen, auf der Stelle fie den Unter- 
fuhungsbeamten (oder Stantsanwälten, wenn das Gefeh dies gebietet) mittheilt und 
die Polizei ihre Thätigfeit nur auf unverfehrte Bewahrung der Spuren des Ber: 
brechens, auf Sicherung, daß feine Veränderungen an den Dertlihfeiten, an ber 
Leiche und den Umgebungen gemacht werben, bis der gerichtliche Augenfchein ein- 
bel — auf Verhinderung der Flucht der als verdächtig bezeichneten Perſonen 

efhränft ’). 


Die, eine fihere Grundlage der Unterfuchung verbürgende Thätigfeit des 
Unterfuchungsrichters in Bergiftungsfällen muß nachfiehende Richtung haben: 


A. Es müfjen alle Gegenftände gefammelt werden, die in Verbindung mit 
dem Kranken famen, in denen Gift verwahrt, oder in welchen, oder Durch welche 
Gift ihm beigebracht jein kann; die forgfältigfte Durchſuchung in allen Theilen der 
Wohnung, um das Dafein von Gläfern, Schachteln, Papieren (vogzüglich in einer 
Form, in welcher Pulver verwahrt werden), von Speifes und Trinkgeſchirren, vor: 
aüglie ſolche aufzufinden, von welchen wahrfcheinlic if, daß darin Giftftoffe, oder 
Ueberbleibjel von Speijen, Getränken oder Arzneien fich finden, welhe Der Kranfe 
zu fih nahm, ift ebenjo nothwendig, als die Auffuchung aller Geräthichaften, in 
denen die Speifen und Getränfe ſich befanden, von welchen der Kranfe kurz vor dem 
erften Anfalle der Krankheit genoß, oder während der Krankheit erhielt, ſowie ver 
Geräthichaften, in welchen Arzneien waren, die er in der Krankheit oder kurz vor: 


p) Pan in meinem Werke: Die Hefekgebung und Nedteübung im Strafter: 
abren &. 345. 
’ 2) 3. ®. Helie in ber Revue de legislation 1850 II. p. 35. 
3) Barse, manuel de la cour d’assises dans les questions d’empoisonnement p- 152 
4) 3. B. megen ber bier leicht fhäblichen fugneftiven frage. D 
5) 3. B. wenn bie ausgebrochenen Stoffe, oft felbft Theile der Leiche, auf ungefchidte 
—* analpfirt werden, während fie von ben guten Chemikern zweckmäßig bätten benukt mer- 
den fönnen. 
6) Wir erinnern nur an ben ſchlechten Hang der Verhandlungen im Projeſſe gegen Laffarge. 
T) Es iſt zu bedauern, daß die Rachahmung ranzoͤſiſcher Einrichtungen manche D tiche 
Geſetzgebung dazu brachte, die Wirkfamkeit ber Polizei weiter, als es zu rechtfertigen if, eur 
behnen. Nachmeifungen in meinem Werke: Die Gefehgebung ©. 346. 
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her befasst, ober mittelft welcher zur Heilung angewendete Mittel‘) beigebracht 
wurden. Seber ſoiche Gegenftand, von dem auch nur einigermaßen pergelunbene 
Spuren annehmen lafien, daß Giftftoffe damit in Verbindung famen?), muß von 
dem Gerichte verwahrt und der chemiſchen Unterſuchung unterworfen werben’). 

B. Eine bejondere Sorge bezieht fih auf die Sammlung aller Stoffe, 
welche Entleerungen des Kranken durch Erbrechen oder durch Stuhlgang enthalten, 
indbefondere auch Des Urins des Kranken, weil nach neuen Forfhungen darin vor« 
züglid Gifte (wenigftens einige Arten z. B. Arfenif, ſich finden, was um jo wichtiger 
werden Kann, ald das Vorfinden des Gifts im Urin ein Beweis ift, daß das Gift 
in den Organismus überging, und wirfjam wurde *). Wichtig kann es auch wer— 
den, Tücher, mit welden Entleerungen des Kranken aufgetrodnet oder weggewiſcht 
wurden, zu jammeln und zu bewahren’). 

C. Einen Haupttheil der Unterfuchung bildet die genaue Beobachtung des 
Zuftandes der Leiche und aller auffallenven Zeichen an — Die Beiziehung 
des geübten Arztes wird dabei unerläßlich, weil er am beſten die Wichtigleit mans 
cher Erſcheinungen an der Leiche beurtheilen, auf ihr Daſein Ruͤckſicht nehmen, den 
Richter darauf aufmerkſam machen kann, und die Ausdrücke, mit welchen Die ge— 
machten Beobachtungen im Protokoll bezeichnet werden, weit richtiger von dem 
a erfahrenen Arzte gewählt werben können, als fie der Jurift zu machen 

erjteht ”) 


Da die Zeichen, welche auf Vergiftung ſchließen Lafjen, verſchieden find 
nach der Art des angewendeten Giftes, jo muß forgfültig jede Einfeitigfeit vermie⸗ 
pen werden. Bei äßenden Giften werben eng ſchon auf der Körperober- 
fläche, 3. B. an ber Umgebung des Mundes und der Lippen, wo angeäßte ſchwarten⸗ 
artige Streifen, brandige Flecken ſich zeigen, vorzüglich an der Zunge Spuren ber 
ägenven Einwirfung wahrzunehmen fein; bei manden Giften, 3. B. Strych nin“), 
find die Durd den Starrframpf hervorgebrachten Berrenfungen des Körpers, das 
Zurüdziehen des Kopfes gegen den Rüden, die Zufammenziehungen an den Armen 
und Schenfeln, die außerorventliche Starrheit aller Glieder Zeichen, die darauf 
ſchlieben laſſen, daß der Tod durch die eben bezeichnete Giftart bewirft waurde “). 
Andere Erjcheinungen an der Leiche werden mehr oder minder bei dem Tode worfoms 
men, welcher überhaupt durch Gift bewirkt wurde; dahin gehören: Ausflüfje aus 
den Deffnungen am Körper, 3. B. Nafe, Mund, Ohren, After, den weiblich en Ge: 
ſchlechtstheilen; ferner organiſche Veränderungen an dieſen Theilen: Auftreibungen 
oder Verzerrungen des Geſichts, Zeichen des außerordentlichen Blutandranges 
Zoptenfleden, Grad der Fäulniß?’). Bei der Eröffnung der Leiche beginnt die 

Hauptpflicht des jezirenden Arztes, der immer von der Rüdficht geleitet werben 


1) Daber wird es wichtig, auch Klyſtirſprißen, mittelft welcher Klyſtire bem Kranken bei— 
gebradt waren, unterfuchen zu laffen, weil barin oft Gift beigebracht wird. ‚ 

2) Oft findet fih an Rande eines Zopfes, worin bie Speife fi) befand, bon welcher ber 
Kranke aß, eine Feine, aus Ueberbleibfeln der Speife beftehende eingetrodnete Krufte. Der Che: 
mifer weiß auch baraus bag Gift aufzufinden. 

3) Gute Anmeifung in der Defterreihifchen Todtenſchau -Orbnung $. 9. 

4) Wir haben oben Heft 5, ©. 596 bei der Mittbeilung des Parijer Falles gezeigt, wie 
nach ber Darftellung von Orfila namentli der Arſenik in den Urin übergeht und darin durch 
chemiſche Unterſuchung gefunden werben kann. D 

5) Die Chemie lehrt, daß auch aus biefen Züchern (vorzügli wenn fie noch nicht rein 
gewaſchen find) Giftftoffe, bie in den Entleerungen waren, gewonnen werben fünnen, 

6) Wir erinnern an bie oben (f. $. 8. ©. 594) mitgetbeilten Wemerlungen Engels 
über bie mangelhafte Art, mit welcher felbft oft von Aerzten bie vorgefundenen Erfheinungen an 
ber Leiche bezeichnet werben. i 

7) Wir bitten, bie Beſchreibung ber Erfcheinungen, welche die Aerzte an ber Leiche von 
Coots und an der ber, Ehefrau von Dove bemerkten, zu beachten. Trial of Palmer p. 32. 63 ıc, 
buq eFoilderungen in Galtier, traité de toxicologie vol. II, p. 254. — Fall, Hand⸗ 

u - 276. 
9) Die Oeſterreichiſche Todtenfgau » Ordnung $. 102. bezeichnet dieſe Müdfichten genau. 
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muß, daß verſchiedene Giftarten auch verfchiedene Erfeheinungen erzeugen, und er 
daher alle Möglichkeiten ſich vorftellen und danach die Sektion — muß, 
und daß eine um ſo genauere Beobachtung aller Zeichen, aber auch die ſorgfältigſte 
Wahl der Ausprüde und Bezeichnungen der vorgefundenen Erſcheinungen um fo 
mehr nothwendig wird, weil jo leicht Täufchungen möglich find und oft die näm— 
lichen Zeichen ebenſo bei Vergiftung, wie bei dem Tode durch andere Kranfheiten 
vorfommen'). Wenn zwar zumächft die genaue Vornahme der Sektion Sache des 
Arztes ift, der Deswegen verantwortlich ift, fo hat dennoch auch der Richter, deſſen 
Gegenwart gefordert wird, mehrfache Aufforderung, fich mit dem Studium der Gifts 
lehre und den Ergebnifjen neuer Forſchungen vertraut zu machen, um zu vn 
(durch Aufforderung an den Arzt), daß die Sektion vollftändig”) (4. B. Durch ⸗ 
öffnung aller drei Höhlen) mit der gehörigen Vorſicht bei einzelnen Körpertheilen ’) 
emacht, und die Angaben in dem Protofolle beftimmt und Far, treu nach dem 

orgefundenen gewählt werden. Der Nichter wird fih aber oft veranlaßt finden, 
im Protokolle feine eigenen Beobachtungen und Bemerfungen, wenn er Zweifel ge- 
gen das Verfahren des Arztes hat, niederzulegen. 

D. Eine weitere Pflicht des Richters ift, dafür zu forgen, daß zum Zwede 
der chemijchen Unterfuchung alle Gegenftände, die oben unter A. und B. bezeichnet 
wurden, und alle Körpertheile, in welchen Spuren von Gift gefunden werden fann, 
entweder, weil darauf das Gift zunächit angebracht war, 5. B. in den Mund, in 
die Gefchlechtötheile, oder weil das Gift darauf zunächft wirkte, 3.8. Magen, oder 
weil es durch Reforption in den Theil überging, 3. B. Leber, fjorgfältig bewahrt 
und geeignet, um ald Grundlage der chemifchen Analyſe zu dienen, vorbereitet 
werden. Hier ftchen wir bei einem Punkte, bei weldyem vorzüglich die Gleichgül— 
tigkeit, Ungejchidlichkeit oder Nachläffigkeit der Richter und der Aerzte beflagt wer— 
den muß, welche nicht erwägen, welche furchtbaren, die Möglichkeit ver Entdedung 
des Verbrechens hindernden und das als Grundlage der chemifch - ärztlichen Guts 
achten gebrauchte Material geführdenden Nachtheile Die Folgen der mangelhaften 
Bornahme der Unterfuchung find. Würden unfere Juriften mit den Fortjchritten 
der Forfchungen über Gifte fich beffer vertraut machen, und viele Aerzte Die Bedeu: 
tung ihrer Aufgabe beffer würdigen, fo würden fie wifjen, daß das Gift nicht ört- 
ih wirft, jondern durch Neforption in das Blutſyſtem übergeht‘), bei einigen 
Giftarten befonderd auf das Nervenſyſtem wirffam wirft und das Gift in den ver: 
ſchiedenſten Theilen des Körpers, nicht blos in dem Magen, fondern in der Leber, 
in der Milz, in den Nieren, in der Harnblafe, ſelbſt im Gehirn’), fih findet, vor- 
— auch im Blute und im Harn angetroffen werden kann, und es daher Pflicht 

‚ alle dieſe Körpertheile und Entleerungen zu ſammeln, damit die chemiſche Un- 
terſuchung veranſtaltet werden kann“). Wie wichtig die Analyſe jedes Körper: 


1) Auch bier erinnern wir an die oben F. 8. S. 503 mitgetheilten Erfahrungen über bie 
Zrüglichfeiten gewiſſer Zeichen, 3. ®. Erofionen, und über bie Gefahren, wenn unbeftimmte Aus- 
brüde gebraucht find, 

2) Auch bier bat die Ocfterreichifche Todtenſchau-Ordnung am forgfältigften in $. 103, bis 
106. die Nüdfichten für die Seltion angegeben. 

3) So wird 5. B. oft ein das ganze Ergebnifi der Unterfuchung gefährbenber Fehler ge⸗ 
macht, wenn ber Magen nicht an jeder ſeiner Müundungen (Magenſchlund und Pförtner) genau unter: 
bunden wird, oder wei vernachläſſigt wird, die auferbalb der Gedärme befinblihen Flüffigkeiten 
(worin oft Spuren bon Gift gefunden werben) zu fammeln, und die im Magen oder den Ein- 
geweiben gefundenen bulverartigen oder klümpchenförmigen Subftangen von ben Wänden der Ein- 
geweide abſchaben zu laffen. Defterreichifche Orbnung KK 106. 108. 

4) Eine belebrende Verbandlung darüber, wie meit die Unterfuhung bes Gehirns in 
Bean Rungöfälien wichtig werden fann, f. im Prozeffe gegen Maineri (Gazetta dei tribunali 
p- 153). 

5) ©. die Nachweiſungen oben $. 8. ©. 597. . 

6) Es ift feine glüdlihe Faſſung, wenn die Badiſche Peihenihau-Orbnung bon 1851 $. 62. 
berorbnet, baf der im Magen und Darmfanal ober fonft irgendwo im Körper bes Per 
ftorbenen fi vorfindende @iftftoff gefammelt werden fol. Die Praftiter werben dadurch nicht 
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theiled des Verftorbenen für die Entdeckung von Gift werben kann, Ichren neue 
Forfchungen, welche zeigen, daß felbft in den Knochen’) durch genaue Analyfe Spu⸗ 
ren von Gift, vorzüglich Duediilber und Arfenif, gefunden werden können’). Wenn 
Verdacht vorhanden ift, daß ein ſcharf ätzendes Gift, 3. B. Schwefelfäure oder Ni» 
fotin, angewendet wurde, jo ift ed vorzüglich wichtig, die Organe, auf welche ein 
ſolches Gift zunächft gewirkt haben muß, wenn cd angewendet wurde, zum Behufe 
der Unterfuchung zu bewahren’). 

E. NRerentlich hängt das zuverläffige Ergebniß chemifcher Unterfuchungen 
in Bergiftungsfällen von der Sorgfalt ab, mit welcher die Bewahrung und die 
Ueberfendung der Gegenftände gefchieht, an welchen ver Sachverftändige die Analyfe 
zu machen hat. Dem Unterfuhungsrichter liegt die zmedmäßige Veranftaltung ob, 
und zwar a) mit der Richtung, daß die verjchiedenen Köpertheile, 5. B. Magen, 
Leber, Milz, genau von einander gefondert und jeder folcher Theil in einem bejon« 
deren Gefäße verwahrt wird *), Wird dies vernachläfftgt, jo tritt leicht die 
Gefahr ein’), daß aus einem Körpertheile, 3. B. dem Magen, in welchem Gift 
war, durch die fogenannte Jmbibition das Gift auch in das andere Organ, das 
in dem nämlichen Gefäße aufbewahrt war, übergeht, und daraus, daß in den vers 
fehiedenen Organen, 3. B. auch in der Leber, in der Milz, Giftftoff gefunden wird, 
abgeleitet wird, daß das Gift im ganzen Körper wirkſam wurde (woraus oft auf 
die Anwendung einer großen Quantität gefchloffen wird), während diefe Behaup- 
tung auf einer irrigen Grundlage beruht und zu unrichtigen Folgerungen führt ®). 

b) Bon Bedeutung ift hier auch die Reinheit der Gefäße, in welchen 
die. Aufbewahrung geſchieht'), weil fonft leicht Das unreine Gefäß, in welchem 
manche, oft felbft giftige Stoffe an den Wänden hingen, Urſache ift, daß eine un: 
treue Analyie erfolgt”). 

ec) Wichtig ift es, möglichft in größerer Quantität die —— welche 
unterſucht werden ſollen, zu bewahren, weil der Chemiker bei Benuͤtzung kleiner 
Duantitäten leicht getäufcht werben kann, oft der Fall vorfommt, daß die Gegen: 

ande verfchiedenen Proben unterworfen werden müſſen, und es gejchehen 
ann, daß der erfte Chemiker fein Gift findet, weil er, weniger gewandt, die Unter: 
fuhung macht, während ein anderer, mehr erfahrener Chemiker, dem der Reft der 
Stoffe übergeben war, durch beffere Analyſe Gift entdedt. 

d) Die Gefäße, in welchen die Bewahrung gejchieht, müſſen forgfältig fo 
verjchlofien und mit Zeichen verjehen werden, daß jede Beforgniß entfernt ift, daß 
fremde Perſonen dazu gelangen und vielleicht aus fchlechten Abfichten in die Stoffe, 
in denen fein Gift war, ein folches zu bringen im Stande find”). 


genug auf bie anderen Theile, 3. B. Yeber, Harnblaſe ıc., aufmerkffam gemacht. Sehr gut ift auch 
bier wieder die Faſſung ber Defterreichiichen Leichenſchau-Ordnung $. 107. 

—— bedarf es dabei großer Vorſicht, weil nachgewieſen iſt, daß die Knochen eines ge— 
ſunden Menſchen Arſenik entbalten. 

2) Nachmeifungen in Friedreich, Blätter für Anthropologie Vi. 2, Heft ©. 31. 

3) Die Wichtigleit zeigte fich recht in dem Prozeffe Bocarme f. Stas, recherches medico 
legales sur la nicotine. Bruxelles 1854, p. 12. 19, wo auch eine Abbildung des Auftandes 
ber Zunge ſich findet. 

4) Freſchi batte in dem Prozeſſe gegen Maineri richtig bie fehler der damaligen Be: 
handlung gezeigt. ©. dies Archib IV. ©. 45 in Note 4. 

5) But über bie gefährlichen Feigen Barse, manuel p. 199, 203. 

6) Vorzüglich ift dies ber Be ‚ wenn nur Gift im Magen ficb fand, mo es leicht liegen 
bleibt, ohne wirkſam geworben zu fein, und daher in andere Organe nicht übergegangen fein mürbe. 

7) Auch bier rügt Bade S. 199 mit Recht bie häufig vorfommende Sitte, daß man ir: 
genb ein altes, bisher in der Haushaltung gebrauchtes unreines Gefäß bermenbet. 

8) Gut gezeigt von Taylor, medical jurisprud. p. 31. — Die Defterreichifche Leichen— 
[hau » Ordnung $$. 107. 108. giebt qute Anmeifungen. , 

9) An dem Prozeſſe gegen Laffarge wurde mit Recht fpäter geltend gemacht, daß die Ge— 
fäße, in melden die zu unterfuchenben Gegenftänbe ſich befanden, längere Zeit fo offen waren, baf 
leicht andere Perſonen dazu kommen konnten. 
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e) Auch die Art der Verſchließung ift von Bebeutung, weil bei um 
zwedmäßiger Art es leicht gefchehen kann’), daß durch die in dem Gefäße befind⸗ 
liche Luftmenge Zerfegungen entftchen, oder durch ungenügende Verſchließung des 
Gefäßes Evaporationen bewirkt werden, oder durch Hinzutreten der äußeren Luft 
der Verſuch mit den Gegenftänden trüglich wird’). 

Ueber die dem Ghemifer übergebenen Gegenftände ift ein genaues Protofoll 
aufzunehmen. Die Unterfuchung, welche nach dieſen Borbereitungen eingeleitet 
werben muß, erhält eine dreifache Richtung: A. durch die Thätigfeit der Chemiler, 
welchen die Analyfe der oben bezeichneten Gegenflände aufgetragen wird; B. durch 
die Wirkjamfeit des gerichtlichen Arztes; C. durch die von dem Richter ausgehen 
den ag 

A. Bon Bereutung wird hier die Wahl der richtigen Sachverftändigen, 
zu welchen nur folche geeignet fein fönnen, welche, mit allen Fortſchritten ber Wil: 
fenfchaft vertraut, zugleich im Befige der beften Mittel find, von deren Anwendung 
ein Vertrauen erwedended Ergebniß erwartet werden fann (Geräthichaften, reine 
Stoffe, die ald Reagentien dienen) und hinreichende Erfahrung (3. B. wegen der 
Gefahren ungeeigneter Vornahme) und Gewandtheit befigen. Es genügt nicht, 
wenn ber Richter die zu unterfuchenden Stoffe irgend einem Apothefer übergiebt, 
dem häufig die oben bemerften Borbedingungen feblen werben, obwohl ed, wenig⸗ 
ftend in Deutfchland (nicht fo in Franfreich und England), nad der ftrengen Prüs 
fung, die das Geſetz von dem Apotheker verlangt, an tüchtigen Männern in grös 
Beren Städten nicht fehlen wird. Am wünfchenswertheften iR es, Daß die Gegen 
ftände nur Berfonen übergeben werden, deren eigentlicher Beruf das Studium und 
die Ausübung der Chemie ift’), und daß für einen gewiſſen Kreis Perfonen be 
zeichnet werden, an welche die Gerichte in Vergiftungsfällen die zu unterfuchenven 
Gegenftände zu fenden hat*). j 

Nicht zu billigen ift es, wenn ein Gefeh ’) abfolut die Beisiehung von zwei 
Chemikern vorjchreibt, weil, wenn auch nicht zu leugnen ift, daß das Gutachten 
an Kraft gewinnt, wenn zwei Sachverftändige zu dem nämlichen Gutachten fommen, 
durch jene Forderung, die dadurch entftand, daß man wegen Analogie des Zeugen: 
beweiſes die Beweisfraft der Ausfage von zwei Perfonen abhängig machen wollte, 
oft nach der Dertlichfeit etwas Unmögliches verlangt wird, oder nach dem Zeugniß 
der Erfahrung die Beizicehung ded Zweiten nur eine unnüge Förmlichfeit ift, da 
nur Einer die Analyfe macht und regelmäßig der Zweite nur das Gutachten bed 
Anderen auf Treue und Glauben unterzeichnet. 

Wir haben ſchon in einem früheren Aufjage die Schwierigfeiten in Be 


1) Auf die Folgen von bäufig borfommenden Fehlern macht aufmerffam Tahlor ©. 32. 

... 2) Daber fchreibt die Oeſterreichiſche Verordnung F. 108. vor, daß die Verſchließung ber 

Mefaͤße mittelft Glasftöpfel oder, menn biefe nicht zu baben find, mit neuen, zubor in warmem 

Waſſer ausgemafhenen Korkftöpfeln und durch Ueberziehen der Stöpfel, ſowie ber ganzen Befäh 
mündung mit Rinds- oder Schmeinsblafen ober mit Rautfchufplatten geſchehen foll. 

3) &. in biefem Archiv 1. S. 122 meinen Aufſaß über Sachberſtändige, und Sorup, 
über das Prinzip der Nechtepflege bei der Wahl ber Experten. Erlangen 1854. 

4) So kann 3. B. (mie dies in Baden angeordnet ift) beftimmt werden, bafı an bie Pebrer ber 
Chemie an ber Univerfität die zu unterfuchenden Gegenflände zu fenden find, mo bas gut eingerich⸗ 
tete Paboratorium die zwedmähige Vornahme ber dyemifchen Unterfuchung verbürgt. — Es barf aber 
nicht unbemerft bleiben, daß es macdhtbeilig werben kann, wenn ber Kreis, für melden ein folder 
Staatschemifer‘ beftellt wird, au groß ift, weil dann die chemiſchen Unterfuhungen, wenn ber Chr 
mifer plößlich mit mebreren Aufträgen überladen ift unb nicht fchnell das Gutachten geben Tann, 
leicht febr verzögert werben. — Wenn am Sige bes Gerichts ein Vertrauen berbienenber Chemiler 
ſich befindet, jo follte der Nichter micht gebinbert werben, ibm bie chemiſche Unterfuchung zu über 
tragen, theils wegen ber fchnelleren Erledigung, theild weil das oft zmedmäßige Benehmen bei 
Arztes mit dem Chemiker erleichtert wird. 

g) Die Defterreichifche Strafprogeß-Orbnung $. 91. fordert bie Beiziehung don zwei Che 
milern,\jept aber hinzu: nah Thunlichkeit. 
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zug Auf die Grenzbeflimmung ver Wirkfamkeit des Chemikers und bes — * her⸗ 
vorgehoben!); man bemerkt bei Pruͤfung der Verhandlungen von Vergiftungsfällen, daß 
häufig die Richter, die mit dem in Frage ſtehenden Gegenſtande wenig vertraut 
find, durch ihre Fragen ein irriges Ergebniß herbeiführen, und Fragen, die nur der 
Arzt beantworten kann, an ven Chemiker ftellen, und viejer oft ebenfo feinen Wir- 
kungskreis auszudehnen liebt, wie der Arzt es oft in Bezug auf rein chemifche 
Fragen thut. Schon Barfe’) macht aufmerfjam auf die Erſcheinung, daß häufig 
widerfprechende Gutachten in dem nämlichen Falle vorkommen, weil der beftagte 
Ehemifer von einem anderen Standpumfte aus und durch andere Erfahrungen und 
Grundfäge geleitet eine Frage auf eine ganz andere Weife beantwortet, als der Arzt, 
welcher nicht bloß die giitigen Stoffe kennt, fondern auch weiß, wie der nämliche 
Stoff bald. ald Arzneimittel gebraucht wird, bald ald Gift wirft, und mit dem Er- 
ebniffe, daß in der Leiche ein gewiſſer Giftftoff fich befand, nicht fich begmügt, 
ondern um entfcheivden zu können, ob der Tod durch diefen Stoff bewirkt wurde, 
vorzüglich die Erfahrungen umd Zeugniffe ärztlicher Kunft über Krankheits⸗ und 
Todeserfcheinungen beachtet. Es ift daher ebenjo irrig, wenn der Richter von dem 
Chemiker ein Gutachten darüber fordert, ob das Gift ſchon im Leben des Indivi- 
duums in den Organismus fam, oder darüber, ob der Tod die Wirkung des beis 
— Giftes iſt. Der Chemiker als ſolcher“) kann nur darüber ein Gutachten 
eben: 


— 1) Ob in den ihm zur Analyſe übergebenen Gegenftänden ein Stoff ſich 
befindet, welcher in die Klaffe der Gifte gehört. 

2) Welche Giftart vorgefunden ift. 

3) In welcher Duantität es vorliegt, während der Ghemifer fich wohl 
hüten muß, zu entfcheiden, in welcher Ouantität das Gift der verftorbenen Perſon 
beigebraht wurde. Zmar mag in manchen Fällen der Ghemifer aus dem Das 
fein gewifler Zeichen, die auf eine große Intenfion der Wirkſamkeit des Giftes 
deuten, oder da, wo ed ihm gelang, durch Die Operation das Gift ald Stoff dar- 
zuftellen, über die Ouantität des Beigebrachten ein Gutachten geben, aber in vielen 
Fällen wird fein Ausfpruch nur das Ergebniß gewiſſer, leicht trüglicher Schluß- 
folgerungen fein ). 

) Ein hemifches Gutachten ift am Plage, wenn es darauf anfommt, aus⸗ 
zumitteln, wie die Beibringung geſchah, und oft, ob fie auf eine gemwiffe Art ge- 
fchehen fonnte, 3. B. in dem oben mitgetheilten Falle gegen den Prieſter Maineri, 
100 . Borfrage war, ob durch vergiftete Gigarren ein Giftmord verübt wers 
den kann. 

5) Nicht unwichtig kann das Gutachten des Chemikers darüber fein, ob 
das Gift rein oder. in Verbindung mit anderen Stoffen in den Körper fam und 
welchen Einfluß diefe Mifchung auf die Verftärfung oder Schwächung ober felbft 
Aufhebung der Kraft des Giftes haben konnte, ferner auch in welcher Stärfe das 
Gift .. war. 

) In welche Klaffe das beigebrachte Gift gehört, ob es wahrfcheintich 
als fefter Körper oder in einer Auflöfung und in welcher beigebracht war. 

7) Dft kann Beranlaffung fein, das Gutachten des Chemikers auch darüber 
zu fordern, ob der vorgefundene Stoff durch natürliche Urfachen im Körper ent: 
ftehen fonnte, 3. B. SBhosphor. oder Stoffe der vorgefundenen Art auch durch 


1) Zn biefem Archiv IV, S. 602. 

2) Manuel de la Cour d’assises p. 214. 

3) Es ift ein glüdlier Umftand, wenn ber Chemiker zugleich ein erfahrener Arzt if. 
Auch barf nicht verfannt werben, daß bie Chemie im ibrem jekigen Fortſchritt weit mebr als 
früber Kr liefert, auch über ragen, die man einft nur dem Urzt überlaffen mußte, Wufltä- 
rung zu geben. . 

4) Galtier in feiner Zogifologie giebt bei den einzelnen Giftarten an, wie weit es mög« 
lich ift, die Ouantität bes Stoffs anzugeben, 4. ®. vol. IL. p.'59. 
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er re in:den Körper range fein fünnen, und ob nicht (und durch 
welche Mittel) beftimmt werden kann, daß der Stoff wahrfcheinlich nur ald Gift, 
ftoff in den Körper kam’). 

Wenn manche Gefege”) vorjchreiben, daß die nähere Unterfuchung der 
Giftftoffe unter Aufficht und Mitwirkung der Gerichtsärzte durch Che 
mifer vorzunehmen fei, fo ift diefer Ausdruck nicht glüdlich gewählt’). Verſteht der 
Gefeggeber darunter, daß die chemifche Analyfe in Gegenwart des Arztes ge 
fchehen foll, fo wird dadurch in vielen Fällen etwas ganz Unnöthiges, in hohle 
Förmlichkeit ausartendes Zeitraubendes*) und in der Wirklichkeit doch nicht Boll 
zogenes verordnet. Der Geſetzgeber hat fich Dabei ſchwerlich klar gemacht, daß in 
der Regel die Gegenwart des Arztes bei dem chemijchen Verjuche oft kaum mög. 
li ift, auf feinen Fall zur beſſern Vornahme beiträgt, aber etwas Verletzendes für 
den tlüchtigen Chemifer hat, wenn man ihm als Kontrolle einen Mann an die Seite 
ſtellt, der nad feiner ärztlichen Kunft nicht berufen ift, zu beurtheilen, ob der Che 
mifer richtig den Verfuch macht. Dagegen geben wir zu, daß in manchen Fällen 
ein geeignetes Benehmen (wozu aber nicht die Gegenwart ded Arztes bei der Analye 
nöthig it) des Ghemiferd mit dem Arzte gut wirfen fann, um ein umfaſſendes 
und richtiged Gutachten zu geben, wenn es auf den Einfluß des Ganges der 
Krankheit des WVerftorbenen, auf die angeivendeten Arzneimittel, auf gewiſſe Erſchei⸗ 
fheinungen, welche beftimmte Gifte hinterlaffen, anfommt °). 

enn auch die Bornahme der chemischen Verfuche nur in den Kreis der Wirk 
famfeit des Chemifers gehört und der Richter nur an das Ergebniß der Verſuche 
fih zu halten hat, fo muß dennoch dem Nichter und Jedem, der bei gerichtlichen 
Berhandlungen über Anflagen wegen Bergiftung zu entfcheiden bat, die Beach— 
tung der Bedingungen, unter welchen das Gutachten des Chemikers die Bürg- 
fhaften liefern fann, daß es Grundlage des richterlichen Urtheils werben kann, 
zur Pflicht gemacht werben, weil nach ven in diefer Zeitfchrift*) früher aufgeftellten 
Behauptungen die Beweiskraft der Gutachten von Sachverftändigen von einer Kette 
von Vermuthungen abhängt, die den Nichter berechtigen, ebenfo der Geſchicklichkeit 
ald dem Willen der Sachverftändigen in Bezug auf. die Beobachtung und das Ur— 
theil zu trauen. Der Nichter aber ift es, welcher zu prüfen hat, ob jene Bebin- 
ungen vorhanden find; als Unterfuchungsrichter wirft er ebenfo wie die Anklage 
ammer in den Fällen, in welchen er Zweifel hat, ob das vorgelegte Gutachten 
dem Zwecke entjpricht, auf die Verbeſſerung der Mängel oder auf Einholung 
neuer Gutachten; ald Präfident der Affifen muß er mit den Forberumgen der 
Wiſſenſchaft vertraut fein, um die geeigneten Fragen an die Sachverftänpigen fel- 
Ien, und den Gefchworenen die richtigen Anweifungen ertheilen zu können; der Ber: 
theidiger muß von der Giftlchre jo weit gründliche Kenntniffe fich verfchaffen, 
als es nöthig ift, —— Gutachten oder Ausſagen der Sachverſtändigen prüfen, 
Fragen an Ye Anträge zur Berichtigung ftellen zu fönnen, Zweifel gegen die Ric 
tigfeit der Ausfagen geltend zu machen und in feinen Schlußvorträgen die Mängel 
der Gutachten nachweifen zu fünnen. Der Staatsanwalt muß ‚nicht weniger mit 
der Giftlehre fich jo weit vertraut machen, als dies nöthig ift, um zu prüfen, ob 


1) Wir erinnern an bie in diefem Arhiv IV. S. 600 angeführte Verbanblung megen Ber- 
aiftung durch Phosphor, wo die Erflärungen ber Ehemiler über das Borfinden der Nbosphbor: 
fäure ala Folge genoffener Nahrungsmittel wichtig wurden. - 

2) 3 B. die Babifche Yeichenfchau» Ordnung $. 63. 

3) Sehr richtig bat daher die Defterreichifche Etrafprogeh: Ordnung $. 91. beftimmt: Die 
Unterfuhung der Sifte fann auch nach Umftänden von den Chemilern allein in einem hierzu int 
befondere geeigneten Lolale vorgenommen merben. 

4) Es ift unverantwortli, menn man ben beſchäftigten Gerichtsarzt nöthigt, im Pabore- 
torium bed Chemifers einen ftummen Zuſchauer zu machen, um die Ergebniffe ber oft Zage lang 
dauernden Verſuche abzumarten. — 

5) 4 B. in dem Prozeſſe gegen Stabelmann. 

6) Mein Aufſaß in biefem’ Archid I. S. 107. 
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bie vorliegenden Gutachten zur Begründung der Anklage genügen, welche Mittel 
«er noch in Antrag bringen, welche Fragen er an Sadverftandige ftellen und 
wie er die vom Bertbeidiger erhobenen Zweifel und Angriffe NR ie fann. 
Kur mit einem fchmerzlichen Gefühle betrachtet derjenige, welcher genauer fich mit 
dem Zuftande der Wifjenfchaft befreundet hat, und eine große Zahl der gerichtlichen 
Berhandlungen über Anklagen wegen Vergiftungen vergleicht, die Ungründlichkeit 
ſolcher Verhandlungen. r 

Soll das Ergebniß der chemifchen Unterfuchung auf Bertrauen Anfpruch 
machen können, jo muß 

1) der Sachverftändige dafür geforgt haben, daß die Neagentien'), 
deren er fih zur Entdeckung des Giftes bedient, völlig rein von Stoffen find, 
welche entweder felbft giftige Subftanzen enthalten, oder welche ihrer Natur nad) 
die berechnete Wirkung des Reagens aufheben’). Erfährt man, wie vielfach 
die im Verkehre der Materialiften und Apotheker befindlichen Arzneiftoffe geräcfer 
find oder doch fremdartige Stoffe, oft aber jelbit Gift enthalten’), fo daß nicht 
ſelten erft durch die Reagentien in dte zu umterfuchenden Gegenftände, die Gift- 
ftoffe, welche man fuchen will, fommen, 3. B. Antimonium, fo müffen gegen viele 
chemiſche Unterfuchungen fich große Zweifel erheben *). 

2) Selbft der Ort der Vornahme chemifcher Berfuche zur Aufjuchung 
von Giften muß fo gewählt fein, daß nicht die Befhaffenheit dieſes Ortes 
ſelbſt nachtheilig auf die Gewinnung eines treuen Ergebnifjes des Verjuches einwirft ’). 

3) Die Verſuche felbft müffen genau den verfchievenen Arten der Gifte, 
welche aufgefucht werden follen, angepaßt fein. Hier wird die Erfahrung wichtig, 
daß Gifte in ihrer Wirfung höchſt verfchieden find, daß manche verfelben am jchnell- 
ften wirken, wenn fie in den Magen ‚gelangen, andere dagegen, wenn fie an einen 
von der Oberhaut entblößten Körpertheil fommen, einige mehr auf den Theil, an 
welchen fie angewendet werben, und weniger auf den ganzen Organismus wirken, 
andere dagegen dieſen Theil unberührt von ihrer Wirkung lafien, dagegen unmittel- 
bar auf den ganzen Organismus ihre Wirkfamfeit Außern; daß überhaupt 
alles nur von der Art der Reforption des Giftes abhängt, diefe aber durch die 
Art des Giftes, durch den ‚Körpertheil, worauf die Beibringung zunächt erfolgt, 
durch die Löslichkeit des Giftes und daher durch die Verbindung mit andern Stof- 
fen, 3.8. flüffigen, durch den Grad der Reinheit und der Goncentration des Giftes 
bedingt wird‘). Bon Bedeutung ift hier auch, daß die örtlichen Wirkungen der 
Gifte fehr verſchieden find, indem einige Gifte, z. B. Mineralfäure, den betreffenden 
Theil jo zerfegen, daß deſſen ganze Struftur vernichtet wird, während andere, 
3. B. die Metallgifte, den betreffenden Theil entzünden und reizen, ohne uns 
mittelbar feine Organifation zu verlegen, andere dagegen, ohne wahrnehmbare 
Strufturveränderungen, blos die fenfitiven Seiten des Organs, mit denen fie in Bes 
rührung fommen, verändern, 3. B. Nifotin’). Es ift begreiflich, daB nach der 





1) Ueber die Bedeutung berfelben Schneider, gerichtliche Chemie ©. 23. — Fall, Hand» 
buch ©. 57. — Ueber die Erfennung ihrer Reinheit Devergie, medicine legale 111. p. 50. 

2) Die Defterreichifche Yeichenfchau« Ordnung $. 110. macht daher zur Pilicht, dab der 
Chemiker borerft durch Verſuche von der Neinbeit der Neagentien ſich überzeuge. 

3) Dies ergiebt ſich vorzüglich aus dem oben S. 722 m Noten 1. 2. auedkirien Parlaments» 
bericht, indem die vernommenen Sacverftändigen ausfagen, daß fie viele der gewöhnlich in Apo— 
theten verkauften Stoffe unrein efunden bätten. j 

A) Ueber bie Nachtbeile Wharton, medical jurisprudence p. 384. — Freschi, ma- 
nuale Il. p. 847. — Devergie p. 50. — Galtier, toxicologie II. p. 38. — Schneiber $. 11. 

- 5) Die Defterreichifche Verordnung $. 110. ſchreibt daher vor, daß das gemöhnliche Arbeits- 
lotal des chemiſchen Raboratoriums, worin biel in Giften gearbeitet wird, bor einer 30 gericht⸗ 
lichen Unterſuchung ſtets ſorgfältig gereinigt, während ber ganzen Unterſuchung berſchloſſen und 
für Andere unzugänglid gemacht wird. 

6) Bunte arftellung in Freschi, manuale p. 885. 

T) Schneider, gerichtliche Ehemie $. 59, % 
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Art der Gifte, deren Dafein aufgefucht werben foll, bie Berfuche verſchieden einge 


richtet fein müfjen. 

4) Die Verfuche jelbft müſſen nad den von der Wiffenjchaft und ihren 
Fortſchritten als die geeigneten zur Entdeckung von Giften aufgeftellten Grund» 
jägen und mit der von der Erfahrung als nothwendig nachgewiejenen Vorſicht ver- 
anftaltet werten, damit jede Trüglichkeit des Ergebniſſes vermieden wird, z. B. in 
fofern die nämlichten Zeichen, welche als Erſcheinungen einer gewiſſen Giftart an— 
gegeben werben, 3. B. die Fleden bei die Marſhiſchen Probe von Arſenik, aud 
die Wirfungen anderer Stoffe jein fünnen, 3. B. von Epießglanz, und es nur 
darauf anfommt, mit Sicherheit auszumitteln, daß im vorliegenden Falle das Zei- 
hen nicht die Folge jener anderen Stoffe fein kann. 

Wenn ed zwar nicht die Aufgabe unferer Erörterung fein fann, die ge 
meinen und bejonderen Vorfichtömaaßregeln anzugeben, deren Beachtung die Er: 
reichung eines zuverläffigen Ergebnifies verbürgt, wenn wir vorausjegen, daß ber 
mit Sorgfalt gewählte Chemiker felbft richtige Grundſätze der Wiffenfchaft und die 
Erfahrungen fennen und die geeignetften Mittel anwenden wird, jo fordern wir 
dennoch, daß der Richter, Staatsanwalt oder Vertheidiger, welcher auf die, auf den 
Grund gemachter Berfuche gebauten Gutachten-etwas bauen, oder fie angreifen will, 
bei der ihm obliegenden Prüfung fih mit dem Gegenftande genau vertraut made 
und die — ſich verſchaffe, welche ihn in den Stand ſetzen, die Prüfung 
vorzunehmen '). j 

Es kommen noch in Bezug auf die Möglichkeit, zuverläffige Ergebnifie 
chemiſcher Verſuche zu gewinnen, einige Punkte zur Sprache, deren Berückſichtigung 
von Bedeutung wird. 

1) Es muß von dem Chemiker gefordert werben”), daß er über den ganzen 
Vorgang der Unterfuchung, Über die von ihm angewenbeten Mittel und Vorſichts 
maaßregeln, über dad Turd jeden einzelnen Alt gewonnene Ergebnig eine genaue 
Ayfzeichnung macht, welche am beften die Prüfung möglich madt, ob der Berfud 
auf die geeignete Weife veranftaltet wurde und ob bie aus den einzelnen Beobadı- 
tungen und ihrem Zufammenhange gezogenen Schlußfolgerungen richtig find. 

2) Als eine zweckmäßige Vorfichtsmanßregel wird mit Recht gefordert”), daß 
der Chemiker nie den ganzen Vorrat} der Gegenftände, die ihm zur Unterfuchun 
efendet wurden, verwende, vielmehr jedesmal und von jeder Gattung einen 
übrig lafje und forgfältig verwahre, theild um felbft mit dem Ueberrefte neue Ber: 
ſuche zu veranftalten, theils u zu machen, daß der Richter, wenn er Zweifel 
hat, die Gegenftände anderen Ehemifern zu Verſuchen übergebe. 

3) * dagegen mehrere Geſetzgebungen“) verlangen, daß die chemiſchen 
Verſuche in Gegenwart des Unterfuchungsrichters weranftaltet werden, fo verdient 
eine folche VBorjchrift, wenn fie ausnahmslos aufgeftellt wird, feine Billigung. 
Wenn es ſich auc rechtfertigt, in der Regel, um den Beobachtungen von 
fachen eine größere Glaubwürbigfeit durch ihre gerichtliche Erhebung zu fichern, 
bei Beobachtungen der — ——— die Gegenwart des Richters zu verlangen, 
wenn diefe auch oft wichtig werden kann, um die Sacverftändigen zur Beobach— 





1) Wenige Juriſten mögen bielleicht wiflen, daß bas Gelingen vom Verſuchen wefentlic 
bavon abhängen fann, weldes Wafler der Chemiker anwendet (nur das beftillirte Wafler fichert 
bas Gelingen), und dab es davon abhängt, ob die Meagentien nur tropfenweife zugefügt wer⸗ 
ben, * —* Zugießen einer größeren Quantität leicht ben Verſuch vereiteln Tann. 
Freschi p. e 
2) Fies thut bie Defterreichifche Leichenſchau-Ordnung $. 110. Die Notbivenbigkeit zeigen 


Taylor p. 33. — Freschi p. 818 
3) Buch vorgeſchrieben in ber Deßrereiggiihen Veihenfhau : Orbnung $. 110. 
4) 3. 8. im Baperifcen Gefepbuh $. 238. — Preußilde Ariminal-Drbnung $. 33. — 
Auch in ben Jtalienifhen Gefepbüdhern 5. 8. Codice di Sardegna. — Freschi p. 849 ſcheint 
dies felbft als nothwendig zu forderp. 
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tung auch auf mande fonft leicht unbeadhtete Umftände zu veranlafjen, oder um 
eeignete Fragen zu ftellen, oder um den Sacverftändigen ſchnell wichtige Auf: 
färungen zu” verfchaffen, fo paßt doch die Vorfchrift nicht auf hemifche Berluche”), 
in welchen oft lange, jelbit während mehrerer Tgge fortgejegte Beobachtungen ge— 
macht werben müflen, wo der Richter, der feine Zeit befier verwenden fann, einen 
ftummen Zuſchauer abgiebt, defien Gegenwart den Ghemifer nicht belehren, und 
jelbft nichts nügen fann, da nicht einmal Die eigentlich durch ihm bewirkte Kontrolle 
da begründet ift, wo es oft auf technifche Feinheiten anfümmt, die nur der geübte 
Sadverftändige richtig beobachten fann?). 

4) Von Bedeutung wird die Frage, welche Richtung die chemifche Unter: 
ſuchung annehmen muß. iefe fann nämlich eine zwiefache bein ®), entweder a. in» 
dem der Ghemifer aufgefordert ift, zu prüfen, ob eine beftimmte, von dem Richter 
ihm bezeichnete Giftart in den zur Unterfuchung überfendeten Gegenftänden an- 
zutreffen ift, oder b. die Frage des Gerichts nur unbeftimmt (und höchftend ver- 
muthungsweife auf einen oder den anderen Giftftoff) darauf geht, ob in gewiflen 
Segenftanden Gift ſich befindet. Der erfte Fall wird vorzügli vorfommen, wenn 
das Gericht durch die ihm zugefommenen Anzeigen‘), oder vorgefundene verbäch- 
tige Gegenftände *) zu einer Unterfuchung veranlagt ift und die Frage an die Che— 
miler geftelt wird, ob in den vorgefundenen Gegenftänden die bezeichnete Giftart 
anzutreffen if. Weit häufiger ift der zweite Fall, in dem nur die auffallenden 
Krankheits⸗ und Todeserfcheinungen auf den Verdacht des Dafeins der Vergiftung 
führen, ohne daß eine beftimmte Giftart ſich bezeichnen läßt. Der zu VBerfuchen 
aufgeforderte Chemiker befindet fich bier in einer fchlimmen Lage, da er feinen An- 
haltspunft hat, vorzüglich wenn eine felten vorkommehde eig vorhanden 
ift, 3.8. durch Strychnin oder, wie im Falle von Bocarme, Kifotin. Der Chemiker 
muß dann auf alle befannten giftigen Stoffe die Prüfung richten. Oft jcheint 
war die Unterfuchung durch einen aufgefundenen Umftand, 3. B. durch den auf 

nbringung eines ätzenden Mitteld deutenden Zuftand der Zunge des Verftorbenen 
in dem Prozeß gegen Bocarme, eine fchnellere Richtung zu erhalten‘), allein es 
fann eine ſolche vom Gericht gegebene Richtung leicht täufchen und die Chemiler 
zu vielen vergeblichen Verſuchen beftinmen ’). in der ng Reihe von Ver⸗ 
ſuchen führt eine aufgefundene Gricheinung auf die richtige Epur*), bis endlich 
eine vorerft anfcheinend unbedeutende Ausſage“) wegen einer gewifien Beſchaͤftigungs⸗ 
weiſe einer verbächtigen Perfon dem Eachverftändigen zeigt, worauf er die Ber- 
ſuche richten muß. Cine jehr belehrende Erklärung über den zwedmäßigften Gang 
der chemiſchen Unterfuchung verdanken wir dem erfahrenen Chemiker und Profeſſor 


1) Die Babifhe Strafprogef:Orbnung $. 92. und bie Defterreichifche Etrafprogeß:Orbnung 
. 82. machten die Ausnahme bon der Vorfchrift, wenn die Unterfuhung von Giften nur durch 
igefepte Beobachtungen oder länger dauernde Verſuche gemacht werben fünnen. 
) Mein Strafverfahren I. ©. 555. 
3) Schneider, gerichtliche Chemie $. 30. 
4) 3. B. es wird angezeigt, daß A. Arfenif gekauft und ®., in deſſen Umgebuyg A. war, 


fänel fort. 
; ) 3. B. es wird bei bem erfolgten Zobe einer Verfon in einem Gläschen Schwefelfäure 
efunden. 
gef 6) Daber hatte ber Unterfuhungsrichter bie Frage an ben Ehemifer insbefondere barauf 
gerichtet, ob nicht Schwefelfäure aufjufinden ſei. 

T) Aus der fehr intereffanten Schrift bon Stas (dem Ehemifer, dem im Prozeffe Borarme 
das Verbienft ber Entbedung gebührt) Recherches medico legales sur la Nicotine suivies 
de quelques eonsiderations sur la maniere de deceler les alcales organiques. Bru- 
xelles 1851. p. 12 erfäbrt man, daß Stas zuerft den Verſuch auf Schwefelfäure richtete, dann 
auf Morphin, Strychnin, Boucin. 

8) In dem Progefie Borarme führte der fpegififche Geruch ben Chemiker auf bie Vermuthung, 
Da EN Fem führte eine Beugenausfoge Darauf, daS Oraf Bocarıs fi 

n dem ihen Proz rte eine Zeugenausſage darauf, af Bocarme 
piel mit Bereitung bon Gift aus Zabad bejchäftigte, 
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der Medizin Dr. Delffö in Heidelberg '). Worerft ift ed gewiß, daß eine: chemifche 
Unterfuchung, um vegetabiliiche Stoffe aufzufuchen, regelmäßig vergeblich fein wird, 
wenn nicht die Unterfuchung auf ein beftimmtes organiſches Gift hinweit ’),-dap 
daher der Chemiker am richtigften die Unterfuchung auf das Dafein von Mineral: 
iften richtet, und zwar zuerft nach den ſtärkſten Giften, 3. B. Arfenif, fucht, und 
” der Reihe nach auf die verfchiedenen Metallgifte reagirt, am zweckmäßigſten zu: 
nächſt in jenen Körpertheilen, in welchen ſich Metallgifte am meiften ablagern und 
am längften erhalten’). Eine eigenthümliche fehwierige Unterſuchung wird da noth— 
wendig, wenn der Ghemifer veranlaßt wird zu prüfen, ob die Vergiftung mittelft 
Alkaloiden verübt ift *). 

Bon großer Bedeutung ift bier die Frage: welche Forderungen der Jurif 
gerechterweife an die Ehemifer ftellenund welche Aufflärungen er von ihnen erwarten 
darf. Davon hängt häufig die Beurtheilung des Thatbeftandes der Vergiftung ab. Nicht 
felten muß der Chemiker erflären, daß er nicht im Stande ift, das Dafein des Giftes als 
eines Stoffes in den ihm zur Unterfuchung mitgetheilten Gegenftänden aufzufinden, wäh. 
vend er dennoch feine Ueberzeugung, daß Gift beigebracht wurde oder in gewiffen Gegen 
ftänden war, aus wiffenjcbaftlichen Gründen ausſprechen darf. Hier zeigt fich wieber bie 
bisher oft hervorgehobene Verfchiedenheit der Giftarten und ihre Wirkſamkeit. Nach den 
Ergebniffen wifjenjchaftlicher Forſchungen zeigt fih, daß 1) bei allen Mineralgiften, 
daher auch bei Arfenif (dem Gifte, welches am meiften zu Vergiftungen angewens 
det wird), der Giftftoff ſich durch chemifche Verfuche nachweifen laßt, wenn das Gift 
als Stoff im Magen liegen blieb oder in Weberreften von Speifen, Arzneien ober 
in Geräthichaften, die zur Zergiftung angewendet wurden, jich findet ober in Folge 
der chemischen Operationen in dem metallifchen Zuftande dargeftellt wird’). 2) Es 
fann der Beweis, daß in einem zu unterfuchenden Gegenftande Arfenif fich befand, 
durch neuere Proben insbefondere die von Marjh mit ihren Berbefferungen*), da 
durch geliefert werden, daß in ein Gefäß mit Maffer Zinf und Schwefelfäur 
gebracht wird, um Waſſerſtoffgas zu erzeugen, fo daß, wenn Arſenik, in den 
zu unterfuchenden Gegenftänden fich befindet, fich Arſenikwaſſerſtoffgas entwidelt, 
deffen Flamme, wenn ed angezündet wird, an einem Porzellangefäß, welches über 
die Flamme gehalten wird, braune Fleden hervorbringt, die bei reinem Waſſerſtoff⸗ 
as nicht erzeugt werden und ald Beweife dienen, daß Arfenif in dem zu unter 
juchenden Gegenftande war; 3) bei manchen ®iftarten, 3. B. Phosphor, wird bie 
Entdeckung dadurch ſehr erleichtert, daß nicht blos an den Gegenftänden, in 
welche Phosphor gebracht ift, das auffallende, noch oft länger nach dem Tode an 
den Eingeweiden des an ee Derftorbenen bemerfbare Leuchten und 
der Phosphorgeruch unverfennbare Zeichen find, daß auch Phosphor als Subftanz, 


1) Er entwidelte fein Verfahren in ben Aflifen über den Stadelmannſchen BVergiftungs> 
prozeh in Mannbeim (Schwurgerichtöprogeh in Anklagefahen gegen Stabelmann. Mannbeim 182 
©. 300) und in ben in Unfpach gehaltenen Affifen (Wollftändige Verhandlung des Prozefjes gegen 
Stabelmann. Anſpach 1853 ©. 28). 

2) Die Defterreihifche Leichenſchau⸗Ordnung $. 111. beftimmt, daß bei Vergiftungen mit 
begetabilitchen Stoffen eine chemifche Unterfuchung überflüffig ift, wenn aus den im Magen ber 
aeundrnn Ueberreften von Pflanzen, Früchten, Samen die Art bes genoffenen Stoffes außer 
Iweifel ift. 

3 3) Dies ift die Leber, gut in ben Stadelmannfchen Prozeſſe &. 202 — mo in ben Affifen 
bie Art, wie die Verſuche an den Reſten ber Leber gemacht wurden, dargeftellt ift. 

4) 3. 8. Nicotin, Morphin, Strhchnin. Hier ift die von Stas (auch im Prozefle gegen 
Borarme angemendete und in der oben angegebenen Echrift) dargeſtellte Methode als bie med 
mäßigfte aud von bedeutenden Chemikern (Galtier, toxicologie Il. p. 2) anerkannt, ©. noch 
Otto, Anleitung zur YAusmittelung ber Gifte &, 97. 

5) Ueber die nötbigen Operationen Schneider, Chemie $. 286 ac. 

en $. 291. — Orfila, toxicologie 1. p. 417. — Devergie, medecine 
legale 111. p. 455. — Galtier, toxicologie 1. Pr 318. — Taylor, medical jurisprudence 
R * * Freschi, ‚manuale p. 933, — Otto, Anleitung zur Ausmittelung ber Gifte 
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wenn er in einen den — iſt, ſich chemiſch darſtellen laßt"); häufiger aber 
nur in ſofern nachgewieſen iſt, als durch die Operationen Phosphorſaͤure gewonnen 
wird’); 4) wenn Pflanzengifte rein, 3. B. als Wurzeln, Kräuter gebraucht find, 
fo ift zwar die Entdeckug des Giftes auf chemiſchem Wege felten mit Sicherheit 
möglich ; allein auch hier hat die Chemie in ihren Fortjchritten neue Wege der 
Entvefung gelehrt, vorzüglich ift jegt fichere Entdeckung da möglich’), wenn aus 
Pflanzen Präparate verfertigt find, welche zur Vergiftung gebraucht werden und 
als fogenannte Alkaloide’) vorfommen, 3. B. Hyosciamin, Morphin, Strychnin ). 
Vorzüglich hat im neueſter Zeit die Vergiftung durch Strychnin in England die 
Möglicpkeit vollftändiger Nachweifung des Giftes in der Leiche des Vergifteten*) 
aber auch die Schwierigkeit der Entdeckung in manchen Fällen gelehrt”). Eine Bergleis 
hung der neueren Forſchungen und ihrer Anwendung in vorgefommenen Berhand» 
lungen muß aber ven Surifen auf wichtige Erfahrungen aufmerffam machen und 
zwar 1) darauf, daß die Möglichkeit, ficher auf hemifchem Wege das Gift als 
Subftanz darzuftellen, zu fehr von Nebenumftänden abhängt, durch welche das Ge- 
lingen diefer Darftellung vereitelt werden kann, fo daß mit Vorficht Schlüffe auf 
Nichtdafein der Vergiftung aus dem Nichtauffinden des Giftes in der Leiche abzu— 
leiten find. 2) Da, wo durch die Chemie nur eine in der Leiche vorhandene, ein gewiſſes 
Gift enthaltene Säure nacdhgewiefen wird, zeigt fich der Beweis oft als trüglich, weil 
erweislich durch fo viele Nahrungsmittel, die dev Menfch genießt, die nümliche Säure 
in den Körper gelangt”). Bei Giften, deren Dafein (eigentlich nur durch Schluß: 
folgerungen aus gewiffen Zeichen, 3. B. den Zleden bei der Marfhifchen Probe) 
angenommen wird, kann dieſer häufig angenommene Beweis oft als trüglich be— 
trachtet werden, weil die nimlichen Flecken ſich auch da zeigen, wo Spießglanz 
(antimonium) im Körper war, und diefer Stoff auch bhne Bergiftungsabfiht in 
den Körper durch Arzneien (die nicht felten Spießglanz enthalten) gelangen kann”). 
Da jedoch neue Forſchungen lehrten, daß eine genaue Prüfung '") gewiffe Unterfchei- 
dumgsmittel der Arjeniffleden und Flecken von antimonium nachweiſt und durch Anwen- 


1) €. in diefem Ardiv IV. S. 599. 

2) Schneider, gerichtliche Chemie ©. 108. 

3) Eine belehrende Entwidelung der Trüglichfeit mancher Verfuche und angeblichen ſtenn— 
zeichen f. in Hofmann in feiner Schrift: Aus dem Gerichtsjaale. Erlangen 1854. 1. ©. 34. 

4) Stas, memoire p. 14 (er entdedte in Bruges eine Vergiftung dur Morpbin 13 Mo: 
nate nad) der Beerbigung der Leiche). — ©. noch Schneider $. 407 und Otto ©. 87. 

5) ©. Nadyweifungen in diefem Archiv IV. ©. 598. 

6) An dem Prozefje gegen Dove (Tiines vom 19. Juli 1856) baben bie Chemiler Morely 
und Nunnely ausfübrlic die Verſuche und die Möglichkeit gezeigt, Strychnin barzuftellen,; wo der 
durch die Operationen aus ben Eingeweiben gewonnene Syrup entſchieden bie Beftandtbeile des 
Strychnin ergab und feine Anwendung an zbieren ihren Tod mit ben nämlidyen Erjcheinungen 
zeigte, mie dieſe bei Vergiftungen durch Strychnin bon Menſchen vorfommen. 

7) Vorzüglich wurde dies merlwürdig im Prozefje gegen Palmer, mo ber bedeutende Taylor 
fein Strodnin in der Leiche entdecken Fonnte, während doch als gewiß bie Vergiftung dürch 
Strychnin angenommen werden darf. Wir werben unten bei Prüfung bes Progzefjes gegen Pal: 
mer zeigen, warum aus dem Nichtauffinden des Strbdnin und den Gegenverjuchen nichts gegen 
die Annabme der Schuld Palmers abzuleiten ift. 

8) Dies ergiebt ſich befonders bei Phosphor. Am diefem Archiv IV. S. 600 megen ber 
Erfahrungen im Prozeſſe gegen Wlefjio,; ſ. neue Grlabeun en über Wirfumg bes Pbospbor 
von Sch er im Wochenblatt ber Zeitfchrift der Geſe —8 ber Aerzte in Wien 1856 Marz⸗ 
beft ©. 207. 

9) Ueber bie Zweifel gegen bie Marfbiihe Probe Taylor p. 71, Galtier, p. 362 und 
baneben Devergie Ill. p. 461. 

10) Zufammenftellung in Otto, 1. ec. ©. 26. Freilich find mande dieſer fogenannten 
unterfchiede, z. B. in Bezug auf farbe, — wieder trüglich. — Gut über die Vorſicht 
bei —— der Marfhilgen Probe Freschi p. Y9—%9. Galtier, toxicologie I, 


Archiv. 1856, VI. 48 
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dung beftimmter Reagentien auf jene Flecken') erkennen läßt, wodurch die Fleden 
bewirkt wurden, fo iſt es Pflicht, zu forgen, daß jene Erfennungsmittel angewendet 
werden. 4) Die größten Gefahren zeigen fich bei Gutachten über Arfenikvergiftung 
in dem a. nachgewiejen wurde, daß im menfchlichen Körder indbefondere in Mus 
feln und Knochen Arfenik fich vorfindet (fogenannternormaler Arfenif) *), b. daß der 
angeblich Vergiftete nicht felten vor feiner legten Krankheit, oder während derjelben mit 
Arzneimitteln behandelt wurde, welche Arſenik enthielten (mas auch bei der häufig vor- 
fommenden Unreinheit gebrauchter Arzneien leicht geſchehen kann) *), c. daß insbeſon⸗ 
dere Durch die bei Krankheiten, die man Vergiftungen zufchreibt, angewendeten Gegm- 
gifte*), d. und vorzüglich, wenn länger ſchon beervigte Leichen ausgegraben werden, 
durch die Erde in Gräbern, der darin oft enthaltene Arfenik in die Leiche kommen 
fann’), e. daß überhaupt durch jogenannte Imbibiton entweder durch böjen Willen 
Anderer *), oder durch Uebergang eines gifthaltigen Theils in einen anderen vorher 
gefunden Körpertheil Gift in die Leiche gelangen fann'). Alle diefe Erfahrungen 
lehren, daß felbft, wenn die Chemie das Dafein des Giftes (vorzüglich Arjenik) in 
einer Leiche Darftellt, noch nicht auf Vergiftung geſchloſſen werben darf; zum Glüde 
aber zeigen forgfältige neue Forſchungen, daß theild manche diefer Möglichkeiten 
auf Hebertreibungen berufen und die gefchilderte Gefahr verfchwindet, wenn ſorg⸗ 
ältig geprüft wird, z. B. im fofern man fi anf den normalen Arjenif*) oder auf 

mbibition?) bezieht und nicht erwägt, daß die Kennzeichen, welche ald Wirkungen de 
Gifted im Organismus fid ergeben, doch nicht durch Die eben erwähnten Verhält— 
niffe hervorgebracht werden fünnen. — Ueber den Einfluß der Kirchhoferde foll unten 
gehandelt werden. Einflußreich ift von den oben bemerkten Erfahrungen befonderd 
die, daß duch Arzneien und Gegenmittel leicht Arfenif in den Körper fommen 
fann, und dies fordert zuw ſorgfältigen Unterfuchung auf, welche Bejchaffenheit vie 
bei dem Kranfen angewendeten Mittel hatten. 

Für die Thätigfeit des Unterfuchungsrichters, ebenſo wie für die Richtung 
der Operationen der Sachverftändigen, ift die Prüfung wichtig: wie von Seiten 
des Richters Fragen geftellt werden jollen. Während in Frankreich das Geſetz died 
völlig dem Ermeffen des Unterfuchungsrichters überläßt, wählen Deutfche Geſeh— 
bücher '*) den Weg, im Gejege beftimmte Fragen zu bezeichnen, welche in jedem 





1) 3.8. Urfeniffleden werben bei Anwendung bon Ehlornatron ſogleich aufgelöft, die durch 
Antimonium entftandenen Flecken aber nicht verſchwinden. 

2) Galtier, toxicologie I. p. 366. — Devergie, medicine Il. p. 476. — 
Barse p. 211. 

3) Schneider, gerichtliche Chemie S. 216. 

4) $ B. — Colcotbar Schneider ©. 217. 

5) Devergie Ill. p. 479 und berfelbe in den Annales d’Hygiene legale Hft. 47. p. 165. 
— Raspail, memoire p. 69. — Galtier p. 366. 

6) Diefer Fall berubt auf der Annahme der Möglichkeit, Tann aber als wirklich vorge 
fommen nicht nachgewieſen werden. 

7) rt} Schneider ©. 57. 

8) 3.8. die in den Knochen und Muskeln vorfindlichen Arfeniftbeile find durch bie Natur jo 
gebunden und fo gering, daß am ibre zerftörende Wirkung nicht gedacht werden Tann. 

9) Gut Freschi, manuale p. %5. Nichtig ift, daß da wo im nämlidyen Gefäße ver: 
fehiedene Eingeweide zufammengebracht werden, Gefahr entfteht, daß wenn in einem Organe fih 
Gift fand, dies auch in das andere, welches urjprünglich feines enthielt, übergeben kann. 

10) Baperifches Strafgeſetzbuch I. Urt, 245. — Oefterreihifche Strafprogeß-Ordnung $. 89. — 
Hannoverſche Stiafprozeß ⸗Ordnung $. 101. — Das Königlich Sächfifhe Strafhrozeßgeſeh S 14. 
ftellt feine fragen Pi und beftimmt nur allgemein in F. 194: Bei dem Verbachte ift bafür zu 
forgen, daf das Gift und bie dadurch bervorgebrachten Wirkungen in bem Körper aufgefucht und 
das erſte wo möglich chemifch dargeftellt werde. Die Prüfung ift nach dem Ermeſſen des Rid- 
ters von den beigezogenen Sadhverftändigen auch auf alle verbächtigen Stoffe zu richten, melde 
in ber Wohnung bes Verftorbenen, in den noch übrigen Speifen und fonft gefunden werben. — 
In Preußen enthalten die Gefege von 1849 unb 1851 Leine befonderen Vorfchriften, es gelten 
daher noch die Vorſchriften der Kriminal»Orbnung $. 167. Die *7* ſzwar nur auf ung 
durch Werkzeuge) find in $. 169, angegeben, Der Entwurf bes Minifteriums bon 1851 Art. 176 
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Falle der Tödtung an den Sachverfländigen geftellt werden follen. Vorerſt ift es 
gu, daß manche diefer Fragen, wie fchon die Faſſung beweift, in der nur von 
erlegungen die Rede ift, nur auf, TZödtungsfälle, in denen Verlegungen vorliegen, 
ft, und auf jeden Fall eine der Natur der Tödtung durch Gift entfprechende 
Baffung in Bergiftungsfällen gewählt werden muß. Bor Allem muß erwogen 
werben, daß ſolche im Geſetzbuche vorgefchriebene Fragen ſich erft in dem Verlaufe 
der Unterfuchung, wenn ber Richter bereitd mehr Material hat, ftellen laflen und 
fi) auf die Herjtellung des Thatbeftandes der Vergiftung nach allen für den Strafs 
richter nöthigen Merkmalen beziehen, nicht aber Ichon am Anfange des Prozefies 
an den Chemiker geftellt werben Fönnen. Nicht jelten ift die Lage des Prozefies 
am Anfange fo, daß der Richter für die Vermuthung ftattgefundener Bergiftung 
nichts als das Dafein des auffallend fchnell erfolgten Todes und Verdacht er- 
wedende Krankheitserfcheinungen hat, und durch den vorläufigen (mehr kann häufig 
die Erklärung des Arztes nicht fein) Ausſpruch des Arztes, daß die vorliegenden 
Erfcheinungen Bergiftung vermuthen laffen, zur Einleitung chemifcher Unterfuchung 
veranlaßt wird, oft auch durch gewifle Indizien, 3. B. daß die den WVerftorbenen 
umgebende Perſon fich bemühte, dem ſchnell Erfranften eine geife Speiſe beizu- 
„bringen, felbft davon nicht aß, ängftlih die Spuren der Speifef@®zu vertilgen fuchte, 
bewogen wird, den Verbächtigen vorläufig verhaften zu laffen. ier fommt es 
darauf an, auf möglichft fehnellem Wege zu ermitteln, ob in den Körpertheilen bes 
Berftorbenen oder gewiffer Gegenftänden Gift aufzjufinden ift, damit die Unter: 
fuhung eine Grundlage erhalte, und danach auch entjchieden werden fann, ob 
Grund vorhanden ift, die Verhaftung des Verdächtigen fortvauern zu lafien. Wer: 
den in folchen Fällen viele verwidelte, lange Prüfung und Zufammenwirfen vom 
Arzt und Chemiker fordernde Berathungen vorausfegende Fragen an den Sachver⸗ 
ftändigen geftellt, fo wird unvermeidlich die Abgabe des Gutachtens ſehr verzögert, 
der Berhattete muß (leider gefchieht dies nicht Peiten), weil fo lange das technijche 
Gutachten nicht eintrifft, in Haft bleiben. Daraus folgt, daß die am Anfange des 
Prozeſſes an den Chemiker zu flellende Frage möglichit einfach geftellt werden muß, 
damit auch eine baldige Antwort (ohne die nöthige Gründlichkeit der Verfuche zu 
beeinträchtigen) gegeben werden kann. In Franfreich jenden daher die Unter 
ſuchungsrichter die zu unterfuchenden Gegenftände an den Chemifer, gewöhnlich 
mit der Aufforderung: a) anzugeben: ob in dem vagliegenden Halle Vergiftung an- 
zunehmen iſt, oder b) mit der Frage: ob im den überjendeten Gegenländen ein 
Giftſtoff zu finden ift, zuweilen c) mit Bezeichnung einer beftimmten Giftart, d) oft 
mit anderen in Einzelnheiten eingehenden Fragen’). Mit Recht rügt der erfahrene 
Ehemifer Barfe?) die erfte Art der Aufforderung, weil fie von den Ehemifern eine 
Antwort über PBunfte fordert, über die er nach dem Standpunfte feiner Wiffenfchaft 
feine Aufklärung geben fann, in fofern es bei Entſcheidung über Dafein der Ber: 
giftung nicht blos darauf anfommt, daß Gift in der Leiche fich fand, fondern daß 





enthält die kurze Vorſchrift: Ergiebt fi ber Verdacht ber Bergiftung, fo muß die Unterfuhung 
ber verbäcdtigen Etoffe durch einen Wpotbefer ober andern Chemiker unter Auffiht und Mit 
mwirfung bes Gerichtsarztes ftattfinden. 

1) 3. B. im Prozeſſe Bocarme wurden die Gegenftände dem Chemiker Stas (f. befien 
memoire p. 12) mit dem Auftrage gefendet: De proceder soit par l’analyse chimique, 
soit par tout autre moyen scientifique (mad meinte damit ber Richter?) à l’examen 
des matieres cadaveriques à l’eflet de rechercher et constater 1) s’il y a eu chez le 
defunt ingestion d’une substance veneneuse ou morbifique quelconque, 2) de quelle na- 
ture etait cette substance, 3) notamment si ce n’etait pas de l'acide sulfurique? 4) en 
quelle quantite elle aurait ete ingeree, 5) si elle n’etait pas melangee & un autre li- 
quide au moment de l’ingestion, 6) si la couleur noire de la lèyre inferieure, de la 
langue, de toute la muqueuse buccale n’etait pas due au passage d’un acide quelconque, 
notamment le sulfurique. 

2) Barse, manuel p. 170. 
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das Gift wirkte und Urſache des Todes war;' was aber durch die Chemie 
allein nicht beantwortet werden kann. Am beften ift die einfache Aufforderung: ob 
in den zur Unterfuchung mitgetheilten Gegenftänden ein Giftftoff fich findet und 
welcher Art er ift, in welchen Körpertheilen oder Entleerungen oder anderen Gegen 
ftänden die Spur des Giftes zu finden ift. Herr Barfe jchlägt vor, in der bit 
forderung an die Sacdverftändigen 10 Fragen’) zu ftellen. Verſteht Barſe dieſe 
Fragen fo, daß fie überhaupt von den Sadverftändigen, aljo von den Chemilern 
und den Aerzten, beantwortet werden ſollen, fo iſt dagegen nichts zu erinnern; 
nie aber könnte man es billigen, wenn dieſe 10 Fragen ſogleich bei der erſten Auf⸗ 
forderung an den Chemifer geſtellt werben ſollten; denn danach würde das chemiſche 
Gutachten, defjen der Richter zunächft bedarf, ſehr verzögert, und mande Fragen 
3. B. find von der Art, daß nur der Arzt fie beantworten fann. Man kann nicht 
genug die Richter davor warnen?), den Chemiker durch Fragen, welche er als jolder 
nicht beantworten kann, in Verlegenheit zu jegen und die Gefahr herbeizuführen, 
daß der weniger gewifienhafte, oder mit zu viel Selbftvertrauen begabte, oder einige 
ärztliche Kenntniffe befigende Chemifer verleitet werde, das Gutachten auch über 
Punkte zu geben, zu deren richtiger Wiirdigung die Chemie feine Materialien giebt, 
während bie —— Richter dem Gutachten, da es von einem geachteten, 
Sadverftändigen herfommt, trauen. Daraus erklärt es fich, Daß geachtete, die Chemie 
gründlich erfennende Gelehrte’) ausſprechen, daß die Vereinigung chemifcher und 








1) Barse, p. 167. Die von Barfe vorgefchlagenen Fragen find: 

1) Si les matieres soumises à l’examen des experts contiennent une ou plusieurs 
des substances qui peuvent ocassionner Ja mort ou qui sont de nature à nuire 
à la sante; si les organes ont conserve des traces de l’action de cette sub- 
slance. 

2) Si cette substance au moment de l’expertise existait dans les matieres à l'etat 
soluble ou insoluble dans l’eau; si elle a été decouverte dans des parties oü 
l’absorption peut seule l’avoir portee. 

3) Si ce poison peut être trouve dans les parties analysees soit accidentellement 
soit naturellement d’une. maniere queleonque en un mot, en dehors des cas 
d’empoisonnement, 

4) Si dans toutes les combinaisons, qu’il peut former cet agent toxique possede 
toujours des proprietes veneneuses, 

5) Si le produit venöneu® obtenu peut avoir pris naissance dans les matieres 
analysees ä une epoque quelconque par suite de la combinaison de deux ou 
plusieurs corps non deleteres. 

6) Quels sont les symptömes de l’empoisonnement, quelles sont les lesions de 
tissus que produit le plus ordinairement la substance obtenue. 

Dans le cas ou l’analyse chimique ne conduirait pas & la decouverte 
d’une substanee capable d’oceassionner la mort ou nuisible à la sante les 
experis devront repondre aux questions suivantes. 

7) Peut-il arriver qu'un individu soit mort empoisonn® par une preparation quel- 
conque et qu’on ne trouve plus la moindre trace du poison soit dans le can 
digestif, soit dans les organes oü la preparation avait et& portee par l'ab- 
sorption? 

8) Une substance veneneuse n’aurait-elle pas pu, par suite des combinaisons, quelle 
aurait contraetees avec d’autres corps ou des decompositions, qu’elle aurait 
eprouvees, se transformer dans le canal digestif en un des composes inertes qui 

„ont et@ trouves dans l’analyse? \ 

9) —— sont les poisons qui produisent les effets constatés dans les pieces 

u proces, 
10) Quelle, sont les maladies qui produisent les effets constates dans les pieces 
u proces. 


2) Merkwürdig ift bier die Erflärung bon Schneider, gerichtliche Chemie S. 10, wie 
unflar und baber nachtheilig die in den gerichtlichen nftruftionen und Nequijitionen ber Richter 
oft vorlommenden ragen find, weil man bon der Chemie mebr fordert, als fie leiften lann, 
„. B. aud) in Bezug auf die frage: in welcher Quantität bas Gift beigebracht wurde. 


3) 3. B. Schneider ©, 55. 
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ärztlicher Kenntniffe in der Perfon des Sachverftändigen höchſt wünfchensiwerth 
wäre und einfeitige chemijche Auffafiung') leicht gefährlich werden kann. 
Wenn wir bisher von der Richtung der chemifchen Unterſuchung gehandelt 
haben, fo wird nun B. die Schilderung der Thätigfeit des gerichtlichen Arztes 
von Bedeutung. Dur fie joll die Hauptfrage, durch deren Beantwortung der 
Thatbeftand Der Vergiftung beftimmt wird, entjchieden werden, nämlich die Krage: 
ob Gift und in welcher Weife als die Urfache der im Körptr einer PBerfon vorge- 
fundenen Störung oter felbft des Todes betrachtet werden fann. Hier begimmt die 
Aufgabe des Gerichtdarztes, der zur Löſung derjelben mehrfacher Materialien be- 
darf, und zwar derjenigen, welche ihm 1) die chemifchen Berfuche, 2) die, Symp- 
tome während der Krankheit des Verſtorbenen, 3) die Leichenerſcheinungen, 4) vie 
Berfuche an Thieren gewähren. In Bezug auf die erften erwähnen wir Die vers 
ſchiedene Art, wie der Chemiker und der Arzt zuſammenwirken können, entweder 
a) indem der Ghemifer das Ergebniß jeiner Prüfung mit dem Gutachten vorerft 
dem Gerichte mittheilt, und dies erft nach den Umſtänden dafjelbe dem Arzte zur 
Benugung zujendet, oder b) indem Das Gericht die zu unterfuchenden Gegenftände 
dem Chemiker und dem Arzt Übergiebt, und erjchöpfende Kragen ftellt, welche von 
beiden Sachverftändigen zu beantworten find. Das erite Berfahren kann oft von 
dem Richter deswegen vorgezogen werden, weil es ibm zunäcft nur darauf ans 
kommt, zu erfahren, ob in einem gewiffen Gegenitande, auf weldhen der Verdacht 
führt, 3. B. den Weberreften der Speiſe, Gift zu finden if, und der Richter durch 
Das nur auf diefe Fragen lich befehränfende Gutachten des Chemikers am fehnellften 
die nöthige Antwort befommt, deren Inhalt feine Handlungsweife beftimmt”). Das 
Berfahren der zweiten Art fann am Plage in jchwierigen Fällen fein, wo ber 
Richter erfennt, daß nur durch genaue Berfolgung der Kranfheits- und Leichen: 
erfcheinungen ein genügendes Nefultat gewonnen werben kann, wo ;. B. während 
länger dauernder Krankheit wahrjcheinlich unter dem Borwande der Darreihung 
von Arzneien Gifte beigebracht wurden, und der Arzt ven Ghemifer veranlaft, for 
gleich über die einzelnen beigebrachten Mittel chemiſche Verſuche anzuftellen, oder 
wo der Arzt zu feinen Unterfuchungen wegen Kranfheitserfcheinungen Aufkflärungen 
Des Chemifers darüber bedarf, welche Veränderungen im Organismus gewifie Gifte er- 
zeugen. — Die wichtigften Aufſchlüſſe gewährt die genaue Beachtung der Kranf- 
heitserfcheinungen, umjomehr, ald bei manchen Giftarten nidyt erwartet wer- 
den fann,. durch chemifche Verfuche das Gift in der Leiche auffinden zu fönnen, 
während der Anwendung der Giftart gewiſſe pathologiſche Gricheinungen cent- 
ſprechen. Da es aber hier auf Thatjaden anfommt, welche für den urtheilenden 
Richter auf eine beweijende Art hergeftellt werden müfjen, fo wird die richtige Weife 
diefer Herftellung wichtig. Sie liegt a) in dem Tagebuche des behandelnden Arztes, 
per feine eigenen Bgobachtungen aufzeichnet °). Nicht unbeachtet darf aber bleiben, daß, 
fo wichtig diefe Beobachtungen fein können, bei ihrer Beurtheilung doc) große Vor- 
ficht anzuwenden ift, theils weil leicht der viel befchäftigte Arzt, wenn er erft am 
Abend Die während des Tages am den verfchiedenen Kranken gemachten Beobach— 
tungen in das Tagebuch einträgt, durch untreues Gedächtniß, durch Vermiſchung 
des bei verfchiedenen Kranken Geſehenen getäufcht werden kann, theils noch mehr 
mit Befangenheit beobachtet, wenn er durch fchlaue oder auf untreue Auffaſſung 
gegründete Verficherungen der Angehörigen Des Kranken, die wünfchen, daß Feine 





1) Daher rügt Schneider 1. c. bas font trefilihe Gutachten von Stas in ber Sache 
— ‚ocarme, welcher eimfeitig chemiſch die ragen auffafite und body gewagte Behauptungen 
aujplelte, 

2) 3. 8. ber Richter batte die Perfon, welche die Speife für ben Kranfen bereitet, ver: 
baften Laffen und will nur Antwort, ob in den Ueberreften der Speife Gift ift. 

3) Nichts iſt fhlimmer, als wenn der Arzt auf die Berfihergagen anderer Perſonen, die 
ben Rranfen umgeben, gewiſſe Erfcheinungen als feine eigenen Beddachtungen im Tagebuch be: 
merlt und baburd den Nichter täufcht. 
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Vergiftung angenommen wird, auf manche Erfcheinungen wenig Werth legt. 
b) Die Ausfagen der Zeugen, welche den Kranken umgaben, fönnten die wichtigften 
fein; allein auch hier [ehrt die Erfahrung, wie leicht trüglich ſolche Zeugniffe Ind. 
Unter den Berfonen, welche in Berhältniffen viefer Art den Kranken umgeben, 
werden viele vorfommen, welche ein Interefie haben, die Entvedung der Vergiftung 
au verhindern —— weil der Zeuge überhaupt nicht gern auf die Familie den 
Verdacht ftattgefunderfer Vergiftung werfen will, oder weil er diejenigen, auf welche 
der Verdacht fallen könnte, aus falſchem Mitleiden oder aus eigennügigen Motiven 
zu begünftigen fucht), andere Sure find leidenfchaftlih aufgeregt und beobachten 
fhon mit Befangenheit durch die Borausfegung vorhandener Vergiftung oder übers 
treiben in ihren Angaben. Es fommt aber hier auch auf Thatfachen an, bei welchen 
die Fleinften Nebenumftände bedeutend werden, um fie richtig zu würdigen, 3. ®. 
bei Klagen des Kranken über Brennen in den Eingemeiden, bei auffallender Röthe 
des —28 bei ſtarkem Schweiß des Kranfen'). Borzüglich gefährlich werden 
in folhen Fällen fuggeftiv geftellte Fragen. Der fragende Arzt, der gern wiſſen 
will, ob gewiffe wichtige Geideinungen vorfommen, ift geneigt, zu fragen: ob dies 
oder jenes Zeichen verbunden war, und Zeugen fommen nach der Erfahrung leicht 
dazu, folche Fragen mit Ja zu beantworten?), Wir halten es für dringend noths 
wendig, daß folche Bernehmungen von Zeugen durch den Richter geichehen, ber 
aber mit Borficht Suggeftionen zu vermeiden hat. Die Schwierigkeit für den Richter 
liegt nur darin, daß er Die Symptome, auf deren Dafein es bei Vergiftungen ans 
fommt, vorzüglich a nicht genug kennt, welche fpezififch gewiſſen Giftarten’) 
entfprechen, und fich leicht mit allgemeinen Fragen begnügt. Der Richter wird 
nur hoffen dürfen, genügende Zeugenausjagen in ſolchen Fällen zu gewinnen, wenn 
er mit den jeder Art der Vergiftung entiprehenden pathologifchen 
Erfheinungen ſich befannt macht, und feine Vernehmung (ohne Suggeftionen 
und ohne durch eine voreilig angenommene Vorausfegung des Dafeind einer ges 
wiſſen Giftart befangen zu Ein) % einrichtet, daß er die nöthigen Materialien er: 
hält. Die Kenniniß, welche Fragen zu ftellen find, erhält der Richter entweder, 
wenn er dic Werke, welche zuverläffig die Symptome der Wirkfamfeit der Gifte 
angeben, ftubirt, oder von dem Arzt fich die Thatfachen, weldhe wichtig werben 
fönnen, bezeichnen läßt, oder den Arzt zur Bernehmung beizieht, und ihm geftattet, 
felbft Fragen an den Zeugen zu ftellen *). ı 
Eine große Gefahr untreuer —— kann bei Rekognitionen eintreten, 
wenn den Zeugen auf eine unvorfichtige Weiſe Gegenſtaͤnde zur Anerkennung vor: 
elegt werden, wobei leicht der Zeuge verleitet werden fann, ohne gehörige Prü- 
ng die Identität einer Sache irriger Weife anzuerkennen und dem Richter dann 
eine unrichtige Grundlage zu geben’). 


1) Wie wichtig ift hier, ob der Schweiß Falt war, was ein Hauptſymptom bon Vergiftungen 
Fr ak — iſt? Wie viele Zeugen beobachten genau, ob ber Kranke wirklich kalte 

weiße hatte 

2) Es iſt bekannt, daß bei manchen Giftarten, z. B. durch Bellabonna, durch Nicolin, bie 
Erweiterung der Pupille ein wichtiges Kennzeichen der Vergiftung iſt; fraͤgt der Arzt oder Richter: 
Haben Sie nicht bemerkt, daß das Auge des Kranken größer wurde? fo fommt ber nicht ſehr ge 
wiſſenhafte Zeuge leicht dazu, bie frage zu bejaben. Eo find das Wadeln ber Zähne, das Haat- 
ausfallen Shmptome ber Quedfilbervergiftung. Wie gefährlid fünnen hier fuggeffive Fragen in 
biefer Beziehung werben! Stadelmannſcher Prozeß ©. 73. 

3) &o iſt bei Phospborbergiftungen bie Reizung bed Genitalſyſtems mit ftarfer Ereltion 
ein wichtiges Symptom (Falk, Handbuch S. 251); bei Arfenifvergiftung die zunehmende Angft 
bes Kranken, heftiger Durft ein Jeichen (Falk ©. 258); bei Vergiftung durch Strychnin find 
augenfcheinliche ZJeichen bie tetanifche Konbulfion, das Nüdziehen des Kopfes gegen ben Naden, 
bie Foridauer bes Bewußtſeins felbft bis zum Tobe. (Vorzüglich ergab fi dies im Prozeſſe gegen 
Balmer, ſ. Trial of Palmer p. 65. 115. 

4) Es muß bier nug bie fuggeffide Etellung ber Frage, ober eine (leicht vorfommenbe) Ju 
— daß eine sro auf eine gewiſſe Weiſe beantwortet werde, vermieden werben. 

) In bem Progefie wider Stabelmann (Darftellung S. 116) Tam es barauf an, bem 
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Soll die Unterfuhung in Bezug auf die Kranfheitserfheinungen 
ein zuverläffiged Ergebniß liefern, fo muß fie nady den folgenden Richtungen ge: 
führt werden: 1) um herzuftellen, in welchem Zuftande der Gefundbeit der 
Berftorbene vor dem Ereigniffe jich befand, durch welches wahrfcheinlich 
ihm Gift beigebracht wurde. Dies wird um jo wichtiger, als häufig der Ange— 
fhuldigte oder fein Bertheidiger fidy bemüht, gewiſſe Krankheitserfcheinungen und 
überhaupt den Tod auf Rechnung von krankhaften Zuftänden zu fegen, an welchen 
der Berftorbene litt, wie dies neuerlich auch im Prozeſſe gegen Balmer gefchah '). 
Dft kann es aber auch wirklich zweifelhaft werden, ob nicht gewifle Zeichen, weldye 
man ald Folgen der Vergiftung betrachten fann, die Wirkungen vorhandener an- 
derer ng waren’) 

Je jorgfältiger 3. B. durch Vernehmung der Aerzte, welche früher den Ver: 
ftorbenen ärztlich bebandelten und feinen Gefundheitszuftand kennen, bergeftellt wird, 
daß bei ihm feine Krankheit vorhanden war, welde Kranfheits- und Todeserſchei— 
nungen hervorbringen fonnte, wie fie in dem Falle nachzuweifen find, defto ficherer 
wird die Grundlage, die Zeichen der Vergiftung zuzufchreiben. 

2) Richt weniger wichtia ift ed. alle Umftände auszumitteln, welde 
dem Ereignifje vorausgingen, bei welchem die Bergiftung gefchehen fein 
fonnte, 3. 8 ob der Kranfe überhaupt ftarfe Getränfe zu fih nahm, ob dies an 
dem Tage geſchah, an welchem die Krankheit ausbrach, welche Speifen er genof 
und in wiefern durch fie ähnliche Zufälle bewirft werden fonnten, welche ald Zeichen 
der Vergiftung in dem Falle ericheinen, ob der Kranfe fich nicht ftarf erhigte oder 
erkältete, ob er nicht durch ein Ereigniß in heftigen Aerger verſetzt wurde. 

3) Die Unterfuchung richtet —* auf die beſonderen Umſtände, welche 
wegen ihrer auffallenden Beſchaffenheit und Ungewöhnlichkeit oder 
ihrer häufigen Verbindung mit Vergiftungen als Zeichen der letzteren betrachtet 
werben, 3. B. plöglih nad) dem Genuſſe eines Nahrungsmittels oder eines Ges 
tränfs bei einem vorher gefunden Menfchen eingetretene Krankheitszufälle öder felbft 
plöglich eingetretener Tod’). Allein bei allen dieſen Zeichen bedarf es großer Vor: 
ficht *), weil fo leicht auch durch andere Umftände, z.B. den Genuß einer gewiffen 
Speife ohne giftige Beimifchung, Krankheiten mir Zufällen, wegen derer man auf 
Bergiftung Ichließt, ausbrechen Fönnen ’), oft auch eine Krankheit fich plöglich ohne 
auffindbare Veranlafjung entwidelt‘) und felbft der Tod nur bei wenigen Giftarten 


eugen Quedfilberpräparale borzuzeigen, um zu erfabren, welche Art der Zeuge fab. Der Arzt 
ezeugt, daß man berfchiedene Präparate, bie etwa die nämlichen Karben hatten, borzeigte. — Der 
Vertbeidiger rügte nicht obne Grund, daß nicht bie nöthige Vorficht angewendet wurde. — Im 
Prozeffe gegen Bocarme (Stas, recherches medico legales p. 17) war es wichtig, zu erfahren, 
welche Art von Gerätbichaften der Graf zu feinen Verfuchen fich bediente und welche Präparate 
er machte. Man führte den Zeugen in ein chemifches Laboratorium, wo viele Bläschen und Prä- 
parate ftanden, und forberte ihn auf, zu feben, ob er ein äbnliches bei Bocarıne bemerkt babe. 
Der Zeuge wählte das rechte und gab gut bie Gründe für feine Ausfage an. 

1) Palmer batte die Schlaubeit, darauf binzumeifen, daß Goofs an folgen ber Syphilis, 
ober an Epilepfie, oder an Schlagfluß geitorben. Die Verbandlung (Trial of William Palmer 

. 85. 121) wurde mit Recht darauf bingelenft, ob die beobachteten Symptome, 3. B. Tetanus 
ben erwähnten Krankheiten zugefchrieben werben fünnten. 

2) In dem Prozeſſe gegen Stadelmann war die Unterfuchung fchmwierig, meil die Unge- 
fhulbigten die Meinung zu verbreiten fuchten, daß die Verftorbene an Schmwindfucht ober an Sh— 
philis gelitten babe, und einige ſchwache Zeichen dafür angeführt werden fonnten, 

3) Wharton, medical jurisprudence p. 380. Ueber die Wichtigkeit ftrenger Prü- 
fung ber vorgenommenen Unterfuhung nad ben im Text angegebenen Nüdfihten Raspail, 
memoire a consulter ä l’appui du pourvoi en cassation de Marie Laffarge. Paris 1840. 

4) Gut macht Schneider in ber gerichtlihen Chemie S. 62 auf diefe notbiwendige Vor: 
ficht aufmerkfam z. B. apoplektifche Anfälle in folge zu reichlich genoffener Epeifen, oder Reifen 
perforirender Magengefhwüre während ber Verdauung. 

5) 3 B. Cholera, Darmentzündung. 
6) Merfwürdige Nachmweifungen in Taylor, p. 10. 
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ſchnell auf das beigebrachte Gift erfolgt, oft wieder ein Gift erft nach längerer 
Zeit feine Wirkung äußert"). 

4) Die Kranfheitserfheinungen, von ihrem Beginne bis zu ihrem 
Ende, find der Hauptgegenftand der Unterfuchung. Die Vorficht, welche dabei vor: 
züglich mit Ruͤckſicht = die verfebiedenen Giftarten angewendet werden muß, wurde 
fhon oben hervorgehoben. Wichtig wird hier aber auch, daß bei manchen Giften 
oft als eigenthlümliche Zeichen längere Intermiffionen vorkommen, fo daß völlige 
Befjerung eingetreten fcheint ?). 

5) Die Arzneimittel, welche der Kranfe erhielt, insbefondere die an- 
gewendeten Gegengifte, müſſen Gegenftand der Prüfung werben, müſſen 
Gegenftand der Unterfuhung fein, weil nach der Erfahrung in manchen. Arzneis 
mitteln °), welche der Arzt wegen anderer Krankheiten, deren Dafein er vermuthet, 
vorzüglich in angewendeten Gegenmitteln —— ſich finden, die auf dieſe Weiſe 
in den Körper kommen und die chemiſche Analyſe in Vergiftungsfällen trüglich 
machen fönnen*). R 

6) Eine andere Richtung erhält die Unterſuchung, in fofern ein grünbliches 
Urtheil über das Dafein des Giftes ald Urfache des erfolgten Todes nicht möglich 
ift, ohne genaue Scheidung der, Veränderungen, welche das Gift erzeugt, von den- 
jenigen, welche zwar nach beigebrachtem Gifte vorkommen, aber durch andere Krank: 
heiten unabhängig vom Gifte‘) oder fo entftanden find, daß durch das hinzuge: 
—— Gift der vorher vorhandene Krankheitszuſtand zur Tödtlichkeit gefteigert 
wurde’) 

7) Bon Bedeutung kann die Möglichkeit werben, daß durch andere Krank: 
heiten’) die nämlichen Franfhaften Erfcheinungen mit dem nämlichen Verlauf und 
Ausgang erzeugt werden fonnten, welche durch Giftjtoffe bewirkt werden”). Hier 
wird oft bei einer forgfältigen Unterfuchung feheinbar wenig bedeutender Unftände”) 
ed möglich, eine völlig andere Todesurfache, ungeachtet vieler auf Vergiftung deu: 
tender Zeichen, zu entdeden, während auf der anderen Seite der erfahrene Arzt 
auch bei fcheinbarer Gleichheit der Zeichen’ einer gewiffen Krankheit und der Er— 
— bei Vergiftung doch im Stande iſt, dad Daſein der letzteren nad) 
zumweifen '°). 

8) Nicht ohne Werth kann die Prüfung fein, ob nicht durch äußere Ein 
wirfungen in Folge der Handlungen des nachher Verftorbenen Gift in den Körper 





1) Da bei bem Gifte Alles von der Neforption abbängt, fo Tann oft die Wirkſamleit be 
Eifts erft nad) mehreren Etunden beginnen. 

2) Dies ift namentlich bei dem Strhchnin, bei dem in Paroxismen die AZufälle eintreten. 

3) In diefer Beziehung find die Angaben der Sachverftänbigen vor ber Englifchen Parlamente: 
Kommiffion, ſ. oben ©. 722, Noten 1. 2., febr wichtig, weil fi daraus ergiebt, daß häufig bie in 
Apothelen (glüdlicyerweife weniger in Deutfchland, in den Staaten, in welchen firenge Apotbelen 
pifitationen angeordnet find) bereiteten Arzneien giftige Stoffe enthalten. Ueber Wichtigfeit ber 
Präfung der Arzneimittel Devergie in den Annales d’Hygiene leg. 1841 Heft 47. S. 176. 

) Dies ift eben bei Urfenikvergiftungen wichtig, bei der angewendete Gegenmittel, 3. B. 

Eiſenoxydrat, Salzfäure, häufig Arfenik enthalten. Schneider, Ebemie $. 267. 

5) 3. B. wenn ber Giftftoff unwirlſam ald Maffe in bem Magen liegen blieb, 

6) Für die fehr wichtige Scheidung diefer verfhiedenen Wirkungen ift in ber Mebizin noch 
nicht genug getban. 

7) S. oben $. 8. dies Archib IV. S. 600, 

8) 3. B. bei Cholera, bei eingeflemmtien Brüdyen. j 

9) 3. 8. in einem falle, wo Verdacht der Vergiftung durch Echwefelfäure ba war, zeigte 
fi, baf auf ber Zunge bes Verftorbenen feine Spur einer einmwirfenden Säure war, 

10) Merkwürdige Fälle, in welchen ſich der Irrthum des Verdachts ber Vergiftung ergab, 
ba eine andere Urfadhe des Todes ala wahrſcheinlich fidh ergab, bei Casper, Vierteljabreicrift V. 
©. A (das Kind farb am Stidfluf), bei Maſchka, Sammlung gerichtsärztlicdyer Gutachten 
©. 125 (ber Tod erfolgte dur Magenerweichungh, in Schneiders Dentfher Zeitlſchrift für 
Staatsarzneifunde, neue folge, 1855 VI. 1. Heft S. 55. Behrend, Zeitſchrift für Staatsarznei⸗ 
funde 1854 Ergänzungsbeft 46. ©. 149. 
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fommen Fönnte. Einer der merfwürdigften Fälle kam in dieſer Hinficht in Franf- 
reich 1844 vor, wo Frau Lacofte des Giftmordes an ihrem Ehemanne angeflagt war. 
Beweife des Arfeniks ') fanden ſich im ver Leiche des Ehemannes. Viele Augen» 
zeugen fprachen gegen die Angeklagte, Die aber von den Gefhworenen freigefprochen 
wurde, weil ſich ergab, daß Lacofte feit längerer Zeit zur Heilung eines Bruches 
einer Salbe ſich zum Einreiben bediente, und wahrfcheinlich war, daß giftige Stoffe 
in folcher Salbe fich ‚befanden. Der angeführte Fall führt auf die Frage: ob auch 
durch Einreiben von Salben mit arfenifhaltigen Stoffen Arfenit in den Körper 
fommen kann, was allerdings von Eachverftändigen als möglich angenommen wird ?), 
jedoch mit Anerkennung, daß es einer. befonderen Richtung der Unterfuchung in 
folhen Fällen bedarf, um zur Wahrfcheinlichkeit zu gelangen, daß daraus. die viel: 
leicht große Menge von Arjenit in der Leiche erflärt werden kann, und der Tod 
Folge des durch Ginreiben in den Körper gebrachten Giftes fein Fonnte”). Eben 
jo wichtig, als die Beobachtung des Ganges der Kranheitserfheinungen, wird 
die Unterfuhung der Erfheinungen bei dem Tode und die Ber- 
änderungen an der Leihe Die nämliden Schwierigkeiten, die oben in 
Bezug auf die Zeugen über Krankheitserfcheinungen hervorgehoben wurden, treten 
auch bei der Ausmittelung der Todeserfheinungen in Ainfehung der Ausſagen der 
Zeugen hervor. Bon Henna wird bier befonders die Vernehmung der Perfonen 
fein, welche die Leiche zum Behufe ver Beerdigung behandelten, und in der Regel 
näher zu beachtende Angaben machen können, da fie durch vielfadhe Betrachtung 
von Leichen mehr "geeignet find, auffallende Erſcheinungen zu bemerken. Nicht 
genug aber kann für den Nichter hervorgehoben werden, daß die zwar gewöhnlich 
ei Leichen der an Bergiftung geftorbenen Perſonen bemerköaren —— * 
J. B. Röthe, Geſchwüre, Erweichung der Theile, Perſorationen, ebenſo an den 
Leichen der durch andere Krankheiten orbenen ſich finden und daher leicht trüg- 
liche Zeichen find *). Die Unterfuchung darf aber deswegen nicht vernachläffigt 
werden, weil bei manden ®iftarten geroife Erfcheinungen fo eigenthümlich der 
Wirkſamkeit jener Gifte entfprechend bei dem Tode eined dadurch Vergifteten vor- 
fommen, 3. B. bei Tod durch ‚Strychnin ’), die bei anderen Giftarten nicht vor— 
fommen, fo daß eine Vergiftung durch fie nie angenommen werden darf, wenn 
nicht beftimmte, durch Erfahrung immer als bei diefer Giftart eintretende Zeichen ®) 
fih finden. Die Hauptfache für den die auf Herftellung der Todes: und Leichen- 
erſcheinungen ‘gerichteten Unterfuchung leitenden Richter ift die, an dem Grgebniß 
wiſſenſchaftlicher Forſchungen feftzubalten, daß jede Giftart eigenthümliche Erſchei— 
nungen erzeugt und daher die genaue Kenntniß derſelben ſich zu verſchaffen, um 
(ohne Suggeſtionen) die Vernehmung danach einzurichten. Nicht unbemerkt darf 
noch der Werth der —— in Bergiftungsfällen angewendeten Verſuche an 
Thieren bleiben. an muß dabei umterfcheiden a) Berfuche, die darin beftehen, 
daß man einem Thiere von einem Stoffe, den man für verdächtig hält, zu freſſen 


1) Der Bericht darüber bei Galtier, toxicologie I. p. 465. ; 
2) Die Aerzte im Prozeffe Lacoſte ae es, ſ. and Marz, Lehre von ben Siften 








©. 110. — Pueceinotti, medieina legale p. 249. 

3) Gut darüber Freschi, manuale p. 970. 

4) Taylor, medical jurisprudence p. 21. 27. 29, — Wharten I. e. p. 33—IR. 
— Schneider, gerichtliche Ebemie ©. 63. — Im oft angeführten Handbuche von Kalk und in 
Galtier find bei jeder Siftart die Todeserfheinungen angegeben. 

5) Hier ift das bis zum Eintreten bes höchſten Grades ber Asphyrie fortbauernde Bewußt- 
fein bes Kranken, ber ftärtite Tetanus als fichere Tobeserfcheinungen, und an der Peiche bie ftär« 
fer als bei andern Peichen vorlommende Eteifbeit, bie lange an ber Leiche fortbauernde Kon- 
traftion der Muskeln, fihere Zeichen der Strychninbergiftung, Kalt ©, 276. — Galtier IL 

. 268. Diefe Zeichen ergaben ſich auch in dem Palmerſchen Prozeffe durd die Ausfagen ber 

erzte Trial of Palmer p. 86. 93. 

6) werd befonders ber Fall bei Vergiftung durch Salpeterfäure, wo bie gelben Flecken 
an ben eiweißartigen Geweben bed Thierförpers’nicht fehlen dürfen. 
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giebt, und aus ber Wirkung auf das Thier Schlüffe auf die giftige Natur des 
Stoffes ableitet; b) Berfuce, welche von Sacyverftändigen durch Cinbringung 
aiftiger Subftangen, vorzüglich foldher, über deren Wirfungen noch wenig be 
glaubigte Erfahrungen vorliegen, in den Magen eines Thieres gemacht werben, 
um die Wirfungen fennen zu lernen. Die Berfuche der erſten Art haben (der 
Richter follte auf jeden Ball fich derfelben enthalten) wenig Werth, weil dabei fo 
viel von irn wei (deren Einfluß nicht leicht ermittelt werben kann) abhängt 
und wegen der Verſchiedenheit der thieriihen Organismen trügli find’). Die 
Berfuche der zweiten Art find für den Sachverſtaͤndigen wichtig, in fofern nad 
den ©rundjägen der ‚vergleichenden Naturmwifienfchaften, durch Beobachtung der 
Wirkungen lange fortgefegter Verſuche an Thieren Schlußfolgerungen zwar mit 
großer Borficht ) auf die ähnlichen Wirkungen auf den menfcplichen Organismus 
zu ziehen erlaubt ift’). 

. Unter den Mitteln der Entdedung von Giften muß noch die mikro— 
fEopifche Unterſuchung erwähnt werden, da durch fie vorzüglich Pflanzengifte ent» 
det werden können, obwohl nach neueren Zeugniffen eine große Borficht i 
angewendet werden muß?). 

D. Nach dem Zwecke des vorliegenden Aufſatzes muß vorzüglich die Rich— 
tung, welche die richterlihe Unterfuhung in Bergiftungsfällen zu 
nehmen hat, Gegenftand der Beachtung werden. Wir haben fchon oben ($. 8.) 
auf die befonderen Schwierigkeiten aufmerffam gemacht, weldye der richterlichen Un; 
terfuchung in ſolchen Fällen entgegenftehen. Sie beweifen, daß der Richter nur 
zur größeren Vorſicht, zum Studium der eigenthümlichen Berhältniffe aufgeforbert 
und vor einer mechanijchen, nach dem Schlendrian gemachten Unterfuchungsführun 
bei den meiften anderen Berbrechen gewarnt werden muß. 1) Eigenthumlich i 
bier, daß in jehr vielen Fällen, in welchen die Anzeige wegen Vergiftung erfolgt, 
der Richter anfangs, oft längere Zeit einer ficheren Grundlage des Thatbeftandes 
der Vergiftung entbehrt, weil er auf die Ergebniffe der oft nicht ſchnell beendigten 
chemijchen Unterfuchung warten muß, während vorhandene Indizien ſchon auf eine 
beftimmte Perſon als Später leiten und gerichtliche Schritte gegen fie nothwendig 
werden. 2) Das Ergebniß der Unterfuchung der Sachverſtaͤndigen hängt aber 
zum großen Theile von den Grundlagen ab, welche ihnen gegeben werben, 3 8. 
den Körpertheilen, den gefammelten Gntleerungen; der Richter aber ift cd, 
welcher dieſe Gegenftände bei der erften Unterfuchung zu fammeln und bem 
Techniker mitzutheilen hat.» Nach den oben angeführten Erfahrungen zeigt Mid 
daher die Wichtigkeit, daß der Richter das möglichft ausgedehnte Material 
(3. B. Oegenftände, von denen man einft nicht glaubte, daß in ihnen Gift ges 
funden werden fönne, wie die Leber, der Urin) vorfichtig fammeln, bewah- 
ven laffe und ven Sachverftandigen übergebe. 3) Da die Krankheitserjcei- 


1) Schneider ©. 65 nennt folde Verſuche rob. — Ebenſo Wharton p. 381. — 
Freschi p. U16. 

2) Es ift bergeftellt, baf Verſuche an Hunden am meiften geeignet find, Schlußfolgerungen 
auf Wirkungen der Gifte an Menfchen zu gejtatten. Anglada, toxicologie p. 95. — De- 
vergie, medicine legale Ill. p. 45. 

3) In dem Prozeffe gegen Palmer murden viele Verfuhe mit Etryhnin an Thieren ge 
macht und baraus (etwas zu Lühn) Sclußfolgerungen auf den menſchlichen Organismus abge: 
leitet. — Galtier, toxicologie giebt am beiten bei jeder Giftart die Wirlung ber Verſuche an 
Thieren an; merkwürdig find bie (vol. I. p. 258) in Bezug auf Strychnin, wo fich ergiebt, baf 
bies Gift auch bei Thieren vorzüglich auf das Nervenfpftem wirkt. 

4) Wharton, p. 333 Note. Die wichtigſten Aufſchlüſſe über ben Gebraud bes Mi 
froffops zur Entdedung unreiner ober giftiger Stoffe verbanfen wir den Ausſagen ber Sad 
berftändigen, 3. ®. bes aroßen Chemilers Haffall in London, bor ber oben angeführten Par- 
lamentstommiffion on adulteration of food, J. B. zu Frage Nr. 4388. 89. 4414, vergl. mit ben 
Aeußerungen anderer aeugen über Zrüglicpfeit, wenn nicht fehr forgfältig verfahren wird, ;. ®. 
Antworten zu Nr. 2967. . - 
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nungen (Zuftände bei dem Tode, Zeichen an ver Leiche) Hauptmittel zur Ent: 
dedung von Bergiftung find, weil fie die Beweife des wirkſam gemwor- 
denen Giftes enthalten; da jedoch diefe Erfcheinungen häufig trüglich find, 
wenn fie nicht mit der größten Borficht erhoben werden umd nicht von der 
Art find, daß fie wie andere, in die Sinne fallende, ſcharf ausgeprägte That: 
fachen fiher beobachtet werden fönnen, jondern eine fehr forgfältige Beobachtumg 
fordern und der Zeugenbeweis dabei leicht täufihend if, jo muß die gericht: 
lie Erhebung diejer Zeichen mit allen durch Grfahrung als zwedmäßig ge: 
lehrten Vorſichtsmaßregeln gejchehen. A) In jofern der Jurift nicht leicht Die 
feinen Abftufungen, auf die ed bei diefen Zeichen anfommt, und die Bedingun—⸗ 
gen kennt, unter denen fie beweijen fonnen, fo bedarf er einer technijchen Aufflä- 
rung, um die geeigneten Fragen ftellen und für ein ſolches Material forgen zu 
fönnen, welches allein den urtheilenden Richtern genügen fann. 5) Die oben bes 
zeichneten Erſcheinungen find aber auch von der Art, daß die Ausjagen darüber 
leicht den Richter irreführen können, weil die nämlichen Erjcheinungen auch auf 
andere Art, ohne daß auf Vergiftung gefchlofien werden fann, entitehen fönnen, 
z. B. durch andere Krankheiten, oder durch Nahrungs oder Arzneimittel, felbft 
durch die angeiwendeten Reagentien. . 

Es bedarf daher einer Richtung der Unterfuchung darauf, ob ſolche Um— 
ſtaände ähnliche Erfcheinungen erzeugen fonnten. Die genaue Ausmittelung des 
früheren Gefundheitszuftandes des Derftorbenen, Ereigniffie und Borgänge vor 
dem legten Krankheitsanfalle wird daher nothwendig. 6) Eine neue Schwie— 
rigfeit veranlaßt die Erfahrung, daß jede Giftart eigenthümlich wirft, daß 
fie eigenthümliche Krantheitd- und — erzeugt, und die Mög⸗ 
lichkeit, auf chemifchem Wege ein fichered Ergebniß zu gewinnen, verjchieden 
ift, daher auch jede Unterfuchung wegen Bergittung nach der Natur der wahr: 
fcheinlich angemwendeten. Giftart einzurichten ift, wodurch häufig eine große Aus- 
—— der Unterſuchungen nach den verſchiedenen, moͤglicherweiſe vorhandenen 
Giftarten nothwendig werden kann. 7) Die Pflicht des Unterſuchungsrichters 
iſt auch auf die Prüfung der —— techniſchen Gutachten gerichtet, um 
recht zeitig dafür zu wirken, daß im Falle ihrer Unvollſtändigkeit, Oberfläch— 
lichfeit oder Unklarheit die Sacverftändigen zur Abhülfe_ der Mängel aufge: 
fordert oder eine neue chemijche Unterfuchung durch andere Sachverftändige veran> 
laßt werden fann. 8) Nicht felten fann erft im Laufe der Berhandlungen eine 
genaue technifche Prüfung und Begutachtung gewifler Punfte zugleih mit Ausdeh— 
nung der gerichtlichen Unterſuchung darauf wegen neuer wichtiger Punkte nothiwen- 
Dig werden, a) wenn es auf die Frage ankömmt, ob auf die als wahrfcheinlich 
angenommene Art die Beibringung des Giftes möglich war’), oder b) wenn Ber- 
dacht erwedende Stoffe 5. B. in dem Berfchlufte des Angeichuldigten gefunden 
werden, und nun die Chemie herzuftellen hat, ob darin ein ifo und welder 
Art liegt, oder c) in fofern durch Zeugen bejondere Krankheits- oder Todeserfchei- 
nungen bei dem Berftorbenen bezeugt werden, und durch Aerzte begutachtet werden 
muß, ob daraus ein Schluß auf das Dafein der Vergiftung gezogen werben fann, 
oder d) in jofern aus den Gutachten der Sachverftändigen ſich ergiebt, daß zivar 
Gift dem Verftorbenen beigebracht worden, aber nad der Quantität des Giftes 
und nach dem Verlaufe der Krankheit der Tod nicht ald Wirkung betrachtet wer- 
den Fann, daher eine neue Unterfuchung wichtig wird zur Ausmittelung, ob nicht 
noch fpäter Gift beigebracht wurde ?). 


1) 3. B. ob durch bergiftete Eigarren, f. oben bies Ardie IV. ©. 454 —465. Wir be 
merken nachträglich, daß ber ſehr tüchtige Gelehrte Abbene in Zurin eine beiehrende Schrift: 
Memoria intorno ai sperimenti che hanno per iscopo di dimostrar se arsenico intro- 
dotto nei sigari fumandogli possono esser causa di veneficio, u berausgab. 

2) Dies zeigte fi in ber Unklagefadhe gegen Dombromsti in Wolffenbüttel. Otto, An: 
leitung zur Ausmittelung ber Gifte S. 56. 57 in Noten. 
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III. Wir haben noch den Fall befonders hervorzuheben, wenn dem Gerichte 
(oder dem Staatsanwalte) Anzeigen zufommen, welche gegen beftimmte Perfonen 
der Vergiftung befchuldigende Indizien enthalten. Die Lage des Richters ift hier 
eine fchwierige, da, fo lange die Borfrage: ob Vergiftung vorhanden ift, nicht ent- 
ſchieden vorliegt, die Anfchulvigung einer Perſon wegen dieſes Verbrechens feine 
Grundlage hat und leicht ungerecht werben kann, 3. B. in Fällen, wo die Anzeige 
nur darin befteht, daß A., der ein Intereffe am baldigen Tode des B. hatte, bei 
dem jchnell erfolgten Tode des B. diefen immer umgab; ale B. erfranfte, feinen 
Arzt Herbeirief und nach dem Tode des B. fi verdächtig betrug. Hier wird der 
Richter noch nicht berechtigt fein, auf den Grund foldyer entfernten, nur Möglich: 
feiten begründenden Bermuthungen den Befchuldigten als folchen zu ‚behandeln; 
er wird aber nicht gehindert fein, dieſe Perfon als Zeugen zu vernehmen, und fo 
mande wichtige Thatjache zu erfahren, zugleih Schritte zu thun, um über den 
Grund des Verdachts, daß Vergiftung vorliege, nähere Nadprichten zu erhalten, 
4. B. durch ige des Arztes"), der den BVerftorbenen behandelte. Aeußert 
diefer auch nur einige Beforgniß, daß der Tod nicht aus natürlichen Urſachen fi) 
erfläre, fo wird die Vornahme der Sektion, und wenn biefe nicht fogleich jeben 
Verdacht befeitigt, die Veranftaltung der chemifchen Unterfuhung am Plage fein. 
In anderen Füllen wird in der Anzeige des Verdachts gegen eine Perfon auch 
fhon nach den angegebenen Umftänden ) die Befugniß des Richters begründet fein, 
die Seftion der Leiche, und nach dem Ergebniß die Mebergabe der Eingeweide an 
Ghemifer zu verfügen. Die Hauptfache ift nur, in folchen Fällen darauf zu drin 
nen, daß ein vorläufiges Gutachten erftattet wird, ob Das Ergebniß der Verfuche 
Zeichen lieferte, welche die Annahme einer Vergiftung wahrfcheinlich machen. Hier 
darf der Sat lg ui werden, daß, wenn Das technifche Gutachten (ſei es dad 
chemiſche oder das Ärztliche wegen vorhandener Krankheitd- oder Todeserfcheinun: 
gen) auch nur die Mahrfcheinlichfeit ausfpricht, daß dem Verſtorbe— 
nen Gift beigebradt war, die ftrafrechtliche Unterfuchung fo weit eine Grund: 
lage hat, daß a) näher hergeftellt wird, in wiefern die Wahrfcheinlichfeit zur Ge: 
wißheit zu erheben ift, insbefondere durch Befeitigung jedes Zweifels, durch Unter: 
ſuchung, ob nicht das chemifche Ergebniß auf andere Art, ohne Annahme der Ver: 
giftung, fich erflärt, und b) die Unterfuchung gegen die Verdächtigen gerichtet ımd 
der Beweis erhoben werden muß. 

IV. Befondere Schwicrigfeiten ergeben fich in den Fällen, in welchen oft 
erft fpät, nachdem lange ſchon die Leiche beervigt war, bei Gericht eine Anzeige 
gemacht wird, welche die Ausgrabung der Leiche und Vornahme einer Unterfudhung 
wegen Vergiftung veranlaßt. Die Schwierigfeiten beziehen ſich hier 1) auf die 
durch die Einwirkung der Fäulniß auf die Leiche bewirften Veränderungen, deren 
Dafein die Anwendung chemiſcher Verſuche leicht trüglich machen Fann ?); vorzügs 
lich wird die Erfahrung beveutend, daß das Erdreich, in welchem Die Leiche beer- 
digt iſt, nicht felten felbft ein arfenifhaltiges ift*), und daher das in der Leiche 
vorgefundene Gift cbenfowohl durd die Einwirkung der Graberde auf die Leiche 
in den Körper gefommen fein fann. Diefe Erfahrungen machen eine eigenthümliche 


1) In dem Prozeſſe gegen Dombrowsli (nach der gebrudten Darftellung ©. 35) erbielt ber 
Staatdanwalt die erfte Anzeige, daß die Ebefrau unter berbächligen Umftänden geftorben fei. 
Hierauf benabm ſich der Etaatsanwalt mit dem Arzt, ber die Aranfe bebanbelte, und als biefer 
auc) bemerkte, daß ibm bie Todesurfache unerflärlidy fei, wurde zur Seltion gefchritten. 

2) 3. B. die Anzeige ging babin, daß im Haufe des M. vier vorber gefunde Perfonen, 
bie bon dem durch die B. bereiteten Kaffee genofien, während bie ®. an jenem Morgen ben 
Kaffee nicht trinfen wollte, ſchwer erkrankten, mit Symptomen, die auf Vergiftung beuteten. 

3) Ueber Einwirkung der Fäulniß auf Veichen, die an Gift farben, Annales d’Hygiene 
Oltober 1830 p. 80. — gert, ber gewaltiame Tod ©. 348. — Galtier I. p. 367. 

4) Dies ift nad allen Borfäungen als gewiß anzunehmen. Devergie ıh. p. 479 oben 


S. 738, Note 5. — Galtier, toxicologie I. p. 366. — Schneider, Chemie ©. 219. 
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Borficht bei Ausgrabungen von beerbigten Leichen nothwendig“), theils, in fofern 
eine technifhe Prüfung wichtig ift, ob zur Reinigung der Leiche Bleikalflöfung ans 
zuwenden ift”), theils zu chemifchen Verſuchen ſolche Körpertheile zu wählen, welche 
am wenigften mit der die Leiche umgebenden Graberde in Berbindung famen, theils 
von der umgebenden Graberde ſowohl, als von dem Holz am Sarge Stüde zu 
nehmen, um chemifch unterjuchen zu laffen, in wiefern darin wirklich Arſenik fich 
befindet. Merfiwürdig find jedoch hier die Erfahrungen, daß eben darin, Daß. bei 
lange ſchon beerdigten Leichen Arſenik nach Jahren noch entdeckt“) und ſelbſt Fort- 
fohritt der Faääulniß dadurch verhindert wird’), ein Beweis der ftattgefundenen Ars 
fenifvergiftung gefunden werden fann, und Daß der Einfluß des Arjenifs auf die 
Leiche, jelbft wenn er auch in der Graberde fich findet, nicht fo ausgedehnt ift, als 
man oft früher annahm’). 


$. 10. 


Entfheidung der Anklagefammer über die Zulafjung der Anklage 
in Bergiftungsfällen. 


Wenn nah beendigter Vorunterfuchung die Akten an die Anklagefammer 
gelangen, fo kann die Entſcheidung derfelben entweder A. die fein, daß der Ange: 
fehuldigte wegen vollendeten Gijtmordes, oder B. daß er wegen Verſuchs deſſelben, 
oder C. wegen fahrläffger, Durch Gift bewirkter Tödtung, oder D. wegen Körper: 
verlegung (Geſundheitsſtoͤrung) oder wegen Verſuchs derfelben in Anklageftand zu 
verjegen ſei, oder E. daß die Anklage nicht Statt und das Berfahren auf fich zu 
beruhen habe. 

Ob eine diefer Entfcheidungen zu füllen fer, hängt von dem Ergebniffe der 
rihterlihen Prüfung über Materialien ab, welche die VBorunterfuchung lieferte, 
. deren Zwed es ift, auszumitteln, ob die bei Ginleitung der Unterfuchung vorlies 
gende Wahrjcheinlichkeit des Verbrechens der Vergiftung durch die Benugung aller 
Beweifesquellen verftärft und jeder anfıngs noch vorbandene Zweifel befeitigt 
werden kann, umd zwar fowohl in Bezug auf den Thatbeſtand des Ver— 
brechens, als auf die MWahrjcheinlichfeit, Daß der Angefchuldigte das Ber: 
brechen verübt habe. Die Richtung der Thätigkeit des Unterfuchungftichters 
gebt num zunächſt darauf, die Materialien zu fammeln, deren Kenntniß die 
Sntfheidung über den Thatbeftand der Bergiftung möglih madt, 
und zwar im Falle die Interfuchung durch den auf Vergiftung deutenden Tod 


1 } Nur die Defterreichifche Yeichenfchau- Ordnung $. 104. bat deswegen jebr fachgemäße 
Vorſchriften gegeben. ©. aud) über das Verfahren Galtier 1. p. 51. . 
, 2 Nach Erfahrungen kann biefe Desinfeltionsart die Auffindung bes Siftes unmög— 
lich machen. 
9 3) Merfwürbige Fälle in Feuerbachs Nechtöfällen I. ©. 8; in Casper, Vierteljahrs» 
ſchrift V. ©. 311 (mach zehn Jahren nocd Gift entdedt), VII. ©. 300. j 
4) Darüber ijt nody fortdauernd Streit. Kalk, Handbuh ©. 259, erllärt, daß Yeichen 
ber Arfenifvergifteten ſich nicht felten der Fäulniß entziehen, und dann in auffallende Mumifi- 
fation verfallen. Ueber die große Verſchiedenheit der AUnfichten Burdach, gerichtsärztliche Arbeiten 
S. 35; Galtier I. p. 369; Flandin, traite des poisons p. 673—683. Am merlwürdigften 
ift bier ber 1844 in Epinal borfommende Fall, wo belebrende Gutachten über die nad Jahren 
ausgegrabenen Leichen gegeben Nhurben. ©. in Devergie Ill. p. 568. ©. nod Casper VII 
S. 325. Eine weitere Verbandlung über Vergiftung, wo die Yeiche nad) zwei Jahren ausge» 
graben wurde in Neuftadt in Defterreih, in der Oeſterreichiſchen, Gerichtszeitung 1852 €. 170 
mitgetheilt. Weber die Wirkung des Arjenifs auf Gehirn, und über Einfluß auf weitere 
Verhandlungen im Prozefje gegen Maineri Gazetta dei tribunali p. 145. 153; Wharton 
p- 422; Taylor p. 81. 
5) Es kommt bier vieles darauf an, wo bie Leiche lag (3. B. ob im Waſſer), welden Ein» 
fluß der durch die Erbe fidernde Regen auf die Yeiche hat (über die verfchiebenen Einflüffe Sthnei- 
ber ©. 220), wie der Sarg beſchaffen und erhalten war, und ob darin Spuren von Arſenil fich 
finden, in welchem Zuftande andere in der Näbe liegende Leichen fich befanden, Galtierl. p. 369, 
Erfahrungen, gefammelt bei Freschi p. 971. 





verbrecheriſche Weife beigebracht war, Ddaffelbe 
kommen fein kann, 3. B. durch die Kirchhoferde, durch Nahrungs- oder 
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veranlaßt ift, inwiefern dem Verſtorbenen ein Stoff beigebracht ift, welcher von 
den Sadverftändigen ald Gift bezeichnet wird. Das Ergebniß dhemifiher Unter: 
fuhungen, fowie die Erhebung der Krankheits-, Todes- und Leichenerfcheinungen 
und das Ärztliche Gutachten darüber wird * — der richterlichen 
Prüfung fein, und die weitere richterliche Thätigkeit wird dabei verſchieden fein, je 
nachdem es gelang, den Giftftoff ald Subſtanz ald in der Leiche des Werftorbenen 
vorhanden aufzufinden, oder das Dafein von Präparaten, die das Ergebniß des in 
den unterfuchten Gegenftänden vorgefundenen Stoffs find, oder folche Reichen nad): 
zuweifen (3. B. bei der Marfhifchen Probe), weldhe nach wifienfchaftlichen For— 
fhungen nur aus dem in unterfuchten Gegenftänden vorhandenen Giftftoff ſich er- 
fären. Die weitere Prüfung wird darauf gehen, inwiefern die hergeftellten Kranf- 
heitö- oder Todeserfcheinungen mit der Giftart, welche aufgefunden wurde, als ihr 
nah Erfahrung entfprechend übereinftimmen, oder infofern ein Giftſtoff chemiſch 
nicht hergeftellt werden fonnte, ob die qls vorhanden erwiefenen Krankheits- und 
Todeserſcheinungen ald Wirkungen oder Wirkfamfeit einer gewiſſen beigebrachten 
Giftart von den Sacverftändigen erklärt find. Da aber nach den früheren Nach— 
weifungen auch die erwähnten Erjcheinungen ze find, und ohne daß Gift auf eine 
n die unterfuchten Gegenftände ges 

Arzneimittel; 

da ferner die zwar häufig in Folge der Wirkſamkeit % Gifts vorkommenden 
Kranfheits- und Todeserfcheinungen auch Wirkungen andekkr Zuftände fein Fönnen, 
. DB. anderer Krankheiten, fo wirde die Grundlage der Prüfung nicht genügend 

Ein, wenn nicht die Unterfuchung auch darauf gerichtet war, ob nicht folche die 
Beweisfraft der Erhebungen der Sachverftändigen und ihrer Gutachten erfchütternde 
Umftände in dem Falle vorhanden waren. o In einer diefer Beziehungen, fowie 
in Anfehung der Bedingungen der Beweisfraft der Gutachten der Sachverftündigen 
überhaupt ein Zweifel obwaltet, daher a) wegen Unterlafjung gewifjer oben ald 
nöthig bemerften Borfichtömaaßregeln in Bezug auf die Erhebung, ar ot, Se 
zu unterfuchenden Gegenftände, b) oder wegen ungenauer oder unvorfichtiger Ber: 
nchmungen der Zeugen, oder c) wegen des Miderftreitd der — — chemiſcher 
Verfuge') oder in den Gutachten mehrerer Sachverſtaͤndigen, oder d) wegen der 
Mangelhaftigkeit, Unvdeutlichkeit oder inneren Widerfpruch8 der angegebenen Gründe, 
oder e) wegen der ald wahrjcheinlich nachgewiefenen Einflüffe, welche die Krank 
heitd » oder Todeserſcheinungen, oder das Auffinden des Gifts als trüglich darthun 
oder F) weil die ang ebene Art der Beibringung des Gifts unmöglich ift*), if 
es Pflicht des Gerichts, die Zweifel durch Aufforderung an die Sachverftän- 
digen zur Hebung der Mängel, oder durch Beiziehung anderer Sachverftändigen 
zur Beranftaltung neuer Verſuche“) zu befeitigen. Als genügende Grundlage, um 
zum Behufe der Verfegung in Anklageftand wegen Vergiftung den Thatbeftänd, 
daß Gift beigebracht war, als vorhanden anzunehmen, kann es betrachtet wer- 
den, fobald nur,auf eine alle erheblichen Zweifel ausſchließende 
MWeife, insbefondere nah Ausdehnung der Unterfuhung auf das 
Dafein von Einflüffen, welde die tehnifhen Gutachten trüglid 
machen‘), die Wahrjcheinlichfeit hHergeftellt ift, daß Gift der ver— 


1) Wir fennen einen all, in welchem, nachdem Arſenilfleden fi el ro unb nun Ber 
fuche gemacht wurben, ob fie nicht Spießglanzfleden feien, nad einem Verſuche die Fleden auf 
gelöft murben und verfchwanden, während fie nach einem andern Verfuche nicht aufgelöft wurben. 

2) Wichtig 5. B. megen Gigarrenvergiftung. 

3) Dies wird leicht fein, wenn bie oben u. Vorfihtsmaßregel in möglichft großer 
reg bie zu unterfuchenden Gegenftände, 5. B. Gingemweide, Entlerungen, zu fammeln, beob- 
achtet iſt. 

9 h; 3.8. es ift nachgewieſen, daß ber Verftorbene vor bem —— Krankpeitsanfall der 
beften Geſuͤndheit genoß, insbeſondere an Feiner Krankheit litt, durch melche die vorhandenen Er- 
fheinungen erflärt werben koͤnnten. 
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ftorbenen Berfon während ihres Lebens, deren Tod die Unterfuhung 
veranlaßte, beigebracht wurde, fo daß Dies die Todes urſache wers 
den konnte Es wird dann die Aufgabe fein, in der münblichen Haupt⸗ 
verhandlung durch vollftändige Beweiöerhehung, dur die Geftattung und Wirk: 
famfeit der auf jeden möglichen Zweifel gerichteten Bertheidigung Die Materialien 
herzuftellen, deren Prüfung es möglich macht, zu enticheiven, ob ver Ihatbeftand 
der Vergiftung auf eine die rechtliche Gewißheit begründende Weife dargethan ift. 
Um aber die Verſetzung eined Angeſchuldigten“) in den Anklageftand aus- 

fprechen zu dürfen, muß die Prüfung 1, des Gerichts darauf gerichtet werden, ob der 
aufgefundene, von den Sachverftändigen als Gift bezeichnete Stoff als Gift in dem 
Sinne betrachtet werden kann, daß die mittelft defjelben verübte — — als Ver⸗ 
giftung rechtlich erklärt werden fann., Wir haben in früheren Aufjägen die Ver— 
chiedenheit der Anfichten über den Begriff des Giftes nachgewiefen, und darauf 
aufmerfjam gemacht’), daß die neuen Gejeggebungen, um die Gefahr der zu engen 
Faflung des Gefeges zu befeitigen, in den Sägen über Vergiftung dem Ausdrück 
Gift Die Worte: oder andere Stoffe, die wie Gift wirken fonnen, beifügen. Wir 
haben die Anficht zu vertheidigen gefucht, daß die Rechtsübung mit Rüdficht auf 
den Bolfsbegriff und die Ausſprüche der Wiflenfchaft”) zu beflimmen habe, ob ein 
gewifier Stoff Gift ſei. Wir wiederholen diefe Anficht, und find überzeugt, daß 
der Richter mit Benugung der von den Sadjverftändigen gegebenen Aufflarungen 
zu entjcheiden hat, ob ein zur Berüsung von Berlegungen gebrauchter Stoff als 
Gift zu erflären ift; dies wird vorzüglich bei Bergiftungsverfuchen in Bezug auf 
mande, von dem Bolfe wohl als jchädlich gefannte Stoffe‘), insbejondere Stoffe 
nach der Befchaffenheit der Präparate, die daraus erzeugt werden, wichtig’). Bes 
merkt wurde fchon früher in diefem Archiv IV. ©. 597, daß das Gericht fich nie 
mit ber Erklärung der Sachverftändigen begnügen fann, daß Gift vorliege, wenn 
nicht zugleich die beftimmte Giftart bezeichnet wird. I. ine andere Richtung 
erhält die Prüfung dadurch, daß hergeftellt fein muß, ob der Stoff durch die 
Art, wie er angewendet worden, Gift if, und zwar a) nach der Quantität, 
in ber er gegeben, b) nach der Verbindung mit anderen Stoffen oder Miſchungen, 
ce) nah Der Zeit der Beibringung. Wir beziehen und wegen der Wichtigfeit diefer 
Rüdlihten auf obige Ausführungen (Archiv S. 579-—92) und bemerken nur wies 
derholt, Day zwar durch diefe Rüdfichten an ſich der Thatbeftand der Vergiftung in 
der Regel nicht verändert wird, dennoch rechtlich die Prüfung der bezeichneten Rüd: 
ſichten be Deutend jein fann ; theils in fofern bei manchen Giftarten, die nur durch eine 
ewiſſe größere Quantität Gift werden, durch Die Gabe in geringer Quantität das 
Mertmal der Vergiftung wegfällt“), oder die geringere Gabe, in welcher der Stoff 
andewenDet ift, oder die Art der Mijchung ein Beweis ift, daß dadurch der einge- 
tretene Tod nicht hervorgebracht fein fann, oder in fofern die Geringfügigfeit der 
Gabe die Glaubwitrdigfeit der Verficherung des Thäters, daß er feine Abficht zu 
tödten hatte, beftärft. IV, Einer der wichtigften Gegenftände der Prüfung ift der 





1) _ Wir fehen voraus, daß durch bie Unterſuchung fo viele Beweiſe erbracht find, daß bie 
ber — unsermuriene Berfon als dringend verdächtig der Vergiftung erklärt werden fann. 
2) Died Urchib IV. 8b. S. 44952 und ©. 578. 

3) Zn dem in Anſpach verhandelten Prozefie gegen Stabelmann (Drudſchrift ©. 29) ad 

ber gräpen den Sahverftändigen: 1) Was nennt bie Wiſſenſchaft Wift? 2) Iſt Quedfilber Gift? 

) 3. 8. in Unfehung des Alauns, der zu Vergiftungen gebraucht wird und nad Grfabs 
zungen ben Verbauungsorganen nachtheilig werben Tann. Eine Verhandlung lam in 
dor, wo Orfila erflärte, daß Mlaun fein Gift ſei; f. fdoch Devergie, medecine legale 1. 
p. 336; Orfila, toxicologie p. 366; Galtier I. p. 259; Ralf ©. 235. 

5) 3.8. bei Quedfilberpräparaten, daher antwortete Deiffs in Anſpach (f. Note 1 ©. 736) 
auf bie Brage des Bräfibenten: Iſt Quedfilber Gift? Ja, zwar nicht an und für fich, wohl aber 
in feinen Berbinbungen. , 

$} Ueber bie Bebeutung ber Frage um die Quantität |. Blätter für Anthropologie bon Grieb» 
reich VIL 3. Heft ©, 51. 
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Kaufalzufammenhang zwifchen dem gegebenen Gifte und dem erfolgten Tode. Der 
Thatbeſtand vollendeten Giftmords kann nur angenommen werben, wenn erweislich 
das beigebrachte Gift im Organismus wirffam wurde. Es kann danach der Kau- 
falaufammenhang nicht angenommen werden, wenn a) entweder aus allen Umftän: 
den ſich ergiebt, daß das Gift zwar beigebracht, 3. B. in die Speife gemiſcht war, 
aber nicht in den Organismus gelangte‘), oder b) erwiefen wird, daß das Gift 
als Maſſe, die nicht in den Organismus überging, im Magen liegen blieb, oder 
weil c) große Wahrfcheinlichkeit fich ergiebt, daß das in der Leiche gefundene Gift 
erft durch Arzneimittel oder Gegengift in den Körper kam. 

Dagegen foll vorläufig Cbeffer unten im g. 12. davon im Zufammenhang 
mit den Bedingungen der Verurtheilung) ſchon bemerkt werden, daß der Thatbe: 
ftand der Vergiftung nicht aufgehoben wird, wenn auch zur Zeit der Beibrin. 
gung des Gifts die Perſon ſchon in einem fchlechten Gefundheitszuftande fich be 
fand oder nur durch individuelle Körperbefchaffenheit das Gift bei diefenm Individuum 
wirkſam werden konnte, oder Durch mehrere Zwijchenurfachen nach Beibringung des 
Gifts der Tod bewirft oder durch das Gift nur befchleunigt wurde. 

Das Ergebniß der bisher bezeichneten forgfältigen Prüfung wird dann zu 
einer der oben angeführten Entſcheidungen führen, und zwar A. zur Verſetzung in 
Anklage wegen vollendeten Giftsmords, wenn cine jeden erheblichen Zweifel 
ausſchließende Wahrfcheinlichkeit vorliegt, daß eiger Perſon Gift beigebracht, und 
durch das Gift der Tod der Perſon bewirkt wurde, daß die That mit böfem Vor— 
fag verübt ift, und dringende Wahrfcheinlichfeit begründet ift, daß der Angefchul- 
digte als Urheber oder Theilncehmer das Verbrechen verübt habe. B. Die Anklage 
wegen Verſuchs rechtfertigt fih, wenn zwar die oben bemerkte Wahrfcheinlichkeit 
der Beibringung des Gifts vorliegt, auch der Tod der Perfon eingetreten ift, aber nach 
den vorliegenden Umftänden erhebliche Zweifel vorliegen, ob der Tod Wirkung des 
Gifts und nicht vielmehr anderer Urfachen, 3. B. Krankheiten, if. Es ift immer 
zu beflagen, wenn in folchen Fällen, in denen das Gericht vorausfehen fann, daß 
erfahrungsgemäß?) die Gefchworenen nur die auf Verfuch der Vergiftung geftellte 
Frage 38* werden, dennoch die Anklagekammer die Anklage auf vollendeten Gift⸗ 
mord ftellt, und dadurch eine grundlofe Ausdehnung der Verhandlung, ein oft ver- 
legendes Bemühen des Staatsanwalts dennoch die Anklage aufrecht zu erhalten und 
verzögerliche Verfuche des Vertheidigers, die Anklage zu zerftören, herbeiführt. €. Oft 
wird fich nach allen Umftänden die Abweſenheit des dolus von Seiten des This 
ters annehmen lafjen*), die Anklage nur wegen fahrläffiiger Tödtung rechtfertigen. 
D. Zuweilen fann Gift angewendet fein, aber auf eine außere Weife, ohne in den 
Organismus liberzugeben, in der Abficht zu bejchädigen, 3.8. wenn Schwefelfäure 
einer Perfon, um fie zu verunftalten, oder ihre Augen zu verlegen, in das Geſicht 
gegofien wird *). Hier tritt aus der Reihe der Verbrechen der Vergiftung, unge 
achtet der Anwendung des Gifts, der Fall durch die Art des Gebrauchs heraus. 


— — — — — 


1) In einem Falle war Arſenik in Kartoffelbrei gemiſcht, aber nur an die linke Seite ber 
Schüfel gebracht, weil die Thäterin diefe Seite dem Ebemann vorſetzen mwollte; diefer aber fehte 
ſich zufällig auf die rechte Seite und af von der Epeife, fo daf der Arjenif ganz in ber nit 
genoſſenen Speife blieb, was vollftändig zu ermeifen war. Der Ehemann farb am andern Zage, 
nad) aller Wabrfceinlichfeit an den jsolgen der Gbolera. 

2) Es gebört zu den unverftändigen Richtungen des Zabels von Geiten mancher Perſonen 
gegen bie Sefchwornen, daß jie oft bei Anllagen wegen Morbes die Hauptfrage wegen vollendeten 
Mordes verneinen und die eventuelle Frage wegen Verſuchs bejaben. Die genaue Vergleichung 
borgefommener Verhandlungen lehrt, daß ſolche Wahrſprüche ba vorkommen, wo in Vergiftungs- 
fällen die Gefchworenen Zweifel baben, ob der beigebracdhte Etoff Gift war (wenn auch die Abs 
fit anzunebmen ift) oder ob der Tod als Wirkung bes Gifts anzufeben ift. 

3) 3. B. wenn durch Unvorfichtigfeit des Arztes oder des Apoihelers Gift gegeben murbe. 

4) 3. B. in einem neuerlichen Falle wurde in frankreich (Kournal: le droit vom 9. Ro 
bemnber 1856) in Vaucluſe ein Mädchen nur bes Verbrechens der Zufügung bon Verletzungen om 
geflagt, weil fie ihrem Geliebten Schwefelfäure ins Geficht goß. 
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E. Der Ausfpruh, daß die Anklage nicht fatthabe, ift gerechtfertigt, wenn 
entweder in Bezug auf den Thatbeitand fi ergiebt, daß Die Wahrjcheinlich- 
feit, welche gefordert werben kann, in Bezug auf die objektiven Merkmale der Vers 
giftung nicht nachzuweiſen ift, oder der Verdacht gegen den Angefchuldigten völlig 
widerlegt oder fo gering ift, daß darauf fein Ausſpruch der Annahme dringenden 
Verdachts, daß der Angefchuldigte der Thäter fei, gebaut werben kann. Nicht zu 
billigen ift ed, wenn die Anklagefammer in Fällen, in denen Wahrfcheinlichkeit 
des Ihatbeftandes der Vergiftung in der oben von und bezeichneten Richtung vors 
liegt, aber nach dem Gutachten der Sachverftändigen Zweifel vorhanden, ftatt die 
Berfegung in den Anflageftand auszufprechen, erft nody neue Gutachten, Einfendung 
ber Alten an Mevisinalfollegien verfügt und dadurch das Verfahren oft fehr ver: 


längert '), 





, 1) Dan verfennt die wahre Bedeutung der mündlichen Hauptverbanblung (Trial), melde 
ber eigentliche Etrafprogeh ift, wenn man die Borunterfuhung burch bie Anordnung neuer Gut: 
achten verlängert und jeben Zweifel ſchon burd bie Worunterfuhung heben will, ftatt zu erfennen, 
daß wenn einmal Wabrfheinlichteit ber Vergiftung in dem bon uns bezeichneten Sinn vorliegt, 
burd die mündliche Hauptverhandlung, dur bie Verbantlungen des Staatsanmwalts und Ber: 
tbeidigers und bie Ausfagen der Sachverftändigen am beiten die Zweifel, wenn fie überbaupt zu 


beben find, geboben werben fönnen. 
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Sechster Artikel. 
Bon den Rechtsmitteln. 
(Fortfepung und Schluß. Vgl. S. 603 ff.) 


Zu weiteren Bemerkungen geben die jet geltenden Beftimmungen über die gegen 
Kontumazialerfenntnifie zuläffigen Rechtsmittel DVeranlaffung. 

Nach dem altgermanischen Verfahren, welches noch dem heutigen Englis 
ſchen zum Grunde liegt’), Fonnte gegen einen Abweſenden, der eines Verbrechens 
angeſchuldigt war, cine Strafe für dieſes Verbrechen überhaupt nicht verhängt 
werden; wohl aber erachtete man ihn, wenn er auf gehörige Vorladung nidt er 
fhien, wozu er doch nach der Idee der Gefammtbürgichaft verpflichtet war, für 
einen Widerfpenftigen und fprach ale Strafe feiner Widerfpenftigkfeit 
die Acht oder den Bann gegen ihn aus, vermöge deſſen er außer dem Gefep er 
Härt wurde, folglich von Jedermann ungeftraft angegriffen werben fonnte und 
feiner Güter verluftig ging. In Deurfchland find dieſe Beitimmungen, die ſchon 
die (CC0 nicht mehr ald gemeinrechtlich anerkannt, längft außer Hebung gekommen. 

Dagegen wird in England noch heutiges Tages der durch ein indieiment 
oder im Wege der information Beichuldigte, wenn er weder zur Haft gebracht 
werben Fann, noch auf wiederholte Ladungen erfcheint, gleich einem Rebellen im die 
Acht erklärt (outlawed). Die alte Beftimmung, daß ein Geächteter wie ein wildes 
Thier von Jedermann ungeftraft getöbtet werden fünne, befteht zwar heutiges Tas 
ges nicht mehr, auch heute darf aber ein folcher wegen etwaniger ihm widerſah— 
rener Verlegungen nicht ſelbſt als gerichtlicher Verfolger auftreten, fondern muß den 
Schu der Krone anrufen. Handelt «8 fih um ein misdemeanor, fo befteht ferner 
die Wirfung der Achtserflärung darin, daß der Geächtete feiner beweglichen 
Güter, der Einkünfte der unbeweglichen und feiner fonftigen bürgerlichen 
Rechte verlufti geht. In Fällen eines felony fteht bie Achteertlärung, welche 
jederzeit ohne Zuſſehung von Geſchworenen ausgeſprochen wird, der Ueberführung 
(conviction) und der Schuldigerflärung (attainder) gleich; der Geächtete wird dar 
ber fo angefehen, ald ob er des in dem indietmeut oder der information bezeich— 
—4 neten Verbrechens ſchuldig befunden wäre, weshalb er, wie bei allen felonies, 
543 feines beweglichen und unbeweglichen Bermögens verluftig erklärt 
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1) Mittermaier, das Deutfhe Strafverfahren 4. Aufl, Bd. 2. ©. 666. 674, Walther, 
bie Rechtsmittel in Straffachen I, Abihl. ©. 197, 208 ff. , 
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wird und diefe Strafe gegen ihn, fo lange die Achtserflärung nicht aufgehoben 
ift, vollftredt werden Tann. Cine Aufhebung der Acht fann aber nur erfolgen, 
wenn der Berurtheilte demnächft erfcheint, und fich entweder auf die Anflage aus» 
läßt (plea) oder den Spruch durch ein writ of error angreift '). 

Nach der Franzöfifchen Strafprozeß-Ordnung darf ein Kontumazialverfahren 
gegen Abwefende nur im Falle eines Verbrechens, weldes vor die Affifen 
ober einen Spezial-Gerichtshof gehört, und zwar erft dann eintreten, wenn von 
dem Anflagefmate vie Anklage erkannt if. Auch ihm jcheint noch Die Idee der 
Achtserklärung zum Grunde zu liegen, denn der en wird durch öffentlichen 
Ausruf bei Trompeten» und Trommelſchall und mittelft Aushanges zur Geftellung 
— zehn Tagen unter der Verwarnung aufgefordert, daß er entgegengefegten 

alles 


„für einen Feind (rebelle) des Geſetzes erklärt, von der Ausübung feiner 
Rechte ald Staatsbürger fuspenvirt, während des Kontumazialverfahreng 
die Sequeftration feiner Güter verhängt, ihm Viefelbe Zeit hindurch jede 
gerichtliche Klage verfügt werden würde, u. ſ. w.“ 

Hat fih nad Ablauf der Frift der Angeflagte weder geftellt noch genügend 
entſchuldigen laſſen, fo erfennt der Gerichtähof lediglich nad Prüfung der Forms 
lichfeiten ohne Beweisaufnahme?) und ohme Zuziehung der Gefchworenen über die 
Anflage und das Givilintereffe. Im Falle der Verurtheilung wird das Urtheil 
durch Anfchlag an einen auf einem öffentlichen Plage ftchenden Pfahl publizirt 
und mit Beichlagnahme feiner Güter vorgegangen. Da indeffen, fobald der Ange- 
Hagte fich geftellt, oder zur Haft gebracht wird, das Kontumazials Erfenntnig, wie 
[bon oben erwähnt, von felbft erlifcht, dergeftalt, daß auf gewöhnliche Weife von 
Neuem verfahren werden muß’), jo ift das ganze Kontumazialverfahren nicht viel 
mehr als ein Echaufpiel, welches durd die in der ne liegenden Drohungen 
Schrecken einflößen foll, abr höchftens dann von realem Effekt ift, wenn der Flücht— 
Ing, Dermögen zurüdgelaffen hat, deſſen Vorenthaltung feine Griftenz gefähr- 
en fann. ° 

In Polizei und Zuchtpolizeifacden tritt ein Kontumazialverfaßren nur in 
foweit ein , al8 gegen denjenigen, der, obwohl ihm die Vorladung auf gewöhnliche 
* nic ift, in der Audienz nicht erfcheint, ein Kontunazial-Erfenntniß ab- 
etaßt wird, 

; Auuich hier erfolgt dafjelbe ohne Beweisaufnahme, weshalb dem Vers 
urtheilten der Einſpruch (opposition) zu dem Zwede nachgelaffen ift, um mit Beis 
feitfegung des ergangenen Getenntniffes eine folche vorerft herbeizuführen *). 

&anie Ueberreſte der Achtserklärung findet man auch noch im Titel 20. 
Theil 2. Des Preußifchen Allgemeinen Landrechts und in der Kriminal: Ordnung 
vom 14. Dezember 1805. Dana follen Hocverräther und Landesverräther exrfter 
Klafie, wenn fie vor gefälltemn Spruch entfliehen, nach fruchtlos erlaſſener Ediktal— 
Gitation ihres Vermoͤgens und der bürgerlichen Ehre in contumaciam verluſtig er: 
flärt, und es foll die Grefution der verwirften Leibesftrafe an ihrem Bildniß voll: 
zogen werden. In demjelben Falle tritt gegen Ducllanten Beſchlagnahme des Ver: 
mögend und Anſchlagung ihres Bildniſſes an den Schantpfahl ein; betrügerifche 
HBanferuttirer werden für ehrlos erklaͤrt umd ihr Bildniß an den Galgen geheftet, 

mutbrwillige Bankeruttiter endlich durch Anheftung ihres Bildniſſes an den Schand— 
pfahl beftraft. Außer diefen Fällen verlangt die Kriminal-Ordnung die Einleitung 
eines Kontumazialverfahrend nur dann, wenn fih die Strafe auch gegen den Ab« 
weſenden vollftreden läßt, d. h. in Verluſt von Ehrenftellen und ürden, nebft 
re —— 


1) Stepben-Mühry a. a. D. ©. 447-451. 
2) Die Praxis bat es jedoch eingeführt, daß die auf ben Thatbeftanb und die Thäterfchaft 
Bezug babenden Altenftüde verlefen werben. S. Walther a. a. D. Abthl. I. ©. 212. 
3) Code d’instraction Art. 465 ff. 
4) Art. 149 ff. 186 0.0.0. d, Daniels a. a. D, 6, 28, 
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öffentliher Befanntmahung, oder in Konfisfation oder in Geldſtrafe beftcht 
und der Angefchuldigte Vermögen zurüdgelaffen hat'). 

Nachdem durch den Artikel 10. der Verfaffungs: Urkunde vom 31. Januar 
1850 und die demfelben entfprechenden Borfchriften des Strafgeſetzbuches vom 
14. April 1851 die Strafen des bürgerlichen Todes und der Bermögendein- 
ziehung aufgehoben find, — ——— daher nur noch in Konfisfation eins 
zelner Gegenftände und Geldbußen von beftimmten, im Gefege vorge: 
fihriebenen Summen beftchen fünnen, dergleichen aber gerade bei den fchwerften 
Verbrechen, ald Hoch- und Landesverrath, nicht mehr vorfommen, nachdem endlich 
durch das Strafgeſetzbuch fogar alle fymbolifchen Arten der Strafvollftredung 
an den Bildniſſen entflohener Verbrecher abgeſchafft find, haben dieſe Vorfchriften 
ihre Bedeutung von felbft verloren und find deshalb durch den Artifel 147. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852 ausvrüdlih aufgehoben worden. In der Vorunter- 
ſuchung finden demnad gegenwärtig öffentlidye Vorladungen flüchtiger Berbrecher 

ar nicht. mehr ftatt (Art. 34.). Dagegen find fie zum Zwede der Sauptverhande 
ung noch zuläffig, wenn die Staatsanwaltjchaft aus befonderen Gründen, 
deren Würdigung ihrem Ermeſſen anheimgegeben ift, darauf anträgt 
(Art. 35.). Die Vorladung enthält dann nichts weiter, ald die Aufforderung an 
den Angeklagten, in der beftimmten Frift, bezichungsweife in dem angefeßten Ter— 
mine Behufs feiner Verantwortung zu erfcheinen, und zwar, wenn Die Sache vor 
einem Gefchworenengerfchte zu verhandeln ift, unter der Warnung, daß er Die ihm 
angefchuldigte That für zugeſtehend erachtet, anderenfalls, daß mit der Unter- 
fuhung und Entfeheidung in contumaciam werde verfahren werben 
(Art. 37. 46. a. a. O.). Je nach der Verfchiedenheit der Verwarnung ift dem— 
nächft auch das Verfahren felbft verfchieden. Vor dem Schwürgerihtöhofe wird, 
wenn der Angeklagte nicht erſcheint, ſobald vie Förmlichkeiten der VBorladung richtig 
befunden find, ohne Geſchworene und ohne Beweisaufnahme (eben weil dafür ans 
gefehen wird, ald habe ſich der Angeflagte auf die Sing ſchuldig erflärt) ledig— 
lich nach Lage der Aften das Urtheil geſprochen (Art. 39. a. a. O.). Lautet daf— 
felbe auf Strafe, jo foll die legtere zwar, wenn der Angeklagte nicht binnen zehn 
Tagen ericheint, foweit dieſes möglich ift, zur Vollſtreckung gebracht werden (Art. A3.) ; 
in jedem Halle aber erlifcht das Urtheil, ſobald fich der Angeklagte geftellt, oder zur 
Haft gebracht wird, von felbft, dergeftalt, daß von Neuem zur Hauptverhandlung 
gefhritten werden muß (Art. 44.). 

Iſt dagegen auf die Ediftalcitation von einer Gerichtsabtheilung oder einem 
Einzelrichter zu erfennen, fo wird, wenn der Vorgeladene nicht erfcheint, Der Be— 
weis in contumaciam erhoben und dann erſt erfannt. Gegen ein ſolches Urtheil 
findet daher auch weder Einſpruch, noch Reftitution, fondern nur noch Appellation, 
beziehungsweife Rekurs Statt. 

Ganz diefelben Unterfchieve des Kontumazialverfahrend treten ein, wenn 
einem nicht verhafteten Angeklagten die Borladung zum Audienztermine vorfchrifte- 
mäßig infinuirt, er aber gleichwohl ungehorfam ausgeblieben ift (Art. 64. 65.). 

Außer dem jehwurgerichtlichen Berfahren wird bei_ der Vorladung zur 
Audienz dem en die Verwarnung, daß er im Falle feines Ausbleibens 
der That für geftänd g werde eradhtet werden, nur noch in Unterfuchun- 
gen wegen einfachen Holzdiebjtahls geftellt, weshalb auch hier, wenn der Angefchul- 
digte ausbleibt, ein Beweisverfahren nicht eintritt, vielmehr jogleih das Kontuma- 
zial-Erfenntniß gefprochen wird ($. 29. des Geſetzes vom 2. Juni 1852). Strenge 

enommen müßte deshalb gegen ein ſolches Urtheil wenigſtens noch Einfpruch oder 
Reftitution zuläffig fein, um eine wirkliche Unterſuchung herbeizuführen; es findet 
indeffen nur der Rekurs Statt mit den ſchon erwähnten Befchränfungen in Ans» 


1) $$. 99. 103. 673. 1456. 1463 Thl. II. Zit 20, Allg, Landrechts; $. 577. „: 
vom 11. — 1805. ’ 9 Ss; $. 577 ER Ordnun 
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führung neuer Thatfachen, und auch das nicht einmal A allen Fällen ($. 38. 
a. a. O.). 
uUnſeres Erachtens find dieſe Vorſchriften weder in ſich konſequent, noch 
überall dem Zwecke entſprechend. 

Zuvörderſt drängt ſich die Frage auf, warum das Kontumazialverfahren 
por den Geſchworenengerichten ein anderes fein müffe, als vor den ſtehenden Ge— 
richten; warum dort namentlich der Angeklagte im Kalle feines Ausbleibens ohne 
Weiteres der That für geftändig erachtet und demgemäß verurtheilt wird, während 
hier eine age erft nach erfolgter Beweisaufnahme in contumaciam erfols 
gen darf? In Franfreich ift das Verfahren vor beiderlei Arten von Gerichts: 
behörden gleich, d. h., es tritt dort bei allen dasjenige Verfahren ein, welches bei 
uns nur vor den Gefchworenen ftattfindet. Allein wenngleich Hiftorifch diefes Vers 

* fahren darin feine Erklärung findet, Daß von Haufe aus der entflohene Verbrecher 
nicht für das ihm angefchuldigte Verbrechen, fondern für feinen Ungehorfam beftraft 
werden follte, ven au fonftatiren es allerdings weder eines Spruches der Geſchwo— 
renen, noch einer Beweiserhebung Über feine Verbrechen bedurfte, fo muß daſſelbe 
doch von dem Augenblide an als unhaltbar erfheinen, wo umgefehrt nicht mehr 
die Abwejenheit, Den das dem Abwefenden zur Laft gelegte Verbrechen Gegen- 
ftand der Beurtheilung wird. Denn für diefes ohne jeden Beweis, lediglich auf 
Grund der rechtlichen — — — hin, der Angeklagte habe ſich auf die Anklage 
ſchuldig erkannt, eine Strafe zu erkennen, ſtreitet gegen alle ſonſtigen Rechtsgrund— 
ſätze; namentlich ſteht die rechtliche Vermuthung des Schuldbekenntniſſes mit dem 
im $. 18. der Verordnung vom 3. Januar 1849 aufgeſtellten Sage, daß der Ans 
geflagte durch Feinerlei Art von Zwangsmaßregeln zu irgend einer Grflärung ges 
nöthigt werden fönne, in einem nicht zu löfenden Widerfpruche. Das Aeubertte 

s man, ohne einem folchen zu verfallen, aus der Abwefenheit des Angeklagten 
3 NachtHeil folgern kann, ift die Vermuthung, daß er auf die Vertheidigung 
e verzichten wollen; daraus aber folgt weiter, daß feiner Verurtheilung jederzeit 

der a der Anklage, d. b. eine Beweisaufnahme in contumaciam voranges 
en muß. 

' Diefe müßte demnach folgerichtig ohne Unterfchied vor den Gefchworenen- 
gerichten wie vor den Gerichtsabtheilungen und Einzelrichtern ftattfinden. Dadurch 
wäre man zugleich der Nothiwendigfeit überhoben, ſchwurgerichtliche Kontumazials 
— —*8 der Angeklagte ſich meldet, ohne Weiteres pro non seriptis zu 

erklären. 

Wenn eine ſolche Gleichſtellung des Verfahrens vor beiderlei Gerichtshöfen, 
wie nahe ſie immer lag, dennoch nicht beliebt worden iſt, ſo ſcheint der Grund 
dafür ek in der Beforgniß zu liegen, daß es in den meiften Fällen fchwer halten 
würde, die Gefchworenen, die überall mehr das natürliche Nechtögefühl, als das 
formelle Gefeg ihren Sprüchen zum Grunde legen, von der Gerechtigkeit ein es vers 
urtheilenden Spruches, der eine bedeutende Strafe nach ſich ziehen kann, gegen 
einen Abwefenden zu überzeugen, der fich nicht vertheidigen Fann, mit einem Worte, 
daß man nicht motivirte a in 3 gefürchtet hat. Dieſes beweift aber zu: 
glei, daß man, ſobald es ſich um Verbrechen oder erhebliche Vergehen handelt, 
yon einem Kontumazialverfahren überhaupt Abftand nehmen und e8 nur auf gerin- 
ere Fälle befchränfen follte, wo es weniger Anftoß findet, ja dem Angeflagten, 
Der dadurch der Nothwendigkeit überhoben wird, fich einer geringfügigen Anſchuldi⸗ 
gung wegen vor Gericht zu ſtellen, vielleicht ganz erwuͤnſcht ift ). 

Gegen flühtige Verbrecher hat daffelbe gegenwärtig ohnehin feinen 
Sinn mehr, da,die Schredmittel, weldye man fonft den Flüchtlingen entgegenhalten 
fonnte, um fie zur Rüdfehr zu bewegen, als Befchlagnahme und Konfisfation des 

zurüdgelafienen Vermögens, Beftrafung im Bildniffe, Anheftung des Namens an 


1) ©. Walther a. a. O. Abthl. II. ©. 2330. 
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den Schandpfahl u. f. w., vor der Humanität der neueren Geſetzgebung gefallen 
find, was aber noch üig geblieben ift, ald der Ausfpruch des Verluſtes der bür- 
gerlichen Ehrenrechte und die Einziehung verwirkter Gelpftrafen aus dem etwa zu— 
rüdgelafjenen Bermögen des Abwefenden, wohl felten den beabfichtigten Zweck er- 
füllen möchte. 

Nicht viel anders fteht ed mit dem Kontumazialverfahren vor den Geſchwo— 
renengerichten gegen ſolche Angeklagte, die weder flüchtig noch abwefend, fondern 
nur der ihnen perfönlih auf die vorgejchriebene Weife zugeftellten Vorlapung uns 
geachtet im Audienztermine ausgeblieben find. Daß auch bier ein Kontumazial: 
Erkenntniß, welches, jobald der Verurtheilte fidh meldet oder zur Haft gebracht 
wird, von ſelbſt null und nichtig ift, feinen Zwed hat, ift jchon in den Kammer: 
verhandlungen zum Geſetze vom 3. Mai 1852 treffend ausgeführt worden ') Es 
fommt aber hinzu, daß fich ein ſolches Verfahren hier in den meiften Fällen audy 
recht wohl vermeiden läßt. 

Nach der Franzöſiſchen Strafprozeß-Ordnung kann daffelbe gar nicht vor- 
fommen, weil mit der Verſetzung in den Anflageftand jederzeit ein Leibverhafts: 
befehl von jelbft verbunden ift*), der Angeflagte mithin, wenn man feiner überhaupt 
habhaft werden Fann, zur Aſſiſenſitzung nicht blos vorgeladen, fondern fogleich 
zwangsmäßig geftellt wird. Aehnlich verfährt man in England, wo die Berhaftung 
des Angeklagten ebenfalls die notwendige Folge feiner Verweifung vor die Ge— 
ſchworenen ift (warrant of comitment), wenngleich ftatt derfelben zuweilen Bürg- 
fhaft angenommen werden fann’). Bei ung ift in dieſer Bezichung Alles in das 

u Ermefjen der Gerichte geftellt, die dabei nicht felten ungemein nadhfichtig find, we- 
en der Beichränftheit der Gefängnißräume freilich es oft genug fen müſſen. 
Möchte man nun auch in Fallen, wo es ſich nicht um fehr ſchwere Verbrechen 
handelt, vielleicht während der Vorunterſuchung von der Verhaftung des Angeſchul⸗ 
digten abftehen fönnen, fo tritt doch die Sache mit der Verfegung in den Ani 
ftand in ein Stadium, wo «8 nicht allein wegen der gegen den Angeklagten vorli 
den Beweiſe der Schuld gerechtfertigt, jondern auch ſchlechterdings nothwendig ift, 
fih feiner PBerfon zu verfichern, wenn man nidyt die Juftigpflege dem Vorwurfe 
der Schwäche preisgeben will. Es möchte daher auch bei und angemeffen fein, 
mit der Verjegung in den Anklageftand und der Berweifung vor ein Gefchiworenen: 
gericht jederzeit Fraft des Geſetzes einen Haftbefehl zu verbinden und fo Die Mög- 
lichfeit eines Kontumazialverfahrens vor den Gefchworenen überhaupt zu bejeitigen. 
Sollten nach unferen Vorfchlägen im vorigen Artifel auch gewifie „Vergeben“ wor 
Heinere Gefchworenengerichte verwiefen werden, fo Fönnte hir diefe vielleicht eine 
Ausnahme ftatuirt und der Angeklagte bis zum Audienztermine nah Umſtänden 
gegen Bürgjhaft oder auch ganz in Freiheit gelaffen werden. Bliebe er Dann aber, 
der gehörig infinuirten Vorladung ungearhtet, in Diefem Termine aus, fo wäre die 
Berhandlung einfach zu vertagen, die Verhaftung des Angeflagten anzuordnen und 
die etwa behellte Buͤrgſchaft vom Gerichtöbofe für verfallen zu erklären. 

Hiernad) möchten wir den Satz als Regel hinftellen, daß ein Kontumazialver- 
fahren nur wegen gewifjer geringer, nicht vor die Gejchworenengerichte gehöriger Werge- 
hen oder Uebertretungen *) ftattfinden dürfe, ſtets aber dem Kontumazigl-Erfenntniffe Die 
Beweiserhebung über die Anklage, fowie über die etwanigen vom Angeſchuldigten fchon 
vor dem Audienztermine angeführten Entlaftungsmomente voraugehen müſſe. Folge 
recht wäre diefer Sag auch dann anzuwenden, wenn der Angeflagte gegen ein vom 
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1) Vollſt. Materialien u. f. w. ©. 437 ff. ©. auch Waltber a.a. O. &. 230. 
2) Code d’instruction Art. 134. 231. 233, - 
3) Mittermaier, bas Englifhe, Schottife u. f. m. Strafverfahren S. 169. 181. 182. 
. 4) Auch * waͤre sr bei Abweſenden auf ſolche Fälle zu beſchränken, wo bie Strafe 
» in einer Geldbuße befteht und der Ungellagte Vermögen binterlaffen bat, aus dem biefelbe bei- 
SL. 78 tann. In allen andern Fällen iſt biefelbe zwediod. S. Walther a, a. D 
thl. 
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Picterr erlafjenes Strafmandat Einfpruch erhoben hat, unsre aber "in Wer- 
a And/zer zw götermin ausgeblieben iſt, zumal im Falle des Einfpruches doch die Beweis- 
a6 ger« zum Berhandlungstermin mit vorgeladen werden müſſen umd fein Grund 
er En ift, weshalb diefelben, weil der Angeklagte ausgeblieben, unvernommen 
ALL SE werden follten. Jedenfalls könnte dadurch das gerade für diefen Fall ge- 
gebe — Rechtomittel der Wiedereinfegung in den vorigen Stand erfpart werben. 
de Ausnahmsweife könnte vielleicht in Holzviebftahlsfachen mit Rüdficht auf 
nen => gt Sehr große Zahl und auf den Umftand, daß hier in der Regel der Beweis 
fen er der der Anklage zum Grunde liegenden Anzeige des Forftbeamten enthalten 
8 vn einer förmlichen Beweiserhebung in contumaciam abftrahirt und ver unge- 
Für ame —usgebliebene Beſchuldigte ver That für geftändig erachtet werden. Nur dürkte 
SAU re = .elben in feinem Falle die Befugniß zur Einlegung eines Nechtsmittels über: 
DEN uf ven Fall befchränft werden, daß er zu einer Geldbuße von wenigftens 
gs —— — ober unmittelbar zu einer Gefängnißftrafe verurtheilt iſt Man vente ſich, 
Yo — 7 huldigte wäre durch ein Verfehen, welches bei der Maſſenhaftigkeit der an 
RR, — — Orten zur Aburiheilung kommenden Holzpiebftähle nicht zu ven Unmög: 
for ee gehört, ohne eine ihm gehörig infinuirte Vorladung in contu- 
Anode zu einer Geldbuße von weniger als 5 Rihle. verurtheilt worden. Gin 
NN irtheil, folite man meinen, müßte die Nichtigfeit in fich ſelbſt tragen, Den: 
Ss nach der jegigen Lage der Gefeggebung nicht anzugreifen! 
nt Dieſes vorausgefegt halten wir dafür, daß für ſämmtliche Straffachen, ohne 
gr Esser, von welchem Gerichtshofe das angegriffene Nrtheil gefprochen ift, Drei 
— —— ättel ausreichen möchten, nämlih: ü 
A. als ordentliche (gegen nicht rechtöfräftige Urtheile ver erſten 


an 
"die Nichtigkeitsbefhhwerde, 
1. ver Antrag auf neue Berhandlung (new trial), 
B. als außerordentliches (gegen Erfenntmiffe, die durch fein or— 
dentliches mehr anzufechten find), 
II. ver Antrag auf Wieneraufnahme der Unter» 


_ uhung: 
nor wir —— ed Gebraud, das Wefen und das Verhältniß diefer 
ar — Tel zu den bisherigen im Einzelnen näher ausſprechen können, muͤffen wir 
zuläffi, u penden allgemeinen Grundfäge voranfhiden: 
Bein I Die genannten Rechtsmittel find überall nur gegen Difinitiv-Erfenntniffe 
= Gegen Beichlüffe, die im Laufe des Prozefjed vorkommen, giebt es nur 


6 um En Den En 
* en. edes ordentliche Rechtsmittel ift bei dem Gerichte anzubringen, welches 
* an — Urtheil geſprochen hat und, wenn daſſelbe ein Geſchwoͤrenengericht 
ten · 
— — x bei demjenigen Gerichtöhofe, von welchem die Beftellung des Geſchwo— 
—* en x 16 reffortirt, mithin, wenn een das Urtheil eines großen Geſchwo— 
ar y 8 gerichtet iſt Gergleiche unfere Vorſchlaͤge im fünften Artikel), bei dem. 


— age e. 
> a Bie definitive Entſcheldung über jedes ordentliche Rechtsmittel ſteht in 
a en dem zunächft vorgejegten Gerichte desjenigen zu, deſſen Urtheil ange = 
= ” ge, nad ber altländifchen Gerichtsverfafjung mithin gegen Erkenntniſſe dex 
gppellationsgerichten ortirenden Gefchworenengerichte und der etw 
— ren Vorſchlaͤgen im vorigen Artifel) von einem Appellationsgerichte ſelb ſt 
Srfenntniffe erfter Inftanz, dem Königlichen Ober Tribunal, fonft denn 


E 
N Ir ellationdgerichte. 
N San 2 Geht, bei welchem das Rechtsmittel anzubringen ift, hat nur aux 


i ehlich vorgefchriebene # hrt und die ehva vorgeſchriebera 
‚/hesbadieti, Denken alles e6 3 Ian, andernfalls (mit Borbehalt Dex 


Anperde bei Dem entjcheidenden Ggrichte [NE. 37} es zurüdzumeifen. Auch va 
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entfcheidende Gericht kann es in allen Fällen ohne materielle Prüfung zurückweiſen, 
wenn ſchon das erfte Gericht dieſes hätte thum jollen. 

5) Zur Anbringung eines Rechtsmittels ift jeder Theil nur fo weit berech- 
tigt, als es ihm bejchwert, Rechtsmittel des Anklägers, die nicht den Zwed app 
die Beitrafung des Angeklagten überhaupt oder eine härtere Beftrafung deſſelben 
herbeizuführen, alfo Rechtsmittel der Staatsanwaltfchaft im Intereſſe des Geſetzes, 


. würden wir daher, getreu den ſchon im dritten Artikel dieſer Beiträge vertheidigten 


Grundjägen, nicht zulafien. Ueberall, wo der Staatds oder Kronanwalt nicht felbft 
das Rechtömittel eingelegt hat, würde folgerecht der Staatds oder Kronanwalt der 
höheren Inftanz die Grunde zur Geltung zu bringen haben, die für die Aufrecht- 
haltung des angefochtenen Urtheild ſprechen, andernfalls die entgegengejegten. 

6) Rechtsmittel der Staatdanwaltfchaft werden dem entjcheidenden Gerichte: 
hofe nur vorgelegt, wenn der bei diefem fungirende Staats» oder Kronanwalt fie 
zur Verfolgung geeignet erachtet, andernfalld von dem legteren zurüdgenommen. 

7) Rechtömittel gegen das Maaß der Strafe, vorausgejegt, daß baf> 
felbe innerhalb des dem Wichter vom Gejege geftatteten Spielraums geblieben und 
das Gefeg nicht zu Unrecht angewandt ift, würden wir fo lange für unftatthaft er- 
achten, als nicht in thatfüchlicher Beziehung Umftände angeführt werden, vie eine 
neue Verhandlung und in Folge defien eine Aenderung des Strafmaaßes rechtferti- 
gen könnten. Denn alle relativ unbeftimmten Strafgefege beruhen auf der Erwä- 
gung, daß fi) wegen der Verjchiedenartigfeit der darunter begriffenen Fälle für 
jeden einzelnen ein den Umftänden angemefjenes Strafmaaß zum Boraus nicht feft- 
ftellen laffe, der Richter alfo in jedem Falle das, was der Gefepgeber unbeftimmt 

elafjen, ergänzen und in foweit an deſſen Stelle treten müfjfe. Mit diefem Grund: 
ve nicht minder mit dem fchon oben von ung vertheidigten Sate, daß der Schwer: 
punft der Kriminaljuftiz in der erften Inftanz liegen müfje, fcheint es unver- 
träglih, ein Urtheil erfter Inftanz anzugreifen, wenn der Richter eben nur von 
einer ihm vom Gefeßgeber eingeräumten Befugniß Gebrauch gemadht hat. Auch 
läßt fi nicht verfennen, daß bei dem gegenwärtigen — wo ver 
Richter erſter Inſtanz nach dem friſchen Eindrucke der mündlichen Verhandlung ſein 
Urtheil ſpricht, dieſer viel eher im Stande ſein muß, das in concreto angemeſſene 
Strafmaaß zu finden, als das höhere Gericht, welches meiſt nur aus den thatjäch- 
lichen Feftftellungen des erften Richters jchöpft, die, wie forgfältig fie immer redi— 
girt fein mögen, doch felten die Momente vollftändig wiedergeben können, die auf 
das Arbitrium des erften Richters von Einfluß geweſen find. Ohne Zweifel ift 
diejes der Grund, weshalb ſchon jegt Urtheile der Schwurgerichte blos deshalb, 
weil das Strafmaaß unangemefjen arbitrirt worden, nicht anzugreifen find. Be: 
greiflicherweife läßt derſelbe fich auf alle anderen Erkenntniſſe der erften Inftanz 
gleihmäßig anwenden. 
; nn Einzelnen ift Hiernächft über Die vorgefchlagenen Rechtsmittel Folgendes 
zu bemerfen: 

Zul. Die Nichtigkeitsbechwerde würde fortan nur da zur Ans 
wendung fommen, wo gegenwärtig der Nichtigfeitsrichter ohne neues Verfah— 
ren fogleich in der Sache felbft erfennen fann, d. 6. 

„wegen Berlegung oder umrichtiger Anwendung eines Gefeges oder 
eined Rechtsgrundſatzes“ 

(Art. 107 Nr. 1 und Art. 116 des Gefeges vom 3. Mai 1852.) 
vorzugsweiſe dazu beftimmt, die Aufrechthaltung der materiellen Strafgefege zu 
fihern, würde fie zur Anwendung kommen, wenn die Anklageformel, auf welche 
fi das „ Ka bu “ der Gejchworenen oder des Gerichtöhofes bezieht, ganz oder 
theilweife die im Gefege aufgeftellten Merkmale der That nicht umfaßt, oder das 
Geſetz auf die ald vorhanden angenoggnene That unrichtig angewendet worden ift. 
Wäre das Rechtsmittel vom — ausgegangen und fuͤr begründet erachtet 
worden, jo wuͤrde der Nichtigfeitörichter entweder den Angeklagten freizuſprechen 
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oder wenn fich fände, daß die Anflageformel fo, wie fie vorliegt, ein ——— 
Verbrechen in ſich ſchließt, die Strafe des geringeren auszuſprechen haben. ach 
Umftänden könnte er jedoch dem eig auch, troß der Freifprechung des Ange— 
fagten, die Anftellung einer neuen Anklage vorbehalten, wenn nach dem Inhalte 
der Akten eine ſolche begründet zu fein ſchiene. 

Obgleich ed indefien zu Tage liegt, daß im Intereſſe der Aufrechthaltung 
des Geſetzes, der. Form des Verfahrens und der Ginheit der Rechtſprechung die 
Möglichkeit ſolcher Entſcheidungen vorhanden fein muß, jo bleiben fie nichts deſto 
weniger ein Uebel, und es ift daher gerechtfertigt, fchon vor Abfaffung des Defini- 
tin-Erfenntnifjes auf Mittel Bedacht zu nehmen, um einer zu beforgenden Bernich- 
tung defjelben vorzubeugen. In England giebt es deren mehrere, die ſich nach den 
verfchiedenen Stadien des Prozeſſes eintheilen laffen, in denen fie zur Anwendung 
fommen können. Das erfte ift, wie wir oben geſehen haben, das writ of certio- 
rari facias, vermöge defien beide Theile die Zuläffigfeit der Anklage (indietment) 
noch bevor mit der Verhandlung der Sache begonnen iR. der Prüfung 
des höheren Richterd umterwerfen können. Diefem zunächit ftehen die vorläufigen 
(progeßhindernden) Einwendungen, welche der Angeklagte vorbringen fann, nad: 
dem er fhon vor den Gerichtshof geftellt, aber bevor noch das Ge: 
fhworenengericht gebildet ift, und von denen die motion to quash und das 
demurrer fich auf Fehler ver Anklage, namentlich darauf beziehen, daß die der An- 
Klage PR Grunde gelegte That feinem Strafgefege unterworfen fei. Das dritte 
Mittel, welches noch zugelafjen wird, nachdem die Gefhworenen ihr Ber: 
Dift abgegeben haben, aber bevor der Gerichtshof das Urtheil ge— 
fällt hat, ift die motion of arrest of judgement; das vierte und legte endlich, 
welches noch gegen das Definitivs» Erfenntniß gerichtet werden 
fann, und unferer Nichtigkeitöbefchwerde am nächften kommt, das writ of error.‘ 

Bon diefen vier Nechtsmitteln möchte das zweite und dritte für uns nicht 
zu empfehlen fein. Denn ift die Sache einmal fo weit gediehen, daß Zeugen und 
Geſchworene vorgeladen find, oder ift gar ſchon das Berdift der Gefchworenen 
verkündigt, fo kann es weder zum Bortheil des Angeflagten, noch zur Erfparung 
von Rofen oder Arbeitskräften gereichen, wenn die Verhandlung Behufs der Ents 
fcheidung über den Einwand aufgehoben oder unterbrochen wird, zumal bdiefelbe, 
wenn hinterher das Rechtsmittel verworfen wird, von Neuem vorgenommen werden 
muß. Es erjcheint vielmehr in beiden Fällen ungleich angemefjener, das Definitiv- 
Erfenntniß abzuwarten und dann dem Verletzten die Einwendung der Nichtigkeits— 
beſchwerde (writ of error) gegengdiefes zu überlaffen. 

Dagegen möchten wir es bevorworten, dem Angeklagten bei Gelegenheit feiner 
Bernehmung über die Anklage, mithin zu einer Zeit, wo Die Ladung an die Zeugen u. ſ. w. 
noch nicht ergangen und eine Sparung von Koften und Arbeitskräften noch mög: 
lich ift, die Erhebung von Einwendungen gegen die formelle und mgterielfe Begrün- 
dung der Anklage nach Art des Englifehen writ of certiorari facias unter folgenden 
Modalitäten zu geftatten'): 

Zunächſt wäre die Schrift oder das Protokoll, in welchem der Angeflagte 
den Einwand aufgeftellt, dem Staats- oder Kronanwalte, und falld ein Privatflä- 
ger aufgetreten wäre, auch diefem zur Erklärung mitzutheilen. Wird von Seiten 
der Anklage der Einwand des Angeklagten als richtig anerkannt, jo gehen die Aften 
ohne Weitered an den vorgefegten Richter desjenigen, der die Anklage zugelafien 
hat. Diefer kann fie dann nach Befinden vernichten, ohne dadurch aber die Ans 
bringung einer neuen und richtigen Anklage auszufchließgen. Wird dagegen dem 
Einwande widerfprochen, fo hat der Gerichtöhof, bei welchem verfelbe erhoben 


1) Etwas Nebnliches —* ſchon in Bayern ſtatt, wo gegen das fogenannte Verweifungs- 
erkenntniß eine Nichtigkeitsbefchwerbe zuläffig Y „wenn der Beſchluß auf einer unrichtigen An- 
—— Naar bezüglich der Eigenfhaft der That beruht”. Vergl. Waltbera. a. O. 
Abthl. 












n — = 
a a ee N 


Wi 
— de — 


— — 


Y 
Par Por 
n 2, —— 
— 
* 
* 


* 
—8— 
Zar 


wi 
“ 


Ta 


TEN RE en . 3 


— 
“ LT? 

* 

* 

* 
ner 


* 
Bd 0 Sr 


BER TE PETE 
—— Ye 
Ban ae 


52 
ar 


—— 
— 


Ba Dt; 
EN RER 
— 


A 
* 
ps 


fe Tu hie zuge beige per — 
Rt ge Fr se 2 


— * 
— Er 


762 Beiträge zur Fünftigen GtrafprogeßOrbnung für Preufen. 


if, zu erwägen, ob es mit Rüdficht auf die größere oder geringere Nähe der 
bevorftehenden Gerichtöfigung, die Koftfpieligfeit der Hauptverhandlung, die größere 
oder geringere Wahrfcheinlichfeit einer dem Angeklagten günftigen Entſcheidung oder 
aus fonftigen Gründen zweckmäßiger jei, vorweg eine Entjcheivung des höheren 
Gerichtöhofes einzuholen, oder mit Ausjegung derfelben zur Hauptverhandlumg zu 
fehreiten und dann dem Angeklagten die Einlegung der Nichtigkeitöbejchiwerde gegen 
das Definitiv;Erfenntniß zu überlaffen. A 

Ein ähnliches Berfahren könnte ftattfinden, wenn etwa ber Angeklagte bei 
feiner Vernehmung über die Anklage vor der Sisung behauptete, daß wegen des— 
jelben Falles ſchon anderweit ein Straferfenntniß ergangen ſei, nad deffen Inhalt 
eine Verfolgung gegen ihm nicht mehr ftattfinden fönne, oder daß ihm Begnabigung 
zu Theil geworden, oder aus anderen Gründen feine ftrafgerichtliche Verfolgung un: 
zuläffig ſei, 3. B. weil folche gefeglich von dem Antrage einer Privatperſon abhaͤmge, 
der nicht vorliege. 

u Il. Den Antrag auf neue Berhbandlung (new trial) würden 
wir 1) ın allen denjenigen Fällen zu geftatten vorjchlagen, wo gegenwärtig eine 
Nichtigkeitöbefchwerde 

„wegen Berlegung oder unrichtiger Anwendung wefentliher Borfchrif- 

ten oder Grundfäge des Berfahreng * 
eintritt, wo alfo der höhere Richter, wenn er eine folche findet, nur die gänzliche 
oder theilweife Vernichtung des Verfahrens auszufprechen, zugleich aber die Sache 

„zur anderweiten Verhandlung und Entfeheidung an das von ihm zu bezeich- 

nende Gericht zu verweifen“, j 
d. b., eine neue Verhandlung herbeizuführen hat (Art. 107. INr. 2.) 108. 
117. des Gefeges vom 3. Mai 1852). 

2) Hierher würde ferner, wenn die Aufftellung einer Beweistheorie be- 
liebt werben jollte, der Fall gehören, der in England durch eine motion of new 
trial oder auch Durch ein writ of error verfolgt werden fann, daß unzuläſſige 
Beweismittel angenommen oder zuläffige zurückgewieſen worden find, vorausgeſeht, 
daß die Thatfachen, um.veren Beweis es fi) Banbeit, erheblich erjcheinen. Unter 
denfelben Modalitäten, die wir oben bei der Nichtigfeitsbefhwerde vorge: 

eichlagen haben, würde man dem Angeklagten auch geftatten fönnen, ſchon bei 
feiner ernehmung über die Anflage derfelben den Einwand des mangelnden Be: 
weifes entgegenzufegen und Durch eine darauf zu richtende Beſchwerde Die Vernichtung 
der Anklage herbeizuführen. . 

Allein auch felbft, wenn eine Beweisthegrie nicht weiter ald bisher aufge 
ftellt werden follte, würde der Antrag auf neue Verhandlung (wie fchon gegen- 
wärtig die Nichtigfeitsbefchwerde wegen Berlegung wefentlicher Brojeßworfcpriften) 
zugelaffen werben fönnen, wenn ;. B. die durch den $. 22. der Verordnung vom 
3. Januar 1849 nicht aufgehobenen Vorjchriften über die Erhebung des (objektiven) 
TIhatbeftandes verlegt wären, ja felbit, wenn von einem oder dem anderen Theile 
Beweiſe zur Darlegung der Schuld oder Nichtfehuld, beziehungsweife Der größeren 
oder geringeren Verſchuldung des Angeklagten ſchon im erfter Inftang beigebracht, 
aber ohne zulänglichen Grund nicht erhoben worden wären. 

3) Wird nach Maafgabe unferer Vorfchläge im vorigen Artifel Dem Bor- 
figenden des Gefchworenengerichtes die Pflicht aufgelegt, fich gegen die Geſchworknen 
über die von Diefen mit zu beurtheilende Qualififation der hat auszusprechen, fo 
würde durch dieſes Rechtsmittel auch ein etwaniger in biefer Beziehung begangener 
Irrthum des Vorfigenden von dem höheren Richter verbeffert werden fünnen. 

3u Gunften des Angeklagten allein wäre das vorliegende 
Rechtsmittel ferner zuzulaffen, wenn derfelbe zu feiner Rechtfertigung Thatfachen 
oder Beweismittel anzuführen vermöchte, die er zwar in erfter Inftanz noch nicht 
angeführt, von denen er aber mit einiger Wahrfcheinlichfeit darthun kann, daß fie 
ihm früher nicht befannt gewefen feien, oder daß erft die muͤndliche Verhandlung 
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r deren Anführung Beranlaffung gegeben umd er fie hier nicht Habe geltend machen 
önnen '). 

5) Endlich fönnte dem Angeklagten der Antrag auf neue Verhandlung 
noch in dem Falle geftuttet werden, wenn die zu feiner Verurtheilung beigebrachten 
Beweiſe zwar formell gejeglich, materiell aber offenbar ungenügend find, um die 
Ueberzeugung von der Schuld des Angeklagten bervorzubringen. 

In Diefer Ausdehnung würde das hier bezeichnete Rechtsmittel nicht allein 
die Stelle des Rekurſes und der Appellation, jondern auch der Wiedereinjegung in 
den vorigen Stand gegen Kontumazial-Erfenntnifie?) vertreten. 

* Erkenniniſſe der Geſchwornengerichte, kollegialiſchen Gerichtsabthei— 
lungen und Einzekrichter gleichmäßig geftattet, würde es nicht minder bie zur Zeit 
in diefer Beziehung obwaltenden, ſchon im vorigen Artikel hervorgehobenen Ungleich- 
heiten und Widerjprüche bejeitigen, durch feine Zulaffung in dem Falle zu 5 all: 
mälig die Einführung gewifier Beweisregeln durch die Braris vorbereiten, weldye 
fih a priori weder gemügend prägzifiren, noch erjchöpfen lafien und daher zunächſt 
dem Takte der Urtheilsiprecher anbeimgegeben werden müflen; endlich aber zu— 

teich die der Franzöſiſchen Strafprozeß » Ordnung entnommene Beltimmung ent: 
ehrlich machen, daß ver Gerichtöhof ein verurtbeilendes Verdikt der Gefchworenen 
von Amtswegen fafliren dürfe’). Schon jetzt nicht ohne Bedenken, müßte dieſes 
Recht vollends verwerflich erjcheinen, wenn nach unferen Vorjehlägen der Vorſitzende 
verpflichtet werden follte, nach beendigter Verhandlung zur Direktion für die Ge— 
fhworenen ein motiviried Votum abzugeben, weil er dann, falls die Gejchwornen 
gegen feine Anfiht den Angeklagten verurtheilt hätten, in die Alternative geriethe, 
dadurch, daß er von ber Raflation des Urtheils abftände, oder diefelbe bei der Be— 
rathung mit feinen Kollegen nicht Durchzufegen vermöchte, ſchwach oder infonjequent 
zu erfcheinen, anderenfalld den Vorwurf auf fich zu laden, daß er die Gefchworenen 
für Nichtbefolgung feines Votums habe beftrafen wollen. In England hat deshalb 
auch der Gerichtöhof die Bejugniß, den Spruch der Gefchworenen zu Faffiren, 
nicht; er kann ihn vielmehr, wie fchon oben erwähnt, nur fuspendiren und die 
Entſcheidung dem court of appeal anheimftellen. Daß dieſe Entfcheidung in- 
defien nur durch den Gerichtshof oder den vorfigenden Richter von Amtöwegen, 
nicht aber auf den Antrag des Berurthbeilten eingeholt werben fann, wird 
auch in England als ein Mangel empfunden, wenngleich die dahin gerichteten An- 
träge die zähe Vorliebe der Engländer für das Alte bis jegt noch nicht haben über: 
winden fönnen, in England auch Gründe dagegen fprechen mögen, von denen bei 
und nicht die Rebe fein fann *). 


1) Diefer Fall würde befonders bei denjenigen eintreten, die wegen Ausbleibens im Audienz⸗ 
termin in contumaciam berurtbeilt find, borausgefeht, daß fie ibr Ausbleiben durch triftige 
Gründe zu entichuldigen bermöchten. Waltber a. a. DO. Abtbl. I. ©. 127 führt zwar aus, daß 
ber Antrag auf neue Verhandlung wegen borgebradter Nova ftetö vor ben erften Richter ge- 
höre. Allein wenn auch bie dafür angeführten Gründe tbeoretifch richtig fein mögen, fo halten 
wir fie doch nicht für praftifh. Denn einerfeits darf diefer Antrag zur Vermeidung bon Mif- 
brauchen ben BVerurtbeilten nicht zu leicht gemadıt werben, ambererfeits ift zu beforgen, daß ber 
erfte Richter die auf fein Urtbeil gemachten Angriffe, möchten fie auch lediglib auf neuen That- 
fachen beruben, oft nicht ganz unbefangen beurtheilen würde. 

2) Die Wiedereinfehung in den borigen Etanb gegen ben Ablauf präflufivifcher Friſten 
bleibt bier unberüdiichtigt, da biefelbe Fein einentliched Rechtsmittel, fonbern ein bloßes Geſuch 
an benielben Richter iſt, der die Einhaltung ber Friſt zu Tontrolliven bat. . 

3) Da dergleichen Kaflationen gegenwärtig nur ſehr felten borlommen (der Berfaffer weiß 
fih ous feinem Gefchäftsbezirk einer folchen überbaupt nicht zu erinnern), jo wirb man nidt be- 
forgen bürfen, baf bie Gerichte mir Anträgen auf neue Verhandlung aus dem zu 5. angegebenen 
Grunde allzuoft bebelligt werben möchten. Jedenfalls werben fie nicht öfter vorfommen, als jept 
mit Nichtigkeitsbeſchwerden, Appellationen und Relurſen ber Fall if. f 

4) Mittermaier, das Englifche, Echotrifhe u. f. m. Etrafverfahren ©. 527. 536. 538. — 
Das Hauptargument, welches man in England gegen eine Aenderung in dieſer Begiehung geltend 
macht, geht dahin, daf ben Aermeren, bie feinen Ubvofaten bezahlen fönnen, bie Anbringung bes 
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Das über einen Antrag auf neue Verhandlung einzufchlagende Verfahren 
dürfte nach. unferer Anficht etwa folgendes fein: 

Nachdem das Rechtsmittel Beim erften Richter inftruirt worden, gelangen 
die Aften an den bei der vorgefegten Inftanz fungirenden Staats: oder Kronanwalt, 
und zwar, wenn ed vom Angeklagten aus einem der unter Nr. 4. und 5. gedach— 
ten Gründe eingelegt ift, mit einem Berichte des erften Richters über die Gründe, 
welche die Gefchorenen, beziehungsweife den Gerichtshof zur Ausfprechung des 
„Schuldig“ veranlaßt haben, in allen Fällen mit einer gutachtlichn Aeußerung über 
die von dem Provofanten gegen die thatfächtlichen Seftftellungen des erften Urtheils 
gerichteten Angriffe. Die Grunde den Gefhworenen anzugeben, feheint zwar in ber 
Idee unmöglich, die Erfahrumg zeigt aber, daß, wenn ſich die Richter bemühen, 
diefe Gründe zu erfahren, ihnen dieſes fchon jegt recht wohl gelingt. Auch Fönnte 
dad Gefe den Borfigenden geradezu ermädhtigen, ſich bei den Gefchworenen, 
wie diefes wenigftens früher in England ftattfand, nach den Gründen zu erkundi— 
gen, von denen fie fich bei Abgabe ihres Verdiktes hätten leiten laffen. — Der 
hiernach abzufaffende Bericht würde zugleich in die Stelle der thatfächlichen, überall, 
wo ein Rechtsmittel nicht eingelegt wird, entbehrlichen Erwägungsgründe unferer 
von Richterkollegien und Einzelrichtern abgefaßten Erkenntniſſe erfter Inftanz treten, 
weil er aber nur felten vorfäme, hoffentlich erfchöpfender ausfallen, al& es in ver 
Regel mit diefen Erwägungsgründen der Fall ift, denen man es oft genug anfieht, 
das fie in dem Bemwußtfein ihrer Entbehrlichkeit niedergefchrieben find '). 

It das Rechtsmittel vom Angeklagten ausgegangen und wird von dem 
Staats- oder Kronanwalt der höheren Inftanz nichts Dagegen erinnert, fo kann es 
der höhere Richter durch einen im gewöhnlichen Memorialienvortrage zu faffenden Be- 
ſchluß zulaſſen; anderenfalld ift darüber nach Anhörung beider Theile in öffentlicher 


Mechtsmittels unmöglich werben würbe. Es bebarf faum ber Bemerkung, daß ein folches Argu- 
ment bei uns gar nicht zutreffen würbe, 

1) Auguft Morip berichtet in feinem „Tagebuch der Neifen in Norwegen in ben Jah— 
ren 1847 und 1851. Etettin 1853* (8.217 ff.), daß in Norwegen nad dem nody jetzt gültigen 
Geſetzbuche Ehriftians V. von 1687 jeder Nichter für feine Entſcheidung verantwortli ift, daß 
er fie daher vor dem höheren Gerichte vertbeibigen muß, und daß, wenn fie von dieſem unrecht 
befunden worden, er zum Erfahe bon Koften und Schäden, nad Umfländen fogar zur Amts» 
entfekung und Unfähigkeit zu fernerer Verwaltung eines Nichteramtes verurtbeilt werben fann. 
Es erinnert diefes Geſeß an das Appellationsverfahren, welches im 14. Jabrhunderte in Sranf. 
reich ftattfand, wonach nicht der Gegentheil des Appellanten, fondern judex a quo vor ben judex 
ad quem geladen wurde, um.bor diefem fein Urtbeil zu rechtfertigen (vergl. Waltber a. a. ©. 
Abthl. I. ©, 59). Niemand wird ein foldyes Wefeh bei ung — wollen. Allein zwiſchen 
jener Einrichtung im heutigen Norwegen und im alten Frankreich und dem Extrem derſelben bei 
und, wonach ber Richter alle genen feine Urtbeile gerichteten Angriffe mit der völligften 
Gleichgültigkeit und Theilnabmlofigfeit hinnehmen kann und muß, während man bon ibm bod 
über Befhmerden gegen einzelne Befchlüffe Bericht zu fordern pflegt, möchte wohl noch ein 
Mittelweg zu finden fein, und zwar fönnte berfelbe nad unferem Dafürhalten darin beftehen, 
baf dem erſten Nichter nicht nur das Recht, fondern in gewiffen Fällen auch die Pflicht auf: 
erlegt würde, fi über die gegen den tbatfählichen Theil feines Urtbeils gerichteten An— 

riffe zu erklären. Vorzugsmeife nothwendig erfcheint dieſes, wenn ſich die Feſtſtelung ber That. 

En auf eine mündliche Berbandlung gründet. Denn aud bei ber größten Sorgfalt können 
alle einzelnen Momente biefer Verhandlung weder in dem Protofolle, noch in den Urtbeils: 
gründen mit vollkommener Genauigkeit wiedergegeben werben, es wird vielmehr oft erft ber An- 
griff einer Partei gegen das Urtbeil Gelegenbeit bieten, das zu —— was etwa fortgeblieben 
wäre Bon dieſem Geſichtspunkte aus wird der von uns vorgeſchlagene Bericht des erſten Ric: 
ters über dergleichen Angriffe nicht ſowohl den Charalter einer Rechtfertigung feines Lrtbeils 
gegen ben böberen Nichter, als vielmehr einer Ergänzung bes dem leßteren unentbebrlichen Ma- 
teriald an fi tragen. In England ift ber Norfipende ber Affifen burd feine Stellung ala Mit: 
glied des böchften Serichtäbofes, ber über etwaige Nechtsmittel erkennt, von felbft in den Stand 
geſetzt, biefes Diaterial zu liefern, und das bon ibm gelieferte Material ift oft genug entfcheidend 
(BeikMarqguarbien a, a. O. ©. 4%). Bei uns, wo ein foldes Verhältmik nicht obmaltet, 
wirb baber das Gefeh ein anderes Nuslunftsmittel treffen müffen, um bem böberen Nichter bie 
nötbhige Information zu fchaffen. 
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und münblifer Verhandlung zu entfcheiden. — In dem Falle Mr. A. könnte es 
dem Ermeſſen des höheren Gerichtöhofes anheimgeftellt werden, vor Abgabe feiner 
Entſcheidung die neu vorgefchlagenen Zeugen vorerft fchriftlich vernehmen zu laffen, 
um danach beurtheilen zu fünnen, ob von der Bewilligung des Antrages ein Er— 
folg zu erwarten fei. Auch in anderen Fällen wäre eine- vorhergehende Grörterung 
von Thatſachen auf dieſem Wege nicht ausgefchloffen. 

Durch die Bewilligung des Antrages wird die Vernichtung des erften Ur: 
theild und der demfelben vorangegangenen mündlichen Verhandlung ausgejprochen. 
Es muß alfo die neue mündliche Verhandlung jo vollftändig vorgenommen werden, 
ald ob noch gar Feine ftattgerunden hätte, fo daß theilweife Beweiserhebungen, 
wie fie jet wohl in der Appellationsinfang vorfommen (Art. 101. des Geſetzes 
vom 3. Mai 1852) und nur zu leicht dahin führen, das Bild, welches die mimd- 
lie Verhandlung geben fol, zu verzerren, ſchlechthin unzuläffig wären. 

Wenn es ſich nun weiter darum handelt, wohin die neue Verhandlung zu 
verweijen fei, fo find folgende Fälle zu unterjcheiden: 

Erftens. Das angefochtene Erkenntniß ift von einem Schwurgerichtshofe 
gefällt. Dann kann die neue Verhandlung vor das nächſte, an demſelben Orte 
zuſammentretende, ſchlimmſten Falles auch an ein anderes Geſchwornengericht vers 
wiejen werben. Jedenfalls find die früheren Gejchworenen auszufchließen, nach 
Umftänden Fann diefes auch mit dem vorfigenden Richter gefchehen. 

weitend Das angefochtene Urtheil ift von einem Nichterfollegium oder 
einem Einzelrichter ausgegangen. Dann fann der höhere Gerichtshof, wenn die 
Beweismittel in der Nähe find, oder die Sache beſonders wichtig ift, die ganze 
neue Berhandlung vor fich ziehen, anderenfalld fie vor ein anderes Gericht feines 
Bezirkes verweifen, wo diefelbe mit den wenigften Koften und Schwierigfeiten vor- 
genommen werden kann. Handelt es ſich blos um Berichtigung von Formfehlern, 
jo wird auch das frühere Gericht felbft mit der neuen Verhandlung beauftragt wer: 
den fönnen; anderenfalld könnte der höhere Gerichtshof beftimmen, daß diefelbe vor 
anderen Richtern erfolgen folle, und dieſe zugleich felbft ernennen. 

Den Borfig bei der neuen Verhandlung könnte der höhere Gerichtshof, 
wenn er es für angemefien hielte, einem feiner Mitglieder vorbehalten, Vorzugs— 
weije wirden fich die Schwurgerichtöpräfidenten dazu eignen, wenn diefelben die im 
vorigen Artikel erwähnte Stellung erhalten follten, weil diefe ſchon ohnehin Behufs 
Abhaltung von Geſchworenengerichtsſitzungen Juftizvifitationen u. f. w. vielfach die 
Provinz zu bereifen haben würden. 

Gegen das auf neue Verhandlung abgefaßte Erkenntniß, falls daſſelbe nicht 
etwa vom Ober-Tribunale felbft gefällt wäre, fönnte demnächft zwar noch die Nichtig- 
feitöbefchwerbe, ein Antrag auf nochmalige neue Verhandlung dagegen nur wegen 
etwaniger Formfehler, in dem neuen Verfahren niemald aber wegen neuer Beweiſe 
oder unrichtiger Feſtſtellung der Thatſachen zugelafien werden. Uebrigens fönnte 
der Antrag auf neue Berhandlung auch mit der Nichtigkeitsbeichwerde fumulirt, 
daß erfte Urtheilalfo in thatfächlicher und in rechtlicher Beriehung zugleich angefochten 
werden. In diefem Falle bliebe eö dem höheren Richter, wenn er die neue Ver: 
handlung nicht füglich vor fich felbft ziehen kann, überlafen, ven Gerichtshof, der 
diefelbe vornehmen foll, auf Entjcheidung gewiffer, zum Voraus zu formulirender 
Thatſachen zu bejchränfen, fich jelbft aber die Entfcheidung über die Rechtsfrage 
vorzubehalten. 

Bu II. Mit dem Namen eines Antrages auf Wiederaufnahme 
der Unterjuchung bezeichnen wir hier das oben von ung befprochene, auf dem 
$. 532. der Kriminal-Ordnung vom 11. Dezember 1805 beruhende außerordentliche 
Rechtsmittel, welches theilweife dem außerordentlichen Nechtsmittel der „Revifion“ 
des Code d’instruction criminelle und der 88. 151. ff. der Verordnung vom 3. Jas 
nuar 1849 entfpricht. Daffelbe ift, jo weit es bis jet eriftirk, nur zum Vortheil 
des Angeklagten vorhanden, dergeftalt, daß sin rechtskraͤftiges Mrtheil, welches den 
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Angeklagten freifpricht, von dem Kläger niemals mehr angegriffen fberden Fann. 
Unferes Erachtens geht man jedoch hierin zu weit. Die Erjcheinung, daß Ange— 
klagte faljche Zeugen zu Dingen fuchen, um ihre Freifprechung herbeizuführen, ge— 
hört feinesweges zu den Geltenheiten, und wenn ein folcher dann feinen Zweck 
erreicht bat, ſo kann ed gewiß nicht im Intereſſe der Gerechtigkeit liegen, den Freis 
geiprochenen gegen eine neue Verfolgung wegen tefielben Verbrechens zu ſchützen, 
weil er fich der verdienten Strafe durch ein zweites Verbrechen entzogen hat, zus 
mal felbjt in England, wo man mehr ald irgendwo dag freifprechende Verdikt der 
Jury in Ehren hält, dem Ankläger noch new trial bewilligt -wird, wenn ein folches 
Verdikt * betrügliches oder regelwidriges Verfahren des Angeklagten erlangt 
worden iſt. 

Unſeres Erachtens würde daher dem Ankläger, mindeſtens dem Staats— 
oder Kronanwalte (wenn auch vielleicht mit Ausſchluß eines Privatanklägers), gegen 
eine rechtskräftig erkannte Freiſprechung noch der Antrag auf Wiederaufnahme ver 
Unterfuchung geftattet werden können, wenn die Freifprehung durch ein falfches 
Zeugniß oder eine faljche Urkunde veranlafßt, und eined oder das andere mit 
Zuthun des Angeklagten beigebracht worden wären. Beiden Theilen wäre ferner 
das Nechtömittel zu geftatten, wenn nachgewiefen zu werben vermöcdte, daß ein 
Richter oder Gejchworener, der an der Entſcheidung Theil genommen, zum Nach— 
theil ded Provofanten durch Beſtechung gewonnen fei, wobei es fih jedoch von 
felbft verftände, daß zunächft diejenige Anftanz zu wiederholen wäre, wo Die Ber 
ſtechung ſtattgefunden bat, falls Dieter Fehler nicht fchon durch das Urtheil einer 
ferneren Inſtanz gehoben wäre, und daß, wenn der Beftochene noch zu befangen 
ift, feine Verurteilung in dem gegen ihn einzuleitenden Verfahren der Zulaffung 
des Rechtömitteld vorangehen müßte’). . 

Zu Ounften des Angeklagten allein würden wir daffelbe- außerdem 
noch in — Fällen geftatten: 

1) Wenn die Berurtheilung des Angeklagten en Grund einer falfchen Ur- 
funde oder der Ausfage eines falſchen Zeugen erfolgt if. Es würde Dann aber 
nicht allein das Verfahren gegen den Meineidigen. oder den Fälfcher, falls derſelbe 
noch belangt werden fann, wie jolches fchon gegenwärtig vorgefchrieben ift, Der Wieder⸗ 
aufnahme der Unterjuchung vorangehen, ſondern auch ftet6 erwogen werden müſſen, ob 
durch eines oder das andere wirklich die Verurtheilung des Angeflagten veranlaßt- worden 
fei. Läht fich Diefed im einzelnen Falle nach Lage der Akten mit Beftimmtheit 
nicht erjehen, jo möge man im Zweifel das NRechtömittel cher zulaffen: als -zu- 
ruͤckweiſen. 

2) Wenn der Angeklagte durch neue, in der bisherigen Unterſuchung nicht 
vorgelommene Zeugen oder Urkunden feine gänzliche Unſchuld pofitiv nad: 
zuiveifen vermag. Daß diejed trotz der veränderten Beweistheorie und. des: Mm: 
gels von fchriftlich abgefaßten Entſcheidungsgründen über den thatſächlichen Theil 
des Straferfenntnifjes an und für ſich nody möglich fei, haben wir oben ſchon er— 
wähnt. Zur Bermeidung von Mißbräuchen möchte jedoch die Zulaffung des Rechts: 
mittel8 aus diefem Grunde von folgenden Bedingungen abhängig zu machen fein: 

a. Zuvörderſt verfteht ed ſich von felbft, Daß, wenn dem Angeflagten der 
Beweis feiner Unſchuld obliegt, die Beweislaft in dein neu einzuleitenden Ber- 
fahren mithin eine umgefehrte ift, es unzuläfjig wäre, blos die in der früfjeren 
Unterfuchung vörgebradhten Beweismittel ald unglaubwürdig oder unzulänglich dar 
zuftellen, es müßten vielmehr Thatſachen angeführt und unter Beweis geftellt wer- 
den, welche die früher als feftftehend angenommenen Thatſachen poſitiv widerlegen. 

1) Da diefer Fall bei uns glüdlicher Weiſe ein unerbörter it, ſo koͤnnte es vielleicht gerecht 
fertigt ericheinen, daß der Gefehgeber ibn eben fo unberührt gelaflen bat, wie ‚Solon den Bäter- 
mord; da ihm indeffen das materielle Strafrecht borgefeben bat ($$. 312. 313. Strafgefepbud), 
fo ſcheint es Tonfequent auch eines Prozeßgeſeßzes zu bebürfen, welches befriinmt, toie Die.bon 
jolden Richtern oder Geſchwornen gefprochenen Erkenntniffe zu befeitigen feten. 
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b. Zu diefem Zwed auf Thatfachen zurüdzugehen, welche ſchon in der frü- 
heren Unterfuhung angeführt find, wäre nur zuläffig, wenn dieſelben damals nicht 
haben bewiejen werden fonnen. Es müſſen daher in dem neuen Berfahren ent- 
weder neue Zeugen oder Urkunden beigebracht werben, durch welde die ſchon 
damals angeführten Thatfachen bewielen, beziehungsweife widerlegt werden können, 
oder ed muß aus den Aften hervorgehen, daß die früher vorgefchlagenen Zeugen 
oder Urkunden aus irgend einem Grunde nicht haben vernommen, beziehungsweife 
beſchafft werben fönmen, der erſt fpäter gehoben ift. Handelt es fih um neue Be- 
weile, jo muß der Angeklagte zugleich Grunde angeben und bejcheinigen, aus denen 
zu. entnehmen ift, daß er von denfelben erft zu einer Zeit Kenntniß erhalten habe, 
wo er fich ihrer in dem früheren Verfahren nicht mehr habe bedienen können, 

c. Werden neue, in dem früheren Verfahren nicht zur Sprache gebrachte 
Thatjachen angeführt unddurd Benennung von Zeugen oder VBorbringung von Urkun⸗ 
den. unter Beweis geftellt, jo muß der Angeklagte gleichergeftalt Gründe angeben und 
befcheinigen, aus denen zu entnehmen ik daß er nicht früher ala zu dem vorhin 
gedachten Zeitpunfte Davon Kenntniß erlangt habe, 

d. Bevor über die Zulafjung des Nechtsmitteld entfchieden wird, müffen die 
in Bezug genommenen Urkunden im Original vorgelegt und etwanige Zeugen ge- 
richtlich und eidlich vernommen werden, damit fich fo vorweg beurtheilen laßt, ob 
das neu einzuleitende Verfahren einigen Erfolg verfpricht. 

Was das Verfahren betrifft, welches dem Beſchluſſe über die Zulaffung des 
Rechtömitteld vorangehen müßte, jo halten wir dafür, daß das leptere bei dem Rich— 
ter anzubringen wäre, der das Urtheil erfter Inſtanz geiprochen bat, oder von wel: 
chem das Gericht erfter Inſtanz (wenn es ein Gefchworenengericht war) reffortirt, 
und daß diefer auch die vorbercitenden Verfügungen, namentlich die etwanigen 
vorläufigen Zeugenvernehmungen zu veranlaffen hätte. Die definitive Entfcheidung 
darüber, ob Das Rechtsmittel zugulaffen, und bejabenven Falles, vor welches Gericht 
die neue Berhandlung zu verweijen fei, bliebe Dagegen (abweichend von den $$. 151. ff. 
der Verordnung vom 3. Januar 1849) dem zunächft höheren Richter vorbehalten, 
der auch über die anderen Rechtsmittel zu entfcheiden hat, da es ſich bier nicht 
felten um Sragen handeln. wird, die einer befonders forgfältigen. Erörterung bedürfen. 

Im Uebrigen könnte das vor dem höheren Richter eintretende, dem Beſchluß 
über die Zulafjung vorangehende Verfahren das nämliche jein, wie bei dem Ans 
trage auf neue Berhandlung. 

Wenngleich wir hiermit ein ziemlich einfaches und in der Praris leicht zu 
handhabendes Syftem von Rechtsmitteln aufgeftellt zu haben glauben, jo verfennen 
wir doch die Nothwendigfeit nicht, bei Anbringung derfelben ftrenger als bisher auf 
Beobachtung der Form zu halten. Da insbejondere der Angeflagte, wenn er das 
erfte Erfenntniß angreifen will, nicht allein zwifchen zweien Nechtömitteln, der Nich- 
tigfeitöbefchwerde und dem Antrage auf neue Verhandlung wählen, fondern fich 
ayıch beftimmt darüber ausfprechen müßte, welches von beiden er ergreifen und wie 
er es begründen, resp. ob er beide kumuliren will, fo würde nicht, wie ed gegen: 
wärtig oft vorfommt, jedes auch noch fo unverftändliche Schriftftüd genügen, den 
—8 des Angellagten, ſeine Sache der Entſcheidung eines höheren Richters zu 
unterwerfen, zur Erfüllung zu bringen '). Höchſtens könnte bei der Anmeldung 
des Rechtsmittels, fo bald ſolche nur innerhalb der geſetzlichen Friſt erfolgt iſt, von 
Beobachtung einer beftimmten Form Abjtand genommen, dagegen müßte für die Recht: 
fertigung unbedingt auf einer ſolchen beftanden werden. Am geeigneteften wäre es 
vielleicht (wie fchon der Art. 110. des Gefeßed vom 3. Mai 1852 bezüglich der 
Nichtigkeitsbeſchwerde vorfchreibt), ftets die Legalifirung ſolcher Schriften durch einen 
Rechtöverftändigen, vorzugsweije alfo durch einen Rechtsanwalt, zu verlangen; da 
indefjen nicht jedem Angeklagten ein jolcher zu Gebote ftehen möchte, jo könnte man 
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Diebſtahls ausgeſchieden und zur Unterſchlagung gewieſen iſt ($. 226.); anderer⸗ 
ſeits aber die Aneignung von Sachen, welche noch in Niemandes Eigenthum, Beſitz 
oder Gewahrſam zen find, auf welche jedoch Andere ein Recht zum Befige haben, 
im Gegenfage zur landrechtlihen Theorie im $. 1111. Tit. 20. Thl. I. Allg. Landrechts, 
ebenjo von dem Begziffe des Diebftahl® ausgefchloffen ift, wie die Erörterung der 
dahin gehirigen Fälle in der Redaktionsgefchichte des Strafgeſetzbuches (Materia- 
lien Bd. II. ©. 460 f.), fowie die 88. 217. Ar. 1. und 273. 274. f. Strafgeſetz⸗ 
buches ergeben, jo folgt nothwendig von felbft, daß für den Begriff des Diebſtahls 
nur der zwiſchen dieſen beiden Grenzen liegende Fall der Wegnahme der Sache aus 
der zur Zeit des Diebitahls vorhandener Gewahrjam des Beftohlenen übrig bleibt. 

Das Strafgefegbucd hat ſonach jetzt vollftändig den Begriff des Deutfchen 
Rechts angenommen, welcher wejentlich enger ift, als derjenige des Römiſchen 
Rechts. Hiernach ift namentlich jeder Fall der Unterfchlagung von dieſem Benriffe 
ausgejchieden, und der Diebftaht ftellt fich in voller Schärfe dar, ald die Verlegung 
der Gewähre im weiteren Sinne, der Detention oder Gewahrfam, durch die Weg— 
nahme der Sache in diebifcher Abjiht aus derjelben, Die alto in der Perſon des 
Berlepten, alſo des Beftohlenen, zur Zeit der Wegnahme jtattgefunden haben muß. 
In diefem Sinne it diefe Wegnahme in der Deutichen Rechtsquelle als „auferre” 
bezeichnet, im Ilnterfchiede von dem eine andere Bedeutung habenden „eontrectare” 
der Röomiſchen Nechtöquellen. Die Motive zum neueften Sächſiſchen Strafgefeh- 
buche von 1855 bezeichnen den Diebitahl als „rein faktifche eigenmächtige Beſitz— 
entziehung . Natürlich, ift bei jener Verlegung einer fremden, zur Zeit des Dieb- 
ſtahls faktiſch beſtehenden Gewahrfam auch die Verlegung fremden Eigenthums die 
Borausfegung, jo daß alfo das furtum rei suae ausgeichlofien iſt ($. 271.) Wil- 
ligt alfo bei der Wegnahme einer fremden Sache, deren Gewahrfam ein Dritter 
hat, der Eigenthlimer in die Zueignung, fo ift dieſe feine widerrechtliche, fondern 
es ift died nur die cigenmächtige Befigergreifung wider den Willen des zeitigen 
Befigerd, und das ſodann nur vorliegende furtum possessionis gehört nach Deut: 
jchem Rechte nicht zum Begriffe des Diebftahle. Gefchieht andererfeits die Weg: 
nahme zwar mit Genehmigung des dritten Befigerd, aber wider Willen des Eigen- 
thümerd der Sadıe, jo liegt ein anderes Verbrechen, etwa Unterfehlagung und Theil- 
nabme an derfelben, aber fein Diebftahl vor. 

Im Gegenfage des fo bezeichneten Diebitahls ift hiernach die Unterfchlagung 
die rechtswidrige Zueignung (legtere durch beftimmt bezeichnete Merkmale) einer in 
der Gewahrfam des Handelnden befindlichen Sache zum Zwede oder doch mit der 
Wirkung der Nechtöverlegung gegen den zur Sache Berechtigten. 

Darüber nun aber, daß der Begriff der Gewahrfam in beiden Fällen, alfo 
in denen des Diebftahls und der Unterfchlagung, lediglich als das zeitweilige fak- 
tifche Verhältniß des Inhabers der Sache zu derfelben, ald das rein phyſiſche Ber- 
mögen defielben, über die Sache mit Ausfchließung Anderer zu verfügen, verftanden 
werben müfje, ift fein Zweifel. Nur darüber befteht Streit, in welchem Umfange 
in Beziehung auf Diebjtahl und Unterſchlagung das phyſiſche Vermögen des In- 
habers der Sache dann, wenn er diefelbe nicht gleichfam unmittelbar in der Hand 
hat, wenn er aljo nicht re praesente ſich befindet, anzunehmen fei')? 

Für uns aber, foweht das Allg. Landrecht gilt, kann hierüber fein Zweifel 
obwalten. Die Gewahrjam befteht hiernach in dem oben bezeichneten phyſiſchen 
Bermögen, Über eine Sache mit Ausfchließung Anderer zu verfügen; und fie gebt 
erft verloren, wenn dieſes phyſiſche Vermögen, durch fih oder durch Andere 
darüber zu verfügen, aufhört”). 

Die Sadı. die nicht unmittelbar in der Hand des Inhabers ift, ift dem— 





1) Bergl. Se Heffter, Lehrbuch $. 493.; Klien, Rebifion ©. 287. 288; dv. Wächter 
im ann b. II. ©. 391. 
) Allg. Landrecht Tit. 7. Thl. L $$. 1. 111. 
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ſelbſt auf verbrecheriſche Weiſe erlangte Gewahrfam ale — — — “— 
gewiſſe Wirfungen beilegt '), diefes aber — das tree “er — —— 
ı auch ven Diebſtahl an geftohlenen Sachen aus der— — — — — 


ſtahl ftraft *); fo ergiebt ſich von ſelbſt, daß insbeſonde ⸗ — — — — 

n die Gewahrſam — Tradition — es ſei zum Zw» ——— — — 
nich des Eigenthums ’) — entſtanden war, dieſe Travis — — — — — 
töbeftändig geweſen fei oder nicht, weder für das Civi — — — — — 
das Kriminafrecht irgendwie von Erheblichleit iſt — — 


— — 
ich der Zweifel, welcher in dem hier vorliegenden a >> — _- = D 
88. 21. 22. Tit. 4 Th. 1 Nllg. Landrechts, nämlich — — == — — — 
it! der Uebergabe des Korbes an den Angeklagten Dur —— — — — I 
geleitet worden. Es iſt rechtlich völlig fonfequent, d — Br — 
Wahns und Blödfinnigen, des Kindes, zu den Sachen, rer — = — — — g 
en, eine wirkliche Gewahrfam fei, vorausgefept namie — —— Zu '\ 
(t derjenigen, welche die Aufficht u. f. wo. über ſie hab a — = — — Q 

t 





je Gewalt gegenwärtig ift, auch die Gewahrfam jener — _o3— gm 

er jolche Perſonen aufgehört hatz daß ſonach ein K — — — ser oo R 
es, wie im vorliegenden Falle, von den Eltern über EEE — —— u" N 
ewahrfam der bei ihm befindlichen Saden hat. Iſt d — — I — — ⸗ et 
ben jo fonfequent die Gewahrfam der Sache dadurch — — SE Urt 
as Kind Kane —— an — — — * N 3 
egenden Falle angeregten Zweifel treten noch ftärfer in — 

Zeitung pro 1842 & 5 f. erörterten Full hervor. > en — — — —* 
on zehn Jahren trug Stiefel. Sein Begleiter erbot re m — — 
as Kind gab fie ihm, und, nachdem er noch einige —— — — Cr‘ €, 


war, entlief er mit den Stiefeln. Der erſte Richter — — — = —V 

n das Kind habe, als es dem begleitenden Angeklla-— — — —— RR 
die Stiefel zum Tragen übergab, die Gewahrfam — — ———— IS 3 
eil es Dicht bei dem Angeflagten blieb, die Stiefel de——u— —— —— - Fr x 
Gewahrfam willfürlich wieder ausüben konnte‘), Dre — — ie RES 
egen auf Unterfchlagung. — Denn nicht ohne Vorbeu ———— — — or ern 
ng des Kindes, fei der Angeklagte in den Befig gefon re —e — — — “⸗ 5 
rien Orte an dieſen Fall geknüpften Erörterung wird — — eu wiegt 
Richters als die richtigere bezeichnet, und zwar nit mE — ⸗—— — —— — 
> gar feine Gewahrſam gehabt, fie alſo überhaupt n re — ze spe N II 
per weil feine Tradition der Sache an den Angel ae — sen 
indige nach $$. 21. 22. Tit. 4. Th. 1. Allg: nr Eisen — — — 
ielmehr in weiterer Ausführung des Grundes des m —- —— * 
is Kind die Gewahrfam nach den Regeln des Allg. = — - zum 
der Sache zum Tragen an den meben ihm nee —— — — 
n habe. Allein die diesfällige Ausführung iR untich —¶ — — an, ns 


vahrfam das phyfifche Vermögen eines Menfchen, — - 

— — ent ba 
t. 7. Thl. I. Allg. Landrecht. Huch der Sachfenfpiegel nennt dr ee —E — — v legt — 
he Verhältnii zur Sade „Gewähre“, 11. 24. 5. und. ig ee — m 
D, de furtis. 


}. 7., 68. 1—3. Zit. 10, Thl. 1. Allg. Landrechts. 
Thl. Allg. Landrechts. * 
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Sache mit Ausjchließung Anderer zu verfügen, und zwar in der oben bezeichneten 
Ausdehnung, daß dahin auch die Sachen gehören, welche zwar nicht unmittelbar in 
. der Hand des Inhabers find, wenn biefer 1 nur willfürlich an den ihm befannten 
Ort begeben, und fie in feine Hand nehmen und darüber disponiren kann, fo bat diefer 
Bei und zwar in diefer Ausdehnung feine Grenze in der Eriftenz der Gewahr- 
ſam eines Anderen an der Sache, d. 5. in dem fonfurrivenden phyſiſchen Vermögen 
eines Anderen, gleichfalls über die Sache willtürlich zu verfügen; denn damit ift 
zugleich die Grenze jener Fähigkeit und Möglichkeit der Reproduktion der unmittel 
baren Detention gegeben. Eben in jenem Kriterium der Ausfchließlichkeit liegt die 
Unmöglichkeit, die Fortbauer einer Gewahrfam während der: Gewahrfam eines An- 
deren zu denken. Der $. 111. denkt jich allerdings die Fortdauer einer Gewahr- 
fam * deren Ausübung mittelſt Dritter, aber offenbar unter Umſtänden, die 
hier in feiner Art zutreffen. Der Dienftbote, der im Dane des Be eine Sache 
defjelben verwahrt, der Gefangene, welcher in der Straranftalt die Kleider der Anftalt 
trägt, das Kind, Das neben feinem Aufieher die Sache trägt, — alle diefe haben eine 
Art Gewahrfam, foweit und fo lange fie fähig und Willens find, die Sache an fich 
zu behalten, und fich der Rüdgabe zu widerfegen; aber eben jene Verfügungsgewalt 
des Herrn, des Aufjehers über ihre ‘Berfon und über den Ort, an welchem ee fich 
befinden, fchließt den Begriff ihrer wirklichen Gewahrfam, ge derjenigen des 

ern oder Auffehers, aus, ſowie ja auch das Deutfche Recht dem Beliger eines 
Grundſtücks die Gewähre im weiteren Sinne aller in den Grenzen jenes befind- 
lichen. beweglichen Sachen gab, auch wenn ein Anderer fie in der Hand hatte, 
d.h. unmittelbar. befaß, fo daß, die felbft gewaltiame Wegnahme aus der gr” 
des letzteren zuläffig war’). Iſt Dagegen von allen ſolchen Fällen nicht die Rede, 
handelt e8 fich vielmehr um felbftftändige Perfönlichkeiten neben einander, fo wird 
man. niemals jagen fönnen, die Gewahrfam vefien, welcher einem Anderen eine 
Sache zur Berwahrung. u, ſ. w. giebt, dauere fo lange fort, als diefer fich in ſei— 
net Nähe befindet, fo lange alfo jene Möglichkeit Sofactiger Reproduktion der um- 
mittelbaren Gewahrfam fortdauert. Wäre dies richtig, fo würde man in der That 
die Gewahrſam jedes Depofitare, Yeihers u. f. w., denen doch Gefeg und Doktrin 
ohne allen Zweifel die Gewahrfam unbefchränft geben, von WVorausfegungen ab- 
hangia fein laſſen müſſen, die erfichtlich jede Rechtsficherheit aufheben würden. 

egel muß es vielmehr fein, daß die Ergreifung der Sache durch jede Perſon, 
wenn ſie nicht entfchieden nur etwa das körperliche Organ einer anderen zur bloßen 
Uebergabe an dieje fein will und fein foll, die frühere Gewahrſam aufhebt, fobald 
fie das im 8. 1. Tit. 7. bezeichnete phyſiſche Vermögen zur Dispofition darübek 
mit Ausjhliegung Anderer hat. — Eine Andeutung Yür die Beftätigung des bis- 
her van fann man für das Gebiet unferes Strafrecht in dem $. 226. finden. 
Dort ift die Unterfchlagung gefundener, alfo verlorener Sachen, deren Gewahrfam 
eben wegen dieſer And are Qualität als verlorener Sachen in der * 
des Verllerers aufgehört hat, neben die Unterſchlagung von Sachen geſtellt, welche 
durch Zufall in die Gewahrfam eines Anderen gekommen find. Aus diefer Zu- 
fammenftellung ergiebt fh, daß in dem legteren Falle di» Qualität der Sache 
als einer verlorenen nicht vorhanden: zu fein, die Gewahrſam des früheren Be: 
figerd eben deshalb alſo nicht aufgehört zu haben braucht, und dennod wird 
durch die bloße Bemädtigung der. Sache die Gewahrfam des neuen Befigers 
angenommen, um dadurch jeine Aneignung und Beifeitefhaffung als Unter: 
— und nicht als Diebſtahl zu ſirafen. Nach ven Materialien iſt hierbei 
befonders an zugelaufene Thiere gedacht. Wenn aljo ein Thier feinem Beſitzer 
entläuft, diefer aber den fremden Ort fieht und fennt, wohin es gelaufen ift, fo 
würde er nach landrechtlicher Theorie die Gewahrfam des Thieres nicht verloren 
haben, und die Wegnahme durch einen Dritten würde fonach Diebftahl fein; das 


1) Albrecht, Gewähre $. 3, p. 14. 
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daß vie Bemächtigung durch den Hritten denn ⸗· — 
bt, und — Br lern —— * ne — — F 
je Unterſchlagung wird. Dies iſt der von Heff—— — — 
Wächter und Klien am ven oben citirten Cesr—_„? —— — V 
— —— 
* 
or 


usführung Hat fomit in dem hier zur Entfheidung => 

is 98. pie Gerahrfam des Korbes dadurch, ti => — — — — \ 

W. zur Aufbewahrung gab, während fie abwärts — — — — — * 

eflagte hat die Gewahrſam dee Korbes erhalten, ee zer —— —— — Kr 

chuldig gemacht, da er erft nach erhalt⸗U ⸗ Zr = — — — —— wer 

er vielmehr das darin befindliche Geld bei Seite A — >> # — & 
lie = => 


R., ihm den Korb zur Aufbewahrung zu übergeben .— we — 
zZ m un 
er 


a Bing Sur 20 
der Zueignung durch Täu * der N., alfo dur — — 

=> — 

— — * 








ift indeg — wenigſtens die Mehrzahl der Rechts —— > > 

daß dennoch det Begriff des Diebftahle nicht vorlie —> — 

zum Zwede der rechtswidrigen Aneignung durch 3 en —— — rn 

iſchen Rechte ift diefe Frage erörtert. Co heißt ee = —— So — d 

imulabat, se procuratorem esse, eflecisset, ut vel E=->— > Des 

egavit, promitterem, furti cum eo agere non possyte m — — ze | 
furandi animo contre= —> —= = —— — — * 


*4 us intervenisset, 2* 
ESiellionat (Betrug) und nicht Diebftahl angene u — ee — 
a ae — — 
© 
e 


—* en deshalb hier le Kr 
t unter Beirug oder Unterjchlagun allen, zum — — 
en Stellen das darigiche Einziehen Fender Forderu ae = me —— — — Fr 
hums duch Annahme einer Nichtfehuld '). Allen FF sem — — = F 
gar fein Zweifel obwaltent. Denn nur der Beſitz re — —— — — F 
olgen, nicht aber die Gewahrfam, wird durch Hear e ı— — gr 
se des vi clam aut precario an fi) tragen, alfo a er — — an, 4 
Betruiges, gehindert ?). BD 
sie Griftenz der Gewahrjam an ſich troß diefer vitia gr -_— 7 —— — a, 
— Fer — — fi x = 
T 


fo folgt das Nebrige in fteafrechtlicher Hinficht fr F 


‚ftahl und Betrug von felbft *). a 

ige Ausführung hat fediglich vie allgemeinen Rechht Ze w— — —⸗⸗ 
d Unterfehlagung vor Augen gehabt. CS erübrigt 2 — = — ta. 

Mr. 5. des StrafgefegbuE — — Ze zu DIR m 
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Vorꝛſchrift des $. 218. 

er Diebftahl vorliegt: 

chen geſtohlen werden, welche eine blödfinnige Prfoere — 
ter 12 Jahren an oder bei fi führt, —y 
1. —⸗ N 
befannten Eee en kam gründe Be = va 
auf den $. . it. 20. Thl. L Landrechts, — — te 

Kindern, um fie zu berauben, als enfchenraub te 3 Ze gu 5 zn — 


weiche daraus für die Fälle entftanden waren, in den 
ınen bei Seite gelockt wurden, um ihnen dann Sa— — 


1, ofme Gewalt abzunehmen. Bei der Nedaftion der nee 

66. 8.3.1. 80. 86. 5—7. D. de furtis u. fi m. 9. ad 

1. 98. und 406. Zit. 7. Th. 1. Allg. Landrechts — — — _ War 

ien ©. 135. 281 fi.; Eicher, Betrug ©. 275; Keffter $. 489. dm — — — — 
0 — 


S. N Temme, vehrbuch des Preußiſchen Strafrechts ©. 
ichſiſchen Strafgefehbuch zu Art. 272. ad 4. 
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fchrift Hat man Anfangs die Bemächtigung des Kindes ohne Gewalt oder Dro- 
hung, alfo durch bloße Verlodungen, aufgenommen, fpäter aber fallen lafjen, das 


gegen immer das charafteriftiiche Moment in Beziehung auf die Sachen, weldhe 


das Kind „an oder bei fich führt“ feftgehalten, ohne über den eigentlichen Sinn 
diefes Auspruds fich näher auszulaſſen. Die ſchließliche Redaktion der Borfchrift 
in ihrer jegigen Geſtalt rührt aus dem Entwurf der Rheinifchen Juriften ber, 
welche ald Motiv der ftrengeren Beftrafung den Mißbrauch der Verſtandes— 
ſchwäche und der Widerftandsunfähigfeit der Beftohlenen (der Blödfinnigen oder 
Kinder) anführen ’). 

Legt man num auf das Charafteriftifche jenes Ausdruds gar fein Ge: 
wicht, faht man die Vorſchrift vielmehr ganz allgemein auf, fo gelangt man 
zu der fehr weiten Interpretation, welche TZemme in den Glofien ©. 279 ver: 
felben giebt. . 

Derfelbe fagt: 

„Ob die Kinder an irgend einen Ort verlodt find, oder nicht, ob ihnen 
die Sachen durch betrügliche Vorfpiegelungen abgelodt find, oder nicht, 
ift gleichgültig. Gleichgultig ift ed ebenfalls, ob den Berfonen die Sachen 
von dem Diebe abgenommen find, oder ob die Perſonen fie dem Diebe 
freiwillig, felbft ohne daß er betrügliche Vorſpiegelungen anwandte, über: 
geben haben. Man braucht hierbei nicht auf ven civilrechtlichen Mangel 
an Cjuriftifchem) Willen bei jenen Perſonen zurüdzugehen. Das allge: 
meine Rechtsbewußtfein erfennt bei ſolchen Perfonen gleichfalls feinen 
Willen, dagegen Handlungen der hier in Rede ftehenden Art unbedingt 
ale Diebftaht an. 

Allein dieſe weite Auslegung erfcheint nicht zutreffend; fie widerfpricht zu 
jehr dem Wortlaut des Gefeges, und das allgemeine Nechtdberwußtfein genügt 
nicht, um diefen Wortlaut geradezu aus den Augen zu fegen. Man kann mit 
dieſem Rechtsbewußtfein dahin gelangen, im Widerfpruche mit der allgemeinen 
Theorie des Diebftahls etwa feitzufegen, daß die durch Vorfpiegelungen gegen 
Blödfinnige oder Kinder erfolgte Ablodung von Sachen dennoch. Diebtahl Ein 
folle, obwohl jene Perfonen die Sachen gegeben haben, und fie ihnen daher nicht 
„weggenommen “ find. Der fchwere Diebftahl dagegen würde fich auf er 
Weife kaum rechtfertigen laſſen. Er fept offenbar voraus, daß man, auch ab- 
gefehen von wirklicher Gewalt oder von Drohungen, die Perſon des Blöpfinnigen 
oder des Kindes bei deren Widerſtandsunfähigkeit gegen die Bemächtigung ihrer 
Sachen, die fie bei ihrer Perfon unmittelbar führen, habe fchügen wollen. Dies 
war nach jener Entftehungsgejchichte der Ausgangspunkt für die Vorſchrift, und 
er ift offenbar nicht fo völlig außer Acht geblieben, wie jene Auslegung es will. 
Ruft man das Rechtsbewußtſein allein an, jo fträubt es fich offenbar, einen ſchwe— 
ren Diebftahl in dem im Archiv Bd. II. ©. 125 mitgetheilten Falle anzunehmen, 
wo ein elfjähriger Knabe eine Gießfanne vor einem Haufe, während er in daffelbe 
egangen war, hatte ftehen lafien, und der Dieb nunmehr die Gießkanne, die offen- 
bat nod in der Gewahrfam des Knaben geblieben war, weggenommen, alfo ge- 
ftoblen hatte. — Das Geſetz fagt in der Vorſchrift ausprüdlih „geftohlen wer- 
den“. Es fordert alfo ganz ausdrüdlich die allgemeinen Erfordernifje des Diebftahls 
überhaupt. Es leuchtet alfo nicht ein, wie man dieſen allgemeinen Erforderniffen 
gegenüber, die doch eine Wegnahme aus der Gewahrſam animo furandi fordern, 
lediglich mit jener allgemeinen Deduftion dahin gelangen will, Handlungen hier 
als ſchweren Diebftahl zu firafen, die es fonft — nicht find. Es muß alſo 
zuvörderſt ein Diebftahl überhaupt zur Anwendung des $. 218. Nr. 5. vorliegen, 
und es ift Fein Diebftahl, wenn das Kind die Sache freiwillig, wenn auch in Folge 
von Täufhungen, hingiebt; es würde fonft jever Betrug gegen ein Kind, in Folge 


— — — 


1) Materialien Bd. II. ©, 480. 
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Pr 
rg 
tliert, als ſchwerer Diebftahl zu beftrafen fein... Soda — 
iommene Sache „an ober bei fich geführt“ haben. m — u” 7 
vom 3. November 1853 wider Trubig (Archiv. I, > — — 
Geſetz durch dieſen Ausdruck eine engere Gewahrſam, La 0 


= — — 
Diebftahls fordert, habe bezeichnen wollen; aus Vie — ——— N 
fe die Sache weggenommen fein. Deshalb ift in -Diefer — — —— — z — 


Gießkanne, deren Gewahrſam in weiterem Sinne deze — — — — ⸗3 
tte, die er aber nicht „an oder bei ſich führte 4, nF — x I Fr” 
ach $. 218. Nr. 5. erachtet worden '). => —⸗⸗⸗ 


gung würde auch hier zu folgen fein, wenn man nicht er — 
ir gelangen will. — wuͤrde u ı. 2. Ge tr — 
', Mh zu baden, und die Wegnahme feiner entfernt. &— =... aus — 
der als ſchweren Diebſtahl beſtrafen müffen. Aber die — — ———⸗, — 
ſein, wenn die Vorſchrift in ganz allgemeiner Sfr me fr — — 

— — — 
ahl gegen Blödſinnige oder Kinder unter 12 Jahren re — — — 
erner iſt jede betrügliche Entlockung von Sachen gege ⸗— — > —— 
nee: Biel 5 — * * — 4 — —. 
Ausführung zur Aufrechthaltung des in dem früheren an — 
unals vom 25. Mai 1853 ausgeſprochenen Grundſatze ⸗ nn iu — * dij 
des Senats für Strafſachen hat jedoch abweichen ——— Fr: —— —X 
856 im der jetzt vorliegenden Unierſuchung beſchloſſen: — ze — — I R 


ejhuldigte W. wegen ſchweren Diebftable m were = — 
Fülle Fr $. Kae - der end Ri x der r me —— = 3, 
d $. des Strafgefegbuches in Anklageftand zu vo — ze — 
Frage: h — — — — 2 PN 
emand eine fremde bewegliche Sache fih von einem —e zer 7 — — — 
jahren geben läßt, und Dietelbe fih rechtswidrig aneie E—— er u % re 
Diebftahl oder Unterfchlagung vorliege, _ a gt 
‚beantwortet worden ift; or 
ft zu unterfcheiden ift, ob ein Solcher zu der Zeit, ale — — 5 ® 
Kinde geben ließ, bereits die Abficht hatte, fich diefelb, Er Er —  — ze ai 
daß nad den Audjagen der vernommenen Zeugen mE — — — — — Dr 
ſchwert ift, der Emilie R., welche von der Fſchen = ——— — — ee, 758 
2 Rthle. 5 Sgr. lagen, weggegangen war, jchon.in — — — — <> ao, 8 
widerrechtlich zuzueignen, nachgegangen zu fein, in erE —= su = — ji, Ra 
ım Wege liegende Strede mit dem Auftrage, dort ner ar Zen ar "ei 
eſchidt, und fie aufgefordert zu haben, unterbefien il — — de fer tn BI 
3 jie auch that, worauf er, während fie auf der. Str ei — — ERLITT 
entfernte, das Geld aus demjelben nahm, und mi ee — m nr — 
— = ng 
zwar richtig ift, daß der Angeklagte in dem Augenbi EEE — — 0 — 
ilie R. eg Korb mit dem Gelde gab, und y- ir — — — — 


— ve 
gen, über beides mit Ausfchliefung Anderer zu verfüge Fe E —- — R — 
er erlangte; daß aber dies eine einſeitige Ergreifung — TE lg. ET 
nm die Emilie R. ohne ihren Vater nah dem Allg. — — — — Elilen 
. nicht mit Wirkung Rechtens eine mit Nachtheilen — — 2* es * 
ußerung abgeben, aljo zwar die Gewahrſam des Kom — — un —— ie Si 
‚ nicht aber durch eine Willenserflärung auf den ir — — — — u 
daß die Ergreifung der Gewahrfam auf Seiten des =- 
der Sache aus der Gewahrfam der Emilie R. war, — 
weil es bereits in der Abficht, fich das im Korbe ige ee 


hin Bd. I. ©. 94. 
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9 Wo zuzueignen 
— Pa, = pollend ' eſchah, ſ on d 
Ihe Lim ber erlaubt wre: Wogegen a D 
on laffen,, een beides der Erg Algebra den Peru e 
— ARE Untere a Br Ih 19 Ne 0e nz 
a\ nicht i ‚ Unterfchlagung vorlie des fpäteren Entfcl Be ED 
Aus im rechtlichen © yorliegen würde, indem uſſes daffelbe bei S 3 
—J Ferrwahrungsvertr And die Gewvahrfam übertragen, u aud) dann die Gmi £ 
ei ag ab agen, H ie Gmi 
—— — — ee ET Dee Ungehloste bie € —— 
738 —— es, alſo mit der — einer Seite jr * Gewahrfen 2" 
Faenenpen füch gung, daß die Handlun ng zur Nüdgabe erla . ndliden Ber 
EB ar" als diebiſche Wegnahm g des Angeklagten a haben würde 
ewahrfam ber fiebenjä e harafterifirt, ein Re e nach dem Bor - 
jährigen Emilie R. ift —— aus der ur 
‚ welche bis dahin ver ® 
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Die im Königlichen Juftiz- Minifterium 


angefertigte 


ik der Preußifchen Schwurgericht: — — — 
für das Jahr 1855, = Zr — 
beurtheilt 
m Herrn Geheimen Juſtiz-Rathe Trieft in Berlin. >35 
van Sun 7 \ - Te — — — 


it ſich ſeit einiger ee viel * der Bag ra: ur ri 
er Meberzeugung befeftigt, daß es zur Beförderung eier 7 
und zur — der vorhandenen Mängel det Öe Zrere eng 
Nittel giebt, als die Aufftellung einer in alle Einzelntee — — — — — 
und die demnächſtige gewifienhafte Erforſchung der Urt er — — — 8% 
wi — ga —— — —— Sr 
tifche Vergleihung des Umfanges der Thätigfeit um — — 
iſchen > Franisfifchen Schwurgerichte, welche der er — —er ES — =, 8 
und deren erſte Abjchnitte in der kritiſchen Zeitfchrift fee — — 
ſeſetzgebung, Band 28. Seite 440 ff, einen Platz gfun ee — — 
exanlaſſen, die comptes generaux de administration — — — 
France dem gegenüber zu ſtellen, was bisher, Seite — 7— ug, — de en 
iminal« Statihit Preußens zur Veröffentlihung gelamr wer =— — ga ten? 
ir es nun auch —e ee Sen daß * UT — use — zZ D 
emachte Statiſtik der Preußiſchen wurgerichte') = u = 
ne verbreitete, welche den Bliden des Airiftifchen — — — — a * 
zlich entzogen geweſen waren, ſo wenig konnte dieſe — — — — 
Wiſſenſchaft genügen, und es iſt dies auch die na — rer — + #e fe 
rif für das Jahr 1855?) noch Feinesweges im Stat rar > — Sage S 
weſentliche Verbefferungen erfahren hat. An NS 
Statiftif der in einem beftimmten Zeitraume vor Der — — — — „ 2 
ten Verbrechen zur Erreichung wifjenfchaftliher Zven D rer — — 3822 
n müſſen ſich wenigſtens folgende Fragen aus derſelbee —— — — — “EINER SIE — 


efehe, in denen Verbrechen mit Strafe beoroht find, wu ee er — en 
geſchah jedesmal diefe Verlegung ? erden 

Ankflagen (und gegen wie viel Individuen) wurden nr” wu — ma u < 
legungen erhoben? wit Di 

Etfolg hatten dieſe Anflagen oder wie ftart war d — — — — — ·nhe — 
en, diefe Verlehungen und von welcher Beſchaffenhet er — — — — — tn fie = 
amentlich die erfannten Strafen und wie verhielten fie — — — J 
hungen? 

— — — ff. 

ft in dem borliegenden Bande dieſes Archibs Seite 170. ff. — 
ft im vorliegenden Bande dieſes Archivs Seite 706 f. 
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5) welden Einfluß übte die Annahme milvernder Umftände auf die Beftras 
fungen und welchen die Rüdfälligfeit? umd 
6) wie unterfchieden ſich endlich die Angeklagten nach ihrem Gejchlechte, 

Alter, Berufe, ihrer Religion und Bildungsitufe? 

Wir werden zu unterfuchen haben, in wieweit die vorliegende Statiftif die 
Materialien zu einer ausreichenden Beantwortung diefer Fragen enthält. 

Wirft man zunächft auf den Gejchäftsumfang der 88 Preußifhen Schwur— 

erichte einen Blid, fo ficht man, daß er fich verminderte, indem ſich zwar Die 
Em der Sigungsperioden gegen das Jahr 1854 um 1 vermehrte, die der — 
tage aber um 196 verminderte, fo daß die Zahl der Sitzungsperioden ſich auf 331, 
die der Sitzungstage aber auf 3144 herausftellte. Es fteht zu erwarten, daß bie 
Veränderungen, welche die $$. 193. und 218. des Strafgefegbuches durch die No— 
velle vom 14. April 1856 erfahren haben, den Gefhäftsumfung der Schwurgerichte 
für die Folge noch weiter nicht unerheblich befchränfen werben. 

Es mag die beiläufige Bemerkung hier ihre Stelle finden, daß die Afftfen 
in Frankreich verhältmißmäßig viel weniger ald die Preußiichen Echmwurgerichte 
befchäftigt find. In Frankreich, mit 35,783,149 Einwohnern, wurden in 86 Affifen, 
1854, in 388 Sigungsperioden, 3742 Sigungstage zu den Gefchäften verwendet, 
— in Preußen, mit nur 16,923,721 Einwohnern, in 330 Sitzungsperioden, 
an 3340 Sitzungstagen, in demſelben Jahre verhandelt werden mußte. 

Die ve der begangenen Verbrechen, welche fih 1854 nur auf 8500 
belief, hatte ich 1855 auf 9663 erhöht, und zwar hauptfächlich in Schlefien, wo 
fie fih von 2035 auf 3133 fteigerte. Wir find mit der Statiftif darüber einver- 
ftanden, daß diefe Vermehrung zu feinen allgemeinen Folgerungen berechtigt, und 
war um fo weniger, als fich die Zahl der Angeflagten um 62 oder von 8985 auf 
8923 verringerte, wovon 1854 8345, 1855 aber nur 8089 wegen eines Ber: 
brechens angeklagt waren, und die übrigen wegen Vergehen, welche mit den erfteren 
fonner waren, und daß nur eine längere Zeitperiode und, ein genaueres Eingehen 
auf die einzelnen Verbrechen einen Adern Anhalt zu folchen Folgerungen ge: 
währen kann. 

Unter den vorgebachten Verbrechen befinden fih auch die ftrafbaren Ver: 
fuche und die Theilnahme an den Verbrechen; die Abfonderung der erfteren von 
den wg ra Verbrechen, wie fie die comptes generaux ergeben, ift im Inters 
effe der Wiffenfchaft wünjchenswerth und auch ohne fonderliche Mühe zu bewirken. 

Sehr zu bedauern ift e8, daß die Statiftif über die Vorſtadien bis zur 
mündlichen Verhandlung gar feine Data enthält. Man erfährt weder die Zahl, 
noch die Dauer der Vorunterfuchungen, auch nicht die der Präventivhaften; und 
doch ift insbefondere die leßtere von befonderer Wichtigkeit. Die Erfahrung lehrt, 
daß die Beftimmungen des g. 44. der Verordnung vom 3. Januar 1849 nur in 
den woenigften Fällen hinreichend beachtet werden. Die Gewöhnung an die Vor: 
fchriften des Jnauifitionsverfahrend und ein übertriebener Eifer, mehr als das Er- 
forderliche zu leiften, und gleichfam fpruchreife Aften vorzulegen, verzögern die 
— ng und Präventivhaften nur zu oft auf das Ungebührlichite. 

Die zu liefernden ftatiftifchen Notizen erfcheinen nun befonders geeignet, beide 
einer ftrengen Kontrolle zu unterziehen und begangenen Fehlern entgegenzutreten. 

Ebenſo giebt die Statiftif feinen Auffchluß über die Zahl und den Erfolg 
der Rathskammerbeſchluͤſſe, welche denen der ig Yan vorhergingen, eben jo 
wenig einen ſolchen über die Thätigfeit gedachter Kammern, fowie über die Zeit: 
verläufe zwifchen dem Beſchluſſe der legteren und der Einreihung der Anklage durch 
die Staatsanwaltfchaft. Diefe Zeitverläufe find fehr oft zu lang und laſſen fich 
am beften unter Beihülfe desfalljiger ftatiftifcher Angaben überwachen. 

Wir wenden und, bei Sem jeder were Re Wiederholung der 

ahlenangaben der vorftehend in dem Archiv abgedrudten Statiftif, zu der vorge: 
dachten Unterfuchung ihrer VBollftändigfeit in Betreff der Beantwortung der aufges 
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nd bemerken zunächſt in Beziehung auf die beiden er — ww 

er Beantwortung auch nicht das noihwendigſte Mat — 4 


(EZ — — — — 
näheres Eingehen auf den Inhalt des zweiten. The — — — — 
om 14. April 1851 wird dies außer Zweifel ſetzen. — — wu, 
drei erften Titeln des zweiten Theils des —— Bunde ze — = an —— —* 
n gehören, nach dem Geſetze vom 25. April 1853, mn — —— — 

ı Kammergerichte verbundenen Staatsgerichtshofes uür ze m — 


ierten Titel „Verbrechen und Vergehen in Beziehun — sr 
——— a Mei fo 5 die .. Ai — — — —— 4 
. gedachten Verbrechen gegen die Häufer ded Landiae — en — — — 
* => => —— 
— — 


gekommen ſind oder nicht. 
Widerſtand gegen die Staatögewalt”, anlangend, — —— = 





ng der Verbrechen des Aufruhrs und Tumults und — — Z>se nr. 

Gefangenen mit Gewaltthätigfeiten derſelbe gnie Fee — — — — 
Titel „Vergehen gegen die öffentliche Ordnung“ ent — 
t Anfjehbung des fiebenten Titels „ Müngverbrecyen nee En — n 
nur wünfcenswerth gewejen, wenn, wie dies. in. den rer — gr — — — —— 
der fabrication und der Emission des fausse monnaie we er — — — 7 
te. gefchieht, die Fälle der 88. 121. 122, und 124. — — — — 7 


den wären. 


— — 4* 
ng auf den achten Titel „vom Meineide“ gewährt Die er 88 


— — — — 7, 


leberblick über ein Verbrechen, welches gerade in Preufe ap ze N 
ne jo — verdient. im — ———— — — BR 

zur näheren Grforfchung des eigentlichen Sites dee => 5 a | 
‚ wenn die Straffälle der $$. 125. 126. 127. 128, - — — — — Fe Rn 


t zugefchobenenen, zurüdgefchobenen oder. auferlegten EZ sr Zu .y 
in Givil- und Straffachen, des falfchen beeidigten Ger nd — —— 
ttlichen Verſicherung und der Verleitung zum Meineide m —— — —— — | te R 


eirti . h 22 

eftellt werben, wie dies die Franzöfiiche Statiftif th ar er er — * 

ux témoignage et subornation en matiere erimiuell-— en — — —* 
orrectionnelle, die faux témoignage et subornation ——— — EZ — — — —* EN 
psses, Die [aux tömoignage et subornation en matiere —— —— z= a = RUE 
faux serment befonders hervorhebt. ER > 
Titel „falſche Beſchuldigung“ und der zehnte Titel „ — — = — — it > 
Religion beziehen“ enthalten feine Verbrechen. F — 
elften Titel „Verbrechen in Beziehung auf den ie a — — Ber — 
Verbrechen der Kinderunterſchiebung u. ſ. w. vorg > frz a F 


nicht. 
völften Titel „Verbrechen und Vergehen gegen die — — — — Die 


en Tite ‚Die ( mi a 
die in demjelben vorgefehenen Verbrechen der Bigamie —irszmes> — —— — 
141.), des Mißbrauchs der Autorität zur Vornahme. ee <— — — Tune S 
1425), der Sodomiterei ($. 143.), der Nothzucht an — zu — 


zumt 
— — — 
en unter 14 Jahren (8. 144.), der Verleitung zum = — — Pelei — 
— — — —— 


Trauung ($. 145) und der qualifizirten Kuppelei — g im 

jiellen Aurfellung. Dur ihre Zufammenfaffung in se= — — = un 
er feines dieſer Verbrechen irgend eine Aufklärung untere ie 

nichts. — — * 

general trennt die Fälle der Bigamie, die des vir — ⸗— 


jolance sur des adultes, die des viol et attentr 
-dessous de 15 ans, und die Fälle der atter‘ 
ayant autorit€ sur le victime von einander 
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viel treueres Bild von der Lage der Sache, ald dies die vorliegende Statiftif zu 
gewähren vermag. 

Der 13. Titel „Verlegung der Ehre” enthält Feine Verbrechen, und ob 
Fälle vorgefommen find, welche im 14. Titel „vom Zweifampfe” in den $$. 168. 
169. 170. und 171. ald Berbrechen mit Strafe bedroht wurden, darüber giebt die 
Statiftif feinen Auffchluß. | 

Was den 15. Titel „Verbrechen und Vergehen wider das Leben” betrifft, 
fo genügt die in der Statiftif enthaltene Trennung der Verbrechen des Mordes, 
Todiſchlages, Kindermordes und der Abtreibung der Leibesfrucht — im Weſent—⸗ 
lichen, doch würde es angemeſſen geweſen ſein, die Fälle des Verwandtenmordes 
(parricide) ($. 175.) und die des Verwandtentodtſchlages ($. 179.) beſonders her- 
vorzubeben; die Wiffenfchaft und die WVergleichung mit anderen Ländern läßt dieſe 
Abjonderung als erheblich erjcheinen. Bei dem Verbrechen der Abtreibung der Lei- 
besfrucht ift die Trennung der Fälle der $$. 181. und 182. von befonderer Wichs 
tigfeit, in beiden liegen wefentlich verfchiedene Verbrechen vor. 

In Anfehung des 16. Titels ift zu bemerken, daß das Zufammenfafjen aller 
Fälle der ſchweren Körperverlegung in der Statiftif nicht genügt, und daß die 
Straffälle der 88. 193. 194. 195. und 196. befonders hervorzuheben fein dürften. 
68 find gerade die Körperverlegungen, zu denen fidy in Preußen, vorzüglich in den 
öftlichen ——— eine beſondere Neigung hervorthut, und es verdienen die Vers 
—— zu denſelben und ihre Erfolge mithin die vorzüglichſte Beachtung. 

uch in den Fällen der Vergiftung (8. 197.) iſt der Erfolg derſelben von 
befonderer Wichtigkeit; der compte general fegt uns in den Stand, zu überfehen, 
wieviel derfelben den Tod, wieviel eine Krankheit des Vergifteten zur Folge hatten, 
und wieviel mit feinen Nachtheilen für deſſen Gejundheit verbunden waren. 

Die Statiftif giebt darüber feinen Auffchluß, ob die im 17, Titel „Ver— 
brechen und Bergehen wider die perjünliche Freiheit” in den 88. 204. 205. 207. 
und 210. hervorgehobenen Verbrechen vorfamen oder nicht. 

Mas den 18. Titel „Diebftahl und Unterſchlagung“ anbelangt, jo erſcheint 
zunächft eine befondere Aufftellung der in der Rheinprovinz vorgefommenen erften 
jchweren und der im wiederholten Rüdfalle verübten einfachen Diebftähle erforder: 
lich, und ihr Zufammenwerfen mit anderen Verbrechen nicht gerechtfertigt. 

Wenn man erwägt, daß die Diebftähle den größten Theil aller Verbrechen 
bilden, und daß auf die ſchweren Diebftähle im erften und wiederholten Ruͤckfalle 
allein 4774 oder 49 pGt. aller begangenen Verbrechen im Jahre 1855 fallen, und . 
daß außerdem unter den 970 einzeln nicht aufgeführten Verbrechen noch alle Fälle 
des erften fchweren und des wiederholten einfachen Diebftahle aus der Rheinprovinz 
enthalten find, und daß 1854 7893, 1855 aber 8511 Unterſuchungen wegen Ber: 
brechen, d. h. mit Zuchthausftrafe bedrohte Diebftähle und Hehlereien in den fieben 
anderen Provinzen vor den Gerichtsabtheilungen zu verhandeln waren, dann ift 
wohl nicht in Abrede zu ftellen, daß es die Diebftähle ganz befonders find, mit 
welchen ſich auch die Kriminal-Stariftif genauer zu befchäftigen hat. 

Die Frangöfiiche Statiftif ſondert die ————— vols qualifiés nach der 
Art ihrer Verübung, und auch bei uns ift eine ſolche Sonverung unentbehrlich, 
wenn man an der * der Statiſtik die Quellen des Uebels erforſchen und dem— 
nächſt auf ihre Verſtopfung hinzuwirken bemüht ſein will. 

Die im 19. Titel gedachten Fälle des Raubes und der Erpreſſung (88. 230. 
bis 233. und 234—236.) dürften der befjeren Meberficht wegen zu trennen fein. 

Was den 20. Titel „von der Hehlerei” betrifft, fo erfährt man aus der 
Statiftif über diefe gar nichts. Die den Gefchworenen verbliebenen Fälle der wie- 
verholten fchweren Hehlerei ($. 240.) und die in der Rheinprovinz verhandelten 
Fälle der ſchweren Hehlerei mußten um fo mehr bemerflich gemacht werden, als 
auch diejed Verbrechen wegen feines nahen Zufanmenhanges mit dem Diebftahle 
durchaus nicht unbeachtet bleiben Fann. 
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⸗ 
21. Titel „vom Betruge“ im $. 244. gedachte Verbr⸗ü gr * * 
jen Feuersgefaht verficherten eigenen Sache zu rügnee — — — OA: 
nichts aus der Statiftif. — — 9 9 
tel „von der Untreue” enthält fein Verbrechen, und im F — — 45 
dachten „Urkundenfälſchung“ würde es nur wünſchens — — — — en —** 
die Fälle der einfachen ($. 250.) von denen Der. que — — — — — — 
alihung ee worden wären, und wenn 1 = — —— — — ze 
er Urfundenfälfhung nur verwandt, nicht ident 
unden hätten. —* Fi — — — — 


Zuſammenfaſſen der im 24. Titel „vom Bankerutte —— 

F Pak lage ah in der —— ir — — > 

uch hier im Intereſſe der Wiſſenſchaft eine Abſonde — — — 

nicht überfliiig *56 fein wuͤrde. — — — =>} 

9. „vom ftrafbaren Eigennuge” enthält feine Berbre — — = 

56" — $. 284. ger — Ferm — oo. 

tenrottend zum Zwede der Plünderung u. |. w. zu rise — — — — 

Sn feine ir * e — — — * 

7. Titel „gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen —— — 

werfen der Brandſtiftung mit allen anderen in ——— — — — 

302. 303. und 304, genannten gemeingerägutächen — > 2 — —— a 

- nicht zu rechtfertigen. Man überſieht auf dieſe — — ne *— — 

Verbrechen, namentlich nicht den des fo wichtigen Be ie >— — 89 

ind erfährt jo im Grunde über diefe Verbrechen gar we — — — 2 Te 

b die. im 28. Titel gerügten „Berbrechen und  Vere —um — — > —, de 

nd wir damit einverftanden, daß alle dahin einfchlagenr er —e > — = 2 — EN 2 

zuſammengefaßt wurden; eine. Abjonderung der Ver —m— — nt em; 2 

m Gegenſtande gehört jedenfalls nicht in eine amtlihe En = Eu sen —— 

zorſtehenden ergiebt fich zugleich, wie wenig im Gr — — ——— F 
TR 


Statiftif Über jedes einzelne Verbrechen die nöthigen — — > Scz = 

ere aber, die ad 19. gedachte Kategorie der einzeln nie rer ee =; SS 
fortzufchaffen. — — — BO I 
Hegenitand der in 175 Unterfuchungsfachen vor den VE ZEz> zur oa d ** 
rgehen erfährt man aus der Statiftif nichts. er €. 
weiter auf den Inhalt der comptes generaux eingehe = — > = — % 
daß diefe in wenigen einfahen Tabellen unfere erſte —— — — — ac 27 
cantworten, und daß diefe Tabellen zugleich der ganzer rar. m — gan © an 
te Grundlage geben, wogegen die Angaben in der Pag — — ——8 
en Theile in der Luft hängen und eines jeden heuer — Em — — ⸗ RN 


). 

n zu der dritten Frage: 
Anlagen und gegen, wieviel Individuen "wurden we Tuer Den Sc 
verlegungen erhoben — ep 
unächft, daß wir die Anzahl der Anflagen nicht etfa —— — - Ah II 
‚ daß 5694 Unterfuchungen 1855 vor. den fie f — — 

icht, ob dieſe Zahl mit der der Anklagen überein 


ine se 5 zz —zitere 
werden in derjelben Unterfuchung zuweilen. mehrere > SQ 


er ermittelte Komplicen aus anderen Gründen, zz = — wmgszs 
auch annehmen, daß unter der Zahl der Unterfuhungsige — — ze «u, am 
n welchen es zur Verhandlung. vor den Affifen kam, je —— — — — ein... 


dem vorgedachten Grunde, noch nichts gewonnen. 7 u — — 

ode ——— eriminele en de conviction. dee — vo ei 
la peine la plus forte sera seule prononcee, jo — E 
tatiſtik nur der Angabe der Anklagen, eben weil bei — — — — hen — 
rbrechen gleichſam alle Verbrechen in dem ſchwerſten 
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Ungeachtet unferer, den Webergang zu dieſem Grundſatze bildenden Geſetznovelle 
vom 9. März 1853, läßt es ſich für die Preußische Statiftif dagegen nicht in 
Abrede ftellen, daß die Ermittelung der Zahl der begangenen Verbrechen ſich auch 
auf diejenigen erftredden muß, bei welchen cine reale Konkurrenz eintritt, und daß 
daher neben der Zahl der Anklagen auch die der begangenen Verbrechen fernerhin 
wird erfichtlich gemacht werden müffen. 

Die Anzahl der Anklagen wegen eined jeden verübten Verbrechens und die 
der Angeklagten wegen des legteren erſcheint nun aber um deshalb unentbehrlich, 
weil fie allein im Stande ift, die Grumdlage zur Beantwortung der fünften Frage 
zu liefern, oder ein getreued Bild von der Stärke der Repreffion gegen die 
Gejegverlegungen zu gewähren. 

Wir werden zu prüfen haben, ob die Gtatiftit und in den Stand jept, 
über die Refultate der mündlichen Verhandlungen einen vollftändigen Ueberblick zu 
gewinnen, und wir werden Dies nie in Abrede ftellen können. 

Wir wiffen, daß 1855 5694 Unterfuhungsjachen jchwebten, daß vor den 
Affifen verhandelt wurde über 9633 Verbrechen, gegen 8089 Angeklagte, und daß 
834, welche 1624 Bergehen begangen hatten, vermöge ver Konnerität vor die Aſ— 
fifen geftellt waren. 

Wir erfahren nun aus der Statiſtik, daß 1855 2262 Schulbbefenntnifie 
erfolgten, und Mal in contumaciam entjhieden wurde, daß 5691 Mal auf 
Schulig nad der Anklage, 284 Mal auf Schuldig wegen eined anderen Ber: 
brechens, 644 Mal auf Schuldig wegen eined Bergehens und 1746 Mal auf 
Nichtſchuldig von den Gefchworenen erkannt wurde. 

Rechnet man alle diefe Fälle zufammen, dann beträgt ihre Summe 10,695, 
welche Zahl fich weder mit der der Verbrechen und Vergehen, einzeln oder zufammen 
genommen, noch mit der der Angeklagten in Uebereinftimmung bringen läßt, jo wie 
denn auch jedes andere Rechenerempel mißglüdt. 

Wenngleich nach der Statiftif die vorgedadhten Ausſprüche fich nur auf die 
Hauptthat beziehen — fo ſcheint dies doch nicht überall der Fall zu fein, weil 
wegen begangener Verbrechen überhaupt nur 1307 Freifprechungen erfolgten, 1746 
Mal aber das Nichtiehuldig ausgeiprochen wurde, es müffen jomit mehrere Aus- 
ſpruͤche des Nichtfchuldig ein und dafjelbe Individuum betreffen. 

Es erjcheint überflüffig, darauf weiter einzugehen und auszuführen, warum 
die mitgetheilten Data dazu nicht ausreichen, den erften Theil der fünften Frage 
zu beantworten, was vollflommen gejchehen fann, fobald man hier den compte gé- 
néral einfach zum Mufter nimmt, und bei jedem Verbrechen die Zahl der Anklagen 
den Rejultaten der mündlichen Verhandlung fo gegenüberftellt, daß erfichtlich wird, 
wieviel Anklagen in Anfehung aller oder einzelner Angeklagten vollftändig aufrecht 
erhalten wurden, in wie vielen die That zu einem anderen Berbrechen, in wie 
vielen fie zum —— und wie oft ſie verworfen wurde. Der Fehler der 
Preußiſchen Statiſtik liegt einfach darin, daß die ganze Aufſtellung keine Grund⸗ 
lage bat, weder die der Anklagen, noch die der Verbrechen, und daß daher aus ders 
felben auch keine erfchöpfenden Refultate gewonnen werden fünnen, das gewonnene 
Bild ift weder ein gehörig begrenztes, noch ein ungetrübtes. 

Mit Bezug auf unfere, in diefem Jahrgange des Archivs, Seite 513 ff. 
abgebrudte, die Artifel 75. und 98. des Geſetzes vom 3. Mai 1854 betreffende 
Abhandlung wollen wir nur darauf aufmerkſam gemacht haben, daß 1855 m 
2262 Fällen der Artikel 75. und in 428 Fällen der Artifel 98. zur Anwendung 
famen, mithin 2690 Mal den Gefchworenen die Entſcheidung der Sache —— 
wurde, was im Verhältniſſe zu den ſtattgefundenen 8365 Ausſprüchen derſelben 
ſehr in's Gewicht fällt, und eine ernſte Beachtung verdient. 

Wir finden bei den Diebſtählen ad 12, und 13. der Statiſtik allein 1451 
Schuldbekenntniſſe. Diefe Schulvbefenntnifie ftehen mit der Thatfache, daß ad 12. 
und 13, wegen ſchweren Diebftahls im erften und wiederholten Rüdfalle die Ge: 
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2 Fällen nur 276 Mal freifprachen, die Angeklagten mie F — = Pi 
feine jonderliche Berüdjichtigung zu erwarten hatten, = — — REG 
Hagen im Zufammenhange, durch welche nur ein Theil Zei Er ud, ⸗ 
lungen an das Licht gezogen wird, und find dann das, _ u Tee ig 
ei der mündlichen Verhandlung noch fehwerer gravirt zu u ge = za — — un 

irch die Anklage gefcheben ift. Ze —— — N 
Motive des guilty Plaidirens gerade einer an ge me — — ——— 
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welche mit dem Nechtögefühle der Gefchworenen im Widerfpruche ſtehen, vorzube— 
reiten, ald die immerwährende Wiederkehr der Annahme mildernder Umftände bei 
ihrer Anwendung, und es verdienen diefe Umftände mithin die forgfältigfte Beachtung. 

Die in der Novelle vom 14. April 1856 in das Leben —— Trennung 
der erheblichen von den ſchweren Körperverlegungen verdankt ihre Eriſtenz im Weſent— 
lichen dem in den Verdiften fich fundgegebenen Widerfpruche gegen die Angemeſſen— 
heit der Beftimmungen des $. 193. des Strafgefegbuche. 

Die befondere Aufmerffamfeit, welche der compte general der Nüdfälligfeit 
widmet, vermiffen wir in der Preußiſchen Statiftif ganz; wir wiffen nur, daß die 
Verbrechen ad 12. und 13, nur en reeidive verübt fein fönnen, und es wirft 
ſchon diefer Umftand allein ein recht trübes Licht auf das Verhältmiß, in welchem 
die rüdfälligen zu den übrigen Verbrechen ftehen. 

In Frankreich ftanden 1854 nur 2524 reeidivistes vor den Aiffifen, in 
Preußen allein wegen wiederholten fchweren Diebftabls 3972. Nur der Statiftif 
dürfte es vorbehalten fein, diefe wunden Stellen genügend aufzudeden, und jo deren 
Heilung möglichit anzubahnen. 

Was endlich die Beantwortung der fechften, vie perjönlidhen Verhältniſſe 
der Angeklagten betreffende Frage Ha jo hat in diefer Beziehung die Statiftif 
von 1855 weſentliche Verbefferungen gegen das Jahr 1854 erfahren. 

Man entnimmt auch hier wiederum die Zahl der Angeklagten männlichen 
und weiblichen Gefchlechts, neu ift dagegen die Sonderung derjelben nach Alters: 
Hafen. Es genügen die fünf gemachten Lebensabjchnitte von weniger als 16, 
16 bis 24, 24 bis 40, 40 bis 60 und über 60 Jahren vollfommen, und es ift 
insbefondere ein Gewinn, die Zahl der jugendlichen Verbrecher überjehen zu fünnen, 
wenngleich diefe nach dem Gefege vom 22. Mai 1852 nur dann vor die Affifen 
geftellt werden, wenn ihre Sache mit einer Schwurgerichtsjache fonner ift. 

Merkwürdig bleibt ed, daß bereits am 22. Mai 1852 die jugendlichen Ver- 
brecher den Ajfifen entzogen wurden, nachdem erft am 3. deffelben Monats der 
Artikel 83. des Zufapgejeges zur Verordnung vom 3. Januar 1849 in das Leben 
getreten war, welches ein jo bejondered Gewicht darauf legte, daß die Frage über das 
vorhandene Unterfcheidungsvermögen von den Geſchworenen beantwortet werben folle. 

Wenn fih auch im Allgemeinen gegen die in der Statiftif hervorgehobenen 
Berufsflafien nichts erinnern läßt, fo fcheinen uns doch zwei Unterfcheidungen der 
Tranzöfischen Statiſtik nachahmungswerth, nämlich die Trennung der ländlichen Be- 
völferung von der ftäbtifchen, und das Zufammenfaffen aller Gebildeten unter der 
Rubrik professions liberales. Jemehr man in diefer Beziehung diftinguirt, defto 
undeutlicher wird man. Was ift ein Angeflagter nach feinem Berufe, wenn er 
in der Klaſſe der Beamten,» Aerzte, Geiftlichen oder ſonſt Gebildeten fteht? 

Zu bedauern ift es, daß wir über die Bildungsftufe der Angeklagten feine 
Auskunft erhalten, es laſſen fich aus dem Bildungsgrade fo manche Folgerungen 
ziehen. Die Franzöſiſche Statiftif umterfcheidet die, welche weder lefen noch ſchreiben 
fönnen, die, weldye das eine oder andere unvollkommen verftehen, die, welche beides 
gut fünnen, und die, welche eine höhere Bildung erhalten haben, was fünftig eben- 
als feftzuftellen jein möchte. 

Intereffant ift es, in der Franzöfiichen Statiftif über die Zahl der auf der 
Jahres- und Dienftlifte ftehenden Gefchworenen, uno ihre Berufsverhältniffe, über die 
Zahl der vor den Affifen vernommenen Zeugen, und namentlich der Zeugen Aus- 
funft zu erhalten, deren Bernehmung der disfretionairen Gewalt des VBorfigenden 
ihre Veranlaſſung verdanft. 

Die Mittheilungen über den Civilſtand und die Religion der Angeklagten 
und über die Thätigfeit des Ober-Tribunals in Schwurgerichtsfachen dürften genügen. 

Wir fönnen diefe Bemerkungen nur mit dem Wunſche fchließen, daß fie an 
der geeigneten Stelle fi) einer Beachtung zu erfreuen haben möchten. 
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Mord aus Kade an einem Richter an der 
Gerichtsſtelle. 


An 27. Juni v. J. (1853) Vormittags war der Kreisgerichts-Rath Meyhöfer 
im zweiten Inftruftionszimmer des Kreisgerichts zu —— mit Abhaltung 
von Terminen beſchäftigt. In demſelben Zimmer, von Meyhöfer durch eine Bar— 
riere getrennt, befanden ſich mehrere Perſonen, die ihrer Abfertigung durch Men: 
höfer harrten. Kurz nach 11 Uhr Vormittags trat der Arbeitsmann Friedrich 
Wilhelm Nehring aus Ruß, von Meyhöfer nicht bemerkt, in das Zimmer, nä— 
herte fich der Barriere, fchob den Losmann Michael Jagſt ein Wenig bei Seite, 
zog ein Piſtol hervor, legte dafjelbe zwifchen den Köpfen des Wirths Jurgis Jagft 
und des Schneiders Michael Busfies auf Menhöfer an und feuerte es ab. Der 
Schuß traf den Kopf des Menhöfer ; diefer ſank todt vom Stuhle 

Unmittelbar nad dem Schuſſe lich Nehring das Piſtol zur Erde fallen, 
firirte Menhöfer jo lange mit den Augen, bis diefer vom Stuhle ſank, drehte fi 
dann raſch um und verließ, von Niemandem daran gehindert, dad Zimmer. 
Korridor trat ihm der Sefretair Rogge entgegen, entwand ihm eine zum Dolch zus 
gefpigte Seile und nahm ihm mit Hulfe anderer Perfonen feſt. Außer der Feile 
fand man bei Nehring noch eine Tabadsdoje mit Schießbedarf, 

Bei ver am 29. Juni v. 8. durch den Kreisphufifus Dr. Wiesner und 
den Kreischirurgus Wendrykowski bewirften Seftion der Leiche des Raths 
Mevnhöfer fand man an der rechten Seite des Kopfes fieben verfchiedene Schuß: 
wunden, von denen jedoch nur zwei bis in die Schädelböhle eingedrungen waren. 
In einer diefer legteren wurde ein Stüd Blei gefunden, welches mehrere raube 
fantige Flächen und einen Durchmefjer von vier Linien hatte... Diefe letztgedachte 
Schußwunde ift nach dem Gutachten der Aerzte ald die alleinige Urfache des 
jchnellen Todes des Menhöfer anzufehen. 

Nehring hat im ganzen Laufe der Unterfuchung entjchieden jede Auslaffung 
verweigert. 

Gleich im erften Verhör antwortete er dem Unterfuchungsrichter auf die Frage: 

„Sind Sie der Maurer Nehring?“ 
mit einer unanftändigen Redensart und erflärte dann: 

„Sie fünnen tbun mit mir, was Sie wollen, ich werde nicht antworten.“ 
Einige Tage fpäter wieder vorgeführt, wiederholte er die legte Aeußerung. Als 
der Gefangenwärter darauf den Auftrag erbielt, ihn zum Gefängniß zurüdzuführen, 
fehrte ſich Nehring um und rief aus: 

„Ich werde Ihnen zeigen, daß ich männlich zu fterben wifjen werde.“ 

Als die Leiche Des Raths Menhöfer zu Grabe getragen wurde, ließ der 
Unterfjuchungsrichter den — an ein Fenſter des Gerichtshauſes führen, um zu 
fehen, welden Eindrud diefer Anbli auf ihn machen werde. Nehring ftierte mit 
weit aufgerifienen Augen auf die Straße, verzerrte fein Geficht, .in das momentan 


Mord aus Race am einem Nichter an der Gerichtsftelle. 7187 


eine leichte ar ftieg, zu einem grinfelnden Lächeln, zitterte am ganzen Körper, 

und rief mit bebender gebämpfter Stimme: 

„D, der Kröte ift recht geichehen. Ihr hättet ihm mir zuerft noch in die 
Zelle geben follen.“ 

Den zur Unterfuchung feines Gemüthszuftandes zugezogenen Aerzten Dr. 
Bernhardi aus Wehlau und Dr. Knauth aus Memel gegenüber benahm er 
ſich vollftändig verfchlofien. Obgleich fie ihm beide aus feinem früheren Leben be- 
fannt waren, wollte er fie nicht fennen; den Dr. Knauth ftieß er, als dieſer ihn 
fragte, ob er nicht Reue üher feine That fühle, mit dem Fuße gegen-den Leib. 

Als feine beiden Kinder von 13 und 7 Jahren in feine % N geführt waren 
und die ältefte Tochter an ihm die Frage richtete: 

„ob er gar nicht an fie und ihre Schweiter gedacht?“ 

antwortete er nicht und blieb, ohne feine Kinder eines Blides zu würdigen, ruhig 

auf feinem Lager liegen. 

Es wurden feine beiten Freunde, der Schmied Friedrich Hageleit und der 
Tifchler Wilhelm Kalk, beide aus Ruß, allein in feine Zelle gelaffen. Sie erhielten 
auf verjehiedene Fragen, die fie namentlich auch über feine ausftehenden Forderungen 
an ihm richteten, Feine Antwort. 

Nur einmal rief er ihnen, ohne fie anzuſehen, zu: 

„Gebt mir nur ein Piſtol. Es ſoll Alles an die Wand gejchleudert 
werden. “ 

Es wurden verſuchsweiſe andere Gefangene in feine Zelle gebracht. - Man 
ließ fie fünf Tage in der Zelle. Er blieb denfelben gegenüber ebenfalls vollftändig 
verſchloſſen. 

Da Nehring ſich früher ſehr gern mit Schreiben beſchäftigt und einmal 
jelbft erflärt hatte, Daß er lieber fchreibe als fpreche, jo wurde er entfefjelt und ihm 
Dinte und Papier in feine Zelle gegeben, allein auch dies blieb erfolglos, er machte 
davon feinen Gebrauch. 

Nur zu dem Gendarm Kreugabler aus Hevdefrug jagte er unmittelbar, 

nachdem er in das Gefängniß abgeführt war, auf defien Nachfrage: 

„daß er von Ruß aus hierher „über die hohe Polk“ (hohen Torfbruch) 
gegangen ei, um den Kerl todt zu ſchießen“, weil derfelbe ihn „einmal“ 
geärgert habe. 

Bei diefer Verfchlofienheit des Nehring hatte die Unterfuchung die Aufgabe, 
aus dem Leben defjelben und dem ring rg welchen fein Charakter ges 
nommen, die Beweggründe zu dem verübten Morde zu ermitteln, was auch voll- 
ftändig gelungen ift. 

Friedriche Wilhelm Nehring, der Sohn des Arbeiterd Johann Nehring, 
wurde am 5. November 1811 in Memel geboren. In feinem 10. Lebensjahre nahm 
ihn fein Onfel, der Lehrer Kleinſchmidt in Infterburg zu fich, gewährte ihm Aufent- 
halt und Unterricht, und benugte ihm nebenbei ald Yaufburfchen und zu fonftigen 
Heinen Verrichtungen. In diefem Verhältniß lebte Nehring etwa ein Jahr. 

Er war ein frifcher munterer Knabe, ein aufmerffamer und fleißiger, Schüler, 
fpielte mit anderen Knaben umd zeigte einen verträglichen Charakter. Bon Klein- 
fchmidt begab er fich zu feinem Bruder, dem Zimmergefellen Johann Ludwig Reh: 
ring zu Infterburg, und blieb bei demfelben bis zur Ginfegnung. 

Nach der Einfegnung, nachdem fein Vater verftorben war, ging er zum 
Gerber Weber in Werden in die Lehre. Da ihm jedoch die Arbeit zu ſchwer wurde, 
vermiethete er ſich ſchon nach einem halben Jahre ald Knecht beim Wirth Engelfe 
in Wefzacten, führte fich dort gut, hielt jich ftetS nüchtern, war aber häufig eigen- 
finnig.. Nah Verlauf von anderthalb Jahren verließ er den Dienft, um beim 
Schneider Willigeit in Ruß das Schneiderhandwerf zu erlernen. Hier blieb er 
drittehalb Beet: zeigte fich als einen aufgewedten Kopf, erzählte gern Gejchichten, 
womit er fo lange fortfuhr, ald man ihn anhören wollte. Andere hervorftechende 
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Leidenschaften waren bei ihm damals nicht wahrzunehmen. Dann vermiethete er 
fih wieder auf ein Jahr ald Knecht beim Wirth Earl Görgel in Ruß und harrte 
das ganze Jahr redlihd aus. Im Dienfte war er — ordentlich, nüchtern und 
treu, mußte jedoch von feinem Dienftheren mit großer Vorſicht behandelt werden, 
denn er war eitel, fühlte fich leicht verlegt und unterzog fich Aufträgen, die ihm in 
befehlendem Tone ertheilt wurden, nur mit Widerftreben. Er Hatte einen vorwie— 
genden Hang zum Lefen und benugte jeden arbeitsfreien Augenblick, um in alten 
Kalendern und anderen Schriften, deren er gerade habhaft werden fonnte, zu lefen. 

Darauf erlernte Nehring in furzer Zeit auch das Maurerhandwerf und er- 
nährte ſich ſeitdem vorzugsweife im Sommer durch Maurerarbeit, im Winter als 
Schneider. Im Jahre 1839 verheirathete er ſich und erzeugte mit feiner Frau drei 
Kinder, von denen das eine im Jahre 1846 ftarb, die anderen beiven, Töchter, 
noch am Leben find. Die Ehe war nicht glüdlid), feine Frau hatte viel von ihm 
zu leiden. Wenn fie ihm irgend etwas nicht vecht gemacht hatte, kniff und fchlug 
er fie, jo daß fie oft blaue Fleden von feinen Mißhandlungen davon trug. 

Im Jahre 1836 hatte ſich — beim Schiffer Hübner als Schiffsfnecht 
vermiethet. Er fuhr mit demfelben nach Danzig, gerieth bier in eine Unterfuchung 
wegen Diebftahls, wurde aber durch Erfenntnig des Stadtgerichts zu Danzig freis 
gefprochen, weil gegen ihn nichts vorlag, als cin erzwungenes außergerichtliches 
Geſtändniß. In der Nacht vom 1. zum 2. November 1836 wurde die Kaſſe des 
Juſtiz-Amts zu Ruß beftohlen. Der Verdacht des Diebftahls lenkte fih auf den 
Maurer Abel und defien Handlanger Nehring, welche beide in den Kaffengewölben 
Maurerarbeiten verrichtet hatten. Der ermordete Kreisgerichtsrath eyhöfer 
war damals Dirigent des Juſtiz-Amts zu Ruß. Auf ſeine Anordnung wurden 
Abel und Nehring verhaftet und gebunden in Ruß über den Markt geführt. Die 
Unterſuchung, bis zum 24. Januar 1837, von einem Referendarius angeblich ohne 
die den Angefchuldigten gebührende Schonung geführt, von da ab von Meyhöfer 
feloft geleitet, endete damit, daß durch Erfenntnig vom 14. Dezember 1838 Abel 
von der Anfchuldigung des Diebftahls vorläufig, Nehring aber völlig freigefprochen 
wurde. Nehring war fchon im Laufe der Unterfuchung am 24. Januar 1837, von 
wo ab Meyhöfer die Unterſuchung weiter geführt hatte, aus der Haft entlaffen 
worden. 
Bei feiner Verhaftung waren dem Nehring zwei Silberrubel, zwei polnifche 
Guldenſtücke und ein Preußiſcher Thaler, fowie einige Kleidungsftüde und Drud- 
ſachen von geringfügigem Werthe abgenommen worden. Nach der Entlaffung aus 
der Haft beſchwerte ſich Nehring beim Oberlandesgericht zu Infterburg, verlangte 
Herausgabe des Geldes und der übrigen ihm abgenommenen Sachen und Entſchä— 
digung für die unjchuldig erlittene Haft. Die Kleidungsftüde und Drudjachen 
erhielt er im Juli 1837, das Geld theilweife am 30. März 1839 zurüd, mit dem 
Anfpruch auf Entfehädigung dagegen wurde er zurückgewieſen. 

Bei dieſer zurüdweienden Verfügung beruhigte ſich jedoch Nehring nicht; 
von der VBorausfegung ausgehend, daß er feine Freifprechung durch Teine fchrift- 
lichen Borftellungen bei dem Oberlandeögerichte zu Infterburg, dem Juftiz-Minifter 
und bei des Hochfeligen Könige Majeftät erwinkt habe, verlangte er in vielfachen, 
mit größter Beharrlichkeit fortgefegten Befchwerden vom Inquirenten als Entſchä— 
digung 7 Rthlr. 4 Sgr. für verauslagtes Porto, 12 Rthlr. für die erlittene Haft, 
und 3 Rihlr. ald den Werth von 145 Ellen Tuch, welde ihm während der Haft 
entwendet worden waren. 

Anfangs in befcheidenem Tone gehalten, wurden feine Befchwerbefchriften immer 
heftiger und heftiger, je mehr er ſich durch die zurüdweifenden Beſcheide der Bes 
hörden von ihrer Grfolglofigkeit überzeugte. Er ging nun zue Drohung über und 
zeigte in einem Schreiben vom 15. Dezember 1 dem Oberlandesgericht zu Ins 
fterburg ganz furz an, daß er von nun an fein eigener Richter fein werde, da er 
für befier halte, ſchuldig als unſchuldig zu verderben. 
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Kurz darauf, am 22. Januar 1841, fehrieb er an das Oberlandesgericht zu 

Infterburg: 
„Da das Königliche Oberlandesgericht Feine Luft hat, meine Sache wider 
den KommiffiondsRath Meyhöfer fich anzunchmen (dagegen der Salze 
burger aber für gut befinden thut, mir heimlich unter Polizeiaufſicht zu 
ftellen) jo bin ich gezwungen, diefes mit Blut abzumwafchen. Ich benach- 
richtige Daher dem ıc. Oberlandes-Gericht nochmals, fowie ich davor nicht 
Gntfhädigung erhalte, jo ftech ich den Betrüger auf freier Straße tobt.“ 

Nehring wurde hierauf verhaftet, zur Unterfuchung gezogen, und auf Grund 
des Erfenntnifjed des Tribunals zu Königsberg vom 24. März 1841 in der Strafanftalt 
zu Infterburg wegen gefährlicher Drohung mit einjähriger Zuchthausftrafe beftraft. 

Nah der Entlafjung aus dem Zuchthaufe ſetzte er jeine Beſchwerden mit 
gefteigerter Peidenfchaftlichfeit fort; den vornehmften Gegenftand verfelben bildete 
jegt die nach feiner Meinung wiverrechtlich erlittene Zuchthausftrafe. Andere Be: 
jchwerbepunfte traten hinzu. Am 30. März 1842 wurde er wegen Verdachts der 
Falſchmuͤnzerei zur polizeilichen Haft geführt, aber wegen ‚fehlenden Beweifes furz 
darauf wieder entlafien 

Am 31. Dftober 1844 beleidigte er den Buſchwächter Schleinig in Ruß, 
wurde in erfter Inftanz wegen Beleidigung defjelben im Amte zu achttägiger Ge: 
fängnißftrafe, in zweiter Inftanz dagegen nur wegen leichter Berbalinjurien zu 
15 Sgr. Geld» oder vierftündiger Gefängnißftrafe verurtheilt. 

Auch einige Eivilprozefie, in welchen er rüdjtändigen Arbeitslohn einklagte, 
gaben ihm Veranlaſſung, und zwar eine davon gegründete Veranlafjung zur Be: 
ſchwerde gegen die Gerichts⸗Kommiſſion zu Ruß. 

In einigen feiner ferneren Beſchwerdeſchriften fcheint Nehring eine Neigung 
zur Verföhnung zu zeigen. Am 24. Mai 1844 verlangte er vom Rath Menhöfer, 
den er als den Haupturheber alles ſeines Ungemachs anſah, nur eine Ehrenerklärung als 
Zeichen der Verſöhnung, unter dem Verſprechen, daß dann auch jeinerjeits alle 
Fehde aufhören folle. Nachdem am 7. Juni 1845 einige feiner Beſchwerden von 
geringfügiger Bedeutung gehoben worden waren, erklärte er am 27. defjelben Mo— 
nats in Beziehung auf fein Verhältnig zu Meyhöfer, daß er Alles vergefien wolle. 

Allein nach dem Tone, in welchem diefe Berfohnungsanerbietungen gehalten 
find, muß es ſehr zweifelhaft erfcheinen, ob dieſelben von ihm ernſtlich gemeint 
waren; jedoch liefert eine forgfältige Prüfung der von Nehring verfaßten Eingaben 
und Beichwerden den Beweis, daß die vortrefflichen Gaben des Verſtandes und des 
Willens, mit welchen die Natur ihn ausgeftattet hatte, nicht ohne die heftigften 
lange Jahre hindurch fortgefegten inneren Kämpfe von den erregten Leidenſchaften 
des Haſſes und der Rache unterdrüdt wurden. 

Im Jahre 1845 nahmen die Befchwerden des Nehring einen fo leidenjchafte 
lichen, feine Drofungen einen jo bösartigen Charakter an, daß das Oberlandes- 
gericht zu Infterburg an feiner Zurechnungsfähigkeit zu zweifeln begann, und im 
September 1845 ein vorläufiges Verfahren anordnete, um feftzuftellen, ob Nehrin 
an einer Geifteöfranfheit leide. Am 10. Dftober 1845 wurde zu diefem Behufe 
mit ihm eine Verhandlung gepflogen, welche feine Eitelkeit an der empfinblichften 
Stelle verlegte. Nehring, welcher fofort durchfchaute, was mit ihm vorging, fchrieb 
unter Anderem am 10. November 1845: 

„Alſo Richter folen das fein, wie der Direftor es meint, Ertzſpitzbuben 
feid ihr insgefammt, und wir ftehen unter feinem Gericht, jondern unter 
einer Mörder und Näuberbande; das habt ihr am Tage gelegt. Ihr 
wollt mir dumm und verrüdt machen, das wird auch aber Niemand hier 
glauben; denn man Fennt mich im hiefigen Fleden als ein vernünftiger 
ein dichtiger Kerl.“ 
Im ähnlichem und noch fchärferem Tone find eine Menge anderer Beſchwerde— 
jchriften, vorzugsweife gegen den Rat Menhöfer, gerichtet, aus den legten Mo— 
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naten des Jahres 1845 und den erften Monaten des Jahres 1846 gehalten. Bald 
adreffirt „An die Königlichen Oberfpigbuben zu Infterburg“, bald an das Heilige 
Tribunal" zu Infterburg, enthalten fie die gröbften und gemeinften Schimpfreden 
und geführlichten Drohungen gegen Das Oberlandesgericht zu Infterburg und ine: 
befondere gegen den Rath Meyhöter als „Räuberferl“, „Räuberhauptmann“, „Salz: 
burger“, „Beſtie“ u. f. w. 

Unter diefen Befchwerden ift namentlich eine hervorzuheben, die mit, den 
Worten beginnt: | 

„Richt Ruhmſucht, was den Salzburger dazu gefpornt, der Kerl Hat blog 
das gethan, wozu er ald Mitglied einer Räuberbande verpflichtet war.“ 

An dieſer Befchwerbefchrift jcheint er ein befonderes Wohlgefallen gefunden 
zu haben. Er wiederholte fie mehtmals, fie wurde bei feiner legten Inhaftirung 
noch bei ihm gefunden. 

Im Oktober 1846 wurde darauf wirklich das Blödfinnigkeitsverfahren gegen 
Nehring eingeleitet und derfelbe auf Grund eincd wenig motivirten ärztlichen Gut: 
achtens, as derfelbe wahrfcheinlich an partieller Verrücktheit leide, durch Er: 
fenntniß des Kreisgerichts zu Kaukehmen vom 8. Sept. 1848 für wahnfinnig erklärt. 

Inzwiſchen hatte fich feine Rachwuth zur Beftialität gefteigert und machte 
fih in den mildeften —— Luft. Eine Eingabe vom Mai 1848, adreſſirtt 
„An die Königlichen Oberbanditen in Infterburg“ und unterfchrieben „der Arbeits 
ferl Wilhelm Nehring”, fchließt mit den Worten: 

„laßt euch das alfo nicht wundern, wenn ith etliche von eure Bande 
werde einige Mefferftiche in die Rippen jagen.“ 

Kurz darauf, am 19. Juni 1848, überfiel Nehring den Rath Menhöfer am 
hellen Tage auf der von Szibben nach Heydekrug führenden Landftraße in unmit- 
telbarer Nähe des Gerichtögebäudes, führte auf den Kopf des Menhöfer mit einem 
3% Fuß langen, % Zoll diden Stock einen fo gewaltigen Hieb, daß Meyhöfer in 
die Knie ſank, und ließ diefem erften noch zahlreiche andere Schläge folgen, welche 
aber von Meyhöfer glüdlich parirt wurden. 

Nehring wurde fofort verhaftet, in das Gefängniß zu Hevdefrug und von 
da in das Irrenhaus zu Königsberg gebracht, am 19. November 1849 jedoch aus 
demfelben wieder entlaffen, weil der Arzt der Anftalt feine Kennzeichen einer Seelen: 
förung an ihm bemerft hatte. | 

Aus der Zeit feines Aufenthaltes im Gefängniß zu Heydekrug ift Folgendes 
hervorzuheben. Nehring wies plöglich das ihm verabreihte Effen zurüd. So oft 
die Speifen in feine Zelle gebracht wurden, warf er die Schüffel zur Erde. Er 
ließ das Brod unberührt und befchränfte fich auf den Genuß von Waſſer. So 
verlebte er etwa 14 Tage. Auf Beichluß des Gerichts wurde er darauf gewaltfam 

efüttert. Er wurde auf ein Bett geworfen, die Nafe wurde ihm zugehalten, ver 

und durch Anwendung eined Knebels geöffnet und offen gehalten und ihm fo 
Bouillon eingeflößt. Nachdem diefe Operation etwa drei MBochen hindurch fortge: 
jegt worben war, erflärte Nehring plöglich, daß er felbft effen wolle, und bat um 
Speifen. Später erklärte er der Wittwe Kraufe in Beziehung auf fein Verhalten 
im Gefängnig, daß er habe todthungern wollen, da er doch nichts mehr tauge umd 
das Leben ihm nicht müge. In einem Schreiben vom 27. Ditober 1849 giebt er 
das Motiv feines Verhaltens dahin an, daß er die Richter hätte in Berlegenheit 
fegen wollen. Er fchreibt: . 
„und wäre mir das Eſſen nicht mit Gewalt beigebracht worden, ſo hätte 
ih den Heren Direftor Heinemann eine Unterfuchung verfchafft, die Acht 
gewefen wäre, ” 

: In der Irrenanftalt war er anfangs fehr verfchloffen, aber folgſam, ver: 
— und zur Thätigfeit geneigt. Später wurde er offener, erzählte, daß ihm 
von einer richterlichen Perfon himmelfchreiendes Unrecht geſchehen fei, vaß man die 
Bosheit feiner Verfolger nicht Femme, daher auch über den Werth feiner Gefinnung 
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nicht urtheilen könne. Auf den Direktor der Anftalt machte er damals den Ein: 
druck eines * hartnädigen rachefüchtigen Charakters. 

Während feines Aufenthaltes in der Jrrenanftalt war jeine rau im Zus 
ftande der Schwangerfchaft im Elende geftorben, und feine Kinder bei armen Ber: 
wandten untergebracht worden. 

Nach feiner Rückkehr aus der rrenanftalt lebte Nehring in Ruß in 
Frieden und Eintracht mit feinen Kindern, nährte fi und feine Familie red» 
lih durch feiner Hände Arbeit und war jparfam und nüchtern. Aber des Gedan— 
fend an das erlittene Unrecht, der aufgeregten Leidenfchaften des Hafies und der 
Rache wurde er nicht Herr, vielmehr fteigerte fih die Verftimmung feiner Seele 
mehr und mehr. Den erften tiefen Grund zu derjelben hatte die durch den Refe— 
vendarius A. im Jahre 1836 geführte Unterfuhung wegen des Kafjendiebftahls 

elegt. Seitdem hatte es fich Nehring zur Lebensaufgabe gemacht, feine und feines 
itangeflagten Abel Unfchuld darzuthun und die — ihres Unglücks zur Ver— 
antwortung zu ziehen. Seitdem waren die böſen Leidenſchaften in dem bis dahin 
harmloſen Gemuͤthe erwacht. Seit jener Zeit befand ſich Nehring ſtets in gereizter 
Stimmung, war leicht verletzt und ſo unſtät, daß er nicht einmal in Ruhe ſeine 
Mittagsmahlzeit hielt. Es ärgerte ihn Alles, was er anſah, ſagt die Wirthfrau 
Barbara Laugall, bei der er cin Jahr wohnte, von ihm. Gr war fo heftig und 
jäbzornig, daß ſich Jedermann vor ihm fürchtete. Dem Tiſchler Wilhelm Kalk er: 
zählte er oft, daß er denjenigen Leuten der gewöhnlichen Vollsklaſſe, welche ihm 
Unrecht gethan, Abends aufgelauert und fie Durchgeprügelt habe. 

Seinen go hatte er auch auf den Polizeiverwalter Peterd geworfen, der 
feine polizeiliche Beauffichtigung leitete. Gegen den Kalk äußerte er: 

Daß es für ihn der größte Wunfch wäre, wenn er unbemerkt aus dem 

BVerfte jeden, den er wollte, ums Leben bringen könnte; dann wollte er 
dieſe beiden Perſonen (Meyhöfer und Peter) bejeitigen, und dann erft 

würde feine Rache geftillt fein, und diefes wäre ihm der höchfte Genuß. 

Er war maaßlos eitel geworden. In der Verhandlung vom 10. Oftober 
1845 äußerte er: 

„ich habe in meinem Kleinen Finger mehr Verſtand, ald das ganze Kö— 
nigliche Oberlandesgericht” 
und noch ftärfer fpricht er feine Anmaßung in der Eingabe vom 7. Februar 1851 
„an die Oberbanditen in Infterburg” aus, wo er fagt: 
„durch mein ftarfes Gedaͤchtniß bin ich fo weit gefommen, daß nicht nur 
das, was ſolche ſechs Millionen Räthe, wie Ihr, ſondern auch das, was 
alle Aerzte, Aftronomen, Raturforfcher, Gärtner und Landleute, die je 
gelebt, in ihren Köpfen, ich ſchon in meinem Fleinen Finger habe. Und 
was alle Bhilofophen gedacht, das durchdenke ich in einer Stunde hundert 
taufendmal. ” 

Nachdem alle feine Verfuche, zu feinem vermeintlichen Rechte zu gelangen, 

— waren, hatte er die Meinung gefaßt, die Behoͤrden hätten ſein Verderben 
eſchloſſen. Er verlor den Glauben an Gott und die Menſchen. 
„Wie mir Herr Meyhöfer mit dem verſchmitzten Szillus einſperren ließ,“ 
ſchrieb er am 24. Mai 1844, „hörte bei mir alle Religion auf.“ 

Er leugnete das Dafein Gottes und Das Leben der Seele nach dem Tode. 
Die Bibel hielt er für eine müßige Erfindung, die Erzählungen und Moral ver: 
jelben für Lügen. 

Während der Zeit, in welcher er bei der Wirthsfrau Laugall in Ruß wohnte, 
arbeitete er Sonntags ftetd während der Predigt, und zwar, wie er fagte, „zum 
Poſſen“. Wenn die Laugall das —— zur Hand nahm, fing er an zu pfei⸗ 
fen, an die Wand zu flopfen, Furz, folchen Lärm zu machen, daß fie das Buch 
ren ao mußte. Er hatte einen ausgebildeten Widerwillen gegen jede religiöfe 

andlung. 
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Wenn Regen und Unwetter ihn in feinen Maurerarbeiten förten, ſchtie er: 
Das hat alles der verfluchte Petrus fchul. Wenn ich ihn reichen Font, 

würde ich ihn erftechen. 
Im Jahre 1850 etwa arbeitete er bei dem Schlofier Günther. Das Gerüfk, 
worauf er ftand, ftürgte aufanımen und er fiel zur Erde im den weichgelneteten Lehm, 
ohne ſich zu bejchädigen. Er ftand auf, erhob die Fauſt drohend gegen den Himmel 


und rief: 
„Du Spigbube, Du haft mich diesmal fo recht Friegen wollen, kriegſt mic 
aber doch nicht.” 

Wenn Nehring fich bei der Arbeit allein glaubte, ſprach er mit ſich ſelbſt, 
und dieſe Selbftgefpräche beſchäftigten ſich ebenfalls mit den Perjonen des Reieen 
darius A. und des Rath Meyhöfer. Dem Haffe gegen den Lepteren machte er 
dann dadurch Luft, daß er fchimpfte, lachte, höhnte, mit den Händen heftig geſt 
fulirte und dabei ftetd den Namen Meyhöfer nannte. Nach jeiner Rüdtehr au 
dem Irrenhauſe hörte die Wittwe Laugall ihm Nachts jehr häufig mit den Zähne 
fnirfchen und dabei ausrufen: „der verfluchte Galgburger“ 

Dem Kaufmann Abraham Löwi zu Ruß antwortete er, ald dieſer ihm Ve 
ftellungen machte, daß er den Rath Meyhöfer auf der Strafe angefallen hätte: 

„Es thut mir nur leid, daß ich ihm nicht Habe todtſchlagen können. 
jteht aber feſt, daß ich nicht früher fterben werde, bevor ich wicht ı 
. Handlung vollbradyt habe, derentwegen man meinen Namen noc zwa 
abre nach meinem Tode nennen wird. * 

Der Gedanke an das erlittene Unrecht nahm von feiner Seele immer 
Belig, und „je mehr ich darüber nachgrüble”, fchreibt er im Januar 1851, 
mehr Spigbüberei entdede ich; und da ich auch nich den Fehler habe, daß ich 
gleichgültig zufehen Fan, wenn meinem Nächften Unrecht gethan wird, fo 
alſo ein weni —— weshalb ich 3 Jahre unter Schloß uud Rtegt 
bracht, und 15 Jahre im Kampfe beharrt habe.” 

Dem in der Unterfuchung wegen des Kaffendiebftahls nur vorläufig 
fprochenen Mitangeflagten Abel drohte er, ihn zu erftechen, wenn ex die Koi 
Unterfuchung zahle. .- 

Dem Schneidermeifter Udermark erklärte er auf die Anfrage, wie er 
Königsberg gefallen habe: — 

„Das fünnen Sie fi wohl denken, wie einem Gefunden unt« 
BVerrüdten zu Muthe ift.* 

Indeſſen überzeugte fih das Appellationsgericht zu Infterburg_ ı 
der Berfügungsfähigkeit des Nebring und, ordnete eine wiederholte Unterfu 
Gemüthözuftandes defjelben an. Der mit der Erploration beauftragte K 
arzt Wendryfowsfi gab am 14. April 1851 fein fachverftänpiges Gutad 
ab, daß Nehring fortgefegt von der firen Idee beherrfcht werde, Daß 
der Gerichtsbehörde begangenes Unrecht rächen müffe, daß Die geiftige 
und Unzurechnungsfähigfeit des Nehring fich aufs Neue durch Rede ur 
herausgeftellt habe. 

Die am 10. Dezember 1850 aufgehobene Bormundfchaft Tiber 9 
feine Kinder wurde hierauf am 11. Oftober 1851 wieder erneuert. 

Seine Beſchwerden beim Appellationsgerichte zu Infterburg f 
ununterbrochen fort, jedoch bemühte er fich jegt, feine rahfiichtigen PB 
Behörben zu verbergen. Im Sommer 1851 fchreibt er, Daß, wenn ı 
Todtftechen gefchrieben habe, dies nur leere Drohungen gewefen feien. 
aber befeftigte fich bei ihm ver Entfchluß, das erlittene Unrecht zu 
immer mehr. 

Dem Schmied Hageleit Hagte er, daß ihm viel Unrecht gefch: 
daß, wenn Einem ftetd Unrecht gefchähe und Feine Bitten Abhül 
man endlich au Handlunaen fchreiten müßte, die man ſonſt nicht be 
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In den legten ſechs Wochen vor Menhöfers Ermordung verkehrte Nehring 
faſt täglich in der Schanfftube des Gaftwirths Harder in Ruß, er fprach daſelbſt 
jehr häufig von dem durch Meyhöfer und den SRolizeiverwalter Peterd ihm zuge: 
fügten Unrecht, und ſchloß diefe Erzählungen immer mit der beftimmten Erklärung, 
daß er fowohl den Peters ald den Meyhöfer umbringen werde. Unmittelbar vor 
dem 27. Juni 1853 fchrieb er an das Appellationsgericht zu Infterburg, daß er 
nicht ein Großprahler genannt werben wolle, daß man mit aller zu Gebote ftchen: 
den Eile jept doch wohl zu ſpät fommen würde, daß er jeßt Die Kindereien unter: 
laffen werde und beginnen, männlich zu handeln. In vemfelben Schreiben Hagt 
er, daß Meyhöfer feinen Groll auch auf feine Kinder geworfen, diefelben während 
feiner früheren Haft hart und graufam behandelt habe, daß er dem freifich für vie 
Zukunft vorzubeugen wiſſen werde. 

„Aber womit, „fehreibt er, „denn müßte ich meine Kinder umbringen, mit 
Arſenik vergiften. Thorbeit! dazu fehlt mir ja der Muth ganz und gar, 
auch wäre es ja höchft jchändlich und unmenfchlich, eine ſolche That zu 
verüben. Aber ift es nicht beffer, eine Stunde zu fterben, als Jahre lang 
gepeinigt zu werden“ u, f. w. . 

In feiner Wohnung wurde denn auch am 27. Juni 1853 wilden Düte 
mit 1 Loth 3% Quenichen Arſenik vorgefunden. 

Drei oder vier Wochen vor Meyhöfer's Tode faufte Nehring das Piftol, mit 
welchem er den Rath Meyhöfer fpäter erfchoß, von dem Müller Daniel Schleuther 
aus Ruß. Auf die Frage des Legteren, was er mit dem Piſtol wolle, antwortete 
er: „Bögel ſchießen“. 

Wenige Tage vor dem Morde fragte darauf Schleuther den Nehring, ob 
das Piſtol gut fei, worauf Diefer erwiederte: 

„sa, ich habe ins Ziel gefchofien, auf zchn Schritt mit Rehpoften.“ 

Vier Rehpoſten von derfelben Art, wie die bei jeiner Verhaftung bei ihm 
vorgefimdenen, hatte er vier oder fünf Wochen vor Menhöfer's Tode beim Kauf: 
mann Buchholz gekauft. Auch trug er ſchon längere Zeit die dolchartig zugefpigte 
Feile bei ſich. 

Am 26. Juni 1853 kaufte er im Laden des Krämers Perthein in Ruß drei 
Kupferhuͤtchen, von derſelben Art, wie die am folgenden Tage ihm abgenommenen, 
und ſagte dabei, daß er jetzt ein echter Jäger werden würde. 

An demfelben Tage ging Nehring zum Tifchler Kalk, den er im legten Jahre 
faft täglich befucht hatte, jagte, daß er käme, um Abſchied zu nehmen, Daß fie ſich 
nie wieder fehen würden, reichte Demfelben, was er früher niemals gethan hatte, die 
Hand, fagte Adieu und ging fort. 

Nachmittags kam er in den Laden Des Höfers Schmitt, ſah nachbenfend vor 
fi hin und antwortete auf die an ihn gerichtete Frage: was er fo nachfinne, daß 
man nächitend Neues hören würde, 

Abends wurde in der Wohnung des Gaftwirths — eine theatraliſche 
Vorſtellung aufgefuͤhrt. Nehring hatte hier in den legten Wochen faft täglich ver: 
fehrt, häufig von dem Unrecht gejprochen, welches ihm von Meyhöfer und von dem 
Polizei: Verwalter Peters zugefügt worden, und wiederholt erklärt, daß er fowohl 
den Peters ald den Meyhöfer umbringen werde. Auch an dem gedachten Abende 
fand Rehring fih ein und ftarrte unverwandten Blides, ohne der Darftellung ir: 
gend welche Aufmerkjamkeit zu fchenfen, ven Polizei-Verwalter Peters an, der fid) 
unter den Zufchauern befand. 

Am anderen Morgen in aller Frühe zog Nebring feine beften Kleider an, 
lud fein Piſtol, ſteckte dafjelbe, fo wie die Feile zu fich und verließ feine Wohnung. 
Schon um 3 Uhr Morgens kam er wieder zu dem Gaftwirth Harder, wechfelte bei 
demjelben einen Thaler Kurant in Papiergeld und fagte bei diefer Gelegenheit: 
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„Schade nur, daß geftern der Peters mitten in der Geſellſchaft ſaß, io 
daß ich nicht zu ihm fommen fonnte, fonft hätte ich ihm geftern ſchon eis 
was beigebracht.” . 

Dann ging er zum Schmied Hageleit in Ruß, mit weldhem ex feit 1847 
vielfach verkehrt hatte. Auf deſſen Betragen, weshalb er fich jo ausgepußgt babe, 
antwortete er: 

„Ih gehe nah Memel und mun geben Sie mir noch die Hand, wer 
weiß, ob wir und jemals wiederjehen. “ 

Als Hageleit hierüber feine VBerwunderung äußerte, erwiederte Nebring: 

„nun es kann Einem unterweges etwas wiberfahren“, 
ergriff dann Hageleit's Hand, drüdte fie heftig und eilte fort, mit der Bemerkung, 
dab er fich fordern müfje, jonft fönnte er den Termin verfäumen. rüber hatte 
Nehring dem Hageleit nur ein einziges Mal die Hand gereicht, ald er von Königs 
berg aus dem Irrenhauſe zurüdgefehrt war. 

Um 6 Uhr kam Nehring in den Laden ded Krämer Barthein, trank eine 
Flafche Bier und erklärte auch bier, daß er nach Memel gehe, um Meifter zu wer 
den. Um 7 Uhr ließ er ſich durch den Fährmann Jonifat über den Attmuthftrom 
feßen, und fagte diefem ebenfalls, daß er nach Memel reife. Im Dorfe Szibben 
Fa, ai er in die Lau'ſche Schänfe ein, welche nur 170 Schritt von dem 
Gerichtögebäude in Heidefrug entfernt liegt, erzählte, daß er um 11 Uhr beim Rath 
Meyhöfer einen Termin habe, trank mit dem Schneider Donner und dem Schreiber 
Szameitat einen Schnaps, unterhielt ſich mit denjelben mit großer Unbefangenheit 
über einige örtliche Angelegenheiten von allgemeinem Intereſſe und über Die gefell- 
ichaftlichen Zuftände überhaupt, erflärte unter Anderem, daß der Holzviebftahl fein 
Verbrechen wire, daß ed gerecht und billig wäre, wenn der Reiche fein Vermögen 
mit dem Armen theile, ohne in diefen Gefpräcdhen die geringfte Unruhe oder Au 
regung zu verrathen. Dann erfundigte er ſich nach der Uhr, und als er hörte, das 
bereitd 7 Minuten nach 11 Uhr wären, fagte er: 

„dann ift ed Zeit, daß ich gehe, fonft kann ich vielleicht fontumazirt werben‘, 
ftand auf und eilte nach dem Gerichtögebäude. Hier jegte er fich auf eine im Kor: 
eidor, dem zweiten Inftruftionszimmer gerade gegenüberftehende Banf. Der Ge: 
richtsrath Meyhöfer hatte einen verfrüppelten Arm. Nehring fragte den Wirth 
Jorge Uſchpelkat, welcher eben aus dem Anftruftionszimmer in den Korridor trat, 
welcher Richter in dem Zimmer wäre, ob derfelbe einen verfrüppelten Arm habe. 

Als Ufchpelfat dieſe Frage bejaht, ſprach Nehring für fih: „Aha!“ blieb 
noch einige Minuten auf der Bank figen, trat dann in das Inftruftionszimmer und 
erihoß den Rath Meyhöfer in der oben dargeftellten Weife. 

Aus dem Laufe der Unterfuchung, währen welcher Nehring, wie angeführt, 
jede Auslaffung verweigerte, ift noch hervorzuheben, daß er wiederum einige Tage 
hindurch die Speifen zurüdwies, bis man zy dem früheren Verfahren fchritt, ibn 
mit — zu füttern, worauf er nach einigen Tagen aufhörte, das Eſſen zurüd 
zuweifen. 

Die über den Gemüthszuftand des Nehring in der Schwurgerichtsverhant- 
lung vom 3. Februar d. J. vernommenen Sacdverftändigen, Dr. Bernhardi, Die. 
tor der Irrenanftalt zu Königsberg, Dr. Knauth, Kreisphyfilus Dr. Klokow, Kreit 
yhyfifus Dr. Wiesner, Dr. Aspodien, haben übereinftimmend ihr Gutachten dahin 
abgegeben, daß Nehring weder vor, noch während, noch nach der Berübung der That 
fich im Zuftande einer Geiſteskrankheit befunden habe; daß das von ihm begangene Ber: 
brechen das Produkt einer ungezaͤhmten Leidenfchaft fei, der geibenfchatt des Hafi 
und der Race, welche in Nehring’s früheren Erlebniffen, in den erlittenen Kran: 
kungen, in feiner Halbbildung und in feinem aus diefer entfprungenen Dünfel ihren 
— De ihre Erklärung habe. 

Die Direltoren Wieöner und Atzpodien haben hierbei das früher von ihnen 
in dem Blödfinnigfeits-Verfahren abgegebene Gutachten ausprüdlich widerrufen mit 
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dem Bemerken, daß wenn ihnen‘ damals die Thatfachen bereits befannt geweſen 
wären, welche während der Schwurgerichtöverhandlung zu ihrer Kenntniß gekom⸗ 
men, ihr Gutachten damals anders ausgefallen fein und fie den Angeklagten für 
vernünftig und vollftändig zurechnungsfähig erflärt haben würden. 

Die -Gefchworenen haben dann die an fie geftellte Frage: Ob der An- 
eflagte zur Zeit der That wahnfinnig oder blödfinnig geweſen? mit mehr als 
eben Stimmen verneint. 

Da jedoch der Verurtheilte nicht nur zur Zeit der Verübung der That, nody 
formell unter dem ihn für wahnfinnig erflärenden Erkenniniß des Kreisgerichts zu 
Kaukehmen vom 8. September 1348 jtand, fondern auch fein ganzes Leben das 
Bild eines fo —— Menſchen gewährt, daß an feiner Zurechnungsfähigfeit 
wohl Zweifel eniftehen konnten, fo wurde vor der Einholung der Allerhöchſten Be— 
ftätigung des Todesurtels von dem Königlichen Juſtiz-Miniſterium ein Gutachten 
der wifjenfchaftlichen Deputation für das Medizinalwejen zu Berlin über die Zus 
zechnungsfähigfeit des Nehring veranlaßt. Daſſelbe iſt ausführlich in Casper's Zeit- 
ſchrift für gerichtliche und öffentliche Medizin Band VII. Seite 177 folg. abgedrudt. 

Diejes Gutachten ift dahin abgegeben worden: 

dag Wilhelm Nehring für volllommen zurechnungsfähig zu erachten ift. 

Die wifjenjchaftliche Deputation führt in ihrem Gutachten aus, daß feine 
der Handlungen des Nehring den Stempel der Berfehrtheit trage, daß jeine That, 

aus dem rechtöwidrigen Drange zur Befriedigung eines egoiftiichen Gelüftes, der 
Rachſucht wegen vermeintlich erlittenen Unrechis, erzeugt und durch feine ungemef- 
jene Eitelfeit genährt, die Ausführung eines fiebenzehn Jahre hindurch yo 
Planes fei. Hierbei fünne es nicht auffallen, daß Nehring feine Pläne, die fonft 
ein zurechnungsfähiger Menfch "in fich zu verfchließen pflege, offenkundig ausge: 
fprochen habe, da er bei feinem — Gharakter nicht Herr feiner —* ge: 
weſen jei und feine Leivenfchaft nicht habe unterdrüden konnen, dann aber auch 
durch anderweitige Erklärungen, feine Aeußerungen feien „nur leere Drohungen ges 
weſen“, „er habenie die Abſicht gehabt, diefe Drohungen wirklich auszuführen“ u. f. w. 
ae einzulenfen verftanden habe. 

Benehmen des Angeklagten, jo auffallend es fei, ichließe die Annahme 
eines firen Wahnes aus, da «8 noch nie vorgefommen, daß ein Wahnfinniger fich 
17 Jahre lang mit einem ſolchen krankhaften Drange herumgetragen habe, der viel 
mehr in folchen unglüdlichen Fällen jehr bald, höchftens nach Jahr und Tag zur 
That werde. 

Eben jo wenig vermöge ein Wahnfinniger in Betreff feiner Wahnvorftellung 
zu heucheln, wie es Nehring gethan, der auch dadurch, daß er nach feinem eigenen 
Geftändniß gegen die Tödtung Meyhöfer's „angefämpft, den Gedanken aber nicht 
rap — können,“ ein weſentliches Bekenntniß ſeiner Zurechnungsfähigs 
eit gegeben habe. 

Auch ſein Benehmen nach der That unterſcheide ſich weſentlich von dem 
eines unzurechnungsfähigen, geiſtig Geſtörten. Dieſer würde in den Verhören mehr 
ober weniger offen feine wahnſinnigen Ideen erklaͤrt haben, er würde nach der That 
und beim Anblid der Leiche, nÄchdem fein lrankhafter Drang Befriedigung gefunden, 
wenn nicht gar, was nicht felten beobachtet worden, zur Belinnung und aufrichtigen 
Reue gelangt fein, in einem anderen Kalle vielleicht ſogar gelacht Haben umd dergleichen, 
nicht aber wie Nehring den Wunſch geäußert haben, auch noch die Leiche zu miß- 
handeln und den Gemordeten gleichfam zum zweitenmale zu morden. Das Seltene, 
Ungeheuerliche in einer —— That oder in der Perſonlichkeit des Thäters 
an ſich dürfe niemals als Grund feiner Unzurechnungsfähigkeit angenommen wer: 
ben, weil That umd Thäter zu entichieden den allgemein menſchlichen Gejegen des 
Denkens und Empfindens widerfpräcdhen. Der entmenfchtefte Verbrecher würde fonft 
nach einer ſolchen, fäͤlſchlich nur zu oft in gerichtlich⸗pſychologiſchen Gutachten vor: 
gebrachten Annahme geradezu ald der Schuldlofefte ausgehen muͤſſen. Ein Menfch, 
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wie Nehring, der feine tobende Leivdenfchaft felbft gegen das höchſte Weſen frichte, 
an das er 4 wenig glaubt, wie an eine Fortdauer und an eine Strafe nach dem 
Tode, und dem die irdifche Strafe vollfommen gleichgültig ift, höre auf, ein pfy⸗ 
chologiſches Näthfel zu fein. ö 

Der Umftand, daß Nehring für „wahnfinnig” im gefelichen Sinne erklärt 
und fogar in eine Srrenanftalt gebracht worden, Fönne der Annahme feiner Zus 
rechnungsfähigfeit nicht entgegenftehen. Durch die Vorunterfuchung fei feftgeftell, 
daß Nehring niemals körperlich Frank gewefen fei, daß er am wenigſten am ſolchen 
Krankheiten gelitten Habe, die eine ftörende Rüdwirkung auf feinen Geift hätten 
äußern fönmen, Kein erhebliches Moment von Geiftesfrankheit habe fich ergeben. 
Seine zahllofen und langen fehriftlichen Auffäge zeugten durchgängig wohl von nie: 
drigſter Gemeinheit, von verwerflichfter, unchriftlichfter und unfittlichfter Gefinnung, 
aber fie zeigten jenes gute Gedächtniß, defien er fich felbft rühme, fie zeigten überall 
Logik und Folgerichtigfeit. Durch feine Aeußerungen: „ih habe nie die Abſicht 
gehabt, die Drohung wirklich auszuführen; fo verdorben ift mein Herz nicht; ic 
weiß fehr gut, wer Menjchenblut vergießt, deffen Blut wird wieder vergoffen wer: 
den “, lege er jelbftredend ein fprechendes Zeugniß dafür ab, daß er Gutes vom Böſen 
unterfcheiden fünne, daß er wifle, daß das Sitten= und Strafgefeg das Böfe verurtheilen. 
Mit größten Recht hätten hiernach, wie nad) feinem ganzen vergangenen Leben, die 
Sachverſtändigen Dr. Bernhardi und Dr. Knauth den Nehring für zurechnungs— 
fühig erklärt; einer Kritit des früheren Gutachtens der Direftoren Wiesner um 
Aypodien, worin er für „wahnfinnig “ erklärt worden, bedürfe ed nicht weiter, 
da diefe Aerzte daſſelbe fpäter, und nach gewonnener näherer Kenntniß vom Leben 
und Treiben des Nehring felbft zurüdgenommen haben. Das Gutachten Des Kreis: 
Chirurgus Wendryfowsfi befeitige fih dadurch, daß derfelbe zu einer ſolchen Begut 
achtung fo wenig qualifizirt al8 befugt geweſen ſei. 

Der Transport in das Irrenhaus fei hiernach, da er nur aus Irrthum ge 
fchehen, völlig irrelevant, und daß Erfenntniß der Wahnfinnigkeits- Erflärung, wie 
formell gefeglich es auch gerechtfertigt fein möge, ftehe-in Feiner Weife entgegen, 
da es auf irrthümlichen technijchen Grundlagen geftügt gewefen, wie Dies Die be 
treffenden Techniker felbft eingeräumt. Aber der längere Aufenthalt des Nehring 
in der Heilanftalt, in welcher er von einem wirflich fachverftändigen Arzte ſorg— 
ſam beobachtet worden, habe feinerfeits ein neues Moment für die Beurtheilung 
feines Gemüthszuftandes geliefert, indem derjelbe bewielen habe, daß Nehring wäh 
vend der ganzen Beobachtungszeit Feine Spur einer GSeelenftörung gezeigt Batte. 

Des Königs Majeftät haben hierauf befchloffen, daß der Gerechtigkeit durch 
Bollziehung des Todesurtels freier Lauf zu laffen fei. 

Die Verhandlung, durch welche dem Nehring dies eröffnet wurde, lautet 
(vom 19. Oftober 1854) wie folgt: 


In der Unterfuchungsfache wider Nehring wurde 
der Arbeitsmann Friedrich Wilhelm Nehring 


aus feiner Zelle in das große Zimmer des Gefänghiffes geführt, und wiewohl ver: 
felbe fonft bisweilen in der Zelte umherging, fo verweigerte er jegt den Gang um 
mußte, durch zwei andere Perſonen unterftügt, in jenes Zimmer beinahe av 
tragen werden. 

Diefer Nehring hatte bald nach feiner Einlieferung dem Herm Superinten: 
denten Ziegler, welcher ihm geiftlichen Zuſpruch brachte, die Bitte vorgetragen, dafür 
zu —— daß ein Kleidungsſtuͤck und 10 Sgr. baar, welche er Jemandem zur Ver— 
wahrung übergeben, den Seinigen zugeſtellt werden möchte. Herr Ziegler kanme 
den Nehring von früherer Zeit her, ſprach ihm Troſt zu, den Nehring auch anzunehmen 
ſchien; aber feit jener Zeit hat Nehring fein Wort weiter gefprochen, weder zu 
feinen Mitgefangenen noch zu den Beamten, jo viel theilnehmende Mühe man ſich 


SS F Mord aus Nahe an einem Richter am der Gerichtsftelle. . 
N, IR. Auch Here Ziegler Hat öfters verſucht, mit ihm eine Un t Etredu E 
@ — Pfen, er ift aber 8 einen Vorſatz, nicht zu fprechen, bis zut Diefem — 


PN * — 
Li er Aufforderung Des unterzeichneten Richters, fih aufrecht hinzuſte ee 
> Dr Ürdb er nicht, — blieb auf dem Fußboden Gl "ce blich die Vz 
—— — fich zur Sache auszulaſſen, ohne Erfolg. 
G; Es wurde nun dem Nehring das Grfenntniß des Königlichen Schwure —— 
Q >rS zu Zilfit vom 3. Februar d. J vorgelefen, ihm darauf die Allerhöchte Km — 
SO tersorpre Bom. 20. September d.$, wodurch das obige Erfennmiß betätigt Wa — 
»n ,‚ Durch Langfames und deutliches Vorlefen publigirt, ihm auch eröffnet, daß jÄrL = 
ES Nnrichtung amı naͤchſtfolgenden Tage vor ſich gehen würdez auch wurde er be— 
LI gt, ob er noch irgend eine Erflärung abgeben wolle; Ron blieb aber ruhig 
. “Sen, unD war nicht zu bewegen, ein Wort über die Lippen zu bringen, jo Tonne«= 
un \t iHm nichts weiter verhandelt werden u. ſ. w. 


KRehring ift am 21. Dftober 1854 hingerichtet worden. 


any 
und 


Meber den Einwand der Suffizienz des Vermögens 
beim einfachen Bankerutt. 


Die ftrafrechtliche Lehre über den Banferutt wird bald in.diefen Blättern eine 
umfafjende Erörterung von gewiegter Seite her finden. Es wird aber am Ort fein, 
vorab eine Frage zu berühren, welche nach Lage der Preußiſchen Eivilgefeggebung 
jpeziell einer beionderen Erdrterung, welche fie dort vom allgemeineren Standpunfte 
aus nicht hat finden fönnen, bedarf. Es ift dies die Frage Uber das Erforderniß 
der Bermögensinfuffizienz beim Thatbeftande des Banferutts. 

Der Rechtsfall, an welchen fich diefe Erörterung anfchließt, ift folgender: 

Der des einfachen Banferutts aus $. 261. Nr. 2. des Strafgetepbucht 
Angeklagte ift Handeldmann, nämlich Deftillateur ohne Faufmännifche Rechte in ver 
Steuerflafie B., Schanfwirth in der Klaffe C., und Hauſirer mit Produften auf 
Grund eines — Seine Eigenſchaft als Handelsmann durch dieſe Ge— 
ſchaͤftszweige iſt feftgeftellt. Er hat im Dezember 1854 Ks Zahlungen eingeftellt, 
und der Richter ftellt dieſes Erforderniß deshalb feit, weil der Angeklagte, zur Zah: 
lung einer Wechfelfhuld von 280 Rthlrn. rechtöfräftig verurtheilt, deshalb vie 
MWechfelerefution gegen ihn vollftredt, in Folge diefer Erekution fein Gefchäftslotal 
gefchlofien ift, und durch den Verkauf der abgepfändeten Mobiliar-Bermögensftüde 
noch nicht die Hälfte der — Wechſelforderung zur Befriedigung des Gläu- 
4 gebedt ift. Endlich ift feftgeftellt, daß, obgleich die Führung von Handlungs⸗ 
büchern nach ver Befchaffenheit des von dem Angeflagten betriebenen Gefchäftes 
erforderlich war, er diefe Handlungsbücher doch fo unordentlich geführt hat, daß 
diefelben Feine Weberficht des Bermögenszuftandes gewähren, und daß er dieſe 
Handlungsbücher theilweife verheimlicht und vernichtet hat. Die Unterfuchung ift 
im Juli 1855 eingeleitet. Zahlungseinftellung und — haben daher vor 
der geſetzlichen Wirkſamkeit der neuen Konkursordnung vom 8. Mai 1855, welche 
erft mit dem 1. Oktober 1855 in Kraft getreten iſt, ſtattgefunden resp. begonnen. 
Dagegen ift nad) Lage der Akten ein Konfurs über das Vermögen des Angeklagten 
vom Givilrichter nicht eingeleitet. 

In zweiter Inftanz nun trat der Angeklagte den Beweis an, daß fein Ver— 
mögen zur Zeit der er tig zur Befriedigung feiner Gläubiger voll- 
ftändig ausreichend gewefen ſei (1058 Nehfe ausftehende Forderungen und 102 Rthlr. 
Erlös des im Wege der Erefution veräußerten Mobiliard gegen 697 Rthlr. Schul- 
den mit Einfluß der gedachten Wechfelfchuld), daß mithin eine Infuffizienz feines 
Bermögens nicht allein nicht vorhanden geweſen, er vielmehr im Lauf feiner Haft 
befelei gg feine Gläubiger aus feinen ausftehenden Forderungen babe 

efriedigen lafien. 

Der —— verwirft dieſen Einwand. Denn der Angeklagte ſei 
jedenfalls außer Stande geweſen, dem gedachten Wechſelgläubiger wegen der 280 
Rthlr. fofort Behlung . leiften; er habe ſonach feine Zahlungen eingeftellt; ſonach 
fei er zur Zeit der tionsvollftredung zahlungsunfähig gewefen, und fein Zab- 
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ungdumvermögen fei erft da eingetreten, wo feine Schuldner ihren Verpflichtungen 
gegen ihn uch Zahlung der ausftehenden Forderungen des Angeflagten) nachge- 
ommen jeien. ’ 

Die über diefe Berwerfung des gedachten Einwandes der Bermögersfuffizienz 
erhobene Nichtigkeitsbejchwerde des Angeklagten ift durch das Urtel des Ober-Tri- 
bunals vom 11. Juli 1856 in Sachen wider Schweiger (Nr. 643. 1.) zurüd: 
gewiefen, in Erwägung, daß zwar nad) Lage der Akten ein Konkurs über Das Ber- 
mögen ded Angeklagten nicht eröffnet, dadurch aljo die Inſuffizienz feines Vermö— 
gend nicht feftgeftellt it, und daß ferner die Zahlungseinftellung im Dezember 1854 
und die Einleitung der Unterfuchung im Juli 1855, beides aljo vor der gefeglichen 
Wirkjamfeit der Konkursordnung vom 8. Mai 1855, ftattgefunden hat, jo daß aljo 
eine Beurtheilung des Rechtsverhältniſſes vom civilrechtlihen Standpunkte lediglich 
nach den Borfchriften der Konkursordnung im Tit. 50. Th. I. der Allg. Gerichte- 
Ordnung eintreten müßte; daß es jedoch hierauf überall nicht ankommt, da die 
ftrafrechtlichen Borjchriften über das Berbrechen resp. Bergehen des Bankerutts 
in den $$. 259. bis 262. des Strafgefegbuchs im Allgemeinen zum Thatbeftande 
nur allein die Feftftellung der Zahlungseinftellung in Verbindung mit den einzelnen 
dabei fpeziell genannten Handlungen fordern, dabei aljo, als allgemeines Erforderniß, 
der Feftftellung der VBermögensinjuffizienz des Schuldners, und demgemäß auch der 
Eröffnung des Konkurſes über ihn, nicht gedenken; Daß zwar der $. 261. Nr. 4. 
eine folcye Vermögensſuffizienz ausdrücklich vorausjegt, daraus aber nicht folgt, daß 
dies, auch in den übrigen Fällen des $. 261. Nr. 1. 2. 3, alſo namentlich in dem 
hier zur Anwendung gebrachten Falle des 8. 261. Nr. 2. gefchehe; daß hiernach 
der gedachte Einwand des Angeklagten überall rechtlich ohne Einfluß ift, und es 
daher auf eine Prüfung der Gründe, aus welchen der Appellationsrichter denjelben 
verworfen bat, nicht anfommt. 

Soweit der diefer Erörterung zum Grunde liegende Rechtsfall, 

Fragt man zuvorderft nach dem Strafgrunde fiir das Verbrechen resp. Vers 
gehen des Bankerutts, jo ift Died nach Deutſchem gemeinem und Partikularrecht: 

die Beihädigung der Gläubiger, ihre Verkürzung, durch ven Mißbrauch 
des Kredite. 
— — iſt Hierbei alſo eine wirkliche Vermögensinſuffizienz, oder doch — 
beim betrüglichen Bankerutt — eine fingirte, weil ohne fie eine Beſchaͤdigung der 
Gläubiger nicht wohl denkbar iſt. Dies ift joweit feitgehalten, daß jelbft diejenigen 
Gefegbucher, welche das eigentliche Verbrechen ded Banferuttd nur auf den Han- 
delsſtand befchränfen, auch für das analoge Verbrechen anderer Stände, außer dem 
Handelöftande, nämlich für das des betrüglichen oder leichtfinnigen Schuldenmacheng, 
leichfalls — wie ſich von jelbft verfteht — die Zahlungsunfähigfeit, alfo die In— 
— des Vermögens, als nothwendiges Erforderniß — Nur darin 
waltet eine Verſchiedenheit ob, daß einzelne dieſer Geſetzbücher das Verbrechen des 
Bankerutts ausdrüdli von der fürmlichen Eröffnung des Konfurfes abhängig 
machen, andere dagegen nicht. 

Schon dieje Betrachtung des gemeinen Deutichen Rechts und der übrigen 
Deutſchen Gefegbüher muß es von vorn herein bevenklich erjcheinen lafjen, Hr 
unfer Breußifches Recht das Erforderniß der Vermögensinfuffizienz beim Bankerutt 
für gleichgültig zu erachten. 

alt man nun aber feit, daß hier ein Fall vorliegt, in welchem das Straf: 
recht ſich erfichtlih nur als ein Begleiter des Givilrechts, ald eine nothwendige 
Konfequenz des civilrechtlichen Fallitenrechts, darftellt, jo erfcheint es an fich ſchon 
unzuläjfig, auf dem Gebiete dieſes Strafrechts das Verbrechen oder Vergehen des 
Banferutts da anzunehmen, wo civilrechtlih ein Fallitenrecht unzweifelhaft gar 
nicht in Wirkſamkeit treten fann. Dies ift aber nach den Vorſchriften der älteren 
Konkursorbnung im Titel 50. Th. I. der Allg. Gerichts⸗Ordnung entfchieven da der 
Fall, wo eine Bermögensinfuffizienz weder nach geſetzlicher Vorſchrift zu vermuthen, 
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noch auch. in der That vorhanden iſt. Wenn es nämlich auch richtig ift, daß bie 
Strafvorfchriften über den Banferutt in den 88. 259.’ folg. des Strafgeſetzbuches 
die Eröffnung Bes wirklichen Konkurfes über den Angeklagten keineswegs voraus- 
jegen, fo fcheint doch ſoviel gewiß, daß ſie jedenfalls da nicht Platz greifen fünnen, 
wo nad den Vorſchriften des Givilrechts ein Konkurs überhaupt unzuläffig ift. 
Denn fchon die Bedeutung des Ausdrucks „Bankerutt“ weift nothwendig auf den 
jenigen Zuftand hin, welchen das Givilrecht unter demfelben Ausdrud begreift. In 
diefem find die Ausdrücke: fallire, fallimento, fallito und bancorotto gleichbedeutend ; 
fie bezeichnen den ausdrüdlich erklärten oder doch ſonſt thatjüächlich eingetretenen 
Zuftand der Zahlungsunfähigfeit, der die gerichtliche oder außergerichtlihe Behand: 
lung der Gläubiger zur Folge - Das Strafrecht kann daher unter dem Aus: 
drud „Bankerutt“ auc etwas Anderes nicht verftanden, aljo jedenfalls nicht ge: 
wollt haben, daß auch da ein Verbrechen oder Vergehen des Bankerutts vorliege, 
wo ein Falliment mit jener gerichtlichen oder außergerichtlihen Folge in Wirklich: 
feit gar nicht vorhanden ift, wo alfo, unfer älteres Preußiſches Eivilrecht als 
Grundlage gedacht, ein Konfurd unzuläffig war. Unzuläfiig war aber verjelbe 
nah den ausprüdlichen Vorjchriften der 88. 1. 2. 3. Tit. 50. der Allg. Gerichts- 
Ordnung dann, wenn nicht zuvor die Vermögensinſuffizienz nachgewiefen war. 
Zwar enthielten die Nummern 2. 3. 4. des $. A. ibid. (außer der eigenen Anzeige 
des Gemeinjchuldners Über fein Unvermögen) gewiffe Präfumtionen, in denen das 
Unvermögen ald klar und notorifch vermuthet werden ſollte; allein dies waren ja 
nur Fäle, in denen der Gemeinfchuloner als nicht anmwefend gedacht war, alfo wo 
es fich entweder um die Erbichaft eines VBerftorbenen oder um das Vermögen eineö 
Flüchtigen, mit frucdhtlofer Erefution Verfolgten handelte, während in dem anderen 
Fällen ein förmliches Vorverfahren über die Feitftellung der wirklichen Infuffiziens, 
bei welchem aljo der Widerfpruch gegen die Annahme einer folhen, der Gegen 
beweis, zuläffig war, eintreten follte Sollte es alſo in diefen Fällen denkbar fein, 
dem des ftrafbaren Banferutts Angeklagten einen Einwand, nämlich den der Ber: 
mögensfuffizienz, zu verneinen, welchen das Civilrecht ihm ausdrüdlich geftattete? 

Anders dagegen erfcheint die Frage allerdings nach der neuen Konkursord— 
a vom 8. Mai 1855. Sie unterfcheidet den faufmännifchen und den gemeinen 
Konkurs. Diefer legtere ift im $. 322,, wie bisher, ausdrücklich von dem Nach— 
weis der Vermögens - Infuffizienz abhängig gemacht. Da indeß das Verbrechen 
resp. Vergehen des BanferuttS im Strafgejegbuche ausprüdlih nut auf Handels: 
leute, Schiffsrheder und Fabrifbefiger beſchränkt ift, dies aber wiederum dieſelben 
Klaſſen von Gewerbtreibenden find, auf welche auch gleichmäßig nur der faufmän- 
niſche Konfurs anwendbar ift, jo kann nunmehr der Fall nicht mehr eintreten, daß 
die Strafvorſchriften über den Banferutt mit einem Falle des gemeinen Konkurſes 
zufammentreffen. Es ift ſomit nur die Möglichkeit eines Faufmannifchen Konfurfes 
bei diefen Strafvorfchriften vorausgefegt. 

Diefer Konkurs nun, der faufmännifche, erfordert im $. 113. der Konkurs 
Ordnung als Bedingung feiner Einleitung nur die Zahlungseinftellung, nicht 
alfo auch die Feftftellung einer Vermögens-Inſuffizienz. Ueber die Zahlungsein- 
ftellumg beftimmt der g. 113. der KonfurssOrdnung: 

Die Zahlungseinftellung ift vorhanden, wenn der Gemeinfchulpner feine 
Zahlungsunfähigkfeit felbft erklärt, oder wegen Zahlungsun— 
fähigkeit fein Geſchäft jchließt, oder wenn andere Umftände vorliegen, 
aus welchen erhellt, daß der Gemeinfchuldner in dem Zuftande der Zah— 
lungsunfähigkeit fich befindet. 

Borausfegung ift alfo die Zahlungsunfähigfeit. Die Zahlungsein- 
ftellung begründet alto nur infofern den faufmännifchen Konkurs, als fie ein von 
dem Konkursrichter zu prüfender Beweis der Zahlungsunfähigfeit ift. 

Was aber bedeutet im Sinme der Konkurs⸗Ordnung diefe Zahlungsunfähig- 
Feit? Nach gemeinem Sprachgebrauche, und nach demjenigen anderer Deutjchen 
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Geſetzbücher bedeutet fie „ Vermögens» Infuffizien; “'). Allein es ift anzuerfennen, 
daß Die Konkurs: Ordnung den Ausdrud in einem anderen, mehr formellen Sinne, 
nämlich -in dem engeren, dem $. 28. Tit. 16. hl. des Allg. Landrechts ent: 
jprechenden, aufgefaßt hat. Hiernach ift Zahlung die Erfüllung der Verbindlich- 
feiten durch Geld oder durch geldgleiche, auf jeden Inhaber lautende Papiere. Die 
erg Mehrzahl aller kaufmänniſchen WVerbindlichkeiten ift auf diefe Weife 
zu erfüllen. Nach dem Borgange des Franzöfiichen und Holländifchen Handels: 
Geſetzbuches und des Belgijchen Fallitgejeges, welchen unjere Konkurs - Ordnung 
faſt durchweg nachgebildet ift, foll alfo die Zahlungseinftellung, die Unfähigkeit 
ſolcher Zahlungsleiftung bedeuten. Man hat dort, in der Praris und Doltrin 
diejer Ränder, die Frage erörtert, ob die Zahlungseinftellung den Zuftand wirklicher 
Inſuffizienz oder nur denjenigen der Unfähigkeit der Zahlungsleiftung bedeute, und 
iſt dort zu dem Nefultate gelangt, daß nur dieſes leßtere der Fall fei, und zwar in 
dem Maaße, daß jogar die nuachgewiefene Injuffizienz fein gefeglicher Grund zur 
Eröffnung des Faufmännifchen Konkurfes jei, jobald nicht zugleich dag formelle 
Erforderniß der Zahlungseinficlung vorhanden ſei; daß daher gegen den zahlungs⸗ 
leiſtenden Handelömann trotz jenes Nachweiſes der Inſuffizien ein Konkurs nie- 
mals zu eröffnen jei?). Im der That wird dies auch vom Standpunft des fauf- 
männischen Verkehrs das Richtige fein. Nach dem Zuftande unjerer Kreditanftalten 
wird in gewöhnlichen Zeiten, bei ungehemmtem Berfehr, felten der Fall eintreten, 
daß ein Kaufmann, welcher rrell binreichendes Vermögen zur Dedung feiner 
Schulden beſitzt, außek Stande fein follte, feine Zahlungen zu leiften. Sein Kredit 
lann erfchüttert fein, aber er wird ſich die Zahlungsmittel durch den Nachweis 
jeined Vermögenszuftandes, durch Hinterlegung von Effekten ıc. fehr bald ver: 
ſchaffen; die fur Furze Zeit eingetretene Stodung wird jehr bald befeitigt fein, ohne 
den Charakter einer wirklichen Zahlungseinftellung anzunehmen. Tritt diefe aljo 
wirfli ein, jo wird fie in den überwiegend meiften Fällen, alfo ald Regel, zugleich 
der hinlängliche Beweis der wirklichen Inſuffizienz fein. Man hat aber vollfommen 
Recht gethan, für den Handelsftand nicht den ſchwierigen Nachweis dieſer letzteren, 
ſondern ‚nur den Nachweis eines Zuftandes zu fordern, der für diefen Stand jenen 
Nachweis überzeugend in ſich ſchließt, oder der mindeftend, wie die Erfahrung 
lehrt, mit dem zue Sicherung der Rechte aller Gläubiger nothwendigen Einfchreiten 
der Gerichte in dem meiften Fällen durch die Eiftirung des Umſatzes die wirkliche 
Inſuffizienz nach ſich zieht, auch wenn fie in der That anfangs nicht vorhanden 
gewejen fein follte. 

Die Motive der Regierung zur Konkurs: Ordnung fagen: „der Begriff der 
Zahlungseinftellung bejchräntt fich nicht auf die gerichtliche oder außergerichtliche 
Erklärung des Gemeinſchuldners, daß er feine Berbindlichkeiten zu erfüllen außer 
Stande ſei; eine folche Erklärung bildet nur eine Art der Außeren Erſcheinung 
der Zahlungseinſtellung. Die lehziere bezeichnet vielmehr den Zuſtand der Zahlungs - 
unfähigfeit, welcher den Kredit des Gemeinſchuldners vernichtet, es mag die Zah- 
lungsunfähigfeit ausdrücklich erklärt fein oder nicht, in einer wirf- 
lichen Vermögensungulänglichkeit oder nur in einer Unzulänglid- 
feit der Zahlungsmittel beruhen’). 

Wie fehr indeß jene Borausfegimg, daß bei einem Handeldmann die Zah— 
Iungseinftellung der Beweis der wirklichen Vermögens» Infuffizienz fei, unjerer 
Konkurs⸗Ordnung dennoch zum Grunde liege, und wie daher auch dieſe Infuffizienz 
die zwar nicht ausgeſprochene, aber doch deutlich genug angenommene Grundlage 
des Verfahrens bildet, das zeigt die Beibehaltung zweier” Inftitute in diefer Kon- 





* 
1) Noch das menefte Sähfifhe Strafgeſeßbbuch bon 1855 berftebt im Art. 304.. unter 
„Zahlungsunfähigfeit“ die „Sufuffizienz *. 
2) Vergl. die Erdrterungen bierüber in „Kommentar und bollftändige Materialien zur 
Konkurs-Orbnung* vom 8. Mai 1855 ©. 288 |. 
3) Kommentar mub boliftändige Materialien S. 290, 
Archiv. 1856, VI, 52 
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kurs⸗Ordnung, welche beide die wirkliche Infuffizienz nothwendig vworausfegen. Es 
find dies: das Syſtem der Vorrechte und der Afford. Jenes, das Syſtem der 
Vorrechte, — fo ſehr modifizitt e8 auch in der Konfurd-Orbnung beibehalten iſt — 
jest ja voraus, daß die Gläubiger nicht ihre vollftändige Befriedigung erhalten 
fonnen, und daß daher die Natur einzelner Forderungen den Anfpruc auf Beirie 
digung vor anderen Gläubigern begründe Man fönnte nun allerdings einwenden, 
daß das Snftitut fein nothwendiges, fondern nur ein für den Fall wirklicher rn 
juffizienz fafultativ anzumendendes fei. Allein beim Akkord findet jedenfalls diejer 
Einwand nicht ftatt. Denn dieſer ift, mit Ausnahme des Falles des betrügliden 
Banferutt6 oder des AustrittS des Gemeinfchuldners ($. 189.), ein nothwendiger, 
von Amtswegen einzuleitender Beftandtheil des Konkurſes ($. 182.), der, nad) jener 
amtlihen Beranlaffung, nur infoweit fafultativ wird, als es nunmehr bei dem 
Gemeinſchuldner fteht, Vergfeihsvorjchläge zu machen ($. 184.). Der Afkord aber 
ift ein erzwungener Nachlaßvertrag ; er ſetzt mithin gleichfall8 die Infuffizienz voraus. 
Man denke fih den Fall eines Akkords zwifchen einem fuffizgienten Gemeinſchuldnet 
und feinen Gläubigern. Bergleichsvorichläge zum Zwecke des theilweifen Nab- 
lafjed der Forderungen vermag jener nicht zu ftellen, denn er bietet den Gläubigern 
vollftändige Befriedigung. Ihr Anſpruch auf baare Zahlungsleiftung hat durd 
die Eröffnung des Konfurjes von Nechtswegen aufgehört; es Handelt fih alje 
lediglih darum, durch welche Meberweifungen aus dem Aftivvermögen die Gläu- 
biger ihre vollftändige Befriedigung erhalten jollen, und deg Afford Löft ſich jomit 
—— in ein Verfahren über die Modalitäten dieſer vollftändigen Befriedigung, 
in Grmangelung einer Einigung aber in eine andere Form des Moratorii bis zur 
Berfilberung der Maffe auf. 

Hiernadh hat denn auch der Einwand der Guffizienz des Vermögens im 
faufmännifchen Konfurfe eine Bedeutung. Der Konfurd wird nach Konftatirumg 
der, Zahlungseinftellung durd einen Beſchluß des Gerichts eröffnet ($. 119.). Ert 
gegen diefen Beſchluß muß der Gemeinjchuldner mit feinen Einwendungen gehört 
werden ($. 124.), vorher ift dies nicht erforderlih. Sind diefe Einwendungen 
durchgreifend, fo erfolgt die MWiederaufhebung des Konfurfes durch Erkenntniß 
Denft man fih nun jenen Ginwand der Suffizienz ald Widerfpruch gegen die 
Konfurseröffnung, jo hat er allerdings nur in dem Sinne eine Bedeutung, als der 
Gemeinfhuldner die Möglichkeit eines MWiederbeginnd der Zahlungen behaupte, 
und diefe Möglichkeit durch den Nachweis hinlänglicher Mittel zur Dedung feiner 
Schulden, und demgemäß aud der Fähigkeit zur Beichaffung der Zahlungsmittel 
darthut. Mit der Konfurseröffnung erfolgt die Ernennung eines Mafjenverwaltes 
und die Beichlagnahme des Vermögens des Gemeinfchuldners. Kommt auch dieſet 
Verwalter in der von ihm aufzuftellenden Bilanz zu dem Refultate einer Suffizien 
fo wird es ihm vorausfichtlich auch bald gelingen, die Zahlungsmittel für die bi 
Eröffnung des Konfurjes fällig geweſenen Forderungen zu befehaffen. In jevem 
Falle wird das Konfursgericht, gegen welches der Gemeinfchuldner jenen Einwand 
der Suffizienz erhebt und welchem der Maffenverwalter diefelbe beftätigt, Anſtand 
nehmen, mit der weiteren Regulirung des Konfurjes vorzugehen, und, der Regel 
nah, wird ſonach die Wiederaufhebung des Konfurfes die Folge dieſes Ein 
wandes fein. 

Was nun das Verbrechen oder Vergehen des Bankerutts in den gg. 39 
folg. des Strafgefegbuches betrifft, foweit diefelben in nothwendiger Beziehung zu 
den Vorfchriften über den Faufmännifchen, Konfurs ftehen, fo ift Hier von dem 
Verbrechen des betrüglichen Banferutts abzufehen. Ob hier eine wirkliche Inſuß 
fizienz vorhanden, odersob die Infuffizienz nur fingirt wird, ift gleichgültig. Der 
Schwerpunkt liegt hier auf den betrüglichen Handlungen, welche den Zwed haben, 
die Beſchädigung der Gläubiger durch Verheimlichung von Aktiven oder durd Auf 
ftellung oder Anerkennung erdichteter Schulden oder Rechtögefchäfte, oder jonit 
durch Berbunfelung der Geſchaͤftsführung herbeizuführen. Bier ift jener dolus tet 
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Seſcha 
digung der Gläubiger un 
N ger ungweifelhaft im Geſetze e ⸗ 
— s hat aber keinen Sm gi einladen yon sine —— * 
4 * Wadigung der Gläubiger, Die hier, im Ge enjag jenes darauf gerichteten — 
Zr betrüglichen Banferutt, als cine fahrläffige aufzufafien it, gu denfen 2 = 
—— —— rt 3 zug . =. uchung ade einfaden Banfe =— 
ge er ZJablungseinitellung zu ein fol Der er 
dest sn: g ng zulaͤſſig fein foll, jo haben Der erſte um > 
1) wWenn fie (die Handelsleute ıc.) durch Ausſchweifun en, Aufwand, 5 
ober Differenzhandel mit Waaren oder —õe—— — 
Verbraucht haben oder f uldig geworben find ; 

4) wbvenn fie, obgleid; das a nad) der legten Bilanz nit die Hi 
Der Schulden dedte, neue Schulden gemacht, oder Waaren oder Kre 
papiere unter dem Werthe verfauft haben, 

Doch zu Deutlich das Verſchulden des inſuffizienien Handelsmannes vor Augen. 
auch bei Den beiden anderen Bällen, 

22 ‚wern fie Hanblungsbücder zu führen unterlafien haben, obwohl ver 
FSuüuHrung gefeplid vorgefchrieben oder nad der Beichaffenheit ihres EF 
sg Häftes erforderlich war, oder wenn fie dieſe andlungsbuͤcher verhei⸗ 
Licht oder vernichtet, oder jo unordentlich ge hrt haben, dag dieſelb 
Feine Ueberſicht des Bermögendzuftandes gewähren; j 

3> wenn fie unterlaffen haben, die Bilanz ihres Bermögens jährlich zu chen 


Ben ven 


onfurrseröffnung, zur befleren Befolgung dee im $. 116. (ver EL. $. 
folgte en Konkurs:Ordnung enthaltenen Borfchrift Liber bie Verlegung © Bi = 
su sbircher zu möthigen. In der That find fie auch im diefem Sinne in 


lun srisprudenz aufgefaßt'); ja das Franzöfiicye und Belgiiche Hara nels 
zö ſi De > und 574.) gehen in fonjequenter Anwendung einer olcBen he 
(reSPp- ar fo weit, daß fie den Thatbeftand des ftrafbaren einfachen anferutte 


faſſung IB Die Unterlafjung der in der Konkurs- Ordnung für den Gemeint fchufpner 
ſchon ar ebenen gerichtlichen Anzeige feiner Zahlungseinftellung gründer. Mir 
vor eich une indeß vom Standpunkte des Deutjchen echtes gegen eine foldhe Auf- 
muũfſen Au flehnen, Es ift wahrlich fein Grund vorhanden, ſolche dem Srangöfifchen 


ee eigenthümliden, aus dem reinften Formalismus entiprungenen VBorfchriften 
e 


in ımfer ments der Benachtheiligung der Gläubiger durch ven Banlerutt des 

enes_ BunDa i ; * ergiebt die Betrachtung der —— 
infuffiaten älfe sub 2. und 3. Der fuffisiente Schuldner, welcher wegen a ar e - 
Daten angels baarer Zahlungsmittel jeine Zahlungen einftellt, yerma a AR — 

est ift, die Suffizienz feines Bermögene dem Kichter darzuthu — 

ı ner Aktiva und Paſſiva — ne 
nat eftraft werden, weil er * Bilan; üher, — *—* 
a artsrügrung nicht alljährlich gegogen, oder weil ee Hand ung6 ———n 


nicht ge rficht, des Bermögens- nicht gewähren. Hier ift es far, daß für die 
eg pie neberſicht i A Fre 
Konsritten nur jener Sinn von Diegiplinarrügen gen den Hanbelöftan 


ift: 
Wbi, wä ung ihr Sinn der iſt 
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daß, wenn eine Infuffizienz vorhanden ift, alſo die fämmtlichen Gläubiger 
ihre vollftändige Befriedigung nicht erhalten fönnen, die unterlaffene Buch: 
führung oder Bilanzziehung der Vermuthung einer ungeregelten unorbent: 
lichen Gejchäftsführung und Dadurch der —— dieſer Beſchaͤdi⸗ 
gung der Gläubiger vermöge ihrer nur theilweifen Befriedigung Raum giebt. 
it der Annahme dieſes Grundfages wird auch dem wahren Rechte keines—⸗ 
wegd Eintrag gethan. Die ftrengen Regeln des kaufmänniſchen Konkurjes nad 
der Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855 fichern die Rechte der Gläubiger fo voll 
ftändig, und führen theild nach den Bedingungen ihres Eintretens, theild nach den 
bedenklichen Folgen, welche fie für jeden Gemeinfchuloner haben, ſchon fo bedeu— 
tende Nachtheile für den legteren herbei, daß fie allein und für fich ausreichen, 
genug erjcheinen müffen, um den öffentlichen Kredit zu fichern, ohne daß es nöthig 
erjcheint, zu diefem Zwede zugleich ohne alled Friminelle Kundament auch noch das 
Strafrecht durch die Annahme des Ihatbeitandes eines ftrafbaren Banferuttf in 
Fällen zu Hülfe zu ziehen, in denen von einer wirklichen Gefährdung dieſes Kreditd 
nicht die Rebe ift, alfo in Fällen, wo’feine Beſchädigung der Gläubiger vorliegt, 
vielmehr ihre vollftändige Befriedigung erfolgt, wo alfo, im Grunde genommen, die 
dennoh etwa eintretende Regulirung des Konfurjes nur eine bejondere Art einer 
unter gerichtliche Zuziehung erfolgenden vollftändigen Tilgung der Schuldverpflich- 
tungen eines Gemeinjchuldners iſt Wie aejagt, nur der Formalismus ded Fran 
—9— Rechtes hat es vermocht, Vorſchriften zu geben, welche, ohne das von und 
angenommene Fundament, aller wirklichen friminellen Grundlage ermangeln. 
Von den Kommentatoren des Strafgeſetzbuchs erflärte Temme in feinen 
Gloſſen ©. 361. die Imfuffizienz al8 erforderlich zum Thatbeftande des einfachen 
Banferuttd. Im feinem Lehrbuche S 1017 erklärt er fie dagegen für gleiche 
und erhebt ſich nachdrüdlich gegen die Behauptung, daß dem IIngeflagten der Rad 
weis feiner. Suffizierm zugulafien fei. Oppenhof zu $. 261. tritt dem bei. Koh 
dagegen zu $. 261. tritt der in der Materialien Bd. IL ©. 599 entwidelten An 
ficht, daß dem Angeklagten der Nachweis der Suffizienz zu geftatten ſei, und daß 
—— Nachweiſe der Thatbeſtand des ſtrafbaren (einfachen) Bankerutts nicht 
vorliege, bei 


Mitthbeilungen 


aus den 


Schwurgeridts - Verhandlungen. 


$. 75. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Art. 34. 37. folg. des 
Gefepes vom 3. Mai 1852. Nothwendigfeit der Bernehmung 

. abmwefender oder flüchtiger Angefhuldigter in der Vor: 
unterfuhung. 


Die drei — ————— M., R. und 3. find durch den Beſchluß der Rathskammer 
wegen ſchweren, gemeinfchaftlich veruͤbten Diebftahts in Anklageftand verfegt. 

Bon diefen 3 Angefchuldigten find der R. umd der 3. abweiend, und zwar 
in Polen auf Arbeit, von wo ihre Nüdfehr erft fpäter erwartet wird; fie find aus 
diefem Grunde auch in der Vorunterfuchung nicht vernommen. 

Der Anklagejenat erkennt daher auch nur in Betreff des anweſenden M. 
den Anklagezuftand und verweift diefen vor das Schwurgericht, feßt dagegen den 
Beſchluß über die abmwefenden B. und 3. aus, weil, obgleich fie in gleicher Weife, 
wie M., genügend belaftet feien, der Anklagebefchluß für jegt nicht gefaßt werden 
könne, da fie nicht, wie Dies nach $. 75. Alinea 2 der Verordnung vom 3. Ja— 
nuar .1849 weſentlich erforderlich gewejen, in der gerichtlichen Vorumterfuchung ge- 
hört und vernommen feien. : 

Der Ober : Staatdanwalt führt hiergegen Beichwerde. Im Art, 34. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1852 fei ausdrücklich und ganz — angeordnet, daß 
eine öffentliche Vorladung abweſender oder flüchtiger Beſchuldigter in der Vorunter— 
ſuchung nicht ſtattfinden folle. Es folge Daraus von ſelbſt, Daß die Vernehmung 
folder Beſchuldigter in der Vorunterſuchung unmöglich ſei; denn fie würden ohne 
öffentliche Borladung nicht zu ihrer Vernehmung vorgeladen werden fönnen. Aber 
auch die Vorfchriften Art. 37. folg. ließen unzweifelhaft erfennen, daß nach der Ab- 
ficht des Geſetzes die Feftjegung_der Anklage der erften Vorladung abweſender oder 
flüchtiger Beichuldigter auch in Schwurgerichtöfachen vorangehen und eine Verneh— 
mung derfelben in der Vorunterfuchung nicht erfolgen folle. Die Staatsanwalt: 
fhaft würde, wenn die in dem Beichluffe enthaltene Anficht richtig wäre, außer 
Stande fein, einen abwefenden oder flüchtigen Verbrecher zu verfolgen, in fofern 
die Sache vor dem Schwurgerichte zu verhandeln wäre. Der in dem Beichluß al- 
legirte $. 75. der Verorbnung vom 3. Januar 1849 dürfe offenbar nicht jo eng, 
wie Zen, aus 9 werden, und ſei jedenfalls durch die allegirten Vorſchriften 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852 in Bezug auf abweſende oder flüchtige Beſchuldigte 
für modifizirt zu erachten. 

Durch Beſchluß des Ober⸗Tribunals vom 3. Oktober 1856 wider Morczynski 
und Genofien (Mr. 257. Bd. I.) ift der gedachte Beichluß des Ankflagefenats auf: 
gehoben, und die Sache zur anderweiten Befchlußfaflung an ihn zurüdgeriefen, 
n Erwägung, daß der $. 75. der Verordnung vom 3. Januar 1849 beftimmt; 
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in allen Fällen muß dem mündlichen Verfahren vor ben € 
ſtets eine gerichtliche Vorunterſuchung vorangehen, in welch: 


klagte — hören iſt; 
daß aber —* orſchrift durch den Art. 34. des Geſetzes vom 3. M 
difizirt worden, welcher verordnet: 

eine öffentliche Vorladung abweſender oder fluͤchtiger Beſchu 

in der Vorunterſuchung nicht ſtatt; das Gericht kann auf 

der gg verordnen, daß das Berfahren einft 

bleibt, bis die Vernehmung erfolgen kann; 
daß daher der Umftand, daß der abwefende oder flüchtige Angefchulbi 
Beihuldigungspunfte in der VBorunterfuchung noch nicht gehört worbe 
tiven Berfegung in den Anklageftand grundfäglich nicht entgegenfteht, 
in das thatfächlihe Ermeſſen der Inftanzrichter geftellt ift, ob ein 
Nuhenbleiben des Verfahrens bis zur Grmöglihung der VBernehmun; 
fei oder nicht; daß demnach das Appellationsgeriht, indem es bei 
Brage, ob R. und 3. definitiv in den Anklageftand zu verfegen, nid)! 
ſächliche Ermeſſen eintreten ließ, fondern prinzipiell die Unzuläffigfeit 
ſprach, weil beide Angefchuldigte in der Borunterfuchung wegen Abwe 
Landes noch nicht vernommen worden, den $. 75. der Verordnung 
— ie unrichtig angewendet, und den Art 34. des Gefeges vom 
verlegt Hat. 


$. 78. der Verordnung vom 3. Januar 1849, Art. 63. des 
3. Mai 1852. Abänderung des publizirten Beſch 
Anklagefenats wegen Berfegung in den Anklag 
Der Anklagefenat faßt und eröffnet dem Ober - Staatsanwalt 
vorfhriftsmäßig gefaßten Befchluß wegen a en des Angeklagteı 
klageſtand wegen fchweren Diebftahls unter Berweifung vor das € 
In dieſer Art ift der Beichluß in das Sigungsprotofoll aufgenommer 
An einem fpäteren Sitzungstage hat der Gerichtähor indeß « 
maligen Vortrag des Referenten und nach nochmaliger Anhörung des 
anwalts den oben gedachten Beichluß wiederum aufgehoben, den Ange 
ſchweren Diebftahld außer Verfolgung gefegt und die Unterfuchung nı 
terichlagung gegen ihm eröffnet. x 
In dem Beichluffe des Ober» Tribunal vom 29. Septembe 
Winneguth (Nr. 38. 1. Bd.) wird diefes Verfahren gerügt um 
eins erflärt, daß der Anklagefenat feinen publizirten —2* 
aufhebe, i 


Art. 76. des Gefepes vom 3. Mai 1852. Einleiten' 
lung des Sachverhältniſſes durch den Vorſitze 
Beginn der Berhandlung. 

Das Audienzprotofoll enthält, nach der Vorlefung der Ankloe 
der an die Angeklagten gerichteten, von ihnen verneinend — 
die Schuldigerklärung, folgenden Vermerk: 

der Vorſitzende giebt hierauf eine Darftellung über das S 
ſoweit ſich daffelbe aus den Prozeßakten ergiebt. 

Die rg ee der Angeklagten ficht dieſes Verfo 
zuläffig an. Der Vorfigende habe nicht das Recht, vox allem Eintrit 
terielle der Sache den Gefchworenen gegenüber einen Sortrag über i 
Akten zu machen, indem dadurch den Geſchworenen von vornherein 
pirendes Bild deffen gegeben werde, was erſt bewiefen werden folle. 
ordne nach der verneinten Frage über die Schulvigerflärung ven f 
ginn der Verhandlung an. 


Schwurgerichts ⸗ Verhandlungen. Art. Bi. bes Gefehes bom 3. Mai 1852, 807 


Die Befchwerbe ift durch Urtel des Ober:Tribunals vom 24. September 1856 
wider Fuhrmann (Nr. 896. 1.) zurüdgewiefen, in Grwägung, daß zwar der 
Art. 76. des Gefeges vom 3. Mai 1852 a a daß, wenn ein vor das Schwur— 
gericht geftellter Angeklagter ſich nicht ſchuldig erklärt, die Verhandlung der Sache 
vor den Gejchworenen beginnen jolle, aus dieſer Beftimmung jedoch nicht herzu- 
leiten ift, daß ed dem Vorſitzenden unterjagt fein folle, zuvor auf Grund der Pro- 
zeßakten, wenn folche, wie hier der Fall, die erfte Beranlaffung zu der vorliegenden 
Anklage enthalten, eine Darftellung des fih daraus ergebenden Sadverhältnifies 
vorauszufchiden, daß vielmehr dem Vorfigenden, welchem zufolge des Art. 76. e. f. 
die Leitung der Verhandlung zufteht, zu beurtheilen überlafien bleiben muß, ob vie 
Vorausſchickung einer ſolchen Darftellung zweckmäßig erſcheine. 


Art. 81. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. Stellung einer beſon— 
deren Frage über die Zurechnungsfähigkeit. Nüge der 
nicht erfolgten Stellung dur den mitangeflagten Theil» 
nehmer. 

Der ——— Hahne iſt durch den Spruch der Geſchworenen ſchuldig er— 
klärt und deshalb verurtheilt, den Mitangeklagten Linne durch Ueberredung zu 
einem wiſſentlichen Meineide verleitet zu haben. 

Linne befannte ſich ſchuldig, und bezüchtigte dabei den Angeklagten Hahne 
diefer Verleitung. Der Vertheidiger des Linne trug indeß darauf an, eine Frage 
an die Gefchworenen über defien Zurechnungsfähigfeit zu ftellen. Der Gerichte: 
hof lehnte Dies ab, weil fein Grund der Zurechnungsunfähigfeit angegeben und dic 
Brage zu allgemein ſei, befchloß aber, über die Schuld des Linne jelbft eine Frage 
zu ftellen, durch deren Beantwortung die Örage über die Zurechnung des Linne zus 
gleich entichieden werde. Diefe Schuldfrage in Betreff des Linne iſt geftellt und 
von den Gejchworenen bejaht. 

Der zuerft gedachte Hahne rügt num in der Nichtigkeitsbeſchwerde Die Nicht: 
—— jener befonderen Frage über die Zurechnungsfaͤhigkeit des Mitangeklag— 
ten Linne. 

Das Urtel und das Berfahren iſt am 29. Auguft 1856 (Nr. 310. I.) 
von dem Ober-Tribunal vernichtet, in Erwägung, daß zwar nach dem legten Ab— 
fag des Art. 81. des Gefepes vom 3. Mai 1852 durch die Bejahung der Schuld: 
frage, wenn in der Antwort der Gejchworenen nicht etwas Anderes ausprüdlich 
ausgeſprochen ift, zugleich feftgeftellt wird, Daß der Angeklagte mit Zurechnungs— 
fähigkeit gehandelt habe; daß aber deffenungeachtet im vorhergehenden Abfage vors 
gejchrieben ift, daß einem auf Stellung der Frage, ob der Angeklagte ohne Zu: 
rechnungsfähigfeit gehandelt habe, befonders geftellten Antrage bei Strafe der Nich- 
tigkeit entiprochen werden muͤſſe; daß auch, eben weil in dem legten Abfage den 
Geſchworenen der Regel nach überlaflen ift, über die Zurechnumgsfähigfeit im All— 
gemeinen zu entjcheiden, es zuläffig ift, die nach dem ——— Abſatze ge— 
dachte beſonders zu ſtellende Frage gun; allgemein zu ſtellen — vergl. Entſcheidungen 
des Ober⸗Tribunals Bd. 29, ©. 445 — und daher auch der daſelbſt gedachte, bei 
Strafe der Nichtigkeit zu berüdfichtigende Antrag jo allgemein geftellt werden kann; 

in Erwägung, daß hiernach dem von dem Vertheidiger des Angeklagten 
Linne geftellten Antrage auf Stellung einer Frage darüber, ob derfelbe zurechnungs- 
rabig jei, womit unzweifelhaft gemeint war, ob er die ihm zur Laft gelegte That, 
die Ableiftung eines faljchen Zeugeneides, mit Zurechnungsfähigfeit begangen habe, - 
allerdings vom Gerichtöhofe hätte entiprochen werden müffen, und daß, da dies 
nicht geichehen, die darauf gerichtete Nichtigkeitsbefchwerde des Angeklagten Hahne 
gegründet ift, indem zunächſt zwar nur in Betreff des Linne durch Nichtftellung 
der von feinem Bertheidiger befonders beantragten Frage eine Nichtigkeit begangen 
ift, weil nun die Regel, daß durch unummwundene Bejahung der Schuldfrage zus 
gleih die Zurechnungsfähigfeit feftgeftellt wird, feine Anwendung leidet, die vor— 
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ſchriftsmäßige Feſtſtellung, daß Linne mit Zurechnungsfähigkeit gehandelt habe, mit: 
hin daß von ihm das Verbrechen der gefihehenen Ableiftung eines falichen Zeugen: 
eides veruͤbt worden fei, fehlt, — hieraus aber zugleich, weil ohne Vorhandenjein 
eined Verbrechens oder Vergehens oder eines ftrafbaren Verſuches Dazu auch Feine 
ftrafbare Theilnahme vorhanden ift, folgt, daß der — — ahne, welchet auch, 
wenn Linne in einem nur gegen ihn eingeleiteten Verfahren wegen Meineides 
rechtskräftig verurtheilt worden wäre, und nun ein beſonderes Verfahren gegen ibn, 
den Hahne, wegen Berleitung des Linne zu dieſem Meineive eingeleitet worden 
wäre, befugt fein würde, in diefem befonderen Verfahren würde rügen fönnen, daf 
Linne nicht zurechnungsfähig gewefen, aljo fein Verbrechen verübt habe, mithin 
auch er, Hahne, nicht wegen Theilnahme an foldyem beftraft werben fönne, daß 
alfo Hahne ohne genügende thatfächliche Grundlage wegen Theilnahme an dem Vers 
brechen des Linne, nämlich wegen Verleitung des Linne zum Meineide, beftraft if. 


Art. 89. folg. des Gefeped vom 3. Mai 1852. Berfehr der Ge 
ſchworenen mit Zeugen während einer Baufe der Haupt; 
handlung. 

Die Nichtigkeitsbefchtwerde greift das fchwurgerichtliche Verfahren deshalb 
an, weil während einer Baufe, welche nah dem Schluffe der Beweisverhandlungen 
und vor dem Beginn des Plaidoyers des Staatsanwalts eintrat, ein großer Theil 
der Geſchworenen den Hauptbelaftungszeugen C. auf dem Flur vor dem Gerichte 
faal privatim über feine bereits abgelegte Ausſage weiter eraminirt habe, und diejem 
PBrivateramen erft durch das Hinzutreten des Vertheidigerd mit dem Bemerken, daß 
daffelbe unutäilg, ein Ende gemacht worden ſei. Es wird Beweis angetreten. 
Nah $. 14. der Verordnung vom 3. Januar 1849 und Art. 76. 77. 108. des Ge⸗ 
jege8 vom 3. Mai 1852 mache dies das ganze Verfahren nichtig. 

Durch die Archiv Br. IN. ©. 243 abgedrudte Entſcheidung vom 5. Ja 
nuar 1855 wider Auguftin ift eine darauf, daß die Gefchworenen nach Empfang 
der Fragen fich nicht fofort in das Berathungszimmer, fondern zuerft zur Berrid: 
tung eines natürlichen Berürfniffes eine Treppe hinunter begeben hätten, gegründete 
Nichtigkeitsbefchwerde unter der Erwägung zurüdgewiefen: daß jelbft, wenn ber 
Art. 89. des Gefeges vom 3. Mai 1852 in Verbindung mit Art. 88. der Ausle: 
gung unterliege, daß die Gejchworenen ſich unmittelbar aus dem Sigungsfaale in 
Das Berathungszimmer begeben müßten, doch eine Nichtigkeit aus dem Schluffe des 
Art. 108. nur in dem Falle, wenn ein die Selbftftändigfeit des Urtheils der Ge 
fehworenen gefährdender Verkehr derſelben mit Nichtgeſchworenen nachgewiejen wäre, 
würde hergeleitet werben fönnen. 

In dem Erfenntniffe vom 3. März 1854 (Archiv II. ©. 396) ift erwogen, 
daß diejenigen Vorfchriften, welche darauf abzielen, die Berathung der Geſchwore 
nen gegen fremde und ftörende Einflüffe zu fihern, für wefentliche Prozepvorfart: 
ten zu achten find, und ift, weil ein nicht in Funktion getretener Erſatzgeſchworenet 
mit in dem Berathungszimmer gewefen war, das Berfahren vernichtet worden. 

Die vorliegende Beſchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunals vom 9 
Auguft 1856 wider John (Nr. 285. II) zurüdgewicien, in Erwägung, daß, went 
- in der mündlichen Verhandlung vor dem Schwurgerichte eine Baufe gemacht wirt, 
das, was während einer folhen Pauſe außerhalb des Gerichtsſaals gefchieht, nicht 
ein Theil des mündlichen Verfahrens vor dem Schwurgerichte ift, daß du 
her durch Solches die Grundjäge des Verfahrens an fich nicht verlegt werden; 
daß insbefondere, wenn Gefchworene fich verleiten laffen, in folcher Pauſe mit den 
Zeugen über die Gegenftände der Unterfuchung zu fprechen, hierdurch der Girumd- 
jag des 8. 14. der Verordnung vom 3. Januar 1849, daß die Beweisaufnahme 
im mündlichen Verfahren vor dem Gerichtöhofe und den Gefchworenen in Gegen 
wart des Staatsdanwalts und des Angeklagten erfolgen fol, an fich nicht verlegt 
wird; daß, wenn foldhe Unordnungen vorfommen, und vom Angeklagten oder feinen 
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Vertheidiger benterkt werben, dieſen freifteht, beim Wiederbeginn der Verhandlung 
died zu rügen, wo dann der Gerichtshof ermitteln fann, was gefchehen ift, und 
darüber, ob dafjelbe von der Art jei, daß in irgend einer Weife eingegriffen werden 
müjffe, einen Bejchluß faſſen, und diefer Befchluß dann, wenn behauptet wird, daß 
er die Grundfäge des Berfahrend verlege, mit der Nichtigkeitöbeichiwerde angegriffen 
werden kann; daß aber, da der Vertheidiger feine in der Nichtigkeitsbefchwerde be- 
hauptete Wahrnehmung: daß ein Theil der Gefchworenen während einer folchen Pauſe 
den Hauptbelaftungszeugen über feine Ausfage weiter eraminirt habe, welchem Privat» 
eramen erft durch fein (des Vertheidigers) Dazwifchentreten ein Ende gemacht fei, 
nicht zum Gegenftande einer Rüge vor dem Schwurgerichte gemacht hat, nicht ge: 
fagt werden fann, daß eine wefentliche Vorfchrift oder ein weſentlicher Grundfag 
des Verfahrens verlegt worden fei. 


Frageftellungen. 


I. Die aus $. 144. Nr. 1. des Strafgefepbuches geftellte Frage lautet: 
Iſt der Angeklagte fchuldig, am 7. März‘ 1856 in der Nähe von E. an 
der unverehelichten E. mit Gewalt unzlichtige, und auf Befriedigung des 
Geſchlechtstriebes gerichtete Handlungen verübt zu haben? 

Auf den einfach bejabenden Spruch der Gejchworenen ift der —— 
aus 8. 144. Nr. 1. wegen der an der C. verübten, auf Befriedigung des Ge 
ſchlechtstriebes gerichteten (gewaltſamen) Handlungen verurtheilt. ; 

Seine ———— — —— rügt die Frageſtellung. Die auf jene Frage 
ertheilte Antwort der Geſchworenen laſſe zweifelhaft, ſowohl ob eben dieſelben un— 
züchtigen Handlungen, die dadurch dem Angeklagten ſchuldgegeben ſeien, auch zu: 
leich auf Befriedigung des Geſchlechtstriebes gerichtet ander feien, als auch, ob 
e auch zugleich mit Gewalt vorgenommen feien. Bei richtiger Faſſung der Frage 
würde fowohl das Komma «zwifchen „ungüchtige“ und „und“) als auch das 
Wort „und“ (hinter „unzlichtige“) nicht hineingehört haben. Bei diefen Einfchal- 
tungen könne nämlich die Bejahung der Brage füglih den Sinn haben, daß der 
Angeklagte verfchiedene, heild unzüchtige, theild auf Befriedigung des Geſchlechts— 
triebes gerichtete Handlungen, und wiederum erftere mit Gewalt, letztere aber ohne 
Gewalt vorgenommen habe. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Obers-Tribunals vom 18. September 1856 
wider Schmolz (Nr. 328. 11.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß der des Vers 
brechens der Nothzucht ($. 144. Nr. 1.) angeflagte Implorant von den Geſchwore— 
nen ſchuldig erflärt ift: am 7. März 1856 u. ſ. w. (wie oben die Frage): daß 
nun zwar das Verbrechen der Nothzucht, von weldyem der $. 144. Nr. 1. des 
Etrafgefegbuches handelt, nach den in dieſem Gejege angegebenen Merkmalen, nur 
durch eine mit Gewalt verübte, auf Befriedigung des Geſchlechtstriebes gerichtete 
unzächtige Handlung begangen wird, alfo durch eine mit Gewalt verübte Handlung, 
welche ungzüchtig, aber auch zugleich auf Befriedigung des Geſchlechtstriebes gerich- 
tet ift; daß aber dieſer Thatbeftand auch in unzweifelbafter Weife durch den obigen 
Ausspruch der Gefchworenen gegen den Angeklagten feftgeftellt ift, da zwar bei der 
Frageftellung und demzufolge bei der bejahenden Antwort der Gefchworenen von 
den Worten ded Geſetzes darin abgewichen ift, Daß awifchen den Worten „unzlich- 
tige“ und den Worten „auf Befriedigung des Gefchlechtötriebes gerichtete Hand» 
lungen” das Bindewort „und“ eingefchaltet und außerdem vor dem letzteren ein 
Komma gefept ift, hierdurch aber der Ausipruch der Gefchworenen immer feinen 
anderen Sinn erhalten hat, ald den, daß der Angeklagte an der E. mit Gewalt 
—— verübt habe, welche unzuͤchtige und zugleich auf Befriedigung des Ge- 
fchlechtötriebe8 gerichtet waren, indem bei der obigen Faſſung der Frage die Worte 


te 


— 
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„mit Gewalt“ ſich auf das Zeitwort „verüben“ und daher auch 
friedigung des Gefchlechtötriebes gerichteten Handlungen beziehen, da 
lungen“ nicht etwa zweimal, namlich nicht auch Hinter dem Wo 
gebraucht ift, das Bindewort „und“ demnach nur in feiner gew 
lativen, nicht aber in bisjunftiver oder alternativer Bedeutung gel 
daffelbe auch dadurch, daß vor demfelben ein Komma gefegt worden 
diefe legtere Bedeutung hat erlangen Fönnen, da diefes Interpunktii 
daß ein anderes Zeitwort, als das demnächftfolgende vorherging, 

tungslos gebraucht worden ift, 


I. Urtel des Ober + Tribunald vom 18. Auguft 1856 

(Nr. 785. 1.), in Erwägung, daß die gegen den Angeklagten zur 
brachte Vorjchrift des $. 144. Nr. 3. des Strafgefegbuches vora 
Unzucht mit Perfonen unter 14 Jahren betrieben fei, daß der Ange 
Verdikt der Gefchworenen aber nur ſchuldig erflärt ift: 

in den Monaten Januar und Februar 1856 zu wieberhe 

der Antonie K. unzüchtige Handlungen vorgenommen, c 

Duldung verleitet zu haben, 
mithin daraus nicht erhellt, daß die Antonie K. zur Zeit der 
14 Jahre alt geweien ift; daß zwar der Schwurgerichtshof biefe | 
in feinem Urtel deshalb, weil die diesfällige Angabe in der Ant 
Seite beftritten, und weil nad den Taufzeugniffen in den Akten 
am 27. März 1846 geboren fei, für erwiefen erachtet hat; daß es 
ift, ein nach dem ausdrücklichen Wortinhalt des Gefehes zum Tha 
ges thatfächliches Erforderniß dann, wenn überhaupt die Zuziehun 
renen wegen der Nichtfehuldigerflärung des Angeklagten erfolgen 
andere MWeife, als durch das Berpift der Gefchworenen feftzuftellen, 
Falle ein Beweis des Thatbeftandes, der theild durch das Verbift, ı 
den Inhalt der Akten resp. Das partielle Zugeſtändniß des Ang 


* werden foll, unzuläfftg ift; daß hiernacdh das Schwurgerichtöurtel ; 


II. Urtel des Ober-Tribunals vom 19. September 1856 | 
Mühle (Mr. 718. 1), in Erwägung, daß auf die Frage 
ob der Angeklagte ſchuldig jei, in der Nat vom — der 
deſſen verſchloſſenem Schuppengebäude eine Anzahl Schn 
Abficht rechtswidriger Zueignung weggenommen zu habe 
a, mittelft Ausbrechens eines Feldes der Schuppen 
b. durch Ginfteigen durch die dadurch gebildete De 
von den Gefchworenen geantwortet ift: . 
ja, der Angeklagte ift ſchuldig, und zwar unter dem sı 
Umftande; jedoch ift ad a. nicht erwiefen, daß er das 
penthür ausgebrochen; mit mehr als 7 Stimmen; 
daß hiernach feftgeftellt ift, daß der Angellagte den näher bezeiı 
dadurch verübt hat, daß er durch eine verjchloffene Thür, und zwe 
gebrochene Feld derfelben eingeftiegen if, daß jedoch diefes Ausbr 
nicht durch ihm bewirkt ift; in Erwägung, daß hiernach zur Feſtſte 
ven Diebftahle nach $. 222. des Strafgefepbuches zwar der Umfta 
daß die gedachte Oeffnung in der verfchloffenen Thür ein 
ang beftimmte gewefen, 
nicht zugleich ausvrüdlich feftgeftellt, vielmehr nur vom Gerichtöhe 
dung der 88. 218. Nr. 2. und 222. angenommen ift; Daß jedoch 
Falle hierin fein Mangel liegt, weil es felbftverftändlich ift, daß ei 
* — verſchloſ —* Thür niemals eine zum Eingang bef 
ann, 
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IV. Die Anklage wegen Erprefiung behauptet, der Angeklagte habe bie 
verehelichte Waldwaͤrter J. unter Androhung von Mord gezwungen, einen Wagen 
des Angeklagten aufzufuchen, welchen der Ehemann der J. bei einer Holzdefrau— 
Dation abgepfändet hatte. 

Die Frage an die Geſchworenen ift dahin geftellt: 

Iſt der Angeklagte ſchuldig, am —, um ſich durch Wiedererlangung des 
Befiges eines von dem Walpwärter 3. der Wittwe C. wegen Holzde— 
fraudation abgepfändeten Wagens einen rechtswirrigen Vortheil zu ver: 
ſchaffen, die verehelichte Walbwärter 3. zum Suchen nach dem Berwahs 
rungsorte des Wagens dadurch, daß er fe vorfäglich und mit Neberlegung 
todtzufchlagen, ung ihren Ehemann vorjäglih und mit Ueberlegung todt- 
zufchießen oder todtzuftechen drohte, gezwungen zu haben? 

Die Staatsanwaltfchaft hatte vergeblih beantragt, aus dieſer Frage die 
Worte „vorfäglich und mit Weberlegung” Tertzuleßen. — Die Gefhworenen haben 
geantwortet: j 

Fa, der Angeklagte ift ſchuldig, um ſich durch Wiedererlangung des Befiges 
eines u. f. w. Wagens einen wiberrechtlichen Vortheil zu verichaffen, die 
3. zum Suchen nah dem Verwahrungsorte des Wagens dadurch, daß 
er fie und ihren Ehemann zu tödten drohte, gezwungen zu haben, es ift 
aber nicht erwiefen, daß er fie vorfäglich und mit Weberlegung todtzu— 
Tchlagen, und ihren Ehemann vorfäglich und mit Meberlegung todtzufchies 
Ben oder todtzuſtechen gebroht habe. ’ 

Der Schwurgerichtähof hat hierauf den Angeklagten von der Anklage der 
Erprefiung unter Androhung eines Mordes freigejprochen. Denn, da die Gejchwos 
renen die Drohung einer Tödtung mit Wortap und Ueberlegung verneint 
hätten, fo habe der Angeflagte fein Verbrechen angedroht, weil die Drohimg, durch 
Fahrläffigfeit tödten zu wollen, undenkbar fei, jede Drohung vielmehr das Vorhans 
denfein des Willens, diefelbe zu verwirklichen, alfo den Tod als etwas Gewolltes 
zu bewirten, vorausſetze. 

Die Nichtigkeitobeſchwerde des Staatsanwalts rügt die Nichtanwendung 
der 88. 234. 235. des Strafgeſetzbuches auf Das obige Verdift. Denn die Zuſatz— 
worte „vorfäglich und mit Weberlegung” jeien überflüfiig geweien. Wer Jemanden 
drohe, ihm tödten zu wollen, wenn er Etwas nicht thue, und ihm eintretendenfalls 
wirflich tödte, habe ihm vorfäglih und mit Meberlegung getöttet. Denn eben in 

jeder bedingungsweiſen Drohung liege die Prämevitation. Es folge hieraus, daß 
derjenige, welcher fi in dem Stadium folder Drofung befinde, ein Verbrechen an: 
drohe, welches ſich nach der Ausführung ald Mord darftellen würde. Es fei auch 
zur Anwendung des Gefepes nicht erforderlich, daß der Drohende ſich der im Ge— 
ſetze gewählten Ausdrücke, welche einen Mord oder einen Todtſchlag charakteriſirten, 
bei der Drohung bedient habe, wenn Beides aus der Drohung fonft erfichtlich fei. 

Dur Urtel des Ober»Tribunald vom 24. September 1856 wider Lenz 
(Nr. 962. 1.) ift das Schwurgerichtsurtel vernichtet, und Der Angeklagte wegen 
Erpreſſung unter Androhung eines Mordes verurtheilt, in Erwägung, daß nad) 
dem Ausfpruche der Gefchworenen der ——— um ſich durch Wiedererlangung 
des Beſiges eines von dem Waldwärter J. der Wittwe wegen Holzdefraudation 

abgepfündeten Wagens einen rechtöwidrigen Vortheil zu verfchaffen, die verehelichte 3. 
um Suchen nad dem Verwahrungsorte ded Magens dadurch, daß er fie ober 
ihren Ehemann zu töbten drohte, gezwungen hat; 

daß dieſe thatſächliche Feftitellung alle gefeglichen Merkmale der in 88. 234. 
und 235, des Strafgefegbuches mit Strafe bedrohten Erpreſſung enthält, weil — 

wie auch der Gerichtshof ausgeführt hat — bei jeder Drohung das Vorhandenfein 
des Willens, viefelbe zu verwirklichen, hier alfo ven Tod, als etwas Gewolltes, 
zu bewirten, vorausgefegt werden muß; 
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daß bei dieſer Vorausſetzung die im Gefolge der Drohung wirklich er- 
folgte Tödtung nur eine vorfägliche und mit Ueberlegung verübte fein Fönnte, 
das er Verbrechen daher in einem Morde ($. 175. des Gtrafgefep- 
buches) beftcht, und es einer befonderen Feftftellung diefer Merkmale des Morves 
und namentlich auch nicht der Feftftellung bedarf, daß der Drohende bei der Dro- 
hung ausgeſprochen habe, daß vie Tödtung mit Vorſatz und Ueberlegung er: 
folgen folfe, zumal eine ohne dieſen Zufag angedrohte Tödtung ber Drohung nidt 
ten Karakter einer ernftlichen nimmt; 
| daß der erfte Richter nicht angenommen hat, daß die Aufnahme jener zu 
In vide orte in die den Gefchworenen vorgelegte Frage erforderlich gemein 
wäre, um die Drohung für eine ernftliche zu halten, daß jene zufäglichen Worte 
daher unerheblich ame find, mithin, wenn die Geſchworenen biefen unerheblichen 
Zufag verneint haben, immer noch eine Erpreffung unter Androhung, feines Morves 
ihren gefeplichen Merkmalen nach, ftehen bleibt. 


V. In Betreff der Frageftellung über das Verbrechen der Bergiftung aus 
8. 197. fiehe unten den Rechtsfall in den Mittheilungen aus der Prarid der Ge 
richtshöfe unter $. 197. des Strafgejegbuches. 


Mittbeilungen 


aus der 


Praxis der Gerichtshöfe und der Staats- 
Anwaltfchaften. 


Art. 26. des Gefepes vom 3. Mai 1852. Belanntmadhung der 
erfolgten Borladung der Entlaftungdzeugen an den An- 
geflagten. - 


er Angellagte bejchwert fich darüber, daß ihm die verfügte Vorladung der von 
feinem Bertheidiger vorgejchlagenen Gntlaftungszeugen zur Audienz nicht befannt 
gemacht jei, wie Died der Art. 26. des Gejeges vom 3. Mai 1852 vorfchreibe. 
Die Beichwerde ift durch Urtel ded Ober:Tribunalsd vom 29. Auguft 1856 
wider Puls (Nr. 307. 1.) zurückgewieſen, in Erwägung, daß es nicht wefehtlich 
nothwendig war, den Angeflagten von der Borladung der von feinem Bertheidiger 
eo nr neuen Entlaftungszeugen in Kenntniß zu fegen, weil die WVorfchrift 
des Art. 26. des Gefehes vom 3. Mai 1852 Abjag 2. ſich nach ihrem Zuſammen⸗ 
hange mit Abjag 1. nur darauf bezieht, daß, wenn das Gericht von feiner Befug- 
niß, von den vorgefchlagenen Entlaftungszeugen nur den einen oder den anderen, 
aber wicht alle vorzuladen, Gebrauch macht, dem Angeklagten befannt gemacht wer: 
den fol, welche vorgeladen feien, damit er allenfalls die nicht vorgeladenen ger 
ftellen könne. 


5. 49. der Verordnung vom 3. Januar 1849. VBernehmung des 
verhafteten Angeklagten über die Anklage bei wiederhol- 
ten Audienzterminen, 

Die erfte Audienz ftand am 2, Juni an. Bor derjelben war dem verhaf- 
teten Angeklagten diefer Termin vorfchriftsmäßig zu Protokoll nach $. 49. befannt 

emacht, umd er war befragt worben, ob und welche Beweismittel er zu dieſem 
— ——— wiſſen wolle. Er gab Zeugen an, welche auch vorgeladen 
wurden. Die Verhandlung am 2. Juni fand hiernächſt zwar ſtatt, wurde aber 
wegen neuer Beweisanträge der Staatsanwaltſchaft abgebrochen, und ed wurde 
ein neuer Audienztermin auf den 9. Juli anberaumt, hiervon auch dem Angeflag- 
ten zu Protokoll Nachricht gegeben. 

Der Angeklagte befhhwert fi nun, daß bei dieſer legteren Bekanntmachung 
nicht ebenſo, wie bei jener erften zur Audienz vom 2, Juni, nach $. 49. verfahren, 
er —* nicht ſpeziell befragt fei, ob und welche Beweismittel er zu Diefem neuen 
Termin herbeigeſchafft wiſſen wolle. 

Die Beichwerbe ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 29. Auguft 1856 
wiber Puls (Ne. 307. 11.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß der Vorſchrift des 
3. 49. der Verordnung vom 3. Januar 1849 bei der dem verhafteten Angellagten 
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geichehenen — und Bekanntmachung, daß auf den 2. Jı 
. mündlichen Verfahren beftimmt fei, genügt worden ift, und daß 
jhrieben ift, daß, wenn die Verhandlung vertagt wird, dem Ang 
fanntmachung ded neuen Termind die Frage, ob und welche Ber 
geſchafft, insbefondere, welche Zeugen er bag. eat zu fehen wiün 
vorgelegt werben folle; daß vielmeehr dem einmal hiernach geteas 
wenn er fpäter Veranlaffung findet, noch neue Entlaftungsbewei 
«8 überlafien bleiben muß, died ohne neue Befragung zu thun. 


$. 49. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Unte: 
theilung der Anklage und des Beſchluſſes a 
teten Angeklagten. 

Der verhaftete Angeklagte, welcher in fchwurgerichtlicher ! 
Grund des Spruches der Gefchworenen verurtheilt if, rügt in 
befchwerde, daß ihm die Anklage zu fpät, und zwar erft im Audi 
zirt 7 und er deshalb auch nicht Gelegenheit gehabt habe, ſich 
mit ſeinem Vertheidiger darüber zu beſprechen. 

Aus den Aften ergiebt ſich, daß bei un der Verha 
Schwurgericht und bei der Ernennung eines Bertheidigerd für 
dieſem Vertheidiger Abjchrift der Anklage ertheilt ift. Daß dem $ 
eine ſolche Abjchrift erteilt worden fei, erhellt nicht, ebenfowenig, ' 
und * Vertheidiger vor der Audienz irgend eine Kommunik 
den habe. 

Durch Urtel des Ober-Tribunals vom 17. Yen 1856 
(Nr. 928. 1.) ift das Schwurgerichtsurtel und das Verfahren veı 
Sache zur anderweiten Verhandlung zurüdgewiefen, in Grwägu 
der Worjchrift des 8. 49. der Verordnung vom 3. Januar 1849 
Angeklagten vor der Hauptverhandlung die Anklagefchrift nebfi 
über die Berfegung in den Anklageftand vorgelefen werden muß; 
weis der Aften weder dieſe Borlefung, noch eine fonftige Mittheilu 
ftüde an den Angeflagten ftattgefunden hat, derfelbe vielmehr vı 
zuerft bei der Verhandlung der Sache vor dem Schwurgericht ! 
hat; daß der Anklagebefhluß und die Anklage die Grundlage der 
Prozedur bilden, deren im $. 49. cit. vorgefchriebene Verlefung 
wejentlic nothwendiger Alt des Berfahrens erjcheint, und zwar ı 
nur durch dieſe Vorlefung der verhaftete Angeklagte in den St 
ſich re Verhandlung der Sache vor den Gefchworenen vorzube 
allegirte Geſetz die Wefentlichkeit der gegebenen Vorſchrift dal 
daß es dem Angeklagten felbft eine Frift zur Anbringung feiner 
mittel geftattet; Daß die Nichtbefolgung der Beftimmung des g. 4! 
Verlegung einer, gemäß Art. 108. in fine, für wefentlich zu halt 
ſchrift im ſich fchließt, welche dadurch, daß fie von dem Angeklagt 
I vor den Geſchworenen nicht ausdrüdlich gerügt worden, ı 
en fann. 


$ 52. der Verordnung vom 3. Januar 1849. Bel 
der Zeugenvorladung an den Angeklagten. 
Der Angeflagte befchwert ſich darüber: 
a) daß ihm zwar befannt gemacht fei, welche Belaftungsze 
werden follen, nicht aber, daß biefelben auch wirklich vo 
b) daß ihm zwar zu dem erften, am 2. Juni angeftandener 
befannt gemacht fei, welche Belaftungszeugen vorgelader 
daß jedoch, nachdem jener Termin vertagt worden, dieſe 
zu dem new anberaumten Termin am 9. Juli nicht wiederh 
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e) daß ihm endlich die Borladung des einen Belaftungszeugen 2. gar nicht 
befannt gemacht jei- 

Die Beſchwerde ift Durch Urtel des ObersTribunald vom 29. Auguft 1856 
wider Puld (Nr. 307. II.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die Vorjchrift des 
8. 52. der Verordnung vom 3. Januar 1849: daß dem Angeflagten die vorgela- 
denen Zeugen namhaft zu machen feien, nicht die Bedeutung hat, daß die fchon 
erfolgte Borladung dem Angeflagten befannt gemacht werden folle, fondern daß es 

enügt, wenn ihm befannt gemacht wird, welche Zeugen vorgeladen werben follen, 
indem er annehmen darf und muß, daß die ihm befannt gemachten Befchlüffe des 
Gerichts über die Vorladung von Zeugen von demjelben auch ausgeführt werden; 

daß dem Angeklagten, ald ihm der erfte Termin vom 2. Jımi befannt 
gemacht wurde, zu Siroto oll auch die zu demſelben vorgeladenen Zeugen namhaft 
gemacht worden find, und daß bei einer Bertagung der Verhandlung es der Wie: 
derholung diefer Namhaftmachung der ſchon zum erften Termin geladenen Zeugen 
nicht bedarf; 

' daß zwar die Bekanntmachung über die Vorladung des (neu vorgefchlage- 
nen) Belaftungdzeugen C. an den Angeflagten aus den Aften nicht erfichtlich i 3 
daß jedoch nad Art. 29. des Gefeges vom 3. Mai 1352 feldft Beweife, die erft 
im Termin zur Sprache fommen, noch berüdjichtigt werden müffen, vorbehaltlich 
der Befugniß des Gerichts, eine Vertagung zu verordnen; daß ebenfo auch eine 
noch kurz vor dem Termin erfolgte Ladung eines Belaftungszeugen, von welcher 
der Angeklagte nicht mehr vor dem Termin Kenntniß erhalten hat, ihn nur berechs 
tigen fann, um deswillen einen Antrag auf Vertagung zu ftellen und zu begrün- 
den; daß aber nach dem Sigungsprotofolle Der Angellagte die VBernehmung des 
Zeugen 2. hat gefchehen lafjen, ohne dagegen Etwas zu erinnern oder eine Ber 

“ tagung zu beantragen. ’ 


Art. 110. des — vom 3. Mai 1852. Anfertigung oder Le— 
aliſation der ————— durch einen Aus— 
Anltater, welcher den Angeflagten vertbeidigt hat. 

Der dem Angeklagten ald Bertheidiger vor dem Schwurgericht zugeordnete 
Ausfultator hat die Richtigfeitöbejchwerbe für den Angeklagten gefertigt, und dieſer 
Diefelbe protofollarifch genehmigt. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober»Tribumald vom 11. September 
1856 wider Hupe (Mr. 335. 11.) zurüdgewiefen, weil die Befchwerdefchrift nur 
durch einen nicht zum NRichteramt befühigten Beamten, den Ausfultator N., gefer: 
tigt und unterfchrieben ift, diefelbe daher der VBorfchrift des Art. 110. des Gejehes 
vom 3. Mai 1852 nicht entfpricht, dieſer Mangel auch nicht dadurch, daß der Aus- 
fultator N, dem Angeklagten als Bertheidiger zuläffigerweife zugeordnet war, und 
“ ebenjo nicht dadurch befeitigt wird, daß hiernächſt die Befchwerbefchrift von dem 
Angeklagten zu Protokoll anerfannt worden iſt. 


$. 330. der Kriminal-Orbnung. Vereidung der Zeugen. 

In Uebereinftimmung mit früher mitgetheilten Entſcheidungen des Ober 
Tribunals ift wieverum am 24. Oftober 1856 wider Bayer (Nr. 1012. 1.) auf 
Vernichtung des Appellationsurtels, in welchem die Nichtvereidung eined Zeugen 
wegen der „Unerheblichfeit“ feiner Ausfage motiwirt worden ift, erfannt, weil 
ver $. 330. der Kriminal⸗Ordnung beftimme, daß jede Ausfage, wenn fie ald Be- 
weismittel dienen folle, eiblich beftärft fein muͤſſe, ein Fall der Ausnahmen aber, 
wie fie die 88. 333. 356. 357, enthalten, nicht vorliege, und die Unerheblichfeit 
einer Zeugenausjage nur dam als feftgeftellt erachtet werden fünne, wenn das ger 
fegliche Mittel zur Erforihung der Wahrheit, nämlich die Beeidung der Zeugen, 
angewendet worden, bid dahin aber nicht feftftehe, welche Angaben der Zeuge uber 
vie als erheblich angejehenen Fragen machen werde. 





SIG Aus ber Pragis. $. 551. der Kriminal - Ordnung. Meffript dom 27. i 


8. 557. der Kriminal-Orbnung. Minifterial-Berfügung 
1840. Berehnung des Antritts der Gefängı 
en den verhafteten, in zweiter —A nid 
n der Audienz anwefend gewefenen Angeflax 

Die Angeklagte war während der Unterfuhung in Haft. 
erfter Inftanz wegen ſchweren Diebftahls zur Zuchthausftrafe verur 
pellirte dagegen, und in zweiter Inftanz wurde das Erkenntniß da 
daß fie nur wegen einfachen Diebftahls zu 1 Monat Gefängniß ve 
Zur Audienz zweiter Inftanz war fie nicht vorgeführt worden, ſo 
derjelben dur ihren Vertheidiger vertreten. 

Dieſes am 27. Februar 1856 in öffentlicher an verf 
tionsurtel ift der Angeklagten demnächſt perfönlih am 11. März 1: 
tigung inſinuirt. 

Es handelt fih num darum: 

ob der Antritt der einmonatlichen, durch das Appellation 
Strafe vom 27. Februar — dem Tage der Verkündigung ir 
oder vom 14. März — dem Tage der Infinuation der Urtels 
zu berechnen fei. 

Bon dem Kreigericht und im der N vo 
tiondgericht wird das erftere angenommen, weil die Angeklagte 
Audienztermin zweiter Inſtanz filtirt fei und die Publifation ar 
gleiche Wirkung habe, als wenn es der Angeklagten felbft publizir 

Der Staatsanwalt führt hiergegen Bejchwerde beim Ober - 
Vollſtreckung des Urteld ſetze deſſen Rechtöfraft voraus, und Die 
PBublifation an den. Angeklagten bedingt ($$. 515. 536. der Krim 
Der verhaftete Amgeflagte fonne zwar nach eignem Willen im Auvi 
ter Inſtanz nicht erfcheinen; es unterfcheide aber auch die Verordni 
nitar 1849 umd das Geſetz rom 3. Mai 1852 nicht, ob der Ap) 
ſcheine, weil er nicht will oder weil er nicht fann. In beiden Fall 
die Publifation des zweiten Urtels erft mit der Zuftellung Cabgefeh 
jentlihen Aushang), und erft mit dieſem Akte ſei das zweite Urtel 
Hagten vorhanden (Art. 33. 140. Alinea 3. des Gefeges vom 3. M 
mündlichen Verhandlung in der Nichtigfeitsinftang werde der Angef 
vorgeladen oder geftellt; in feiner Abwefenheit werbe das Urtel 
ihm demnächft befonders publiziert und behändigt (88. 145. 150. 
vom 3. Januar 1849); nirgends aber fei ausgefprocdhen, daß de 
dem Tage der öffentlichen Verfündigung auch dem ze nicht erſchie 
ten das Urtel verkündigt fei. Der verhaftete Angeklagte befinde fid 
anderen Lage in Betreff feines Erſcheinens im Audienztermine zwei 
jeder Angeklagte in der Nichtigfeitsinftang, zumal wenn diefer we 
Sitze des höchſten Gerichtshofes wohne, und feine Möglichkeit hal 
fentliden Aushange feiner Terminsjache beim Ober-Tribunal Kennt 
Die Rechtskraft des Appellationsurtel® werde dem bei der Verkünd 
den Angeklagten 5 von dem Tage des inſinuirten Urtels berei 
des —2 vom 3. Mai 1852), und hieraus ergebe ſich die Beſtä 
ficht, daß vorher das Urtel als nicht vorhanden fir den Angeklagte: 
Sei aber das Urtel für den Angeklagten erft mit der Publikation o 
an ihm eriftent, fo könne auch vorher gegen ihn Feine Strafe vollft 
Auch die in den Beichlüffen enthaltene Identifizirung des Verthei 
Angeklagten fei dem Gefege unbefannt; das Gegentheil ergebe fi 
indem fonft die befondere Behändigung des Urteld an den Angel 

eorbnet fein würde. — Für die Berechnung der Frift vom Tage 
nuation — ge der Beſcheid des Ober-Tribunald vom 14. 2 
iv 11 ©, 281). Berühre derfelbe auch nicht direkt die hier vo 
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ſo ergebe ſich doch aus dem damals vorgelegenen Sachverhalt, daß die an den An— 
geklagten ſelbſt erfolgte Eröffnung des Urtels, nicht aber die Berfündigung des 
Urtels in Abwefenheit deſſelben ale derjenige Zeitpunft angenommen fei, von wel: 
chem der Strafantritt zu berechnen fei. — In Beziehung auf die in der Verfügung 
des Appellationggerichts zugleich angezogene Minifterial- Verfügung vom 27. Mai 
1840 (sub U. 1.) heißt es ferner in der Befchwerde, diefelbe enthalte nur die Be: 
flimmung, daß die Gefängnißftrafe mit dem Tage der Publikation des erften Gr- 
fenntniffed beginnen folle, auch wenn der Angeflagte ein Rechtsmittel eingelegt 
habe. Berüdfichtige man num aber, daß mit der — vom 3. Januar 1849 
eine Abänderung der jenem Reffript zum Grunde liegenden Beftimmungen der Kri- 
minal-Ordnumg über den Strafantritt eingetreten ſei, fo ergebe fich für den Antritt 
einer Gefängnipftrafe aus jener Allgemeinen Verfügung zur Zeit Nichte weiter, als 
daß der Tag der Publikation des Urtels maafgebend fein jolle. Diejer Tag fei 
aber auch hier angenommen. Nur über die Frage aber, an welchem Tage nad 
jegiger Strafprozeß - Ordnung das Appellationsurtel fur einen inhaftirten und zum 
Audienztermin nicht vorgeführten in jpeg hr für publizirt anzunehmen fei, ent= 
halte jenes Refkript feine Beftimmung und habe fie auch nicht enthalten können. 
Die Seſchwerde ift durch Beſchluß des Ober-Tribunals vom 1. Oftober 
1856 wider Bruma (Nr. 232. B. 1.) zurüdgemiefen. Die Verfügung, fo heit 
ed hier, wonach der Antritt der ——— Seitens der Angeflagten vom 
Tage der mündlichen Eröffnung des Appe lationsurtheils gerechnet werden ſoll, ent» 
fpricht den Grundjägen, welche die Allgemeine Minifterial- erordnung vom 27. Mai 
1840 (Minifterial- Blatt S. 190) mit Rüdficht auf gs. 557. 560. der Kriminal⸗ 
Ordnung gebilligt Hat, indem hiernach bei Vollſtrecküng erfannter Gefängnifß- 
ftrafen im Allgemeinen der Beginn ver Strafzeit, falls ber in Unterfuchungshaft 
befindliche Berurtheilte ein Rechtsmittel nicht einlegt, vom Tage der Publikation 
des Erfenntnifjes an zu rechnen ift. In diefer zu Gunften der in Haft befindlichen 
Berurtheilten getroffenen Anordnung ift Nichts geändert, weder dadurch, daß das 
Appellationsurtheil in Abweienheit der verhafteten Angeklagten verkündet und daf- 
elbe in Ausfertigung ihr erft am 11. März behändigt worden ift, noch durch die 
m $. 159. der Berorbnung vom 3. Januar 1849 gegebene Vorſchrift, da durch 
diefe, fich Tediglih auf die in ber Kriminal⸗Ordnung geftattete vorläufige 
trafamtretung bezichende Vorfchrift die bier allein intereffirende Frage, von 
weldem Zeitpunfte ab in Anfehung der zu einer Gefängnifftrafe Verurtheilten vie 
Strafzeit zu berechnen ift, nicht berührt wird. Das nächftdem in Rechtskraft über- 
gehende Straferfenntniß eriftirf rechtlich auch für den ohne perfönliche Anweſenheit 
verurtheilten Angeflagten ſchon mit dem Zeitpunfte der mündlichen Publikation in 
der Audienz, wenigftens foweit es ſich von feinem Vortheil handelt. 


$$. 16. j. 42. des Preßgefeges vom 12. Mai 1851. Wirfung der 
Kündigung einer durch einen Dritten beftellten Kaution 
für eine Zeitfchrift. 

Der Redakteur der Zeitfchrift „Wanderer“ hat eine Kaution von 1500 Rthlrn. 
bei der General-Staatsfafie für diefes Dlatt beftellt. Er ftarb und hinterließ als 
Erben feine Wittwe und feine Mutter. Diefe cedirten jene Kaution der 1500 Rthir. 
an einen Dritten, den M., ‚die Wittwe aber fegte das Platt fort, deſſen Redaktion 
ihr Ehemann zweiter Ehe übernahm, 

Der Eeffionar der Kaution fündigte num Diefelbe. Darauf wurde durch 
Verfügung der Königlichen Regierung das Fortbeftehen der Zeitſchrift für den Fall 
inhibirt, daß die Verlegerin nicht fofort eine anderweite Kaution von 1500 Rthirn. 

beftelfen würde. Als fe dennoch ohne eine folche Beftellung das Blatt forterfcheis 
nen lieg, wurde fie wegen Verlegung des $. A2, des Brefgefehes angeklagt und 
deshalb auch verurtheilt. Der Appellationsrichter, welcher diefe Verurteilung im 
Weſentlichen beflätigt, führt aus: 
Archiv 1856, VI. 53 
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daß aus der Befugniß der Verwaltungsbehörbe, die Kautionen für Zeit 
ſchriften erſt nach Ablauf von ſechs Monaten nach dem Erſcheinen ver 
legten Nummer zurüdzuzahten, in feiner Weiſe deren Nichtberechtigung 
folge, Kautionen, welche von dritten Perfonen geftellt find, auf —55 
Kündigung zur Verfallzeit herauszuzahlen, was aljo auch die Beſtellung 
einer neuen Kaution nöthig mache. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde der Angeflagten führt aus, daß die Herausgabe 
einer Zeitungsfaution Seitens der Verwaltungsbehörde an’ einen Dritten die lau— 
tionspflichtigen Perſonen felbft nicht berühre, da die Kaution fo lange hafte, bie 
die Bedingungen des $. 16. des Preßgefeßes eingetreten jeien. Der Fall des $.42. 
liege auch nicht vor. Der dritte Befteller oder Eigenthümer der Kaution müfle den 
Zwed und die Natur diefer Kaution gegen fich gelten laffen, könne aljo auch jein 
Necht nur gegen den Verficherten geltend machen. 

Dur Urtel des Ober-Tribunald vom 8. Dftober 1856 wider Schienert 
(Nr. 825. 1.) ift auf Vernichtung und Freifprechung erfannt, in Betracht, daß die 
nah dem Gefege über die SPrefie vom 12. Mai 1851 beftellte Zeitungsfaution zu⸗ 
folge der 88. 16. ff. dem Staate für die Unterfuchungsfoften und Gelvftrafen, 
welche durch den Inhalt des Fautionspflichtigen Blattes herbeigezogen werben, hal: 
tet, und die Nüdgabe nicht früher erfolgen darf, als nach Ablauf von ſechs Mr 
naten feit dem Tage, wo das Ichte Blatt der betreffenden Zeitung erjchienen, und 
die Nichteriftenz einer gerichtlichen Verfolgung gegen daſſelbe bejcheinigt ift; das 
hiermit die Berechtigung für den Eigenthümer des fautionspflichtigen Blattes ver 
bunden ift, daffelbe erfcheinen zu lafjen; daß, wenn eine Zeitungsfaution ohne weis 
tere Befchränfungen und Vorbehalte beftellt ift — wozu das Gefeg felbft überhaupt 
nicht autorifirt hat und wovon im vorliegenden Falle fein Grund zu finden ift — 
diefelbe auch auf fo lange für beftellt gelten muß, als das Blatt felbft erjcheint, 
und die Kaution nicht in Bezug hierauf für verfallen oder ungenügend zu erachten 
ift; Daß andererjeitö der Regierung nicht die Befugniß vorbehalten ift, durch eim 
beliebige Rüdzahlung der Kaution die Berechtigung zur ferneren Herausgabe dei 
Blattes zu befeitigen; daß aljo auch, wenn ein Dritter die Sicherheit geleiftet hat, 
derjelbe zwar ein Recht haben fann, dem Herausgeber des Blattes die Kaution zu 
fündigen und ihn jo zur Herbeiführung einer Rüdzahlung zu nöthigen, nicht aber 
einfeitig die geleiftete Kaution zurüdzuziehen und dadurch das von Dem Kautiond 
pflichtigen durch Beftellung der Kaution erlangte Recht zu vereiteln; daß daran in 
feiner Art Etwas geändert wird, wenn, wie im vorliegenden Fall, ver Fautiond 
pflichtige Herausgeber eines Blattes (oder fein Erbe) fein Recht auf die von ihm 
beftellte Kaution einem Dritten ſchlechtweg abgetreten hat, indem fich dabei nid! 
unterftellen läßt, daß der ungeftörte Fortbeftand des Blattes von dem Willen dr 
Ceſſionars —— ſollez daß daher die Kündigung des Ceſſionars M. an um 
für fi feinen Rechtsgrund dafür gewährte, der Angefchuldigten die Fortjegung 
ihred Blattes zu inhibiren; daß übrigens die gegenwärtige Anklage ſelbſt nicht be— 
hauptet, daß die für den „Wanderer“ beftellte Kaution zur Zeit, wo die den Gr 
genftand der Anklage bildenden Blätter erfchienen find, vem Geffionar des Kautiond 
betraged bereitd zurüdgezahlt worden, die bloße Forderung einer neuen Kaution 
aber anftatt der gefündigten legtere felbft noch nicht aufbob; daß daher cim 
Streaffälligfeit der ngeflagten nicht erfindlich ift, indem nach $. 42. des Preßge⸗ 
feged nur derjenige einer Strafe unterliegt, welcher eine Zeitung oder Zeitihult 
redigirt oder verlegt, bevor die gefepliche Kaution erlegt oder wieder ergangtift 


$.29. des Preßgefeges vom 12. Mai 1851. 98.79.81. des Strafgeſetzbuches 
Vorläufige Bejhlagnahme einer Drudfchrift wegen Belei: 
digung fremder nit Deutfcher Staatsoberhäupter ohne 
den Nachweis der Gegenfeitigfeit und des Strafantraget. 


Eine in Berlin erſcheinende Zeitung enthielt Beleidigungen eines auslin 
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difchen, nicht zum Deutſchen Bunde gehörigen Monarchen. Auf Grund des g 79. 
des Strafgefegbuches, in Werbindung mit $. 29, des ugeicber vom 12. Mai 
1851, erfolgte daher auf Inftanz der Staatsanwaltfchaft die vorläufige Befchlag- 
nahme des betreffenden Blattes Der Antrag der Staatsanwaltfchaft auf Beftäti- 
ung diefer vorläufigen Befchlagnahme ift jedoch durch den Befchluß der Rathe- 
} san und in der Beichwerdes Inftanz durch den Beſchluß des Kammergerichts 
zurückgewieſen. 
Hierüber führt der Ober-Staatsanwalt weitere Beihwerde beim Ober- 
Tribunal. 
Die Berfagung der Beftätigung der Beichlagnahme beruht darauf: 

1) daß der 8 $. 81. des Sirafgeſetzbuches als Bedingung einer Verfolgung 
aus $. 79. aufgeftellte Antrag ver betreffenden ausländifhen Regierung 
nicht vorliege; 

2) daß nicht — ſei, daß in dem betreffenden Lande die Gegen⸗ 
feitigfeit verbürgenden Geſetze publizirt ſeien, wie die der Abſatz 2. des 
$. 79. fordere, 

Der Ober - Staatsanwalt führt num hiergegen aus: es eriftirten allerdings 
Staatsverträge über die Verbürgung ver Segenfeitigfeit zur Beftrafung des 
Urheber mit dem betreffenden Lande nicht. iernach komme es zwar auf den 
Nachweis der Publikation betreffender Gefege im diefem Lande an. Ginen folchen 
Nachweis habe Die Staatsanwaltfchaft beizubringen verfprochen. Bis zur Bei: 
bringung defjelben ſeien daher die Inftangrichter noch nicht im der Lage geweſen 
ein Urtheil darüber fällen zu fönnen, ob eine in dem betreffenden Lande gegen den 
König von Preußen begangene Belcivigung nach den dort geltenden Gehen als 
Verbrechen . oder Vergehen verfolgt werden dürfe umd würde, Der angefochtene 
Beichluß fei daher auch nicht in dem Sinne aufzufaffen, als habe er diefe Frage 
definitiv verneinen wollen. Es bebürfe indeß weder jenes Nachweiſes, noch auch 
des zu 1. geforderten Antrages ($. 81.), da es fi einftweilen nur um eine 
gerichtliche Befchlagnahme des Blattes handle. Für diefe genüge nad) 
deutlicher Beftimmung des 8. 29. des Preßgeſetzes, daß der Inhalt des Blattes 
den Thatbeftand eines eis, Said darftelle. Die etwanigen weiteren 
Requifite der Verfolgbarfeit dieſes Vergehens kaͤmen bei der bloßen Befchlagnahme 
gar nicht in Frage, fondern gelangten erft zur Berüdfichtigung, wenn gegen Je 
mand Anklage erhoben oder der Antrag auf Vernichtung des Blattes eingebracht 
werde. — Wenn auch die mehrgedachten Nequifite für das fpätere Vernichtungs⸗ 
verfahren und für die Erhebung einer Anklage nothwendig fein follten, fo duͤrfe 
doch nicht jept ſchon cin Gleiches gefordert werden. Einem ſolchen Verlangen ftehe 
im Balle des $. 79. ſchon die augenfällige Unausführbarfeit entgegen. Denn 
während der furzen Zeit, wo die Beichlagnahme einer Zeitung praftifchen Erfolg 
haben fönne, fei «8 unmöglich, daß der Strafantrag einer fremden Staatsre: ierung 
eingeholt werde, und der Staatsanwalt ſich Kenntniß und Beweife von den atzun⸗ 
gen des fremdlaͤndiſchen Strafrechts über die Beleidigung auswaͤrtiger Souveraine 
verſchaffe. Jenes Verlangen verfenne aber auch rumdfägfich den Zwed und bie 
Bedeutung einer Beichlagnahme von Preßerzeugniffen. Denn die im $. 29. des. 
Preßgefeges zur Sicherung und Vorbereitung der im $. 50. ibid, angeordneten 
Bernichtung vorgefchlagene Maaßregel fei der Verhaftung eines verbächtigen Ver: 
brechers ganz analog. Sowie num letztere (und felbft die Grö ung einer fürms 
lien Unterfuchung) nicht den vollftändigen Beweis der Straffäll gfeit des Beſchul⸗ 
vigten, fondern mur einen einigermaßen gegründeten Verdacht der Schuld vor 
ausſetze (KriminalsOrbnung $$. 206. 207.), fo müfle auch die Beſchlagnahme einer 
Drudſchrift, deren Inhalt als ſtrafwuͤrdig und efährlich erfannt werde, verfügt 
werben, wenngleich die Anforderungen, welde It der erfennende Richter zu 
machen habe, micht bereits fümmtlich zu erfüllen fein möchten. Namentlich fei bei 
Fragen über fremde Gefeggebungen einftweilen eine Harmonie mit dem diefjeitigen 
53*+ 


320 Aus ber Pragie. $. 13. des Gtempelgefepes vom 7. März 1822. 


Rechte Rene und anzunehmen, bis nähere beftimmte Auskunft darüber zu 
erlangen fei. 

e Die Beſchwerde ift durch Beichluß des Ober-Tribunald vom 10. Septem 
ber 1856 (Nr. 245. Bd. 1) zurüdgewiefen. Es heißt darin: Die vorläufige Be 
ſchlagnahme einer Drudjchrift darf zufolge des $. 29. des Geſetzes nur vor ſich 
gehen und beftätigt werden, wenn diefe den formellen Vorfchriften der 88. 7. und 
24. nicht entfpricht — wovon im gegenwärtigen Falle feine Rede ift — oder wenn 
fih der Inhalt einer zur Sr ng gelangten Drudfchrift als Thatbeitand 
einer ftrafbaren Handlung darftelt. Der Staatsanwaltfchaft liegt binnen 24 Stun 
den nach Vornahme der Bejchlagnahme-Berhandlung ob, ihre Anträge bei der zu 
ftändigen Behörde zu ftellen,. weldye über die Kortdauer oder Aufhebung der ver: 
fügten vorläufigen Befchlagnahme binnen act Tagen zu befinden hat, umd zwar, 
wie fich von felbft verjteht, je nachdem die Bedingungen der Befchlagnahme vor: 
handen find oder nicht. Eine „ftrafbare Handlung“ fegt nun nach den Grumdjügen 
unferer Gtrafgefeßgebung allezeit Das Dafein eines beftimmten Strafgefeges vor 
aus, worunter die gas zu begreifen ift. Die Beleidigung eines nicht Deut: 
ſchen auswärtigen Staatsoberhauptes aber, wovon ed fich im vorliegenden Falle 
handelt, ift nach $. 79. des Strafgefegbuches nur dann ftrafbar, wenn in dem be 
treffenden auswärtigen Staate a, publizierten Berträgen oder Geſetzen die Gegen: 
feitigfeit verbürgt it. Daß es an verartigen Verträgen hier ermangelt, liegt 
außer Frage. agegen ijt Seitens der Staatdanwaltichaft behauptet, daß in — 
die Beleidigungen fremder Staatsoberhäupter, insbejondere des umfrigen, mit ftren: 
geren Strafen, ald die einfachen Beleidigungen zwijchen Privatperjonen bedroft 
find, und deshalb der Nachweis vorbehalten, bisher aber in feiner der drei In— 
ftanzen geliefert. Wenngleih nun zu der Beichlagnahme einer Druchkſchriſt nicht 
ſchon das Dafein aller Bedingungen zur Einleitung eines Strafverfahrens gegen 
eine beftimmte Perſon oder eines Bernichtungsverfahrens gegen das Preßerzeugniß 
allein (nach $. 50. des Gefeges) erfordert ift, Sondern nur der Thatbeftan 
einer ftrafbaren Handlung, jo fann doch hiermit nicht auch der Thatbeitand 
einer vielleicht oder möglicher Weile nach einem zur Zeit noch unbefannten Gejegt 
ftrafbaren Handlung gemeint fein, da das Geſchh oder ein beftimmtes oder fichered 
Necht die erfte Richtſchnur für das Richteramt IM, das Preßgejep auch, welches die 
Beihlagnahme unter die richterliche Autorität geftellt hat, fowie einerfeits die In⸗ 
terefien des Staats und der Gefellfchaft, fo andererfeits die freie Bewegung der 
Prefje im Auge gehabt hat. Diefes Gefeg verlangt nun auch ausprüdlid ein 
Entiheidung Uber die Beichlagnahme binnen acht Tagen. Ganz abgefehen nun 
davon, daß hierdurch die — einer anderweiten Friſt zur näheren Beibrin— 
gung des Thatbeſtandes einer ſtrafbaren Handlung ausgeſchloſſen erſcheint, fo it 
auch eine ſolche Befriftung von der Königlichen Staatsanwaltfchaft im vorliegen 
den Falle weder in erfter, noch felbft in voriger Inftanz nachgeſucht worden u. f. W. 
Es muß demnach der Königlichen Staatsanwaltſchaft die Verfolgung der etwa noch 
gefeglich zu begründenden Strafbarfeit des Preßerzeugniffes auf. dem gewöhnlichen 
Wege außerhalb der Beichlagnahme des Blattes überlafien bleiben. 


8. 13. des —— vom 7. März 1822. Stempelpflichtig— 
feitzweifeitiger Berträge, weldein zwei nur von je einem 
der Kontrahenten unterfchriebenen Gremplaren abge— 
faßt find. 

. Es ift ein zweifeitiger fchriftlider Vertrag über Lieferungen im Werthe 

von 270 Thalern in der Art gefchlofien, daß zwei Eremplare gefertigt find, von 

denen der eine Kontrahent das eine, der andere das zweite Eremplar unterfchrieben 
hat. Beide aber find ohne Stempel. Die Anklage wegen Stempelfontravention 
will das eine der beiden Schriftftüde ald Haupt- Eremplar und das andere al 

Neben » Eremplar angefehen wiflen. 
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Mile — —2 Ricter beider Infanzen nehmen dagegen an, daf, weil jeder 
* flicg Rn. on einem der Kontrahenten unterjchrieben fei, beide nur einer 
Die Eiger — ni Nchriftlichen Kontrakt daritellen, von einem Neben-Eremplare « 
eines nr fönne. E = - angeflagte Kontrahent ift daher zur Mach 
— els von aler, ſowie zu lung ei t f 
Iern —— erre daler, ſowle zur Zahlung einer Stempelftzafe vo 


gm Nichtigfeitöbefchwerde des Ober» Staatsanwalts führt aus, 
Bertrag — Fr zwei Eremplaren vorliege; es eriftirten ‘daher zwei Vertrags⸗ 
jepe 3War Nur von bedingter Gültigfeit, aber Durch die ftattgefundene ( 


zur »olln —⸗ Gültigkeit gelangt. Es könne daher nach der Abficht der Kon 
pie eine Ir Tunde nur das Haupt» Eremplar und Die andere dag Neben st 


in, fonift Adlirden die Kontrahenten die Vorfchrift über die Stemvelpflicht 
genen = &r — — myplars jedelgeit · umgehen fönnen. ihre 
D = Bejchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunals vom 3, Ofto 

wiper — — 3 (Nr. 856. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die Vor 
icht,. wie >ie Beihwerde behauptet, feftgeftellt haben, daß hier ein ſchriftli 
11 g in m —— 2  Eremplaren vorliege, jondern vielmehr, daß dem gefeglichen 
re ein F — riftlichen Vertrages — nämlich der Unterfchrift beider Kon 
ni@ 46 9 — — Fi. 5. I. 1. Des Allg. Landrechts — im vorliegenden $ 
$$- — * — — — gt worden, daß der als Kauffontraft über eine Quantität Br 
var gre —— —S in zwei Eremplaren niedergeſchrieben, das eine blos di 


— andere blos vom Käufer unterſchrieben worden, und nur 
atmen — un ten biejer beiden von einem der Kontrahenten unterfeitiebene 
zu * »€e Dies — e iiftliche —— gebildet worden ſeiz daß demmach nicht dur 
Bene — — Erchplare, ſondern durch die Vollziehumg der verfchiedene 
* ft oo en Käufer, resp. den Berfäufer ein ftempelpflichtiger Kontr 
yet Hi r—— ergl. Plenarbefhluß vom 2. September 1839, Entſcheidungen 
gi 30): un — us aber von felbit folgt, daß die einzelnen mit der Unterjch 
= Er — u m. des Verkäufers verfehenen Eremplare des erwähnten Aufjag 
* ei eib pe —_ Um für fich nicht, ſondern nur in Verbindung mit einan 
wu it ee Urkunde bilden, in Beziehung auf die Stempelpflichtigfeit die 
— art I eibitftändigen Haupt⸗ und Neben »Eremplars nicht haben könn 


— _ 20. v6 Stempelgejeges vom 7. Mär i 

- 20. „März 1822. Zeitpun 
Di Be gezogener Wechſel. 

n. — nklage iſt wegen verfäumter Stempelung eines gezogenen % 
— goPz za = FFigeftellt ift, daß der Angeklagte den am die Ordre des A. ausg 
—— — Wechſel dieſem als Remittenten mit offen gelaſſenem Dat 
ger * einage —— — 5) die Einrückung des Datums überlaffen, daß * A. den 
a z «tem Dato ſogleich Behufs der Stempelung auf das Steuerq 


i erite Richter nimmt an, Daß wegen des fehlenden Datums 
Gittse Des Seſſelben überhaupt gar fein TBechfei vorhanden gewefen fei, 
[BOT De a SS: . 20. des Stempelgefeges vom 7. März 1822 ‚noch che ein ( 
zit pe ziey 8* — <—hfel gemacht ift* nur aufiausländifche und micht auf inländifche 
zus — — Wein. Er ſpricht daher frei. 0° 

ert fi 2 — Appellationsrichter beſtaͤtigt. Die gedachten Worte des Geſe 
3 8 am wenn par auch auf inlänbijche Wechfel: ‘Allen es fei richtig, daß die 
er © pyadyı — wenblide der Einrückung des Datums ein Wechſel geworben fi 
gönnt egurid — dahingeſtellt bleiben, ob überhaupt eine Webertretung des $. 
+ —* nn * —* A. Rd — * daß er das Dalum herr 
. er Die Stempelung bewirkt, dig gemacht habe, in jedem ' 
nn ir — E— e fuͤr dieſes Verfahren des A. nicht a 
ne * Nichtigkeitsbeſchwerde des Ober⸗Staatsanwaiis behauptet: die 
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habe ſchon in dem Augenblide, als der Angellagte fie dem Remittenten A. aus 
händigte, Die Kraft und Eigenfchaft eined Wechſels gehabt. Jedenfalls habe fie 
dies durch die Ausfüllung ded Datums Seitens des A. erhalten, umd da mit dem 
Wechſel fomit ein Gefchäft gemacht worden, bevor er geftempelt worden, jo habe 
der Angeklagte, welcher ihm ausgeftellt und ein Gerhält damit gemacht habe, die 
Stempelftrafe verwirft. 

Die Beichwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 3. Oktober 1856 
wider Gützlaff zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die Worte im $. 20. des 
Stempelgefeges vom 7. März 1822: „und ehe damit ein Gefchäft gemacht over 
Zahlung darauf geleiftet wird * fich zwar ſowohl auf inländifche wie auf auslän- 
diſche gezogene Wechjel beziehen; daß auch ein gezogener Wechſel durch Weberfen- 
dung defielben an den Remittenten — den Zahlungsempfänger — allerdings in 
Umlauf gefegt wird, dadurch alfo im Sinne des $. 20. ch. ein Gefchäft mit dem 
Wechſel gemacht wird, welchem die Stempelung vorhergehen muß; daß im vor 
liegenden Falle jedoch nach der thatjächlichen Feftftellung das in Rede ftehende 
Sfriptum von dem Angeklagten dem A. mit offengelafjenem Datum überfendet ift, nad 
Art. 4. der Deutfchen Wechſel-Ordnung das Datum der Ausftellung aber zu den 
wejentlichen Erforderniffen eines gezogenen Wechfeld ‚gehört, und daher, fo lange 
das Datum fehlt, auch Fein Wechjel vorhanden ift; Daß hiernach der Angeklagte, 
als er dem A. das in Rede ftehende Skriptum überfandte, noch feinen Wechſel aus 
geftellt und denfelben in Umlauf gejegt, vielweniger durch die Ueberjendung des gu 
dachten Sfriptums ein Geſchäft mit einem Wechſel gemacht hatte, daher die im 
8. 26. des Stempelgeſetzes angedrohte Strafe vom Angellagten nicht verwirft war; 
daß, wenn fpäter der A. das Datum ausfüllte, und demnächft erjt die Stempelung 
bewirkte, dadurch die früheren feinem Strafgefege zuwiderlaufenden Handlungen 
des Angeklagten nicht den Charakter der Strafbarfeit annehmen Fönnen. 


Kabinets-Ordre vom 30. April 1847. Ermäßigter Stempel für 
Kauf- und Lieferungsgefchäfte im faufmännifchen Verkehr 

Auf die Anklage wegen Stempelfontravention durch Nichtadhibirung des 
tarifmäßigen Stempels zu einer Kaufpunftation ift zwar feftgeftellt, daß der Ange 
klagte eine Kaufpunftation produzirt hat, nach welcher er das auf einer Forſtfläche 
von 3000 Morgen beftandene Holz für einen Preis von 36,500 Thaler erfauft hat, 
und daß zu dieſer Punktation fein Stempel verwendet ift, zugleich aber, daß der 
Angeklagte einen Holzhandel treibt, auch jenes Holz zu Handelszwecken, aljo zum 
Weiterverkauf en gros und en detail, erivorben hat. Näch der Allerhöchften Ra 
binet8-Ordre vom 30. April 1847 würde daher nicht der gewöhnliche Prozentftempel 
erforderlich gewefen fein, weil das Holz zum Wiederverfauf angefauft fei, daſſelbe 
alfo als eine dem Faufmännifchen Verkehr unterliegende Sache zu erachten jei, 
welche nach jener Kabinets-Ordre nur die Verwendung von 15 Sgr. Stempel er 
fordere. Da die hiernah nur auf 4 Thaler zu berechnende Stempelftrafe nad 
88. 1. und 339, des Strafgeſetzbuches noch vor Erlaß ded Geſetzes vom 22. Mai 
1852 verjährt gewefen, fo ift der Angeklagte freigejprochen. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde des Ober -Staatdanwalts fucht die Nichtanmwen 
dung der Kabinets Ordre vom 30. April 1847 und dagegen die Anwendbarkeit det 
gewohnlichen Prozentftempels auszuführen. Schon das Stempelgefeg laſſe den 
Unterfchied erkennen, der bei der Befteuerung in Betreff neu entftehender Rechts 
gejhäfte, und in Betreff folcher gemacht werde, vie blos einen Verkehr mit ſchon 
vorhandenen Rechten varftellen. Die Verkehrsformen der Geffionen, Grbrezefit 
Teftamente, Vollmachten würden nur mit einem geringen Stempel, die primitive 
Eniftehung der Rechtögefchäfte aber wirde mit einem hoheren Werthſtempel — 
Zu dieſen gehörten im Allgemeinen auch Kaufgefhäfte. Um indefien den Berkeht 
mit Waaren, die unverändert aus einer Hand im die andere übergehen, nicht 
zu hoch zu befteuern, Habe die Kabinets-Drdre vom 30, April 1847 den Stempi 
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für die im faufmännifchen Verkehr vorkommenden Kauf» und Lieferungsgefchäfte 
gleichfalls ermäßigt. Died beziehe ſich aber nicht auf ſolche primitiven Kaufs 
geichäfte, wie Das vorliegende, wo fich der Waaren- und Faufmännifche Verkehr 
erft weiterhin vurh Verarbeitung des erfauften Gegenflandes entwideln folle. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 26. September 
1856 wider Schönemann (Nr. 747. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die 
vorigen Richter aus der Feftftellung, daß der Angeklagte — treibt und Das 
Holz zum Wiederverfauf en gros und en detail angefauft hat, mit Recht folgern, 
daß ein Kaufvertrag im kaufmännischen Berfehr vorliege, indem es allerdings feinen 
Unterjchied machen kann, daß das Holz noch auf dem Stamm verkauft ift und erft 
gefällt und zum Wiederverfauf verarbeitet werden muß, weil die Kabinets /Ordre 
vom 30. April 1847 den geringeren Prozentfag Davon, daß die Sache ganz in der 
nämlichen Befchaffenheit weiter verfauft werden foll, feinesweges abhängig macht, 
und ebenfowenig zwifchen primitiven Kaufgefchäften, aus denen fich der aren⸗ 
und kaufmännische Verkehr erſt weiterhin durch Verarbeitung der erkauften Gegen— 
ftände entwideln ſoll, und anderen Kaufgeſchäften unterſcheidet, überhaupt von 
„Waaren“ gar nicht, fondern mur ganz allgemein: 

von Kauf- und Lieferungsverträgen über bewegliche Sachen im fauf: 
. männifchen Berfehr . j 

fpricht, Ießterer aber den Weiterverfauf der Sade gerade in ganz unverändertem 
Zuftande nicht bedingt; daß die vorigen Richter hiernach die Kabinets - Drdre vom 
30. April 1847 richtig ausgelegt und zur Anwendung gebracht haben. 


Geſetz vom 31. März 1837. Umfang des durch daffelbe ge: 
währten Schutzes. 

Der ua: welcher fih zum Zwede des Holzanlaufs auf einer Holz: 
Auktion im Walde befand, hat dort einen freien Schwarm Bienen gefunden. Er 
wollte ihn in Befig nehmen, und als der Waldaufjeher ihn daran hindern und 
feinerfeits den Schwarm für feinen Herrn, den Forfteigenthlümer, in Befig nehmen 
wollte, hat er denfelben zurüdgeftoßen und mit der Art bevroht. 

Auf die Anklage wegen Widerfeglichfeit aus dem Gefege vom 31. März 
1837 ift er freigefprochen. Denn eine Widerjegung gegen den Waldaufjeher bei 
Ausübung ſeines Rechts ſei nicht erwiefen, da nicht feftitehe, daß der Bienen 
fhwarm oder defien Mutterfiod dem Gigenthümer des Waldes zugehört. Der 
$. 125. Th. 1. Tit. 9. des Allg. Landrechts verweife nämlich in Betreff des Ein- 
—* wilder oder vom Eigenthümer verlaſſener Bienen auf 8. 115., welcher 

eſtimme: 
wer in deu Abſicht, dergleichen Thiere zu fangen, fremden Grund und 
Boden, ohne Vorwiſſen oder wider Willen des Eigenthümers betreten 
hat, muß Das Gefangene dem Gigenthümer auf deſſen Verlangen unent: 
—— ausliefern. 
Der Angeklagte ſei nun nicht in der Abſicht, den Bienenſchwarm zu fangen, ſon— 
dern wegen des Holzankaufs in den Wald gekommen, habe mithin als Finder ein 
Recht auf die Beſitznahme des herrenloſen Schwarms gehabt, worin ihn der Wald— 
aufſeher nicht habe ſtören dürfen. 

Der Appellationsrichter fügt hinzu: das Geſetz vom 31. März 1837 habe 
mur den eigentlichen Forſt- und Jagdſchutz, nicht aber die Sicherung anderweiter, 
dur das Eigenthum an Grund und Boden bedingter und davon abhängiger Ge- 
rechtjame im Auge. Der Streit über das Eigenthum des Schwarms fei ein rein 
privatrechtlicher mit dem, dem Waldaufjeher anvertrauten Forft- und Jagdſchutz 
nicht in Verbindung ftehender. 

‚_. , Der Ober-Staatsanwalt führt aus: bas Gejeg vom 31. März 1837 vers 
heiße dem Walveigenthümer in Bezug auf alle ihm zuftehende Eigenthums- und 
Nugungsrechte, ohne Einfchränkung, einen befonderen Schug. Solle alfo auch nur 
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ein einzelnes, im *588* enthaltenes Recht beeinträchtigt werden, und falle da 
bei eine Wiverfeglichkeit vor, fo trete Das gedachte Geſetz ein. Nach $. 124. Tit. 9. 
Ih. I. des Allg. Landrechts habe dem Angeklagten Fein Eigentum an dem Schwarm 
zuftehen können, aljo habe auch Fein Eigentäumöftreit privatrechtrechtlicher Natur 
vorgelegen. z 

; Die Beſchwerde ift durch Urtel_ des Ober-Tribunals vom 3. September 
1856 wider Demski (Mr. 587. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß das Gejep 
vom 31. März 1837 vie Strafe der Widerfeglichfeiten bei Goch. und Jagd: 
vergehen beitimmt; daß nach diefem fpeziell bezeichneten Gegenftande des Geſehes 
der Plppellationsrichter mit Necht annimmt, daß die in ben $$. 1. folg. erwähnten 
thätlihen Widerfeglichkeiten und Drohungen, welche gegen Forſt- und Jagdbeamte 
in Ausübung ihres Amtes verübt werden, fih auf den ausgeübten Forft» oder 
Jagdſchutz beziehen müffenz; daß aber, zufolge der thatfächlichen Seftftellung der 
Angeklagte bei dem Vorfall weder bei einem Holz oder Wilddiebſtahl, noch bei einer 
Forits oder Aagdkontravention betroffen war, die Thätlicpfeiten und Drohungen 
gegen den Forſtäufſeher vielmehr durch den Streit darüber veranlaßt wurden, ob 
der bei der Holzverfteigerung von dem Angellagten entvedte Schwarm Bienen ihm 
ald Finder oder dem 2 enthümer des Waldes zugehöre; daß diefe nad 
88. 118. folg. Tit. 9. Th. L des Allg. Landrechts zu entfcheidende civilrechtliche 
Frage mit dem von dem Forftaufieher zu verwaltenden Forſt- und Jagdſchutz nicht 
in indung ftebt, daher der Hau der 88. 1. folg. des Gefeged vom 31. Mär; 
1837 nicht vorliegt. 


$. 177. ber ig a Fk 17. Januar 1845. $. 74. der 
Verordnung vom 9, Februar 1849. Kabinetd-Ordre vom 24. Januar 
1848. Art. XX. des — — vom 14. April 1851. 
Art. 120 des Geſetzes vom 3. Mai 1852. Kompetenz bei unzu— 
läffigem Gewerbebetrieb ohne erlangte Qualifikation. 
Der Angeklagte hat die Schuhmacher-Profeſſion felbftftändig ausgeübt, ofme 
die Qualififation dazu mac) dem. Geſetze vom 9. Februar 1849 erlangt zu haben. 
Die Kreisgerichtssftommiffion hält zwar die richterliche Kompetenz, jedoch nicht die; 
jenige des Polizelrichters, fondern, da Rüdfall vorliege, diejenige der Gerichte, 
Abtbeitung für. vorhanden. 
Das Appellationsgericht hält aber die gerichtliche —— zur Zeit über: 
haupt nicht für begründet, weil nad) der KabinetssOrbre vom Januar. 1848 
(Gef, Samml, ©. 73) zunächſt der Ortspolizeibehörde die Kognition zuftehe. 
Hierüber führt der Ober» Staatsanwalt Befchwerde. Die Kompetenz ded 
Polizeianwalts und des Bolizeirichters fei in allen nulaulpigungen, welche eine 
PBolizeilontravention zum Gegenftande haben, gleichviel ob ein die Strafe er 
höhender Umftand vorliege ($. 177. der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 
Alinen 2.) oder nicht, dur das Gefeh vom 3. Mai 1852 Art. 120. und 136. 
und das Geſetz vom 14. Mai 1852, betreffend die vorläufigen Straffeftfegungen bei 
Uebertretungen, geregelt und den Gerichten überwiefen. Die Kognition der Orts: 
Polizeibehörde fei auch ausgefchlofen, nachdem ſich die Polizeianwaltfchaft mit Er: 
hebung der Anklage befaßt habe (8. 3. der MinifterialsInftruftion vom 30. Sep 
tember 1852). Der Boligeirichter fei ungeachtet des $. 176. der Gewerbe-Orbnung 
von 1845 auch ſchon um deswillen zu erkennen befugt, weil es fich hier nicht 
um eine Steuerftrafe, noch auch darum handle, ob der Angejchuldigte nach im en 
Unterfagung (die bier nicht ftattgehabt habe) das Gewerbe begonnen oder fortgefegt 
babe. Im Kalle ver Poligeirichter hinterher eine feine Kompetenz überjchreitende 
Strafe (Art. XX. in fine des Einführungsgefeges) für anwendbar erachten möchte, 
müfje nach Art. 7. des Gefepes vom 3. Mai 1852 die Infompetenz durch Urtel 
ausgefprochen werden. 
Das DOber-Tribunal bat durch den Beſchluß vom 11. September 1856 
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wider Biermann (Rr. 46. Bd. II.) vie Kompetenz der Gerichtöabtheilung aus⸗ 
geſprochen, in Erwägung, daß nad der Anklage der Angeklagte bereits im Jahre 
1855 wegen Betriebes der Schuhmacher PBrofefjion, ohne die Meifterprüfung gemacht 
zu haben, vom Polizeirichter verurtheilt ift, derſelbe zwar behauptet, ſchon vor Erlaf 
der Verordnung vom 9. Februar 1849 dieſe Profeifton ſelbſtſtaͤndig betrieben zu 
haben, Der Polizeianwalt dies aber beftritten hat, hiernach Der Angeklagte der Straf: 
beftimmung des $. 74. der Verordnung vom 9. Februar 1849 verfallen zu fein 
hinreihend beichwert ift; in, Erwägung, daß diefe Strafbeftimmung einen Anſchluß 
an ven $. 177. der Gewerbe-Orbnung vom 17. Januar 1845 enthält, und ebenfo 
wie die ſer eine Geldbuße bis zu 200 Thalern oder Gefängnis bis zu 3 Monaten 
anordnet, für den Wiederholungsfall der $. 74. der Verordnung vom 9. Februar 
41849 aber außerdem beftimmt, daß auf den Berluft der Beiugniß zum felbftftändi- 
gen Betriebe des Gewerbes erfannt werden fann; daß die im $. 177. der Gewerbe: 
Ordnung vom 17. Januar 1845 gedachten Vergehen ald PBolizeivergehen damals 
allerdings zur Kompetenz der polizeilichen Behörden und zwar jet Erlaß der 
Kabinets⸗Ordre vom 24. Januar 1848 unbeftritten zue Kompetenz der Regierungen 
gehörten, aber bereits durch die Verordnung vom 3. Januar 1849 $$. 161. folg. 
vor die Bolizeirichter gewiefen find, und daß dies durch Art. XX. des Einführungs- 
eſetzes vom 14. April 1851 und Art. 120. des Geſetzes vom 3. Mai 1852 bes 
ätigt ift, der an den Art. 135. ibid. fich anfchliegende Art. 136. aber nur von 
Zuwiderhandlungen gegen die Borjchriften ber die Erhebung öffentlicher Abgaben 
und Gefälle handelt, und auf die in Rede ftehenden Bergehen der 8. 177. ber 
Gewerbe-Drbnung ebenfowenig, als auf die Vergehen des $. 74. des Geſetzes vom 
9. Februar 1849 bezogen werden fann; in Erwägung, daß nad dem angeführten 
Art. XX. des Einführungsgefeges von der Kompetenz des Polizeirichters Die Falle 
ausgeſchloſſen find, in welchen nad) den Gefegen auf den Berluft des Rechts zum 
Sewerbebetriebe für immer oder auf Zeit zu erkennen ift, und daß dieſe Beftimmung, 
wie alle Beftimmungen über die Kompetenz, fich nicht darauf, was in einem fpes 
ziellen Falle wirklich erkannt werden wird, was bei der Regulirung der Kompetenz 
noch ungewiß ijt, fondern auf die im Geſetze auf ein Vergehen angedrohte Strafe, 
und zwar auf den höchiten Grad verjelben, auf welchen erkannt werden fann, bes 
zieht; in Erwägung, daß nach dem Eingangs Bemerkten ein MWieverholungsfall 
Des im $. 74. der Verordnung vom 9. Februar 1849 gedachten Vergehens vorliegt, 
in folchem Wiederholungsfalle aber der Verluft des Nechts zum ewerbebetriche 
erkannt werden fann, eine Vorfchrift, welche auch Dadurch, daß der Angeklagte nach 
Inhalt der Anklage noch nicht durch beftandene Prüfung Das Recht zum felbft- 
ftändigen Gewerbebetriebe erworben hat, nicht beveutungsios wird, daß alſo die 
Kompetenz des Polizeirichterd ausgefchlofien ift umd die Unterfuchung zur Kompetenz 
ver Abtheilung des Kreisgerichts für Vergeben gehört u. ſ. w. 


$. 3. des Zollgefeges vom 23. Januar 1838. 8. 1. des Zollftrafgefepes 
vom 23. Januar 1838. Befugniß des Minifters des Innern 
Ir Erlaß von Ausfuhrverboten aus polizeilihen Rüd: 
ichten. 

‚ Dur eine an das Staatd-Minifterum ergangene, zu den Aften gebrachte 
Allerhoͤchſte Ordre vom 18. Dezember 1854 find die Minifter des Innern und der 
Finanzen ermächtigt, unter beſtimmten Modalitäten die Ausfuhr von Pferden zu 
verbieten. In Folge deſſen ift durch eine in den Amtsblättern bekannt gemachte 
Berfügung der Minifter des Innern und der Finanzen vom 18. Januar 1855 
auf Grund des Zollgejeges vom 23. Januar 1838 und mit Hinweifung auf bie 
Strafbeftimmung des $. 1. des Zollſtrafgeſetzes vom 23. Januar 1838 viefes Aus— 
fuhrverbot erlafien. 

i Die beiden wegen der Hebertretung diefes Berbots durch Transport eines Pfer- 
des Über die Grenze und Verkaufs veffelden im Auslande Angeklagten find indeß vom 
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erſten Richter freigefprochen, weil dem gedachten Ausfuhrperbote Feine geſehlich verb n- 
dende Kraft beiwohne, indem die Königliche Ermächtigung vom 18. Dez. 1854 niit, 
namentlich nicht, wie nach $. 1. des Gefeges vom 3. April 1846, um ihr Gefeh % 
fraft beizulegen, erforderlich gewefen fein würde, durch die Gefeg-Sammlung pul lis 
zirt fei, die Minifterien nach Art. 8. 62. und 106. der Verfaffungs Urkunde zım 
Erlaß einer bindenden Strafvorfehrift nur durd; ein Gefeg hätten ermächtigt ner: 
den fönnen, das Zollgejeg vom 23, Januar 1838 $. 3. zwar Ausnahmen von der 
im $. 2. beftimmten Ausfuhrfreiheit aus polizeilichen Rüdfichten auf beftimmte eit 
anzuordnen geftatte, hierdurch aber, da das Zollgefeg den Charakter eines Sta td 
eu habe, nur unter den Zollvereinsftaaten ein Vorbehalt, ſolche Ausnahı en 
anzuordnen, vereinbart, nicht aber hierdurch oder durch fonft eine gefegliche Ze— 
ftimmung den Minifterien die Befugniß ertheilt fei, dieſe vorbehaltenen aus 
nahmsweijen Anordnungen zu treffen, diefe vielmehr nur im ordent lichen W: ge 
der Gefepgebung erfolgen dürften, wie denn auch in anderen Fällen dieſer !Ixt, 
3. B. bei dem Verbote der Kartoffelausfuhr vom 1. Mai 1847 (Gefeg-Samml ıng 
S. 194.), durch eine in der Gejeg- Sammlung publizirte Allerhöchfte Ordre geſchehen 
fei, indem ferner das Zollgefeg Ausnahmen der gedachten Art zwar aus polizeis 
lihen Rüdjichten, nicht aber im Wege polizeilider Anordnung gefutte, 
und felbft, wenn eine polizeiliche Strafandrofung dazu für ausreichend erachtet vıer- 
den fönnte, das Gejeß vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung im $. 16. 
dem Minifter des Innern nur die Befugniß eingeräumt habe, polizeiliche Vorſchrif⸗ 
ten der Ortöpolizei-Behörden und der Minen außer Kraft zu fegen, nicht aber 
felbft dergleichen zu erlaffen, und indem endlich das Ausfuhrverbot vom 8. Januar 
1855, obgleich für die ganze Monarchie beftimmt, nicht durch die Gefeg- Sammlung, 
fondern nur durch die Amisblätter, mithin nicht in gefeplicher Weife, publiziert ſei. 
Auf die Appellation der Staatsanwaltichaft hat der Appellationsrichter 
reformatorie auf Beftrafung der Angeklagten wegen verbotswidriger Ausfuhr des 
Pferdes erkannt. Das Zollgefeg vom 23. Januar 1838, fo heißt es im Urtel, habe 
im $. 3. bereits zum Voraus gefeglich geftattet, Ausnahmen rückſichtlich der 
Zuläffigkeit der Ausfuhr inländifcher Erzeugniffe aus polizeilichen Nüdfichten auf 
beftimmte Zeit anzuordnen; das wirkliche Anordnen folder Ausnahmen für be 
ſtimmte Bälle ſei daher nicht ein Aft der Geſetzgebung, auf welche die Art. 8. 62. 
und 106. der —— —— Bezug hätten, erſcheine vielmehr nur als An 
wendung und Ausführung ſchon befterender gefeglicher Vorſchriften, unterliege 
„daher auch nicht in Betreff der Publikation der Vorfchrift des Gefepes vom 3. A 
1846 $. 1., welches legtere noch nicht beftanden oder die beftehenden Gefege ab: 
ändernde gefegliche Anordnungen vorausfege. Die Kompetenz der Minifterien des 
Innern umd der Finanzen, die im $. 3. des Zollgefeges geftatteten Ausnahmen zu 
treffen, ſei nicht nur ſchon dadurch in diefem Geſetze felbft begründet, daß aus 
polizeilihen Rückſichten die Anorbnung derfelben erfolgen jolle, und vie Be 
urtheilung, ob folche vorhanden feien, fowie die Ausführung derfelben zum Reſſort 
des Minifterd des Innern als oberfter Polizeibehörde gehöre, fondern auch dadurch, 
daß das Geſetz vom 23. Januar 1838 in allen anderen Fallen, wo Ausnahmen 
von den regelmäßigen Beftimmungen geftattet würden, namentlich in 88. AO. 43. 
4Aa,, verglichen mit Zollorpnung $$. 77. und 82a., die Anordnung derfelben ledig— 
lich dem Finanz Minifter überwiejen babe. Temporaire Ausnahme s Maafregeln, 
aus vorübergehenden polizeilihen Rüdfichten anzuordnen, gehöre zum Reſſort der 
Berwaltungsbehörden, fer als ein Akt der Adminiftration, nicht als Attribut des 
Geſetzgebers allein, aufzufaffen. Ebenſowenig ergebe fih in der Faſſung des $. 3. 
des Zollgefeges und in der Natur des lepteren, als aus einer Vereinbarung ber 
Zollvereinsftaaten Hervorgegangen, eine Nothiwendigfeit, die vorbehaltenen, zunächſt 
nur die Unterthanen des betreffenden Staates berührende Ausfuhrverbote nur im 
Wege der Geſehgebung zu erlafjen; über die Art eines ſolchen Erlaſſes fei bei dem 
vereinbarten Vorbehalte nichts beftimmt. Daß zu dem Erlaffe vom 8. Sanuar 1855 
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erft die Genehmigung des Königs erbeten, und die Allerhöchfte Ordre vom 18. De: 
zember 1854 nicht, wie in anderen Fällen, durch die Gefeg- Sammlung publizirt 
fei, thue der verbindlichen Kraft jenes Ausfuhrverbots feinen Eintrag, da die Kom: 
petenz der betreffenden Minifterien ſchon an fich begründet gewefen fei. Die auf 
ausprüdlihen Befehl Sr. Majeftät des Königs beruhende Aufnahme der Die Aus: 
fuhr von Kartoffeln verbietenden Kabinets-Drpre vom 1. Mai 1847 in die Gejep- 
Sammlung fönne ald eine andere Auffafjung über die Nothwendigkeit geſetzgebe— 
rifchen Einſchreitens Seitend ded Staates nicht angejehen werden, da natürlich auch 
von dem Gejeggeber Berwaltungsmhaßregeln, wenn es wegen Wichtigkeit Des Gegen: 
ftandes angemefjen erfcheine, angeordnet werden könnten. Hiernach fei das Ausfuhr- 
verbot vom 8. Jan. 1855 als geſehlich verbindend zu erachten. Auf die in $$. 1. und 16. 
des Zollftrafgejeges angedrohte Strafe, die auch für die Ucbertretung temporairer, nad) 
$. 3. des Zollgejepes — Ausfuhrverbote beftinmt ſei, habe der Miniſterial⸗ 
erlaß vom 8. Januar 1855 nur verwieſen, es ſei von den Miniſterien durch dieſen 
Erlaß inmerhalb ihres Refforts nur ein Verbot erlaffen, nicht eine Strafbeftimmung 
getroffen, welche vielmehr für die Verlegung ſolcher Verbote Das Geſet ſchon jelb 
egeben gehabt habe, weshalb der $. 3. des Zollgejeges um fo weniger ein Eins 
chreiten der Gefeggebung erforder. Das Geſetz vom 3. April 1846 handle nur 
von Gefegen und Iandespolizeilihen Erlaffen, die Gefegesfraft erhalten ſollen, habe 
für bloße Minifterialerlafje die Nothwendigkeit der Bekanntmachung durch die Geſetz⸗ 
Sammlung nit ausgejprochen. 

Die gegen diejes Urtel ergangene Richtigfeitöbefchwerde der u pe ift 
am 26. Juni 1856 von dem Ober-Tribumal in Sachen wider Neumann 
(Nr. 197» 11.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß, nach dem bie Strafe des Ber- 
gehend der Kontrebande beftimmenden $. 1. des Zollitrafgefeged vom 23. Januar 

8338, dieſes Vergehen derjenige verübt, der es unternimmt, Gegenftände, deren 
Ein- und Ausfuhr verboten ift, dieſem Verbote zuwider, ein- oder auszuführen, 
Daß dieſes Geſetz daher zu feiner Anwendung ein vor der Handlung, durch welche 
demſelben zuwider gehandelt fein foll, angeordnetes Verbot der Einfuhr, —— 
weiſe der Ausfuhr vorausſetzt, und zwar in ähnlicher Weiſe, wie in den 88. 306. 
307. 340. Nr. 8. 344. Nr. 8. 345. Nr. 1. 347. Nr. 1. 2. 9. des Strafgefeh- 
Buches, Maafregeln, Verbote oder Anordnungen; welche durch die Regierung und 
resp. gefeglich oder polizeilich getroffen oder erlaffen find, vorausgefegt werden; 

daß, wo ein Strafgefeg in folder Art eine Handlung oder Unterlaffung hypo⸗ 
thetiſch mit Strafe betroht, daſſelbe alfo unter der Vorausfegung eines anderweit ange 
orbneten ober anzuordnenden Verbots und resp. Gebots vie Straffanftion gegeben 
Hat, die darin vorausgefegte Anordnung feibh fein Strafgefeg, resp. fein neues 
Strafgefeg ift, die Frage aber, ob es zu diefer Anordnung cines Aftes der Geſetz— 
gebung bevürfe over ein Aft der vollziehenden Gewalt Dazu gemüge, mit Rüdjicht 
auf den Gegenftand derjelben und etwa ſchon vorhandene, darauf Bezug habende 
Geſehte, nad ftaatsrechtlihen Grundſätzen zu entfcheiden ift; 

daß gefegliche Einfuhrverbote in Bezug auf Salz ımd Spielkarten er! 
das Zollgejeg vom 23. Jan. 1838 $. 3. (vgl. den Staatsvertrag vom 4. April 185 
Art. 8. und 9. Gej.-Sammt. 410 und die damit übereinftimmenpen früheren Verträge, 
J B. vom 22. März 1833 Art. 7. und 9. Gej.-Samml. ©. 148) angeordnet find; 

daß aber dort, — und zwar der Sache nach übereinftimmend mit dem jchen 
por der Eriftenz des Zollvereins ergangenen Gefege vom 26. Mai 1818 $. 3. 
Gef. Samml. ©, 66, — weiter bejtimmt ift, daß Ausnahmen von der in den 
gs. 1. und 2. grumpjäglich ausgefprochenen Freiheit des Verkehrs in Bezug auf 
Einfuhr und Ausfuhr aub für andere Gegenfände aus polizeilichen Nüd- 
fichten auf beftimmte Zeit angeordnet werben fönnen ; 

daß durch dieſen Vorbehalt der Geſetzgeber nicht, als eine ihm felbft bin- 

dende Form, die Berpflichtung übernommen hat, ſolche Ausnahmen ‚aus polizeilichen 
KRüdfichten auf beftimmte Zeit nie durch einen Akt der Gefeggebung anzuordnen; 
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daß vielmehr nach der damaligen Staatsverfafjung es unbezweifelt zur Kom: 
petenz der oberen Verwaltungsbehörde gehörte, dergleichen Anorbnungen zu treffen 
(Bubl. vom 16. Dezember 1808 $. 3.; Verordnung vom 27. Oftober 1810, Geſeh⸗ 
Sammlung ©. 10; vergl. Min. Verf. vom 7. März 1819, von Kamp Yahrb. 
Band 13. ©. 245; Staatsmin. Beſchl. vom 7. Januar 1845, Juſt. Minift. Bl. 
©. 34), dies auch jchon die von dem Mortlaute des $. 277. Th. 1. Tit. 20. des 
U L. R. fowie des Zollgefeges vom 26. Mai 1818 88. 3. 11. und der Zoll: 
ee vom 26. Mai 1818 88. 110. 111. 143. abweichende Fafjung des $. 3. 
* 30 gejebes und des $. 1. des Zollftrafgefehes vom 23. Januar 1838 zu er 
ennen giebt; 

dag auch duch diefe Icpteren Beftimmungen gegen die Zollverginsftaaten, — 
mit denen zwar das Zollgefeg und die Zoll-Ordnung, nicht aber allgemein auf das 
Zollftrafgejeg vereinbart wurde, — eine Verpflichtung, dergleichen zeitweije Verbote 
aus polizeilichen Nüdfichten nicht anders ald durch einen Aft ver Gefeggebung zu 
erlaffen, insbefondere in Bezug auf Ausfuhrverbote nicht übernommen wurde, wie 
denn auf ſolche nach $. 3. des Zollgefeges vom 23. Januar 1838 anzuorbnende 
Ausnahmen auf die Beftimmungen des Vertrages vom 4. April 1853, Art. 6. 
(vergl. auch Art. 2. Alinea 2. 7. 8. 3Ad,), —— S. 409., und der damit 
übereinftimmenden früheren Verträge (3. B. vom 22. März 1853 Art. 5.) fid 
nicht beziehen; 

daß eine anderweite Auffaffung, ald der Kabinets-Ordre vom 1. Mai 1847 
(Geſ.“Samml. ©. 194) zu Grunde liegend, fih auch daraus, Daß diefe Kabinete: 
Ordre durch die Gefeg- Sammlung publiziet wurde, ſchon deshalb nicht ergieht, 
weil diefelbe nicht blos cin Ausfuhrbot anorbnete, ſondern zugleich zettweije die 
Branntweinbereitung aus Kartoffeln u. f. w. unterfagte; , 

daß auch zu dem Erlaffe von foldhen Ein: und Ausfuhrverboten, wie der: 
gleihen aus polizeilichen Ruͤckſichten auf beftimmte Zeit anzuordnen in dem Zoll 
geiege vorbehalten war, Durch die Verfafjungs-Urfunde vom 31. Januar 1850 
rt. 8. 62. und 106. ein Akt der Geſetzgebung nicht erforderlich geworben ift; 

daß zwar in Folge eines foldhen Verbotes Handlungen, die bis dahin erlaubt 
waren, einftweilen zu verbotenen — und zwar in Verbindung mit $. 1. des Zoll— 
ftrafgefeges zu verbotenen, mit Strafe bedroheten — werden, das * ſelbſt aber, 
ri unter der Vorausſetzung, daß cin Einfuhr- resp. Ausfuhrverbot angeordnet 
fei, die Handlung, durch welche folchem Verbote zuwider gehandelt wird, mit Strafe 
bedroht, (Verfaffungs-Urkunde Art. 8, Strafgeſetzbuch $$. 2. 332.), bereits in Dem 
Zollftrafgefege $. 1. vorhanden war, die Anordnung des Verbotes felbft Fein Akt 
der gefepgebenden Gewalt (Art. 62. der Verfaſſungs-Urkunde), fondern der Vol: 
ziehungsgewalt (Art. 45. a. a. O.), der auch die Anordnung von Maafregeln 
der Politik zufteht, ift, und diefelbe demgemäß von den Organen der letzteren aus: 
geht (vergl. Entfcheidungen Bd. 30. ©. 317. 318.); 

daß hiernach Das in dem angefochtenen Erkenntniſſe erwähnte, nach einge 
holter Ermächtigung Sr. Majeftät des Königs von den Miniftern des Innern und 
der Finanzen unterm 8. Februar 1855 erlaffene Ausfuhr-Verbot Fein neues Sſraf— 
efeg im Sinne der 88. 2. und 332. des Strafgejegbuches wird, und darauf die 
Art 8. 62. und 106. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 — der left: 
gedachte Artikel, foweit er von Geſetzen ſpricht — nicht zu beziehen waren; 

daß zwar durch das Gefeg über die Polizeiverwaltung "vom 11. März 1350 
$. 14. die Befugniß der Bezirfsregierungen, jonftige — Verbote und Straf 
beſtimmungen — nämlich andere, als die in den $$. 11—13. a. a. D. bezeiqne— 
ten polizeilichen Vorfchriften — in Ermangelung eines bereits beftehenden geſehli ben 
Berbotes, mit höherer Genehmigung zu erlafien, wie ſolche Befugniß ihnen die Ber m: 
nung vom 23. Oft. 1817 $. 11. beigelegt hatte, aufgehoben worden ift, und der $. 16. 
deffelben Gejepes den Minifter des Innern nur für befugt, jede polizeiliche Nor: 
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fehrift, foweit nicht Gefege entgegenftehen, außer Kraft zu fegen, erklärt, und be- 
ftimmt, daß bierzu Die Genehmigung des Königs erforderlich jei, wenn die polizeis 
liche Vorſchrift von dem Könige genehmigt war; 

Daß aber nicht nur dieje leptere Beſtimmung ſchon vorausjept, daß polizeis 
liche Vorjriften von dem Minifter des Innern mit Genehmigung des Könige ers 
laffen werben Fönnen, fondern auch der $. 15. a. a. D. der Berorbnungen einer 
höheren Inftanz, mit denen Beftimmungen der polizeilichen Vorfchriften auch der Be: 
zirfsregierung ($. 11.) nicht follen in Widerſpruch treten dürfen, gedenkt, auch hier 
alfo vie Zuläffigfeit von Verordnungen des Minifters als ver höheren Inftanz vor- 
ausgeſetzt wird, die Minifterien daber zu polizeilidden Anordnungen, welche zu den 
Funktionen der Regierungen gehören, auch befugt find; daß demnach der Appellas 
* tiondrichter, indem er die in Rede ftehende minifterielle Berorbnung von 8. Januar 1855 
wicht für ein Strafgefeb, und indem er — wenn auch unter Bezugnahme auf die, eine 
völlig zutreffende Analogie —— nicht gewaͤhrenden 88. 40. 43. Ada. des Zoll⸗ 
geſehes und 88. 77. 82a. der Zoll-Ordnung — die Miniſter des Innern und der 
Finanzen zum Erlaß diefes Ausfuhrverbotes für befugt erachtete, den Begriff eines 

neuen Strafgeſetzes nicht unrichtig aufgefaßt, und x en den $. 3. des Sol eſetzes 
vom 28. Januar 1838, ſowie gegen die Art. 8. 62. und 106. der Verfahunge- 
Urkunde vom 31. Januar 1850 nicht verftoßen bat; daß, wenn nad dem Obigen 
das erwähnte Ausfuhrverbot fein Gefeg und die zum Erlaſſe deſſelben ermächtigenvde 
Königliche Ordre vom 18. Dezember 1854 fein landesherrlicher Erlaß, welcher 
Geſeßeskraft erlangen jollte, war, die legtere vielmehr nur auf das Verhältniß der 
Minifter zu Sr. Majeftät dem Könige und auf deren Berantwortlichfeit gegen den 
König (Bublifation vom 16. Dezember 1808 im Eingange $$. 3. 31., Verordnung 
vom 27. Dftober 1810, Geſetz Samml. S. 8.), worin durch di» Berfaflungs-Urkunde 
Feine Aenderung eingetreten ift, Bezug hatte, darauf auch der $. 1. des Geſetzes 
vom 3. April 1846 (Gejeg-Samml. ©. 152) feine Anwendung finden fonnte; 
daß als minifterielle, einen Akt der Regierungsgewalt enthaltende Berord- 
nung jenes Berbot, und zwar unter Bezugnahme auf den dazu ermächtigenden Er— 
laß Sr. Majeftät des Königs vom 18. Dezember 1854, durch Das Amtsblatt der 
Regierung zu Magdeburg befannt gemacht worden war; y 
daß für die Eingejeflenen dieſes Negierungsbezirfes, wozu die Angeklagten 
ehören, daſſelbe, durch Diefe, für eine jolche Verordnung vem Gefepe entiprechende 
Fern der Befanntmachung, verbindliche” Kraft erlangt hatte (Werorbnung vom 
27. Dftober 1810 GeſetzSamml. S. 1. $. 2.5 — Verordnung vom 28. März 1811 
$8. 2b. 6., Gefeg- Sammi, S. 165; — Verordnung vom 14. Januar 1813 Gejfep- 
Samml. ©. 2 Nr. 2., welche nur in Bezug pe Gefege durch das Geſetz vom 
3. April 1846 abgeändert ift). 


86. 17. 28. des Gefeges vom 8. Mai 1837, Mehrliquidation 
2. Brandfhadens im Ganzen, nicht einzelner Bofitionen 
allein. 

Die Inſtanzrichter ſtellen feft, daß unter der im Ganzen aufgeftellten und 
unter Zugiehung des Agenten der Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft berechneten Brands 
fpaden-tiquidation 40 Bleichen Leinwand zum Werthe von 60 Rthlm. ſich befuns 
pen hätten, und als verbrannt von den Angeflagten angegeben, gleichwohl aber 
gerettet feien. Die Angektagten find daher aus $. 28. des Gefepes vom 8. Mai 1837 
—— $. 241. des Strafgeiepbuches wegen verfuchten Betruges beftraft. Dabei ift 
insbejondere ihr Einwand verworfen, daß fie bei einer Pofition der General-Liquipdtion, 
nämlich bei den Rubriken „Roggen und Heu“ um 137 Rthlr. verfürzt feien, der Werth 
der verſchwiegenen 40 Bleichen zum Werthe der 60 Rthlr. dadurch alfo nicht allein 
aufgerwogen, — auch zu ihrem Nachtheil überwogen werde, fo daß alfo 
die Gefammt> Liquidation nicht allein nicht zu hoch, fondern fogar zu niebrig fei. 
Diefen Einwand verwirft der Appelationsrichter, weil dabei nur ein civilrechtliches 
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Moment in Betracht fomme, ‚der ftrafrechtliche Charakter des Bergehens aber dadurch 
nicht alterirt werde. 

Auf die Befchwerde des Angeklagten ift das Appellationsurtel am 18.,Sep: 
tember 1856 von dem Ober» Tribunal wider Rohr (Nr. 287, II.) vernichtet, und 
es ift die Sache zur thatfächlihen Grörterung des gedachten Ginwandes im die 
Inftanz zurückgewieſen, in Erwägung, daß nad) $. 28. des Geſetzes vom 8. Mai 
1837 über das Mobiliar-Verficherungswefen gegen einen Berficherten, welcher nad 
erlittenem Brandjchaden eine zu hohe Entfhäpigungsforderung aufftellt, wenn dies 
in böslicher (gewinnfüchtiger) Abficht gejchehen ift, die Strafbeftimmungen des 
Allg. Yandrebts Tit. 20. bs. 1375. 1376. eintreten follen, welche die Strafe des 
qualifizirten Betruges beftimmen, an deren Stelfe alfo in — —— des Art. IIl. 
des Einführungsgefepee vom 14. April 1851 die 88. 241. 242. 245. des Gtrafge- 
feßbuches vom Betruge getreten find; daß biefer $. 28, auf den $. 17., welcher lautet: 

Im Falle eines Brandes darf der Anfprucd des Verficherten den im Folge 

des Brandes wirklich erlittenen Verluſt nicht Lade 
verweift, und hierdurch deutlich zu erfennen giebt, daß ernureine im Ganzen zu hoch 
aufgeftellte Schadens-Piquidation, keinesweges eine folche, im welcher zwar einzelne 
Pofttionen zu hoch, andere aber in mindeftens gleihem Betrage zu niedrig aufge 
ftellt worden find, vor Augen bat, wie denn auch nur eine im Ganzen zu bed 
aufgeftellte Schaden-Liquidation die dem $. 1375. und in Verbindung mit den $$. 1256. 
und 1328, Tit. 20. Th. 1. Allg. Landrechts zum Grumde liegende, und im $. 241. des 
Strafgejegbuches ausgefprodhene Vorausſetzung einer entftandenen oder möglicher 
Weife entftehenden Vermögensbeſchädigung des anderen Theiles begründen fann. 


$. 35. Nr. 4. des Wofigefeges vom 5. Juni 1852. $. 10. des Regle 
ments vom 31. Juli 1852. Befondere Adrefje auf dem in dem 
Etreifband befindlihen Gegenftande, 

Der Angeflagte hat zwei Cirkulare unter Kreuzband, an den Gutöbefiger ©. 
adreffirt, auf die Bon gegeben. Auf dem einen diefer im Kreuzcouvert enthaltenen 
Girfulare war geichrieben „Herrn Lehrer Schmidt." Auf vie Anklage aus $. 35. 
Nr. A, des Poftgefeges vom 5. Juni 1852 und $. 10. des Reglements vom 31. Zuli 
1852 ift der Angeklagte in erfter Inſtanz freigefprochen, weil das Reglement dad 
Schreiben von Adrefien auf den zu verfendenden Drudjchriften geftatte; der Appel: 
lationsrichter aber hat geftraft, weil das Neglement unter der Zufügung von Adrefien 
nur folche verftche, welche für die Poftbehörde auf das Couvert — wuͤrden 
nicht aber ſolche, welche für den auf dem Couvert bezeichneten Adreſſaten zur Wei- 
terbeförderung durch ihn auf den Gegenftand der Sendung felbft gefchrieben würden, 

Die biergegen von dem —— ir ————— iſt durch 
Urtel des DOber-Tribunald vom 3. Oktober 1856 wider Magnus (Nr. 705. 1) 
zurüdgewiefen, in Erwägung, daß zwar mit dem Angeklagten angenommen werden 
funn, daß in der Beftimmung des $. 10. des Reglemente vom 31. Juli 1852 Adref- 
fen auf dem zu verfendenden Gegenftande gemeint find, dadurch aber nicht ausge 
jchlofien wird, daß die Adreffe auch auf den Streifband gefchrieben werden kann; 
daß, wenn diefelbe, wie im vorliegenden Falle, auf dem Streifband gefchrieben if, 
aber nad) Abjag 3. Nr. 2. des Kr ai Neglements ausnahmsweiſe mur der Rame 
oder die Firma des Abſenders gefchrieben werden darf, hieraus aber von felbft folgt, 
daß, wenn die Adreſſe, d. h. — wie der Appellationsrichter richtig ausgeführt hat 
— der zum Zwede der Beitellung des eingelieferten Gegenftandes und daher nur 
für vie Poftanftalt gemachte Vermerk, in welchem der Beftimmungsort umd die 
Perſon desjenigen, am welchen die Adreſſe beftellt werben foll, enthalten fein muß 
— 88. 1. 2. des Regulativs — auf dem Streifband gefchrieben ift, auf dem im dem 
Streifband enthaltenen Gegenftande der Berjendung Nichts gefchrieben fein darf 
daß die Worte „Herrn Schullehrer Schmidt“ auf dem zweiten Exemplar der Ein 
Indung (des Eirkulard), abgefehen davon, daß diefelben nicht einmal eine vollſtaͤn⸗ 


’ 
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Dige Adreſſe darftellen, ‚nicht für die Poſtbehörde, ſondern für den, auf Dem Streif- 
bande bezeichneten Hauptadrefiaten, den Gutsbefiger S., beftimmt find, mithin neben 
der Norefje einen umnzuläffigen und verbotenen Zufag enthalten; daß der $. AU, 
Abſatz A. des gedachten Negulativs zwar geftattet, mehrere Eremplare der bezeich- 
neten Gegenftände unter einem Streifband zu verjenden, jedoch zugleich beftimmt, 
daß die einzelnen Gremplare nicht mit befonderen Adreßumſchlägen verfchen jein 
Dürfen; Daß diefe Beftimmung nur den Zwed hat, zu verbinden, daß Gegenftände, 
weil fie mit einer befonderen beigelegten Adreſſe verfehen find, unter einem Etreif- 
band verfandt werben; daß fie vielmehr den Gegenftand einer befonderen, mit Porto 
zu belaftenden Sendung bilden, und, weil die Ausnahmebeftimmung ftrenge auszu— 
legen, anzunehmen ift, daß das Gefeg die Begünftigung, Drudjachen gegen ein 
ermäßigted Porto mittelft Kreuzband zu verfenden, nicht auf Die Sendungen an ver- 
fchiedene Empfänger unter einer von dem Abjender gemachten Adreſſe hat ausdehnen 
wollen; daß daher, wenn die Worte „Herrn Scullchrer Schmidt“ nach der Ab: 
ficht des Angeflagten die Adrefje Ivertreten follen, und diefe Adrefie, ihrem Zwed 
und ihrer Wirfung nach, einem befonderen Adreßumſchlage gleichzuftellen ift, die 
Sendung des mit jenen Worten verfehenen zweiten Gremplars der qu. Einladung 
in dem mit de Adreſſe des Gutsbeſitzers ©. verfehenen Streifbande, welcher fchon 
eine Einladung an den ©. enthielt, unftatthaft war, 


8. 4. Nr. 3. $. 241. des Strafgefegbuches. Betrug gegen aus: 

ländifche hier in Preußen durch Agenten vertretene Ver— 

fiherungsgejellfchaften ale im Inlande verübt zu bes 
- betradten. ü 

Die Angeklagten haben bei einem in Berlin wohnhaften Agenten einer 
Londoner Lebensverficherungsgejellfchait eine Verficheriimg des Lebens eines Dritten 
angemeldet, der Agent hat Namens der Gejelljchaft mit ihnen verhandelt, und Die 
ee den BVerficherungsvertrag ift in London von der gedachten Gefellfchaft 
audgeftellt. 

Die Anklage gebt auf Berübung des Betruges durch dieje Verficherung, in- 
bem unter Anderem das Alter der verſicherten Perſon durch Hülfe faljcher Mttefte 
unrichtig angegeben ift. Die Verficherungsjumme ift nach eingetretenem Todesfalle 
hier in Berlin an die Angeflagten bezahlt. 

Die Angeklagten wenden unter Berufung auf 8. A, Nr. 3. des Strafgefeh- 
buches ein, daß der Verficherungsvertrag durch Ausftellung der Police in Yondon 
im Auslande abgeichloffen fei, daß Handlungen der vorliegenden Art alſo nad 
jener Borfchrift hier nur ftrafbar fein würden, wenn fie dies auch in England 
feien, was indeß nicht der Fall. Mindeſtens habe die Staatsanwaltjchaft den Be— 
weis der Strafbarfeit in England zu führen. 

Diefer Einwand ift verwörgen, vielmehr angenommen, daß die ftrafbare 
ee bier vorgefallen jei, die 88. 211. folg. alſo auch ohne einen folchen in 

emäßheit des g. 4. Nr. 3. zu führenden Beweis anzuwenden jeien. 

In dem Appellationsurtel heißt es darüber: es ſei zwar richtig, daß die an 
inrem Vermögen bejhädigte Geſellſchaft in England ihren Sig habe, und daß die 

olice in London ausgeftellt fei. Allein jünmtlihe Handlungen, welche zur Aus— 
ügrung, resp. zum Verſuche ded Betruges und zur Theilnahme daran gedient hät- 
ten, jeien in Preußen begangen. Angeführt wird die Austellung der faljchen Ge- 
burtsattefte, und die — des hieſigen Agenten der Geſeliſchaft in Irrthum 
durch dieſe Atteſte mit der Wirfung der —J— der Verſicherung, endlich die 
Auszahlung der Verſicherungsſumme bier. Es ſeien daher feine der das Vergehen 
bildenden Handlungen im Auslande ausgeführt. Auf den Ort der Ausftellung der 
Police und den Wohnfig der Beſchädigten im Auslande komme es nicht an. 
Dieſe —*— greifen die Angellagten in der Nichtigkeitsbeſchwerde an. 
Bei Berbrechen, welche aus mehreren auf einander folgenden Handlungen beftänden, 


een 


. er 
tee 


— —— —— — 


mr de 


RL 
r 
nn.‘ 


worden a 


832 Aus der Praxis. F. 58. bes Etrafgefehbuche. 


entfcheide über den Ort, wo das Verbrechen als begangere zu betrachten fei, bie 
daſſelbe vollendende — Dieſe Handlung habe darin beſtanden, daß bie 
Einſendung ded Verficherungsantrages und der Beläge an das Direktorium der Ge— 
jelljchaft in London durch den hiefigen Agenten vermittelt und die Ausftellung der 
Police in London erwirkt fei. Durch die Ausftellung der Police fei der die Ge— 
ſellſchaft beſchädigende Vertrag abgefchlofien. Gerade wie civilrechtlich über die 
rechtliben Folgen des Vertrages das Englifche Necht ſchließlich und allein ent- 
jcheiden würde, müſſe auch kriminalrechtlich die Strafbarfeit des angeblich durch 
dolus (Betrug) erwirften Vertrages nad Englifchem Rechte, unter deſſen Herr: 
ſchaft er abgejchloffen fei, beurtheilt werden. 

Die Befchwerde ift durch Urtel des Ober: Tribunals vom 21. Mai 1856 wider 
Schleſinger (Nr. 500.1.) zurüdgewiefen, in Grwägung, daß, wenn auch die 
durch Betrug erwirften Berficherungsverträge in London perfeft geworden find, 
daraus doch nicht folgt, daß die den Angeklagten zur Laft gelegten Vergehen als 
im Auslande begangen zu betrachten fein; daß vielmehr, da, wie der Appel: 
Iationgrichter des Näheren richtig ausführt, alle den Thatbeftand des Betruges 
fonftituirenden Handlungen im Inlande begangen wurden, und da insbefondere auch 
die Zahlung der Verſicherungsſumme dahier ftattgefunden hat, ah die Schluß: 
handlung, wodurch die das Vergehen vollendende VBermögensbefchädigung herbei: 
geführt wurde, im Inlande erfolgt ift, auch nur das inländifche, den Betrug zum 
Nachteil eines Ausländers verpönende Strafgeſetz im Inlande verlegt wurde. 


$. 58. des Strafgefegbuches. Rüdfall, begründet durch frühere 
Strafurtheile in Landestheilen, welche erft fpäter der 
Krone Preußen unterworfen find. 

Der $. 58. des Strafgefepbuches fordert zur Begründung des Rüdfalles, 
daß die früheren Verurtheilungen durh Preußiſche Gerichtshöfe erfolgt feien. 
Es verneint alfo den Erfenniniffen ausländijcher Gerichtshöfe die Kraft, den Nüd- 
fall für eine demnächft in ‘Preußen erfolgende Verurtheilung zu begründen. Da 
gegen ift es die Frage, in welchem Sinne die Yanvestheile zu beurtheilen feien, 
welche zu der Zeit, ald durch ihre Gerichtshöfe gegen den Angeklagten erfamt 
wurde, noch nicht zu Preußen gehörten, vielmehr et fpäter in däſſelbe einverleibt 
wurden, ob mithin die zu jener Zeit ergangenen Urtel in diefen Landestheilen gleich 
falls als ausländifche in jenem Sinne zu gelten haben? Die nachfolgende Ent- 
ſcheidung hat dieſe Frage verneint, vielmehr angenommen, daß auch foldye Urtel den 
Rüdfall begründen. 

Der Angeklagte, welcher in den Hohenzollernfchen Landen wohnt, ift durch 
die beiden Urtel der Hohenzollernfchen Gerichte vom 13. Auguft 1842 und 10. Of 
tober 1849 wegen Diebftahls beftraft, während die Vereinigung der Hohenzollern 
jchen Sande mit Preußen erft im Jahre 1850 fattgefunden hat. Sept if derjelbe 
durch Urtel der Kreisgerichtd-Deputation zu Sigmaringen vom 5. Mai 1856 und 
durch das Appellationsurtel vom 29. Mai 1856 wegen Diebftahls im wiederholten 
Nüdfalle, und zwar begründet durch jene Vorbeftrafungen von 1842 und 1849, 
aus 88. 58. und 219. des Strafgefegbucdhes beftraft. 

Die Nichtigkeitöbefchwerde des Angeklagten rügt unter Anderem die Anwen 
dung diefer Gefege aus dem obengedachten Grunde, weil die Vorbeftrafungen nicht 
durch Preußijche Gerichtshöfe erfannt feien. 

Diefe Beſchwerde ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 16. Oftober 1856 
wider Scheuermann (Nr. 298. II.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß nad) ss. 58. 
und 219. des Strafgejegbuche die Strafe ded wiederholten Rüdfalles gegen denjenigen 
erfannt werden fol, welcher bereit zwei oder mehrere Male wegen Diebftahld 0 
Raubes rs durch einen Preußiſchen Gerichtshof verurtheilt ift und dann 
wiederum einen Diebftahl begeht; daß die Einfchränfung auf eine durch einen Preußis 
ſchen Gerichtshof erfolgte Verurtheilung, wie die Entitehumgsgefchichte diefer Beſtim⸗ 
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— — darauf beruht, daß die Ausdehnung auf aus ländiſcheUrtel ven Geſetzen 
und Behörden des Auslandes eine zu ausgedehnte Macht einräumen würde; daß in der 
Natur einerRüdfallsftrafe als einer darum, weil der Schuldige beim Rüdfalle nicht allein 
gegen Die im — des betreffenden Strafgeſetzes liegende allgemeine, ſondern auch 
egen die durch ſeine frühere Verurtheilung gegen ihn beſonders erfolgte Mani— 
— 2*— der Strafgerichtsbarkeit angegangen iſt, erhöhten Strafe allerdings ein 
Unterſchied begründet iſt, ob allein die von demſelben Staate auf Grund ſeiner 
Sy ga durch Bi eigene Gerichtöbarfeit ausgegangene jpezielle Manifeftation 
der Strafgerichtöbarfeit oder auch die von einem anderen Staate auf Grund feiner 
Gejeggebung durch feine erichtöbarfeit ausgegangene Manifeftation der Straf: 
gerechtigkeit folche Wirkung äußern ſolle; daß Die im Preußifchen Strafgefegbud) 
ausgejprochene Einfchränfung auf die Verurtheilung durch einen Preußiichen Ge: 
richtshof hiernach feinen anderen Sinn hat, als daß nur die von der inländijchen 
Gerichtsbarkeit, die auf Grund inkündifcher Gefeggebung verurtheilt hat, ausge: 
gangene Manifeftation der Strafgerichtöbarfeit ſolche Wirkung äußern folle; daß 
die Kontinuität der Landeshoheit Uber die Hohenzollernjchen Lande, welche nur von 
den Fürften von Hohenzollern auf des Königs Majeftät übergegangen iſt, nicht ges 
ftattet, die Urtheile der früheren Hohenzollernfchen Gerichte Urtheile ausländifcher 
Gerichte zu nennen; daß fie vielmehr von derjelben Gerichtsbarkeit ausgegangen | 
find, welche jegt Preußifche Gerichtsbarfeit ift, jo daß in dem Sinne, auf welchen 
ed für die Anwendung der $$. 58. und 219. des Strafgefegbuches anfommt, die 
früheren Urtheile der ee Gerichte den Urtheilen Preußifcher Gerichte 
beigezahlt werden müfjen, und daß nach Art. VI. des Einführungsgefepes zum 
Strafgefegbuch für die Anwendung der Rüdfallitrafe es feinen Unterſchied macht, 
daß die früheren DVerurtheilungen vor der Geſetzeskraft des Strafgejegbuches vor- 
gekommen find. 


88. 58. 219. des Strafgeſetzbuches. Prüfung der Vorentjchei- 
dungen in Beziehung auf die Bedingungen des Rüdfalle. 

Gegen den —— iſt ein Diebſtahl feſtgeſtellt. Er iſt 1836 geboren 
und früher wegen Diebſtahls beſtraft: 

1) im Jahre 1848 wegen kleinen gemeinen Diebſtahls mit Einſperrung in 
eine Korrektionsanſtalt unter Anwendung der 88. 17. und 1124. Allg. 
Landrechts Tit. 20. Th. IL, da das Alter von 12 Jahren die Beftrafung 
nach der vollen Strenge des Gejeges nicht zulaffe, 

2) im Jahre 1854 wegen Diebftahld im Rüdfalle, und zwar unter Bezug- 
nahme auf jene erfte Beftrafung im Jahre 1848. 

Der jegige erfte Richter erkennt aus $. 219. wegen zweiten -Rüdfalls, ins 

* er jene erſte Beſtrafung im Jahre 1848 für eine wirklich erkannte Strafe 
anfieht. 

Der Appellationsrichter beftätigt, indem er zwar dies Iehtere verneint, da 
die Verurtheilung zur Korreftionshaft nur die Stelle der Züchtigung habe vertreten 
follen. Dagegen hält er das im Jahre 1854 ergangene in Rechtokraft überges 
gangene Urtel, weil es ausvrüdlich damals den Nüdfall feftgeftellt habe, als 
maaßgebend und einer weiteren Prüfung des jpäteren NRichterd nicht unterworfen, 
fo daß alfo jegt auf den zweiten Nüdjall erfannt werden müffe. 

Das Urtel des Ober » Tribunald vom 23. Mai 1856 wider Gabriel 
(Nr. 443.1.) vernichtet und resp, ändert die Urtel ab, und erfennt wegen erften 
Rüdfalls, in Erwägung, daß die Frage zu entjcheiden ift, ob der erfte oder 
zweite Nüdfall gegen den Angeklagten vorliegt; daß durch das Urtel tes Ober⸗Tri— 
bunald vom 7. Januar 1854 und das demgemäß ergangene Präjudiz Nr. 87. def- 
felben nur die Frage entſchieden und verneint ift: 

ob der neuere Richter befugt fei, die früher unter dev Herrſchaft des äl- 
teren Geſetzes ergangenen Berurtheilungen materiell zu dem Zwecke zu 
Archiv 1856, VI. 54 
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prüfen, um feftzuftellen, ob bei der Veränderung des Thatbeftandes durch 
Erlaß eines neuen Gefeges jene Verurtheilungen daffelbe Verbrechen 
oder Vergehen im Einne des $. 58. des Stramyefepbuches darftellen '); 
daß mithin nach diefer Entſcheidung der Rückfall lediglich um jener Berurtheilungen 
willen von dem fpäteren Richter anzunehmen ift; daß jedoch diefer Grundſatz im 
Uebrigen die Prüfung ded Richters darüber: 
ob die fonftigen Bedingungen des Nüdfalles vorliegen? 
nicht ausfchließt; daß zu dieſer Keftftelung insbeſondere auch diejenige gehört; daß 
der Angeklagte früher bereits zu einer wirklichen Kriminalftrafe wegen befielben 
Verbrechens oder Vergehens verurtheilt worden, daß ferner fowohl ne der 
erften und zweiten Vorbeftrafung, als auch zwifchen der legten Borbeftrafung und 
dem jehigen Falle nicht der im $. 60. gedachte Zeitraum der Verjährung von jehn 
Jahren liegt, daß endlich fucceifive Vorbeftrafungen vorliegen; 
daß jene erfte Prüfung durch die Natur der Sache geboten ift, da bloße 
Züchtigungen in der Unmünbdigfeit feine Kriminalftrafen find, mithin den Rüdiall 
nicht begründen können; die andere Prüfung aber durch den Schlußfag der $$. 60. 
219. und 240., und die legte endlich nicht minder durch den Begriff des Ruͤckfalls 
geboten wird (Entſcheidungen des Ober» Tribunald im Archiv Br. I. ©. 75. 9%); 
daß daher, wenn diefe Prüfungen demjenigen Richter, welcher über den 
zweiten Rüdfall nach $. 219. entſcheiden foll, obliegen, diefelben nicht Dadurch aus— 
gefchlofien werben fünnen, daß der frühere Richter bei der zweiten Vorbeſtrafung 
reits rechtskräftig den erften Rüdfall angenommen und deshalb ausdrüdlid 
erfannt hat; daß daher im vorliegenden Falle der Appellationsrichter diefen Grund» 
fag verlegt hat, und demgemäß fein Erfenntniß zu vernichten ift. 
In der Sache felbft wird gleichfalls angenommen, daß die erfte Beitrafung 


im Jahre 1848 nicht mitzähle, da fie nur als eine Forreftionelfe Züchtigung und 


nicht als Kriminalftrafe erjcheine. 


$. 102. des Strafgeſetzbuches Stadtverordneten-Berfammlung 
als politifhde Körperichaft. 

Der Angeklagte, ein Stadtverordneter, ift auf Grund des $. 102. des Straf 
ejegbuches beftraft, weil er im öffentlicher Verſammlung der Stadtverorbneten ge: 
agt hat: „Stadtverordnete wollt Ihr fein? Schaafsköpfe ſeid Ihr!“ 

Er behauptet Verlegung des $. 102. umd der 88. 10. 35. folg. der Städte: 
Ordnung vom 30. Mai 1853, weil Stadtverorbnete nur Bürgerrepräfentanten und 
feine politifche Körperfchaft feien. 

Außer der Frage, ob eine politiſche Körperfchaft vorhanden, fonnte ed auch 
zweifelhaft fein, ob nicht nur die singuli durch jene Aeußerung beleidigt feien, fie 
aber unter-$. 102. nicht begriffen find. 

Die Beichwerde ift indeß durch Urtel des Ober-Tribunald vom 10. Sem 
tember 1856 wider Fifcher (Nr. 674.1.) zurüdgewiefen, in Betracht, daß nach der 
Feftftellung der Inftangrichter der Angeklagte in feiner Eigenfchaft als Stadtver— 
orbneter in einer öffentlichen Sitzung der Stadtverordneten-Ve — durch ſeine 
Aeußerung u. ß w. (wie oben) die Stadtverordneten⸗Verſammlung bei Ausübung 
ihres Berufes beleidigt hat; daß diefe Feftftellung, wenn es auch zweifelhaft fein 
fonnte, ob des Angeklagten Neußerung nicht fowohl die Stadtverordneten-Verfamm: 
lung ſelbſt, als vielmehr einzelnen Mitgliedern derjelben gegolten hat, dennoch, eben 
wegen dieſer Möglichkeit einer mehrfachen Beziehung und Auslegung, als eine 
thatfächliche, keiner Abänderung in der Nichtigfeitsinftan; an und Ar N unterlie⸗ 
gende, anzuſehen iſt; daß ſodann aber ohne —— die Verſammlung von Stadt: 
verorbneten eines Orts als ſolche eine politifche Körperichaft nach Preußiſchem 
Staatsrecht darftellt. 


4) Archid 8b. I. ©. 34f. 
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88. 122. 124. 4. Nr. 2. des Strafgeſetzbuches. Im Auslande er— 
folgte Anfihbringung und Berfuh der Einführung in 
zen von serfälthten ausländifhen, von dortigen 

orporationen unter Autorität des ausländifchen Staa- 
tes audgeftellten, auf den Inhaber lautenden Schuldver— 
Ihreibungen. Hülfsleiftung in Preußen zu einem im Aus: 
lande verübten Berbreden. 

Der Angeflagte ift wegen Theilnahme an dem Verſuche der Einführung 
falfcher, unter der Autorität eines fremden Staates von einer Korporation ausge— 
ftellten, auf den Inhaber lautender, Schuldverjchreibungen zum Zwed ihrer Ber- 
breitung aus dem Auslande nach Preußen, unter Anwendung der $$. 4. Nr. 2., 
122. und 124. verurteilt. 

Durch das Verdift der Gefchworenen ift nämlich feftgeftelt: 

daß der Angeklagte ſchuldig ſei, im Dezember 1853 zu Halberſtadt dem 
Gaſtwirth W., welcher eine Anzahl falſcher, den Leipziger Banknoten 
a 20 Rthlr. nachgemachter Papiere in England an ſich gebracht, und 
zum werde der cine aus dem Auslande in Preußen einzuführen 
verfucht hat, in den Handlungen, welche die That vorbereitet u. ſ. w., 
wiſſentlich KHülfe geleiftet zu haben. 

Der hwurgerichtöhof erwägt hierbei, daß ig Banknoten zu 20 Rihlr. 
zu den unter Autorijation des Königlich Sächſiſchen Staates von einer Korpo— 
ration ausgeftellten, auf den Inhaber lautenden Papieren gehören; daß die durch 
dad Verdift feftgeftellte Handlungsweife des Gaſtwirths W. (des Hauptthäters) fich 
als ein ftrafbarer Verfuch der Ausführung eines von einem Preußen im Auslande 
gegen Preußen verübten, im $. 122. des DE vorgefehenen Münzverbre- 
hend darftelle, und die Beftimmung des $. A. Nr. 2. des Strafgeſetzbuchs nicht 
blos deshalb Play greife, fondern auch aus dem Grunde, weil nach dem ange: 
führten Verdikte auch die Handlungen des Angeklagten, aljo feine Theilnahme an 
dem im Auslande begangenen Verbrechen des Hauptthäters, zu Halberftabt, aljo 
in Preußen vorgenommen find. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten ift das Urtel des Schwur— 

erichtshofes durch das Urtel des Ober: Tribunald vom 9. Oftober 1856 wider 

ppermann (Nr. 358. 11.) vernichtet, und es ift der Angeklagte freigefprochen 
worden, in Erwägung, daß das Münzverbrechen als gegen das Majeftätsrecht des 
Staates, zu münzen, gerichtete Verbrechen immer gegen denjenigen Staat, von 
welchem oder unter defjen Autorität das nachgemachte oder veränderte Metall» oder 
Papiergeld angefertigt worden, gerichtet, daß daher ein gegen Preußen begangenes 
Muͤnzverbrechen nicht etwa fchon dasjenige ift, durch welches einzelne sRreubifche 
Unterthanen, unter welchen falſches Geld verbreitet wird, oder auch felbft Preußische 
Staatöfaffen, an welche es ausgegeben wird, benachteiligt werden, fondern nur 
dasjenige, welches vom Preußifchen Staate oder unter deſſen Autorität angefertigtes 
Geld oder Papiergeld, nämlich defien Nachmachung, Beränderung oder die Ver— 
breitung des nachgemachten oder veränderten betrifft; — daß das im angefochtenen 
Erkenntniſſe beurtheilte Münzverbrechen, nach dem Ausſpruche der Gefchworenen, 
Leipziger Banknoten zu 20 Rthlr., betrifft; daß dieſer Ausfpruch eine gemügende 
thatfächlihe Grundlage enthält, um auf Grund des in Leipzig geltenden auswär: 
tigen Rechtes die rechtliche Bedeutung dieſer Banfnoten feftzuftellen, wobei die auss 
führlicde Erörterung des auswärtigen Rechtes über Leipziger Banknoten zwar zur 
näheren Motivirung der fchließlichen rechtlichen Feftftellung gehört, aber doch nicht 
weſentlich ift; daß das angefochtene Erkenntniß wirklich feftgeitellt hat, daß Leipziger 
Banfnoten zu 20 Rthlr. zu den unter Autorifation des Königlich Säaͤchſiſchen 
Staates von einer Korppration ausgeftellten, auf den Inhaber lautenden Schuld⸗ 
verjchreibungen gehören; daß ein jolches Leipziger Banknoten betreffende Münz- 
verbrechen, welches unter Die Beftimmung des $. 124, des ER fall, 
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alſo ein gegen das Königreich Sachen, nicht ein gegen Preußen — Münz- 
verbrechen ift; daß das angefochtene Erkenntniß, indem es das letztere annimmt, 
und darıım den $. 4. Nr. 2. des Strafgefeßbuches anwendet, dieſes Strafgeſeh 
alfo verlegt, und vernichtet werden muß, in fofern es nicht durch andere Gründe 
aufrecht erhalten wird; 

in Erwägung, daß daffelbe zwar auch darauf, Daß zu dem „von einem Preu- 
fen im Auslande gegen Preußen verübten“, im $. 122. vorgefehenen Münzverbre- 
chen der Angeklagte nach dem Verdikte hilfsleiftende Handlungen in Preußen vor: 
genommen babe, Gewicht legt, aber nur, um die Anwendbarkeit des g. 4. Nr. 2. 
mehr zu begründen, defjen Anwendbarkeit aber darum, weil ein gegen Preußen be 
gangenes Münzverbrechen nicht vorliegt, gänzlich ausgejchloffen ift; daß auch die 
Strafbarfeit der Theilnahme an einer That immer von der Strafbarfeit der That 
an fich, und abgefehen davon, ob für den Thäter etwa perfönliche Ausſchließungs— 
gründe der Strafe vorhanden find, abhängt, mithin die Theilnahme des Angeklagten 
an einem von dem.Gafhwirth MW. im Auslande begangenen oder verfuchten Münz- 
verbrechen nicht Dadurch, daß die hülfsleiftenden Sanbfungen des Angeklagten in 
Preußen vorgenommen find, ftrafbar werden kann, wenn die im Auslande began- 
gene That nicht ſelbſt ftrafbar ift; 

daß es an jeder Feftitellung darüber fehlt, daß die feftgeftellte That: daß 
namlich W. verfucht habe, die falſchen Leipziger Banfnoten, welche er in- England 
an fich gebracht hatte, aus dem Auslande zum Zwede der Verbreitung in Preußen 
einzuführen, im Auslande, da, wo diefer Verfuch gemacht jein joll, ftrafbar jei; daß 
alfo nicht au auf Grund der 88. 3. und 4. Nr. 3. des Etrafgejegbuches Die ge 
ſchehene Feitftellung zur Beſtrafung des Angeklagten wegen Theilnahme führt. 


88. 125. ff. Des Strafgeſetzbuches. Einfluß der Nichtbeobachtung 
prozefjualifcher Foͤrmlichkeiten in Betreff der Eidesleiftung 
auf den Thatbeſtand des Meineides. 

Der $. 31. der Civilprozeß-Verordnung vom 1. Juni 1833 ſchreibt vor: 

Soll von der Partei, welche am Orte des Gerichts oder in deffen Nähe 
wohnt, ein Eid geleiftet werden, fo ift berfelbe in der Gerichtsfigung, 
jedoch nicht früher als aht Tage nach Auferlegung deſſel— 
ben abzunehmen, jelbft wenn die Partei bei leßterer in der 
Sitzung anwefend wäre. 

In dem vorliegenden Falle ift in dem Givilprogefje durch das Beweis— 
rejolut angeordnet, daß der dem Angeklagten, damaligem Kläger deferirte und von 
ihm modiftzirt acceptirte Eid mit Zuziehung der Parteien zu normiren und von 
dem Angeflagten abzunehmen fei. Beides ift hierauf in einem und demfelben 
Termin gefchehen. 

Der Angeflagte ift hiernächft wegen wiſſentlich falſcher Leiftung dieſes 
Eides verurtheilt. 

Er rügt Verlegung ded angewendeten $. 125. des Strafgefeßbuches, weil 
gegen die Regel des gedachten $. 31. der Verordnung vom 4. Juni 1833 der ihm 
auferlegte Eid in derfelben Sitzung, in welcher derfelbe normirt worden, aud ab: 
genommen ſei, er daher nicht die nöthige Zeit gehabt habe, die Eidesnorm zu 
prüfen. Der Begriff eines Meineides fer alfo wegen diefer Nichtbeobachtung der 
gefeglichen Förmlichfeiten der Eidesleiftung nicht vorhanden. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde ift durch Urtel des Ober» Tribunald vom 25. Sep- 
tember 1856 wider Tafch (Nr. 245. I.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß zwar 
der Eid, welchen nach der Feftitelung der Inftanzrichter der Angeklagte um feined 
Vortheils willen wiffentlich falſch —— hat, nicht ſeiner Keim nach in dem 
Beweisrefolute vom 6. Dezember 1848 vorgefchrieben (Inftruftion vom 24. Zuli 1833 
$. 40), fondern erft in dem Termin der ftattgehabten Eidesleiſtung, den 30. Ja: 
nuar 1849. normirt worden war: daß amar Ni“ © Auni 1838 
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$. 31. zu dem Behufe, um demjenigen, der einen Eid ſchwören fol, Zeit zur 
Meberlegung und zur Prüfung zu lafjen, ob er denjelben auch mit gutem Gewifjen 
zu leiften im Etande jei, beftimmt hat, Daß u. f. w. (wie oben angegeben); daß 
jedoch vie Beobachtung einer foldhen Frift zu den weientlichen Körmlichkeiten des 
Verfahrens und namentlich der Eidesleiftung nicht gehört, wie fich aus der die 
Abkürzung jener Frift in das Ermeſſen des Gerichts ftellenden. Beitimmung ver 
Verorbnung vom 21. Juli 1846 $. 12. (vergl. auch Verordnung vom 21. Juli 1849 
g. 33. Gel.-Samml. ©. 315) ergiebt; daß überdies im vorliegenden Falle das 
Peweisrefolut des Appellationsgerichts, welches in Betreff des jchon in erfter In— 
ftanz Dem Angeflagten deferirten und von ihm acceptirten Eides, rüdfichts defien 
der Angeklagte bereits vorher in der Appellations-Rechtfertigungsſchrift  erflärt 
hatte, in welcher Art er denjelben abzuleiften im Stande fei, vie Normirung und 
Abnahme anorbnete, ſchon am 6. Dezember 1848, alſo früher ald acht Tage vor 
der Abnahme des Eides, den Mandatarien der Parteien verfündet, auch unterm 
29. Dezember 1848 dem Angeklagten abjchriftlich mitgetheilt war; Daß deshalb der 
Umftand, daß der in Rebe Rehende Eid erft in demjelben Termin, in welchem er 
abgeleitet ift, mit Zuftimmung des Angeklagten normirt war, nicht die Kolgerung 
auläßt, daß der Aft der Eidesleiftung felbft nicht unter ——— der geſehlichen 
Foͤrmlichleiten ſtattgefunden habe, und daß von dem Angeklagten nicht mit Bewußt⸗ 
fein falſch gefchworen fein fünne und gefchworen jei; Daß vielmehr durch dieſe letz— 
tere Behauptung ded Angeklagten nur in unftatthafter Weiſe die thatfächliche Feſt— 
ftellung der Inftanzrichter angegriffen wird. . 


$. 139. des Strafgefegbuhese. Beweis der Kenntniß des Um— 
ftandes, daß die erſte Che noch nicht aufgelöft geweſen fei. 
Auf die Anklage wegen Bigamie ift der Angeklagte durch die Gefchiworenen 
ſchuldig erklärt: 
vor Auflöfung feiner Ehe mit der N. N. eine neue Ehe mit der — ge 
fchloffen zu haben, 

und fein Antrag, die Frage auch darauf zu richten: 
ob der Angeklagte bei feiner zweiten Verheirathung gewußt habe, daß 
feine erfte Ehefrau noch lebe, 

und eventuell: 
daß er alle Ermittelungen unterlafjen habe, welche ihm obgelegen, 

ift zurückgewieſen, und die Verurtheilung aus $. 139. erkannt. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde * die Zurückweiſung jenes Antrages. Das 
Geſetz ſei nur anzuwenden, wenn der Angeklagte zur Zeit der Eingehung der zwei— 
ten Ehe Kennmiß davon gehabt habe, daß die erfte Ehe noch beftanden habe. 

Die Beſchwerde ift Durch Urtel des Ober-Tribunals vom 12. September 1856 
wider Willim (Nr. 786. 1.) zurückgewieſen, in Erwägung, daß der $. 139. den 
Ehegatten, welcher vor Auflöfung feiner Ehe eine neue eingeht, mit Strafe bedroht; 
daß nah dem Ausfpruche der Gejchworenen u. ſ. w. (wie oben); daß durch diefen 
Ausſpruch alle weientlihen Merkmale des im $. 139. mit Strafe bevrohten Ver- 
„brechen feftgeftellt find, die Anklage daher nicht, wie die Befchwerde will, zu be= 
haupten und zu erweiſen hatte, daß der Angeklagte bei Eingehung feiner zweiten 
Ehe Kenntnig von dem Beftehen der zuerſt — Ehe gehabt habe, und 
vie Anwendung des Strafgejeges von dieſem Nachweiſe nicht abhängig gemacht 
werben kann; daß zwar Die Behauptung eines Ehegatten, daß er bei Gingehun 
der zweiten Ehe habe vorausfegen müſſen, daß die erfte Ehe aufgelöft geweſen fei, 
unter Umftänven einen, nach $. 44. dis Strafgefegbuches und Art. 81. des Gefehes 
vom 3. Mai 1852 zu berüdfichtigenden Ausichliefungsgrund enthalten fann; daß 
in Diejer Art aber der Angeklagte feinen Ginwand nicht aufgeftellt Hat, indem der 
Angellagte nicht einmal behauptet bat, irgend etwas gethan zu haben, um fich 
Davon die Meberzeugung zu verſchaffen, daß die angeblichen Mittheilungen über 
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das Ableben feiner erften Ehefrau in der Wahrheit berußten, und er Daher die 
Auflöfung der erften Ehe habe annehmen müſſen; daß der Richter aber durch die 
Unterfuchungs-Berhandlungen und die Ermittelungen in der Borunterfuchung feine 
Beranlaffung gehabt hat, Die Unterfuchung auf diefen Einwand zu richten, zumal 
die zuerft bei der münplichen Verhandlung beweislos Hingeftellte Behauptung, da 
Leute ihm erzählt hätten, jeine erfte Ehefrau fei tobt, und daß er daher nicht ge: 
wußt habe, daß diefelbe noch lebe, er fie deshalb für todt Habe halten müſſen, 
feinen genügenden Anhalt für die Vervollſtändigung der Unterfuchung in jener 
Richtung gewährt. 


g$. 152. ff. $. 55. des Strafgefegbuches. Beleidigung Mehrerer 
dur eine und diefelbe Handlung. 
In Bezug auf die Beftrafung des Angeklagten wegen Ehrverlegung in dem 
Falle, wenn ei Bas Perfonen, denen alfo ein FelORftändiges Klagerecht zufteht, 
durch eine und dieſelbe Beleidigung verlegt werden, heißt es im dem Urtel bes 
Ober » Tribımald vom 10. April 1856: 
in Erwägung, daß die durch eine und diefelbe Aeußerung verlbte Ver: 
leumdung zweier Perſonen allerdings nur eine ftrafbare Handlung, Gin Vergeben 
ift, durch welche daher die im Strafgeſetzbuche $. 156. Abf. 1. auf eine einfache 
Verleumdung verordnete Strafe — Gefängniß von einer Woche bis zu einem 
Jahre — nur einmal verwirkt ift, wie denn ein gleicher Grundſatz allgemein für 
jede durch eine und diefelbe Handlung verübte Ehrverlegung mehrerer Perſonen 
anerkannt werden muß, weil im Strafgefegbuche auch die Strafe der Ehrverlegung 
rein den Charakter einer poena publica hat, eine Handlung dadurch, Daß fie gleich: 
zeitig fich objektiv auf mehrere Perſonen bezieht, nicht aufhört, eine Handlung zu 
fein, und fogar für den Fall, daß eine und diefelbe Handlung die Merkmale meh: 
rerer Verbrechen oder Vergehen in fich vereinigt, im $. 55. des Strafgeſetzbuches 
verorbnet ift, daß nur eine Strafe flattfinde, nämlich dasjenige Strafgefeg zur 
Anwendung fomme, welches die ſchwerſte Strafe androht; 
in Erwägung, daß diefer materielle Rechtsgrundſatz: 
daß durch eine im einer und derſelben Handlung enthaltene Ehrverlegung 
mehrerer PBerfonen die Strafe des übertretenen Strafgefepes nur einmal 
verwirft ift, 
alsdann ſehr einfach zur Geltung fommt, wenn entweder auf den Antrag der Be 
feidigten der Staatsanwalt eine Anklage erhebt, oder alle Beleidigten gemeinfchait: 
li Eine EN, anftellen, — Strafgefegbud SS. 160. 343., Einführungs: 
gefeg vom 14. April 1851 Art. l., — indem alsdann der Richter eine Strafe 
verhängt, bei Abmeffung des Strafmaaßes innerhalb der von dem übertretenen 
Strafgefege gezogenen Grenze aber darauf, daß die Ehrverlegung mehrere Perfonen 
betroffen hat, vie geeignete Rüdficht nehmen mag; daß aber derfelbe materielle 
Erg ga auch dann feftgehalten werben u wenn, was progefjualifch zu⸗ 
läffig iſt, der jevem einzelnen Beleidigten felbftftändig zuftehende Antrag auf Be 
ftrafung von den verfchievenen Beleivigten getrennt in mehreren gleichzeitig oder 
nacheinander erhobenen Privatklagen der Beleidigten geltend gemacht wird; daß in 
fotchen Fällen ver Richter, fofern ed nicht —* und angemeſſen erſcheint, meh⸗ 
rere gleichzeitig vor ihm ſchwebende Prozeſſe in Einen zu verbinden, bei der Ent 
fheidung des erften Projeſſes dasjenige Strafmaaß, welches er mit Rüdficht auf 
vie in diefem Prozeſſe ihm vorliegenden Anträge auf Beftrafung für dngemefien 
hält, verhängen, bei jeder fpäteren Enticheidung eines anderen Prozeſſes aber den 
in ben bereits entfchievenen Prozeſſen verhängten Strafen dasjenige Maaf, um 
welches er die Handlung darum, weil fie nicht bloß eine Beleidigung derjenigen 
Perfonen, deren Strafanteäge in ven früheren Entſcheidungen vorlagen, ſondern 
auch noch derjenigen Perſonen, deren ger ihm num noch vorliegen, ent: 
hält, für firafbar erachtet, Hinzufeen mag, daß aber Durch ſaͤmmiliche von ihm ju 
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verhängende Strafen die in dem durch die eine Handlung überfretenen Strafgejege 
angedrohte Strafe, die nur einmal verwirkt ift, nicht überjchritten werden darf; 
in Erwägung, daß wegen der Eingangs gedachten in einer und derjelben 
Aeußerung des Imploranten enthaltene Berleumdung des Pfarrers H. und der 
Wittwe DB. von diefen zwei befondere Privatflagen erhoben worden find, der Kom: 
miffarius des Kreiögerichtd zu H. für Injurienſachen auf die Klage des Pfarrers 
8: mittelft Erfenntnifjes vom 12. Juli 1855 gegen den Jmploranten auf drei 
ochen Gefängniß, und auf die Klage der Witwe B. mittelft Erfenntnifjes von 
demfelben Tage auf vierzehn Tage Gefängniß erkannt, der Appellationsrichter aber 
‚ das erjtere Erkenntniß lediglich beftätigt, das andere Erkenntniß dahin abgeändert 
hat, daß er ftatt auf vierzehn Tage nur auf eine Woche Gefängnip erfannt hat; 
daß durch die beiden Strafen von drei Wochen und einer Woche das im angeführs 
ten $. 156. des Strafgefegbuches Abf. 1. angedrohte Strafmaaß von Einer Woche 
bis zu einem Jahre Gefängniß nicht überjchritten, die vorfichenden Rechtsgrund: 
füge alfo und der $. 55. des Strafgefepbuches nicht verlegt worden find. 


$. 195. des Strafgefegbuches. Strafe derjenigen, welche zwar 
ohne ihre Schuld in den Raufbandel hineingezogen find, 
aber dennoch bei demfelben den Verletzten gemißhandelt 
haben. 

Die Gefchworenen bejahen bie Frage: 

ob die Angeklagten ©., B. und E. ſich bei jenem gemeinfchaftlich von 
ihnen auf den 8. verübten Angriffe, in Folge deſſen K. länger als 
zwanzig Tage frank gewefen u. ſ. w. oder erhebliche Nachtheile für feine 
—— u. ſ. w. davon getragen hat, durch Schlagen des K. bethei— 
igt haben. 

Sie ftellen zugleich aber feft, daß die Angeklagten ohne ihre Verſchulden in 
die Schlägerei hineingezogen worden, und bejahen endlich mildernde Umſtaͤnde. 

Der Schwurgerichtshof jpricht fie hierauf zwar von der Anklage verfchuldeter 
Theilnahme an einer Schlägerei, bei welcher ein Menſch eine jchiwere Körpers 
verlegung erlitten hat, frei, ftraft fie jedoch aus $. 187. wegen vorfäglicher Miß— 
——— eines Menſchen mit 30 Rthlr. Geldbuße. 

Es heißt in dieſer Beziehung in dem Urtel: wenn auch feſtgeſtellt iſt, daß 
die Angeklagten in die Schlägerei, an welcher ſie ſich demnächſt durch Schlagen 
und Stoßen des RK. betheiligt haben, ohne ihr Verſchulden hineingezogen find, fo 
fann dies doch die Anwendung des $. 187. gegen fie nicht ausfchließen. Denn der 
$. 195. beſtimmt eine befondere Strafe für ein befonders charafterijirtes Verbrechen ; 
eine Strafe die bloße Iheilnahme an einem gemeinfchaftlich verübten Angriffe, 
wobei eine Tödtung oder eine fchwere oder erheblihe Mifhandlung a 
wenn jchon Die eigene Handlung des Theilnchmers allein nicht als cine ſolche Mip- 
handlung erjcheinen Fönnte. Dies folgt aus der Stellung und Faſſung des $. 195. 
und insbefondere aus den Worten „jchon wegen diefer Betheiligung mit Gefäng- 
niß u. f. mw. zu beftrafen“, Far und deutlih. Sowie auf der einen Seite gegen 
den Theilnehmer, welcher die ſchwere oder erhebliche Verlegung durch feine Hanp- 
lung bewirft hat, die Anwendung der $$. 192.a. bis 193. durch den $. 195. nicht 
ausgeſchloſſen wird, jo kann andererfeits auch die leichtere Strafe des 8. 187. durch 
$. 195. nicht ausgejchlofien fein, wenn der $. 195. nur deshalb nicht Anwendung 
findet, weil der Theilmehmer ohne fein Verſchulden in die Schlägerei hineingezogen 
worden. Died liegt in der Natur der Sache, und die Faſſung des 8. 195.: 

„Ihon wegen diefer Betheiligung mit Gefängniß u f. w. zu beftrafen, 
injofern nic feftgeftellt wird, daß er (der Theilnehmer) ohne fein Ver: 
ſchulden hineingezogen worden ”, 
fann darüber Feinen Zweifel laffen, daß der legte Sag: „in fofern nicht u, f. w.“ 
nur die Strafe der Theilnahme ausjchließen fol. In den Gefepftellen, welde 
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840 Aus ber Praxis. 6. 195. des Strafgeſetzbuchs. . 


die Handlung eines Mißhandelnden für fi allein auffaſſen, und mit Strafe be: 
legen, ift deren Anwendung nirgends an die Bedingung gefnüpft, daß er nicht un: 
verfchuldet zur Mißhandlung hingezogen fein müffe. Nur Mangel der Zurechnungs— 
fähigfeit im Allgemeinen fönnte, abgefehen von dem nicht vorliegenden fpeziellen 
Falle des $. 188., die Anwendung der Strafe ausfchließen. Durch das von den 
Gefchworenen binfichtlich der theilnehmenden Handlung des Schlagens oder Sto— 
I em Angeklagten ausgefprochene „Schuldig“ ift aber Die Zurechnungsfähigfeit 
feftgeftellt. 

. Die zu Gunften der Angeklagten eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde des Staats» 
anmwalts beantragt Die .Freifprechung, weil der $. 187. zu Unrecht angewendet fei. 
Denn derſelbe gehe nur auf leichte Mißhandlung und Körperverlegung außerhalb 
des Falles der Schläger, wovon der $. 195. handle, Hier aber ſeien die uns 
verjchuldet Hineingezogenen ftrafftei gelaffen. . 

Bei der Erörterung dieſes Falles läßt fich allerdings anfcheinend folgende 
Anficht vertheidigen: Mit dem von den Gefehgeber felbftftandig behandelten Ber: 
brechen oder Vergehen der Verlegung im Raufhandel kann nicht auch noch eine 


konkurrirende Strafbarkfeit jedes Theilnehmers an der Schlägerei für die feinerjeits 


zugefügten Schläge und Mißhandlungen beftehen. Nach dem letzten Satze des 
$. 195. ift vielmehr blos gegen diejenigen noch die Anwendung anderer Straf 
gefege vorbehalten, welche als Anftifter oder Urheber eines Mordes oder Todt: 
jchlages, oder einer fehweren (erheblichen) Körperverlegung, oder als Theilnehmer 
an diefen Verbrechen oder Bergehen fchuldig erfannt werden. Wenn nad dem 
erften Sage des $. 195. jeder Theilnehmer an der Schlägerei ſchon wegen bie: 
fer Theilnahme allein der angedrohten Strafe verfallen foll, alfo auch dann 
jhon, wenn er gar nicht mitgefchlagen hat, fo fcheint hieraus doch nicht noth— 
wendig zu folgen, es folle eine andere Strafe denjenigen treffen, ‚welcher wirklich 
mitthätig geweſen ift, in fofern er nur nicht zur Klaffe der im legten Sage ge 
dachten Theilnehmer gehört. Alfo müffen auch die durch Schlagen oder Stoßen 
mitthätig gewefenen, nicht zur legtgedachten Klage gehörigen Theilnehmer von der 
Strafe = iu 195. freibleiben, wenn feftiteht, das e unverfehuldet zur Schlägerei 
zogen find. 
en Das Ober» Tribunal hat indeß in dem Urtel vom 8. Oftober wider Ban: 
dera und Genoffen (Nr. 730. 1.), obwohl es aus anderen Gründen das Schwur: 
gerichtöurtel vernichtet hat, doch diefe zulegt gedachte Anficht verworfen, alfo die- 
jenige des Schwurgerichtöhofes bei der vorliegenden Frage beftätigt, im Erwägung, 
daß die Auslegung des auf Mord, Todtichlag oder ſchwere (erhebliche) Körper: 
verlegung im Raufhandel gehenden 8. 195. nicht dazu führen kann, unter ber im 
erften Abfag erwähnten Betheiligung an der Schlägerei oder dem Angriffe jedes 
an fich ftrafbare Verhalten bei einer folchen Gelegenheit zu begreifen; daß vielmehr 
der legte Abfag des 8. 195. gegen_ diejenigen, welche als Urheber eines Mordes 
oder eines Todtſchlags oder einer ſchweren (erheblichen) Körperverlegung oder ald 
Theilnehmer hieran jchuldig befunden werden, die befondere Strafe diefer Ver— 
brechen oder Vergehen bezüglich der Theilnahme daran ausdrüdlich vorbehalten 
hat; daß ein Grund überall nicht vorliegt, weshalb andere im Naufhandel verübte 
ftrafbare Handlungen außer den genannten nur alb eine Betheiligung im Sinne 
des erften Abfages aufgefaßt werden müßten; daß es im Befonderen ein unerflär: 
licher Widerfpruch des Gefeges fein würde, wenn bei einem einfachen Raufhandel 
Verbrechen oder Vergehen der angeführten Art nicht vworgefommen find, ſondern 
nur leichte förperliche Verlegungen und Mifhandlungen, diefe aber felbft bei einem 
unverſchuldet Hineingezogenen zu ftrafen fein würden, während fie unter dieſer 
Borausfegung in den viel ſchwereren Fällen des $. 195. Mraflos bleiben follten; 
daß daher unter denjenigen, welche fich an der Schlägerei oder dem Angriffe be— 
theiligen und deshalb fhon wegen dieſer Berheiligung mit Gefängnif 
nicht unter drei Monaten laut $. 195. beftraft werden follen, nur die Perfonen 


Aus ber Praxis. $. 197. des Strafgeſeßbuchs. 841 


zu verſtehen find, die fich in das Handgemenge hineinbegeben haben, ohne daß 
ihnen dabei eine an und für fich ſchon ftrafbare Handlung nachgewieſen werben 
fann; daß demnach das Schwurgericht die vier Mitangeklagten, welche nach den 
Erklärungen der Gefchworenen jchuldig find, den K. vorſätzlich gefhlagen zu haben, 
ungeachtet ihrer Freifprechung von der fchulphaften Betheiligung an dem Rauf— 
handel mit Recht zu der Strafe des $. 187. verurtheilt hat. 


8. 197. des Strafgefegbuches. Thatbeftand des Verbrechens der 
Vergiftung. 


Die Anflage behauptet, daß die Angeklagte ihrem Ehemanne Gift, beftehend 

in einer Abfochung von Stechapfelſamen, vorfäglich in der Abficht zu tödten bei- 
ebracht, und daß fie dadurch auch eine der Geſundheit ihres Ehemannes gefähr- 

iche Wirkung hervorgebracht babe, daß aber der Tod nur Durch von ihrem Willen 
unabhängige Umftände nicht eingetreten fei. Sie ift deshalb wegen verfuchten Gift: 
mordes in Anklageftand verfeßt. 

Die demgemäß geftellte erfte Frage wegen verfuchten Giftmordes ift von 
den Geſchworenen verneint, 

Dagegen haben die Gefchworenen folgende eventuelle Frage: 

Schuldig, zu N. am 2., 3. und 15. September 1355 ihrem Ehemanne 
Zohann Licht vorfäglich Gift, beftehend in einer Abfochung von Stech— 
apfelfamen, beigebracht zu haben? 

mit mehr als fieben Stimmen bejaht. 

Der Staatsanwalt hatte beantragt, in diefe Frage mit aufzunehmen: „in der 
Abficht, ihn an feiner Gefundheit zu befhädigen “ Der Gerichtshof lehnte jedoch 
diefen Antrag ab, weil in dem Worte „Gift“ ſchon enthalten fei, daß eine ſchäd— 
lihe Subftanz beigebracht fein muͤſſe, und weil es in dem Geſetze felbft liege, daß 
die That in einer verbrecherifchen Abficht liegen müfje. 

Die Angeklagte ift daher auf jenes Verdikt zwar von der Anklage des ver: 
fuchten Giftmordes freigefprochen, Dagegen wegen vorfäglicher Körperverlegung durch 
Gift zu fünf Jahren Zuchthaus unter Anwendung des $. 197. des Strafgeſetz— 
buches verurtheift. 

Die Nichtigkeitsbefchwerde der Angeklagten rügt: 

1) daß nicht in der Frageftelung ausgedrüdt worden, daß die Angeklagte 
die Abficht gehabt habe, ihren Ehemann an feiner Gefundheit zu beſchä— 


igen; 
2) daß nicht ausgebrüdt fei, daß die Angeflagte den Stechapfelfamen ale 
Gift gekannt habe; 
3) daß der Pafjus des $. 197.: „welche die Geſundheit zu zerftören 
geeignet find” nicht aufgenommen jei. 

Denn zu 1. Erſt die Abficht, zu befehädigen, bilde überhaupt dad Ber: 
brechen. Der Arzt, welcher zur Heilung Gift beibringe, verfalle nicht dem $. 197; 

Zu 2. habe die Angeklagte ausprüdlich ihre Kenntniß von der Kraft und 
Wirkung der Subftanz als Gift beftritten ; 

Zu 3. Erſt durch die Aufnahme des gedachten Paſſus werde der That- 
beftand des $. 197. hergeftellt. Denn es genüge nicht allein die Qualität des 
Stoffes als Gift, fondern auch die zur Tödtung oder Körperbefchädigung erforder: 
lihe Quantität des Stoffes müffe, als beigebracht, feftgeftellt fein. Hier habe 
namentlich die Angeklagte behauptet, diefelbe geringe Quantität jener Samenförner 
viermal benugt zu haben, und daß ihr Ehemann aus den ihn befallenen üblen 
Zuftänden unverfehrt an feiner Gefundheit rei de fei. 

Die Beſchwerde ift durch Urtel des Ober- Iribunald vom 11. April 1856 
wider Licht (Mr. 384. 1.) zurüdgewiefen, in Erwägung, daß die Gefchworenen 
folgende Frage bejaht haben: 
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Iſt die Angeflagte ſchuldig, am 2., 3. und 15. September 1855 ihrem 
Ehemann Johann Licht vorfäslih Gift, beftchend in einer Abkochung 
von Stechapfelſamen, beigebracht zu haben? 
und daß der Gerichtshof hierauf die Angeklagte aus $. 197. des Strafgefegbudes 
Fr Körperverlegung durch Gift zu fünf Jahren Zuchthaus verur— 
theilt hat; 
in Erwägung, daß nach der Entftchungsgefchichte des $. 197. (Materio- 
lin Bd. II. ©. 426 ff.) es die Abficht gewefen ift, in allen den Fällen, in welchen 
die Abficht zu tödten durch Beibringung von Gift nicht vorliegt, oder nicht erwieſen 
wird, eine befondere Strafvorfchrift aufzuftellen, durch welche die vorfägliche Bei: 
bringung von Gift allein, ohne alle Nüdficht auf die Dadurch herbeigeführten Folgen 
(Abſatz 1.), und außerdem die wirklich herbeigeführte und zwar — Körper: 
befhädigung (Abſatz 2.), mit Strafe bedroht wird; daß mithin zur Anwendung 
der Strafvorfchrift des Abjages 1. der Nachweis eines wirklich entftandenen Scha— 
dens an der Gejundheit nicht erforderlich ift; 
daß das Gefeg jagt: „Gift oder andere Stoffe, welche die Gefundheit zu 
zerftören geeignet find“, ünd Daß, wie die Vorfchrift des $. 304. Deutlich ergiebt, 
nur bei den „anderen Stoffen“ (alfo außer dem „Gift”) die Feftftellung erforbers 
lich ift, daß dieſelben die Gefundheit zu zerftören geeignet feien, indem bei den 
Stoffen, welche in technifchem Sinne „Gift“ find, diefe Eigenfhaft an und für 
ſich in dem Begriffe felbft liegt, mithin einer befonderen Feftftellung nicht bevarf; 
daß endlich aber die Feftitellung, ob der beigebrachte Stoff ein „Gift“ geweſen, 
und eben deshalb ein ſolcher gewefen, welcher ohne weiteren Beweis die Gefund 
heit zu zerftören geeignet war, den Gefchiworenen obliegt ; 
daß zwar die Befchwerde die Feftftellung der die Gefundheit zerftörenden 
Gigenfchaft auch bei dem Gifte aus dem Grunde fordert, weil nur dadurch zu 
gleich ermittelt werden könne, ob die Beibringung einer zur Tödtung oder Körper: 
befhädigung erforderlihen Duantität des Stoffes erfolgt fei; daß jedoch dieje 
Auffaffung dem Begriffe von „Gift“, d. h. eines Stoffes, welcher vermöge feiner 
Qualität allein die Geſundheit zu zerftören geeignet ift, widerfpricht, indem bier- 
nad die Beibringung einer jeden Quantität Gift, alfo eines an fich tauglichen 
—— zur Zerſtörung der Geſundheit, den Thatbeſtand des 8. 197. Abjap 1. 
darftellt ; 
daß, wie der Kommifjionsbericht der erften Kammer zu $. 197. insbeſondere 
ergiebt, der Ausdruck „vorjäglich ”, wie in dem Titel 16. des Strafgeſetzbuches 
überhaupt, auch hier die Kenntniß des Thäters von der ſchädlichen Wirkung der 
beigebrachten Subftang ausbrüden foll, «8 mithin Sache der Angeklagten gemein 
wäre, die Stellung einer befonderen, ihre Nichtfenntniß dieſer jchädlichen irkumg 
betreffenden Zufagfrage in Antrag zu bringen (Erfenntniß des Ober» Tribunal 
wider Bolfert vom 12. Juni 1854. Präjudiz Nr. 99.); 
daß endlich zwar das Bedenfen entftehen könnte, ob insbeſondere für den 
hier vorliegenden Fall des Abjages 1. im 8. 197. die Feftitellung des Borfapıs 
allein genüge, und nicht vielmehr ausdrüdlich auch die auf Beſchädigung der Gr 
fundheit gerichtete Abſicht feftzuitellen gewefen wäre, indem bei einem Thatbeftande, 
welcher zu feiner Vollendung den wirklichen Eintritt fchädlicher Folgen nicht for: 
dert, aus der Natur des Vorſatzes allein zu fchließen ift, ob derſelbe ein feindfeliger, 
oder aber, wie bei der Handlung des ein Gift zur Heilung verabreichenden Arzted, 
ein erlaubter gewefen ift; daß jedoch auch dieſes Bedenken im Hinblid auf die Re 
daftionsgefhichte des $. 197. erledigt wird, indem in der That in früheren Ent- 
würfen der Ausdruck fich fand: „Wer in der Abficht zu ſchaden — einem Anderen 
Gift beibringt u. f. w.“, diefer Ausdruck aber fpäter in den einfacheren „vorfäp- 
lich“ verwandelt ift, welcher, wie der Kommiffionsbericht der erften Kammer ber: 
vorhebt, jene Abſicht zu fchaden hiernach auch in dieſem Falle mit umfaßt; daß es 
ſonach Sade der Gefchworenen ift, den Ausdruck „vorfäglih” in dieſem Ginne 
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aufzufaffen, im vorliegenden Falle aber die Verhandlung fein Moment darbietet, 
weiches auf eine Beranlafjung zu einer anderweiten Auffafjung der Handlung der 
Angellagten hindeuten fönnte. 


$. 217. Nr. 1. des Strafgefegbuhes. Entwendung von Honig 
aus Bienenftöden aufdem Stande. 

Der Angeklagte hat 8 Pfund Honig aus einem Bienenftode vom Stande 
entwendet und ift aus $. 216. beftraft. Denn der 8. 217. Nr. 1. jei nicht an— 
wendbar, da nicht der Bienenſtock jelbft entwendet fei. Der Wortlaut des Ge- 
ſetzes ſei in dieſer Hinſicht klar und zunächſt maaßgebend. Es ſei auch fein Grund 
anzunehmen, daß der $. 217. des Strafgefegbuches lediglich die BWorfchrift des g. 1143. 
zit. 20. 3. H. Allg. Landrechts wiedergeben folle, indem vielmehr gerade der Umftand, 
Bas Die Dort gebrauchten, eine erweiterte Anwendung zulaffenden Worte „an Bienen: 

ſtöcken“ nicht mehr gebraucht, jondern enger gefaßt feien, eine veränderte Intention des 
Gefepgebers andeute, wie er dieje ja auch bei den Diebftählen an Feld» und Gartenfrüd): 
ten dahin geändert habe, daß jept nur geerntete Früchte vorzugsweiſe geſchützt ſeien. 
Der Gefeggeber könne auch jehr wohl Anlaß gehabt haben, die Bienen und Bienens 
ftöde umter befonderen Schuß zu ftellen, ohne denjelben auf den Honig, als das 
bloße Sabrifat der Bienen, auszudehnen. Die Materialien zum Strafgeſetzbuche 
ergäben auch, daß ed an einem allgemeinen Prinzip in Betreff der Diebftahle unter 
chwerenden Umftänden fehle, die im $. 217. angeführten Fälle alfo nicht bloß Beifpiele 

der Anwendung eines ſolchen Prinzipes feien, fonvern als die einzigen und ausſchließli— 
chen Falle der Anwendung aufgefaßt werden müßten. Dadurch werde jede analoge An- 
wendung ausgefhloffen, weshalb auch der entgengefegten Entſcheidung des Ober: 
Fribunals vom 29. April 1853 im Archiv Bp. I. ©. 574 feine Folge gegeben 
werben fünne, . 

Durch Urtel des Ober-Tribunals vom 10. September 1856 wider Schmidt 
Nr. 731.1.) find die Urtel vernichtet, resp. abgeändert, und es it auf die 
erhöhte Strafe aus $. 217. Nr. I. erfamnt, in Erwägung, daß zwar bei Auslegung 
der Gefege munächft die Wortfaffung in Betracht fommt ; daß auch im Zweifel und 
namentlich bei Strafgefegen die mildere Anficht der Entſcheidung zum Grunde zu 
legen ift, und endlich aͤuch das Strafgejeg Feine Ausdehnung auf andere in der 
Dispofition des Gefeges nicht enthaltene Fälle geftattet; daß aber das Gefeg im 
Sinne und Geifte des Gefepgeberd zur Anwendung fommen muß, und es Sache 
ver eg > ift, diefen Sinn zu ermitteln; daß, wenn der ftreng wörtliche Aus- 
druck des efe e8 hinter feiner Haren Abficht zurüdbleibt, eine erweiterte Deutung 
aber diefer Abſicht entſpricht, umd zugleich mit der Quelle des Geſetzes überein» 
ftimmt, dann offenbar der Sinn der legteren durch die weitere Deutung der Wort: 
faffung begrenzt wird; j 

in Erwägung, daß nun zwar der $. 217. Mr. I. mit der härteren Strafe 
unter Anderem den Fall bedroht: 

„wenn Bienenftöde vom Stande geftohlen werben ;“ 

vaß aber die in dem $. 217. Nr. 1. bis A. vorgefehenen Diebftable nur um des— 
roillen mit einer härteren Strafe belegt find, weil fie an Gegenftänden begangen werben, 
welche unter genauer Aufficht und Ueberwachung nicht gehalten werden fünmen, und 
der öffentlichen Treue ausgefegt bleiben müſſen; i ; 

daß diefer Grund offenbar auch den Fall trifft, wo zwar nicht der gange 

BDienenftod, fondern nur der in dem Bienenftod auf dem Stande befindliche Honig 
geftohlen wird; daß Bienenftöde eben der Produktion des Honigs wegen gehalten 
werden, daß der darin befindliche Honig einen Hauptbeftandtheil defjelben bildet, 
und es daher an allem Grunde fehlt, um anzunehmen, daß der Geſetzgeber dieſem 
Beftambtheil nicht den erhöhten Schug habe angedeihen laſſen wollen; daß demnad) 


vie wein woͤrtliche Auslegung des Geſehes unverkennbar hinter feiner Abficht zurück- 
pleiben würde; 
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daß aber auch die Wortfafjung „Bienenftöde vom Stande” die Annahme 
geftattet, daß im weiteren Sinne auch die wefentlichen Beſtandtheile des Bienen: 
ftodes unter jener Faflung begriffen fein follen, wenn man nicht behaupten will, 
daß vom weſentlichen Theile nicht, was vom Ganzen gelte, und daß derjenige, 
welcher einen Bienenftod nicht ganz, fondern nur zur Hälfte ftiehlt, Feinen Bienen: 
ſtock geftohlen habe; 

daß es ferner aber auch nach der Quelle des Geſetzes nicht zweifelhaft ift, 
daß das Geſetz den Diebftahl „an Bienenftöden auf dem Stande“ mit ver 
ſchärferen Strafe belegt wiffen, und eben nur dies habe beftimmen wollen; 

daß nämlich ſchon das Landrecht den Diebftahl mit einer erhöhten Strafe 
belegt, wenn er „an Bienenftöden begangen wird“ ($. 1143. Tit. 20. Th. 11), 
eben weil e8 einen ſolchen Diebftahl ald einen an einer Sache begangenen anfıcht, 
die nicht unter genauer Aufficht und Verwahrung gehalten werden fann ($. 1141. ibid.); 
daß demnächit der Entwurf des Strafgejegbuches von 1843 im $. 406. bejagt: 

auf Strafarbeit joll erfannt werben, wenn ..... Nr. 4.: der Diebftahl 
an Bienenftöden auf dem Stande verübt wird; 

daß eine Vergleihung des $. 217. Nr. I—4. mit den 88. 1143. 1144. 1146. des 
Landrechts und $. 400. des Entwurfs Nr. 4. ferner zeigt, daß der $. 217. Nr. 1-3. 
wejentlich nur eine Neproduftion der hier aufgeführten Diebftahle enthält, die wegen 
Verlegung der öffentlichen Treue ausgezeichnet find; 

daß demnächſt im Entwurf vom Jahre 1847 von der Aufzählung diefer 
Fälle abgefehen wurde, weil man fie nicht geeignet hielt, eine befondere Kategorie 
im Syftem zu begründen; daß dann dagegen der Entwurf von 1850 wieder auf Diele 
Kategorien zurückgekommen ift, und mit wenigen unwefentlichen Aenderungen und 
Zufägen in das Strafgefegbuch aufgenommen hat (Befeler Kommentar zu $. 217, 
Verhandlungen der 1. und 2. Kammer über die Entwürfe des Strafgeſetzbuches 
S. 149. 304. 305.); 

daß auch nicht die entferntefte Andeutung vorhanden ift, daß man den Dieb 
ftahl an Bienenftöden in einem anderen ald dem landredhtlichen Sinne habe auf— 
nehmen wollen; daß vielmehr nur die fchon im Entwurf von 1843 enthaltene Be 
zeichnung „auf dem Stande” hinzugefügt wurde, und daß derſelbe Gedanke in dem 
Strafgejegbuche nur einen etwas veränderten Ausdruck dadurch gefunden Hat, dab 
ftatt der Faſſung des Landrechts und des obengedachten Entwurfs, wonach das Wort 
Diebſtahl“ ald das Subjekt des Satzes erfcheint, welches durch die Gegenftände, wo— 
ran derfelbe verübt wird, feine nähere Beftimmung erhält (3. B. wenn der Dieb 
ftahl an Thieren auf der Weide, an Adergeräthichaften, an Bienenftöden auf dem 
Stande), die der Ausdrucksweiſe des Strafgejegbuches ſich mehr anjchließende Form 
„wenn Thiere von der Weide, Adergeräthicbaften vom Felde, Bienenftöde auf dem 
Stande geftohlen werden“ gewählt worden ift; 

daß da, wo bei diefen Kotegorien von Diebjtählen abſichtliche Aenderungen 
und Zufäge gemacht wurden, der Grund derfelben und Die Quelle fich wieder genau 
nachmweifen läßt; 

daf, wenn fo unter Anderem der vorzugsweife Schutz, unter welchen der 
$. 1143. des Landrechts auch die Garten: und Feldfrüchte geftellt hat, im Straf: 
gefegbuche auf bereits geerndtete Früchte und Bodenerzeugniffe beſchränkt ift, 
diefe Befchränfung fih aus dem Einfluß des Nheinifchen Rechtes erklärt, nad 
welchem nur der Diebftahl an geerndteten Früchten — ſolchen, die vom Boden ge 
trennt, der öffentlichen Treue anbeimgegeben waren (rtcoltes, ou meules de grains. 
Art. 388. des code penal) — einen fehweren Diebftahl bildete, wie denn aud der 
Nebergang dieſet Beichränfung in das Strafgefegbuch ſchon durch den Entwurf 
von 1843 $. 406. Nr. A. Alinea 1. vermittelt worden ift; 

daß ebenjo der Wilddiebſtahl ($. 1143. des Landrechts), welcher im Code 
penal nicht beſonders vorgefehen ift, zum Gegenftand der bejonderen Regulirung 
gemacht, und der Zufag „aus umzäunten Gehege “ ($. 217. Nr. 1.) befonderd 
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motivirt wurde (vergleiche $$. 274. 275. 276. des Strafgefepbuches, Verhandlungen 
der 1. und 2. Kammer u. ſ. w. ad $. 200. ©. 149. 304. 305. 479. 480.); 

daß ebenfo ferner die Aenderungen, welche rüdfichtlih der Entwendung des 
im Walde oder auf der Ablage ftehenden Holzes (8. 1144. des Landrechts) im 
Strafgefegbuche gemacht wurden (wenn geſchlagenes Holz aus dem Walde u. f. w.), 
aus einer nachweisbaren Abficht hervorgegangen find (vergleiche Verhandlungen der 
1. und 2. Kammer ©. 304. 305. 480); 

daß, wenn jchließlich in die hier in Nede ftehende Kategorie von Diebjtäh- 
len der Diebftahl an Tuchen, Leinen, Geweben oder Gamen von dem Rahmen oder 
von der Bleiche aufgenommen wurde ($. 217. Nr. 1.), objchon er weder im Land- 
recht noch im Code penal befonderd ausgezeichnet ift, Die nächfte Quelle hierfür 
wieder in dem oft bezogenen $. A06. des Entwurfs von 1843 zu finden ift; 

daß es daher auch nicht gerechtfertigt erfcheinen fann, aus der einen oder 
anderen diefer Aenderungen und Zufüge einen Schluß auf eine veränderte Intention 
des Geſetzgebers bei dem Diebftahle an Bienenftöden vom Stande zu ziehen, rüd: 
fichtlich deren eine Abficht vom Beſtehenden abzumweichen nirgends an den Tag ge: 
legt ift, eine andere Quelle ald das Landrecht resp. der Entwurf von 1843 nicht 
beheht, indem der Code penal den Diebftahl an oder von Bienenftöden nicht fpeziell 
hervorhebt, eine Abweichung zudem mit dem Grunde des Geſetzes in Widerfpruch 
treten würde, und wobei das etwanige Bevenfen aus der etwas veränderten Aus— 
drucksweiſe fich in einer Weiſe erklärt, daß man durch diefe Ausdrucksweiſe zu einer 
veränderten Abficht nicht nur nicht gedrungen, fondern auf die Annahme von felbft 
hingewiefen wird, daß diefelde Sache nur in einer anderen Sapbildung ausge: 
drüdt werben ſollte; 

daß nach allem diefem alfo angenommen werden muß, daß unter der Dis— 
ofition des Geſetzes: „wenn Bienenftöde vom Stande geftohlen werden” auch der 

all beariffen ift, wo der Diebftahl nur an dem im Bienenftod auf dem Stande 

befindlichen Honig verübt wird. 


$. 218. Nr. A. des Strafgefegbuhese. Schwerer Diebſtahl mit- 

telft Abichneidens oder Ablöfens der Befeftigungss oder 

Berwahrungsmitteleiner zum Transportgehörenden Sache. 

Beichluß des Ober-Tribunals vom 18. Juli 1856 wider Sommer (Nr. 198. 

3.1) in Erwägung, daß die Befchuldigten genügend durch die Borumterfuchung belaftet 

find, gemeinfchaftlih dem Fuhrmann SB. von einem beladenen Schlitten eine Quan- 

tität Roggen in der Abficht rechtswidriger Zueignung weggenommen zu haben, 
und zwar 

a. auf dem öffentlichen Marftplag zu B., 

b. von einer zum Transport beftimmten Ladung, 

c. vermittelt Aufjchneidend eines den Roggen verwahrenden Sades; 
daß die Vorfchrift des g. 218. Nr. A. des Strafgefepbuches nach ihrem Zwede und nad 
ihrer Entftehungsgefcbichte nicht auf die Fälle zu beſchränken ift, wo durch das Ab— 
fehneiden und Ablöfen eine Trennung des Gegenftandes aus feiner Verbindung 
mit dem Transportmittel felbft herbeigeführt worden ift, vielmehr auch folche Fälle 
begreift, wo der Gegenftand in einer gewaltfamen Weife aus feinem Befeftigungs: 
oder Berwahrungsmittel entfernt worden, namentlich alſo folche, wo, wie bier, der 
Diebftahl durch Auffchneiden des die Sache umfchließenden oder verwahrenden Sadıs 
erfolgt fein fol. 


88. 248. 250. des Strafgefegbuchese. Urkundenfälfhung durch 

Ausfüllung eines Wechfelformulars mit dem Accept eines 
Anderen. 

Feftgeftellt wird, daß der v. K. ein Wechfelblanguet mit feinem Annahme: 

vermerk verfehen, jedoch darin weder den Namen eines Ausftellers, noch Die zu zah— 





— —* — 


846 Aus der Praxis. 68. 248. 250. des Strafgeſehbuchs. 


ende Summe, noch endlih das Datum hineingefegt; daß darauf der ei 
digte wider Wiffen und Willen Des v. K. feine (des Angefchuldigten) Unterjchrift 
als Ausfteller, ferner die zu zahlende Wechjelfumme mit 800 Rihlr. und endlich 
Datum und Zahlungszeit hinzugefügt, und von dem fo entftandenen Wechfel in der 
Abficht, ih Gewinn zu — durch Verkauf deſſelben Gebrauch gemacht habe 
Der Anklageſenat weiſt jedoch die Anklage wegen Urkundenfälſchung zurüd 
Denn der den Bezogenen verpflichtende Annahmevermerf ſei nicht verfäͤlſcht, 
auch die Unterfchrift des Ausftellers und die Wechſelſumme fei nicht verfäljcht, 
da dieſe überhaupt zur Zeit, ald der Bezogene fein Accept auf das Formular 
gejegt, nicht ausgefüllt gewejen fein. Mithin jei fein wejentlicher oder nicht 
wefentlicher Theil des Wechjeld verfälfcht oder BR angefertigt. Die allerdings 
nicht zu vechtfertigende Handlungsweife des Angejchuldigten habe vielmehr nur darin 
bejtanden, daß er das mit einem richtigen Annahmevermerk verfehene Wechfelformu: 
lar, welches ibm zur Herftellung eines Schuldjcheines über ein theilweije gegebenes, 
theilweije verſprochenes Darlehn übergeben gewejen, auf eine höhere Summe aus— 
füllte, ald er ed der Verabredung oder den vorhergefehenen Umftänden gemäß hätte 
thun follen; er habe daher lediglich das in ihn geſetzte Vertrauen des v. R. fe 
täufcht, indem er eine zu hohe ——— —* Formular geſetzt. Dieſe Täu- 
bung des Vertrauens jei aber im Strafgeſetzbuche nicht mit Strafe bedroht; fie 
enthalte auch nicht die Requifite des Betruges nach $. 241., zumal auch das Blanfo- 
Accept nicht unter Vorfpiegelung falſcher Thatſachen erfchlichen fei. Was den Ge— 
brauch von dem Wechfel betreffe, jo fei zwar die gewinnfüchtige Abficht, nicht aber 
der Zwed der Täuſchung dabei vorhanden, indem der Anfäufer des Wechſels, da 
diefer weder in irgend einer Namendunterjchrift, noch in der Summe verfäljcht wor: 
den, in feinen Irrthum verjegt worben fei, vielmehr einen überall richtigen Wechiel 
gekauft habe, und doch nur er * der Getäufchte fein können, der Acceptant aber 
nicht getäufcht fei, theils weil feine Unterfchrift acht und im Voraus ertheilt war, 
theils weil ihm bis jegt der Wechfel zur Bezahlung noch gar nicht präfentirt jel. 
Der Ober-Staatsanwalt 5 gegen dieſe Zurüdweifung der Anklage Be 
ſchwerde beim Ober-Tribunal. Er führt Kolgenbes aus: der angefochtene Beſchluß 
beruht zunächſt auf der rechtlichen Annahme, daß es feine Urfundenfälfchung ent 
halte, wenn Jemand das von einem Anderen acceptirte Blanfoformular einer Tratte 
wider Wiffen und Willen des Acceptanten auf einen höheren Wechfelbetrag aus- 
füllt, als welcher den obwaltenden Schuldverhältniffen und den bei der Annahme 
des Wechſels gepflogenen Vereinbarungen entſpricht. Diefe Annahme ift meines 
Erachtens rechtöverlegend. Denn die Ziehung eines Wechſels auf einen Anderen 
ftellt eine Vertragsofferte an den Bezogenen und der fchriftliche Annahmevermerf 
deren Wcceptation dar. Wechſel und Accept bilden auf demſelben Papier und in 
nothwendiger Verbindung ftehend zufammen Die den Wechſelnerus begründende und 
beweifende Urkunde — das Ergebniß des contractus cambialis. jede Aenverung 
des einen Theiles diefer Urkunde modifiziert daher auch den anderen entfprechend. 
Wer aljo nach dem Accept die Ausftellung des eigentlichen Wechſels anders redigirt, 
als bei der Annahme der Tratte Seitend des Bezogenen vorausgefegt wurde, der 
ſtellt fälfchlih eine andere Gefammturfunde her, als welche den Intentionen ber 
Parteien entfpricht und von diefen gemeinfam gewollt ift — der verfälfcht das bona 
fide gegebene Accept. Won diefem Gefichtspunfte aus trifft den in Rede ftehenden 
Beichluß der Vorwurf, den $. 247. des Strafgefegbuches durch Ausſchließung der 
Anwendung verlegt zu haben. Zu demfelben Rejultat gelangt man auch, wenn man 
Accept und Wechſel als bejondere Rechtsakte auffaßt. Denn beide ftehen jedenfalls 
in dem Verhältniß eines referens zum relatum, und wer das eine Dokument ver- 
fälſcht, der ändert damit auch das mit demfelben in wejentlicher Beziehung ftehende 
andere. Eventuell ift die Acceptirung eines offenen Wechielformulars als Hergabe 
einer Unterfchrift umd jede die Bedeutung des Accepts beftimmende fpätere Rieder: 
ſchrift auf demjelben Papier als ein Unterfehriftsmißbrau im Sinne des $. 248, 
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bes Strafgefepbuches anzuſehen, wenn legtere den Bereinbarungen der Intereffenten 
widerfpridyt. Denn nad; Artikel 21. und 81. der Allgemeinen Deutſchen Wechfel- 
Ordnung ift der auf der Vorderſeite des Wechſels ftehende Namenszug des Bezo— 
genen für diefen unbedingt verbindlich, hat mithin die Bedeutung einer verpflichten- 
den MWechfelunterfchrift, auch wenn derſelbe nicht unter dem Kontert des Wechſels 
niebergejchrieben fein jollte. Es ift aber gerade die Verpflichtung, welche mög- 
liderweife aus dem jpäteren fremden — hergeleitet werden fönnte — und 
nur Diefe — das die Anwendung der Strafvorjchrift des $. 248. bevingende Mo- 
ment, nicht der Ort, wo der gemigbrauchte Namenszug auf dem Papier fteht. Zwar 
gepenft die Wortfafjung des Gejeped hier nur ber Unterjchrift, aber offenbar blos 
despalb ,„ weil — nach den Grundſaͤtzen des Civilrechts (vergl. Allg. 
Auiprtecht Th. I. Fit. 5. 98. 116— 118. 120.) nur das wirkliche Unterjchreiben 
einer rechtlichen Erflärung eine Verpflichtung begründet. Wo ausnahmsweiſe, wie 
bei Wechjeln, etwas Anderes gilt, muß dem Sinn und Zwed des Strafgefeges nach 
auf die Möglichkeit einer Verpflichtung das Hauptgewicht gelegt werden, wenn der 
8. 248. nicht für folche Fälle illuſoriſch fein fol. 

Der angefochtene Befchluß motivirt die Einftellung des Berfahrens außer: 
dem durch die Erwägung, daß ein Gebrauch „zum Zwed der Täuſchung“ nicht 
— Dieſe Erwägung ſteht mit der thatſächlichen Annahme einer gewinnſuüch— 
tigen Abfiht nad der Natur der Sache in einem augenfälligen Widerſpruch, ver: 
mag daher die Ausfchließung des $. 247. des Strafgefegbuches nicht zu vechtferti- 

en. Wenn aber nad der eben gemachten Ausführung $. 248. des Strafgeſetz- 

uches Für zutreffend erachtet wird, jo fcheint diefe Erwägung rechtlich unerheblich. 
Denn. Der $. 248. fordert zum Thatbeftande nur einen Gebrauch zur Erlangung 
unrechtimäßigen Gewinnes oder zur Herbeiführung eines Schadens für Andere, nicht 
aber eine fonfureirende Täufhung Anderer. Wenn auch in den meiften Fällen eine 
Tauſchung das Mittel fein wird, durch welches der Gebrauch der Urkunde allein 
Vortheil bringen, resp. Schaden ftiften fann, fo gilt dies doch niemals im Wechfel- 
verfehr. Der Getäufchte könnte hier, wie der angegriffene Beichluß treffend hervor: 
hebt, immer nur der Abnehmer des Wechſels fein. Diefem haften aber, wenn vie 
auf dem MWechfel ftehenden Unterfchriften des Ausftellers, des Acceptanten und 
des Indoffanten Acht find, diefe Perſonen unbedingt, ohne daß fie einen mit 
ihrem Mamenszug getriebenen Mißbrauch vorfchügen dürfen, vergl. Art. 13. 81. und 
82. der Allgemeinen Deutfchen Wechſel-Ordnung. 

Nur wirklich falfche Unterfchriften begründen nach Art. 75. 76. dajelbft Fein 

Obligo, und felbft die Zahlung auf falſche Invofjamente Hin erſcheint nach Art. 36. da⸗ 
 felbft regelmäßig als gültig. Demnach hat der Abnehmer eines Wechfeld gar fein recht: 
liche® Intereſſe zu wiflen, ob die einzelnen Erklärungen der im Wechjelnerus ftehen- 
den VPerfonen, deren wahrer Willensmeinung und den obwaltenden Sonderverhältniffen 
entfprechen; ihm fommt es nur auf die Nechtheit des —— an und fuͤr ſich 
an. Demnach kann auch von einer Täuſchung deſſelben über die Bedeutung und den 
Urfprung der einzelnen Akte des Wechfelzuges und ver Begebung nicht die Rede fein. 

So weit die Befchwerde des Ober-Staatsanwalts, 

Das Ober:Tribumal hat durch Befchluß vom 17. Zuli 1856 (Nr. 207. 8. 1.) 
den an — Anklagefenats aufgehoben, und den Beſchuldigten vor das Schwur— 
gericht gewiefen: 

als hinreichend belaftet, im April 1856 ein Wechfelformular, welches we— 
der den Namen eines Ausftellers, noch die zu zahlende Summe oder ein 
Datum enthielt, wohl aber mit einem von dem v. K. audgeftellten An: 
nahmevermerf verfehen war, wider den Willen des v. K. Durch Unter: 
fchrift feines Namens als Ausftellers und durch Ginfchreiben der Wechjel- 
ſumme von 800 Rthlen., fowie des Datums und der Zahlungszeit aus- 
gefüllt, auch von dem fo entftandenen Wechfel Gebrauch gemacht zu haben 
— Verbrechen, vorgejehen in 65. 248. 250. des Strafgeſehbuches; 
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und zwar in Erwägung, daß ed zwar — werden mag, daß hier von 
einer Urkundenfäljhung im Sinne der 88. 247. und 251. Nr. 5. des Strafgeſeh— 
buches ſchon aus dem Grunde feine Rede fein fann, weil, wie der san in 
jeinem Beſchluſſe thatfächlich ae der Angefchuldigte zwar in gerwinnjüchtiger 
Abficht, nicht aber zum Zwed der Täuſchung von dem in Frage befangenen Wed: 
jel Gebrauch gemacht: habe; 

daß va die Handlung des Angefchuldigten unbedenklich unter die Bor: 
ſchrift des 8. .aa od. füllt; 

in Envägung nämlich: 

daß als ein „mit der Unterjchrift eines Anderen verſehenes Papier * jedes 
die ächte Namensfchrift eined Anderen enthaltende Schriftftüd angefehen werben 
muß, ohne Unterfchied, ob dafjelbe noch andere jchriftliche Aufzeichnungen, auf die 
fih jene Namensſchrift bezieht, enthalte oder nicht, fobald nur diefe Aufzeichnun- 
gen nicht den Charakter einer Urkunde im Sinne des $. 247. befigen; 

daß ebenjo ein „Ausfüllen * eines folchen Papiers in jedem Sinufügn 
eined Schriftfages gefunden werden muß, wodurd die ganze Schrift die Bedeutung 
einer Urkunde, welche ihr abging, erlangt, und wodurch namentlich für den Urheber 
der Namensjchrift irgend eine Verpflichtung begründet wird; 

daß num der unterzeichnete Annahmevermerf auf einem leeren Wechfelfor- 
mular für ſich allein noch feine Urkunde darftellt, weil derfelbe nicht befagt, welche 
Verpflichtung dadurch übernommen worden jei; 

daß aber, fobald jegt nachträglich das Wechfelformular ausgefüllt und fo ein 
wirklicher Wechfel gefchaffen wird, jener Annahmevermerk eine Bedeutung erlangt, und 
den Unterzeichner derfelben als verpflichtet erfcheinen läßt, für den Nennwerth dee 
auf ihn gezogenen Wechſels einzuftehen; R 

daß aber die Ausfüllung des Wechjelfomulars gleichzeitig eine Ausfül- 
lung resp. Vervollftändigung des ge darftellt und geeigneten Falls 
unter die Vorſchrift des $. 248. des Strafgefegbuches fällt, ohne daß es einen 
Unterfchied machen fönnte, ob die zugefeßte Schrift ſich gerade räumlich o 
der Namensfchriit unter dem Accept befinde, oder ob in dem letzteren ſelbſt ein Zw 
fag gemacht worden fei; 

daß fonach die ohne Willen des Unterzeichnerd des Accepts bewirkte Aus: 
— eines leeren Wechſelformulars genau den Vorausſetzungen des $. 248. 
entſpricht; 

daß nun zwar im vorliegenden Falle der Anklageſenat in ſeinem Beſchluſſe 
ſich darüber nicht ausgeſprochen hat, ob der Angeſchuldigte durch den Major v. 8. 
gar nicht ermächtigt worden fei, den Wechfel in irgend einer Weiſe bis zu einem 
ewiffen Betrage auszufüllen, daß derfelbe aber mit ausprüdlichen Worten aner- 
an hat, * er zu einer Ausfüllung bis zum Betrage von 800 Rthlrn. nicht 
erugt gewelen; 

daß aber auch bei einem Hinausgehen über den ertheilten Auftrag für den 
Mehrbetrag ein Ausfüllen „ohne den Willen des Urhebers der Unterfchrift * vor- 
liegen würde, was ſchon aus dem Grunde unbedenklich angenommen werden muß, 
weil $. 248. in feiner allgemeinen Faſſung Feine Unterfcheidung macht, und insbejon- 
dere die im Art. 407. des Code penal (der unzweifelhaften Quelle des $. 248.) 
gemachte Unterfcheidung nicht wiederholt hat; 

daß es aber auch nicht erforderlich ift, jene thatfächliche Frage im der vor- 
liegenden Sache vorerft noch näher erörtern zu laſſen; 

daß endlich $. 248, zwar eine gewinnfüchtige Abficht und den Gebraud, 
feinesweges aber einen Gebrauch zum Zwed der Täufchung vorausfept. 


$. 263. des Strafgeſetzbuches. Erforderniß der fohriftlichen 
Vertragsform — des verkleideten Wuchers. 


Urtel des Ober⸗Tribunals vom 21. Februar 1856 wider Seligmann 
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(Nr. 59. II), durch welches der Angeklagte von der Anklage des verfleideten Wuchers 
freigefprocyen wird, in Erwägung, daß die thatjächliche Feftftellungvahin geht: 
daß fich der Angeflagte außer den gefeglichen Zinfen für die Darleihung 
der 300 Ihaler vorab 10 Thaler Gold, und zwar unter dem Vorwande 
einer Vergütung für die Anjchaffung des Geldes hat zahlen lafien, 
und demnächft der erfte Nichter jagt, der Angeklagte hat die Weberfchreitung des 
efeglichen Zinsſatzes durch Vorbedingung einer befonderen Vergütung von 10 Tha- 
ern Gold neben der Stipulation von 5 p&t. Zinfen dadurch zu verſtecken gefucht, 
daß er fie ſich nicht als Zinſen, fondern ald eine Entſchädigung für die anfhaf- 
fung der Darlehnsſumme zahlen ließ; in Erwägung, daß Ddiefe Feftftellung nicht 
enthält, daß etwa ein ſchriftlich gejchlofjenes Gefchäft anders dargeftellt 
wäre, ald das mündlich vereinbarte, daß etwa ein Schuldfchein über 300 Thaler 
nebft 5 pCt. Zinjen ausgeftellt und dadurch, weil derfelbe die vorab gezahlten 
10 Thaler Gold nicht erwähnte, die Gefegwidrigfeit verfteft wäre; daß auch von 
einem ausgeftellten ſchriftlichen Schuldſcheine in der Anklage nicht die Rede 
it, daß die mündlich getroffenen Verabredungen nicht von einander getrennt wers 
den fönnen, aus ihmen aber jederzeit erfichtlich war, daß Angeflagter für die Her- 
gabe des Darlehns außerdem, daß ihm mündlich 5 pCt. Zinfen verfprochen waren, 
noch 10 Thaler Gold unter dem Namen, daß es für die Anfchaffung des Darlehns 
egeben fei, ſich babe zahlen laffen, daß alſo das, was nad) $. 810. it. 11. Th. 11. 
er L. R. auch die Natur der Zinfen hatte, zwar mit einem anderen Namen ges 
nannt worden, daß aber feine Einkleivung des Geſchäfts, feine Form gebraucht 
worden ift, wodurd die gejegwidrige Sache verftedt worden wäre; daß hiernach 
der $. 263. mit Unrecht angewendet worden. ift. 


$. 271. des Strafgefegbuches. Ausdehnung der Vorſchrift auf 
das Zurüdbehaltungsredht des Vermiethers. 

Der Angeklagten ift beim Berlaffen ihrer Wohnung ein Spind wegen rüd- 
ftändiger Miethe von der Vermietherin zurüdbehalten worden. Der Polizeibeamte 
ded Orts befundet, daß er im Auftrage der Polizeibehörde unter beiden Theilen ver- 
mittelt habe, daß die Vermietherin außer anderen Sachen auch das Spind zurüdbehalte. 

Als die Angeklagte jpäter Sachen aus diefem in einer Kammer aufbewahrten 
Spinde nehmen wollte und Streit zwifchen ihr und der Vermietherin entftand, hat 
die Angeklagte das Spind angefaßt, und der erfte Richter fieht hierin einen Ver— 
ſuch der Wegnahme defjelben aus dem Retentionsrechte der Vermietherin. Er ftraft 
daher aus $. 271. des Strafgejegbuches. 

In der Appellationsinftanz führte der Ober-Staatsanwalt zu Gunften der 
Angeklagten die Ungültigkeit des angeblichen Retentionsrechts der Bermietherin aus, 
weil feine gerichtliche Feftjegung defielben, insbejondere des Betrages der fämmts 
lichen zurüdbehaltenen Sachen, erfolgt fei. 

Der Appellationsrichter, welcher diefen Ginwand verwirft, und beftätigend 
erkennt, bemerft hierüber, die Anficht über die Nothwendigkeit gerichtlichen. Ein- 
— — werde durch Feine geſetzliche Vorſchrift unterftügt, vielmehr durch $. 395. 

it. 21. und Tit. 20. Abjchnitt 2. Ih. I. des Allg. Landrechts widerlegt, das Hof: 
rejfript vom 9, Auguit 1804 (Anhang $. 302. der Allg. Gerichtsorbnung) verordne 
das gerichtliche Einfchreiten nicht unbedingt, jondern beftimme nur, daß im Falle 
des Streited über den Werth der zurüdbehaltenen Mobilien, welcher die Forderung 
des Vermiethers nicht erheblich überfteigen dürfe, Die Abfhägung ohne prozeffualifche 
Weitläuftigfeit erfolgen folle. Von einer ſolchen Differenz zwijchen beiden Theilen 
erhelle hier nichts, — ſei die — durch die Polizeibehörde vermittelt. 

Der, Ober⸗Staatsanwalt führt in der Nichtigkeitsbeſchwerde zu Gunſten der 
Angeklagten aus: um der Zurüdbehaltung den rechtlichen Charakter zu verleihen, 
hätte allerdings nach $. 302. des Anhanges zu $. 60. Tit. 44. Th. L der Allg. 
Gerichtsorbnung ein gerichtliches Einfchreiten und eine vefolutorische Feftfegung 
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darüber, wie weit fih das Zurückbehaltungsrecht des Vermiethers bei dem Wider— 
ipruche des Miethers erftrede, erfolgen müffen. Als ein folcher Widerſpruch der Ange- 
Hagten fei eben der jegt beftrafte Berfuch der Zurüdnahme des Spindes zubetrachten. 

Die Befchwerde ift durch Urtel des Ober» Tribunald® vom 20. Juni 1856 
wider Rösler (Nr. 359. 1) zurüdgewieien, in Grwägung, daß die ciwilrechtliche . 
Frage, ob der Vermietberin ein gültiges Pfandrecht an dem der Angeklagten zuge: 
hörigen Spinde zugeftanden habe, zu bejahen ift, da einestheils der $. 395. Tit. 21. 
Th. 1. des Allg. Yandrechts beftimmt, daß der Vermiether wegen ſeines Zinſes 
auf die von dem Miether eingebrachten und zur Zeit der Erledigung des Kontrafts 
in dem Haufe noch vorhandenen Sachen die Rechte eines Pfandgläubigers habe, 
anderntheild aber der Appellationsrichter feftftellt, daß die Vermietherin bei Auflö- 
fung des zwifchen ihr und der Angeklagten bejtandenen Mietheverhältnifies das 
Spind zur Sicherumg ihrer Micthsforderung zurüdbehalten habe; daß zur Wirk: 
famfeit des Pfandrechts eine vorausgehende vichterlihe Verfügung nicht vorge 
ſchrieben ift, vielmehr die thatfächliche Befigergreifung, Das Zurückhalten Si: 
tens des Vermiethers genügt, wie foldes auch aus der Beſtimmung des 
$. 382a. des jept aufgehobenen Tit. 50. Th. I. der Allg. Gerichtsorpnung hervor: 
eht, nach welcher der Bermiether, wenn er den Miether ausziehen lafien, ohne das 
— auf die eingebrachten Mobilien auszuüben, fein Prandrest 
verliert, und eine Priorität im Konkurſe nicht in Anfpruch nebmen kann, biermit 
auch die Konfurdordnung vom 8. Mai 1855 im $. 33. Nr. 4. übereinſtimmt; daß 
auch der $. 302. des Anhanges zur Allg. Gerichtsordnung eine gerichtliche Mit: 
wirfung zur Geltendmachung diefes Pfandrechts nicht erfordert, vielmehr ein gericht: 
liches Einfchreiten nur in dem Falle unterftellt, wenn über den Werth der Sachen 
ein Streit obwaltet, damit nicht mehr, ald zur Bezahlung der ſchuldigen Mietbe 
nöthig, zurüdbehalten werde; daß, hiervon abgefehen, nach der Feftitellung des 
Appellationsrichters die Zurücdbehaltung der inferirten Gegenftände durch die Bali 
zeibehörde vermittelt war, demnach, ohne daß es auf die Kompetenz der letzteren 
anlommt, ein Streit Über die Zurüdbehaltung vor dem 17. Auguft (dem Tage des 
Vorfalls) nicht mehr beftand. 


$. 271. des Strafgefegbudyes. Anwendung auf Privatpfüns 
dungen nach der FeldpolizeiOrdnung. 

Dem Angeklagten ift von dem Koffäthen ©. eine auf deſſen Wieſe überge 
tretene Kuh gepfündet, in den Stall des ©. abgeführt, und von ihm eigenmmächtig 
wieder zurüdgeholt. Er ift aus $. 271. des Strafgefegbuches geftraft, weil dem 
Koffäthen ©. ein Pfand» und Zurüdbehaltungsrecht an der Kuh zufolge der Feld 
polizei- Ordnung vom 1. November 1847 zugeftanden, und er in rechtswidriger Ab— 
fiht duch das Zurückholen der Kuh dieſes Necht verlegt babe. Der Appellationd 
richter erwägt dabei, daß zum Ihatbeftande des $. 271. eine gewinnfüchtige Abfict, 
die hier auch nicht vorgelegen habe, nicht gehöre, da die Worte des Gefepes ſie 
nicht erforderten, wenngleich das Urtheil des Ober-Tribunald vom 26. April 1852 
(Archiv I. S. 255) das Gegentheil annehme. 

Durch Urtel des Ober. Tribunals vom 12. September 1856 wider Reh» 
feld (Ne. 696. 1.) iſt unter Vernichtung resp. Abänderung der. Urtel auf Frei⸗ 
fprechung des Angeklagten erkannt, in Erwägung, daß ver Angeklagte wegen rechte 
widriger Fortnahme einer ihm zugehörigen, nach $. A. der FeldpolizeisDrpnung vom 
1. November 1847 gepfündeten Kuh unter Anwendung Des $. 271. des Gtraf- 
gefeßbuches verurtheilt worden ift; Daß aber Die Vorausfegungen des $. 271. nicht 
vorliegen, daher die Nichtigkeitsbejchwerde, welche Verlegung des Strafgejeges br 
hauptet, begründet erjcheint; daß nämlich das Zurüdbehaltungsrecht, auf weldes 
diejer Paragraph ſich bezieht, und von welchem die vorigen Richter ausgehen, nad 
ss. 536. folg. Tit. 20. Th. I. des Allg. Landrechts einen Titel unterftellt, der den 
Inhaber der fremden Sache an und für fich zur Nüdgabe verpflichten würde, wenn 
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ihm nicht aus dem Gejchäfte oder wegen der Sache eine Gegenforderung zuftände; 
daß jedoch einerjeits als ein folher Titel der einfeitige Aft der Pfändung nicht zu 
betrachten ift, zumal der 8.53. der Feldpolizei Ordnung den Pfändenden verpflichtet, 
der Ortspolizei-Behörde binnen 24 Stunden von der Pfändung Anzeige zu machen, 
und nad) ihrer Beftimmung die Pfandſtücke abzuliefern, bei ver Unterlaffung aber die: 
jelben an den Gepfändeten auf deſſen Antrag fofort zurüdzugeben, andererfeits die dem 
Prandenden gebührende Entihäpdigung nicht die Natur einer Gegenforderung hat; 
daß der PBrändende noch weniger die Rechte eines Pfandgläubigers erhält; daß über- 
haupt der $.271. auf gepfündete Sachen nicht anzuwenden ift, weil der $. 272. aus- 
drüdlich des Falles erwähnt, in welchem die Sache durch Pfändung aus dem Beſitz 
des Gepfündeten in die Gewahrfam des Pfändenden gelangt, und diefem wieder 
entzogen wird, hier aber nur das fchwerere Vergehen bei einer Pfändung durch 
den zuftändigen Beamten, aber nicht das leichtere Vergehen bei einer Privats 
pfändung mit Strafe bedroht, mithin nicht anzunehmen ift, daß es die Abficht des 
Geſetzes geweſen ſei, die härtere Strafe des $. 271. auf dieſes leichtere Vergehen 
anzuwenden; daß endlich die Feldpolizei- Ordnung, indem fie im $. 75. auch auf 
den $. 465. Tit. 14. Th. I. des Allg. Landrechts verweift, Die Strafe der verlibten 
Selbftlsülfe gegen denjenigen androht, welcher, nachdem er gepfündet worden, fich 
eigenmächtig wieder in den Beftg zu fegen unternommen bat, dieſe Selbfthülfe jedoch 
an und für fich von dem jegigen Strafgefegbuche nicht mehr unter Strafe geftellt ift. 


$. 282. des Strafgefegbuches der Feldpolizei- Ordnung vom.1. Nov. 1847 
und 15. April 1856 8.42, Nr.3. Beſchädigung von Alleebaäumen. 
Urtel des Ober:Tribunald vom 5. September 1856 wider Kuba, in Er: 
wägung, daß der Angeklagte, nach der thatfächlichen Feftftellung der Inftanzen, 
einige der Alleebäume vorjäglich und rechtswidrig abgebrochen und beſchädigt hat, 
welche an dem von C. nach ©. führenden Kommunifationdwege angepflanzt find, 
und zur Verjchönerung des Weges dienen; daß auf diefen hntbehand die Feld: 
polizei Ordnung vom 1. November 1847 8. 43. Nr. 2. (nady dem Gefege vom 
15. April 1856 $. 42. Nr. 3.) Anwendung finden fönnte, da hier allgemein das 
Abbrechen oder Beichädigen der Bäume, welche außerhalb eines Forftes jtehen, mit 
Strafe bedroht wird, werm nicht der $. 282. des Strafgefeßbuches für den vorlie- 
genden Fall eine jpezielle Beftimmung enthielte, indem derfelbe die vorfügliche und 
rechtswidrige Beſchädigung foldyer Gegenftände beftraft, welche zum öffentlichen 
Nutzen oder zur Verfchönerung öffentlicher Wege oder Anlagen dienen, aus den 
Materialien des Strafgefegbudes aber hervorgeht, daß gerade den Bäumen an 
öffentlihen Wegen und Anlagen ein befonderer Schug gewährt werben follte 
(Kommifjionsbericht der IH. Kammer ©. 142); daß demnach der Appellationsrichter 
den $. 282. durch Nichtanwendung verlegt hat ıc. 


$$. 324. 331. des Strafgefegbuches. Poftillone ald Beamte. 

Der Angeklagte, ein Boftillon, bat, nach der Feftftellung, ein ihm zur Er: 
leuchtung des Boftwagens von dem Poftbeamten übergebenes Licht unterjchlagen. 
Es Handelt ih um Die Anwendung des $. 227. oder des $. 324., aljo um die 
Frage, ob der zumal bier vereidete Poſtillon als Beamter zu behandeln jei, oder 
nicht. Die Richter nehmen die Beamtenqualität während der WVerrichtung von 
Boftdienftleiftungen an. 

Die von dem Angeklagten und dem Ober-Staatsanmwalt, in deſſen Intereffe 
eingelegte Nichtigkeitsbefchwerde, jucht das Gegentheil auszuführen. Der Poftillon 
fei nur der Knecht des Poſthalters, der felbft nicht einmal Beamter, fondern nur 
Kontrahent mit dem Staate fei. Durch diefe Kontrafte feien die Pofthalter ver: 
pflichtet, uniformirte Knechte zu unterhalten, die, wenn fie zum Poſtdienſt benust 
werden, fi nach den Poftinftruftionen richten, den Poſtbeamten in Beziehung auf 
diefe Inftruftionen gehorfam fein, und deren Weifungen Folge leiften müflen. Aus 
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diefem Grunde würden fie vereidet. Die Vorausfegungen des $. 331. lägen alio 
nicht vor. In ummittelbarem Dienfte des Staats, der ihn gar nicht beftelle, ſtehe 
der Poſtillon nicht; eben jo wenig im mittelbaren &taatsdiente gewiffer dem Gtaate 
untergeoroneter Kollegien, Korporationen oder Gemeinden ($. 69. Th. I. Tit. 10. 
des Allg. Landrechts). Auch vom Staate angeftellt, d. d. von ihm zu amtlichen 
Funktionen berufen, fei er nicht, weil nur der Poſthalter ihm, ald feinem Knechte, 
das Fahren der Poſt anvertraue. Dadurch, daß der Staat ihm mittelkar die 
Poſt anvertraue — befonders, wenn ein Kondukteur diefelbe nicht begleite — werde 
er jo wenig Beamter, wie der Privatbote, den die Poſt dinge, um ſchleunig Briefe 
aufs Land zu tragen. Um aber im Dienfte des Staates, oder einer demfelben 
untergeordneten Korporationen zu fein, müffe die Anftellung, die Webertragung der 
Funktionen, von ihnen’ unmittelbar ausgehen. Richtig fei ed, daß die Poſtbehörde 
die Poftillone während ihrer Poftdienftleiftungen disziplinarifch beauffichtige, und 
Strafen über fie verhänge, eben fo gegen die Pofthalter, wie dies der Kontrakt 
befage. Aber Beamte würden fie RL nicht. Der von den Inftangrichtern an: 
gezogene, in dem Urtel ded Ober: Tribunals vom 17. Juni 1853 (Archiv Br. 1. 
&. 566) in Betreff der Pofteleven ausgeiprochene Grundfag könne auf die Poſtillone 
feine Anwendung finden. Denn jene würden von der Poſt, aljo vom Staate jelbft 
beftellt, d. h. mit der Befugniß zu amtlichen Funktionen betraut, und wenn ein 
Poſtbeamter ſich einen ſolchen Eleven mit Genehmigung der Poftbehörde fubftituire, 
oder zur Aushülfe annehme und befolvde, jo fei er Desk im öffentlichen Dienfte, 
eben jo wie Neferendarien, wenn ein Richter oder Rechtsanwalt fie mit Genehmi- 
gung der Oberbehörde zur Dienfthülfe annehme. 

Sp weit die Befchwerde des Ober-Staatsanwalt. Das Rechtsverhältniß 
in Bezug auf folche, im öffentlichen Dienfte befchäftigte Perfonen, wie die Poftillone, 
ift jedenfalls unklar und zweifelhaft. "Daß der $. 58. Tit. 2. Th. I. der Al. 
Gerichts» Ordnung die Poftillone ald Beamte anfieht, würde die Streitfrage nicht 
entfcheiden, da bie —— — zur Zeit der Emanation der Gerichts-Ordnung 
eine andere war. In einem im Archiv Bd. I. ©. 78 mitgetheilten Erlaſſe des 
Hanvelöminifterd vom 5. Juli 1852 wird den Poftillonen die Amtsqualität an 
ſcheinend abgefprochen, und nur eine Disziplinargewalt über fie in foweit, ale fie 
amtliche Funftionen ausüben, in Anfpruch genommen. Die Inftruftion defielben 
Minifters vom 8. Januar 1852 über die Ausführung des Disziplinargefepes vom 
21. Zuli 1853 (Staatd-Angeiger pro 1853 ©. 77) Pagt im $. 2.: 

Den Vorfchriften des Disziplinargefeges find alle und insbefondere aud 
folhe Beamte unterworfen, welche auf Kündigung oder Widerruf ange 
ftellt find, desgleichen die fontraftlichen Diener, die Privatgehülfen und 
Privatdiener der Vorfteher der Poftanftalten, welche zur Berrichtung von 
Gejhäften im Königlichen Dienfte angenommen worden find, fowie bie 
Poftillone; diefe und die Privatgehülfen und Privatdiener jedoch mut 
in Anfehung folcher Handlungen, welche fie während ihrer Beichäftigung 
im Königlichen Dienfte oder mit Bezug auf diefen begehen. Es werden 
daher auch diefe Perfonen unter dem in den folgenden Beftimmungen ge 
brauchten Ausdrude „Beamte“ mit verftanden. 

$. 7. Die Oberpoft-Direftoren find befugt, bei tadelnswerth bes 
fundener Dienftführung nach ihrem Ermefien..... 2) die Privatgehülfen 
und Privatdiener der Poftanftalten und Poſtillone von der weiteren 
Zulafjung zum Boftdienft für immer auszujchließen. 

Diefe Ausichliefung nämlich vertritt die förmliche Dienftentlaffung, 
welche derjelbe $. 7. gegen andere Kategorien augzufprechen geftattet, jo namentlich 
gegen jene PVofterpeditions-Gehülfen oder Eleven, welche das erwähnte Urtel vom 

7. Juni 1853 im Auge bat. 

Das förmliche Disziplinarverfahren auf Entfernung vom Amte tritt nad 

$. 12, diefer Inftruftion nur gegen folche Beamte ein, welche nicht zu den im$. T, 
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genannten gehören, deren Entlaſſung zulaffig ift, ohne daß es der Einleitung einer 
förmlichen Disziplinarunterfuchung bedarf. 

Nach dieſer Verfaffung der Poftbehörden wäre alfo der Poſtillon an und 
für ſich nicht ald Beamter betrachtet, wohl aber fo lange und foweis er Poſtdienſt— 
geichäfte ausübt, alfo die Poſt fährt, als folder zu behandeln, alfo auch der Dis— 
ziplin der Poftbehörde nach den Regeln des Disziplinargefeges unterworfen, jedoch 
mit der Ausnahme, daß er ohne Weiteres, alfo ohne fürmliche Unterfuchung, vom 
Dienfte ausgejchloffen werden kann. 

Bedenklich erfcheint ed immer, ein Individuum zeitweife, d. h. jo lange und 
foweit er Amtsdienfte wirfli ausübt, ald Beamten zu behandeln, im Webrigen 
aber nicht, während es doch in der Natur der Beamtenqualität zu liegen fcheint, 
daß fie der Perſon überhaupt anflebt, und nur nicht thatjächlich ind Yeben tritt, 
fo lange nicht Amtsgejchäfte wirklich ausgeibt werden. Der Grundfaß des mehr: 
gedachten Urteld vom 17. Juni 1853: 

daß das MWefentlihe der Beamtenqualität in der propiforifchen oder de: 

finitiven Anvertrauung der Amtsgejchäfte durch die berechtigte Behörde 

und in der Uebernahme derjelben durch den dazu Berftatteten bejtche, 
ſcheint, wie auch die Beſchwerde hervorhebt, allerdings hier in ſofern nicht zu paſſen, 
als er eine unmittelbare Uebertragung der Gefchäfte Durch die Staatöbehörde oder 
ihre Organe vorausfegt, während die Boftillone von den Pofthaltern allein, Die 
feine Beamten find, angeftellt werben. 

Andererfeits iſt es wiederum bedenklich, die Beamtenqualität der Poſtillone 
zu verneinen. Der Schuß, den das Gefeg damit dem Dienft überhaupt verleiht, 
würde verloren gehen, namentlich der $. 89. auf die Widerfeglichfeit gegen die 
Poftillone bei Führung der Poſt unanmwendbar fein. 

Das Ober-Tribunal hat durch Urtel vom 12. September 1856 wider Zange 
(Nr. 543. 1.) die Nichtigkeitsbefchwerde zurüdgewiefen, in Erwägung, daß, wenn 
auch die Poitilone — wie im vorliegenden. Falle gleichfalls vorausgefegt ift — 
nur von den Bofthaltern zur Ausübung von PBoftdienften angenommen werden, 
daher auch zunächſt nur gegen diefe nah Maaßgabe ihres Dienftkontrafts in dem 
Verhältniffe des Geſindes zum Dienftheren ftehen, diefe Annahme doch nur auf der 
ausdrüdlihen Ermächtigung der Poſtbehörde beruhen fann, und vermöge diefer 
Ermächtigung daher den Boftillonen die Ausübung des Poſtdienſtes von den Poſt— 
haltern im Auftrage der Poſtbehörde übertragen wird, im vorliegenden Falle aber 
überdied durch Die Vereidigung des Angeklagten tie ſpezielle Genehmigung der Poſt— 
behörde für dieſe Uebertragung eingetreten ift; daß es mithin feinen Widerfpruch 
enthält, vielmehr für richtig zu erachten ift, wenn die Inftanzrichter in ſoweit und 
„fo lange, als derſelbe Poſtdienſte verrichtet hat, den Angeklagten für einen Beamten 
erachtet haben, weil Das weſentliche Merkmal der Beamtenqualität, die Anvertrauung 
von Amtögefchäften durch die berechtigte Behörde, und die Uebernahme derjelben 
durch den Dazu VBerftatteten, unter den angeführten Umftänden vorhanden iſt. 


$. 340. Nr. 6. des Strafgejegbuches. Gefeg vom 17. Mai 1853. 
Unterftügungsfajfen, welche nicht für das Publikum, ſon— 
dern nur für beftimmte Perfonen errichtet werden. 

Die Direktion der Köln Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft hat eine Unter: 
ftügungsfafie für ihre Beamten geftiftet, welche ven Zwed hat, diefen Beamten und 
ihren Angehörigen bei eintretender Hülfsbedürftigfeit ihre Griftenz zu fichern. Die 
Gelpmittel für dieſe Kaffe wurden bejchafft aus einem von der Gejellfchaft unver— 
zinslich dargelichenen Kapital und unter anderen Nebeneinnahmen auch aus Bei- 
trägen der Angeftellten ſelbſt, welche in Folge ausprüdlicher in ven Dienftkontraften 
enthaltener Stipulationen jowohl in einem beftimmten Eintrittögelde, als auch in 
jährlichen Zufchüffen beftehen, die ihnen bei ven Gehaltszahlungen einbehalten werden. 

Die Mitglieder der Direktion nun, welche den Beſchluß über die Bildung 
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resp. Fortführung dieſer Kaſſe gefaßt haben, find aus $. 340. Nr. 6. des Straf: 
gefegbuches angeklagt, Die fragliche Kaffe ohne Genehmigung der Staatsbehörde 
gebildet resp. fortgeführt zu haben. 

Der Rolizeirichter hat den Vorfigenden der Direktion, Präſidenten von 
Wittgenftein, aus $. 340. Nr. 6. zur Strafe verurtheilt. Denn diefe Vorſchrift 
finde nach ihrer allgemeinen Faſſung auch auf ſolche Unterftügungsfaffen Anwen: 
dung, indem fie nicht umterjcheide, ob die Gründer dabei einen Gewinn für ſich 
bezwedten, oder nicht. Zu Der Kaffe würben, qleichwie bei der für Staatsviener 
beftchenden Penfions: und Wittwenanftalt, Beiträge von den Angeftellten geleiftet, 
wodurd fie fi) ihre Unterftügung ficberten. Sie gehöre Daher zu denjenigen Ans 
ftalten, zu deren Beftehen vie Genchmigung des Staats erforderlich fei. Der Ein 
wand, daß die Gründer eigenen Vortheil nicht bezweckten, fei deshalb unhaltbar, 
weil, wenn auch vor der Hand ein folder in Zahlen nachzuweifender Vortheil 
nicht vorhanden fei, er dennoch ſpäter eintreten fönne, die Geſellſchaft auch mit 
Hülfe diefer Einrichtung ihrer moralifchen umd ſelbſt geieglichen Verpflichtung gegen 
die Angeftellten bequemer nachkommen fönne Nach der Faffung des Gefeges jei 
auch der Umſtand unerheblich, daß vie fragliche Kaffe feine öffentliche, Jedem zus 
gangliche jei, und daß die Angeftellten vermöge ihres Dienftvertrages vie Ver: 
pflihtung zum Beitritt übernehmen. Menn man auch auf $. 250. Tit. 20. Th. 1. 
dee Landrechts zurüdgehen, und annehmen wolle, daß der $. 340, nur deshalb 
in das Strafgeſetzbuch aufgenommen fei, weil erfahrungsmäßig vergleichen Anftalten 
durch Anbieten großer Vortheile nur den Spekulanten Nutzen brächten, und die 
Regierung deshalb vielfach zur Ueberwachung aufgefordert fei, zwar an eine jo 
verwerfliche Abjicht der Direktoren hier nicht zu denken fei, wohl aber der Wunſch 
dev Betheiligten felbit und das Bedürfniß der Ueberwachung einer jo bedeutenden 
Anftalt, wie diefer Kaffe, gewiß als nabeliegend anzunchmen fei. 

Die forreftionelle Kammer des Landgerichts bat jedoch auf Freifprechung 
erfannt. Es wird ausgeführt, daß mit Rückſicht auf die Entſtehungsgeſchichte des 
$. 340. Nr. 6., welcher nach dem Haren Ausdrude der Kammerverhandlumgen die 
Vorſchrift des von öffentlichen Ausfteuer-, Sterbe- und Wittwenfaffen handelnden 
$. 250. Tit. 20, des Allg. Landrechts erjegen, und die Beeinträchtigung des 
Publikums verhüten fjolle, nicht angenommen werden könne, daß die umter dem 
Titel von Uebertretungen in Beziehung auf die Sicherheit des Staates und die 
öffentliche Ordnung befindliche Strafbeftimmung des $. 340. Nr. 6. auch auf jo 
enge begrenzte, nämlich nur fir beftimmte angeftellte Berfonen, nicht aber für Jever: 
mann beftinmte Unterftügungsfaffen, wie hier, bezogen werden fünne, und daß Died 
auch von dem, auf gleichem ftrafrechtlichen Prinzip beruhenden $. 1. des Geſetzes 
vom 17. Mai 1853 anzunehmen fei. j . 

Der hiergegen von dem öffentlichen Minifterium eingel ei 
ift durch Urtel des Ober-Tribunald vom 11. September 1856 (Mr. 231. II.) zurüd: 
gewiefen, in Erwägung, daß aus ver Faſſung des $. 340. Nr. 6. und aus deſſen 
Stellung im zweiten Titel unter den „Uebertretungen in Beziehung auf die Sicher— 
heit des Staats und die öffentliche Ordnung * hervorgeht, daß unter den „Aus— 
fteners, Sterbes und Wittwenkaſſen oder anderen dergleichen Gefelljchaften und 
Anjtalten *, deren Ginrichtung ohne Genehmigung der Staatsbehörde ftrafbar iſt, 
nur folche felbftitändige Unternebimungen zu verftehen find, bei denen der Unter— 
nehmer oder die unternehmende Geſellſchaft dem Publikum gegenüber fich erbietet, 
gegen gewiſſe Ginzahlungen oder Beiträge beim Gintritt vorgejehener Eventualitäten 
beftimmte Leiftungen zu gewähren; 2 

daß auch das Geſetz vom 17. Mai 1853, betreffend den Geſchäſtsverkehr 
der Verficherungsanftalten, nur ſolche Jedermann zugängliche felbftftändige Kaſſen 


- amd Anitalten vor Augen hat, und zwar insbefondere folche, deren Unternehmer vie 


Errichtung und Fortjegung folder Anftalten als ein Gewerbe betreiben ; PEN 
daß nicht weniger auch die Entftehungsgefihichte des $. 340. Nr. 6. für 
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diefe Auffaffung Spricht, ſoweit fich Diefelbe aus den Kammerverhbandlungen ent: 
nehmen läßt, nach welchen ver beregte Paragraph die Vorſchrift des $. 250. Tit. 20. 
des Allg. Landrechts, weldyer ebenfalls vie Grrichtung öffentlicher Ausfteuerz, 
MWittwen= oder Sterbefafjen obne ausdrüdliche Genehmigung des Staats verbietet, 
erjegen jollte, und nach welchen die Abficht des Geſetzgebers hauptſächlich dahin 
ging, im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch Ueberwachung 
der Zuverläfligfeit der Unternehmer, ſowie der Angeftellten jelbit das Publikum 
gegen beabfichtigte, fowie gegen foldye Nachtheile möglichft zu ſchützen, die bei ge: 
nauer Kenntniß der Sachlage ſich mit Wahrjcheinlichkeit vorausfehen laſſen; 

daß Dagegen nach der thatſächlichen Feftitellung in dem angefochtenen Ur: 
tbeil die bier in Rede ftehende Unterftügungsfafie der Köln Mindener Eiſenbahn— 
Gejellichaft nur die Beltimmung bat, den Beamten dieſer Geſellſchaft umd deren 
Angehörigen, mit Ausschluß alſo aller übrigen Perſonen, eintretendenfalls Geld— 
Unterftügungen zu gewähren, daß fie auch ihre Wirkſamkeit über dieſe Beftimmung 
hinaus niemals erftredt hat, daß fie für die Sefelljchaft einen Geldwinn abzu— 
werfen nicht beſtimmt ift? und daß endlich Die Kaſſe zum Theil auch mit Einzah- 
lungen und Beiträgen Diejer Beamten unterhalten wird, welche diefen Beamten in 
Gemäßheit der mit ihnen abgeſchloſſenen Dienftverträge, von den ihnen nominell 
zugeficherten Gchältern abgezogen, und in die fragliche Kaſſe verfirt werden; 

daß nach dieſer thatjächlichen Feftftellung die fragliche Kaſſe als eine auf 
das Publikum berechnete öffentliche Werficherungsanftalt, wie der $. 340. Nr. 6. 
und das Gefen vom 17. Mai 1853 vorausfegt, ſich nicht darftellt; 

daß vielmehr die ganze Einrichtung fi als ein integrirender Theil des 
zwifchen der Gejellichaft und ihren Beamten fontraftlich vereinbarten Dienftver- 
hältniſſes charakterifirt, in Folge deren den Beamten ein geringerer, ald der ihnen 
nominell zugeficherte Gehalt ausbezahlt, ihnen Dagegen die Ausficht eröffnet wird, 
aus diefen aufgefammelten Abzügen, fowie aus anderen zu diefem Zwede beftimmten 
Mitteln der Gelellichaft eintretendenfalls unterftügt oder auch penfionirt zu werden; 

daß auf ein in diefer Weiſe fontraftlich regulirtes Dienftverhältniß der 
$. 340. Nr. 6. und das Geſetz vom 17. Mai 1853 weder nach deren Wortlaut, 
noch nach dem Zwede des Geſetzgebers, welcher Durch jene Vorſchriften erreicht 
werden follte, Anwendung finden fann, indem der freien Vereinbarung der Gefells 
fchaft und ihrer Beamten über die Höhe des Gehalts der legteren und über Die 
jonftigen Vortheile, die fie ihnen in Ausficht zu ftellen für gut findet, durch dieſe 
gefegliche Beitimmung feine Schranke gezogen worden ift, und gezogen werben jollte; 

daß von diefem Gefichtspunfte aus es völlig gleichgültig erfcheint, wie bes 
Deutend der Beftand ver fraglichen Kaffe, und wie groß die Anzahl der Angeftellten 
der Geſellſchaft ift, denen eine Ausficht auf Unterftügung aus derjelben zugefichert wor= 
den, da beides von dem Umfang und der Bedeutung des Etabliſſements ſelbſt bedingt ift; 

daß auch bier Die Arage nicht unterfucht werden kann, ob die Gefellichaft, 
wenn die Mittel ihrer Unterftügungsfafle zur Deckung der. kontraktlichen Anfprüche 
ihrer Angeftellten auf Unterftügung nicht zureichen follten, verpflichtet fein möchte, 
aus anderen Fonds dieſe Unterftügung zu gewähren; 

daß jodann aber auch von einen geswungenen Beitritt der Beamten zu der 
fraglichen Kafje feine Rede fein kann, da, wie bemerft, das Dienftverhältniß zwifchen 
demfelben und der Gefellichaft auf freier Fontraftlicher Vereinbarung beruht; 

daß endlich auch der hervorgehobene bedeutende Einfluß, den die Gefellfchaft durch 
diefe Stipulation auf ihre Angeftellten gewinnen mag, hier nicht in Betracht fommen 
fann, da es der Gejellfchaft in jeder Hinficht unbenommen ift, ſich durd) entjprechende 
Zuficherungen eine Garantie für die Zuverläffigfeit ihrer Beamten zu verfchaffen; 

daß hiernach das angefochtene Urtheil dadurch, daß es den $. 340. Nr. 6. auf die 
Errichtung resp. Fortſetzung der hier in Rede ftehenden Unterftügungsfafje für nicht an— 
er hat, dieſen Paragraphen jo wenig ald das Geſetz vom 17. Mai 1853 
verlegt hat. 
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Aus den Landtags-berhandlungen. 
14 4 Entwurf eines Gefeßes 
euch über 
Ant: das umerlaubte Greditgeben an Minderjährige. 


$. 1. 


MW. den Peichtfinn oder die Umerfabrenbeit eines Minderjährigen mißbraucht, um fid 
von bdemfelben Schuldfcheine, Wechſel oder Quittungen über dargeliebenes Geld oder 
über N Gut oder andere cine Verpflichtung entbaltgnde Urkunden ausftellen zu 
laffen, fol, unter mwelder Form auch immer das Gefchäft eingekleidet fein mag, mit 
Gefängniß don drei Monaten bis zu einem Jahre und mit Geldbuße ven X bis 
Tauſend Thalern, ſowie mit zeitiger Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren— 
rechte beſtraft werden. 
$. 2. 


Die Strafe des $. 1. foll in allen Fällen denjenigen treffen, welcher ſich jelbft 
oder einem Andern von einem Minderjährigen die Zablung einer Geldſumme oder bie 
Erfüllung einer anderen Verpflichtung, fei es, aus welchem Geſchäft es wolle, gegen 
Verpfändung der Ehre verfpreden läßt, oder welder eine Forderung, deren Berichtigung 
ein Minderjährige gegen Verpfändung der Ehre verſprochen hat, fi cediren läßt oder 
fonft an fi bringt. .r 

Die Strafe tritt au dann ein, wenn das Ehrenwort nicht in der über das be— 
treffende Gefhäft aufgenommenen Urkunde, ſondern in einer andern Urkunde oder ın 
anderer Meife zu dem erwähnten Zwecke — iſt. 


Wer ſich ber in den 88. 1. und 2. erwähnten Vergeben ſchuldig macht, lann ſich 
gegen ben Eintritt der Strafe durch den Einwand niet ſchuͤtzen, daß ihm die Minder- 
jährigkeit nicht bekannt gewefen fei, oder der Minderjährige ſich für volljährig ausge: 


geben habe. 
Motive, 

Ceit einigen Jahren wird in den größeren Etädten, und insbefondere in Berlin, 
das Kreditgeben an "Minde jäbrige zur Erlangung unerlaubter Geldvortheile von einer 
nicht geringen Anzabl don Perfonen betrieben. Rei dem aus dieſen Geſchäften dem 
Gläubiger erwachfenden fehr bedeutenden Gewinn bat die Zabl jener Perfonen fi mit 
jedem Jahre vermehrt und andererfeitS der mit ſolchem Kreditgeben für die Schuldner 
und deren Angehörige verbundene Nactheil in früber kaum geabnter Weife an Bedeu— 
tung zugenommen. Die Beftimmungen des $. 263. des Strafgeſetzbuchs, melde ben 
Wucher mit Strafe bedroben, find nad den gemachten Erfahrungen nicht ausreichend, 
biefem verderblichen Treiben Einbalt zu thun.Auch ſchützen biergegen nicht bie geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften, welche der gerichtlichen Klage wegen folder Forderungen an Minder- 
jährige feine Ausſicht auf Srfolg gewähren. Jenen Perfonen gelingt es, obſchon fie in 
der That den ärgften Mucher treiben, faft durchgängig, ſich gegen bie gerichtlide Ver- 
felgung wegen Wuchers zu fibern und gegen Geldverlufte ſich zu fehügen. Zu dem 
Ende treiben fie einen verderbliben Mißbrauh mit Schuldverfcreibungen und Wedfeln, 
indem fie bie Darlehnsgefchäfte fo einkleiden, daß thatſächlich eine Beftrafung auf Grund 
bes 8.263. 1. c. nur ſchwer erfolgen ann. Die Rüdzahlung des Gegebenen mit wucheriſchen 
Zinfen, melde ben Betrag des Gegebenen nicht blos erreihen, ſondern nicht felten um 
das Doppelte überfteigen, führen fie in der Regel dur Anwendung moralifcen Zmange? 
berbei. Die gemöhnlichften Mittel, melde zu diefem Bebuf angewendet werden, find Die 
dem Schuldner abverlangte Verpfindung des Ehrenworts, oder bie Ausitellung eines 
Scheins, morin ſich derſelbe fälſchlich für volljährig erflärt. Hat ſich der Schuldner über: 
reden laffen, einen fogenannten Ehrenfchein oder eine fogenannte Gropjährigfeits- Erklärung 
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augzuftellen, fo ift er feinem Gläubiger mit feiner Perfon verfallen. Derfelbe weiß 
nämlich ſehr wohl, daß der Bruch des verhfändeten Ehrenworts, ſowie die Veröffent: 
lichung der unrichtigen Großjährigleits: Erklärung die Vernihtung der Eriftenz feines 
Schuldners zur Folge bat. 

Dies benußt der Gläubiger zu feinem Vortheil, wennzder Schuldner — mas febr 
häufig eintritt — zur beftimmten Zeit den übernommenen Verpflichtungen nicht nachkom— 
men fann. So wird z. B. die bereit3 auf eine weit böbere, ald die wirklich empfangene 
Summe lautende Schuldurkunde dann gegen Zablung oder Verſchreibung einer nambaften 
Summe prolongirt und dies fo oft mwiederbolt, bis die Mittel des Schuldners gänzlid 
erſchöpft find. Um nicht feine Eriftenz vernichtet zu feben, muß der Schuldner fid end» 
li feinen Angebörigen entdeden, melde dann die fehwerften Opfer zur Befriedigung 
eines eg bringen müffen, der auf eine Ermäßigung feiner Forderung felten eingebt, 
weil er im Nichtzablungsfalle feinen Schuldner ka 2 vernichten fann, und der gegen 
eine Anzeige feines ftrafbaren Treibens fib um fo mebr geſichert bält, je fchwieriger es 
ift, ihn des verftedten Wuchers zu überführen. Eind die Angebörigen des Schuldners 
nit im Stande, folde Geldopfer zu bringen, fo ift der Untergang bes Yehteren 
unausbleiblid. « 

Alle folde Fälle nehmen in der Regel diefen Verlauf, denn der moralifhe Zwang, 
welcher: von dem Gläubiger zur Sicherung des beabfidhtigten Gewinnes gegen ben 
Schuldner angewendet wird, beftebt ſtets — menn auc unter verſchiedenen Formen — 
in der Drohung mit der Vernichtung feiner focialen Stellung. Durch diefes verderbliche 
Treiben ift bereit3 großes, ſchweres Yeid über viele achtbare Familien gebracdt und 
mancer junge Dann, welcher zu den beften Hoffnungen berechtigte, bat feine Unerfabren: 
beit und feinen Yeichtfinn mit feinem Untergange büßen müſſen. 

Dem eben gefhilderten unerlaubten Kreditgeben an Minderjährige, weldes wegen 
feiner unbeilvollen Folgen nicht länger geduldet werden darf, foll das im Entwurf bei: 
efügte Geſetz dadurch entgegentreten, daß es Beſtimmungen trifft, melde ftrafrechtlichen 
infchreitungen einen ſichern Erfolg verfpreden. Es ift dabei befage des 

1 


ber Geſichtspunkt feftgehalten, daß in Nüdfiht auf die Moralität der Handlung bie: 
jenigen Perfonen mit ber Strafe des Wuchers zu belegen find, melde den Leichtſinn 
oder die Unerfabrenheit eines Minderjährigen dergeftalt mißbrauchen, daß fie denfelben 
zu deffen Nachteile die dort erwähnten Urkunden ausftellen laſſen. Deshalb entſpricht 
die im $. 1. angedrobte Strafe ganz den Strafbeftimmungen des $. 263. des Allgemeinen 
Strafgeſetzbuchs. 


Der 8. 2. beruht auf ber durch Erfahrung gewonnenen Ueberzeugung, daß nur 
derjenige, welcher einen unerlaubten Geldgewinn beabſichtigt, ſich felbft oder einem Andern 
die Zablung einer Geldſumme oder die Erfüllung einer anderen Verpflihtung von einem 
Minderjährigen und insbefondere bon minorennen Militairperfonen gegen Verpfändung 
der Ehre verſprechen läßt, um nöthigen Falls mittelſt Anwendung moöraliſchen Zwanges 
feinen Zweck zu erreihen. Wer es mit einem Minderjährigen redlich meint, nimmt die 
Verpfändung der Ehre für die Berichtigung einer Korderung nicht an, felbft wenn ibm 
dies angetragen wird, meil es in bobem Grabe leichtfinnig und gefabrbringend ift, die 
nicht gefiderte Erfüllung einer Schuldverbindlichkeit an einem beftimmten Tage gegen 
Verpfändung der Ehre zu verſprechen. Deshalb erſcheint es gerechtfertigt, die ım $. 2. 
erwähnten Handlungen mit der Strafe bes $. 1. zu belegen, meil in ber Annabme der 
Verpfändung der Ebre für die Erfüllung einer Eduldverbindlichkeit ein arger Mißbrauch 
des Leichtſinns des Schuldners liegt. Obne eine folde Beftimmung würde der Zweck des 
Geſetzes nur fehr unvollftändig erreicht iverben. 


Der $. 3. fol außer Zweifel ftellen, daß ber $. 44. des Allgemeinen Strafgefek: 
buchs nicht Anwendung findet, menn derjenige, welcher die in ben vorftebenden 88. 1. und 2. 
erwähnten Vergeben begangen bat, mit dem Einwande berbortritt, daß ibm die Minder: 
jäbrigfeit nicht befannt gemefen fei, oder der Minderjährige ſich für volljährig außgegeben 
babe. Diefe Beftimmung bier aufjunehmen, mar befonderd aus dem Grunde nötbig, 
um der Wusftellung ber bereit3 erwähnten fogenannten Großjährigfeits » Erflärungen 
Schranken zu ſetzen. 


Zur Literatur des Kriminalrechts. 
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1) Preußiſche Militair-Geſetz, Sammlung. V. Band, enthaltend die auf Die 
militairiſche Rechtspflege ſich beziehenden Giefege, Verordnungen und all: 
gemeinen Verfügungen aus den Jahren 1851 bie 1856 ꝛc. Herausgegeben 
von Dr. Carl Krl ceins, General: Auditeur der Armee. Berlin, 1856, 
Nicolaifche Buchhandlung. 


Mit diefem V. Bande bat das bon demſelben, nunmebr verftorbenen, Rerfaffer feit dem 
Jahre 1836 beransgegebene Sammelwerk eine neue und nad dem Stande der Gefehgebung für 
jeht abfchließende Fortſezung erhalten. Außer den fonftigen zablreihen Verorinungen ꝛc. aus 
dem Zeitraum von 1851 bis 1856 enthält diefe Fortſetzung beſonders auch einen bollftändigen 
Abdrud des Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851 in der neuejten, durch das Gefch dom 
14. April 1856 fanktioninten Faſſung, und ift mit entfprechenden Unmerkungen verfeben. Da: 
neben gewäbrt das ganze, auf das praftifche Bedürfniß berechnete Werk, abgefeben von feinem 
rechtshiftorifchen Wertbe, dem Militair-Juſtiz-Beamten, äbnlih dem Juſtiz-Miniſterial-Blatt, eine 
Duelle für die Anterpretation aweifelbafter gefehlicher Vorfchriften, und liefert zugleich, wie jenes, 
zahlreiche Enticheibungen des böchften militairiihen Gerichtshofes. Für die mit Gerichtäbarkeit 
berfebenen böberen Militatr-Befeblsbaber und die in gewiffen Umfange zur Handbabung der mi: 
litairifchen Straf-Rechtspflege mit berufenen Offiziere aber enthält die Militair-Gefeg-Cammlung 
das vollfländige Material des Militair» Etrafredyts, welches zugleich, chronologiſch geordnet, be— 
quem benußt und durch ein, jedem Bande beigefügtes, Negifter leicht aufgefunden werden fann. 


2) Der Prozeß wegen betrüglicher Anfertigung Schillerſcher Hanpichriften 
gegen den Architeften und Geometer von Gerftenbergk in Weimar, dar: 
geftellt vom Dr. jur. Bollert. Jena, 1856, bei Frommann. 


Gin intereffanter und belebrender Fälſchungs-Prozeß. Die Unterfuchung bat ſich mit der 
freftftellung der Falſchheit von 416 Stück yrößtentbeils unter dem Namen Schiller's gefertiater 
Autographen befhäftiat. Sie bat zugleib daraetban, daß die Zahl äbnliher Autograpben, welche 
feit einer Neibe von Jahren dur Täuſchung des Publilums verbreitet worden find, noch meit 
größer geweſen ift, fo daß es faft unglaublich erfcheint, wie leicht auf einem ſolchen, leider nicht 
ohne Talent betretenen, Wege ein großartiger Betrug fo lange und in ſolchem Umfange bat fort: 
gefeht werden können. Juridiſch intereffant ift befonders der Sacverftändigen: Beweis, welcher 
auf einem dreifachen Wege geführt worden ift: a. in Bezug auf die Vatprie der Schriftirüde 
(Rapier und Schrift), b. in Bezug auf den Charakter des Ausdruds, c. in Berug auf die Uefterbif. 
Außer dem auf diefen berfhiedenen Wegen geführten Beweiſe beſchäftigt ſich die Entſcheidung noch 
mit zahlreichen anderen Gründen ber Falſchheit. Das Verbrechen ſelbſt it als Betrug in Vertrags: 
Verbältniffen (die Autograpben find verfauft), nämlich durch Lieferung verfälfchter Waaren, nicht 
als Urkunden-Fälfhung aufgefaßit. 


3) Das Verfahren gegen Julius Campe. Ein Votum von Dr. 3. ©. Gal— 
lois, Advokat in Hamburg. Hamburg, 1856, bei Richter. 


Der Dr. Vehſe war der Verleumdung eines Deutfchen Prinzen durch MWeittbeilungen ın 
feiner „Sefchichte der Heinen Deutichen Höfe“ angeklagt. Der Herausgeber dieſes Werkes, But: 
bändler Gampe, geftand zu, dem Vehſe Die betreffenden Mittheilungen gemacht zu baben, und et 
bandelte fi) nun darum, durch fein Zeugniß die Perfon desjenigen zu ermitteln, von melden 
wieberum er felbft diefe Mittbeilungen erbalten babe. Die frage nun, in mie fern der als Theil: 
nebmer an der ftrafbaren Handlung felbit ſich darftcllende Campe als Zeuge zu behandeln, und 
deshalb mit den wegen einen foldhen, nicht aber gegen einen Theilnebmer an einem Nerbrecen, 
auläffigen Zwangsmitteln zu behandeln fei, bildet bauptfählid den Gegenftanb ber vorliegenden 
Schrift. Cie erörtert außerdem die Frage, in wie fern Campe felbit dann, menn er als Zeuge 
zu behandeln war, gezwungen werden fonnte, feinen Autor zu nennen, weil er diefem das Chren- 
wort gegeben haben wollte, ibn nicht zu nennen. 


Zur Piteratur des Kriminalrechts. 859 


4) Das Syſtem der Einzelhaft. Stimme eines Gefangenen über Zuchthäuſer. 
a Friedrich Schlatter. Zweite Auflage. Mannheim, 1856, 
bei Löffler. 


Der Verfaſſer diefer fehr intereflanten Echrift, ein früberer Seiftlicher, war in folge feiner 
Betheiligung an der in ber Badifchen Nevolution einberufenen National:Berfammlung, alfo wegen 
bolitifcher Verbrechen, zu mebrjäbriger Freiheiusſtrafe verurtheilt, und bat diegelbe zum größeren 
Theil — 5 Jahre 4 Monate —8B — in dem Zuchthauſe zu Bruchſal verbüßt. Seine Er— 
fahrungen und Beobachtungen, die er fo auf unmitlelbarem Wege in der Auwendung der Haft 
auf ſich ſelbſt gemacht bat, fo wie die Vorfcbläge binfichtlich der Behandlung der jreibeitsitrafen, 
insbefondere der fchweren in Zuchthäuſern, melde er bierauf gründet, bilden den Inbalt diefer 
Schrift, die fehon nad dem Standpunft des Verfaflers felbit nicht genug empfoblen werden fann, 
da fie, fo viel befannt, die erfte Stimme eines denfenden gebildeten Mannes in Deutfchland ift, 
welche fib aus dem Schooße der Etrafanftalt felbit, ans der Mitte der Gefangenen, rathend, 
warnend und berichtigend erhebt. Der Verfaſſer entwidelt die nanabaren Syſteme der Freibeits— 
ftrafen, beiläufig auch die Anwendung der ſchwerſten, nämlich der Juchtbausftrafe, auf politiiche 
Verbrechen, die Natur der Strafe überbanpt, den Zwed der Sudtbausftrafe als Etraf- umd 
als Beſſerungs-Anſtalt, und fpricht ſich mit voller Entſchiedenheit für das Syſtem vollſtändiger 
Einzelbaft aus, indem er befonders bierbei gewichtine, ans feiner unmittelbaren Erfabrung ae 
fhöpfte Beobachtungen über die Nachtbeile der gemeinſchaftlichen und die Norilige der Einzelbaft 
beibrinat, und die Bedenken, welde aus dem körperlichen und geiſtigen Einfluß der Einzelbaft 
gegen dieje erboben worden find, widerlegt. Endlich detaillirt der Werfafler, in ftetem Hinblick 
auf Diele Grundfähe, den Zuſtand der Strafanfialt zu Bruchfal, und knüpft bieran, fo wie überall, 
böchft beachtenswertbe Vorſchläge. Wir twiederbolen, daß die Echrift einer der werthvollſten Bei: 
träge zur Sefängnißfunde ift. ; 
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Beamtenqualität 


Beamte, — dur dur unrichtige Ent- 
werfung der Steuerrollen 260, 

Bedienen micht zufommenden Namens 339. 

Befriedetes Befigtbum 253, 

Begleitende Umftände Begriff und Beband» 
lung berjelben bei der frrageitellung 82 f. 

Begünftinung um ben er der Strafe 
u entziehen 387. — vorher werabredete den 
—* —— Fer * —— der 

nſtigun ei aflojem » Diebftabl unter 

Eheleuten GO1. 


Beifiger des Schmwurgerihtd im ber Mbein 
prodin; 
Belehrung des Richters über das Mectömittel 


1 
Beleidigung. Vollendung ſchriftlicher, durch 
Briefe — Mehrerer durch diefelbe Hand» 
lung 838. — fremder Staatdoberhäupter BIB. 
ne jugendlicher —* in den 
Begriff der Fabrit 
era ee vorläufige, von Drudicriften 
en Beleidigung fremder Megenten ohne Straf. 
—* und Nachweis der Gegenfeitigfeit 813 f. 
Berhluf über die Eröffnung der —— 
durch den Unterfuchungs + Richter allein 
Befig beim Diebftahl bI 2 f. 
Belebung 269. f. — von Bollbeamten 
686, — Teilnahme an der aktiven Beftechung 
485. — Ürageftellung 366, 


Beſchwerde an das Obertribumal über die jjaf- 
fung des Anklagebeſchluſſes refp, der Auflage 
formel 372, 

Betrug, durh Ausgaben falſchen Geldes 248. 
— durch fälfchlihed Anpreifen von Waaren 
257, — buch betrüglih erwedte MWohlthätig- 
keit 572. — dolus causamı dans bei Ver- 
teägen als friminalvechtliher Betrug ZU — 
Verfuh ded qualifizirten ZO2 — durch Betrug 
erlangte Gewahrfam beim Diebftahl 774 — 
gegen ausländiſche Verfiherungs + Geſellſchaften 
durch Täuſchung ihrer biefigen Agenten BIL 

Bemweidaufnabme vor dem Schwurgericht beim 
Geftändnif des — wenn mildernde 
Umftände in Iran ftehen 331 — in con- 
tumaciam in II Inſtan er Verleſung erſt 
in der Audienz producitter Urkunden 543, 

Beweis recht im Schwurgerichts + —8 
406, 499. 


Bienenftöde auf dem Stande, Entwentung von 
Honig daraus 
Binamie, Beweis der Kenntniß über die Auf 
löfung der früheren Ehe 837. 
Blanquett, unbefugte Ausfüllung ald Urkunden 
fälfhung 845 f. 
Bodenerzeugnifie, geerndtete, Begriff R 
Brandftiftung am der eignen —— er u. 
fti duch einen Dritten 267, 
beftand bei Sachen, die — 7 * 
—— mitzutheilen 268, 
beſtand im Falle des ee Mr. 2 
Frageitellung 498. 539. 
Brandfhaben, EEE ug 


E. 
ee en gegen —5* 
vor 
—— — 


Cigarren, Vergiftung durch diefelben 460. 


D. 
Deklaration von inländiſchen durch dad Yu 
land in das Inland verſendeten Gegenſtänden 687. 


Mitnahme anvertrauter e bei der Ent · 
weichung 289 f. — durch Beraubung der Beiden 
in den Gräbern 561 — unter Eheleuten, Bo 
günftigung dieſes Diebftahls 691. — am Soden, 
die ein Blödfinniger oder ein Kind am oder bei 
ſich führt 769. — durch Betrug erlangte Ge 
wabrfam 770. 774. — ſchwerer dur MAbichaei- 
den u. f. w. der Befeftigungs, ober Bermab- 
rung8mittel 345. — - Begriff 47 f. 
— Rüdfall 6%, — Trageftellung ne oe. 28. 
365, 562 a Einbruch und Ein 
fteigen &4L. 810, 

Diffimulation von Geifteöfranfheiten ID f. 

Dollmetfher, Förmlichkeiten bei deren Sue 

222. wu 


bung 
Dolus bei der Un lagung 58 f. 161, 
— ſchwerer Sörpersurlaiung 508. 096. 609. — 


Sach » Regifter. 


Seblerei 572, — PVeraiftung 697 ML — 
Betrug 700. 

Druder, Name und Mohnort auf nachgedruckten 
Schriften 380. 

Drudidriften dilietum permanens durd die- 
felben 47. 


Ehebruch, Quläffigfeit des Verzichts wur bis zum 
erften Urtel in der Unterfuhung 391 — Tbei- 
lung des Strafverzichtö im Beziehung auf den 
Ehegatten und den Mitihuldigen 563. 

Ehefrau, Heblerei durch Verbrauch in der ge— 
meinfhaftlihen Wirtbihaft 257, — Verfolgung 
wegen Nichtbeſchaffung des Unterfommens 3OL. 

Ehegatten, Ehrverlegungen unter denfelben in 
fiebender Ehe 393, 691. — Diebftahl unter 
denfelben, Begünftigung 691, 

Ehrverlehungen tmter Ehegatten 393691. — 
Vollendung fhriftlicher dur Briefe 393. 

Ehrenrehte, Berbältniß der Unterſagung und 
des Verluſtes zu einander 6, 

Eid, Eidesformel, Uebereinftimmung derfelben 
mit dem religiöfen Belenntnif des Schwörenden 
zum Ihatbeftante des Meineides 317 f. 

Einbruch, Beariff 347. — Frrageftellunga S4l. 

Einfperrung ind Arbeitshaus bei Verbrechern 
unter 16 Jahren 241, 

Einfprud genen Strafmandate 610. 

Einfteiaen 542, — frreageftellung 541, 810. 

Euiniehuns gepfändeter oder mit Beſchlag he 
legter Sachen durch freimillige Müdgabe an den 
Eigentbümer 265. — aus der im öffentlichen 

ntereffe erfolgten Pfändung 265. — aus ber 

rivatpfändung 264, B50, — auf dem MReten: 
tionsrecht de8 Vermietberd 849. — Anmendbar- 
feit des F. 272. auf bewegliche Pertinenzien 
von Grundftüden 266. — Entziehung von der 
Militairpflibt durb Auswanderung vor dem 
17ten Jahre 

Ermäßigung der über 20 Sabre erfannten ver 
fhiedenen Strafen, Verfahren 242. 

Eröffnungsbefhluß des Gerihtd, Wirkung 
der darin enthaltenen rechtlichen Qualififation 
der That 378. 


Erpreffung, Ibatbeftand der Wollendung einer . 


dur Briefe verübten 572, — durd Androhung 
von Mord AIL — frageftellung BILL 
Erfhmerende Umftände, Beariff und Behand» 
fung bei der frageftellung 82 f. 372 — Feft- 
ftellung bei den mit Todesſtrafe bedrohten Ver⸗ 
brechen 217, 
"7 


Fabrik, Begriff im Sinne des Geſetzes megen 
Belhäftigung jugendlicher Arbeiter 225. 

frabrläffigkeit, Mothmendigfeit der Stellung 
eventueller {Fragen wegen derfelben 206. — Fahr ⸗ 
läffige Tötung, rrageftellung 486 f. 

frageftellung überhaupt 11 f. 485 f. — Ber 
bandlung der erfchwerenden Umftände bei derfelben 
82 f. — einfabe und zufammengefehte 
ragen 86, — Zuſatzſfragen über erfchmerende 
Umftänte 93, — Hanptfrage, im Gegenfa der 
begleitenden Umftände, Be # 82 f. — Stellung 
nachträglider fragen nad abgegebenem Verdikt 
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206. 667. — inäbefondere megen milbernder 
Umftände 208. — eventuelle wegen ſtrafrechtlich 
veränderten Gefihtäpunfts 207. 667. 672 — 
eventuelle wegen Habrläffinfeit 206. — Rechts- 
fragen in der jrage 323. 500. — Wuflöfung 
derfelben 54L — WVollitändigfeit des ganzen 
Ihatbeftanded in der frage befonders der Ver- 
übung des Hauptverbrechens bei Theilnehmern 
366. — Alternativen 208. 536. — Verneinung 
der in der Frage enthaltenen fpeziellen That 
fahen mit Bejabung der Shuldfrage 485 f. — 
Aufnabme ven Sperialitäten in die Frage 485 f. 
237. — Beſchränkung des Urtbeild der 
Geſchworenen auf diefe Spezialitäten 485 f. — 
wefentlihe Merkmale der ftrafbaren Handlung 
im Sinne der Frageftellung 480 f, — Verdoll- 
metfhung der Fragen 533. — Frage darüber, 
ob ein Verbrechen im Auslande mit Strafe be 
droht fei 538° — befondere Frage über die Zu- 
rechnungsfaͤhigkeit des Hauptthäters auf Antrag 
des mitangeklagten Theilnebmers 807, — Feſt- 
ftellung befonderer Erforderniffe det Thatbeſtandes 
aufer dem Verdift BIO. 

Frageſtellung über Alternativen 208. 536, — 
Anftiftung 386 f. — Beltehung 366. — Ban- 
ferutt 660. — Brandftiftung 498. 538. 539. — 
Diebftahl 218. 365, 542. — Diebftahl in ber 
wohntem Haufe 216, — Diebftabl an Feld» 
frücten 365. — Diebitahl aus Gräbern 562. — 
Einbruch und Einfteigen 541. 810, — Erprefiung 
811, — fahrläffige Tödtung 46 f. — fahr- 
läffiger Meineid 473. —:- Gewinn 211 — 
Körperverlegung 371. 568. 668. 673. 839, — 
Meineid 215. 323. 365. 473, 54L — Meuterei 
365. 555. — Mord B2Ff. 25. 217 371 5837 
669. — Münzverbreben 368 f. 540. — Tõodtung 
48 f. 494 f. — Tbeilnabme 209. 214. 366. 
568, — Unterfhlagung, amtliche mit Bücher ⸗ 
fälfhung 216. — Urfundenfälfhung 211, 213, 
500f, — Unzühtige Handlungen mit Gewalt 
208. 809. 810. — Vergiftung — Verfuh 
365. 368 f. 371 — verſuchte Verleitung zum 
Meineide 214 — Weielfälihung 500 f. — 
Wucer 500. 

Fracht- und fombinirte Perſonen - Beförderung 
dur Mrivate 370. ° 

Freiſprechung, Erforderniß ausdrücklichen Aus. 
ſpruches von dem zur Anklage geftellten Ber- - 
brechen im falle der Beſtrafung wegen eines 
andren 

Früchte, geerndtete, Beariff 253. — überhän- 
gende, Uneignung derfelben 383. 

— —— 53. 55. 57 158. — — 

Fungible Sachen, Unterſchlagung 
258. 396. 


®. 

Gebraub zum Smede der Täufhung bei ber 
Urkundenfälfhung 212, 213, 

Gefangene, Gelbfibefreiung, Meuterei 289 f. 
555. — Diebftahl durh Mitnahme anvertrauter 
Sachen bei der Entweichung 289 f. — Berübung von 
Verbrechen überhaupt bei der Selbftbefreiung 296 

Gefängnifftrafe, ge | ded Antritts 
gegen den Verbafteten, der in II. Inſtanz nicht 
perfönlih anmefend war 816. 

56 * 


et. 


r. 


3 
* 
* 
nn 





Geheimmittel, mebicinifhe, öffentliche Aukin- 
digung derjelben | 

Geiftlide, Tragen der Amtölleidung durd im 
Disciplinarwege emeritirte 

Geld, Unterfhlagung 255 

Beneralfragen ber Zeugen, Meineid in Be 
ziehung auf diefelben 474 f. 

Gerihtähof mündliche Verhandlung in fortge ⸗ 
ſehten Audienzen ohne Identität der Richter 

— — — veiftändige Abfa ſſung id 
Drotofolles durch ibn ! Zutritt bei d 
Berathung des Oerihtähefes 5: j 

Geftändnif, Swangsmittel zur Bewirfung deie 
jelben Bf. — Feſtſtellung des Thatbejtandet 
durch daſſelbe — Ausdehnung beifel- 

ben auf alle weſentlichen Merkmale des Ber ⸗ 


—— — insbeſondere des Verſuchs und 
ewinnſüchtigen Abſicht L — Pro⸗ 
— irung im Schwurgericht 4 — dr 


ziehung ‚der Geſchworenen wegen ſtreitiger mil- 
deruder Umftände — Ausſchließung der 
Geſchworenen wegen des Geſtäudniſſes 
— Erklaͤrung des Vertheidigers über 
die Sulänglichfeit 
O eſch w orne, Ueberlofung der ganzen Shuld- 
‚frage an fie — Einitimmigfeit oder Majo- 
rität 18 F. — Aneielap beim Gejtändnif 
— Zuziehung beim Geſtaͤndniß 
wegen freitiger mildernder Umstände — 
vollſtändiger Aufruf ber nicht beurlaubten bei 
der Looſung — Nichtübereinſtimmung der 
— * Liſte mit den wirklich bernftnen 
| — Mitwirtung abarlehnter Bejchwerenen 
und Gejtattung ihrer Mitwirfung durch Die 
Martheien — Verhaltuiß zum Schwurge- 
tichtähofe und Rechte des letzteren zur Beſchrän 
fung des Urtels in der Frageſtelluug Wef. — 
Art der Abſtimmung — beionders 
über Alternativen, — Verbefferung bes 
mangelhaften Soruchs ver deſſen Verkündigung 
— auf Autrag des Angeklagten — 
Verkehr mit Zeugen in der Pauſe — ſ. im 
Uebrigen Frageſtellung. 
Bewalt, Vegtiff derfelben beim Einbrub 347 f. 
Gemabriam bei Diebitahl ZIO f. 
Gewerbe, Anmeldung fteuerpflichtiger, Charalter 
bes erlaubten 
GBemerbtreibende, fubfitinire Haftung für die 
Steuerftrafen des Geſindes bei eignet Vetheiligung 
an der Kontravention 3 
Gewerbe» Koutravention, Kompetenz 
Gewinn, ftrafcehtlider Begriff — bei ber 
Urlundenfalſchung 
Gemwinnfucht, Erforderniß bei offentlichen Aus— 
ſpitlungen 
Bennhnbeitemäßigteit beim Wucher, Begriff 


Gift, Be riff f. 
— Stoffe, melde die Geſundheit zu serftören 
geeignet find 
Gräber, Veraubung der Leichen in denfelben | 


Haunptfrage, im a der begleitenden Um · 


Hände, Begriff Bf. 
Hauptverfahren ver dem Schwurgericht 2 f. 


— | | ⏑⏑ 


Sach⸗Regiſter 


Haufiren, durch Sammlung von Subferiptionen 
— Uebericheeitung des Bezitks für welchen 

ber Gewerbeſchein ertheilt · iſt 

ann na, durch Korftbeamte auferhalb ihtes 

evie 

Hehlerei, durch Ehefrauen mittelſt Verbrauchs 
in gemeinſamer Wirthſchaft — durch An 
auf eined vom Grunbeſiger auf eignem Grunde 
gefangenen Wildes — 
ſpegielle Kenntniß dei verübten Verbtechens 

Hochverrath 64f. — vorbereitende 


Honig, Entwendung aus Bienenſtöcken auf dem 
Stande | 


Jagd, Begriff in Beziehuug auf nicht jagdbare 
wilde Thiere f. 
— als Urkunde im Sinne dB |. 


——— durch Tedtung des Wildes zur 
Verhütung von Wildſchäden — durch 
Jagd auf nicht jagdbare wilde Ypiere 3  f. 

Je Jagd auf Diefelben auf fremden Mebier 


Injucienfaden, Verlefun genausfagen 
Inſtanz in ber a als neue Beneid+ 
aufnabıne 2 
Ininffizieny beim Tbatbeftande des einfachen 
Banferuti# ff. 
Jugendliche Verbrecher, Strafverfahren und 
Strafgerichtöbarleit über fie 25 f. 


K. 


Kaninden, Jagd anf dieſelben auf freimdem 
Fagbdrevier h 

Kaufe und Cieferumgänefhäfte in kaufinanniſchem 
Verkehr. Stempel 

Kantiom fir Zeitſchriften, Wirkung der Küntt- 
gung dee von einem Dritten beit 

Ronfistation von Waaren, mit denen unfon 

5 zefftonirter Handel hin — 
onlurrenz, veale, Verp 
aus dem Geſetz vom Mar 1083 € 84 — 
idenle, dur Beleidigung Mehrerer 

Kompetenz, bes Richter, Müge ber ufompe- 


teng ZU — bei Gewerbe · Kontraventionen 
Kemplott 
Konnerität, jelbititändige Entf des Ge 


richtehoſes über dieſelhe gegen dem Widerſpruch 

des Staatdanmwalts | 
KRontumazial-Verfabren und Urtel Z56 f. 
— Rechtsmittel dagegen Zi4 f. — in England 
—_ iu 


) Sagen | 
Kontumaj.- Beweis in I. pe durch Berlefen 
von Urkunden, welde erft im der Audienz beir 
gebracht find 


Körperperlefung — dolus ‚ 636, 

— beb 5 1 63 Yattgehaltem Rem 
anwendung des chabtem 

plott — Strafbarlkeit Ver ag die in turba 


aemifhandelt haben, aber -hne ihre Schuld Fr 
eingezogen fin 2 — Frageſtellung 


Digitized by Google 





——— 


Sad - Regifter. 


Koften, in ber Uppellationd ⸗Inſtanz — 
Begriff und Umfana der Unterfuhbung® + Koften 
nad Rheiniſchem Verfahren 681 

Krähen, Jagd auf dieſelben auf fremdem Jagd ⸗ 
rebier 505 

Kreuzbandſendungen 550, Bi, 

Kreuzverhör ä f 

Ruppelei, obue = Nachweis der Verübung der 
Unzucht 250. — zur Unzucht im Auslande I), 


v. 


Leipziger Banknoten, Fälſchung derſelben im 
Auslande als Münzverbrechen gegen Preußen 835. 

Legaliſation ter Nichtigkeitsbeſchwerde durch 
Referendarien >46. 

Lifte der Gefchmornen, Nichtübereinſtimmung der 
7 un mit den einberufenen Geſchwornen 
66 


Maafe, richtige; auf denen ober zugleich uncich- 
tige mit anargeben find 272, 

Maifhteuer-Rontravention, mehrere gleich» 
geitige durch eine Einmaiſchung refp. zu ver 
fbiedenen Zeiten durch mehrere Einmaiſchungen 
237, — Konkurrenz mebrerer Thäter, Toliderifche 
Haftung 237, 

Mania as 304 f. — transitoria 303, 

Marder, Jagd auf biefelben auf fremdem Jagd— 
revier 505, 

Mebrliauidation, unzuläſſige bei verfichertem 
Brandihaden 820, 

Meineid, wiederholter durch mehrfahe Zeugen 
vernebmung in derfelben Sade 248, — Erfer- 
derniß der Uebereinftimmung der Eideäformel 
mit dem religiöfen Belenntnif des Schwörenden 
317 f. — Strafgrund 320. 48L — der Jeu- 
gen 471 — durd falſche Beantwortung der 
Generalfragen 474, — Mängel prozeffwalifcher 
Hörmlichkeit bei der Abnahme, Friſt 6 — 
verfuchte Verleitung 214 f. — fabrläffiger 473, 
— Trageftellung deshalb 473, 54L — fahr 
läffiger des Zeugen durch Verſchweigen 365. — 
Frageſtellung — 365, — Frageſtellung im 
Uebrigen 215. 32% 

——— im Sinne des 21T Nr. 4 


Merkmale, weſentliche der ſtrafbaren Handlung 
im Sinne der Frrageftellung 489 f. 

Meuterei, Anftiftung dazu. 246. — Verſuch 
durch verſuchten gemaltfamen Ausbruch 555. — 
Frageftellung 365. 555, 

Mildernde darin Feftitellung im Schwur; 
gerichts ⸗ Verfahren 18. — beim Geſtändniß S3L 
532, — SBeitpunft der Geltendmahung beim 
Geftändnig vor dem Schmwurgeriht 532. 666. 


Militairpflictige, Gerihtäftand in Beziehung 


auf die vor dem Eintritt in den Dienftitand 
begangenen ftrafbaren Handlungen 55l. — Ent. 
ziehung von der Militairpflicht durh Ausmwan- 
derumg vor dem 17ten “jahre 558, 

Mord, Beariff 82 f. 95, — erfchmerende Um⸗ 
ftände bei demfelben 217, — TIhatbeftand in 
—— — 538, — Rechts⸗ 
älle f. 8ll. ageftellung 82 f. 
95. 217. 371, 537. 008, : 
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Mündliche Berbaudlung in fortaefekten Ter- 
minen ohne Identität der Richter 

Münzverbredben, durch Ausgeben falſchen 
Geldes — durch Ausgeben falſchen an 
ſich gebrachten Geldes — Pflicht zur An- 
zeige in dieſem Falle BL — gegen Preußen 
durch Nachmachung im Auslande von Veingmer 
Banfneten 335, — Frageſtellung 368. 540. 


N. 


Nahbdrud, auslandifher Schriften, Mame und 
Mohnert des imländiihen Druckers und Ver 
legers auf denselben 380, — von im Audlande 
gefertigten Werfen biefiger Verleger GR. 

Name, 3 eined nicht zukommenden 

Nichtigkeitsbeſchwerde 689 700. — 
benelieium commune derfelben 72 f. — Ber- 
fabren bei protofollarischer Einleaung 222, 354. 
Mitwirkung des Richters dabei überhaupt 354 f. 
— Legalifation durch Neferendarien >46. — 
durch Auskultatoren, die Vertbeidiger find 315. 

D. 

Offiziere, perfönlihe Vernebmung derjelben ala 
Zeugen in der Audienz 223, 

Ortspolizeibebörde, Kompetenz bei Gewerbe 
Kontraventienen 824. 

P. 

Perſonen- und kombinirte 
durch Private 370 

Pertinenzien, bewegliche von Grundſtücken, 
Entziehung aus der Pfändung 266, 

Pfändung, Beihlagnabme, Entziehung aus der 
felben durch freiwillige Rüdaabe an den Eigen- 
thümer 265. — menn die Dfändung in öffent 
lichem Intereſſe erfolat it 265. — Weqnahme 
aus der Privatpfändung 24. Ni0, 

Pfandſchein, Veräußerung deffelben als Lmnier- 
ſchlagung der verpfändeten Sache 3, 

Polizeibebörde, Befugniß die ſubſidiariſche 
Haftung bei Polizeiübertretungen feitzufehen 638, 

Portofontravention durch VBeipadung von 
Gegenitänden, melde ein höbered Porto entrich- 
ten 233. — bei Kreuzbandiendungen 550. 830. 

Dojtillone ald Beamte S5L. 

Privatwege im Sinne der Feldpolizeiordnung 
i Nr.2. 6. 234. 

Drotofoll über die Schwurgerichts ⸗Verhandlung, 
vollftändigefführung durch den@erichtäfchreiber 532. 

Dublifation von Kreis, oder lofalpolizeilichen 
Verordnungen 224, — dei Urteld, Begriff 
DL — Tag der Publikation des Appellationd- 
Urtelö gegen den verbafteten nicht anweſend ge · 
mejenen Ungeflagten 816, 


Rechtsfragen in der Frageſtellung 2 
N He dfraft im Kriminalprozeß, Wirkungen 
374. " 


Freachtbeförderung 


Rechtsmittel im Straſprozeß 603 f. Zi — 
im englifhen Prozeß 4 BEL — im franzö⸗ 
ſiſchen 607. — Preußen 610 f. — Belehrung 
des Richters 34 f. 

Referendarien, Legaliſation der Nichtigkeits« 
beſchwerde durch ſie 


ar an Ari 





# 
3 
as; 
3 
H 
1 j 9 
rest 
SPA Sch 
2 - 
2 9 
—W 4 
N “ 
f 3 
er Ei > 
ZH er — 
Aare 1. El 
ee Str 
3 al = A 
LS 4 
er TE 
a Se 
ARESAEh: 197 
— * 
RE FR =“ In 
s RE 4 * 
A ae 


—— 
— 


je ; | 
Au}, 
1 Ar €: 
8* Tas — 





* 
4 42 ya 
Kr 
* J 
* u | 
n 1r,, 
v.: Kin 
32 — 
—— 075 
* 3 a 
* ) 
4 4 
* 
7 
Er 
F 
tr en 
. (4 8 
a | 
* — 





— EEE EL — 


— — — 


870 Sach Regiſter. 


Reformatio in pejus im Kriminal-Prozeß 
69 f. 545. K7R — Unmendung der Rechtöregel 
beim Vorbehalt anderweiter Verfolgung 374 f. 

Regierungen, Wublifation von Kreid« oder 
Iofalpolizeilihen Verordnungen 

Refurs 10 

Res judicata 374. 547. 

Reftitution 612. 617. 705. — Wirkung auf 
die Strafbefugniffe des Richters ZE. — wegen 
Meineides andländiiher Zeugen 376, — Ter- 
mind» oder Friſtverſaumung GlO. 

Refüme des Vorfikenden im Schwurprozeffe, per ⸗ 
fünlihe Meinungsäußerung 33 — Belehrung 
nah dem Reſüme bei Uebergabe der fragen 533. 

Netentiomärecht, Entziebung and demfelben 849, 
— quoad inveeta et illata Notbwendigfeit 
— Vermittelung 849, — Entjziehung 
aus = durch Mrivatpfindung entftandenen 


Rüdfall, der Diebftabls im halle der 6. 38 

- ©. 6W. — buch frühere Urtheile in Cändern, 
bie fpäter erft zu Preußen gefommen find 332 
— Erfordernik und Prüfung der Borentfcei- 
dungen 833, 


2. 


Sachen, im Sinne des $. 272 bes Strafgefeh- 
budes 328 f, : 

Sachverſtändige, in BVerniftungsfällen 730 f. 
— Fragen an diefelben ZER. 

Shied3männifhe Sühne, Nachbolung der- 
felben in II. Inftanz 240 — Ertrabirung und 
Wahrnehmung dur den minorennen Kläger 
felbft 384. 

Schlägerei ſ. Körperverlekung in turba. 

Schwurgerihte, Einrichtung derfelben, Haupt ⸗ 
verfahren 3 f. — Vorfißender 4f. — Kreuz 
verbör 5 — Statiſtik der Preußiſchen Ehmwur- 
gerichte pro 1854 ©. 17u. pro 1855 ©. 706. 
Kritik darüber ZI8 f. — Verfahren bei der Aus 
foofung, Aufruf nicht beurlaubter Geſchworenen 
203, — Mitwirfung abaelehnter Geſchworenen 
und Gejtattung ihrer Mitwirtung durch die 
Partheien 205. — Beſetzung des Schwurgerichts 
in der Mheinproving 364 — Verbältmifi des 
Gerichts zu den Geſchworenen bei der frage: 
ftellung 485 f. — Konkurrenz bes Gerichtäbofes 
bei der Frage über die Vereidung von Zeugen 
532 — Zutritt anderer Perſonen bei der Ber 
ratbung nab Art. 8 S. 35 — Midt 
übereinftimmung der mitgeteilten Liſte der Gr» 
fhworenen mit den wirklich berufenen — 
nachträglibe Geltendmahung mildernder Um ⸗ 
ftände vor dem Schwurgeriht BER — KFeſt-⸗ 
ftellung beionderer Umstände des Thatbeftandek 
außer dem Berdift 310. — f. aud frage 
ftellung, Geſchworene, Vorfigender, 

Schwurgerichts Prozeß, Kontumazial» Ber , 
fahren im demfelben Z56 f. — Verhaftung des 
Angelagten in demfelben 758, 

Sektion der Ceihe in Veraiftungäfällen 728, 

Simulation ald Urkundenfälfhung 528. 

Subffriptionseinladungen, Beobachtung ber 
Formlichkeiten des Prefigefeges bei ibnen 546 

Subftriptiongfammlungen, Anwendung bes 
Hanfirgefeies auf fie 234. 


Subfidiär- Haftung für die Steuerftrafen des 
Gefindes bei eigner Theilnahme an der Kontra 
vention 238, 

Staatdanmwalt, Stellung in der Voruntet ⸗ 
fuhung 121 f. — —— des_Gerichtähofed 
in Beziehung auf Bewelsanträge des Staats. 
anwalts in der Vorunterfuhung 193, — Ein 
wirkung auf die Beweisaufnahme in der Vor 
unterfubung 195. — fuceeffive Vereinigung des 
Amts ded Staatsanwalt? und des Vertbeidigert 
in derſelben Sadıe 219. — Stellung in Bezug 
auf das Weftitutionäverfahren 3ZE — Ent- 
ſcheidung des Gericht? über die Kommerität gegen 
den Widerſpruch des Staatdanmwalts . — 
—— der Verjährung det Strafanttags 
durch fein Einfchreiten 388, 

Staatdverträge über die Auslieferung bon 
Verbrehern, Ausdehnung der Unterfuchung über 
die in der Außlieferungsrequifition bezeichneten 
Verbreben ZIL 

Stadtverordneten-Berfammluna, ala po- 
litiſche Körperfhaft 834 

Statiftif der Preußiſchen Schwurgerichte pro 
1854 S. 170. — pro 1855 €. ZU — 
Kritif darüber 77R. 

Stempel, ermäfigter für Kauf» und Lieferungds 
gefhäfte im faufmännifchen Verkehr 322, 

Stempelpflihtiafeit der Vollmachten in Unter 
fuhungen 227. — Zeitpunft der Stempelpflid- 
tigkeit trafficter Wechfel an eigene Ordre 228, 
— traſſirter Wechſel überhaupt R2L — ven 
Verträgen, menn ein Theil Analpbabet it 230. 
— zjmeifeitiger Verträge in zwei nur von je einem 
der Kontrahenten unterjchriebenen Exemplaren RO. 

Stempelftrafe, Höbe bei trodnen Wecheln 230, 

Steuerfontravention, Berjäbrung U, — 
fubfidiäre Haftung für die Strafe dei Geſindes 
bei eigner Theilnabme an der Kontravention 238, 
— Kontraventionen, welche Uebertretungen find, 
Anwendung der Grundfähe der Theilmahme dar- 
auf 553 

Steuerrollen, unrichtige Entwerfung durch die 
Beamten als Urkundenfälfhung 260. 

Strafantrag, Unterbrechung der äbrung 
durch Einfchreiten de3 Staatäanwalts : 

Strafbefugnif des Richters nad Vernichtung 
feines Erfenntniffe® 75. — nad erkannter Re 
ftitution 7Z&. — 

Strafgefek, Beariff 827 820 — Audlegung 
43 


—— aa L Inſtanz, Einrichtung derſelben 


Strafprogeß, allgemeine Kritik beffelben 189 f. 
— Unterfuhungsmagime 

Strafverzihbt beim Ehebruch mur bid zum 
L Urtel Kar — Theilung deffelben 563, 


Suffizienz, Einwand berfelben beim einfachen 


Banterutt TOR f. 
T. 
Taufſcheine als Urkunden im Sinne des $. 255. 
Ne. L ©. 26L 
Tenor des Uttels, Qualifizirung ber ſttafbaten 
Handlung in demfelben 223. 


TIhatbeftand, Feſtſtellung in der Borunterfuchur Y 
befonder® beim Geftändniffe 194. — bei objel 


Sad + Regifter. 871 


tiven 205. — der Vergiftung 577. 592, 727. 
— — — Gift und Tod 


Thatfrage in der Appellationsinſtanz 31 f. 

Theilnahme, an Umtöverbredhen 269, 466 f, — 
an dem Umtöverbrechen der Gefangnenbefreiung 
inäbefondre 209, — an ſchwerer Körperver- 
legung 568, — an der Theilnahme eined An- 
dren 465 f. — am der aftiven Berge "ra 7 
— an Diebftäblen unter Ehegatten 
ftrafbare im Inlande an im Auslande begangnen 
dort ftrafloieu Verbreben 835. — dur Unitif- 
tung 215. 246. 267, 366. 368. 679. — Un» 
wendbarfeit der Grundjäge über Tbeilnabıne auf 
Uebertretungen, befonders in Steuerfahen 55:5 
— Frageitellung 20). 214. 366, 568. 

Titel, ausländiſche, unbefugtes Bedienen der— 
jelben 247. 

Todesjtrafe, Feſtſtellung der erichwerenden Lm- 
ftände bei den damit bedrohten Verbrechen 217, 

Todtihlag, Verhältnih zum Morde 83, 

Tödtung, Thatbeſtand 565. — Anwendung des 
Grundjages im 6. 185. des Str. Gef. Buche 
auf Tödtung aus culpa dolo deterininata im 
[. 1941. ©. 094 — —** in turba, Nict- 
anmendung des $. 195. beim Komplott 695. — 
sabrläffige, Drageftellung 486 f. 


Ueberlegung, als erfchwerender Umſtand beim 
Morde BL f. 

Ueberſchwemmung, fabrläffig bewirkte 398 

Uebertretungen, Berechnung der —— 
friſt gegen den Nichtanweſenden . — Anwen: 
dung Br Grundfäge der Theilmahme auf fie 553. 

Unfug in — — welche dem Publitum 
geöffnet find 270, 

Unterbrehung der Verjährung durch adminijtra- 
tived Siuhahten 336 f. — de Strafantrags 
duch Einfchreiten des Staatsanwalt 

Unterdrüdung von Urkunden, Verfuh 702 

Unterfommen, verfäumte Beihaffung durch Ehe— 
frauen 39], 

eg — der Lehre 2M f. — 

60 7 — Verhältnif zum Diebitabl 
a1 —* ZZlf. — Gewahrſam 771 f. — nad 
emeinem D a Ve Rede 53, 133f. — Fund— 

—* 53, 55, 57. 158 773. — fungibler 
Sadıen 55. 50. 155. 255. 396. — durch Der. 


pfändung 58. — dolus 58. 154. 161, befon-- 


derd Abſicht des Erfaged 155. — Vollendung 
59, 161 — nad den neueren Deutſchen Gefep- 
büchern 60 f. — amtliche mit Fälſchung der Bü- 
der 216, — durch — über einen ge 
fundenen Dfandihein 256, — zum Nachtheil 
des Eigenthümerd u. f. w. 154. 157. — im 
Rommitkionähandel 155. — burd Mitnahme 
anvertrauter Sachen bei der Entweichung des 
Gefangenen 2839 f. — der Sade ſelbſt durch 
Veräußerung des Pfandſcheins 394. — von Sa- 
den, die zu unerlaubtem Zweck gegeben find 570, 
Unterftügungsfaffen, Errichtung folder, die 
nicht für dad Publikum beftimmt ind 853 f. 
Unterfubungsmarime im Strafprogeh 130. 
Unterfuhungsrichter in der Vorunterſuchung 
190, — Verhalten in — ung auf die Be- 
weiſe 196, — DVerhör des Angeſchuldigten 197. 


Zulaffung des —— — Vollziehung 
des —8 über ffnung der VBorunter- 
ſuchung durd ihm allein 44. — Verhalten in 
Vergiftungsfällen 721 f. — ragen an die Sad 
u dabei ZN, 


Untreue 163, 
Unzücbtige Handlungen mit Perjonen unter 


14 Tabren en — mit Gewalt, Frageſtellung 
2U8- 809. 8 


Urfunden, — Zeugniſſe der Kreibbe ⸗ 


hörden als ſolche 


Urkundenfälſchung, Begriff und Umfang 527. 


— Begriff des Geminnes ZIL — Gebraud zum 
Zweck der Täufbung 212, — im Falle dei 
\.249, &.21 — Vollendung 212, 213, — 
Begriff der Urkunde 258, 397. 398. — untid- 
tige Entwerfung der Steuerrollen durb die Be— 
amten als Urfundenfälihung 260. — von Jagt- 
icheinen 261, — nicht acceptirter, nicht girirter 
Wechſel an eigne Dxdre 397, — nidtiger Ur- 
funden 398, — Beziehung der älibung auf 
dad Mechtsverhältnig, für deſſen Verweis die 
Schriftform erbeblib it 524 #. — Simulation 
als Urkundenfälibung 528. — durch ger m 
Ausfüllung von Wecielformularen mit dem 
cept eined Undern —— — Frageſtellung 
213, 397, 398, 500 


Veränderung des Thatbeftandes im Sinne des 


Art. 30, des Gefepes v. 3, Mai 1852, ©. 395, 


Verdikt der Geihworenen, Mängel überhaupt 


485 f. — Einftimmigfeit oder Mebrbeit 18. — 
Verkündigung deſſelben, Verleſung der — 
dabei — Verbeſſerung deſſelben * 
Geſchworenen vor der Verkündigun 

Verbeſſerung auf Antrag des 4* 
— Abſtimmung der Geſchworenen 534, 541. — 
Verneinung der fpeziellen Thatjachen in der Frage 
mit Bejabung der Schuldfrage 485 f. 


Bean [eeTa ung der Fragen an die Geſchwo⸗ 
233, 


tenen 


Verfahren wegen Ermäßigung der über 20 reip. 


10 Jahre erkannten verſchiedenen Strafen 242, 


Verjährung der Steuerkontraventionen 236. — 


Unterbrehung durch adminiitratives Strafverfah- 
ven ZIG f. — des Strafantrags, Unterbrechun 
bei den im Eivilprozeß verfolgten Vergehen * 
Einſchreiten des Staatsanwalts 338, 


— tung, geſchichtliche Darſtellung der Lehre 


f. — neuere Geſetzgebungen 4M. — Preu- 
Bilde 445, — Thatbeſtand nad diefer SAL — 

tiff des Giftes 447. 449. 578, 587, 751, 
7 Vergiftung dur Eigarren 460, — Art 
der Beibringung des Giftes in ihrem Einfluß auf 
den Thatbeitand 577 f. — beimlide Beibringung 
als Erforderniß 580, — lebensgefährliche Duan- 
tität 58L 841, — Umftände und Zeit der Bei 
bringung 583 — Einfluf der Mifhung mit an⸗ 
deren Stoffen 586. 589. — Verfuh der Der 
giftung 589, — Einfluß der ———— über 
die Natur der * auf ——2 des Ihats 


A ee Ba 
andlung der Vorun i 
Bezug auf Geftelung b.8 Feumtefidung t 
— Sektion - — 728 — chemiſche ed 
fuhung 728. 730 f. — Üragen an die Sage 





872 


verſtãndigen — Prüfun —— des That⸗ 
beſtandes durch den ae ). — Sau 
falzuiammenbang zwifchen Gift und Tod 

Verkündigung des Urteld ald Publikation ge 
gen Abweſende SL 

Verleger, Verlagsrecht, Begriff 330. — Name 
und Wohnort anf nadhgedrudten Schriften 

Verleumdung durch falſche, aber nicht wider 
—— Wiſſen —— Anſchuldigung bei Ber 

nvendbarkeit des $. 154. auf 

* 


— der Urtel, Strafbefugniß in folge 
derjelben GO 5, 


Verpfändung, ala Form der Unterſchlagung 

Verfiherung, unzuläffige Mebrliqnidatien bes 
Brandſchadens 

Verfuc, ſtrafrechtliche Grundſähe über denſelben 

— dei Hochverraths durch die 66. G2 f. 

bezeichneten Vorbereitungsbandlungen A _ 
verfuchte Verleitung zum Meineid 214 f. — 
Brandftiftung durch Sachen, welche geeignet * 
das Feuer andern mitzutheilen der Meu⸗ 


terei durch ———— Ausbruch — ber 
Vergiftung 259 f. — des qualifizirten Betrugs 
— Zrageſtellun 


Vertbeidiger, fuccefie Rereinigum ung des Amts 
des Staatsanwalts und des idigers in der 
jelben Sache — Erklärung deifelben über das 
Zugeſtaͤndniß des Angeklagten vor dem Schwur- 
gericht Z6L — befondere Vorladung des Ver. 
tbeidigerd des nicht verbafteten Angeklagten in 
1. Inttanz 546. — Auskultatoren als Verthei- 
diger, Ve epalifinung der Nichtigkeitsbeſchwerden 
durch fie 

Verträge, aweijeitige im zwei Exemplaren, die 
von je einem der Een volljogen find, 
Stempelpflichtigfeit i Fheit An- 
alphabet it 240. 

Verzicht auf Ehebruchsbeſtrafung nur biö zum 
eriten Urtel in der Unterfuchung — Their 
lung des Verzichts 

Vollmakbt, Stempelbflictiafeit derfelben in Un- 


— gen 

ebalt anderweiter Verfolgung, wenn bereits 
die Anklage das eventuelle chen enthalt 

— Beichränfung der ferneren Unterſuchung 

auf den Inhalt der Vorbehalts 374 

Vorb ereitungsbandlungen des Hocverratbä 
im Sinne der 68. 2 F. als Verfuce deffelben GE f. 

— eines Vabrechens im Sinne daB ©. 


— wenn ein 


— öffentliche, im Kontumazialverfabren 
— in der Vorunterfuchun 


rg: im —— Stellung als In⸗ 


quirent 4f. — Verbör des Angeklagten If. — 
Beſtimmung über die Vereidigung ber ‚Bengen 
ohne Konkurrenz des Gerichtshofes m 
onliche Meinungsäußerung im Refüme 

lehrungen — Reſume bei Uebergabe der 


er en inleitende Daritellung der Sache 
eginn der Verhandlung SOG. — Mitglied des 
— als Vorſihender des nr 


Vorfigender in der Rheinprovinz 
Borfteher der Geſchworenen, we der Fra⸗ 
gen bei Verkündigung des Verd 


Sach » Regifter. 


VBorunterfubun — Vollziehung bes 
Beſchluſſes über die Eröffnung durch den Unter» 
oc ing allein 544. — Nothwendigkeit der 

Abweſender in der Beranteriudung 
* —* in den Anklageſtand 

Feſtſtellung des Thatbeſtandes der Vergiftung in 

der Vorunterſuchung f. — ſ. Unterſuchungs · 

richter. w 


Wahnſinn, verſteckter f. 
Warnung bei der Vorladung 
Wechſel, lern — eigene Ordre, Zeitpunft 2. 
Stempelpflictigfei — traffirter überhaupt 
— Fe wegen -Wechielfälihung 


f. 
Wehjelformular mit Uccept, umbefugte Aus- 
füllung ald Urkundenfälfhung 
Witerfepliceit gegen Forſt « und —— 
Umfang des dadurch gewährten Schutzes 
Widerftand mit Gewalt gegen Beamte, bei einer 
Exelution ohne Auftrag — in fällen, we 
die Amtshandlung zugleich eine Befigftörung ent- 
bält — gegen Amtshaudlungen, die ohne 
die befonderen dafür vorgefchriebenen Formen vor- 
genemmen werben — mittelbare oder un- 
mittelbare gewaltſame Hinderung 
—— Verhütung durch — dei Wil. 
des als Jagdvergehen 
egriff der Gewobnbeitsmäfigkeit _ 
bes verfleideten ZUE. — Nothwendigkeit der ihrift- 
En ‚gm der Verfleidung 849. —Frageſtellung 


ent beim Banterutt, un 
fordermß 300 f. — Rablungäverweigerung als 


Vernebmung und Vereidigung in der Bor. 
— — sich ——— 
mehrerer einei eu 
turch Verfchtweigen uf 


niſſes — Meineid durd fat a ei 

tung der Generalfragen Verweigerung 

dei Joint über eigne Schande — über 

das Bekenntniß ftrafbarer Handlungen _ 

Belanntmahung der geladenen Ber und Ent 

—* an den Angeklagten 84. — 
ung der Zeugen 


"Reugniffe, ————— Ktreisprüfunge-Nom- 


miſſionen al& Urkun 
— — Kompetenz bes Richters jur 
‚der —— der Waaren mit Rüd- 
ſicht ja ie Höhe der Strafe — durch 
hd Verberqung der Gegenftände dei Trand- 


8 B bes Antritts * 
seen N Unchetmsenheft auf biefelbe 


QJurebnungsfähigkeit, verſtedter Wahnfinn 
f. — befondere frage auf Antrag des Mit 
—e in Beziehung auf den Hauptange 


gefohfrage über erſchwereude Umftände 93. 
wan ttel zur Abgabe von Erklärungen, 


Unguläffigkeit auch bei Zengen 
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